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Die  Wiederherstellung  der  katholischen  Hierarchie  in  England. 
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IV,  Zweite  Unterhandlung. 

Cardinal  FrausoDi,  der  damalige  Präfect  der  Propaganda,  nahm 
Dt.  miatborue  mit  der  Versicheruug  auf,  er  wünsche  nichts  sehnli- 
cher als  einmal  von  Mund  zu  Mund  die  englischen  Angelegenheiten 
XU  besprechen.     In  langer  und  eingehender  Unterhaltung  setzte  dann 
Se.  Eminenz  die   Schwierigkeiten   und   Unsicherheiten  auseinander, 
welche  der  Besetzung  der  Vicariate  sich  in   den  Weg  stellten,  ein 
Haupthinderniss ,  wie  er  sagte,  f&r  die  Behandlung  der  Frage  der 
Hierarchie.    Am  folgenden  Tage  erklärte  Msgr.  JBamabo,  der  Se- 
cretär  der  Propaganda,  dem  ihn  in  Begleitung  Dr.  Qrant*8  besuchen- 
den Prälaten,  offen,  mit  der  ihm  eigenen  Gewandheit  und  Energie 
die    Frage    der    Hierarchie   sei    vertagt    worden,    weil   man    sich 
über  die  Person  eines  zukünftigen   Erzbischofs  nicht  habe  einigen 
können.    Bischof  Wiseman  war  noch  nicht  zum  apostolischen  Vicar 
des  Londoner  Districtes  ernannt ;  er  war  nur  erst  Provicar  und  hatte  also 
ein  rein  provisorisches  Amt.    Man  dachte  daran,  den  bejahrten  und 
ehrwürdigen  Bischof  Walsh  aus  dem  Centraldistricte  in  den  Londo- 
ner zu  versetzen,  in  der  Absicht,  ihn  zum  ersten  Erzbischof  zu  ma- 
chen und  ihm  Bischof  Wiseman  als  Goadjutor  beizugeben.     Allein 
Bischof  Walsh  wehrte  sich  dieser  neuen  und  schweren  Last  und  hatte 
den  apostolischen  Stuhl  gebeten,  ihn  in  Frieden   in  seinem  alten 
Districte  zu  lassen.    Auch  musste  man  Bedenken  tragen,  gegenüber 
den  älteren  Bischöfen  einem  noch  s<^  jungen  Prälaten  wie  Wiseman 
das  Amt  eines  Erzbischofs  zu  übertragen. 
»  Und  hier  möchte  wohl  das  Qeheimniss  der  oben  mitgetheilten 

räthselhaften  Worte  Qregor's  XVL  an  Dr.  Wiseman  von  dem  noch 
der  Wiederaufirichtung  der  Hierarchie  entgegenstehenden  Hindernisse 
zu  lösen  sein,  dasselbe  bestand  nun  nicht  mehr.  Der  jüngst  von  Born 
abgereiste  Vicar  des  Londoner  Districtes  war  ein  fVommer  und  thä- 
tiger  Prälat,  höchst  eifrig  in  der  Ausübung  seines  Amtes  und  im 
Besitze  des  vollen  Vertrauens  seines  Klerus.  Aber  er  hatte  lange 
^  Jahre  an  einer  weit  entlegenen  Stelle  gewirkt  und  es  fehlte  ihm  an 

jener  Elastieität  des  Charakters  und  jenem   weiten  übersichtlichen 
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Blick,  welche  für  den,  der  die  leitende  Stelle  in  der  Entfaltung 
und  Führung  der  neuen  kirchlichen  Ordnung  der  Dinge  einnehmen 
sollte,  ein  unerlässliches  Erforderniss  waren.  Kom  hatte  nun  für  die 
Auswahl  einer  so  qualiiicirten  Persönlichkeit  freie  Hand. 

Schon  hatte  der  Papst  eine  Special-Congregation  von  sieben 
Gardinälen  zur  Discussion  und  Entscheidung  der  Frage  der  englischen 
Hierarchie  eingesetzt  und  Msgr.  Barnabo  stellte  eine  Sitzung  die- 
ser Congregation  für  Anfangs  Juni  in  Aussicht,  wofern  nur  ein  der 
Congregation  genehmer  Plan  zur  Wiederbesetzung  des  Londoner- 
und  des  Central- Vicariates  vorläge,  zu  dessen  Ausarbeitung  Dr.  ülla- 
thorne  alle  Vollmachten  hatte.  Man  musste  alle  Empfindsamkeiten 
durch  Berufung  eines  jüngeren  Bischofs  auf  die  Stelle,  welche  der 
zukünftige  Erzbischof  einnehmen  sollte,  vermeiden.  Bischof  Wisenian 
konnte  immerhin  als  Coadjutor-Bischof  Walsh's  im  Londoner  Districte 
verbleiben  und  dann  ein  neuer  Vicar  für  den  Centraldistrict  geweiht 
werden.  Die  Frage  nach  der  Besetzung  des  Norddistrictes  war  eine 
davon  gan?  unabhängige  Frage  und  konnte  leichter  für  sich  allein 
entschieden  werden. 

Die  definitive  Besetzung  der  vacanten  Vicariate  musste  noth- 
wendig  jeder  entscheidenden  Verhandlung  über  die  Hierarchie  auch 
aus  dem  Grunde  vorausgehen,  weil  man  es  für  passend,  wenn  nicht 
gar  noth wendig  erachtet  hatte,  bei  der  Herstellung  der  Hierarchie 
mit  der  Umwandlung  der  Vicariate  in  Titularbisthümer  zu  begin- 
nen, so  dass  die  Continuität  des  bischöflichen  Amtes  in  der  Person  der 
Vicare,  die  nun  Ordinarien  wurden,  strenge  gewahrt  bliebe,  indem  die 
bisherige  Stellung  der  Vicare  nur  vervollkommnet  und  gehoben  wurde. 

Der  weitere  Plan,  den  so  zu  Ordinarien  gemachten  englischen 
Prälaten  selbst  die  weiteren  Anordnungen,  besonders  auch  die  weitere 
Theilung  der  bestehenden  Vicariate  in  mehrere  Diöcesen,  zu  über- 
lassen, fand  nicht  ganz  die  Billigung  Msgr.  Barnabo's,  welcher  viel- 
mehr den  mit  allen  nothwendigen  Vollmachten  versehenen  Dr.  Ulla- 
thorne  beauftragte,  eine  diesen  Punkt  behandelnde  Denkschrift  far 
dieCardinäle  auszuarbeiten.  Msgr.  Baniabo  verfehlte  nicht  zugleich 
nochmals  einzuschärfen,  dass  für  die  Cardinäle  der  Congregation 
besonders  eine  befriedigende  Besetzung  der  vacanten  Vicariate  einen 
grossen  Theil  der  noch  bestehenden  Schwierigkeiten  lösen  und  die 
Special-Congregation  für  Anfang  Juni  möglich  machen  werde. 

Dr.  Ullathorne  entledigte  sich  des  Auftrages  durch  zwei  von 
ihm  entworfenen ,  von  Dr.  Grant  sofort  ins  Italienische  übertragene 
Denkschriften,  deren  erste  die  schwierige  Besetzung  der  Vicariate  be- 
handelte.   Bischof  Walsh,  heisst  es  in  derselben,  sei  ein  ebenso  durch 
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seine  Jahre,  wie  seine  Togenden  ehrwürdiger  Prälat,  geachtet  und 
geliebt  you  seinen  CoIIegen  und  gefeiert  för  die  vielen  und  grossen 
W^ke,  welche  er  in  den  21  Jahren  seiner  bischöflichen  Amtsführung 
ausgeführt.    Aber  mit  den  zunehmenden  Jahren  seien  auch  Schwä- 
chen und  Krankheiten  gekommen,  welche  ihn  wenig   geneigt  mach- 
ten ,  eine  neue  und  schwere  Last  auf  sich  zu  nehmen   und  das  in 
einem  Amte,  dessen  Arbeiten  ihm  nicht  vertraut  wären  und  für  wel- 
ches er  seine  Kräfte  nicht  gewachsen  hielt.    In  der  That  wünsche 
er  seit  längerer  Zeit  nur  die  Gewährung  der  Erlaubniss,  die  Sorgen 
seines  Amtes  einem  Anderen  zu  übertragen  und  den  Best  seiner  Tage 
in  Frieden  und  Einsamkeit  zu  verbringen.    Seine  grossen  Verdienste 
und  die  langen  Jahre,   welche  er   unter  den  apostolischen  Vicaren 
als  ihr  Senior  zugebracht,  hätten  deren  Achtung  und  Liebe  sowohl 
in  ihren  Versammlungen  und  gemeinsamen  Acten,  als  in  ihren  ein- 
heitlichen Beziehungen  zum  apostolischen  Stuhl,  auf  ihn  ganz  be- 
sonders hingelenkt.    Dessbalb  würden  die  Bischöfe  in  seiner  Ernen- 
nung for  London ,  welche  die  Vorstufe   einer   noch    höheren  Würde 
sein  solle,  nur  die  Fortsetzung  und  die  Verwirklichung  jener  Auto- 
rität sehen,  mit  welcher  sie  in  ihm  stets  den  Senior  der  apostolischen 
Vicare  verehrt  hätten.  '  Auf  diese  Weise  würden  auch  alle  Empfind- 
liehkeiten  vermieden  und  die ,   welche   seit  vielen  Jahren   mit   ihm 
die  Hitze  und  Last  des  Tages  im  Weinberge  ihres  Herrn  und  Meisters 
getragen,  würden  dankbar  ihre  apostolischen  Arbeiten  in  seiner  Per- 
son durch  die  Approbation  des  Oberhauptes  der  Kirche  gekrönt  sehen. 
Man  dürfe  indess  nicht  ausser  Augen  lassen,  dass  das  bereits 
vorgerückte  Alter  des  Prälaten  und  die  damit  verbundenen  Schwä- 
chen ihm  weder  lange  öffentliche   Functionen  erlaubten,   noch  an- 
dauernde  Aufmerksamkeit   auf  die  öfientlichen  Qeschäfte    möglich 
machten,  so  dass  falls  die  Cardinäle  seine  Erhebung  für  gut  fänden, 
die  Nothwendigkeit,  ihm  einen  Coadjutor  zu  geben,  sich  von  selbst 
herausstelle,  um  so  mehr,  als  er  schon  seit  dem   Jahre  1840  einer 
solchen  Hülfe  sich  erfreue. 

Würden  die  Eminenzen  diese  Anordnung  dem  Papste  zur 
Annahme  empfehlen,  so  würde  es  sich  als  nothwendig  herausstellen, 
zugleich  auf  einen  Coadjutor  Bedacht  zu  nehmen ,  welcher  vielleicht 
schon  nach  ganz  kurzer  Zeit  im  Stande  sein  werde ,  die  Ver- 
antwortlichkeit sowohl  für  die  Londoner  Diöcese,  als  für  die  mit  dem 
Amte  eines  Erzbischofs  verbundenen  Pflichten  zu  übernehmen.  Auf 
Grund  einer  detaillirten  Darstellung  der  Eigenthümlichkeiten  des 
Londoner  Districtes  und  der  besonderen  Pflichten  des  dortigen  apo- 
stolischen Vicars,  Pflichten,  welche  über  die  der  anderen  Vicare  noch 
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hinansgeben ;  nach  Darlegnng  der  besonderen  Eigenscbafken ,  welche 
ein  Erzbiscbof  in  England  notbwendig  zn  einer  wirksamen  Anitsfüh- 
ning  bedürfe,  wird  dann  zn  dieser  Stelle  Bischof  Wiseman  in  Vor-^ 
schlag  gebracht.  Seine  seltene  wissenschaftliche  Bildung,  sein  Ruf 
als  Gelehrter,  sein  umfassender  Blick,  die  Thatsache,  dass  er  bereits 
provisorisch  im  Londoner  Districte  angestellt  sei,  wurde  es  als  eine 
Erniedrigung  seiner  Stellung  erscheinen  lassen  ^  wollte  man  ihn  nun 
entfernen.  Das  sei  keine  Belohnung,  ebenso  wenig  far  die  Verdienste, 
die  er  sich  durch  so  viele  guten  Werke  erworben,  die  er  dort  bereits 
gegründet,  far  die  neuen  Missionen,  die  er  geschaffen,  fär  den  neuen 
Aufschwung,  den  er  dem  ganzen  Missionswerke  verliehen,  als  für  die 
siebenjährigen  Dienste,  welche  er  als  Coadjutor-Bischof  Walsh's  im 
Centraldistricte  geleistet. 

Möge  man  nun  aber  auch  Bischof  Walsh  in  dem  Centraldistricte 
belassen  oder  ihn  nach  London  transferiren,  in  dem  einen  Falle  be- 
dürfe der  Centraldistrict  eines  Coadjutors,  in  dem  andern  eines  neuen 
apostolischen  Vicars.  Und  aus  den  drei  von  den  Bischöfen  dem 
apostolischen  Stuhle  unterbreiteten  Namen  bezeichnet  die  Denkschrift 
am  Schlüsse  einen,  welchen  die  besten  Zeugnisse  der  drei  Bischöfe 
Wareing,  Walsh  und  Wiseman  übereinstimmend  als  den  geeignetesten 
Candidaten  bezeichnen. 

Die  aweüe  Denkschrift  Dr.  üllathorne's  behandelte  gewisse 
Präliminarfiragen ,  welche  der  Wtedereiniheüung  der  Vicariaie  in 
mehreren  Diöcesen  vorausgehen  mussten.  Zunächst  betonte  dieselbe 
die  Vorsicht,  mit  welcher  man  die  Frage  nach  der  Sustentation  einer 
vermehrten  Anzahl  von  Bischöfen,  und  zugleich  die  Nothwendigkeit  in 
Betracht  ziehen  müsse  bei  jeder  neuen  Tbeilungder  Vicariate  diese  Frage 
wiederum  in  Erwägung  zu  ziehen.  Gegenwärtig  lebten  schon  einige 
Bischöfe  in  wirklicher  Armuth ,  während  der  grössere  Theil  kaum 
das  Nothwendige  zur  Bestreitung  der  unumgänglichen  Ausgaben  habe. 
Die  Verkleinerung  der  Diöcesen  würde  die  Verminderung  des  per- 
sönlichen Einkommens  der  Bischöfe  für  die  nächste  Zeit  mit  sich 
bringen.  Die  Schwierigkeit  der  Sustentation  wenigstens  far  einige 
Jahre  würde  genau  mit  der  Zahl  der  zu  errichtenden  Stühle  und 
mit  der  Schnelligkeit  ihrer  Besetzung  wachsen. 

Eine  zweite  Schwierigkeit,  die  zu  beseitigen  sei,  bestehe  darin, 
die  hinreichende  Anzahl  von  competenten  Männern  zur  Besetzung 
der  neuen  Stühle  zu  finden,  um  so  mehr  als  die  Prüfung  der  dazu 
erforderlichen  Eigenschaften  Zeit  erfordere.  Der  englische  Klerus 
bilde  einen  noch  engbeschränkten  Ereis,  in  dem  Viele  zu  jung,  An- 
dere zu  bejahrt.  Andere  wiederum  nicht  eingeborene  Engländer  seien. 
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In   den  allerletzten  Jahren  sei  zndem  eine  sehr  grosse  Anzahl  von 

Bischöfen  für  England  und  die  englischen  Colonien  aus  seiner  Mitte 

genommen  worden.    Auch  seien  andere  hl^cbst  einflnssreiche  Stellen 

ebenso  immerfort  zu  besetzen,  wie  Bisthümer;   und  endlich  sei  eine 

grosse  Reihe   der  tüchtigsten   und   branchbarsten  Priester  in  den 

letzten  Epidemieen  in  ErffiUung  ihrer  Pflichten  vom  Tode  weggerafft 

worden. 

Auf  der  anderen  Seite  aber  könne  man  unmöglich  in  Abrede 
stellen,  dass  die  Vervielfältigung  dar  Mittelpunkte  bischöflicher  Energie 
und  Amtstbätigkeit  die  Kräfte  der  Kirche  sehr  stärken  würde,  in* 
dem  darch  sie  eine  grössere  Wirksamkeit  in  die  Verwaltung  der 
Crchen  gebracht,  der  Klerus  in  seinem  Wirken  aufs  neue  befestigt 
und  gehoben  und  die  Laien  zur  frommen  Mitwirkung  herangezogen 
wfirden.  Würde  man  aber  jetzt  schon  eine  grosse  Vermehrung  der 
Diöe^en  ins  Auge  fassen  in  der  Absicht,  dieselben  nach  und  nach 
za  besetzen  und  einige  derselben  in  der  Zwischenzeit  durch  die  Bi- 
schöfe der  anstossenden  Diöcesen  verwalten  lassen,  so  würden  solche 
Administratoren  gegen  die  nur  zu  natürliche  Versuchung  auf  der 
Hat  sein  müssen ,  die  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Hülfsquellen 
auf  ihre  eigenen,  ihnen  zunächst  stehenden  Diöcesen  zu  yerwenden 
und  so  könnten  leicht  den  ihrer  aussergewöhnlichen  Verwaltung  un- 
terstehenden Diöcesen  sehr  ernstliche  Nachtheile  erwachsen.  Viel- 
leicht sei  es  der  beste  Plan ,  gegenwärtig  eine  massige  Zunahme  in 
der  Zahl  der  Diöcesen  eintreten  zu  lassen  und  ihre  Gircumscriptionen 
in  Hinsicht  auf  die  Sustentationen  nach  der  Zahl  der  Katholiken^ 
und  nach  ihrer  relativen  Ausdehnung  in  Hinsicht  auf  die  Wirksam- 
keit d^  Verwaltung  zu  bestimmen. 

Dann  legte  die  Denkschrift  der  Congregation  nahe ,  dass ,  da 
ihr  Verfasser  von  allen  englischen  Bischöfen  autorisirt  sei,  in  deren 
Namen  zu  handeln  und  alle  schwebenden  Fragen  bei  dem  heiligen 
Stuhle  zu  erledigen ;  da  derselbe  deren  gemeinsame  Instructionen  be- 
sitze ,  sowie  deren  persönliche  Gesinnungen  kenne  und  theile ,  der- 
selbe Torbereitet  sei ,  wenn  die  heilige  Congregation  dies  wünsche, 
ihr  einen  Entwurf  zur  Vertheilung  der  Vicariate  in  eine  vermehrte 
Zahl  Ton  Diöcesen  vorzulegen.  Ja  derselben  wage  es,  der  heiligen 
Congregation  die  folgende  Art  des  Vorgehens  zu  empfehlen:  zuerst 
sollten  die  bestehenden  Vacanzen  besetzt,  dann  die  so  in  ihrer  Zahl 
vervollständigten  Vicariate  in  Titularbisthüroer  umgewandelt  werden ; 
endlich  sollten,  nach  einem  für  die  Gonsolidation  der  so  beschlossenen 
neuen  Ordnung  der  Dinge  hinreichenden  Zwischenräume,  die  neuen 
Diöcesen,  welche  man  fär  die  Zwischenzeit  unter  dieselbe  Verwaltung 
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wie  vorher,  gestellt,  ihre  eigeoen  Bischöfe  erhalten.  Dieser  Theil 
der  Denkschrift  schloss  mit  der  eindringlichen  Bitte  an  die  Congre- 
gation  von  Seiten  aller  Glassen  der  englischen  Katholiken,  ihren 
einstimmigen  Wunsch  und  ihrer  geroeinsamen  Bitte  um  das  un- 
schätzbare Gut  einer  hierarchischen  Verwaltung  zu  willfahren;  ohne 
dieselbe  wurden  die  Unruhen  und  die  Besorgnisse  verewigt  und  überdies 
der  Zweifel,  die  Dngewissheit  und  die  Erwartung,  in  welcher  sie  alle 
lebten ,  nur  genährt ;  die  englischen  Katholiken  erstrebten  in  der 
Herstellung  ihrer  Hierarchie  nichts  als  das  sichere  Unterpfand  för 
ihren  Frieden  und  ihre  Kraft. 

Dann  ging  die  Denkschritt  auf  die  Rechte  und  die  Ansprüche 
des  niederen  Klerus  über,  welche  die  apostolischen  Vicare  nicht 
übersehen  hätten.  Im  Gegentheile  ,  die  apostolischen  Vicare  seien 
von  dem  ernstesten  Wunsche  beseelt,  den  niederen  Klerus  an  allen 
den  Privilegien  Theil  nehmen  zu  sehen,  welche  der  Friede  und  die 
Wohlfahrt  der  Keligion  und  die  gute  Ordnung  der  kirchlichen  Dis- 
ciplin  erlaubten  und  wünschenswerth  machten.  In  den  beiden  letz- 
ten Versammlungen  der  ^Bischöfe  habe  die  Lage  des  niederen  Klerus 
ihre  AuAnerksamkeit  ernst  und  andauernd  beschäftigt,  und  es  unter- 
liege  gegenwärtig  der  Entscheidung  der  heiligen  Gongregation ,  ob 
dieser  Gegenstand  als  einer  der  ersten  der  Discussion  und  Entschei- 
dung der  ersten  Provinzialsynode  zuzuweisen  wäre.  Auf  dersel- 
ben solle  der  Klerus  eine  berathende  Stimme  haben  und  selbst  den 
Geist  kennen  lernen,  der  die  Biscliöfe  gegen  ihn  beseele.  Es  sei 
nun  Sache  der  heiligen  Gongregation  darüber  zu  entscheiden,  ob  ent- 
weder die  Bischöfe  zuerst  eine  darauf  bezügliche  Vorlage  der  Er- 
wägung des  apostolischen  Stuhles  unterbreiten  sollten,  oder  ob  die 
Gongregation  es  nicht  förderlicher  erachte,  selbst  die  Regeln  und 
Principien  anzugeben  ,  welche  die  Bischöfe  dabei  zu  leiten  hätten, 
oder  ob  der  Verfasser  der  E^enkschrift  den  Eminenzen  die  Ansich- 
ten der  Bischöfe  in  Bezug  auf  die  Rechte  und  die  zukünftigen  Pri- 
vUegien  des  Klerus  darlegen  soUe. 

Am  2.  Juni  überreichte  Dr.  Ullathorne  Msgr.  Barnabo  die 
beiden  Denkschriften  und  erfuhr,  dass  letzterer  aus  einigen  Unter- 
redungen mit  dem  Papste  und  einigen  Gardinälen  den  Eindruck 
empfiangen  habe ,  als  löse  der  Plan ,  Bischof  Wiseman  mit  Bischof 
Waish  nach  London  zu  versetzen,  alle  Schwierigkeiten.  Und  da 
Dr.  Ullathorne  ferner  hörte,  der  Papst  habe  Msgr.  Barnabo  ersucht, 
die  Gongregation  so  bald  als  möglich  abzuhalten,  erbat  und  erhielt 
der  englische  Unterhändler  die  Erlaubniss ,  der  Gongregation  eine 
dritte  Denkschrift  über  die  Frage  der  Tüel^  d,  h.  über  die  Frage, 
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ob  die  Titel  der  Bischöfe  die  wieder  zu  erneuernden  der  alten  Bis- 
thüioer  oder  ganz  neue  sein  sollten ,  zu  unterbreiten.  Dr.  Grant 
und  Dr.  üllathome  machten  dann  noch  dem  Präsidenten  der  Con- 
gregation ,  dem  Cardinal-Prftfecten  Pransoni ,  sowie  dem  Cardinal 
Altieri  ihre  Aufwartung  und  baten  dringend  um  Beschleunigung  der 
Angelegenheit.  Cardinal  Fransoni  gab  zu  verstehen,  es  sei  durch- 
aus oncanoniseh  und  nnthunlich ,  in  denselben  BisohAfen  die  Attri- 
bate  eines  apostolischen  Yicars  mit  denen  eines  Ordinarius  zu  yer- 
einigen,  wie  einige  gerathen  hatten.  Die  englischen  Bischöfe  mdss- 
ten  entweder  d&s  Eine  oder  das  Andere  sein ;  darum  brauche  die 
Continuitftt  ihres  Arotes  nicht  unterbrochen  zu  werden.  In  der  That 
hatte  Benedict  XIV.  in  der  Bulle  Apostolicutn  ministerium,  welche 
die  Autorität  der  apostolischen  Vicare  in  England  regulirte,  schon 
bestimmt,  dass  dieselben  in  ihren  Districten  dieselbe  Gewalt  und 
Autorität  besitzen  sollten,  wie  die  Ordinarien  in  ihren  Diöcesen,  und 
zwar  unbeschadet  der  ihnen  noch  speciell  zugesprochenen  Vollmach- 
ten, und  der  Unterschied  würde  also  nur  der  sein ,  dass  die  Ge- 
walt und  Autorität  der  Ordinarien  jetzt  dauernde  und  ihnen  inhä- 
rirende  Bechte  worden,  während  die  besonderen  Vollmachten  auch 
fernerhin,  wie  bisher,  von  dem  apostolischen  Stuhl  gewährt  würden. 

Die  nächste  und  dringendste  Angelegenheit  blieb  die  Besetzung 
des  Norddistricts.  Unter  den  der  Propaganda  vorgelegten  drei  Na- 
men wies  darum  Dr.  Ullathoijie  noch  einmal  nachdrücklich  auf  den 
dee  Missionspriesters  William  Hogarth ,  als  eines  Mannes  von  ener- 
gischem Charakter  hin,  der  eine  lange  Reihe  von  Jahren  wegen  seiner 
Geschäftstüchtigkeit  Generalvicar  zweier  nach  einander  folgenden  Bi- 
schöfe gewesen  war  und  augenblicklich  den  District  verwaltete. 
Sein  späterer,  erfolgreicher  und  segensvoller  Episoopat  rechtfertigte 
die  damals  auf  ihn  gefallene  Wahl. 

Unterdessen  schienen  innere  und  äussere  Schwierigkeiten  den 
Fortgang  der  Verhandlungen  aufs  neue  beeinträchtigen  zu  wollen. 
Wiederum  wurde  den  englischen  Prälaten  von  ihren  eigenen  Priestern 
und  Laien  Schwierigkeiten  bereitet.  Als  diese  neuen  Schwierigkeiten, 
welche  nicht  ohne  Einfluss  auf  den  Fortgang  der  Verhandlungen 
waren  ,  bezeichnet  Dr.  Üllathome  mehrere  Appellationen  von  Mis- 
sionspriestem  gegen  ihre  apostolischen  Vicare ,  dann  aber  und  be- 
sonders eine  förmliche  Anklage  gegen  zwei  hervorragende  Mitglieder 
des  englischen  Episcopates.  Ueber  letzteren  Fall  berichtet  Dr.  ülla- 
thome (a.  a.  0.  p.  44  f.)  folgendes:  »Es  befand  sich  damals  ein 
wohlbekannter  Priester,  von  ausgezeichneten  Fähigkeiten  und  von 
grosser  Popularität  wegen  seiner  Herzensgüte,  in  Born,  der  aus  to- 
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taler  ünbekanntschaft  mit  den  Forderungen  des  kirchlichen  Rechtes 
und  gegen  alle  Etikette  und  alles  Herkommen ,  an  den  Papst  per- 
sönlich Briefe  adressirte,  in  denen  er  einen  Pr&laten  von  hervorra- 
gender Orthodoxie  der  Häresie  und  einen  anderen,  dessen  edler  Sinn 
weltbekannt  war,  einer  ganzen  Reihe  von  Ungerechtigkeiten  anklagte, 
ein  Vorgehen,  welches  tiefe  Entrüstung  bei  den  römischen  Behörden 
wach  rief.  Es  muss  indessen  hier  schon  erwähnt  werden ,  dass  er 
in  einer  späteren  Lebensperiode  alles,  was  in  seinen  Kräften  stand, 
that,  um  das  begangene  Unrecht  wieder  gut  zu  machen.  Aber  das 
war  noch  nicht  alles.  Aus  reiner  Qüte  und  in  der  Absicht  ihm 
einen  Beweis  der  wirklichen  Qesinnungen  zu  geben,  welche  die  Bi- 
schöfe gegen  den  Klerus  belebten ,  hatte  ich  (Dr.  Ullathorne)  ihm 
die  Stelle  in  meiner  Denkschrift  mitgetheilt,  welche,  yon  dem  Wunsche 
der  Bischöfe  bezeugte,  auch  den  Klerus  an  den  Privilegien  der 
Hierarchie  Theil  nehmen  zu  lassen.  Auf  diese  Mittheilung  hin 
schrieb  er  einen  ganz  aussergewOhnlichen  Brief  an  die  Propaganda, 
worin  er  die  heilige  Congregation  beschwor ,  den  apostolischen  Vica- 
ren  doch  ja  nicht  die  Rechte  der  Ordinarien  zu  gewähren ,  bevor 
die  Missionspriester  die  ihnen  zustehenden  Rechte  erhalten,  »sowie 
sie  dieselben  gewohnheitsmässig  vor  der  gegenwärtigen  Generation 
der  apostolischen  Yicare  immer  besessen  hätten;  sonst  würden  die 
letzten  Dinge  des  niederen  Klerus  schlimmer  als  die  ersten.€  Die- 
ser ungehörige  Weg,  die  Ordnung  des  canonischen  Verfahrens  bei 
Seite  zu  lassen,  mochte  noch  so  lächerlich  sein ,  sie  erregte  natur- 
gemäss  grosses  Missfallen.  Es  war  in  der  That  tief  zu  beklagen, 
dass  der  treffliche  Klerus  der  englischen  Mission  in  jenem  kritischen 
Momente  so  unglücklich  repräsentirt  war.  Und  doch  waren  alle 
diese  peinlichen  Vorfälle  in  ihrer  Art  nur  wieder  ein  neues  Argu- 
ment, ein  frischer  Beweis  von  der  Nothwendigkeit  hierarchischer  Ord- 
nung und  canomscher  Leitung.c  Zu  diesen  misslichen  Erörterungen 
kam  noch  die  wachsende  Aufregung  und  Unordnung  in  Rom. 

Rom  gerieth  täglich  mehr  in  Aufruhr;  die  Revolution  drängte 
sich  dem  noch  ruhigen  und  sittlichen,  aber  auch  furchtsameren 
Theil  der  römischen  Bevölkerung  täglich  mehr  auf.  Mordthaten 
wurden  in  der  Absicht«  die  Behörden  einzuschüchtern  und  die  Un- 
ordnung ungestraft  zu  verbreiten ,  begangen.  Ein  englischer  Prie- 
ster, welcher  es  wagte,  einen  von  der  Mordbande  angefallenen  ita- 
lienischen Priester  zu  verth eidigen ,  wurde  lebensgefährlich  verwun- 
det Der  Bischof  von  Natchez  wurde  alsbald  nach  seiner  Ankunft 
auf  dem  Gorso  am  hellen  Tage  voü  dem  PObel  angefallen  und  ret- 
tete sein  Leben  nur  durch  schleunige  Flucht  in  einen  offen  stehen- 
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den  Laden.  Der  Krieg  zwischen  Piemont  und  Oesterreich  stand 
bevor  nnd  die  jungen  Mannschaften  in  Rom  wurden  unter  dem  bi- 
schen Yorwande,  sie  sollten  ftbr  den  Papst  kämpfen,  eingezogen  und 
gingen  nach  dem  Kriegsschauplätze  ab.  Die  öffentlichen  Demon- 
strationen folgten  sich  in  steigernder  Aufregung.  Die  Bürger  thaten 
sieb  in  Abtheilungen  von  Nationalgarden  zusammen  und  paradirten 
in  allen  Strassen.  Selbst  aus  Kindern  wurden  nationale  Corps  ge- 
bildet; in  eine  bunte  Uniform  gesteckt,  spielten  sie  militärische 
üebnngen.  ,  Die  revolutionäre!*!  Clubs  Hessen  das  Volk  gar  nicht 
mehr  zur  Ruhe  und  Besinnung  kommen.  Unter  solchen  Umständen 
muss  man  die  Ruhe  und  die  feste  Zuversicht  des  apostolisohen 
Stahles  gesehen  und  bewundert  haben,  der  inmitten  dieser  endlosen 
Unrufien  und. des  aufregenden  Lärmes  Zeit  fand,  sich  den  Angele- 
genheiten der  allgemeinen  Kirche  zu  widmen,  sich  selbst  mit  Fra- 
gen von  so  aussergewöhnlichem  Charakter,  wie  die  der  englisclien 
Hierarchie,  so  zu  beschäftigen,  als  ob  in  der  Papststadt  die  gewohnte 
Rohe  herrsche.  Allein  in  Bezug  auf  die  grossen  Angelegenheiten 
der  Kirche  bringt  nichts  den  heiligen  Stuhl  um  seinen  Gleicbmuth. 

Am  5.  Juni  wurde  Dr.  Ullathorne  vom  Papste  in  besonderer 
Audienz  empfangen.  Mit  achtungsvoller  Güte  sprach  der  heilige 
Vater  von  den  apostolischen  Vicaren  Englands,  und  Dr.  Ullathorne 
benutzte  die  Gelegenheit,  dem  heiligen  Vater  eine  von  allen  Bischö- 
fen unterzeichnete  Denkschrift  zu  überreichen ,  in  welcher  bis  in*s 
Einzelnste  die  Schwierigkeiten  dargestellt  waren ,  unter  denen  die 
Bischöfe  litten,  und  in  welcher  sie  den  Papst  in  ernstlichster  und 
bewegendster  Sprache  beschworen ,  diesen  Uebelständen  endlich  das 
einzige  Heilmittel  zu  bringen,  welches  hier  helfen  könnte,  die  her- 
gestellte Hierarchie.  Im  Laufe  der  Unterhaltung  setzte  der  Papst 
die  Ursachen  der  Verzögerung  auseinander,  und  betonte  ganz  be- 
sonders die  Schwierigkeiten ,  die  unter  den  englischen  Bischöfen 
selbst  entstanden  seien ,  und  welche  die  eingehendste  Prüfung  er- 
heischten. Er  hoffe  noch  immer  die  Bulle  bald  publicirt  zu  sehen. 
Und  als  Dr.  Ullathorne  auf  die  ernsten  Nothstände  hinwies ,  welche 
durch  die  Hinausschiebung  der  Sache  den  englischen  Kirchenver- 
hältnissen bereitet  würden ,  bemerkte  Se.  Heiligkeit ,  auch  die  poli- 
tische Unruhe  der  Zeit  sei  in  Betracht  zu  ziehen ,  da  ihm  diese 
nicht  gestatte,  sich  so  ganz  der  Sache  zu  widmen,  als  ob  alles 
um  seinen  Thron  herum  ruhig  wäre  ,  jedoch  vertraue  er  ;  Bischof 
UUathome  solle  noch  vor  seiner  definitiven  Abreise  von  Rom  die 
Bolle  publicirt  sehen. 

Die  der  Propagande  in  Betreff  der  bischöflichen  Titel  noch 
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vorzulegende  Denkschrift  beanspruchte  nach  zwei  Seiten  grosse  Umsicht. 
Einmal  war  der  heilige  Stuhl  ängstlich  darauf  bedacht,  allen  und 
jeden  Conflict  mit  den  englischen  Oesetzen  zu  vermeiden.  Dann 
aber  zeigte  sich  das  starke  traditionelle  Selbstbewusstsein  der  eng- 
lischen Katholiken  gerade  in  der  Titelfrage  empfindlich  und  man 
dürfte  die  alten  Titel  nicht  gänzlich  ausser  Acht  lassen.  Jene  alten, 
historischen  Bischöfe  und  Heilige,  welche  Englands  erste  Väter  im 
Glauben  und  die  grossen  Lehrer  der  Nation  gewesen,  standen  in  zu 
lieber  und  zu  tiefer  Verehrung,  als  dass  der  Wunsch  nicht  lebendig 
gewesen  wäre,  zwischen  ihnen  und  ihren  spätestgeborenen  Kindern 
ein  .sichtbares  Band  in  der  restaurirten  Hierarchie,  eine  unverkenn- 
bare Verbindung  der  neuen  Stühle  mit  den  uralten  des  katholischen 
England  hergestellt  zu  sehen.  Dies  durfte  bei  Weitem  nicht  als 
eine  blosse  Qefuhlssache  betrachtet  werden.  In  der  anglikanischen 
Kirche  gab  es  seit  kurzem  eine  eiuflussreiche  und  immer  stärker 
werdende  Partei,  welche  den  Anglikanismus  als  einen  lebensvollen 
und  ächten  Zweig  der  Einen  katholischen  Kirche  hinstellte,  und 
welche  es  liebte,  aus  dem  Besitze  aller  alten  Bischofstitel  einen  Be- 
weis für  die  Gültigkeit  der  anglikanischen  Weihen ,  eine .  Anerken- 
nung ihrer  Gemeinschaft  als  der  »Schwesterkirche,€  eine  Bestätig- 
ung ihrer  vollen  Gleichheit  und  Gleichstellung  mit  der  katholischen 
und  römischen  Kirche  herzuleiten.  Indessen  so  grundlos  die  Vor- 
aussetzung, so  entgegengesetzt  unserer  Absicht,  der  Lehre,  aller  kirch- 
lichen Praxis  der  katholischen  Kirche  diese  Versicherungen  der 
Anglikaner  waren,  so  würde  doch  gerade  diese  irrige  anglikanische 
Auffassung  nach  der  Gewohnheit  der  Anglikaner,  mit  rein  negativen 
und  in  die  Irre  führenden  Behauptungen  gegen  die  Kirche  zu  ope- 
riren,  für  sie  ein  Anlass  geworden  sein,  alle,  welche  sich  von  der 
Wahrheit  der  Lehre  der  Kirche  überzeugt  hätten,  von  dem  defini- 
tiven Eintritt  in  sie  abzuhalten.  Sowohl  die  Wahrheit  als  die  Liebe 
erforderten,  gegen  eine  solche  Entstellung  und  ihre  ernsten  Folgen 
auf  der  Hut  zu  sein. 

Die  Aufgabe  der  Denkschrift  war  also  der  Beweis,  dass  es 
möglich  sei,  alle  Conflicte  mit  den  englischen  Gesetzen  zu  ver- 
meiden und  doch  wenigstens  einige  der  alten  Titel  zu  restanriren, 
ohne  damit  irgend  der  Parlamentsacte  vom  Jahre  1829  entgegen- 
zutreten. Diese  Acte  vom  Jahre  182^  Hess  den  Gebrauch  jedweder 
Titel ,  welche  nicht  thatsächlich  von  Mitgliedern  der  Staatskirche 
geführt  würden,  frei.  Die  Parlamentsacte  von  1829  war  eine  Mass- 
regel zu  Gunsten  der  Katholiken  und  bezweckte  offenbar  nur.  Nie- 
manden daran  zu  hindern,  irgend  einen  kirchlichen  Titel  anzunehmen 
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und  zu  fahren  mit  alleiniger  Ausnahme  der  im  Gesetz  selbst  als 
verboten  specificirten.  Englische  Staatsminister  hatten  ^dch  öfters 
za  Gunsten  der  Verleihung  der  Bechte  eines  Ordinarius  an  englische 
Bischöfe  ausgesprochen,  was  doch  die  Anerkennung  englischer  Titel 
in  sich  schloss.  Mehr  noch,  als  Erzbischof  Polding  von  Sidney  dem 
Mitgliede  der  Staatsregierung  für  die  Colonien  den  Wunsch  aus* 
drückte,  für  Australien  eine  Hierarchie  zu  erlangen,  lantete  die  Ant- 
wort, welche  er  empfing :  »Handeln  Sie  nach  Belieben ,  nur  kom- 
men Sie  uns  damit  nicht !«  Thatsächlich  hatten  nicht  nur  die  katho- 
liseben  Bischöfe  in  verschiedenen  britischen  Colonien  dieselben  Titel 
angenommen ,  welche  die  protestantischen  Bischöfe  schon  besassen, 
ohne  durch  die  Acte  von  1829  behelligt  zu  werden,  sondern  diese 
Bischöfe  wurden  thatsächlich  und  noch  augenblicklich  aus  öffent- 
lichen Geldern  sustentirt. 

Als  Beleg  dieser  Ausführungen  fahrte  die  Denkschrift  Mr. 
An^e^s  ^)  Ansicht  an.  Dieser  angesehene  Griminalist  bemerkt  über 
die  Acte  von  1829:  insoweit  das  Gesetz  bestimme,  dass  jed^,  wel- 
cher ohne  legale  Autorität  den  Namen  und  Titel  eines  Erzbischofs 
nrgend  einer  Provinz ,  oder  eines  Bischofs  irgend  eines  Bisthums, 
oder  eines  Decanes  irgend  eines  Decanates  in  England  oder  Irland 
annehme,  für  jeden  solcher  Acte  100  Pfd.  St.  zahlen  müsse;  das 
Gesetz  beschränke  sich  auf  die  Annahme  des  Titels,  aber  verbiete 
nicht  den  Gebrauch,  das  Geben  des  Titels  in  einer  Anrede  oder  in 
einer  Schrift,  und  es  würde  sehr  schwer  sein,  eben  mit  Rücksicht  auf 
eine  Person,  welche  solche  Titel  wirklich  annehme,  in  allen  Fällen, 
wo  Jemand  einen  solchen  Titel  nicht  buchstäblich  führe,  ein  Ver- 
dict  zu  erzielen;  die  Anwendung  dieses  neuen  Strafgesetzes,  wel- 
ches seiner  Natur  nach  strikter  Interpretation  sei,  von  den  eng- 
lischen Gerichten  zu  erzwingen,  würde  überhaupt  schwer  sein. 

Während  nun  die  Denkschrift  auf  die  Thatsache  aufhierksam 
machte,  dass  es  noch  alte  Titel  gebe,  welche  man,  ohne  mit  pro- 
testantischen Benennungen  in  Conflict  zu  gerathen  oder  das  Gesetz 
ZQ  übertreten,  recht  wohl  annehmen  könne,  wurde  zugleich  mit  Nach- 
druck darauf  hingewiesen,  dass  die  grossen  Gentren  der  Population, 
in  welchen  die  Katholiken  meist  wohnten,  gewöhnlich  St&dte  von 
verhältnissmässig  sehr  neuem  Datum  seien,  in  welchen  keine  angli- 
kanischen Bischöfe  residirten  und  welche  ohne  Zweifel  die  besten 
uqd  passendsten  Mittelpunkte  für  die  Residenz  und  die  Arbeiten 
eines  katholischen  Bischofs  seien. 


1)  TraatiM  od  the  Penal  Law.  (p.  23.) 
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Bereits  am  3.  Jani  gelangte  diese  Denkschrift  in  die  Hände 
Msgr.  Bamabo's.  Und  als  Dr.  Uilattorne  unterm  14.  Juni  um  Ver- 
längerung der  bisherigen  ausserordentlichen  Facultäten  und  Privi- 
legien der  apostolischen  Vicare  unter  der  neuen  Ordnung  der  Hie- 
rarchie petitionirte,  sagte  Msgr.  Barnabo  dem  Petenten  im  Auftrage 
des  Papstes,  die  Bulle  werde  noch,  ehe  er  Kom  verlasse,  publicirt 
sein.  Msgr.  Barnabo  kündigte  zudem  den  Zusammentritt  der  Gon- 
gregation  binnen  einer  Woche  an.  Aut  die  Frage  Dr.  Dllathorne's 
ob  es  die  Pflicht  des  Herkommens  erfordere ,  jedem  der  die  Con- 
gregation  bildenden  Cardinäle  vor  ihrem  Zusammentritt  einen  Be- 
such zu  machen,  bemerkte  Msgr.  Barnabo ,  dies  erfordere  allerdings 
die  Etikette  beim  Zusanmientreten  von  Oeneral-Congregationen,  aber 
nicht  bei  Special-Congregationen.  Dann  machte  der  Secretär  der 
Propaganda  dem  englischen  Bischöfe  freimüthige  Eröffnungen  über 
die  folgenden  Vorgänge  innerhalb  der  Congregation.  Als  die  Frage 
der  Hierarchie  zuerst  verhandelt  worden  sei,  hätte  der  Einfluss  der 
Ansicht  Cardinal  Acton's  die  Congregation  zu  dem  Entschlüsse  ge- 
bracht, nichts  weiteres  dem  Papste  zu  empfehlen,  als  eine  einfache 
Vermehrung  der  apostolischen  Vicariate;  den  Bischöfen  Sharples 
und  Wiseman  sei'  indessen  die  Beseitigung  der  von  Cardinal  Acton 
vertretenen  Ansichten  gelungen.  Die  Absicht  der  Congregation,  nun 
thatsächlich  sich  mit  der  Frage  der  Restauration  der  Hierarchie  zu 
beschäftigen,  sei  indess  durch  einen  unter  den  englischen  Bischöfen 
selbst  verhandelten  strittigen  Punkt  nochmals  vereitelt  worden.  Ein 
Summarium  der  von  Bischof  Wiseman  der  Congregation  vorgelegten 
Briefe,  die  man  gewechselt,  sei  nämlich  von  der  Congregation  als 
nicht  genügend  angesehen  und  die  Originalien  selbst  zur  Einsicht 
verlangt  worden.  Dadurch  sei  neuer  Verzug  in  den  Verhandlungen 
entstanden.  Nach  Einsicht  dieser  Originalien  aber  hätten  sich  die 
Cardinäle  zu  nichts  weiterem  mehr  für  den  Augenblick  entschliessen 
können,  als  zur  Umwandlung  der  Vicariate  in  Titular-Bisthümer. 
Die  Vermehrung  der  Stühle,  die  Errichtung  der  Capitel  und  die 
Privilegien  des  Klerus  hätten  sich  allmälig  von  selbst  bilden  und 
so  die  Kirche  in  England  nach  und  nach  sich  selbst  auf  den  Fu^ 
einer  normalen  Verwaltung  emporarbeiten  können. 

Die  Special-Congregation  welche  der  Papst  zur  Ordnung  der 
Angelegenheit  unserer  Hierarchie  angeordnet ,  war  endlich  vorberei- 
tet. Ihre  Mitglieder  waren  die  Cardinäle  Fransani  als  Präfect,  d^e 
Cardinäle  OsHni^  Castracane,  Mai^  ÄUieri^  ViszardeUi  und  Orioli 
und  Msgr.  Barnabo  als  Secretär. 

Es  wird  die  Vorgänge  in  der  Congregation  unseren  Lesern  an- 
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schalllicher  machen,  wenn  wir  die  Methode  der  Verhandlung  in  einer 
römischen  Congregation  überhaupt  schildern. 

Wenn  die  Materialien  einer  Frage  schriftlich  vorliegen  und 
alle  Nacbforschuogen,  welche  Licht  auf  die  vorliegenden  Documente 
werfen  können,  angestellt  sind ,  wird  durch  einen  der  Untersecretäre 
eine  Zusammenstellung  und  üebersicht  des  ganzen  Materials  mit  ge- 
nauer Bezugnahme  aut  das  in  Frage  stehende  Gesetz  und  die  dar- 
auf bezüglichen  Documente  gemacht.  Diese  Üebersicht  heisst  Po- 
%enza.  Von  ihr  werden  gedruckte  Copien  etwa  acht  oder  zehn  Tage 
vor  dem  Zusammentritt  der  Congregation  an  die  Cardinäle  vertheilt. 
Hängt  die  Frage  mit  schwierigen  und  dunklen  Punkten  des  cano- 
nischen Rechtes  oder  der  Theologie  zusammen,  so  hat  die  Congrega- 
tion den  Beistand  einer  Reihe  von  gelehrten  Cousultoren;  einer  oder 
vielleicht  zwei  dieser  Cousultoren  werden  ersucht ,  eine  Dissertation 
über  die  strittige  Frage  zu  schreiben.  Diese  Auseinandersetzung 
beisst  VoUmm  und  wird  nöthigen  Falles  mit  der  Ponenza  ge- 
druckt. Jeder  Cardinal  macht  die  vorgelegte  Frage  zum  Gegen- 
stande seines  Privatstudiums,  bei  welchem  er  durch  seine  eigenen  Consul- 
toren  unterstützt  wird,  denen  er  eine  Copie  der  betreffenden  Docu- 
mente zu  gleichem  Zwecke  vorlegt.  Eine  oder  zwei  Tage  vor  dem 
Znsammentritte  der  Congregation  versammelt  er  seine  officiellen 
Con^toren  und  hält  mit  ihnen,  was  man  einen  Congresso  nennt, 
eine  Privatconsultation  über  den  in  Frage  stehenden  Punkt.  Nach- 
dem er  in  derselben  alle  einschlägigen  Fragen  besprochen,  und  Aller 
Ansichten  gehört,  ist  der  Cardinal  f&r  die  Congregation  vorbereitet. 
Die  Congregation  selbst  wird  mit  der  Anrufung  des  heiligen  Geistes 
^öffnet  und  einer  der  Cardinäle,  der  damit  speciell  beauftragt  ist, 
bringt  den  Gegenstand  als  Referent  oder  Poneräe  vor.  Er  legt  den 
Fall  vor  und  leitet  die  Discnssion  über  denselben.  Das  Resultat 
derselben  tritt  in  der  Antwort  auf  die  specificirte  Fragestellung  her- 
vor, welche  nach  Schluss  der  Discussion*  durch  offene  Abstimmung 
ihren  Ausdruck  findet  Trifft  es  aber  zu,  dass  einzelne  Thatsachen, 
die  wesentlich  mit  dem  gerade  vorliegenden  Falle  zusammenhängen, 
nicht  klar  und  zufriedenstellend  bewiesen  und  belegt  sind,  so  wird 
die  Sache  vertagt  und  der  Secretär  erhält  den  Auftrag,  weitere  In- 
formationen einzuholen. 

Während  nun  die  Congregation  aus  nicht  mehr  als  sieben  oder 
acht  Cardinälen  besteht,,  bildet  die  Frage,  die  ihrer  Unterscheidung 
unterli^t,  andauernd  der  Gegenstand  einer  viel  grösseren  Anzahl 
intelligenter  und  bestunterrichteter  Geister,  welche  fardie  Cardinäle 
etwa  das  sind,  was  die  Advocaten  für  die  Richter.    Die  eigentliche 
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Eatscbeidang  ruht  somit  bei  einigen  der  weisesten  nnd  juristisch 
dnrchgebildetsten  Capacitäteo,  welche  die  Kirche  besitzt.  Ist  die 
verhandelte  Frage  in  der  Congregation  zum  Abschluss  gebracht,  so 
unterbreitet  ihr  Secretär  dieselbe  zugleich  mit  der  Entscheidung  der 
Congregation  dem  Papste,  und  wenn  dann  Se.  Heiligkeit  diese 
Entscheidung  approbirt ,  so  nimmt  sie  die  Gestalt  eines  Decretes, 
Breve's  oder  irgend  eine  andere,  der  entschiedenen  Sache  oder  ihrer 
Bedeutung  passende  Form  an.  Genügt  die  Entscheidung  der  Con- 
gregation dem  Papste  nicht,  so  tritt  eine  neue  Behandlung  der 
Frage  ein  und  zwar  nach  der  Art  und  Weise,  die  dann  der  Papst 
angibt. 

Cardinal  Ostini  war  einer  der  Cardinäle,  welche  an  der  Frage 
der  Hierarchie  den  lebhaftesten  Antheil  nahmen.  Am  25.  Juni  er- 
schien er  zweimal  im  englischen  Colleg,  um  über  die  beste  Art  und 
Weise  Bücksprache  zu  nehmen,  in  der  das  päpstliche  Document  die 
Thatsache  der  wieder  hergestellten  Hierarchie  zum  Ausdruck  brin- 
gen  sollte,  dergestalt,  dass  in  der  Umwandlung  der  Vicariate  in 
Titularbisthümer  nur  eine  Erweiterung  und  rechteigentlich  eine  Kräf- 
tigung des  bestehenden  Zustandes  und  nicht  ein  Bruch  in  der 
Continuität  der  englischen  Kirchenverwaltung  hervortrete.  Dr.  Grant 
und  Dr.  UUathorne  entwarfen  folgenden  Passus,  welcher  auch  dem 
Wesen  nach  in  das  Breve  aufgenommen  wurde ,  durch  welches  die 
Hierarchie  hergestellt  wurde.  Dieser  Passus  besagte:  »Der  hei- 
lige Stuhl  will  durch  die  Verleihung  des  Titels  und  der  vollen  Ju- 
risdiction, gemäss  den  heiligen  Canones  der  Kirche,  an  die  (englischen) 
Bischöfe,  einen  Act  der  Güte  gegen  die  Katholiken  Englands  setzen, 
indem  er  ihren  Hirten  eine  grössere  Bedeutung  und  eine  vollkom- 
menere Würde  überträgt,  ohne  ihnen  die  bisherigen  Vortheile  ihrer 
Stellung  zu  nehmen ;  es  ist  desshalb  stets  sicher  anzunehmen ,  dass 
die  Katholiken,  nacheifernd  der  grossen  Frömmigkeit  ihrer  Vorfah- 
ren, die  zeitlichen  Mittel  in  «höherem  Masse  beschaffen  werden ,  wo- 
durch die  Bischöfe  Gutes  wirken  sollen.« 

Am  26.  Juni  wurde  die  Congregation  abgehalten.  Am  folgen- 
den Tage  wurden  Dr.  UUathorne  und  Dr.  Grant  zu  Msgr.  Bamabo 
beschieden  und  vernahmen,  dass  die  Cardinäle  mit  grosser  Sorgfalt 
alle  auf  die  Hierarchie  bezüglichen  Fragen  durchgesprochen  hätten; 
dass  sie  sehr  drängten ,  die  Frage  zum  Abschluss  zu  bringen  und 
ihm,  dem  Secretär,  im  Laufe  der  Sitzung  d.en  Wunsch  ausgedrückt 
hätten,  Dr.  UUathorne  zu  einer  weiteren  Sitzung  der  Congregation 
einzuladen,^ —  ein  von  Seiten  einer  römischen  Congregation  höchst 
ungewöhnlicher  Act.    Da  es  aber  höchst  ungewiss  war,  ob  Dr.  Ul- 
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lathorne  im  Augenblicke  zur  Hand  seit  erfaielt  Msgr.  Bamabo  den 
Auftrag,  sobald  als  möglich  mit  ihm  zu  conferiren.  Nach  der  Ab- 
nahme des  Yersprechens  des  striktesten  Schweigens  Qber  die  Vor- 
ginge in  der  Gohgregation  und  über  den  Inhalt  der  dort  voi^elegten 
Docnmente  gegenüber  allen  denen,  welche  an  den  Unterhandlungen 
nicht  direct  beUleiligt  seien  %  forderte  Msgr.  Barnabo  Dr.  UUathorne 
anf,  kraft  der  ihm  von  allen  englischen  Bischöfen  gegebenen  Voll- 
machten, über  die  folgenden  Punkte  eine  bestimmte  Antwort  abzu- 
geben, und  der*  Congregation  sobald  als  möglieh  vorzulegen,  da  der 
Papst  das  Resultat  baldigst  zu  wissen  wünsche. 

1.  Den  Cardinälen  war  die  Stelle  aus  Mr.  Anstey's  Buch  über 
die  Strafgesetze  sehr  aufgefallen  ,  welche  darthut ,  dass  durch  die 
englischen  Gesetze  nichts  anderes  verboten  sei,  als  die  Annahme  der 
actuell  von  den  anglikanischen  Bischöfen  geführten  Titel.  Die  Gar- 
dinäle  wünschten ,  da  einer  der  alten  Bischofstitel  als  nicht  unter 
das  Strafgesetz  fallend  ihnen  bereits  genannt  sei,  zu  wissen,  was 
der  Delegirte  der  englischen  Bischöfe  von  der  Erneuerung  aller 
Tüel  der  aiien  hitholischen  Stühle ,  die  einen  ähnlichen  Charakter 
vor  dem  Gesetze  hätten,  dächte;  was  hier  praktisch,  was  wwtachefia^ 
fcerA  sei? 

2.  Die  Cardinäle  wünschten  einen  Plan  der  sofortigen  Theilung 
der  acht  Vicariate  in  zwölf  Diöcesm  zu  sehen ,  mit  Andeutung  der 
besten  Sitze  für  die  betreffenden  Stühle  und  mit  möglichst  genauer 
Angabe  der  Diöcesangrenzen.  Sie  hielten  nämlich  dafür,  dass  jede 
Einigung  für  eine  passende  spätere  Theilung  viel  grössere  Schwie- 
rigkeiten böte,  wenn  alle,  welche  bei  der  Bedivision  Interessen  zu 
Tertreten  hätten ,  befragt  werden  müssten.  Ueberdies  hielten  die 
Cardinäle  die  beiden  Haupteinwendungen  —  Mangel  an  Hilfsquellen 
zum  Unterhalt  der  Bischöfe ,  und  Schwierigkeiten ,  die  rechten  Bi- 
schöfe zu  finden  —  nicht  für  hinreichend ,  die  Theilung  hinauszu- 
schieben, besonders  da  die  erste  Einwendung  dadurch  zu  beseitigen 
wäre,  dass  man  die  neuen  Stühle  eine  Zeitlang  unter  die  Verwaltung 
anderer  Bischöfe  stelle. 

3.  Die  Aufmerksamkeit  der  Cardinäle  hätte  sich  besonders  der 
TheUung  des  Londoner  Districtes  zugewandt  Sie  hätten  nämlich 
gefunden,  dass  seit  den  Tagen  Innocenz  UI.,  seit  1215  die  Themse 
ab  Scheidelinie  gedient  und  auf  jeder  Seite  des  Stromes  ein  Bischofs- 


1)  Denn  schon  wiedenmi,   sagt  Dr.  Ullathorne,  hatten  in  den  letzten 
Tagen  gewisse  Personen  sich  durch  ihre  Zudringlichkeit  und  Einmischung  in 
^  gerade  Terhandelten  Fragen  bemerkbar  gemacht. 
ArchlT  för  Rircbeurecht  XXXV.  2 
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sitz  mit  Kesidonz  gewesen  sei.  Zudem  sei  die  Population  ausseror- 
dentKch  gross  auf  der  South wark-Seite  und  sie  würde  mit  Einschluss 
mehrerer  grosser  Städte  und  der  Canaliuseln  eine  seihstständige 
grosse  Diöcese  ausmachen. 

4.  Die  Cardinäle  wünschten  ferner  die  Ansicht  des  Delegir- 
ten  über  einen  psissenien  Bischof  für  den  Centraldistrict.  Sie  wären 
der  Ansicht,  jener  District  bedürfe  eines  Mannes  von  bedeutender 
Gelehrsamkeit  und  glaubten,  einen  solchen  in  der  für  den  District 
empfohlenen  Person  nicht  gefunden  zu  haben,  da  dieselbe  in  Bezug 
auf  Gelehrsamkeit  nur  das  Prädicat  »mediocrisc  aufweisen  könne.  Ein 
Anderer  aus  den  der  Congregation  unterbreiteten  Namen,  welcher 
die  verlangte  Note  in  Bezug  auf  Gelehrsamkeit  besitze,  habe 
aus  Rücksicht  auf  eine  schwache  Gesundheit  abgelehnt.  Die  Car- 
dinäle wünschten  eine  Darlegung  darüber,  ob  es  nicht  besser  sei, 
«inen  anderen  Bischof  in  den  Centraldistrict  zu  transferiren  oder 
auch  einen  anderen  Priester  zu  diesem  Posten  zu  berufen.  Endlich 
machte  Msgr.  Barnabo  noch  folgende,  die  Person  des  Delegirten  selbst 
betreffende  Eröffnung :  »Obschon  die  Cardinäle  Ihre  (Dr.  Ullathorne's) 
Anhänglichkeit  an  den  Westdistrict  kennen  und  wissen,  dass  Sie  ihn 
nicht  gerne  verlassen  ^möchten,  so  wünschen  Sie  dennoch  ihreTrans- 
ferirung  nach  dem  Centraldistricte ;  wenn  Sie  Ihre  Anhänglichkeit 
dem  allgemeinen  Interesse  zum  Opfer  bringen ,  wird  die  Schwierig- 
keit bald  gelöst  sein.« 

5.  Die  Bischöfe  sollten  benachrichtigt  werden,  ohne  Verzug  einen 
Plan  zur  Verbesserung  der  Lage  des  niederen  Klerus  einzureichen. 

6.  Während  der  Sitzung  der  Congregation  sei  an  Dr.  Ulla- 
thorne  ein  Schreiben  des  Inhalts  gelangt,  dass  Bischof  Wdlsh  sei- 
nem Absterben  entgegensehe  und  gefährlich  erkrankt  in  Princethorpe 
liege.  Aber  die  Cardinäle,  bemerkte  Msgr.  Barnabo,  wären  auch 
nach  Anhörung  dieses  Briefes  zu  seiner  Ernennung  für  Weßtminster 
entschlossen.  »Ob  lebend,  ob  todt,  er  soll  der  erste  Erzbischof  in 
England  sein,«  waren  die  Worte  Msgr.  Barnabo*s. 

Dr.  üllathorne  war  entschlossen  bis  zum  Aeussersten  dem  seine 
Person  betreffenden  Vorschlage  entgegenzutreten,  sowohl  aus  per- 
sönlichen Gründen,  als  besonders  aus  dem  Pflichtgefühle  gegen  seine 
Mitbischöfe,  in  der  Unterstützung  und  Vertheidigung  jenes  Priesters 
alles  zu  thun ,  den  sie  ihrer  Empfehlung  werth  erachtet  hatten, 
üeberdies  wusste  Dr.  üllathorne,  dem  die  Verdienste  und  die  Tüch- 
tigkeit dieses  Priesters  persönlich  bekannt  waren,  dass  Briefe  über 
ihn. nach  Bom  gelangt  seien,  welche  vom  Parteigeiste  eingegeben, 
thatsächlich  falsche  Angaben  enthielten.    Der  durch  diese  Beweise 
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heryorgerufene  Eindruck  konnte  zwar  leicht  beseitigt  werden ,  aber 
es  blieb  in  dem  Empfehlungsbriefe  der  Bischöfe  ein  schlimmes  Epi- 
tiieton  an  seinem  Namen  hangen,  das  offenbar  bei  dessen  Absendiing 
übersehen,  erst  später  in  seiner  ganzen  Tragweite  von  den  englischen 
Bischöfen  erkannt  wurde.  Der  Empfehlungsbrief  der  Bischöfe  hatte 
die  kirchliche  Wissenschaft  des  in  Vorschlag  Qebrachten  nämlich 
als  »mediocrisc  bezeichnet.  Die  Bischöfe  hatten  hier  nnbedacht  einen 
canonistischen  Fachausdruck  gebraucht,  dessen  wissenschaftlicher 
Sinn  und  dessen  Tragweite  durchaus  von  dem  verschieden  waren,  was  sie 
mit  demselben  hatten  sagen  wollen.  Sie  wollten  nämlich  ihrem  beyor- 
zQgten  Candidaten  das  zu  seiner  Wahl  canoniscb  nothwendige  Prä- 
dieat  der  scientia  sufficiens  geben  und  wählten  dazu  das  falsche 
Wort  mediocris,  welches  im  gegebenen  Falle  die  ganz  entgegenge- 
setzte Wirkung  haben  musste^). 

Dr.  üllathorne  setzte  alsbald  in  einer  Eingabe  an  Msgr.  Bar- 
nabo die  Schwierigkeiten  seiner  eigenen  Versetzung  in  den  Central- 
district  auseinander.  Der  Westdistrict  sei  bisher  immer  von  Bi- 
schöfen aus   dem  Ordensstande   verwaltet  worden  3),   wogegen  der 

1)  Dr.  üllathorne  gesteht  (a.  a.  0.  p.  56.),  andi  ihm  sei  erst  lange  Zeit 
nachher  bei  dem  Stnditim  des  Eirchenrechts  von  Barboaa  der  in  dem  Empfeh- 
longsschreiben  der  Bischöfe  begangene  Irrthnm  Tollkommen  klar  geworden. 
Barbosa  nämlich  gibt  drei  technische  Ausdrücke  an,  welche  vai  Bezeichnong 
der  Stufen  der  Gelehrsamkeit  für  die  zum  Episcopate  zu  Empfehlenden  in  Gebrauch 
seien.  Man  spreche  entweder  Ton  scientia  eminens,  scientia  sufficiens  oder 
sdentia  mediocris.  Als  einen  Priester  von  scientia  eminens  bezeichne  man  den, 
der  alle  für  sein  Amt  erforderliche  Wissenschaft  thatsachlich  besitze.  Als 
scientia  sufficiens  werde  die  anerkannt,  welche  die  Fähigkeit  des  Selbstunter* 
richtes  in  allen  Fragen  besitze,  bei  deren  Entscheidung  das  eigene  Wissen  nicht 
ausreiche,  wogegen  die  scientia  mediocris  weder  den  einen  noch  den  anderen  Grad 
der  kirchlichen  Wissenschaft  biete  und  darum  geradezu  den  Mangel  des  zum 
E[nioopate  erforderHchen  Wissens  ausdrücke.  Der  Fehler  der  Bischöfe  bestand 
also  darin,  dass  sie  die  Mittelstufe  des  erforderlichen  Wissens  irrig  als  medio- 
cris statt  sufficiens  bezeichnet  hatten. 

2)  Dr.  Üllathorne  selbst  ist  Benedictiner  und  war  erst  nach  Herstellung 
der  australischen  Hierarchie  L  J.  1840  durch  seinen  Ordensgenossen,  den  da- 
maligen apostolischen  Vicar,  spätem  Erzbischof  von  Sidney,  Polding,  nach  Eng- 
land zurückgekehrt.  Er  war  von  den  segensreichen  und  schnellen  Folgen  der 
Errichtung  dor  normalen  Kirchenverwaltung  auf  dem  fernen  Insularcontinente 
so  überrasdit,  dara  er,  als  ihn  seine  Obern  nicht  lange  nachher  nadi  Eng- 
land zurückriefen,  keinen  sehnlicheren  Wunsch  kannte,  als  auch  die  Katholiken 
Englands  dieses  Segens  theilhaft  zu  machen.  Dr.  Üllathorne  wurde  im  J. 
1844,  wenn  wir  nicht  irren,  spostolischer  Vicar  des  Westdistrictes  und  hatte 
somit  Gelegenheit,  die  in  Australien  gesammelten  Beobachtungen  und  Erfah- 
rungen aufs  reichste  zu  Terwerthen,  wie  die  vorstehenden  Aufsätze  bezeugen. 

2*  • 
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Centraldistrict  immer  in  den  Händen  von  Bischöfen  aus  dem  Welt- 
klerus gewesen  sei.  Auf  diese  und  ähnliche  Einwendungen  wieder- 
holte Msgr.  Barnabo  nur,  die  Cardinäle  blieben  bei  der  Meinung, 
dasSy  wenn  Dr.  Ullat hörne  seine  Anhänglichkeit  au  den  Westdistrict 
aufgeben  wolle,  alle  Schwierigkeiten  in  der  Besetzungsfrage  gelöst 
seien.  Der  Vorschlag  Dr.  Ullathorne's,  den  Centraldistrict  Dr.  Grant 
zu  verleihen,  dessen  hohe  Fähigkeiten  dem  heiligen  Stuhle  hinläng- 
lich bekannt  seien,  wurde  mit  der  directen  Aufforderung,  einen  Nach- 
folger für  den  Westdistrict  zu  empfehlen,  beantwortet.  Auch  eine 
Zuöammenkunft  Dr.  Ullathorne's  mit  dem  Cardinal- Präfecten  der 
Propaganda  konnte  diese  Aufforderung  nicht  mehr  rückgängig  machen. 

Diese  persönlichen  Vorgänge,  welche  mit  dem  Fortgange  der 
Verhandlungen  wesentlich  verknüpft  waren,  gestatteten  Dr.  UUa- 
.thorne,  erst  am  30.  Juni  der  Cougregation  die  Beantwortung  der 
von  den  Card inälen  gestellten  Frageu  einzusenden.  Dies  geschah 
in  der  Form  von  viet-  Denkschriften. 

Die  erste  behandelte  gewisse  Erwägungen,  welche  man  für  den 
tJebergang  van  der  Stellung  der  apostolischen  Vicare  zu  den  von 
Ordinarien  ini  Auge  behalten  müsse.  Es  war  diese  Denkschritt  nur 
eine  Erweiterung  und  Verstärkung  eines  früheren  Documentes. 

Die  zweite  Denkschrift  brachte  nach  vorheriger  Bücksprache 
mit  dem  Präfecten  der  Propaganda  für  den  Westdistrict  Dr.  Hendren, 
den  Generalvicar  desselben ,  einen ,  wenn  auch  schon  älteren ,  aber 
doch  mit  Klugheit  und  Gelehrsamkeit  ausgestatteten  Priester  in 
Vorschlag.  Der  Papst  hatte  nämlich  durch  Msgr.  Barnabo,  den  di- 
recten Befehl  an  Bischof  Walsh  gelangen  lassen ,  den  Londoner 
District,  wie  auch  an  Dr.  Ullathorne  den  gleichen  Befehl,  den  Cen- 
traldistrict anzunehmen.  Der  Westdistrict,  welcher  immer  von  Bi- 
schöfen aus  dem  Ordensstande,  bisher  von  Benedictinern  oder  Fran- 
ciscanem,  verwaltet  worden  war,  mit  Ausnahme  der  kurzen,  vorüber- 
gehenden Verwaltung  des  Bischofs  Baggs,  erhielt  alsbald  in  Dr. 
Hendren  einen  Franciscanerbischof. 

Die  drüte  Denkschrift  war  von  grosser  Bedeutung.  Sie  um- 
fasste  den  Plan  der  Vertheilung  der  acht  Vicariate  auf  zwölf  Diö- 
cesenn  Bei  seiner  Entwerfung  wurde  den  Ansichten  der  englischen 
Bischöfe  in  Bezug  auf  die  allgemeine  Theilong  Rechnung  getragen, 
wie  auch  den  Ansichten  der  einzelnen  Bischöfe,  insoweit  letetere  mit 
den  Ansichten  ihrer  Mitbischöfe  in  Bezug  auf  deren  eigenen  Vicariate 
im  Einklänge  standen.  Der  vorgelegte  Plan  wurde  angenommen 
und  dem  Bestaurationsbreve  der  Hierarchie  einverleibt;  einzig  der 
Lancashire-Disirict    wurde  später  in    zwei   Diöcesen  getheilt  und 
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SO  die  Zahl  der  englischen  Diöcesen  von  zw5lf  auf  dreizehn  erhoben. 
Dr.  Ullaihome  hatte  schon  die  Absicht,  diese  Trennung  yorzoscfala* 
gen,  allein  aus  besonderen  Gründen  stand  er  damals  davon  ab.  Nach 
der  Wiederherstellung  der  Hierarchie  wandte  sich  der  Klerus  des 
nördlichen  Theiles  von  Lancashire  an  die  Bischöfe  und  stellte  ihnen 
das  Wnoschenswerthe  einer  solchen  Trennung  vor.  und  die  Bi- 
schöfe bewirkten  die  Trennung.  Der  Denkschrift  waren  colorirte 
Karten  beigefugt,  welche  die  frfihere  Diöcesaneintheilung  Englands 
der  neu  vorgeschlagenen  scltarf  und  genau  gegenüberstellte.  Sie 
schloss  mit  folgenden  Worten :  »Indem  die  unterzeichneten  Bischöfb, 
auf  Grund  der  von  der  heiligen  Congregation  vorgeschlagenen  Prin- 
cipieo  diesen  Plan  der  Wiedereintheilung  der  Vicariate  vorlegen, 
können  sie  nicht  umhin  zu  bemerken ,  dass  der  heilige  Stuhl  eine 
solche  Erneuerung  unserer  Kirchen  im  Auge  hat ,  wie  sie  in  ihrer 
frühesten  Periode  schon  existirte.  Auf  der  gefeierten  Synode  von  Arles 
im  J.  314  waren  drei  britische  Bischöfe  zugegen ,  und  unter  den 
ersten,  die  dort  unterzeichneten,  war  ein  Bischof  von  London.  Aber 
was  noch  mehr  auffällt  in  dieser  Parallele  zwischen  der  ältesten 
Hierarchie  und  der  neuen,  ist  die  Thatsache ,  dass  die  Apostel  un- 
seres Landes,  der  hl.  Gregor  der  Grosse  in  einem  Briefe  an  St. 
Augustin  die  Errichtung  eines  Erzbisthums  in  London  mit  zwölf 
Suffiraganen  im  Auge  hatte,  indem  er  die  Errichtung  eines  zwei- 
ten Erzbisthums  in  York  mit  ebenfalls  zwölf  Snffraganbisthümem  in 
einer  späteren  Zeit  bezweckte.« 

IMe  vierte  Denkschrift  behandelt  aufs  neue  und  zwar  mit  noch 
grösserer  Ausführlichkeit  die  Frage,  ob  einige  der  Titel  von  den  alt- 
englischen Stühlen  genommen  werden  sollten  oder  nicht,  insoweit 
die  anglikanische  Staatskirche  keinen  Gebrauch  von  diesen  Titeln 
mache  und  also  ein  Conflict  mit  der  Emancipations-Acte  v.  J.  1829 
nicht  zu  fürchten  sei.  Es  wurde  nun  vorab  in  der  Denkschrift  als 
unthunlich  hingestellt,  die  Titel  solcher  alten  Stühle,  wie  Sherburn, 
Sidnacester ,  Seolsj ,  Dunwich ,  Dorchester  und  anderer  Städte  zu 
nehmen,  welche  aufgehört  hatten ,  die  Centren  einer  bedeutenden 
Bevölkerung  zu  sein  und  wo  der  Katholiken  nur  sehr  wenige  waren. 
E3ne  Bischofekirche  mit  einem  bischöflichen  Stuhle  in  solche  Orte 
setzen,  konnte  doch  unmöglich  ein  Act  von  weittragender  praktischer 
Bedeutung  sein. 

Der  Stuhl  eines  Bischofs  gehört  in  grosse  und  volksreiche 
Städte,  wo  der  Bischof  von  einem  grösseren  Kreise  von  Klerikern 
naturgeroäss  umgeben  ist,  die  mit  ihm  auf  die  Sorge  fSr  die  Seelen 
eifiig  bedacht  sind.    Solcher  Städte  mit  einer  beträchtlichen  Be- 
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völkernng  und  einer  ansehnlichen  Anzahl  von  Katholiken  aber  gab 
es  überhaupt  nur  drei  oder  vier,  die  ehedem  alte  Bischo&städte 
waren.  Damm  sollte  der  grössere  Theil  der  Titel  von  Yolkreicben 
Städten  genommen  werden,  wo  die  Katholiken  höchst  zahlreich  seien 
und  wo  keine  anglikanischen  Titel  beständen  oder  wo  irgend  ein 
anderer  Titel  angenommen  werden  könne.  So  könne  man  ClifUm 
statt  Bristol,  Salford  statt  Manchester  nehmen.  Aber  Hexham 
wurde  als  alter  katholischer  Stuhl  gewählt ,  obschon  es  später  für 
nützlich  erachtet  wurde  Newcastle  beizufügen,  wo  die  Hauptkirche 
der  Diöcese  stand  und  die  grösste  Zahl  der  Katholiken  lebte  und 
wo  der  Bischof  gegenwärtig  auch  residirt. 

Die  Denkschrift  yergass  an  zweiter  Stelle  nicht,  die  genaue 
Tragweite  des  englischen  Gesetzes  über  die  kirchlichen  Tüel  fest- 
zustellen. Sir  Bobert  Ped  muss  die  Wahrscheinlichkeit  der  Her- 
stellung einer  Hierarchie  für  die.  englischen  Katholiken  beständig 
erwogen  haben, «und  zwar  als  eine  selbstverständliche  Gonsequenz 
der  KathoUkenemancipation. 

Als  er  im  Jahre  1829  die  sog.  Beliefacte  einbrachte,  sagte  er 
geradezu:  »Ich  schlage  vor,  dass  die  bischöflichen  Titel  und  Na- 
men, welche  in  der  Kirche  Englands  im  Gebrauche  sind^  von  den 
Bisehöfen  der  römisch-katholischen  Kirche  nicht  angenommen  wer- 
den dürfen.«  Aus  diesem  Gesichtspunkte  waren  die  Worte  der  Acte 
sorgßUtig  abgewogen ,  sowohl  in  Bezug  auf  das ,  was  sie  verboten, 
als  das,  was  sie  frei  Hessen,  beides  durch  genaue  Angabe  der  Gren- 
zen des  Verbotes. 

Die  Acte  verbot  nichts,  was  über  die  Annahmen  »des  Namens 
des  Stuhles  oder  des  Titels  eines  Erzbischofs  irgend  einer  Provinz, 
eines  Bischofs  irgend  eines  Bisthums  oder  eines  Decans  irgend  eines 
Decanates  in  England  oder  Irland«  hinausging. 

Und  dass  diese  Clausel  nur  eine  Beschränkung  und  kein  Verbot 
in  dem  Gebrauche  von  englischen  Titeln  bezweckte,  wurde  von  Lord 
John  Bussei  in  der  Debatte  über  den  CathoUc-Belief-Bill  vom  9. 
Juli  1845  klar  angedeutet,  als  er  sagte:  »Er  (Lord  John)  seiner- 
seits sei  bereit  über  diese  Clausein  der  Acte  von  1829  ins  Comit4 
zu  treten.  ...  Er  glaube,  das  Haus  könne  solche  nicht  gestattende 
Clausein  widerrufen ,  welche  einen  römisch-katholischen  Bischof  hin- 
dertet, einen  von  einem  Bischof  der  Staatskirche  geführten  Titel 
anzunehmen.  Er  könne  keinen  stichhaltigen  Grund  für  die  Bestric- 
tion  einführen.«  Am  5.  Februar  des  folgenden  Jahres  1846  sagte 
bei  einem  ähnlichen  Anlass  Lord  John  noch  einmal  folgendes: 
»Dieser  Theil  der  Gesetzesvorlage  erfordert  die  Entscheidung  der 
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(vesetzgebung.  Um  Jemanden  abzuhalten,  hesmdere  Titel  anzuneh- 
men, kann  nichts  absurderes  und  kindischeres  gedacht  werden,  als 
eine  solche  Unterscheidung  aufrecht  zu  erhalten.c 

Mit  Bezug  auf  diesen  Zweck  und  die  thatsächlichen  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  schlug  demnach  Dr.  UUathorne  vor,  dieTitu- 
hirkirche  des  Erabischofs  solle  in  London  sein,  wo  die  apostolischen 
Vicare  immer  residirt  hätten  und  wo  auch  für  den  Fall ,  dass  sein 
Titel  geändert  wurde,  noth wendig  seine  Cathedrale  stehen  müsse; 
ein  Titel,  welcher  legal  nicht  mit  dem  anglikanischen  Titel  eines 
Bischofs  Yon  London  in  Conflict  gerathen  würde.  In  gleicher  Weise 
sollte  auch  der  in  York  residirende  apostolische  Vicar  den  Titel 
Bischof  von  York  annehmen.  Um  indessen  selbst  den  Schein  eines 
Zusammenstosses  mit  der  legalen  Staatskirche  in  jeder  dieser  beiden 
Städte  zu  vermeiden ,  sollten  die  thatsächlich  den  Bischöfen  von 
London  und  York  beigelegten  Titel  die  von  Westminster  und  Be^ 
verley  sein,  nicht  als  ob  irgend  ein  canonisch  rechtmässiger  Qrund 
der  Annahme  solcher  von  den  Anglikanern  gebrauchten  Bischofstitel, 
deren  katholischerseits  im  Wege  stände,  sondern  es  sollte  nur 
die  totale  Abwesenheit  alles  und  jeden  Willens  constatirt  werden, 
die  Empfindlichkeiten  sowohl  der  britischen  Regierung  als  des  pro- 
testantischen Volkes  zu  verletzen.  So  wenig  konnte  von  dem  Vor- 
handensein irgend  eines  canonischen  Hindernisses  hier  die  Sede  sein, 
dass  gerade  um  das  Gegentheil  zu  beweisen,  bei  der  Wahl  der  Na- 
men die  Annahme  einen  oder  anderen  englischen  Titels  massgebend 
waren ,  und  zwar  aus  folgendem  Grunde.  Es  gibt  keine  grössere 
lUosion,  als  die,  welche  sich  einbildet,  sowohl  in  Born  als  in  ir- 
gend einem  Theile  der  katholischen  Kirche  anerkenne  man  die  Va- 
lidität der  anglikanischen  Ordinationen.  Dies  war  von  den  frühesten 
Zeiten  der  Reformation  an  sowohl  in  Rom  als  in  jedem  anderen 
katholischen  Lande  so  wenig  der  Fall,  dass,  so  oft  sich  Kleriker, 
die  in  der  anglikanischen  Kirche  ordinirt  waren,  als  Convertiten  und 
Candidatän  des  Priesterthums  i^endwo  einem  katholischen  Bischöfe 
vorstellten,  sie  ohne  irgend  eine  Bedingung,  ohne  die  allermindeste 
Voraussetzung  zu  Priestern  der  katholischen  Kirche  ordinirt  wur- 
den ,  dass  sie  ja  zuvor  heilige  Weihen  erhalten  hätten.  Und  diese 
Praxis,  in  welcher  sich  das  traditionelle  Urtheil  der  Kirche  scharf 
und  unzweideutig  ausspricht,  ist  bis  auf  die  gegenwärtige  Zeit  un- 
unterbrochen. 

Am  4.  Juli  wurden  die  Copieen  dieser  vier  Denkschriften  allen 
Cardinälen  zugestellt.  Am  5.  liess  Msgr.  Barnabo  durch  Dr.  Grant 
dem  Unterhändler  mittheilen,  dass  der  Minutante  der  Congregation 
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Msgr  Vespasiani  Befehl  erhalten  habe ,  die  Documente ,  besonders 
die  über  die  Hierarchie  schnell  vorzubereiten. 

Am  7.  Juli  erhielt  Dr.  Ullathorne  einen  vom  Bischof  Walsh 
dictirten  Brief,  worin  derselbe  auf  seinem  entschiedenen  Widerstre- 
ben gegen  die  ihm  zugedachte  Versetzung  nach  London  bestand 
und  da  er  selbst  weder  schreiben  noch  sonst  etwas  in  seiner  Sache 
thun  könne,  den  englischen  Delegirten  flehentlich  bat,  doch  alles  zu 
thnn,  damit  er  den  von  ihm  vorgeschlagenen  Priester  als  Coadjntor 
endlich  erhalte^  Dr.  ullathorne  begab  sich  alsbald  nach  der  Pro« 
paganda  und  setzte  noch  einmal  alle  Schwierigkeiten  der  Transferir- 
.  ung  Bischof  Walsh's  nach  London  auseinander,  worauf  Msgr.  Bamabo 
im  strengsten  Vertrauen  die  Motive  auseinandersetzte,  welche  die 
Cardinäle  zu  ihrer  Entscheidung  in  Sachen  Bischof  Walsh's  bewogen 
hatten ,  um ,  wie  er  sagte ,  ihm  zu  beweisen ,  dass  nichts  von  alle 
Dem,  was  Dr.  Ullathorne  vorgebracht  habe,  unbekannt  und  unbe- 
achtet geblieben  sei. 

Auch  erklärte  Msgr.  Barnabo  zugleich,  der  einzige  Grund,  der 
noch  weiteren  Aufschub  verschulde,  sei  die  Vorbereitung  des  Ent- 
wurfes fär  das  päpstliche  Document,  welches  die  Herstellung  der 
Hierarchie  ausspreche.  In  dieses  Document  sollte  die  alte  Consti- 
tution Benedicts  XIV.  als  »provisorische  Grundsätze«  aufgenommen 
werden,  um  jeder  Missdeutung  hinsichtlich  der  Fortdauer  der  Voll- 
machten der  Bischöfe,  wie  sie  solche  bisher  besessen,  sowie  hinsicht- 
lich der  Rechte  der  geistlichen  Orden  vorzubeugen.  Zuletzt  wurde 
verabredet,  Dr.  Ullathorne  solle  sich  bei  der  bevorstehenden  Sitzung 
der  Propaganda  in  der  unmittelbaren  Nähe  der  Cardinäle  aufhalten, 
um  sofort  Bede  und  Antwort  über  gewisse  Punkte  zu  geben ,  falls 
dies  nothwendig  werde  <). 

1)  Dr.  VUathome  fügt  (a.  a.  0.  p.  63  und  64.)  zur  Erklärung  dieses  Punktes 
Folgendes  bei:  »Msgr.  Bamabo  legte  ein  Schema  zur  Vertheilong  und  Ordnung 
der  Didcesen  in  meine  Hände,  weiches  von  einem  italienischen  Priester  eingereicht 
worden  war,  der  kurze  Zeit  in  England  gewesen  war.  Aus  anderen  Quellen 
hatte  ich  erfahren,  dass  dies  Schema  von  einem  Laien  .veranlasst  worden  war, 
der  das  Aeusserste  versuchte,  uns  seine  Regierungsweisheit  aufzudrängen.  Er 
war  sehr  fromm  in  seiner  Art;  er  hatte  längere  Zeit  in  Rom  gelebt  und  ob- 
schon  er  diit  unseren  kirchlichen  Angelegenheiten  gänzlich  unbekannt  war, 
schlug  er  gewohnheitsmässig  diese  oder  jene  Person  zur  Beförderung  in  den 
kirchlichen  W&rden  vor,  ohne  jedoch  irgendwelches  Resultat  zu  erreichen, 
wie  ich  kaum  beizufügen  brauche.  Ich  wusste  aus  mehreren  Briefen,  die  er  ge- 
schrieben und  die  zu  meiner  Kenntniss  gekommen  waren,  dass  er  hierzu  von 
einem  armen  Mädchen  in  den  pontinischen  Sümpfen  inspirirt  worden  war,  die 
später  für  viele  Betrügereien ,  die  sie  unter  der  Vorgabe  prophetischer  Inspi- 
ration verübt  hatte,  gefangen  gesetzt  wurde.    Am  10.  JuU  reichte  ich  meine 
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Am  16.  Juli  wohnte  Dr.  üllathorne  mit  Dr.  Grant  auf  Car- 
dinal Ostiors  Einladung  dem  Congresso  dieses  Gardinais  bei,  d.  fa* 
jen^  Gonsoltation,  welche  der  auf  den  folgenden  Tag  anberaumten 
Sitzung  der  Congregation  vorherzugehen  hatte.  Es  fanden  sich  dort 
vaser  den  gewöhiüiclien  Consultoren  des  Cardinais  noch  Msgr. 
Ferrari^  der  Prosecretär  f&r  die  ausserordentlichen  kirchlichen  An- 
gel^nheiteo  und  Hsgr.  Bussi^  der  jungst  erst  von  einer  besonderen 
Mission  nach  dem  Wiener  Hofe  zurückgekehrt  war  und  der  bald 
nachher  zum  allgemeinsten  Leidwesen  des  römischen  Hofes  starb  <). 

Am  17.  Juli  wurde  die  Specialcongregatiati  abgehalten.  Schon 
bald  nach  ihrer  Eröffnung  wurde  der  englische  Bevollmächtigte  zu 
den  Cardinälen  beschieden.  Man  gerieth  einen  Augenblick  in  Ver- 
legenheit, wo  mau  Dr.  üllathorne  hinplaciren  könnte;  selbst  der 
Secretär  der  Propaganda,  obwohl  ein  Erzbischof,  hat  einen  getrenn- 
ten Tisch.  Endlich  wurde  Dr.  Üllathorne  höflichst  zur  Rechten  des 
Präsidenten  gebeten.  Die  Mitglieder  der  Congregation  waren  sftmmt- 
Ueh  erschienen ,  mit  Ausnahme  der  Cardinäle  Altieri  und  Orioli. 
Sn  besonderer  Wunsch  der  Congregation  hatte  den  Cardinal  Mai 
XU  dieser  Sitzung  von  Frascati  herbeigeführt,  wo  er  gerade  eifrig  mit 
der  Herausgabe  des  Codex  Vaticanus  beschäftigt  war.  Cardinal  Mai 
war  früher  Secretär  der  Propaganda  gewesen  und  der  Congregation 
wegen  seines  umfassenden  und  scharfen  (Gedächtnisses  in  allen  wich- 
tigeren Fragen  geradezu  unentbehrlich. 

Die  Eminenzen  wünschten  hauptsächlich  von  dem  englischen 
Delegirten  seine  Ansicht  über  die  Titellrage  zu  hören.  Ihr  Beweg- 
grund zu  einem  bis  dahin  so  ganz  ungewöhnlichen  Schritte,  einen 
einfachen  Bischof  in  die  Congregation  zu  rufen,  war  die  ausnehmende 
Besorgniss,  allen  Couflict  mit  dem  englischen  Gesetze,  alle  Beizbar- 
keiten  und  Verlegenheiten  zu  vermeiden.    Nachdem  Dr.    üllathorne 


^^gegnoog  anf  daa  Schema  ein,  worin  ich  dessen  totale  Unbrauchbarkeit  dar- 
that.  Ich  bemerke  zu  seiner  Charakteristik  nur,  dass  es  die  sofortige  Errich- 
tang  Yon  18  Diocesen  verlangte.« 

1)  lieber  diesen  Congresso  macht  Dr.  Ulfalhorne  (a.  a.  0.  p.  64.)  noch 
folgende  Bemerkungen  von  allgemeinem  Interesse:  »Mehrere  der  wich- 
tigsten Punkte  der  von  mir  eingereichten  Denkschriften  wurden  besprochen  und 
lek  war  erstaunt  über  das  scharfe  und  bis  ins  Einzelnste  gut  unterrichtete 
Wissen  Msgr.  Corboli  Bussi*s.  Ich  hatte  z.  B.  specielle  und  anderswo  nicht 
bekannte  Daten  aus  der  Geschichte  der  Aufrichtung  der  australischen  Hierarchie 
«Bgefnbrt  und  zwar  als  ein  Hauptargument  für  meine  AusfDhrungen ;  allein 
Üigr.  Bu8fi*8  bessere  Information  zeigte  die  Grundlosigkeit  meiner  Ausführungen, 
'^nf  solche  Ueberraschungen  muss  man  sich  in  Rom  gefasst  machen ,  wo  man* 
80  fielcs  über  kirchliche  Personen  und  Dinge  auf  der  ganzen  Welt  weiss.« 
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Über  die  ihm  vorgelegten  Fragen  die  gewünschte  Auskunft  gegeben, 
zog  er  sich  aus  der  Sitzung  zurück. 

Am  folgenden  Tage  tbeilte  Msgr.  Barnabo  ihm  das  Resultat 
der  Congregation  daliingehend  mit,  dass  die  Transferirung  Bischof 
Walsh*s  nach  London  in  der  Absicht ,  ihn  zum  ersten  Erzbisch ofe 
Englands  zu  machen,  festbeschlossene  Sache  sei ,  dessgleichen  dass 
Dr.  Ullathorne  nach  Birmingham  versetzt  and  an  seine  Stelle  im 
.  Westdistricte  Dr.  Hendren  berufen  sei.  In  Bezug  auf  die  Hierarchie 
wurde  von  der  Congregation  als  das  einzige  noch  nicht  beseitigte 
Hinderniss  die  Titelfrage  angesehen  und  die  Cardinäle  wünschten, 
jeder  Bischof  möge  seine  Ansichten  hinsichtlich  seines  eigenen  Titels 
und  etwa  der  anderen  Titel,  welche  bei  der  Theilung  der  Vicariate 
in  Betracht  zu  ziehen  seien,  der  Propaganda  unterbreiten.  Bei  die- 
sem Stande  der  Dinge,  hielt  es  der  Delegirte  für  geboten  unter  Gut- 
heissung Msgr.  Bamabo's  nach  England  zurückzureisen  und  den  Bi- 
schöfen von  dem  Stande  ihrer  Angelegenheiten  Kenntniss  zu  geben  i). 

1)  Als  Dr.  Grant  bald  nach  der  in  der  Specialcongregation  Tom  17.  Juli 
an  die  Propaganda  berufen  wurde,  um  die  nöthigen  Details  zur  Ausfertigung 
der  von  der  Congregation  beschlossenen  Documcnte  zu  bearbeiten  ,  nahm  er 
Veranlassung,  die  Ausfertigung  einer  authentischen  Copie  des  modificirten 
Bischof  seiden  zu  erbitten,  den  englische  Unferthanen  am  Tage  ihrer  bi- 
schöflichen Weihe  schwören.  Diese  Copie  musste  zu  den  englischen  Acten  der 
in  Frage  stehenden  Hierarchie  genommen  werden.  Dieses  Document  sollte  in 
der  gleich  nach  der  Wiederherstellung  der  Hierarchie  in  England  entstandenen 
Erregung  eine  gewisse  Bedeutung  durch  die  Angriffe  des  bekannten  anglika- 
nischen Hofpredigers  Dr.  Cumming  auf  Cardinal  Wiseman  erlangen^  Wir 
geben  in  Folgendem  eine  kurze  Darlegung  der  damals  auch  in  Deutschland, 
wenn  wir  nicht  irren,  erörterten  Eidesfrage  nach  den  AusfDhrungen  pr.  ülla- 
thome*s  (a.  a.  0.  p.  66—70.) 

Dr.  Cumming  hatte  den  Cardinal  Wiseman  beschuldigt,  an  dem  Tage, 
wo  er  das  Pallium  empfangen,  einen  Eid  geschworen  zu  haben,  die  Häretiker 
zu  verfolgen.  Der  Cardinal  stellte  diese  Anklage  durchweg  in  Abrede,  sowohl 
weil  die  Cardinäle  den  in  Kede  stehenden  Eid  nicht  schwören ,  als  weil  er  im 
Jahre  1840  den  vorgeschriebenen  bischöflichen  Eid  in  einer  modifldrten  Form, 
mit  Auslassung  der  von  Dr.  Cumming  aus  dem  Pontiflcale  Romanum  angeführ- 
ten Worte,  abgelegt  habe.  Zugleich  hatte  der  Cardinal  an  Dr.  Cumming  durch 
'  seinen  Secretär  die  Mittheilung  gelangen  lassen  ,  dass  Papst  Pius  YIL  durch 
ein  Rescript  vom  12.  April  1818  den  Eid  dahin  modificirt,  dass  die  in  Rede 
stehende  Clausel  fdr  alle  Bischöfe  und  Erzbischöfe,  die  Unterthanen  der  eng- 
lischen Krone  seien,  in  Wegfall  komme.  Der  Secretär  ffigtc  im  Auftrage  dee 
Cardinais  bei,  dass  »in  dem  Exemplare  des  Pontiflcale,  welches  in  der  bischöf- 
lichen Residenz  (Golden-Square)  aufbewahrt  werde  und  welches  wahrscheinlich 
das  einzige  bei  der  Consecration  der  Bischöfe  in  England  gebrauchte  wäre, 
die  in  Rede  stehende  Stelle  durchgestrichen  sei;«  es  stehe  Dr.  Cumming  frei, 
wenn  er  aich  mit  dem  Cardinal  dar&ber   benehme,  das  betreffende  Pontiflcale 
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Am  Abend  des  20.  Juli  theilte  Msgr.  Barnabo  Dr.  UUatbome 
mit,  dass  der  Papst  alle  and  jede  bisher  getroffene  Entscheidung 
der  Congregation  approbirt  und  an  Bischof  Waish  und  Dr.  üllathorne 
tmo  gramssimo  preeetto^  ein  sehr  eindringlicher  Befehl ,  die  neuen 
ihnen  zugewiesenen  Stellen  anzunehmen,  habe  absenden  lassen. 

Zugleich  habe  der  Papst  auf  die  Mittheilung,  dass  der  eng- 
lisdie  Delegirte  in  Uebereinstimmung  mit  der  Congregation  dem- 
nächst nach  England  abreisen  würde,  um  die  Bischöfe  über  den  Stand 
ihrer  Angelegenheiten  eingebend  zu  unterrichten  und  ihre  Voten  in 
der  Titelfrage  zu  beschleunigen,  auch  dies  gebilligt  Als  der  Papst 
remommen,  dass  Dr.  UUatborne  seine  Reise  so  beschleunigen  wolle, 
dass  er  die  zur  Consecration  einer  neuen  Kirche  in  Salford  —  die 


einznMhen.  Daraufhin  erschien  denn  auch  Dr.  Onmming  in  Begleitung  meh- 
rerer hoher  Herrn  nnd  inspicirte  das  Pontüicale.  und  er  hatte  die  Stime  der 
Welt  in  einem  honten  Berichte  auseinanderzusetzen,  dass,  »obschon  eine  Linie 
Ton  schwarzer  Tinte  über  die  betr.  Stelle  gezogen  sei,«  so  sei  dies  doch  »äugen- 
scheinlieh  erst  allerjüngst  mit  einer  noch  wenig  gebrauchten  Feder«  ge- 
schehen. 

Dr.  Cumming  fand  den  modificirten  Eid  auf  einem  losen  in  dem  Buche 
liegenden  Blatte,  aber  er  fand  auch,  dass  der  hei  Uehemahme  des  Pallium  üh- 
Hche  Eide  noch  die  ungeänderte  Form  hatte.  Dieser  Bericht  war  gleich  einer 
wiederholten  Anklage  auf  Betrug  und  yielldcht  noch  etwas  schlimmeren.  Wo- 
von Dr.  Cumming  die  Welt  Qherzeugen  woUte  —  und  was  thatsachlich  eine 
'  der  geringfügigeren  »protestantischen  Traditionen«  geworden  ist  —  warder  Be- 
weis, dass  die  Bischöfe  wirklich  einen  Eid  schwören,  die  Häretiker  zu  verfol- 
gen. Gegen  diese  Traditionen  helfen  nun  die  zuverlässigsten  Daten ,  das 
Bescript  Pius  YH.,  die  Aussagen  der  irischen  Bjschöfe  Doyle  und  Murray  vor 
dem  Comite  der  Lords  (1825),  die  Versicherung  Dr.  üilathome's,  dass  er  am 
Tl^:e  seiner  Bisehofsweihe,  >m  21.  Juni  1846  den  gerade  auf  dem  von  Dr. 
Comming  inspicirten  Blatte  verzeichneten  Eid  geschworen  ,  die  von  der  Pro- 
paganda unterm  21.  Juli  1848  ausgestellte  authentische  Copie  des  Eides,  Alles 
das  half  nichts.  Dr«  Cumming  hlieb  dabei,  es  finde  sich  der  Eid  voll  und  ganz 
in  der  alten  Form  hei  Uehemahme  des  Palliums.  Dass  dies  einfach  daher 
rühre,  dass  dieser  letztere  Eid  gar  nicht  in  England  in  Gehrauch  gewesen,  weil 
England  his  dahin  keinen  Erzhischof  hatte  und  weil  der  Cardinal  den  Eid  nicht 
schwor  und  er  überdies  sein  Pallium  in  Rom  empfangen  habe  ,  —  auch  dies 
war  für  Dr.  Cumming  nicht  überzeugend.  Wozu,  fragte  er,  war  die  authen- 
tische Copie  der  Propaganda  noth wendig,  wenn  man  den  modificirten  Eid  schon 
besessen  ?  Die  Antwort,  dass  die  Vollständigkeit  der  Acten  über  die  Hierarchie, 
vor  allem  der  Beweis,  dass  die  englischen  Bischöfe,  als  Titularbischöfe  genau 
denselben  Eid  wie  die  apostolischen  Vicare  schworen,  dies  nothwendig  gemacht 
und  dass  überdies  der  grösseren  Sicherheit  des  Textes  wegen  eine  zweite  Copie 
sehr  wünschenswerth  gewesen  wäre ,  war  natOrlich  ebenso  wenig  ausreichend 
zur  Beseitigung  der  »Traditionen.«  Dies  mag  es  erklären,  warum  noch  heute 
manche  hochkirchliehe  anglikanische  Blätter  bei  jeder  Bischofsweihe  diese  »Tra- 
^tioom«  zum  Schrecken  ihrer  gläubig-frommen  Leser  verwerthen. 
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spätere  Gathedrale  daselbst  —  versammelten  Bischöfe  noch  dort 
treffe,  habe  er  demselben  schon  auf  nächsten  Sonntag  eine  Privat- 
andienz  bewilligt  und  zugleich  den  W  unsch  ausgesprochen,  Dn  Ulla- 
thorne  solle  der  Ueberbringer  eines  goldenen  Kelches  für  die  dem- 
näclist  gleichfalls  zu  eröffnende  St.  George's  Gathedrale  in  South- 
wark  sein. 

In  der  Pritvataudienz ,  welche  Dr.  ÜUathorne  vor  seiner  Ab- 
reise hatte,  drückte  sich  der  Papst  sehr  gutig  über  die  englischen 
Bischöfe  aus  und  beauftragte  Dr.  Ullathorne,  dieselben  von  seiner 
Absicht  in  Kenntniss  zu  setzen,  ihnen  die  Hierarchie  in  möglichst 
kurzer  Frist  zu  gewähren  Dabei  betonte  er  ganz  besonders  den 
Wunsch,  dass  die  Restauration  der  Hierarchie,  wie  er  vertraue,  als 
eine  ihrer  nächsten  Folgen  eine  tiefere  und  umfassendere  Ausbreitung 
der  kirchlichen  Gelehrsamkeit  unter  dem  Klerus  zur  Folge  haben 
werde. 

Das  päpstliche  Decret,  welches  die  Herstellung  der  Hierarchie 
aussprechen  sollte,  war  bereits  vorbereitet  und  hatte  man  für  die 
Anbringung  und  Einfügung  der  einzelnen  noch  festzustellenden  Titel 
den  nothwendigen  Raum  gelassen.  Die  historische  Vorrede  war 
von  Msgr.  Palma  auf  Grund  der  Materialien,  welche  ihm  Dr.  Grant 
gegeben,  geschrieben ,  während  der  Kern  des  Documentes  von  dem 
als  ersten  Ganonisten  in  Rom  geltenden  Cardinal  VisszardeUi^  einem 
scharf  denkenden  und  äusserst  vorsichtigen  Manne,  abgefasst  war. 

Mit  der  Abreise  Dr.  üUathorne's  war  die  zweite  und  entschei- 
dende Unterhandlung  in  Betreff  der  Herstellung  der  englischen 
Hierarchie  zu  Ende. 

Blicken  wir  auf  die  kirchlichen  Würdenträger  zurück,  denen  die 
englischen  Katholiken  für  die  unschätzbare  Wohlthat  der  hergestellten 
Hierarchie  am  meisten  zu  danken  hatten,  so  war  dies  vor  allem  der  da- 
malige Bector  des  englischen  CoUegs  und  Agent  der  apostolischen  Vicare 
Englands,  Dr.  Chant.  Er  war  der  f&higste,  urtheilssicherste  und  ein- 
flussreichste Agent,  den  die  englischen  Bischöfe  je  in  Rom  hatten. 
Was  immer  nur  ihre  Interessen  irgendwie  berühren  konnte  unterlag 
seiner  wohlbedachten  fleissigen  Mittheilung;  er  hat  nie  etwas  in 
Rom  übersehen,  was  England  von  Nutzen  sein  konnte.  Ihm  mehr 
als  irgend  einem  anderen  gebührt  in  den  langen  Unterhandlungen 
die  Ehre  des  Erfolges.  Als  er  bei  Einführung  der  hergestellten 
Hierarchie  für  den  neu  errichteten  Sitz  von  Southwark  am  anderen 
Ufer  der  Themse ,  London  gegenüber ,  vorgeschlagen  wurde ,  sagte 
Msgr.  Bamabo  zu  Cardinal  Wiseman ,  wie  sehr  man  seine  Abreise 
von  Rom  allseits  bedaure;  Dr.  Grant  habe  die  Cardinäle  nie  in  die 
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Noth wendigkeit  einer  Transaction  gebracht;  die  von  ihm  ansgear- 
beiteten  Docnmente  seien  immer  so  vollständig ,  so  klar ,  so  scharf 
and  in  Einzelheiten  zuverlässig  gewesen,  dass  sie  wie  auf  sich  selbst 
gestanden,  und  nie  eine  neue  Umarbeitung  nothwendig  gemacht 
hätten.  Seine  Geistesschärfe  und  Gelehrsamkeit,  sein  Wissen  und  seine 
Kenntnisse  in  den  Formen  der  kirchlichen  Gescbäftsfahrung  haben 
ihn  ebenso  unschätzbar  bei  den  jährlichen  Zusammenkünften  der 
englischen  Bischöfe  und  bei  den  ersten  englischen  Synoden  gemacht; 
sein  Entgegenkommen  ,  seinen  rastlosen  Arbeitsfleiss  und  die  Ge- 
nauigkeit, mit  welcher  er  Docuniente  aller  Art  in  lateinischer,  ita- 
lienischer und  englischer  Sprache  zu  entwerfen  verstand,  legten  na- 
turgemäss  den  grösseren  und  verantwortlicheren  Theil  der  gemein- 
samen Arbeit  auf  seine  Schultern.  In  seiner  edlen  Demuth  hatte  er 
gar  kein  Yerständniss  dafür,  dass  er  dem  englischen  Episcopate  von 
ganz  besonderem  Nutzen  und  unersetzlicher  Bedeutung  sei.  So  war 
denn  sein  Tod  ein  ebenso  schmerzvoller  Verlust  für  den  englischen 
Episeopat  wie  far  seine  Diöcese. 

Msffr.  Palma  war  seit  langen  Jahren  Minutante  oder  Unter- 
secretär  der  Propaganda  für  die  englisch  sprechenden  Nationen  ge- 
wesen. Er  besass  eine  aussergewöhnliche  Eenntniss  alles  dessen, 
was  die  kirchlichen  Personen  und  Angelegenheiten  dieser  Nationen 
betrat  Von  seiner  Gelehrsamkeit  zeugen  seine  »Lectiones  Historiae 
ecclesiasticae.c  Im  Laufe  der  letzten  Unterhandlungen  zur  Wie- 
derherstellung der  englischen  Hierarchie  wurde  er  zum  Secretär  der 
lateinischen  Breven  Sr.  Heiligkeit  bef&rdert ;  ganz  Rom  freute  sich 
über  diese  Anerkennung  seiner  grossen  Verdienste.  Noch  ehe  das 
Breve  der  Herstellung  der  Hierarchie,  dessen  Einleitung,  wie 
gesagt,  sein  Werk  war,  publicirt  werden  konnte ,  wurde  der  liebe 
und  warmherzige  Mann  von  der  Strasse  aus  durch  eines  der  Fenster 
am  päpstlichen  Palaste  erschossen;  der  Pöbel  wollte  dadurch  den 
Papst  einschüchtern.  Bischof  Grant  schreibt  in  seinen  Noten  über 
die  Wiederherstellung  der  englischen  Hierarchie:  »Palma's  frühere 
Stellung  in  der  Propaganda  hatten  ihn  mit  England  und  den  eng- 
lischen Angelegenheiten  zuerst  in  Berührung  gebracht  und  es  war 
von  hohem  Interesse,  mit  einem  Manne  zu  verkehren,  dessen  Stel- 
lung ihn  in  Stand  gesetzt  hatte,  Napoleon  I.  auf  St.  Helena  einen 
Caplan  und  Beichtvater  verschaffen  zu  können  und  der  die  Instruc- 
tionen Cardinal  Consalvi's  und  Gregor's  XVI.,  als  beide  noch  Prä- 
fecten  der  Propaganda  waren,  ausführte.  Die  berühmte  Constitution 
Midia  Praedara  zur  Ordnung  der  kirchlichen  Angelegenheit  Indiens, 
das  Ikeve  zur  Wiederherstellung  des  Patriarchates  von  Jerusalem, 
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^owie  die,  schöne  Einleitung  in  dem  Breve  zar  Herstellung  der  eng- 
lischen Hierarchie  sind  sein  Werk.c 

Msgr.  Barnaho ,  welcher  als  Cardinal-Präfect  der  Propaganda 
bald  nach  Herstellung  der  englischen  Hierarchie  dem  Cardinal 
Fransoni  folgte,  war  der  erste  römische  Prälat,  der  klar  einsah,  dass 
die  katholische  Kirche  in  England  ohne  die  hergestellte  Hierarchie 
nie  vollständig  zufrieden  gestellt  werden  konnte.  Sein  weit  ange- 
legter und  energischer  Charakter,  sein  eindringlicher  und  klarer 
Geist,  seine  rastlose  Arbeitskraft ,  Eigenschaften ,  welche  ihn  zu  je- 
nem verantwortungsschweren  Posten ,  den  er  so  lange  und  so  wür- 
dig ausfällte,  in  eminenter  Weise  befähigte,  machten  ihn  seit  lange 
gleichsam  zum  Mittelpunkte  in  den  vielen  Angelegenheiten  der  eng- 
lischen Kirchen,  deren  Verhältnisse  er  durch  seine  Energie  und  sein 
XJrtheil  glücklich  ordnete.  Bischof  Grant  schrieb  in  seinen  mehr- 
fach erwähnten  Noten  im  Jahre  1867  an  Dr.  üllathome  über  ihn : 
>Ew.  Lordschaft  wissen,  wie  thätig,  ausdauernd  und  vertrauensvoll 
Msgr.,  jetzt  Cardinal,  Bamabo  vom  Jahre  1847  an  bis  heute  in  der 
Vorbereitung  aller  der  Fragen ,  welche  England ,  seine  Hierarchie 
und  die  Capitel  betrafen,  für  die  Entscheidung  durch  Se.  Heiligkeit 
bearbeitet  hat.« 

Viele  werden  sich  ferner  noch  des  Cardinais  Fransoni  erin- 
nern, jener  ehrwürdigen  und  wahrhaft  geistlichen  Gestalt,  die  ganz 
Fröifnmigkeit  und  Milde  athmete  und  die  allen  sofort  in  die  Augen 
fiel,  wenn  sie  ihn  als  Assistent  am  päpstlichen  Throne  bei  den  grossen 
'  Feierlichkeiten  der  Kirche  sahen.  Als  Präsident  der  Congregation, 
welche  die  englischen  Angelegenheiten  verhandelte ,  zeigte  er  ein 
tiefes  Interesse  für  dieselben.  Beim  Abschiede  sagte  er  dem  eng- 
lischen Unterhändler:  Nun,  wo  er  die  Erneuerung  der  englischen 
Hierarchie  gesehen,  könne  auch  er  glücklich  ausrufen:  »Nun  ent- 
lassest Du,  0  Herr,  Deinen  Diener  in  Frieden;  denn  meine  Augen 
haben  Dein  Heil  gesehen.«     Er  starb  bald  nachher. 

Man  hat  oft  bemerken  wollen,  Rom  sei  sehr  langsam  in  seinen 
Berathungen  und  Entscheidungen.  »Aber  während  der  zehn  Rom- 
reisen« bekennt  Dr.  üllathome,  »die  ich  in  kirchlichen  Angelegen- 
lieiten  während  der  letzten  drei  und  dreissig  Jahre  machte,  habe 
ich  Rom  nie  langsam  gefunden.  Wahr  ist,  dass  der  heilige  Stuhl 
nie  entscheidet  und  nie  handelt,  bevor  er  eine  Sache  gründlich  kennt 
und  80  vollkommen  und  klar  durchschaut;  indessen  so  oft  Verzug 
eintritt,  so  geschieht  dies  aus  dem  Grunde ,  dass  der  Gegenstand 
nicht  in  der  richtigen  und  nicht  in  einer  vollständig  genügenden 
Form  seinem  ürtheile  unterbreitet  wird.    Die  Unterhandlungen,  von 
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welchen  ich  Bericht  erstattet  habe ,  nehmen  von  Anfang  an  bia  zu 
ExiAe  weniger  als  zehn  Wochen  in  Anspruch.  In  Verhandlungen  von 
Bechtsstreitigkeiteu  ist  Boro  in  der  That  langsam.  Dies  aber  er- 
klärt sich  aus  der  tiefen  Besorgniss,  däss  die  Gerechtigkeit  nicht  za 
Schaden  komme.« 

Noch  in  derselben  Nacht,  in  welcher  Dr.  Ullathorne  von  Rom 
abfuhr,  war  auf  die  geflissentlich  ausgestreuten  und  falschen  Ge- 
rüchte von  einem  italienischen  Siege  über  die  Oesterreicher ,  gerade 
als  Badetzky  die  italienische  Armee  geschlagen  und  gesprengt  hatte, 
der  Pobel  in  die  Kirchen  Roms  eingebrochen  und  hatte  die  Glocken 
geläutet.  Die  Revolution  begann.  Bald  nachher  wuide  der  päpst- 
liche Minister  de  Rossi  ermordet  und  Msgr.  Palma  im  Vatican  er- 
schossen. Es  folgte  die  Flucht  des  Papstes  nach  Gadta.  Diese  Er- 
eignisse schoben  die  Promulgation  der  Wiederherstellung  der  eng- 
lischen Hierarchie  noch  um  zwei  volle  Jahre  hinaus.  Und  dennoch 
fand  Dr.  Ullathorne  bei  seiner  Ankunft  in  England  den  allgemeinen 
Eindruck  der  Gemüther  so ,  als  ob  dieselbe  schon  thatsächlich  er- 
folgt sei.  Dies  war  auch  in  Zeitungen  und  anderen  öffentlichen 
Schriften  ausgesprochen  worden  und  erweckte  nirgends  den  gering- 
sten Anstoss.  Hätte  man  die  wiederhergestellte  Hierarchie  damds 
in  England  selbst  ruhig  promulgiren  können,  so  wäre  ihre  tbatsäch- 
liehe  Einführung  ohne  alle  weiteren  Folgen  vorübergegangen.  Was 
wirklich  vorgegangen,  war  so  gut  bekannt,  dass  am  17.  August 
desselben  Jahres  1848  in  der  Debatte  über  die  Diplomatie-Belations- 
with-Bome-Bill  Sir  Robert  IngUs ,  nachdem  er  erklärt ,  er  nehme 
keinen  Anstoss ,  Dr.  Wiseman  einen  Bischof ,  wohl  aber  den  Erzbi- 
schof  von  Westminster  zu  nennen  ,  an  die  Regierung  Fragen  rich- 
tete über  die  Bestellung  von  Erzbischöfen  und  Bischöfen  im  Lande, 
die  ohne  Zustimmung  der  Königin  erfolgt  sei.  Der  damalige  Pre- 
mierminister Lord  John  Bussel  antwortete  dem  Interpellanten  mit 
folgenden  Wortai :  »Ich  wüsste  nicht ,  dass  der  Papst  auf  irgend 
eine  Weise,  aus  irgend  einer  Machtvollkommenheit,  die  ihm  zustehen 
mag,  die  Creirung  von  Erzbischöfen  und  Bischöfen  mit  Diöcesen  in 
England  autorisirt  hat;  sicher  ist,  dass  ich  meine  Zustinunung  dazu 
nicht  gegeben,  noch  überhaupt  meine  Zustimmung  zu  irgend  welcher 
Diöcesanbildung  gegeben  haben  würde,  wenn  ich  dazu  wäre  aufge^ 
fordert  worden.  Mit  Bezug  auf  die  geistliche  Autorität  muss  der 
ehrenwerthe  Vorredner  doch  einsehen,  dass,  wenn  er  von  europäischen 
Staaten  spricht,  jede  Controlle  über  die  geistliche  Autorität  des  Papstes 
nur  durch  eine  zu  dem  Ende  getroffene  Vereinbarung  erlangt  wer- 
den   kann.    Sie    miissfn    entweder  der    römisch-katholischen    Re- 
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ligioD  irgend  welche  Vorthefle  gew&hren  und  von  Seiten  des  Papstes 
irgend  welche  Vortheile  dagegen  erhalten  und  unter  letzteren  dann 
auch  die  Stipulationen ,  dasä  der  Papst  in  England  ohne  Einwillig- 
ung der  Königin  keine  Diöcesen  creiren  wolle;  oder  sie  mössen 
erklären,  mit  solchen  Anordnungen  nichts  zu  tbun  haben  zu  wol- 
len ,  dergestalt  dasg  Sie  in  keiner  Weise  Ihre  Zustimmung  dazu 
geben,  dass  die  römisch-katholische  Religion  irgend  welche  Auto- 
rität in  England  habe  und  ausübe.  Aber  dann  müssen  Sie  die 
geistliche  Autorität  des  Papstes  ganz  unbehelligt  lassen.  Sie  kön- 
nen den  geistlichen  Einfluss  des  Papstes  nur  in  dem  einen  Falle 
binden,  dass  Sie  irgend  ein  Zugeständniss  dieserbalb  besitzen.  .  .  . 
Aber  obschon  Sie  jeder  Ausübung  geistlicher  Autorität  von  Seiten 
des  Papstes  durch  ein  Gesetz  zuvorkommen  könnten,  so  kann  doch 
mein  ehrenwerther  Freund  kein  Gesetz  formuliren,  welches  den  Papst 
des  Einflusses  beraubte ,  den  er  rein  über  den  Geist  hat.  Es  ist 
handgreiflich  klar,  dass  Sie  durch  keine  autoritativen  Mittel  den  Ver- 
kehr des  Papstes  mit  den  Katholiken  dieses  Landes  beeinträchtigen 
können.  Sie  können  versuchen,  die  Offenheit  eines  solchen  Verkehrs 
zu  beeinträchtigen;  aber  ich  denke  ^  es  wäre  etwas  sehr  närrisches, 
wenn  Sie  irgend  eine  Massnahme  von  grosser  Kraft  und  Energie  zu 
dem  Zwecke  ergriffen.  Ist  der  Verkehr  kein  offener  mehr ,  dann 
wird  er  ein  geheimer  sein.« 

Auf  eine  solche  Meinungsäusserung  des  Premierministers  des 
Landes  hin  und  nachdem,  wenn  auch  noch  nicht  officiell ,  die  That- 
sache  offenkundig  war,  dass  Verhandlungen  über  die  englische  Hier- 
archie schwebten  und  dem  Abschlüsse  nahe  seien ,  durfte  der  Papst 
mit  vollem  Rechte  den  Schluss  ziehen ,  dass  die  Wiederherstellung 
eines  katholischen  Erzbisthumes  und  verschiedener  Bisthümer  auf 
keine  Schwierigkeit  und  feindselige  Angriffe  in  England  stossen  wür- 
den. Dass  dieselben  weder  durch  irgend  einen  Act  der  Gesetzgebung 
anerkannt  noch  unterstützt  werden  würde,  legte  Lord  John  nahe. 
Aber  kein  Mensch  dachte  auch  nur  im  Traum  an  etwas  Aehnliches ; 
keiner  hielt  eine  solche  officielle,  legislative  Anerkennung  selbst  für 
wünscbenswerth.  Immerhin  war  die  emphatische  Versicherung  ab- 
gegeben worden,  die  geistliche  Action  des  Papstes  sei  frei  und  könnte 
nicht  behindert  werden. 

Ab  Dr.  Ullathorne  in  Manchester  anlangte,  wo  die  Bischöfe 
noch  zur  Eröffnung  der  neuen  Cathedrale  von  Salford  versammelt 
waren,  trug  er  ihnen  den  genauen  Rechenschaftsbericht  über  seine 
römische  Mission  vor.  Der  Coadjutor  des  Lancashire-Districtes  und 
der  Klerus  seines  nördlichen  Theiles  waren  enttäuscht,  da  der  District 
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nicht  in  zwei  Diöcesen  getheilt  war.  Dr.  Ullatfaorne  konnte  nnr 
anfahren,  dass  er  strenge  nach  den  von  Seiten  der  apostolischen  Vicare 
erhaltenen  Instructionen  gehandelt  habe.  Indessen  empfahlen  die 
Bischöfe,  auf  eine  von  dem  Klerus  des  nördlichen  Districtes  ihnen 
vorgelegte  Petition,  der  Propaganda  die  Theilung.  Die  Annahme 
der  Petition  in  Born  normirte  also  die  englische  Hierarchie  fest  aut 
einen  erzbischöflichen  Stuhl  und  zwölf  weitere  Suffraganstöhle, 
eine  Eintheilung ,  welche  genau  mit  der  von  Gregor  dem  Grossen 
projectirten  parallel  ging.  Bischof  Wisemah  sah  die  Errichtung 
eines  zweiten  Stuhles  in  Soulhwark,  so  nahe  bei  dem  seinigen  in 
London,  nicht  gerne;  allein  das  war  nun  einmal  der  feste  Beschluss 
der  Propaganda ,  gegen  den  es  keinen  Appell  gab.  Nachdem  der 
eine  oder  andere,  der  versammelten  Prälaten  über  einzelne  De- 
tails noch  einige  Bedenken  geäussert,  sprach  sich  die  Zufriedenheit 
und  Zustimmung  zu  dem  Erreichten  und  glücklich  Vollendeten  bald 
anSy  und  Bischof  Wiseman  erhob  sich  und  di-ückte  in  warmen  Wor- 
ten den  allgemeinen  Dank  dafür  aus.  Er  bemerkte ,  es  sei  nur  zu 
natürlich,  dass  jeder  einzelne  Bischof  mit  besonderem  Eifer  und  mit 
gewissen  Vorurtheilen  an  das  herantrete,  was  seine  nächsten  In- 
teressen berühre.  Dies  verschwinde  indessen  vor  der  Grösse  und 
der  Weisheit  der  vom  päpstlichen  Stuhle  so  sorgsam  überdachten 
Maasnahmen.  Im  Lichte  der  individuellen  Interessen  —  Interessen, 
die  in  sich  selbst  veränderlich  seien  und  nach  der  Natur  der  beschlos- 
senen Massnahme  noth wendig  Aenderungen  mit  sich  führten  — 
könne  man,  besonders  im  ersten  Augenblicke,  kaum  vollständig  den 
ganzen  Werth  der  getroffenen  Anordnungen  schon,  würdigen.  Ein 
Dankesvotum  wurde  entworfen,  von  allen  Bischöferr  unterzeichnet 
und  an  den  Papst  abgesandt,  ein  gleiches  ebenso  an  die  Propaganda. 
Nachdem  man  übereingekommen ,  dass  jeder  Bischof  an  die  Propa- 
ganda über  die  Titel  innerhalb  seines  eigenen  Yicariates  berichten 
solle,  trennte  man  sich  mit  einem  Dankesvotum  gegen  Dr.  Ulla- 
thome,  den  Unterhändler  der  Bischöfe  in  Born. 

Bald  darauf  langten  die  Breves  für  Bischof  Walsh's  Versetz- 
ung nach  London  ,  Bischof  Ullathorne's  nach  Birmingham  und  für 
die  Weihe  Hendren*s  zum  Bischof  des  Westdistrictes  an.  Als  Bi- 
schof Wiseman  mit  Bischof  Hendren  zuerst  zusammenkam  —  er 
hatte  ihn  früher  nicht  gesehen  — •  war  er  von  dem  Ernste  seines 
Characters  und  der  Ausdehnung  und  Solidität  seiner  Gelehrsamkeit 
betroffen  und  übei-zeugt. 

F.   Das  päpstliche  Decret. 
Die  Abwesenheit  des  Papstes  von  Kom  dauerte  vom  November 
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1848  bis  zum  April  1850.  Während  dieser  Zeit  war  die  Stadt 
meist  in  den  Händen  des  revolutionären  Pöbels.  In  diesen  Tagen 
der  allgemeinen  Unordnung  und  rastlosen  Aufregung  wurden  keiner- 
lei Congregationen  gehalten.  Die  Cardinäle  waren  zerstreut,  und 
Msgr.  Barnabo  lebte  damals  für  einige  Zeit  unter  dem  Schutze  der 
türkischen  Flagge  in  einem  armenischen  Kloster.  Nachdem  die 
Ruhe  wiederhergestellt  war,  wurde  Msgr,  Vespasiani^  der  Nachfol- 
ger Msgr.  Palma's  als  Minutante  für  die  Angelegenheiten  der  eng- 
lischen Kirchen,  mit  einer  Mission  nach  Malta  betraut  und  die  Frage 
der  englischen  Hierarchie  bis  zu  seiner  Rückkehr  verschoben.  Un- 
terdessen waren  keine  neuen  Materialien  mehr  eingelaufen,  mit  al- 
leiniger Ausnahme  der  Gutachten  der  einzelnen  Bischöfe  über  ihre 
Titel,  und  der  Petition  für  die  Theilung  des  Lancashire  -  Districtes. 
Bald  nach  seiner  Rückkehr  von  Malta,  bereitete  Msgr.  Vespasiani 
diese  Schriftstücke  zur  Vorlage  für  die  Congregation  vor.  »Zuletzt, c 
schreibt  Bischof  Grant ,  »gab  mir  Msgr.  Barnabo  auf,  eine  kurze 
Petition  zu  entwerfen  unter  Darlegung  des  augenblicklichen  Standes 
der  Frage,  damit  die  Cardinäle  ihren  endgültigen  Beschluss  auf  ein 
bestimmtes  Ersuchen  und  eine  bestimmte  Vorlage  hin,  welche  die 
Stellung  und  Bedeutung  einer  Ponenza  habe ,  fassen  könnten.«  In 
einem  anderen  Briefe  sagt  derselbe  Bischof:  »Als  die  Cardinäle  zum 
letzten  Male  im  Sommer  1850  die  Frage  unserer  Hierarchie  verhan- 
delten, waren  alle  Hindernisse  weggeräumt  und  nach  einem  noch- 
maligen Schwanken  von  wenigen  Tagen  von  Seiten  zweier  der  Car- 
dinäle erfolgte  mit  eimtimmigem  Beschlüsse  die  Bitte  an  Sr.  Heilig- 
keit zum  Erlass  des  Breves  vom  29.  September  1S50.  Das  Breve, 
welches  die  neuen  Bischöfe  in  Stand  setzte,  ihre  Capitel  zu  errich- 
ten, war  gleichfalls  von  Cardinal  Vizzardelli  vorbereitet.« 

Am  9,  Juli  desselben  Jahres  1S50  hatte  Bischof  Wiseman 
an  Dr.  Ullathorne  in  geschäftlichen  Dingen  zu  schrei])en.  Sein 
Brief  schloss  mit  folgenden  Worten :  »In  wenigen  Tagen  will  ich 
Ihnen  uti  frater  studiosissimus  schreiben.«  Fiel  schon  dieser ,  bis 
dahin  nie  von  ihm  angewandte  Styl  auf,  ein  Styl,  dessen  die  Cardi- 
näle häufig  in  vertraulichen  Schreiben  sich  bedienten,  so  wussten 
doch,  wenn  auch  nur  sehr  Wenige  in  England  davon,  dass  der  Papst 
den  Bischof  von  London  für  den  Purpur  in  Aussicht  genommen  habe. 
Dr.  Ullathorne  schrieb  sofort  an  Dr.  Wiseman,  er  vertraue,  letzterer 
habe  von  dem  rothen  Hute  Nachricht  erhalten;  es  könne  zu  nichts 
von  Nutzen  sein ,  dies  zu  verhehlen.  Dr.  Wiseman  schrieb  hierauf 
mit  umgehender  Post  folgendes :  »Als  ich  die  Schlussworte  mei- 
nes   letzten  Briefes    niederschrieb ,    war   es  entfernt   meine  Absicht 


Dan  päpstliche  Üecrtt.  (2860.)  Sfe 

nicht,  Ew.  Lordscbaft  die  Meinung  nahe  zu  legen ,  welche  Sie  ans 
denselben  gezogen,  obschon  es  mir,  sobald  ich  die  Worte  niederge- 
schrieben, auffiel ,  dass  dies  Ihre  Auffassung  sein  könne.  Das  Ge- 
rücht ist  hier  (in  London)  öffentlich  —  wie  die  Sache  ausgekom- 
men, weiss  ich  nicht  —  dass  icli  es  fast  für  gerechtfertigt  halte, 
seine  Wahrheit  anzuerkennen.  Qegen  die,  welche  mir  davon  sprachen, 
mnss  ich  mich  damit  begnügen,  dasselbe  nicht  in  Abrede  zu  stellen, 
und  ich  habe  nach  Rom  geschrieben ,  die  Sache  sei  so  gut  wie 
öffentlich.  Da  dies  der  Fall  ist ,  so  kann  ich  Ew.  Lordscbaft  die 
Versicherung  geben,  dass  ich  mich  lange  in  einem  Zustande  unna- 
törlichen  Zwanges  befunden ,  da  es  mir  nicht  frei  stand,  in  einer 
Angelegenheit  an  meine  Brüder  zu  schreiben,  in  welcher  der  wech- 
selseitige Austausch  mit  ihnen  ein  natürliches  Bedürfniss  fQr  mich 
war.  Ich  habe  nach  Rom  schon  so  oft  darüber  geschrieben,  als  Je- 
mand schreiben  kann,  aber  umsonst ;  und  ich  muss  befürchten,  dass  im 
Laufe  ?on  nur  einem  Monate  meine  gänzliche  Trennung  von  England 
bevorsteht.  Was  ich  gelitten  habe  und  noch  leide,  ist  Gk>tt  allein 
bekannt.  Ich  darf  in  keiner  Weise  handeln,  welche  Seiner  heiligen 
Ordnung  und  Leitung  widerstreitet;  aber  das  Werk  verlassen  zu 
sollen,  was  hier  unter  meinen  Augen  so  trefSich  voranschreitet,  ist 
fnr  mich  die  schwerste  Last,  die  mir  je  auferlegt  wurde.  Ew.  Lord- 
Bchdlt  werden  einsehen,  dass  ich  die  ganze  Sache  nicht  anders  be- 
handeln kann,  als  ein  Gerücht,  dem  ich  nicht  widerspreche.  Ob  hier 
irgend  etwas  Anderes  geschehen  müsse,  bin  ich  gänzlich  ausser 
Stande  zu  entscheiden;  denn  ich  muss  mich  selbst,  so  viel  es  an- 
gebt, indifferent  halten.  Ich  habe  vor,  gleich  nach  dem  21.  im 
Vorübergehen  in  Birmingham  bei  Ihnen  anzuhalten.« 

Nach  Empfange  dieses  Briefes  schrieb  Dr.  üllathorne  per  Ex- 
press und  mit  allem  Nachdruck  an  Dr.  Wiseman,  seiner  Ueberzeug- 
ung  nach  sei  es  von  der  grössten  Bedeutung,  duss  derselbe  in  Eng- 
land verbleibe,  um  die  Kirche  in  England  durch  die  ersten  Schwie- 
rigkeiten der  wiederhergestellten  Hierarchie  hindurehzufuhren,  und 
dass  gerade  ein  Führer  von  seiner  Characteranlage  sowohl  zur  Leitnng 
der  kirchlichen  Literatur  als  zu  vielen  anderen  Dingen  unerlässlich 
nothweudig  für  England  sei.  Hierauf  erwiederte  der  Cardinal ,  er 
habe  ein  Schreiben  vom  Papste  erhalten,  in  welchem  ihm  nahe  ge- 
legt sei,  »für  einen  Nachfolger  in  London  seinerseits  zu  sorgen;  denn 
in  vier  Wochen  solle  er  die  englischen  Küsten  für  immer  verlassen.« 
Dass  Cardinal  Wiseman  täglich  mehr  sich  von  den  unberechenbaren 
Schwierigkeiten,  besonders  Angesichts  der  angonblicklichen  kritischen 
Lige  der  kirohlichen  Angelegenheiten  Englands,  überzeugen  rousste, 
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lag  auf  der  Hand  und  stellte  sich  bei  einer  Zusammenkunft  zwischen 
ihm  und  Dr.  üllatborne  in  Birmingham  klar  heraus.  Verschiedene 
Vorstellungen  gelangten  alsbald  nach  Rom,  noch  bevor  Cardinal  Wi- 
seman  dort  eintraf.  Alle  befürworteten  sein  Verbleiben  in  England. 
Bischof  Grant  erzählt ,  dass  besonders  eine  Denkschrifl;  des  Abb^ 
Quiblier ,  eines  Sulpicianers  aus  Ganada ,  welcher  gerade  damals  in 
London  sich  aufhielt,  für  die  Rückkehr  des  Cardinais  nach  England, ' 
bei  dem  Papst  von  grossem  Eindrucke  gewesen  sei.  »Zuletzt,« 
schreibt  Bischof  Grant,  »wurde  dem  Papst  vorgestellt,  dass,  wäh- 
rend andere  Cardinäle  seinen  (Dr.  Wiseman's)  Platz  in  den  römi- 
schen Congregationen  vollkommen  ausfüllen  könnten,  bewiesen  seine 
Talente,  seine  Gelehrsamkeit  und  viele  hervorragende  Eigenschaften 
seines  Characters,  dass  seine  Stelle  in  der  Heimath  unausfQllbar  sei.« 

Doch  eine  Schwierigkeit  stellte  sich  von  selbst  bald  ein.  In 
welcher  Eigenschaft  konnte  Bischof  Wiseman,  einmal  Cardinal,  nach 
England  zurückkehren?  Bischof  Walsh  war  schon  im  Februar  1849 
gestorben,  so  dass  Bischof  Wiseman ,  sein  Coadjutor,  apostolischer 
Vicar  des  Londoner  Districtes  ^  geworden  war.  Kein  Cardinal  war 
aber  je  apostolischer  Vicar  gewesen ,  und  es  schien  weder  zeitgemäss 
noch  überhaupt  wünschenswerth  zu  sein,  im  vorliegenden  Falle  eine 
Präcedenz  zu  schaffen.  Da  indess  das  päpstliche  Decret  zur  Her- 
stellung <ier  englischen  Hierarchie  bereits  dem  Papste  zur  Unter- 
schrift vorlag,  und  da  die  Zeit  seiner  Promulgation  endlich  keinen 
Aufschub  mehr  duldete,  so  wurde  Cardinal  Wiseman  zum  ersten 
ErsUnschof  von  Westminster  ernannt  und,  das  apostolische  Breve^ 
in  welchem  die  Herstellung  der  Hierarchie  ausgesprochen  ist,  unterm 
29.  September  1850^  zugleich  mit  seiner  Ernennung,  promulgirt. 

Noch  im  letzten  Augenblick  vor  der  Promulgation  liess  der 
vorsichtige  Cardinal  Vizzardelli  Dr.  Grant  zu  sich  bescheiden  und 
richtete  an  ihn,  mit  dem  Finger  auf  einen  der  in  das  vor  ihm  He- 
gende hochbedeutsame  Document  eben  eingetragenen  Titel  deutend, 
die  folgende  Frage:  »Ist  dieser  Titel  im  Besitze  irgend  eines  pro- 
testantischen Prälaten?«  Dr.  Grant  antwortete  mit  Nein.  »Nun,« 
sagte  der  Cardinal,  »dann  ist  Alles  in  Ordnung.« 

Die  fQnf  Stühle,  welche  zu  den  bisher  von  apostolischen  Vica- 
caren  verwalteten  Districten  noch  hinzugefügt  werden,  blieben  deren 
bischöflicher  Administration  bis  zum  Juni  1851  unterstellt,  wo  dann 
die  Bischöfe  von  Clifton,  Plyraouth,  Shrewsbury  und  Salford  in  Eng- 
land, der  Bischof  von  Southwark  in  Rom  consecrirt  und  Bischof 
Hendren  nach  Nottingham  transferirt  wurde. 

Damit  war*  einer  der  grössten  kirchlichen  Regierungsacte  der 
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Nemeit,  die  feierliche,  öffentliche  Wiederherstellung  der  durch  die 
Gewaltsamkeiten  der  »Reformationc  unterbrochenen  ordentlichen  Be- 
gienmgsgewalt  der  Kirche  in  England,  zngeich  einer  der  grössten  Acte 
des  Pontifi(»tes  Pins  IX.,  vollendet.  Es  ist  nothwendig,  um  diesen  Act 
oberster  kirchlicher  Jurisdiction  in  seiner  vollen  Bedeutung  inmitten 
des  modernen  Staatswesens  zu  würdigen ,  auf  dessen  innere  Natur 
näher,  einzugehen ,  sowohl  weil  das  Verstftndniss  der  im  Anschluss 
an  die  Promulgation  der  wiederhergestellteu  Hierarchie  in  England 
entstandene  Bewegung  davon  bedingt  ist,  als  weil  kirchlichen  Fra- 
gen derselben  oder  doch  nahe  verwandter  Art,  die  im  Augenblicke 
die  Gremüther  auf  das  Tiefste  aufregen,  hier  passend  eine  kurze  Be- 
lenchtong  finden  mögen. 

Aus  diesen  Gesichtspunkten  möge  man  die  kurze  Erörterung 
der  kirchenrechtlichen  Begriffe  von  Jurisdiction ,  Diöcese  und  bi- 
schöfliche Titel  beurtheilen. 

(Schlass  folgt.) 
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II. 

Die  Ansprüche  der  ^ItkatKoliken''  auf  Ueberiassung  von 

Kirchen  und  Kirchengui 

Zar  Kritik  eines  Bechtsgntacht^ns  v,  Poachiuger, 
Vou  Domcspitiilar,  Prof.  Dr.  HirscheL 

Die  Schrift  v.  Poschingers :  Das  Eigenthmn  am  Kirchenverroögen 
u.  8.  w.  enthält  als  Anhan^^  anch  noch  das  bezeichnete  Rechtsgut- 
achten. In  der  Vorrede  zu  dieser  Schrift  wies  derselbe  schon  da- 
rauf liin,  dass  das  ausserordentliche  Interesse ,  welches  die  Frage 
über  das  Eigenthum  am  katholischen  Kirchengute  überhaupt  habe, 
durch  die  neuesten  Ereignisse  nur  noch  gesteigert  worden  sei;  in- 
dem zu  den  vielen  Eigenthumscandidaten  in  Folge  ,der  entstandenen 
Kirchenspaltung  auch  noch  ein  neuer  in  der  Person  der  Altkatboli- 
ken  hinzugekommen  sei ;  es  liege  aber  auf  der  Hand,  dass  ihre  An- 
rechte (!  ?)  auf  Kirchen-  und  Kircfiengut  gewürdigt  werden  müssten. 
Dabei  hält  jedoch  v.  Poschinger  noch  ausdrücklich  zu  bemerken  für 
nothwendig,  dass  an  der  ursprünglichen  Fassung  der  Schrift,  wie  sie 
bereits  im  Jahre  1868  von  der  Münchener  Juristenfacultät  gekrönt 
worden,  nichts  Wese^itliches  geändert  sei.  »Soviel,  schliesst  er  um 
der  etwaigen  Annahme  zu  begegnen,  als  sei  dieselbe  eine  tendentiöse 
Gelegenheitsschrift,  und  ermangele  als  solche  am  Ende  gar  der  nö- 
thigen  Objectivität.c  Und  so  will  denn  v.  Poschinger  die  in  der 
Vorrede  zu  seiner  Schrift  gegebene  Zusage  lösen,  »die  ausserordent- 
lich brennend  gewordene  frage  zu  besprechen,  ob  und  welche  An- 
sprüche die  in  Bildung  begriffenen  altkatholischen  Gemeinden  auf 
Ueberiassung  von  Kirchen  und  Kirchengut  haben. c 

Höchst  bezeichnend  für  den  »objectivenc  Standpunkt  des  Ver- 
fassers sind  schon  die  Gründe,  welche  er  für  die  Unerlässlichkeit  der 
üeberweisung  von  kirchlichen  Gebäuden  und  Vermögen  an  die  s.  g. 
Altkatholiken  anfahrt.  Wenn  dies  nicht  geschehe  ,  so  hiesse  es, 
»von  allen  rechtlichen  Gesichtspunkten  vorerst  abzusehen  ,  Tausen- 
den von  Seelen  jedwelche  Möglichkeit  der  Besorgung  ihrer  geistigen 
Angelegenheiten  benehmen  und  sie  unfehlbar  dem  Indifferentismus 
in  die  Arme  treiben. €  Nun  mag  die  Gewalt  der  Thatsachen  selbst 
V.  Poschinger  die  Erkenntniss  gegeben  haben,  dass  es  sich  bei  den 
s.  g.  Altkatholiken  weder  um  Tausende  von  Seelen  noch  um  Ange- 
legenheiteii  des  Seelenheiles  handelt,  da  bekannt^rmassen  weitaus  die 
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Meisten  derselben  sich  bisher  um  ihre  geistigen  Angelegenheiten 
gar  wenig  kümmerten  und  dem  Indifferentismus  bereits  verfallen 
waren.  Wenn  äbrigens  die  s.  g.  Altkatholiken  wirklich  sich  ernst- 
lich um  ihr  Seelenheil  und  um  göttliche  und  übernatfirliche  Dinge 
kümmerten  und  bei  den  Veranstaltern,  Leitern  und  Beförderern  die- 
ser 8.  g.  religiösen  Bewegung  nicht  ganz  andere  Dinge,  als  da  sind 
Terletzte  Eitelkeit,  unbefriedigter  Ehrgeiz,  Hass  gegen  die  katholische 
Kirche  oder  Vorsteher  derselben  und  politische  Berechnungen  die 
Hauptrolle  spielten,  so  würde  der  Eifer  die  s.  g.  Altkatholiken  von 
selbst  antreiben  aus  eigenen  Mitteln  und  durch  Beihilfe  von  Freun- 
den und  Gesinnungsgenossen  Räumlichkeiten  für  ihre  Zusammen- 
künfte und  das  hierzu  Nötbige  zu  beschaffen.  Die  Katholiken  bau- 
ten von  jeher  und  allenthalben  ihre  Kirchen  selbst  und  statteten 
sie  durch  ihre  Gaben  mit  Allem  reichlich  aus;  ja  sogar  diejenigen 
Secten,  welche  mehr  oder  weniger  aus  der  Masse  hervorgingen,  Uia- 
ten  und  thun  dasselbe;  so  seiner  Zeit  die  s.  g.  Deutschkatholiken, 
freilich  wesentlich  mit  Unterstützung  durch  die  Protestanten,  welche 
damals  noch  der  Täuschung  sich  hingaben,  durch  diesen  Abfall  die 
katholische  Kirche  in  Deutschland  stürzen  und  ihre  Mitglieder  in 
das  weite  Meer  des  bekenntnisslosen  Protestantismus  versenken  zu 
können.  Nur  diejenigen  Secten ,  welche  hauptsächlich  durch  die 
weltliche  Macht  gehalten  und  erhalten  wurden,  wie  der  Arianismus, 
das  griechische  und  nissische  Schisma,  der  Protestantismus  und  heute 
der  s.  g.  Altkatholicismus  hatten  es  im  grossen  Ganzen  so  leicht 
und  bequem,  dass  sie  durch  offene  oder  in  der  Gestalt  von  Gesetzen 
geübte  Gewalt  in  den  Besitz  der  von  den  Katholiken  gebauten  und 
ao^estatteten  Kirchen  gesetzt  wurden,  ohne  dass  sie  genöthigt  wa- 
ren, für  ihre  religiösen  Bedürfnisse  ein  nennenswertbes  Opfer  zu 
bringen,  da  im  Gegentheile  bei  solchen  Gelegenheiten  Regierungen, 
Gemeinden  und  Private  vielfache  Veranlassung  fanden,  sich  ansehn- 
lich zQ  bereichern. 

»Nicht  weniger  dringend,«  so  fährt  v.  Poschinger  fort,  »als  der 
Ansprach  auf  Kirchen,  erweist  sich  der  auf  Ueberlassung  von  Kir- 
chengut.  Man  unterschätze  überhaupt  die  Bedeutung  der  Rolle 
niefat,  welche  dasselbe  in  unserer  modernen  Kirchenspaltung  gespielt 
kai  nnd  welche  es  noch  spielen  kann  und  sicherlich  auch  noch  spie- 
len wird.  —  Ja,  sprechen  wir  es  nur  offen  aus:  die  Liebe  zur 
Pfründe  hat  über  die  Liebe  zur  Wahrheit  nur  in  zu  vielen  Fällen 
den  Sieg  davon  getragen.  Ich  bin  fest  überzeugt ,  hätte  der  Staat 
Mofari  nach  der  Verfertigung  des  verhängnissvollen  Dogmas  vom  18. 
Juli  1870  erklärt,  er  erkenne  dasselbe  nicht  nur  nicht  an,   sondern 
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könne  auch  nickt  zugestehen,  dass  die  dieses  Dogma  lehrende  Kirche 
die  alte  katholische,  d.  i.  jene  sei,  welche  er  mit  dem  Rechte  Eigen- 
thum  zu  besitzen  und  als  Eigenthum  besitzende  anerkenne,  und  dass 
er  den  altkatholisch  bleibenden  Geistlichen  alle  ihre  bisherigen 
Rechte  garantire  und  sie  gegen  Rom*s  üebergriffe  schütze,  so  w&re 
mancher  Bischof ,  mancher  Priester  treuer  zu  seiner  üeberzeugung 
gestanden,  und  wäre  die  Zahl  jener  weit  beträchtlicher  geblieben, 
deren  Aufgabe  es  ist,  unermüdlich  Licht  zu  verbreiten,  bis  dass  in 
Rom  ein  fehlbarer  Papst  den  Schritt  rückgängig  macht,  den  ein  un- 
fehlbar sein  wollender  in  beklagenswerther  Verirrung  gemacht.« 

Aus  dieser  so  überaus  niedrigen  Anschauungsweise  der  Ver- 
hältnisse ersieht  man  klar,  dass  die  Vertreter  des  s.  g.  Altkatholi- 
cismus ,  wie  v.  Poschinger ,  .unfähig  sind,  übernatürliche  Dinge  zu 
begreifen  und  eine  Ahnung  von  Opfersinn  und  Opfermuth  zu  haben, 
sowie  dass  sie  nicht  die  geringste  Einsicht  in  das  Grundwesen  der 
katholischen  Kirche  besitzen.  Seit  Erlass  des  preussischen  »Brod- 
korbgesetzes« mag  wohl  auch  v.  Poschinger  einige  Dämmerung  auf- 
gegangen sein,  dass  das  Kirchengut  nur  bei  den  wenigen  Priestern, 
welche,  wie  Judas  um  der  Silberlinge  willen  den  Herrn,  so  ihre 
Mutter  die  Kirche  verriethen,  in  der  That  »eine  Rolle  gespielt  Aa^,c 
dass  dasselbe  aber  bei  der  übergrossen  Mehrheit  der  Geistlichkeit 
und  des  Volkes  sicherlich  keine  »Rolle  spielen  wird.€  Welch'  er- 
habene Rolle  v.  Poschinger  dem  »Brodkorbe«  überhaupt  und  insbe- 
^ndere  rücksichtlich  der  Priestor,  welche  zu  dem  s.  g.  Altkatholi- 
cismus  abfallen,  anweist,  bezeugen  als  Zeichen  tiefer  geistiger  Ver- 
kommenheit, folgende  an  die  angeführte  Stelle  sich  unmittelbar 
anreihenden  Worte:  »Noch  ist  indess  nicht  alles  verloren.  Was 
versäumt  ist,  lässt  sich  noch  einholen.  Sache  der  Altkatholiken  ist 
es,  ihre  Rechtsansprüche  auf  das  Kirchengut  laut  geltend  zu  machen. 
Sind  sie  dann  in  der  Lage,  ihren  Priestern  genügenden  mate- 
riellen Unterhalt  zu  bieten ,  so  wird  es  ihnen  auch  an  solchen 
nicht  fehlen  und  zwar  an  Priestern,  in  deren  Herzen  der  Keim  der 
neuen  Lehre  noch  keine  Wurzel  geschlagen.  Können  sie  ihnen  aber 
nichts  bieten,  so  können  sie  ihnen  auch  den  Heroismus  nicht  zu- 
trauen, aus  Liebe,  zur  Wahrheit  ihre  ganze  Existenz  in  die  Schanze 
zu  schlagen.«  Wie  hätte  die  Kirche  entstehen  und  sich  erhalten 
können  mit  Priestern  nach  der  Anschauungsweise  v.  Poschinger's? 
Bei  den  s.  g.  Altkatholiken  gilt,  wie  überhau])t  bei  den  Secten,  im 
umgekehrten  Sinne  das  Wort  des  Heilandes :  »Wer  Haus ....  oder 
Acker  um  meines  Namens  willen  verlässt,  wird  es  hundertfach  wie- 
der erbalten  und  das  ewige  Leben  besitzen«  (Matth.  19,  29). 
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Wenn  Leute ,  wie  v.  Poschinger,  sich  eine  Kircbe  vorstellen, 
die  als  Vorbilder  und  Leiter  Priester  hat ,  welche  wesentlich  durch 
zeitliche  Bücksichten  sich  bestimmen  lassen,  haben  sie  keinen  Begriff 
von  der  katholischen  Kirche^  wie  die  Offenbarung  und  die  Qescbichte 
sie  aufweisen.  Denn  die  katholische  Kirche  vertraute  jederzeit  nur 
auf  den  in  ihr  wohnenden  Heiland  '),  der  die  Welt  äberwunden') 
und  auf  die  siegreiche  Kraft  ihres  Glaubens  ^),  und  wenn  sie  zu 
grossem  Beichthume  gelangte ,  so  hing  von  ihm  ihr  Bestand  nicht 
ab,  ja  sie  und  ihre  Diener  liessen  ibn  fahren,  um  die  geistigen  Gü- 
ter zu  retten,  weil  gerade  darin  ^)  ihre  Aufgabe  besteht,  das  kdische 
zu  dem  Himmlischen,  das  Zeitliche  zum  Ewigen,  das  Naturliche  zu 
dem  Uebematürlichen  zu  erheben. 

Durch  die  s.  g.  Altkatholiken  wurden  bereits  in  dem  Pro- 
gramme zu  dem  AWwihölikenrCongress  in .  München  (22.  bis  24. 
S^tember  1871)  in  Nr.  VII.  (s.  Beilage  zur  Allgemeinen  Zeitung 
vom  23.  Sept.  1871)  Ansprüche  auf  das  katholische  Kirchenvermögen 
erhoben.  In  richtiger  Würdigung  der  geistigen ,  göttlichen  £[raft 
der  neuen  Secte  erkannte  man  n&mlich  wie  v.  Poschinger  S.  336 
sagt:  dass  der  Streit  um  Kirchen  und  Kirchengut  und  der  Ausg^ng^ 
desselben  für  die  Sache  der  Altkatholiken  eine  wahre  Lehensfrage 
ist;  denn  von  dessen  Verbescheidung  hängt  es  ab,  ob  sie  im  Stande 
sind,  ihren  Glaubensbrfidern  eine  geordnete  Seelsorge  zu  bieten,  einen 
würdigen  Gottesdienst  zu  feiern  und  ein  Priesterthum  zu  erhalten, 
das  sänes  hohen  Berufes  (?  !)  würdig  ist.« 

Das  BechtsgutatMen  v.  Poschingers  geht  von  dem  Satze  aus 
(S.  336) :  »Dass  die  Frage,  ob  in  einem  Lande  die  Kirchengemeinden 
oder  die«  dnzelnen  kirchlichen  Institute  als  die  rechtmässigen  Eigenthü- 
mer  des  Kirchengutes  anzusehen  seien,  für  jene  andere  Frage  präjudiciell 
ist^  ob  und  welche  rechtliche  Ansprüche  die  Altkatholiken  auf  Kir- 
chen und  Kirchengut  besitzen.«  Es  ist  aber  in  der  Abhandlung: 
Das  Eigenthum  am  katholischen  Kircbengute  hinreichend  gezeigt 
worden,  dass  es  nach  dem  wahren  und  eigentlichen ,  nicht  nach  dem 
wiükührlieh  gemachten  Bechte  bereits  seit  der  Gründung  der  Kirche 
feststeht,  dass  die  Frage:  wer  der  rechtmässige  Eigenthümer  des 
KirebeDvermögens  sei,  nach  dem  Bechte  der  Kirche  und  durchaus 
nicht  nach  dem  Bechte  jedes  einxelnen  Landes  beantwortet  werden 


1)  £t  ecce  ▼obiBcnm  srnn  omnibns  diebos  asqne  ad  conBQmmationem  sae- 
caU  Matth.  28,  20. 

2)  Confidite,  ego  vici  mandam.  Joann.  16,  33. 

3)  Haae  est  Tictoria,  qnae  vincit  mundnm,  fides  nostra.  1.  Joann.  5,  4. 

4)  Divitiae  m  aMoant,  nolite  cor  apponere.  Psalm.  61,  11. 
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müsse.  Denn  dies  folgt,  wie  nachgewiesen  wurde,  ans  dem  Begriffe 
einer  selbstständigen  Gesellschaft,  indem  solche  ohne  materielle 
Mittel  ihren  Zweck  nicht  erreichen ,  also  gar  nicht  bestehen  kann, 
die  Mittel  aber  Eigenthumsrecht  and  dieses  einen  Träger,  welcher 
innerhalb  und  nicht  ausserhalb  der  Gesellschaft  steht,  voraussetzen, 
da  andernfalls  die  letztere  nicht  selbstständig,  sondern  von  dem  Trä- 
ger ihres  Eigenthumsrechtes  abhängig  wäre.  Das  Becht  der  Kirche 
hinsichtlich  ihrer  Vermögensverhältnisse  war  von  ihr  abar  auch 
schon  längst  festgestellt  und  in  Uebung,  als  die  jetzigen  einzelnen 
Staaten  ihr  Dasein  erhielten  und  zudem  erkannten  diese  das  Becht 
der  Kirche  ausdrücklich  in  feierlichen  Verträgen  und  Kundgebungen 
an  und  verpflichteten  sich,  es  in  voller  Geltung  zu  lassen.  Grund- 
beschaffenheit der  katholischen  Kirche  ist  die  Einheit  iti  allen  we- 
sentlichen Beziehungen.  Diese  würde  sie  aber  verlieren  und  allmälig 
in  Landeskirchen  zerfallen,  wenn  die  Begelung  ihrer  Eigenthumsver- 
hältnisse  in  erster  Beihe  und  lediglich  dem  einzelnen  Staate  zukomme. 

Nach  dem  canonischen  Bechte  ist  nun ,  wie  gleichfalls  darge- 
than,  die  katholische  Kirche  selbst  die  rechtmässige  Eigenthümerin 
ihres  Vermögens  und  die  einzelnen  Anstalten  in  ihr  sind  dies  nur, 
insofern  in  ihnen  die  allgemeine  Kirche  mehr  od^r  weniger  vollkom- 
men in  äussere  Wahrnehmung  tritt,  wie  im  apostolischen  Stuhle, 
den  bischöflichen  Sitzen,  Pfarreien,  Capiteln,  Klöstern  u.  s.  w. 

In  dieser  Weise  müsste  daher  die  obige  Frage  von  Begierungen 
und  Gerichten  rechtlich  beantwortet  werden.  Allein  da  in  Wirklich- 
keit die  Sache  nach  den  thatsächlich  bestehefiden  eimelnm  Landes- 
gesetjggebungm  behandelt  wird,  so  muss  hier  auf  die  darauf  gegrün- 
dete Darstellung  v.  Poschinger*s  eingegangen  werden.  Er»  spricht 
nun  zunächst  von  dem  Falle,  dass 

I. 

# 

»in  einem  Lande  die  Kirchengemeinden  das  Subject  des  örtlichen 
Stiftungsvermögeus  sind.c  Wenn  v.  Poschinger  auf  die  Länder  hin- 
weist, in  welchen  die  Kirchengemeinde  als  das  berechtigte  Subject 
des  kirchlichen  Eigenthunis  anzusehen  und  noch  anfährt,  dass  »nach 
canonischem  Bechte  die  kirchliche  Gemeindetheorie  nicht  begründet 
sei;€  so  wurde  früher  bemerkt,  dass  die  Gemeindetheorie  im  prote- 
stantischen Sinne  dem  canonischen  Bechte  allerdings  widerspreche, 
insofern  nämlich-  die  kirchliche  Gemeinde  wesentlich  sich  selbst  ihre 
Bildung  verdanke,  ein  selbstständiges  und  unabhängiges  Dasein  be- 
sitze und  die  Zuweisung  des  Kircbenvermögens  selbst  begründe,  das- 
selbe kraft  eigenen  Namens  inne  habe  und  selbstständig  und  unab- 
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liängig  rerwalte.  Dagegen  warde  aaoh  bereits  herTorgehobeo,  dass 
eiM  kirchliche  Anstalt  nach  canonischem  Rechte  einroal  vorzugsweise 
mit  Böcksicht  anf  die  Personen ,  welche  eine  nach  Massgafoe  des 
Kirchenrechtes  geordnete  Gemeinschaft  bilden  und  dann  hauptsäch- 
lich mit  Röcksicbt  auf  die  Stellung,  welche  eine  solche  Qemeinschatt 
innerhalb  der  Kirche  nach  den  canonischen  Bestimmungen  als  Oan- 
xee  einnimmt,  betrachtet  werden  kann  und  wirklich  betrachtet  wird. 
So  wird  Ton  einem  Kloster  mit  Beziehung  auf  seine  einzelnen  Mit- 
glieder (con?entus),  wenn  es  sich  z.  B.  um  eine  Wahl,  oder  vom 
Kloster  als  Ordensinstitut,  als  Ganzes  gesprochen  (monasterium), 
wenn  es  sich  z.  B.  um  Rechte  desselben  einem  anderen  Kloster  ge- 
genüber handelt.  Daher  wird  die  Pfarrei  als  Kirchengemeinde,  d. 
h.  vorzugsweise  mit  Böcksicht  auf  die  sie  bildenden  Pfairangehöri- 
gen,  z.  B.  bei  Ausübung  eines  ihr  zustehenden  Patronatsrechtes  oder 
einer  ihr  nach  giltigem  G^wohnheits-  oder  Diöcesanrechte  zukommen- 
den Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  des  Kirchenvermögens,  bei  Zu- 
ziehung der  Parochianen  zu  kirchlichen  Leistungen,  oder  es  wird  die 
PEurei  hauptsächlich  in  ihrer  Eigenschaft  als  kirchliche  Einrichtung 
anfgefaisst,  wie  bei  der  Frage,  ob  die  Pfarrei  ecclesia  libera  dder 
patronata,  ecclesia  matrix  sei  u.  s.  w. 

Werden  nun  in  einem  Lande  nach  dessen  Particulargesetzge- 
boDg  die  Kirchefigemeinden  als  Subjecte  des  Kirchenvermögens  be- 
zeichnet, so  wird,  meint  v.  Posöhinger  (S.  836);  »den  sich  etwa  bil- 
denden altkatholischen  Kirchengemeinden  ein  Anspruch  auf  Kirchen 
und  Kirchengut  nicht  bestritten  werden  können  und  zwar  in  keinem 
Falle,  mag  man  die  Sache .  vom  alt-  oder  neukatholischen  Stand- 
punkte aus  betrachten.  € 

Denn 

A.  nach  dem  angeführten  Programme  halten  die  Altkatholiken 
»als  vollberechtigte  Glieder  der  katholischen,  durch  die  vaticanischen 
Decrete  nicht  alterirten  Kirche,  welcher  die  Staaten  politische  An- 
erkennung und  Schutz  garantirt  haben,  hiemach  ihre  Ansprüche  auf 
aOe  realen  Güter  der  Kirche  aufrecht.«  Dass  man  aber  von  einem 
solchen  Satze  aus  zu  ganz  anderen  Folgerungen  getrieben  würde, 
wenn  man  streng  und  richtig  denkt,  als  die  sind,  welche  v.  Poschin- 
ger  zur  Begründung  seines  Bechtsgutachtens  zieht,  beweist  er  selbst, 
indem  er  8.  339  sagt:  »Würde  nämlich  eine  Staatsregierung  sich 
auf  den  Standpunkt  stellen,  dass  auf  Seiten  der  Altkatholiken  ein 
Festhalten  an  der  alten  katholischen  Lehre  voriiege  und  dass  um- 
gekehrt anf  Seite  der  neukatholischen  Gemeinden  ein  Glaubenswechsel 
gegeben  sei,  so   würden  nun  folgemässig  alle  neukatbolischen  Kir- 
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chengemeiaden  all*  ihr  Eirchengut  bis  auf  den  letzten  Heller  an 
die  altkatholischen  abgeben  mossen,  was  doch  för  die  lürcbe  ein 
viel  empfindlicherer  Schlag  wäre,  als  der  sich  in  (nach  v.  Posehin- 
ger) richtiger  Anwendung  der  Bechtssätze  dedncirende.€  In  der 
Benrtheilung  der  Frage  über  den  Anspruch  der  sog«  Altkatholikea 
nach  der  InstUutenihearie  geht  in  strenger  Folgerung  aus  dem  mit- 
getheilten  Satze  des  Programmes  des  altkathoUschen  Congresses  zu 
Mönchen  v.  Poschinger  nach  und  nach  zum  einzig  wahren  und  notk- 
wendigen  Schlüsse  vorwärts;  indem  er  weiter  sagt:  »Das  Kirchen- 
gut ist  unserer  nunmehrigen  Auffassung  zu  Folge  StifhmgsguL  Die 
Gemeinden  stehen  damit  nur  zufälliger  Weise  in  Verbindung.  Die- 
ses Stiftungsgut  wurde  zu  einer  Zeit  gestiftet ,  als  die  Lehre  von 
der  persönlichen  Unfehlbarkeit  des  Papstes  noch  nicht  bestand  .  .  . 
Dass  auch  die  meisten  Stifter  des  Eirchenvermögens  von  besagter 
Lehre  noch  nichts  wussten ,  ja  davon  nicht  die  mindeste  Ahnung 
hatten,  ist  gleichfalls  sicher.  Diese  Stifter  gaben  nun  ihr  Gut  einzelnen 
kirchlichen  Instituten,  in  denen  gleichfalls  nur  jene  Lehre  vorgetragen 
wurde,  welche  wir  heutzutag  die  altkatholische  xax'  i^oxTiv  nennen. 
Gestutzt  auf  diese  drei  Momente  wird  man  unwillkührlich  zu 
der  Behauptung  getrieben,  das  gesammte  Kirehengtd^  insotoeit  es  his 
zum  18.  Jidi  1870  hestand,  wa/r  altkatholisches  Kirchen- 
gut  War  es  aber  dies  bis  zum  18.  Juli  1870,  dann  muss  es  die- 
ses auch  fuxh  sein  und  muss  es  in  so  lange  bleiben,  als  überhaupt 
die  alte  katholische  Lehre ,  im  Hinblicke  auf  welche  ja  besagtes 
Gut  gestiftet  wurde,  Anhänger  zählt  und  endlich  ermannt  sich  v. 
Poschinger  zu  dem  Hauptschlusse :  »Demnach  haben  die  Altkatho- 
liken vom  Standpunkte  der  kirchlichen  Institutentheorie  aus  nicht 
blos  überhaupt  einen  sichern  Anspruch  auf  Eirchengut,  sondern  ge- 
radezu Anspruch  auf  alles  Eirchengut ,  wenigstens  iusoferne  es  am 
Tage  der  Verkündigung  des  neuen  Dogmas  schon  existent  war.c 

So  wäre  denn  glücklich  der  Handvoll  sog.  Altkatholiken ,  die 
sich  bis  jetzt  nur  in  Deutschland  und  voraussichtlich  nirgends  sonst 
finden  werden ,  das  Eirchenvermögen  in  der  ganzen  katholischen 
Welt,  also  auch  das  Eigenthum  an  der  Laterankirche,  St.  Peter, 
dem  Vaticane  u.  s.  w.  überwiesen  —  eine  Behauptung,  deren  Lä- 
cherlichkeit V.  Poschinger  S.  338,  Anm.  10  fiir  den  Fall  einsieht, 
dass  gegenüber  der  ganz  altkatholischen  Bevölkerung  eines  Landes 
der  übriggebliebenen  kleinen  Schaar  von  Eatholiken  das  Eigenthum 
am  gesammten  Eirchenvermögen  zugeschrieben  würde,  während  er  in 
seiner  Blindheit  die  weit  grössere  Abgeschmacktheit  jener  Behauptung 
der  wirklichen  Sachlage  gegenüber  nicht  erkennt ! 
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UekigeDS  würde  dieser  Standpunkt  der  allein  berechtigte  sein, 
wenn  es  wahr  w&re,  dass  die  Altkatholiken,  welche  jedoch  Eine  kirch- 
liche Gemeinschaft  gar  nicht  bilden,  sondern  nnr  aus  einzelnen,  von  einan- 
i&r  unabhängigen  Vereinen  bestehen,  die  katholische  Kirche  wären  und 
die  wirkliche  katholische  Kirche  von  sich  selbst  abgefallen  sein  wurde. 
Allein  sowohl  y.  Poschinger  als  auch  die  badischen  und  preussischen 
Gesetz&bricatoren    und    andere    Begierungen    werden  —   vielleicht 
wid^  Willen  —  durch  die  Macht  der  Wahrheit  und  der  Verhältnisse 
von   dem    folgerichtigen   Standpunkte    al|^   und    auf  einen  falschen 
Mittelweg  gedrängt,  welcher  lediglich  beweist,   dass  die  altkatholi- 
sdie  Sache  mOgUchst  benutzt  werden  soll,  der  katholkchen  Kirche 
ni  schaden.    Denn  das  preuseiache  und   badische  Qesrtz  nimmt  an, 
dass  die  sog.  Altkatholiken  ebensogut  zur  katholischen  Kirche   ge- 
hören, wie  die  Katholiken  und  weist  daher  beiden  Theilen  die  Kir*- 
cbengebäude  und  das  KirchenvermQgen  zum  Besitze  und  Gebrauche 
fir  den  beiderseitigen  Gottesdienst  zu.    Es   ist  aber  dem  gesunden 
Denken  unmöglich  zu  fassen,  dass  die  nämliche  kathciisehe  Kirchen- 
gemeinde Eine  und  zugleicherzeit  auch  zwei  Kirchengeraeinden  sein 
edle,  da  in  den  Gesetzen   die  Anhänger  beider   Bekenntnisse  nicht 
ak  einzelne  Menschen,  sondern  in  ihrer  Vereinigung  als  ein  Ganzes 
eine  Gemeiade  angesehen  werden.    Freilich  findet  der  Protestant  an 
einer  solchen,  an  sich  undenkbaren  Auffassung  nichts  Widersprechen- 
des, weil  der  Protestantismus  schon  mit  seinem  Entstehen  und  spä- 
ter immer  mdir  auf  folgerichtiges  Denken  innerhalb  seines  religiö- 
sen Gebietes  verzichtete  ^)  und   die   verschiedenartigsten   religiösen 
Ansichten  und  Parteien  in   äusserlicher  Zusammengehörigkeit  nicht 
blos  dieselben  Kirchen,  sondern   auch  die  nämlichen  Frediger  und 
den  gleichen  Gottesdienst  haben.    Wenn  aber  v.  Poschinger  S.  342 
Anm.  20  meint,  dass  der  Anspruch  der  altkatholischen  Gemeinden 
auf  Kirchen  und  Kirchengut  nicht  ausschliesse,  dass  den  katholischen 
{wie  er  sich  ausdruckt:    »neukatholischenc)   ein   solcher    gleichfalls 
zakomme,    da   auch    diese  Gemeinden   durch  Corporationsbeschluss 
Kirchen  und  Kirchengut  der  neukatholischen  Lehre  dienstbar  machen 

1)  Luther  sagt  unter  vielem  Andern  (Tischreden ,  Walch.  A.  22,  84.) : 
*DMi  swei  and  fQnf  sieben  sind,  kann  ich  fassen  mit  der  Yemanft;  wenn  es 
aber  von  Oben  herab  heisst :  Nein,  es  sind  acht ,  so  soll  ich 's  glauben ,  wider 
meine  Vernunft  und  Fühlen.  Dahin  geht  der  Teufel  allein  um,  dass  die  rö- 
nuschen  Pfaffen  Gottes  Willen  und  Werk  messen  mit  der  Vernunft;«  femer 
(l  c.  10,  1398):  »Die  Sorbonne,  die  Mutter  aller  Irrthümer  und  Ketzereien, 
lukt  eine  recht  schandliche  Erklärung  tou  sich  gegeben ,  da  sie  geschrieben : 
^asi  dasjenige,  was  in  der  Theologie  wahr  ist,  auch  in  der  Philosophie  wahr 
sei.« 
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könnteOf  dass  demnach  »auch  die  neukatholische  Kirche  an  den  wohl- 
thätigen  Folgen  der  kirchlichen  Qemeindetheorie  participirec :  so 
mnss  auch  v.  Poschinger  nothwendig  voraussetzen ,  dass  die  altka- 
tholische Gemeinde  als  die  katholische  und  ebenso  wieder  die  katho- 
lische (wie  er  sagt,  neukatholische)  gleichfalls  als  die  katholische 
Gemeinde  zu  betrachten  sei,  da  der  beiderseitige  Anspruch  auf  ka- 
tholische Kirchen  und  kaiholiscbes  Kirchengut  sich  einzig  darauf 
stützt  und  nur  darauf  stützen  kann,  dass  jede  dieser  Gemeinden 
eine  haiholisehe  sei,  was  doch  gewiss  gesundem  Denken  unfassbar  ist. 

Nein,  entweder  bilden  die  sog.  Altkatholiken  in  Wahrheit  die 
katholische  Kirche,  dann gehört  ohne  Zweifel  rechtlich  deren  Ver- 
mögen in  der  ganzen  Welt  den  sog.  Altkatholiken,  oder  die  Katho- 
liken sind  die  katholische  Kirche,  dann  kommt  auch  nur  ihnen 
deren  Vermögen  und  den  sog.  Altkatholiken  nichts  zu ;  dies  allein 
ist  denkbar. 

In  vorliegender  Beurtheilung  kann  begreiflich  nicht  auf  eine 
umständliche  theologische  Darlegung  der  Gründe ,  ob  die  sog.  Alt^ 
katholiken  noch  zur  katholischen  Kirche  gehören  oder  nicht,  oder 
ob  gar  sie  allein  nur  die  katholische  Kirche  ausmachen,  eingingen 
w^den.  Dagegen  sind  diese  Fragen,  insoweit  sie  die  Grandlage  der 
rechtlichen  Untersuchung  bilden  und  bilden  müssen  und  insoweit 
sie  dem  blos  rechtlichen  Standpunkte  zugänglich  sind,  hier  zu 
erörtern. 

Wenn  übrigens  v.  Poschinger  mit  der  Gründlichkeit  und  dem 
Anstände  der  von  den  sog.  Altkatlioliken  gepflegten  deutschen  Wis- 
senschaft ohne  allen  und  jeglichen  Beweis  davon  spricht,  dass 
auf  Seite  jener  Gemeinden,  »welche  die  unter  dem  Pontificate  Pins  IX. 
zu  Stande  gerächten  Dogmen  von  dem  unfehlbaren  Lehramt  und 
von  der  höchsten  ordentlichen  und  unmittelbaren  Jurisdiction  des 
Papstes  angenommen ,  ein  offenbarer  Abfall  von  der  katholischen 
Kirchec  vorliege;  sowie  dass  die  Lehre  von  der  päpstlichen  Unfehl- 
barkeit nicht  bestanden  habe ,  »es  sei  denn  im  Oehime  gewisser 
durch  ihre  jesuitischen  und  papistischen  Gesinnungen  sich  auszeich- 
nenden Theologen  und  Canonisten;«  so  soll  v.  Poschinger  aus  der 
grossen  Reihe  der  Theologen  nur  auf  den  hl.  Bernard  ^)  und  Tho- 
mas V.  Aquin  ^)  und  unter  den  Canonisten   auf  den  Cardinalbischof 

1)  Dignnm  namqae  arbitror  ibi  potiBsimum  resarciri  danma  fidei,  ubi 
non  possit  fides  sentlre  defectam.  Haec  qaippe  hujus  praerogativa  sedis,  epist. 
190.  ad  lüDOc.  I(.  contr.  error.  Abael. 

2)  Ad  illias  ergo  aactoritatem  pertinet  editio  syraboli,  ad  cajas  aucto- 
ritatem  pertinet  finaliter  determinare  ea,  qaae  sant  fidei  .  .  .  hoc  autem  perti- 
net ad  aactoritatem  summi  pontificis.    Summa  theolog.  2,  2,  q.  1.  art.  10. 
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von  Ostia  (Uostiensis),  Heinrich  v.  Susa  %  welche  sich  gewiss  nicht 
durch  jesuitische^  wenn  auch  natürlich  durch  papistische  Gesinnungen 
auszeichneten ,  und  zur  näheren  Belehrung  blos  auf :  v.  Schäzler's 
die  päpstliche  Unfehlbarkeit  und  Hergenröther's  katholische  Kirche 
und  christlicher  Staat  u.  s.  w.  IL  S.  942,  n.  12  ff.  hingewiesen 
werden. 

Zur  Begründung  der  Ueberweisung  von  Kirchen  und  Kirchen- 
gut  an  die  sog.  Altkatholiken  rief  man  auch  den  Mangel  des  staat- 
lichen Placets  in  Betreff  des  Glaubenssatzes  von  der  päpstlichen  Un- 
fehlbarkeit, sowie  die  Staatsgefährlichkeit  dieses  Dogmas  an.  Allein 
in  beiden  Fällen  hätten,  die  Richtigkeit  dieser  Behauptungen  vor- 
ausgesetzt, rechtlich  nur  Diejenigen,  welche  diesen  nicht  placetirten 
od^  staatsgefährlichen  Glaubenssatz  öffentlich  würden  bekannt  ha- 
ben, mit  Strafen,  wenn  solche  für  diese  Fälle  im  Gesetze  vorgesehen 
waren,  belegt,  nicht  hätte  aber  eine  Yermögensconfiscation  zu  Gun- 
sten Derer ,  welche  dieses  Dogma  läugnen,  angeordnet  werden  kön- 
nen. Man  hätte  auch  —  und  dies  wäre  folgerichtiger  gewesen  t- 
immer  die  Wahrheit  jener  Behauptungen  vorausgesetzt,  die  katho- 
Hsche  Kirche  wegen  Nichtanerkennung  des  Placets  oder  wegen 
StaatsgefShrlichkeit  für  vermögensunfähig  erklären  und  ihr  Eigen- 
thom  als  herrenloses  Gut  den  sog.  Altkatholiken  zuweisen  können. 
Dass  man  aber  trotz  der  Berufung  auf  jene  angeblichen  Vergehen 
der  katholischen  Kirche  ihr  Vermögen  entreisst  und  auch  wieder 
belässt,  verstösst  gegen  die  Grundgesetze  des  Rechtes  und  des  ver- 
nünftigen Denkens. 

Der  einzig  haltbare  und  folgerichtige  Standpunkt  bleibt  daher 
nur  die  Annahme,  dass  die  sog.  Aitkatholiken  nicht  blos  nicht  aus 
der  katholischen  Kirche  ausgeschlossen,  sondern  dass  sie  auch  allein 
die  eigentliche  Jcaiholische  Kirche  sind.  Freilich  wagen,  wie  be- 
merkt, die  neuerdings  auf  diesem  Gebiete  gemachten  Gesetze  und 
wagt  auch  nicht  v.  Poschinger  thatsächlich  diesen  Standpunkt  bis 
zu  seiner  letzten  Folgerung  —  offenbar  wegen  der  Ungeheuerlichkeit 
derselben  und  der  hieraus  entstehenden  unabsehbaren  Wirren  — 
einzunehmen. 

Aber  auch  die  Annahme,  dass  die  sog.  Altkatholiken  nicht  aus 
der  Kirche  ausgetreten,  sondern  noch  Katholiken  seien,  bedarf  doch, 
weil  sie  die  einzige  Stütze  für  die  betreffenden  Gesetze  und  für  die 
Behauptungen  v.  Poschinger's  ist  und  offenkundig  von  der  katholi- 
schen Kirche  aufs  Entschiedenste  in  Abrede  gestellt  wird,   des  Be- 

1)  Haec  est  fides  catholica,  quam  Romana  tenet  ecclesia.    Summa:  de 
fiie  cath.  n.  2. 
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weises.  Dennoch  wird  dieser  auch  nicht  mit  Einem  Worte  versucht, 
sondern  jener  Satz  wie  sich  von  selbst  verstehend  und  von  aller 
Welt  anerkannt,  als  unumstössliche,  in  der  Natur  der  Sache  selbst 
gelegene  Wahrheit  einfach  vorausgesetzt.  Da  aber  »ein  Rechtsgat- 
achtenc  über  die  Ansprüche  der  sog.  Altkatholiken  gegenüber  den 
Katholiken  sich  ein  contradictorisches  Verfahren  vorstellen  und  die 
Behauptungen  des  Theiles,  für  welchen  das  Rechtsgutachten  eintritt, 
wenn  sie  vom  andern  widersprochen  werden,  wie  es  im  vorliegenden 
Falle  weltkundig  geschieht,  beweisen  muss;  so  ist  hier  dieser  be- 
weis, an  welchem  es  v.  Poschinger  gänzlich  fehlen  l&sst,  in's  Auge 
zu  fassen. 

Zuvorderst  fragt  es  sich,  wem  die  Entscheidung,  wer  als 
Mitglied  der  katholischen  Kirche  zu  betrachten  sei ,  zustehe.  Nach 
allgem'einen  Bechtsgrundsätzen  und  der  Natur  der  Sache  bestimmt 
die  GeseUschaft  selbst,  d.  h.  deren  Vorsteher  und  Vertreter  gemäss 
den  in  derselben  in  dieser  Beziehung  geltenden  Begeln,  wer  zu  ihr 
gehöre  oder  nicht.  Denn  ohne  dies  würde  eine  Gesellchafk  nicht  als 
eine  von  andern  Gesellschaften  verschiedene  und  getrennte  Gemein- 
schaft, sondern  höchstens  etwa  als  ein  Theil  einer  Gesellschaft 
dastehen ,  da  ihr  das  wesentlichste  Merkmal  einer  Gesell- 
schaft ,  nämlich  sich  selbst  zu  bilden ,  abginge.  So  entscheidet 
selbstverständlich ,  wenn  es  sich  um  Feststellung  der  Eigenschaft 
eines  Menschen  als  Staats-  oder  Gemeindebürgers  handelt,  die 
Staats-  oder  Gemeindebehörde  und  selbst  wenn  es  sich  fragt,  ob  Je- 
mand irgend  welchem  Vereine  angehöre  oder  nicht,  wird  und  kann 
nur  der  Vorstand  desselben  Auskunft  darüber  erlheilen.  Ganz  das- 
selbe muss  nothwendig  von  der  katholischen  Kirche  gelten.  Die 
Frage,  ob  die  sog.  Altkatholiken  noch  Mitglieder  der  katholischen 
Kirche  sind  oder  nicht,  wird  daher  schon  nach  allgemeinen  Bechts- 
principien  nur  von  deren  gesetzlichen  und  rechtmässigen  Vorstehern, 
den  Bischöfen  und  an  letzter  Stelle,  wenn  Widerspruch  eingelegt 
würde,  vom  Papste  entschieden.  Bekanntlich  verfuhr  in  seinem  ge- 
sunden Sinne  schon  Kaiser  Aurelian  auf  diese  Weise.  Nachdem 
nämlich  der  Bischof  von  Autiochien  Paul  von  Samosata  wegen  seiner 
Irrthümer  von  einer  Synode  aus  der  Kirche  ausgeschlossen  und 
seines  Bisthumes  verlustig  erklärt  und  diese  Entscheidung  vom 
Papste  Felix  bestätigt  worden  war,  Paul  aber  die  bischöfliche  Woh- 
nung nicht  verlassen  wollte,  weil  er  sich  als  mit  Unrecht  excommu- 
nicirt  und  noch  als  ein  Glied  der  katholischen  Kirche  betrachtete; 
wandten  sich  die  Bischöfe  der  Synode  an  den  Kaiser  und  dieser  ent- 
schied, das  Haus  gehöre  demjenigen ,   an  welchen  der  Bischof  von 
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Rom  und  die  italienischen  Bischöfe  Briefe  richteten ,  den  sie  also 
als  Bischof  anerkennten  {Eusebiusi  Hist.  eccl.  7,  30).  Dies  ent- 
spricht denn  auch  vollkomnien  dem  Jedem  zugänglichen  Begriffe  von 
der  katholischen  Kirche,  wie  er  sich  in  allen  Katechismen  und  Lehr- 
bächem  der  Glaubenslehre  bestimmt  findet,  dass  nämlich  die  katho- 
lische Kirche  die  Gemeinschaft  aller  Christen  auf  Erden  sei ,  die 
durch  das  Bekenntniss  desselben  Glaubens  und  durch  die  Theilnahme 
an  denselben  Sacramenten  vereinigt  sind  unter  einem  gemeinsamen 
Oberhanpte,  dem  Papste,  als  dem  Nachfolger  des  hl.  Petrus  und  den 
ihm  untergeordneten  Bischöfen  als  Nachfolgern  der  fibrigen  Apostel. 
Nach  dieser  Begriffsbestimmung  ist  das  sicherste  und  am 
Leichtesten  Jedem  zugängliche  Merkmal,  ob  Jemand  Mitglied  der 
katholischen  Kirche  sei  oder  nichts  offenbar  der  Umstand,  dass  er 
mit  seinem  Bischöfe  und  durch  diesen  mit  dem  Papste  in  Verbin- 
dung stehe.  Denn  für  Laien  und  zudem  för  ausserkirchliche  ist  es 
unmöglich  aus  den  anderen  Merkmalen,  nämlich  dem  Bekenntnisse  > 
dl»  kirchlichen  Glaubens  und  der  Theilnahme  an  den  Gnadenmitteln 
der  Kirche  zu  erkennen,  ob  eine  Person  der  letzteren  noch  angehöre 
oder  nicht,  weil  ihnen  hierzu  an  sich  und  nach  der  Yerfassung  der 
katholischen  Kirche  jede  Befähigung  abgeht.  Desshalb  wurden  und 
werden  die  .schismatischen  Griechen  und  Bussen,  die  Protestanten, 
die*hoIländischen  Jansenisten,  die  Deutschkatholiken  nicht  als  zur 
katholischen  Kirche  gehörig  von  Jedermann  betrachtet,  weil  sie  nicht 
mit  den  Bischöfen  und  dem  Papste  vereinigt,  sondern  von  diesen 
getrennt  sind.  Diese  Trennung  genügt  vollkommen,  ohne  dass  es 
nöthig  wäre ,  auf  die  Unterschiede  im  Glauben  einzugehen ;  ja  es 
kami,  wie  es  bei  den  blosen  Schismatikern  wirklich  eintritt,  im  Glau- 
ben nnd  den  Sacramenten  vollkommene  Einheit  bestehen  und  dennoch 
eine  Trennung  von  der  katholischen  Kirche  vorliegen,  wenn  nämlich 
die  Verbindung  mit  dem  Bischöfe  und  dem  Papste  durch  Ungehor- 
sam unterbrochen  ist.  Weil  eben  diese  Verbindung  das  allgemeinste 
QBd  sicherste  Kennzeichen  der  Zugehörigkeit  zur  katholischen  Kirche 
ist,  wendeten  und  wenden  sich  auch  Private  und  Regierungen,  wenn 
M  sich  um  kirchliche  Angelegenheiten  von  Katholiken  handelt,  stets 
.oor  an  deren  Bischof  oder  den  Papst.  Hiergegen  kann  man  aber 
nicht  einwenden,  dass  die  sog.  Altkatholiken  den  Papst  und  die  Bi-  . 
sehöfe  anerkennten,  und  nu^  den  gegenwärtigen  Kirchenobem,  so  lange 
sie  dem  Dogma  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  in  Glaubenssachen  an- 
langen, den  Gehorsam  versagten.  Denn  die  katholische  Kirche  beruht 
sieht  auf  dem  'PüpsÜhume  oder  den  Bisthümem  2k\%  Einrichtungen,  als 
^»itaUen,  als  gedachten  Wesen ,  sondern   auf  den  wirklichen  leben- 

Arcliiv  ßr  lUrelienrecht  XXXV.  4- 
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digen  Personen  des  jeweiligen  Papstes  und  der  betreffenden  Bischöfe 
und  nur  Derjenige ,  welcher  mit  diesen  in  Wirklichkeit  vorhandenen 
Persönlichkeiten  in  kirchlicher  Verbindung  steht ,  ist  als  Katholik 
zu  betrachten,  weil  Christus  seine  Kirche  auf  die  Person  des  Petrus 
und  der  Apostel  gründete  (Tu  es  Petrus  et  super  hanc  petram  aedi- 
ficabo  eccieiiam  meam,  Matth.  16,  16.  Simon  Joannis  diligis  me? 
Pasce  oves  meas,  Johau.  21,  16.)  und  ebenso  auf  die  Personen  ihrer 
Nachfolger.  Es  widerspricht  durchaus  der  hl.  Schrift,  dem  Glauben 
und  der  Lehre  der  Kirche ,  sowie  der  Gescliichte  und  Wirklichkeit, 
wenn  man  meint,  Christus  habe  nur  den  Plan,  die  Grundeinrichtuug 
der  Kirche  entworfen,  die  Ausführung  aber  nicht  bestimmten  Per- 
sonen übertragen ,  vielmehr  dem  Willen  derjenigen ,  welche  seiner 
Lehre  folgten,  überlassen. 

Denn  er  selbst  wählte  und  sendete  die  Apostel,  also  einzelne 
bestimmte  Menschen  ausdrücklich  zu  dem  Zwecke,  sein  Werk  zu 
verbreiten  und  bis  zum  Ende  der  Zeiten  zu  erhalten  —  euntesergo 
docete  omnes  gentes  ....  et  ecce  ego  vobiscum  sum  omnibus  die- 
bus  usque  ad  consummationem  saeculi,  Matth.  28,  20. 

Wer  daher  mit  dem  jeweiligen  Bischöfe  oder  Papste  in  kirch- 
lichen Dingen  aus  irgend  welchem  Grunde  nicht  in  Verbindung  steht, 
ist  kein  lebendiges  Glied  der  katholischen  Kirche,  wenn  er  auch  de- 
ren Verfassung,  namentlich  das  päpstliche  und  bischöfliche  Amt  als 
solches  im  Allgemeinen  noch  so  sehr  anerkennt.  Wäre  dem  nicht 
so,  so  könnte  Jeder  ohne  Weiteres  dem  kirchlichen  Gehorsame  sich 
entziehen,  die  Kirche  selbst  wäre  dann  eine  todte  der  Auflösung  ver- 
fallende Gesellschaft.  Würde  ein  Katholik  selbst  an  sich  mit  Un- 
recht aber  auf  formell  giltige  Weise  aus  dem  kirchlichen  Verbände 
entfernt,  so  müssto  dies  dennoch  von  jedem  in-  oder  ausserhalb  der 
Kirche  Stehenden  anerkannt  werden  und  könnte  eine  Aufhebung  sol- 
chen Ausschlusses  nur  durch  die  zuständigen  kirchlichen  Obern  er- 
wirkt werden.  Denn  wenn  von  anderen  Personen  bestimmt  werden 
könnte,  wer  zur  katholischen  Kirche  gerechnet  werden  müsse  und 
wer  nicht,  so  wären  es  offenbar  jene  Personen,  auf  welchen  die  Kirche 
beruhte  und  tou  denen  sie  regiert  würde,  nicht  die  kirchlichen  Obern, 
weil  die  Kirche  eine  Vereinigung  von  einzelnen  Menschen  ist  und 
sein  muss  und  desshalb  von  Demjenigen,  der  entscheidet,  welche 
Personen  der  Kirche  angehören  oder  nicht,  die  Zusammensetzung 
der  Gesellschaft,  also  die  Kirche  selbst  abhängt,  so  dass,  wenn  diese 
Entscheidung  nicht  den  kirchlichen  Obern,  sondern  Andern,  etwa 
den  Regierungen  oder  gar  jedem  Einzelnen  zustände,  die  Bildung 
der  Kirche  allein  von   den   letzteren   abhinge  und   die   kirchlichen 
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Obern  keinerlei  Gewalt  ausüben  könnten,  da  sie  nie  wfissten,  ob  Je- 
mand Glied  der  Kirche  sei  oder  nicht  und  desshalb  an  die  Erklärung 
der  Regierungen  oder  der  Einzelnen  angewiesen  wären ,  wodurch 
Dothwendig  die  Auflösung  der  Kirche  herbeigeführt  würde.  Die  Be- 
antwortung der  Frage  Y  ob  die  sog.  Altkatholiken  zur  katholischen 
Kirche  geboren  oder  nicht,  steht  also  den  Bischöfen  und  dem  Papste, 
in  keiner  Weise  aber  den  Regierungen ,  den  staatlichen  Behörden 
und  Gerichten  oder  gar  den  sog.  Altkatholiken  selbst  zu. 

Es  wurden  aber  die  sog.  Altkatholiken  aus  der  kirchlichen  Ge- 
meinschaft desswegen  ausgeschlossen,  weil  sie  sich  der  Glaubensept- 
scheidung eines  allgemeinen  Conciles^  nicht  unterwarfen,  ein  Ver- 
fahren, welches,  wie  allgemein  bekannt,  mit  einem  Hauptgrnndsatze 
der  katholischen  Kirche,  wie  er  in  dem  nach  dem  Tridentinum  von 
Pias  lY.  vorgeschriebenen  Glatlbensbekenntnisse  ^)  und  dem  römischen 
Katechismus^)  ausgesprochen  ist,  in  vollem  Widerspruche  steht.  Die 
Einwände  der  sog.  Altkatholiken  gegen  die  Rechtmässigkeit  und  Giltig- 
keit  der  Glaubensentscheidungen  der  vaticanischen  Kirchenversamm- 
loog,  als  ob  dieselben  ganz  neue,  früher  in  der  Kirche  unbekannte  oder 
aar  ?on  Wenigen  behauptete  Lehren  enthielten,  oder  als  ob  die  Ver- 
sammlung in  ihren  Beschlüssen  nicht  frei  gewesen  und  diese  selbst 
nicht  m  der  gehörigen  Weise  gefasst  worden  seien,  haben,  ganz  ab- 
gesehen davon,  dass  dies  lediglich  Behauptungen  sind,  welche  we- 
der bewiesen  wurden  noch  jemals  bewiesen  werden  können ,  insbe* 
sondere  vom  rechtlichen  Standpunkte  aus  gar  keine  Bedeutung.  Denn 
über  die  berührten  Fragen^  als  über  rein  innere  Angelegenheiten  der 
katholischen  Kirche  .kann  nur  die  zuständige  Behörde  inneriialb  der- 
selben entscheiden  und  dies  geschah  in  der  feierlichsten  und  unzwei- 
dentigsten  Weise,  welche  nur  denkbar  ist.  Ein  Anderer,  mag  er 
sein ,  wer  er  immer  wolle ,  kann  nach  der  Natur  der  Sache ,  dem 
Bechte  und  der  Geschichte  nicht  über  diese  Dinge  urtheilen.  Aber 
gesetzt  auch ,  es  sei  die  conciliarische  Bestimmung  hinsichtlich  der 
päpstlichen  Unfehlbarkeit  an  sich  unrichtig  und  durch  die  Erklärung 
der  Kirchenversammlung  bezüglich  der  Stellung  des  Papstes  wirk- 
lich die  kirchliche  Verfassung  geändert  worden,  so  wäre  dies  jeden- 
falls in  äusserlich  giltiger  Weise  geschehen  und  also  nicht  blos  für 
jeden  Katholiken  verbindlich,  sondern  auch  für  jeden  Andern.    Denn 


1)  Cetera  item  omnia  a  sacris  canonibns  et  oecumenicU  Conciliis  .  .  . 
tndiU,  definita  et  declarata  indubitanter  recipio  atqne  profiteor. 

2)  Non  enim  ut  qmsqne  primuni  in  fide  peccarit,  hacreticus  dicendus  est; 
*^  qQi.  Ecclesiae  auctoritate  neglecta,  impias  opiniones,  pertinaci  animo  tue- 
^.  cap.  X.  qnaest.  1. 
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der  Katholik  wird  die  von  einem  rechtmässigen  Concile  ausgegangene 
Glaubensentscheidung  als  unfehlbare  Wahrheit  annehmen,  wenn  sie 
auch  von  Andern  als  inig  betrachtet  wird ,  wie  es  die  Häretiker 
stets  gegenüber  allen  wider  sie  von  den  Kirchenversammlungen  auf- 
gestellten Lehrbestimmungen  thaten.  Die  letztern  müssen  aber  von 
den  Andersgläubigen  als  für  die  Katholiken  verbindlich  betrachtet  wer- 
den ;  ebenso  müssen  auch  Veränderungen  der  kirchlichen  Verfassung-, 
welche  von  den  rechtmässigen  Obern  vorgenommen  wurden,  von  den 
sowohl  in  als  auch  ausserhalb  der  Kirche  Stehenden  anerkannt  wer- 
den. Denn  würde  dies  in  beiden  Beziehungen  nicht  geschehen,  so 
wäre  der  Bestand  der  Kirche  vom  Urtheile  ihrer  einzelnen  Glieder 
und  dem  der  Nichtmitglieder  abhängig,  dieselbe  demnach  als  selbst- 
ständige  und  feste  Gesellschaft  aufgehoben. 

Die  Beantwortung  der  Frage  dber  Zugehörigkeit  zur  Kirche 
oder  nicht  kann  nur  in  dem  Falle  in  Wirklichkeit  Schwierigkeiten 
bieten  und  rechtlichen  Bedenken  unterliegen ,  dass  eine  zwiespaltige 
Papstwahl  stattfand,  die  rechtmässige  Wahl  nicht  mit  voller  Gewiss- 
heit zu  ermitteln  ist  und  auf  der  einen  Seite  wie  auf  der  anderen 
zahlreiche  Anhänger  aus  allen  Klassen  der  Kirche  stehen.  Denn 
dann  fehlt  eben  das  untrügliche  Merkmal  der  Erkenntniss  der  Mit- 
gliedschaft mit  der  katholischen  Kirche,  die  Verbindung  mit  dem 
Papste,  weil  der  rechtmässige  Papst  zweifelhaft  und  unsicher  ist. 
In  diesem  Falle  muss  daher  die  Beurtbeilung,  ob  Jemand  zur  Kirche 
gehöre  oder  nicht,  bis  dahin  aufgeschoben  werden,  dass  ein  unzwei- 
felhaft rechtmässiger  Papst  aufgestellt  ist.  Dies  gilt  aber  begreif- 
lich für  die  Einzelnen,  wie  die  Gesellschaften,  auch  die  Staaten  und 
deren  Begiernngen  in-  nnd  ausserhalb  der  Kirche. 

Da  nun  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  sog.  Altkatho- 
Kken  noch  als  Glieder  der  katholischen  Kirche  zu  gelten  haben  oder 
nicht,  rechtlich  nur  den  betreflfenden  Bischöfen  und  dem  Papste  zu- 
kommt, da  diese  aber  die  sog.  Altkatholiken  als  aus  der  Kirche 
ausgeschlossen  erklären,  allein  unzweifelhaft  die  rechtmässigen  Vor- 
steher und  Oberhirten  der  katholischen  Kirche  sind ;  so  müssen  rechf- 
lich  die  sog.  Altkatholiken  von  Allen,  auch  von  den  ausserkirchlichen 
Regierungen  und  ihren  Behörden,  namentlich  den  Gerichten  als  nicht 
zur  katholischen  Kirche  gehörig  und  desshalb  als  jedes  rechtlichen 
Anspruches  auf  das  Vermögen  der  letzteren  verlustig  erkannt  werden. 

Wenn  v.  Poschinger  zuerst  mit  Rücksicht  auf  die  Oemeinde- 
theorie,  nach  welcher  die  Kirchengemeinde  Rechtssubject  des  ört- 
lichen Stiftungsvermögens  sein  soll,  die  Frage  hinsichtlich  des  An- 
spruches der  sog.  Altkatholiken  für  den  Fall,  dass  diese  als  vollbe- 
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rcchtigk  Glieder  der  katholischen  Kirche  betrachtet  werdeu ,  dabin 
entscheidet,  dass  diese  Aüspruclie  auf  das  Kirchengemeindevermögen 
dann  unumstösslich  seien ;  so  wurde  bereite  dargethan^  dass  die  Vor* 
aassetzung,  die  sog.  Ältkatholiken  und  zugleich  auch  die  Katholiken 
seien  vollberechtigte  Glieder  der  katholischen  Kirche,  die  sog,  alt- 
katbolische  und  die  katholische  Gemeinde  an  demselben  Orte  bilde- 
ten nur  Eine  katholische  Gemeinde  und  dennoch  auch  wieder  zwei 
Gemeinden,  undenkbar  und  darum  unhaltbar,  unrichtig  sei.  Es 
wurde  gleichfalls  nachgewiesen,  dass  rechtlich  und  thatsäcblich  ent- 
weder nur  die  sog.  Ältkatholiken  oder  die  wirklichen  Katholiken  als 
die  »vollberechtigten  Glieder  der  katholischen  Kirchec  gelten ,  dass 
lediglich  die  letzteren,  nicht  aber  die  ersteren  als  solche  angesehen 
werden  könnten. 

Nun  spricht  v.  Poschinger  (S.  337)  von  dem  Falle,  dajBS  man 
6.  »anzunehmen  geneigt  sei,  sich  bildende  altkatholische  Gemein- 
den würden  von  der  katholischen  Kirche  förmlich  abfallen.€  Aber  auch 
dann,  meint  er,  »wird  man  zu  keinem  andern  Resultate  gelangen  ,*€ 
die  Kirchengeraeinde  nimmt  dann  mit  ihrem  Uebertritte  in  ein  an- 
deres Religionsbekenntniss  in  Folge  eines  Corporationsbeschlusses 
Kirche  und  Kirchenvermögen  mit  hinüber.  Sie  ist  aber  hiezu  auch 
vollkommen  berechtigt;  denn  qua  Eigenthümerin  kann  sie  über  ihr 
Vermögen  beliebig  verfügen  und  kann  es  nach  Gutdünken  diesem 
oder  jenem  Glaubensbekenntnisse  dienstbar  machen. c  Allein  von 
allem  üebrigen  noch  ganz  abgesehen,  ist  es  in  der  Natur  der  Sache 
gelegener  und  desshalb  auch  allgemein  anerkannter  Grundsatz,  dass 
eine  CJorporation,  eine  Gemeinde  nicht  aufhört ,  eine  solche  zu  sein 
nnd  zu  bleiben,  wenn  auch  einzelne  Mitglieder,  ja  die  bedeutendere 
Hehrzahl  derselben  austreten;  die  übrigbleibenden  bilden  alsdann 
Dach  wie  vor  die  betreffende  Gemeinde.  Nur  in  dem  Falle ,  dass 
alle  Glieder  der  Gemeinde  zu  dem  neuen  Bekenntnisse  abfielen, 
könnte  man  —  von  allem  Anderen  abgesehen  —  im  Allgemeinen 
etwa,  die  Eichtigkeit  der  Gemeindetheorie  vorausgesetzt,  den  Ueber- 
gang  des  Vermögens  auf  die  convertirte  Gemeinde  in  der  nachher 
angegebenen  Weise  annehmen.  Zur  Begründung  der  eben  bespro- 
chenen Ansicht  v.  Poschinger's  fügt  derselbe  (S.  338)  hinzu:  »Wenn 
man  erwägt,  wie  häufig  Corporationen  einzelne  Paragraphen  ihrer 
Statuten  ändern  und  damit  ihr  Eigenthum  einem  neuen  Zwecke  un- 
ter neuen  Modificationen  dienstbar  machen,  so  kann  hierin  nichts 
Absonderliches  gefunden  werden.«  Dies  ist  ganz  richtig;  aber  nur 
fir  den  Fall,  dass  die  bezügliche  Corporation  dieselbe  ist  und  bleibt 
■ad  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit   und  in  giltiger  Weise  ümgestal- 
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tungen  ihrer  Vermögensverhältnisse  vornimmt.  Allein  in  vorliegen- 
der Frage  wttrde  die  Gemeinde  nicht  dieselbe  bleiben,  sondern  durch 
den  Austritt  aller  ihrer  Glieder  ans  der  katholischen  Kirche  eiue 
ganz  andere  werden.  Durch  deit  Abfall  hörte  die  bisherige  katholi- 
sche Gemeinde  auf  und  damit  hätte  —  nach  der  strengen  Gemeindc- 
und  Gesellscbaftstheorie  —  jedes  Mitglied  derselben  ein  Recht  auf 
Auslieferung  eines  entsprechenden  Antheiles  am  Gesellschaftsvermö- 
gen; dieses  letztere  könnte  also  nur  dann  wieder  als  Gemeindever- 
mögen gelten,  wenn  nach  Abtrennung  der  gesammten  Gemeinde  vou 
def  katholischen  Kirche  alle  Glieder  derselben  erklärten,  nicht  blos 
eine  neue  altkatholische  Gemeinde  bilden ,  sondern  auch  das  ganze 
Vermögen  der  bisherigen  katholischen  Gemeinde  auf  die  neugeschaf- 
fene altkatholische  übertragen  zu  wollen.  Dass  es  aber,  wenn  dieser, 
unter  Voraussetzung  der  Richtigkeit  der  Anwendung  der  Gemeinde- 
theorie auf  die  katholische  Kirche  ,  allein  massgebende  Grundsatz 
bei  dem  Entstehen  sog.  altkatholischer  Gemeinden  verwirklicht  würde, 
mit  dem  Vermögen,  welches  die  letztern  aus  den  katholischen  Ge- 
meinden berübernehmen  könnten ,  sehr  schlecht  bestellt  wäre  und 
dass  die  einzelnen  Mitglieder  von  ihrem  Rechte ,  ihre  Antheile  an 
dem  Gemeindegute  zu  fordern,  ausgiebigen  Gebrauch  machen  wür- 
den, ist  wohl  nach  der  durchgängigen  Beschaffenheit  der  zu  dem 
sog.  Altkatholicismus  abfallenden  Katholiken  schwerlich  zu  bezweifeln. 
Gegenüber  den  bisher  betrachteten  Ausfuhrungen  v.  Poschin- 
ger*s  bezüglich  der  Ansprüche  der  sog.  Altkatholiken  auf  Grund  der 
Gemeindetheorie  bemerkt  derselbe  übrigens  selbst  (S.  338):  »Frei- 
lich trifft  man  auch  vereinzelt  die  Behauptung ,  dass  convertirende 
Gemeinden  atich  vom  Standpunkte  der  Oemeindetheorie  aus  ihres 
Kirchenvermögens  verlustig  gehen  und  zwar  desshalb,  weil  sie  das- 
selbe blos  in  ihrer  Eigenschaft  als  Gemeinden  einer  bestimmten 
Kirche  besassen.  Diese  Annahme  ist  aber  (so  wendet  v.  Poschinger 
ein)  offenbar  gesucht  und  hat  nicht  nur  die  communis  opinio,  son- 
dern auch  die  Natur  der  Sache  gegen  sich.«  Für  die  Behauptung, 
die  communis  opinio  sei  gegen  die  Aimahme,  dass  convertirende  Ge- 
meinden ihres  Kirchenvermögens  verlustig  gingen,  führt  v.  Poschin- 
ger blos  das  preussische  Landrecht  an ,  wo  es  Thl.  11,  Tit.  XI,  §. 
171  heisst:  »Auch  durch  Veränderutig  ihrer  Religionsgrundsätse 
verliert  eine  Kirchengesellschaft  nicht  das  Eigenfhum  der  ihr  ge- 
widmeten Kircheng€bäude.€ 

Das  preussische  Landrecht  spricht  hier  lediglich  vom  prote- 
stantischen Standpunkte  aus.  Denn  gemäss  der  zur  Zeit  der  Verfer- 
tigung dieses  Gesetzbuches  und  nach  der  herrschenden  rationalistischen 
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Richtung  nahm  man  im  Protestantismus  eine  Perfectibilität  der 
Glaubenslehre  als  einen  Hauptvorzug  vor  der  katholischen  Stabilität 
in  dieser  Hinsicht  an  und  dies  entspricht  auch  vollkommen  der  Ge- 
schichte des  Protestantismus ,  da  nicht  blos  innerhalb  der  beiden 
Hauptrichtungen  desselben,  des  Lutherthumes  und  des  Calvinismus 
verschiedene  Glaubensformeln  sich  folgten ,  sondern  auch  jene  zwei 
Ausgestaltungen  der  Keformation  in  den  einzelnen  Ländern  und  zwar 
manchmal  mehrfach  mit  einander  wechselten.  Aber  das  preussische 
Landrecht  spricht  gar  nicht  von  einer  Kirchengemeinde^  sondern  von 
einer  KircheugeseUschaft^  was  v.  Poschinger  ganz  übersiebt  und  ver- 
steht unter  dem  letzteren  Ausdrucke  offenbar  eine  ReligiansgeseU^ 
Schaft;  denn  nur  bei  dieser,  nicht  aber  bei  einer  Kirchengemeinde 
kann  überhaupt  und  im  Allgemeinen  von  einem  Eigenthume  der  ihr 
gewidmeten  Kirchen  geredet  werden.  Die  dem  Eigenthume  der  Kir- 
thengesellschaft  gewidmeten  Kirchen  sind  also  nach  dem  preussischen 
Landrechte  gerade  die  Kirchen  der  einzelnen  Kirchengemeinden; 
diese  Kirchen  stehen  daher  nach  diesem  Gesetzbucbe  im  Eigenthume 
der  Kirchen-,  d.  h.  der  Religionsgesellschaft  und  nicht  der  Kirchen- 
gemeinde,  bleiben  darum  mit  dem  zu  ihnen  gehörigen  Vermögen  bei 
einer  Conversion  der  letztern  im  Eigenthume  der  KirchengeseUschaft 
und  die  Kirchengemeinden  gehen  ebendesshalb  in  diesem  Falle  ihres 
Kirchenvermögens  verlustig ;  das  preussische  Land^echt  erkennt  dem- 
nach ein  Eigenthum  der  ReligionsgeseUschaft,  der  allgemeinen  Kirche, 
nicht  ein  solches  der  einzelnen  Kirchengemeinden  oder  kirchlichen 
Anstalten  an  und  muss  desswegen  von  der  von  Poschinger  als  com- 
munis opinio  bezeichneten  Ansicht,  nach  welcher  convertirende  Oe- 
meinden  das  Eigenthum  am  Kiichenvermögen  behalten  sollen,  aus- 
geschlossen und  Denen  zugezählt  werden,  welche  nach  v.  Poschinger 
nur  »vereinzelt«  behaupten,  dass  im  Gegentheile  convertirende  Ge- 
meinden ihres  Kirchenvermögens  verlustig  gehen,  wenn  auch  die  von 
Poschinger  für  diese  Meinung  angeführten  Mejer,  Institutionen  des 
gem.  deutschen  Kirchenrechts,  2.  Aufl.  §.  111,  Anm.  4.  und  Dave 
in  der  6.  Auflage  von  Richter's  Lehrbuch  des  K.-R.  §.  302,  Anm. 
13,  wozu  Richter  selbst  in  der  5.  Aufl.  §.  301  zu  rechnen  ist,  ihre 
Ansicht,  dass  convertirende  Gemeinden  ihres  Vermögens  verlustig 
gehen,  nicht  auf  das  Eigenthum  der  Kirchengesellschaft ,  sondern 
anf  den  Satz  stützen :  »die  Gemeinde  hat  ihr  Dasein  durch  die 
Kirche,  sie  hat  also  ihr  Eigenthum  nur  mit  Bücksicht  auf  die 
Kirche.  € 

üebrigens  spricht  sich   das  preussische  Landrecht ,   man   mag 
den  Ausdruck  »KirchengeseUschaftc  von   der  Kirchengemeinde   oder 
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der  Keligionsgesellsohaft  verstehen,  gegen  einen  Ansprach  der  sog. 
Altkatholiken  auf  das  katholische  Eirchenvermögen  aus,  wenn  wahr 
wäre,  was  die  letztem,  v.  Poschinger  und  verschiedene  Begieruugeii 
behaupten,  dass  nämlich  die  katholische  Kircliengesellschaft  durch 
das  Dogma  von  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  und  der  unmittelba- 
ren bischöflichen  Amtsgewalt  des  Papstes  innerhalb  der  gesainmten 
Kirche  ihre  »Keligionsgrundsätzec  verändert  habe,  weil  in  diesem 
Falle  gerade  gemäss  dem  preussischen  Landrechte  der  katholischen 
Kirchengesellschaft  ihr  Vermögen  verbliebe. 

Der  NcUur  der  Sache  widerspricht  aber  auch  nicht  die  An- 
nahme, dass  convertirende  Qemeinden  vom  Standpunkte  der  Ge- 
meindetheorie aus  ihres  Eirchenvermögens  verlustig  gehen ,  wie  v. 
Poschinger  sagt.  Denn  solcher  Wider^ruch  träte  nur  dann  ein, 
wenn  jede  einzelne  Eirchengemeinde  unbedingt  unabhängig  und  ohne 
jegliche  Verbindung  mit  andern  zu  einem  Ganzen  dastünde.  Ist 
dem  aber  nicht  so,  sondern  ist  die  Kirchengemeinde  ein  Glied  der 
kirchlichen  Gesellschaft,  so  kommt  es  offenbar  auf  die  Verfassung 
der  letzteren  an,  in  welcher  Weise  das  Eigenthum  der  Eirchenge- 
meinde an  ihrem  Kirchenvermögen  im  Falle  einer  Conversion  zu 
beurtheilen  ist  und  dies  kann  bezüglich  des  katholischen  Kirchen- 
vermögens —  und  um  dieses  handelt  es  sich  hier  —  rechtlich  auch 
gar  keinem  Zweifel  unterliegen,  da  alle  Theorien,  natürlich  mit  Aus- 
nahme der  eigens  zur  Beraubung  der  Kirche  ausgesonnenen,  mögen 
sie  sonst  das  Eigenthum  am  Kirchengute  zuerkennen,  wem  sie  wol- 
len, dasselbe  als  bleibend  den  Zwecken  der  katholischen  Kirche  ge- 
widmet und  zugewendet  annehmen.  Die  Natur  der  Sache,  d.  h.  der 
allgemeine  Begriff  der  Gemeinde  kann  daher  in  vorliegender  Frage 
gar  nicht  in  Betracht  kommen. 

Schliesslich  bemerkt  hinsichtlich  der  Gemeindetheorie  noch  v. 
Poschinger  S.  338  ff.:  »Mit  gutem  Grunde  wendet  sich  gegen  die- 
selbe (d.  h.  die  Behauptung ,  dass  convertirende  Gemeinden  ihres 
Kirchenvermögens  verlustig  gingen)  auch  Hubler  ^  indem  er  schla- 
gend bemerkt,  dass  man  im  Zeitalter  der  Beforroatiou  anders  geur- 
theilt  habe.€  Wenn  nun  wider  diese  Ansicht  Dove  (Lehrb.  des  katii. 
und  ev.  K.-B.  von  Richter  7.  Aufl.  §.  302,  Anm.  13)  darauf  hinweist, 
»dass  vom  evangelischen  Standpunkte  niemals  zugegeben  werden 
kann,  dass  die  Evangelischen  im  Reformationszeitalter  von  der  ka- 
tholischen Kirche  abgefallen  seien;«  so  erklärt  das  desshalb  nichts, 
weil  alle,  auch  die  zahllosen  aus  dem  Protestantismus  entstandenen 
Secten  den  gleichen  »Standpunkt«  einnehmen ,  von  einem  solchen 
»Standpnnktec  also  jede  Gemeinde  und  jede  Anzahl  von  Gemeinden 
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ihr  Kirchenvermögen  ruhig  behalten  kann ,  indem  sie  alle  »niemals 
zugeben,  dass  sie  von  der  katholischen,  d.  h.  von  der  ungetrennten 
vorrefonnatorischen  abeudländischeu  Kirche  abgefallen  seien  ,€  die 
lETangelischenc  aber  keinen  grössern  Anspruch  auf  die  Wahrheit 
dieser  ihrer  Behauptung  und  ebensowenig  einen  bessern  Beweis  der- 
selben haben,  als  alle  übrigen  vor  und  nach  der  Beformation  und 
ans  der  letztern  ausgeschiedenen  Religionsgemeinschaften.  Dagegen 
lisst  sich  gegen  die  keineswegs  »schlagendec  Bemerkung  Hübler's 
einlach  sagen,  dass  man  in  der  Beformationszeit  gar  nicht  »geurtheilt,c 
d.  h.  nicht  nach  festen  Grundsätzen,  sondern  pach  den  Bedärfnissen 
des  Augenblickes  und  den  Bücksichten  auf  den  Vortheil  in  thatsftch- 
lieber  Weise  in  Bezug  auf  das  Kirchenvermögen  verfahren  habe. 
Wie  die  neue  Lehre  lediglich  durch  die  Landesherrn  und  Stadt- 
obrigkeiten Bestand  erhielt,  so  wurde  ihr  durch  diese  auch  das  Kir- 
chenvermögen ,  so  weit  es  nicht  zu  den  Zwecken  der  Fürsttm  und 
Herrn  diente,  via  facti  überwiesen.  Dass  aber  die  reformatorischen 
Liiidesberrn  und  Stadtobrigkeiten  weder  ein  Eigenthum  der  conver- 
tirenden  Gemeinden  noch  eine  andere  Beziehung  der  Kirche  auf  das 
%enthum,  sondern  sich  selbst  als  die  Herrn  desselben  anerkannten, 
geht  schlagend  daraus  hervor,  dass  sie  einen  grossen  Theil  des  den 
Kirchengemeinden  gehörigen  oder  sonstigen  kirchlichen  Zwecken 
dieDenden  Vermögens  zu  nichts  weniger  als  religiösen  Dingen  für 
ihren  Nutzen  und  Vergnügen  verwendeten.  Nachdem  die  Entfrem- 
dung des  katholischen  Kirchengutes  für  Deutschland  dmch  den 
Paasauer  Vertrag  und  Augsburger  Keligionsfrieden  eine  rechtliche 
Grundlage  erhalten  hatte ,  bemächtigten  sich  die  relormatorischen 
Landesherrn  und  Städte  trotzdem  später  noch  auf  dem  Wege  der 
Thatsache  vieles  katholischen  Kirchenvermögens,  bis  auch  diese 
ihatsächliche  Aneignung  der  »Evangelischen c  in  Bezug  auf  das 
d^tscbe  Beich  durch  den  westphälischen  Frieden  äusseren  rechtlichen 
Bestand  erhielt. 

In  diesen  Beiclisgesetzen  ist  zwar  nicht  bestimmt  ausgesprochen, 
ob  eme  zu  einer  andern  anerkannten  Keligionspartei  übertretende  6re- 
neinde  ihr  Kirchenvermögen  behalte  oder  ob  sie  es  verliere  und 
dasselbe  der  bisherigen  Kircheugemeinschait  verbleibe.  Allein  aus 
dem  gmilkhen  Vorbehalte^  reservatum  ecclesiasticum,  kraft  dessen  ein 
ßr  seine  Person  allein  oder  auch  mit  einem  Theile  seines  Capitels  oder 
Klosters  oder  selbst  mit  der  ganzen  Corporation  übertretender  Prälat  sein 
kirchliches  Beneficium  verliere  und  das  gesummte  mit  dem  Stifte  oder 
Kloster  verbundene  Kirchengut  im  Eigen thume  derjalten  verlassenen  Re- 
gion verbleibe  (Augsb.  B.  F.  §.  XVIII ;  Instrum.  Pacis  Westpb.  art.  V, 
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§•  ^V)  geht  hervor,  dass  die  Ansicht  in  den  Reichsgesetzen  begrün- 
deter ist,  nach  welcher  der  üebertritt  einer  Gemeinde  zu  einer  an- 
dern Religion  den  Uebergang  ihres  Kirchengutes  nicht  mit  sich 
zieht,  dieses  vielmehr  der  bisherigen  Kirchengesellschaft  erhalten 
wird.  Derselbe  Grundsatz  ist  gewiss  in  1.  c.  art.  VII,  §.  11.  ausge- 
sprochen, da  hiernach  eine  Gemeinde  (communitas),  welche  die  von 
der  durch  den  Frieden  gewährleisteten  Religion  verschiedene  Reli- 
gion des  Landesherm  annehmen  will,  auf  ihre  Kosten  (suo  sumptn) 
ihr  Kirchenwesen  (exercitium ,  cui  Princeps  vel  Dominus  addictus 
est)  einrichten  muss ,  eine  Bestimmung ,  welche  voraussetzt ,  dass 
diese  Gemeinde  ihr  Kirchenvermögen  nicht  mit  herüber  nimmt,  son- 
dern der  bisherigen  Religionsgesellschaft  belassen  muss.  Weil  aber 
der  westphälische  Friede ,  soweit  er  nicht  rechtsgültig  abgeändert 
wurde,  noch  Geltung  hat,  so  muss  auch  die  Frage,  ob  convertirende 
Gemeinden  ihres  Kirchenvermögens  verlustig  gehen  und  dasselbe 
der  verlassenen  Kirchengesellschaft  verbleibe  oder  nicht,  nach  den 
Grundsätzen  des  westphälischen  Friedens  im  Sinne  des  ersten  Theiles 
dieser  Frage  zustimmend  beantwortet  werden. 

Die  sog.  Altkatholiken  vermögen  daher  vom  Standpunkte  der 
Gemeindetheorie  rechtlich  in  keiner  Weise  Ansprüche  auf  das  ka- 
tholische Kirchenvermögeu  zu  begründen. 

»Nicht  ungünstiger, €  so  fährt  v.  Poschinger  S.'339  fort,  ge- 
staltet sich  das  Verhältniss  far  die  Altkatholiken ,  wenn  ihre  An- 
sprüche auf  das  Kirchengut 

IT. 

vom  Standpunkte  der  kirchlichefi  Institutentheorie  aus  beurtheilt 
werden.  € 

Wenn  zunächst  v.  Poschinger  hier  sagt,  dasss,  sofern  die  sog. 
Altkatholiken  nach  ihrer  eigenen  Auffassung  in  jeder  Weise  als  »voll- 
l)erechtigte  Glieder  der  katholischen  Kirche, c  ja  als  die  »eigentlich 
alte  katholische  Kirche«  betrachtet  werden,  ihnen  ein  Anspruch  auf 
das  Kirchengut  oder  vielmehr  auf  das  gesammte  katholische  Kirchen- 
vermögen »wirklich  gebührt;«  so  wurde  bereits  dargethan,  dass  die 
Voraussetzung,  die  sog.  Altkatholiken  seien  noch  innerhalb  der  ka- 
tholischen Kirche  oder  vielmehr  allein  diese  selbst,  unbewiesen,  eine 
blose  Annahme  ist,  dass  das  Gegentheil  rechtlich  angenommen  wer- 
den muss  und  dass  endlieh,  selbst  die  obige  Voraussetzung  zugege- 
ben, der  Standpunkt  v.  Poschinger's  und  der  mit  ihm  übereinstim- 
menden Regierungen,  nach  welchem  zu  gleicher  Zeit  sowohl  die  Ka- 
tholiken als  die  sog.  Altkatholiken  Glieder  der  katholischen  Kirche, 
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jene  und  diese  die  katholische  Kirche  sein  sollen,  undenkbar  nnd 
rechtlich  unmöglich  ist. 

»Allein,«  so  bemerkt  v.  Poschinger  S.  340  weiter,  »man  braucht 
sich  nicht  einmal  auf  diesen  speciflsch  altkatholischen  Standpunkt 
zu  stellen,  um  die  Ansprüche  der  Altkatholiken  auf  Kirchen  und 
Kirchengut  im  deutlichsten  Lichte  erkennen  zu  lassen.  —  Das  Kirchen- 
gut ist  unserer  nunmehrigen  Auffassung  zu  Folge  Stiftungsfftä.  Die 
Gemeinden  stehen  damit  nur  zufälliger  Weise  in  Verbindung.  Die- 
sfö  Stiftungsgut  wurde  zu  einer  Zeit  gestiftet,  als  die  Lehre  von  der 
persönlichen  Unfehlbarkeit  des  Papstes  noch  nicht  bestand  .... 
dass  auch  die  meisten  Stifter  des  Kirchenvermögens  von  besagter 
Lehre  noch  nichts  wussteu ,  ja  davon  nicht  die  mindeste  Ahnung 
hatten,  ist  gleichfalls  sicher.  Diese  Stifter  gaben  nun  ihr  Gut  ein- 
zelnen kirchlichen  Instituten ,  in  denen  gleichfalls  nur  jen^  Lehre 
vorgetragen  wurde ,  welche  wir  heut  zu  Tage  die  altkatholische 
xa:'  icoxf)v  nennen. c  Gestützt  auf  diese  Momente  wird  man ,  so 
meint  v.  Poschinger ,  »unwillkürlich  zu  der  Behauptung  getrieben, 
das  gesammte  KirchengtU^  insoweit  es  bis  zum  18,  Juli  1870  he- 
Stande  war  altlcatholisches  Kirckengutt 

Gegen  diese  Ausführungen  wurde  bereits  bemerkt,  dass  ilire 
Voraussetzung,  die  Lehre  von  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  habe  zur 
Zeit  der  Vergabung  des  Stiftungsgutes  an  die  Kirche  noch  gar  nicht 
bestanden,  eines  strengen  Beweises  bedürfte,  da  sie  katholischer  Seits 
Teraeint  wird ;  dass  dieser  Nachweis  von  Poschinger  gar  nicht  ver- 
sucht wird  und  auch  nicht  allein  nicht  geliefert  werden  könnte,  son- 
dern dass  das  Gegentheil  dargethan  würde  und  dass  endlich  die  er- 
wähnte Voraussetzung  nicht  der  Gegenstand  der  Erörterung  und 
Entscheidung  irgend  einer  staatlichen  Gerichts-  oder  Verwal- 
tungsbehörde sein,  die  letztere  vielmehr  lediglich  an  die  Erklärung 
der  kurchlichen  Obern  sich  halten  könne. 

Ehe  eine  religiöse  Wahrheit  von  der  Kirche ,  wie  die  Unfehl- 
barkeit des  Papstes  durch  das  vaticanische  Concil,  als  Glaubenssatz 
für  alle  Christen  aufgestellt  ist,  kann  es  immer  Solche  geben  und 
hat  es  auch  Solche  gegebeh,  welche  die  betreffende  Lehre  '  läugnen ; 
diese  befinden  sich  zwar  im  Irrthume  und  versündigen  sich  dadurch 
in  dem  Grade,  in  welchem  dieser  Irrthura  von  ihnen  durch  Leicht- 
sinn, Nachlässigkeit,  Stolz,  Rechthaberei,  Streitsucht  u.  s.  w.  ver- 
schuldet ist;  aber  solche  Menschen  sind  nicht  wirkliche  Häretiker 
nnd  desshalb  nicht  kirchlichen  Strafen,  insbesondere  nicht  dem  Aus- 
schlüsse aus  der  Kirchengemeinschaft  unterworfen,  weil  bei  ihnen 
das  wesentliche  Merkmal  der  Ketzerei,  die  Erhebung  der   eigenen 
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Meinung  über  das  ürtheil  der  Kirche  und  hiermit  der  Mangel  des 
Glaubens  an  die  Wahrhaftigkeit  der  von  Gott  gestifteten  Kirche  fehlt. 
Auch  vor  der  Kirchenversammlung  von  Nicäa  läugneten  Einige  die 
Gottheit  Jesu,  vor  der  zu  Constantinopel  die  Gottheit  des  heiligen 
Geistes,  vor  dem  vierten  allgemeinen  Concile  auf  dem  Laterane  wurde 
gleichfalls  die  Lehre  von  der  Transsubstantiation  und   vor  dem  von 
Trient  die  Freiheit  des  menschlichen  Willens  und  die  Erbsunde  ver- 
neint, nichtsdestoweniger  waren  diese  Wahrheiten  immerdar  Glaubens- 
sätze der  Kirche,  wurden  als  solche  stets  in  ihr  gelehrt   und  jeder 
Christ  war   verpflichtet,   sie  innerlich  und   äusserlich  anzunehmen. 
Allein  Diejenigen,  welche  sie  läugneten,  waren  insolange  keine  for- 
malen Häretiker,  als  diese  Wahrheiten  nicht  von  der  Kirche  far  alle 
ihre  Mitglieder  wirklich  als  Glaubenslehren  aufgestellt  waren.    Dies 
gilt  natürlich   auch  von  Denen,  welche  vor  dem  18.  Juli  1870  die 
päpstliche  Unfehlbarkeit  nicht  annahmen.    Wollte  man  aber  den  von 
Foschinger  aufgestellten  Grundsatz,  dass  das  zur  Zeit  des  Nichtbe- 
standes  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit,  also  vor  dem  Vaticanum  (18. 
Juli  1870)  gestiftete  Kirchengut  nicht  mehr  der  katholischen  Kirche 
gehöre,  ernstlich  allgemein  anwenden,   so  würde  die  letztere  noth- 
wendig  ihres  ganzen  Vermögens  schon  vor  dem  Concile  von  Nicäa 
angefangen,  beraubt  worden  sein  und  hätte  eigentlich  rechtlich  seit  die- 
ser Zeit  nie  Kirchengut  besessen,  sondern  dieses  wäre  stets  Eigenthuni 
der  Ketzer  gewesen.    Dann  verlören  aber  auch  die  sog.  Altkatho- 
liken alle  ihre  Ansprüche.    Denn  in  ungleich  grösserer  Zahl,  uameut- 
lieh  mit  Rücksicht  auf  die  Bischöfe  und  den  Klerus  und  mit  weit 
bedeutenderer  geistiger  und  materieller   Macht  hatten  sich   früher 
gegen  die    Lehrentscheidungen    der    allgemeinen    Kirchenversamin- 
lungen  Manche  erhoben ,  diese  Wahrheiten  gleichfalls ,   wie  die  sog. 
Altkatholiken  als    eine  neue,    bisher   unbekannte  Lehre  verworfen 
und  behauptet,  ihre  Meinungen  enthielten  den  wahren,  alten ,  katho- 
lischen Glauben.   Diese  alle  hätten  aber  nach  dem  von  Foschinger 
angelegten  Massstabe  einen  Bechtsanspruch  auf  das  zur  Zeit  der  er- 
flossenen  Glaubensentscheidung  vorhandene  Kirchengut  gehabt  und 
die  katholische  Kirche  hätte  sich  immer  im  unrechtmässigen  Besitze 
des  Vermögens,   welches  sie  behalten,  befunden.    Da  nun  die  sog. 
Altkatholiken  das  Tridentinum  anerkennen  und  auch  der  dogmatischen 
Erklärung  der  unbefleckten  Empfängniss  Maria  sich  gefügt  hatten, 
aber  die  Entscheidungen  des  Conciles  von  Trient ,    wie   die   vom  8. 
December  1854  von  manchen  Katholiken  als  neue,  vorher  unbekannte 
Lehren  enthaltend  verworfen  wurden ;  so  würden ,  den  Grundsatz  v. 
Poschinger's  als  richtig  angenonunen ,  die  sog.  Altkatholiken  einen 
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rechtlichen  Anspruch  nur  auf  das  seit  dem  8.  Docember  1854  zuge- 
gangene Kirchenvermögen  haben,  weil  von  dieser  Zeit  an  das  vor- 
her vorhandene  Kirchengut  den  Gegnern  jener  Glaubenserklärnng, 
als  einzigen  Repräsentanten  der  altkatholischen,  bisherigen  Kirche 
verblieben  wäre,  die  wirkliche  katholische  Kirche,  die  200  Millionen 
Katholiken,  welche  jene  Entscheidung  annahmen,  wurden  also  recht- 
lich blos  das  seil  8.  Deceraber  1854  erworbene  Vermögen  besitzen,  * 
welches  aber  bis  zum  18.  Juli  1870  den  sog.  Altkatholiken ,  den 
nunmehr  allein  rechtmässigen  Vertretern  der  bis  dahin  bestandenen 
katholischen  Kirche  zufiele. 

Gegen  diese  Beweisführung  lässt  sich  nichts  Stichhaltiges  ein- 
wenden, weil  der  aufgestellte  Grundsatz  auf  alle  Gegner  einer  all- 
gemeinen Lehrentscheidung  vom  ersten  Generalconcile  an  angewen- 
det werden  müsste ,  da  dieselben  ganz  genau  den  Standpunkt  der 
sog.  Altkatholiken  einnahmen  c.  22,  X.  5,  33  de  privil.  0* 

Wenn  aber  die  Folgerungen  aus  einem  Grundsatze  zu  solchen 
wahrhaft  unerhörten  Ergebnissen  in  der  Wirklichkeit  lähren,  ist  der- 
selbe gewiss  falsch. 

Beruft  man  sich  weiter,  wie  v.  Poschinger  S.  340,  darauf,  »dass 
aych  die  meisten  Stifter  des  Kirchenvermögens  von  besagter  Lehre 
nichts  wussten,  ja  davon  nicht  die  mindeste  Ahnung  hatten  ,€  so  ist 
diese  Behauptung  vorerst  zu  beweisen,  sie  kann  aber  nicht  bewiesen 
werden,  weil  das  Gegentheil  zweiffellos  wahr  ist.  Allein  selbst  die 
Richtigkeit  dieses  Satzes  zugegeben,  so  müsste  doch  dargethan  wer- 
den ,  dass  der  eineeine  Stifter  zu  Denen  gehörte ,  welche  von  der 
päpstlichen  Unfehlbarkeit  nichts  wussten ,  da  diese  Lehre  in  seinem 
Qeiste,  wie  auch  »im  Gehirne  gewisser,  durch  ihre  jesuitischen  und 
papistischen  Gesinnungen  sich  auszeichnenden  Theologen  und  Cano- 
nisten«  —  nach  v.  Poschinger's  'Zeugnisse  —  bestanden  haben  konnte. 
Denn  die  Vermuthung  streitet  nicht  dafür,  dass  vor  dem  18.  Juli 
1870  die  grösste  Zahl  der  Stifter  gegen  die  Lehre  von  der  päpst- 
lichen Unfehlbarkeit  gewesen  wäre,  vielmehr  muss  das  Gegentheil 
angenommen  werden,  weil  nur  auf  das  Gewisse  und  Sichere  ein 
Schluss  auf  das  Ungewisse  gegründet  werden  darf  c.  3  X.  4,  1,  de 
»ponsal.^),  es  aber  gewiss  ist,  dass  die  Entscheidung  vom  18.  Juli 
1870,  die  päpstlichen  Erklärungen  vom  8.  December  1864  und  8. 
December  1854,  die  der  Constitution :  Auctorem  fidei  vom  28.  August 
1794  und  viele  vorhergehende  von  der  fast  ausnahmslosen  Mehrheit 
der  Katholiken   angenommen   wurden   und   auch  stets   die   weitaus 

1)  Non  dcbet    nna  eademqne  substantia  diverso  jure  censeri. 

2)  In  his,  qnae  dubia  sunt,  quod  certius  existimamus,  tenere,  debeniua. 
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grösste  Zahl  der  Theologen  und  Canonisten  nachweisb'ar  die  päpst- 
liche ünfehlb«nrkeit  festhielt,  so  dass  vermuthet  werden  muss  ,  jeder 
einzelne  Stifter  habe  zu  jeder  Zeit  von  dieser  Unfehlbarkeit  gewusst, 
sowie  er  würde  die  Erklärung  derselben,  wie  die  ungeheure  Mehrheit 
der  Katholiken  gleichfalls  angenommen  haben.  Demnach  roüssten 
die  sog.  Altkatboliken  den  Beweis  liefern ,  dass  der  einzelne  Stifter 
-  von  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  nichts  gewusst  oder  dass  er  die 
Erklärung  derselben  nicht  angenommen  haben  würde  —  ein  Beweis, 
welcher  schwerlich  den  sog.  Altkatholiken  auch  nur  den  kleinsten 
Theil  des  Kirchenverraögens  überliefern  würde. 

»Man  wende  hiegegen  nicht  ein,€  so  fährt  v.  Poschinger  S.  341 
fort,  »dass,  falls  auch  die  Kirche  ihren  Lehrbegriff  verändert  habe,  es 
ihr  doch  zustehe,  das  Kirchengut  demselben  nunmehr  dienstbar  zu  ma- 
chen ;  denn  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  müsste  mit  aller  Entschie- 
denheit bekämpft  werden.    Oben  als  wir  von  der  Annahme  ausgingen, 
die  einzelnen  Kirchengemeindeii  seien  das  ßechtssubject  des  örtlichen 
Kirchengutes ,,  konnten  wir   so  argunientircn;  desgleichen  könnten 
wir  es ,    falls  die  Vorausetzung  gegeben  wäre ,    dass  die  allgemeine 
Kirche   die   rechtmässige  Eigenthümerin   ihres  Vermögens  sei.    So 
aber  dieses  nicht  zutrifft ,  wir  jetzt  vielmehr  davon  ausgehen ,   dass 
die   einzelnen    örtlichen  Stiftungen   das  Subject  ihres  Vermögens  in 
sich  selbst  tragen,  steht  es  nicht  in  der  Macht  der  Kirche  resp.  der 
Bischöfe,  mit  dem  Stiftungsgute  zu  spielen  und  dasselbe  nach  Will- 
kür  heute  diesem   morgen  jenem  neuen   kirchlichen   Glaubenssatze 
dienstbar  zu  machen.    Denn   dieses   ist  eben  das  Charakteristische 
beim  Stiftungsgute,  dass  dessen  Verwendung  stets  stiftuiigsgemäss  zu 
geschehen  hat  und  dass   es  nicht  im  Belieben  der  Verwalter  sieht, 
dem  Chs^rakter  der  Stiftung  bald  diese,  bald  jene  Färbung  zu  geben. c 
Abgesehen  von  der  stets  wiederkehrenden  unbewiesenen  und  un- 
beweisbaren Voraussetzung  v.  Poschinger's ,  die  katholische  Kirche 
habe  ihren  Lehrbegriff  verändert,  wurde,  wenn  man  auch  diese  Be- 
hauptung gelten  liesse,  bereits  dargethan,  dass  die  sog.  Altkatholiken 
vom  Standpunkte   der  Kirchengemeindetheorie   überhaupt,  mag  an- 
genommen werden,  dieselben  änderten   den  Glauben  nicht  bei  ihrem 
Austritte  aus  der  katholischen  Kirche,  oder  mag  das  Gegentheil  vor- 
ausgesetzt werden,  rechtlich  keinen  Anspruch  auf  das  Kirchengut  er- 
heben können.     Wenn  aber  eine  convertirende  Gemeinde  ihr  örtliches 
kirchliches  Vermögen   verliert ,  weil  sie  durch  das  Ausscheiden  aus 
dem  Verbände  der  Religionsgesellschaft,   in  welcher  und  kraft  wel- 
cher sie  allein  die  betreffende  Kirchengemeinde   war   und    das   ört- 
liche Kirchengut  besass,  aufhört  die  bisherige  Gemeinde  zu  sein  und  da- 
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mit  auch  des  zu  ihr  gehörenden  Vermögens ,  welches  ihr  nur  mit 
Rücksicht  auf  ihren  Verband  mit  der  Religionsgesellscliaft  zukam, 
rechtlich  verlustig  geht;  so  rauss  dies  ebenso  mit  dem  einer  kirch- 
lichen Anstalt  zustehenden  I^irchengute  der  Fall  sein ,  mag  das  In- 
stitut als  das  alleinige  und  ausschliessliche  Eigen thumssubject  be- 
trachtet werden  oder  nicht. 

Denn  jedes  Institut  in  der  katholischen  Kirche   ist   nur  denk- 
bar und  kann  blos  bestehen  mit  'seinen  Pei*sonen ,  seinem  Vermögen 
und  seinen  Einrichtungen  innerhalb  des  gesammten  kirchlichen  Orga- 
nismus, also  wesentlich  in  und  durch  die  Verbindung  mit  dem  zeit- 
Uchen  Bischöfe  und  Papste.     Treten  die  zu  einer  kirchlichen  Anstalt 
gehörenden  Personen  aus  diesem  unbedingt   nothwendigen  Verbände 
heraus,  so  bleibt  das  Institut  mit   seinen  kirchlichen  Einrichtungen 
und  seinem  Vermögen   unberührt;  denn  eine   solche  Anstalt   kann 
nicht  durch  den  Willen   der  zu   ihr  gehörenden  Personen ,  sondern 
nur  durch  den  ViTillen  des  zuständigen  kirchlichen  Obern  nach  dem 
katholischen  Kirchenrechte  aufgehoben   oder   in   ein    anderes  kirch- 
liches Institut  verwandelt  werden.    Eine  Pfarrei ,   ein  Kloster ,    ein 
Stift  bleibt  rechtlich  dies  vor   wie  nach ,  wenn  auch  alle  Mitglieder 
ausgetreten  oder  überhaupt  nicht  mehr  vorhanden  wären.    Mag  man 
daher  annehmen,  die  sog.  Altkatholiken  hätten  die  alte  katholische 
Lehre  beibehalten   und  die  Katholiken  sie  verändert  oder  mag  man 
da?on  ausgehen ,  dass  der  Lehrbegriff  der  katholischen  Kirche  der 
gleiche  geblieben    wäre  und  die   sog.  Altkatholiken  eine  Neuerung 
einführten;  so  h^t  eine  hcUholische  kirchliche  Anstalt  nur  dann  und 
insoweit  rechtlich  einen  Anspruch  darauf,  ein  katholisches  kirchliches 
Institut  zu  sein  und  als  solches  das  zu  ihm  gehörende  Kirchenver- 
mögen zu  besitzen,  als  und  in  wieweit  dasselbe  im  lebendigen  kirch- 
hchen  Verbände,    d.  h.  in  der  Gemeinschaft  mit   dem   bezüglichen 
katholischen  Bischöfe  und  Papste  steht. 

Die  sog.  Altkatholiken  bilden  aber  in  keiner  Weise  einen  kirch- 
hehen  Organismus,  sind  auch  durchaus  nicht  mit  einem  katholischen 
Bischöfe  und  dem  Papste  verbunden ;  wenn  daher  auch  alle  Qlieder 
einer  Pfarrei  zu  dieser  Secte  abfielen,  so  geht  die  Pfarrei  als  ka- 
tholisches kirchliches  Institut  nicl^t;  mit  zur  Secte  über,  weil  diese 
nicht  die  katholische  Kirche  ist,  sondern  die  Pfarrei  bleibt  als  ka- 
tholische kirchliche  Anstalt  bestehen  und  behält  ihr  Vermögen,  da 
sie  dieses  nur  als  katholisches  Institut,  also  in  Vereinigung  mit  dem 
Bischöfe  und  Papste  besitzt. 

Die  stiftungsgemässe  Verwendung  des  Kirchenvermögens  besteht 
darin,  dass  es  nach  dem  Willen  der  Stifter  und  den  Bestimmungen 
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der  Kirche  innerhalb  derselben  kirchlichen  Zwecken  dienstbar  ge- 
macht und  so  lange  dem  kirchlichen  Institute,  welchem  es  rechtlich 
überwiesen  wurde,  erhalten  wird,  als  die  Anstalt  selbst  kirchenrecht- 
lich besteht.  Willkür  der  Bischöfe  bei  dieser  Verwendung  des  Kir- 
clienvermögens  ist  nach  den  kirchlichen  Gesetzen  ausgeschlossen 
und  sollte  sie  thatsächlich  vorkommen,  so  kann  durch  die  kirchlichen 
Obern  abgeholfen  werden. 

Demnach,  so  schliessen  wir  im  Gegensatze  zu  v.  Poschinger 
S.  342,  haben  die  sog.  Altkatholiken  vom  Standpunkte  der  kirch- 
lichen Institutentheorie  aus  rechtlich  durchaus  nicht  einen  Anspruch 
auf  aUe$  Kirchengut  oder  auf  das  mit  einer  kirchlichen  Anstalt  ver- 
bundene örtliche 'Kirchen  vermögen. 

Die  in  dem  Kechtsgutachten  v.  Poschinger's  bezüglich  der  vor- 
liegenden Frage  aufgestellten  Sätze  wendet  derselbe  zuletzt  noch 
besonders  auf  Bayern  an. 

Wenn  nun  in  diesem  Lande  auch  darüber  gestritten  wird,  ob 
nach  der  dort  bestehenden  bürgerlichen  Gesetzgebung  die  Kirehen- 
gemeinden  oder  die  kirchlichen  Anstalten  oder  die  erstem  far  einen 
Theil  des  örtlicheli  Kirchengutes,  nämlich  für  das  eigentliche  Fabrik- 
vermögen und  die  kirchlichen  Anstalten  für  den  andern  Theil,  näm- 
lich die  Ffarrdotation  als  Rechtssubjecte  des  Eigenthumes  angesehen 
werden;  so  können  in  keinem  dieser  Fälle  nach  den  vorstehenden 
Erörterungen  die  sog.  Altkatholiken  in  Bayern  einen  rechtlichen 
Anspruch  auf  das  katholische  Kirchengut  erheben.  Uebrigens  ist 
hier  noch  zu  bemerken,  dass  der  Gesetzgebung  eines  einzelnen  Lan- 
des die  Befugniss  nicht  zukommt,  die  Art  und  Weise,  wie  das  Eigen- 
thumsverhältniss  hinsichtliqh  des  in  der  katholischen  Kirche  vorhan- 
denen Vermögens  von  dieser  selbst  geregelt  wurde,  von  sich  aus 
eigenmächtig  zu  ändern,  da  diese  Regelung  längst  vor  der  bayeri- 
schen Gesetzgebung  rechtsgiltig  bestand  und  die  katholische  Kirche 
in  diesem  Lande  mit  ihrem  ganzen  Verfassungsbestande  staatlich 
vollständig  anerkannt  war  und  ist.  Wenn  man  aber  auch  die  beson- 
dere bayerische  Gesetzgebung  auf  das  Vermögensrecht  der  katholi- 
schen Kirche  anwendbar  fände,  so  ist,  wenn  jene  von  einem  Eigen- 
thume  der  Kirchengemeinden  odei^  der  kirchlichen  Institute  oder  von 
einem  zwischen  diesen  beiden  getheilten  Eigenthume  redet,  dadurch 
das  Eigenthum  der  allgemeinen  Kirche  nicht  ausgeschlossen,  da  die 
kirchlichen  Gemeinden  und  Anstalten  als  Eigenthümer  lediglich  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Träger  und  Vertreter  der  allgemeinen  Kirche 
an  dem  einzelnen  Orte  und  in  der  bestimmten  Weise  nach  dem 
Kirchenrechte  aufgefasst  werden. 
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»Wenn  w  sieh  endlieb^c  sagt  y.  Poschinger  S.  344 ,  »darom 
fragt,  auf  wdchem  Wege  die  Altkatkoliken  ihr  gutes  Recht  aaf 
Ktrfben  und  Kirchengut  geltend  machen  mfissen,  so  bieten  sich  hie- 
to  deren  zwei:  Oeltendmachung  vor  den  Gerichten  oder  den  Ver- 
vaHiBgsbehörden.  Welcher  Weg  ist  nun  der  richtige?  Aufden 
eisten  Blick  wird  man  geneigt  sein,  die  Gerichte  f&r  competent  zu 
erachten,  da  es  sich  um  eine  reine  Privatrechtssaehe  handele.  Wer- 
den aber  die  Qrandsätae,  wie  m  in  Bayern  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  in  üri>ung  sind,  auch  im  gegebenen  Falle  geliandliabt ,  so 
sUht  m  erwarten,  dass  die  Voirallungsbehörden  Competensconflict 
anregen  werden  und  zwar  desshalb,  weil  es  sich  im  gegebenen  Falle 
vm  eminent  Sffenüickem  Interesse  handdL^  Uebrigens  bemerkt  v. 
Poichinger  selbst  S.  344,  Anmerk.  26  in  Bezug  auf  die  Betretung 
des  Verwaltungsweges:  »Ob  die  Ausdehnung  der  Competenz  der 
Verwaltungsbehörden  über  reine  Civilreclitsf ragen  bei  obsch  webendem 
(iffentlichen  Interesse  in  diesem  Masse  gerechtfertigt  werden  könne, 
ist  eine  andere  Frage,  über  deren  verneinende  Beantwortung  man  so 
ziemlich  einig  ist.€ 

Und  in  der  That,  sollte  das  öffentliche  Interesse  einen  so  be- 
stimmenden Einflnss  gegenüber  dem  Rechte  des  Einzelnen  oder  Kör- 
perschaften ausüben,  so  w&ro  das  letztere  seines  wesentlichen  Merk- 
males als  einer  festen,  durchaus  gesicherien  und  von  Allen  anzuer- 
kennenden und  zu  achtenden  Befugniss  beraubt  und  Rechtsunsicher- 
hdt  vorhanden.  Nur  insofern  das  unabweisbare  öffentliche  und  das 
private  Interesse  sich  gegenüber  stehen  und  ein  anderer  Ausweg 
nicht  möglich  ist,  muss  das  Recht  des  Einzelnen  dem  Nutzen  der 
Gesammtheit  weichen,  weil  jener  zu  seiner  eigenen  Erhaltung  und 
ZQ  seinem  Vortheile  gehalten  ist,  das  Ganze  nach  Kräften  zu  unter- 
stttzen  und  zu  bewahren.  Aber  auch  in  diesem  Falle  wird  das 
Becht  des  Privaten,  wie  z.  B.  bei  Bestimmung  des  Werthes  einer 
zu  expropriirenden  Sache,  auf  gerichtlichem  Wege  zur  Geltung  ge- 
bradit  Die  Frage  aber,  ob  Kirchen  und  Kirchengut  den  Katholiken 
oder  den  sog.  Altkatholiken  gehören ,  fahrt  in  keiner  Weise  einen 
Widerstreit  des  öffentlichen  und  des  privaten  Interesses  herbei.  Denn 
xanichst  handelt  es  sich  Mos  um  den  Gegensatz  von  zwei  Privat- 
interessen, dem  der  sog.  Altkatholiken  und  dem  der  Katholiken.  Der 
Staat  als  Ganzes  wird  in  der  überwiegenden  Mehrheit  seiner  Glieder 
aamentlich  gegenüber  der  verschwindenden  Zahl  der  sog.  Altkatlio- 
liken  durch  diesen  Widerstreit  der  beiden  Interessen  gar  nicht  be- 
rthrt,  es  sei  denn,  dass  man  der  Secte  künstlich  eine  überwiegende 
Bedeutung  beilegt;   denn  wenn  die  wenigen  sog.  Altkatholiken  mit 

ArcUr  fSr  KircbeDrecht.  XXXV.  ^ 
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ihren  Ansprächen  abgewiesen  werden,  entsteht  gewiss  nicht  etwa  ein 
Aufruhr  oder  allgemeines  Missbebagen,  auch  wird  nicht  die  Befrie- 
digung eines  dringenden  und  allgemeinen  religiösen  Bedürfnisses  da* 
durch  Yerliindert,  da  die  sog.  Altkatholiken,  wie  z.  B.  die  sog. 
Dentschkatholiken  für  dieses  Bedürfniss  sorgen  können  und  missen. 
Es  ist  daher  hier  rechtlich  durchaus  nicht  der  Verwaltungs- ,  son- 
dern nur  der  Rechtsweg  zulässig.  Wollte  man  übrigens  auch  den 
ersteren  betreten,  so  würde  doch  an  der  Entscheidung  selbst  nichts 
geändert  werden,  weil  die  Verwaltungsbehörden  ebensogut  wie  die 
Qmchte  an  Becht  und  Gesetz  gebunden  sind  und  von  jeder  WillkAr 
sich  frei  halten  müssen. 

Was  den  von  Poschinger  besprochenen  und  belobte  Stand- 
punkt  der  jeUsigen  bayerischen  Regierung  in  dieser  Frage  betrifft, 
so  ist  derselbe,  wie  gezeigt  worden,  sowohl  nach  der  gesunden  Ver- 
nunft als  auch  nach  der  anerkannten  und  anzuerkennenden  Verfas- 
sung der  katholischen  Kirche  unzulässig  und  unrichtig« 
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III. 

Weiteres  Dber  die  Blschofswahlen. 

Zar  Kritik  der  Schrift:    »Der  Staat  und  die  Bischofs  wählen  in  Dentschland.« 
Mit  Actoistücken.     Von  Emil  Friedberg,     Das  19.  Jahrhundert.     Leipxig. 

Dnnker  and  Homblodt  1874, 

von  Dr.  M.  Rosner. 

(Fortsetsong.) 

Das  Recht  der  Besetzung  der  BischofsstiiMe. 

Naehdeni  wir  uns  in  den  früheren  Abhandlangen  (ct.  Archiv. 
Bd.  33.  S.  92—190  und  S.  272-336,  Bd.  34,  S.  90—140)  mit  dor 
EntstehongBgeschichte  der  in  dem  bayerischen  Concordate  und  in 
den  Erectionsbnllen  für  die  Bisthümer  in  den  protestantischen  deut- 
schen Staaten  über  die  Besetzung  der  Bischofsstühle  enthaltenen  Be- 
stinuDongen,  dann  mit  der  Geschichte  der  Bischofewahlen  in  den 
letztgenannten  Staaten  beschäftigt  haben,  wollen  wir  auch  dem  drit- 
ten Buche  des  Friedberg  *schen  Werkes ,  welches  sich  mit  der  Dar- 
steUang  des  geltenden  Rechtes  der  Besetzung  der  Bischofsstühle,  be- 
nehuQgsweise  mit  einer  Kritik  desselben  befasst,  noch  eine  kurze 
Betrachtung  widmen. 

Da  das  bayerische  Goncordat  und  die  vorgedachteu  Erections- 
bnllen, als  die  Grundlagen  dieses  Rechtes ,  die  Sonderung  in  vier 
Recbtsgebiete  bedingen ,  so  hat  der  Verfasser  seine  Darstellung  in 
ebensoviele  Capitel  getheilt  und  ein  fünftes  der  Kritik  des  bestehen- 
den Rechtes  gewidmet.  Dem  Ganzen  ist  ein  Rückblick  auf  den  Ver- 
lauf der  in  unserem  Jahrhundert  in  Deutschland  vollzogenen  Bi- 
schofswahlen als  Einleitung  vorausgeschickt. 

Dieser  Rückblick  erheischt  nähere  Beachtung,  da  er  zur  Cha- 
rakteristik der  Tendenz  des  ganzen  Friedberg'schen  Werkes  dient. 

Wenn  der  Verfasser  in  dem  Verlaufe  der  in  unserem  Jahrhun- 
dert in  Deutschland  vollzogenen  Bischofswahlcn  ein  Spiegelbild  der 
Beziehungen  von  Staat  und  Kirche  überhaupt  findet,  so  ist  dieser 
Gedanke  an  sich  richtig.  Der  Spiegel  aber ,  aus  welchem  er  seine 
Emdrucke  empfangen  hat,  muss  ein  Hohlspiegel  sein ;  denn  das  Bild, 
welches  er  uns  vorführt,  ist  ein  Zerrbild. 

Es  ist  »eine  Scala  wachsender  kirchlicher  Anmassungc  dem 
Staate  gegenüber,  die  Herr  Friedberg  in  seinem  Spiegel  erblickt, 
eine  grosse  Stufenleiter,   deren  Fuss  am  Beginn  des   Jahrhunderts 
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steht  und  deren  Spitze  bis  zum  vaticanischen  "Concil  hinaufreicht 
Am  Anfange  des  Jahrhunderts  hat  die  Kirche  willig  das  ihr  vom 
Staate  auferlegte,  oft  harte  Joch  getragen.  Die  Concordatsverhand- 
lungen  geben  dem  restaurirten  päpstlichen  Stuhle  schon  Gelegenheit, 
wenigstens  theilweis  die  Ansprüche  zu  vertreten ,  welche  praktisch 
seit  langer  Zeit  in  Deutschland  keine  Geltung  mehr  hatten,  erringen 
können.  Er  benutzt  geschickt  die  politische  Strömung,  die  behaup- 
tete und  geglaubte  Solidarität  der  kirchlichen  und  monarchischen 
Interessen,  um  Verträge  zu  Stande  zu  bringen ,  welche  der  Kirche 
durchweg  günstig  sind  und  durch  Concessionen  an  den  Staat  (also 
doch  Concessionen !)  grössere  und  bedeutungsvollere  für  die  Kirche 
zu  erringen.  , 

Aber  man  ist  in  dieser  Zeitperiode  doch  noch  allerseits  da- 
von durchdrungen,  dass  zwischen  Staat  und  Kirche  nicht  nur  fried- 
liche Beziehungen  obwalten  müssen,  sondern  scheint  auch  kirchlicher- 
seits  kaum  zu  ho£fen,  dass  die  territorialistische  Unterordnung  unter 
den  Staat  sich  jemals  ändern  werde.  So  begnügt  man  sich  auch  in 
Rom,  den  Interpretationen,  welche  die  Staaten  den  Yerti'ägen  gege- 
ben (nämlich  den  vertragswidrigen!)  von  Zeit  tn  Zeit  einen  formel- 
len Protest  entgegenzusetzen ,  ohne  eine  materielle  Änderung  der 
Verhältnisse  auch  nur  zu  versuchen.  Aber  inzwischen  bemächtigt 
sich  die  curialistische  Bichtung  mehr  und  mehr  des  deutschen  Kle- 
rus. Die  Bischöfe  suchen  und  finden  allen  staatlichen  Massregeln 
gegenüber  Schutz  beim  Papste.  Der  ältere,  josephinistisch  gesinnte 
Klerus  stirbt  aus  and  macht  (horribile  dictu)  einem  jungen,  ungebü- 
deten^  staatsfeindlichen  Platz,  der  nationale  Gefahle  nicht  mehr  kennt, 
sondern  alle  seine  Interessen  in  die  Kirche  verlegt. 

Auch  die  Jesuiten,  welche  nach  ihrer  Aufhebung  cosmopoli- 
tische  und  territorialistische  Anwandlungen  gezeigt  hatten ,  werden 
willige,  eifrige,  wirksame  Vertreter  der  curialen  Tendenzen.  —  Was 
in  den  zwanziger  Jahren  des  Jahrhunderts  noch  als  ein  Sieg  der 
Kirche  bebrachtet  worden  war,  siebt  man  schon  in  den  dreissiger 
als  eine  onnöthige,  dem  Staate  gemachte  Concession  an,  for  welche 
dieser  sich  dankbar  erzeigen  müsse,  und  versucht  man  in  den  vier- 
ziger Jahren  dem  Staate  streitig  zu  machen.  Und  als  erst  die 
Kölner  Irrung  (also  doch  eine  Irrung!)  der  Kurie  gezeigt  hatte,  wie 
sehr  ihre  Macht  in  Deutschland  gewachsen  sei,  wie  wenig  die  Staaten 
die  allmälige  Minirarbeit  der  Ultramontanen  beachtet  hatten,  wie 
hilflos  sie  jetzt  dem  offenen  Angriff  gegenüberstanden^  wie  unfähig 
sie  waren,  ihn  zurüchzuweisen,  da  werden  die  Verträge  als  unbe- 
queme Gürtel  für  den  wachsenden  Leib  der  Kirche  angesehen,  welche 
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diese  abzaätreifen  habe ,  oder  welche  doch  Glied  auf  Glied  gelöst 
werdeo  müssten,  um  die  Freiheit  der  Kirche  zu  erzielen.  Die  Be- 
gieruug  Plus  IX.  beginnt  ganz  offenkundig  den  Krieg  gegen  die 
Staatsverträge,  welche  nur ,  so  weit  sie  der  Kirche  Rechte  geben, 
beobachtet  werden  sollen,  im  üebrigen  als  Privilegien  angesehen 
werden.  Zunächst  versucht  man  unbequeme  Beetimmungen  der  Ver- 
trage durch  Interpretation  zu  beseitigen.  Man  verfährt  dabei  ohne 
jede  Kenntniss  der  Geschichte,  ohne  jeden  Schimmer  von  juristischer 
Begründung.  Man  sucht  nicht  einmal  die  brutale  Tbat  durch  gute 
Form  zu  verhüllen.  —  Dann  schreitet  man  zur  Revision  der  aJten 
Yertr^e,  an  deren  Stelle  neue  Concordate  treten  sollen.  Als  diese 
fallen,  wird  das  alte  Ziel  wieder  aufgenommen ,  nur  dass  die  Prä* 
tentionen  der  Curie  noch  offenkundiger  nicht  einmal  nach  dem  Scheine 
des  Rechtes  fragen.  Endlich  bei  Gelegenheit  des  vaticanischen  Gon- 
cils  beabsichtigt  man  den  höchsten  Trumpb  auszuspielen.  Man  will 
gar  keine  Concordate  mehr.  Durch  einseitige ,  von  ihr  ausgehende 
Gesetzesacte  will  die  Kirche  ihr  Verhältniss  zum  Staate  regeln,  d.  h. 
die  Unterordnung  dieses  normiren.c 

Es  versteht  sich  für  Herrn  Friedberg  von  selbst,  dass  die  rö- 
mische Curie  bei  diesen  Bestrebungen  vor  Allem  ihr  Augenmerk  auf 
das  Recht  der  Bischofswahlen  richtete.  Denn  der  Kampf  gegen  den 
Staat,  der  nicht  blos  der  Idee  der  kirchlichen  Freiheit,  sondern  auch 
der  Verwirklichung  recht  realer  Zwecke  gilt,  liess  sich  doch  nur 
dann  mit  Erfolg  fuhren,  wenn  das  Material  des  Episcopats  gut  aus- 
gewählt war,  wenn  Rom  Sorge  getragen  hatte,  dass  lediglich  Män- 
ner von  erprobter  curialistischer  und  was  dasselbe  sagen  toiU  Staats- 
fmdlicher  Gesinnung  die  bischöflichen  JStuhle  bestiegen. 

Und  in  welcher  Weise  hat  Rom  dies  zu  erreichen  gewusst? 
>Wir  haben  ge8eheu,€  fährt  Herr  Friedberg  fort ,  »wie  zuletzt  die 
Bestimmungen  der  CircumscriptionsbuUen  über  Bischofswahlen  durch 
Interpretation  zerrissen  wurden  (früher  waren  es  nicht  sowohl  die 
Bollen,  als  vielmehr  die  Explicativbreven,  welche  angeblich  die 
Missachtung  und  Missdeutung  der  römischen  Curie  zu  erdulden  hat- 
ten), wie  sie  in  den  Concordaten  verändert  werden  sollten. 

Wir  haben  erlebt,  dass  auf  dem  Concil  der  Antrag  gestellt 
wurde,  durch  kirchlichen  Gesetzesact  den  Einfluss  des  Staates  auf 
die  Bischofs  wählen  in  dem  schwachen,  von  der  Curie  noch  belasse- 
nen Recht  (es  war  also  trotz  der  Zerreissung  der  Bestimmungen 
aber  die  Bischofswahlen  in  den  Erectionsbullen  doch  noch  ein  Best 
TOQ  staatlichem  Einfluss  übrig  geblieben !)  ganz  zu  beseitigen.  Aber 
wir  haben  auch  auf  demselben  Concil  erkannt,  dass  die  Erfolge  der 
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Curie  nur  mOglich  waren,  weil  sie  über  eine  willenlose  Schaar.  von 
liischötcQ  verfägen  konnte,  weil  sie  es  verstanden  bat ,  Talent«  un<l 
noch  mebr  Charaktere  (ä  la  Habertus  Keinkeus!)  von  den  bischöfli- 
chen Stühlen  auszuschliessen ,  weil  sie  diese  an  Personen  vergeben 
hatte,  welche  sich  bereit  finden  Hessen,  Staat,  Gesittung.  Recht,  den 
alten  Glaulten  uftd  das  eigene  Gewissen  der  kirchlichen  Herrschaft 
zu  opfern,  an  der  Theil  zu  nehmen,  ihnen  als  Preis  ihi-es  Gehor- 
sams gestattet  wird.  Allein  das  Concil  hat  auch  einen  Wendepunkt 
der  kirchlichen  Politik  in  fast  allen  Staaten  heraufbeschworen.  We- 
nigstens diejenigen  deutschen  Regierungen,  welche  überhaupt  für  die 
ihnen  obliegenden  Aufgaben  Sinn  und  Verständniss  haben,  unterneh- 
men es,  ihre  Beziehungen  zur  Kirche  neu  zu  regeln.«  So  Herr 
Friedberg.  — 

Wer  denkt  bei  diesen  schwungvollen  Üeclamationen ,  bei  die- 
sem anmasslichen  und  dummdreisten  Kaisonnement  des  rückblicken- 
den Staatscanonisten  nicht  unwillkürlich  an  das  zur  Bezeichnung  der 
nahen  Gränze  zwischen  zwei  bekannten  Extremen  gebräuchliche  »il 
n'y  a  qu*un  pas.«  Hätte  sich  nicht  Herr  Friedberg  bei  auch  nur 
einiger  Ueberlegung  sagen  müssen,  dass  wenn  er  Männer,  wie  die 
deutschen  Bischöfe,  von  denen  nicht  wenige  bereits  in  die  Lage  ge- 
kommen sind,  durch  Erduldung  schwerer  Geld-  und  Kerkerstrafen 
glänzende  Proben  ihrer  Ueberzeugungstreue  und  Charakterstärke  ab- 
zulegen, beschuldigt,  Staate  Gesittung,  Recht,  den  alten  Glauben  und 
das  eigene  Gewissen  der  kirchlichen  Herrschaft  geopfert  zu  haben, 
er  selbst  in  den  Augen  des  edleren  Theiles  seiner  eigenen  politischen 
Gesinnungsgenossen  weit  über  das  Ziel  einer  gerechten  und  billigen 
Kritik  hinansgeht?  Denn  wie  sehr  inmierhin  auch  die  Meinungen 
der  Culturkämpfer  über  den  llechtspunkt  von  den  unserigen  abwei- 
chen mögen,  darin  werden  doch  alle  Männer  von  wahrhaft  edler 
Gesinnung,  welcher  Partei  immer  sie  angehören  raö«:en,  übereinstim- 
men, dass  wer  zu  solchen  Opfern  für  den  Glauben ,  das  Recht  und 
die  Freiheit  der  Kirche  fähig  ist,  wenigstens  darauf  Anspruch  hat, 
in  seiner  Gesinnung  für  aufrichtig,  treu  und  ehrlich  gehalten  zu 
werden.  Diesen  Beweis  von  Achtung  wird  ihnen  die  öffentliche 
Meinung  sicher  nicht  versagen,  wohl  aber  wird  sie  nicht  umhin  kön- 
nen, der  Darstellung  eines  Schriftstellers  mit  Misstrauen  zu  folgen, 
welcher  statt  der  einfachen  und  überzeugenden  Sprache  der  Wahr- 
heit dem  Leser  nur  einen  mit  Schmähungen  und  V^erdächtigungcn 
gewürzten  Schwall  von  Phrasen  bietet. 

Dass  die  Kirche  eine  eigene,  göttliche,  vom  Staate  unabhängige 
Mission  habe,   dieser  Gedanke   ist  Herrn   Friedberg   völlig   fremd, 
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wenig&teiis  ist  er  bei  ihm  kein  Pactor  der  Benrtheilong  des  Yer* 
liiltiii^es  zwiBcben  Kirche  und  Staat.  Damm  ab^  iet  sein  Urtbeil 
gewöhnlich  ein  schiefes,  änseitiges  oad  ungerechtes. 

Die  Aufgabe,  welche  die  Kirche  unmittdbar  von  Qett  &bw- 
kmnmen  hat,  besteht  darin,  allen  Völkern  der  Brde  —  fiStkisenfiatU 
auA  wider  den  Willen  ihrer  Machthaber  —  das  Bvangelinm  des 
nenen  Bundes  zn  TwkSnden  und  den  Gläubigen  die  Sacramente  zu 
spenden.  In  dieser  Aufgabe  und  in  Allem ,  wae  mit  der  Erffillung 
derselben  in  wesentlichem  Zusamm^hange  steht ,  z.  B«  in  der  Er<- 
ziehuDg ,  Ausbildung  und  Sendung  des  Klerus  ist  die  Kirche  von 
Gott  so  freigestellt,  dass  keine  weltliche  Gewalt^  ohne  sich  der  Au^ 
lehnung  gegen  Gott  schuldig  zu  machen,  sie  darin  behindern  kamt 
und  der  Staat,  welcher  ihr  darin  Hindernisse  bä'eitet,  damit  Gottes 
Gmcbt  über  sich  herausfordert. 

Diese  Freiheit  ist  eine  Grundbedingung  der  Existenz  der  Kirdie, 
woraus  folgt,  dass  sie  darauf  niemals  ?erzichten  darf.  Betrachtet 
man  unter  diesem  Gtoeichtspunkte  die  Handlungsweise  der  Päpste, 
ab  Statthalter  Christi,  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der  Kirche  zu 
den  deutsche  Staaten  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts ,  so  wird  man 
io  der  Beortheilung  derselben  zu  Ergebnissen  gelangen,  welche  von 
denen  des  Herrn  Friedberg  wesentlich  ?erschieden  sind« 

Was  ihm  nach  dem  kleinlichen  Masastabe,  womit  ex  das  Ver- 
hütniss  der  römischen  P&pste  zu  den  Staaten  misst»  von  Seiten  der 
Erstoren  blos  als  Rivalität,  als  ein  blosses  Bingen  um  Macht  und 
Einfluss  erscheint,  ist  in  Wahrheit  nur  die  pflicbtmässige  Erf&llung 
der  dem  Papste,  als  dem  Oberhaupte  der  Kirche,  zu  Theil  gewor- 
d^en  göttlichen  Aufgabe,  der  Kirche  die  Freiheit,  deren  sie  zur  Er- 
füllung ihrer  Mission  bedarf,  bei  aller,  der  weltlichen  Gewalt  und  den 
christlichen  Ffirsten  insbesondere  schuldigen  Rücksicht  auf  staatliche 
Interessen  —  gebührend  zu  sichern. 

Diese  Pflicht  haben  die  Päpste  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts 
allerdings  keinen  Moment  ans  den  Augen  gesetzt.  Selbst  nicht  im 
Anfange  des  Jahrhunderts ;  denn  auch  dem  gewaltigen  Napoleon  ge- 
genüber hat  PiusYU.  die  Selbstständigkeit  der  Kirche  zu  wahren 
gewusst.  Den  Beweis  dafür  bietet  das  französische  Concordat  vom 
Jahre  1802,  welches  nur  durch  die  Treulosigkeit  Napoleons  um  die 
organischen  Artikel  bereichert  werden  konnte,  g^n  deren  Yerbind*- 
lichkeit  für  die  Kirche  der  heilige  Stuhl  stets  protestirt  hat.  Das 
ihn  im  Anfange  des  Jahrhunderts  vom  Staate  auferlegte  harte  Joch 
hat  die  Kirche  nicht  wUUg  auf  sich  genommeu ,  sondern  sie  hat 
wie  sie  es  auch  jetzt  thut^  der  Gewalt  den  Protest  des  Gewissens 
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eiit^pgengesetxt  uud  selbst  in  der  Zeit  des  lidchsteu  Druckes  bat 
sie,  von  dem  Bewusstsein  ihrer  selbstst&odigen  Mission  erfüllt,  ihren 
strafenden  Arm  gegen  Den  erhoben,  vor  welchem  damals  die  deut- 
schen Ffirsten  zitterten,  nachdem  er  als  Glied  der  Kirche  durch 
seine  Frevel  das  Mass  der  Nachsicht  und  Gednld  ihres  obersten 
Hirten  erschöpft  hatte. 

Aach  während  der  Concordatsverhandlungen  hat  der  apostoli- 
sche Stuhl,  wie  wir  gesehen,  nichts  weiter  gethan,  als  die  unver&n- 
ilerlichen  Grundsätze  der  katholischen  Kirche  mit  Nachdruck  und 
Wfirde  vertreten  gegenifiber  den  oft  masslosen  Ansprfichen  der  pro- 
testantischen deutschen  Stauten,  welche  mit  diesen  Grundsätzen  im 
Widersprach  standen  und  die  Kirche  unter  das  Staatsjoch  zu  beugen 
bezweckten.  Wenn  äiese  Verhandlungen  für  sie  mit  Erfolgen  gekrOut 
waren,  so  waren  dies  Erfolge,  welche,  wenn  nach  Abhausung  einer 
revolutionären  Umsturz-Periode  das  Dedürfniss  nach  Wiederherstel- 
lung positiver  Rechtsordnungen  die  Völker  durchdringt,  das  gute 
Recht  der  Kirche  Christi  auf  freiheitliche  Entwickelung  jederzeit 
haben  wird  gegenfiber  den,  nur  auf  der  revolutionären  Idee  von  der 
Staatsomnipotenz  fussenden,  aber  mit  einer  vernfinftigen  Aulfassung 
des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  unverträglichen  Ansprüchen 
weltlicher  Machthaber. 

Auch  nach  dem  Abhausen  der  maigesetzlichen  Sturmperiode 
wird  das  gute  Recht  der  Kirche  ähnliche  Siege  zu  verzeichnen  ha- 
ben, wovon  bei  der  rasch  zunehmenden  Zerrüttung  aller  staatlichen 
Verhältnisse,  die  wir  als  Folgen  dieser  Gesetze  schon  jetzt  erblicken, 
Herr  Friedberg,  wie  wir  hoffen  dürfen,  selbst  noch  Zeuge  sein  wird. 

Wahr  ist  es ,  dass  die  Nothwendigkeit  friedlicher  Beziehungen 
zwischen  Staat  und  Kirche  damals,  wie  immer,  anerkannt  wurde, 
man  war  jedoch^  wie  die  Concordatsverhandlungen  hinlänglich  er- 
geben, weit  davon  entfernt,  diesen  friedlichen  Bejriehungen  die 
Selbstständigkeii  der  Kirche  sum  Opfer  mu  bringen.  Von  einer 
territoriaiistischen  Unterordnung  der  Kirche  als  solcher  unter  den 
Staat  konnte  aber  überhaupt  nur  in  sofern  die  Rede  sein,  als  es 
sich  um  bürgerliche  Rechtsverhältnisse  der  kirchlichen  Anstalten 
und  Personen  handelte ,  während  im  üebrigen  durch  die  Circuro- 
scription  der  Diöcesen  auch  für  die  territoriale  Selbstständigkeit  der 
Kirche  im  Bereiche  ihrer  eigenen  Angelegenheiten  genügend  ge- 
sorgt war. 

Auf  eine  Wiedervereinigung  der  weltlichen  Macht  mit  der 
kirchlichen  in  der  Hand  der  Bischöfe  wird  man  in  Rom  damals  al- 
lerdings so  wenig,  wie  jetzt,  gerechnet  liaben. 
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Als  dantt  die  vom  heiligen  Stuhle  mit  den  protestan tische« 
Staaten  geaohloeseiien  Verträge  von  den  B^emngen  der  letcteren, 
namentlich  denen  der  oberrheinischen  Staaten  Tiel&ch  nicht  etwa 
■ir  in  einem  von  der  rOmiechen  AnflEassong  abweichenden  Sinne, 
wie  Friedberg  sich  ansdrfickt,  interpretirt,  sondern  verletzt  oder  ge« 
radora  missachtet  wurden ,  da  hat  es  der  heilige  Stahl  nicht  an 
energischen  Protesten  fehlen  lassen,  so  oft  er ,  sei  es  bei  einzelneii 
Bisehofswahlen,  sei  es  in  anderer  Weise  von  derartigen  Yerletzangen 
Kaontniss  erhielt. 

Zwar  findet  es  Herr  Friedberg  aailUlig,  dass  der  heilige  Stahl 
sich  mit  Protesten  begnfigte ,  ohne  eine  materielle  Aenderang  der 
Verhtitnisse  aach  nnr  zn  versuchen.  Allein  wir  m(k^hten  doch  fra« 
gen,  wesshalb  der  heilige  Stuhl  eine  Aenderong  hfttte  erstreben 
»Ilen,  wenn  er  aus  guten  Gründen  fiberzengt  war,  dass  nach  Inhalt 
der  geschloesenen  VertrSge  das  gute  Kecht  auf  seiner  Seite  und  die 
Verletzung  desselben  ganz  unzweifelhaft  auf  der  anderen  Seite  liege. 
Durfte  er  nicht  mit  Grund  erwarten,  dass  sich  dieses  Becht,  durch 
Proteste  gewahrt,  gegenüber  der  vertragswidrigen  Praxis  der  Begie« 
mögen  behaupten  und  Anwendung  verschaffen  werde?  Auch  gehdrt 
kein  grosses  Mass  politischer  Weisheit  dazu  ,  um  einzusehen ,  dass 
weitere  Verhandlungen  mit  Begierungen,  die  wie  die  oberrheinischen, 
sich  nicht  gescheut  hatten,  dem  mit  dem  heiligen  Stuhle  geschlos- 
senen Vertrage  zuwider  neben  den  Erectionsbullen  die  alte  Kirchen- 
pragmatik,  wenn  auch  in  veränderter  Formj  als  Gesetz  zu  publici« 
rea,  zu  nichts  geführt,  im  Oegentheil  nur  dazu  gedient  hätten,  dem 
flloyalen  Verfahren  der  gedachten  Begierungen  eine  Art  von  Aner- 
kennung zu  verschaffen. 

Diesem  Verfahren  gegenüber  war  der  Protest  des  heiligen 
Stahles  die  denkbar  schärfste  ,  und  wie  der  weitere  Verlauf  der 
Dinge  gelehrt  hat,  auch  die  erfolgreichste  Ifassregel.  Denn  nicht 
Mos  die  Bischöfe  traten  auf  die  Seite  des  Papstes  und  suchten  Schutz 
bei  ihm  gegen  die  ungerechten  staatliclten  Massnahmen ,  sondern  es 
fersehwand  auch  der  josephinistisch  gesinnte  Klerus  von  der  Bühne, 
veil  es  unmöglich  war,  seinen  faulen  Theorien  neue  Anhänger  zu 
▼erschaffen,  und  was  noch  mehr  ist,  auch  das  Urtheil  der  öffentlichen 
Meinung  neigte  sidi  allmälig  dem  Papste  zu. 

Dennoch  ist  es  unwahr ,  dass  nunmehr  der  Standpunkt  der 
Kirche  zu  den  mit  dem  Staate  geschlossenen  Verträgen  ein  anderer 
geworden  sei,  dass  man  das,  was  noch  in  den  zwanziger  Jahren  als 
eis  Sieg  der  Kirche  betrachtet  worden  sei,  schon  in  den  dreissiger 
Jahren  als  eine  unnöthige,  dem  Staate  gewährte  Concession  angesehen 
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und  in  den  vierziger  Jahren  dem  Staate  streitig  zu  machen  gesucht, 
dass  man  nach  der  Kölner  Irrang  die  Verträge  als  unbequeme  Fes- 
seln TOm  Laibe  der  Kirche  abgestreift  und  mit  der  Begieraog 
Pias  IX.  den  offenkundigen  Krieg  gegen  die  Staatsvertrftge  begon** 
nen  habe. 

Ein  unbefangener  Blick  in  die  Geschichte  dieses  Zeiträumen 
zeigt  Tielmehr,  dass  der  hl.  Stuhl  seinen  Vertrag8{rflichten  g^en  die 
protestantischen  Staaten  bezüglich  dw  Bischofswahlen  zu  allen  Zeiten 
treu  geblieben,  in  der  praktischen  Handhabung  der  Vertragsbestim- 
mungen gegen  die  Hegierungen  mit  möglichster  Nachsicht  gegen 
Cebergriffe  Terfahren  und  in  den  nothwendig  gewordenen  Interpre- 
tationen der  zu  den  Erectionsbullen  erlassenen  Explicativ-Breven  bei 
denjenigen  Qrundsfttzen  stehen  geblieben  ist,  welche  schon  zur  Zeit 
des  Vertragsabschlusses  von  ihm  als  leitend  und  massgebend  be- 
trachtet und  bezeichnet  worden  sind.  Haben  doch  die  Begierungeo 
selbst  nicht  umhin  gekonnt,  die  Interpretationen  des  heiligen  Stah- 
les als  richtig  anzuerkennen  und  ihre ,  dem  Vertragsrecht  zuwider- 
laufende Praxis  mehrfach  diesen  Interpretationen  entsprechend ,  zu 
modificiren  f 

Da  aber,  wo  gegen  eine  vom  heiligen  Stuhl  gegebene  Erklä- 
rung auf  Seiten  der  Regierung  eine  widersprechende  AufiEassung  fent- 
gesteUt  worden  ist,  sprechen  überwiegende  Qrände  des  Rechts  und 
der  Billigkeit  zu  Gunsten  der  vom  heiligen  Stuhl  vertretenen  Mei- 
nung« Immer  nur  ist  der  heilige  Stuhl  solchen  Bestrebungen  der 
Regierungen  entgegengetretm,  welche  darauf  gerichtet  waren,  das 
in  den  Erectionsbullen  den  Gapiteln  eingeräumte  canonische  Wahl- 
recht zu  einer  blossen  Scheiuwahl  herabzuwürdigen,  sich  selbst  aber 
einen  positiven  Einfluss  auf  die  Bestinmiung  der  Person  des  künfti- 
gen Bischofes  zu  vindiciren,  der  ihnen  nicht  hatte  eingeräumt  wer- 
den sollen;  Das  vertragsmässige  Recht  einer  moderirten  Exclusive 
ist  dagegen  stets  intact  gdassen  und  auch  nach  Vereitelung  der 
neueren  Concordatsverhandlungen  durch  den  in  den  Parlamenten 
herrschend  gewordenen  Liberalismus  ganz  in  demselben  Umfange^ 
wie  zur  Zeit  der  Verhandlungen  fiber  die  Errichtung  der  Diöcesen, 
anerkannt  worden. 

Es  besteht  also  auf  Seiten  des  heiligen  Stahles  eine  durch 
mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  sich  hindurchziehende  Gontinuität 
der  Auffassung  und  Praxis,  welcher  gegenüber  Behauptungen,  wie 
die,  dass  der  heilige  Stuhl  bei  seinen  Interpretationen  ohne  jede 
Kenntniss  der  Geschichte,  ohne  jeden  Schimmer  einer  juristischen 
Begründung  verfahren  sei  und  die  brutale  That  auch  niclit  einmal 
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dnrch  gute  Fomi  zu  verhallen  geimsst  habe,  nar  als  hohle  Phrasen 
and  grobe  Vernnglimpfiingen  erscheinen. 

Win  Herr  F.  darnach  ümschan  halten,  von  welcher  Seite  daa 
den  Circumscriptionsballen  zu  Gmnde  liegende  Vertragsrecht  fräher 
und  jetzt  verletzt  worden  ist,  so  werden  ihm  die  Bisthumsfmidations^ 
Urkunden  der  oberrheinischen  Staaten,  die  landesherrliche  Verordnung 
dieser  Staaten  vom  30.  Jannar  1830  und  die  damit  znsammen- 
häogende  weitere  staatskirchliche  Gesetzgebang ,  die  neueren  ba- 
discben  Kirchengesetze  und  die  preussischen  Maigesetze,  die  neuer- 
dings auch  nach  dem  Grossherzogthum  Hessen  verpflanzt  worden 
sind,  eine  sehr  ergiebige  Ausbeute  bieten,  neben  welcher  und  den 
bei  den  Bischofswahlen  seit  40  bis  50  Jahren  von  staatlicher  Seite 
voi^ekommenen  zahlreichen  Ausschreitungen  und  Missbrftuchen  die 
päpstlichen  Interpretationen  in  Wahrheit  nur  als  das  erscheinen,  was 
sie  nach  der  Intention  des  hl.  Stuhles  auch  s^n  sollten,  vämlich  als 
die  driffgendst  gebotene  Vertheidigung  unanfechtbarer  capiUdarischcr 
Bechie. 

Nicht  die  Vertragsbestimmungen  waren  der  Kirche  unbequeme 
Görtel,  die  sie  Glied  ffir  Glied  abzustreifen  sucht,  sondern  die  mit 
den  Veiirägen  in  Widerspruch  stehenden  und  daher  nichtigen  StaaiS" 
hrchengesetze  ^  durch  welche  man  sie  in  die  Fesseln  einer  unwür- 
digen Knechtschaft  geschmiedet  hatte. 

Es  widerspricht  aller  geschichtlichen  Wahrheit,  dem  aposto- 
lischen Stuhle  die  Idee  eines  wohlangelegten  Angriffskrieges  gegen 
die  Staaten  zu  imputiren ,  zu  dessen  erfolgreicher  Fährung  er  auf 
eine  gute  Auswahl  erprobt  curialistischer  Bischöfe  habe  bedacht 
sein  müssen.  Der  hl.  Stuhl  hat  bei  der  Auswahl  der  Bischöfe  kei- 
nen anderen  Zweck,  als  die  Leitung  der  Diöcesen  in  die  Hand  von 
Männern  gelegt  zu  sehen,  von  denen  er  überzeugt  sein  kann,  dass 
sie  sich  als  treue  Wächter  des  katholischen  Glaubensschatzes,  als 
sorgsame  Aufseher  über  den  ihrer  Obliut  unterstellten  Klerus ,  als 
eifrige  Oberhirten  der  ihnen  anvertrauten  Seelen  erweisen  und  ihre 
Diöcesen  mit  Klugheit  regieren  werden. 

In  Differenzen  mit  den  weltlichen  Regierungen  geräth  er,  wie 
ans  der  Geschichte  der  Bischofswahlen  zu  ersehen  ist ,  erst  dann, 
wenn  auf  ihrer  Seite  Bestrebungen  hervortreten,  welche  darauf  ge- 
richtet sind,  durch  nussbräuchliche  Ausschliessung  kirchlich  für 
würdig  befundener  Männer  Subjecten  auf  die  BischofssUMe  gu  wr- 
Mfen^  von  welchen  Schaden  und  Nachtheil  für  die  kirchliehen  In^ 
(eressen  zu  erwarten  sieht. 

Dergleichen  Differenzen  mit  den  weltlichen  B^eningen  sind 
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dem  bl.  Stuhle  stets  sehr  unwillkommen.  Denn  aach  heut  noch 
hält  er  an  der  Meinung  fest ,  dass  in  christlichen  Staaten  in  der 
Goncordia  sacerdotii  et  imperii  das  Glück  der  Völker  beruht;  allein 
die  Pflicht,  nichts  geschehen  zu  lassen,  wodurch  das  Seelenheil  der 
Gläubigen  Ge&hr  laufen  könnte,  geschädigt'  zu  werden ,  ist  for  ihn 
eine  höhere ,  als  die  Pflicht  der  Bucksicht  auf  das  Einvernehmen 
mit  den  weltlichen  Regierungen,  die  ^ch,  wie  die  neueste  Entwikelung 
der  Dinge  lehrt,  leider  fast  ohne  Ausnahme  in  ihren  Gesetzgebungen 
und  Verwaltungsmassregeln  mehr  und  mehr  vom  christlichen  Stand- 
punkte entfernen ,  von  welchem  selbstverständlich  der  Statthalter 
Christi  keinen  Zoll  breit  weichen  darf. 

Sollten  die  weUlichen  Regierungen  in  der  Weise^  wie  es  schon 
seit  geraumer  Zeit  geschieht^  fortfahren^  dem  moderneti  Ueidenthum 
aujBusteuem,  indem  sie  die  heidnische  Lehre  von  der  Staatsomnipotens 
zum  Haupt-'  und  Grunddogma  ihrer  staatsrechtlichen  Theorieti 
machen^  so  würde  es  allerdings  mit  der  Goncordia  sacerdotii  et  im- 
perii für  immer  aus  sein.  Wir  würdeti  es  daher  begreiflich  fin- 
den ,  wenn  auch  in  kirchlichen  Kreisen  der  Gedanke  sich  Bahn 
bricht^  keine  Concordate  mehr  haben  zu  woUen  und  jeden  Einfluss 
des  Statutes  anf  die  BischofswäKlen  beseitigt  zu  sehen. 

Dennoch  bestreiten  wir  die  Friedberg'sche  Behauptung,  dass 
»f»»an«  bei  Gelegenheit  des  vaticanischen  Concils  die  Absicht  tu  er- 
kennen gegeben  habe,  keine  Concordate  mehr  haben  zu  wollen ,  um 
damit  gewissermassen  den  höchsten  Trumpf  gegen  die  weltlichen 
Regierungen  auszuspielen. 

Wir  wissen  zwar  nicht,  wen  Friedberg  unter  dem  vieldeutigen 
»man,c  dem  er  die  gedachte  Absicht  zuschreibt ,  versteht ,  dessen 
aber  sind  wir  sicher ,  dass  Papst  und  Concil  diesen  Trumpf  auszu- 
spielen nicht  beabsichtigt  haben,  und  wenn  auch  irgend  ein  Mitglied 
des  Concils  den  Antrag  gestellt  hat,  durch  kirchlichen  Gesetzesact 
den  Einfluss  des  Staates  auf  die  Bischofswahlen  zu  beseitigen,  so  ist 
doch  zwischen  einem  solchen  Antrage  und  einem  Concilsbeschlusse 
ein  ungeheuer  grosser  Schritt.  Das  aber  möchten  wir  hier  doch 
noch  gesagt  haben,  dass  uns  gerade  Herr  Friedberg  am  wenigsten 
Ursache  zu  haben  scheint,  über  die  Ansicht,  keine  Concordate  mehr 
haben  zu  wollen,  erstaunt  zu  sein.  Denn  gerade  er  selbst  will  ja 
keine  Concordate  mehr,  will  nichts  mehr  wissen  von  der  Concordia 
sacerdotii  et  imperii.  Wie  kann  er  da  Anderen  einen  Vorwurf  aus 
dem  machen,  was  er  selbst  für  richtig  hält !  Freilich  wohl  ist  er 
gemeint,  der  Staat  solle  nunmehr  ganz  nach  dem  Belieben  prote- 
stantischer Eammerraajoritäten  die  katholische  ]ßrche  in  die  Fesseln 
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seiner  Gesetze  schmieden  döffep^  aber  wenn  er  meint«  die  Katholiken 
werden  sich  einer  solchen  Gewissensknechtschaft  fügen,  werden  Staats* 
gesetze  in  kirchlichen  Angelegenheiten  als  för  sie  verbindlieh.  aner- 
kennen, so  irrt  er  sich.  Eine  solche  Pflicht  besteht  nicht  und  anch 
nicht  ein  solches  Becht  des  Staates. 

V(enn  es  daher  mit  der  Goncordia  sacerdotii  et  imperii  ans 
sein  soll ,  so  muss  nothwendig  der  Staat  die  Katholiken  ihre  kirch- 
liehen Angelegenheiten  nach  ihrem  eigenen  Geschmack  besorgen  las- 
sen, wie  er  in  gleicher  W^e  verpflichtet  ist ,  auch  aus  den  reli- 
giteen  und  kirchlichen  Angelegenheiten  der  protestantischen  Glau- 
bensgenossen seine  Hand  zu  halten.  Er  muss  sich  alles  Einflusses 
anf  die  Verwaltung  der  Interna  und  Externa ,  auf  Anstellung  der 
Kkchenbeamten,  auf  Lehre,  Gottesdienst  und  Saeramentenspendung 
enthalten.  Denn  sonst  würden  Millionen  von  Staatsbürgern  der  ab- 
solntesten  Geistesknechtschaft  der  Majoritäten  in  den  Parlamenten 
Preis  gegeben  werden,  die  Wirkungen  davon  aber  bald  genug  auf 
den  Staat  selbst  zurückfallen.  Mag  Herr  Friedberg  sich  einstweilen 
amf  das  gänssUche  Fiasco  der  maigesetsdichen  Aera ,  mit  welcher  er 
tu  90  engem  Zusammenhange  steht ^  gefasst  halten;  wir  an  unserem 
Tkeüe  hegen  keinen  Zweifel,  dass  seine  jeteige  Siegesfreude  von  kur^ 
eer  Dauer  sem  wird, 

1,    Bayern. 

Das  in  Bayern  geltende  Recht  der  Besetzung  der  Bischoft- 
stähle beruht  auf  zu  unanfechtbarer  Grundlage,  als  dass  Herr  Friedberg 
seine  Geschicklichkeit  im  Interpretiren  daran  hätte  versuchen  kön- 
nen. Diese  Grundlage  bildet  Art.  IX.  des  am  24.  October  1817 
Tom  König  von  Bayern  ratificirten  ,  am  16.  November  ej.  a.  vom 
Päpste  publicirten  Goncordates  vom  5.  Juni  1817.    Er  lautet: 

Sanctitas  Sua,  attenta  utilitate,  quae  ex  hac  conventione  manat 
in  ea,  quae  ad  res  Ecclesiae  et  Beligionis  pertinent,  Majestät!  Begis 
Miiiroiliani  Josephi  ejusque  Successoribus  Gatholicis  per  Literas 
Apostolicas  statim  post  ratificationem  praesentis  Conventionis  expe- 
diendas  in  perpetuum  concedet  InduUum  nominandi  ad  vacantes 
Ärekiepiscopales  et  Episcopales  Ecclesias  Regni  Bavarid  dignos  et 
idoneas  ecdesiasticos  viros  iis  dotibus  praeditos,  quae  sacri  eananes 
reqummt.  TaiAus  autem  viris  Sanctitas  Sua  canonicam  dabit  in- 
stitutionem  juxta  fermas  eonsuetas. 

Priusquam  vero  eam  obtinuerint ,  regimini  seu  administrationi 
Ecclesianim  respectivarum,  ad  qnas  designati  sunt,  nullo  modo  sese 
immiscere  poterunt. 
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ABnatarum  vero  et  Cancellariae  taxae  proportionaliter  ad  unios 
cajasqne  Mensae  annuos  reditns  de  novo  statnentur. 

Das  erwähnte  Indult  ist  selbstverständlich  gegeben  und  er- 
folgt darnach  die  Besetzung  der  bayerischen  Bischofsstühle  durch  die 
katholischen  Könige  von  Bayern  unter  Berücksichtigung  der  cano- 
nischen  Vorschriften  hinsichtlich  der  Idoneität  und  Würdigkeit  der 
zu  Ernennenden. 

Dem  Ernannten  muss  die  institutio  canonica  ertheilt  werden, 
wenn  er  nach  dem  Urtheile  des  Papstes  die  erforderlichen  cano- 
nischen Eigenschatten  besitzt.  Der  Informativprocess  wird  von  dem 
Nuntius  in  München  geffthrt. 

Bei  der  Klarheit  dieses  Rechtsverhältnisses  an  sich  können  es 
natürlich  nur  Nebenpunkte  sein,  welche  Herrn  F.  Stoff  zu  Bemerk- 
ungen bieten.    So 

a)  der  Consecrationseid  der  Bischöfe,  welchen  Friedberg  mit 
der  in  Bayern  jedem  Bürger  staatsrechtlich  zustehenden  Gewissens- 
freiheit nicht  vereinbar  erachtet ,  da  er  noch  der  alten  Formel  ge- 
mäss die  Verpflichtung  zur  Ausrottung  des  Protestantismus  ent- 
halte. 

Es  ist  seltsam,  einen  so  begeisterten  Förderer  und  Lobredner 
der  Maigesetze  mit  ihrem  vollständig  organisirten  System  von  Straf- 
bestimmungen gegen  Bischöfe  und  Priester,  welche  doch  wahrlich 
nicht  zum  Oedeihen  der  Oe^issensfVeiheit  erlassen  sind ,  sich  hier 
als  Anwalt  der  Gewissensfreiheit  protestantischer  Staatsbürger  geriren 
zu  sehen.  Dass  die  protestantische  Bevölkerung  Bayerns  unter  der 
fraglichen .  Eidesformel  der  bayerischen  Bischöfe  zeither  an  ihren 
staatsbürgerlichen  und  kirchlichen  Hechten  nicht  das  Mindeste  zn 
leiden  gehabt,  ist  eine  Thatsache,  gegen  welche  selbst  der  blindeste 
Fanalismus  vergeblich  ankämpfen  würde.  Die  betreffende  Stelle  des 
Consecrationseides ')  ist  übrigens  nicht  speciell  auf  den  Protestantis- 
mus gemünzt,  wie  ein  mit  der  Sache  unbekannter  Leser  nach  Fried- 
bergs Behauptung  vielleicht  zu  glauben  geneigt  sein  möchte,  sotn- 
dern  hat  eine  ganz  allgemeine  Fassung  und  verpflichtet  zu  keinerlei, 
in  die  staatsbürgerlichen  Beziehungen  eingreifenden  Massnahmen: 
»Haereticos,  schismaticos  et  rebelles  eidem  Domino  nostro  vel 
successoribus  praedictis  pro  passe  persequar  et  impugnabo.c 

Schon  in  dem  »]^o  possec  ist  ausgedrückt,  dass  die  bayerischen 
Bischöfe  nicht  nöthig  haben ,  in  ihrer  Bekämpfung   der  Häretiker, 

1)  Der  Consecrationseid  stammt  in  seiner  gegenwärtigen,  in  das  Ponti- 
ficaie  Benedict  XIY.  avfjgenommenen  Formel  von  Clemens  YIII.  Er  befindet 
sich  in  der  Editio  Urbin.  des  Pontificale  Romanum  von  1818  pag.  55. 
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Sdrämatäer  imd  Rebellen  irgend  etwae  zn  thnn,  wodnrcb  sie  sich 
mit  den  bayerischen  Staatsgesetzen  in  Conflict  bringen  könnten.  Ab* 
gesehen  da?on,  versteht  es  sich  aber  anch  von  selbst,  dass  die  hier- 
■ach  von  den  Bischöfen  za  übernehmende  Verpflichtung  sich  wesent- 
heh  anf  kirchliches  Oebiet  beschrftnkt ,  auf  welchem  sie  mit  den 
ihara  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  der  geistlichen  Lehr-  nnd  Straf- 
gewalt der  häretischen  und  schismatischen  Bestrebungen ,  sowie  der 
A«iflehDung  gegen  die  Autorit&t  des  hl.  Stuhles  en^egentreten  sollen. 

Wenn  die  Bischöfe  nicht  einmal  diese  Pflicht  in  paritätischen 
Staaten  sollten  ausüben  dürfen ,  wie  würde  es  da  Angesichts  der 
Frechheit,  mit  welcher  gegenwärtig  sich  der  Unglaube,  die  Gottes- 
llQgnung  und  die  Verhöhnung  der  Religion  allenthalben  breit  macht, 
am  das  Christenthum  bestellt  sein. 

b)  Mit  einer  gewissen  Befriedigung  verweiset  F.  auf  ein  Be- 
gleitschreiben, mit  welchem  früher  die  königlichen  Emennungsdecrete 
der  bayerischen  Bischöfe  versehen  wurden ,  des  Inhalts ,  dass  durch 
Annahme  der  Ernennung  der  feste  Entschluss  ausgesprochen  werden 
solle,  bayerischer  Bischof  im  vollen  Sinne  des  Wortes  zu  sein ,  das 
in  Wort,  Schrifk  und  That  ausser  Zweifel  gestellte  System  der 
Begierung  sich  anzueignen  *und  insbesondere  weder  direct  noch  in- 
direct  nach  Einführung  des  Jesuitenordens  zu  streben. 

Unseres  Erachtens  war  die  bayerische  Regierung  gar  nicht  be- 
fugt, ein  solches  Begleitschreiben  an  die  ernannten  Bischöfe  zu  er- 
lassen. Das  Recht  der  Wahl  und  Ernennung  des  Bischofs  fär  eine 
racante  Kirche  ist  kraft  des  oben  erwähnten  päpstlichen  Indultes 
aosschliesslich  Sache  des  Königs.  Hat  er  gewählt  und  ernannt,  so 
ist  pro  hac  vice  seinem  Rechte  Genüge  geschehen,  wenn  der  Er- 
nannte annimmt;  Bedingungen  far  die  Annähme  braucht  der  Er- 
nannte sich  nicht  stellen  zu  lassen,  weil  dies  im  Concordate  nicht 
üQsgemacht  und  im  allgemeinen  Recht  nicht  vorgeschrieben  ist. 
Seine  Annahme  gilt  daher,  auch  wenn  er  die  Bedingungen  zurück- 
weist Wir  halten  aber  auch  die  Zurückweisung  der  Bedingung 
nicht  einmal  für  nöthig,  weil  sie  unseres  Erachtens  nichtig  und 
daher  für  nicht  geschrieben  zu  erachten  sind. 

Auf  cUe  Frage ,  wie  die  in  dem  Begleitschreiben  enthalteiM 
ZnmuÜiung  und  doren  Annahme  vom  Standpunkte  der  Schicklich- 
keit zu  benrtheilen  sei^  soll  hier  nicht  näher  eingegangen  werden. 

Wie  sich  die  Ernannten  zu  den  fraglichen  Begleitschreiben 
verhalten,  ist  nicht  ersichtlich ;  aus  der  Andetitung  Friedbergs,  dass 
die  Begleitachreiben  einer  Mheren  Zeit  angehören,    lässt  sich  in« 
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des8  wohl  anBehmen,  dass  sie  auf  Widerspruch  gestoseen  and  gegen- 
wärtig aosser  Qebranch  gekommen  sind. 

c)  BeiflgUch  des  De?olationsrechte8  heisst  es  S.  354: 

»Vom  DevolatioBsrechte  oder  p&pstlicher  Reservation  ist  keine 
Bede,  doch  soll  die  Nomination  drei  Monate  nach  eingetretener 
Sedisvacanz  stattEnden.  Indessen  verhindern  die  BAcksichten, 
welche  die  römische  Curie  überhaupt  zur  Qewähnmg  des  Nomi- 
uationsrecfates  veranlassten,  auch  die  Qeltendmachung  des  De- 
volutionsrechtes nach  fruchtlosem  Verlauf  der  angegebenen  drei- 
monatlichen Frist.c 

Es  liegt  wohl  auf  der  Hand,  dass  durch  dergleichen  an- 
juristische  Redensarten  über  die  eigentliche  Trage,  um  die  es  sich 
handelt,  nicht  entschieden  wird ;  und  diese  Fn^e  ist  die ,  ob ,  falls 
der  König  von  Bayern  von  der  Ausübung  seines  Nominationsrechtes 
innerhalb  der  dreimonatlichen  Frist  keinen  Gebrauch  macht,  oder 
falls  der  von  ihm  rechtzeitig  Nominirte  die  vorgeschriebenen  cano- 
nischen Eigenschaften  nicht  hat,  der  Papst  rechtlich  befugt  ist,  den 
vacanten  Bischofisstuhl  mit  einer  geeigneten  Person  zu  besetzen. 

Die  bejahende  Beantwortung  dieser  Frage  unterli^  juristisch 
nicht  dem  mindesten  Zweifel.  Der  König  von  Bayern  hat  durch  das 
ihm  ertheilte  Indult  das  Nominationsrecht  zu  den  erzbischöflichen 
und  bischöflichen  Kirchen  seines  Landes  nur  mit  denjenigen  Ein- 
schränkungen erlangt,  welche  nach  Massgabe  des  Goncordates  und 
des  geltenden  Rechtes  im  Indulte  vorgeschrieben  sind.  Das  geltende 
Recht  erfordert,  dass  die  Vacanz  einer  bischöflichen  Kirche  nicht 
über  drei  Monate  dauern  soll,  c.  35  D.  LXIII.  (Conc.  Lateran.  IL  a. 
1139);  c.  41.  X.  de  electione  et  electi  potestate  n.  6.  (Conc. 
Lateran.  IV.  a.  1215). 

An  diese  Bestimmung  war  auch  der  Papst  bei  Verleihung  des 
Indultes  gebunden,  und  der  König  von  Bayern  ist  es  auch,  nicht 
nur  kraft  des  Indultes,  sondern  als  katholischer  Christ,  da  er  in 
dieser  Eigenschaft  gehalten  ist,  bei  Ausübung  eines  ihm  verliehenen 
kirchlichen  Rechtes  die  Vorschriften  der  Kirchengesetze  zu  beachten. 

In  Bezug  auf  die  Eigenschaften  der  zu  Nomiuirenden  schreibt 
ihm  das  Indult  vor,  nur  dignos  et  idoneos  ecclesiasticos  vires  ,  iis 
dotibns  praeditos,  quas  sacri  canones  requirunt,  zu  nominiren. 

Dazu  hat  er  sich  im  Concordate  ausdrücklich  verpflichtet. 

Verletzt  er  nun  die  Bedingungen,  an  welche  das  ihm  ver- 
liehene Nominationsrecht  geknüpft  ist,  jndem  er  von  demselben 
innerhalb  der  vorgeschriebenen  dreimonatlichen  Frist  ^tweder  gar 
keinen,  oder  durch  Wahl  einer  nngeeignetea  Person  einen  der  Kirdie 
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naehthffligen  Gebrancli  macht,  so  tritt  von  selbst  das  Recbt  und 
die  Pflicht  des  ordentlichen  Verleihers,  welcher  der  Papsl  ist,  zur 
Prorision  der  vacanten  Kirche  wieder  in  Kraft.  Dies  folgt  nicht 
blos  aus  allgemeinen  kirchenrechtlichen  BesUromungen,  (c.  18.  de 
dectione  in  6.  Wiener  Concordat,  §.  Item  in  Ecclesiis  metropol.  et 
eath.),  s<mdern  auch  aus  einer  richtigen  Interpretation  des  Art.  IX. 
des  bayerischen  Concordates  und  des  auf  Grund  desselben  ertheiltiMi 
ladultes  selbst,  da  nach  allgemeinen  Grundsätzen  die  Nichtbeach- 
taug  der  Bedingungen,  unter  welchen  Jemand,  hier  der  Papst,  der 
dgenen  Ausübung  eines  ihm  zustehenden  Rechtes  zu  Gunsten  eines 
Anderen  sich  begeben  hat,  den  Buckfall  des  Rechtes  an  den  Ver- 
leiher zor  Folge  haben  moss. 

Dass  also  der  Papst  de  jure  befogt  wäre,  in  den  genannten 
raien  selbst  znr  Wahl  einer  geeigneten  Person  f&r  den  vacanten 
Bischofsstuhl  zu  schreiten,  ist  nicht  zu  bezweifeln.  Rechtlich  be- 
trachtet stehen  dieser  Befugniss  auch  nicht  die  Bücksichten  ent- 
gegen, welche  den  heiligen  Stuhl  zur  Gewährung  dieses  Nominations- 
rechtes  veranlasst  haben.  Denn  diesen  Rücksichten  ist  durch  die 
Gewährung  selbst  in  verabredeter  Weise  entsprochen  und  darüber 
hinausgehenden  Ansprüchen  fehlt  es  an  jeder  vertragsmässigen  Basis. 

Eine  andere  Frage  freilich  ist  die,  ob  ein  solches  Vorgehen 
vom  Standpunkte  der  Klugheit  rathsam  und  ob  es  thatsäehlieh 
immer  ausführbar  ist  Darüber  aber  lassen  sich  rechtliche  Unter- 
suchungen nicht  anstellen  und  die  practische  Erfahrung  beweist 
allerdings,  dass  der  heilige  Stuhl  es  an  Rücksichten  gegen  die  welt- 
lichen Regierangen,  wo  diese  in  Ausübung  ihnen  concedirter  kirch- 
liche Rechte  entweder  säumig  oder  missbräuchlich  verfuhren,  nie 
hat  fehlen  lassen. 

d)  Schliesslich  haben  dann  noch  die  Taxen,  welche  der  hei- 
lige Stuhl  bei  Besetzung  der  bayerischen  Bischofsstühle  erhebt,  der 
Feder  des  Herrn  Friedberg  Stoff  zu  einem  sehr  uncritischen  Excurse 
geboten. 

Das  Concordat  besagt  in  der  oben  allegirten  Stelle  nur,  dass 
die  Annaten  ond  Kanzleitaxen  bei  der  Besetzung  der  bayerischen 
Bischofisstühle  nach  Verhältniss  der  Jahreseinkünfte  einer  jeden 
bischöflichen  Mensa  von  Neuem  festgesetzt  werden  sollen^). 

1)  Das  Concordet  enthielt  also  über  die  Höhe  der  Annaten  und  Taxen 
ia  Ziffern  gar  keine  Festsetzung.  Wenn  daher  Friedberg  S.  351  in  einer  An- 
nerknng  sagt:  Nach  dem  Coneordate  waren  für  Münehen  31 66^/3,  Bamberg 
2375,  Aogsborg,  Hegensborg  and  Würzbarg  1583^4,  Passau,  Eichstädt,  Speyer 
1267*^  Goldgnlden  feetgestelit  gewesen,  so  ist  ans  das  anverständlich.  Viel- 
leicht meint  er  damit  das  nicht  ratificirte  Concordat  vom  5.  Jnni  1817. 
Archiv  (Süt  Kircüeiire<?bt.  XXXV.  Q 
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Diese  Feststellung  erfolgte  in  der  nach  -PuJi)lication  des  Con- 
cor Jates  vom  Papste  erlassenen  Gircumscriptionsßulle  der  bayerischen 
Diöcesen  >Dei  ac  Dominic  vom  1.  April  1818.  Darnach  sind  die 
erzbischöflichen  Kirchen  von  Munchen-Freising  nnd  Bamberg  mit 
1000  resp.  800,  die  bischöflichen  von  Augsburg,  Regensburg,  Würz- 
borg  mit  600  und  die  von  Passau,  Eichstädt  und  Speyer  mit  500 
Kammergulden  eingeschätzt  ^).  Von  diesen  festgesetzten  Taxen  sind 
aber  in  den  einzelnen  Besetzungsfällen  den  neuemannten  Bischöfen 
von  Seiten  des  heiligen  Stuhles  fast  regelmässig  nicht  unbedeutende 
Beträge  im  Wege  der  Gnade  nachgelassen  worden. 

Die  bayerische  Regierung  hat  daraus  Vcnmlassung  genommen, 
eine  Herabminderung  der  Taxen  überhaupt  auf  vertragsmässigem 
Wege  zu  erzielen.  Die  dieserhalb  in  den  Jahren  1837  und  1841 
in  Rom  gethanenen  Schritte  sind  aber  erfolglos  geblieben,  im  Gegen- 
theil  waren  bald  nach  1837  die  Bemühungen  des  bayerischen  Ge- 
sandten, in  einzelnen  Besetzungsfällen  eine  Herabminderung  der  Taxe 
zu  erwirken ,  auf  Schwierigkeiten  gestossen,  weil  die  Datarie  in  Rom, 
welcher  damals  viele  Bezüge  aus  Spanien,  Portugal  und  Amerika 
entgingen,  die  Unzulänglichkeit  ihrer  Einkünfte  zur  Unterhaltung 
des  unumgänglich  nothwendigen  Beamtenpersonals  geltend   machte. 

Wenn  nun  Friedberg  hierzu  die  Bemerkung  macht,  die  deut- 
schen und  italienischen  Bischöfe  hätten  also  ergänzen  sollen,  was  die 
spanischen  nnd  portugiesischen  nicht  mehr  zahlen  wolUen,  so  zeigt 
nch  aach  darin  wieder  seine  noble  Denk ungs weise  in  voller  Glorie. 
Die  Sache  liegt  doch  vom  rechtlichen  Standpunkte  sehr  einfach. 
Berechtigt  ist  der  apostolische  Stuhl  nach  der  Bulle  »Dei  ac  Domini,c 
welche  ein,  die  bayerischen  Bischöfe  verpflichtendes,  überdies  auch 
staatlich  anerkanntes  Eirchengesetz  ist,  die  vollen,  darin  angefahr- 
ten Taxen  bei  jeder  Provision  erheben  zu  lassen  und  der  betreffende 
Bischof,  welcher  die  volle  Taxsumme  entrichtet,  zahlt  nur,  was  er 
zu  zahlen  schuldig  und  gesetzlich  verpflichtet  ist ,  nicht  aber ,  was 
eigentlich  spanische  und  portugiesische  Bischöfe  hätten  zahlen  sollen. 
Ermässigungen  braucht  der  heilige  Vater  überhaupt  keinem  baye- 
rischen Bischöfe  zu  bewilligen,  auch  wenn  die  Datarie  Ausfälle  an 
Taxen  aus  Spanien  und  Portugal  nicht  zu  registriren  hat.  Wo  er 
sie  bewilligt,   geschieht  es  aus  Gnade,    und  es  ist  sehr  begreiflich, 

1)  Ein  Eammergnlden,  Goldgnldcn  des  römischen  Eammerschatzes  ist  gleich 
4  Flor.  50  Kr.  Rheinisch.  Friedberg  setzt  neben  die  Kammergnlden  in  Paren- 
these auch  noch  den  Betrag  in  römischen  Scndi^s.  Darnach  soUen  die  1000,  600 
nnd  500  Kammergnlden  in  Scndi's  betragen,  der  Reihe  nach  5700,  4275,  2580 
und  1846,  diese  Rechnung  ist  aber  anscheinend  nicht  richtig. 
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dass  für  dergleichen  önadenbewilligangeo  die  Röoksicht  auf  die 
Zuläoglichkeit  der  Einkaufte  des  heiligen  Stuhles  zur  Deckung  der 
SU  bestreitenden  Ausgaben  einen  nothwendigen  Factor  für  die  Ent- 
Schliessung  d^  heiligen  Stuhles  bildet ,  während  ein  zweiter  in  der 
grösseren  oder  geringeren  Bedflrftigkeit  des  Bischofes  selbst  liegti 
äem  ein  Nachlass  gewährt  werden  soll. 

In  einer,  dem  bayerischen  Gesandten  zugegangenen  uosflUir« 
liehen  Schrift  der  Consistorialcongregation  ist  denn  auch,  wie  von 
Friedberg  S.  355  berichtet  wird ,  der  Gesichtspunkt ,  dass  die  'den 
bayerischen  Bischöfen  zu  gewährenden  Berücksichtigungen  ein  Act 
der  Gnade  des  Papstes  seien  und  nicht  als  ein  BeclU  gefordert  wer* 
den  könnten,  scharf  betont  worden  und  die  diplomatischen  Demarchen 
in  dieser  Angelegenheit  haben  damit  ihr  Ende  gehabt,  während  die 
im  Jahre  1838  neuerdings  von  der  bayerischen  Regierung  angebahn- 
ten überhaupt  nicht  erst  in  Fluss  kamen. 

2.  Preussen. 

Die  Geschichte  der  Bischofswahlen  in  Prenssen  seit  Erlass  der 
Bolle  »De  salute  animarunu  hat  uns  gezeigt,  dass  die  preussische 
B^emog  anfänglich  wenig  Lust  hatte ,  für  die  Bemessung  ihres 
Ünflusses  auf  die  Besetzung  der  Bischofstühle  die  gedachte  Bulle 
Qnd  das  zur  Erläuterung  derselben  an  die  Gapitel  erlassene  Breve 
»Qood  de  fideliumc  ausschliesslich  zur  Richtschnur  zu  nehmen.  An- 
iStoglich  commandirte  man  die  Gapitel  geradezu,  ein  ihnen  vom 
königlichen  Commissarius  benanntes  Subject  zu  wählen,  später  suchte 
man  denselben  Zweck  dadurch  zu  erreichen ,  dass  man  unter  Ver- 
meidung des  officiellen  Scheines  die  einzelnen  Gapitularen  durch  den 
Wahlcommissarius  dafür  bearbeiten  liess.  Von  einer  canonischen 
Wahl  der  ^Gapitel  war  also  nicht  die  Rede.  Erst  seit  den  vierziger 
Jahren  beginnt,  aber  freilich,  wie  wir  gesehen  haben,  zum  grossen 
Miss&lleh  des  Herrn  Friedberg,  dem  die  erst  erwähnte  Praxis  besser 
behagte,  unter  dem  directen  Einflüsse  Friedrich  Wilhelms  IV.  die 
Achtung  vor  dem  vertragsmässigen  Rechte  sich  Bahn  zu  brechen. 

Mit  um  so  grösserer  Befriedigung  haben  wir  von  der  im 
3.  Buche  der  Fried berg'schen  Schrift  enthaltenen  Erklärung  Act  ge- 
nommen ,  dass  das  preussische  Recht  der  Bischofswahlen  auf  den 
Bestimmungen  der  Bulle  »Do  salute  animarum«  vom  16.  Juli  1821 
und  des  von  demselben  Tage  datirten  Breve  »Quod  de  fideliumc 
beruhe.  Denn  damit  ist  doch  anerkannt,  dass  die  Gapitel.  im  vollen 
Becbte  sind,  wenn  sie  sich  bei  den  Bischofswahlen  nur  nach  den 
Vorschriften  richten,   welche  das  Oberhaupt  der  Kirche  über  diesen 

6* 


84  Roaner,    Weiteres  über  die  Bischofswahlen, 

Gegenstand  ertheilt  hat,  nicht  über  Nonnen  als  massgeblich  betracb- 
ten,  deren  Ursprung  ausserhalb  dieser  Rechtssphäre  liegt. 

Herr  Dr.  Friedberg  beschäftigt  sich  nun  zunächst  mit  4er 
Frage,  wie  Uulle  und  Breve  formell  zu  beurtheilen  seien.  In  dieser 
Hinsicht  sind  wir  vorerst  darin  mit  ihm  einverstanden;  dass  nicht 
blos  die  Bulle,  sondern  auch  das  Breve  ein  Ausflnss  des  von  der 
preussischen  Regierung  mit  dem  heiligen  Stuhle  geschlossenen  Ver- 
trages ist.  Dieser  Vertrag  geht  aber  nur  die  Contrahenten  selbst, 
also'  den  heiligen  Stuhl  und  die  preussische  Regierung  an  ,  nur  ffir 
diese  hat  er  einen  direct  verpflichteuden  Charakter.  Den  Ange- 
hörigen der  katholischen  Kirche  gegenüber  beruht  der  verpflichteude 
Charakter  der  Bulle  nicht  in  dem  Vertrage,  sondern  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Eirchengesetz  und  als  solches  ist  sie  Ausfluss  der  dem 
Papste,  als*Oberhaupte  der  Kirche,  zustehenden  gesetzgebenden  Ge- 
walt in  kirchlichen  Angelegenheiten. 

Die  Bulle  ist  aber  auch  durch  einen  besonderen  Act  des  staat- 
lichen Gesetzgebers ,  nämlich  durch  ihre ,  mittelst  Cab.-Ordre  vom 
23.  August  1821  erfolgte  Publication  in  der  preussischen  Gesetz- 
sammlung mit  staatsgesetzlicher  Autorität  bekleidet  worden.  Daranf 
beruht  ihr  über  das  kirchliche  Gebiet  hinausreichender,  alle  Staats- 
angehörigen, die  es  angeht,  verpflichtender  Charakter. 

Das  Breve  ist  formell  ein  Erlass  des  Papstes  an  die  Capitel, 
worin  er  ihnen  die  Pflichten,  welche  sie  bei  Ausübung  des  ihnen  in 
der  Bulle  eingeräumten  Rechts  der  Bischofswahl  zu  erfüllen  haben, 
in  der  Form  einer  ernsten  Ermahnung  an*8  Herz  legt.  —  Der  ver- 
bindliche. Charakter  des  Breve  für  die  Capitel  unterliegt  keinem 
Zweifel.  Er  beruht  gleichfalls  in  der  obersten  Jurisdictionsgewalt 
des  Papstes  und,^  Mangels  einer  f&rmlichen  Publication,  in  der  rich- 
jkig  erfolgten  Zustellung  desselben  an  jedes  Capitel  gelegentlich  sei- 
ner Constituirung. 

Die  Bedeutung  eines  preussischen  Staatsgesetzes  hat  dagegen 
das  Breve  nicht,  da  es  als  solches  nicht  publicirt  ist  Der  Inhalt 
der  im  Breve  enthaltenen  Anweisung  beruht  allerdings  auf  einer 
vertragsmässigen  Uebereinkunft  zwischen  dem  heiligen  Stuhle  und 
der  preussischen  Regierung. 

Desshalb  ist  auch  der  heilige  Stuhl  der  Regierung  dafür  ver- 
antwortlich, dass  die  Capitel  bei  den  Bischofswahlen  die  ihnen  auf- 
eriegte  Verpflichtung  der  Obsorge  fär  die  Wahl  einer  Persona  non 
minus  grata  erfüllen,  wie  andererseits  auch  die  Regierung  dem  hei- 
ligen Stuhle  dafür  verantwortlich  ist,  dass  dem  Capitel  das  Recht 
der  Wahl  solcher  Personen,   welche  nach  den  canonischen  Gesetzen 
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geeignet  und  würdig  sind,  der  erledigten  bischöflichen  Kirche  Tonu- 
stelien,  nicht  dorch  missbräachliche  Ausdehnung  und  gerechter  Be- 
gründung entbehrende  Ausübung  ihres  Ausschliessungsrechts  ver- 
eitelt werde.  Allein  es  bleibt  doch  eine  unläugbar  feststehende 
Thatsache,  da^  das  Breve  den  Capiteln  gegenüber  nur  ein  einseiti- 
ger Erlasä  des  Papstes  ist,  den  sie  zu  befolgen  haben,  weil  er  ?om 
Papste,  als  höchsten  kirchlichen  Gesetzgeber,  herrührt  und  fSr  des- 
sen Befolgung  sie  zwar  dem  heiligen  Stuhle,  nicht  aber  der  weit- 
Heben  Begierung  Bede  und  Antwort  zu  stehen  haben. 

Die  Beurtheilung  der  formellen  Seite  einer  gesetzlichen  Dispo- 
rition  wird  selbstverständlich  l)edingt  durch  die  Art  und  Weise,  wie 
dieselbe  zur  äusseren  Erscheinung  gelangt  ist.  Damach  kann  ein 
an  die  Domcapitel  gerichtetes  päpstliches  Breve  diesen  gegeuüber 
immer  nur  als  ein  einseitiger  päpstlicher  Erlass  betrachtet  werden, 
auch  wenn  das  Motiv  desselben  für  den  Papst  in  einem  mit  einer 
weltlichen  Begierung  geschlossenen  Staatsvertrage  beruht.  Für  die 
Domcapitel  tritt  das  Motiv  des  Papstes  in  den  Hintergrund ,  es  ist 
fnr  sie  überhaupt  von  keiner  verpflichtenden  Kraft ,  die  Anweisung 
des  Papstes  verpflichtet  sie  als  solche,  und  nicht  wegen  des  Motives. 
Den  Cq)iteln  gegenüber  kann  sich  also  die  Begierui^  nicht  auf  den 
mit  dem  heiligen  Stuhle  geschlossenen  Vertrag  an  sich,  --  als 
Beebtsquelle  —  berufen,  weil  dieser  Vertrag  als  solcher  gar  nicht 
reröffentlicht,  nicht  in  einer,  die  Glieder  der  Kirche,  wie  die  Ange- 
hörige» des  Staates  unmittelbar  verpflichtenden  Form  zu  Tage  ge- 
treten ist,  wie  dies  allerdings  der  Fall  sein  würde,  wenn  die  preus- 
sische  Begierung  mit  dem  heiligen  Stuhle  ein  förmliches  Goncordat 
abgeschlossen  hätte.  Für  die  Capitel  existirt  nur  die  Bulle  und  das 
Breve,  deren  verpflichtender  Charakter  für  sie,  wie  bemerkt,  in  der 
gesetzgeberischen  Autorität  des  apostolischen  Stuhles  beruht. 

Dies  führt  uns  nun  allerdings  zur  Consequenz  der  von  Fried- 
berg so  sehr  bekämpften  Behauptung ,  dass  die  Capitel ,  wenn  sie 
über  den  Sinn  des  Breve  »Quod  de  fideliumc  oder  über  die  Art  und 
Weise  seiner  Anwendung  in  Zweifel  sind,  sich  die  nöthig  erschei- 
nende Auskunft  nur  vom  heiligen  Stuhle  erbitten  können,  nicht  von 
der  preussiscben  Begierung.  Denn  in  der  That ,  wer  anders  sollte 
befugt  sein,  diese  Auskunft  zu  geben,  als  der  Gesetzgeber  selbst. 

»Völkerrechtliche  Verträge,  c  bemerkt  Friedberg,  vkönnen  nur 
Ton  allen  Paciscenten  authentisch  interpretirt  werden,  c 

Die  Hinfälligkeit  dieses  seines  einzigen  Argumentes  liegt  aber 
ttcb  dem,  was  vorstehend  gesagt  ist,  auf  der  Hand,  da  der  Inhalt 
der  Bulle  und  des  Breve  äusserlich  nicht  in  der  Form  eines  Völker- 
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recliUichen  Vertrages  in  Erscheinung  getreten  ist.  Legaler  Int^^r- 
pret  einer  in  bestimmter  Form  zur  Geltung  gekommenen  Kerhts- 
norm  kann  doch  immer  nur  der  sein,  aus  dessen  Autorität  dieselbe 
erflossen  ist  und  ihre  verbindliche  Kraft  erlangt  hat. 

Auch  das  von  Friodberg  citirte  Dictum  des  Herrn  v.  Schulte, 
dass  durch  den  zwischen  dem  heiligen  Stuhle  und  der  preussischen 
Regierimg  geschlossenen  Vertrag,  auf  Grund  dessen  Bulle  und 
Breve  erlassen  worden  sind,  der  Papst  für  das  Object  und  den  In- 
halt des  Vertrages  aufgehört  habe,  Gesetzgeber  und  desshalb  auch 
authentischer  Interpret  zu  sein ,  schlägt  uns  nicht.  Denn  einmal 
ist  eine  blosse  Behauptung,  auch  wenn  sie  von  Herrn  v.  Schulte  auf- 
gestellt wird,  noch  kein  Beweis,  dann  aber  gehörte  es  ja  gerade  mit 
zu  den  Bedingungen  jenes  Vertrages,  dass  das,  worin  man  überein- 
gekommen war,  erst  durch  die  Intercession  der  gesetzgebenden 
Autorität  des  Papstes  auf  kirchlichem  Gebiete  seine  verpflichtende 
Kraft  und  Bedeutung  erlangen  sollte,  woraus  sich  von  selbst  ergibt, 
dass  der  Papst  iur  Object  und  Inhalt  des  Vertrages  Gesetzgeber  und 
authentischer  Interpret  geblieben  ist,  so  weit  wenigstens,  als  damit 
Wirkungen  auf  kirchlichem  Gebiet  verbunden  sein  sollen. 

Dieser  Auffassung  entsprach  auch  die  übereinstimmende  Praxis 
der  Capitel,  welche  entweder,  wie  das  Triers'che,  Gnesen-Posener  uud 
das  Kölner  sich  über  Sinn  und  Verständniss  des  Breve  die  Entschei- 
dung des  heiligen  Stuhles  erbeten,  oder ,  wie  verschiedene  andere 
Capitel,  sich  in  der  practischen  Handhabung  des  Breve  wenigstens 
nach  den  vom  heiligen  Stuhle  anderweit  gegebenen  Interpretationen 
gerichtet  haben. 

Für  die  preussische  Regierung  muss  nun  allerdings  und  musste 
bei  jeder  vom  Papste  auf  Anfragen  der  Capitel  gegebenen  Interpre- 
tation des  Breve  die  Frage  entstehen,  ob  durch  dieselbe  etwas  von 
dem  ursprünglichen  Inhalte  des  mit  dem  heiligen  Stuhl  geschlosse- 
nen Uebereinkommens  Abweichendes  ihr  zum  Nachtheile  angeordnet 
werde.  Allein  selbst  die  bejahende  Beantwortung  dieser  Frage 
konnte  sie  doch  niemals  zu  einem  anderen  Schritte  berechtigen,  als 
zur  Geltendmachung  ihres  abweichenden  Standpunktes  im  Wege 
der  diplomatischen  Verhandlungen  mit  dem  heiligen  Stuhle  selbst. 
Denn  jeder  Versuch,  ein  Domcapitel  zur  Nichtbefolgung  einer  vom 
heiligen  Stuhle  gegebenen  Interpretation  zu  veranlassen ,  würde  zu- 
gleich ein  Angriff  auf  die  autoritative  Basis  des  Breve  selbst  sein, 
würde  die  Zumnthnng  an  das  Capitel  involviren ,  sich  gegen  die- 
jenige Autorität  aufzulehnen,  auf  deren  Anordnung  der  verpflichtende 
Charakter  des  Breve  überhaupt  beruht. 
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Damit  fällt  Alles  in  sich  selbst  zusammen,  was  Friedberg  aus 
ier  Natur  und  Wesenheit  des  zwischen  dem  heiligen  Stahle  und 
der  prenssischen  Regierung  geschlossenen  Uebereinkommens  folgert, 
am  den  Beweis  zu  fuhren,  dass  die  Capitel  einseitigen  Interpretatio- 
nen des  Papstes  nicht  zu  gehorchen  brauchten.  Es  erweist  sich  als 
durchaus  unzutreffend,  wenn  er  S.  361  ausfährt: 

»Ebensowenig  wie  der  Bulle  und  dem  Breve  f&r  Preussen  eine 
Geltang  beiwohnen  würde,  wenn  sie  nicht  auf  einem  yertragsmässi- 
gen  Uebereinkommen  beruhten,  ebensowenig  könne  die  formell  ein- 
seitige Interpretation  dieses  Vertrages  Seitens  des  Papstes  irgend 
eine  materielle  Geltung  beanspruchen,  wenn  sie  nicht  von  dem  an- 
deren Paciscenten  getheilt  und  genehmigt  werde.  Und  ebensowenig 
wie  die  prenssischen  Capitel  durch  die  päpstliche  Disposition  d^ 
Bolle  »De  salute«  sich  die  Befugniss  vindiciren  könnten,  ihren  Bi- 
sdiof  zu  wählen ,  wenn  nicht  jene  Disposition  von  der  preussischen 
B^erung  gebilligt  worden  wäre,  ebensowenig  sMen  sie  befugt,  einer 
einseitigen  päpstlichen  Interpretation  des  Breve  zu  gehorchen ,  falls 
«e  nicht  wnssten,  dass  diese  Interpretation  von  der  preussischen 
Begierang  genehmigt  worden  sei. 

Denn,  wenn  es  auch  wahr  ist,  dass  der  heilige  Stuhl  an  sei- 
mm  Tbeile  nicht  in  der  Weise,  wie  es  geschehen,  zur  Regelung  der 
kirchtichen  Verhältnisse  in  Preussen  hätte  schreiten  können,  wenn 
er  nicht  mit  der  Regierung  zuvor  darüber  pactirt  hätte ,  so  kommt 
doch  Natur  und  Wesen  dieses  Vertrages  fär  die  Capitel  überhaupt 
nieht  in  Betracht,  weil  es  der  beiderseitige  Wille  der  Contrabraten 
war,  den  formalen  Verpflichtungsgrund  far  die  vereinbarten  Dispo- 
ritionen  nash  Aussen  hin  in  die  vom  Papste  auf  Grund  seiner  legis- 
latorischen Autorität  zu  erlassenden  kirchlichen  Verordnungen  zu 
l^en.  Die  Consequenzen  dieses  Verfahrens  muss  sich  die  Regierung 
geMen  lassen  und  zwar  bezüglich  auf  das  Breve  um  so  mehr,  weil 
sie  es  nicht  einmal,  wie  wenigstens  mit  der  Bulle  geschehen,  staat- 
lich pnblicirt  hat.  Warum  sie  das  unterlassen,  kann  uns  gleichgil- 
tig  sein.  Herr  Friedberg  sagt,  die  Bulle  sei  als  Staatsgesetz  publi- 
drt  worden,  weil  sie  auch  vertragsmässige  Pflichten  des  Königs  von 
Preossen  enthalte,  denen  auch  dieser  einen  rechtlichen  Ausdruck 
habe  geben  müssen.  Das  Breve  habe  dagegen  der  Regierung  ledig- 
lich Rechte  gewährt,  daher  sei  es  bezüglich  dieses  nur  nöthig  ge- 
wesen, die  preussische  Regierung  zu  vergewissern,  dass  der  Papst 
seiner  vertragsmässigen  Obliegenheit ,  das  Breve  den  Capiteln  zu 
schicken,  nachgekommen  sei. 

Es  ist  aber  nicht  einmal  wahr,  dass  das  Breve  der  Regierung 
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lediglich  Rechte  gewährt..  Denn  war  der  Inhalt  desselben  vertrdgs- 
roässig  festgestellt,  so  hat  dadurch  die  Regierung  auch  die  Pflicht 
ftberkominen  bei  Ausübung  ihrer  Exclusive  den  Capiteln  in  der  Wafal 
der  Bischöfe  doch  so  viel  Freiheit  zu  belassen,  dass  sie  ihre  Pflicht, 
den  geeignetsten  unter  mehreren^  zur  Auswahl  übrig  bleibenden  Can- 
didaien  zu  wäldeti^  genügen  können. 

Wenn  es  aber  auch  richtig  wäre ,  dass  das  Breve  der  Regie- 
rung nur  Rechte  gewährte,  so  meinen  wir,  dass  die  Regierung  dann 
erst  recht  Ursache  gehabt  hätte,  ihm  staatsgesetzliche  Sanction  zu 
Terleihen  und  ihm  dadurch  gewissermassen  einen  staatskirchenrecbt- 
liehen  Charakter  aufzuprägen.  Ist  dies  nicht  geschehen ,  so  wird 
dies  eben  darin  seinen  Grund  haben ,  dass  das  Breve  nach  Absicht 
der  Contrahenten  nichts  weiter  sein  sollte^  als  eine  einseitige  Anwei^ 
sung  des  kirchlichen  Gesetzgebers,  woraus  man  sich  in  Bezug  auf 
seine  Interpretation  die  entsprechenden  Folgerungen  selbst  ziehen  kann. 

Die  Betrachtung,  welche  Herr  Friedberg  dann  über  die  Frage 
anstellt ,  auf  wessen  Wunsch  die  Gehei$nhaltung  des  Breve  ge- 
schehen sei,  übergehen  wir.  Er  verwechselt  hier  die  Begriffe  »Nicht- 
publicationc  und  »Geheimhaltung.c  Auf  eine  Oeheimhcdtung  des 
Breve  konnte  es  doch  wahrlich  vom  heiligen  Stuhle,  wie  Friedberg 
meint,  nicht  abgesehen  sein ,  wenn  es  allen  prenssischen  Capiteln 
mitgetheilt  werden  sollte.  Dagegen  i^t  es  allerdings  als  Gesetz 
nicht  publicirt  worden ,  weder  kirchlich  noch  staatlich  und  dämm 
hat  doch  auch  Herr  v.  Kctteler  nicht  so  unrecht,  wenn  er  das  Breve 
im  Yerhältniss  zur  Bulle  als  eine  Verwaltungsmassregel  (wir  ver* 
stehen  darunter  eine  Ausfnhrungsbestimmung)  des  heiligen  Stuhles 
bezeichnet.  Wir  wiederholen  aber,  dass  es  durch  diese  Bezeichnung 
durchaus  nichts  verlieren  soll  au  seinem  verpflichtenden  Charakter 
für  Diejenigen,  die  es  angeht. 

Wenn  es  sich  nun  darum  handelt,  den  wahren  Sinn  des  Breve 
»Quod  de  fideliumc  zu  eniiren ,  so  scheint  uns  der  einzige  richtige 
Weg  zu  diesem  Ziele  der  zu  sein ,  dass  man  sich  zunächst  dessen 
Wortlaut  selbst  vor  Augen  führt  und  erst  dann,  wenn  der  Wortlaut 
den  Sinn  unklar  lassen  sollte,  auf  die  Materialien  zurückgreift ,  am 
daraus  die  Absicht  des  heiligen  Stuhles,  von  welchem  das  Breve 
erlassen  worden  ist,  beziehungsweise  die  gemeinsame  Intention  beider 
Contrahenten,  auf  deren  Vereinbarung  sein  Inhalt  beruht,  zu  ermitp 
teln.  Ausser  einer,  in  der  Jurisprudenz  allgemein  als  massgebend 
anerkannten  Interpretatiousregel ,  spricht  fiir  dieses  Verfahren  auch 
der  Umstand,  dass  in  der  Redaction  des  Breve,  zu  welcher,  wie  sie 
jetzt  vorliegt,  der  preussische  Gesandte  Niebuhr  Namens  der  Begie- 
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Hing  seine  ausdrückliche  ZnstimmiiDg  erklärt  hat,  der  endgültige 
Abschluss  der  über  die  Bischofswahlen  getroflfenen  üebereinkunft 
liegt,  so  dass  es,  wenn  diese  Bedaction  an  sich  einen  khren  Sina 
gibt,  auf  etwaige,  von  diesem  Sinne  abweichende  frühere  Intentionen 
der  Contrahenten  nicht  einmal  ankommen  würde. 

Wir  haben  die  Bestimmung  der  Bulle  »De  salute,€  welche  die 
gesetzliche  Basis  für  das  Becht  der  Bischo&wahlen  bildet,  im  ersten 
Theile  dieser  Schrift  (Bd.  32,  S.  135)  wörtlich  angeführt  E  genügt 
daher,  l^ier  zu  wiederholen ,  dass  darnach  den  Domcapiteln  aller 
prenssischen  Oiöcesen  das  Reckt  jmstehi ,  im  Falle  der  Erledigung 
ikrtr  tArehen  mit  Becibaehtung  der  cananischen  Vareehriften  sich 
eüsai  würdigen  und  mit  den  canonischen  EigensehafleH  begabten 
Mmm  gmn  Bisehof  canonisch  zn  wählen. 

Wir  sagen  »oScn  preussischen  Diöcesen  ;€  denn  wenn  sich  auch 
diese  Vorschrift  in  ihrem  verpflichtenden  Wortlaute  znn&chst  nur 
auf  die  5  westlichen  Diöcesen  bezieht ,  so  haben  wir  doch  gezeigt, 
da«  auch  in  den  drei  östlichen  Diöcesen  die  canonisiche  Capitels- 
wabl  als  bereits  bestehendes  Becht  durch  die  Bulle  mit  der  einzigen 
Modification  conservirt  worden  ist,  dass  bei  der  Wahl  die  beiden 
Cspitel  von  Gnesen  und  Posen  gemeinscliattlich  verfahren  sollen. 

Wäre  nun  die  Bulle  die  einzige  Vorschrift  über  den  Modus 
dar  Besetzung  der  Bischofsstühle ,  so  würde  dem  Landesherm  ein 
kirchlich  als  legal  anerkannter  Einfluss  auf  die  Bischoftwablen  über- 
hanpt  nicht  zustehen,  weder  in  den  westlichen,  noch  in  den  östlichen 
Diöcesen;  die  Capitel  würden,  abgesehen  von  der  nothwendigen  und 
selbstferständliclien  Rücksicht  auf  die  Indigenatsqualität  des  zu 
Wählenden  in  der  Freiheit  der  Wahl  nicht  beschränkt  sein. 

Das  mit  der  Bulle  gleichzeitig  erlassene  Breve  legt  aber,  wie 
wir  gesehen  haben,  den  Capiteln,  nachdem  sie  ihnen  zuerst  die  ge- 
wissenhafte Befolgung  der  auf  die  canonischen  Qualitäten  der  zu 
Wählenden  bezüglichen  Vorechriften  des  Goncils  von  Trient  in  ein- 
dringlichster Weise  eingeschärft,  in  Bücksicht  auf  die  so  wünschens- 
werthe  Einheit  zwischen  Kirche  und  Staat  die  weitere  Verpflichtung 
aof,  Solche  bei  der  Wahl  in  Betracht  zu  ziehen  (eos  adsciscere),  von 
denen  sie  wissen,  dass  sie  ausser  den  übrigen  im  Kirchenrecht  vor^ 
geschriebenen  Eigenscliaftcnt  sich  durch  das  Lob  der  Klugheit  em- 
pfehlen und  dem  König  nicht  minder  genehm  seien,  und  sollen  sie 
dtAr  Sorge  tragen,  dass  das  ffir  sie  feststehe  (nt  vobis  constet  cu- 
raintis),  bevor  sie  zur  feierlichen  Wahl  schreiten. 

Der  Wortlaut  des  Breve  gibt  in  Verbindung  mit  der  Bulle 
daen  dnrchans  klaren  und  unzweifelhaften  Sinn.    Die  Bestimmung 
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der  Person  des  künftigen  Btechofs  ist  darnach  lediglicb  Sache  der 
Capitel,  weil  diesen  das  eanonisehe  Wahlrecht  zugestanden  ist  Denn 
das  Wesen  einer  canonischen  Wahl  besteht  eben  darin,  dass  Der- 
jenige, welchem  das  Wahlrecht  zusteht,  die  Person,  welcher  ein  er- 
ledigtes Eirchenamt  übertragen  werden  soll ,  aus  mehreren  daza 
tauglichen  Subjecten  aussucht  und  mit  Ausschliessung  Änderer  de- 
initir  bestimmt.  Dem  Capitel  allein  ist  die  Sorge  und  Verantwor- 
tung dafor  übertragen,  dass  bei  der  Wahl  nur  solche  Personen  in 
Betracht  kommen,  welche 

a)  die  canonischen  Eigenschaften  haben  und  unter  den  an  sich 
Würdigen  und  Geeigneten  die  Würdigsten  und  Geeignet- 
sten sind; 

b)  sich  durch  das  Lob  der  Klugheit  auszeichnen  und  dem  Kö- 
nige nicht  minder  genehm  sind. 

Und  wiederum  allein  das  Capitel  soll  in  Bezug  auf  die  Eigen- 
schaften zu  b.  daför  Sorge  tragen,  folglich  auch  dem  heiligen  Stuhle 
dafSr  yerantwortlich  sei  (curabitis),  dass  es  über  dieselben  Gewiss- 
heit habe,  bevor  es  zur  förmlichen  Wahl  schreitet. 

Durch  das  Breve  ist  also  das  ganze  Wahlgeschäft  als  eine 
kirchliche  Angelegenheit  von  der  grössten  Wichtigkeit  ausschliess- 
lich in  die  Hand  der  Capitel  gel^:  >Et  illustre  de  Antistitum 
electione  Privilegium  Vobis  perstare  animadvertatis,c  heist  es  darin 
gleich  im  Anfange;  dann  wird  sofort  die  Absicht,  in  welcher  das 
Breve  erlassen  ist,  dahin  kundgegeben:  ut  in  gravissimo  electionum 
negotio  vestram  religionem,  prudentiam,  integritatem  vehementer 
excitemus.  Weiter  wird  den  Capiteln ,  nachdem  ihnen  die  Beachr- 
tung  der  eanonischen  Vorschriften  bei  der  Wahl  zur  Pflicht  gemacht 
worden  ist,  die  eigene  Verantwortlichkeit  dafür  mit  At4sdrücken  eitige- 
schärfte  die  keinen  Zweifel  darüber  bestehen  lassen,  dass  die  Bischofs- 
wahl tAr«  Sache  sei.  »Vestri  quippe  studii  ac  suffragii,c  heist  es,  »ra- 
tionem  reddetis  Deo  qui  requiret  de  manibus  vestris  sanguiuem  ovium, 
si  quae  ex  malo  Pastorum  regimine  interierint.c 

und  damit  nicht  etwa  die  Meinung  aufkomme ,  ab  trete  die 
eigene  Verantwortlichkeit  der  Capitel  in  Bezug  aiif  die  oben  ad  b) 
en^ähnten,  durch  die  Rücksicht  auf  Erhaltung  einträchtiger  Bezie- 
hungen zwischen  Staat  und  Kirche  bedingten  Eigenschaften  der  zu 
Wählenden  irgend  wie  in  den  Hiotergrund,  wird  auch  in  dieser 
Hinsicht  in  dem  Breve  wiederum  der  Nachdruck  darauf  gelegt,  dass 
es  Sache  des  Capitds  sei^  für  das  Vorhandensein  dieser  Eigenschaf- 
ten einzustehen.  »Vestrarum  partium  erit,  eos  adsciscere,  qnos 
praeter  qualitates  caeteras ,  ecclesiastico  jure  praefinitas,  prudentiae 
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iiwnper  laode  eoromendari,  nee  serenissimo  Begi  niinos  graios  esse 
DOTeritis,  de  qnibas  anteqnam  solemnem  electionis  actum  ex  cano- 
nmn  regulis  rite  celebretis,  at  Vobis  constet,  curabiti8.€ 

Nirgends  in  dem  Breve  dentet  auch  nur  eine  Stelle  dara«f 
bin,  dass  das  Wablgescfaäft  selbst  in  irgend  einer  Weise  Sache  der 
Begiemng  sei.  Die  Begiemng  bat  ein  Interesse  an  der  Wahl,  in«* 
sofern  sie  verlangen  kann,  dass  eine  persona  minus  grata  nicht  ge<* 
wiblt  werde,  aber  die  eigentliche  Sorge  und  VerantwortUchkeit  da- 
(3f,  dass  dies  nicht  geschehe,  bat  nicht  die  Begierung,  sondern  das 
CapiteL  Dessen  Sache  ist  ^  daher,  sich  Tor  der  Wahl  die  aöthige 
Qewissheit  zu  verschaffen,  dasä  die  Wahl  nicht  etwa  auf  eine  per- 
sona minus  grata  fallen  könne.  In  welcher  Wme  das  Gapitel  sich 
diese  Gewissheit  verschaffen  will,  ist  wiederum  ausschliesslich  Sache 
des  Capitels,  nur  dass  die  Gewissheit  eine  ausreich^de  sein  muss. 
Denn  wenn  das  Gapitel  aufs  Geradewohl ,  auf  eine  blosse  Ver- 
mathnng  oder  auf  unzulängliche  Indicien  hin  das  Vorhandensein 
der  Eigenschaft  einer  persona  grata  annehmen  wollte,  so  wArde  es 
nicht  mit  der  im  Breve  vorgeschriebenen  Sorgfalt  verfahren  und  da- 
her Gefahr  laufen,  das  Wahlergebniss  zu  comproniittiren,  da  mit 
Bücksicht  auf  den  mit  der  preussiscben  Regierung  geschlossenen 
Vertrag  der  heilige  Stuhl  nicht  in  der  Lage  sein  würde,  die  Wahl 
eines  minus  gratus ,  auch  wenn  sonst  dabei  alle  canonischen  For* 
man  beobachtet  und  der  Gewählte  dignus  et  idoneus  wäre ,  zu  be- 
stätigen. 

Das  ist  der  einfache  und  klare  Sinn  des  Breve ,  ober  welchen 
ODseres  Erachtens  niemals  ein  Zweifel  hätte  aufkommen  können, 
wenn  die  Regierung  nicht  von  Haus  aus  die  Sache  völlig  umgekehrt 
tmd  anter  gänzlicher  Missachtnng  der  Bestimmungen  der  Bulle 
und  des  Breve  die  ganze  Leitung  des  Wahlgeschäites  aus  den  Händen 
der  Capitel  in  die  eigenen  genommen  hätte.  Denn  wir  haben  ge- 
sehen ,  dass  die  Regierung  die  Vornahme  der  BischofBwahlen  von 
ihrer  Erlanbniss  gänzlich  abhängig  machte,  dass  sie  den  Wahltermin 
dazu  anberaumte,  ihren  Wahlcommissarius  dazu  entsendete,  den  Ca- 
piteln  die  Person  des  zu  Wählenden  vorschrieb  und  die  Bestätigung 
des  Gewählten  beanspruchte. 

Aach  das  ist  vorgekommen,  dass  sie  eine  schon  über  das  Tem- 
pos utile  hinaus  verschleppte  Wahl  aus  eigener  MachtvoUkommen^ 
heit  noch  auf  weitere  zwei  Jahre  auszusetzen  befahl,  ebenso  hat  sie 
den  Capiteln  zu  verschiedenen  Malen  die  Anwendung  des  Listen  Ver- 
fahrens als  InformcUionsmodus,  —  wenngleich,  wie  wir  nicht  ver- 
kennen,  in  wohlwollender  Absiebt  —  ohne  Fug   und   Recht    vorge- 
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schrieben,  üeberhaopt  hat  sie  das  ganze  Wabiveifahren  als  eine 
za  ihrem  Ressort  gehörige  Angelegenheit  behandelt  und  auf  Form 
nnd  Ergebnisse  der  Wahlen  einen  nach  dem  Rechte  der  Bolle  und 
des  Breve  ihr  entschieden  nicht  zustehenden  positiven  Einfloss  zu 
behaupten  gesucht,  den  sie  in  einzelnen  Fällen  sogar  zu  Zwecken 
einer,  dem  katholisch-kirchlichen  Interesse  zuwiderlaufenden  Kirchen* 
Politik  zu  benfitzen  nicht  Anstand  genommen  hat 

In  dem,  mit  dem  klaren  Sinoe  des  Breve  unvereinbaren  Ver- 
fahren der  Regierung  also  liegt  allein  der  Grund,  warum  die  Capi- 
td  sich  genöthigt  gesehen  haben,  zu  wiederholten  Malen  den  heili- 
gen Stuhl  um  Erklärung  über  die  wahre  Bedeutung  der  von  ihm  in 
dem  Breve  gegebenen  Vorschriften  zu  bitten. 

Wenn  nun  Friedberg  (S.  369)  behauptet,  dass  die  auf  diestftl- 
lige  Anfragen  der  Gapitel  ergangenen '  päpstlichen  Entscheidungen 
zu  Ergebnissen  geßLhrt  hätten,  welche  mit  den ,  bei  Abschluss  des 
der  Bulle  und  dem  Breve  zu  Grunde  liegenden  Vertrages,  von  bei-, 
den  Theilen  gehegten  Intentionen  nicht  vereinbar  wären,  so  befindet 
er  »ich  im  Inrthum,  und  wir  glauben  diesen  Irrthum  als  das  Resul- 
tat seiner  verkehrten  Interpretationsmethode  betrachten  zu  müssen. 

Indem  er  nämlich  aus  den  zwischen  Niebuhr  und  Consalvi  über 
das  Thema  der  Bischofswahlen  gewechselten  Erklärungen  die  Inten- 
tionen beider  Vertragsschliessenden  Theile  zu  eruiren  sucht,  gelangt 
er  zu  einem  Thatbestande,  den  wir  nicht  als  stricte  der  Verabredung 
conform  und  dem  Sinne  des  Breve  entsprechend  anerkennen  können. 

»Niebuhr,c  sagt  er,  »verlangte,  dass  das  Gapitel  sich  versam- 
meln sollte,  um  sich  über  die  Person  (also  eine  einzelne)  des  Can- 
didaten  vor  der  Wahl  zu  einigen,  dasselbe  sollte  ferner  der  Regie- 
rung das  Ergebniss  seiner  Berathung  mittheilen  und  auf  eine  zu- 
stimmende Antwort  hin  den  Formalact  der  Wahl  vornehmen.  Aber 
während  Consalvi  diesen  Vorschlag  einigermassen  modificirt,  indem 
er  von  mehreren  Gandidaten  spricht  und  über  die  Noth  wendigkeit 
einer  vorgängigen  Gapitelswahl  schweigt  —  gesteht  er  zu,  dass  das 
Gapitel  sich  vor  der  Wahl  versichern  solle,  ob  seine  Gandidaten 
auch  nicht  dem  Könige  ungenehm  seien.  Der  Ausdruck  des  Gardi- 
nais ist  dabei  so  unzweideutig  als  möglich,  da  er  von  einem  »affir- 
marsit  des  Gapitels  spricht,  einer  sicheren  Gewissheit,  die  es  sich 
zu  verschaffen  hätte. c 

Ganz  diesem  Zugeständnisse,  fährt  er  fort,  entspreche  auch  der 
Wortlaut  des  Breve.  Darum  habe  denn  auch  Niebuhr  und  nach 
ihm  die  preussische  Regierung  beständig  das  Breve  so  aufgefasst, 
dass  nach  demselben  eine  dem  Könige  ungenehme  Person  nichtzum 
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Bisehof  gewählt  werden  könne ,  und  sie  habe  dieee  ihre  ^  bei  der 
CoDtrahinuig  des  Breve  massgebende  Intention  mit  Recht  in  den 
Worten  des  Breve  erfüllt  gefanden.  Der  andere  contrahirende  Theil^ 
der  Pa])st,  habe  aber  genau  dasselbe  beabsichtigt ,  in  dem  Breve 
aasdrücken  woüen^  vertragsmässig  ansdrficken  müssefi  und  wirklieh 
üusgedrüekt. 

Nun  sind  wir  aber  durchaus  nicht  geneigt ,  das  Ergebniss  der 
Forschungen  des  Herrn  Friedberg  zu  unterschreiben,  wie  sehr  er  uns 
auch  gewissennassen  moralisch  die  Pistole  auf  die  Brust  setzt,  wenn 
er  mit  solcher  Zudringlichkeit  behauptet ,  der  Papst  habe  genau 
dasselbe  beabsichtifft,  in  dem  Breve  ausdrücken  wollen,  ausdrücken 
müssen  und  wirklich  ausgedrückt,  was  nach  Friedbergs  Darstellung 
Niebahr  und  die  preussische  Begierung  darin  ausgesprochen  gefun- 
im  haben  sollen. 

Das,  was  Consalvi  dem  preussischen  Gesandten  Niebuhr  auf 
seinen,  von  Friedberg  angedeuteten  Vorschlag  in  der  Note  vom  21. 
Februar  1821  erwiedert  hat,  ist  eine  Qegenproposition ,  welche  nur, 
wenn  m  in  ihrem  ungetrennten  Zusammenhange  und  als  Ganzes 
anfgefasst  wird,  den  richtigen  Sinn  des  Vereinbarten  klar  erkennen 
lisst.  Diese  Gegenproposition  ging  dahin,  der  heilige  Vater  werde 
sieb  darauf  beschränken ,  bezüglich  auf  die  Bischofswahlen  in  der  zu 
erlassenden  Bulle  zu  sagen ,  dass  die  Capitel  den  neuen  Bischof  in 
den  gewohnlichen  canonischen  Formen  wählen  sollen.  In  dem  gleich* 
zeitig  zu  erlassenden  Breve  werde  er  ihnen  nach  Einschärfung ,  der 
bei  der  Wahl  zu  beachtenden  canonischen  Vorschriften  insinuiren, 

cbe facciano    cadere  le  loro  Scelte  sopra  soggetti  i  quali 

oltre  le  qualitä  volute  nei  Vescovi  dei  Sacri  Canoni  riuniscano  anche 
la  prudenza  tauto  necessaria  in  chi  dove  govomare  ed  il  non  essere 
ingrati  al  Res  cose  delle  quaii  si  assicuranno  prima  di  venire  al 
ttto  formale  della  elezione  seconde  le  forme  cannoniche.c 

Ganz  dieser  Zusicherung  entsprechend  ist  auch  das  Breve  er- 
lassen, dessen  Sinn  wir  oben  analysirt  haben.  —  Die  Znsichemng 
des  Cardinais  ging  also  dahin,  das^  den  Capiteln,  denen  das  Recht 
der  canonischen  Wahl  in  der  Bulle  eingeräumt  werden  sollte,  gleich- 
zeitig die  Sorge  und  Verantwortlichkeit  dafür  auferlegt  werden  solle, 
ihre  Wahl  nur  auf  Personen  zu  richten,  von  denen  sie  gewiss  seien, 
dass  sie  dem  Könige  nicht  minder  genehm  seien. 

Ein  Mehreres  aber,  als  dass  diese  Sorge  und  Verantwortlicb- 
keit  den  Capiteln  werde  auferlegt  werden,  ist  nicht  zugesichert, 
namentlich  ist  der  Regierung  keineswegs  die  Befugniss  eingeräumt, 
das  Znstandekommen  einer  Wahl  selbst  zu  verhindern,  wenn  sie  aus 
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irgend  einem  Grande  glaabt   annehmen  zu  ktonen,   dass  dieselbe 
nicht  auf  die  regierungsseitig  gewüuHchte  Person  fallen  werde. 

Wir  meinen  also,  dass  das  Breve  yom  Papste  nur  in  dem 
Sinne  gegeben  ist  und  auch  von  Niebuhr  und  der  prenssischen 
Regierung  nur  in  dem  Sinne  aufgefasst  werden  konnte, 

dass  ein  Gapitel  eine  dem*  König  ungenehme  Person  nicht 
zum  Bischof  wählen  solle. 

Zwischen  nicht  wählen  soUeti  und  nicht  wählen  können  ist  aber 
ein  erheblicher  Unterschied,  das  Sollen  ist  eine  reine  Bechtsfrage, 
das  Können  eine  Machtfrage.  Für  die  Capital  ist  es  eine  ernste 
Gewissenspflicht,  der  Anweisung  des  Papstes  in  Bezug  auf  die  Wahlen 
im  vollsten  Umfange  zu  gehorchen. 

Da  ihnen  zur  Pflicht  gemacht  ist,  sich  vor  der  feierlichen 
Wahl  Gewissheit  zu  verschaffen,  dass  die  Personen,  auf  welche  sie 
ihr  Augenmerk  richten,  dem  Könige  nicht  minder  genehm  sind,  so 
müssen  sie  bei  Erfüllung  dieser  Pflicht  gerade  mit  derselben  Sorg- 
falt verfahren,  wie  bezüglich  auf  die  Ermittelung  der  canonischen 
Eigenschaften  und  selbstverständlich  alle  diejenigen  Mittel  anwen- 
den, welche  die  geeignetsten  sind,  ihnen  über  die  Genehmbeit  volle 
Gewissheit  und  Sicherheit  zu  verschaffen.  Ihre  Verantwortung  dabei 
erstreckt  sich  auf  die  culpa  nicht  minder  wie  auf  den  dolus.  Aber 
nii^hts  destoweniger  bleibt  doch  das  Pflichibewusstsein  der  Capitel 
die  einzige  Garantie  für  die  sorgfältige  Befolgung  der  Anweisung 
des  heiligen  Stuhles  in  diesem  Belang.  Von  dieser  Garantie  abge- 
sehen, gibt  es  kein  legales  Mittel  gegen  die  Möglichkeit  der  Wahl 
einer  persona  minus  grata.  Diese  Garantie  scheint  uns  aber  die 
stärkste  zu  sein,  welche  der  heilige  Stuhl  der  prenssischen  Regie- 
rung gegen  die  Möglichkeit  der  Wahl  missliebiger  Personen  über- 
haupt bieten  konnte,  nicht  nur,  weil  die  Gapitel  zum  Gehorsam 
gegen  die  Anordnung  des  heiligen  Stuhles  verpflichtet,  sondern  auch, 
weil  sie  sich  bewusst  sind,  dass  der  Wahl  einer  persona  minus 
grata,  wäre  sie  auch  nur  aus  Fahrlässigkeit  geschehen,  auf  Ein- 
spruch der  prenssischen  Regierung  vom  heiligen  Stuhle  die  Be- 
stätigung versagt  werden  würde. 

Ist  nun  hiermit  einerseits  dargethan,  dass  ein  directee  Ein- 
greifen der  Regierung^  in  die  Bischofs  wählen  zu  dem  Zwecke,  die 
Wahl  einer  persona  minus  grata  zu  verhindern ,  nicht  statthaft  er- 
scheint, so  glauben  wir  andererseits  auch  zu  der  Schlussfolgemng 
berechtigt  zu  sein,  dass  es  lediglich  Sache  der  Capitel  ist,  in  wel- 
cher Weise  sie  sich  darüber  Gewissheit  verschaffen  wollen,  dass  ihre 
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Caodidateii  personae  Don  minus  gratae  seieo.    In  eine  direete  Diffe- 
reoi  mit  der  R^ieruug  können  sie  über  diesen  Punkt  nicht  kommen. 

Der  ganze  Sbreit  um  die  Frage ,  ob  das  Gapitel  eine  objective 
Qewissheit  hinsichtlich  der  Qenehmheit  des  zu  Wählenden  haben 
mäase,  oder  ob  eine  subjective  ausreiche,  ist  unseres  Erachtens  ein 
TöUig  Y^ehlter.  Die  eigene  Verantwortlichkeit  des  Capitels  ffir  die 
HerbeifiUiruiig  eines  regierungsseitig  unanfechtbaren  WahlresuHats 
zwingt  dasselbe,  sich  eine  ausreichende  Sicherheit  über  diesen  Punkt 
za  verschaffen,  folglich  diejenigen  Informationsmittel  zu  wählen, 
welche  die  geeignetsten  sind ,  die  Willensmeinung  des  Landesherm 
la  constatiren  und  die  Wahl  vor  Anfechtung  zu  sichern.  Dass  aber 
die  Willensmeinung  des  Landesherrn  ad  hoc  in  irgend  einer  für  das 
Capitel  überzeugenden  Weise  manifestift  sein  muss,  wollen  wir  nicht 
in  Abrede  stellen.  Will  man  das  objective  Gewissheit  nennen, 
etia  im  Gegensatze  zu  einer  blossen  Vermutbung  o4er  bona  fide 
gdiegten  Voraussetzung ,  so  haben  wir  nichts  dagegen  einzuwenden ; 
man  könnte  aber  ebensogut  von  subjectiver  Gewissheit  sprechen, 
weil  es  nach  dem  Wortlaute  des  Breve  Sorge  des  Capitels  ist,  sich 
Qewissheit  zu  verschaffen  und  dieses  allein  zu  beurtheilen  hat,  ob 
sie  vorhanden  ist. 

Wenn  nun  Herr  Fried  berg  zunächst  in  dem  Bescheide  Lam* 
bnuchini^s  au  das  Trier^sche  Capitel  vom  15.  März  ld37  0  ^^^  Noth- 

1)  Wir  haben  Bd.  33.  S.  289  des  Archivs  gleich  Friedberg  dieies  Schrei- 
bea  Lambruschiiii'a  irrthümlich  als  ein  Breve  Gregorys  XVI.  beseichnet  und 
berichtigen  hier  diesen  Irrthom. 

Da  wir  heute  anf  die  Trier *8che  Bischofswahl  de  1830,  welche  sn  dem 
bdoumten  Conflicte  mit  der  Eegienmg  f&hrte,  inrückkommen,  so  benutzen  wir 
diese  Yeranlassxmg,  am  einer  uns  von  unterrichteter  und  luverlissiger  Seite 
Ober  die  Vorgange  bei  dieser  Wahl  zugegangenen  Berichtigung  und  Ergänzung 
dessen,  was  wir  darüber  Bd.  83.  S.  288  ffl  angefahrt  haben,  Raum  zu  geben. 

Unser  Qewahrsmann,  welcher  aber  diese  Vorgänge  tou  mehreren  bei  der 
Wthl  betheiligten  Capitularen,  mit  denen  er  innig  befreundet  war,  ganz  spe- 
dell  und  sicher  unterrichtet  worden  ist,  bemerkt,  nachdem  er  unser  Referat 
im  Wesentlichen  als  richtig  bezeichnet  hat,  zur  Klarstellung  des  Verhaltens 
der  Oapitularoi,  welche  Arnoldi  ihre  Stimme  gaben,  folgendes : 

»Dr.  Bosner  sagt  pag.  295  Bd.  33.,  nachdem  er  das  Ver&hren  des  Trier*- 
tcben  Domcapitels  speciell  mitgetheilt  hat :  »»Nun  sind  wir  nicht  gemeint, 
dieses  Verfuhren  als  vollkommen  gerechtfertigt  darzustellen,  wohl  aber  behaup- 
ten wir,  dass  das  Oi^tel  wenigstens  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  dabei 
10  Werke  gegangen  ist  und  dass,  wenn  Versehen  bei  der  damaligen  Bisohofs- 
wahl  Torgekommen  skid,  dasjenige  des  Capitels  bei  Weitem  das  geringste  war.«« 

>Und  weiter  unten:  »»Es  darf  nicht  Wunder  nehmen,  dass  der  erste 
Dtrchbrach  c^»iiularischer  Selbstständigkeit  in  diesem  Punkte  ein  wenig  über 
die  Schranken  des  rereinbart^en  Rechts  hinausging.    Denn   wir  sind  allerdings 
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wendigkeit  der  objectiven  Gewissheit  grandsätzlich  in  Abrede  ge- 
stellt sieht,  so  binnen  wir  ihm  nicht  einmal  von  seinem  Standpunkte 
ans  beipflichten.  Zuerst  nimmt  er  daran  Anstoss ,  dass  in  diesem 
Erlasse  der  Grundsatz  ausgesprochen  sei,  dass  die  Gapitel  sich  über 
alle  im  Breve  >Quod  de  fideliumc  für  den  Bischof  als  nothwen- 
dig  hingestellten  Bedingungen  in  gleicher  Weise  zu  yergewissern 
haben.  Könne  man  aber  über  die  Klugheit  eines  Menschen  ein  ab- 
solut richtiges  Urtheil  erhalten  ?  —  Es  sei  das  unmöglich ;  besten- 
falls werde  man  sich  aus  allen  möglichen  Handlungen  ein  subjedwes 
Urtheil  zu  bilden  im  Stande  sein,  welches  auf  absolute  Richtigkeit 
keinen  Anspruch  machen  könne. 

Wenn  sich  das  Capitel  nun  darüber,  ob  ein  Gandidat  dem  K(i- 

■  ■  ■  • 

der  Ansicht,  dass  das  Trier'sche  Capitel,  bevor  es  sich  nicht  GitcUsheit  dar- 
über Terschafft  hatte,  ob  Amoldi  persona  grata  sei,  nicht  hätte  zur  förmlichen 
Wahl  desselben  schreiten  sollen.  Aber  die  Regierung  trifft  das  grössere  Mass 
von  Culpa.««  —  Ich  zweifle  nicht  (lahrfc  unser  Gewährsmann  fort),  dass  Herr 
Dr.  Bosner,  wie  jeder  andere  vorurtheilsfreie  Mann  das  Trier*sche  Capitel  von 
jeder  Culpa  freisprechen  werde,  wenn  er  Folgendes*  was  zuverlässige  That- 
sache  ist,  in  Anschlag  bringt : 

Herr  von  Bodelschwingh  als  Wahlcommissarius  bat  mit  dem  Domcapitel, 
als  er  einige  Tage  vor  dem  festgesetzten  Wahltage  nach  Trier  kam  ,  die  Ver- 
abredung getroffen ,  dass  alle  Capitularen  einzeln  zu  ihm  kommen  und  ihm 
diejenigai  Personen  namentlich  bezeichnen  sollten,  auf  welche  sie  (jeder  ein- 
zelne) ihr  Augenmerk  bei  der  Wahl  richten  wollten ;  er ,  der  Commissarios 
werde  ihnen  dann  bestimmt  angeben,  von  welchen  sie ,  als  dem  Könige  unge- 
nehmen Personen  ,  absehen  mOssten.  Mehrere  Ckipitularen  hatten  nun 
nebut  anderen  Candidaten  den  Amoldi  auBdrücklich  genannt;  Herr 
V,  Bodelschwingh  äusserte  sich  aber  über  Amoldi  nicht, 
so  dass  jene  Capitularen  mit  Grund  antiahnien,  Arnoldi  sei  zugelas* 
sen.  '^e  kam  aber  Herr  von  Bodelschwingh  dazu,  den  Amoldi  nicht  als  per* 
sona  ingrata  und  auch  nicht  als  solchen,  den  er  zu  genehniigen  nicht 
ermächtigt  sei,  diesen  Herrn  zu  bezeichnen?  Es  war  ihm  von  gewissen 
Zwischenträgern  die  Meinung  beigebracht  worden,  Amoldi  würde  hei* 
nenfaUs  die  Majorität  der  Stimmen  erhalten  und  habe  also  keine  Aus- 
sicht gewählt  zu  werden,  er  wollte  ihn  deswegen  aus  Schonung  nicht 
förmlich  ausschliessen.  Als  er  aber  am  Tage  vor  der  förmlichen  Wahl  er- 
fuhr, dass  Amoldi  doch  die  meisten  Aussichten  habe,  begab  er  sich  zumWeihbi- 
schof  QQnther  und  erklärte  diesem,  er  habe  nur  den  Auftrag ,  ihn  (Günther 
selbst),  von  Wilmowsky,  M&ller  und  den  Ehrendomherm  Stanger  zu  geneh- 
migen, mit  dem  Auftrage ,  dieses  den  anderen  Capitularen  zu  bedeuten.  Der 
Ehrendomherr  Stanger  wurde  beschieden,  zum  Wahlcommissarius  ins  Haus  zu 
kommen,  ohne  Zweifel,  um  ihm  dasselbe  zu  eröffhen.  Stanger  ging  aber  nicht 
hin  (sehr  richtig.)  Weihbischof  Günther  —  er  war  der  Einzige,  welchem  der 
Commissar  die  Eröffhung  gemacht  hatte;  vom  Domdechanten  BUlen,  dem  er 
nach  Dr.  Bosners  Darstellung  dasselbe  soll  wöffinet  haben ,  hat  man  hier  da- 
mals nichts  vernommen,  es  ist  dies  auch  gar  nicht  wahrsdieinlich ,  da  Billen 
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nige  nicht  angenehm  sei,  genau  so  infonniren  solle,  wie  über  dessen 
Klugheit,  so  heisse  das  nichts  anderes,  als  dass  das  Capitel  nicht 
nOthig  habe,  sich  objective  Gewissheit  zu  verschaffen,  die  es  allein 
durch  Anfrage  beim  Könige  erhalten  könne,  sondern  dass  es  ge- 
nüge, wenn  das  Capitel  zu  der  subjectiven  Ueberzeugung  komme, 
sein  Candidat  besitze  die  Sympathien  der  Begierung. 

Wir  glauben,  dass  dies  nicht  der  richtige  Sinn  der  Entschei- 
dimg Gregor's  XVL  ist    Der  fragliche  Satz  derselben  lautet : 

>Jam  vero  quemadmodnm  de  ceteris  dotibus  vobis  ^t  inqui- 
rendam,  ita  plane  ad  ipsius  epistolae  sensum  de  persona  quae  Segi 
minos  grata  nequaquam  sit,  investigandum ,  rem  scilicet  ex  publicis 
Dotiis,  ex  priyatis  percunctationibus  vel  apud  ipsum  Regium  Mini- 
sterium certe  ac  solliciter  adhibitis  et  ex  Gubernii  praeterea  iactis 
trgnendo.f 

Der  Papst  will  hier  natürlich  nicht  sagen ,  dass  die  Informa- 
tion über  alle  im  Breve  vorgesehenen  Eigenschaften  auf  eine  und 
di^elbe  Art  und  mit  Anwendung  derselben  Informationsmittel  zu 
erfolgen  habe,  sondern  es  wird  nur  der  schon  mit  dem  Satze  »Neque 
eoimc  begonnene  Gedanke  weiter  ausgeführt,  dass  die  Erforschung 
aller  Eigenschaften  des  zu  Wählenden  lediglich  Sache  des  Capitels 

kern  BegieniDgscandidat  war  und  Bodelschwingh  daher  wohl  Anstand  nehmen 
mnagte,  ihm  die  Regienmgscandidaten  zu  bezeichnen  —  Weihbischof  GOnther 
also  tbdlte  privatim  einzelnen^  nicht  Allen  Domherrn  im  Vertrauen  mit, 
was  Bodelschwingh  ihm  er5fi&iet.  Diese  Herrn  erwiderten  ihm :  das ,  was  er 
(Gfinther)  privatim  ihnen  mittheile,  hätten  sie  gar  nicht  zu  beachten.  Wenn 
sie  tone  Aussage  auch  für  glaubwürdig  halten  woUten^  sie  habe  gar  keine  of- 
fidelle  Geltung.  Warum  Bodelschwingh  nicht  dem  ganzen  Capitel  diese  Mit- 
tbalong  gemacht  habe,  wozu  Zeit  und  Gelegenheit  gewesen  wäre?  Warum  er 
deo  einzelnen  Capitularen  nicht  den  von  ihnen  in  Aussicht  genommenen  Ar- 
ooldi  als  unzulässig  bezeichnet  habe  ?  Es  sei  dies  ganz  der  Verabredung  zu- 
wider. Und  wenn  Amoldi  nicht  sofort,  falls  er  gewählt  w^rde,  bestätigt  wer- 
den könne,  so  könne  doch  nachträglich  die  Bestätigung  erfolgen,  es  liege  ja 
gegen  ihn  nichts  vor,  wesswegen  er  als  persona  ingrata  bezeichnet  werden 
könne.  —  So  ging  denn  nun  anderen  Tages  die  förmliche  Wahl  wirklieh  vor 
ädi.  Eine  AnÜBchiebung  derselben  war  auch  schon  desswegen  nioht'wohl  thun- 
licb,  weil  alle  Vorbereitungen  dazu  getroffen  waren.  Es  will  mir  nun  bedünken, 
dass  das  Verfahren  des  Domcapitels  ganz  gerechtfertigt  erscheint*  c 

Soweit  unser  Trier'scher  Gewährsmann.  Wir  sind  demselben  fi1r  seine 
Mittheilungen,  welche  für  die  Klarstellung  dieser  Angelegenheit  von  Wichtig- 
keit sind,  dankbar  und  wollen  hier  nur  noch  bemerken,  dass  sich  unser  Referat 
Bd.  33.  S.  290  ff.  des  Archivs  im  Wesentlichen  auf  Quellen  stützt,  aus  denen 
auch  Friedberg  geschöpft  hat.  Wir  bekennen  gern,  dass  die  angeführten  That- 
ndien  geeignet  sind,  das  Verhalten  des  Domcapitels  in  einem  noch  günstigeren 
Lidite  darzustellen,  als  wir  nach  dem  früheren  Material  annehmen  zu  dürfen 
glaubten. 
ArefatT  ftir  Kirch«nrecht.  XXXV.  7 
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und  die  Erörterung  über  das  YorhandeDsein  der  Eigenschaft  als  per- 
sona grata  ganz  ebenso,  wie  die  Ermittelung  hinsichtlich  der  übri- 
gen Qnalificationen  ausschliesslich  vom  Capitel  (nicht  von  der  Re- 
gierang) auszugehen  habe.  Uie  Richtigkeit  dieser  Behauptung  wird 
sofort  klar,  wenn  man  die  Veranlassung  in  Betracht  zieht,  darch 
welche  diese  Entscheidung  des  Papstes  provocirt  war.  Die  Regierung 
hatte  dem  Trierer  Capitel  vier  Candidaten  ausgesucht,  unter  welchen 
es  wählen  sollte.  Sie  also  hatte  über  das  Vorhandensein  der  im 
Breve  vorgeschriebenen  Qualificationen,  sogar  der  canonischen ,  be- 
funden und  an  das  Capitel  die  Zumuthung  gestellt,  unter  den  vier 
Candidaten  den  Bischof  auszuwählen.  Dieses  Verfahren  verwarf  der 
Papst,  indem  er  gai>z  dem  Rechte  der  Bulle  und  des  Breve  ent- 
sprechend darauf  hinwies,  dass  die  Wahl  des  Bischofs  und  die  Er. 
örterung  über  das  Vorhandensein  der  Qualitäten  in  den  Personen 
der  zur  Wahl  zu  stellenden  Candidaten,  der  canonischen ,  wie  der 
sonstigen,  lediglich  Sache  des  Capitels  sei.  Wir  können  uns  also 
nicht  überzeugen,  dass  mit  den  Worten  »Jam  vero  etc.c  des  Erlas- 
ses vom  15.  März  1837  die  subjective  Ueberzeugung  des  Capitels 
(im  Friedberg^schen  Sinne  gesprochen),  sein  Candidat  besitze  die 
Sympathien  der  Regierung,  für  ausreichend  erklärt  worden  sei. 

Auch  der  in  jenem  Satze  ausgesprochene  Hinweis  auf  die  Wege, 
vermittelst  welcher  das  Capitel  seine  Untersuchung  vornehmen  soll, 
dient  nicht  zur  Bestätigung  dieser  von  Friedberg  ausgesprochenen 
Ansicht.  Denn  der  Erlass  vom  15.  März  1837  ^)  will  nicht  sagen, 
dass  jeder  der  darin  angedeuteten  Wege  unter  allen  Umständen  nnd 
in  jedem  einzelnen  Falle  geeignet  sei,  dem  Capitel  die  vom  Breve 
>Quod  de  fideliumc  erforderte  Qewissheit  zu  verschaffen,  sondern  er 
will,  ohne  an  der  vollen  Verantwortlichkeit  des  Capitels  etwas  zu 
mindern  nur  beispielsweise  mehrere  Wege  andeuten,  welche  je  nach 
Lage  der  Umstände  des  einzelnen  Falles  geeignet  sein  können,  dem 
Capitel  eine  ausreichende  Sicherheit  in  Betreff  des  fraglichen  Punk- 
tes zu  gewähren.  Nach  Friedberg  wäre  von  den  im  fraglichen  Er- 
lasse angedeutenden  Wegen  derjenige  einer  vorsichtigen  und  genauen 
Erkundigung  bei  dem  Ministerium  der  einjgige,  welcher  unter  cUl^i 
Umständen  die  im  Breve  erforderte  >objective<  Gewissheit  geben 
könne.    Dies  trifft  aber  nicht  einmal  zu. 

Denn  setzen  wir  den  Fall,  dass  in  die  Vorbereitungen  einer 
Bischo&wahl  hinein  ein  Ministerwechsel  fiele,  so  könnte  es  leicht 
möglich  sein,  dass  das  neue  kirchenfeindliche  Ministerium  die  Wahl 

1)  Friedberg  datirt  denselben  S.  364  irrthumlich  als  päpstliches  Breve 
vom  15.  März  1839. 
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eines  Candidaten  zu  hintertreiben  suchte,  welcher  unter  dem  Regi- 
mente  des  früheren  kirchenfreundlichen  als  persona  grata  passirt 
war.  —  Wäre  aber  auch  die  Erkundigung  bei  dem  Ministerium  un- 
ter allen  umständen  ein  zuverlässiges  Informationsmittel,  so  schliesst 
das  doch  nicht  aus,  dass  nicht  unter  gewissen  Umständen  jene  Ge- 
wissheit auch  auf  einem  anderen  Wege  erlangt  werden  könne,  z.  B. 
ei  poblicis  nbtitiis  oder  ex  privatis  percunctationibus  oder  ex  Guber- 
nii  factiSy  wenn  diese  Mittel  nur  so  beschaffen  sind ,  dass  sie  über 
die  Willensmeinung  des  Landesherm  (auf  diese  allein  kommt  es  an) 
io  concreto  keinen  Zweifel  lassen. 

Es  ist  eine  durchaus  unbegründete  Auffassung  Friedberg*s, 
wenn  er  (S.  365)  meint,  das  Capitel  sei  darnach  vom  Papste  für 
befugt  erklärt,  einen  Mann  zum  Bischof  zu  wählen,  der  einmal  einen 
untergeordneten  Orden  erhalten  habe  (ex  ^ubernii  factis  arguendo, 
dieser  sei  der  Regierung  nicht  missliebig),  oder  wenn  er  ferner  der 
Ansicht  ist,  es  genüge ,  wenn  das  Capitel  sich  bei  Personen  erkun- 
dige, welche  die  Willensmeinung  der  Begierung  gar  nicht  kennten. 
Wer  würde  auch  auf  den  Gedanken  kommen ,  dass  der  Landesherr 
durch  die  Verleihung  eines  Ordens  an  einen  Geistlichen  diesem  ge- 
wissermassen  die  staatliche  Qualification  für  einen  Bischofesitz  auf- 
stempeln wolle,  oder  dass  man  J)eispielweise  bei  einem  königlichen 
Hoflieferanten  mit  auch  nur  einiger  Aussicht  auf  zuverlässige  Bedie- 
nung darüber  Nachfrage  halten  könne,  ob  der  oder  jener  Wahlcan- 
didat  für  einen  bischöflichen  Stuhl  persona  grata  bei  dem  Landes- 
herrn sei.  An  dergleichen  Ungereimtheiten  hat  selbstverständlich 
Gregor  XVL  in  seiner ,  dem  Erlasse  Lambruschini's  vom  15.  März 
1837  zu  Grunde  liegende  Entscheidung  nicht  gedacht  und  es 
nimmt  uns  Wunder ,  dass  sie  in  einem  so  erleuchteten  Eopfe ,  wie 
derjenige  des  Herrn  Friedberg  ist,  auftauchen  konnten.  Dagegen 
ist  der  Fall  sehr  ^ohl  denkbai* ,  dass  ein  Domcapitular  persön- 
lich, oder  eine  vom  Capitel  aus  der  unmittelbaren  Umgebung  des 
Königs  gewählte  Vertrauensperson  in  glaubhafter  Weise  die  Wil- 
lensmeinung des  Landesherm  in  Betreff  der  Genehmheit  eines 
oder  mehrerer  Wahlcandidaten  erforscht  und  das  Capitel  darauf  hin 
zur  definitiven  Wahl  schreitet.  'Auch  kann  die  Erklärung  eines  kö- 
niglichen Wahlcommissarius,  wo  dieser,  wie  ja  öfter  geschehen,  un- 
betragt  und  unberufen  einem  Capitel  oder  den  einzelnen  Capi- 
tnlaren  Personen  als  dem  Könige  genehm  bezeichnet  hat,  als  ein 
&ctum  Gubernii  aufgefasst  werden,  auf  welches  hin  ein  Capitel  mit 
dem  Bewusstsein  genügender  Sicherheit  zur  Wahl  einer  dieser  Per- 
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sonen  würde  schreiten  können ,    wenn  es  seinerseits  in  derselben  die 
erforderlichen  canonischen  Eigenschaften  nicht  vermisst. 

Und  auch  der  Fall  wäre  nicht  undenkbar ,  dass  durch  eine 
Veröffentlichung  im  Staatsanzeiger  (publicae  notitiae)  Personen,  von 
denen  die  Begierung  in  irgend  einer  Weise  in  Erfahrung  gebracht 
hätte,  dass  sie  von  einem  Capitel  als  Candidaten  für  einen  vacanten 
Bischofsstuhl  in  Betracht  gezogen  seien,  ehe  eine  Anfrage  des  Gapi- 
tels  erfolgte,  als  regi  gratae  erklärt  würden. 

Mit  einem  Worte,  nicht  das  vage  Belieben  der  Capitel,  son* 
dem  ihr  Bewusstsein  von  der  schweren  Verantwortlichkeit  für  ge- 
wissenhafte Ausfuhrung  der  Bischofwahlen  ist  der  Massstab,  nach 
welchem  ihr  Handeln  und  ihre  Ueberzeugung  in  allen  Stücken  sich 
zu  richten  hat. 

"  Auch  das  Breve  vom  10.  April  1844  an  das  Gnesen  -  Posener 
Capitel  geht  von  diesem  Grundgedanken  aus  und  gibt  demselben  in 
den  Worten:  sive  ex  praecedentibus  gubernii  factis,  sive  aliis  adhi- 
bitis  modis  ad  rem  cognoscendam  idoneisc  sogar  einen  noch  ent- 
schiedeneren Ausdruck,  denn  damit  ist  ja  ausdrücklich  gesagt,  dass 
nur  solche  Mittel  und  Wege  zur  Erforschung  der  Willensmeinung 
des  Landesherrn  gewählt  werden  sollen,  welche  geeignet  sind,  dem 
Capitel  die  im  Breve  »Qnod  de  fideliumc  ei-wähnte  Gewissheit  zu 
verschaffen. 

Wenn  Friedberg  (S.  365)  diese  Passung  als  eine  unbestimmte  be- 
zeichnet, durch  welche  der  Willkühr  der  Capitel  Thür  und  Thor  ge- 
öffnet werde,  so  beweist  er  damit  nur,  dass  er  den  eigentlichen  Sinn 
des  Breve  »Quod  de  fidelium«  überhaupt  nicht  erkannt,  dass  er  gar 
keinen  Begriff  hat  von  der  Verantwortlichkeit,  welche  den  Capiteln 
bezüglich  auf  die  Bischofswahlen  in  diesem  Breve  auferlegt  ist. 
Auch  urtheilt  er  falsch,  wenn  er  behauptet ,  dass  durch  das  Breve 
vom  10.  April  1844  die  in  dem  Iijrlasse  an  das  Trierer  Capitel  vom 
15.  März  1837  beispielsweise  angeführte  Erkundigung  bei  der  Re- 
gierung ganz  beseitigt  sei.  Denn  nichts  kann  klarer  sein ,  als  dass 
unter  den  >aliis  modis  ad  rem  cognoscendum  idoneis«  diejenige  der  Er- 
kundigung bei  dem  Ministerium,  welche  ja  in  den  weitaus  meisten 
Fällen  als  ein  geeigneter  Modus  zu  betrachten  sein  wird,  inbegriffen 
sein  muss.  Für  diese  Auffassung  spricht  ja  auch  die  Praxis  der 
Capitel,  welche  eine  directe  Anfrage  bei  dem  Landesherrn,  resp.  bei 
dem  Ministerium  fast  ausnahmslos  für  einen  geeigneten  Informations- 
modus angesehen  haben. 

Nicht  minder  hat  der  jetzige  Cardinal-Staatssecretär  Antonelli 
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in  seioem,  Namens  des  Papstes  unter  dem  5.  August  1865  ^)  an  das 
Kölner  Capitel  gerichteten  Schreiben  die  Einreichung  einer  Candi- 
datenliste  an  das  Gubernium  für  einen  geeigneten  und  zweckmässi- 
gen Weg  zur  Erforschung  der  Willensmeinung  des  Landesherrn  er- 
klärt. Dieser  Erlass  steht  im  genauesten  Einklänge  mit  den  unter 
dem  Pontificate  Gregorys  XVI.  ergangenen  Interpretationen  vom  15. 
März  1837  und  14.  April  1844,  und  es  gehört  die  ganze  Verkehrt- 
heit Friedberg*s  dazu,  um  denselben  als  im  Widerspruch  stehend 
mit  letzteren  bezeichnen  und  darauf,  wie  S.  365  geschieht,  die  Be- 
hauptung stutzen  zu  können ,  dass  die  Curie  in  neuester  Zeit  das 
Irrige  der  früheren  Deutungen  eingesehen  habe.  Aber  auch  der 
Friedberg'schen  Interpretationskunst  würde  es  nicht  möglich  gewe- 
sen sein,  zu  diesem  Schlüsse  zu  gelangen,  wenn  sie  nicht  geradezu 
den  Sinn  einer  Stelle  des  Antonellischen  Schreibens  vom  5.  August 
1865  verfälscht  hätte.  >PiusIX.,«  sagt  Friedberg  a.  a.  0.,  »habe 
io  seinem  unter  dem  5.  August  1865  an  das  Kölner  Capitel  gerich- 
teten Breve  die  Einreichung  einer  Candidatenliste  für  den  geeigneten 
Weg  erklärt,  wie  das  Capitel  den  Vorschriften  des  Breve  (»Quod  de 
fidelinm«)  entsprechen  könne.  Damit  sei  unzweideutig  anerkannt, 
dass  das  Capitel  sich  objective  Gewissheit  zu  verschaffen  habe. 

Nun  aber  hat  der  Cardinal  Antonelli  in  dem  Schreiben  (nicht 
Breve)  an  das  Kölner  Capitel  vom  5.  August  1865  die  Einreichung 
einer  Candidatenliste  nicht  für  den,  sondern  nur  für  einen  geeigneten 
Weg  zur  Erforschung  der  Willensmeinung  des  Landesherrn  erklärt, 
folglich  auch  in  keiner  Weise  etwas,  den  unter  Gregor  XVI.  ergange- 
nen Entscheidungen  Widersprechendes  verfügen  wollen.  Dieses  wird 
aas  dem  Wortlaute  des  fraglichen  Schreibens  sofort  klar ,  wenn  es 
darin  heisst: 

>Licet  vero  Catalogi  confectio  Ecclesiis  ad  Borussiae  Begnum 
pertinentibus  praescripta  ab  Apostolica  Sede  non  fuerit,  nee 
proinde  a  Regio  Gubernio  uti  praescripta  exigi  nunquam  potue- 
rit  (prout  aliquundo  factum  est  et  ab  eadem  S.  Sede  minus 
probatum  3),  attamen  in  se  inspecta  ratio  idonea  est,  atque  op- 
portuna  iis  satisfaciendi,  quae  in  Brevi  fei.  record.  Pii  P.  P.  VII. 
die  16.  Juli  anui  1821  ad  Capitula  Ecclesiarum  Begni  Borus- 
sici  dato  quoad  personas  in  episcopos  eligendas  praescribuntur 
atque  idcirco  ab  eadem  Apostolica  Sede  aliis  Germaniae  Eccle- 

1)  Dieses  Schreiben  ist  im  33.  Bd.  S.  333  ff.  des  Archivs  bereits  erwähnt. 
Friedberg  nennt  es  8.  365  seiner  Schrift  wiedernm  za  Unrecht  ein  Breve,  da 
bduumtlich  die  Breven  vom  Papste  unmittelbar  ergehen. 

2)  Diuuit  ist  eben  der  Posener  Fall  von  1844  gemeint. 
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siis  indicta,  atque  in  ipso  Borussiae  regno,  Begio  Qnbernio 
minime  contradicent^  vel  permissa  vel  in  confirmatione  Capi- 
tularium  electiouum  haud  semel,  tacite  saltem  approbata.< 
Ist  hiernach  die  Einreichung  einer  Candidatenliste  nur  als  ein 
zur  Erforschung  der  Willensmeinung  des  Landesherrn  geeigneter 
Weg  bezeichnet,  so  liegt  auf  der  Hand,  dass  das  Vorhandensein  an- 
derer, unter  Umständen  ebenfalls  geeigneter  Wege  nicht  hat  in  Ab- 
rede gestellt  werden  sollen ,  folglich  kann  man  auch  nicht  anneh- 
men, dass  Pius  IX.  über  die  Art  der  Gewissheit,  die  sich  das  Capi- 
tel  in  Hinsicht  auf  die  Oenehmheit  der  Personen  zu  verschafTen  hat, 
anderer  Ansicht  gewesen  sei,  als  Gregor XVI.  —  Im  Gegentheil 
wird  auch  nach  dem  Erlasse  vom  5.  August  1865  die  Erwägung, 
welche  Art  von  Sicherheit  in  jedem  einzelnen  Falle  geeignet  sei,  das 
Capitel  gegen  die  Möglichkeit  einer  Anfechtung  der  Wahl  von  Sei- 
ten der  Regierung  zu  schützen,  als  Sache  (cura)  des  Capitels  be- 
trachtet. 

Wenn  dies  nun  aber  der  Fall  ist,  so  folgt  daraus,  dass 

a)  die  Regierung  bei  dem  ganzen  Wahlgeschäft  nur  eine  ssu- 
wartende  Stellung,  keineswegs  aber  eine  Initiative  hat; 

b)  dass  sie  dem  Capitel  keinerlei  Vorschritten  über  die  äussere 
Form  der  von  ihm  zur  Erforschung  der  Willensmeinung 
des  Landesherm  anzustellenden  Erkundigungen  zu  machen 
hat. 

Wenn  Friedberg  S.  368  behauptet,  dass  da  in  dem  Breve 
»Quod  d,e  fidelium«  dem  Capitel  nicht  vorgeschrieben  sei,  auf  wel- 
chem Wege  es  seine  Erkundigungen  in  Hinsicht  auf  die  Genehm- 
heit seiner  Candidaten  einzuziehen  habe,  ihm  alle  Wege  erlaubt 
seien,  so  sind  wir  damit  vollkommen  einverstanden,  wir  folgern  dar- 
aus* aber,  dass  eben  wegen  dieser  Unbeschränktheit  der  capitulari- 
^ sehen  Initiative  die  Regierung  kein  Recht  hat ,  durch  Vorschläge 
ihrerseits  das  Capitel  zu  praeoccupiren,  seine  Meinung  zu  beeinflus- 
sen, seine  Wege  zu  durchkreuzen,  —  Behauptet  also  Friedberg,  die 
Regierung  könne  dem  Capitel  von  vornherein^  d.  h.  ohne  gefragt  zu 
sein  ,  personae  gratae  namhaft  machen ,  so  verkehrt  er  damit  im 
Handumdrehen  das  ganze  Rechtsverhältniss.  Denn  das  Breve  legt 
das  ganze  Wahlgeschäft  in  die  Hand  des  Capitels  und  räumt  der 
Regierung  dabei  keinerlei  active  Mitwirkung  ein.  Spricht  sich  des- 
senungeachtet die  Regierung,  ohne  gefragt  zu  sein  ,  über  die  Ge- 
nehmheit von  Personen  aus,  von  denen  sie  vielleicht  glaubt,  dass 
sie  von  dem  Capitel  in  Betracht  gezogen  werden  könnten ,  so  hat 
dies  lediglich  die  Bedeutung  einer  Thatsache^  eines  Gubemii  lactum 
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im  Sinne  des  Breve  Gregorys  XVI.,  aber  nicht  die  Bedeutung  eines 
RecMsamprucJies,  Denn  das  Capitel  kann  zwar ,  aler  es  ist  nicht 
verbmdeny  eine  der  ungefragt  fär  genehm  erklärten  Personen  zu 
wählen.  Dies  ist  selbst  Ansicht  des  Herrn  Friedberg.  Wenn  aber 
das  Capitel  keine  Pflicht  hat,  die  Vorschläge  der  Begierung  zu  be- 
achten, dann  bietet  eine  derartige  Initiative  überhaupt  keinerlei  An- 
haltspunkte für  elfte  juristische  Erörternng. 

Es  ist  ferner  klar,  dass  die  Preussische  Begierung  kein  Becht 
hat ,  den  Capiteln ,  wie  in  der  oben  erwähnten  Cab.-Ordre  vom 
24.  Febr.  1841  geschehen,  die  Anwendung  des  Listenverfahrens 
förmlich  zur  Pflicht  zu  machen.  Denn  obwohl  das  Listenverfahren 
an  sich  ein  geeigneter  Modus  ist,  die  Willensmeinung  des  Landes- 
kerro  über  die  auf  der  Liste  stehenden  Candidatea  zu  erforschen, 
so  muss  doch  dem  Capitel  das  Becht  gewahrt  bleiben ,  den  Modus, 
welchen  es  zur  Erforschung  der  Willensmeinung  des  Landesherrn  für 
ge<ägnet  hält,  in  jedem  Falle  nach  eigenem  Befinden  zu  wählen. 
Dass  Gregor  XVI.  diesen  Modus  nicht  an  sich ,  sondern  nur  in  der 
Form  der  Octroyirung  durch  die  Begierung,  deren  Obsorge  die  Bi- 
schofswahlen  überhaupt  nicht  anvertraut  sind,  für  unzulässig  erach- 
tet hat,  braucht  hier  nur  angedeutet  zu  werden. 

Wenn  Friedberg  sodann  in  Bezug  auf  das  ß-eiwillige  Listen- 
verfahren behauptet,  dass,  weil  es  nur  auf  Zweckmässigkeitsgründen 
nieht  auf  rechtlfcher  Nothwendigkeit  beruhe,  es  sich  von  selbst  ver-* 
stehe,  dass  die  bei  dem  obligatorischen  Listenverfahren  vorgeschrie- 
benen Becbtssätze  hier  nicht  zur  Anwendung  kommen  könnten ,  so 
ist  ihm  auch  darin  nicht  beizupflichten. 

Zunächst  ist  es  nicht  einmal  wahr ,  dass  das  Listenverfahren 
in  Preussen  nur  auf  Zweckmässigkeitsgründen  beruhe ,  denn  es  ist 
diireh  das  Breve  als  Wahlmodus  nicht  ausgeschlossen,  folglich  legal 
ndässig.  Eine  Zwangspflicht,  es  anzuwenden ,  besteht  freilich  nicht, 
wir  vermögen  aber  auch  nicht  abzusehen,  wie  der  Mangel  einer  sol- 
chen obligatorischen  Vorschrift  einen  Grund  dafflr  abgeben  sollte, 
die  bei  dem  obligatorischen  Listenverfahren  massgeblichen  allgemei-* 
oen  Becbtssätze  nicht  auch  bei  dem  freiwilligen  anzuwenden.  Das 
eaoonische  Wahlrecht  der  Capitel  steht  ja  dabei  nicht  in  Frage, 
ebensowenig  das  darin  enthaltene  capitularische  Becht  der  Initiative. 
&t8chliesst  sich  ein  Capitel ,  um  die  Willensmeinung  des  Landes- 
h^m  hinsichtlich  der  personae  gratae  zu  erforschen,  den  Weg  des 
listen  Verfahrens  einzuschlagen,  so  bildet  die  durch  eine  Vorwahl 
{»tzQstellende  Liste  die  canonische  Orundl^ige  für  das  ganze  weitere 
WaUverfahren.    Das  Capitel   flxirt    durch   diese  Vorwahl  die  Zahl 
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der  für  den  vacanten  Bischofsstahl  canonisch  geeigneten  und  würdi- 
gen Personen,  gibt  also  damit  zu  erkennen ,  dass  es  innerhalb  der 
für  die  Auswahl  gesetzten  territorialen  Schranken  andere  ebenso  ge- 
eignete und  würdige  Candidaten  nicht  vorgefunden  hat.  Dann  wird 
die  Liste  dem  Landesberrn  zur  Erklärung  vorgelegt,  um  zu  erfor- 
schen, ob  unter  den  canonisch  für  würdig  und  geeignet  befundenen  der 
Eine  oder  Andere  etwa  persona  minus  grata  sei.  * 

Das  freiwillige  Listenverfahren  bewegt  sich  also  auf  derselben 
Grundlage  und  in  denselben  Bahnen  wie  das  gesetzlich  vorgeschrie- 
bene, es  verfolgt  auch  dieselben  Zwecke,  wie  dieses;  mithin  ist 
nicht  abzusehen,  warum  auf  dasselbe  nicht  dieselben  allgemeinen 
Bechtssätze  anwendbar  sein  sollten,  wie  auf  dieses. 

Die  Liste  ist  selbstverständlich  mit  absoluter  Stimmenmehrheit 
festzustellen,  ebenso  wie  die  Vorfrage,  ob  in  concreto  von  dem  Li- 
stenverfahren Qebrauch  gemacht  werden  soll,  denn  überall ,  Wo  ein 
Capitel  als  solches,  d.  i.  als  juristische  Person,  handelnd  auftritt, 
kann  es  seinen  Willen  nur  in  der  durch  die  canonischen  Gesetze 
vorgeschriebeneü  Form  der  Beschlussfassung,  also  durch  einen  auf 
absoluter  Stimmenmehrheit  beruhenden  Beschluss  kundgeben.  Wenn 
Friedberg  S.  368  das  Gegentheil  behauptet  und  den  einzelnen  Capi- 
tularen  das  Bechi;  vindicirt,  bei  der  förmlichen  Wahl  auch  solchen 
Personen,  die  in  der  Liste  nicht  genannt  sind,  ihre  Stimme  zu  ge- 
ben, vorausgesetzt,  dass  sie  von  der  Regierung  nicht  beansbmdet 
seien,  so  ist  das  haare  Willkühr. 

Was  hätte  denn  überhaupt  eine  vom  Capitel  autgestellte  Liste 
zu  bedeuten,  wenn  die  Capitelsmitglieder  nicht  an  dieselben  gebun- 
den wären?  Dann  müsste  man  ja  consequenter  Weise  überhaupt  von 
dem  freiwilligen  Listenverfahren  in  Preussen  absehen,  weil  von  einer 
Liste  nicht  mehr  die  Bede  sein  könnte ,  wenn  es  in  das  Belieben 
der  einzelnen  Capitelsmitglieder  gestellt  wäre,  bei  der  formellen  Bi- 
schofswahl ihre  Candidaten   auch  ausserhalb  der    Liste  zu  suchen. 

Aber  was  kümmern  Herrn  Friedberg  die  logischen  Coiise- 
quenzen  seiner  Behauptungen !  Mit  einer  Anmassung  ohne  Gleichen 
schulmeistert  er  sowohl  Friedrich  Wilhelm  IV.  wegen  seines  an  den 
Staatsminister  Eichhorn  Betreffs  der  Breslauer  Fürstbischofswahl  ge- 
richteten Erlasses  vom  22.  April  1841,  welcher  dem  Breslauer  Dom- 
capitel  die  Aufstellung  einer  Candidatenliste  durch  einen  mit  abso- 
luter Majorität  zu  fassenden  Beschluss  zur  Pflicht  macht,  als  auch 
den  jetzt  regierenden  Papst  wegen  seines,  dem  Kölner  Capitel  1865 
ertheilten  Bescheides,  durch  welchen  die  Minorität  desselben  ange- 
wiesen wurde,  sich  bei  der  Erzbischofsvahl  auf  die  von  der  Majori« 
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t&t  aufgestellte  Liste  zu  beschränkeD.  Es  soll  darin  eine  Verkfir- 
zQDg  des  Wahlrechts  aber  die  im  Breve  »Quod  de  fideliumc  gezo- 
zogenen  Schranken  hinaus  —  angeordnet  sein.  Denn  nach  "dem 
Bre?e  stehe  es  jedem  Domherrn  frei,  jeden  Beliebigen  zum  Bischof 
IQ  wählen,  wofern  er  nur  dem  Könige  nicht  angenehm  sei,  und  da 
vertragsmässig  dem  Capitel  das  freie  Wahlrecht  gewährt  sei  nach 
Massgabe  der  im  Breve  gezogenen  Schranken ,  so  stehe  weder  dem 
Papste  noch  dem  Könige  zu,  das  Wahlrecht  irgendwie  noch  mehr 
dnzuengen. 

Nun  steht  aber  nach  der  Bulle  >De  salute«  das  Wahlrecht 
den  Domcapiteln  als  solchen,  nicht  aber  den  einzelnen  Domherrn  zu, 
folglich  kann  es  nach  dem  Breve,  welches  ebenfalls  an  die  Domca- 
pitel  gerichtet  ist,  nicht  jedem  Domherrn  freigestellt  sein,  das  Wahl- 
recht' unbekämmert  um  das  Capitel  nach  eigenem  Ermessen  auszu- 
übra,  sondern  er  muss  es  eben  capitulariter ,  d.  h.  in  der  durch 
Majoritätsbeschluss  des  Capitels  festzustellenden  Weise  ausüben.  Er 
muss  dahw,  falls  das  Capitel  mit  Majorität  beschliesst ,  zir  Erfor- 
schung der  Willensmeinung  des  Luidesherrn  das  Listenverfahren 
anzuschlagen,  die  mit  absoluter  Majorität  festgesetzte  Liste  respec- 
tiren.  Dass  er  übrigens,  auch  abgesehen  von  dem  formellen  Yer- 
fidiren,  nicht  jedem  Beliebigen,  wenn  er  nur  persona  regi  grata  ist, 
seine  Stimme  geb^  darf,  sondern  nur  einem  nach  canonischen  Ge- 
setzen geeigneten  und  würdigen  Candidaten,  dürfte  wohl  auch  Herr 
Friedberg  zugeben,  wenn  er  sich  die  Mühe  gibt,  das  Breve  zu  lesen. 
Wir  halten  es  daher  für  sehr  unangebracht ,  wenn  Herr  Friedberg 
mit  seinen  juristischen  Schwadronshieben  für  das  freie  Wahlrecht 
der  Capitel  gegen  K(k)ig  und  Papst  zugleich  Front  macht  und  dem 
Psq^ste  das  Becht  abspricht,  einer  unbotmässigen  Capitelsminorität 
die  Wege  zu  weisen. 

Wie  schon  früher  angedeutet,  hatte  der  Papst  das  Kölner  Ca- 
pitel in  dem  Breve  vom  21.  December  1865  belobt,  dass  es  die  ihm 
von  der  Regierung  bei  jener  Bischofswahl  aufgedrungenen  Candi- 
daten nicht  berücksichtigt  habe.  Friedberg  gibt  (S.  369)  zu,  dass 
das  Capitel  dazu  nicht  verpflichtet  war,  erklärt  aber  gleichwohl  das 
Lob,  weil  es  zugleich  einen  Tadel  auf  das  Versehen  der  Begierung  wer- 
tm  sollte,  für  durchaus  ungerechtfertigt,  weil  'es  der  Begierung  nir- 
gends untersagt  sei,  bei  der  Bischofswahl  die  Initiative  zu  ergreifen, 
auf  die  sie  auch  nie  verzichtet  habe. 

Wir  haben  die  Frage  wegen  der  Initiative  der  Regierung  schon, 
früher  erörtert,  beschränken  uns  daher  an  diesem  Orte  auf  die  Be- 
merkung, dass  der  Begierung  eine  Initiative  als  Hecht  weder  in  der 
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Bulle ,  Doch  im  Breve  eingeräumt  ist,  daher  auch  als  solches  nicht 
existirt,  wie  Friedberg  damit  selbst  zugibt,  dass  er  die  Nichtexistefie 
einer  correspondirenden  Verpflichtung  des  Capitels  anerkennt. 

Die  Initiative  der  Regierung  im  Kölner  Wahlfalle  war  also  ein 
UebergriflF,  dessen  Zurückweisung  in  der  vom  Papste  gewählten  Form 
vollkommen  gerechtfertigt  ist. 

Ein  Lieblingsthema  der  Staatscanonisten  ist  es  bekanntlich, 
das  Einspruchsrecht  des  Laudesherrn  gegen  Personae  minus  gratae 
als  ein  absolutes  Veto  hinzustellen  und  in  diesem  Punkte  lässt  Herr 
Friedberg  sich  von  Niemandem  den  Bang  ablaufen. 

Zuvörderst  Hesse  sich  schon  gegen  den  Ausdruck  »Yetoc  Man- 
ches einwenden.  Derselbe  bezeichnet  ein  positives  Verbotsrecht  and 
ein  solches  ist  in  Bezug  auf  die  Bischofswahlen  dem  Könige  von 
Preussen  weder  in  der  Bulle  »De  salute^c  noch  in  dem  Breve  »Quod 
de  fidelium«  eingeräumt,  noch  auch  in  den  Vorverhandlungen  zuge- 
standen, wiewohl  es  von  Niebuhr  erstrebt  wurde. 

Die  Bulle  verleiht  den  Capiteln  das  canonische  Wahlrecht  ohne 
irgend  welche  Beschränkung  und  das  Breve  legt  zwar  den  Gapitu- 
laren  die  Verpflichtung  auf,  bei  der  Bischofswahl  nur  solche  Can- 
didaten  in  Betracht  zu  ziehen,  welche  neben  den  cauonischen  Eigen- 
schaften auch  diejenigen  der  Klugheit  besitzen  und  dem  Könige 
nicht  minder  genehm  sind ,  aber  es  enthält  keinerlei  Bestimmung, 
durch  welche  dem  Landesherrn  eine  directe,  positive  Einwirkung  auf 
die  Wahlen  eingeräumt  und  als  formulirtes  Recht  zuerkannt  würde. 
Zweck  des  Breve  ist  aber  allerdings ,  den  Landesherrn  thatsächlich 
in  die  Lage  zu  bringen ,  seinen  Einspruch  gegen  personae  minus 
gratae  ^)  vor  der  Wahl  zur  Geltung  zu  bringen ,  und  insofern  den 
Capiteln  zur  Pflicht  gemacht  ist,  sich  darüber  Gewissheit  zu  ver- 
schaffen, dass  die  Personen,  auf  welche  sie  bei  der  Wahl  ihr  Augen- 
merk richten  wollen,  dem  Könige  nicht  minder  genehm  'seien,  könnte 
man,  da  sich  diese  Gewissheit  nicht  ander«  erlangen  lässt,  als  durch 
eine,  auf  diesbezügliche  Nachforschungen  des  Capitels  erfolgte  Wil- 

1)  Wir.  halten  nns  streng  an  den  Ausdruck  des  Breve  *non  minus 
gratt*  Friedberg  setzt  st&tt  desselben  gewöhnlich  »ingrati«  oder  »personae 
ingratae,«  wodurch  der  eigentliche  Sinn  des  Breve  wesentlich  modificirt  wird» 
Der  Cardinal  Consalvi  war  bei  den  Verabredungen  mit  Niebuhr  über  die  Bi- 
schofswahlen von  der  Annahme  ausgegangen,  dass  Personen ,  welche  nach  den 
canonischen  Gesetzen  geeignet  und  wiirdig  seien ,  die  Kirche  Gottes  weise  zu 
regieren,  dem  Landesherrn  nicht  ungeuehm  sein  könnten.  Aber  unter  mehre- 
ren an  sich  genehmen  Personen  kann  der  Eine  oder  Andere  dem  Landesherm 
genehmer  oder  minder  genehm  sein  und  eben  darum  ist  dem  Landesherm  die 
Befugniss  eingeräumt,  den  oder  die  minder  genehmen  Candidaten  abzulehnen. 
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lensäasserang  des  Landesherrn,  das  Vorbandensein  eines  Einsprucbs- 
recUes  mit  der  Massgabe  einräumen ,  dass  dasselbe  nicbt  in  Form 
eines  Verbots  der  Wahl,  sondern  nur  in  der  Form  einer  negativen 
Erklärung  hinsichtlich  der  Genehmheit  geltend  gemacht  werden  darf. 

Dass  dieser  negativen  Form  ungeachtet  der  Einspruch,  das 
Veto  des  Landesherm  nicht  unbeachtet  bleiben  darf,  und  wenn  es 
dennoch  Seitens  des  Capitels  geschehen  wäre,  vom  Papste  entspre- 
chend gewürdigt  werden  muss,  sind  wir  weit  entfernt,  in  Abrede  zu 
steUen.  Dies  za  fordern  hat  die  preussische  Regierung  ein  Recht, 
nicht  sowohl  aus  dem  Breve,  als  vielmehr  aus  dem  Vertrage ,  wel- 
cher der  Bulle  und  dem  Breve  zu  Grunde  liegt. 

Es  fragt  sich  nun,  in  welchem  umfange  kann  der  Landesherr 
sein  Veto  ausüben  ?  Ist  es  ein  absolutes  und  was  versteht  man  un- 
ter absolutem  Veto. 

Friedberg  (S.  374)  versteht  unter  absolutem  Veto  nichts  an- 
deres, als  dass  der  König  nicht  zu  dulden  braucht,  dass  eine  ihm 
ungenehme  Person  Bischof  werde,  lässt  aber  im  Verlaufe  seiner  De- 
dnction  erkennen ,  dass  der  König ,  wenn  es  ihm  beliebt ,  sein  Veto 
g^en  jeden  Candidaten ,  den  das  Capitel  aufstellt ,  geltend  machen 
könne  und  über  seine  Gründe  Niemandem  Rechenschaft  zu  geben 
verpflichtet  sei. 

Ein  solches  Recht  ist  indessen  dem  Könige  von  Preussen  we- 
its  in  dem  Breve  »Ouod  de  fidelium  ,€  noch  in  den ,  der  Bulle  zu 
Orunde  liegenden  Verhandlungen  eingeräumt;  vielmehr  lässt  sich  aus 
dieten  Actenstücken  das  gerade  Gegentheil  beweisen. 

Die  Bulle  und  ebenso  das  Breve  legt  das  ganze  Recht  der  Bi- 
schofewahl  in  die  Hand  der  Capitel,  welche  darnach  an  erster  Stelle 
verpflichtet  sind,  nur  solche  Männer  als  Candidaten  in  Betracht  zu 
ziehen ,  welche  mit  den  vom  Concil  von  Trient  erforderten  cano- 
nischen Eigenschaften  ausgestattet  und  daher  canonisch  geeignet  und 
würdig  sind,  einer  Diöcese  vorzustehen. 

Die  Auswahl  solcher  Männer  darf  der  König  den  Capiteln  durch 
sein  Veto  nicht  verschränken :  denn  er  hat  sich  dnrch  den  der  Bulle 
zu  Grunde  liegenden  Vertrag,  dnrch  Annahme  der  Bulle  selbst  dem 
(H>erhaupte  der  Kirche  gegenüber  verpflichtet ,  den  Capiteln  dieses 
Recht  zu  gewähren. 

Er  würde  aber  dieses  capitularische  Recht  vereiteln  können, 
wenn  sein  Veto  sich  nicht  in  den  Schranken  einer  massvollen,  auf 
gerechten  Gründen  beruhenden  Exclusive  hielte.  Hieraus  folgt  mit 
logischer  Nothwendigkeit ,  dass  sein  Veto  ein  absolutes  nicht  sein 
kann. 
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Das  absolute  Veto  als  landesherrliches  Recht  trüge  den  Keim 
zu  beständigen  Conflicten  in  sich ,  da  es  in  das  Belieben  des  Lan- 
desherrn gestellt  wäre,  jede  Bischofswahl  entweder  za  vereiteln  oder 
zu  einer  blossen  Scheinwahl  herabzuwürdigen. 

Dass  die  Regierung  sämmtliche,  ihr  nach  und  nach  benannte 
Geistliche  als  ungenehm  bezeichnen  könne,  um  den  ihr  allein  ge- 
nehmen Candidaten,  den  sie  schon  im  Voraus  ausersehen,  durchzu- 
setzen, gibt  Friedberg  selbst  als  möglich  zu ,  nur  meint  er ,  dass 
ein  solcher  Fall  von  einer  vernünftigen,  einsichtigen,  den  katholischen 
Kirchenverhältnissen  günstigen,  ihrer  Verantwortlichkeit  vor  Qott 
und  den  Menschen  sich  bewussten  Begierung,  wie  die  preussische 
sei,  nicht  erwartet  werden  könne.  Dies  kann  thatsächlich  wahr  sein, 
juristisch  aber  ist  es  nicht  stichhaltig;  auch  beweisen  die  historischen 
Vorgänge  bei  den  Bischofswahlen  und  mehr  noch  die  kirch- 
lichen Verhältnisse  der  Gegenwart,  dass  die  katholische  Kirche  kei- 
nerlei Ursache  hat,  sich  in  Bezug  auf  die  supponirten  Eigenschaften 
der  Begierung,  beziehungsweise  auf  die  Beständigkeit  ihrer  wohl- 
wollenden Gesinnungen  irgend  welchen  Illusionen  hinzugeben ,  was 
Friedberg  übrigens  selbst  am  besten  weiss. 

Es  ist  zudem  ein  durchaus  unmoralisches  Ansinnen,  einem  Ga- 
pitel  zumuthen  zu  wollen,  nach  Streichung  sämmtlicher,  von  ihm 
canonisch  als  würdig  und  geeignet  befundener  Candidaten,  sein 
Augenmerk  auf  andere  Personen  zu  richten ,  die  es  doch  entweder 
nur  im  geringeren  Grade  für  geeignet  und  würdig  oder  für  ganz 
ungeeignet  und  unwürdig  erachten  könnte,  und  endlich  bei  der  Per- 
son anzulangen ,  welche  eine  protestantische  JRegiemng  von  ihrem 
Standpunkte  für  geeignet  hält ,  einen  katholischen  Bischofsstuhl  zu 
besteigen.  Wenn  aber,  wie  S.  375  der  Friedberg*schen  Schrift  ge- 
schieht, diesem  Einwände  damit  begegnet  werden  soll ,  dass  ja  das 
Capitel  die  ihm  von  der  Begierung  gemachten  Vorschläge  nicht  an- 
zunehmen brauche,  sondern  mit  der  Benennung  anderer  Candidaten 
seinerseits  fortfahren  könne,  so  möchten  wir  doch  sehr  geneigt  sein 
zu  fragen,  ob  denn  in  dem  Kopfe  eines  Canonisten,  der  eine  solche 
Procedur  für  die  Bischofswahlen  vorschlägt,  noch  Alles  in  Richtig- 
keit sei.  Ein  solches  Pactum  dem  Papst  anzudichten ,  ist  absurd 
und  die  Bd.  33.  S.  120  ff.  des  Archivs  detaillirten  Verhandlungen 
der  preussischen  Regierung  mit  dem  hl.  Stuhl  ergeben  zur  Genüge, 
dass  es  nicht  stattgefunden  hat ,  die  Absicht  beider  Gontrahenten 
vielmehr  dahin  gegangen  ist ,  das  freie  canonische  Wahlrecht  der 
Capitel  nur  durch  eine  gemässigte,  auf  gerechten  Gründen  beruhende 
Exciusive  des  Landesherrn  zu    beschränken    und   solchergestalt  den 
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Interfösen  des  Staates  gerecht  zii  werden  ohne  diejenigen  der  Kirche 
za  schädigen,  wie  dies  anch  vom  Cardinal  Staatssecretär  Antonelli 
io  seiner  Bd.  33.  S.  312— 317. des  Archivs  von  uns  analysirten  Note 
an  den  prenssischen  Gesandten  vom  5.  August  1865  ebenso  zutref- 
fend als  würdevoll  ausgeführt  worden  ist. 

Dr.  Priedberg  will  zwar  die  oben  allegirte  Note  Niebuhr's  vom 
22.  Juli  1820,  worin  die  Noth wendigkeit  des  Vorhandenseins  gerech- 
ter Gründe  für  die  Exclusive  von  Niebuhr  zugestanden  und  diejenige 
Consalvi's  vom  6.  October  ej.  a.,  worin  dies  Zugeständniss  von  Con- 
salvi  acceptirt  ist,  als  entscheidend  und  massgeblich  für  diese  Sache 
nicht  gelten  lassen ,  weil  das  Breve  »Quod  de  fideliumc  auf  der 
Note  Niebuhrs  vom  16.  December  1820  und  Consalvi's  vom  9.  Fe- 
bruar 1821  beruhen  und  in  letzteren  von  Gründen  gar  nicht  gespro- 
chen werde ;  er  beweist  damit  aber  nur ,  dass  er  das  Wesen  der 
der  Bulle  »De  salutec  zu  Grunde  liegenden  Convention  gänzlich  ver- 
kennt. Diese  Convention  beruht  nicht  auf  einem  förmlich  redigirten 
Vertragsinstmment,  sondern  sie  ist  durch  Notenwechsel  succesive  zu 
Stande  gekommen.  Dasjenige  also,  worüber  man  durch  Notenwech- 
sel im  Laufe  der  Verhandlungen  eine  Einigung  erzielt  hatte,  diente 
den  weiteren  Verbandlungen  und  dem  in  der  Bulle  »De  salutet  nebst 
dem  Breve  »Quod  de  fidelium«  niedergelegten  Endergebniss  der  Ver- 
abredungen als  rechtsverbindliche  Grundlage.  Dies  gilt  auch  von 
den  beiden  Noten  vom  22.  Juli  und  6.  October  1820,  welche  daher 
f&r  das  richtige  Verständniss  der  durch  das  Breve  den  Capiteln  hin- 
sichtlich der  Wahl  genehmer  Personen  auferlegten  Pflichten  von 
massgeblicher  Bedeutung  sind. 

Nicht  stichhaltig  ist  ferner  der  Einwand  Friedbergs,  dass  wenn 
die  Kegierung  ihr  Veto  nur  aus  gerechten  Gründen  ausüben  dürfe, 
denn  doch  eine  Instanz  sein  müsse,  welche  diese  Gründe  einer  Prüf- 
ung unterwerfe,  eine  solche  Instanz  hier  aber  nicht  existire.,  Treibt 
die  Regierung  mit  ihrem  Einspruchsrechte  Missbrauch,  so  dass  dem 
Capitel  eine  canonische  Wahl  unmöglich  wird,  so  entsteht  eben  ein 
Gonflict  und  die  Sache  gelangt  an  den  hl.  Stuhl,  welcher  dann  zwar 
nicht  als  Instanz  über  der  weltlichen  Kegierung,  wohl  aber  als  Mit- 
cmtrdheni  des  mü  ihr  geschlossenen  völkerrechtlichen  Vertrages  über 
die  richtige  Ausfahrung  desselben  von  ihr  Becbenschaft  zu  fordern 
Tollkommen  befagt  ist,  wie  ja  umgekehrt  auch  die  weltliche  Begie- 
mng  wegen  capitularisch'er  Excesse  sich  an  den  Papst  als  Mitcontra- 
benten  halten  kann.  Die  beiden  Contrabenten  stehen  hierbei  einan- 
der vollkommen  selbstständig  gegenüber  und  der  Gonflict  kann  nur 
durch  wohlwollende  Verständigung  beglichen  werden.    Ist  diese  un- 
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möglieb,  dann  besteht  er  freilich  zum  Schaden  von  Staat  und  Kirche 
fort,  thatsächlicb  haben  aber  die  Ausgleicbsversuche  in  der  Begel 
einen  zufriedenstellenden  Erfolg  gehabt. 

Es  ist  aber  auch ,  wie  gezeigt ,  gar  nicht  nöthig ,  auf  die  ge- 
dachten beiden  Noten  zu  recurrireu,  da  Bulle  und  Breve  selbst  für 
das  behauptete  absolute  Veto  des  Landesherrn  nichts  weniger  als 
einen  entsprechenden  Anhalt  gewähren. 

Fassen  wir  demnach  das  Ergebniss  unserer  Erörterungen  kurz 
zusammen,  so  stellt  es  sich  zu  den  Friedberg'schen  Schlussresultaten 
wie  folgt: 
Friedberg^sche  Behauptungen:  Schlussergehniss  unserer  Betrach- 
tungen : 


L  Das  Breve  >Quod  de  fide- 
liumc  ist,  wie  die  Bulle  »De  sa- 
lute€  das  Ergebniss  eines  von 
der  Begierung  mit  dem  Papste 
geschlossenen  völkerrechtlichen 
Vertrages. 


n.  Kraft  desselben  ist  das  Ca- 
pitel  verpflichtet,  sich  vor  der 
Wahl  objective  Gewissheit  zu  ver- 
schaffen, ob  der  von  ihm  in  Aus- 
sicht genommene  Gandidat  oder 
mehrere  dem  Könige  nicht  un- 
genehm sind. 


m.  Diese  Information  kann  auf 
dem  Wege  der  Liste  oder  sonst 
irgendwie  erholt  werden,  und  ist 
das  Capitel  jederzeit  berechtigt, 
wenn    gleich    nicht    verpflichtet, 


L  Das  Breve  »Quod  de  fide- 
liumc  und  die  Bulle  »De  salatec 
sind  das  Ergebniss  eines  von  der 
preussischen  Begierung  mit  dem 
Papste  geschlossenen  völkerrecht- 
lichen Vertrages.  Für  die  Dom- 
capitel  beruht  aber  der  verpflich- 
tende Charakter  der  in  der  Bolle 
und  im  Breve  enthaltenen  Be- 
stimmungen nicht  im  Vertrage« 
sondern  in  der  gesetzgeberischen 
Autorität  des  Papstes,  von  wel- 
cher Bulle  und  Breve  erlassen 
worden  sind. 

'  IL  Kraft  dieser  päpstlichen  Er- 
lasse ist  das  Capitel  verpflichtet, 
sich  vor  der  Wahl  ausreichende 
Sicherheit  darüber  zu  verschaffen, 
dass  die  von  ihm  fOr  die  Wahl 
in  Aussicht  genommenen  Gandi- 
daten  ausser  den  canonischeu 
Eigenschaften  auch  die  besitzen, 
dass  sie  dem  Könige  nicht  min- 
der  genehm  sind. 

UL  Diese  Information  kann  auf 
dem  Wege  der  Liste  oder  in  sonst 
geeigneter  Weise  erholt  werden. 
Wählt  das  Capitel  das  Listen- 
verfahren, so  hat  es  von  vornherein 
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Frifdberg'sche  Behauptungen: 

falls  es  eine  Beengung  des  Wahl- 
rechts befarchtet  und  sich  den 
Krds  wählbarer  Personen  zu  er- 
weitem strebt,  noch  ü))er  andere, 
als  die  zuerst  der  Segierung  Oe- 
aannten  bei  dieser  Auskunft  ein- 
zuziehen. Zu  dem  gleichen  Zwecke 
kann  auch  die  Begierung  dem 
Capitel  bei  Rückäusserung  über 
die  von  diesen  genannten  Can- 
didaten  bemerklich  machen,  dass 
noch  bestimmte  andere  Personen 
der  Begierung  nicht  ungenehm 
seien,  mithin  deren  Wahl  Seitens 
der  Begierung  nichts  entgegen- 
stehe. Es  ist  selbstverständlich, 
dass  dem  Capitel  daraus  keiner- 
lei Nöthigung  erwächst,  diese  Per- 
sonen zu  berücksichtigen. 

IV.  Der  König  ist  bei  der 
Bezeichnung  der  Gandidaten  als 
ungenehm  an  keinerlei  Schranke 
gebunden  und  auf  sein  subjectives, 
Ton  Niemand  zu  cotrollirendes 
Ermessen  gewiesen. 


V.  Es  ist  der  Begierung  un- 
benommen, ihrerseits  die  Initia- 
tive zu  ergreifen   und   dem   Ca- 


Schlussergehniss  unserer  Betracht 
tungen : 

alle  Personen,  welche  es  canonisch 
geeignet  und  würdig  für  den  va- 
canten  Bischofsstuhl  erachtet,  auf 
die  der  Begierung  einzureichende 
Liste  zu  setzen.  Eine  spätere 
Ergänzuilg  der  durch  Streichungen 
Seitens  der  Begierung  reducirten 
Liste  ist  nicht  zulässig.  Die  Re- 
gierung hat  kein  Eecht,  dem  Ca- 
pitel bei  Bückäusserung  über  die 
von  diesem  genannten  Candidaten 
ihrerseits  Personen  als  regi  gra- 
tae  zur  Wahl  in  Vorschlag  zu 
bringen  und  das  Capitel  keine 
laicht,  solche  Personen  bei  der 
Wahl  in  Betracht  zu  ziehen.  Ein 
solcher  Vorschlag  hat  daher  even- 
tuell nur  die  Bedeutung  einer  in- 
difiFerenten  Thatsache. 

rv.  Der  König  darf  von  seiner 
Exclusive  nur  einen  masavollen, 
durch  gerechte  Gründe  motivir- 
ten  Gebrauch  machen  und  ist  bei 
der  Bezeichnung  der  Candidaten 
als  minder  genehm  an  die  Schranke 
gebunden,  dass  er  dem  Capitel 
unter  mehreren  von  ihm  canonisch 
als  geeignet  und.würdig  befunde- 
ner Candidaten  freie  Wahl  ge- 
•statten  muss.  Macht  das  Capitel 
von  dem  Listen  verfahren  Gebrauch, 
so  müssen,  um  Beeinträchtigungen 
der  Wahlfreiheit  des  Capitels  auf 
alle  Fälle  zu  vermeiden,  wenigsten 
drei  unbeanstandete  Candidaten 
zur  Auswahl  auf  der  Liste  bleiben. 

V.  Der  Begierung  steht  bei  den 
Bischofswahlen  keinerlei  Initiative 
zu,  vielmehr  ist  durch  Bulle  und 
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Friedberg' sehe  Behauptungen : 

pitel  bestimmte  oder  auch  nur 
eine  Person  als  nicht  ungenehm 
zn  bezeichnen. 


VI.  Es  kann  nnter  keinen  um- 
ständen eine  Person  zum  Bischof 
gewählt  werden,  welche  der  EOnig 
als  ungenehm  bezeichnet  hat  und 
eine  solche  Walil  ist  auch  als 
kirchenrechtlich  ungültig  Yom 
Papste  zu  cassiren. 


ScMussergehniss  unserer  Betrach- 
tungen : 

Breve  das  gange  Wahlgeschäft, 
insbesondere  die  Aufstellung  der 
Candidaten  lediglich  in  die  Hand 
der  Gapitel  gelegt.  Die  Begie- 
rung  ist  daher  nicht  befugt,  den 
Gapiteln  bestimmte  oder  nur  eine 
Person  als  nicht  ungenehm  zu  be- 
zeichnen. 

VI.  Das  Gapitel  handelt,  wenn 
es  eine  ihm  vom  EOnig  als  min- 
der genehm  bezeichnete  Person 
zum  Bischöfe  wählt,  der  Anweis- 
ung des  Papstes  im  Breve  »Quod 
de  fideliumc   zuwider,  und  der 
Papst  ist  yertragsmässig  verpflich- 
tet, auf  erhobene  Beschwerde  der 
Regierung  einer  solchen  Wahl  die 
Bestätigung  zu  versagen.    Dage- 
gen ist  der  Papst  nicht  berech- 
tigt, sie  als  nichtig  zu  cassiren. 
Vn.   Zur    Wahl  nichtpreus-        VII.  Zur  Wahl  eines  Auslän- 
sischer  Personen  für  einen  preus-    ders   (Nichtpreussen)    auf   einen 
sischen  Bischofsstuhl  ist  eine  be-    Bischofsstuhl  bedarf  es  der  Qe- 
sondere  Zustimmung  des  Eönigs    nehmigung  des  Eönigs. 
erforderlich. 

Die  Behauptungen  Dr.  Friedbergs,  dass  der  Eönig  zur  Wahr- 
ung seiner  Rechte  zu  jeder  Bischofswahl  einen  Wahlcommissarius 
abzuordnen  beftigt  sei,  dass  der  Wahlcommissarius  die  Initiative  er- 
greifen, den  Gapiteln  den  Namen  des  von  der  Regierung  begünstigt- 
sten  Gandidaten  mittheilen,  dem  Wahlacte  selbst  beiwohnen  und  seine 
Genehmigung  zur  Verkündigung  des  Wahlergebnisses  ertheilen  oder 
versagen  dürfe,  sind  unbegründet.  Wir  haben  uns  darüber  des 
Näheren  in  unserer  Eritik  der  Sybel'schen  Schrift  Bd.  31.  S.  97  ff. 
des  Archivs  ausgesprochen ,  können  uns  daher  an  dieser  Stelle  auf 
die  Bemerkung  beschränken,  dass  fär  die  Befugniss  des  Staates  zur 
Entsendung  von  Wahlcommissarien  und  fax  die  von  Friedberg  den 
letzteren  vindicirten  Rechte  der  Einmischung  in  das  Wahlgeschäft 
weder  in  der  Bulle  »De  salutec  und  im  Breve  »Quod  de  fideliumc 
noch  in  den  allgemeinen  Eirchengesetzen  ein  Rechtsboden  zu  finden. 
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rielmehr  ia  den  letztGren  jede  Einmiachang  der  weltKchen  Gewalt 
ia  kirchliche  Wablangelegenheiten-geradexa  verboten  ist.  Veraltete 
Staatsgesetze  können  nicht  massgebend  sein,  ^o  dnrch  Vertrag  zwi- 
schen Staat  nnd  Kirche  ein  bestimmter  Wahlmodus  —  ohne  Wahl- 
commissarien  —  festgesetzt  ist. 

Nur  bei  einer  der  Friedberg'schen  Behauptungen  wollen  wir 
noch  einen  Augenblick  yerweilen.  Er  sagt  S.  S80,  es  sei  absolut 
Dothwendig,  dass  das  Ergebniss  der  Wahl  niemals  verkündet  werden 
dürfe,  bevor  der  Wahlcommissar  seine  Genehmigung  gegeben  habe; 
nur  80  könne  die  Regierung  verhindern ,  dass  ihr  Vetorecht  illuso* 
lisch  gemacht  werde. 

Hiergegen  ist  einzuwenden,  dass  aus  dem  Bedürfnisse  der  Re- 
gierung, sich  in  die  Biscbofswahlen  einzumischen,  noch  kein  JReeht 
hergeleitet  werden  kann,  einen  Wahlcommissarius  dazu  zu  entsen- 
den und  die  Pnblication  des  Wahlergebnisses  von  seiner  Genehmig- 
img abhängig  zu  machen. 

Kein  Capitel  hat  nöthig,  sich  an  ein  etwaiges  Verbot  der  Publi- 
catiön  der  Wahl  Seitens  des  ihr  aufgedrängten  Wahlcommissarius 
zu  kehren,  üebrigens  ist  auch  die  Publication  einer  Wahl  nicht 
w^entliches  Erforderniss  ihrer  Giltigkeit  Der  Gewählte  erlangt 
auch  ohne  Publication  ein  Recht  auf  die  päpstliche  Bestätigung. 

(Cf.   Passerini^  Tractatus  de  electione  canonica  cap.  XU.  Nr. 
23.  pag.  175). 

Freilich,  meint  Friedberg,  die  Wahl  einer  persona  Regi  non 
grata  dOrfe  vom  Papste  nicht  nur  nicht  bestätigt ,  sie  müsse  so- 
gar als  niehiig  cassirt  werden.  Denn  die  Befugniss  des  Papstes 
dnrch  ein  einseitiges  Gesetz  oder  durch  Vertrag  das  canonische  Recht 
abzuändern^  sei  unzweifelhaft  und  im  Breve  »Quod  de  fidelinm«  habe 
der  Papst  den  übrigen  canonischen  Wahlrequisiten  die  Nothwen- 
digkeit  der  Genehmigung  des  Gewählten  durch  den  König  von 
Prenssra  als  vollkommen  gleichwiegend  an  die  Seite  gestellt.  Sie 
sei  damit  auch  canonisches  Requisit  geworden  und  eine  Wahl,  die 
auf  einen ,  von  der  Regierung  vorher  als  missliebig  bezeichneten 
Candidateu  falle,  sei  nach  dem  Breve  auch  canonisch  ungiltig.  Sie 
könne  daher  gar  nicht  von  Rom  bestätigt  werden ,  sondern  müsse 
erklärt  werden  für  das,  was  sie  sei,  für  nichtig. 

Diese  ganze  Ausführung  ist  aber  nicht  stichhaltig.  Die  Ge- 
nehmigung eines  OewShUen  ist  zunächst  auch  im  Breve  dem  Kö- 
nige nicht  zugestanden,  ebensowenig  die  Versagung  dieser  Geneh- 
migung, sondern  nur  ein  Einspruch  vor  der  Wahl  gegen  personae 
noinus  gratae.    Die  Berücksichtigung  dieses  Einspruches  ist  den  Ca- 
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pitelo  iro  Breve  zur  Pflicht  gemacht,  es  ist  aber  dem  Papste  nicht 
eingefallen,  durch  die  im  Breve*  enthaltene  Ermahnung  resp.  In- 
struction der  Capitel,  Solche  bei  der  Wahl  in  Betracht  zu  ziehen, 
welche  dem  Könige  nicht  minder  genehm  ^eien,  als  ein  canonisches 
Erforderniss  för  die  Oiltigkeit  der  Wahl  hinzustellen,  was  auch  gar 
niolit  zulässig  gewesen  wSi-e,  sondern  er  hat  dem  Könige  nur  Mit- 
tel und  Weg  eröffnen  wollen,  factisch  das  zu  erreichen ,  was  ihm, 
als  Protestanten  kirchenrechtUch  doch  unmöglich  zugestanden  wer- 
deii  konnte,  nämlich,  dass  eine  ihm  ungenehme  Person  nicht  zum 
Bischof  gewählt  werde.  Der  Papst  kann  zwar  durch  Gesetze  das 
canonische  Recht  abändern ,  aber  er  kann  keine  Gesetze  machen, 
welche  gegen  die  Grundprincipien  der  katholischen  Kirche  Verstössen. 
Das  Breye  ist  auch,  wie  wir  gezeigt  haben ,  kein  eigentliches  Ge- 
setz, dazu  fehlt  ihm  schon  die  Publication,  sondern  nur  eine  In- 
struction, und  wäre  es  ein  Gesetz,  so  ist  doch  darin  mit  keinem 
Worte  ausgedrückt,  dass  die  Nichtbeachtung  der  in  Betreff  der  Ge- 
nebmheit  des  zu  Wählenden  gegebenen  Vorschrift  für  die  Giltigkeit 
der  Wahl  von  so  wesentlicher  Bedeutung  sei,  dass  eine  ohne  Be- 
achtung dieser  Vorschrift  geschehene  Wahl  ,  canonisch  nichtig 
sein  solle. 

In  der  Tfaat  müsste  sich  also  die  Begierung  wenn  einmal  der 
FaH  vorkäme,  dass  ein  sonst  canonisch  Qualificirter,  aber  vom  König 
für  minder  genehm  erklärter  Candidat  unter  Beobachtung  der  cano- 
nischen Vorschriften,  also  formell  giltig  gewählt  würde,  damit  zu- 
frieden stellen,  wenn  der  Papst  auf  ihren ,  bei  ihm  geltend  zu  ma- 
chenden Einspruch  (denn  dem  Capitel  hat  einmal  die  Regierung  in 
WahlaQgelegenheiten  nach  dem  vereinbarten  Rechte  nichts  zu  com- 
mandiren)  die  Bestätigung  der  Wahl  versagt;  denn  damit  erlangt 
sie  thatsächlich,  was  ihr  im  Breve  zugesichert  ist  und  ein  Mehreres 
hat  sie  nicht  zu  verlangen. 

So  hat  auch  der  heilige  Stuhl  die  Sache  aufgefasst  und  im 
Triers*chen  Falle  vom  Jahre  1839  dem  entsprechend  gehandelt  und 
die  preussische  Regierung  hat  sich  dabei  beruhigt,  recht  wohl  wis- 
send, dass  die  ihr  vom  heiligen  Stuhl  rücksichtlich  der  Bischofs- 
wahlen gemachten  Zugeständnisse  eine  weitergehende  Tragweite 
nicht  haben  könnten,  als  eine  thatsächliche,  wenn  auch  im  Erfolge 
wirksame. 

Wenn  nun  Dr.  Friedberg,  um  dem  Vetorechte  der  Regierung 
einen  cananischen  Effect  zu  sichern,  eveni  verlangt,  der  königliche 
Wahlcommissär  solle,  was  bis  jetzt  in  Preussen  nicht  geschehen  ist, 
dem  Wahlacte  selbst  beiwohnen  und  auch  in   consessu  capitnli   die 

i 


y 


Zw  Kritik  von  Friedbergs  Sehr.:  Der  Staat  u.  d,  BUchofnwahl,     115 

Verküodigiing  des  Wahlergebnisses  nicht  eher  gestatten,  als  bis  er  es 
geprüft  und  staatlich  annehmbar  befunden  habe;  dann  würde  bei 
verbotener  nnd  unterlassener  Yerküudung  des  Stimmenresultates  auch 
eaooDisch  keine  Wahl  zu  Staude  kommen:  so  hätte  er  sich  doch 
wohl  sagen  müssen,  dass  so  pfiffig  die  Sache  auch  ausgedacht  ist, 
doch  ein  so  grober  Missbrauch  der  weltlichen  Gewalt  die  ernsteste 
Zurückweisung  erfahren  würde. 

Seite  383  der  Friedberg*8chen  Schrift  stossen  wir  hinsichtlich 
der  päpstlichen  Confirmation  des  Gewählten  auf  eine  Schlussiolge- 
ning,  welche  wir  als  durchweg  richtig  nnd  unverfänglich  nicht  gel- 
ten lassen  können.  Der  Verfasser  deducirt  nämlich  aus  der  Bestim- 
mong  »Qnaelibet  verot  der  Bulle  »De  salute,€  der  Papst  sei  ver- 
pflichtet den  Informativprocess  durch  einen  preussischen  Prälaten 
Tornehmen  zu  lassen  und  dürfe  nqr  nach  dessen  für  die  Gewählten 
ungünstigem  Ausfalle  die  Confirmation  versagen  und  die  Regierung 
habe  ein  vertragsmässiges  Recht  auf  den  Informativprocess. 

Aus  den  Worten  der  Bulle  folgt  aber  nicht,  dass  der  Papst 
anter  allen  Umständen,  auch  wenn  er  über  die  Person  des  Erwähl- 
ten schon  genügend  informirt  ist,  einen  Informativprocess  anstellen 
lassen  müsse,  sondern  nur,  dass,  wenn  er  einen  solehen  für  erfor^ 
derlieh  häU^  er  denselben  einem  preussischen  Erzbischofe  oder  Bi" 
schofe  (von  anderen  Prälaten  ist  keine  Rede)  auftragen  fnüsse.  — 
Nor  das  ist  die  prenssische  Regierung  zu  verlangen  berechtigt,  ein 
Becht  auf  Abhaltung  des  Informativprocesses  und  eine  demselben 
entsprechende  Pflicht  des  Papstes,  wenn  er  bereits  informirt  ist  und 
nicht  bestätigen  will,  dennoch  einen  solchen  anstellen  zu  lassen, 
existirt  nicht.  Will  der  Papst  einen  Candidaten  aus  einem  oationt- 
sehen  Grunde  verwerfen,  so  kommt  es  auf  die  Art,  wie  er  denselben 
«fuhren  hat,  nicht  an. 

(Gf.  Schtdte^    System   des  katholischen  Eirchenrechts  Bd.  II. 
S.  234). 

Was  Friedberg  S.  384,  385  über  den  Consecrationseid  und  den 
von  den  Bischöfen  dem  Könige  zu  leistenden  Eid  der  Treue  sagt, 
gibt  uns  zu  Bemerkungen  keinen  Anlass.  Formulare  dieser  Eide 
finden  wir  unter  den  Beilagen  Bd.  11.  abgedruckt,  und  zwar  enthält 
Beilage  LXXXV.  den  Consecrationseid  der  preussischen  und  hanno- 
verschen Bischöfe  ,  Beilage  LXXXVI  a.  den  Treueeid ,  wie  er  vor 
Erlass  der  Bulle  »De  salntec  üblich  war;  Beilage  LXXXVI  b.  die 
Kachricfat  über  die  Vereidigung  der  Erzbischöfe  von  Köln  und  J^o- 
leo,  Melchers  und  Graf  Ledocbowski,  mit  der  nach  der  Bulle  üblich 
gewordenen  Eidesnorm ;  Beilage  XCVII.  den  Eid,  wie  ihn  Herr  Hu- 
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bertus  Reinkens  geleistet,  und  nach  der  Königlichen  Verordnung 
vom  6.  Deceniber  1873  fortan  auch  alle  römisch  katholischen  Bi- 
schöfe schwören  sollen  ,  aber  nicJU  schwören  können  und  werden. 
Auch  eine  staatliche  Anerkennungsurkunde ,  diejenige  des  Bischofs 
Krementz  von  Ermeland  findet  sich  sub  N.  LXXXVII.  der  Beilagen 
abgedruckt. 

Dann  sind  es  noch  zwei  Fragen,  welche  eine  Erörterung  be- 
dürfen : 

a)  Gelten  in  Preussen  päpstliche  Reservationen  ? 

b)  Findet  bei  Bjschofswahlen  das  Devolutionsrecht  statt? 

Die  erstere  Frage  glaubt  Friedberg  verneinen  zu  müssen,  seine 
Gründe  (S.  380  ff.)  sind  aber  der  Art,  dass  sie  eigentlich  eine  Bc- 
jahung  rechtfertigen. 

In  der  Bulle  »De  salute«  heisst  es: 

%Statuimu$^  quod  aliaquacunque  ratione  vel  consuetudine,  nee 
non  electionis  et  postulationis  discrimine  nobilitatisque  natalium 
necessitate  sublatis,  capiiulis  praedictis  —  factdtatem  tribuimus, 
ut  in  singulis  illarum  sedium  vacationibus  per  antistitum  res- 
pectivorum  obitum  extra  Bomanum  curiam ,  vel  per  earum  se- 
dium resignationem  et  abdicaiionem  infra  consuctum  trimesiris 
spatium  dignitates  et  canonici  capitulariter  congregati  et  ser- 
vatis  canonicis  regulis  —  novos  antistites  eligere  possint.« 
Das  Wahlrecht  ist  hiernach  den  Capiteln  verliehen : 

a)  im  Falle,  dass  der  Bischof  resignirt  oder  abdankt; 

b)  für  den  Todesfall  des  Bischofs  extra  curiam. 

Somit  ist  ad  a)  das  für  den  Fall  der  Resignation  und  Ab- 
dankung nach  allgemeinem  Recht  bestehende  Reservatrecht  für 
Preussen  beseitigt. 

Indem  aber  den  Capiteln  ad  b)  das  Wahlrecht  eingeräumt  ist 
fiir  den  Fall,  wenn  der  Bischof  extra  curiam  stirbt ,  ist  es  conse- 
quent  ausgeschlossen,  wenn  er  in  curia  stirbt,  mithin  tritt  in  diesem 
Falle  das  Reservatrecht  in  Kraft. 

Hinsichtlich  der  übrigen  Reservatrechte  ist  in  der  Bulle  nichts 
gesagt,  da  aber  das  Wahlrecht  der  Capitel  auf  die  obigen  Fälle  be- 
schränkt ist,  so  folgt  daraus  von  selbst ,  dass  in  den  übrigen  Be- 
setzungsfillen  die  bestehenden  Reservatrechte  nach  wie  vor  Platz 
greifen. 

Die  Sache  liegt  juristisch  so  klar,  dass  kein  Wort  weiter  dar- 
über zu  verlieren  ist. 

Ob  der  Papst  von  seinen  Reservatrechten  Öebrauch  machen 
will  oder  nicht,  ist  seine,  Sache.    Berechtigt  ist  er  dazu,  nicht  Mos 
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den  Capiteln,  sondern  auch  der  Regierung  gegenüber,  deren  Sache 
es  gewesen  wäre,  sich  durch  entsprechende  Stipulationen  eine  Mit- 
wirkung bei  der  Besetzung  der  Bischofsstühle  in  päpstlichen  Beser- 
TatMen  zu  sichern,  wenn  sie  eine  solche  beanspruchen  wollte. 

Thaisächlich  wird  sich  ja  aber  die  Sache  so  gestalten ,  dass 
der  Papst  zur  Besetzung  voa  Bischofsstühlen  in  Beservatfällen  nicht 
schreitet,  ohne  sich  mit  der  Regierung  über  die  Person  des  von  ihm 
eiuzosetzenden  Bischofs  in  irgend  einer  Weise  zu  verständigen,  weil 
ihm  das  Einvernehmen  mit  der  weltlichen  Gewalt  eine  Sache  von 
Wichtigkeit  ist.  Dies  ist  aber  Sache  der  Convenienz  und  keine 
Rechtsfrage. 

Was  das  Devolutionsrecht  anlangt,  so  ist  es  nicht,  wie  Fried- 
berg sagt,  in  der  Bulle  mit  Stillschweigen  übergangen,  sondern  da- 
durch ausdrucklich  gewahrt,  dass  den  Gapiteln  nur  für  die  Frist  von 
drei  Monaten  nach  Eintritt  der  Sedisvacanz  das  Wahlrecht  zugesichert 
und  von  dem  consuetum  trimestris  spatium  die  Bede  ist.  Das  De- 
Tolntionsrecht  wurde  vom  heiligen  Stuhle  aber  auch  dann  ausgeübt 
werden  können ,  wenn  es  in  der  Bulle  nicht  ausdrücklich  gewahrt 
wäre,  da  es  dem  Papste  schon  nach  allgemeinem  Recht  zusteht, 
eine  Ausnahme  vom  allgemeinen  Rechte  aber  nur  durch  eine  spe* 
cicile  gesetzliche  Vorschrift  begründet  werden  könnte,  welche  in  der 
Balle  nicht  enthalten  ist.  Die  Ansicht  Friedberg's,  dass  zwar  das 
Capitel,  wenn  es  innerhalb  drei  Monaten  nicht  wähle,  sein  Wahl- 
recht verwirkt  habe,  gegen  die  Regierung  aber  das  Devolutionsrecht 
nicht  Platz  greife ,  ist  falsch.  Wünschte  die  Regierung  dies ,  so 
hätte  sie  bei  den  Verhandlungen  über  die  Bulle  sich  einen  entspre- 
chenden Vorbehalt  machen  müssen. 

Thatsächlich  hat  sich  allerdings  die  Sache  so  gestaltet,  dass 
wenn  der  heilige  Stuhl  in  der  Lage  war,  von  dem  Devolutionsrechte 
Gebrauch  zu  machen,  eine  Verständigung  mit  der  Regierung  entwe- 
der über  Ausdehnung  der  Wahlfrist  zu  Gunsten  der  Capitel  oder 
ober  die  Ernennung  einer  bestimmten  Person  zum  Bischof  durch 
den  .Papst  —  stattgefunden  hat. 

Da ,  wo  nun  in  einyn  solchen  Falle  eine  päpstliche  Er- 
nennung stattgefunden  hat ,  ist  sie'  lediglich  vom  Papste  ausge- 
gangen und  hat  nur  eine  thatsächliche  Verständigung  mit  der  Re- 
gierang hinsichtlich  der  zu  ernennenden  Person  insoweit  stattgefun- 
den, dass  der  Papst  sich  der  Genehraheit  derselben  im  Wege  der 
Verhandlung  des  Cardinal-Staatssecretärs  mit  dem  preussischen  Ge- 
sandten versichert  hat. 

Die  Betrachtung,  welche  Herr  Fried  berg  dann   noch  über  den 
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Einfluss  des  Art.  15.  der  octroyirten  Vcrfassungsurknnde  vom  5.  De- 
cember  1848  und  resp.  des  daraus  hervorgegangeneu  Art.  18.  der 
revidirlen  Yerfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850  auf  das  Mit- 
wirkungsrecbt  des  Staates  bei  der  Besetzung  der  BiscbofsstüMe  an- 
stellt, sind  als  erledigt  zu  betrachten,  nachdem  durch  das  preus- 
sische  Gesetz  vom  18.  Juni  1875  {Archiv  Bd.  34,  S.  166)  der  Art. 
18  der  Yerfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850  aufgehoben  wor- 
den ist. 

Es  ist  übrigens  vom  heiligen  Stuhle  die  Qeltung  der  in  der 
Bulle  »De  salutec  und  im  Breve  »Quod  de  fideliumc  über  die  Bi- 
schofswahlen enthaltenen  Vorschriften  gegenüber  dem  Art.  18  der 
Verfassungsurkunde  nie  iu  Frage  gestellt  werden. 

Herr  Dr.  Friedberg  wünscht  das  Staatskirchengesetz  vom  II. 
Mai  1875  (Maigesetz)  betreffend  die  Anstellung  der  Geistlichen  we- 
nigstens indirect  auch  auf  die  Besetzung  der  Bischofsstühle  angewen- 
det zu  sehen,  insofern  es  der  Begierung  die  Principien  darbiete,  nach 
welchen  bei  Genehmigung  der  Wahlcandidaten  zu  verfahren  sei,  da 
ein  Kleriker,  welcher  gesetzlich  nicht  für  fähig  erachtet  werde,  auch 
nur  eine  Pfarrei  im  Staate  zu  bekleiden,  noch  weniger  far  die  Ver- 
waltung eines  bischöflichen  Amtes  geeignet  befunden  werden  könne. 
Wir  können  Herrn  Dr.  Friedberg  die  beruhigende  Versiche- 
rung geben,  dass  die  preussische  Kegierung,  so  lange  die  Maigesetze 
bestehen  werden,  nicht  in  die  Lage  kommen  wird,  mit  dem  heiligen 
Stuhle  über  die  Besetzung  eines  Bischofsstuhles  zu  verhandeln. 
Wenn  sie  aber  beseitigt  sein  werden,  wozu  die  gesunde  Vernunft  den 
Staat  nothwendiger  Weise  führen  muss,  wird  man  sich  bei  Besetz- 
ung der  Bischofsstühle  gewiss  nicht  mehr  an  irgendwelche  Bath- 
scbläge  des  Herrn  Friedberg  und  der  übrigen  Staatscauonisten  kehren. 

In  Betreff  der  Bestellung  eines  Goadjutors  cum  jure  succedendi 
(S.  392)  ist  zuzugeben,  dass  dieselbe  den  Orundsäteen  der  Bulle 
»De  salutec  gemäss  einer  Vereinbarung  zwischen  dem  heiligen  Stuhle 
und  der  preussischen  Regierung  bedarf,  so  lange  indess  noch  die 
preussische  Mailuft  weht,  wird  auch  in  diesem  Punkte  die  Praxis 
auf  sich  beruhen  bleiben  und  der  lieilige  Stuhl  sich  anderweit 
zu  bebelfen  wissen. 

(Fortsetzung  folgt.) 
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VI. 

Die  Predigt  bei  der  Säcularfeier  der   Erbauung  der  kath. 
Kirche  zu  Oggersheim  in  Rheinbayem, 

e'm  aklenmässiger  BeUrag  zum  bayerischen  StacUskirchenrecht.  1875.) 

1.  Die  lAllgem.  Ztg.c  Nr.  282  vom  9.  October  1875  brachte 
folgende  aas  München,  den  8.  October  datirte  Mittheilung ,  welche 
sich  im  Eingange  selbst  als  authentische  bezeichnet :  »In  der  2.  Yer- 
ässoflgsbeilage  §.  79.  ist  bestimmt:  »Zu  ausserordentlichen  Icirchli- 
chen  Feierlichkeiten ,  besonders  wenn  dieselben  an  Werktagen  ge- 
halten werden  wollen,  muss  allzeit  die  specielle  königliche  Bewillig- 
ung erholt  werden. €  Diese  Bestimmung  wurde  durch  eine  Verordnung 
Tom  20. Juni  1851  dahin  abgemildert,  dass  die  geistlichen  Behör- 
den bei  Anordnung  aller  nicht  gewöhnlichen*  kirchlichen  Feierlich- 
keiten und  Andachten  hiervon  vorgängige  Anzeige  bei  der  weltli- 
chen Behörde  zu  machen  und  nur  in  gewissen  Fällen  die  allerhöchste 
Genehmigung  Sr.  Majestät  oder  doch  der  königlichen  Behörden  ein- 
zuholen verpflichtet  sein  -sollen,  das  erstere  unter  anderm,  wenn  die 
kirchlichen  Oberbehörden  zur  Vornahme  ausserordentlicher  kirchli- 
cher Feierlichkeiten  Geistliche  herbeirufen  und  ermächtigen  wollen, 
welche  im  Lande  nicht  recipirten  Orden  angehören  oder  das  bayerische 
Indigenat  nicht  besitzen.  In  dem  letzteren  Falle  hat  sich  S.  Maje- 
stät die  Entscheidung  vorbehalten.  Diese  Verordnung  wurde  bisher 
anstandslos  gehandhabt,  und  ist  beispielsweise  namentlich  in  der 
Pfalz  bei  den  protestantischen  Missionsfesten  und  der  Gustav- Adolph- 
Feier,  sowie  erst  kürzlich  bei  Abhaltung  von  Gottesdiensten  zur 
Feier  des  Sedanstages  in  Anwendung  gekommen.  Am  24.  Septem- 
ber 1.  J.  traf  nun  ein  Bericht  der  königlich  bayerischen  Regierung 
der  Pfalz  beim  Staatsministerium  des  Innern  für  Kirchen-  und  Schul- 
Angelegenheiten  ein,  dass  »am  3.  und  4.  October  I.  J.  die  Säcular- 
feier der  katholischen  Kirche  in  Oggersheim  in  festlicher  Weise  und 
in  Gegenwart  des  hoch  würdigen  Bischofes  von  Speyer  begangen 
werde«,  mit  Anregung  der  Frage:  ob  nicht  wegen  des  Umstandeis, 
dass  die  »Abhaltung  einer  Predigt  am  4.  October  laufenden  Jahres 
dnrch  den  Domdecan  Dr.  Heinrich  von  Mainz  beabsichtigt  werde, 
nach  Ziffer  4.  der  höchsten  Entschliessang  vom  20.  Juni  1851  die 
allerhöchste  GFenehmigung  Sr.  Majestät  des  Königs  einzuholen  sei.c 
Ton  einem  Vorhaben    des  Bischofes  Frhrn.  v.  Ketteier,   gleichfalls 
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predigen  zu  wollen,  geschieht  in  diesem  Berichte  keine  Erwähnung. 
Das  kgl.  Gultusministerium  stattete  hierauf  sofort  den  pflichtgemäs- 
sen  Bericht  an  Se.  Majestät  den  König  ab,  und  stellte  den  Antrag : 
die  allerhöchste  Oenehmiguag  zur  Berufung  des  Domdecans  Dr. 
Heinrich  von  Mainz  als  Festprediger  bei  der  hundertjährigen  Jubi- 
läumsfeier in  der  katholischen  Kirche  zu  Oggersheim  nicht  zu  er- 
theilen.  Se.  Majestät  entschied  im  Sinne  des  ministeriellen  Antra* 
geSt  und  wurde  am  1.  October  1.  J.  die  bezügliche  bereits  durch  die 
Presse  bekannt  gewordene  Entschliessung  an  die  königliche  Regierung 
der  Pfalz  expedirt.  Am  3.  October  Mittags  erhielt  der  königliche 
Gultusminister  Dr.  v.  Lutz  nachfolgendes  Telegramm  von  Seiten  des 
Bischofes  Frhrn.  y.  Ketteier  von  Mainz:  »Auf  Ersuchen  des  P. 
Guardian  bin  ich  hier  eingetroffen,  um  auf  dem  Franciscusfeste  heute 
Abend  zu  predigen,  und  erfahre  so  eben,  dass  nach  einem  Schreiben 
der  kgl.  Regierung  der  Pfalz  dazu  Genehmigung  nachgesucht  werden 
muss.  Ich  bitte  daher  Excellenz  um  die  Genebmigung.c  Darauf 
gab  Henr  y.  Lutz  folgende  telegraphische  Antwort:  »Ihr  Telegramm 
ist  mir  um  1  ühr  bei  Ruckkehr  yon  Besuchen  zugekommen.  Nach 
Ziffer  4.  der  Verordnung  yom  20.  Juni  1851  wäre  die  Abhaltung 
einer  Festpredigt  durch  nichtbayerische  Geistliche  bei  dem  Jubiläums- 
fest in  Oggersheim  nur  nach  yorgängiger  Genehmigung  Sr.  Majestät 
des  Königs  erlaubt;  diese  allerhöchste  Genehmigung  zu  erholen  bin 
ich  aber  wegen  der  Kürze  der  Zeit  nicht  in  der  Lage.c  An  dem 
nämlichen  Tag  Abends  nach  acht  ühr  kam  yen  demselben  Bischof 
Ketteier  folgendes  Telegramm  in  die  Hände  Sr.  Majestät  nach 
Schloss  Berg:  »Königliche  Majestät!  Da  Excellenz  der  Staatsministei: 
y.  Lutz  durch  eben  erhaltenes  Telegramm  die  Ertheilung«  der  Er- 
laubniss  zur  Abhaltung  einer  Predigt  gelegentlich  der  hundertjähri- 
gen Festfeier  der  Erbauung  der  hiesigen  katholischen  K\rche  durch 
Hochdero  Ahnin ,  die  Hochselige  Kurfurstin  der  Pfalz  Elisabeth 
Augusta,  yon  der  Entscheidung  Euerer  Majestät  abhängig  macht,  so 
erlaube  ich  mir  unterthänigst,  Euere  Majestät  zu  bitten ,  mir  diese 
Erlaubniss  gnädigst  gewähren  zu  wollen,  c  Auf  dieses  Telegramm 
ist  eine  Antwort  nicht  erfolgt.  Dessenungeachtet  hat,  wie  aus  den 
öffentlichen  Blättern  hinreichend  bekannt  ist ,  Bischof  Ketteier  die 
beabsichtigte  Predigt  gehalten.  Als  dies  durch  die  Zeitungen  zur 
Kenntniss  Sr.  Majestät  des  Königs  kam ,  traf  Allerhöchstderselbe 
mehrere  Verfügungen,  und  erliess  zwei  Handschreiben  an  den  kgl. 
Coltusminister  y.  Lutz,  yon  denen  das  eine  dem  ernsten  Befremden 
Ausdruck  gab,  dass  »Bischof  Haneberg  bei  diesem  rein  bayerischen 
Eirchenfest  in  so  erregter  Zeit  einem  mit  den  bayerischen  Verhält- 
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niag^n  wenig  bekannten  und  an  dem  Streite  der  Parteien  in  henror- 
ragender  Weise  betheiligten  Eanzelredner  einer  fremden  Diöcese  die 
Predigt  überlassen  habe;€  das  andere  mit  Besiebung  auf  die  That- 
sacbe,  dass  Biscbof  Haneberg  unter  üebernabme  der  Verantwortung 
das  Auftreten  des  Biscfaofes  Ketteier  von  Mainz  als  Prediger  zuge- 
lassen, sich  dahin  äusserte:  »Se.  Majestät  erblicke  in  diesem  Vor- 
gdjen  des  Bischofes  y.  Haneberg  eine  mit  der  von  ihm  beschwore- 
nen Pflicht  des  Gehorsams  in  schroffem  Widerspruch  stehende  Hal- 
timg, während  die  Theilnabme  des  Bischofes  Ketteier  an  dieser 
Handlongsweise  eine  schwere  Verletzung  jener  Bücksichten  enthalte, 
welche  ihm  das  Verweilen  im  Lande  Sr.  Majestät  auferlege.c 

2.  Vorstehendes  ist  die  Zuschrift  des  bayerischen  Cultus- 
urinisters  v.  Lutz  vom  8.  October  1875  an  den  Hochw.  Bischof  Dr. 
Haneberg  zu  Speyer,  welche  Zuschrift  unter  demselben  Datum  so- 
gleich in  der  »AUg.  Ztg.c  yeröffentlicht  wurde,  während  der  Herr 
Bischof  dieselbe  amtlich  erst  am  9.  October  empfing.  Der  Bischof 
publicirte  darum  auch  sogleich  in  einer  Extrabeilage  zu  Nr.  239  der 
»Bheinpfalzc  sein  dagegen  gerichtetes  Bechtfertigungsschreiben,  nach- 
dem er  sich  im  Begleitschreiben  an  die  königliche  Kreisregierung 
die  sofortige  Veröffentlichung  seines  Antwortschreibens  vorbehalten 
hatte.  Dieses  Schreiben  des  Hochw.  Bischof  von  Speyer  an  das 
bayerische  Ministerium*  lautet: 

»Hohes  Königliches  Staatsministerium! 

Der  gehorsamst  Unterzeichnete  erhielt  gestern  durch  Vermitte-^ 
lang  der  königlichen  Regierung  eine  höchste  Ministerialentschliessung, 
die  ihn  tief  betrübt,  weil  er  aus  ihr  zu  entnehmen  hatte,  dass  Seiner 
Majestät  dem  Könige  ein  ganz  harmloser  Vorgang  bei  der  Säcu- 
larfeier  in  Oggersheim  auf  solcJie  Weise  entstellt  vorgetragen  worden 
sein  musSj  dass  Allerhöchstdieselben  dem  Unterzeichneten  Ihr  Miss- 
follen  ausdrucken  und  den  gewichtigen  Vorwurf  melden  Hessen,  dass 
in  seinem  Vorgehen  »eine  mit  der  von  demselben  beschworenen 
Pflicht  des  Gehorsams  in  schroffem  Widerspruch  stehende  Haltung 
ra  erkennen  sei.€ 

Da  Se.  Majestät  zu  einem  solchen  Vorwurf  und  einer  so  un- 
gDidigen  Aeusserung  einzig  durch  die  vom  hohen  königlichen  Siaats- 
wimterium  ausgehende  Darstellung  gelangen  konnte,  fühle  ich  mich 
Terpflichtet,  dieser  hohen  Stelle  zu  zeigen,  dass  ich  mich  in  dieser 
Sache  nicht  nur  keiner  Verletzung  der  Staatsgesetze  oder  der  ehren- 
den Bficksicht  auf  Se.  Majestät  den  König  schuldig  gemacht,  sen- 
den vielmehr  Etwas  gethan  habe,   was  ganz  gesetzlich   war   und 
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ausserdem  die  Tendenz  hatte,  von  der  königlichen  Regierung  die  Un- 
ehre einer  allarmirenden  Gehässigkeit  abzuwenden. 

Der  einfache  Hergang  der  Sache  kann  allein  schon  zum  Be- 
weise genügen,  wie  unrecht  es  war,  Seiner  Majestät  die  Meiftung 
beizfibringen,  als  wenn  der  Bischof  den  schuldigen  Gehorsam  verletzt 
hätte.  Dasselbe  erhellt  noch  deutlicher  durch  die  Vergleichung  des 
Vorganges  mit  jenem  Paragraphen ,  dessen  Verletzung  dem  Bischof 
Schuld  gegeben  wird. 

I.  Der  Vorgang  ist  einfach  folgender:  Der  dermalige  Pfarrer 
von  Oggersheim,  dem  sich  später  das  Franziscauerkloster  daselbst 
anschloss,  fasste  den  Gedanken  auf,  zur  Erinnerung  an  die  Erbauung 
der  dortigen  Kirche  durch  die  pfälzische  Eurfürstin  Elisabeth  Augusta 
vor  100  Jahren  eine  Art  von  Säcularfeier  zu  veranstalten.  Nach 
dem  mitgetheilten  Plane  sollte  diese  Feier  ausser  einer  um  die 
Kirche  herum  zu  leitenden  Procession  am  Schlüsse,  mit  noehreren 
Predigten  und  der  Gegenwart  des  Diöcesanbischofs  nichts  Unge- 
wöhnliches haben.  Gleichwohl  wurde  das  Pfarramt  angewiesen,  die 
fttr  ausserordentliche  Festlichkeiten  verordnungsraässigen  Anzeigen 
bei  der  Districts-  und  Localbehörde  zu  machen.  Die  ganze  Ordnung 
der  Feier  blieb  dem  Pfarramte  und  Kloster  überlassen;  der  unter- 
zeichnete Bischof  der  Diöcese  versprach ,  eine  Festpredigt  und  ein 
Pontificalamt  zu  halten.  Als  bereits  die  Zeit  des  Festes  heran- 
rückte, —  es  war  am  22.  September  —  erschienen  zwei  Conventualen 
von  Oggersheim  bei  mir,  um  mir  mitzutheilen,  dass  der  Herr  Bischof 
von  Mainz  bei  Gelegenheit  einer  Firmung  in  der  Nähe  der  Speyerer 
Diöcese  sich  geneigt  gezeigt  habe,  sich  an  der  Feier  zu  betheiligen. 
Natürlich  erklärte  ich,  dass  ich  mich  hierüber  sehr  freue.  Da  mir 
zugleich  gesagt  wurde,  der  Herr  Bischof  sei  geneigt,  bei  der  Feier 
zu  predigen,  so  machte  ich  sogleich  Vorschläge  hinsiclitlich  der  zu 
wählenden  Zeit.  Hierbei  fiel  mir  gar  nicht  ein,  dass  die  im  Allge- 
meinen mir  bekannte  Verordnung  hinsichtlich  der  Herbeirufung  von 
ausländischen  Priestern  zu  Missionspredigten  in  Anwendung  kommen 
könnte.  War  ich  doch  wenige  Wochen  vorher  zu  einer  Festpredigt 
nach  Mainz  in  aller  Form  eingeladen  worden ,  ohne  dass  dort  die 
mindeste  Anzeige  hiervon  an  die  Behörden  für  nöthig  erachtet  wor- 
den wäre. 

Um  so  mehr  erstaunt  war  ich ,  am  Samstag ,  den  2.  October, 
Nachmittags  eine  Note  von  der  königlichen  Regierung  der  Pfalz  zu 
erhalten,  worin  die  Ansicht  geäussert  wurde ,  der  Herr  Bischof  von 
Mainz  könne  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  Seiner  Majestät  in 
Oggersheim  nicht  predigen.    Es  war  mir  nicht   möglich,   von    dem 
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Wortlaut  der  Instmetion  vom  20.  Juni  1851  vor  meinem  Abgang 
nach  Oggersheim  nähere  Einsicht  zu  nehmen,  —  erst  nach  meiner 
Bfickkehr  von  dort  geschah  dieses  —  aber  nach  meiner  Erinnerung 
an  deren  Inhalt  konnte  ich  nicht  glauben,  dass  einem  benachbarten 
Bischöfe  durch  dieselbe  verwehrt  sein  sollte,  in  Bayern  bei  einem 
Feste  zu  predigen,  zu  welchem  er  mit  Gutheissung  des  Diöcesan- 
biscbofs  eingeladen  war.  Wie  konnte  ich  glauben,  dass  eine  unter 
König  Max  II.  erlassene  Verordnung  einen  solchen  Sinn  habe? 

Als  ich  Sonntag,  den  3.  October,  Nachmittags  in  Oggersheim 
TOM  der  Kirche,  zu  welcher  ich  zuerst  dem  Gebrauche  gemäss  ge- 
logen war,  zurück  kam,  fand  ich  den  Herrn  Bischof  von  Mainz 
bereits  anwesend,  und  mit  der  angotührten  Note  der  Regierung 
bekannt. 

Unter  der  Voraussetzung,  dass  hier  eine  besondere  bayerische 
Gesetzesverordnung  hindernd  inzwischen  liege,  hat  er  sich  tele- 
graphisch an  den  Herrn  Staatsminister  v.  Lutz  und  dann  an  Se- 
Majestät  den  König  gewendet,  um  die  förmliche  Erlaubniss  zur 
Predigt  zu  erhalten.  Vergeblich  war  auf  letzteres  Telegramm  eine 
Antwort  erwartet  worden.  Es  war  6  Uhr  Abends,  eine  grosse  Volks- 
menge wartete  auf  die  Predigt  des  Herrn  Bischofs  von  Mainz,  die 
TOT  7  Uhr  beginnen  sollte.  In  der  zuversichtlichen  Voraussetzung, 
dass  Se.  Majestät  der  König  unter  diesen  Umständen  kein  Verbot 
einlegen  wollten,  und  dass  der  Verordnung,  auch  wenn  sie  im  Sinne 
derRegierung  bestände,  durch  die  Schritte  des  Bischofes  vollkommen 
' Genüge  geschehen  sei,  bat  ich  den  Herrn  Bischof,  ohne  Bedenken 
zu  predigen ,  indem  ich  alle  Verantwortung  auf  mich  nehme.  Ich 
handelte  dabei  vorzüglich  nach  dem  Gefühle  des  Rechtes  ,  nach  der 
Lage  und  mit  dem  Bewusstsein,  etwas  zur  Ehre  unserer  bayerischen 
Begierung  beizutragen.  Sollte  es  nicht  für  einen  Bayern,  der  auf 
die  Ehre  seiner  Regierung  hält,  äusserst  empfindlich  sein,  wenn  er 
bekennen  muss,  dass  hier  zu  Lande  Präventivmassregeln  bestehen^ 
Äe  man  selbst  in  der  Türkei  nicht  Jcenfit?  Ich  habe  als  Abt  in 
Jerusalem  und  in  Constantinopel,  der  Einladung  der  dortigen  Kirchen- 
Torsteher  Folge  leistend,  gepredigt;  es  fiel  keinem  dieser  Vorstände 
ein,  hierüber  beim  Pascha  oder  Grossvezier  eine  Anzeige  zu  machen. 
Das  Gleiche  war  in  Frankreich  (Nancy)  und  in  Algier  der  Fall.  So 
mnsste  ich  geneigt  sein,  das  Stillschweigen  Seiner  Majestät  in  dem 
Sinne  zu  nehmen,  dass  es  sich  von  selbst  verstehe,  man  möge  hin- 
ricbtlich  der  Festpredigt  eines  benachbarten  Bischofes  keine  Umstände 
Ottchen.  Vermöge  einer  solchen  Totalauffassung  der  Sache  über- 
nahm ich  die  Verantwortung.     Ich  kann  sie  auch  bei  genauerer 
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Einsichtnahme  von  der  Instruction  vom  20.  Juni  1851  aufrecht 
erhalten. 

IL  Der  Paragraph  4.  vom  20.  Juni  1851  kann  auf  den  vor- 
liegenden Fall  keine  Anwendung  finden.  Eine  andere  Verordnung, 
welche  der  Predigt  des  Bischofs  von  Mainz  hindernd  in  den  Weg 
gelegt  werden  konnte,  gibt  es  nicht.  Der  Vorwarf,  der  bei  dieser 
Gelegenheit  mir  und  dem  genannten  Bischof  gemacht  wurde,  ist 
unbegründet  und  es  dürfte  als  ein  unerlässlicher  Act  der  Gerechtig- 
keit erscheinen,  denselben  offen  zurückzunehmen. 

Der  Paragraph  lautet:  »§.  4.  Wenn  die  kirchliche  Oberbe- 
hörde zur  Vornahme  ausserordentlicher  kirchlicher  Feierlichkeiten 
Geistliche  herbeirufen  und  ermächtigen  will,  welche  einem  im  Lande 
nicht  recipirten  Orden  angehören  oder  das  bayerische  Indigenat 
nicht  besitzen,  so  hat  sie  hiervon  der  königlichen  Regierung  vorher 
Anzeige  zu  machen,  und  behalten  sich  Se.  Majestät  der  König  die 
Entscheidung  bevor.  .  .  .c 

1)  Es  wird  bei  diesem  Paragraphen  an  Volksmission  gedacht, 
zu  welchen  die  »kirchliche  Oberbehörde«  fremde  Geistliche  einladet. 
Dies  erhellt  aus  der  königlichen  Eutschliessung  vom  8.  April  1852, 
die  jedenfalls  zur  authentischen  Erklärung  der  früheren  vom  20. 
Juni  1851  dienen  kann.  Da  heisst  es  Ziffer  12.:  »Die  Wahl  der 
Geistlichen  zu  Missionen  etc.  soll  den  Bischöfen  anheimgestellt 
bleiben.« 

Nun  war  aber  die  Säcularfeier  in  Oggersheim  keine  Feierlich- 
keit von  der  Art,  dass  die  kirchliche  Oberbehörde  an  die  Berufung 
von  auswärtigen  Predigern  gedacht  hätte.  Die  Feier  wurde  auf 
einen  Sonntag  und  auf  den  Tag  des  hl.  Franziscus  (4.  October)  ver- 
legt, an  welchem  herkömmlich  viele  Andächtige  zur  Ordenskirche 
kommen.  Es  war  demnach  so  wenig  Ausserordentliches  bei  der 
Sache,  dass  man  zweifeln  konnte ,  ob  die  Berücksichtigung  des  §. 
79.  des  Religionsedictes  Platz  greife.  Gleichwohl  hat  die  oberhirt- 
liehe  Stelle  nicht  versäumt,  das  Pfarramt  zu  gehöriger  Verständig- 
ung mit  der  Districts-  und  Localbehörde  anzuweisen,  eine  Weisung, 
die  auch  pünktlich  befolgt  wurde.  Die  Einladung  des  hochgeach- 
teten Domdecans  Dr.  Heinrich  geschah  durch  die  Kirchen  vorstände 
von  Oggersheim  privatim,  die  des  Herrn  Bischofes  nachträglich  und 
gelegentlich. 

2)  Die  angerufene  Instruction  vom  20.  Juni  1851  fordert  eine  spe- 
cielle  königliche  Genehmigung  bei  Berufung  von  Priestern  nicht  re- 
cipirter  Orden  (Jesuiten)  und  von  Geistlichen,  welche  das  bayerische 
Indigenat  nicht  haben.    Nach  letzterer  Bestimmung  hätte  Dr.  Hein- 
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rieh  zu  einer  Volksmission  früher  ohne  königliche  GeDehmignng  nicht 
geladen  werden  können.  Ausgehend  hiervon  hat  der  Klostervorstand 
um  die  Genehmigung  gebeten,  welche  durch  Ministerialentschliessnng 
vom  1.  October  versagt  wurde.  Er  hat  hierdurch  einen  Beweis  von 
Rücksichtnahme  auf  die  früheren  bayerischen  Verordnungen  gegeben, 
welche  gewiss  als  Zeichen  treuer  Loyalität  lobenswerth  ist.  Seitdem 
wir  aber  eine  Keichsverfassung  haben,  darf  ein  hessischer  Geistlicher 
m  der  Pfalz  nicht  als  Ausländer  betrachtet  werden.  In  diesem 
Smne  wird  wiederum  die  angeführte  Instruction  durch  Ziffer  12.  der 
Entschliessung  vom  8.  April  1852  erklärt:  »Nur  wenn  diese  Wahl 
äof  Ausländer  fällt ,  ist  jedesmal  wenigstens  drei  Wochen  vorher 
Bericht  zu  erstatten. €  Andererseits  heisst  es  in  der  revidirten  Reichs- 
ferfassnng  (von  1871)  §.  3.:  »Für  ganz  Deutschland  besteht  ein  ge- 
meinsames Indigenat Kein  Deutscher  darf  in   der  Ausübung 

dieser  Befugniss  durch  die  Obrigkeit  seiner  Heimath  beschränkt 
werden.« 

3)  Wir  haben  ein  Vereinsgesetz ,  wonach  in  einer  erlaubten 
Yersaromlung  jeder  Redner  auftreten  kann.  Den  Behörden  steht  das 
Becht  des  Einschreitens  zu,  wenn  sie  in  dem  Inhalt  einer  Rede  hierzu 
Aalass  zu  finden  glauben,  aber  eine  präventive  Ausschliessung  irgend 
eines  ehrbaren  Redners  ist  ungesetzlich.  Turnvereine,  Kriegervereine, 
Gesangvereine,  demokratische  Volksvereine  holen  sich  die  Erlaubniss 
zur  Abhaltung  einer  Versammlung,  dann  reden  Gäste  aus  Amerika, 
Ungarn  und  Italien,  üeberflüssig  ist  es,  auf  die  Rundreisen  des  jan- 
senistischen  Bischofs  Reinkens  [Loos  ?]  hinzuweisen,  da  es  Jedermann 
mieuehtet,  was  daraus  für  das  Auftreten  katholischer  Bischöfe  folgt. 
Für  die  Versammlung  in  Oggersheim  war  die  Erlaubniss  in  derselben 
Art  eingeholt,  wie  bei  jeder  anderen  Versammlung.  Gegenüber  einem 
allgemein  anerkannten  Gesetze  kann  eine  Ministerialentschliessung 
nicht  als  Norm  gelten. 

Ich  übergebe  die  Refleiionen,  welche  sich  bei  einer  Vergleich- 
ung  des  Verhaltens  der  Regierung  gegen  Turnerversammlungen,  de- 
mokratische Vereine  und  dergleichen  mit  jenem  gegen  harmlose  Ver- 
sammlnngen  katholischer  Eirchenbesucher  ergeben.  Ich  verlange 
Ar  die  katholische  Kirche  in  diesem  Falle  Nichts ,  als  Anwendung 
der  Gesetze,  durch  welche  die  angefahrte  Instruction  so  lange  aus- 
ser Kraft  gesetzt  ist,  bis  ein  eigenes  bayerisches  Exceptionsgesetz  in 
»Der  Form  aufgestellt  sein  wird,  welches  dem  Auftreten  fremder  Pre- 
diger ein  Präventivverbot  entgegenstellen  müsste, 

4)  Abgesehen  von  den  angefahrten  Momenten  darf  ich  mit  Zu- 
versicht behaupten,  dass  die  angeführte  Instruction  von   Anfang  an 
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niemals  den  Sinn  hatte ,  die  Einladung  benachbarter  oder  durchrei- 
sender Bischöfe  oder  Prälaten  der  katholischen  Kirche  zu  einer  Pre- 
digt oder  kirchlichen  Function  von  einer  speciellen  königlichen  Ge- 
nehmigung abhängig  zu  machen.  Solche  Einladungen,  sei  es  Ehren 
halber  oder  zur  augenblicklichen  Aushilfe,  kamen  zu  allen  Zeiten 
und  kommen  überall  vor.  Wäre  bei  Erlassung  der  genannten  In- 
struction die  Absicht  gewesen,  die  Bischöfe  hierin  zu  beschränken, 
so  hätte  es  ausdrücklich  gesagt  werden  müssen.  Eine  solche  Mon- 
strosität den  Urhebern  jener  Instruction  oder  dem  königlichen  Qe- 
nehmiger  zuzuschreiben,  wäre  Unrecht.  Ueberall  bestehen  Ueberein- 
künfte  zwischen  den  Diöcesen,  wonach  sich  die  Geistlichen  an  der 
Grenze  gegenseitig  aushelfen.  Bestimmungen  über  solche  gegensei- 
tige Aushilfe  wurden  in  der  Diöcese  Speyer  vor  und  nach  der  Pu- 
blication jener  Instruction  erlassen,  und  namentlich  mit  Bezug  auf 
die  Diöcesen  Speyer  und  Mainz.  So  unter  Bischof  Petrus  v.  Richarz 
im  Jahre  1836  und  unter  Bischof  Nicolaus  v.  Weis  im  Jahre  1856 
(S.  QeneraliensaYnmlung  der  Diöcese  Speyer  Nr.  7.  und  Nr.  260)^ 
Die  Bischöfe,  welche  in  jeder  Pfarrei  ihres  Sprengeis  als  die  ersten 
Seelsorger  zu  betrachten  sind ,  nehmen  natürlich  an  diesem  Rechte 
der  gegenseitigen  Aushilfe  Theil. 

Der  gegenwärtige  Herr  Bischof  von  Mainz,  Wilhelm  Emma^ 
nuel,  hat  im  Jahre  1868  (17.  September)  in  Folge  einer  Einladung 
des  Bischofs  von  Speyer  die  Kirche  von  Obermoschel  in  der  Pfalz 
feierlich  eingeweiht  und  hat  bei  dieser  Gelegenheit  auch  gepredigt, 
ohne  dass  man  ffir  nothwendig  hielt,  hiefür  eine  Erlaubniss  der  kö- 
niglichen Regierung  nachzusuchen,  weil  sich  das  Recht  einer  solchen 
gegenseitigen  Aushilfe  der  Bischöfe  von  selbst  versteht. 

Als  der  ostindische  Bischof  Athanasius  einst  bei  mir  auf  Be- 
such war  ,  übertrug  ich  ihm  die  Abhaltung  der  feierlichen  Frohn- 
leichnamsprocession  der  St.  Bonifaciuspfarrei  in  München.  Hierüber 
drückte  mir  der  höchstselige  König  Ludwig  I.,  welcher  Zeuge  dieser 
Feierlichkeit  war,  seine  Freude  aus. 

Ich  hoffe, 'dass  auch  sein  erlauchter  Enkel,  unser  allergnädig- 
ster  König  und  Herr,  den  Ausdruck  des  Missfallens  in  jenen  der 
besonderen  Zufriedenheit  verwandeln  werde,  sobald  ihm  der  Vorgang 
in  Oggersheim  in  seinem  wahren  Lichte  vor  die  Augen  treten  wird. 

Ich  vertraue  zum  Gerechtigkeitssinne  eines  hohen  königlichen 
Ministeriums,  dass  dasselbe  unbeirrt  von  dem  Geschrei  unwissender 
Zeitungen,  dem  Bischof  von  Speyer  die  Gerechtigkeit  nicht  versagen 
werden,  welche  ilm  in  den  Wiederbesitz  der  ungerecht  verlorenen 
Gnade  des  Königs  zurückfahren  wird. 
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Es  dürfte  demnach  die  Bitte  gestattet  sein,  dass  diese  meine 
Bechtfertigung  Seiner  Majestät  dem  Könige  znr  Aufklärung  mitge* 
tbeilt  werde. 

Speyer,  den  12.  October  1875. 

In  tiefster  Ehrfurcht 

eines  hohen  königlichen  Staatsministerius 

unterthänig  gehorsamster 

f  Daniel  BonifaciuSj 

Bischof  von  Speyer,  c 

3.  Von  Seiten  des  Herrn  Bisehofs  von  Maine  erging  folgende 
Rechtfertigungsschrift : 

»Hochgeehrter  Herr  Staatsminister! 

Ew.  Excellenz  haben  in  dem  geehrten  Schreiben  vom  8.  I.  M. 
im  Auftrage  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Bayern  mir  eröffnet,  dass 
Allerhöchstdieselben  in  der  Abhaltung  einer  Predigt  in  Oggersheim 
dBe  schwere  Verletzung  jener  Bücksichten  erblicken,  welche  mir  das 
Verweilen  in  dem  Lande  Sr.  Majestät  auferlegte ,  und  dass  es  der 
Wille  des  Königs  sei,  mir  hierwegen  das  ernste  Befremden  Sr.  Ma* 
jestät  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Dieses  Schreiben  erhielt  ich  an 
demselben  Tage,  wo  auch  bereits  die  öffentlichen  Blätter  den  Inhalt 
desselben  nach  allen  Seiten  verbreiteten. 

Da  es  mir  nun  sehr  schmerzlich  ist,  durch  mein  Verfahren  die 
Missbilligang  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Bayern  mir  zugezogen  zu 
haben ,  so  kann  ich  es  nicht  unterlassen ,  Ew.  Excellenz  die  Gründe 
darzulegen ,  welche  mich  bei  demselben  geleitet  haben  und  welche 
mir  auch  jetzt  noch  den  Trost  gewähren,  dass  ich  dieses  Allerhöchste 
Missfallen  uichi  durch  meine  Schuld  mir  zugezogen  habe. 

Bei  Abhaltung  der  Predigt  in  Oggersheim  bin  ich  nämlich  von 
der  Ueberzeugung  ausgegangen,  welche  ich  auch  jetzt  noch  nach 
reiflichster  und  wiederholter  Prüfung  für  die  wahre  halte,  dass  ich 
ftr  dieselbe  einer  staatlichen  Genehmigung  in  keiner  Weise  bedürfe. 
Nur  in  dieser  Ueberzeugung  hat  auch  der  Hochwürdigste  Herr  Bi- 
schof von  Speyer  mich  gebeten,  die  Predigt  zu  übernehmen ,  nur  in 
dieser  Ueberzeugung  habe  ich  seiner  Bitte  entsprochen. 

Die  Verordnung,  aus  welcher  allein  die  gegentheilige  Ansicht 
hergeleitet  werden  soll,  ist  die  vom  20.  Juni  1851,  welche  unter 
Nr.  4.  bestimmt :  »Wenn  die  kirchliche  Oberbehörde  zur  Vornahme 
»isserordentlicher  Feierlichkeiten  Geistliche  herbeirufen  und  ermäch- 
tigen will ,  welche  einem  im  Lande  nicht  recipirten  Orden  ange- 
hören, oder  das  bayerische  Indigenat  nicht  besitzen,  so  hat  sie  hier- 
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von  bei  der  königlichen  Regierung  vorher  Anzeige  zu  machen  ,  und 
behalten  sich  Se.  Majestät  der  König  die  Entscheidung  vor. 

Der  Sinn  der  Worte  »ausserordentliche  Peierlichkeitenc,  worauf 
hier  zur  Beurtheilung  der  vorliegenden  Frage  Alles  ankommt,  ist 
nun  freilich,  an  sich  genommen,  sehr  unbestimmt  und  dehnbar ;  ich 
konnte  aber  sowohl  nach  den  Erläuterungen ,  welche  zur  Zeit  des 
Erlassest  dieser  Verordnung  von  dem  königlichen  Ministerium  in 
officieller  Weise  über  die  Tragweite  dieser  Bestimmung  wiederholt 
gegeben  worden  sind ,  als  nach  den  Kundgebungen  Ew.  Excellenz 
selbst,  als  auch  endlich  nach  der  constanten  Uebung,  soweit  sie  mir 
bekannt  geworden  ist,  unmöglich  annehmen ,  dass  man  berechtigt 
sei,  das  Fest  in  Oggersheim  als  eine  solche  »ausserordentliche  Feier- 
lichkeitc  im  Sinne  dieser  Verordnung  anzusehen. 

,  Was  zunächst  die  Deutung  jener  Worte  durch  die  Minister 
selbst,  welche  die  Verordnung  dem  Könige  vorgeschlagen  haben,  be- 
trifft, so  hatte  der  Staatsminister  Dr.  Bingelmann,  bald  nach  Er- 
lass  derselben,  Gelegenheit,  sich  officiell  darüber  auszusprechen.  In 
der  38.  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  Jahre  1851 
interpellirte  hierwegen  der  Abgeordnete  Westermaier  den  Herrn  Mi- 
nister, und  dieser  antwortete  bezüglich  des  fraglichen  Punktes,  dass 
sich  doch  Nichts  dagegen  einwenden  lasse,  »wenn,  sofern  Ausländer 
zur  Abhaltung  von  dergleichen  Missionen  beigezogen  werden  sollten, 
eine  vorherige  Anzeige  gefordert  und  specielle  Allerhöchste  Ent- 
scheidung vorbehalten  wird,  indem  doch  Derjenige,  welcher  eine 
Goncession  macht,  auch  das  Mass  dieser  Concession  zu  bestimmen 
beftigt  sein  muss.c  Hieraus  erhellt  zweifellos ,  dass  nach  Ansicht 
der  damaligen  königlichen  Minister  eine  derartige  Genehmigung 
nicht  für  »ausserordentliche  Feierlichkeitenc  in  jeglichem  Sinne,  s<m- 
dem  zunächst  nur  für  sogenannte  Missionen  oder  doch  wenigstens 
für  solche  Feierlichkeiten  nur,  welche  in  der  Art  der  Missionen 
ausserordentlich  sind,  erfordert  wird. 

Diese  Bestimmung  des  Sinnes  jener  Worte  fand  dann  auch  in 
dem,  auf  ausdrücklichen  Befehl  Sr.  Majestät  des  Königs  ergangenen 
Erlasse  des  Staatsministeriums  des  Innern  far  Kirchen-  und  Schul- 
angelegenheiten  vom  8.  April  1852  ihre  authentische  Bestätigung, 
indem  es  dort  mit  ausdrücklicher  Beziehung  auf  jtme  Bestimmung 
in  der  Verordnung  vom  20.  Juni  1851  heisst:  »Auch  die  Wahl  der 
Geistlichen  zu  Missionen  etc.  soll  den  Bischöfen  anheimgestellt  blei- 
ben ;  nur  wenn  diese  Wahl  auf  Ausländer  fällt ,  ist  jedes  Mal  we- 
nigstens drei  Wochen  vorher  Bericht  zu  erstatten  und  behalten  sich 
Se.  Majestät  der  König  die  Entscheidung  vor.c    Hier  wird  also  die 
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Bestimmung  der  Verordnung  vom  20.  Juni  1851  über  die  fär 
»aasserordentliche  Eeierlichkeitenc  einzuholende  Erlaubniss  des  Kö- 
nigs nur  für  Missionen  gefordert,  und  nur  für  solche  Priester ,  die 
Ausländer  sind.  Wenn  nun  auch  durch  den  MinisteriaIerla3S  vom 
20.  November  1873  der  eben  angeführte  Ministerialerlass  vom  8. 
April  1852  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  ist;  so  kann  sich  dies  doch 
nicht  auf  jene  in  ihr  enthaltene  authentische  Sinnerklärung  der 
Worte  einer  unter  demselben  Ministerium  erlassenen  Verordnung  be- 
ziehen, da  ein  späteres  Ministerium  niemals  berechtigt  sein  kann, 
eine  Verordnung  aus  einer  früheren  Zeit  in  einem  andern  und  wei- 
teren Sinne  zur  Anwendung  zu  bringen^  als  die  Urheber  selbst  sie 
Terstandien  haben. 

Wie  constant  und  ausnahmslos  aber  die  iraglichen  Worte  in 
dem  bezeichneten  Sinne  genommen  wurden,  beweisen  auch  die  wei- 
teren Verhandlungen  des  bayerischen  Episcopates  mit  der  Regierung. 
Sowohl  in  den  bischöflichen  Erklärungen  und  Bemerkungen  vom 
15.  Mai  1853  zu  der  an  die  königlichen  Ereisregierungen  erlassenen 
Instruction  vom  8.  April  1852,  als  auch  in  der  Antwort  des  baye- 
rischen Ministeriums  vom  9.  October  1854  auf  jene  Denkschrift  der 
Bischöfe,  ist,  wo  immer  von  der  königlichen  Genehmigung  zur  Ab- 
haltung Von  »ausserordentlichen  Peierlichkeitenc  fär  Ausländer  ge- 
brochen wird,  stets  nur  von  Missionen  die  Rede.  So  sagt  die  letzt- 
genannte Antwort  des  Ministeriums,  welche  auf  königlicher^  Befehl 
erlassen  wurde,  unter  Nr.  8.  r  »Ebenso  ist  die  Wahl  der  Geistlichen 
in  Ifissionen  den  Bischöfen  freigestellt  und  nur  in  dem  Falle,  wenn 
die  Wahl  auf  Ausländer  fällt ,  vorgängige  Anzeige  gefordert  und 
Aflerhöchste  Entschliessung  vorbehalten;«  und  föhrt  etwas  weiter 
fort:  »Wenn  aber  im  Falle  der  Berufung  von  Ausländern  für  Mis- 
äonen  im  Inlande  die  vorgängige  Anzeige  und  Einholung  Aller- 
höchster Entschliessung  in  dieser  Beziehung  gefordert  wird,  so  kann 
hierin  u.  s.  w.  • 

Aber  auch  Ew.  Excellenz  selbst  haben  sowohl  direct  als  indi- 
red  diese  Auffassung  bestätigt. 

Direct  in  der  Antwort  auf  die  Interpellation  des  Abgeordneten 
Mahr  in  Betreff  der  Jesuitenmissionen  am  14.  Februar  1871.  Ihre 
Worte :  »Jetzt  gilt  die  Entschliessung  vom  Jahre  1851  für  Abhal- 
tang  von  Missionen,  wonach  die  Missionen  einheimischer  Priester 
ßut  ganz  freigegeben  und  nur  jene  von  Priestern,  welche  in  Bayern 
rtaatsburgerliche  Hechte  nicht  erworben  haben,  an  gewisse  Beding- 
ttigen  geknüpft  siad,€  beweisen ,  wie  der  ganze  Inhalt  jener  Rede 
dasB  Ew.  Excellenz  damals  die    »ausserordentlichen  Feierlichkeiten,« 
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von  denen  die  Verordnung  vom  20.  Juni  1851  redet,  ausschliesslich 
auf  Missionen  bezogen  haben. 

Indirect  scheint  aber  auch  dieselbe  Auffassung  der  Entschei- 
dung zu  Grunde  zu  liegen ,  welche  £w.  Excellenz  in  betreffenden 
Fällen  bezüglich  der  sogenannten  Altkatholiken  gegeben  haben.  Wie 
Herr  Benfble  in  seiner  Schrift  erzählt,  trug  der  jansenistische  Erz- 
bischof Loos  von  Utrecht  Bedenken,  nach  Bayern  zu  kommen ,  um 
dort  bischöfliche  Functionen  vorzunehmen,  weil  er  befürchtete,  dass 
seine  Firmungsreise  nach  der  bayer.  St^tsgesetzgebung  nicht  erlaubt 
sei  und  er  desswegen  Belästigungen  zu  erwarten  habe.  Auf  eine 
Anfrage  hierüber  erliessen  Ew.  Excellenz  am  2.  Januar  1872  den 
Bescheid,  »dass  sich  die  königliche  Staatsregierung  zur  Ertheilung 
einer  Erlaubniss  zur  Vornahme  geistlicher  Handlungen ,  welche 
den  Bischöfen  vorbehalten  sind ,  eben  so  wenig  als  zur  Ertheilung 
einer  Erlaubniss  zur  Vornahme  der  den  Priestern  zukommenden 
Handlungen,  wie  Messelesen,  fär  zuständig  erachte.«  Der  Oberstaats- 
anwalt V.  Wolf  beruhigte  aber  den  jansenistischen  Bischof  völlig, 
indem  er  ihm  unter  dem  1.  März  1872  schrieb ,  »das  bayerische 
Cultusministerium  hat  ausdrücklich  erklärt,  dass  durch  Spendung  der 
Firmung  durch  den  Erzbischof  von  Utrecht  die  Staatsgesetze  nicht 
verletzt  werden.«  Zwar  ist  in  diesem  Entscheiden  nicht  direct  von 
Predigten  die  Bede,  und  ich  weiss  auch  nicht,  ob  der  jansenistische 
Bischof  bei  jener  Gelegenheit  gepredigt  hat.  Die  Predigt  gehört 
aber  jedenfalls  zu  den  geistlichen  Verrichtungen  der  Bischöfe ,  und 
eben  so  gewiss  waren  jene  Functionen  des  jansenistischen  Bischofes 
aus  Holland  »ausserordentliche,«  ja  im  katholischen  Bayern  noch 
niemals  dagewesene  »Feierlichkeiten.« 

Wenn  daher  der  jansenistische  holländische  Erzbischof  nach 
dieser  von  ihnen  gegebenen  Antwort  ohne  weitere  Erlaubniss  auch 
hätte  predigen  dürfen,  so  wird  doch  einem  katholischen  Bischöfe  in 
Bayern  nicht  verwehrt  werden,  was  Ew.  Excellenz  einem  jansenisti- 
schen mit  solchem  Entgegenkommen  eingeräumt  haben. 

Dass  nach  den  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  eine 
königliche  Genehmigung  für  Ausländer  nur  zur  Abhaltung  von 
Missionen  und  missionsähnlichen  ausserordentlichen  Feierlichkeiten 
erforderlich  ist,  bestätigt  auch  die  bisherige  Uebung,  so  weit  sie 
wenigstens  mir  bekannt  geworden  ist.  Ich  habe  bei  den  verschiedensten 
Feierlichkeiten  in  verschiedenen  Dörfern  Bayerns  gepredigt,  ohne  dass 
jemals  ein  ähnlicher  Anspruch  erhoben  wurde.  Zu  den  grössten 
Feierlichkeiten  dieser  Art  gehörte  wohl  jene  Jubiläumsfeier  des 
Speyerer  Domes,  bei  der  ich  die  Festpredigt  gehalten  habe  und  zwar 
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in  Gegenwart  einer  grossen  Zahl  hochgestellter  bayerischer  Beam- 
tao,  ohne  dass  ich  das  Mindeste  von  einer  erforderlichen  Genehmig- 
ung erfahren  hätte.  So  verhielt  es  sich  bei*  den  verschiedensten  an- 
deren Gelegenheiten. 

Ich  kann  daher  nicht  zageben,  dass  die  Feier  in  Oggersheim 
im  Sinne  der  Verordnung  vom  20.  Juni  1851  eine  »ausserordent- 
Uche  Feierlichkeitc  gewesen  sei.  Sie  war  weder  eine  Mission  noch 
eine  missionsähnliche  Feier.  Ausserordentlich  können  kirchliche 
Feierlichkeiten  in  dem  Sinne  sein,  dass  sie  im  gewöhnlichen  Laufe 
des  Kirchenjahres  und  seiner  Feste  nicht  vorkommen,  oder  dass  sie 
iwar  ZQ  den  regelmässig  i^ederkehrenden  Festen  gehören,  aber  we^ 
gen  besonderer  umstände  mit  erhöhter  Festlichkeit  begangen  wer- 
den. Zu  den  letzteren  gehörte  jenes  Fest  in  Oggersheina.  Es  gibt 
keinen  Festtag  in  der  katholischen  Kirche ,  welcher  mehr  zu  den 
(^dentlich  wiederkehrenden  zählte,  als  den  Erinnerungstag  an  die 
Erbauung  und  Einweihnng  einer  Kirche.  Ebenso  wird  das  Fest  des 
hl.  Franciscus  von  denMinoriten  immer  mit  grosser  Feier  begangen. 
Beide,  ganz  und  gar  dem  gewöhnlichen  Verlaufe  des  Kirchenjahres 
angehörende  Feste  wurden  in  diesem  Jahre  für  Oggersheim  erhöht 
dnreh  das  hundertjährige  Andenken  an  die  edle  Erbauerin ,  welche 
ZQ  den  Ahnen  Seiner  Majestät  des  Königs  gehört.  Das  berechtigt 
gewiss  keineswegs,  sie  als  »ausserordentliche  Feierlichkeitc  im  Sinne 
der  Verordnung  aufzufassen. 

Endlich  kann  ich  auch  nimmermehr  zugeben,  dass  ich  als  Aus- 
lander in  Oggersheim  und  in  Bayern  behandelt  werden  darf.  Oggers- 
lieim  liegt  in  der  unmittelbaren  Nähe  der  Mainzer  Diöcese.  Ein 
Bischof  von  Worms,  das  jetzt  zu  Mainz  gehört ,  hat  die  Wallfahrt 
in  Oggersheim  eingeführt  Bischof  Colmar  von  Mainz ,  der  auch 
dort  Bischof  war,  hat  unter  Napoleon  die  Niaderreissung  der  Kirche 
in  Oggei-sheim  verhindert.  Viele  Gläubige  aus  den  rings  umherlie- 
genden Pfarreien  unserer  Diöcese  betrachten  Oggersheim  als  einen 
Ort  des  Gebetes,  der  zu  ihnen  gehört,  den  sie  oft  und  gern  aufsu- 
chen. Alle  Priester  ringsum ,  wo  die  Grenzen  der  Mainzer  und 
bayerischen  Diöcesen  zusammenstossen,  in  der  Pfklz  wie  am  Main, 
stehen  zu  einander  in  der  freundlichsten  Verbindung  und  leisten  sich 
M  allen  Anlässen  gegenseitige  Aushülfe :  und  nun  sollte  ich  plötz- 
heh  in  Bayern  als  Ausländer  behandelt  werden ,  nachdem  ganz 
Deutschland  daran  arbeitet,  die  innigste  Verbindung  aller  deutschen 
Volksstämme  zu  bewirken,  und  nachdem  bereits  "Artikel  3.  der  Ver- 
fattnng  des  deutschen  Beiches  »ein  gemeinsames  Indigenat  mit  der 
Wirkung,  dass  der  Angehörige  eines  jeden  Bundesstaates  in  jedem 
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anderen  Bundesstaate  als  Inländer  zu  behandeln  ist,«  angeordnet 
hat!  Nach  dem  Wortlaute  dieses  Artikels  kann  man  vielleicht  die 
Behauptung  versuchen,  dass,  weil  unter  den  dort  aufgezählten  Fol- 
gerungen des  Indigenates  die  kirchlichen  Beziehungen  nicht  aus- 
drücklich genannt  sind ,  dasselbe  auf  die  letzteren  sich  nicht  er- 
strecke. Dem  Geiste  des  Artikels  3.  der  Beichsverfassung  scheint 
mir  aber  eine  Deutung,  nach  welcher  dieselbe  Person  zugleich  als 
Inländer  und  Ausländer  in  einem  und  demselben  Lande  angesehen 
wird,  nicht  zu  entsprechen. 

Wenn  man  ahßr  etwa  aus  dem  Umstände ,   dass  ich   bei  Ew. 
Excellenz   und   bei  Sr.  Majestät  dem  Könige    um  Genehmigung  der 
Predigt  eiugekommen  bin,  folgern  wollte,  dass  ich  dieselbe  mit  dem 
Bewusstsein  einer  Gesetzesübertretung  gehalten  habe,  so    wäre  das 
gänzlich  unrichtig.    Als  ich  nach  Oggersheim  kam,  um  die  Predigt 
zu  halten,  hatte  ich  die  volle  üeberzeugung,  dass  ich  einer  Geneh- 
migung fär  dieselbe  in  keiner  Weise   bedürfe.    Als   ich   dann    am 
Morgen  des  Tages  selbst ,    wo,  ich  gegen  Abend  die  Predigt  halten 
sollte,  von  der  gegentheilichen  Aeusserung   der  königlichen  Regie- 
rung der  Pfalz  Eenntniss  erhielt ,    schien  es  mir  am  besten ,    mich 
ohne  die  Rechtsfrage  zu  erörtern,  zuerst  an  Ew.  Excellenz  und  dar-, 
auf  an  Se.  Majestät  den  Eönig^  selbst  zu  wenden.    An  die  Möglich- 
keit, dass  einem  benachbarten,  in  so    vielen    freundschaftlichen  Be- 
ziehungen zu  dem  Bisthume  Speyer  stehenden  Bischöfe  eine  abschlä- 
gige Antwort  könnte  ertheilt  werden,  habe  ich  dabei  gar  nicht  ge- 
dacht.   Nach  der  Antwort  Ew.  Excellenz  hatte  ich  aber  Veranlassung, 
auch  die  Rechtsfrage  näher  in*s  Auge  zu  fassen  und  als  ich   dann 
über  meine  Berechtigung  vollkommen  im  Klaren   zu   sein  glaubte, 
als  femer  kurz  vor  dem  für  den  Beginn   der  Predigt   festgesetzten 
Zeitpunkte  der  hochwürdigste  Bischof  von  Speyer  selbst  eintraf,  mich 
in  meiner  Ansicht  bestärkte  und  zur  Abhaltung  der  Predigt  auffor- 
derte,  und   als   wir  endlich  in    dem  NichteintiiBfien  der  königlichen 
Aütwort  nicht  eine  abschlägige  Entschliessung,  sondern  vielmehr  eine 
stillschweigende  Zustimmung  finden  zu  dürfen  glaubten,  da  entschloss 
ich  mich,  in  dem  Bewusstsein  meiner  vollen  Berechtigung,  die  Pre- 
digt zu  halten.  , 

,  Ich  hoffe,  dass  diese  Gründe  für  mein  Verfahren,  welche  ich 
ergebenst  Sitte  zur  Eenntniss  Sr.  Majestät  des  Königs  zu  bringen, 
dazu  dienen  werden,  Allerhöchstdemselben  meine  Handlungsweise  in 
einem  milderen  Lichte  erscheinen  zu  lassen. 

Da  Ew.  Excellenz  geehrtes  Schreiben  vom  8.  October  zugleich 
mit  der  Absendung  an  mich   der  OeffentUchkeit  übergeben   worden 
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ist,  so  werden  sie  es  gewiss  für  berechtigt  finden,  wenn  ich  von  der 
gewöhnlichen  Form  des  Verkehrs  Umgang  nehme  und  auch  dieses 
Schreiben  zugleich  der  Oeffentlichkeit  übergebe. 

Im  Uebrigen  bitte  ich  den  Ausdruck  meiner  vollkommensten 
Hochachtung  zu  genehmigen,  mit  der  ich  die  Ehre  habe  zu  sein 

Ew.  Excellenz 

ergebenster 
t    Wilhelm  Emmanuel, 
Bischof  von  Mainz. 
Mainz,  13.  October  1875.« 

4.  Nach  der  Allg.  Ztg.  Beil.  Nr.  301  Corresp.  aus  München 
fom  23.  October  hat  der  König  dem  Bischof  von  Haneberg  auf  des- 
sen Bechtfertigungsschrift  den  Bescheid  ertheilt,  dass  er  keinen  An- 
laas  finde,  sein  erstes  ürtheil  über  das  Benehmen  des  Bischofs  ab- 
zQäodem.  Am  4.  November  1875  wurde  dem  Bischof  auf  sein  in 
der  Oggersheimer  Angelegenheit  eingereichtes  Bechtfertigungsi^chrei- 
ben  den  abfällige  Bescheid  des  Cultusministers  zugestellt.  Als  aber 
Bischof  Haneberg  gegen  Ende  November  zur  Feier  des  fünfund- 
zwanzigjährigen  Jubiläums  des  Benedictinerklosters  zu  München, 
dessea  Abt  er  früher  gewesen  war,  dorthin  kam  und  persönlich  mit 
wisem  Monarchen  seine  Bede  austauschte,  ohne  Lutz  Zwischen- 
nnd  Drumhernm-Beden,  fand  er  beim  Könige  allsogleich  wieder  volle 
Gnade.  (Vergl.  darüber  Germania  1875,  Nr.  272  unter  ♦  München, 
30.  November). 
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V. 

Vorstellung  der  ErzbischOfe  und  BischOfe  Bayerns ')  an  Seine 

Majestät  den  K6nig.  ' 

Allerdur chlauchtigster,  Grossmächtigster  König! 
Allergnädigstcr  König  und  Herr! 

Wenn  die  allemnterthänigst  treugeborsamst  unterzeichneten 
Erzbischöfe  und  Bischöfe  des  Königreiches  Bayern  neuerdings  sich 
Euerer  Königlichen  Majestät ,  ihrem  allergnädigsten  Landesfürsten, 
ehrerbietigst  nahen,  so  geschiebt  es  in  dem  unerschütterlichen  Ver- 
trauen, dass  die  allerehrfurchtsyollsten  Bitten  und  Vorstellungen  der 
rechtmässigen  Vertreter  der  katholisctien  Kirche  in  Bayern,  zum  Be- 
sten der  katholischen  Unterthanen  Euerer  Königlichen  Majestät  vor- 
gebracht, eine  gnädige  Aufnahme  und  wohlwollende  Ber^cksichtig- 
ung  bei  ihrem  katholischen  Könige  finden  werden.  Dieses  uner- 
schätterliche  Vertrauen  wird  dadurch  noch  gesteigert,  dass  die  aller- 
ehrfnrchtsvollst  unterzeichneten  Oberbirten  sich  bewusst  sind,  frei 
von  irdischen  und  zeitlichen  Absichten  oder  Zielen ,  frei  namentlich 
von  den  ihnen  unaufhörlich  unterstellten  sogenannten  hierarchischen 
Tendenzen ,  in  Gesinnung  und  That  nur  die  grössere  Ehre  Gottes, 
*  das  fruchtreiche  Gedeihen  des  religiösen  Lebens  und  das  zeitliche 
und  ewige  Heil  des  katholischen  Volkes  zu  erstreben. 

Es  ist  eine  unleugbare,  weil  durch  eine  Reihe  öffentlicher  Akte 
und  Kundgebungen  vor  aller  Welt  bezeugte  Thatsache,  dass  gegen- 
wärtig in  unserm  deutschen  Vaterlande  eine  der  katholischen  Kirche 
entschieden  feindselige  Strömung  ihre  Herrschaft  geltend  macht. 
Mit  was  immer  fSr  Namen  auch  das  bezeichnet  wird ,  was  man  be- 
kämpft und  verfolgt:  die  Schläge  und  Verwundungen,  welche  hiebei 
geschehen,  treffen  doch  immer  die  katholische  Kirche  und  das  ka- 
tholische Volk  in  seinen  heiligsten  Interessen. 

Leider  ist  diese  Strömung  auch  an  Bayerns  Grenzen  nicht  stehen 
geblieben;  auch  in  Bayern  hat  die  katholische  Kirche  und  das  ka- 
tholische Volk  diese  herrschende  Feindseligkeit  recht  schmerzlich 
empfinden  müssen,    und  es  ergreift   die  allerehrfurchtsvollst  ünter- 

1)  infolge  Zeitungsnachrichten  hat  der  König  die  Vorstellong  der  Bi- 
schöfe ohne  weitere  Bemerkung  an  das  Cnltnsministeriam  sngehen  lassen  nnd 
soll  dieses  beabsichtigen,  die  Vorstellung  unbeantwortet  zu  lassen. 
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zeichneten  die  tiefste  Betrübniss  bei  dem  kaum  unberechtigten  Ge- 
danken, dass  das  Gegenwärtige  vielleicht  erst  der  Anfang  einer  noch 
oberen  Zuknnft  sein ,  und  dass  Bayern  noch  tiefer  in  den  Ejreis 
der  religions-  und  kirchenfeindlichen  Mächte  gerissen  werden  könnte. 
*  Euere  Königliche  Majestät  können  es  darum  unmöglich  den 
allerehrfurchtsvollst unterzeichnetenErzbischöfen  und  Bischöfen  Aller- 
höchstihres  Königreiches  verargen,  wenn  sie  in  Erinnerung  an  die 
bald  tausendjährigen  Traditionen  Allerhöchstihres  Königlichen  Hau- 
ses das  mit  dem  Blühen  und  Gedeihen  der  katholischen  Kirche  un- 
trennbar zusammenhängende  Wohl  Ihres  katholischen  Volkes  Euerer 
Königlichen  Majestät  allerehrerbi^tigst  empfehlen  und  um  Abwen- 
dang  alles  dessen  allerehrfurchtsvollst  bitten.  Was  bisher  schon  die- 
ses Wohl  geschädigt  hat  und  dasselbe  in  noch  weiterer  Entwicklung 
in  der  empfindlichsten  Weise  beeinträchtigen  müsste. 

Gestatten  Euere  Königliche  Majestät ,  dass  wir  uns  fär  jetzt 
darauf  beschränken,  nur  nachstehende  drei  Gegenstände  zu  berfihren. 

I.  Das  Yerbältniss  der  sog.  Altkatholiken  zur  katholischen 
Kirche  ist  bisher  von  dem  königlich  bayerischen  Staatsministerium 
mcbt  in  einer  der  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  entsprechenden  Art 
beortbeilt  worden,  und  diese  irrige  Auffassung  muss  zur  Ungerech- 
tigkeit gegen  die  ^katholische  Kirche  führen.  Obwohl  nämlich ,  -  zu 
QQserm  grössten  Leide,  jene  wenigen  t^iester  und  Laien  sich  von 
d^  feierlich  ausgesprochenen  Lehre  der  katholischen  Kirche  und  von 
dem  ihr  gebührenden  Gehorsame  offen  und  entschieden  losgesagt 
und  unter  dem  täuschenden. Namen  der  »Altkatholiken«  eine  eigene. 
Secte  zu  bilden  angefangen  haben,  werden  dieselben  von  der  könig- 
lich bayerischen  Staatsregierung  fortwährend  als  Mitglieder  der  ka- 
tholischen Kirche  betrachtet  und  behandelt,  und  ihnen  Rechte  zu- 
erkannt, welche  sie  durch  ihren  Abfall  offenbar  verloren  haben. 

Dass  aber  die  sog.  Altkatholiken  nicht  mehr  Mitglieder  der 
kttholischen  Kirche  sind,  dürfte  aus  Folgendem,  wenn  es  denn  erst 
änes  Beweises  bedarf,  mit  Evidenz  erhellen. 

Die  Altkatholiken  sind  nach  vielfältiger  Mahnung  und  ver- 
geblichen Versuchen  der  Belehrung  durch  die  berechtigten  kirch- 
fichen  Vorsteher  aus  der  katholischen  Kirche  ausgeschlossen  worden. 
Das  allein  könnte  genügen.  Wäre  die  katholische  Kirche  auch  nur 
ein  gewöhnlicher  Verein  mit  bestimmten  Statuten  und  denselben  ent- 
sprechender Vorstandschaft,  so  müsste  die  statutenmässige  Entschei- 
doDg  der  letzteren ,  dass  Jemand  nicht  meblr  Mitglied  des  Vereins 
sei,  hinreichen,  die  Trennung  zu  constatiren.  Nur  ein  Verein  ohne 
Organisation,  ohne  Statuten^  ohne  Vorststbdschaft  kann  unfähig  sein, 
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in  competenter  Weise  zu  erklären ,  ob  diese  oder  jene  Person  Mit- 
glied sei  oder  nicht.  Die  katholische  Kirche  erfreut  sich ,  wie  die 
ganze  Welt  weiss  und  auch  ihre  Gegner  anerkennen ,  einer  festen, 
von  Christus  dem  Hetrn  ihr  gegebenen  Organisation,  hat  Vorsteher 
an  ihrer  Spitze ,  die  der  heilige  Qeist  gesetzt  hat ,  sie  zu  regieren. 
Vermöge  dieser  Constitution  kann  sie  genau  bestimmen,  wer  nicht 
zu  ihren  Mitgliedern  zähle.  Man  muss  darum  den  natürlichen  Grund- 
sätzen ver;iünftiger  Beurtheilung  von  Vereinen  und  Genossenschaften 
entsagen;  wenn  man  jene  als  Mitglieder  der  katholischen  Kirche  be^- 
trachtet  und  behancielt,  welche  durch  das  gleichmässige  Urtheil  ihrer 
rechtmässigen  Vorsteher  ausgeschlossen  worden  sind. 

Die  Altkatholiken  haben  zudem  sich  selbst  von  der  katholischen 
Kirche  getrennt  durch  vollständige  Abwerfung  und  Verläuguung  des 
katholischen  Glaubensprincips.  Denn  das  vaticanische  Concil  ist  nach 
dem  einstimmigen  Zeugnisse  der  gesammten  lehrenden  Kirche  ein 
allgemeines,  also  muss,  nach  dem  stets  geltenden  katholischen  Glau- 
bensprincipe ,  dessen  Decreten  jeder  Katholik  sein  persönliches  Ur- 
theil unterordnen.  Ganz  anders  lag  die  Sache  vor  der  Entscheidung 
des  allgemeinen  Concils.  Mochte  es  damals  Katholiken  geben,  die 
bei  aufrichtiger  Ergebenheit  gegen  den  heiligen  Stuhl  doch  den  lebr- 
amtlichen  Entscheidungen  des  Papstes  die  Eigenschaft  infallibler 
Glaubensdecrete  nicht  zuschreiben  zu  müssen  glaubten :  solcher  Wi- 
derspruch wirklicher  Katholiken  gegen  diesen  Lehrsatz  vor  der  Ent- 
scheidung des  Concils  war  —  und  musste  dies  sein !  —  durch  zwei 
Attribute  von  häretischer  Opposition  verschieden.  Kein  wahrer  Ka- 
tholik hielt  damals  seine  Meinung  mit  dem  Vorsatze  fest,  der  Ent- 
scheidung eines  allgemeinen  Concils,  dem  Gesammturtheile  der  Kirche 
zu  widerstehen.  Jeder  war  von  vornherein  entschlossen ,  sein  Pri- 
vaturtheil  dem  der  gesammten  lehrenden  Kirche  unterzuordnen.  Alle 
Katholiken  hielten  ferner  die  Lehre  vom  Primate  Petri  i;ind  seiner 
Nachfolger,  sowie  den  Glauben  an  die  göttliche  Leitung  der  Kirche 
fest.  Darum  fühlten  sie  sich  verpflichtet,  nachdem  das  Concil  ent- 
schieden hatte,  ihren  Widerstand  gegen  den  Satz  vom  unfehlbaren 
Lehramte  des  Nachfolgers  Petri  aufzugeben  und  diesen  selbst  nicht 
blos  änsserlich,  sondern  auch  innerlich  anzunehmen.  W.er  nicht  von 
jeher  an  di^  göttliche  Leitung  der  Kirche  und  an  den  Primat  Petri 
glaubte,  und  den  Entscheidungen  eines  allgemeinen  Concils  unbe- 
dingt sich  zu  unterwerfen  entschlossen  war ,  stand  von  vornherein 
nicht  auf  katholischem  Standpunkte.  Als  daher  die  Beschlüsse  des 
letzten  Concils  der  Welt  verkündigt  wurden,  musste  es  sich  zeigen, 
wer  an  den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  festhalte  oder  sie 
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aofgegeben  habe,  je  nachdem  die  Pflicht  der  Unterordnung  der  eige^ 
neo  Meinung  unter  das  entscheidende  Urtheil  der  Eitche  vollzogen 
wTirde  oder  nicht.  Polglich  zeigen  die  Renitenten  durch  ihr  ganzes 
Verhalten,  dass  ihr  Standpunkt  ausserhalb  der  Kirche  ist,  und  dass  sie 
daraof  mit  Absicht  beharren  wollen.  Indem  sie  sich  hartnäckig  den 
Ai^rüchen  eines  allgemeinen  Concils  widersetzten,  trennen  sie  sich 
selbst  von  der  katholischen  Kirche. 

Die  Altkatholiken  sind  indessen  noch  weiter  gegangen.  Von 
Aiifang  war  mit  Sicherheit  zu  efwarten,  dass  man  bei  der  Yernein- 
uig  des  Einen  Satzes  nicht  stehen  bleiben  werde.  Ist  es  ja  natur- 
pmäss,  dass  eine  häretische  Reformbewegung  in  kurzer  Zeit  zu  Re- 
alitäten gelangen  muss,  welche  jenen  der  Entwickelung  des  Prote- 
stanti&mns  in  unseren  Tagen  gleichen.  Die  Beschlüsse,  welche  die 
Altkatboliken  auf  ihren  sog.  Synoden  hinsichtlich  der  Lehre  gefasst, 
und  die  Constitution,  die  sie  jungst  sich  selbst  vorläufig  gegeben 
baben,  zeigen  klar,  dass  sie  —  ganz  abgesehen  von  den  vaticanischen 
Becreten  —  aufgehört  haben ,  Katholiken  ztr  sein.  Um  nur  einen 
Punkt  besonders  hervorzuheben,  so  haben  d,ie  Katholiken  aller  Zei- 
ten und  Länder  den  Primat  Petri  und  seiner  Nachfolger  anginem- 
men  und  hochgehalten.  Alle  bepfrundeten  Priester,  alle  Lehrer  der 
Theologie,  alle  Bischöfe  haben  das  tridentinische  Glaubensbekennt- 
niss  abgelegt  und  gelobt:  »dem  Papste,  »als  dem  Nachfolger  des 
Apostelfursten  Petrus  und  dem  Stellvertreter  Jesu  Christi,  gelobe 
und  schwöre  ich  wahren  Gehorsam.«  Wo  ist  aber  bei  den  Führern 
^r  altkatholischen  Bewegung  auch  noch  eine  Spur  von  diesem  Glau- 
ben und  dem  darauf  basirten  Gehorsam?  Vielmehr  ist  jede  Pietät 
^  jede  Unterwürfigkeit  gegen  den  apostolischen  Stuhl  bei  den 
Altkatholiken  durch  einen  Hass  erstickt ,  der  sich  allenthalben  in 
d^  gröbsten  schriftlichen  und  mündlichen  Schmähungen  kund  gibt, 
^e  sie  nur  dem  Sectenwesen  eigen  sind.  Mit  allen  Sectirerj)  haben 
ae  dann  auch  das  unstete  Suchen  nach  Reformen  gemein.  Ab^r 
sie  haben  es  nicht  einmal  noch  zu  vorläufigen  Bekenntnissformeln 
gefacht,  was  sich  freilich  aus  dem  notorischen  Zustande  der  Heerde 
erklärt,  welche  sich  um  die  Führer  gesammelt  hat.  Denn  hier 
herrscht  nur  in  Einem  Punkte  Einheit:  im  Hasse  gegen  Rom.  Wer 
Mte  diesen  ein  festes  Glaubensbekenntniss  zumuthen? 

Zugleich  mit  dem  Glaubensprincipe  und  der  Lehre  der  Kirche 
Wwn  aber  die  Altkatholiken  auch  die  von  Christus  selbst  gegebene 
Verfassung  der  katholischen  Kirche  völlig  preisgegeben.  Indem  sie 
sA  einen  Bischof  gaben,  ohne  rechtmässige  Weihe,  ohne  Succession, 
<*w  Sitz,  und  diesem  die  volle  Jurisdiction  in   allen  Diöcesen   zu- 
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wiiesen,  haben  sie  die  ganze  hierarcfaische  Verfassung  der  katholi- 
schen Kirche ,  soviel  an  ihnen  lag,  umgestürzt.  Dem  Nachfolger 
Petri  bestreiten  sie  die  ihm  zukommende  Vollmacht  über  die  6e- 
sammtkirche,  selbst  aber  stellen  sie  einen  Bischof  auf,  der  den  Ca- 
nones  aller  Jahrhunderte  zum  Trotz  in' jeder  Diöcese,  wo  es  ihm 
beliebt,  und  mit  den  weitgehendsten  Befugnissen  als  Bischof  fungirt. 

Allen  diesen  Thatsachen  gegenüber  dürfen  wir  mit  Recht  fra- 
gen, wie  es  möglich  ist ,  diese  Art  von  neuem  Rongeanismus  als 
identisch  mit  der  katholischen  Kirche  nehmen  zu  wollen ,  in  wel- 
cher stets  Einheit  des  Glaubens  und  der  Verfassung  geherrscht  hat. 

Die  allerehrfurchtvöllst  Unterzeichneten  wollen  der  königlich 
bayerischen  Staatsregierung  in  der  Bestimmung  darüber  nicht  vor- 
greifen, welcher  Platz  unter  den  Secten  oder  den  freireligiösen  Ge- 
nossenschaften den  Altkatholiken  anzuweisen  sei.  Da  sie  aber  auf 
keinen  Fall,  so  lange  sie  in  ihrer  Opposition  verharren,  als  Mitglie- 
der der  katholischen  Kirche  gelten  können,  wie  auch  die  bayerische 
Staatsverfassung  nur  eine  römisch-katholische  Kirche  kennt,  so  müs- 
sen wir  erklären,  dass  es  eine  schwere  Bedrückung  der  katholischen 
Kirche  ist,  solche  ihr  als  Mitglieder  aufzunöthigen,  welche  sich  von 
ihrem  Grundprincipe,  ihrer  Verfassung,  ihrer  Einheit  und  ihrem  Ge- 
horsam losgesagt  haben. 

Wir  stellen  desshalb  die  allerehrfurchtsvollste  Bitte,  Euere 
Königliche  Majestät  möge  zu  verfügen  geruhen,  dass  von  nun  an 
der  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  gemäss  die  Secte  der  Altkatholiken 
auch  Seitens  der  bayerischen  Staatsregierung  von  der  katholischen 
Kirche  unterschieden,  un4  gemäss  dieser  Unterscheidung  überhaupt 
und  insbesondere  in  den  wichtigen  dadurch  berührten  Fragen  über 
Recht  und  Eigenthum  der  Kirche  auch  gehandelt  werde. 

n.  Aufs  Tiefste  haben  wir  gleichzeitig  zu  beklagen,  dass  bei 
aller  Fürsorge,  welche  die  königlich  bayerische  Staatsregierung  on- 
läugbar  dem  Schulwesen  zugewendet  hat,  das  Recht  der  Kirche  auf 
die  Schule  vielfach  missachtet  worden  ist,  und  ihr  berechtigter  Ein- 
fluss  auf  dieselbe  ifehr  und  mehr  verdrängt  wird. 

Diese  höchst  betrübende  Thatsache  zu  ignoriren  wird  uns  ge- 
radezu unmöglich,  wenn  wir  einerseits  die  hohe  Aufgäbe  erwägen, 
welche  katholischen  Bischöfen  immer  und  besonders  heutzutage  in 
Betreff  des  Unterrichtes  und  der  Erziehung  der  katholischen  Jug^end 
gestellt  ist,  anderseits  aber  den  geringen  Einfluss  in  Betracht  ziehen, 
der  uns  eben  jetzt  auf  genanntem  Gebiete  in  unserem  Vaterlande 
noch  belassen  wird. 

»Unter  den  Rechten  der  Kirche  steht  oben   an    das   göttliche 
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>Becht  der  Lehre  and  Erziehung.  Sie  kann  nimmer  sich  trennen 
>ron  dem  Bewusstsein  des  ihr  —  für  alle  Zeiten  vom  Herrn  selbst  — 
»gewordenen  Auftrages:  Qehet  hin  und  lehret  alle  Volker,  taufet 
»sie  im  Namen  des  Vaters  nnd  des  Sohnes  und  des  heiligen  Geistes, 
>imd  lehret  sie  alles  halten,  was  ich  euch  gesagt  habe.t 

Mit  diesen  Worten  begannen  die  deutschen  Bischöfe,  im  stur- 
mischen  Jahre  1848  zu  Würzburg  versammelt,  den  Nachweis  des 
göttlichen  Rechtes  der  Kirche  auf  die  Schule.  Mit  diesen  Worten 
haben  sie  aber  zugleich  eine  der  heiligsten  Pflichten  des  katholischen 
^iscopates  in  allen  Ländern  und  zu  allen  Zeiten  ausgesprochen. 
Döin  ist  die  Kirche  in  Wahrheit  die  von  Gott  bestellte  Lehrerin 
der  Beügion,  hat  sie  die  Sendung  von  Oben,  die  religiöse  und  sitt- 
liehe  Belehrung  und  Erziehung  der  katholischen  Jugend  zu  leiten 
lud  zu  ordnen  und  gleichzeitig'  aus  dem  ganzen  übrigen  Unterricht 
an  das  fern  zu  halten,  was  dem  übernatürlichen  Wohle  nnd  Ziele 
der  Jugend  nachtheilig  ist  — -  eine  Aufgabe,  welche  die  Kirche  laut 
Zengniss  der  Geschichte  stets  gelöst  hat,  als  die  Mutter,  als  die 
erste  Gründerin,  als  die  sorgfältigste  Pflegerin  der  christlichen 
Mvle:  90  resultirt  danius  für  die  katholischen  Bischöfe  und  zwar 
als  ein  wesentlicher,  unverlierbarer  Theil  ihres  heiligen  Amtes  die 
Pflicht,  zu  wachen  über  Unterricht  und  Erziehung  der  Jugend,  und 
mit  allen  Kräften  dahin  zu  wirken ,  dass  die  religiöse  Grundlage 
aof  allen  Stufen  ded  Unterrichtes  wie  der  Erziehung  stets  lebendig 
erhalten  und  unversehrt  bewahrt  und  dort  neu  belebt  und  gekräfti- 
get werde,  wo  irgendwelche  Verhältnisse  sie  geschwächt  oder  ver- 
kümmert haben.  Und  obliegt  ihnen  diese  Pflicht  ^ott  gegenüber, 
TOD  dem  sie  das  apostolische  Amt  haben  und  dem  sie  einst  gerade 
ober  diesen  Theil  des  Amtes  strenge  Bechenschaft  geben  müssen,  so 
auch  gegenüber  dem  katholischen  Volke,  das  auf  der  Bischöfe  Pflicht- 
treue bauend  erwartet,  dass  sie  wie  Väter  über  ihrer  Kinder  Glau- 
ben and  Sitten  wachen  und  mit  Kraft  alles  beseitigen,  was  dem  re- 
ligiösen Sinn  und  Leben ,  und  darum  dem  zeitlichen  und  ewigen 
Wohle  derselben,  vorzüglich  im  Stande  der  Unmündigkeit,  Gefahr 
ond  Schaden  bringen  könnte. 

Diesem  hehren  Pflichtgefühl  entstammte  die  ausfahrliche  Dar- 
legimg ,  welche  vor  nahezu  fünfundzwanzig  Jahren  die  sämmtlichen 
Oberhirten  Bayerns  gestützt  auf  Artikel  V.  des  Concordates  anch  in 
BAreff  der  Schule  in  ihrer  zu  Preysing  vereinbarten  Denkschrift  an 
ABerhöchstihren  seligen  Vater,  weiland  König  Max  n.  vertrauens- 
^  gerichtet  haben.  Und  von  demselben  Bewnsstsein  getragen 
baben  wir  selbst  oder  unsere  Vorgänger   im  bischöflichen  Amte  uns 
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wiederholt  an  Euere  Königliche  Majestät  rait  Bitten  und  Vorstel- 
lungen in  allertiefster  Ehrfurcht  gewendet ,  wie  dies  namentlich  in 
den  Jahren  1864,  1865,  1867  und  zuletzt  1873  geschehen  ist. 

Die  allerehrfurchtsvollst  unterzeichneten  Oberhirten  müssen 
aber  vor  Euerer  Majestät  mit  Schmerz  aussprechen,  was  deta  gan- 
zen Lande  nicht  unbekannt  ist:  bis  zur  Stunde  ist  von  Euerer  Kö- 
niglichen Majestät  Staatsministeriuro  der  katholischen  Kirche  nicht 
ihr  volles  Recht  in  Betreff  der  Schule  geworden. 

Zwar  ist  es  nicht  dahin  gekommen ,  dass  die  Trennung  der 
Schule  von  der  Kirche,  wie  sie  eine  antikirchliche  und  antichristliche 
Bewegung  seit  Beginn  dieses  Jahrhunderts  und  neuestens  seit  dem 
Jahre  1863  fast  in  allen  Ländern  anstrebt,,  durch  ein  Gesetz  sanc- 
tionirt  wurde:  aber  dem  Drängen  dieser  Bewegung  wurde  thatsäch- 
lich  Schritt  um  Schritt  nachgegeben  bis  herab  in  die  jüngsten  Mo- 
nate dieses  Jahres.  Wir  schweigen  darüber,  dass  durch  die  ohne 
allen  denkbaren  Anlass  vor  noch  nicht  zwei  Jahren  erfolgte  Zurück- 
nahme der  höchsten  Entschliessung  vom  8.  April  1852,  den  Vollzug 
des  Concordates  betreffend,  auch  die  darin  gegebene  allgemeine  Zu- 
sicherung wohlwollenden  Entgegenkommens  in  Sachen  der  Schale 
einfach  beseitiget  wurde.  Desto  nachdrücklicher  müssen  wir  ein- 
zelne Massnahmen  hervorheben,  durch  welche  in  neuester  Zeit  auch 
in  Bayern  die  Wirksamkeit  der  gottgesetzten  Organe  und  ihr  Ein- 
fluss  auf  die  Schule ,  letzteres  nicht  blos  Indirect,  sondern  direct, 
schwer  geschädigt  worden  ist. 

Was  nun  zunächst  die  Volksschule  betrifft,  so  haben  die  aller- 
ehrfurchtsvollst  Unterzeichneten  an  Euere  Königliche  Majestät  unterm 
12.  September  1873  eine  gemeinsame  allerehrfurchtvollste  Vorstel- 
lung gerichtet,  und  darin  um  angemessene  Modification  der  höchsten 
Verordnung  vom  29.  August  desselben  Jahres ,  »Errichtojig  der 
Volksschulen  und  Bildung  von  Schulsprengel n  betreffend«  ,  in  aller 
Ehrfurcht  gebeten.  Nach,  katholischer  Auffassung  gibt  es  ja  Jceine 
Möglichkeit,  die  hohen  Ziele  der  Volksschule  zu  erreichen,  als  mit- 
telst katholischer  Volksschulen,  wobei  dem  etwaigen  Begehren  an- 
derer Confessionen  nach  Schulen  ihrer  Confession  in  keiner  Weise 
entgegen  getreten  ^wird. 

Aber  zur  Zelt  ist  jener  allerehrfurchtvoUsten  Vorstellung  eine 
Berücksichtigung  seitens  der  königlich  bayerischen  Staatsregienmg 
nicht  zu  Theil  geworden.  Inzwischen  wurden  mehrfach  weltliche 
Kreis-Schul-Inspectoren  und  auch  weltliche  Districts-Schul-Inspecta- 
ren  aufgestellt,  die  Vorstände  der  SchuUehrer-Seminarien  allmählig' 
laisirt,  für  die  Lehrer  sogenannte  Fortbildungs-Curse  organisirt,  wo- 
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bei  den  Districts-Schul-lDspectoren  fast  jeder  Einfluss  entzogen  ist; 
endlich  worden  solche  Fortbildangsschulen  an  vielen  Orten  auch  für 
die  noch  feiertagschalpflichtigen  Knaben  eingeführt ,  ohne  dass  dem 
geistlicheo  Local-Schul-Inspector  aach  nnr  der  geringste  Einfluss 
oder  die,  wie  sich  in  einzelnen  Fällen  bereits  gezeigt  hat,  so  notb- 
'  wendige  Contröle  des  Unterrichtes  geg(^nnt  wäre! 

Und  doch  ist  gerade  in  der  Volksschule  die  Erziehung  auf  re- 
ligiöser Grundlage  und  der  mit  den  Grundsätzen  des  Glaubensbe- 
tontnisses  streng  harmonirende  Unterricht  unstreitig  die  Haupt- 
sadie.  Da  sollen  ja  die  Grundpfeiler  aufgebaut  werden ,  auf  denen 
ias  ganze  künftige  Leben  des  Christen  sicher  ruhen  kann.  Nur 
kan  werden  auch  die  begründeten  und  eben  jetzt  sich  mehrenden 
Klagen  über  die  religiöse  und  sittliche  Entartung  verstummen, 
welche  nach  trauriger  allgemeiner  Erfahrung  die  Jugend  bereits  er- 
bsH  hat  und  den  Fond  bhristUcher  Sitte  im  Volke  und  dadurch 
auch  die  feste  Basis  staatlicher  Ordnung  zu  zerstören  droht. 

Indem  wir  daher  unsere  gemeinsanae  allerehrfurchtsvollste  Vor- 
stellnng  vom  12.  September  1873  in  ihrem  ganzen  Umfange  erneuem, 
bitten  wir  zugleich  vertrauensvollst  Euere  Königliche  Majestät,  dass 
m  Allerhöchstihrem  Staatsministerium  nicht  bloss  alle  dem  hohen 
Ziele  der  Volksschule  entgegenstehenden  Hindernisse  nach  Thunlich- 
keit  beseitigt,  soudern  auch  positiv  alle  Massnahmen  getroffen  wer- 
^  den  mögen,  welche  die  christliche,  die  katholische  Erziehung  in  der 
Volksschule  —  eines  der  grössten  Güter  im  christlichen  Staate  — 
a  fördern  und  zu  steigern  geeignet  sind. 

Indess  auch  bezüglich  der  sogenannten  Mittelschulen  sehen  sich 
iie  allerehrerbietigst  Unterfertigten  veranlasst ,  über  die  offenbare 
Schwächung  des -religiösen  Elementes  in  Erziehung  und  Unterricht 
Hage  zu  fuhren. 

Wir  sehen  ganz  davon  ab,  dass  der  Charakter  der  Gymnasien; 
welche  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  grösstentheils  confessionelle  An- 
stalten waren,  fast  durchgehends  verändert  worden;  dass  bei  Auf- 
^llung  von  Beligionslehrern  für  dieselben  den  kirchlichen  Behörden 
&«t  nur  mehr  die  canonische  Mission  nach  der  Ernennung  geblieben  ' 
J^;  da^  endlich  in  dem  neugebildeten  obersten  Schulrath ,  dem  ein 
»  weit  gehender  Einfluss  auf  das  ganze  Studienwesen  in  Bayern  ge- 
'ihrt  wurde,  auch  nicht  die  Spur  einer  kirchlichen  oder  geistlichen 
Vertretung  sich  findet. 

Dagegen  möge  Euerer  Königlichen  Majestät  Allerhöchstes 
^^geiunerk  ausdrücklich  auf  einige  Bestimmungen  hingelenkt  wer- 
*>f  die  fflch  in    der  höchsten  Verordnung  vom  20.  August  1874, 
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die  Schulordnung  für  die  Studienanstalten  und  Realgymnasien  im 
Königreiche  Bayern  betreffend,  und  in  einer  nachträglichen  Verord- 
nung hijezu  vi)m  29.  August  laufenden  Jahres  vorfinden. 

Unsere  allerehrfurchtsvollste  Gesammtvorstellung  vom  Jahre 
1865,  den  Geschichts-Unterricht  an  den  höheren  Bildungs-Anstalten 
betreffend,  hatte  bisher  eine  höchste  Bescheidung  nicht  erfahren  und 
einen  Erfolg  nicht  erzielt.  Statt  dessen  verfögt  die  erwähnte  Schul- 
ordnung im  Tit.  n.  §.14.  einfach,  dass  »eine  Scheidung  des  Ge- 
schichtsunterrichtes >  nach  der  Confession  der  Schüler  nicht  statt- 
finde,« und  die  im  Nachgange  hiezu  erlassene  höchste  Ministerial- 
entschliessung  vom  29.  August  d.  J.  lässt  folgerichtig  auch  die  bis 
dahin  eingehaltene  Unterscheidung  zwischen  Lehrbücliern  der  Ge- 
schichte för  Katholiken  und  Protestanten  in  Wegfall  kommen. 

»Königliche  Majestät!  Die  Geschichte  ist  kein  neutrales  Ge- 
»biet,  auf  welchem  sich  gläubige  und  ungläubige  Forscher ,  katho- 
»lische  und  protestantische  Schriftsteller  in  alleweg  friedlich  die 
»Hand  reichen  könnten.  ^  Nach  uralter  und  immer  gleichmässiger 
»Erfahrung  prägt  sich  vielmehr,  abgesehen  von  gewissen  feststehen- 
»den  Thatsachen,  in  jedem  geschichtlichen  Erzeugniss  die  persön- 
»liche  Bichtung  des  Autors  ab,  und  es  gibt  darum  —  und  wird  es 
»immer  geben  —  eine  christliche  und  unchnstliche,  eine  katholische 
»und  unkatholische  Geschichtsauffassung  und  Geschichtsdarstellung. 
»Daraus  folgt  aber  der  begründete  Anspruch  der  katholischen  Kirche, 
»dass  keinem  Katholiken  protestantischer  Geschichtsunterricht  gleich- 
»sam  aufgezwungen  werde.  Mit  Recht  kann  darum  die  Kirche  in 
»Betreff  der  Mittelschulen,  wo  eine  freie  Wahl  des  Lehrers  für  den 
»Lernenden  unmöglich  ist,  verlangen ,  dass  ihre  noch  unmündigen 
»Glieder  gegen  die  Gefahren,  welche  ein  unkatholischer  Geschichts- 
»unterricht  mit  sich  führt ,  durchaus  gewahrt  werden ,  auf  dass 
»nicht,  wie  gegen  die  Studirenden  selbst,  so  auch  gegen  die  katho- 
»lischen  Eltern  ein  schreiendes  UnVecht  geschehe,  wenn  ihre  Kinder 
»an  den  Anstalten,  welchen  sie  dieselben  vertrauensvoll  zur  Bildung 
»übergeben  haben ,  durch  einen  unkirchlichen  Geschichtsunterricht 
»an  ihrem  katholischen  Glauben  geschädiget  und  des  frischen  ka- 
»tholischen  Lebens  allmählig  verlustig  gemacht  würden.« 

Was  wir  so  vor  zehn  Jahren  mit  voller  Einmüthigkeit  und 
mit  allerehrfurchtsvoUsten  Bitten  an  Euere  Königliche  Majestät  aus- 
gesprochen, wir  müssen  es  heute  lauter  und  inständiger  noch  vor 
dem  Königlichen  Throne  wiederholen  — •  gegenüber  jenen  Bestim- 
mungen, die  das  Becht  der  Kirche,  wie  der  katholischen  Eltern  di- 
rect  verletzen,   das  gerade   Gegentheil    der  früher  gestellten   Bitte 
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rerordneD,  nnd  auf  das  religiöse  Bewnsstsein  wie  die  ganze  zukünftige 
LeUnsanscbanong  der  Studirenden  unläugbar  den  störendsten  und 
Terderblicbsten  Einfloss  ermöglichen. 

Indess  die  genannte  Schulordnung  geht  noch  weiter.  Sie  kennt 
keine  anderen  Beziehungen  der  Mittelschulen  zu  den  kirchlichen 
Behörden  mehr  ,  als  die  durch  den  Beligionslehrer  und  den  Beli- 
gionsunterricht gegebenen  (Tit.  II.  §.8.;  Tit.- VII.  §.43.;  Tit.  VIII. 
§.  44.),  und  schml^lert  selbst  letzteren  noch  an  seiner  bisherigen 
Ausdehnung.  Mittelst  einer  tabellarischen  üebersicht  über  die  Ver- 
keilung des  Unterrichtsstoffes  und  der  Unterrichtsstunden  (Tit.  11. 
|.  7.)  beschränkt  sie  in  den  beiden  oberen  Klassen  der  Gymnasien 
(b  Religionsunterricht,  im  Gegensatz  zu  allen  anderen  Unterrichts- 
G^enständen,  auf  je  eine  Wochenstunde.  Und  doch  sollte  gerade 
in  diesen  Jahren  des  Ueberganges  zur  Universität ,  an  welcher  der 
religiöse  Unterricht  in  der  Begel  ganz  zurücktritt,  dem  Beligions* 
Idirer  Gelegenheit  geboten  sein,  der  bereits  reifenden  Fassungskraft 
der  Studirenden  durch  Unterweisungen  und  Belehrungen  entgegen 
zu  kommen,  die  sie  in  christlicher  Erkenntniss  und  Gesinnung  für 
dtt  ganze  Berufsleben  stärken  könnten.  Dazu  kömmt ,  dass  die 
Läsbingen  der  Schüler  in  religiösen  Kenntnissen  bei  der  Maturitäts- 
yrnbmg  keine  Berücksichtigung  mehr  finden.  Hiedurcli  werden  die 
Studirenden  der  obern  Classen  zu  der  Vorstellung  verleitet,  dass 
die  Beligionslehre ,  ja  die  Religion  selbst  vom  Standpunkte  der 
Sehnle  weniger  Bedeutung  habe  —  eine  Auffassung,  die  diesen  jungen 
Leuten  um  so  näher  liegen  wird,  als  auch  die  religiösen  Uebungen 
an  den  Mittelschulen  nur  mehr  ein  sehr  precäres  Dasein  fristen. 
Denn  nicht  nur  ist  der  Besuch  der  täglichen  Schulmesse  aufgegeben, 
sondern  auch  der  Sonntags-Schulgottesdienst  und  der  gemeinsame 
Emp&ng  des  Buss-  und  Altars-Sacramentes  ist  nicht  mehr  garantirt. 
Und  wir  kennen  Schulvorstände,  welche  auf  gänzliche  Beseitigung 
des  öffentlichen  und  gemeinsamen  Gottesdienstes  der  studirenden 
%end  driBgen,  weil  zu  einer  tüchtigen  Erziehung  einzig  ein  guter 
ruterricht  und  eine  consequent  ^ehandhabte  Schuldisciplin  genüge, 
^  welche  laut  die  Spendung  des  Bus^sacramentes  als  einen  Act 
tienrchischer  Herrschsucht  bezeichnen. 

Wir  allerehrfurchtsvoU  Unterzeichnete  erlauben  uns  im  Hin- 
UidLe  auf  diese  Erwägungen  die  allerehrerbietigste  Bitte  vorzutra- 
gen, dass  die  bezeichneten  Schulordnungen  in  der  genannten  Hin- 
^i  angemessene  Abänderungen  erfahren  und  dass  namentlich  an 
fa  religiösen   Uebungen   auch   in  den  Mittelschulen  festgehalten 
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Was  endlich  die  Hochschulen  betrifft ,  so  können  die  Bischöfe 
des  Königreichs  auch  hier  grosser  Besorgniss  sich  nicht  erwehren. 
So  sehr  sie  auch  jedes  vernünftigen  und  mit  dem  Christenthura  ver- 
träglichen Fortschrittes  der  Wissenschaften  sich  freuen  und  mit 
dem  Vaticanischen  Concile  sprechen:  Crescat  et  multum  vehemen- 
terque  proficiat  tam  singulorum  quam  omnium,  tam  unius  hominis 
quam  totius  ecclesiae,  aetatum  et  sacculoruni  ^radibus  intelligentia, 
scientia,  sapientia  —  unsere  moderne  Wissenschaft  steuert  mit  Bie- 
senschritten dem  'religiösen  Unglauben,  ja  dem  Materialismus  zn. 
Wir  unterlassen  esl,  hervorzuheben,  welch'  traurige  Folgen  dieses 
System,  von  den  Kathedern  der  Hochschulen  herab  verkündiget  und 
vertheiget,  für  das  Wohl  des  Staates  selbst,  schon  durch  Zerstörung 
des  obersten  Begriffes  der  Sittlichkeit  und  der  sittlichen  Pflicht,  erst 
in  den  höheren  Kreisen  und  dann  auch  in  deir  Masse  des  Volkes, 
hervorrufen  müsste.  Aber  wir  zittern  mit  den  Vätern  und  Müttern, 
welche  ihre  Söhne  an  die  Universitäten  senden  müssen.  Im  Namen 
dieser  christlichen  Familien ,  im  Namen  der  grossen  Mehrzahl  der 
Staatsangehörigen  Bayerns  rqfen  wir  zum  Throne  Euerer  Königlichen 
Majestät  um  allerhuldvollste  Gewährung  wenigstens  dieser  Bitte, 
dass  nämlich  in  Anbetracht  des  katholischen  Bekenntnisses  der  über- 
wiegenden Zahl  der  bayerischen  Staatsb,ürger  auch  solchen  Gelehr- 
ten, welche  in  der  Ueberzeugung  und  Leben  zur  katholischen  Kirche 
stehen,  der  Zutritt  zum  academischen  Lehramte  in  allen  Fächern 
nicht  erschwert  werde,  wobei  die  Versicherung  vielleicht  nicht  über- 
flüssig ist,  dass  es  immer  solche  Gelehrte  geben  wird,  wenn  ihnen 
die  entsprechenden  Aussichten  eröfinet  sind. 

ni.  Der  Bestand  der  religiösen  Orden  und  Congregationen  in 
Bayern  wi^d  unläugbar  von  verschiedenen  Seiten  bedroht.  Die  dar- 
aus entspringende  Besorgniss  wird  indessen  bei  den  allerehrerbietigst 
Unterzeichneten  durch  das  unerschütterliche  Vertrauen  auf  Euere 
Königliche  Majestät  aufgewogen,  Allerhöchstwelche  unmöglich  ge- 
statten können,  dass  Schöpfungen  AUerhöchstihres  in  Gott  ruhenden 
Grossvaters  und  AUerhöchstihres  seligen  Vaters  zerstört  werden, 
welche  ihre  Aufgabe  bis  zur  Stunde  treu  erfüllen  und  darum  die 
Auflösung  in  keinem  Betrachte  verschuldet  haben.  Wir  halten  auch 
an  der  Hoffnung  fest,  dass  Gott  der  Herr  es  nicht  zulassen  wird, 
dass  Männer  und  Frauen ,  die  in  frommen  Genossenschaften  nach 
der  christlichen  Vollkommenheit  ringen,  in  Bayern ,  unserm  katho- 
lischen Vaterlande,  keine  Stätte  mehr  finden  sollten. 

Gleichwohl  erlauben  sich  die  allerehrfurchtsvoUst  Unterzeich* 
neten  ihre  schon  im  Qctober  1873  an   den  Stufen   des  Königlichen 
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Thrones  niedergelegte  Bitte  zu  eroeaern  und  auf  Nachstehendes  auf- 
merksam KD  machen. 

Die  Zerstörang  der  Klöster  in  Bayern  wäre  ein  Unrecht  gegen 
die  katholische  Kirche,  deren  Lebensentwickelung  hiedurch  gewalt- 
sam gehemmt  würde.  Zwar  ist.  ihr  Leben  nicht  davon  abhängig 
dass  gerade  dieser  oder  jener  Orden  in  diesem  oder  jenem  Lande 
bestehe.  Aber  dass  es  klösterliche  Stätten  des  Strebens  nach  der 
christlichen  Vollkommenheit  gebe,  ist  der  christlichen  Beligion  ebenso 
gewiss  nothwendig,  als  Christus  der  Herr  die  Beobachtung  der 
mngelischen  Bäthe  empfohlen  hat,  und  zu  allen  Zeiten  der  Kirche 
ach  Menschen  fanden,  welche  dieselben  in  der  That  beobachtet  ha- 
ben. Das  ist  der  tiefere  Grund  warum  jeder  Angriff  auf  die  reli- 
giösen Orden  der  Kirche  als  solche  schliesslich  als  ein  Angriff  auf 
die  Kirche  selbst  und  auf  die  Institution- Christi  angesehen  wer- 
den rauss. 

Im  Königreich  Bayern  ist  überdies  der  Bestand  der  Klöster, 
nicht  nur  im  Allgemeinen  durch  Art.  L,  sondern  ganz  speciell  durch 
Arl  VII.  des  Concordates  rechtlich  garäntirt.  Dazu  kömmt,  dass 
eine  trotzdem  stattfindende  Zerstörung  der  Klöster  gewiss  eine 
scbfrere  Verletzung  sehr  theuerer  Interessen  des  katholischen  Vol- 
kes, ja  selbst  eines  Theiles  der  Andersgläubigen  wäre.  Die  auf- 
opfernde Liebe  der  barmherzigen  Brüder  und  Schwestern  haben  in 
den  schwierigsten  Lagen  des  Lebens  Unzählige  erfahren.  Der  Werth 
der  £rziehnngsinstitute  der  englischen  Fräulein,  der  Salesianerinnen 
Bnd  anderer  geistlicher  Genossenschaften  ist  durch  das  wachsende 
Vertrauen  der  besten  Familien  des  Landes  zur  Genüge  bestätigt. 
Zahllose  Gemeinden  schätzen  sich  glücklich ,  ilire  Töchter  bei  den 
Schulschwestern  in  allem  Nöthigen  und  Nützlichen  gut  unterrichtet 
wd  christlich  erzogen  zu  sehen.  Die  in  Bayern  bestehenden  Zweige 
der  Orden  des  hl.  Benedict,  des  hl.  Franciscus,  der  hl.  Theresia 
sind  überall  theils  mit  Unterricht ,  theils  in  der  Seelsorge  bis  zur 
Brachöpfung  beschäftiget,  zum  Beweise  dessen ,  was  das  katholische 
Volk  Ton  ihnen  hält.  Keinerlei  Anklagen  mit  irgend  einer  Beschei- 
nigung sind  gegen  irgend  eine  religiöse  Gemeinschaft  vorgebracht 
'Börden,  Welch  ein  Grund  wäre  darum  denkbar,  zu  einer  Massregel 
öl  rathen,  welche  ohne  die  tiefst  eingreifende  Aufregung  des  christ- 
Mien  Volkes  und  ohne  die  offenbarste  Kränkung  seiner  wichtigsten 
ttnd  zartesten  Interessen  nicht  durchgeführt  werden  könnte? 

Die  persönlichen  Rechte  jener  Ordensmitglieder  dürften  schliess- 
BA  doch  auch  gerechte  Berücksichtigung  verdienen.  Ist  es* nicht 
^  Unrecht,  eine  nicht  ganz  unbeträchtliche  Zahl   von  Staatsange- 

irdilr  ßr  Kirchenrcfht.  XXXV.  10 
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hörigen,  die  sich,  wohlüberlegten  Gebrauch  machend  von  der  einem 
jeden  Staatsangehörigen  durch  die  Staatsverfassung  garantirten  Frei- 
heit des  Gewissens  und  der  Standeswahl ,  unter  den  Augen  der 
Staatsbehörden  ein  für  alle  Mal  dem  schweren,  Lebensberufe  des 
Ordensstandes  gewidmet  haben,  darunter  von  Alter  und  Krankheit 
Gebrochene,  darunter  schwächliche  Frauen,  in  eine  Welt  hinauszu- 
stossen ,  die  fär  si^  keinen  Platz  mehr  zu  haben  scheint  ?  Ist  es 
Becht,  wenn  man  den  Genossenschaften,  die  im  gemeinsamen  Leben 
ihren  Schwerpunkt  finden,  das  frische  Blut  des  Nachwuchses  ge- 
waltsam entzieht  und  sie  zum  langsamen  Tode  der  Auszehrung 
verurtheilt,? 

In  Anbetracht  alles  dessen  glauben  die  allerehrerbietigst  Un- 
terzeichneten berechtigt  zu  sein ,  Euere  Königliche  Majestät  neuer- 
dings allerehrfurchtsvollst  und  dringendst  zu  bitten,  einer  weiteren 
Ausdehnung  des  Beichsgesetzes  vom  4.  Juli  1872 ,  den  Orden  der 
Gesellschafk  Jesu  betreffend,  mit  allen  Mitteln  entgegenzutreten  und 
jegliche  Nachahmung  des  preussischen  Klostergesetzes  vom  31.. Mai 
1875  mit  allem  Nachdrucke  zu  verhindern. 

Euere  Königliche  Majestät!  Es  sind  die  treuesten  üntertha- 
nen,  die  im  Vorstehenden  von  der  strengsten  Pflicht  ihres  oberhirt- 
lichen  Amtes  gedrängt  einige  der  Hauptanliegen  der  katholischen 
Kirche  in  AUerhöchstihrem  Königreiche  vorgetragen  haben.  Möge 
das  götige  und  gerechte  Herz  des  Landesvaters  in  unserer  Stimme 
den  Nothruf  des  ganzen  katholischen  Volkes  erkennen ! 

In  allertiefsler  Ehrfurcht  geharren 

Euerer  Königlichen  Majestät 

allerunterthänigst  treugehorsamste 

Im  October  1875. 

t  Gregor^  Erzbischof  von  München-Freising. 
t  Friedrich,  Erzbischof  von  Bamberg, 
f  Ignatius^  Bischof  von  Begeusburg. 
t  Pancraiius^  Bischof  von  Augsburg, 
t  Franz  Leopold^  Bischof  von  Eichstädt. 
t  Valentin^  Bischof  von  Würzburg. 
f  Daniel  Bonifacius,  Bischof  von  Speyer. 
Dr.  Carl  Schrödl^  Capitelvicar  von  Passau. 
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VI. 

Oberhirtliche  Instruction  für  die  Seelsorgvorstände  der  Erz- 

diöcese  München, 

bezüglich  des  Reichsgesetzes  über  die  Beurkundung  des  Personen-^ 

Standes  und  die  Eheschliessung. 

Das  Beichsgesetz  über  die  Beurkunduag  des  Personenstandes 
und  die  Eheschliessung  vom  6.  Februar  1875'  (vgl.  Archiv  Bd.  33. 
S.  402  ff.)  wird  mit  dem  1.  Januar  187Ö  auch  im  Königreiche  Bayern 
IQ  Kraft  treten  und  damit  auch  das  bei  uns  bisher  unbekannte  In- 
stitut der  Civilebe  eingeführt  werden. 

Da  biedurch  das  kirchlich-religiöse  Leben  der  Katholiken  sehr* 
nahe  berührt  und   auch  die  Stellung ,  welche  die  Pfarrer  bei  den 
Ibescbliessongen  einzunehmen  haben,  besonders  der  Staatsbehörde 
gegeanber,  eine  andere,  wird,  so  werden  die  Herren  Seelsorgvorstände 
mit  nachstehenden  oberhirtlichen  Instructionen  versehen. 

I.  Vor  Allem  sind  die  Gläubigen  in  den  Predigten^  den  Ka- 
techesen und  im  Privatunterrichte  über  dcLS  Wesen  des  heiligen  Sof 
cranUes  der  Ehe  im  Gegensätze  zur  sog.  Civilehe  zu  bdehren ,  und 
ZOT  standhaften  Beobachtung  dessen ,  was  die  katl^olische  Glaubens- 
lehre und  das  kirchliche  Gesetz  unabänderlich  vorschreibt,  zu  er- 
mahnen. Es  wird  zu  sagen  sein ,  dass  die  gesetzliche  Vorschrift 
über  die  Eheschliessung  vor  dem  Civilstandsbeamten  eine  rein  staat- 
liche Anordnung  ist  und  darum  auch  nur  Folgen  für  das  bürgerliche 
Leben  hat;  dass  also  durch  die  Erklärung  der  Brautleute  vor  dem 
Qfilstandsbeamten  und  durch  die  von  diesem  vorgenommene  Förm- 
lichkeit eine  kirchliche,  d.  h.  eine  vor  Gott  und  seiner  Kirche  gil- 
tige, wahre  Ehe  nicht  zu  Stande  kömmt;  dass  eine  solche  kirchlich 
gütige  Ehe  nach  der  bestimmtesten  Lehre  der  Kirche  nur  vor  dem 
^eaen  Pfarrer  der  Brautleute  und  zweien  Zeugen,  in  der  Weise 
wie  es  bisher  geschehen ,  geschlossen  werden  kann ;  und  dass  die 
Braatl^te  nur  durch  dieto  kirchliche  Eheschliessung  dasSacrament 
dar  Ehe  und  die  von  Christus  den  Eheleuten  verheisseue  Gnade  em- 
^angen.  Es  wird  weiter  zu  sagen  sein,  dass  die  Brautleute  nach 
der  vor  dem  Civilstandsbeamten  abgegebenen  Erklärung  sich  keines- 
vegg  als  wirkliche  Eheleute  vor '  Gott  und  der  Kirche  betrachten 
d&rfeai  sondern  dass  bis  zum  Vollzüge  der  kirchlichen  Trauung  alle 
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jene  göttlichen  und  kirchlichen  Vorschrifteti  in  Kraft  bleiben,  welche 
for  die  Brautleute  gelten;  dass  sie  sich  alsbald  nach  der  bürger- 
lichen Erklärung,  wo  möglich  noch  am  nämlichen  Tage ,  zur  kirch- 
lichen Trauung  einzufinden  haben;  dass  endlich  diejenigen  Braut- 
leute, welche  ilire  Erklärung  nur  vor  dem  weltlichen  Beamten  ab- 
gegeben und  keine  kirchliche  Ehe  geschlossen  haben,  von  der  Kirche 
als  Eheleute  nicht  angesehen  und  behandelt  werden  können. 

Bei  dieser  Belehrung  werden  sich  die  Seelsorger  der  grössten 
Qenauigkeit  im  Ausdrucke  befleissen  und  jeder  ungeeigneten  Pole- 
mik sich  sorgfältig  enthalten;  es  wird  darum  gerathen  sein,  sich 
stets  an  die  im  Vorstehenden  gebrauchte  Darlegung  möglichst  an- 
zuschliessen. 

Dabei  bleibt  es  wünschenswerth,  dass  den  Gläubigen  zur  ein- 
gehenderen Unterweisung  die  Mittel  an  die  Hand  gegeben  werden. 
Hier  empfehlen  sich  folgende  Schriftchen  zur  weitesten  Verbreitung, 
nämlich  für  Gebildetere:  »Die  christliche  und  die  Civilehe.  Ein 
Wort  an  das  christliche  Volk  von  Dr.  Konrad  Martin ,  Bischof  von 
Paderborn.  Zweite  Auflage.  Mainz,  Kirchheim  1874.  63  Seiten.c 
Für  das  Volk  aber:  »Der  Katholik  und  die  Civilehe.  Worte  der 
Belehrung  und  Mahnung  an  das  katholische  Volk.  Von  einem  ka- 
tholischen Priester.  Zweite  Auflage.  Amberg,  J.  Habbel,  1876. 
13  Seiten.  € 

IX.  Da  mit  dem  Inslebentreten  der  bürgerlichen  Eheschliessuog 
die  kirchliche  Trauung  nicht  mehr  wie  bisher  auch  staatliche  oder 
bürgerliche  Geltung  hat,  so  treten  von  diesem  Zeitpunkte  an  aUe 
Vorschriften^  welche  die  Staatsgewalt  in  Betreff  der  Trauungen  bis-- 
her  erlassen  hatte^  für  die  Pfarrer  ausser  Kraft  Es  kommen  also 
hier  nicht  mehr  in  Betracht  die  staatlichen  Vorschriften  über  die 
polizeiliche  Heirathsbewilligung,  die  kirchlichen  Proclamationen ,  die 
Trauungen  von  Militärpersonen,  Beamten,  Ausländern  u.  dgl.  Die 
Pfarrer  haben  in  dieser  Richtung  in  Zukunft  lediglich  den  §.  67. 
des  oben  bezeichneten  Gesetzes  zu  beachten,  welcher  lautet:  »Ein 
Geistlicher  oder  anderer  Beligionsdiener ,  welcher  zu  den  religiösen 
Feierlichkeiten  einer  Eheschliessung  schreitet,  bevor  ihm  nachgewie- 
sen worden  ist ,  dass  die  Ehe  vor  dem  Standesbeamten  geschlossen 
sei,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark  oder  mit  Gefäng- 
niss  bis  zu  drei  Monaten  bestraft.«  Der  hier  geforderte  Nachweis 
wird  aber  erbracht  durch  Uebergabe  der  Bescheinigung^,  welche  nach 
§.  54.  des  Beichsgesetzes  den  Betheiligten  sofort  nach  der  Giviler* 
klärung  gebührenfrei  auszustellen  ist. 

Dagegen  bleiben  selbstverständlich   aUe  die  Ehe  betreffenden 
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hircUiehen  Gesetze  und  Vorschriften^  z.  B.  aber  die  Proclamationen, 
über  die  Ehehindernisse,  fiber  die  Einholung  der  Dispensen,  über  das 
tempas  claasnm ,  über  die  Form  der  Eheschliessung  nach  wie  vor 
m  voüer  Kraft  und  sind  mit  aller  Sorgfalt  und  Gewissenhaftigkeit 
za  beobachten.  Hierin  wird  auch  durch  das  neue  Civilehegesetsi; 
Niemand  behindert,  welches  vielmehr  im  §.  82.  ausdrücklich  be- 
sagt: »Die  kirchlichen  Verpflichtungen  in  Beziehung  auf  Taufe  und 
Trauung  werden  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt. c 

Um  alle  Schwierigkeiten  zu  verhüten,  ist  es  den  Gläubigen  als 
Pflicht  vorzuschreiben ,  nicht  eher  den  Civücontract  abssuschliessenj 
to  der  Pfarrer  ihnen  erklärt  hat ,  dass  der  kirchlichen  Trauiung 
Un  Hindemiss  entgegenstehe.  Die  Pfarrer  haben  ferner  dahin  zu 
irirken,  dass  die  Anmeldungen  bezüglich  beabsichtigter  Verehelich- 
Bogen  zuerst  bei  ihnen  erfolgen,  damit,  wenn  sich  ein  Ehehinderniss 
Forfindet  oder  ein  Einspruch  erfolgt ,  diese  zuvor  gehoben  werden, 
oder  falls  die  Hebung  unmöglich  ist,  die  Brautleute  rechtzeitig  be- 
logen werden  können ,  von  ihrem  Vorhaben  abzustehen.  Es  wird 
Wer  der  grössten  Wachsamkeit  der  Pfarrvorstände  bedürfen ,  beson- 
ders wo  zu  befurchten  ist,  dass  Brautleute  sich  mit  der  blossen  Gi- 
vQdie  begnügen ,  und  es  wird  Alles  darauf  ankommen ,  rechtzeitig 
Eenntniss  von  den  beabsichtigten  Eheschliessungen  zu  erlangen, 
wenn  nöthig  auch  mittels  der  nach  §.  46.  des  Gesetzes  an  der  Ge- 
meindetafel  während  zweier  Wochen  anzukündigenden  Aufgebote,  um 
nnttelst  pastoreller  Einwirkung  die  Brautleute  zur  Eingehung  einer 
tirchlich  giltigen  und  erlaubten  Ehe  zu  bewegen. 

Diejenigen ,  welche  sich  mit  einer  blossen  Civilehe  begnügen, 
^  von  dem  Empfange  der  heiligen  Sacramente  so  lange  auszu* 
Messen",  bis  sie  zu  einer  hirchlichgiltigen  Ehe  verbunden  sind. 
Im  Falle  sie  ohne  Aussöhnung  mit  der  Kirche  sterben,  kann  ihnen 
4«  iirchliche  Begräbniss  nicht  gewährt  werden. 

Wenn  geschiedene  Eheleute  zu  Lebzeiten  des  andern  Theiles 
ZI  einer  ehelichen  Verbindung  schreiten ,  so  haben  die  Pfarrer  un- 
^  genauer  Darlegung  des  Sachverhaltes  an  die  oberhirtliche  Stelle 
Ol  berichten,  welche  ürtheil  oder  Verfügung  erlassen  wird. 

Da  nach  §.  50.  Abs.  2. '  des  Reichsgesetzes  bei  Krankheiten, 
^  Lebensgefährlichkeit  einen  Aufschub  der  Eheschliessung  nicht 
g^tettet,  den  Standesbeamten  erlaubt  ist,  ohne  Aufgebot  vorzugehen, 
^  werden  die  Seelsorgvorstände  hiemit  ermächtiget,  in  solchen  .Fäl- 
^  die  Dispensation  von  den  drei  kirchlichen  Aufgeboten  zu  erthei- 
K  sobald  die  Bescheinigung  des  Civilstandsbeamten  vorgelegt  und 
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und  von  den  Brautleuten  der  herkömmliche  Eid   de  libertate  statos 
geleistet  worden  ist. 

ni.  Dass  bei  Eingehung  v(m  gemischiefi  Ehen  diejenigen  Be- 
dingungen, von  deren  Erfüllung  die  katholische  Trauung  des  Braut- 
paares abhängig  ist,  unverändert  fortbestehen,  bedarf  keiner  Erin- 
nerung. Gegenüber  der  Civilehe  steigert  sich  aber  die  Pflicht  des 
Pfarrers,  bei  beabsichtigter  Eheschliessung  gemischter  Confession 
rechtzeitig  den  katholischen  Theil  auf  seine*  Pflichten  ,  ^namentlich 
bezüglich  des  zu  errichtenden  Vertrages  über  die  katholische  Kin- 
dererziehung, mit  Nachdruck  und  Liebe  aufmerksam  zu  machen,  da- 
mit auch  in  diesem  Falle,  wenn  der  Act  vor  dem  Civilstandsbeam- 
ten  vollzogen  ist,  alsbald  die  kirchliche  Trauung  folgen  kann. 

Hiebei  wird  bemerkt,  dass,  wenn  die  Trauung  eines  solchen 
Paares  nach  katholischem  Ritus  geschieht,  es  einer  Promulgation  in 
der  betrefienden  akathplischen  Pfarrkirche  oder  eines  Zeugnisses  über 
die  daselbst  geschehene  Verkündigung  nicht  mehr  bedarf.  Geschieht 
die  Trauung  aber  vor  dem  akatholischen  Minister,  so  kömmt  das 
kirchliche  Aufgebot  und  die  Ausstellung  eines  Ledigscheines  an  das 
akatholische  Pfarramt  von  nun  an  in  Wegfall. 

IV.  Die  pfarrlichefi  MatrikelMcher  über  Taufen ,  Trauungen 
und  Sterbefö.lle  sind  in  der  nämlichen  Weise  wie  bisher  fortzuführen. 
Die  Pfarrvorstände  werden  hiebei  nie  vergessen,  dass  die  Führung 
dieser  Bücher  auf  uralter  kirchlicher  Anordnung  beruht  (vgl.  Bitaale 
Bomanum :  formulae  scribendae  in  libris  habendis  a  parochis)  und 
werden  deshalb  auf  diese  wichtigen  Beurkundungen  wie  bisher  die 
grösstmögliche  Sorgfalt  verwenden. 

Wenn  Kinder,  welche  aus  blossen  Civilehen  stammen,  zur  Taufe 
gebracht  werden,  so  sind  sie  in  der  Taufmatrikel  als  »ex  civili  con- 
tractuc  stammend  zu  bezeichnen. 

Werden  Kinder  von  Katholiken  nicht  zur  Taufe  gebracht,  so 
sind  dieselben  gleichwphl  nach  Thunlichkeit  in  einem  eigenen  Ver- 
zeichnisse einzutragen. 

Blosse  Civiltrauungen  sind,  so  lange  die  kirchliche  Eheschlies- 
sung nicht  hinzutritt ,  in  einem  gesondert  zu  fuhrenden  Buche  zu 
verzeichnen. 

In  Bezug  auf  Sterbefälle  ist  der  §.  60.  des  Beichsgesetzes  zu 
beachten:  »Ohne  Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde  darf  keine 
Beerdigung  vor  der  Eintragung  des  Sterbefalles  in  das  (bürgerliche) 
Sterberegister  stattfinden. c  Zum  Zwecke  der  Beerdigung  werden  von 
den  Standesbeamten  Bescheinigungen  gebührenfrei  ertheilt. 

Schliesslich  wird  hier  auf  den  §.  73.  des  Civilehegesetzes  hia- 
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gewi^en,  welcher  lautet:  »Den  mit  der  Führung  der  Standesre- 
gister oder  Kirchenbücher  bisher  betraut  gewesenen  Behörden  und 
Beamten  verbleibt  die  Berechtigung  und  Verpflichtung,  über  die  bis 
zur  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  eingetragenen  Geburten,  Heirathen 
und  Sterbefälle  Zeugnisse  zu  ertheilen;€  sowie  auf  den  §.  11.  der 
Aasfthmngsverordnang  des  Bundesrathes  zum  Givilehegeset^ ,  wels- 
cher besagt :  ^Geistlichen  und  anderen  Religionsdienem  ist  die  Ein- 
sicht der  (Civilstands-)Begister  kostenfrei  zu  gestatten. c 

V.  Das  RecJd  und  die  Thätigkeit  der  geistlichen  EKegerichte 
ßr  den  Gewissensbereich  und  das  kirchliche  Forum  wird  durch 
das  CivUehegesetz  nicht  berührt.  Vgl.  Concil.  Trident.  Sess.  24. 
caQ.  12.  Die  Gläubigen  sind'  desshalb  bei  Ehe-  und  VerlObnissstrei- 
tigkeiten  zu  belehren,  dass  sie,  sofeme  es  sich  nicht  blos  um  ver- 
mögensrechtliche Fragen  handelt,  erst  nach  erfolgter  kirchlicher  Ent- 
scheidung im  Gewissen  sich  werden  beruhigen  können. 

üeber  katholische  Ehelente ,  welche  blos  in  Folge  eines  Er- 
kenntnisses des  weltlichen  Gerichtes  oder  selbst  ohne  ein  solches 
getrennt  leben ,  ist  unter  Darlegung  der  bestehenden  Verhältnisse 
an  das  Oberhirtenamt  zu  berichten. 

Vorsiehende  Instruction  ist  ausschliesslich  f&r   den  amtlichen 
Gebrauch  der  Seelsorgvorstände  bestimmt.    Es  sind  jedoch  sämmt- 
Me  in  der  Seelsorge  angestellte  Priester  des  betreffenden  Sprengeis 
Ton  dem  Inhalte  derselben  genauestens  zu  unterrichten. 
JMtmcAcn,  den  26.  November  1875. 

Das  Ordinariat  des  Erzbisthumes  München  und  Freising. 

Dr.  Michael  Rampfj 
Generalvicar. 

K.  Osterauer,  Secretär. 
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VII. 
Der  Strafprocess  gegen  den  Erzbisthumsverweser  von  FreiiNirg, 

von  Officialatsrath  Dr.  Maas. 
§.  L  Die  Staatsprüfwig  der  Geistlichen  und  das  Sperrgesetz, 

* 

Seit  der  Errichtung  der  Erzdiöcese  Freiburg  mischte  sich  die 
Staatsregierung  nicht  in  die  Bestellung  der  Pfarrverweser  und  Vi- 
care  durch  den  Bischof  ein  und  verlangte  von  den  Pri&stern  der 
Erzdiöcese  nicht  die  Erstehung  <einer  Staatsprüfung.  Das  Gesetz 
vom  9.  October  1860  garantirte  die  freie  kirchliche  Weihe-  und 
Jurisdictionsgewalt.  §.  1.  und  7.  dieses  Gesetzes  bestimmen  nämlich: 
»Der  römisch-katholischen  Kirche  ist  das  Becht  einer  öffentlichen 
Corporation  und  der  öffentlichen  Gottesverehrung  gewährleistet.  Die 
römisch-katholische  Kirche  ordnet  und  verwaltet  ihre  Angelegenhei- 
ten frei  und  selbstständig.  §.  12:  die  Kirche  ist  befugt,  Bildongs- 
'  anstalten  for  diejenigen,  welche  sich  dem  geistlichen  Stande  wid- 
men, zu  errrichten;  §.  8.,  die  Kirchenämter  werden  durch  die  Kirche 
selbst  verliehen,  unbeschadet  der  .  .  .  auf  dem  Patronat  beruhenden 
Befugnisse;  §..9.,  die  Zulassung  zu  einem  Kirchenamt  ist  regelmäs- 
sig durch  den  Nachweis  einer  allgemeinen  wissenschaftlichen  Vor- 
bildung bedingt.  €  Gemäss  den  Motiven  der  Regierung  und  den 
Commissionsberichten  der  Kammern  ist  hierunter  nicht  eine  beson- 
dere Staatsprüfung,  sondern  die  für  die  Zulassung  zur  Universität 
allgemein  vorgeschriebene  Abiturienten-  oder  Maturitätsprüfung  zu 
verstehen  und  soll  auch  diese  nur  erforderlich  sein  »für  die  Zulas- 
sung  der  Bewerber  um  Eirchenämler  (beneficia)«.  D|iese  Bestim- 
mung räumt  wie  die  übrigen  dieses  §.  9.  der  Staatsgewalt  ein  veto, 
.  die  Erklärung  der  Nichtzulässigkeit  einer  »giltigen  Verleihung  (eines 
beneficiums)  durch  die  Kirchengewaltc  ein.    ^ 

Erst  die  ministerielle  Verordnung  vom  6.  December  1867  *) 
machte  die  Zulassung  zu  einem  Kirchenamt  von  einer  staatlichen 
Prüfung  und  deutschen  üniversitätsstudien  abhängig.  Der  Erzbi- 
schof protestirte  hiergegen  alsbald  und  untersagte  dem  Klerus  »sich 
irgendwie  bei  dieser  Staatsprüfung  zu  betheiligen,  um  Zulassung  zu 


1)  Officielle  Actenstücke  über  die  Schul-  und  Eirchenfrage  in  Baden, 
(Freiburg.  Herder  1868  ff.)  IV.  H.  S.  15,  25,  75  ff.,  V.  H.  189  ff.,  Vü.  H*  S. 
26  ff 


Maas,  Strafproc,  gegen  den  Ersibislh.'Verw,  v,  Freihurg.  (1875,)    153 

oder  ErlassoDg  von  derselben  anznsachen.c  Der  Erzbisthamsverweser 
wiederholte  1872  diesen  Protest  und  das  berührte  Verbot  *). 

Zur  Durchführung  dieser  Verordnung  wurde  das  Gesetz  vom 
19.  Februar  1874  erlassen,  dadurch  femer ,  entgegen  dem  citirten 
§.  12.  d.  Ges.  V.  1860  die  kirchlichen  Bildungsanstalten  für  den 
geistlichen  Stand  aufgehoben  (Art.  2.).  Dieses  Gesetz  verfugt :  »Art. 
1.  Die  Zulassung  zu  einem  Kirchenamt  oder  zur  öffentlichen  Aus- 
üboDg  kirchlicher  Functionen  ist  durch  den  Nachweis  einer  allge- 
meinen wissenschaftlichen  Vorbildung  bedingt.  Dazu  wird  regel- 
mässig erfordert,  dass  der  Candidat  Zeugnisse  über  die  von  ihm 
bestandene  Maturitätsprüfung  und  den  dreijährigen  Besuch  einer 
deutschen  üniversüät  vorlegt,  sowie  vor  einer  Staatsbehörde  durch 
dne  öffentliche  Prüfung  .  .  .  dartbut,  dass  er  die  für  seinen  Beruf 
erforderliche  allgemeine  wissenschaftliche  Bildung  erwor)>en  habe.  Art. 
i  Ud>ergangsb€siimmt*iig.  Diejenigen  (Geistlichen,  welche  zur  Zeit  der 
Verkündigung  dieses  Gesetzes  bereits  ....  zu  Priestern  geweiht 
sind ,  können  ...  ein  KirchenanU  nicht  erlangen ,  bevor  sie  die 
Staatsprüfung  .  .  .  bestanden  .  >  .  haben ;  dagegen  wird  ihnen  ge- 
9taUä  bis  auf  Weiteres  hirchliche  Functionen  auszuüben.  Die  Re- 
gierung aber. ist  ermächtigt  durch  Verordnung  ihnen  diese  Befug- 
nis» wieder  zu  entziehen.  Art.  3.  Strafbestimmuttgen.  §.  16  a.  We- 
gen Verletzung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  wird  bestraft:  1) 
derjenige  Geistliche,  welcher  kirchliche  Functionen,  die  ihm  unter 
Verletjmng  der  gesetzlichen  Bestimmungeti  übertragen   worden  sind, 

öffentlich  ausübt,  mit  einer  Geldstrafe   von  60—300  Mark 

2)  der  kirchliche  Obere,  welcher  einem  Geistlichen  entgegen  der  ge- 
setzlichen Vorschrift  .  .  .  kirchliche  Functionen  überträgt,  oder  einem 
gesetzlich  Unfähigen  die  kirchliche  Einsetzung  ertheilt,  mit  einer 
Geldstrafe  von  300—1500  Mark  .  .  .  c 

Das  kurz  vorher  promulgirte  preuss.  Ges.  v.  30.  Mai  1873  be- 
stimmt ähnlich.  §.  1  ff.:  »ein  geistliches  Amt  darf  .  .  .  «  (auch 
nur  vorübergehend  oder  widerruflich)  »nur  einem  Deutschen  über- 
tragen werden,  welcher  seine  wissenschaftliche  Vorbildung  nach  den 
Vorschriften  dieses  Gesetzes  vorgethan  (die  Staatsprüfunjg  gemacht) 
bat.  g.  22.,  ein  geistlicher  Oberer,  welcher  dem  zuwider  ein  geist- 
Kcbes  Amt  überträgt  oder  die  Uebertragung  genehmigt ,  wird  mit 
Geldstrafe  von  200—1000  Thlr.  bestraft.  §.  23.,  wer  geistliche 
Amtshandlungen  in  einem  Amt  vornimmt,  welches  ihm  den  Vor- 
schriften des  §.  1—3.  zuwider  übertragen  worden  ist,  wird  mitGeld- 
»trafe  bis   zu   100  Thlr.   bestraft.    %.  26,   die  Vorschriften    dieses 

1)  Conf.  Meine  Abhandlung  im  Archiv  Bd.  XXlX.  S.  412  ff. 
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Gesetzes  finden  keine  Anwendung  anf  Personen,  welche  vor  Verkün" 
düng  desselben  im  geistlichen  Amte  angestellt  sind.c 

Die  Uebergangsbestimmung  (Aft.  4.)  des  erwähnten  badiscben 
Gesetzes  lautete  im  Regierungsentwurf  ähnlich  wie  die  eben  berührte 
preussische,  nämlich  dahin :  »diejenigen  ,  welche  zur  Zeit  der  Ver- 
kündigung dieses  Gesetzes  bereits  zu  Priestern  geweiht  sind,  behal- 
ten die  Fähigkbit  kirchliche  Functionen  auszuüben.«  Die  Regierung 
motivirte  diese  Bestimmuug  damit,  dass  »der  Art.  1 .  dieses  Gesetzes 
ohne  jede  Härte  einzuführen  und  jeder  Vorwurf,  als  entziehe  das 
Gesetz  bereits  erworbene  Befugnisse  schlechthin  auszuschliessen  sei.« 
Der  Commissionsbericht  der  zweiten  Kammer  erkannte  offenbar 
rechtswidrig  <)  kein  mit  der  Weihe  erworbenes  Recht  an ;  veriaugte, 
dass  fden  Geistlichen  die  Pflicht  des  Gehorsams  eingeschärft,«  die 
dauernde  Ausübung  kirchlicher  Functionen  durch  nicht  staatlich 
geprüfte  Geistliche  beseitigt  werde ,  die  »sofortige  Entziehung  der 
Berechtigung  erscheine  aber  als  zu  grosse  Härte.«  So  wurde  der 
Art.  4.  dieses  Gesetzes  in  der  oben  berührten  promul^rten  Fassung 
angenommen;  im  üebrigen  aber  der  Gesetzentwurf,  insbesondere 
dessen  StraßesUmmungen,  welche,  wia  wir  gesehen,  dem  Begierungs- 
entumrf  der  Uebergangsbestimmung  angepasst  war^n ,  unverändert 
belassen. 

Inhaltlich  dieses  Gesetzes  vom  19.  Februar  1874  erscheint  es 
also  unzweifelhaft,  dass  das  Ministerium  legal  befugt  ist,  auch  die 
Tor  der  Promulgation  dieses  Gesetzes  geweihten  Priester  zu  »sper- 
ren ;«  dass  aber,  so  lange  diese  ministerielle  Nichtzulässigkeits-  oder 
ünfähigkeits-^X^rtin^  nicht  erfolgte,  sowohl  die  Ausübung  als  die 
(Tebertragung  kirchlicher  Functionen  durch  und  an  solche  Priester 
strafgesetzlich  zulässig  war. 

Der  Erzbisthumsverweser  ging  von  dieser  Rechtsanschauung 
aus.  Er  protestirte  in  seiner  citirten  Denkschrift  vom  24.  Januar 
un4  seiner  Erklärung  an  das  Ministerium  des  Innern  vom  16.  April 
1874  gegen  das  erwähnte  Gesetz,  untersagte  wiederholt  dem  Klerus 
jede  Betheiligung  am  Staatsexamen,  vollzog  am  31.  Januar  1874, 
also  vor  Promulgation  dieses  Gesetzes  vom  19.  Februar  1874  die 
Priesterweihe,  im  Juni  und  Juli  ^1874  aber  schon  die  Anweisung 
dieser  Neupriester  auf  ihre  Pastorationsposten  und  theilte  dem  Mi- 
nister des  Innern  am  23.  Juli  auf  dessen  Anfrage  vom  20.  Juli 
1874  diese  Thatsachen  mit.    Diese  Staatsbehörde  erliess  aber  hier- 


1)  Denkschrift  des  Capitelsvicariats  über  diesen  Gesetzentwurf,  (Frdburg, 
Herder  1874),  S.  16  Note  1. 
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anf  die  Yerordnung  vom  4.  August  1874  ^)  und  erklärte  am  glei- 
chen Tage  dem  Erzb.  Capitelsvicariat,  sie  sei  »behufs  Wahrung  der 
Achtung  vor  dem  Gesetz  und  der  Autorität  des  Staats  genöthigt, 
TOD  dem  im  Art.  4.  des  citirten  Gesetzes  enthaltenen  Vorbehalt  Ge- 
branch  zu  machen,  c 

In  seiner  Erwiederung  vom  13.  August  1874  wiederholte  das 
Erzb.  Capitelsvicariat  seinen  Protest  gegen  die  staatliche  Prüfung 
nnd  Einmischung  in  die  kirchliche  üebextragung  geistlicher  Func- 
tionen, welche  nach  dem  Dogma  und  dem  Hecht  der  Kirche  dieser 
aosscfaliesslich  zustehe.  Zugleich  wurde  der  berührten  Bechtsan* 
gebauung  dadurch  der  Regierung  gegenüber  Ausdruck  gegeben,  dass 
in  dieser  Erwiederung  der  Eirchenbehörde  motivirt  wurde,  gemäss 
dem  B.-St.-G.  köi^ne  die  Ausübung  kirchlicher  Functionen  durch  ein 
Landesgesetz  ')  strafrechtlich  nicht  verboten  werden,  aber  auch  gemäss 
letzterem,  dem  Gesetze  vom  19.  Februar  1874,  seien  trotz  der  Ver- 
ordnung vom  4.  August  die  fraglichen  vor  deren  Rechtswirksamkeit 
abo  »legal  angestellten  Priester  wegen  Fortsetzung  der  ihnen  recht- 
lich übertragenen  kirchlichen  Functionen  nicht  strafbar.c 

§.  2,  Das  strafgerichÜiche  Vorgehen  gegen  die  gesperrten  Priester. 

Diese  von  der  Staatsregierung  nicht  widerlegte  rechtliche 
üeberzeugung  der  Eirchenbehörde  wurde  von  den  Ereisgerichten 
Con^tanz,  Waldshut  und  Offenburg  getheilt.  Sie  erkannten  die  Neu- 
priester,  welche  auch  nach  der  Rechtswirksamkeit  der  Verordnung 
Toni  4.  August  1874  auf  den  ihnen  vor  derselben  übertragenen 
kirchlichen  Stellen  verblieben  und  ihrem  vor  derselben  ertheilten 
kirchlichen  Mandat  gemäss  ihre  kirchlichen  Functionen  fortsetzten, 
für  straflos.  Die  gesetzwidrige  Uebertragung  bestehe  darin ,  dass 
sie  an  solche  geschehe,  denen  die  Ausübung  kirchlicher  Functionen 
nicht  gestattet  ist.  Da  diese  aber  zur  Zeit  der  Uebertragung  von 
der  Regierung  nicht  als  unzulässig  erklärt  war,  so  erscheine  auch 
deren , Uebertragung  als   stratgesetzlich   statthaft,    denn    wäre  dies 

, * 

1)  Verordnimg  vom  3.  Mai  1874  über  das  Verfahren  bei  der  Staatsprüf- 
ug.    (Gesetzblatt  1874.  Nr.  XIX.) 

Verordnung  vom  4.  August  1874  (Qesetzbl.  Nr.  XXXV.):  »Auf  Grund 
des  Schlusssatzes  des  Art.  4.  des  Gesetzes  vom  19i  Februar  d.  J.  wird  verord- 
■et:  »Den  haOiolischen  Geistlichen,  welchen  in  diesem  Jahre  (zu  einer  Zeit, 
m  weldier  der  Entwurf  (!)  des  oben  angef&brten  Gesetzes  bereits  der  landstan- 
Üsehen  Berathung  unterzogen  war)  die  Priesterweibe  ertbeilt  irurde,  ist  die 
Befugniis  zxur  dffoitlichen  Ausübung  kirchlicher  Functionen  anmit  entzogen,* 

2)  §.  2.  Einftihrungsgesetz  zum  B.-St.-G.  Oppenhoff,  Strafgesetz  ad 
8.  2.  cit  Nr.  4  ff.,  8,  12.  ad  §.  31.  Nr.  8,  15,  17.,  §.  359.  n.  2  ff. 
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nicht  der  Fall ,  die  üebertragung  also  strafbar,  so  würden  diese 
Geistlichen  im  Hinblick  auf  den  citirten  Art.  3.  §.  16  a.  n.  1.  als 
strafbar,  im  Hinblick  auf  Art.  4.  desselben  Gesetzes  aber  als  nicht 
strafbar  erscheinen,  dieses  Gesetz  sich  also  widersprechen,  was  aber 
nicht  der  Fall  sei. 

Die  zuletzt  angezogene  Bestimmung  sei  eine  lex  imp^ecta, 
sie  gestatte  dem  Ministerium-  die  Entziehung  der  legal  übertragenen 
Functionen,  es  fehle  ihr  aber  die  rückwirkende  PoenaldRuael  und 
seien  in'  diesem  Gesetze  die  legal  angestellten,  aber  gesperrten 
Geistlichen  wegen  fernerer  Ausübung  ihrer  kirchlichen  Functionen 
nicht  mit  Strafe  bedroht,  sondern  nur  die  Uebertraguog  und  Aus- 
übung kirchlicher  Functionen  an  und  durch  einmal  gesperrte  Geist- 
liche. In  diesem  Strafgesetz  sei  weder  von  einer  Betagung  noch 
von  einer  Resolutivbedingung  gegenüber  den  legal  angestellten  die 
Kede.  Das  Strafgesetz  habe  an  »eine  solche  Ausdehnung  nicht  ge- 
4acht€  und  wegen  dieser  seiner  Lücke  sei  die  fernere  Ausübung 
kirchlicher  Functionen  durch  legal  angestellte,  später  gesperrte 
Geistliche  nicht  mit  Strafe  bedroht  ^). 

Der  oberste  badische  Gerichtshof,  das  Oberhofgericht,  erklärte 
aber  die  Ansübung  kirchlicher  Functionen  durch  diese  Priester  nur 
bis  zum  Eintritt  der  Rechtswirksamkeit  der  citirten  Verordnung  vom 
4.  August  als  »geduldet,€  von  diesem  Zeitpunkt  an  aber  als  straf- 
bar. Die  Üebertragung  dieser  Functionen  sei  nämlich  durch  Art. 
1.  des  cit.  Gesetzes  verboten  und  nur  die  Ausübung  derselben  durch 
Art.  4.  bis  zur  Sperrung  gestattet.  Ueberdies  beziehe  sich  die  cit. 
Strafclausel  »nicht  blos  auf  die  erste  Üebertragung,  sondern  auf 
das  Aufiragsverhältniss  überhaupt,  welches  ein  Zustand,€  eine  Beihe^ 
»fortgesetzter  Handlungen  seic ;  nach  erfolgter  UnßLhigkeitserklärung 
sei  also  a^ch  die  fernere  öffentliche  Ausübung  kirchlicher  Functio- 
nen durch  solche  gesperrte  Geistliche  strafbar. 

Der  Gesetzgeber  habe  überdies  die  fragliche  Bestrafung  ge- 
wollt, er  habe  keine  »unbeschränkte  Üebertragung  an  solche  Priester 
gestattet  —  wenn  auch  kein  vollständig  entsprechender  Ausdruck 
seines  Willens,  so  könne  doch  ein  Ausdruck  überhaupt  2)  in  den  von 
dem  Gesetzgeber  gebrauchten  Worten  gefunden  werden.«  Nachdem 
so  das  Oberhofgericht  die  Strafbarkeit  dieser  Neupriester  durch  Art. 
3.  §.  16  a.  n.  1.  und  Art.  4.  des  Gesetzes  vom  19.  Februar  1874 
für  begründet  erklärt  hatte,    ergingen   von   sämmtlichen   badischen 

1)  Annalen  der  bad.  Gerichte  1874  Bd.  XL.  n.  22;  1^5  Bd.  XLI.  n. 
3,  7. 

2)  Annalen  1875  n.  3,  7. 
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Gerichten,  auch  von  jenen  ,  welche .  vorher  diese  Strafbestimmung 
als  hier  nicht  anwendbar  erklärt  hatten,  vemrtheilende  Erkenntnisse 
g^gen  dieselben. 

§.  3.  Die  strafgcriehiliche  Veruriheilung  des  Erzhisthumsverwesers. 

Wie  wir  gesehen ,  wurde  die  Anwendbarkeit  der  fraglichen 
Strafbestimmung  auf  diese  Geistliche  auch  von  dem  Oberhofgericht 
aaf  die  gemäss  Art.  3.  §.  18  a.  n.  1.  erforderliche  Unterstellung  der 
gesetzwidrigen  Uebertragung  ihrer  kirchlichen  Functionen  gestfitzt. 
So  kam  es  wohl ,  dass  erst  nach  Erlassung  dieser  verurtheilenden 
Erkenntnisse  und  zwar  durch  Verweisungsbeschluss  der  Baths-  und 
Anklagekammer  des  Kreisgerichts  Freiburg  vom  4.  December  1874 
der  Erzbisthumsverweser  »wegen  gesetzwidriger  Uebertragung  kirch- 
licher Functionenc  in  Anklagestand  versetzt  wurde.  Die  vorher  ge- 
gen ihn  auf  eine  Anzeige  hin  eingeleitete  Untersuchung,  sowie  seine 
finvemahme  als  Zeuge  in  der  Untersuchung  gegen  einen  Neuprie- 
ster wurde  in  Folge  seiner  Einsprache  gegen  die  Gompetenz  der 
Gerichte  beziehungsweise  wegen  seiner  möglichen  Mitbetheiligung  ^) 
ui  fraglicher  That  eingestellt. 

Die  gegen  jenen  Verweisungsbeschluss  (Beil.  A.)  von  dem  Hrn. 
Anwalt  Dr.  v.  Wänker ,  dem  Vertreter  des  Angeklagten ,  erhobene 
Beschwerde  (Beil.  B.)  wurde  am  3.  Februar  1875  von  dem  Oberhof- 
gericht als  unbegründet  verworfen.  (Beil.  C.)  Ebenso  wies  das  Kreis- 
gericht Freibarg  die  von  dem  Vertreter  des  Angekhigten  gegen  die 
dortige  Strafkammer  begründete  Ablehnung  des  Präsidenten  und  Mit- 
glieder der  letzteren  wegen  Unfähigkeit  und  Befangenheit  derselben 
zwackt. 

Bei  der  am  1 1.  März  1875  gepflogenen  mündlichen  Verhandlung 
protestirte  der  angeklagte  Erzbisthumsverweser  (Beil.  D.)  gegen  die  Zu- 
sttndigkeit  der  bürgerlichen  Gerichte  in  dieser  kirchlichen  Angele- 
genheit und  verweigerte  jede  verantwortliche  Vernehmlassung.  Herr 
Anwalt  Dr.  v.  Wänker  wies  nach,  (Beil.  E.)  dass  zur  Zeit  der  Begehung 
^r  That,  d.  h.  der  Anweisung  der  fraglichen  Neupriester  solche 
nicht  mit  Strafe  bedroht   war.    JBline   weitere   Handlung  habe   der 

1)  §.  105  ff.  Strafprocessordnung. 

2)  §.  24  ff.  bad.  Strafproceseordnong ,  die  ans  den  berührten  Bichtem 
Wstebende  Strafkammer  hatte  nämlich  in  dem  Urtheil  gegen  den  Nenpriester 
^ppert  unter  Anderem  geäussert :  »ans  dem  ganzen  die  Staatsantorität  miss- 
tefatenden  Verhalten  des  Weihbischoüs  Dr,  v.  Kübel  .  .  .  gehe  hervor,  dass  die 
*U^rtragnng<  der  fraglichen  Functionen  eine  gesetzwidrige  sei.«  (Karls- 
nher  Zeitung  vom  1.  December  1874  Nr.  282.)  Daraus  wurde  die  Befangenheit 
Bieter  Riditer  begründet. 
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und  von  den  Brautleuten  der  herkömmliche  Eid  de  libertate  Status 
geleistet  worden  ist. 

ni.  Dass  bei  Eingehung  von  gemischien  Ehen  diejenigen  Be- 
dingungen, von  deren  Erfüllung  die  katholische  Trauung  des  Braut- 
paares abhängig  ist,  unverändert  fortbestehen,  bedarf  keiner  Erin- 
nerung. Gegenüber  der  Civilehe  steigert  sich  aber>  die  Pflicht  des 
Pfarrers,  bei  beabsichtigter  Eheschliessung  gemischter  Confession 
rechtzeitig  den  katholischen  Theil  auf  seine* Pflichten  ,, namentlich 
bezüglich  des  zu  errichtenden  Vertrages  über  die  katholische  Ein- 
dererziehung, mit  Nachdruck  und  Liebe  aufmerksam  zu  machen,  dar 
mit  auch  in  diesem  Falle ,  wenn  der  Act  vor  dem  Civilstandsbeam- 
ten  vollzogen  ist,  alsbald  die  kirchliche  Trauung  folgen  kann. 

Hiebei  wird  bemerkt,  dass,  wenn  die  Trauung  eines  solchen 
Paares  nach  katholischem  Ritus  geschiebt,  es  einer  Promulgation  in 
der  betreffenden  akathplischen  Pfarrkirche  oder  eines  Zeugnisses  über 
die  daselbst  geschehene  Verkündigung  nicht  mehr  bedarf.  Greschieht 
die  Trauung  aber  vor  dem  akatholischen  Minister ,  so  kömmt  das 
kirchliche  Aufgebot  und  die  Ausstellung  eines  Ledigscheines  an  das 
akatholische  Pfarramt  von  nun  an  in  Wegfall. 

IV.  Die  pfarrlichen  Matrikelbücher  über  Taufen ,  Trauungen 
und  Sterb6fö.lle  sind  in  der  nämlichen  Weise  wie  bisher  fortzuführen. 
Die  Pfarrvorstände  werden  hiebei  nie  vergessen,  dass  die  Führung 
dieser  Bücher  auf  uralter  kirchlicher  Anordnung  beruht  (vgl.  Rituale 
Romanum :  formulae  scribendae  in  libris  habendis  a  parochis)  und 
werden  deshalb  auf  diese  wichtigen  Beurkundungen  wie  bisher  die 
grösstmögliche  Sorgfalt  verwenden. 

Wenn  Kinder,  welche  aus  blossen  Civilehen  stammen,  zur  Taufe 
gebracht  werden,  so  sind  sie  in  der  Taufmatrikel  als  »ex  civilicon- 
tractuc  stammend  zu  bezeichnen. 

Werden  Kinder  von  Katholiken  nicht  zur  Taufe  gebracht,  so 
sind  dieselben  gleichwohl  nach  Thunlichkeit  in  einem  eigenen  Ver- 
zeichnisse einzutragen. 

Blosse  Civiltrauungen  sind,  so  lange  die  kirchliche  Eheschlies- 
sung nicht  hinzutritt ,  in  einem  gesondert  zu  fuhrenden  Buche  zu 
verzeichnen. 

In  Bezug  auf  Sterbeßllle  ist  der  §.  60.  des  Reichsgesetzes  zu 
beachten:  »Ohne  Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde  darf  keine 
Beerdigung  vor  der  Eintragung  des  Sterbefalles  in  das  (bürgerliche) 
Sterberegister  stattfinden.  €  Zum  Zwecke  der  Beerdigung  werden  von 
den  Standesbeamten  Bescheinigungen  gebührenfrei  ertheilt. 

Schliesslich  wird  hier  auf  den  §.  73.  des  Civilehegesetzes  hin- 
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gewiesen,  welcher  lautet:  »Den  mit  der  Führung  der  Standesre- 
gister oder  Kirchenbücher  bisher  betraut  gewesenen  Behörden  und 
Beamten  verbleibt  die  Berechtigung  und  Verpflichtung,  über  die  bis 
zar  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  eingetragenen  Geburten,  Heirathen 
and  Sterbefälle  Zeugnisse  zu  ertheilen;€  sowie  auf  den  §.  11.  der 
Anäfthrungsverordnong  des  Bundesrathes  zum  Givilehegeset^ ,  wels- 
cher besagt :  ^Geistlichen  und  anderen  Beligionsdienern  ist  die  Ein- 
sicht der  (Civilstands-)Regi8ter  kostenfrei  zu  gestatten.« 

V.  Das  JRecld  und  die  Thätigkeit  der  geistlichen  Ehegerichte 
fwr  den  Gewissensbereich  und  das  kirchliche  Forum  wird  durch 
das  Cwilehegesetz  nicht  berührt  Vgl.  Concil.  Trident.  Sess.  24. 
can.  12.  Die  Gläubigen  sind'  desshalb  bei  Ehe-  und  VerlObnissstrei- 
tigkeiten  zu  belehren,  dass  sie,  sofeme  es  sich  nicht  blos  um  ver- 
mögensrechtliche Fragen  handelt,  erst  nach  erfolgter  kirchlicher  Ent- 
scheidung im  Gewissen  sich  werden  beruhigen  können. 

üeber  katholische  Eheleute ,  welche  blos  in  Folge  eines  Er- 
kenntnisses des  weltlichen  Gerichtes  oder  selbst  ohne  ein  solches 
getrennt  leben ,  ist  unter  Darlegung  der  bestehenden  Verhältnisse 
an  das  Oberhirtenamt  zu  berichten. 

Vorstehende  Instruction  ist  ausschliesslich  f&r  den  amtlichen 
Gebrauch  der  Seelsorgvorstände  bestimmt.  Es  sind  jedoch  sämmt- 
liche  in  der  Seelsorge  angestellte  Priester  des  betreffenden  Sprengeis 
von  dem  Inhalte  derselben  genauestens  zu  unterrichten. 

München,  den  26.  November  1875. 

Das  Ordinariat  des  Erzbisthutnes  München  und  Freising, 

Dr.  Michad  Rampf, 
Generalvicar. 

K.  Osterauer,  Secretär. 
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desshalb  gemäss  §•  59.  St.-ß.-G.  und  der  neuesten  Entscheidung 
des  preussischen  Obertribunals  nicht  strafbar.  Dies  geht,  abgesehen 
von  den  berührten  Thatumständen  schon  daraus  hervor,  dass  er  we- 
der den  erwähnten  1874  noch  den  im  Jähr  1875  geweihten  durch 
das  cit  Gesetz  gesperrten  Priestern  nach  der  Bechtswirksamkeit  der 
cit.  Verordnung  kirchliche  Functionen  übertragen  bat 

In  den  fraglichen  strafgerichtlichen  Entscheidungen  wird  die 
gesetzlich  der  Staatsregierung  zustehende  (also  keiner  That  des  An- 
geklagten unterstellbare)  Nichtzulassungs-  resp.  Unfthigkeitserklft- 
rung  eines  solchen  Geistlichen  mit  der  bischöflichen  Uebertragung 
kirchlicher  Functionen  an  denselben,  eine  unstrafbare  Ommissiv-  mit 
einer  Commissivhandlung  verwechselt,  seine  rechtlich  begründete 
»Absicht,  die  kirchlichen  Rechte  zu  wahren,«  mit  der  (durch  den 
berührten  dieselbe  documentirendeu  Protest  nicht  constatirten)  Ceber- 
tretung  eines  vor  der  fraglichen  That  existenden  und  wirksam  ge- 
wordenen Strafgesetzes  verwechselt. 

Die  preussischen  Gerichte  haben  im  ^inblick  auf  die  dem 
berührten  Strafgesetz  ähnlichen  cit.  §.  1  ff.  22  u.  26.  des  preuss. 
Gesetzes  vom  11.  Mai  1873  eine  rückwirkende  Kraft  des  Strafge- 
setzes für  rechtlich  unzulässig  erklärt.  So  hat  das  Obertribunal  die 
nach  der  Bechtswirksamkeit  dieses  preussischen  Mai-  (Straf-)  Ge« 
setzes  erfolgte  Aufforderung  des  Bischofs  von  Paderborn  an  einen 
Geistlichen,  welcher  vor  der  Publication  dieses  Gesetzes  angestellt 
wurde,  aber  die  Staatsprüfung  nicht  machte,  seine  Functionen  fort- 
zusetzen, fiir  nicht  strafbar  erklärt.  Weder  in  diesem  noch  in  dem 
badischen  Strafgesetze  ist  es  nach  dem  allein  entscheidenden  ausge- 
drückten Willen  des  Gesetzgebers  dem  Bischof  zur  strafrechtlichen 
Pflicht  gemacht,  nicht  gesperrte  Geistlichen  nicht  oder  »beschränkte 
anzustellen  oder  denselben  das  legal  übertragene  Mandat  zu  entzie- 
hen ,  welches  sie  der  Natur  des  Mandats  gemäss  bis  zur  Aus- 
übung desselben  ohne  eine  weitere  Becht^handlung  des  Mandanten  er- 
mächtigt. Da  also  die  einzige  hier  vorliegende  That  des  Angeklag- 
ten von  keinem  Strafgesetz  bedroht  ist ,  Tendenzen  nicht  strafbar 
sind,  ein  Gericht  den  Mängeln  eines  Strafgesetzes  durch  seine  In- 
terpretation- über  den  im  Gesetze  nicht  ausgedrückten  Willen  des- 
selben rechtlich  nicht  abhelfen  kann,  so  erscheint  jene  nach  den 
Grundsätzen  des  Strafrechts  nicht  als  strafbar.  In  dubio  pro  reo. 
NuUa  poena  sine  lege!  ^ 

1)  Die  betreffenden  ActenstQcke  zu  der  vorstehenden  Abhandlung  folgen 
im  nächsten  Hefte. 


161 


VIII. 

Das  preuss.  Gesetz  vom  20.  Juni  1875,  Über  die  Vermögens- 
verwaltung in  den  Icatliolisdien  Kircliengemeinden. 

Einfühnmg  und  Handhabung  desselben. 
Controversen  ron  Dr.  H.  Bahlkamp. 

Das  vorbezeicbnete  Oesetz  hat  mit  dem  1.  October  1875  für 
den  ganzen  Bereich  der  preussiscben  Monarchie  gesetzliche  Wirk- 
samkeit erlangt.  Es  ist  bekannt,  dass  die  Herren  Bischöfe  ihre 
Kbrirknng  znr  Ausführnng  des  Gesetzes  auf  Gmnd  gemeinsamer 
Beiathnng  nicht  versagt  haben.  Ihre  Erwägungen  nnd  Gründe  sind 
ebenfalls  bekannt,  Sie  selbst  oder  ihre  geordneten  Vertreter  halben 
ihre  Gründe  in  den  an  die  Oberpräsidenten  anf  Gmnd  des  §.  58. 
des  Gesetzes  gerichteten  Antwortschreiben,  welche  zum  Theil  ver- 
öffentlicht sind,  bekannt  gemacht.  Dies  hielt,  nebenbei  gesagt,  die 
Presse  der  sog.  liberalen  Partei  nicht  ab,  den  Herren  Bischöfen  an- 
dere, unlautere  Motive  unterzuschieben,  namentlich  ihnen  vorzuwer- 
fen, dass  sie  nur  aus  Geldrücksichten  zur  Ausfahrung  besagten  Ge- 
setzes mitgewirkt  hätten,  obwohl  die  Anerkennung  des  Gesetzes  den 
Bischöfen  nicht  einen  Heller  nützt  und  die  Nichtanerkennung  ihnen 
keinen  Heller  entzogen  hätte. 

Die  Motive  des  Gesetzes  sind  von  den  Mitgliedern  des  Cea- 
tmnis  besser,  als  ich  es  vermag,  kritisirt  -worden.  Es  ist  aber  nicht 
tberflüssig  nochmals  zu  betonen,  dass  namentlich  die  Behauptung 
der  Motive : 

»Die  katholische  Kirche,   welche  juristisch  aufgefasst ,   in  der 
Rechssphäre  des  Staates  die  Bedeutung  einer  Corporation   hat, 
leitet,  wie  jede  Corporation  ihre  Vermögensfähigkeit  und  ihr  Ver- 
mögensrecht (sie !)  aus  dem  bürgerlichen  Bechte  ab.    Beruht  aber 
die  juristische  Persönlichkeit  der  Kirche  auf  der  Garantie  des 
bürgerlichen  Rechts,  so  ist  der  Staat  auch  befugt,   die  Gewäh- 
rung derselben  an  bestimmte,   von  ihnen  festzusetzenden ,   Be- 
dingungen zu  knüpfen  € 
durchaus    unhaltbar   ist.     Sogar  Bitter  van  Schulte  (Lehrbuch  des 
Kirchenrechts,  3.  Aufl.  S.  180)  ist  der  Ansicht,  dass  die  Kirche  das  Becht 
XQm  Ei-werben  nicht  von  einer  Bewilligung  des  einzelnen  Staates, 
sondern  aus  der  Nothwendigkeit  und  daraus  ableitet,  dass  sie,  weil 
Dach  göttlichem  Bechte  existenzberechtigt,  eine  allgemeine  natürliche 

ArchhrlQr  Klrchenrecht  XXXV.  11 
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Rechtsfähigkeit  besitzt.  Nach  den  oben  wiedergegebenen  Auffas- 
sungen der  Motive  wäre  die  Kirche,  wie  eine  jede  Actiengesellschaft 
anzusehen.  Bei  Erlass  der  Maigesetze  ist  aber  wohl  ein  ander  Mass 
angelegt  worden! 

Wie  sehr  protestantische  Auffassungsweise  auch  bei  diesem 
Gesetze  influirt  hat,  erhellt  daraus,  dass  der  Verfasser  der  Motive 
als  einen  Missstand,  der  den  Erlass  des  Gesetzes  erheische,  allen 
Ernstes  anfuhrt,  dass  »aus  den  gesetzlich  zur  Vertretung  der  Ge- 
meinden berufenen  Kirchenvorständen  rein  kirchliche  Organe  ge- 
macht worden  wären.«  Die  Tiatholiken  haben  an  den  Tag  gelegt, 
dass  auch  nach  Rechtskraft  des  Gesetzes  dieser  -^  Missstand  — 
geblieben  ist. 

Denn  das  Gesetz  ist  nur  desshalb  zu  der  von  ihm  principäli' 
ter  gewollten  Geltung  gelangt,  weil  die  Herren  Bischöfe  ihre  Mit- 
'  Wirkung  zur  Ausführung  des  Gesetzes  zugesagt  haben.  Von  den 
Katholiken  ist  fiberall  als  Erforderniss  des  passiven  Wahlrechts  die 
kirchliche  Treue  der  zu  Wählenden  hingestellt  und  man  hat  sich 
gefragt,  ob  die  Candidaten  den  ^kirchlichen  Oberen  genehm  seien. 
Ist  dies  zwar  nicht  contra  legem,  so  ist  es  doch  derart  praeter  le- 
gem, dass  daraus  mit  Gewissheit  gefolgert  werden  kann ,  wie  die 
gewählten  Vertretungskörper  der  Gemeinden  sich  als  kirchliche  und  nicht 
als  weltliche  Organe  betrachten.  Die  Kraft  der  preussischen  Regie- 
rung ist  zu  schwach  ,  um  die  nicht  löbliche  Absicht  auszufuhren, 
»von  der  Herrschaft  des  Klerus  unabhängige  Organe  der  Gemeinden 
zu  schaffen.« 

Wollen  die  Vertretungskörper  das  Vermögen  der  Kirche  in 
deren  Geiste  verwalten,  so  müssen  sie  immer  in  geistigem  Connei 
und  Abhängigkeit  von  den  Dienern  der  Kirche  bleiben.  So  ist 
es  jetzt,  und  das  wird,  so  Gott  will,  auch  nicht  anders  werden. 

Mit  Dank  anzuerkennen  ist  aber  die  von  der  Regierung  kund- 
gegebene Absicht,  das  Gesetz  nicht  zu  einem  Kampfgesetz  zu  ma- 
chen. Nur  ist  zu  bedauern,  dass  die  Handhabung  des  Gesetzes  die- 
ser Versicherung  der  Regierung  schnurstracks  entgegensteht.  Es 
möchte  gut  sein,  der  Nachwelt  die  Thatsache  nicht  vorzuenthalten, 
dass  die  preussische  Regierung  die  Majestät  des  Gesetzes ,  wo  sie 
den  Katholiken  nicht  ungünstig  ist,  nicht  so  gar  strenge  aufgefasst  hat 
(Das  Gesetz  selbst  ist  im  Jahrj,  1875  S.  167  dieses  Archivs  ab- 
gedruckt) 

So  ist,  um  hiermit  gleich  zu  beginnen 

J.  Die  Einführung 
der  Kirchenvorsteher  und  Gemeindevertreter,  welche  auf  Qrnnd  des 
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Gesetzes  gewählt  worden  waren,  in  einzelnen  Bezirken  von  den  Be* 
gieroflgen  den  Landräthen  aufgegeben  nnd  durch  von  diesen  er- 
nannte sog.  stellvertretende  Vorsitzende  ausgeführt  worden.  Zugleich 
ist  siaatlicherseits  als  Tagesordnung  dieser  Einführungssitzung  die 
Wahl  des  Vorsitzenden ,  dessen  Stellvertreters  und  des  Beudanten 
Terffigt  worden. 

Ich  behaupte,  dass  dieses  Verfahren  im  Gesetze  nicht  begrün- 
det nnd  den  ausgesprochenen  Intentionen  des  Gesetzgebers  geradezu 
widersprechend  ist.    Der  §.  31.  des  Gesetzes  sagt: 

»Die  Eirchenvorsteher  (und  Gemeindevertreter)  sind  in  ihr 
Amt  einzuAhren  und  auf  treue  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  zu 
Terpflichten.«  Dieser  §.  war  im  Entwürfe  §.33.  und  lautete:  »Die 
Kirchenvorsteher  sind  (nach  erfolgter  Wahl)  in  ihr  Amt  einzufüh- 
ren nnd  auf  treue  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  zu  verpflichten.« 
Entwurf  und  Gesetz  sind  also  bis  auf  die  eingeklammerten  unerheb- 
lidien  Zusätze  resp.  Weglassungen  übereinstimmend.  Zu  §.  33.  des 
Entwurfs  sagen  nun  die  Motive: 

»Abweichend  von  dem  §.  7.  der  evangelischen  Eirchengemeinde- 
ond  Synodalordnung  vom  10.  September  1873  (für  die  östlichen 
Prorinzen  nämlich),  welcher  die  feierliche  Einführung  und  eidliche 
Verpflichtung  der  Gewählten  als  eine  wesentliche  Voraussetzung 
ihres  Eintritts  in  das  Amt  ansieht,  fasst  der  §.  33.  des  Eufwurfs, 
üe  Einftbrung  und  Verpflichtung  der  Eirchenvorsteher«  als  eine 
MNKre  Angelegenheü  des  Kirehenvorsiandes  auf ,  bei  welcher  weder 
die  Kirche  als  solche ,  noch  auch  der  Staat  wesentlich  inieressiri 
8ind.  Man  hat  sich  daher  die  hier  gemeinte  Einfahrung  und  Ver- 
pflichtung der  zur  Vermögensverwaltung ,  also  zu  rein  weltlichen 
Geschäften  berufenen  Eirchenvorsteher  nicht  etwa  als  einen  so- 
lennen Act  in  der  Kirche  vor  versammelter  Gemeinde,  wie 
er  wohl  in  manchen  Gemeinden  seither  üblich  gewesen  ist,  sondern 
ib  einen  lediglich  geschäftlichen  Hergang  vorzustellen,  dessen  Lei- 
tnng  dem  pflichtmässigen  Ermessen  und  dem  Tacte  des  Vorsitzen- 
<ini  in  dem  Eirchenvorstande  überlassen  bleiben  kann.« 

Drucksachen  des  Hauses  der  Abgeordneten,  zweite  S.  der  t^eg.- 
P.  1873-76.  Nr.  76.  S.  276. 

Hier  wird  also  deutlich  gesagt : 

1.  Dass   die  Einfuhrung  und  Verpflichtung  der  Gewählten,  innere 
Angelegenheit  des  Eirchenvorstands-CoUegii  und 

2.  Aufgabe  des  Vorsitzenden  desselben  ist. 

Vorsitzender  war  nach  dem.  Entwurf  d^r  Pfarrer.  Nach  dem 
8«9etz  kann  der  Pfarrer  nicht  Vorsitzender  sein.    Ein  anderes  Mit- 

11* 
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glied  des  Kircheuvorstandes  soll  geivählt  werden.  Es  ist  also,  aach- 
dem  die  Functionen  des  alten  Kirchen  Vorstandes  gesetzlich  aufgehört 
haben  und  wenn  ein  neuer  noch  nicht  da  ist ,  ein  Vorsitzender  des 
Kirchenvorstandes  nicht  vorhanden.  —  Aber  ist  denn  während  des 
Interregnums  gar  kein  früher  und  jetzt  befugtes  Mitglied  des  Kir- 
chenvorstandes da  ?  Gewiss ,  sogar  ev.  zwei.  Nämlich  der  Pfarrer 
und  der  Patron;  yergl.  §.  5.,  Nr.  1  u.  3.  des /Gesetzes.  Wem  der 
Vorrang  gebührt,  kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Der  Pfarrer,  resp. 
Patron,  hat  als  das  allein  während  des  Zwischenzustandes  befugte 
Glied  des  CoUegii  für  Einrichtung  und  Constituirung  desselben  Sorge 
zu  tragen.  Jedenfalls  hat  der  Staat  sich  nicht  einzumengen,  wenn 
die  obenerwähnte  Intention  des  Gesetzgebers  massgebend  sein  soll. 

Man  hat  durch  Berufung  auf  die  §§.  14  u.  15.  des  Gesetzes 
versucht,  die  Anordnung  der  Regierung  zu  rechtfertigen.  Diese 
AUegirung  ist  eine  unglückliche.  Denn  abgesehen  davon,  dass  diese 
Paragraphen  bei  unbefangener  Wort-  und  Sinn-Interpretation  des 
Gesetzes  selbst  nur  von  einem  bereits  constituirten  Kirchen  vorstände 
verstanden  werden  können,  muss  dieses  auch  nach  den  Motiven. an- 
genonmien  werden.  Dieselben  sagen  nämlich:  »Da  es  in  Anbetracht 
der  Verschiedenartigkeit  der  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Gemein- 
den vermieden  worden  ist,  die  Wiederkehr  von  Sitzungen  des  Kir- 
chenvorstandes nach  bestimmten  Perioden  vorzuschreiben,  so  musste 
sowohl  4pr  bischöflichen  Behörde sowie  der  Staatsbe- 
hörde als  auch  den  kirchlichen  Gemeindeorganen  etc.  die  Befugniss 
gewährt  werden,  bei  etivaiger  Nachlässigkeit  oder  Weigerung  des 
Vorsiüfenden  oder  auch eine  Zusammenberufung  des  Kirchen- 
vorstandes behufs  Abhaltung  von  Sitzungen  herbeizufahren.  Auf 
diesem  Gedanken  beruhen  die  Paragraphen  ,  .  .  .  .  von  denen  der 
Letztere  zugleich  im  Absatz  2.  über  die  Führung  des  Vorsitzes  für 
solche  Fälle  die  entsprechende  Anordnung  trifft.« 

Ein  gewähltes  Mitglied  ist  zum  stellvertretendeu  Vorsitzenden 
ernannt-  und  mit  der  Einführung  und  Verpflichtung  seiner  Collegen 
beauftragt  worden.  Die  gesetzliche  Incorrectheit  dieser  sämmtlichen 
Massnahmen  ist  nicht  zweifelhaft.  §.  31.  des  Gesetzes  sagt,  dass 
die  Kirchenvorsieher  und  Gemeindevertreter,  in  ihr  Amt  einzufüh- 
ren und  zu  verpflichten  sind,  also  doch  alle  gewöMten  Mitglieder. 

Dass  die  Staatsbehörde  ein  gewähltes  Mitglied  ausnehmen 
könne,  hat  das  Gesetz  nicht  gestattet.  Nach  §.  15.  kabn  ferner  die 
berufende  Behörde  zwar  wohl  den  Vorsitzenden  ernennen,  nicht  aber, 
^ie  von  der  Begierung  geschehen,  die  Tagesordnung  der  Sitzung 
bestimmen.    Dieses  ist  dem  ernannten  Vorsitzenden   zu  überlassen. 
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Selbst  wenn  also  dieser  §.  15.  zur  Änwendang  käme,  so  hätte  doch 
die  Begierung  ihre  Befugnisse  überschritten ,  resp.  etwas  gethan, 
wozu  sie  gesetzlich  nicht  berechtigt  war.  Ganz  unbegreiflich  ist 
aber,  dass  die  Staatsbehörden  selbst  in  den  Fällen ,  wo  eine  Consti- 
töining  der  bezeichneten  Collegien  und  die  Einführung  und  Ver- 
pflichtaug  deren  Mitglieder  bereits  stattgefunden  hatte,  und  dieses 
mitgetheüt  worden  war,  auf  Ausführung  der  obenerwähnten  Verfüg- 
UDg  trotzdem  bestanden.  Eine  zweimalige  Einfuhrung  und  Yerpflich- 
tnng  war  nicht  geeignet,  die  Feierlichkeit  der  Handlung  zu  erhöhen. 
Sollte  das  Gesetz  kein  Eampfgesetz  sein,  so  konnte  es  bei  der 
auf  Grand  bischöflicher  Anordnung  stattgehabten  Einfabrung  und 
Verpflichtung  überall  sein  Bewenden  behalten. 

II. 

Doch  kaum  hatte  die  zweimalige  Einfahrung  stattgefunden,  so 
begann  ein  neuer  »Kampf.«  Wiederholt  verlangte  man  staatlicher- 
seits  von  den  Kirchen  vorständen  die  Vorlegung'  eines  Inventars  des 
Kirchenvermögens,  ein  Verlangen,  dem  nicht  einmal  der  Buchstabe 
des  Gesetzes  zur  Seite  steht. 

Es  gibt  keine  Bestimmung  des  Gesetzes ,  welche  eine  bezüg- 
liche Vorschrift  enthält. 

In  §.  11.  des  Gesetzes  werden,  die  Kirchen  vorstände  nur  zur 
Anfertigung  und  Foi^tührung ,  nicht  aber  zur  Aushändigung  eines 
Inventars  an  die  staatliche  Behörde  verpflichtet.  In  dem  Abschnitt 
Vm.  des  Gesetzes,  welcher  als  sedes  materiae  anzusehen  ist,  findet 
sich  keine  Andeutung  von  einer  Berechtigung  der  staatlichen  Auf- 
sichtsbehörde zur  Einforderupg  des  Inventars;  in  diesena  Abschnitte 
hätte  eine  solche  Berechtigung  gesetzlich  sanctionirt  Werden  müssen, 
wenn  sie  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  gelegen  hätte;  Die  staat- 
licherseits  geltend  gemachte  Behauptung,  dass  die  §§.  52  und  54. 
&  Berechtigung  der  Staatsbehörde  zur  Einforderung  des  Inventars 
Toranssetzten ,  ist  unhaltbar.  Der  §.  52.  berechtigt  nur  zur  Ein- 
iicUnahme  des  Etats  und  zur  Beanstandung  von  Posten,  welche  den 
Gesetzen  widersprechen.  Der  Zweck  der  Einsichtnahme  ist  dadurch 
hestimmt  ausgedrückt  und  scharf  begrenzt  und  für  diesen  Zweck 
Warf  es  des  Inventars  nicht.  Die  Prüfung  der  Jahresrechnung 
ferner  beschränkt  sich  gemäss  §.  54.  darauf,  ob  die  Verwaltung 
etatfflnässig  geführt  ist  und  für  eine  solche  Prüfung  genügt  der  Etat 
♦Aae  Inventar. 

Zur  Einforderung  des  Inventars  seitens  der  staatlichen  Be- 
hiMe  moss,  da  das  Gesetz  der  letzteren  eine  Berechtigung  dazu, 
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nicht  ertbeilt,  nach  Analogie  des  §.  42.  die  Zustininiang  des  Bischo- 
fes  hinzutreten.  Es  hätte  aus  der  Verfügung  also  hervorgehen 
müssen/  dass  ein  Einvernehmen  zwischen  staatlicher  und  kirchlicher 
Behörde  bestände.  ^  Trotzdem  diese  Gesichtspunkte  kirchlicherseits 
geltend  gemacht  wurden,  hat  fiber  eine  Zurücknahme  der  Verfügung 
bis  heute  12/12.  75  noch  nichts  verlautet. 

III. 

Sehr  kampfyersprechend  ist  ferner  folgende  Regierungsverfüg- 
ung  vom  ....  1875: 

»Es  wird  darauf  hingewiesen,  dass  nach  §.  3.  Nr.  3.  des  Ge- 
Gesetzes zum  kirchlichen  Vermögen  insbesondere  auch  die  Er- 
träge der  in  neuerer  Zeit  unter  verschiedenen  Benennungen  ein- 
gef^rten,  innerhalb  der  katholischen  Kirchen  mittelst  Rund- 
'  gänge ,  Opfergänge  udd  in  anderer  Art  abgehaltenen  Samm- 
lungen gehören.« 

Euer  p.  p.  wollen  demgemäss  die  Kirchen  vorstände  darauf  auf- 
merksam machen,  dass  diese  Ertr^e  nicht  nur  zur  Kirchenkasse  ab- 
geführt, sondern  vollständig,  wenn  auch  event.  nur^als  durchlaufende 
Posten  in  den  Jahresrechnungen  über  das  Kirchenvermögen  in  Ein- 
nahme und  Ausgabe  gestellt  werden  müssen.  Auf  etwaige  Verstösse 
gegen  diese  gesetzliche  Vorschrift  ersuche  ich  Euere  p.  p.  bei  der 
demnächstigen  Vorlegung  der  Jahresrechnungen  aufmerksam  za 
machen.« 

Es  ist  bekannt,  dass  der  erfinderische  Opfersinn  der  preuss. 
Katholiken,  um  die  bedauernswerthen  Folgen  des  Gesetzes  betr.  die 
Einstellung  der  Leistungen  aus  Staatsmitteln  far  die  römisch-katho- 
lischen Bisthümer  und  Geistlichen  nach  Möglichkeit  abzuwenden, 
die  aus  der  Zeit  der  ersten  Christen  herstammenden,  auch  jetzt  noch 
nicht  vergessenen,  und  in  einzelnen  Gegenden  bei  Seelenämtern  heut 
noch  üblichen  Opfergänge  wieder  in  rege  Anwendung  gebracht  hat. 
Diese  Opfergänge  finden  bei  der  hl.  Messe  statt. 

Sie  beginnen  bekanntlich  beim  Offertorium  und  bestehen  darin, 
dass  die  anwesenden  Gläubigen  in  geordneter  Aufeinanderfolge  zum 
Altar  sich  begebeif,  dort  auf  einen  vor  den  Altar  hingestellten  Tisch 
eine  Gabe  in  Geld  als  Opfer  hinlegen  und  darauf  auf  ihren  Platz 
sich  zurückbegeben  ^). 

Vielfach  wird  der  Behälter,  auf  dem  die  Gaben  gelegt  werden, 
hinter  dem  Altare  aufgestellt.    Die  Opfernden  müssen  dann  um  den 

1)  Die  weitere  üebennittelang  der  Gelder  an  die  richtigen  Adressen 
übernimmt  entweder  der  Pfarrer  oder  eine  Vertrauensperson  der  Gemeinde. 
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Altar  bermngehen ,  wesshalb  die  Opfergänge  auch  wobl  Btmdgänge 
genannt  werden. 

Die  Staatsbehörde  bringt  auf  diese  Opfergänge  den  §.  3.  Nr. 
3.  des  Gesetzes  in  Anwendung,  welcher  lautet: 

Zu  dem  kirchlichen  Vermögen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ge- 
hören:   1.  .  .  .  .    2 

3.  Die  Erträge  der  durch  kirchliche  Organe  zu  kirchlichen, 
wohlthätigen,  oder  Schulzwecken  des  Gemeindebezirkes  innerhalb 
und  ausserhalb  der  Kirchengebäude  veranstalteten  Sammlungen, 
Collecten  etc. 

Wie  können  nun  unter  diese  Bestimmung  die  Erträge  der 
Opfergänge  gebracht  werden?  Kein  kirchliches  Organ  hat  diese 
Optergänge  veranstaltet.  Sie  finden  oft  ohne,  ja  leider  ^)  auch  gegen 
den  Willen  des  Pfarrers  statt.  Die  Erträge  der  Opfergänge  dienen 
nicht  kirchlichen,  wohlthätigen  oder  Schulzwecken  des  Qemeindebe- 
zirks,  in  dem  sie  stattfinden. 

Die  Begierung  weiss  ebensogut  wie  das  opfernde  Volk,  dass 
die  Opfergelder  für  die  sämmUichen  Bischöfe  und  die  gesperrten 
mi  hülfsbedürftigen  Priester  des  preuss.  Vaterlandes  bestinunt  sind. 
Diese  Opfergänge  sind  keine  Collecten.  Unter  CoUecte  im  Allge- 
meinen ist  nach  Anleitung  der  vorliegenden  Gesetzesbestimmung  und 
der  §.  64.  und  §.  94.  Tbl.  H.  Tit.  6^ ;  §.  37.  Thl.  II.  Tit  8. ;  §. 
750.  Thl.  n.  Tit.  11;  §.  26.  Thl.  U.  Tit.  19.  A.  L.-R.  die  von 
einer  staatlichen  oder  kirchlichen  Behörde  veranstaltete  Sammlung 
freiwilliger  Beiträge  zu  einem  angegebenen  Zwecke  zu  verstehen. 
Ausser  der  AufTorderung  zur  Leistung  des  Beitrages  iur  den  ange- 
gebenen Zweck  ist  erforderlich ,  dass  ein  von  der  anordnenden  Be- 
hörde bestellten  Sammler  der  Thätigkeit  des  Einsammelns  sich  un- 
terziehe. Dass  diese  Handlungen  nicht  mit  Worten .  begleitet  sein 
brauchen,  sondern  ihre  Bedeutung  durch  die  Art  und  Weise  ihres 
in  die  Erscheinung  Tretens  darlegen  können,  ist  zwar  richtig,  trotz- 
dem möchte  aber  schwer  sein,  bei  den  Opfergängen,  wie  sie  vorge- 
nommen zu  werden  pflegen ,  einen  Sammler  und  das  Factum  einer 
Aufforderung  zu  finden.  Der,  man  kann  sagen,  apostolische  Opfer- 
sinn der  preussischen  Katholiken  lässt  sich  nicht  auf  den  Leisten 
eines  preussischen  Gesetzesparagraphen  schlagen.  Unter  Nr.  3.  des 
§.  3.  können  die  bez.  Opfergelder  also  nicht  gebracht  werden.  Eben- 
sowenig aber   unter   eine   andere  Nummer  des  das  kirchliche,  der 


1)  X)as  »Leidere  bezieht  sich  nat&rlich  auf  deo  Pfarrer.    Es  gibt  vef- 
«nodte  ^toattfpastoren. 
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Verwaltung  des  Kirdienvorstandes  unterstehende,  Vermögen  aufzäh- 
lenden Paragraphen  3. 

Dieser  umstand,  dass  es  auch  kirchliches  Vermögen  gibt,  wel- 
ches der  Verwaltung  des  Eirchenvorstandes  nicht  untersteht,  ist  in 
der  Begierungsverffigung  ganz  ausser  A.cht  gelassen.  Cfr.  §§.  4  u.  8. 
d.  G.  Sich  selbst  widersprechend  ist  aber,  wenn  die  Opfergelder, 
welche  die  Begierungsverfügung  im  ersten  iSatze  zum  kirchlichen  Ge- 
meindevermögen  gerechnet  wissen  will,  nach  dem  zweiten  Satze  als 
durchlaufende^  d.  h.  als  zwar  zur  Vereinnahmung  gelangende,  einem 
Anderen  aber  zustehende  und  für  diesen  bestimmte  Posten  hetracMet 
werden  sollen.  In  Preussen  ist  noch  Opfergangsfreiheit.  Dies  ist 
von  Bedeutung!  Die  »Freiheitc  der  preussischen  Katholiken,  ihre 
hülfsbedärftigen  Priester  nicht  verhungern  zu  lassen,  ist  ein  werth- 
volles  Becht. 

IV. 

Als  Streitfrage  ist  femer,  namentlick  in  der  Provinz  Schlesien, 
die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  der  Pfarrer  zum  Bendanten  der 
Eirchencasse  gewählt  werden  kann. 

Eine  dieserhalb  befragte  Bezirksregierung  rescribirte  bejahend, 
der  Herr  Minister  verneinend  in  folgendem  Erlasse : 
Ministerium  der  geistlichen  ünterrichts- 
und  Medicinal-Angelegenheiten. 
I.  No.  G.  n.  2402.  II. 

Berlin,  23.  September  1875. 

In  einigen  öfTentlichen  Blättern  ist  neuerdings  die  Frage  erör- 
tert worden,  ob  in  Gemässheit  des  §.  10. ,  Absatz  1.  des  Gesetzes 
über  die  Vermögensverwaltung  in  den  katholischen  Eirchengemein- 
den  vom  20.  Juni  d.  J.  dem  Pfarrer  die  Cassenverwaltung  und  die 
Bechnungsführung  im  Eirchenvorstande  übertragen  werden  könne. 
Ich  nehme  hieraus  Veranlassung,  darauf  ergebenst  aufmerksam  zu 
machen,  dass  die  Frage  nach  der  in  dem  Gesetze  festgehaltenen  Tenrn- 
fiologie  zu  verneinen  ist  Die  Cassenverwaltung  und  die  Bechnungs- 
führung, wenn  ffir  dieselbe  nicht  gemäss  §.  10. ,  Absatz  2.  des  Ge- 
setzes ein  besonderer  Bendant  oder  Bechnungsfuhrer  angestellt  wird, 
soll  nach  §.  10.,  Absatz  1.  einem  der  Kirchenvorsteher  übertragen 
werden.  Nun  sind  aber  nur  die  nach  §.  5.  Nr.  2.  zu  wählenden 
Gemeindemitglieder  und  der  im  §.  5.  Nr.  3.  bezeichnete  Vertreter 
des  Patrons  etc.  Eircbenvorsteher  im  Sinne  des  Gesetzes,  wie  sich 
ms  den  §§.  6,  7,  12,  23,  31,  32,  33,  34,  37,  39,  45  und  46,  des 
Gesetzes  und  den  Art  1.  7  und  11.  der  V^ahlordnung  des  Näheren 
ergibt.    Der  Pfarrer  ist  ebenso,    wie  der  Patron  etc.   Mitglied   des 
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EircheDTorstandes  (vergleiche  §§.  9,  12,  15,  16,  17,  19,  29,  des 
G^etzes),  aber  nicht  Eirchenvorsteher  und  kann  daher  auch  nicht 
die  FoDctionen  des  Gassenverwalters  und  des  Bechnungsfährers  über- 
Dd)men.  Es  wird  hiernach  bei  der  Ausführong  des  Gesetzes  zu 
Terfahren  and  in  vorkommenden  Fällen  darauf  Bedacht  zn  nehmen 
8610,  dass  die  Kirchenvorstände  auf  die  richtige  Auffassung  der  frag- 
lichen Vorschrift  des  Gesetzes  in  geeigneter  Weise  hingewiesen 
werden  etc.  gez.  Falk. 

An 
die  königlichen  Herren  Oberpräsidenten  und  den  könig- 
Heben  Herrn  Begierungspräsidenten  in  Sigmaringen. 

Der  §.  10.  des  Gesetzes  bestimmt: 

»Die  Cassenverwaltung  und  die  BechnungsfQhmng  ist  einem 
Kirebenvorsteher  zu  übertragen ,  welcher  von  dem  Eirchenvorstande 
gewählt  wird. 

Durch  Beschluss  des  Eirchenvorstandes  kann  ein  demselben 
Hiebt  angehöriger,  besonderer  Bendant  oder  Bechnungsßihrer  ange- 
stellt werden.  Ein  solcher  Bendant  oder  Bechnungsffthrer  gehört  zu 
den  Kirchendienern  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1873.« 
Der  Herr  Minister  legt  diese  Bestimmung  dahin  aus ,  dass  unter 
Kirebenvorsteher  nur  die  nach  §.  5.  Nr.  2.  zu  wählenden  Mitglieder 
des  Kirchenvorstandes  zu  verstehen  und  daher  in  §.  10.  die  gebore- 
oen  ^Mitglieder  des  Eirchenvorstandes  ausgeschlossen  seien.  Der 
Mmister  beruft  sich  auf  die  §§.  6,  7,  12,  23,  31,  32,  33,  34,  37, 
39,  45  und  46.  des  Gesetzes  und  Art.  1,  7  und  11.  der  Wahlord- 
rfang.  Was  besagen  diese  Paragraphen?  §.  6.  regelt  »die  Zahl  der 
firjede  Gemeinde  jm  wählenden  Kirchcnvorsteher^  nach  Verhält- 
B»  der  Einwohnerzahl.  Er  ist  also  eine  Ausführung  der  Nr,  2. 
ic8§.  5.  Der  §.  7.  sagt:  »Das  Amt  der  Eirchenvorsteher  ist  ein 
Ehrenamt.c  Sollte  dies  für  den  Pfarrer  und  Patron  als  geborene 
Kirehenvorsteher  nicht  gelten?  Der  §.  12.  verordnet ,  dass  nur  aus 
dem  ad  2  und  3.  und  §.  5.  bezeichneten  Mitgliedern  des  Eirchen- 
Vorstandes  der  Vorsitzende  gewählt  werden  soll.  Als  Zeitpunkt  der 
Vornahme  der  Wahl  wird  der  Eintritt  der  »neuen  Eirchenvorsteher« 
angaben.  Der  §.  12.  lautet:  »Der Eirchenvorstand  wählt  aus  sei- 
wn  in  §.  5.  Nr.  2.  und  3.  bezeichneten  Mitgliedern  bei  dem  Ein- 
tritte der  neuen  Eirchenvorsteher  einen  Vorsitzenden  und  einen  Stell- 
v<fftreter  desselben.  Beide  auf  drei  Jahre.«  Wie  hieraus  mehr  zu 
^otnehmen  ist,  als,  dass  der  Pfarrer  nicht  als  ein  zum  Vorsitzenden 
^wbaiear  Eirchenvorsteher  betrachtet  werden  soll ,  weiss  ich  nicht. 
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Der  Patron  ist  hier  doch  jedenfalls  als  Kirchenvorsteher  bezeichnet, 
üebrigens  sagt  auch  §.  5.  der  Kirchen  vorstand  besteht: 

»1 2, 

3.  in  dem  Falle  des  §.  39.  aus  dem  daselbst  bezeichneten 
Berechtigten  (Patron)  oder  dem  von  ihm  ernannten  Kirchenvorsteher.« 
Also  ist  der  Vertreter  des  Patrons  ausdrücklich  als  Kirchenvorsteher 
bezeichnet.  In  dem  ferner  vom  Herrn  Minister  herangezogenen  §. 
23.  wäre  die  AUegirung  §.  5.  Nr.  2  und  3.  als  ein  überflussiger, 
weil  tautologischer,  Zusatz  anzusehen,  wenn  die  ministerielle  Auffas- 
sung die  des  Gesetzgebers  gewesen  wäre.  Die  §§.  31  und  32.  be- 
sagen für  die  ministerielle  Auffassung  nichts.  Oder  sollte  Herr 
Falk  behaupten  wollen,  dass  ein  neuer  Pfarrer  in  seiner  Eigenschaft 
als  Mitglied  des  Kirchen  Vorstandes  in  diesen  nicht  eingeführt  zu 
werden  brauchte  ? 

Ich  begreife  aber  gar  nicht,  wie  der  Herr  Minister  die  §§.  33 
und  34.  für  seine  Auffassung  anfahren  konnte?  Diese  sprechen  von 
der  Dauer  des  Amtes  der  getcählien  Kirchenvorsteher  (vergl.  §.  46). 
Daraus  muss  man  doch  wiederum  entnehmen,  dass  es  auch  unge- 
WiihUe  Kirchenvorsteher  gibt.  Ferner  beruft  sich  der  Herr  Minister 
auf  den  von  der  Entlassung  der  Kirchenvorsteher  handelnden  §.  37. 
Sollte  dieser  Paragraph  auf  die  geborenen  Kirchenvorsteher  keine 
Anwendung  finden?  Man  kann  nicht  annehmen,  dass  Herr  Falk  die 
Pfarrer  von  solchen  Disciplinarmassregeln  habe  ausschliessen  wollen! 
Ueber  §.  39.  gilt  das  über  §.  5.  Nr.  3.  Gesagte.  Der  §.  45.  al.  1. 
kann  nichts  beweisen,  da  aus  seinem  Nachsatze  erhellt ,  dass  sein 
Vordersatz  nur  von  den  gewählten  Kirchenvorstehem  gilt.  Man 
könnte  nun  aber  fragen,  warum  denn  von  einer  Weigerung  der  ge*- 
borenen  Kirchenvorsteher,  ihr  Amt  auszuüben,  im  Gesetze  nicht  die 
Bede  sei.  Die  Antwort  ist  einfach.  Weil  dies  unnöthig  war.  Denn, 
wenn  nur  die  gewählten  Kirchenvorsteher  ihr  Amt  ausüben ,  so  ist 
die  Ausführung  des  Gesetzes  gesichert.  Entweder  nehmen  die  Bi- 
schöfe das  Gesetz  an  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle  kam  eine  Wei- 
rung  der  Pfarrer,  als  Kirchenvorsteher  zu  fungiren,  nicht  vor,  und 
im  letzteren  Falle  konnte  man  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  an- 
nehmen, dass  die  »Widerspenstigkeit«  der  gewählten  Vorsteher  der- 
jenigen der  geborenen  Kirchenvorsteher  gleich  stehen  würde.  Es 
genügte  also  die  im  §.  46.  angeordnete  commissarische  Verwaltung. 
Die  Art.  1,  7  und  11.  der  Wahlordnung  beweisen  für  die  ministe- 
rielle Auffassung  nichts,  cfr.  Wortlaut. 

Aus  allem  dem  geht  hervor,  dass  das  Gesetz  vom  20.  Juni 
1875  einen  terminus  technicus  »Kirchenvorsteherc  für  die  gewählten 
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Eirchenyorsteher  nicht  kennt,  vielroebr  erliellt  ans  §.  5.  Nr.  3.  und 
ans  den  §.  33.  nnd  34.  des  Gesetzes,  dass  das  vom  Patron  ernannte 
Mitglied  des  Kircbenvorstandes  und  der  Pfarrer  ebenso  wie  die  durch 
die  Gemeinde  gewählten  Mitglieder  als  Eirchenvorsteber  zu  betrach- 
ten sind.  Wie  sehr  übrigens  die  Falk'scbe  Auffassung  einen  »Fort- 
sebritt^  bedeutet,  ergibt  eine  Einsicht  in  die  einschlägigen  Bestim- 
mungen des  Landrechts.  Dort  wird  in  §.  627.  ThI.  II.  Tit  11.  ge- 
sagt: ,Wo  es,  besonders  auf  dem  Lande,  an  tauglicheh  und  im 
Beehnwngswesen  hinlänglich^  geübten  Subjecten  zu  Eirchenvorstebern 
ermangelt,  da  kann  der  Pfarrer  sich  nicht  entbrecJien,  dieses  Ge- 
schäft mit  zu  übernehmen,  und  die  Schreibereien  nebst  dem  Bech- 
Dungswesen,  zu  besorgen.^  Die  Verfasser  des  A.  L.-B.  waren  prac- 
tische  Leute  und  fassten  die  üebernahme  der  Posten  als  Gassenver- 
walter resp.  Rechnungsführer  von  Seiten  der  Pfarrer  als  onus  nicht 
als  beneficiam  auf.  Der  Erörterung  der  Frage ,  ob  der  vorbezeich- 
nete Landrechtsparagraph  noch  zu  Becht  besteht,  hat  Herr  Falk  in 
der  erwähnten  Verfügung  sich  nicht  unterzogen. 

Mir  scheint  diese  Frage  nicht  so  massig,  da  nach  §.  59.  des 
Gesetzes  nur  die  dem  Gesetze  entgegenstehenden  Bestimmungen,  mö- 
gen dieselben  in  dem  in  den  verschiedenen  Landestheilen  geltenden 
allgemeinen  Bechte,  in  Provinzialgesetzen,  in  Localgesetzen  oder 
Localordnungen  enthalten  sein,  aufgehoben  sein  sollen. 


Nachtrag  von  Actenstücken  in  Betreff  des  preussischen  Ge- 
setzes vom  20.  Juni  1.875 : 

I  Eingabe  des  Episcqpates  an  die  beiden  Häuser  des  Landtages. 

Der  dem  Landtage  vorgelegte  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die 
Vermögensverwaltung  in  den  katholisclien  Kirchengemeinden  ent- 
hftlt  eine  Menge  von  Bestimmungen,  welche  mit  den  der  katholischen 
Kirche  zustehenden  Bechten  unvereinbar  sind  und  die  ihr  nicht  nur 
in  Folge  ihrer  göttlichen  Stiftung  und  Einrichtung ,  sondern  auch 
nach  allgemeinen  Bechtsgrundsätzen  gebührende  und  durch  beson- 
dere Staatsverträge  und  landesherrliche  Zusagen ,  sowie  durch  die 
Staatsverfassungsurkunde  —  selbst  in  der  gegenwärtigen  Fassung 
des  Art.  15  —  garantirte  Selbstständigkeit  schwer  beeinträchtigen 
nnd  schädigen. 

Hinsichtlich  der  Vermögensverwaltung  wird  die  Selbstständig- 
keit der  Kirche  durch  die  Bestimmungen  des  Gesetzentwurfes  völ- 
lig aufgehoben,  indem  dadurch  jede  freie  Bewegung  der  recbtmäs- 
ngra  Vertreter  der  Kirche  unmöglich,  dieselben  theils  von  der  Qe- 
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meindevertretung,  theils  von  den  Staatsbehörden  abhängig  gemacht 
und  überdies  an  ihre  Stelle  für  die  Verwaltung  des  Kirchenvermö- 
gens ganz  neue  Organe  ins  Leben  gerufen  werden,  welche  nach  den 
Orundsätzen  des  katholischen  Eirchenrechts  als  rechtmässige  nicht 
angesehen  werden  können. 

Der  vorliegende  Gesetzentwurf  schliesst  gewisser massen  eine 
allgemeine  Säcularisation  des  betreffenden  kirchlichen  Vermögens  in 
>  sich,  indem  er  es  als  Eigenthum  der  bezüglichen  Kirchengemeinden 
darstellt  und  behandelt,  während  es  nach  den  unzweifelhaften  Grund- 
sätzen des  gemeinen  und  canonischen  Rechts ,  womit  auch  die  rich- 
tig verstand  ne  Auffassung  des  Allgemeinen  preussischen  Landrechts, 
sowohl  als  des  französischen  Bechts  übereinstimmt,  nicht  den  be- 
treffenden Kirchengemeinden,  sondern  den  Kirchen  selbst  zusteht. 

Ueberhaupt  werden  durch  das  im  Entwurf  vorliegende  Gesetz 
in  mehrfacher  Beziehung,  wesentliche  und  unveräusserliche  Rechte 
der  katholischen  Kirche  verletzt,  so  dass  zur  Erlassung  eines  sol- 
chen Gesetzes  vom  Standpunkte  des  Bechtes  den  Factoren  der  staat- 
lichen Gesetzgebung  die  Competenz  niemals  zuerkannt  zu  werden 
vermag. 

Der  Episcopat  der  römisch-katholischen  Kirche  in  Preussen 
fahlt  sich  desshalb  nicht  weniger  berufen,  als  verpflichtet,  gegen  den 
vorliegenden  Gesetzentwurf  betreffend  die  Vermögensverwaltung  in 
den  katholischen  Kirchengemeinden  seine  Stimme  zu  erheben,  und 
der  ganz  ergebenst  Unterzeichnete  beehrt  sich  hierdurch  im  aus- 
drücklichen Auftrag  und  Namen,  seiner  sämmtlichen  Herren  Amts- 
brüder sowohl,  als  im  eigenen  Namen,  unter  Verwahrung  der  Bechid 
der  katholischen  Kirche  in  Preussen  gegen  die  ihr  in  Folge  dessel- 
ben Gesetzentwurfes  drohenden  Verletzungen  ihrer  Selbstständigkeit 
und  Befugnisse,  das  Hohe  Haus  der  Abgeordneten  —  Herrenhaus 
ebenso  ehrerbietig  als  dringend  zu  ersuchen,  dem  vorliegenden  Ge- 
setzentwurfe seine  Genehmigung  versagen  zu  wollen. 

Köln,  den  10.  März  1875. 

Erzbischof  von  Köln. 

2.   Circidar  an  die  Pfarrer  der  Erzdiöcese  Köln. 

Da  das  allegirte  Gesetz  schon  in  seinem  Entwürfe  vielfache 
Verletzungen  wichtiger  Bechte  der  katholischen  Kirche  enthielt  und 
namentlich  die  ihr  Von  Bechtswegen  gebührende  und  seither  durch 
die  Staatsverfassung  in  Preussen  garantirte  Befugniss  selbststäudiger 
Verwaltung  ihres  Vermögens  durch  dasselbe  ihr  entzogen  wird,  so 


Er%b.  Köln  Circ.  24  Juli  1875,  betr.  Ges.  üb.  kirchl.  Verm.'Veno.    173 

hat  der  Episcopat  der  katholischen  Kirche  in  Preussen  sich  verpflich* 
tet  erachtet,  dagegen  Kechtsyerwahrung  einzulegen.  Nachdem  nun* 
mehr  jener  Entwurf  mit  mehrfach  noch  verschärften  Bestimmungen 
als  Gesetz  publicirt  worden  ist,  und  da  es  sich  gegenwärtig  um  die 
Aasf^rung  desselben  handelt,  so  halten  wir  es  für  nöthig,  aber  die 
Stellung,  welche  die  hochwurdige  Geistlichkeit  sowohl  als  die  Gläu- 
bigen diesem  Gesetze  gegenüber  einzuhalten  haben  werden ,  Nach- 
stehendes mitzutheilen. 

Dieses  Gesetz  stimmt  mit  den  früheren  kircbenpolitischen  G^ 
setzen  darin  überein,  dass  es  einseitig  vom  Staate,  ohne  irgend  welche 
Berathung  oder  Mitwirkung  der  Kirche,  über  kirchliche  Angelegen- 
heiten erlassen  worden  ist  Es  unterscheidet  sich  aber  von  densel- 
ben dadurch,  dass  eines  Theils  der  Gegenstand  desselben  nicht  die 
höchsten  und  heiligsten  Rechte  der  Kirche,  sondern  die  Verwaltung 
der  zo  ihrem  Bestände  und  ihrer  Wirksamkeit  freilich  unentbehr- 
lichen irdischen  Güter  betrifft,  und  dass  anderen  Theils  die  von  den 
Gläubigen  geforderte  Mitwirkung  zur  Ausfahrung  des  Gesetzes  nichts 
enthält,  was  an  und  für  sich  als  durch  das  Gewissen  unter  allen 
umständen  verboten  betrachtet  werden  müsste ,  und  deshalb  jene 
Mitwirkung  im  vorliegenden  Falle  von  der  Kirche  tolerirt  werden 
kami.  Die  Bischöfe  sowohl  als  die  Priester  können  demnach  von 
den  Hechten,  deren  Ausübung  jenes  Gesetz  ihnen  ermöglicht,  Ge- 
brauch machen  und  den  Mitgliedern  der  katholischen  Kirchenge- 
meinden mit  Rücksicht  auf  die  obwaltenden  Umstände  gestatten, 
an  der  Verwaltung .  des  kirchlichen  Vermögens  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  gemäss  sich  zu  betheiligen. 

Im  Vertrauen  auf  die  so  oft  schon  bewährte  kirchliche  Gesin- 
nung und  Treue  der  katholischen  Kirchengemeinden ,  welche  mit 
Sicherheit  voraussehen  lässt ,  dass  aus  den  durch-  das  Gesetz  ange- 
ordneten Wahlen  der  Kirchenvorsteher  und  Gemeindevertreter  solche 
Männer  hervorgehen  werden,  von  welchen  eine  den  Grundsätzen  und 
Vorschriften  unserer  heiligen  Kirche  entsprechende  Verwaltung  des 
kirchlichen  Vermögens  zu  erwarten  steht ,  und  bei  der  drohenden 
Gefiahr,  dass  im  Falle  einer  Nichtbetheiligung  der  Gläubigen  an  je- 
nen Wahlen  oder  ihrer  Weigerung ,  die  auf  sie  fallenden  Wahlen 
anzunehmen,  die  Verwaltung  des  von  unseren  Vorfahren  der  Kirche 
angewandten  Vermögens  durchweg  in  die  Hände  unkirchlich  oder 
gar  kirchenfeindlich  gesinnter  Gemeindemitglieder  oder  möglicher 
Weise  sogar  in  die  von  Altkatholiken  gerathen  würde ,  haben  die 
katholischen  Bischöfe  Preussens  einstimmig  es  nicht  nur  für  zuläs- 
sig erachtet,  die  Gläubigen  zur  Vornahme  und  Annahme  jener  Wab- 
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len  zu  ermächtigen ,  sondern  halten  es  auch  ffir  nMhig ,  dass  die 
Gläubigen  sich  von  denselben  nicht  enthalten.  Wir  beauftragen 
desshalb  die  Herren  Pfarrer  und  anderen  Priester  hierdurch,  nicht 
nur  selbst  die  ihnen  durch  das  Gesetz  zuerkannte  Stellung  im  Kir- 
chenvorstand einzunehmen,  sondern  auch  die  Gläubigen  in  geeigneter 
Weise,  nicht  von  de^  Kanzel,  sondern  privatim  im  Sinne  dieser  In- 
struction zu  belehren  und  zu  ermahnen,  dass  sie  sich  angelegent- 
lichst an  den  mehrbesagten  Wahlen  betheiligen  und  dahin  wirken, 
dass  nur  entschieden  kirchlich  gesinnte,  fähige  und  gewissenhafte 
Männer  in  den  Kirchenvorstand  und  die  Gemeindevertretung  gewählt 
werden,  von  welchen  mit  Sicherheit  erwartet  werden  kann ,  dass  sie 
das  kirchliche  Vermögen  im  Geiste  der  Kirche  verwalten ,  deren 
Grundsätze  und  Vorschriften  dabei  gewissenhaft  beobachten  und  die 
stiftungsmässige  Bestimmung  desselben  niemals  ausser  Acht  lassen. 
Köln,  den  24.  Juli  1875.  f  Paidus, 

Erzbischof  von  Köln. 

■  * 

3.  Erklärung  des  Bischofs  von  Münster  gegenüber  dem  Oberpräsi- 

detUen  von  WestphaUen. 

Das  Gesetz  vom  20.  Juni  enthält  manche  Bestimmungen, 
welche  die  Rechte  der  katholischen  Kirche  hinsichtlich  der  ihr  zu- 
stehenden Verwaltung  der  Kirchengüter  schwer  verletzen ,  weshalb 
der  Episcopat  der  katholischen  Kirche  in  Preussen  sich  gei\öthigt 
gesehen  hat,  gegen  den  Entwurf  des  Gesetzes  bei  den  teiden  Häu- 
sern des  Landtages  Bechtsverwahrung  einzulegen. 

Indem  ich  darauf  Bezug  nehme,  verfehle  ich  nicht,  in  Folge 
der  von  Euer  Excellenz  unter  dem  13.  d.  Mts.  an  mich  gerichteten 
Aufforderung  ergebenst  mitzutheilen ,  dass  ich  mit  Bücksiebt  auf 
die  von  den  früheren  kirchenpolitischen  Gesetzen  verschiedene  Na- 
tur des  Gegenstandes  des  gegenwärtigen  Gesetzes  mich  entschlossen 
habe,  an  der  durch  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  angeordneten 
Verwaltung  des  Kirchenvermögens  mich  zu  betheiligen  und  die  durch 
dasselbe  anerkannten  Bechte  der  bischöflichen  Behörde  auszuüben. 

Zu  dem  Ende  werde  ich  die  zur  Einleitung  der  durch  das  Ge- 
setz angeordneten  Wahlen  der  Kirchenvorsteher  und  Gemeindever- 
treter erforderlichen  Massnahmen  treffen  und  mit  den  betreffenden 
Herren  Begierungspräsidenten  in  Gorrespondenz  treten. 

Münster,  den  31.  Juli  1875. 

Der  Bischof  von  Münster. 

In  Vertretung: 

Der  Generalvicar 

CHese. 
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4.  Der  Erlass  des  Bischofs  von  Mänster  vom  29.  September 
1875  betr.  das  in  Bede  stehende  Gesetz  (s.  Archiv ,  Bd.  34.  S. 
464  ff.)  veranlasste  folgenden: 

Erlass  der  königl.  preuss.  Regierung  eu  Münster  vom  6.  Novem^ 

her  1875  an  die  Kirchenvorstände: 

>Wie  Ew.  etc.  bekannt  sein  wird ,  hat  der  Herr  Bischof  von 
Münster  unterm  29.  September  c.  eine  Instruction  »für  die  Wahl 
der  Kirchenvorstefaer  und  Gemeindevertret^r«  erlassen ,  welche  das 
formelle,  seitens  des  ernannten  Wahlvorstandes  zu  leitende  Wahlver- 
fiduren  regelt.  Da  diese  Instruction  von  dem  Herrn  Bischöfe  ein- 
seitig und  ohne  vorheriges  Einvernehmen  mit  dem  Herrn  Oberprä- 
adenten  erlassen  ist,  so  hat  letzterer  darin  eine  Verletzung  der  Vor- 
sehriften  im  §.  42  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1875  gefunden ,  wo- 
nach Anweisungen  über  die  Geschäftsführung  dem  Kirchenvorstande 
oder  der  Genieindevertretung  von  der  bischöflichen  Behörde ,  sowie 
TOD  dem  Oberpräsidenten  nur  unier  gegenseitigem  Einvernehmen  er- 
tbeflt  werden  dürfen.  Da  ein  solches  vor  dem  Erlasse  der  bischöf- 
lichen Instruction  vom  29.  September  c.  nicht  herbeigeführt  worden, 
diese  Instruction  selbst  aber  mit  der  im  §.  42.  1.  c.  vorgesehenen 
Anweisungen  ganz  auf  gleicher  Linie  stehe ,  weil  der  für  die  ersten 
Wahlen  gebildete  Wahlvorstand  nach  Artikel  14.  der  Wahlordnung 
die  dem  Kirchenvorstande  obiiegenden  Verpflichtungen  zu  überneh- 
men  habe,  so  müsse  von  gedachter  Instruction ,  als  einem  der  ge- 
Mtzliehen  Voraussetzungen  und  Vorbedingungen  der  Gültigkeit  und 
Verbindlichkeit  ermangelnden  Acte  (welcher  überdies  dadurch,  dass 
mit  der  Ausführung  derselben  die  Pfarrer  als  die  leitenden  resp. 
insfaroirenden  Organe  befasst  werden  sollten ,  sich  mit  der  auf  die 
Selbstständigkeit  der  Gemeinden  und  auf  deren  Emancipation  von 
klerikaler  Herrschaft  gerichteten  Tendenz  des  Gesetzes  vom  20.  Juni, 
c,  in  Widerspruch  setze)  gänzlich  abgesehen  werden.  Ew.  etc.  wer- 
den hierdurch  veranlasst,  den  Betheüigten  von  der  Ungültigkeit  der 
hi3tniction  qu.,  sowie  davon  unverzüglich  Kenntniss  zu  geben,  dass 
die  resp.  Wißilgeschäfte,  soweit  dieselben  noch  ausstehen,  ohne  Bücb- 
sieht  auf  jene  Instruction  vorzunehmen  sind.  Dabei  ist  zu  berück- 
sichtigen, dass  die  Einleitung  zur  Wahl ,  sowie  das  Ergebniss  der 
Wahl  in  der  Gemeinde  durch  den  Aushang  an  den  für  öffentliche 
PMicationen  bestimmten  Stellen  bekannt  gemacht  werden  muss  und 
dass  die  Bekanntnoachung  nach  dem  Ermessen  ^es  Wahl- (Kirchen-) 
Vorstandes  auch  noch  in  anderen,  den  örtlichen  Verhältnissen  ent- 
^rechenden  Formen  erfolgen  kann,    üeberall  ist  festzuhalten,  dass 
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nach  dem  Orundgedanken  des  Gesetzes  die  Kirchenyorstände  und 
Oemeindevertretungen  keine  Organe  der  geistlichen  Behörden  bilden. 
Die  WahlverhandluDgen  sind  deshalb  auch  im  Gewahrsam  des  JEtr- 
cAenvorstandes  zu  behalten  und  nicht,  wie  die  bischöfliche  Instruc- 
tion bestimmt,  im  Kirchenarchive  zu  hinterlegen.« 

5.  Verfügung  des  Generaivicars  Dr.  Qiese  in  Vertretung  des  Herrn 
Bischofs  von  Münster  vom  X4.  December  1875,  in  JBareff  der  Ver- 

waltung  des  Kirchenvermögens. 

»Vor  einiger  Zeit  haben  öffentliche  Blätter  eine  Verfügung  des 
hiesigen  Herrn  Begierungsvicepräsidenten  an  die  unterstehenden  Be- 
hörden mitgetheilt ,  durch  welche  unsere  Instruction  für  die  Wahl 
der  Kirchenvorsteher  und  Gemeindevertreter  vom  29.  September 
d.  J.  auf  Veranlassung  des  hiesigen  Herrn  Oberpräsidenten  f&r  un- 
gültig erklärt  wurde,  weil  sie  nicht  im  Einvernehmen  mit  Letzte- 
rem erlassen  sei.  Dabei  wurde  auf  §.  42.  des  Gesetzes  vom  20. 
Juni  d.  J.  und  Art  14.  der  Wahlordnung  Bezug  genommen.  Wir 
haben  gegen  diese  Ungültigkeitserklärung  unter  dem  15.  v.  M.  bei 
dem  Herrn  Minister  der  geistlichen  etc.  Angelegenheiten  Becurs  ei^ 
griffen.  In  der  Becursschrift  ist  ausgeführt  worden,  dass  die  Wahl- 
vorstände gemäss  Art  14.  der  Wahlordnung  im  Einvernelimen  mit 
dem  betreffenden  Herrn  Begierungspräsidenten  von  uns  ernannt  und 
bevollmächtigt  seien,  und  folgerecht  die  für  das  Wahlgeschäft  er- 
forderlich erachteten  Anweisungen  auch  lediglich  von  ihren  Voll- 
machtgebern zu  empfangen  hätten.  Weiter  ist  darauf  hingewiesen 
worden,  dass  der  §.  42.  des  Gesetzes  nur  von  einer  den  bereits  con- 
stituirten  Eirchenvorständen  für  die  Vermögensverwaltung  zu  erthei- 
lenden  Instruction  verstanden  werden^ könne,  die  mit  einer  Instruc- 
tion für  das  Wahlgeschäft  und  an  die  Wahlvorstände  nichts  gemein 
habe,  dass  überhaupt  die  Letzteren  mit  den  Kirchenvorständen  nur 
bezüglich  der  das  Wahlgeschäft  betreffenden  Verrichtungen  identi- 
ficirt  werden  dürften.  Eine  Antwort  haben  wir  von  dem  Herrn  Mi- 
nister bis  jetzt  nicht  erhalten.  Dagegen  ist  uns  von  dem  Herrn 
Oberpräsidenten  der  Bheinprovinz  das  nachstehende,  vom  27.  v.  M. 
datirte  Schreiben  zugegangen. 

»Es  ist  früher  angenommen  worden,  dass,  da  die  Wahlordnung 
zu  dem  Gesetze  vom  20.  Juni  d.  J.  (G.-Samml  S.  217)  überall  zu- 
nächst von  dem  Einvernehmen  der  bischöflichen  Behörden  mit  den 
königlichen  Begierungspräsidenten  ausgeht ,  Anweisungen  über  das 
von  den  Wahlvorständen  zu  beobachtende  Verfahren  zwischen  den 
bischöflichen  Behörden  und  den   genannten  Präsidenten  zu  verein- 
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baren  seien.  Nach  einer  vor  einiger  Zeit  höheren  Orts  ergangenen 
Verfügung  fallen  jedoch  auch  die  für  die  Ausführung  der  ersten 
Wahlen  für  die  Eircbenvorsteher  und  die  Gemeindevertreter  an  die 
Wafalvorstände  etwa  zu  ertheilenden  Anweisungen  unter  die  Bestim- 
iDQDg  des  §.  42.  des  genannten  Gesetzes,  und  bedürfen  daher,  wenn 
sie  von  der  bischöflichen  Behörde  ausgehen,  das  Einverständniss  des 
Oberpräsidenten.  Zwar  wird  es  bei  den  Vereinbarungen,  welche 
Euer  bischöfliche  Hochwfirden  über  das  von  den  Wahlvorständen  zu 
beobachtende  Verfahren  mit  dem  königlichen  Begierungspräsidenten 
Freiherm  v.  Ende  zu  Düsseldorf  getroffen  haben,  für  dieTornahmen 
der  ersim  Wahlen  verbleiben  können,  wie  ich  mich  auch  mit  Dero, 
dem  genannten  Herrn  Präsidenten  mitgetheilten ,  auf  die  üebergabe 
des  Vermögens  der  Eirchengemeinden  an  die  neuen  Kirchen  vorstände 
sich  beziehenden  Instruction  vom  21.  October  d.  J.  (cfr.  Schreiben 
des  Herrn  Regierungspräsidenten  vom  27.  October  d.  J.  p,  11.  303) 
nachträglich  ganz  ergebenst  einverstanden  erkläre.  Wenn  aber 
Hochdieselben  beabsichtigen,  in  Zukunft  Anweisungen  über  die  Ge- 
schäftsführung an  die  Wahlvorstände  oder  die  Kirchenvorstäude  oder 
die  Gemeindevertretungen  zu  erlassen ,  so  würde ,  selbst  wenn  die- 
selben sich  bloss  auf  die  Ausführung  der  Wahlordnung  zum  Gesetz 
vom  20.  Juni  d.  J.  beziehen  sollten,  gemäss  den  §§.  42.  und  43., 
Abs.  2.  1.  c.  meine  Zustimmung  von  Hochdenselben  zu  beantragen 
sein.  Behufs  Vermeidung  jedes  durch  die^  Eingangs  gedachte  An- 
nahme vielleicht  möglich  werdenden  Missverständnisses  habe  ich  ge- 
glaubt, Euer  bischöfliche  Hochwürden  diese  Mittheilung  ganz  erge- 
beiist  zugehen  lassen  zu  müssen. 

Der  Oberpräsident  der  Rheinprovinz: 
V,  Bardeleben.t 
»Wir  veranlassen  die  Herren  Pfarrer  im  rheinischen  Theile  der 
Diik^ese,  von  dem  Inhalte  dieses  Schriftstückes  den  Eirchenvorstän- 
deo  in  geeigneter  Weise  Kenntniss  zu  geben.  Die  vorhin  erwähnte 
Anweisung  vom  21.  October  d.  J. ,  die  üebergabe  der  Vermögens- 
verwaltung an  die  neuen  Kirchenvorstände  betreffend,  wurde  nach 
einer  Mittheilung  des  hiesigen  Herrn  Begierungsvicepräsidenten  vpm 
13.  V.  M.  von  dem  Herrn  Oberpräsidenten  v.  Kühlwetter,  weil  ohne 
seine  Zustimmung  erlassen,  gleichfalls  für  ungültig  erklärt.  Wir 
baben  in  Folge  dessen  dem  Herrn  Oberpräsidenten  unter  dem  18. 
November  vorgestellt,  dass  jene  Anweisung  mit  ihrem  wesentlichen 
hAalte  nicht  an  die  neuen ,  sondern  an  die  früheren  Kirchenvor- 
rtände  sich  richte ,  und  dass  an  letztere  selbstständig  ohne  Mitwir- 
kung einer  staatlichen  Behörde   zu  verfügen  wir   unzweifelhaft  be- 
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fugt  seien.  Daran  anschliessend ,  haben  wir  dem  Wunsche ,  dass 
nachträglich  die  Zustimmung  zu.  der  gedachten  Anweisung  erfolgen 
möge,  Ausdruck  gegeben.  Der  Herr  Oberpräsident  hat  diesem  un- 
serem Wunsche  nicht  entsprochen.  Da  aber  inzwischen  nach  den 
uns  zugegangenen!:  Nachrichten  auch  im  Müuster'schen  Theile  der 
Diöcese  die  Uebergabe  der  Vermögensverwaltung  fast  überall ,  und 
zwar  in  der  von  uns  bezeichneten ,  als  zweckmässig  anerkannten 
Weise  vollzogen  ist ,  so  kann  diese  Angelegenheit  auf  sich  beruhen 
bleiben.  Wir  haben  uns  jedoch  verpflichtet  gehalten ,  der  ehrwür- 
digen Diöcesan-Geistlichkeit  über  die  Lage  der  Sache  Mittbeilung 
zu  machen.  € 

6.    K'&niglich  preussische    Verordnung   vom   27.   September  1875^ 

über   die  Ausübung   der  Aufsiehtsrechte   des  Staates  bei  der  Vor- 

fjfiogensverwdltung  in  den  Tcatholisehen  Kirchengemeinden. 

Wir  Wilhelm^  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
verordnen  in  Gemässheit  des  §.  55.  des  Gesetzes  über  die  Vermögens- 
verwaltung in  den  katholischen  Kirchengemeinden  vom  20.  Juni 
1875,  {Archiv,  Bd.  34.  S.  167  ff.)  auf  den  Antrag  Unseres  Staats- 
ministeriums,  für  den  Umfang  der  Monarchie,  was  folgt: 

Art.  1.  Die  in  den  §§.  48,  50  bis  52,  53  und  54.  des  Ge- 
setzes vom  20.  Juni  1875  angegebenen  Aufsichtsrechte  des  Staates 
werden  ausgeübt: 

1)  von  dem  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten: 

bei  dem  Erwerb  ,  der  Veräusserung  oder  der  dinglichen  Be- 
lastung von  Grundeigenthum  (§.  50.  Nr.  1.),  wenn  der  Werth 
des  zu  erwerbenden  oder  zu  veräussernden  Gegenstandes  oder 
wenn  der  Betrag  der  Belastung  die  Summe  von  zehntausend 
Mark  übersteigt, 

bei  der  Veräusserung  von  Gegenständen,,  welche  einen  geschicht- 
lichen, wissenschaftlichen  oder  Kunstwerth  haben  (§.  50.  Nr.  2.), 

bei  dem  Bau  neuer,  für  den  Gottesdienst  bestimmter  Gebäude 
(§.  50.  Nr.  4.), 

bei  der  Anlegung  von  Begräbnissplätzen  (§.  50.  Nr.  5.); 

2)  von  dem  Oberpräsidenten: 

in  den  Fällen  des  §.  50,  Nr.  7 ; 

3)  von  dem  Regierungspräsidenten  (Landdrosten) : 

in  den  übrigen  Fällen  des  §.  50. ,  sowie  in  den  Fällen  des  §. 

48.  und  der  §§.  51.  bis  54. 
Art  2.  Dem  Kirchenvorstande  steht  die  Berufung  zu,  und  zwar: 
gegen  Verfügungen  des  Oberpräsidenten  —  Art.  1.  Nr.  2.  — 
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aa  den  Minister  des  Innern  und  den  Minister  der  geistlichen 
Angelegenheiten, 
gegen  YerfSgungen  des  Regierungspräsidenten  (Landdrosten) 
—  Art.  1.  Nr.  8,  —  an  den  Oberpräsidenten ,  welcher  end- 
gilfig  entscheidet. 
Urkundlich   unter  Unserer   Höchsteigenhändigen    Unterschrift 
önd  beigedrucktem  königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Beriin,  den  27.  September  1875. 
(L.  S^  WüMm. 

I^rsi  V.  Bismarck,    Camphausen,  ^  Or.  eu  Eiüenburg.    Leonhardt, 
Falk.    V.  Kameke.    Ächenbach.   Friedenihal. 

7.  Allgemeine  Verfügung  des  preuss.  Ministers  der  geisÜichen  An-^ 
gdegenheiien  vom  13.  Mai  1875^  betreffend  die  Ertheüung  der  Staats-- 
genehmigung  zur  Veräusserung  von  kirchlichen  Immobilien. 

»Nach  den  Vorschriften  des  Allg.  Landrechtd  können  Grund- 
stöcke und  Gerechtigkeiten,  welche  einer  Kirche  gehören,  ohne  aus- 
drückliche Genehmigung  des  Staates  nicht  veräussert  werden  (§. 
219.  Th.  n.  Tit.  11,  I.  c.  ).  Bei  ganzen  Landgutern  und  Häu- 
sern ist  die  Genehmigung  des  geistlichen  Departemente  noth wendig, 
bei  einzelnen  Grundstücken  oder  blossen  Gerechtigkeiten  dagegen  der 
Consens  der  unmittelbaren  geistlichen  Oberen  hinreichend.  (§.  220. 
I.  c.) 

Welche  Behörden  unter  den  unmittelbaren  geistlichen  Oberen 
zu  verstehen,  hat  von  jeher  Anlass  zu  Zweifeln  gegeben.  Diese 
Zireifel  sind  indess  durch  mehrfache  mit  Gesetzeskraft  erlassene 
landesherrliche  Anordnungen,  insbesondere  durch  die  Dienstinstruc- 
tioo  für  die  Provinzialconsistorien  vom  23.  October  1817  §.  8.  (Qes- 
Samml.  S.  237),  die  Instruction  zur  Geschäftsiährung  der  Kegier- 
ongen  vom  23.  October  1817  §.  18.  g.  (Ges.-Samml.  3-  248) ,  die 
Allerhöchste  Cabinetsordre  vom  31.  December  1825 ,  betreffend  eine 
Abänderung  in  der  bisherigen  Organisation  der  Frovinzialverwaltnngs- 
behörden  D.  H.  2.  (Ges.-Samml.  von  1826  S.  5),  die  Verordnung 
T«m  27.  Juni  1845,  betreffend  die  Bessortverhältnisse  der  Provin- 
mlbehörden  für  das  evangelische  Kirchenwesen  §.  3.  Nr.  5.  (Ges.- 
Samml.  S.  440)  und  die  Vorordnung  vom  27.  Juni  1845,  betreffenä 
die  Bessortverhältnisse  der  Provinzialbehörden  in  katholisch-kirch- 
liehen  Angelegenheiten  §.  3^  (Ges.-Samml.  S.  443)  beseitigt  worden. 
Danach  stehen  die  in  dem  Allgemeinen  Landrecht  den  geistlichen 
Oberen  beigelegten  Befugnisse  hinsichtlich  der  kirchlichen  Externa 
den  Bezirksregierungen,  in  oberer  Instanz  dem  Minister  der  geist- 

12* 
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liehen  etc.  Angelegenheiten  zu.  Die  im  §.  219.  Th.  If.  Tit  11. 
des  Allg.  Landrechts  vorgeschriebene  Genehmigung  des  Staats  ist 
bei  Veräusserung  von  ganzen  Landgütern  und  Hilnsen»  (Wohnitäu- 
Sern)  durch  den  genannten  Minister,  bei  der  Veruusseruug  von  ein- 
zelnen Grundstücken  durch  die  Regierungen  zu  ertheilen.  Das  jrilt 
sowohl  für  die  evangelische  wie  für  die  katholische  Kirche  und  hat 
auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Vorschrift  auch  in  der  Rhein pro- 
vinz  Anwendung  gefunden.  C.-M.  Rescr.  vom  15.  Milrz  J832  (von 
Kamptz  Ann.  16,  100),  Allerhöchste  Cabinetsordrc  vom  24.  Januar. 
1838  (Lottner,  Sammlung  6,  432) ,  Erlass  der  Minister  der  geist- 
lichen etc.  Angelegenheiten,  des  Innern  und  der  Finanzen  vom  1. 
October  1847  II.  Nr.  5c.  (V.-M.-Bl.  S.  278.) 

Eine  Abänderung  jener  Ressortbestimmungen  ist  auf  gesetz- 
lichem Wege  bisher  nicht  erfolgt.  Dagegen  sind  während  der  fünf- 
ziger J.ihre  in  wiederholten  Fällen  Bedenken  über  die  fortdauernde 
Geltung  der  §§.  219,  220.  cit.  erhoben  und  die  Unvereinbarkeit  der- 
selben mit  der  im  Art.  15.  der  Verfassungsurkunde  der  katholischen 
Kirche  zugesicherten  selbstständigen  Verwaltung  ihrer  Angelegen- 
heiten behauptet  worden.  Die  Praxis'  der  Administrativbehörden 
hat  in  Folge  dessen  geschwankt.  Während  die  Ministerialerlasse 
vom  3.  October  1851  (K.  2618),  vom  18.  November  1851  (K.  3188)  . 
und  27.  Mai  1859  (K.  1355)  das  Erforderniss  einer  staatlichen  Ge- 
nehmigung zur  Veräusserung  von  kirchlichen  Grundstücken  hinsicht- 
lich der  evangelischen  Kirche  für  fortbestehend,  hinsichtlich  der  ka- 
tholischen Kirche  für  hinweggefallen  erklären,  wird  in  einem  späteren 
Erlass  vom  15.  März  1867  (ü.  6648)  die  Vorschrift  des  §.  220. 
cit.  wegen  Veräusserung  von  ganzen  Landgütern  und  Häusern  nach 
wie  vor  als  für  beide  Kirchen  massgebend  anerkannt. 

*Die  hierdurch  entstandene  Rechtsunsicherheit  zu  beseitigen 
erscheint  um  so  mehr  geboten ,  als  die  von  einander  abweichenden 
Verfügungen  der  Verwaltungsbehörden  auch  auf  die  Gerichtspraxis 
nicht  ohne  Einfluss  geblieben  sind ,  hier  gleichfalls  zu  entgegenge- 
setzten Entscheidungen  geführt  und  damit  einen  Zustaud  geschaffen 
haben,  bei  welchem  die  in  Rede  stehende  Vorschrift  bald  angewen- 
det, bald  nicht  angewendet,  damit  aber  die  Gültigkeit  zahlreicher 
VeräQSserungsgeschäfte  ii^  Frage  gestellt  wird. 

Mit  Rücksicht  hierauf  ist  die  Angelegenheit  von  mir  einer 
erneuten  Prüfung  unterworfen  worden ,  und  eröffne  ich  der  könig- 
lichen Regierung  nunmehr  was  folgt: 

Die  von  meinen  Amtsvorgängern  in  den  fünfziger  Jahren  ver- 
tretene Auffassung  beruht  auf  der  Erwägung,   dass,  da  die  Dispo- 
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sitioD  über  den  kirchlichen  Immobiliarbesitz  als  ein  Act  der  kirch- 
liehen  Vermögensverwaltung  nach  Art.  15. ,  der  Verfässungsürkunde 
von  den  Organen  der  Kirche  selbstständig  wahrzunehmen  sei ,  die 
dem  Staat  hierbei  nach  §.  219  ff.  1.  c.  vorbehaltene  Einwirkung 
nicht  mehr  in  Anspruch ,  genommen  werden  könne. 

Diese  Motivirung  lässt  den  eigentlichen  Kern  der  Frage  un- 
berührt. Sie  wurde  zutreffen*,  wenn  durch  die  genannten  Vorschrif- 
ten die  Veräusserung  selbst  in  die  Hand  des  Staates  gelegt  worden 
wäre.  Um  eine  derartige  Befugniss  handelt  es  sich  aber  nicht.  Die 
Genehmigung,  von  welcher  das  Allgemeine  Landrecht  die  Gültigkeit 
kirchlicher  Alineationen  abhängig  macht,  fällt  nicht  in  das  Gebiet 
der  kirchlichen  Administrative,  sondern  der  staatlichen  Aufsicht. 
Sie  ist  kein  Vermögensverwaltungsact ,  sondern  ein  Ausfluss  des 
Hoheitsrechts ,  auf  welches  der  Staat  gegenüber  den  in  seinem  Ge- 
biet besitehenden  Corporationen  niemals  verzichten  kann ,  und  auf 
welches  auch  den  Beligionsgesellschaften  gegenüber  durch  die  Ver- 
fassungsurkunde vom  31.  Januar  1850  keineswegs  verzichtet  wor- 
den ist.  Vermöge  dieses  Hoheitsrechts  hat  das  Allg.  Landrecht, 
entsprechend  den  für  Corporationen  im  Allgemeinen  erlassenen  Vor- 
schriften der  §§.  83  ff.  Th.  H.  Tit.  6. ,  den  Erwerb  wie  die  Ver- 
äosserung  von  kirchlichen  Immobilien  an  eine  besondere  Genehmig- 
ung geknüpft. 

Es  soll  damit  dem  Staat  die  Möglichkeit  gewährt  werden, 
einerseits  einer  übermässigen  Anhäufung  von  Grundbesitz  in  der 
todten  Hand  zu  begegnen ,  andererseits  dafür  zu  sorgen  ,  dass  der 
wichtigste  Theil  des  kirchlichen  Vermögens  nicht  zureichenden  An- 
lass  zum  Schaden  der  Betheiligten  seinen  stiftungsmässigen  Zwecken 
entzogen  werde.  So  wenig  nun  durch  die  Verfassungsurkunde  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  in  Wegfall  gekommen  sind,  welche  den 
kirchlichen  Verraögenserwerb  in  bestimmte  Grenzen  weisen,  ebenso- 
wenig kann  aus  der  den  Kirchen  zugesicherten  Selbstständigkeit  in 
der  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  die  Beseitigung  derjenigen 
staatsrechtlichen  Vorschriften  hergeleitet  werden ,  welche  far  die 
Veräusserung  des  kirchlichen  Grundbesitzes  gewisse  Cautelen  im  öf- 
fentlichen Interesse  vorgesehen.  Rechtlich  stehen  daher  auch  die 
letzteren  Vorschriften  noch  heute  in  unveränderter  Geltung, 

Indem  ich  hiernach  die  vorberegten  Erlasse  meiner  Amtsvor- 
g^ger  ausser  Wirksamkeit  setze,  veranlasse  ich  die  königliche  Be- 
giemog,  fortan  nach  Massgabe  der  bezüglichen  gesetzlichen  Bestim- 
mongen  hinsichts  der  katholisch-kirchlichen  Grunderwerbsveräusser- 
ongen  ebenso  zu  verfahren,  wie  dies  in  Betreff  der  eivangeliscb-kircb- 
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liehen  bisher  unverändert  geschehen  ist,  auch  darauf  zu  achten,  dass 
seitens  der  kirchlichen  Organe  vorkommenden  Falls  den  gesetzlichen 
Vorschriften  entsprochen  wird,  und  zu  diesem  Zweck  die  Localbe- 
hörden  mit  geeigneter  Anweisung  zu  versehen. 

Im  üebrigen  bemerke  ich ,  dass  die  §.  219  ff.  auch  auf  das 
Pfarrvermögen,  das  Vermögen  der  geistlichen  Gesellschaften  (Stifte, 
Klöster  und  Orden)  und  das  der  milden  Stiftungen  Anwendung  fin- 
den. (§§.  774,  951,  952.  Th.  II.  Tit.  11.,  §,  43.  Th.  II.  Tit.  19. 
des  Allg.  Landrechts). 

Berlin,  den  13.  Mai  1875. 
Minister  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medicinalangelegenheiten : 

Falk. 


183 


IX. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  ^Itkatholtken''  vor  dem  öster- 
reichischen Reichsrathe.  (1874 — 75.) 

L  Am  11.  November  1874  brachte  der  Abgeordnete  Dr.  Klepsch 
(ans  Warnsdorf  bei  Kronaberg  im  uördlichen  Böhmen  an  der  sächsischen 
Grenze,  dem  Hauptsitze  einer  nenprotestantischen  Gemeinde)  in  Ver- 
bindung mit  den  Abgeordneten  Job.  Fuchs,  Schönerer,  Elinkosch, 
Brandstetter,  Dr.  Dittes ,  Schrank ,  Holzer ,  Ganahl ,  Petrisch  ,  Dr. 
Bareuther ,  M.  Hottschevar  ,  Gross ,  Meissler ,  Dr.  Koser ,  Steudel, 
Herbst,  Furtmüller,  Dr.  Kronawetter,  Gollerich,  Umlauft)  den  Ent- 
warf eines  Gesetzes  ein,  »durch  welches  die  äusseren  Rechtsverhält- 
Disse  der  Altkatholiken  geregelt  wordene  sollten. 

In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  14.  November 
1874  wurde  der  Antrag  dem  confessionellen  Ausschuss  zur  Bericht- 
erstattung überwiesen  und  der  Berichterstatter  Dr.  Jos.  Kopp  be- 
fürwortete den  von  ihm  umgearbeiteten  Gesetzentwurf  aufs  Wärmste. 
Am  16.  und  17.  März  fand  die  zweite  und  dritte  Berathung  des 
Gesetzentwurfes  statt  und  wurde  er  vom  Abgeordneten  hause  in  der 
hier  folgenden  Fassung  Kopp*s  angenommen  (nur  wurde  im  1.  Alinea 
des  §.  1.  statt  Verfassung  gesetzt  JKrcAenverfassung) : 

>§.  1.  Jene  Katholiken,  welche  alle  [?!]  Lehrsätze  der  katho- 
lischen Kirche  mit  Ausnahme  der  in  der  päpstlichen  Bulle  »Pastor 
aeternosc  vom  18.  Juli  1870  verkündeten  Lehrsätze  von  dem  un- 
fehlbaren Lehramte  und  von  der  höchsten  ordentlichen  und  unmit- 
telbaren Jurisdiction  des  römischen  Papstes  anerkennen,  sind  be- 
rechtigt ,  eigene ,  den  bisherigen  kirchlichen  Oberen  nicht  unter- 
stehende Kirchengemeinden  innerhalb  der  bestehenden  Pfarrsprengel 
oder  auch  solche ,  die  sich  über  mehrere  derselben  erstrecken ,  zu 
bflden. 

Die  Genehmigung  darf  nicht  verweigert  werden ,  wenn  die 
Eircbenverfassung  nichts  Gesetzwidriges  oder  sittlich  Anstössiges 
enthält,  und  wem  der  Besitz  hinreichender  Mittel,  um  die  nöthigen 
gottesdienstlichen  Anstalten ,  die  Erhaltung  des  ordentlichen  Seel- 
sorgers und  die  Ertheilung  eines  geregelten  Religionsunterrichtes  zu 
sichern,  oder  die  Möglichkeit  nachgewiesen  ist,  diese  Mittel  in  ge- 
s^lich  gestatteter  Weise  aufzubringen. 

§.  2.    Sie   haben   zu   diesem   Zwecke   ihre  Kirchenverfassung 
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und  das  Statut  ihrer  Kirchengemeinden  der  k.  k.  Regierung  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen  und  finden  hierbei  die  §§.  6,  8,  9,  10,  11, 
12,  13,  14,  15.  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1874,  B.-G.-B1.  Nr.  68. 
sinngemässe  Anwendung. 

§.  3.  Dieses  Gesetz  tritt  uiit  dem  Tage  seiner  Kundmachung 
in  Wirksamkeit. 

§.  4.  Mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes  ist  der  Minister  für 
Cultus  und  Unterricht  beauftragt.€ 

In  dem  ursprünglichen  Klepsch'en  Entwürfe ,  welcher  12  §§. 
zählte,  waren  zugleich  die  Grundzüge  der  »altkatholischenc  Kirchen- 
Verwaltung  mit  aufgenommen,  welche  in  devotester  Weise  der  poli- 
tischen Kegierung  zur  Aufsicht  und  Genehmigung  anheimgestellt 
werden  sollte. 

II.  Wir  theilten  im  Archiv,  Bd.  34.  S.  185  flF.  die  Ausfuhr- 
ungen mit,  welche  der  sei.  Cardinal  Bauscher  gegen  den  vom  Ab- 
geordnetenhause beschlossenen  Gesetzentwurf  richtete.  Im  Nach- 
folgenden der  am  18.  December  1875  zur  Vertheilung  gelangte  Be- 
richt, welchen  Prhr.  v.  Hye  Namens  der  confessionellen  Commission 
des  Herrenhauses  erstattete: 

»Bei  der  Berathung  des  'vorliegenden ,  aus  der  Initiative  des 
hohen  Abgeordnetenhauses  hervorgegangenen  Gesetzentwurfes  wurde 
von  allen  Mitgliedern  der  confessionellen  Commission  dieses  hohen 
Hauses  einstimmig  die  üeberzeugung  ausgesprochen,  dass  es  im  In- 
teresse der  socialen  und  rechtlichen  Ordnung  des  Staates,  sowie  der 
öffentlichen  Moral  gebieterisch  gefordert  sei,  in  Betreff  jener,  früher 
gleichfalls  im  Verbände  der  Einen  katholischen  Kirche  gestandenen 
Glaubensgenossen  und  Corporationen,  welche  das  für  die  katholische 
Kirche  von  dem  vaticanischen  Concil  festgesetzte  und  mit  der  Bulle 
»Pastor  aetemusf  vom  18.  Juli  1870  verkündete  Dogma  von-  der 
Infallibilität  des  Papstes  nicht  anerkennen  und  sich  desshalb  unter 
dem  Namen  > Altkatholiken c  aus  dem  äusseren  Verbände  mit  der 
Kirchengewalt  der  katholischen  Kirche  losgelöst  haben,  die  äusseren 
Rechtsverhältnisse  zuordnen,  das  heisst:  ebensowohl  jene  Missstände 
und  Wirrnisse,  welche  rücksichtlich  derselben  derzeit  schon  bestehen, 
wegzuschaffen,  als  der  Wiederkehr  solcher  üebelstände  für  immer 
ein  Ziel  zu  setzen,  und  dies  auf  eine  Weise  zu  bewerkstelligen,  bei  wel- 
cher die  im  Art.  XIV.  des  Staatsgrundgesetzes  über  die  allgemeinen 
Hechte  "der  Staatsbürger  vom  21.  December  1867,  Nr.  142.  R.-G.-B1. 
jedem  österreichischen  Staatsbürger  gewährleistete  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit  auch  den  Bekennern  dieser  Glaubensgenossenschaft 
vollkommen  gewährt  werden  soll. 
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Die  Commission  konnte  sich  nämlich  nicht  der  Erwägung  der 
tranrigen  Thatsache  verschliessen.,  dass  in  den  vier  Genoeinden  (xu 
Wien,  Ried,  Wamsdorf  und  Aussig)  und  den  mehreren  kleinen  Ver- 
einen, welche  sich  thatsächlich  bereits  unter  dem  Namen  »Altkatho-. 
tische  Gemeindeuc  gebildet  haben,  bisher  nicht  weniger  als  300  Paare 
dirch  die  von  diesen  Gemeinden  sich  selbst  gegebenen ,  aber  mit 
der  Priesterweihe  der  katholischen  Kirche  versehenen  Seelsorger  in 
der  Kirche  —  in  Wien  überdies  in  einer  ihr  von  der  Gemeindever- 
tretung zugewiesenen  Kirche  —  am  Altare  und  mit  allen  von  der  » 
allgemeinen  katholischen  Kirche  für  Eingehung  von  Ehen  vorge- 
schriebenen kirchlichen  Feierlichkeiten  getraut  und  eingesegnet  wor- 
den sind,  ohne  dass  diese  Paare  im  Sinne  der  bestehenden  Civilge- 
.  setze  als  ehelich  getraut  und  ihre  Verbindungen  als  bürgerlich  gil- 
tige Ehen  angesehen  werden  können.  In  Wirklichkeit  sind  auch 
alle  derlei  Ehen ,  so  oft  über  ihre  Giltigkeit  ein  gerichtliches  Er- 
kenntnids  herbeigeführt  wurde ,  von  den  Gerichten  aller  Instanzen 
Md  endgiltig  auch  von- dem  obersten  Gerichtshofe  als  ungiltig  er- 
kört worden. 

Es  erscheint  nun  vor  Allem  durch  die  heiligsten  ethischen  und 
staatlichen  Interessen  geboten ,  diesen  vielen  bereits  vorhandenen 
Scheinehen,  welche  von  Seiten  der  Contrahenten  regelmässig  in  dem 
guten  Glauben  ihrer  vollgiltigen  Abschliessung  eingegangen  wurden, 
nach  Möglichkeit  wenigstens  nachträglich  den  Charakter  ihres  ge- 
setzlich giltigen  Bestandes  zu  verleihen  und  c|amit  zugleich  den  et- 
wa 500  Kindern,  welche  aus  diesen  Scheinehen  hervorgegangen  sind, 
die  also  nach  den  Civilgesetzen  als  uneheliche  Kinder  gelten,  rück- 
wirkend ^die  Rechte  der  ehelichen  Geburt  zu  verschaffen. 

Durch  unsere  Staatsgrundgesetze  erscheint  es  ferner  bedingt, 
den  Bekennem  der  sogenannten  altkatholischen  Confession  auch  für 
die  Zukunft  die  Eingehung  giltiger  ehelicher  Verbindungen  auf  eine 
Weise  zu  ermöglichen,  wobei  ihrem  Gewissen  und  ihrem  religiösen 
Glauben  kein  Zwang  angelegt  wird. 

Nicht  minder  dringend  tritt  an  die  öffentlichen  Gewalten  die 
Anfforderung  heran,  rücksichtlich  der  mehreren  hundert  Geburten 
(Taufen),  Trauungen  und  Sterbefälle'  von  altkatholischen  Glaubens- 
genossen, worüber  bisher  d\e  Register  ausschliessend  von  den  altka- 
Misehen  Seelsorgern  geführt  worden  sind,  welche  aber  in  Gemäss- 
Mt  der  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  der  Geltung  rechtskräf- 
tiger Urkunden  und  sofort  der  Beweiskraft  entbehren,  eine  authen- 
iMie  Evidenz  herzustellen  und  auch  hier  wieder  betreffs  der  Zukunft 
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die  Führung  dieser  Matriken  auf  eine  nicht  der  religiösen  Ueberzeu- 
gung  der  Altkatholiken  nahetretende  Weise  zu  regeln. 

Bei  der  Erwägung  der  Mittel  aber,  wodurch  alle  diese  Ziele 
erreicht  werden  können,  einigte  sich  die  confessionelle  Commission 
des  hohen  Herrenhauses  in  der  Anschauung ,  dass  hiezu  überhaupt 
die  Festsetzung  eines  neuen  Gesetzes  nicht  nothwendig  sei,  und  da^s 
insbesondere  der  Zustimmung  zu  dem  vorliegenden  Gesetzentwurfe 
ernste  Bedenken  entgegenstehen. 

An  sich  überflüssig  erscheint  in  den  angegebenen  Beziehungen 
jedes  neue  Gesetz ,  weil  alle  früher  angedeuteten  Zwecke  ohne 
Schwierigkeit  an  der  Hand  des  bereits  bestehenden  Gesetzes  vom 
20,  Mai  1874,  Nr.  68  B.-G.-BL,  *betreöend  die  gesetzliche  Aner- 
kennung von  Beligions-Gesellschaften,€  verwirklicht  werden  können. 

Durch  dieses  Gesetz  ist  nämlich  allen  Bekennern  der  in  Rede 
stehenden  Confession,  sowie  den  thatsächlich  bereits  bestehenden  Be- 
ligions-Gesellschaften  derselben  der  Weg  eröffnet,  sich  die  gesetzliche 
Anerkennung  als  Beligions-Gesellschaft  von  Seite  des  Staates  zu 
verschaffen.  Durch  den  §.  7  dieses  Gesetzes  ist  dies  zugleich  auf 
eine  die  Gewissensfreiheit  dieser  Glaubensgenossen  vollkommen  wah- 
rende Weise  ermöglicht,  indem  hienach  von  keinem  der  dieser  Beli- 
gions-Gesellschaft  beitretenden  Glaubensgenossen  eine  vorhergehende 
Austrittserklärung  aus  der  allgemeinen  katholischen  Kirche  gefordert 
wärden  kann  und  wird.  Es  kann  daher  die  Behauptung,  dass  die- 
sen Glaubensgenossen  schon  dadurch  ein  Gewissenszwang  auferlegt 
werden  würde,  dass  sie  um  die  gesetzliche  Anerkennung  ihrer  Beli- 
gions-Gesellschaft  anzulangen  haben,  aus  dem  eben  angegebenen 
Grunde  aber  auch  darum  nicht  als  richtig  zugegeben  werden,  weil 
denn  doch  Niemand  die  Thatsache  wegleugnen  kann,  dass  in  Oester- 
reich  bisher  nur  diejenige  katholische  Kirche,  deren  kirchliche  Ge- 
walt nun  einmal  auch  das  mehrerwähnte  Dogma  vom  18.  Juli  1870 
unter  ihre  Satzungen  aufgenommen  hat,  als  katholische  Kirche  ge- 
setzlich anerkannt  ist,  und  dass  diejenigen  Fractionen  derselben, 
welche  dieses  Dogipa  verwerfen,  bisher  noch  nicht  gesetzlich  aner- 
kannt sind.' 

Wird  aber  die  eine  oder  andere  diiiser  Fractionen ,  oder  wird 
die  Gesammtzahl  derselben  nach  Massgabe  des  citirten  Gesetzes  in 
Zukunft  gesetzlich  anerkannt  werden  und  c^nstituirt  sein,  so  wird 
auch  den  ordentlichen  Seelsorgern  derselben  kraft  der  Bestimmungen 
unseres  Bürgerlichen  Gesetzbuches  und  im  Sinne  der  betreffs  der 
Matrikentührung  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften,  ebenso  wie 
den  Seelsorgern  anderer  gesetzlich  anerkannten  Kirchen  und  Beli- 
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gions-Gesellschaften  nicht  nur  das  Recht,  von  ihren  Glaubensgenos- 
sen die  feierliche  Erklärung  der  Einwilligung  zur  Ehe  giltig  entge- 
geAznnehmen,  sondern  auch  die  Führung  der  Civilstands-Register 
(Tauf-,  Tranungs-  und  Sterbematriken)  übertragen  werden. 

Die  Commission  wurde  in  dieser  Anschauung,  dass  auf  solche 
Weise  vorerst  für  die  Zukunft  alle  berechtigten  Begehren  der  sog. 
Altkatholiken  volle  Befriedigung  finden  können  und  werden,  durch 
die  Yon  dem  Herrn  Vertreter  der  Regierung  im  Schoose  der  Com- 
mission  über  deren  Aufforderung  abgegebene  Erklärung  bestärkt, 
idass  von  Seite  der  Regierwig  gegen  die  angedeutete  Oonstiiuirtmg 
üeser  Beligionsgeseüschaften  und  gegen  das  Recht  des  Seelsorgers 
<fes«r  neuen  Gemeinde  eur  Eheschliessung  und  MatrikenfÜhrung^ 
»kr  der  Voraussetzung  der  Erfüllung  der  gesetzlichen  Beding- 
»ijen,  kein  Anstand,  erhoben  tverden  wird.€ 

Hiedurch  ist  aber  nach  dem  Dafürhalten  der  Commission  zu- 
gldch  die  gesetzliche  Fürsorge  getrQffen,  um  auch  alle  oben  geschil- 
ferten, bereits  vorhandenen  Uebelstände  wegzuschaffen ,  indem  dann 
einerseits  die  betheiligten  Parteien  ihre  bisherigen  Scheinehen  nach 
Massgabe  der  Bestimmungen  des  Civilrechtes  schon  durch  eine  noch- 
malige feierliche  Einwilligung  zur  Ehe  vor  dem  ordentlichen  Seel- 
sorger ihrer  dann  gesetzlich  constituirten  Kirchengemeinde  rückwir- 
kend convalidiren  und  dadurch  zugleich  die  aus  solchen  Ehen  be- 
reits vorhandenen  Kinder  als  eheliche  legitiroiren  können ,  und  an- 
^lererseits  sowohl  den  ebengenannten ,  dann  gesetzlich  fungirenden 
Seelsorgern ,  als  auch  den  dazu  berufenen  Behörden  die  Handhabe 
geboten  ist,  um  die  Convalidirung  der  in  Rede  stehenden  Scheinehen 
Bod  die  Legitimation  der  aus  ihnen  abstammenden  Kinder  als  ehe- 
tche  Kinder  auf  die  gesetzlich  zulässige  Weise  auch  von  amtswegen 
^  Teranlassen,  und  die  bisher  über  die  sog.  Altkatholiken  von  deren 
Seelsorgern  ohne  gesetzliche  Berechtigung  und  ohne  öffentliche 
Glanbwürdigkeit  geführten  Tauf- ,  Trauungs-  und  Sterbematriken 
^ch  rücksicbtlich  der  Vecgangenheit  in  Ordnung  zu  bringen  und 
^träglich  zu  authentisiren,  sowie  überhaupt  die  Rechtsverhältnisse 
<ier  bereits  bestehenden  altkatholischen  Gemeinden  nach  Massgabe 
«•er  Artikel  XV.  und  XVI.  des  tnehrerwähnten  Staatsgrundgesetzes 
S^setdieh  zu  ordnen. 

Erschien  es  hienach  der  mit  der  Vorbegutachtung  dieses  Ge- 
Pvtaades  betrauten  Commission  dieses  hohen  Hauses  schon  über- 
^^  nicht  angezeigt,  im  Belange  der  Frage  eine  neue  gesetzliche 
^Mdurift  zu  geben ,  so  könnte  sie  umsoweniger  darauf  einrathen, 
'^vorliegenden  Gesetzentwurfe  die  Zustimmung  des  hohen  Herren- 
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bauses  za  ertlieileii,  weil  dasjenige ,  was  durch  das  hier  vorgeschla- 
gene GesetZ'  zunächst  vermieden  werden  will,  nämlich  die  Nöthigung 
der  sich  Altkatholiken  nennenden  Qlaubensgenossen  und  Religions- 
Gesellschaften,  um  ihre  gesetzliche  Anerkennung  bei  der  Regierung 
erst  anzulangen,  thatsächlich  denn  doch  im  §.  1.  wieder  angeordnet 
wird,  und'  weil  nacli  dem  Dafürhalten  der  Commission  all  dasjenige, 
was  im  zweiten  Alinea  des  §.1,  sowie  im  §.  2.  desselben  vorge- 
schlagen wird ,  ohnehin  bereits  in  dem  mehrcitirten  Gesetze  vom 
20.  Mai  1874,  Nr.  68.  R.-G.-B1. ,  angeordnet  ist ,  daher  überflüssig 
erscheint. 

Durch  die  Enunciationen  des  zweiten  Alinea  des  §.  1.  aber 
würde  die  Staatsgesetzgebung  aussprechen,  einerseits,  dass  auch  die- 
jenigen bisherigen  Katholiken,  welche  das  ofterwähnte  Dogma  vom 
18.  Juli  1870  verwerfen,  noch  fortan  Katholiken  und  Mitglieder  der 
bisher  von  dem  österreichischen  Staate  allein  als  katholische  Kirche 
gesetzlich  anerkannten  Kirche  bleiben ,  und  andererseits ,  dass  die 
sog.  Altkatholik,en  alle  übrigen  Lehrsätze  der  katholischen  Kirche 
annehmen.  Dies  sind  aber  Aussprüche  rein  dogmatischer  Natur, 
welche  über  den  Rechtsbereich  der  Staatsgesetzgebung  hinausgreifen, 
wozu  daher*  der  Staatsgewalt  keine  Competenz  zukommt,  indem  die 
Ordnung  und  Entscheidung  dieser  inneren  kirchlichen  A^igelegenheit 
kraft  des  Art.  XY.  des  mehrbezogenen  Staatsgrundgesetzes  aus- 
schliessend  der  bezüglichen  ^irchengewalt  anheimfällt. 

Durch  diese  Erwägungen  fand  sich  die  confessionelle  Commis- 
sion zu  dem  Antrage  bestimmt: 

^Das  hohe  Herretihaus  wolle  über  den  am  der  Beilage  er- 
sichüichen  Gesetzentwurf  zur  Tagesordnung  übergehen. € 
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1.  Acta  genuina  SS.  Concilii  oecum.  Trideniini  ab  Angela  Massa- 
reUo  Ep.  Thelesino  conscripia  .  .  .  fiufw;  primmn  ititegra  edüa 
ab  Augustino  Theiner.    Accedunt  acta  yusdem  Concilii  a  Card. 
Gabr.  Paleoiio  Archiep.  Bononiensi  digesta  secimdis  cutis  ex- 
poliiiora.  Zagrahii  et  Lipsiae  1875  voU.  2  in  4.  (Pr.  8&  M.) 
Seit  Jahren  war  in  den  Zeitungen  (bes.  Angsb.  Allg.  Zeit.) 
Terküodigt,   P.  A.  Theiner  werde  nächstens  die  wirklichen  Acten 
des  Trienter  Concils  zur  Freude  der  gelehrten  Welt  veröffentlichen. 
Dann  hiess  es  wieder,  das  Unternehmen  sei  durch  Intriguen  vereitelt, 
die  begonnene  Herausgabe  sistirt ,   der  kühne  Unternehmer  schwer 
getadelt  worden.  —  Alles  auf  Betreiben  der  Jesuiten  und  der  römischen 
Curie,  woran  seit  1870  viele  gehässige  Bemerkungen  geknüpft  wur- 
d«.    (Vgl.  Friedrich,  Tagebuch  während  des  vatic,  Concils.  Nord* 
ling.  1871.  S.  64.)    Sicher  konnte  man  in  Rom    sehr  gute  Gründe 
haben,  diese  Publication  zu  vertagen,  wie  z.  B.  um  nicht  den  Glau- 
bensstreitigkeiten dadurch  neue  Nahrung  zu  geben  (Vering^  Lehr- 
bneh  des  Kirchenrechts  §.  27.  S.  59.  N.  3.);  auch  abgesehen   von 
dner  gewissen  aUzubureaukratischen  Aengstlichkeit  konnte  man  viel- 
leicht wünscj^en,  dieselbe  in  andere  Hände  legen  zu  können,  von 
denen  nicht  etwa  ein  Parteimanöver  zu  befürchten  war.    Dass  zu 
»Der  solchen  Besorgniss  Grund  vorhanden  gewesen  wäre ,   hat  sich 
s^ter  evident  genug  ergeben.    Durch  eine  Indiscretioü  und  ohne 
£inbolnng  der  vorschriftsmässigen  Erlaubniss  wurde   inzwischen  in 
Agram  durch  die  Mitwirkung  des  dem  Herausgeber  befreundeten 
(^Donicus  Vorsac  die   Publication  in  Angriff  genommen  und  nun 
liegen  in  zwei  stattlichen  Quartbänden  die  längst  erwarteten  authen- 
tiscben  Acten  des  mit  Recht  lochgefeierten  Concils  von  Trient  den 
Forschern  vor. 

Wer  erwartet  hatte,  in  •  dieser  Ausgabe  die  vollständigen  Acten 
za  fioden  und  die  älteren  Publicationen  entbehrlich  gemacht  zu  sehen, 
>iebt  sich  freilich  getäuscht.  Nicht  nur  sind  Ranmersparniss  bal- 
lier die  Briefe  und  Diplome ,  die  Baynaldus  und  Le  Fiat  lieferten, 
Biebl  wieder  abgedruckt ,  vielmehr  blos  angezeigt  worden ,  wessbalb 
■an  sie  bei  diesen  Autoren  nachsuchen  muss ,  sondern  es  wurde 
^  sonst  Vieles  abgekürzt ,  nicht  immer  die  Namen  der  Redner 
poaniit,  viele  Reden,  die  wissenschaftlich  so  wichtigen  Vota  der 
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Theologen  und  Canonisten  öfter  weggelassen  oder  »contrabirt,«  die 
Acten  von  Bologna  »pro  nuucc  übergangen,  wogegen  noch  spätere 
Ergänzungen,  und  insbesondere  ein  Codex  epistolaris  der  Trienter 
Synode,  in  Aussicht  gestellt  werden,  (Vorrede  p.  XII— XIV.)  Es 
ist  also  noch  lange  nicht  das  ganse  für  die  Qeschichte  dieser  gros- 
sen Eirchenversammlung  erforderliche  Material  beisammen ;  derDog- 
matiker,  der  Canonist^ermisst  Vieles ,  was  er  gerne  in  extenso  ge- 
sehen haben  würde,  wie  z.  B.  die  berühmten  Beden  des  Lainez  vom 
20.  October  und  9.  December  1562.  Wir  wissen  nicht  überall  sicher, 
wie  viel  der  Editor  wegzulassen  und  zu  verkürzen  sich  erlaubt  hat, 
und  damit  ist  der  Werth  der  Edition,  so  schätzenswerth  sie  immer- 
hin noch  bleibt,  doch  beträchtlich  verringert.  Auffallend  sind  die 
oft  vom  Herausgeber  unterstrichenen,  bez.  mit  fetter  Schrift  ge- 
druckten Worte,  wie  z.  B.  adulatores  Papae ;  sie  können  in  dem  ge- 
gebenen Zusammenhange  nicht  aus,  einem  objectiv  wissenschaftlichen 
Grunde,  sondern  nur  tendentiös  hervorgehoben  sein.  Dafür  gibt  auch 
'  die  ausführliche  Vorrede  Theiners,  di6  nicht  überall  die  nöthige 
Akribie  zeigt ,  und  auch  gleich  dem  Texte  von  Druckfehlem  nicht 
frei  blieb  ^J,  vielfach  Athaltspunkte  und  Belege. 

Es  soll  hier  kein  Gewicht  darauf  gelegt  werden,  dass  den  Vä- 
tern von  Trient  besonders  auch  desshalb,  weil  sie  scholastische  Fra- 
gen übergingen,  hohes  Lob  in  einer  Ausdrucksweise  gespendet  wird, 
die  mehrfach  falschen  Vorstellungen  und  Meinungen  Baum  gewäh- 
ren könnte;  aber  es  ist  sicher  theologisch  unhaltbar,  wenn  versichert 
wird,  wer  die  hier  mitgetheilten  Acten  lese,  könne  nicht  bestreiten, 
»dass  dieselben  einen  vollständigen  heiligen  Geseizgd)ungscodex  dar- 
bieten für  die  gute  und  heilige  Geschäftsführung  in  dUen  zukünf- 
tigen allgemeinen  Goncilien,  wofern  dieselben  eine  solche  wahre  und 
ächte  Form,  und  nicht  vielmehr  eine  Art  Komödie  vorstellen  wol- 
len zum  grössten  Nachtheil  der  Kirche  und  zur  Freude  der  Anders- 
gläubigen ^).€  Das  entspricht  genau  der  Sprache  des  »Janusc  und 
der  »Altkalboliken,€  die  darum  auch  die  Geschäftsordnung  desTri- 


1)  Fraef.  p.  YIII.  not.  1.  ist  die  Bede  yon  der*  suppressio  Ordinmn  in 
Itavaria  snb  finem  saecnli  praeterlapsi.  Aber  die  Sacalarisation  in  Bayern  ging 
erst  im  Anfang  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  vor  sich.  W^ir  lesen  p.  X. 
yedetnr  statt  yidetiir ,  dann  licet  (Gonjnnction)  mit  dem  IndicatiT  statt  des 
ConjonctiTs,  p.  XU.  aroittere  statt  omittere  a.  s.  f. 

2)  Fraef.  p.  HI.  eadem  exhibere  amplissimnm  sacmm  et  (nt  ita  dicam) 
legislatorium  codicem  pro  rebos  bene  et  sancte  gerendis  in  quUnMvU  fu- 
iuris  Conciliis  generalibos,  si  eadem  praese  ferre  reUnt  hnjnsmodi  genoisain 
yeramqne  formam,  et  non  speciem  potios  comoediae  cnjnsdam  in  Eccleeiae  in- 
gens  detrimentum  et  heterodoxomm  gandium. 
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dentinnins  im  Gegensatze  zum  Vaticannm  so  eifrig  hervorhoben  <). 
Aber  die  vorhandene ,  von  Massarelli  aufgezeichnete  Gesebäftsord- 
nong^)  hat  nie  die  Kraft  eines  Gesetzes  gehabt;  kein  Verständiger 
wird  bestreiten,  dass  ein  zukünftiges  Concii  mit  Bücksicht  auf  je- 
weilige Zeitverhältnisse  eine  andere  Ordnung  einfahren  kann  und  ein 
froheres  dem  späteren,  das  gleiche  Autorität  mit  ihm  theilt,  nicht 
präjudicirt;  ferner  können  nur  die  Decrete  allgemeiner  Concilien  Ge- 
setzeskraft haben,  nicht  die  Verhandlungen,  diese  bilden  nie  ein  Ge- 
setzbach. Wären  die  sämmtlichen  acta  gesetzliche  Norm,  so  mfissten 
in  jedem  Concii  die  Vorgänge  von  Trient  sclavisch  copirt,  sogar  der 
Streit  des  Bischofs  Sanfelice  von  Cavi  mit  Dionysius  Zannettinus  vom 
17.  Juli  1546  bis  auf  das  Ausreissen  der  Barthaare  3)  imitirt  wer- 
den. Und  woher  wusste  Theiner,  dass  der  von  ihm  ausgesprochene, 
mindestens  übertriebene  Satz  die  Ueberzeugung  des  hl.  Carl  Borro- 
meo,  Pius  IV.  und^der  übrigen  Lenker  des  Concils  von  seinem  An- 
beginn an  war*)?  Dafür  wäre  kein  Beweis  zu  erbringen,  üebrigens 
erinnerte  er  sich  später  selbst ,  dass  nur  die  Concilsdecrete  'massge- 
bend sind ,  wobei  er  freüich  zu  Gunsten  der  von  seinen  Freunden 
gehegten  Unanimitätstheone  die  Beschränkung  auf  die  »mit  fast 
einstimmigem  Consens  gefassten  Beschlüssec  setzt  ^).  Dieses  und 
noch  vieles  Andere  deutet  darauf  hin,  dass  Theiners  Publication  den 
nenprotestantischen  Freunden  Dienste  zu  leisten  bestimmt  war;  lei- 
der kam  sie  zu  spät  und  diese  können  um  so  weniger  aus  ihr  gros- 
ses Capital  schlagen  ,  als  sie  bereits  längst  über  das  Concii  von 
Trient  hinausgeschritten  sind. 

Wenn  Theiner  pathetisch  die  Sorglosigkeit ,  die  »schlafende 
Weisheit^*  beklagt,  mit  der  man  früher  die  schon  unter  Pius  IV. 
gewünschte  Herausgabe  der  tridentinischen  Acten  unterliess,  welche 
das  giftige  VSTerk  Sarpi's  unmöglich  gemacht  haben  würde,  so  setzt 
sein  Tadel  wenig  Eücksicht  auf  so  viele  frühere  glänzende  Ponti- 

1)  Friedrich,  Tagebuch  S.  110,  406  nr.  4.,  Schulte  Die  Stellung  der 
ConcUien,  Päpste  und  Bischöfe,  Prag.  1871.  8.  232  ff. 

2)  Abgedruckt  bei  Friedrich ,  Docum.  t.  I.  Doc.  35.  p.  265—276 :  Cec- 
cont,  Qesch.  des  ratic.  Concils  t.  I.  Doc.  55.  p.  80—104;  Theiner,  Acta  t.  I. 
P.  1-13. 

3)  Pallaric.  Hist.  Conc.  Trid.  Bd.  VIII.  c.  6. 

I  4)  Nach  den  vorhin  angeführten  Worten  heisst  es  unmittelbar:    Haec 

et  non  alia   erat  persüasio   iutinia  non   modo  S.  Caroli  Borromei  et  Pii  IV», 
Tmim  etiam  ceterorum  Concilii  nostri  inde  a  suo  exordio  moderatorum. 

5)  p.  XIY. :  nonnisi  decreta  unähimi   prope   consensa  sancita  conside- 
randa. 

6)  p.  IV. :  Eheu!  Nos  incuriosqs!  Ehen  nostram  osdtantem  et  dor- 
nüenfem  sapientiara !  etc. 
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ficate  and  ein  Ignoriren  aller  abmahnenden  Factoren  voraoa  und 
seine  Behanptnng  bezüglich  Sarpi's  ist  jedenfalls  übertrieben ;  sicher 
hätte  der  protestantisirende  Servit  auch  aus  diesen  Acten  Vieles  iui 
seine  Zwecke  entnommen  und  in  das  für  ihn  erwünschte  Licht  zu 
stellen  gewusst,  daneben  ebensogut  seinen  Sleidanus  benützen  kön- 
nen. Es  ist  ebenso  die  weitere  Behauptung  befremdend:  Noch 
zweifeln  gelehrte  Männer,  ob  man  mehr  dem  Sarpi  oder  dem  Palla- 
vicino  glauben  soll,  da  keiner  von  beiden  die  Originaldocumente  vor- 
brächte. Aber  jeder  wissenschaftlich  gebildete  Katholik  konnte  doch 
sehr  gut  die  Haltlosigkeit  vieler  Angabe/i  Sarpi's  erkennen;  seine 
leidenschaftliche  Bitterkeit  haben  auch  Protestanten  sehr  gut  be- 
merkt'); in  den  meisten  Fällen  liess  sich  durch  Vergleichung  bei- 
der Autoren  schon  früher  ungeachtet  der  mangelhaften  Quellen  dar- 
über urtheilen,  wer  die  grössere  Glaubwürdigkeit  verdient^),  zumal 
da  man  auch  den  gelehrten  Oratorianer  Baynaldus  und  später  noch 
andere  Quellenschriften  zu  Rathe  ziehen  konnte. 

Der  am  10.  August  1874  verstorbene  P.  Augmtin  Theiner 
hatte  bekanntlich  als  Mensch  und  als  Gelehrter  ein  sehr  wechsel- 
volles Schicksal.  Geboren  am  11.  April  1804  iu  Breslau,  erst  Stu- 
dent der  Theologie,  dann  der  Philosophie  und  der  Hechte ,  1829  in 
Halle  zum  Doctor  U.  J  promovirt,  hatte  ersieh  zuerst  durch  eine  gemein- 
sam mit  seinem  Bruder  J.  Anton  (nachherigen  Bongeaner)  veröffent- 
lichte Schmähschrift  über  den  kirchlichen  Cölibat^)  in  weiteren 
Kreisen  bekannt  gemacht.  Nach  manchen  Jugendverirrungen ,  nach 
dem  Besuche  der  Bibliotheken  von  Wien,  Paris  und  London  kam 
er  nach  Rom,  wo  er  im,  Oratorium  des  hl.  Philipp  Neri  eine  Zuflucht 
fand  und  die  Priesterweihe  erhielt.  Sowohl  seine  »Geschichte  der 
geistlichen  Bildungsanstalten  c  (Mainz  1835)  als  seine  Beiträge  zur 
Geschichte  der  Literatur  des  Eirchenrechts  (Verhig^  Lehrbuch  des 
Kirchenrechts  S.  49.  N.  1.)  gewannen  ihm  das  Vertrauen  und  die 
Achtung  in  kirchlichen  Kreisen;  seine  längst  verheissene  und  lange 
erwartete  Monographie  über  Cardinal  Frankenberg  (Freiburg  1850) 
erhöhten  beides  noch  mehr.  Die  schriftstellerische  Thätigkeit  Thei- 
ners,  der  in  Rom  die  Yalliceliiana  nebst  anderen  Bibliotheken  be- 
nfitzen konnte ,  ja  auch  schon  vor  seiner  Ernennung  zum  Präfecten 
(1855)  die  vaticanischen  Archive  sich  eröffnet  sah,  wie  sein  Werk: 

1)  Ranke,  Rom.  Päpste  IU.  272-275. 

2)  BrUchar,  Benrtheilung  der  Controversen  Sarpi^s  und  Pallav.  Tübing. 
1843  ff.  2  Theüe. 

3)  Die  Einfühning  der  abgez?ningenen  Ehelosigkeit  bei  den  christlichen 
Geistlichen  und  ihre  Folgen.  Altenburg.  1828.  3  Theile.  Neue  Ausg.  1845.  Bd.  I. 
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»Zasfclnde  der  katholischen  Kirche  in  Schlesien  von  1740— 1758.c 
(Begensbnrg,  1852.  2  Bände)  zeigt,  wurde  immer  ausgedelmter,  sie 
Terschaffte  ihm  viele  ansehnliche  Verbindungen  und  beträchtliche. 
Eionahmen.  Hauptsächlich  fand  er  Gelegenheit,  aus  den  Schätzen 
des  Vaticans  werthvoUe  Urkunden  an  die  Oeffentlichkeit  zu  bringen. 
Es  war  indessen  nur  zu  begründet ,  was  dem  Referenten  einst  ein 
protestantischer  Historiker  sagte :  »Theiner  möge  brav  Documente 
herausgeben ;  sein  eigenes  Raisonnement  schenkt  man  ihm.c  In  der 
Tbat  in  seiner  »Geschichte  des  Pontificates  Clemens  XIV.c  (1852) 
widersprechen  vielfach  die  veröffentlichten  Actenstücke  den  oft  sehr 
willkürlichen  Beflexionen  des  Editors  und  es  lässt  sich  eine  grosse 
Einseitigkeit  und  Voreingenommenheit  in  der  Art,  mit  der  die  da- 
mals den  bourbonischen  Höfen  geopferte  Gesellschaft  Jesu  beban- 
delt ward  ,  in  der  oft  den  Jansenisten  entlehnten  Ausdrucksweise 
nicht  verkennen  ^). 

'  In  seiner  Jugend  hatte  Theiner  den  Orden  geschmäht,  dann 
mit  P.  Eollmann  und  anderen  Jesuiten  bekannt  geworden  ihn  hoch- 
geehrt; er  war  sogar  eine  Zeitlang  Willens,  selbst  in  ihn  einzutre- 
en '),  aber  später  wachte  die  alte  Abneigung ,  von  verletzter  Eitel- 
keit genährt,  ^nieder  auf.  Mit  manchen  diesem  Orden  ebenso  wie  dem 
hL  Stahle  abgeneigten  Diplomaten  knüpfte  Theiner  Verbindungtm 
an.  In  seiner  Polemik  gegen  Crötineau-Joly  betreffs  des  franzö- 
sischen Concordats  von  1801  (s.  Archiv,  Bd.  XXII.  S.  478)  arbeitete 
der  Präfect  der  vaticanischen  Archive  ganz  kn  Sinne  und  im  Dienste 
Napoleons  III.,  eifrig,  doch  angesichts  unläugbarer  Thatsachen  .  ver- 
gebh'ch  bemüht,  die  edle  und  loyale  Haltung  Napoleons  I.  in  jener 
Zeit  zu  erweisen.  Vielen,  wie  mir  der  verewigte  G.  Phillips  in  Rom 
sagte ,  erschien  der  Charakter  des  Mannes  mindestens  zweideutig 
ond  die  nach  seinem  Tode  von  Dr.  Friedrich  in  der  »Kölnischen 
Zeitungc  (1874)  und  dann  im  »Deutschen  Merkurc  (20.  Febr.  1875 
auss.  BeiL)  veröffentlichten  Briefe  an  DöUinger  und  Friedrich  aus  den 
Jahren  1867,  1870  und  1871,  deren  Authentie  leider  nicht  bezwei- 

1)  HiBtorisch-poUt.  Blatter  1854.  Bd.  38.  8.  783—759;  Reinerding, 
(^em.  XIV.  Eine  kritische  Beleachtnng.  Augsburg.  1854.  Boero,  Osservacioni 
Mpn  Tistoria  del  PoDtiflcato  di  demente  XIV.  scritta  dal  P.  Theiner.  Monza 
1S54  ToU.  2.  £d  II.  Correspondant  25.  I)ec.  1852.  Bevue  litter.  p.  878.  Ra- 
vignan,  a^ment  XIII.  et  Clement  XIV.  Paris.  i854. 

2)  Das  sagt  Theiner  selbst  in  der  Vorrede  zu  seiner  Geschichte  der  geist- 
lichen BUdnngsanstalten  (Sendschreiben  an  Prof.  ***).  Merkwürdig  ist,  dass 
tidi  der  mit  Theiner  so  viel  in  Berührung  gekommene  Friedrich,  (Tagebuch 
a  41,  64,  67,  127  f.  180,  875),  der  so  sehr  über  jesuitisches  Gift  klagt  (das. 
8.  7);  Yon  sich  gesteht,  auch  er  habe  früher  Jesuit  werden  wollen,  (das.  S.  192.) 

ArehiT  Hir  Kirchenreeht.  XXXV.  13 
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feit  werden  kann,  beurkunden  deutlich  nicht  blos  einen  grimmigen 
Hass  gegen  die  Jesuiten,  sondern  auch  einen  schmählichen  Undank 
gegen  Pius  IX.,  eine  nichts  weniger  als  edle  Gesinnung^)  und  eine 
fortwährende  Conspiration  mit  den  Feinden  der*  katholischen.  Kirche, 
selbst  den  »vortrefflichenc  v.  Arnim  nicht  ausgeschlossen.  Sie  recht- 
fertigen völlig  das  Misstrauen ,  das  Viele  in  den  Mann  setzten ,  der 
sich  vielfach  nicht  scheute,  der  beschworenen  Amtspflicht  zuwiderzu- 
handeln, nichts  aus  den  vaticanischen  Archiven  ohne  höhere  Geneh- 
migung zu  veröffentlichen. 

So  viel  scheint  zur  Äichtigstellung  mehrerer  zum  Nachtheil 
des  heiligen  Stuhles  entstellter  Thatsachen  zu  bemerken  nothwendig, 
wenn  .  wir  auch  ungern  einen  bereits  von  Gott  gerichteten ,  durch 
manche  Arbeiten  und  zahlreiche  wichtige  Publicatiouen^)  verdienten 
Autor  auch  nur  so  darstellen,  wie  er  sich  selbst  gezeigt  hat,  mit 
Verseil weigung  alles  dessen ,  was  sonst  noch  gegen  ihn  angeführt 
werden  könnte.  Kehren  wir  nun  zu  seiner  Ausgabe  der  tridenti- 
nischen  Acten  zurück. 

Am  besten  und  vollständigsten  ist  uns  die  erste  Periode  des 
Concils  unter  Paul  III.  nach  Massarelli's  Aufzeichnungen  im  ersten 
Bande  gegeben,  über  welche  Erzbischof  Filhol  von  Aix,  der  Cano- 
nicus  de  Fre  von  Tournay,  Erzbischof  Bartholomäm  de  Martyribus 
u.  A.  kürzere  Notizen  geliefert  hatten ,  die  auch  Le  Fiat  in  seine 
Sammlung  (Löwen  1787)  aufgenommen  hat.  Viel  Interessantes  bie-, 
tet  der  Text  dar,  auch  bezüglich  der  Bischöfe  Deutschlands,  die 
sich  durch  Procuratoren  vertreten  lassen  wollten,  aber  von  4en  Le- 
gaten zu  persönlichem  Erscheinen  aufgefordert  wurden,  da  Paul  III. 
(17.  April  1545)  angeordnet  hatte,  es  seien  nur  zur  Entschuldigang 
des  Ausbleibens  ihrer  Mandanten  Procumtoren  zuzulassen  (Acta  I. 
p.  23  seq.)  Doch  gewährte  der  Papst  (5.  Dec.  1545)  den  deutschen 
Bischöfen  ausnahmsweise  ein  Indult,  das  jedoch  später  unter  Pius  lY . 

1)  Am  25.  Sept.  1870  schreibt  Theiner  ans  Foro  dlschia  an  Friedrieh 
voll  Jubel  über  den  Einzug  der  Piemontesen  in  Born ,  er  gehe  übermorgen 
wieder  dabin,  am  dem  feierlichen  Plebiscit  beizuwohnen,  »das  hoffentlich  f&r 
immer  dem  frechen  Pfaffenspiel  ein  Ende  setzen  wird.« 

2)  Von  mehreren  dieser  Publicationen  war  schon  im  Archiv  die  Bede, 
wie  von  der  Fortsetzung  der  Annalen  des  Baronius  Bom.  1856  seq.  (lU.  583) 
von  den  durch  Fessler  hearheiteten  zwei  allgemeinen  Concilien  von  Lyon  (IX, 
475),  von  den  Vet.  monumentjft  Poloniae  et  Lithuaniae  1860  seq.  (XVII.  34.). 
Dazu  kommen  die  Monumenta  hlst.  Hungariae  illustrantia  Bom.  1859  voll.  2. 
die  Monumenta  der  Südslaven,  die  für  Irland  und  Schottland,  der  Codex  diplo- 
maticus  dominii  temporalis  S.  Sedis.  Bom.  1861  seq.  voll.  8,  die  mit  Miklo- 
sich  edirten  Monumenta  spectantia  ad  unionem  ecclesiarum  graecae  et  latinae. 
Wien  1872.    - 
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als  erloschen  betrachtet  wurde.  Das  Ganze  ist  gut  bei  Cecconi  dar- 
gestellt. (Qesch.  des  vatic.  Concils  t.  I.  L.  II.  c.  1.  S:  136  seq.  ed. 
MoWar,)  Ueber  die  Zulassung  der  Ordensgenerale  war  man  schon 
am  29.  December  1545  einig ,  nicht  so  über  die  der  Regularäbte. 
(Acta  I.  p.  34).  Werth?oll  sind  in  den  Acten  Massarelli's  die  ge- 
nauen Details  über  die  dogmatischen  Verhandlungen  betreffs  der  hl. 
Schrift,  der  Erbsünde  und  der  Bechtfertigung.  Sehr  wichtig  wäre 
aber  die  gründliche  Eenntniss  der  wichtigen  in  Bologna  gefertigten 
Arbeiten,  die  uns  hier  nicht  geboten  wird.  Was  die  letzte  Epoche 
des  Concils  unter  Pins  IV.  betrifft,  für  welche  die  in  Bologna  1804 
in  den  Momimenti  di  varia  letteratura  t.  III.  gedruckten  Aufzeich- 
nangen  des  Erzbischofs  Ludwig  Beccadelli  von  Bagusa  bekannt  waren, 
80  hat  Mendfaam  zu  London  1842  die  Acten  von  1562  und  1563 
nach  den  Aufzeichnungen  des  Gabriel  Paleotto  (unter  Pius  V.  Erz- 
bischof von  Bologna)  bereits  veröffentlicht.  Das  Material  ist  hier 
besonders  reich  ,  wenn  auch  noch  nicht  vollständig  geboten.  In- 
teressant sind  namentlich  die  über  den  Ordo  gehaltenen  Beden,  bei 
denen  auch  oft  der  Primat  und  das  Verhältniss  des  Papstes  zu  den 
Bischöfen  berührt  wird  (Acta  II.  p.  142  seq.  und  sonst).  Immer- 
hin gibt  die  auch  noch  unvollständige  Ausgabe  den  Theologen  und 
Canonisten  treffliche  Fingerzeige  in  den  verschiedensten  Fragen;  zu 
bedauern  ist,  dass  nicht  passende  Indices,  etwa  in  der  Art,,  wie  sie 
A'e  Collectio  Lacensis  aufzeigt ,  beigefügt  worden  sind.  Das  Nach- 
schlagen ist  sehr  erschwert,  wofern  man  sich  nicht  an  die  chrono- 
logische Ordnung  hält. 

Prof.  Dr.  J.  Hergenrother. 

2,  Ada  et  decreta  sacrarum  cmciliorum  recentiorum.    Collectio  La* 

censis,    AtUoribus  preshyteris  S.  J.  e  domo  B.   M.  V.  sine 

labe  conceptae  ad  Lacum.    Tomus  tertius.    Acta  et  decreta  8. 

conciliorum,  quae  ab  episcopis  Americae  septentrionalis  et  im" 

perii  Britannici  ab  a.  1789^  usque  ad  a.  1879  celebrata  sunt. 

Brisgoviae.    SunUibtss  Herder.  1875.  (1496  Columnen  gr.  ^4^.) 

Vorstehender  Band  enthält  die   neuern   Concilieu    der   Länder 

^lischer  Zunge,   der  grossen  Anglo- Amerikanischen  Völkerfamilie: 

der  vereinigten  >Staaten  Nordamerika's ,   Canada's  ,  Neuschottland's, 

Wand's,  England's,   Anstralien's  und  der  britischen  Colonien  West- 

indien's.    Die  weite  Entfernung,  wodurch  diese  Länder  von  einander 

geschieden  sind,. hindert  nicht,   dass   in    ihnen   dieselben  modernen 

Eitstände,  welche  der  Liberalismus  anstrebt,  insbesondere  die  Tren- 

noBg  von  Kirche  und  Staat  und  ihre  Folgen,  herrschen.    Für  solche 

ganz  neue  Verhältnisse  mussten  neue   kirchliche  Bestimmungen  ge- 

13* 
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schaffen  werden.  Dieselben  sind  im  dritten  Bande  der  Collectio  auf 
das  Vollständigste  gesammelt  und  in  dem  grossen  Sachregister  noch 
einmal  übersichtlich  zusammengestellt.  Durch  dieses  Register  er- 
hält der  Band  erst  seinen  vollen  Werth  und  seine  hohe  Brauchbar- 
keit  für  die  Wissenschaft ,  da  es  sonst  unmöglich  wäre ,  über  die 
Beschlüsse  von  3  Nationalconcilien  und  44  andern  Synoden  einen 
Ueberblick  zu  haben  und  sie  mit  einander  zu  vergleichen.  Nun  ist 
solches  sehr  leicht  gemacht«  Man  braucht  nur  in  dem  alphabeti- 
schen Register  das  betreffende  Wort,  worüber  man  Auskunft  haben 
will ,  zu  suchen ,  und  man  ündet  dann  unter  demselben  alle  Be- 
schlüsse und  Anschauungen  der  auglo-amerikanischen  Synoden  sy- 
stematisch und  mit  der  ängstlichsten  Genauigkeit  geordnet    * 

Hieraus  erhellt  die  grosse  Bedeutung  dieses  Bandes  für  das 
canonische  Recht;  er  enthält  die  Anwendung  des  canonischen  Rech- 
tes auf  die  »neue  Welt,€  die  moderne  Zeit ;  auf  die  Resultate  der 
jüngsten  Entwickelung  der  menschlichen  Verhältnisse.  Während  in 
den  früher  herausgegebenen  Bänden  der  Collectio  sich  ein  Index  lo- 
corum,  qui  ex  Corpore  juris  canonici  hoc  tomo  laudautur  findet,  ist 
derselbe  in  dem  dritten  Bande  weggefallen.  Um  dem  Grund  dieses 
Mangels  nachzuforschen,  blätterte  ich  den  dicken  Band  durch,  und 
sah  nirgends  das  Corpus  juris  canonici  citirt.  Darum  glaubt  man 
sich  anfangs  beim  Studium  der  amerikanischen  und  englischen  Sy- 
noden in  eine  ganz  neue  Welt  versetzt,  findet  dann  aber  bald,  dass 
auch  diese  neue  Welt  von  denselben  weisen  kirchlichen  Gesetzen  re- 
girt  wird,  wie  die  alte;  dass,  jeniehr  die  ausserordentlichen  Missipns- 
zustände  den  gewöhnlichen  Verhältnissen  Platz  machen,  immer  mehr 
das  gemeine  Recht  zur  Geltung  kommt,  und  dass,  wo  wirklich  ganz 
neue,  den  frühem  völlig  entgegengesetzte  Verhältnisse  zu  Tage  tre- 
ten, die  Kirche  dieselben,  ohne  ihre  uralten  Principien  zu  verläog- 
nen,  ordnet  und  regelt. 

Ausser  dea  Bestimmungen  über  das  kirchliche  Eigenthom, 
wobei  streng  und  unerbittlich  an  der  Maxime  festgehalten  wird,  dass 
der  Kirche  ausschliesslich  und  kraft  eigenen  Rechtes  die  Verwaltung 
desselben  zukommt,  hat  besonders  die  Schule  die  Aufmerksamkdt 
und  Thätigkeit  der  Synoden  in  Anspruch  genommen.  Ueberall:  in 
den  Vereinigten  Staaten,  in  Canada,  in  Grossbritannien,  Irland  und 
Australien,  ist  die  christliche  Erziehung  einer  der  Hauptgegenstände 
der  Beschlüsse  sowie  der  Hirtenbriefe;  denn  überall  (England  aas- 
genommen) ist  es  die  confessionslose  Schule,  die  der  christlichen  Er- 
ziehung in  den  Weg  tritt;  überall  hat  darum  auch  die  Kirche  ge- 
gen dieses  Erziehungssystem  ans  allen  Kräften   gekämpft.    Freilich 
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scheinen  davon  die  dem  sogenannten  Systeme  der  nationalen  Erzie- 
hai^g  in  Irland  gemachten  Concessionen  eine  Ausnahme  zu  bilden; 
doch  in  den  ganz  katholischen  Gegenden  Irlands ,  wo  das  System 
Ton  der  Kirche  tolerirt  wurde,  waren  die  Schulen  nur  dem  Namen 
nach  confessionslos ,  in  Wirklichkeit  aber ,  wie  Cardinal  Wiseman 
(col.  1378)  schreibt,  confessionelL 

In  den  Decreten  und  Hirtenbriefen  werden  die  Gründe  gegen 
das  confessionslose  Schulwesen*  weitläufig  entwickelt  und  die  von 
den  Gegnern  dafür  aengerufenen  Gründe  widerlegt.  Insbesondere  wird 
der  Hauptgrund  der  Gegner ,  die  Tjrennung  zwischen  Kirche  und 
Staat  erheische  auch  confessionslose  Schulen ,  retorquirt.  Die  Con- 
fessionslosigkeit  der  Staatsschule  sei  eine  arge  Verletzung  der  Cul- 
tnafreihoit  und  die  verderblichste  Einmischung  des  Staates  in  die 
religiösen  Angelegenheiten.  In  der  That  die  Volksschule  ist  ein 
Haaptmittel  der  Erziehung ;  die  Erziehung  aber  ist  es,  die  mehr  als 
alles  Andere  das  Verhalten  der  Menschen  zur  Religion  bestimmt. 
Eine  confessionslose  Erziehung  hat  auph  eine  confessionslose  Religion, 
d.  i.  das  Abwerfen  der  Dogmen  und  die  Gleichgiltigkeit  gegen  alle 
Religion,  zur  Folge.  Dies  ist  so  walir ,  dass  es  von  den  liberalen 
Führern  geradezu  intendirt  wird.  Denn  was  will  die  Phrase  bedeu- 
ten, dass  die  Kinder  in  den  confessionellen  Schulen  durch  den  Dog- 
menglauben  gegen  Andersgläubige  fanatisirt  würden,  während  sie  in 
den  confessionslosen  Schulen  Duldung  und  Liebe  lernten?  Doch  of- 
fenbar, dass  das  Festhalten  der  die  einzelnen  Confessionen  und  Con- 
WioBsaugebörigen  »trenneudenc  Dogmen  für  das  sociale  Zosannmen- 
leben  im  Staate  schädlich,  das  Aufgeben  jener  Dogmen  aber  nütz- 
lich sei,  und  dass  darum  die  Kinder  in  den  Staatsschulen  ohne  Jenen 
»fianatisirenden«  Dogmenglauben  erzogen  werden  müssten.  Ww  aber 
Bolches  behauptet,  stellt  es  als  eine  erwünschte  Aufgabe  des  Staates 
hin,  durch  den  Unterricht  eine  bestimmte  religiöse  Richtung  —  die 
dogmenlose  Toleranzreligion  —  den  Kindern  anzuerziehen  und  macht 
den  Staat  zum  Lehrer  und  Apostel  dieser  bestimmten  Religion,  will 
also  die  allerdirecteste  Einmischung  des  Staates  in  die  Religionsan- 
gelegenheiten. Davon  wollen  wir  gar  nicht  reden,  .dass  besagte 
liebes-  und  Toleranz  -  Religion  im  Grunde  die  Verleugnung  jeder 
positiven  Religion  ist,  die  in  der  Jugend  gewöhnlich  eine  scbauder- 
lofte  Sitt^nlosigkeit  zur  Folge  hat. 

Aber  wenn  auch  die  Anerziehung  der  gedachten  Richtung  nicht 
im  Plane  der  liberalen  Führer  läge,  sie  ist  die  thatsächliche  Folge 
der  confessionslosen  Schule,  wie  aus  dem  übereinstimmenden  Zeug- 
niss  aller  Synoden  hervorgeht.    Und   nüt  der  Indifferenz  stellt  sich 
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dann  auch  die  Corruption  der  Jugend  in  solchen  Staatsschulen  ein, 
wovon  das  grosse  Plenar-^Concil  von  Baltimore  behauptete:  puero- 
rnm  fides,  pudor  et  pietas,  veluti  cera  in  igni  absumuntur ;  ein  Ur- 
theil,  das  durch  die  Mittheilungen  nordamerikanischer  Blätter  über 
die  Verwilderung  der  Jugend  fortwährend  iliustrirt  wird.  Der 
Kampf  der  katholischen  Kirche  gegen  gemischte  Schulen  ist  darum 
ein  Kampf  für  die  wahre  Gesittung.  Als  Hauptmittel  gegen  das 
Uebel  schlagen  die  Synoden  einstimmig  die  Errichtung  von  Pfarr- 
schulen vor.  Dies  wird  für  so  wichtig  gehalteil,  dass  es  von  einem 
Goncil  in  Cincinnati  den  Priestern  unter  schwerer  Sünde  geboten, 
und  dass  von  einem  Concil  in  Westminster  einfachhin  erklärt  wird : 
besser  sei  eine  Schule,  die  man  nöthigenfalls  provisorisch  in  eine 
Kapelle  umwandeln  könne,  ohne  Kirche,  als  eine  Kirche  ohne  Schale 
(coj.  1334  b>  . 

Ausser  der  Schule  ist  auch  die  Betheiligung  <]er  Geistlichen 
an  den  Wahlen  Gegenstand  conciliarischer  Verhandlungen  gewesen. 
Wichtig  ist  in  dieser  Beziehung  das  Decret  einer  irischen  National- 
synode, das  vom  heiligen  Stuhle  bestätigt  wurde,  und,  da  es  in  Deutsch- 
land gänzlich  unbekannt  zu  sein,  scheint,  hier  einer  auszüglicheu 
Mittheilung  werth  erscheint.  »Districte  prohibemus,  ne  inter  Missa- 
nun  solemnia,  quod  plane  indecens  esset,  aut  omnino  in  ecclesia  de 
rebus  roere  saecularibus,  ut  de  politicis  electionibus  aut  aliis  ejus- 
modi  rebus  agatur,  quae  tacile  dissidia  inter  pastorem  et  populnm 
promovere  valeant  et  magnam  animorum  commotionem  excitare: 
quae  tamen  ita  interpretanda  non  sunt,  quasi  de  largitionibns  non 
recipiendis,  de  peijurio  evitando,  de  juribus  Ecciesiae  et  de  caritate 
et  cora  erga  pauperes  sacerdotibus  non  esset  agendnm 

Haec  vero  dum  statuimus ,  Religionis  bonum  et  Ecciesiae  li- 
bertatem  exigere  putamus,  nt,  quotiescumque  de  curatoribus  paupe- 
rum  et  Parlamenti  membris  eligendis  agatur,  a  quorum  agendi  ra- 
iione  pauperum  catholicorum  fides  et  incolumitas  et  Ecciesiae  jnra 
et  libertas  detrimenda  pati  possunt  solliciti  esse  debeant^  ut  horoini- 
bos  probis  et  religionis  catholicae  minime  hostibus  munera  haec  con- 
ferantur.  Attamen  extra  ecclesias,  sine  tumultu,  absque  caritatis 
violatione,  et  cum  debita  subjectione  proprio  Episcopo,  ne  dissensio- 
nes  iü  clero  oriantur,  et  cum  ea  moderatione ,  quae  statui  clericali 
omnino  convenit,  relicta  unicuique  in  dubiis  libere  pro  se  sentiendi 
fEtöultate,  de  omnibus  hujusmodi  rebus  ageudum  esse  arbitramur.« 

Doch  wir  würden  weit  die  Grenzen  emer  Recension  überschrei- 
ten ,  wenn  wir  in  der  Besprechung  einzelner  interessanter  Decrete 
fortfahren  und  zeigen  wollten,  dass  der  dritte  Band  Dinge  enthält. 
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die  anch  auf  dem  europäischen  Contiiiente  eminent  practisch  sind. 
Das  Mitgetheilte  wird  hinreichend  dessen  grosse  Bedeutung,  wie  ffir 
das  Kirchenrecbt,  so  auch  überhaupt  für  Qeschichte  und  Publicistik 
darthuD. 

Der  Wichtigkeit  der  Sammlung  entspricht  die  Sorgftlt,  welche 
die  Herausgeber  aut  Correctheit ,  und  der  Verleger  auf  würdige 
Ausstattung  verwendet  haben.  Alle  englischen  Synodalbriefe  werden 
zugleich  in  einer  schönen  lateinischen  Uebersetzung ,  welche  P.  Es- 
8ei?a  angefertigt  hat,  mitgetheilt.  Wir  hätten  eine  so  mUhsame 
Arbeit  far  nicht  noth wendig  gehalten,  freuen  uns  aber  doch  ,*  dass 
sie  gemacht  worden ,  weil  sie  beweist ,  dass  auch  die  kirchlichen 
Dogmen  und  die  modernsten  Verhältnisse  ohne  jene  Barbarismen, 
Ton  denen  leider  nur  zu  oft  die  Beschlüsse  der  Synoden  und  die 
Lehrbücher  der  Theologie  wimmeln,  ausgedrückt  und  besprochen 
werden  können. 

Zum  Schlüsse  fühlen  wir  uns  gedrungen,  auf  eine  hohe  Pflicht 
des  katholischen  Klenis  gegenüber  der  von  uns  recensirten  Collectio 
aufmerksam  zu  machen. 

Der  Verleger,  Herr  Herder,  hat  in  dieser  schlimmen  Zeit  ein 
grwees  Unternehmen  zum  Besten  der  Kirche  und  der  Wissenschaft 
i>6gODnen  und  gegenwärtig  so  weit  fortgeführt,  dass  die  baldige 
Vollendung  nicht  bezweifelt  werden  kann ;  denn  nach  dem  Prospec- 
tos  sind  auch  bereits  die  Synodaldecrete  des  zweiten  Bandes  alle 
gedruckt,  und  ist  das  ganze  Material  für  die  letzWn  beiden  Bände 
gesammelt  worden.  Wenn  also  früher  Zweifel  an  dem  Zustande- 
kommen der  Sammlung  von  ihrem  Ankaufe  abgehalten  haben,  so 
iit  diese  Befürchtung  völlig  beseitigt.  Dass  ein  solches  Unterneh- 
men wenigstens  in  den  jetzigen  Verhältnissen  keinen  pecuniären 
Gewinn  abwirft,  ist  unnöthig  zu  bemerken.  Auch  in  besseren  Zei- 
ten sind  sie  kaum  ohne  öffentliche  Unterstützung  ausführbar;  wess- 
Wb  denn  auch  in  früheren  Jahrhunderten  die  Versammlung  des 
französischen  Klerus  bereitwilligst  ansehnliche  Subsidien  zur  Heraus- 
gabe von  Conciliensammlungen  auswarf.  Wenn  Herr  Herder  es  den- 
noch ohne  dieselben  gewagt  hat,  so  konnte  er  es  nur  im  Vertrauen 
auf  lebhafte  Betheiligung  des  katholischen  Klerus  thun.  Wir  glau- 
ben darum  im  Namfen  der  Wissenschaft  nur  eine  höchst  bescheidene 
Forderung  auszusprechen,  wenn  wir  unser  Urtheil  dahin  formuliren, . 
<lasÄ  in  keiner  Bibliothek  eines  Bischofes,  eines  Decanates,  eines 
Kloster^,  eines  Seminars,  einer  theologischen  Facultät  diese  Concilien- 
simmlung  fehlen  dürfe. 

Dr.  Lohnhardt. 
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5.  Der  uraprünglichc  slavisch-rmsische  Nomodanov  {Perwonaczalnyj 
slatojano-russkij  nomokanon)  von  Ä.  Pawlow,  Kaean  1869. 
8\  100  und  IT. 

Durch  meine  paläographisch-philologischen  Studien,  iusbcson* 
dere  aber  durch  die  von  mir  neuerdings  entdeckten  slav.  fiaudschrif- 
ten  canonischen  Inhaltes  und  deren  Erforschung  wurde  ich  veran- 
lasst, mich  auch  mit  den  werthvollen  literarischen  Arbeiten  Prof. 
Pawlow's  näher  vertraut  zu  machen.  Das  canonistische  Studium  in 
Russland  ist  eines  verhältnissmässig  so  jungen  Datums,  und  es  hat 
so  wenige,  auch  schriftstellerisch  thätige  Vertreter  aufzuweisen,  dass 
die  schon  aus  diesem  Grunde  verdienstlichen  Arbeiten  des  Herrn  Ver* 
fassers  eine  desto  grössere  Anerkennung  verdienen,  je  selbstständiger 
und  methodisch  correcter  sie  sind,  und  je  mehr  sie  ausserdem  die 
bisherigen  Leistungen  auf  diesem  Gebiete,  —  ich  meine  die  eben  so 
irrthämlichen  als  systemlosen  Auseinandersetzungen  Bosenkampfs 
und  seiner  Nachfolger,  zu  denen  leider  auch  der  sonst  sehr  tüchtige 
Kalaczow^)  gehört,  zu  überragen  geeignet  sind.  Die  Bekämpfung 
Rosenkampi'scher  Irrthümer  bildet  gewissermassen  die  eigentliche 
Stärke  der  Pawlow'schen  Darlegungen. 

Schon  die  erste  von  seinen  hier  zu  besprechenden  Schriften« 
welche  unter  dem  oben  angefahrten  Titel  in  wenigen  Bogen  das 
Licht  der  Welt  erblickte,  ist  eine  ebenso  consequent  als  richtig 
durchgeführte  Polemik  gegen  die  »Uebersicht .  des  slavisch-russischen 
Nomocanonc  von  Bosenkampf  (Obozrenije  Kormczej  knigi  w  istoriczes- 
komuwide,  Moskwa^  1829,  2.  Ausg.  St.  Petersburg,  1849)  und  gegen 
sonstige  Vertreter  der  neueren  Literatur')  ,  die  in  ihren  An- 
schauungen über  die  Quellen  und  die  Geschichte  des  slavisch-rus- 
sischen Nomocanon  an  die  eben  erwähnte  »Uebersichtc  anlehnend, 
das  Vorhandensein  einer  älteren  slavisch-russischen  Uebersetzung  der 
canonischen  Bücher  wegzuleugnen  sich  bestrebten.  Ihrer  unrichtigen 
Ansicht  zufolge  wären  die  Bussen  erst  in  der  anderen  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts,   namentlich  aber   erst   seit  der  berühmten  Sy- 

1)  Ealaczow  hat  namentlich  zur  Richtigstellung  der  »Bedeutung  des  No- 
mocanon im  Systeme  des  älteren  russischen  Rechtes  (0  znaczenii  Kormczej  kni^ 
w  sist*em6,  dr'ewnjago  russkago  prawa,  w  3.  kn.  st*enij  ,  1847).«  Wesentliches 
beigetragen  und  sich  auch  um  die  »Buska  prawda«  verdient  gemacht. 

2)  Zu  den  Vertretern  Bosenkampf  scher  Richtung  gehört  auch  N'ewolin, 
der  sich  in  seinem  »Kirchlichen  Gericht  in  Russknd  (0  cerkownom  sud^  w 
Rossii«  1847  und  in  seinen  »gesammelten  Werken«  (Soczin^enia«)  Bd.  VI.  S. 
415  -  416,  ebenso  wie  der  Bischof  Makarius  in  seiner  »Geschichte  der  russischen 
Kirche  cistoria  russ.  cerkwi«)  Bd.  V.  S.  1—10  und  Beilage  1.  für  dag^ jüngere 
Alter  dw  ilariiditon  Udbersetzung  des  Nomocanon  erklärte. 
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node  rassischer  Bischöfe  zu  Wladimir  (in  Wolhynien)  im  Jahre  1274 
in  den  Besitz  einer  slavischen  üebersetzung  des  Photios'schen  Nomo- 
canon nach  der  ihnen  vom  Despoten  der  Bulgaren  Swjatoslaw  zuge- 
mittelten  Abschrift  desselben  gekommen,  and  sie  berufen  sich  dabei 
anf  die  yieTTach  gedeuteten  Worte  des  Metropoliten  Cyrill  II. ,  der 
die  verthvolle  Sendung  des  bulg.  Despoten  den  zu  Wladimir  ver- 
sammelten Bischöfen  mit  der  Wendung  empfahl:  »Es  seien  dies 
die  canonischen  Bücher,  die  bis  auf  jene  Tage  dunkel  und  in  dichte 
Nehd  hellenischer  Weisheit  gehiiUt ,  endlich  doch  interpretirt  tmd 
auch  in  slavischer  Spräche  behmnt  wurden.^  Wir  mfissen  zuge- 
stehen, dass  die  eben  angefahrten  Worte  des  russischen  Metropoliten 
in  der  That  sehr  dehnbar  seien  und  wohl  auch  zu  Gunsten  der  An- 
sicht Bosenkampfs  gedeutet  werden  könnten,  wenn  nicht  zu- 
gleich vielfache  positive  Beweise  vorliegen  wurden ,  welche  uns 
unbedingt  auf  die  Seite  Pawlowas  führen,  insofern  ja  unter  den  end' 
UA  interpreiirten  und  in  slavischer  Sprache  bekannt  gewordenen  ca- 
ntmischen  Suchern  gana  gewiss  auch  solche  slavische  Ueherseteungen 
verstanden  werdefi  können,  welche  ohne  Bücksicht  auf  die  älteren 
davischen  Texte  in  diesem  Sinne  als  neu  interpretirte  Bücher  rwi- 
9mkm  werden  müssen ,  als  sie  mit  den  neueren  Zuthaien  der  vom 
Patriarchen  Photius  vorgenommenen  Umarbeitung  des  Nomocanon 
tmd  mit  den  frisch  veranstalteten  und  also  auch  frisch  übersetz- 
ten Interpretationen  des  Aristetins  vermehrt  wurden.  Wir  dürfen 
dem  Verfasser  in  dieser' Auslegung  der  letztbezogenen  Worte  eben 
sowohl  als  in  der  damit  zusammenhängenden  Auflassung  der  Geschichte 
des' slavisch-russischen  Nomocanon  umso  zuversichtlicher  beistimmen, 
als  er  uns  aus  zahlreichen  Quellen  (SS,  62— 7 Q)  den  unabän" 
derUch  feststehenden  Nachweis  liefert^  dass  1)  der  dem  Metropoliten 
CjriU  II.  vom  Despoten  der  Bulgaren  zugeschickte  Nomocanon  in 
der  That  auch  als  eine  genaue  Abschrift  einer  von  dem  Patriarchen 
der  Serben  Sawa  (1221—1237)  bewerkstelligten  serbischen  üeber- 
setzung <)  des  durch  Aristenus  interpretirten  Photius'schen  Nomocanon 
anzosehen  sei ,  und  dass  2)  die  durch  Sawa  zum  ersten  Male  be- 
werkstelligte Üebersetzung  eines  durch  Zuthaten  des  Patriarchen 
Photius  und  durch  die  Commentare  des  Aristenus  vermehrten  Nomo- 
canon zugleich  auch  mit  einem  Nachwort  des  üebersetz^rs  versehen 
warde,  worin  derselbe  seine  also  vollführte  Leistung  genau  mit  den- 
selben Worten  begleitete ,    mit  denen  der  russische  Metropolit ,  ge- 

1)  Eine  der  ältesten  Abschriften  dieser  Üebersetzung  befindet  sich  in  der 
Wiener  Hofbibliothek  unter  dem  Namen  des  Mihanowich'schen  N<Hnocanon  aus 
dem  J.  1262. 
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wiss  nar  mit  Rücksicht  auf  die  factischen  Intentionen  des  serbischen 
üebersetzers,  dieselbe  auch  bei  den  Bussen  einzufuhren  für  gut  fand.  Auch 
dürfen  wir  der  Ansicht  des  Verfassers  ausserdem  noch  aus  diesem  Grunde 
beistimmen,  weil  er  uns  3)  positive  historische  Belege  (SS.  17 — 22.) 
angibt,  welche  für  das  Vorhandensein  älterer  slavisch-russispher 
Uebersetzungen  der  canonischen  Bücher  in  den  Zeiten  des  Grossfürsten 
Jaroslaa  (1019—1054)  ein  vollkommen  glaubwürdiges  Zeugniss  lei- 
sten, und  weil  sich  4)  auch  noch  bis  auf  unsere  Tage  ältere  rus- 
sische Abschriften  der  ursprünglichen  slavischen  uebersetzungen  er- 
halten haben,  die  mit  Rücksicht  auf  ihre  Sprache  und  die  Art  ihrer 
Zusammensetzung  nach  Pawlow's  (SS.  22—33) ,  sowie  Wostokow's 
Dafürhalten  ^)  bis  In  die  Anfänge  des  Christenthums  bei  den  Slaven 
zurückreichen. 

Das  )vären  die  hauptsächlichsten  historischen  Momente 
und  der  eigentliche  Vorzug  ,  wodurch  sich  die  hier  besprochene 
Pawlow'sche  Untersuchung  von  allen  anderen  darauf  bezüglichen 
Schriften  zu  ihrem  Vortheil  unterscheidet    Ohne  aber  gerade  in  die 

,  kleinsten  Details  seiner  Arbeit  einzugehen,  wollen  wir  dennoch  mit 
Rücksicht  auf  die  grosse  Bedeutung,  der  vom  Verfasser  eruirten 
Thatsachen  wenigstens  die  wichtigsten  derselben  ausführlicher  erör- 
t.ern  und  betrachten,  wie  die  älteren  slavisch-russischen  Ueberset- 
zungen canonischer  Bücher  beschaffen  waren,  und  in  welchem  Verhält- 

'  niss  sie  zu  der  seit  Cyrills  11.  Zeiten  üblich  gewordenen ,  mit  den 
Commentaren  des  Aristenus  und  anderen  Bestandth eilen  canonischen 
Inhaltes  bereicherten  slavisch- serbischen  Ueberset'zung  gestanden 
sein  mögen?  Mit  Bezug  auf  die  erstere  von  diesen  Fragen  er- 
fahren wir,  dass  unter  den  frühesten,  durch  positive  Beweise  ver- 
bürgten slavisch-russischen  Uebersetzungen,  zunächst  der  Nomocanon 
des  Joannes  Scholasticus  zu  erwähnen  ist ,  der  zugleich  überhaupt 
als  das  älteste  canonische  Werk  zu  gelten  hat.  Die  ursprüngliche 
slavische  Uebersetzung  lehnte  sich  im  Ganzen  so  genau  als  möglich 
an  den  griechischen  Originaltext  an,  und  sie  unterschied  sich  in  ihrer 
russischen  Umarbeitung  (nach  einer  vom  Verfasser  benützten  älteren 
Handschrift  aus  dem  13.- Jahrhundert)  nur  insofern  von  ihrem  ur- 
sprünglichen Muster,  als  sie  in  Form  von  Ergänzungen  mehrere  an- 
dere, sowohl  bürgerliche  als  canonische  Quellen  älteren  Ursprungs 
aufnahm ,  welche  so  zu  sagen  als  die  beziehungsweise  ältesten 
Bestandtheile  des  slavisch-russischen  Nomocanon,  als  die  eigentlichen 

1)  Nachzusehen  in  Wostokows  »Beschreibung  der  slavisch-russischen 
Handschriften,  welche  sich  im  Rumjancow'schen  Museum  befinden  (Opisanije 
sloweno-russkih  rukopiSej  Bumjancowskago  muieuma«)  St.  Petersburg  1842. 
S.  279. 
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YenDittelungsorgane  zwischen  den  griechisch-römischen  und  den  ui- 
sprüDglich  slarischen,  beziehungsweise  russischen  Kechtsanschauungen, 
(welche  namentlich  in  der  sogenamiten  »Prawda 'russkac  ihren  Aus- 
druck finden),  anzusehen  sind.  Wir  heben  unter  diesen  wichtige- 
ren Ergänzungen  des  von  Joannes  Scholasticns  verfassten  Nomoca- 
DOD  folgende,  den  Bussen  schon  in  den  ersten  Zeiten  ihrer  Bekeh- 
roDg  zum  Gluristenthum  bekannte  und  von  Pawlow  SS.  17—33  be* 
sprochene  Bechtsquellen  hervor:  1)  ausser  den  im  Texte  aafgenom- 
meoea  Auszögen  aus  den  justinianischen  Novellen,  vornehmlich 
noch  einige  Fragmente  aus  der  Ekloge  Leos  des  Isauriers  (cf.  2a- 
chiriae^  Collectio  librorum  iuris  graec.  rora.  ined.,  Lipsiae,  1852); 
2)  ebenso  einige  Fragmente  aus  dem  Prochiron  Basilius  des  Mace- 
doniers  (870—878);  3)  die  Vorschriften  Joannes  des  Mönches,  eines 
Sehfilers  Basilius  des  Gr.,  aber  die  Beichte;  4)  die  Elosterregel, 
richtiger  die  Institutiones  pro  monachis  von  Theodorus  Studites;  5) 
die  canonischen  Antworten  des  Patriarchen  Nicolaus  des  Gramma- 
tikers und  ausserdem  noch  6)  Belehrung  über  die  den  Pfarrkindern 
desselben  obliegenden  Pflichten;  7)  eine  angebliche  Verordnung 
der  Kirchenväter  über  die  Bussen ;  8)  ein  frei  compilirter  Nomoca- 
non der  zu  Nicäa  und  Cbalcedon  versammelten  Bischöfe  und  9)  eine 
ebeo  so  frei  gehaltene  Compilation ,  welche  unter  dem  Namen  der 
Gerichtsordnung  des  Kaisers  Gonstantin  des  Gr.  bei  den  Süssen  be- 
reits im  10.  Jahrhundert  in  einer  südslavischen  Uebersetzung  ver- 
breitet wurde  *).  Die  unter  6—9)  angeführten  Bestandthcile  des 
nrsprünglicben  slaviscb-russischen  Nomocanon  sind  als  ältere  bulga- 
rische Apokryphe  anzusehen,  die  mit  mehreren  anderen  literarischen 
Leistungen  desselben  Ursprunges  unter  dem  Namen  von  »Verord- 
nungen und  Belehrungen  der  hl.  Kirchenväter«  hauptsächlich  aus 
Bestimmungen  über  Bussen  und  sonstige  Kirchenstrafen  bestanden 
QDd  in  zahlreichen  südslavischen  Abschriften  sich  schon  seit  dem 
10.  Jahrhundert  in  Russland  verbreiteten.  Das  unleugbare  Verhält- 
niss  der  unter  9)  erwähnten  Compilation  zur  späteren  »Prawda 
nisska<  und  zu  den  anderen  kirchenrechtlichen  Urkunden  russischer 
Forsten  ist  in  der  Abhandlung  von  Mysowski ,  welche  unter  dem 
Titel:  »Ueber  das  altrussische  Kirchenrecht  (0  dr'ewn'e-russkom 
eerkownom  prawe«)  im  prawoslawnyj  Sobes§dnik  für  das  Jahr 
1862  veröffentlicht  wurde,  ausführlich  erörtert  worden. 

Neben  dem  streng  systematischen  Werke  des  Joannes  Schola- 

1)  Die  sogenannte  Gerichtsordnong    (Zakon  sndnjj  ludern   des  Kaisers 
CoosUotin  ist  in  den  bereits  erwähnten  »Rassischen  Denkwürdigkeiten«  (Boss-^ 
kija  dovtopamjatnosti)  ZI.  2.  S.  139  £P.  von  Dibenski  herausgegeben. 


204     PawliruD,    Der  ursprüngliche  slavUch-rusBUche  Nomocanon. 

sticus  machte  sich  aber  auch  bald  der  von  einem  unbekannten  Ver- 
fasser in  14  Titeln  zu  Stande  gebrachte  Nomocanon  geltend,  wel* 
eher  durch  seine  praktische  Einrichtung,  weil  er  nebst  dem  syste- 
matisch zusammenfassenden  Theile  zugleich  auch  eine  chronologische 
Darstellung 'sämmtlicher  Kirchengesetze  enthielt,  sich  bei  den  damaligen 
Canonisten  ganz  besonders  empfehlen  musste.  Für  die  rasche  Ver- 
breitung dieses  Nomocanon  und  seines  nach  und  nach  durch  weitere 
canonische  Zugaben  erweiterten  Syntagma  sprechen  die  bis  auf  un- 
sere Tage  zahlreich  erhaltenen  Abschriften  des  griechischen' Origi- 
naltextes und  seiner  slavischen  üebersetzung,  zu  denen  vorzugsweiae 
die  beiden  von  Prof.  Pawlow  benützten  Handschriften  gehören,  näm- 
lich der  unter  Nr.  227  in  der  Moskauer  Synodalbibliothek  befindliche 
Codex  und  seine  Eazaner  Copie  sub  Nr.  1056.  Der  Synodalcodex 
ist  zugleich  als  die  älteste  Abschrift  einer  ursprünglichen  slavischen 
Üebersetzung  anzusehen,  und  nach  Pawlows  darauf  bezüglichen  Un- 
tersuchungen (SS.  33—54)  unterscheidet  sie  sich  von  den  späteren 
slavischen  Uebersetzungen  vornehmlich  dadurch,  dass  sie  sich  1) 
ganz  genau  an  den  griechischen  Originaltext  anschliesst ,  und  dass 
sie  somit  2)  weder  die  zweite  Vorrede  noch  auch'  die  übrigen  Zu- 
thaten  der  von  Photius  veranstalteten  Umarbeitung  des  Nomocanon 
aufnahm,  sondern  lediglich  nur  die  Anfangs  noch  sehr  skeptisch  be- 
handelten Canones  Apostolorum,  dann  die  älteren  Synodalbeschlü^e 
und  wohl  auch  alle  anderen,  durch  Autorität  der  Synoden  verbürgte 
Bestimmungen  der  Kirchenväter  ihrem  vollen  Inhalte  nach ,  oft  in 
getreuen  Auszügen  aus  den  Synodalacten  selbst  zur  Darstellung 
brachte.  Die  in  der  Synodalhandschrifb  erhaltene  älteste  slavisch- 
rnssische  Bedaction  des  ursprünglichen  Nomocanon  ist  übrigens  auch 
noch  aus  diesem  Grunde  von  Belang,  dass  sie  in  Form  von  Er- 
gänzungen einige  weitere  Capitel  enthält,  die  wir  in  demselben  Sinne 
wie  früher ,  so  zu  sagen  al»  die  älteren  Bestandtheile  des  slavisch- 
russischen  Kirchenrechtes  bezeichnen  können.  Wir  finden  darunter 
1)  die  uns  bereits  aus  dem  Nomocanon  des  Joannes  Scholasticus  be- 
kannten Auszüge  Justinianischer  Novellen  (cf.  'Avlxjoxa,  iuris  graec. 
rom.*  von  Heimbach  II.  202—237)  und  ausserdem  noch  die  3.  77. 
132.  und  133.  Novelle;  2)  Auszüge  aus  der  Ekloge  und  dem  Pro- 
chiron  (Tit.  24.  28.  u.  a.);  3)  die  vom  Epiphaniiis  aus  Cypern  zu- 
sammengestellte und  vom  Joannes  Damascenus  fortgesetzte  Geschichte 
sämmtlicher  Ketzereien  bis  auf  die  Bilderstürmer  inclusive;  4)  die 
vom  Patriarchen  Anasthasius  von  Antiochia  verfasste  Geschichte  des 
römischen  Papstes  Gregor  und  mehrere  andere  Producte  griechischen 
Ursprungs.    Einen  nicht  unwesentlichen  Beitrag  zum  älteren  slavisch- 
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rassischen  Nomocanon  bildeten  aber  5)  auch  die  bereits  mehrere 
Male  genaimte  Prawda  msska  und  6)  sonstige  kirchenrechtliche  Er- 
lasse regierender  Fürsten ,  welche  als  constante  Ergänzungen  ca- 
nooisoher  Handschriften  für  die  äusseren  Sechtsverhältnisse  der  rus- 
sischen Kirche  dieselbe  Geltung  hatten ,  wie  die  von  den  jeweiligen 
Bischöfen  und  Metropoliten  erlassenen  Satzungen  für  die  inneren 
Rechtsverhältnisse  derselben.  Als  älteste  russische  Bestandtheile 
des  ursprünglichen  slavisch-russischen  Nomocanon  sind  also  auch 
noch  die  Verordnungen  russischer  Bischöfe  anzusehen ,  insbesondere 
aber  7)  die  an  einer  weitereu  Stelle  von  uns  besprochenen  cano- 
uischen  Antworten  des  russischen  Metropoliten  Joannes  II.  (1080 — 
1088) ;  8)  die  canonisohen  Antwoi'ten  des  Bischofs  Niphontius,  welche 
er  dem  Mönch  Eyrikus  ertheilte ;  9)  die  canonischen  Bestimmungen 
des  Bischofs  Elias  aus  Nowgorod  und  m.  a. 

Mit  dem  12.  Jahrhundert  wurde  aber  unter  slavischen  Cano- 
Qisten  das  Bedürfniss  geltend,  die  für  jüngere  Generationen  des 
priesterlichen  Standes  nicht  mehr  'so  leicht  verständlichen  Synodal- 
seblösse  und  andere  canonische  Satzungen  zu  interpretiren ,  wobei 
die  allgemein  bekannten  griechischen  Cominentatoren  offenbar  zu 
Bathe  gezogen  werden  mussten.  Das  allgemein  gefühlte  Bedürfniss 
fiuul  denn  auch  in  der  Person  des  oben  genannten  Patriarchen  Sawa 
^D  geeigneten  Vermittler,  der  namentlich  die  von  Aristenus  au- 
swich gekürzten  Canones  und  die  von  ihm .  ausgearbeiteten  Gom- 
mentare  zum  Gegenstande  der  von  südslavisohen  ebenso  wie  von 
rassischen  Kirchenoberen  alsbald  anerkannten  üebersetzung  ^)  machte. 
Ein  vom  Metropoliten  Cyrill  11.  der  Üebersetzung  Sawas  und  den 
darin  enthaltenen  Interpretationen  des  Aristenus  öffentlich  gespende- 
tes Lob  konnte  nämlich  bei  dem  allgemein  gefühlten  Verlangen  nach 
commentirten  Texten  nicht  ohne  nachhaltigen  Wiederhall  bleiben, 
und  es  begann  sofort  auch  unter  russischen  Ganonisten  eine  erneuerte 
^d  frisch  aufblühende  Regsamkeit,  welche  jedoch  auch  einige  be- 
sondere, erst  von  Pawlow  richtig  gestellte  literarische  Erscheinungen 
IQ  Tage  förderte.  Es  bildeten  sich  nämlich  bald  nach  der  Kirchen- 
synode  zu  Wladimir  zwei  besondere  Arten  von  canonischen 
Bachern:  I.  die  ganz  genauen  und  nur  sprachlich  differenzirten  Ab- 
schriften der  serbischen  oder  der  Sawa'schen  Üebersetzung,  die  nach 
ibrer  ältesten,  zu  Rjazan  aufgefundenen  Copie  vom  Jahre  1284  oft 

1)  Eine  sehr  verdienstvolle  Beschreibung  des  Sawa'schen  Nomocanon 
■UDBit  einer  detailirten  Si^ecificatioii  der  Quellen  ist  neuerdings  in  den  von  der 
Agnuner  Academie  der  Wissenschaft  herausgegebenen  »Alterthümem  (Starinec) 
Bd.111.  S.  189—202  von  dem  russ.  Gelehrten  Sreznewski  veröffentlicht  worden. 
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auch  mit  dem  Namen  der  Bjazanischen  bezeichnet  werden,  und  II. 
die  aus  diesen  letzteren  und  den  älteren  Texten  des  ursprünglichen 
siavisch^russischen  Nomocanon  entstandenen  Compilationen ,  welche 
sich  dadurch^)  von  allen  anderen  slavischen  und  nicht  slavischen 
Exemplaren  unterscheiden,  dass  sie  1)  die  zweite  Vorrede  und  son- 
stige Zuthaten  des  Photius*schen  Nomocanon  sammt  den  Commentaren 
des  Aristenus  nach  Sawa'scher  Uebersetzung  aufnahmen,  andererseits 
dagegen  2)  sowohl  die  eigentlichen  canonischen  Satzungen  in  ihrer 
älteren  vollinhaltlichen  ^)  Fassung ,  als  auch  die  oben  specialisirten 
griechischen ,  bulgarischen  und  russischen  Bestandtheile  der  Mehr- 
zahl nach  beibehielten.  Unter  diese  zwei  Rubriken  lassen  sich  an- 
bedingt  alle  seitdem  veranstalteten  Abschriften  des  mit  Interpretatio- 
nen des  Aristenus  versehenen  Nomocanon  einbeziehen  und  alle  theil- 
weise  Schattirungen  und  Umarbeitungen  desselben  sind  somit  nicht 
als  neue  Classen  des  Nomocanon,  sondern  als  theilweise  differenzirte 
Arten  entweder  der  serbischen  oder  der  russischen  Classe  anzusehen. 
So  sind  z.  B.  in  einigen  Handschriften  der  serbischen  Familie  mit- 
unter auch  vollinhaltliche  Canones  mit  den  Erläuterungen  des  Zo- 
naras  zu  finden ,  es  sind  daselbst  unter  anderen  auch  kleine  Kür- 
zungen oder  nichtssagende  Interpolationen  anzutreffen,  und  doch  dürfen 
die  so  beschaffenen  Handschriften  nicht  mit  denen  der  russischen  Classe 
verwechselt  werden.  Umgekehrt  wurden  in  die  Handschriften  ras- 
sischer Art  die  Carthagischen  Synodalschlüsse  nach  der  Umar- 
beitung des  Aristenus  und  oft  auch  mit  dem  Einbegleitungsschreiben 
des  bulgarischen  Despoten  aufgenommen ,  und  trotzdem  werden  so 
beschaffene  Compilationen  keine  besondere  Classe  von  ,  serbischen 
Handschriften  bilden  können ,  sondern  sie  werden  viel  richtiger  als 
theilweise  differenzirte  Abschriften  der  russischen  Classe  anzuerken- 
nen sein.  Im  Allgemeinen  sind  die  Handschriften  der  russischen 
Gattung,  was  wohl  als  Folge  ihrer  grösseren  praktischen  Verbreitung 
zu  erklären  ist,  zahlreicher  als  die  der  serbischen,  und  dennoch  ist 
der  unter  Autorität  der  russischen  Kirche  gedruckte  Nomocanon  auf 
die  letztere  Gattung  zurüchzuführen,  weil  die  Sawa'sche  Uebersetzung 

1)  Als  ältestes  Mnster  dieser  Art  ist  die  im  Jahre  1282  bewerkstel- 
ligte Handschrift  anzusehen,  welche  frtther  in  der  Sophienkirche  zn  Nowgorod 
nnd  gegenwärtig  in  der  Mosk.  Synodalbibliothek  snb  Nr.  132.  sich  befindet  (of.  Un» 
dolakVs  Beschreibung  in  den  »Czt'eniaobszczestwaistoriiidrewnost^ej«  II.  1867.) 

2)  Als  ein  charakteristisches  Merkmal  der  Handschriften  russischer  Gat- 
tung ist  unter  anderen  auch  dieser  Umstand  zu  erwähnen ,  dass  die  meisten 
Canones  nicht  zu  Ende  geschrieben  wurden,  weil  die  Schlusssätze  derselben  ge- 
wissermassen  in  den  Commentaren  des  Aristenus  enthalten  waren  und  als  solche 
den  mieischen  Abschreibern  als  nicht  mehr  nothwendig  erschienen. 
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bei  grösserer   Klarheit   den  Vortheil   einer    bedeutenden  Kür/e  fär 
sieh  hat. 

Schliesslich  glaubt  der  Berichterstatter  noch  die  vom  Vertas- 
Ber  an  den  Tag  gelegte  Quellenkenntniss,  sowie  die  Selbstständig- 
keit seiner  Forschungen  rühmend  anerkennen  zu  sollen. 

Prof.  Emil  Kaluzniacki  zu  Czeriiowitz. 
4.  Wydaumiciwa  komisyi  historycznij  dkademü  umiejetnosci  w  Kra- 
hrtoie  N.  6,  Starodawne  prawa  polskiego  pomniki  tom.  IV, 
Statuta  synodaUa  episcoportm  Cracaviensium  XIV  et  XV.  sae^ 
ctdi  e  codiMus  manuscriptis  iypis  mandata  additis  statuHs  Vis- 
lunii  et  Caiissii  a.  1420  condüis  (et  ex  rarissimis  edUionibus 
—  etiam  authentieis  -—  nunc  iterum  editis.)  Edüianem  eura- 
vit  Prof,  Dr.  Udalricus  Heyjsi^ann ,  academiae  lüerarum  Cra^ 
coviensis  socius.  Cracoviae  1875,  StinUibtis  academiae  Utera" 
rwn.  XVI  et  290  pp.  4^ 

Es  ist  dieses  der  4.  Band  der  älteren  poloischen  Bechtsdenk- 
inäler,  deren  beiden  ersten  Bände  der  verewigte  Autor  Sigism.  Helcel 
paUicirte^  und  deren  3.  und  4.  Band  auf  Veranstaltung  der  histor. 
Commission  der  Acudemie  der  Wissenschaften  zu  Erakau  herausgege- 
ben wurde.  Der  literar.-historischen  Einleitung,  die  Prof.  Heizmann 
k  pohlischer,  statt  (was  vorzuziehen  gewesen  wäre)  in  lateinischer 
Sprache  den  lateinischen  Synodal*  und  Capitelsstatuten  Polens  aus 
dem  14.  und  15.  Jahrhundert  vorausschickte ,  entnehmen  wir  mit 
Hülfe  der  VerdoUmetschung  eines  CoUegen  folgende  Angaben:  Schon 
im  Jahre  1744  edirte  J.  A.  ZaIusJci  ein  »Synodicon  Poloniae  ortho- 
doxae€  und  dasselbe  fand  viele  Nachfolger ,  unter  denen  namentlich 
XU  erwähnen  sind:  J.  N.  Jabczyöski,  R.  Hube,  P.  W.  Fabisz,  M. 
Baliäski,  S.  Chody&ski  und  J.  A.  Helcel,  der  auch  um  dieVerthei- 
digung  der  Rechte  der  Kirche  sich  grosse  Verdienste  erwarb.  Den 
Inhalt  des  vorliegenden  Bandes  der  von  Helcel  begonnenen  Ausgabe 
bilden  die  Synodalstatuten :  1 .  des  Bischofs  Nanhier  vom  Jahr  1320 
und  ein  Statut  des  Metropoliten  Janislaus  van  Qnesen ,  wodurch 
IGIdernngen  der  strengen  Vorschriften  des  Bischofs  Nankier  gemacht 
worden,  wonach  wegen  Tödtung  oder  Verwundung  von  Geistlichen  der 
ganze  Ort  sollte  dem  Interdicte  verfallen  sein.  (Vgl.  S.  32) ;  2.  des 
Bischsoti  Joh.  Orot  vom  Jahre  1321 ;  3»  des  Bischofs  Florian  Mo* 
iodd  V.  J.  1373;  4.  des  Pater  Wysz  v.  J.  1396;  5.  des  Adalhcrt 
Jastraebiec  v.  J.  1423;  6.  Zbigniew  Olesnichi  v.  J.  1436;  7.  con^ 
fordata  dominorum  laieorum  cum  praelaiis  ecdesiacj  d.  h.  die  Ant- 
worten und  Bemerkungen  zu  24  Forderungen  und  Beschwerden, 
welche  von  dem  kleinpolnischen  Adel   in  BetrefT  der  Zehnten   erho- 
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ben  waren,  (vgl.  auch  Helcel^  Bd.  I.  pag.  XXIV.) ;  8.  Sffnodoisfa- 
tuten  des  Bischofs  Thomas  Strzepimki  v.  J.  1459;  die  Synodalsta- 
toten  ergänzenden '  Statuten  des  Krakauer  Domcapüds  avs  dem 
14.  und  15.  Jahrh.;  10.  Auszüge  (Snmmarien)  aus  solchen;  11.  die 
Statuten,  welche  der  Primas  Nieolans  Tromba  im  Jahre  1420  auf 
der  Synode  WieluA-Kalisz  erliess. 

Dieser  Primas ,  der  auch  am  Eostnitzer  Goncil  Theil  genom- 
men hatte,  genoss  ein  besonders  hohes  Ansehen,  und  seine  Statuten 
wurden  auch  von  dem  oben  genannten  Krakauer  Bischof  Adalbert 
Jastrz^biec  auf  der  Diöcesansynode  von  1423  promulgirt  und  bilden 
gleichsam  die  Grundlage  des  polnischen  Kirchenrechts.  Die  Statuten 
Tromba's  sind  allerdings  schon  früher  wiederholt  herausgegeben  wor- 
den, von  Heyzmann  jedoch  jetzt  in  verbesserter  Ausgabe  mitgetheilt. 
Der  Inhalt  des  ganzen  Bandes  zeigt,  dass  die  kirchliche  Disciplin 
in  Polen,  obschon  dieses  eines  der  jüngsten  christlichen  Beiche  wur, 
doch  in  allen  wichtigen  Punkten  sich  sogleich  der  allgemeinen  kirch- 
lichen Gesetzgebung  und  Verfassung  anpasste.  Dieses  beweisen  z.  B. 
die  Vorschriften  über  die  Pflichten  der  Generalvicare,  über  die  Kir- 
chenstrafen, den  Kauf  und  namentlich  über  die  Veräusserung  der 
Kirchengüter,  in  Betreff  der  Ersitzung,  der  Leihbanken  und  des  Wu- 
chers. Ausführliche  Register  erleichtern  die  Inhaltsübersicht  dea 
werthvollen  vortrefflich  ausgestatteten  Werkes,  durch  welches  der 
Herausgeber  sich  um  die  Kirchenrechtsgeschichte,  insbesondere  die 
Polens  sehr  verdient  gemacht  hat. 

5.  Libri  erectionum  archidioecesis  Pragensis  saecülo  XIV.  ei  XV. 
suimtäms  Pragensis  doctorum  iheologiae  collegii  edidÜ  Dr.  Cle^ 
mens  Borovy^  in  univers.  Pragensi  theologiae  prof.  ptM.  ot^. 
Über  L   (1858—1376).    Pragae.   J.  O.  Calve.  1875.    VIII  et 
123  pp.  fol.  mtn. 
Für  die  Kirchengeschichte  wie  für  das  Kirchenrecht  sehr  in- 
teressant sind  die  in  Böhmen  und  Mähren  vorgekommenen,  den  bür- 
gerlichen Grundbüchern   nachgebildeten  kirchlichen  Errichtungsbü- 
cher.  In  dieselben  wurden  die  auf  Errichtung  von  Pfarreien ,  Kl(^ 
stbrn,  Capellen,  Altären  und  sonstigen  kirchlichen  Stiftungen,   und 
sodann  auch  die  auf  sonstige   kirchliche  Gerechtsame  bezüglichen 
Urkunden,  sogen.   Synodalstatuten   eingereiht.    In  Böhmen   waren 
diese  Bücher  von  dem  ersten  Prager  Erzbischof  Arnest  von  Pardu- 
bitz  (1343 — 64)  eingeführt.  Karl  IV.  sprach  diesen  kirchlichen  libri 
erectionum  dieselbe  Glaubwürdigkeit  zu,  wie  den  bürgerlichen  Land- 
tafeleintragnngen.    Der  böhmische  Geschichtsforscher  Bohuslav  3a1- 
bin,  S.  J.  hatte  im  Jahre  1683  im  5.  Buche  seiner  Miscellanea  zu- 
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erst  auf  die  Wichtigkeit  jener  kirchlichen  Errichtnngsbücher  hinge- 
wiesen nnd  dürftige  Auszöge  darüber  veröffentlicht.  Prof.  Borovy 
hat  dieselben  jetzt  nach  dem  authentischen  Codex  des  Prager  Me- 
tropolitancapitels  ki  chronologischer  Folge  roitzntheilen  begonnen 
und  xwar  im  Torliegenden  1.  Hefte  die  .Docnmente  ans  den  Jahren 
1358—76.  Nummern  und  Inhaltsüberschriften  nebst  Angabe  des 
Datums  hat  der  Heransgeber  beigefugt,  ein  vocabularium  über  das 
mittelalterliche  und  mitunter  czechisirte  Latein  der  libri  erectionum 
TOtansgeschickt  uiid  ein  Ortsregister  angehängt.  Der  Herausgeber 
und  das  Prager  theologische  Doetorencollegium,  welches  die  Kosten 
der  Herausgabe  bestritt,  verdienen  Beide  den  pflichtschuldigsten 
Dank.  Vering. 

6.  Monumenta  ecdesiae  Strigofiiensis.   Jusm  et  sumptu  em.  et  rev, 

7).   Joannis  card.  Simar  arch.  Strig.  ardine  chron.  disposuit 

dissertaiionibus  et   notis  ülustravit  Ferdinandus  Knauz^   eed. 

Strigofi.  can.  tarn.  L  Cum  6  tabulis  lüh,  et  16  sigülis  ligno  in' 

eisis.  Strigonii  1874. 
Die  Edition  der  wichtigen  Monumenta  ecclesiae  Strigoniensis 
hätte  kaum  tüchtigeren  Händen  anvertraut  werden  können.  Der 
Herausgeber  hat  sich  durch  seine  ausgezeichnete  Arbeit  ein  blei- 
bendes Verdienst  um  die  Erweiterung  unserer  historischen  Kennt- 
nisse erworben,  denn  die  vorliegenden  Monumenta  dürfen  nicht  blos 
als  eine  Sammlung  von  Urkunden,  die  ein  einzelnes  Erzbisthum  be- 
treffen, angesehen  werden,  sie  sind  vielmehr  bei  der  grossen  Be- 
deutung des  Graner  Erzbisthums  für  die  Geschichte  Ungarns  über- 
haupt von  der  grössten  Wichtigkeit.  So  manches  Ereigniss  aus 
der  älteren  ungarischen  Geschichte  erscheint  nun  in  neuer  Beleuch- 
tung, so  manche  Daten  haben  nicht  unbedeutende  Modificationen 
erlitten,  oder  sind  als  gänzlich  haltlos  nachgewiesen  worden. 

Der  vorliegende  Band  enthält  das  gesammte  kritisch  gesich- 
tete historische  Material  der  ersten  28  Vorsteher  des  berühmten 
Erzbisthums  und  reicht  vom  Jahre  979  bis  1273.  Die  kritische  Thä- 
tigkeit  des  Herrn  Herausgebers  beginnt  mit  einem  sehr  umsichtig 
und  mit  Benützung  der  gesammten  einschlägigen  Literatur  geführ- 
ten Excurse  über  die  Persönlichkeit  des  ersten  Hirten  der  Graner 
Erzdiöcese.  Nach  den  überzeugenden  Untersuchungen  heisst  der- 
adbe  Athanasius  oder  Astrik ,  wie  der  Name  auch  nach  slavischem 
äd»rauehe  genannt  wird.  Er  ist  derselbe  Mann  ,  der  in  die  Ge- 
KMcbte  seines  Anverwandten ,  des  hl.  Adalbert ,  so  vielfach  ver- 
fiochten  ist  und  der  von  der  Stellung  eines  Abtes  zu  Martinsberg 
WKk  ersten  Metropoliten  der  neuen  Kirche  erhoben  wurde. 

ArIiIt  ISr  Kirchenrecht  XKXV.  14 
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Ebenso  genau,  wenn  anch  minder  eingeliend  ist  die  Geschichte 
der  folgenden  Bischöfe  behandelt,  in  zahhreichen  Excursen  wird  die- 
selbe erläutert  und  werden. auch  die  ältesten  Nachrichten  über  das 
Erzbisthnm  und  die  Stadt  Oran  sehr  genau  zusammengestellt 

Die  neuesten  Forschungen ,  welche  in  den  benachbarten  Län- 
dern gemacht  wurden ,  sind  sehr  sorgfältig  benutzte  Wir  finden 
demnach  neben  zahlreichen  ungarischen  Hilfsmitteln  auch  die  Werke 
eines  Wattenbach ,  Pertz,  Büdinger,  Palacki,  Bielowski  und  anderer 
auf  sorgfältige  Weise  beachtet,  älterer  Quellensammlungen  nicht *zu 
gedenken.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel ,  dass  die  ungarische  Ge- 
sehichtschreibung  den  mühevollen  Forschungen  des  Herrn  Heraus- 
gebers zu  grossem  Danke  verpflichtet  ist.  Auch  die  äussere  Seite 
der  Monumenta  macht  einen  sehr  günstigen  Eindruck.  Die  Urkun- 
den sind  mit  paläographischer  Treue,  die  wir  im  Interesse  der  Sache 
weniger  genau  wünschten,  wiedergegeben.  So  kommt  es,  dass  man- 
chesmal die  Verbalinvocation  oder  die  Adresse  in  Majuskeln,  ein  an- 
deres Mal  wieder  in  Minuskeln  erscheint,  oder  dass  mancher  Eigen- 
namen gross,  ein  anderer  klein  geschrieben  ist.  Doch  dies  sowie 
hie  und  da  ein  Druckfehler  der  unterläuft,  kann  das  grosse  Verdienst 
des  Hm.  Enauz  in  keiner  Weise  schmälern.  Dürfen  wir  jedoch  für 
die  folgenden  Bände  der  Monumenta  einen  Wunsch  aussprechen,  so 
ist  es  der,  dass  die  Ortsnamen  topographisch  so  weit  es  möglich 
ist,  festgestellt  werden. 

Dem  urkundlichen  und  sonstigen  historischen  Material  ist  ein 
sorgföltig  ausgearbeiteter  Personal-  und  Bealindei  beigegeben,  an 
welchen  sich  6  lithographirte  Schriftafeln  und  16  Siegelproben  an- 
schliessen.  Zum  Schlüsse  wünschen  wir  dem  Herrn  Herausgeber 
recht  viel  Müsse  zur  Vollendung  des  grossen  Werkes  und  können 
nicht  umhin,  ein  Wort  des  Dankes  Sr.  Eminenz  dem  Cardinal  Pri- 
mas Johannes  Simor  gegenüber  auszusprechen,  welcher  durch  seine 
Monificenz  zu  der  vorliegenden  Publication  das  Meiste  beigetragen 
hat.  Prof.  Dr.  Joh.  Ls. 

7.  Regesta  Pontificum  Romanorum  inde  ab  a,  post  Christum  natum 
MCXCVIII.  ad  a.  MCCCIV.  edidit  Aug.  Potthast,  Huxarien- 
si$  Westfalus.  Opus  ab  academia  literarum  Berolinensi  duplici 
praemio  ornatum  qjusque  subsidiis  liberalissime  concessis  editum. 
Fascic.  IX —  XIL  plagula  159  ad  238.  BeroUni  prostat  in  ae- 
dibus  Rud.  de  Decker,  prototypographi  regii  ab  intimis.  1874.  4. 
Mit  dem  7.  Hefte  (pag.  943)  begann  Potthast  die  umfossende 
gesetzgeberische  und  jurisdictionelle  Thätigkeit  Innocenz'  IV.  za  ver- 
zeichnen.   Mit  deroselbai  Papste  beschäftigt  er  sich  auch  noch  im 
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9.  Hefte  bis  pag.  1285.  Der  liest  des  9.  Heftes  und  das  10.  Heft 
bis  pag.  1473  ist  Alexander  IV.  gewidmet,  von  p.  1474—1541 
ürban  IV.,  sodann  p.  1542  bis  zu  Ende  des  10.  Heftes  und  im  11. 
Hefte  bis  pag.  1649  ist  gehandelt  von  Clemens  IV. ,  darauf  p.  1650  von 
der  Zeit  der  Sedisvacanz,  und  sodann  von  p.  1651—1703  von  Gre- 
gor X.  Hiemach  folgen  p.  1704—1708  Innocenz  V.,  p.  1709  sq. 
Hadrian  V.,  p.  1710—19  Jobann  XXH.,  von  p.  1719  bis  zum 
Schlüsse  des  11.  Heftes  und  im  12.  Hefte  bis  p.  1755  Nicolaus  III., 
p.  1756-95  Martin  V.,  p.  1795-1825  Honorus  IV.,  p.  1826  bis 
zum  Schlüsse  des  12.  Heftes  p.  1902.  Nicolaus  IV. ,  dessen  letzte 
Regierungsjahre  (1291  und  1292)  noch  erst  im  folgenden  Hefte  dar- 
zustellen sind. 

Der  reiche  Inhalt  von  Potthast*s  bienenfleissigem  objectiv  ge- 
nauem quellenraässigem  Werke  kommt  dem  Historiker  für  die  Kir- 
ehengeschichte,  wie  für  die  Profangeschichte  und  ebenso  dem  Cano- 
nisten  aufs  Vielseitigste  und  Trefflichste  zu  Statten.  Es  gilt  dieses 
»)wohl  von  den  biographischen  und  literar- historischen  Einleitungen 
in  Betreff  einzelner  Päpste,  als  auch  von  den  durchgehends  wortge- 
treuen chronologisch  nach  Tag  und  Datum  geordneten  Auszügen  aus 
den  einzelnen  päpstlichen  Erlassen  und  den  literar-historischen  Er- 
läoteruDgen  und  Belegen  dazu  und  den  Verzeichnissen  der  am  Schlüsse 
^es  Papstes  aufgezählten  Bischöfe,  welche  Erlasse  desselben  mit 
noterschrieben.  Allerdings  liegen  in  italien.  und  anderen  Archiven 
noch  manche  Schätze  ungehoben,  aus  denen  auch  die  vorliegende 
Regestenarbeit  noch  werthvolle  Bereicherungen  erfahren  könnte. 
Aber  wir  müssen  dem  verdienten  Forscher  und  Bearbeiter  dankbar 
sein  für  dasjenige,  was  er  uns  jetzt  und  in  der  Hauptsache  im- 
merhin vollständig  bietet. 

S.  Die  Appellationen  nach  dem  Decretaienrecht  von  Dr,  Ph,  Her- 
genröther,  Professor  des  Kirchenrechts  und  der  Homiletik  am 
bisch.  Lyceum  (Programm  des  bisch.  Lyc.  jsu)  Eichstätt.  1875. 
56  S.  4. 

Eine  klar  und  fasslich  geschriebene,  an  der  Hand  der  Quellen 
«od  unter  sorgfältiger  Berücksichtigung  der  canonischen  und  civil- 
processualischen  Literatur  verfasste  Abhandlung.  Sie  handelt  im  L 
Abschnitt  (§.  1—12.)  von  dem  Begriff  und  Wesen,  Zulässigkeit  etc. 
<ler  Appellation,  im  H.  Abschn.  (§.  13—19.)  von  dem  Appellations- 
Terfahren,  im  IH.  Abschn.  (§.  20—24.)  von  der  aussergeriehtlichen 
Appellation.  Es  wäre  Schade,  wenn  das  vortrefBiche  Lycealprogramm 
meht  auch  durch  den  Buchhandel  weiteren  Kreisen  zugänglich  ge- 
n»cM  würde. 
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9.  Codex  eanonum  ecdesiae  gut  ex  antiquo  iure  adhuc  usque  vigetU 

.  .  .  concinnalus  a  Ouspare  de  Luise.  Neapoli,  Panonni^  Fari- 
siis  apud  Pedone  Lauriel.  1873.  LXIV  et  400  pp.  ff". 
Nach  eii^er  weitschweifigen  und  sachlich  ungeuugenden  Eiu- 
leitnng  aber  die  Kirche,  die  Unfehlbarkeit  und  die  gesetzgebende 
Gewalt  in  der  Kirche  wird  in  acht  von  Umfang  sehr  ungleichen 
Büchern  und  wieder  ebenso  weitschweifig  wie  nnvollständig,  oft  durch 
einfachen  Abdruck  langer  einschlägiger  päpstlicher  Constitutionen: 
1.  das  öffentliche  Recht  der  Kirche ,  2.  die  kirchl.  Hierarchie ,  3. 
das  Glaubensbekenntniss  und  die  Sacramente  (unter  dem  Titel:  de 
jure  dogmatico) ,  4.  die  Kirchenämter  (de  jure  persouarum) ,  5.  die 
Rechte  der  Laien  (wohin  Verf.  I.  das  jus  patronatus  und  II.  das  jos 
commune  fidelium  zählt) ,  6.  das  kirchl.  Vermögensrecht ,  7.  das 
kirchl.  Strafrecht ,  8.  die  kirchl.  Gerichtsbarkeit  dargestellt  Von 
der  ganzen  Arbeit  des  Italien,  katholischen  Priesters  kann  man  nur 
sagen:  »quum  desint  vires,  tarnen  est  laudanda  voluntas.€ 

10.  Lehrbuch  des  hath.  Kirchenrechts^  vofi  Herrn.  Gerlach^  Dr.  hei- 

der Rechte^  Domcapiiular^  wirklichen  geistl.  Raih   und  bisch. 
Ofjßcial  eu  Limburg.    DriUe  bedeutend  vermehrte  und  verbes- 
setie  Ai^ge.   Paderborn  F.  Schöfiingh.   1876.   X  VI  und  615 
S.  8.  {nebst  5  Tabellen  über  Verwandtschaftsgrade.)  {9  Mark.) 
Diese  dritte  Aufl.  des  geschätzten  Werkes  ist  um  mehr  als  1 1 
Bogen  vermehrt,  besonders  durch  eingehende  Behandlung  des   vatic. 
Concils  und  der  gegenwärtigen  kirchlich-politischen  Verhältnisse  jin 
den  einzelnen  Staaten.    Ueberhaupt  ist  Gerlach's  Lehrbuch  vielfach 
mit  Rücksicht  auf  das  praktische  Bedürfniss  ergäuzt  uud  vervoll- 
ständigt. 

11.  Protestantisches  KirchenrecJU^  vornehmlich  das  der  Evangelischen 

Augsburger  Bekenntnisses  in  Siebenbürgen  von  FpHedr.  Schuler 
von  Libloy^  ord.  ö.  Prof.  elc.  Hermanstadt  1871.  t?.  Closius 
Erb.  X  und  380  S.  8. 

Wir  erwähnen  dieses  Werk  hier  nachträglich  noch  jetzt,  weil 
es  vom  abgelegenen,  zur  Zeit  sogar  in  Folge  des  Benst'schen  unter 
preussischem  Druck  su  Stande  gekommenen  sog.  Ausgleichs  der 
ungarischen  Reichshälfte  zugetheilten  Siebenbürgen  aus  weniger  be- 
kannt geworden  ist,  als  es  verdient.  Das  gut  und  handlich  gehal- 
tene  Buch  verbindet  den  Charakter  eines  Leitfadens  für  academische 
Vorträge,  für  Siebenbürgen  zugleich  mit  dem  eines  Handbuchs  für 
den  praktischen  Gebrauch,  indem  durchweg  der  Wortlaut  der  sieben- 
bürgischen  Kirchengesetze  in  den  Text  aufgenommen  ist.  Bezüglich 
des  Verfassungsröchtes  ist  auch  auf  die  Gestaltung  des  protestan- 
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Uschen  Kircbenwesens  in  anderen  Ländern  Rücksiebt  genommen^  so 
insbesondere  anf  die  Schweiz.  Eatbolischer  Seits  bat  das  Stadium 
des  Protest.  Kircbenrecbts  und  die  Znrfickf&hrung  desselben  auf  seine 
pratestantiscben  Grundlagen  gegenwärtig  nocb  ein  besonderes  Inte- 
resse danun,  weil  der  sog.  Calturkampf,  diese  neue  preussiscbe  Aus- 
gabe des  sog.  jus  reformandi  den  Eatboliken  so  viele  protestantiscbe 
Grondsatze  mit  Gewalt  aufzudrängen  sucbt.  Auf  katboliscb-kircb- 
bcbe  Verbältnisse  beziebt  sieb  in  Scbuler^s  protest  Kircbenrecbt 
nur  auf  S.  281  folgende  Vorerinnerung  in  Betrefi  des  Vermögensrecb- 
tesder  prot  Kircbe:  Dasselbe  »erlangt  bierzulaude  [d.  h.  in  Siebenbür- 
gen] bei  weitem  nicbt  jene  Ausdehnung  und  Bedeutung,  wie  dies  in  der 
kitb.  Kircbe  gescbeben  ist,  welcher  Donationen,  Fonde ,  Eigentbum 
der  Klöster,  grossartige  Stiftungen  zu  Gute  kommen,  die  zum 
Theil  davon  herrühren,  dass  der  katb.  Klerus  ehemals  i^taatsaufga* 
ben  besorgte,  dass  er  confiscirte  evangelische  und  Staatsgüter  erbal- 
ten hat.«  Hier  sind  doch  einige  Missverständnisse  zu  berichtigen: 
es  waren  ur8|irünglich  katb.  Kirchengüter,  von  den  fivaugeliscben 
bei  ihrer  Trennung  von  der  kath.  Kirche  usurpirt  und.  später  von 
der  Staatsgewalt  der  katb.  Kirche  bloss  restituirt  und  auch  sogar 
Dor  ein  Theil  der  Güter,  die  ihr  genommen  waren,  restituirt  worden ; 
femer  bei  den  vor  Alters  der  Kircbe  gewidmeten  Stiftungen  ist  nie- 
mals als  Zweckbestimmung  beigefügt  worden,  die  Kirche  solle 
Dor  desshalb ,  weil  und  nur  so  lange  als  der  Klerus  »Staats- 
anfgaben«  besorge,  diese  Stiftungen  gemessen.  In  der  Zeit,  wo  die 
Kirche  Staatsaufgaben  besorgte,  besass  sie  auch  für  ihr  Dotalgut  die 
Steuerfreiheit,  während  jetzt  das  Kirchengut  zu  den  Steuern  heran- 
gezogen wird,  zudem  sind  die  kirchlichen  Unterrichts-  und  Wohl- 
thätigkeitsstiftungen  mehr  und  mehr  der  Kirche  entzogen  und  was 
endfich  die  Reichthümer  der  kath.  Kirche  in  Oesterreich  betrifft, 
so  können  die  von  Schuler  dem  »Statistischen  Jahrbuch  für  die 
<^rr.  Monarchie  für  1869c  entnommenen  Ziffern  allerdings  den 
Schein  wirklicher  Reichthümer  erwecken.  In  der  2.  Hälfte  Dec. 
1875  hat  die  amtliche  Grazer  Zeitung  nach  einer  statitischen  Be- 
rechnung des  Jahres  1870  mitgetheilt,  dass  die  Einnahmen  des  kath. 
Weltklerus  in  Oesterreich  sich  auf  772  Million  jährlich  beliefeo, 
uid  die  der  Stifte  und  Klöster  Oesterreichs  auf  4,326,279  fl.  Der 
^9^.  Weltklerus  besteht  aber  au?  19,618  Personen ,  so  dass  hier 
uf  den  Kopf  jährlich  380  fl.  kämen,  während  die  Klöster  und  Stif- 
te zusammen  12,061  Personen  zählten,  so  dass  auf  jeden  Kloster- 
geittlichen  durchschnittlich  nur  360  fl.  jährlich  kommen  würden, 
wenn  nicht  selbst  dieses  Einkommen  nocb  manchen  und  sehr   nam- 
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haften  SchmäleruDgen  unterworfen  wäre.  Denn  in  den  obigen  Zif- 
fern des  Gesamroteinkommens  ist  der  Ertrag  der  bischöfliche^  Pfrän- 
den  und  sind  die  Pfründen  aller  Douicapitularen  und  sonstigen  kirchlichen 
Würdenträger  mit  einbegriffen ,  so  dass  also  der  niedere  Klerus  in 
Wahrheit  nicht  einmal  ein  Einkommen  von  380  fi.  hat.  Femer  ist 
das  Einkommen  noch  mancherlei  Steuern  unterworfen ,  auf  den  bes- 
ser dotirten  Pfründen  lasten  schwere  Patronatslasten  und  endlich 
wird  die  bedentende  neue  Extrareligionsfondssteuer  nicht  nach  dem 
Ertrage  bemessen  und  erhoben ,  sondern  vom  Capitale ,  ohne  alle 
Bäcksicht  darauf,  ob  dieses  Zinsen  trägt  oder  nicht.  (Weitere  de- 
taillirte  Ziffern  theilt  nachdem  Orazer Yolksbl.  das Salzb. Kirchenbl. 
1875  Nr.  51.  mit).  Wenn  bei  Seh.  a.  a.  0.  am  Schlüge  der  An- 
merk.  dem  Beichtbum  der  kath.  Kirche  die  ausserordentliche  Ar- 
muth  der  evangelischen  Kirchengenossenschaften  »gegenübergestellt 
wird,c  welche  fast  ganz  und  gar  auf  die  Selbsthülfe  und  Umlagen 
ihrer  Gläubigen  angewiesen  seien,  so  ist  die  schon  öfters  statistisch 
nachgewiesene  Thatsache  hervorzuheben ,  dass  die  an  Zahl  so  ge- 
ringen Protestanten  in  Oesterreich  verhältnissmässig  doch  vom  Staate 
mehr  Unterstützungen  für  ihre  Kirche  erhalten  als  die  Katholiken. 
1J2.  Das  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Kirche ,  nach  den  Quellen 
des  Canon.  Rechtes  dargestdlt  von  Anton  Holigrcvefi,  Dr,  bei- 
der Hechte,  kön.  preuss.  Kreisrichter.  Berlin.  Franz  VaJUen. 
1875.  46  8.  8. 

Der  Verfasser  hat  die  in  lateinischer  Sprache  geschriebenen 
Quellen  des  canon.  Bechtes  zur  Hand  genommen,  ohne   noch -genü- 
gende Kenntniss  im  Lateinischen  zu  haben;  anstatt  die   Quellen   im 
Zusammenhange  zu  studiren,  hat  er  nur  einzelne  abgerissene  Stücke 
derselben  herausgegriffen ;   die  katholischeiv  Lehren  selbst  kennt  er 
nicht  genügend,  während  seine  Auffassung  getrübt  ist  durch  die  Ent- 
stellungen von  sog.  altkatholischer  Seite.    So  bietet  denn  auch  seine 
ganze  Schrift  nur  eine  Confusion  von  Wahrheit  und  Dichtung. 
13.  Änti'Reusch  oder  juristisches  Urtheü  über  das  theolog.  GatocÄ- 
ten  des  Herrn  Reusch,  betr.  das  Verfahren  deutscher  Bischöfe 
bezüglich  der  den  Altkatholiken  zum  Mitgebrauch  cingeräunUen 
Kirchen.    liegensburg.     O.  J.  Manz  1875.  44  S.  8. 
Diese  gut  und  gründlich  verfasste  Gegenschrift  zeigt,  dass  die 
im  päpstlichen  Auftrage  erlassene  Instruction  des  Nuntius,  wodurch 
das  Simlutanum   mit   den   sog.   Altkatholiken  ^strengstens  verboten 
wurde ,  für  die  Gegenden ,  für  welche  sie  promulgirt  ist ,  (Preussen, 
Deutschland,  Schweiz  und  Oesterreich)  volle  Bechtskraft  hat,  durch 
den  Geist  des  gemeinen  kirchlichen  Bechtes  begründet  und  durch  die 
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gegenwärtigen  Verhältnisse  geboten  ist,  keiner  materiellen  Prüfling 
seitens  einer  Staatsgewalt  unterliegen  kann ,  und  von  Bensch  nieht 
aus  religiösen  Granden ,  sondern  um  mittelst  der  Simultanen  iu 
katholische  Kreise  einzudringen,  bekämpft  wird.  (Man  verbinde*  da- 
mit den  Sonderabdruck  aus  dem  Mainzer  »Katholik  u  »Das  kirch- 
Ucbe  Verbot  tür  die  Katholiken  bezüglich  des  Mitgebrauchs  der  den 
sog.  &ltkatholiken  zur  Benutzung  eingeräumten  Kirchen  ,€  von  Dr. 
J.  Hirsehd^  Domcapit.     Mainz.  Fr.  Kirchheim  1875.) 

14.  Die  preussisch'-detäsche  KirchengeBetBgebwng  seit  1871.  Voll- 
ständige Sammlung  der  auf  den  Kirchenconflict  in  I^eussen 
und  Deutschland  bezüglichen  Staatsgesetze  und  unchügeren  mi- 
nisteriellen Erlasse.  Münster,  In  der  Äschendorff  sehen  Buch- 
handlung,  1877.  124  S.  M.  8.  (60  Pf.) 

Eine  billige  Sammlung,  welche  mit  deutlichem  Druck  27  Ge- 
setze und  Verordnungen  aus  dem  preussisch^deutschen  Culturkampfe 
enthält. 

15.  Die  prevssischen  Kirchengesetee  der  Jahre  1874  und  1875 
nebst  dem  Beichsgesetee  vom  4.  Mai  1874^  herausgegeben  mit 
Einleitung  und  Commentar  von  Dr.  P.  Hinschius,  ord.  Prof. 
des  Kircheftrechts  an  der  Umversität  Berlin.  Das.  1875.  J. 
Guttentag.  Ä XVIII  und  230  S.  gr.  8. 

Eine  Einleitung  von  XXVIII  Seiten  ^  zählt  di^  Gesetze ,  deren 
Abfassung  und  Durchfuhrung  auf.  Als  »eine  weitere  Kechtfertigung« 
des  Vorgehens  der  preussischen  Regierung  figurirt  S.  XIV.  auch  das 
»KuUmann'sche  Attentat.« 

Hierauf  folgt  der  Text  der  7  Gesetze  der  Jahre  1874  und 
1875  mit  reichhaltigen  Noten  und  den  dazu  gehörigen  Begierungs- 
Terfngungeu.  S.  96^214  sind  Nachträge  zu  dem  Commeutar  über 
die  preussischen  Kirchengesetze  des  Jahres  1873  gegeben.  Dem 
Ganzen  ist  ein  ausfahrliches  Sachregister  beigefügt. 

16.  Das  Gesetz  über  die  Vermögensverwaltung  in  den  katholischen 
Kirchengemeinden  vom  20.  Juni  1875.  Herausgegeben  von  H. 
Vandenesch,  Bector  und  Schidinspector  in  HiUchrath.  Dussel' 
darf.  Deiters.  94  S.  8. 

17.  Das  Gemeindekirchenvermögensgeseiz  vom  20.  Juni  1875.  Ber* 
Un.  Verlag  der  Germania  (Edm.  Eirund.)  1875.  299  gr.  8. 

Die  Ausgabe  von  Vandenesch  .enthält  die  amtlichen  »Motive« 
ond  das  VITichtigste  aus  den  Verhandlungen  des  Landtages  in  No- 
ten zu  den  einzelnen  Gesetzesparagraphen  und  wegen  der  eilfer- 
tigen Drucklegung  sind  noch  Nachträge  von  13  S.  Petitsatz  noth- 
wendig   geworden.     Sorgfältiger,   systematischer  und  vollständiger 
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ist  die  Beleachtang  und  Erläuterung  durch  die  Motive  und  Land- 
tagsverhandlungen in  der  Oermania,  welcher  auch  die  betr.  bi- 
schöflichen Erklärungen  und  der  polnische  Text  des  Gesetzes  beige- 
gelben  ist. 

18.  Das  heutige  preussische  Kirchenrecht  nach  den  Bestimmungen 
^es  Allgemeinen  Landrechis  und  der  späteren  Oesetjsgebung^ 
dargestellt  von  W.  Grrattenat^er  ^  hönigl.  Kreisrichter.  Berlin. 
C.  Pfeiffer  1875.     VII  und  186  S.  8.  {2  M.  40  Pf.) 

Eine,  wie  der  Verfasser  selbst  in  der  Vorrede  bemerkt,  von 
dem  rein  wissenschaftlichen' Gebiete  sich  fem  haltende  Zusammen- 
stellung der  gesetzlichen  Vorschriften  aber  das  preussische  Kirchen- 
recht,  welche  zeigen  soll,  dass  die  hauptsächlichsten  Grundzüge  der 
neueren  Gesetzgebung  »altes  preussiscbes  Recht  sind,  welches  nnr 
durch  eine  milde  Praxis  in  den  Zeiten  des  kirchenpolitischen  Frie- 
dens (sie!)  in  den  Hintergrund  getreten  war.t  Die  Bestimmungen 
der  preussischen  Verfassungsurkunde  hat  der  Verfasser  scheint  es 
vergessen.  Vereinzelte  Anmerkungen  zu  den  abgedruckten  Gesetzen 
deuten  übrigens  zur  Genüge  an,  wie  der  jetzige  sog.  Gulturkampf 
geradezu  auf  Losreissung  der  Katholiken  von  Rom  also  Vernichtung 
der  römisch-katholischen  Kirche  oder  um  mit  Hinschius  1.  c.  p.  XVT. 
zu  reden,  des  »Systems  der  Ultramontanenc  hinzielt.     ' 

19.  Geschichtliche  Dar  Stellung  von  der  Ausübung  des  placetom  re- 
gium  in  Württemberg  mit  Bezugnahme  auf  das  normale  Ver- 
häUfiiss  von  Staat  und  Kirche.  Eine  kirchenrechÜiche  Studie 
von  Dr.  Franz  Joseph  Mene^  Pfarrer  in  Birlipgen^  Diöcese 
Rottenbtirg.  Rottenburg,   W.  Bader  1876.  X  und  119  8.  8. 

Eine  dem  Prof.  Ritter  von  Buss  gewidmete  kirchenrechÜiche 
Conferenzstudie,  welche  mit  vielem  Fleiss  und  einer  far  einen  Land- 
pfarrer seltenen  Kenntniss  auf  dem  Gebiete  des  Kirchenrechts  ver- 
fasst  ist.  Sie  enthält  viele  treffende  Bemerkungen,  und  kritisirt  na- 
'  mentlich  auch  vielfach  die  Schrift  des  württembergischen  Ministers 
von  Golther  über  den  »Staat  und  die  katholische  Kirche  in  Würt- 
temberg. €  Namentlich  zeigt  Menz  gegenüber  den  gegentheiligeo 
Behauptungen  Golther's  gut  den  Unterschied  zwischen  den  preus- 
sischen Maigesetzen  vom  Jahr  1873  und  dem  württemhergischen 
Gesetze  vom  30.  Januar  1862.  Vering. 
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XI. 

Die  Witderherstellung  der  katholischen  Hierarchie  Jn  England. 

Von  Dr.  Wiltiam  Knighta. 
(Schlnsfl  vgl.  Archiv  Bd.  35.  S.  3—87.) 

VI.  Die  JürchethpolUische  Bewegung  in  England.    Ihre  entfernteren 

Ursachen. 

So  lange  die  englische  Staatsgesetzgebnng  annahm ,  dass  der 
»ATerftne  Staat  d^  britischen  Reiches  die  oberste  und  ansschliees- 
Uche  Gewalt  über  alle  Seelen  innerhalb  des  Königreichs  in  geistlichen, 
wie  in  bärgerlichen  Dingen  habe ,  moditen  die  Gesetze ,  welche  be- 
stimmt waren,  diese  Amnassnng  zu  erzwingen,  noch  so  blutig  und 
tyrannisch  sein,  sie  mochten  cflnen  noch  so  grausamen  und  wieder- 
oonigen  Hohn  auf  das  Fundanmentalprincip  des  Protestantismus,  den 
de  stttzen  wollten ,  in  sich  schliessen ,  diese  Gesetze  waren'  im- 
merhin eine  erklärliche,  wenn  auch  nicht  zu  rechtfertigende  Folgerung 
aos  dem  Principe,  dass  es  einem  Engländer  nicht  freistehe,  eine  an.- 
dore  Beligion  zu  haben,  als  die  der  39  Artikel,  unter  der  Suprematie 
der  Eönigsgewali  Von  dem  Augenblicke  aber  an ,  wo  der  Staat 
dies  Princip  gegen  das  der  Gewissen^eiheit  umtauschte  und  den 
fiigländem  die  Freiheit  gab ,  die  Beligion  ihres  inneren  Glaubens 
n  bekennen  und  nach  aussen  dies  Bekenntniss  an  Tag  zu  legen, 
ergab  sich  mit  logischer  Nothwendigkeit ,  dass  man  auch  den  £[a- 
tholiken  die  Freiheit  zugestehen  musste,  diejenige  religiöse  Organi- 
sation anzunehmen  und  sie  in  der  Gestalt  zum  Ausdruck  zu  bringen, 
wdche  der  katholischen  Kirche  eigen  tmd  normal  ist.  Zu  sagen  also, 
dass  englische  Katholiken  keine  englischen  Bischöfe  mit  englischen 
Titeln,  und  dennoch  die  Seelsorge  durch  dieselben  haben  sollen ;  dass 
üeroer  die  englischen  Gläubigen,  in  bestimmter  localer  Eintbeilung 
nod  Umgränzuug,  nicht  wissen  sollten ,  welchem  Hirten  ihre  Seelen 
dena  ägenüich  anvertraut  seien,  mit  anderen  Worten  zu  sagen,  die 
flogfischen  Katholiken  sollten  keine  localen ,  den  Namen  ihrer  eng- 
fiacben  Kirchen  tragenden  Bischöfe  haben,  und  ihnen  yerbieten,  eine 
sddie  Grenze  durch  die  Bevölkerung  zu  ziehen ,  dass  jeder  Katho- 
ISk  genau  wisse ,  was  zu  wissen  für  seine  Seele  eine  Sache  ihrer 
e^^owten  und  strengsten  Verantwortlichkeit  ist,  das  behaupten,  heisst 
Biebts  anderes,  als  es  aassprechen,  dass  englische  Staatsbürger  keine 
Katholiken  sein  dürfen. 

Af«Uv  (Br  Kireheiireoht.  XXXV.  15 
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In  dem  Jahre»  wo  die  englische  Hierarchie  hergestellt  wurde, 
regte  sich  noch  einmal  ein  Geist  so  ungeheuerer,  fast  erschrecken- 
der Feitidseligkeit  gegen  die  Kirche ,  wie  er  seitdem  in  England  in 
solchem  Orade  sich  nicht  mehr  gezeigt  hat.  Parlamentsmitglieder, 
Politiker,  Journalisten,  Staatsmänner  wurden  in  ihrem  Noßpperismus 
nicht  müde,  laut  zu  rufen,  dass  der  Papst  sich  in  England  territoriale 
Jurisdiction  angemasst,  ja  von  territorialen  Titeln  Besitz  ergriffen 
habe.  Dieser  ganze  Lärm  war  indess  nur  der  unzeitige  Sprössling 
mangelhafter  Belehrung,  verbunden  mit  Vorurtheilen  aller  Art.  Ein 
weiterer  Grund  des  grossen  Missverständnisses  waren  gewisse  Be- 
griffe, die  man  dem  Status  der  anglikanischen  Bischöfe  entlehnt 
hatte,  welcher  in  mancher  Hinsicht  ganz  von  dem  der  katholischen 
Bischöfe  verschieden  ist,  die  keine  besondere  bürgerliche  oder  poli- 
tische, vom  Staate  ihnen  angewiesene  Stellung  haben.  Die  einzig 
richtige  Interpretation  kirchlicher  Akte  und  der  Sprache,  in  welcher 

sie  ihren  Ausdruck  finden,  kann  allein  aus  den  Intentionen  derer, 

< 

die  sie  setzen,  und  aus  den  Gegenständen  selbst  und  ihrer  Betrach- 
tung seitens  der  Kirche,  welche  dieselben  setzt  und  leitet^  begründet 
werden.  Niemand  hat  ein  Recht,  den  englischen  Bischöfen  Absich- 
ten und  Ansprüche  zuzuschreiben ,  welche  sie  oder  die  Kirche  nie 
gehegt,  von  denen  sie  nicht  einmal  geträumt  haben,  noch  weniger 
aber  legale  Beschränkungen  und  Straf  bestimmungen  gegen  dieselbe 
zu  erlassen,  als  ob  das,  was  die  Feinde  der  Kirche  im  Traume  sich 
eingebildet,  eine  Beleidigung  oder  Angriff  Seitens  der  Kirche  wäre, 
üeber  den  Sinn  canonischer  Akte  sind  die  kirchlich  anerkannten 
Autoritäten  des  canonischen  Rechtes  die  berechtigten  Ausleger  und 
durch  das  Studium  ihrer  Erklärungen ,  mit  denen  die  wirklich  ge- 
lehrten Protestanten  übereinstimmen,  hätte  die  so  heftig  vorgebrachte 
Anklage,  dass  die  neu  ernannten  englischen  Bischöfe  sich  einen  Ein- 
griff in  die  territorialen ,  der  Civilgewalt  zustehenden  Bechte  Eng- 
lands thatsächlich  angemasst  hätten,  in  ihrer  ganzen  Grundlosigkeit 
und  Leidenschaftlichkeit,  ihre  baldige  Abfertigung  finden  können. 

Indessen  das  Yorurtheil  und  die  mangelhafte  Bildung  waren 
damals  und  sind  heute  noch  die  grössten  Feinde  jeder  aufrichtigen 
Verständigung,  und  um  das  Schauspiel  recht  zu  versljehen,  welches 
diese  beiden  Agentien  aller  blinden  Parteisucht,  selbst  aus  mner  so 
eminent  politisch  befähigten  Körperschaft,  wie  sie  das  englische  Par- 
lament.  repräsentirt,  machen  kann,  möchten  wir  kurz,  mit  Bezug  auf 
die  damaligen  englischen  Verhältnisse,  die  canonischen  Begriffe  der 
kirchlichen  Jurisdiction,  der  Diöcese  und  des  BischoMitels  erörtern. 

Der  wegen  der  Schärfe  seiner  Definitionen  mit  Recht  gefeierte 
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Caoooist  Ferraris  definirt  den  Begriff  der  kirchlicben  JnrisdictioD, 
im  unterschied  von  der  Jurisdiction  des  Staates ,  indem  er  sagt : 
»Jnrisdfction  ist  zweifach,  kirchlich  und  bürgerlich.  Kirchliche  Ju- 
risdiction erstreckt  dich  auf  alles,  was  die  Verehrung  Gottes  und  die. 
geistliche  Bettung  der  Seelen  regelt.  Oivile  oder  politische  Juris- 
diction ist  die,  welche  weltliche  und  zeitliche  Dinge  und  die  zeitliche 
Begiemng  des  bürgerlichen  Gemeinwesens  betrifft  ^).€  Dies  ist  ge- 
nau dieselbe  Unterscheidung,  welche  das  Parlament  in  dem  Eide  ge- 
zogen bat,  welcher  f^  die  Katholiken  seit  der  Emancipationsacte 
fofgeschrieben  ist.  Die  Katholiken  waren  bis  dahin  von  der  Aus- 
übung ihrer  bürgerlichen  Bechte  durch  einen  Eid  ausgeschlossen, 
wdcher  von  allen  Mitgliedern  der  Legislative,  der  Magistratur  und 
deo  meisten  Beamten  verlangte,  die  »kirchliche  und  geistlichec  Ju- 
risdiction des  Papstes  ebensowohl,  als  die  »zeitliche  und  bürgerlichec 
Jirisdiction  innerhalb  des  Königreiches  feierlich  abzuschwören.  Bei 
der  Umänderung  des  Eides  indess  wurde  den  Katholiken  nur  abver- 
langt, »der  zeitlichen  und  bürgerlichenc  Jurisdiction  des  Papstes 
abiQsebwören ,  indem  ihnen  von  jetzt  an  frei  gelassen  wurde ,  die 
»geistliche  und  kirchliche«  Jurisdiction  des  Papstes  anzuerkennen. 
AnioM  sagt:  dass  die  kirchliche  Jurisdiction  »eine  übernatürliche 
fiorichtung  sei  zur  Leitung  der  Gläubigen  in  üebereinstimmnng  mit 
dem  Gesetze  des  Evangeliums  und,  sofern  dies  als  Stütze  dazu  dient, 
gemäss  dem  natürlichen  Gesetze^).«  Diese  Definition  entlehnt  Bar- 
bosa  dem  Corpus  juris.  Die  kirchliche  Jurisdiction  ist  also  eine  in 
ibrem  Wesen  von  civiler  oder  politischer  Jurisdiction  unterschiedene 
Xaehtvollkommenheit ,  etwas  von  der  Staatsgewalt  wesentlich  ver- 
lekiedenes  und  kann  als  solches  mit  ihr  nicht  in  Widerspruch  ge- 
ntheo.  In  dieser  Hinsicht  beanspruchen  alle  nicht  in  der  Staats- 
Uidie  Englands  stehenden  Dissidentengemeinden  die  Ausübung  einer 
ebenso  unabhängigen  Jurisdiction,  wie  die  Katholiken ;  und  sie  üben 
dieselbe  in  ihren  Presbyterien,  Synoden,  Umgängen  und  Conferenzen 
tlle  und  dies  ohne  Störung  und  Behinderung. 

Was  ist  femer  eine  Diöcese,  was  DiöcesangerichtsbarkeitP  Ist 
dieidbe  territorial  P    Erstreckt  sie  sich  auf  das  Land  ? 

Die  Antwort  auf  die  letzten  Fragen  lautet  Nein.  Eine  Diö- 
ttie  ist  eine  Umschreibung,  welche  die  Lage  und  Anzahl  der  Kir- 
dMB  und  Bevölkerungen  bezeichnet  und  zusammenfasst,  um  sie,  un- 
ter einem  bestimmten  Hirten  stehend,  von  den  Bevölkerungen  zu  un- 
terschaden,  welche  unter  einem  anderen  Hirten  stehen.    Solche  Um- 

1)  Bibliotheca,  Art.  Jorisdictio. 

ti  CoUecUnea,  tom.  VL  in  libr.  I.  decret.  tit.  XXXIi 
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scbreibnngen  fallen  in  der  Segel  mit  der  bürgerlichen  Eintheilung 
eines  Landes  zusammen.,  weil  diese  Allen  recht  wohl  bekannt  und 
ihnen  am  passendsten  ist ,  aber  sie  sind  nicht  nothwendig  dasselbe. 
Alle  Arten  von  Personen  gebrauchen  die  am  meisten  bekannte  bür- 
gerliche Eintheilung  eines  Landes  für  ihre  eigenen  Zwecke,  ohne  dass 
es  irgend  einem  Menschen  einfiele,  sie  darum  unter  die  Anklage  der 
Ausübung  territorialer  Jurisdiction  zu  stellen.  Geologen  gebrauchten 
die  Frovinzialeintheilung  als  Begionaleintheilung  for  Mineralien,  Bo- 
taniker für  Pflanzen,  Zeitungen,  als  die  bestimmten  Districte,  deren 
Interessen  eine  besondere  Vertretung  in  ihren  Spalten  finden  sollen, 
die  Dissenters  als  die  Sprengel  für  ihre  eigenen  geistlichen  Amte- 
handluugen  und  ebenso  adoptiren  die  Katholiken  diese  Eintheilungen 
als  Regionen  für  die  Seelen. 

Bevor  noch  die  vorliegende  Frage  in  irgend  einem  feindlichen 
Sinn  erörtert  wurde,  hatten  die  Canonisten  sie  wissenschaftlich  längst 
entschieden  und  gezeigt,  dass  die  Umschreibung  einer  Diücese  kei- 
nerlei Autorität  in  sich  schliesst,  die  als  territorial  zu  begreifen 
wäre,  dass  eine  Diöcese  in  der  Vereinigung,  in  der  Umfassung  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Seelen,  und  nicht  in  einem  Strich  Landes  be- 
stehe, dass  also  die  Grenzen  einer  Diöcese  nichts  anderes  sind,  als 
die  Umschreibung  ihrer  geistlichen  Herde. 

Van  Espen  ist  nicht  nur  wegen  seiner  Gelehrsamkeit  und  sei- 
nes juristischen  Scharfsinnes  ,  sondern  auch  wegen  seiner  Neigung, 
eher  auf  Seiten  des  Staates  als  der  Kirche  zu  tret^  in  der  vorlie- 
genden Frage  eine  gewiss  ganz  unbestrittene  Autorität.  Er  sagt: 
»Wenn  man  auf  die  Disciplin  der  Kirche  von  der  ersten  Zeit  an  zu- 
rückblickt, wie  sich  dieselbe  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  hat, 
so  werden  die  Bischöfe ,  bei  ihrer  Ordination,  ein  jeder  für  sich,  im- 
mer for  eine  bestimmte  Kirche  oder  Diöcese  eingesetzt,  in  welcher 
sie  thatsächlich  arbeiten  und  ihr  Amt  nach  den  wohlbekannten  Wor- 
ten des  hl.  Gyprian  ausübe,  der  sagt,  dass  »den  verschiedenen  Hir- 
ten ein  Theil  der  Herde  bestimmt  ist,  welche  ein  Jeder  leitet  und 
regiert.!  Und  dann  führt  van  Espen  die  älteste  Gesetzsaounlung 
der  Kirche,  die  apostolischen  Canones  an,  deren  38.  besagt,  dass 
derjenige  der  Bischof  sei ,  »dessen  Glaubim  das  Volk  anvertraut  ist 
und  über  dessen  Seelen  von  ihm  Rechenschaft  gefordert  wird.«  Fer- 
ner beruft  er  sich  noch  auf  den  24.  Canon  des  Gondls  von  Antio- 
chia,  welcher- die  Angelegenheiten  der  Kirche  in  die  Macht  desBi» 
schofs  legt,  »dem  alles  Volk  anvertraut  ist  und  die  Seelen  aller 
derer,  welche  sich  in  der  Kirche  sammeln  ^).€ 

1)  Jas  Ecolet.  F.  I.  c.  III. 
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Papst  Benedict  X7F.,  einer  der  grOssten  Canonisten  und  un- 
bestrittener Repräsentant  der  römischen  Lehre,  sagt  mit  wissenschaft- 
licher Schärfe,  die  ordnnngsmässige  bischöfliche  Jurisdiction  ist  »die 
Gewalt  über  den  Klerus  und  dias  Volk  innerhalb  bestimmter  Gren- 
zen.« Weiterhin  sagt  er,  diese  bischöfliche  Jurisdiction  sei  die  Ge- 
walt über  die  über  das  Land  zerstreuten  Seelen  ^). 

Fiignani^  ein  weiterer  römischer  Canonist  von  hohem  Ansehen, 
sagt,  dass  die  kirchliche  Jurisdiction  »eine  sichere  sein  müsse  piit 
Besag  auf  das  Territorium ;  ohne  dasselbe  werde  sie  unbestimmt, 
QDsicher  sein  und  der  Bischof  werde  nicht  wissen,  auf  welche  Per- 
sonen sich  seine  Jurisdiction  erstrecke.«  Dann  erklärt  er,  dass  »ord- 
inngsmässige  Jurisdiction  sich  an  das  Territorium  halten  müsse,  in- 
soweit als  dieses  ihre  Grenzen  umschreibe  und  zeige,  wo  dieselbe 
beginne  und  wo  sie  ende.^  Nicht  zufneden  mit  dieser  Definition, 
ghiehsam  als  hätte  er  schon  die  Antwort  gegen  den  Vorwurf  einer 
Dsarpation  territorialer  Rechte  angeben  wollen ,  geht  er  weiter  und 
zeigt,  dass  die  Jurisdiction  sich  gleichsam  lUer  das  Land  erbebe, 
wean  sie  anch  genau  dessen  Grenzen  innehalte.  Er  braucht  dazu  ein 
eigeotbfimliclies  Bild.  Er  sagt:  »Est  supra  territorium  prout  ne- 
bsla  supra  paludem ,  et  sie  se  extendit  jurisdictio  per  modum  men- 
8ohe  territorii ,  sicut  nebula  per  modum  mensurae  paludis  et  re- 
stringitur  ad  Dioecesim  et  ad  subditos.  Die  Jurisdiction  jst  etwas  über 
das  Land  sich  Erhebendes ,  wie  etwa  der  Nebel  über  dem  Sumpfe, 
und  sie  dehnt  sich  in  der  Art  ihres  ümfanges  über  das  Territorium 
ios,  wie  die  Nebelwolke  in  ihrer  Form  und  in  ihrem  Umfange  über 
die  Umgebung  des  Sumpfes  sich  ausdehnt ;  sie  findet  in  den  Gren- 
zen derDiöcese  und  in  den  in  ihr  wohnenden  Seelen  ihre  Grenze').« 

Aber  da  die  Jurisdiction  sich ,  wie  Benedict  XIV.  bemerkt, 
über  die  Seelen  erstreckt ,  so'  muss  sie  noth wendigerweise  die  Men- 
Kkea  ganz  treffen.  Und  da  treten  denn  die  zeitlichen  Accessorien 
der  geistlichen  Dinge  hervor,  welche,  sobald  sie  dem  Dienst«  Gottes 
giBweiht  sind,  einen  geistlichen  Charakter  annehmen,  wie  die  Kirchen 
oad  ihre  Zugehörigkeiten,  die  Opfer  der  Gläubigen  zum  Unterhalt 
des  Klerus  nnd  des,  Gultus-,  dessen  Aufseher  und  Leiter  der  Bi- 
ediof  ist.  Das  ist  so  allgemein  zugestanden,  dass  es  Niemanden  bis 
Wn  eingefallen  ist,  auch  nur  anzunehmen ,  diese  geistliche  Juris- 
&tioQ8gewalt  könne  mit  den  Rechten  des  Staates  in  Streit  gerathen, 
oder  zu  behaupten,  dass  sie  eine  Usurpation  der  territorialen  Auto- 
rität seL 

1)  De  Syn.  Dioe.  und  Bnllar.  vol.  II.  Constit.  XXXm. 

2)  In  Hb.  I^  Deer.  de  Off.  jiid.  ord.  c.  1. 
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Das  Concil  von  Trient  setzt  den  Grnnd  für  die  Eintheilang  der 
Ekche   in  Diöcesen   mit  folgenden  Worten  auseinander:    »Höchst 
gerecht  sind  die  Diöcesen  von  einander  verschieden,  damit  unter  den 
verschiedenen  Herden  jede  den  für  "sie  bestimmten  Hirten   habe, 
jeder  derselben  die  Sorge  für  seine  eigenen,  ihm  zugewiesenen  Schafe, 
habe;  damit  keinerlei  Verwirrung   in  der  kirchlichen  Ordnung  ent- 
stehe und  damit  eine  und  dieselbe  Kirche  in  keiner  Weise  zu  zwei 
Diöcesen  zum  grossen  Schaden  dieser  Kirche  gehöre  ^).<    Diese  ent- 
scheidende ,  conciliarische  Erklärung  zeigt  klar ,  dass  es  die  Seelen 
und  die  Kirchen  sind ,  nicht  die  Territorien  selbst ,  welche  bei  der 
Theilung  in  Diöcesen  in  Betracht  kommen.    Wenn  daher  hervorra- 
genden Canonisten,  wie  Barbosa,  nach  den  Worten  des  Corpus  juris 
eine  Diöcese  als  eine  Stadt  und  ein  Territorium  definiren ,   wo   ein 
Bischof  und  ein  Bisohofsstuhl  sei ,   so  sprechen  sie  von  Stadt  und 
Territorium  einzig  in  diesem  Sinne,  als  von  einer  Zusammengehörig- 
keit, einer  Umschreibung  von  Kirchen  und  Gemeinden.    Darum  be- 
weisst  Barbosa  nach  Aufstellung  dieser  Definition,  dass  eine  Diöcese 
nicht  nothwendig  mit  der  politischen,   bürgerlichen   oder  zeitliche 
Gircumscription  zusammenfolle  und  stellt  zu  dem  Ende  folgende  auf 
Grund   der  Texte   des  canonischen  Gesetzes  formulirten  Sätze  auf, 
dass   1)   eine  Stadt   nicht  nothwendig  das  Vorhandensein  eines  Bi- 
schofs in  sich  schliesst ;  2)   dass   die  Diöcesangrenzen  darum  nicht 
sich  ändern,  weil  die  zeitlichen  oder  bürgerlichen  Grenzen  eine  Aen- 
derung  erfahren  und  eine  Diöcese   ganz  oder  zum  Theil  unter  ver- 
schiedene Souveränetäten  übergegangen  ist ;  3)  dass  darum  »bischöf- 
liche Diöcese  den  Grund  ihrer  gegenseitigen  Unterscheidung  nicht 
in  der  Umschreibung  der  Civilgewalt  finden  ^).€ 

Auch  angesehene  anglikanische  Canonisten  stimmen  mit  die- 
ser Lehre  der  katholischen  Canonisten  übereiu.  Der  gelehrte  J9bofter 
sagt:  »Auch  war  diese  (die  vorhin  auseinandergesetzte)  Ordnung 
der  Bischöfe  nicht  etwa  nur  wenigen  Kirchen  eigen ,  sondern  die 
ganze  Welt  war  ihr  unterworfen,  dergestalt,  dass  man  nicht  für 
eine  Kirche  hielt ,  was  nicht  einem  Bischöfe  unterworfen  war.  Es 
war  die  allgemein  angenommene  Ueberzeugung  der  alten  christlichen 

1)  Sess.  XIV.  c.  8.  de  Reform. 

2)  De  offic.  et  potest  episc ,  p.  1.  tit.  I.  c.  VII.  So  sind  noch  jüngst  durch 
den  Frankfurter  Friedensvertrag  zwischen  dem  deutschen  Reiche  and  Frankreich 
die  gegepsdtigen  Landesgrenzen  abgeändert  worden,  ohne  dass  dadurch  schon 
die  Diöcesangrenzen  der  zn  Deutschland  kommenden  BisthQmer  Metz  und  Strasa- 
hnrg  yerandert  worden  wären.  Dies  ist  erst  später  durch  einen  besonderen  Akt 
der  obersten  päpstlichen  Jnrisdictionsgewalt  in  der  Weise  geschehen ,  daas  die 
Landesgrenzen  anch  wiedenun  die  Diöcesangrenzen  wurden. 
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Welt,  dass  die  Kirche  im  Bischöfe  ist  (ecclesia  est  in  episcopo),  dass 
das  äussere  sichtbare  Wesen  einer  Kirche  darin  bestehe ,  dass  Ad 
einen  Bischof  habe^*«  und  mit  besonderem  Bezüge  anf  unsere 
Frage  sagt  Hooker:  »Die  Kirche«  wo  der  Bischof  mit  dem  Col- 
leginm  der  Presbyter  seiner  Umgebung  sitzt,  nennen  wir  einen  BMd^ 
den  lokalen  Bereich  seiner  Autorität  bezeichnen  wir  als  eine  liiSeese. 
Knem  Bischöfe  innerhalb  des  Bereiches  seines  eigenen  Stuhles  und 
seiner  Diöcese  hat  es  rechtlich  in  Kri^  seines  Amtes  immer  zuge* 
standen,  Presbyter  zu  ordiniren,  Diaconen  zu  weihen  und  rechtskräf- 
tig in  allen  wichtigeren  Angelegenheiten  zu  entscheiden  3).€ 

« 

Bingham^  der  anglikanische  Archäologe,  beweist,  dass  die  bi- 
schöfliche Autorität  sich  über  die  Personen  >jedweden  Ranges  oder 
jedweder  Qualität  innerhalb'  der  Diöcese,  des  Umfanges  und  der  Grenze 
ihrer  Gewaltc  sich  erstrecke.  »Und  Cyprian  ,€  bemerkt  Bingham, 
»definirt  die  Kirche  (d.  h.  die  Diöcese),  als  eine  nait  ihrem  Bischof 
geeinte  Gemeinde,  eine  ihrem  Hirten  anhängende  Herde.  Desshalb 
kann  man  sagen ,  die  Kirche  sei  in  dem  Bischöfe  und  der  Bischof 
in  der  Kirche  und,  wenn  Einige  nicht  mit  ihrem  Bischöfe  sind ,  so 
säen  sie  nicht  in  der  Kirche 3). c  Und  er  bemerkt,  dass,  obschon 
die  Kirche  gewöhnlich  in  ihren  Eintheilungen  den  Provinzen  und 
Dideesen  bürgerlicher  Eintheilung  folgte,  dies  doch  nicht  immer  der 
Fall  gewesen  sei  und  dass  es  »der  Kirche  immer  frei  gestanden, 
dem  Vorbilde  und  den  Theilungen  des  bürgerlichen  Status  zu  folgen 
oder  nicht,  je  nachdem  sie  solches  als  zuträglich  f&r  sich  selbst  erachtet 
habe.«  Und  weiterhin  bemerkt  er  nochmals,  dass  »in  den  Dingen, 
in  welchen  sie  der  bürgerlichen  Form  sich  anschloss,  ihre  Freiheit 
sowohl  durch  kirchliche  wie  staatliche  Gesetze  garantirt  worden  zu 
sein  scheint ;  und  nichts  der  Art  ihr  aufgezwungen  worden  sei,  was 
^  nicht  selbst,  als  ihrer  Ordnung  gemäss,  in  ihrer  eigenen  Weisheit 
ond  Klugheit  für  gut  befunden  habe  ^).€ 

Aus  diesen  Darlegungen,  die  beliebig  erweitert  werden  könn- 
ten, ergibt  sich  klar,  dass  bischöfliche  oder  Diöcesanjurisdiction  nicht 
eine  territoriale  im  bürgerlichen  Sinne  des  Wortes  ist,  dass  sie  sich 
nicht  auf  das  Land  als  solches  erstreckt,  dass  sie  nicht  mit  den  bür- 
gerlichen Bechten  oder  der  bürgerlichen  Autorität  collidirt,  sondern 
dass  sie  nichts  ist,  als  eine  geistliche  Autorität  über  Personen  und 

1)  Ecclesiastical  Polity  VII,  eh.  5. 

2)  Das.  Vn.,  eh.  8. 

3)  Antiqolties  of  the  Christian  Chnrch,  JI,  5,  1. 

4)  Das.  IX.,  eh.  1,  7. 
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Kirchen  innerhalb  gewisser  Grenzen  und  zwar  aber  solche,  die  that- 
sächlich,  wie  Cyprian  sagt,  dem  Bischöfe  anhangen.c 

Es  bleibt  die  letzte  Frage:  was  ist  ein  Bischofstitel?    Ein  Bi- 
schofstitel ist  zunächst  kein  Titel  weltlicher  Wfirde  und  Ehre,  deren 
Verieihung  eine  Prärogative  der  Souveränet&t  ist.    Darum  ist  auch 
der  Bischofstitel  nicht  an  sich  selbst  ein  Baronialtitel ,   obschon  das 
bei  den  alten  Bischöfen  des  katholischen  Englands  der  Fall  war  und 
heute  noch  ebenso  mit  den  anglikanischen  Bischöfen'  ist.    Jener  Ba- 
ronialtitel ergab  sich  für  die  alten  Bischöfe  von  selbst  aus  ihrer 
Stellung  in  der  Feudalverfossung  oder  aus  der  den  Bischöfen  kraft 
der  zeitlichen  Souveränetät  verliehenen  zeitlichen  Stellung.  Als  kirch- 
licher Titel,  wie  er  heute  bei  den   katholischen  Bischöfen  in  Eng- 
land gilt,  ist  der  Bischofstitel  nichts  derartiges  mehr.    Es  ist  kein 
von  irgend  einem  Lande,   einer  Stadt  oder  einer  Oegend  herge- 
nommener Titel,  obschon  in  demselben  der  Namen  irgend  einer  Stadt 
vorkommt.    Denn   der  Titel   ist   nicht  der  Titel  eines  Landes  oder 
einer  Stadt,  sondern  der  Titel  einer  in  diesem  Lande  oder  in  dieser 
Stadt  liegenden  Kirche  ist,  welche  ihren  Namen  von  der  Stadt  oder 
dem  Lande  nimmt.    Ueberdies  ist  es  irrig  anzunelimen,   dass   ein 
Bischof  der  katholischen  Kirche  seinen  Titel  von  der  Stadt  oder  dem 
Lande  nimmt,  denn  er  nimmt  den  Titel  von  einer  Kirche  und  einer 
ganz  besonderen  Kirche  seiner  eigenen  Gemeinschaft,  in  der  sein  Bi- 
schofestuhl  aufgerichtet  ist.    Denn  der  Stuhl,  die  Sedes,  ist  der  Sitz 
des  Bischofs  und   lange  bevor  noch  die  weltliche  Begierung  irgend 
einen  Stuhl  anerkennt  hatte,  hatte  der  hl.  Märtyrer   Ignatius  den- 
selben schon  als  »den  Thron  des  Bischofsc  bezeichnet.  »Der  Bischofs- 

» 

stuhl,€  sagt  Ferraris,  »ist  die  Cathedralkirche,€  und  das  Condl  von 
Trient  gebraucht  in  den  vielen  Decreten,  wo  es  von  der  Einsetzung 
der  Bischöfe  spricht  immer  dieselben  Ausdrücke,  indem  es  von  »der 
Beförderung  der  Bischöfe  zu  den  Cathedralkirchenc  und  nie  von 
ihrer  Beförderung  zu  Städten  oder  Gegenden  spricht. 

Auch  Hooher  spricht  dies  klar  aus.  Er  sagt:  »Es  ist  ein 
Unterschied  zu  bemerken  zwischen  der  einen  Kirche,  wo  der  Bischof 
seinen  Stuhl  hat,  und  allen  übrigen,  die  davon  abhängen.  Diese  eine 
Kirche  ist  gewöhnlich  Cathedralkirche  genannt  worden ,  genau  in 
Uebereinstimmung ,  und  in  demselben  Sinne,  wie  Ignatius  dort ,  wo 
er  von  der  Kirche  zu  Autiochia  spricht,  sie  einen  Thron  nennt  Und 
Cyprian,  welcher  des  Evaristus  Erwähnung  thut,  welcher  als  Bischof 
abgesetzt  worden  war ,  nennt  denselben  cathedra  extorrem ,  der  aus 


1)  Bibliotheca,  Art.  De  Sede  vacante. 
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seinem  Stöhle  herausgesetet  worden.    Die  Kirche,    wo  der  Bischof 
mit  dem  CoUegiam  sitzt,  nennen  wir  einen  StM^).€ 

Als  Dr.  Ullathome  1867  vor  dem  parlamentarischen  Concile 
m  Sachen  der  kirchlichen  Titebacte  vernommen  wurde ,  verWies  er 
zweimal  die  Comit^mitglieder  auf  die  Einsicht  in  das  p&pstHche 
Brere  seiner  Bestallung  in  der  Absicht«  ihnen  zo  zeigen,  dass  das* 
selbe  ihn  nicht  in  irgend  ein  Territorium ,  eine  Stadt ,  sondern  ffir 
mne  bestimmte,  in  diesem  Breve  namhaft  gemachte  Kirche  einge- 
setzt habe,  nämlich  die  Birminghamer  Kirche.  Die  Mitglieder  des 
Coroit^  lehnten  die  Inspection  des  Breves  ab.  Die  in  solchen  Bre 
ven,  wodnrch'  Biscbofsstühle  besetzt  werden,,  gebrauchten  Ausdrücke 
sind  durch  die  ganze  katholische  Kirche  dieselben.  Sie  setzen  einen 
Bischof  ffir  die  Pariser  und  die  Birminghamer  Kirche,  Ecclesiae  Pa- 
risiensi  oder  Birminghamiensi,  ein,  und  der  Titel  ist  dann  regelmäs- 
sig Archiepiscopus  Ecclesiae  Parisiensis ,  oder  Episcopus  Ecclesia^ 
Krminghamensis ,  Erzbischof  von  Paris,  Bischof  von  Birmingham, 
oder  kfirzer  Archiepiscopus  Parisiensis ,  Episcopus  Birminghamensis, 
der  Pariser  Erzbischof,  der  Birminghamer  Bischof,  wie  man  gewöhn- 
lieh in  officiellen  Documenten  oder  in  dem  Concilien  unterschreibt 
Qiid  wie  die  Namen  der  Bischöfe  noch  auf  den  vaticaaisclien  Gon- 
dle aufgerufen  wurden.  Die  anderen  Kirchen  sind  von  der-  Cathe- 
draUdrche  abh&ngig  und  fallen  unter  die  Jurisdiction  dessen,  der  in 
jener  Barche  seinen  Stuhl  mit  bischöflicher  Autorität  inne  hat. 

M  also  ein  Bischofstitel  territorial  und  den  Ansprüchen  der 
borgerlichen  Jurisdiction  entgegen?  Haben  beide  überhaupt  etwas 
in  Bezug  auf  das  Territorium  gemein? 

riL  Die  kirchlichen  Titelsacte. 

Die  vorausgehende  Auseinandersetzung  hat  gezeigt,  wie  unsin- 
nig und  verwerflich  in  sich  jener  fast  wahnsinnige  Ausbruch  des  No- 
poperismus  in  England  war,  welcher  einen  grossen  Theil  der  Nation 
ia  den  ersten  sechs  Monaten  nach  der  Promulgation  der  Hierarchie 
befiel  Die  Schuld  dafBr  trägt  besonders  die  unverantwortliche  Sprache 
dar  tonangebenden  Presse  und  ein  masslos  heftiger  und  unbedachter 
Brief  eines  englischen  Staatsmannes.  Wenn  es  in  jenen  Tagen  in 
London  und  sonst  im  Lande  nicht  zu  Schlimmerem ,  zu  Blut  und 
wahnsinniger  Verfolgung  gekommen ,  so  ist  dies  nur  dem  gesunden 
Sinne  jener  Männer  zu  danken ,  welche  nicht  Willens  waren ,  ihre 
Vernunft  den  fanatischen  Vomrtheilen,  die  so  lange  geschlummert 
hatten  und  nun  mit  ungeahnter  Oewalt  aufs  neue  losbrachen,  zumbe- 

1)  Eccles.  Polity,  VH,  eh.  8,  3. 
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sch&menden  Opfer  zu  bringen ;  jenen  Männern ,  welche  im  Parla- 
mente, in  den  Zeitungen,  in  öffentlichen  Meetings  die  feindselige 
Bewegung  ableiteten  und  das  schnelle  Betreten  der  alten  gewohnten 
Pfade  der  (Gerechtigkeit  und  des  gesunden  Sinnes  wieder  anbahnten. 
In  dieser  Hinsicht  ist  das  grosse  Meeting  in  der  Stadihaile  von  Bir- 
minßham  von  entscheidender  Bedeutung  gewesen.  Was  aus  diesen 
Tagen  wilder  Aufregung  der  geschichtlichen  üeberlieferung  und  da- 
mit dem  dauernden  Andenken  an  eine  der  entscheidendsten  Krisen 
des  religiösen  Lebens  in  Efigland  werth -erscheint,  ist  vor  allem  das 
Auftreten  der  kirchlichen  und  staatlichen  Behörden. 

Aus  unserer  obigen  Darstellung  ergibt  sich  klar,  dass  die  Ver- 
bindung der  cardinalizischen  Würde  mit  der  erzbischöflichen  beider 
Einsetzung  des  ersten  hierarchischen  Hauptes  in  England  nach  kei- 
nem vorgefassten  Plane ,  sondern  in  Folge  einer  Reibe  von  Ereig- 
nissen Statt  hatte,  welche  ganz  ausserhalb  der  Berechnung  und  des 
Willens  ^et  römischen  Curie  lagen.  Und  doch  war  es  gerade  diese 
zußUige  Verbindung  des  Cardinalates  mit  der  Ernennung  des  er- 
sten Erzbischofs  von  Westminster,  welche  zur  Bearbeitung  der  Ein- 
bildungskraft der  Engländer  und  zur  Erregung  ihrer  hundertjährigen 
Vorurtheile  am  ergiebigsten  ausgebeutet  wurde.  Der  Cardincd-Erz- 
hischof  Dr.  Wiseman  schrieb  seinen  Hirteilbrief  ^  worin  er  die  mit 
seiner  Person  und  mit  den  kirchlichen  Verhältnissen  Englands  vor- 
gegangenen Aenderungeu  ankündigte ,  während  er  noch  in  Korn 
weilte.  Er  schrieb  denselben  in  der  gewissen  üeberzeugung ,  dass 
man  in  England  ihren  Sinn  und  ihren  Zweck  in  den  scbarf  an- 
gedeuteten Grenzen  wohl  verstehen  werde. 

Er  mochte  sich  nicht  im  entferntesten  träumen  lassen,  dass 
dieses  Hirtenwort,  begleitet  von  feindseligen  Commentaren  durch  das 
Medium  einer  falschen  und  übertriebenen  Auslegung  Seitens  der  Ta- 
gespresse,  alsbald  in  jede  englische  Familie  befördert  wurde.  Cardi- 
nal Wiseman  war  so  sehr  aller  Vermuthung  fremd,  dass  er  Eng- 
land, seiner  Begierung,  seinem  Volke  irgend  welchen  Anstoss  da- 
durch geben  werde,  dass  der  Brief,  welcher  England  die  erste  Kunde 
von  der  Herstellung  der  Hierarchie  und  seiner  eigenen  Berufung 
zur  Cardinalswfirde  brachte,  von  ihm  selbst  aus  dem  englischen  Col- 
leg  in  Rom  an  den  Herausgeber  der  »Jime^«  gerichtet  wurde.  Der 
Cardinal  erzählte  später  gerne,  wie  die  Autoritäten  in  der  Printing- 
House-square,  der  grossen  Druckerei  der  »Times,€  jenen  Briet,  meh- 
rere Tage  zurückbehalten  und  berathschlagt  hätten,  was  mit  dem« 
selben  anzufangen  wäre,  bevor  sie  zu  dem  Entschluss  gekommen, 
aus  demselben  Capital  für  die  Staatskirche  zu  schlagen,  welche  ge- 
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» 

rade  in  letzterer  Zeit  durch  das  siegreiche  Vordringen  des  Paseyis- 
mns  und  die  vielen  Bekehrongen  zum  Katholicismus  beunruhigt  war^ 
Zugleich  sollte  aus  dem  gewichtigen  Briefe ,  um  die  eigenen  Worte 
der  genannten  Autoritäten  zu  gebrauchen,  »politisches  GapitaU  zu 
Gunsten  des  ersten  besten  Staatsmannes  geschlagen  werden,  welcher 
die  Sache  aufgreifen  ^werde.  Endlich  und  selbstverständlich  vergass 
die  »Times,  €  wie  bei  allen  ihren  Hauptaictioneii,  nicht  das  Interesse 
des  eigenen  Yortheils. 

Nicht  allein  dieser  Brief  an  die  »Tiroesc  bewies  die  vollstän- 
dige Aufrichtigkeit  der  Absiebten  des  Cardinais  und  das  Fernsein 
aller  und  jeder  Absicht  urgend  einer  Beleidigung ,  sondern  derselbe 
gab  auf  seinem  Wege  nach  England  davon  noch  einen  weiteren  Be- 
weis durch  einen  Brief  an  den  Premierminister,  Derselbe  wurde  so- 
fort geschrieben  und  von  Wien  aus  abgesandt,  als  die  ersten  OerQchte 
der  Agitation ,  die  in  England  sich  erhob  und  im  fortwährenden 
Wachsen  blieb,  den  Cardinal  dort  erreichte.  Dieser  Brief  wird  ein 
onvergängliches  Zeugniss  für  den  Geist  ablegen,  der  ihn  dictirte  und 
belebte.  Da  nur  der  letztere  Theil  desselben  in  Wiseman's  »Appell 
ao  das  englische  Volke  aufgenommen  wurde,  so  möge  der  Brief  nach 
seinem  ganzen  Inhalte  hier  stehen.  Man  wird  ihn  aber  vollends 
erst  verstehen,  wenn  man  die  Znsamn^enkunffc  im  Auge  behält ,  die 
der  Cardinal  vor  seiner  Abreise  nach  Rom  mit  Lord  John  Rüssel 
batte  und  in  welcher  er  unter  anderem  seiner  in  Aussicht  genom- 
menen Erhebung  zum  Purpur,  sowie  der  von  Sr.  Heiligkeit,  dem 
Papste  ausgesprochenen  Absicht,  ihn  in  Rom  zurfickzuhalten,  Erwäh- 
RQQg  gethan  hatte.  Beiderseits  war  die  Zusammenkunft  eine  herz- 
liche. Der  Brief  an  Lord  John  Rüssel  ist  datirt  Wien ,  3.  Novem- 
ber 1857  urid  lautet  also: 

»Mein  theurer  Lord !'  Es  war  meine  Absicht ,  bevor  ich  Rom 
▼erliess,  Ew.  LordschafI;,  wie  ich  versprochen  hatte,  über  die  Gesin- 
Dimgen  des  heiligen  Stuhles  in  Betreff  der  Sendung  eines  englischen 
Hinisters  nach  Rom  in  specieller  Mission  zu  schreiben.  Ich  wurde 
baoptsächlich  durch  den  Umstand  daran  gehindert,  dass  meine  letzte 
Zusammenkunft  mit  Cardinal  Antonelli  in  dieser  Sache  erst  einen 
Tag  vor  meiner  Abreise  stattfand.  Er,  der  Cardinal ,  gab  mir ,  wie 
&  schon  früher  gethan  hatte ,  die  Versicherung ,  dass  während  der 
hfA  glücklich  sein  würde,  jeden  englischen  Minister  in  den  spe- 
dell  von  Ew.  Lordschatt  angedeuteten  Angelegenheit  zu  empfangen, 
68  dem  römischen  Hofe  indess  unmöglich  sein  wüjrde  einen  ständigen 
Ministarresidenten  zu  empfangen,  so  lange  das  Ctosetz,   welches  die 
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die  diplomatischen  Beziehungen  zwischen  Rom  und  England  regelt, 
in  seiner  gegenwärtigen  Fassnng  aufrecht  erhalten  würde. 

»Ich  nehme  diese  Oelegenheit  wahr,  noch  einmal  auf  eine  Zu* 
samroenkunfl  mit  Ew.  Lordschaft  im  verflossenen  August  zurückzu- 
kommen, da  ich  es  mir  schuldig  zu  sein  glaube,  gegen  eine  mög* 
liehe  Anschuldigung  oder  einen  Verdacht  auf  der  Mut  zu  sein ,  der 
in  Folge  dieser  Zusammenkunft  und  dessen,  was  dort  gesprochen 
wurde,  entstehen  könnte.  Ich  sprach  zu  Ew.  Lordschaft,  wie  einer, 
der  im  Begriffe  steht,  England  zu  verlassen  ohne  die  Absicht ,  dort- 
hin zurückzukehren,  und  jetzt  kannte  es  möglicher  Weise  gedeutet 
werden,  dass  dies  nicht  der  Fall  gewesen.  Ich  bitte  desshalb  Ew. 
Lordschafk  die  Versicherung  hinzunehmen,  dass  ich  in  aller  Aufrich- 
tigkeit sprach,  als.ich  meine  Abreise  als  definitiv  andeutete  und  dass 
ich  nicht  im  mindesten  daran  dachte,  zurückzukehren.  Es  liegt  mei- 
ner Besorgniss  alles  daran,  daes  in  dem  Geiste  Ew.  Lordschaft  nicht 
im  mindesten  der  Eindruck  zurückbleibe,  als  hätte  ich  die  allerge- 
ringste Absicht  gehabt,  Sie  zu  täuschen. 

»Ich  kann  nur  mein  tiefstes  Bedauern  über  die  irrige  und  selbst 
entstellte  Ansicht  aussprechen ,  welche  die  englischen  Blätter  von 
dem,  was  der  heilige  Stuhl  in  Bezug  auf  die  geistliche  Leitung  .der 
englischen  Katholiken  gethan  hat,  verbreitet  haben.  Ich  nehmte  mir 
indessen  die  Freiheit,  zu  constatlren,  dass  die  Massnahme,  welche 
nun  promulgirt  ist,  nicht  allein  seit  lange  vorbereitet  ist,  sondern 
sogar  seit  drei  Jahren  gedruckt  vorliegt  und  vom  Papste  dem  Lord 
Minto  gelegentlich  einer  Audienz  in  einer  Copie  vorgezeigt  wurde. 
Ich  habe  kein  Recht,  Ew.  Lordschaft  in  dieser  Sache  mich  irgend 
weiter  aufzudrängen,  als  dass  .ich  das  Anerbieten  erneuere,  jede  Aus- 
einandersetzung, welche  Ew.  Lordschaft  als  wüuschenswerth  bezeich- 
net, zu  geben,  in  der  festen  Ueberzeugung,  dass  es  in  meiner  Macht 
steht,  besonders  jene  offensive  Auslegung,  welche  der  letzte  Act  des 
apostolischen  Stuhles  erfahren,  ^ü  beseitigen ,  als  ob  nämlich  dieser 
Act  durch  politische  Gesichtspunkte  oder^  durch  irgend  ein  Gefühl 
der  Feindseligkeit  eingegeben  worden  sei. 

»Und  mit  Rücksicht  auf  mich  selbst,  bitte  ich  mir  zu  gestat- 
ten, die  Erklärung  beizufügen ,  dass  ich  mit  einer  rein  kirchlichen 
Würde  bekleidet  bin ;  dass  ich  keinerlei  weltliche  oder  zeitliche  De- 
legation irgend  welcher  Art  habe ;  dass  meine  Pflichten  dieselben 
sein  werden,  die  sie  immer  gewesen,  nämlich  die  Sittlichkeit  derer 
die  meiner  Obhut  anvertraut  sind  und  besonder^  die  Massen  unserer 
Armen,  zu  fördern  und  jene  Gesinnungen  der  Aufrichtigkeit  und  des 
freundlichen  Verkehrs  zwischen  den  Katholiken  und  ihren  Landsleu- 
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ten  ZQ  unterhalten ,  welche ,  wie  ieh  mir  wohl  schmeicheln  darf ,  in 
mir  ein  Mittel  der  Bessernng  and  Förderang  gefunden  haben.  Jch 
habe  das  feste  Vertrauen,  dass  die  Zeit  wohl  bald  offenbar  machen 
wird,  was  dne  augenblickliche  Erregung  nur  vorQbergehend  verhüllen 
kann,  dass  nämlich  sociale  und  öffentliche  Yortheile  daraus  entstehen 
müssen,  wenn  man  die  Katholiken  Englands  aus  jener  seltsamen  und 
nothwendig  nur  vorübergehenden  (kirchlichen)  Verwaltungsform  be- 
freit^ unter  welche  sie  gestellt  waren;  wenn  man  auf  sie  jene  ord- 
nnngsmässige  und  bestimmtere  Form  der  Verwaltung  ausdehnt, 
welche  in  ihrer  Sarche  die  normale  ist,  und  welche  bereits  so  wohl- 
thätig  in  fast  jeder  Colonie  des  britischen  Reiches  sich  erwiesen 
bat 

»Ich  bitte  um  Entschuldigung,  so  knge  schon  die  Aufmerk- 
samkeit Ew.  Lordschaft  in  Anspruch  genommen  zu  haben ;  aber  ich 
bin  dazu  durch  die  immer  gleichförmige  Güte  und  Freundlichkeit 
ermuthigt  worden ,  welche  ich  jeder  Zeit  und  von  jedem  Mitgliede 
der  Begiernng  Ihrer  Majestät  erfahren  habe,  mit  welchen  ich  ge- 
schäftlich zu  verkehren  hatte,  und  von  Ew.  Lordschafb  ganz  insbe- 
sondere. Ich  bin  dazu  ermuthigt  worden  durch  das  aufrichtige  Ver- 
langen, dass  diese  freundlichen  Verbindungen  nicht  unterbrochen 
werden  möchten,  c 

Diese  Zeilen  sind  gerade  den  Tag  vorher  geschrieben ,  an  wel- 
chem der  edle  Lord,  an  den  sie  gerichtet  und  abgesandt  waren,  sei- 
nen berühmten  Brief  an  den  (anglikanischen)  Bischof  van  Durham 
schrieb.  Der  berühmte  Kenner  des  englischen  Rechtes,  Sir  Oearge 
BmyeTy  hat  in  seiner  »geheimen  Geschichte  der  Schöpfhng  der  ka- 
tholischen Hierarchiec  die  ersten  Schritte  des  Cardinais  nach  sauer 
Ankunft  in  England  beschrieben.  Aus  dieser  geheimen  Geschichte 
möge  folgende  Stelle  hier  stehen:  »Cardinal  Wiseman,«  sagt  Sir 
George  Bowyer,  »kam  in  einer  sehr  frühen  Morgenstunde  in  England 
in;  ich  war  zu  seinem  Empfange  deputirt.  Nach  einer  langen  Un- 
terredung,  in  welcher  der  Cardinal  das  Missverständniss  und  die 
Sntstellungen  beklagte,  durch  welche  die  öffentliche  Meinung  ge- 
ftlscht  wurde,  ersuchte  er  mich ,  seinerseits  die  nothwendigen  Aus- 
einandersetzungen Ihrer  Majestät  Regierung  zu  machen. 

»Auf  den  Rath  Mr.  Charles'  Greville  ging  ich  zu  Lord  Lam- 
dmcne,  dem  Präsidenten  des  Staatsrathes.  Ich  fand  den  edlen  Lord 
in  tiefer  Betrübniss  über  die  .Lage  der  Dinge  im  Lande.  Er  gab 
mir  die  Versicherung ,  Lord  John  Rüssel  habe  seinen  Brief  an  den 
fiischof  von  Durham  veröffentlicht,  ohne  ihn  seinen  Collegen  mitzu- 
theilen  und  er  (Lord  Lansdowne)  müsse  das  tief  bedauern.  •  •  .  Ich 
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hatte  drei  oder  vier  lange  Besprechungen  mit  dem  Präsidenten  und 
ich  gknbe,  die  Anseinandersetzungen,  die  ich  ihm  gewährt,  wurden 
insoweit  f&r  genügend  erachtet,  dass  der  edle  Lord  sich  überzeugte, 
das  Verhalten  des  Cardinal  Wiseman  sei  ein  vollkommen  offenes  und , 
ehrenhaftes  gewesen  und  dass  nicht  die  geringste  Idee  eines*  Angriff 
fes  oder  irgend  einer  Handlung  vorliege,  wodurch  die  öffentliche  Mei- 
nung des  Landes  gereizt  worden  sei.  Der  edle  Lord  beklagte  wieder- 
holt die  Erregtheit,  welche  sich  der  öffentlichen  Meinung  bemäch- 
tigt. Er  fühlte,  dass  deri^elben  ein  ungeheures  Mtssverständniss  zu 
Grunde  liege.  Er  sah ,  dass  man  in  Bom  die  äusserste  Behutsam- 
keit an  Tag  gelegt,  dem  in  England  bestehenden  Gesetze  Bechnung 
zu  tragen  und  dasselbe  zu  respectiren.  Aber  der  entfesselte  Sturm 
der  blinden  Yorurtheile  und  der  tiefwurzelnden  protestantischen  An- 
tipathie konnte  nicht  mehr  in  bestimmte  Grenzen  gedämmt  werden, 
noch  insoweit  beruhigt  werden ,  dass  sie  für  eine  etwaige  Betracta- 
tion  in  der  Zukunft  sich  willfähriger  zeigen  würde,  als  einzig  durch 
eine  legislative  Massregel,  ähnlich  der  der  kirchlichen. Titelsacte.c 

Den  Cardinälen  der  Propaganda  hatte  Dr.  Ullathome  die  streng- 
sten Versicherungen  gegeben,  dass  durch  die  fOr.die  neuen  Bisthü- 
mer  gewählten  Titel  kein  englisches  Gesetz  verletzt  würde.  Das  war 
correct;  und  schon  am  7.  Februar  1851  bestätigte  der  englische 
Premierminister  dies  in  der  Bede,  mit  welcher  er  die  Titels-Bill  ins 
Haus  der  Gemeinen  brachte.  Seine  Ausführungen  waren  folgende: 
»Der  erste  Schritt,  den  die  Begierung  unternahm,  nachdem  sie  ihre 
Aufmerksamkeit  diesem  apostolischen  Schreiben  zugewandt,  war,  dass 
sie  den  Bechtsanwälten  der  Krone  die  Frage  vorlegte,  ob  diese  apo- 
stolischen Schreiben  unter  irgend  ein  bekanntes  Gesetz  fielen,  und 
welches,  ihrer  Ansidit  nach,  die  Wirkung  einer  Verfolgung  sein  würde 
gegen  die,  welche  dieses  Schreiben  ins  Land  gebracht  hätten?  Die 
Ansicht ,  wekhe  der  Begierung  durch  die  Eronanwälte  unterbrei- 
tet wurde,  ging  dahin  (ohne  hier  den  Wortlaut  selbst  näher  anzu- 
führen), dass  mit  Bezug  auf  die  Annahme  der  verschiedenen  ange- 
fahrten Titd  und  mit  Bezug  auf  den  gegenwärtigen  Zustand  der 
Gesetzgebung  und  des  bestehenden  Strafrechtes  nicht  angenommen 
werden  könnte ,  dass  weder  auf  Grund  des  gemeinen  Bechtes  noch 
nach  dem  Strafrechte  die  Annahme  dieser  Titel  illegal  sei,  oder  dass 
solche  Personen,  welche  dieselben  angenommen ,  mit  Erfolg  könnten 
zur  Verantwortung  gezogen  werden,  c  Die  Annahmer  dieser  geist- 
lichen Titel  war  also  kein  AngrilT  auf  die  Gesetze  Englands.  Um 
aus  diesen  Titeln  einen  AngrilT  herauszuconstruiren,  wurde  ein  neues 
der  vorliegenden  Thatsache  angepasstes  Strafgesetz  nothwendig. 
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Zar  Charakteristik  dieses  Actes  der  Gesetzgebung,  welcher  der 
Grandlagen ,  die  ein  Gesetz  in  einem  christlichen  Lande  nnerlässlich 
und  unabänderlich  zu  seiner  Gältigkeit  haben  niuss ,  gänzlich  ent- 
behrte, nämlich  dass  ein  solches  Gesetz  nicht  mit  den  Gesetzen 
Gottes  im  Widersprach  stehe  und  nicht  die  Freiheit  des  christlichen 
Gewissens  vemichte,  werden  zwei  Thatsachen  genügen:  Die  erste 
ist  die,  dass  die  kirchlichen  Titelsacte  eingestandenermassen  in  dem 
Ausbruche  einer  rein  persönlichen  Leidenschafüichkeü  ihren  an- 
fänglichen Grund  hatte.  In  dem  Briefe  an  den  Bischof  von  Dur- 
ham  hatte  der  dies  Staatsgesetz  einbringende  Minister  gesagt:  »Ich 
fühle  mich  so  erregt  und  empört ,  wie  Sie  immerhin  niyr  sein  kön- 
nen !€  Femer .  »Ich  gestehOi  dass  meine  Unruhe,  meiner  Erbitter- 
img nicht  gleichkommt.c  Der  hauptsächlichste  Grund  des  Angrif- 
fes auf  die  Katholiken  aber  war  eine  in  einem  Theile  der  anglika- 
msehenKirehe  selbst  unterhaltene  masslase  FurdU.  Auch  dies  geht 
klar  aus  den  Worten  des  Durhamer  Briefes  hervor.  Der  Verfasser 
sagte  dort  geradezu :  »Es  gibt  indessen  noch  eine  Gefohr ,  welche 
mich  mehr  quält,  als  jeder  Angriff  eines  auswärtigen  Fürsten.  Geist- 
liehe unserer  eigenen  Kirche ,  welche  die  89  Artikel  unt^^chrieben 
haben  und  in  ausdrücklichen  Worten  die  Supremantie  der  Königin 
anerkannt  haben ,  sind  die  allereifrigsten  gewesen ,  ihre  Gemeinden 
Schritt  für  Schritt  bis  hart  an  den  jähen  Abgrund  zu  fähren.  Die 
den  Heiligen  erwiesene  Ehre  ,  der  Anspruch  auf  Unfehlbarkeit  fär 
die  (eigene)  Kirche ,  der  abergläubige  Gebrauch  des  Kreuzzeichens, 
das  Herableiem  der  Liturgie,  um  gleichsam  die  Sprache ,  in  der  sie 
gescbriebra  ist,  zu  verbergen,  die  Empfehlung  der  Ohrenbeichte,  die 
Verwaltung  der  Busse  und  der  Absolution ,  alles  das  sind  Dinge, 
weldie  von  dem  Klerus  der  Kirche  Englands  als  annehmenswerth 
bezeichnet  werden  und  die  nun  offen  von  dem  Bischof  von  London 
in  sdner  Klage  wieder  den  Diöcesanklerus  verworfen  werden.  Was 
vat  denn  alle  Gefahr,  die  von  einem  auswärtigen  Fürsten  zu  befürch- 
ten wäre,  der  keine  grosse  Macht  hat,  verglichen  mit  jener,  die  uns 
Ton  den  unwürdigen  Söhnen  der  Kirche  von  England  in  unserer  Mitte 
selbst  bereitet  werden?  Mir  bleibt  wenig  Hoffnung,^  dass  die  Ver- 
anstalter solcher  Neuerungen  von  ihrem  hinterlistigen  eigenmäch- 
tigen W^  sich  abwenden  werden.«  Es  ist  zu  constatiren,  dass  der 
Minister  sich  hier  nicht  an  die  Adresse  der  Katholiken,  wohl  aber 
an  die  der  ritualischen  Mitglieder  seiner  eigenen  Kirche  direct  wen- 
det ,  wenn  er  »an  die  grosse  Masse  einer  Nation«  appellirt ,  »die 
mit  Verachtung  auf  die  Mummereien  des  Aberglaubens  und  mit  Ver- 
achtung auf  die  mühsamen  Anstrengungen  hinblickt,  welche  heute 
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gemacht  werden ,   den  Verstand  zn  verdammen  und   die  Seelen  zu 
knechten.« 

Die  höchste  Ungerechtigkeit  der  Titelsacte  lag  indess  in  der 
Bestimmung,  welche  die  katholischen  Bischöfe  in  Irland  in  den  Be- 
reich der  von  ihr  festgestellten  Strafen  zog.  Sie  hatten  weder  an 
der  Herstellung  der  englischen  Hierarchie  mitgearbeitet,  noch  ikber- 
haupt  Theil  an  derselben.  Sie  waren  im  Besitze  ihrer  eigenen  Ti- 
tel, in  ununterbrochener  Reihenfolge  von  den  Tagen  des  heiligen  Pa- 
trick an. 

Nachdem  man  sie  lange  in  dem  Gebrauche  ihrer  Titel  unbe- 
helligt gelassen,  konnte  Niemand. behaupten,  sie  hätten  nun  auf  ein- 
mal angenommen ,  was  seit  unvordenklicher  Zeit ,  lange  bevor  der 
der  Protestantismus  selbst  noch  existirte,  ihr  eigenstes  Erbe  war. 
Die  irischen  Bischöfe  kamen  mit  voller  Anerkennung  ihrer  alten 
Titel  in  Parlamentsacten,  in  Gerichtsverhandlungen  und  anderen  (rf- 
ficiellen  Druckschriften  vor;  und  auf  ministerielle  Anordnungen  selbst 
bin,  sollten  sie  in  den  an  sie  zu  sendenden  officiellen  Actenstficken 
mit  allen  Ausdrädten  ihrer  Ehre  und  des  Ailistandes  stets  angere- 
det werden,  und  dennoch  fielen  sie  jetzt  rficksichtslos  unter  die  Ti- 
telsacte. Soweit  hatte  alle  Ruhe  und  Besonnenheit  der  Leidenschaft 
Platz  gemacht. 

Ebenso  belehrend  wie  merkwürdig  ist  ein  Blick  auf  die  Selt- 
samkeiten ißt  englischen  Gesetzgebung  über  katholische  Bischofs- 
titel. 

So  lange  in  Dublin  ein  Parlament  tagte ,  unterschied  sich  die 
Gesetzgebung,  welche  auf  irische  Bischöfe  Bezug  hatte,  von  der  für 
die  englischen  Bischöfe  bestimmten.  Nach  der  Revolution  unter 
Wilhelm  HI.  bestimmte  ein  dem  irischen  Parlamente  abgezwunge- 
nes Gesetz,  dass  alle  »papistischen«  Bischöfe  oder  Erzbischöfe  aus- 
serhalb des  Königreiches  sollten  gebracht  werden  und  dass  die, 
welche  zurückkehrten,  des  Hochverrathes  schuldig  seien  und  den  Tod 
der  Verräther  erdulden  sollten.  Noch  während  dies  Gesetz  in  Kraft 
war,  wurden  auf  eine  Acte  der  Königin  Anna  hin  »ffir  Einregistri« 
rung  des  papistisehen  Klerus«  die  katholischen  Prälaten  unbeanstan- 
det in  die  R^ter,  nach  den  Titeln  ihrer  alten  Stühle,  eingetragen. 
So  steht  Dr.  Plunkett  in  den  Staatsregistem  als  »Primas  undi>äpst- 
licher  Erzbisch(tf  von  Armagh«  und  Dr.  Burke  als  »päpstlicher  Bi- 
schof von  Elphin«  etc.  Die  Acte  Wilhelms  HI.  blieb  von  1698— 
1781  in  Kraft  in  Irland.  Als  man  nach  fast  hundert  Jahren  nur 
um  die  alte  Erfahrung  reicher  war,  dass,  so  gross  auch  die  Strafen 
9eien,  man  dennoch  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  in  Irland  auszu- 
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rotten  unfähig  sei,  hob  eine  Acte  Georgs  III.  die  Strafbestimronngen 
auf,  anter  der  Bedingong,  dass  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  sich 
diese  Titel  nicht  selbst  beilegen  sollten ,  und  zugleich  .  unter  der 
Voraussetzung,  dass  sie  alle  einen  Eid  schwören  sollten,  dass  kein 
auswärtiger  Prälat  oder  Fürst  oder  irgend  eine  Macht  eine  weltliche 
Jurisdiction  im  Königreiche  haben  solle.  Diese  Acte  gab  es  Jeder- 
mann  frei,  mit  Ausnahme  der  Bischöfe  selbst,  die  irischen  Prälaten 
nach  ihren  alt«n  Titeln  zu  bezeichnen ,  während  dieselbe  Acte  es 
auch  ihnen  frei  liess,  die  geistliche  Suprematie  des  Papstes  ohne  Be- 
hinderung ?on  Seiten  der  Gesetze  zu  vertheidigen.  Und  trotz  die^ 
ses  Verbotes  wurde  schon  elf  Jahre ,  nachdem  dies  Gesetz  durchge- 
gangen,  demselben  Georg  IIL  von  Delegirten  aller  irischen  Graf- 
sebaften  eine  Adresse  überreicht,  unter  welcher  sich  die  Unterschrif- 
ten ^finden:  »John-  Thomas  Troy,  römisch-katholischer  Erzbischof 
von  Dublin,€  femer  «H.  Moylan ,  römisch-katholischer  Bischof  von 
Corkc  etc.  Zu  jener  Zeit  waren  Pitt,  Dundas ,  Lord  Thuriow  und 
Sir  John  Scott  Staatsminister,  und  Niemand  wird  wohl  behaupten, 
sie  hätten  die  Gesetze  des  Landes  nicht  gekannt  Dennoch  wurde  die 
Idrese  angenommen. 

In  England  war  nach  der  Revolution  unter  Wilhelm  III.  eine 
mildere  Strafacte  durchgegangen,  welche  »papistische«  Erzbischöfe 
und  Bischöfe  mit  ewiger  Einkerkerung  strafte.  Die  Acte  behielt 
Gesetzeskraft  bis  unter  Georg  III. ,  wo  den  englischen  katholischen 
Bisehöfen  frei  gegeben  wurde,  »unter  Bedingungen«  ihre  Functionen 
auszuüben.  Die  »Bedingungen«  wurden  Wort  fär  Wort  aus  der  iri- 
schen Acte  copirt,  mit  Ausnahme  jener  einen,  welche  die  Annahme 
kirehlicher  Titel  oder  eines  kirchlichen  Banges  verbot.  Dieser  Pas- 
m  wurde  ausgelassen.  Und  so  war  es  von  1790—1829,  d.  h.  bis 
am  Erlasse  der  l!mancipationsacte,  etwas  durchaus  legales  für  ka- 
tholische Bischöfe,  jeden  Titel  in  England  anzunehmen,  während  dies 
noch  immer  illegal  för  Bischöfe  in  Irland  blieb.  Während  jener  Pe- 
riode Ton  1790-1829  hätten  die  katholischen  Bischöfe  selbst  iden- 
tiaehe  Titel  mit  denen  der  anglikanischen  Bischöfe  annehmen  können. 

Dann  kam  die  Emancipations-  oder  katholische  Befreinngsacte 
(Catiiolic  Belief  Act)  des  Jahres  1829.  Es  war  ein  wahrhaft  kö- 
lnischer Zug  an  dieser  Emancipationsacte ,  dass ,  während  sie  katho* 
hsche  Laien  in  Stand  setzte,  in  das  Parlament  zu  treten ,  sie  ihren 
Bisch^tfen  das  Recht  absprach,  die  Titel  der  alten  katholischen  Bi- 
schofsstühle zu  führen.  Den  irischen  Prälaten  indess  stellte  diese 
Acte  es  frei,  alle  von  den  Protestanten  nicht  gebrauchten  Titel  zu 
fBhren,  d.  h.  mit  anderen  Worten,  die  Acte  stellte  ihnen  den  lega- 
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len  Gebrauch  aller  und  jeder  Titel  frei,  mit  einziger  Ausnahme  der- 
jenigen, die  sie  immer  gefuhrt  haben  und  bis  zur  Stunde  noch  fuh- 
ren. Dagegen  wurde  die  f^reibeit  der  katholischen  Prälaten  mit  Be- 
zug auf  die  von  den  Protestanten  geführten  Titel  beschränkt  und 
denselben  die  Führung  jedwpder  anderen  Titel  freigelassen. 

Die  sog.  Church  Temporalities-Acte  des  Jalures  1831  unter- 
drückte  zehn  protestantische  Bischo&stuhle  in  Irland  und  Hess  die 
Führung  ihrer  Titel  für  die  EaUioliken  als  etwas  gesetzlich  Erlaub- 
tes erscheinen.  So  führte  |1832— 1851  Dr.  M'Hale  z.  B.  seinen  Titel 
als  Erzbischof  von  Tnam  in  legaler  Weise,  während  Dr.  Murray  sei- 
nen Titel  als  Erzbischof  von  Dublin  zur  selben  Zeit  in  illegaler  Weise 
führte.  Und  doch  figurirt  gerade  in  dieser  nach  englischem  Staats- 
recht durchaus  illegalen  Form  Dr.  Murraj  mit  seinem  vollen  Titel 
in  einer  Pariamen tsacte,  nämlich  in  der  sog.  Begräbniss-(Gemetery-) 
Acte.  "^  und  genau  in  derselben  Zwischenzeit  illegaler  Titelfuhmng 
ging  man  andere  Acte  durch,  über  welche  der  Richter  £%^  be- 
merkte 0:  »Eine«  Acte  über  wohlthätige  Vermächtnisse  (Cbaritable 
Bequests  Act)  wurde  von  i^er  Begierung  der  Königin  Victoria  ein- 
gebracht und  ging  durch.  Sie  bestellte,  eine  Gommission ,  in  die 
zehn  Mitglieder  durch  die  Krone,  fänf  protestantische  und  katholische, 
ernannt  wurden,  die  in  Verbindung  mit  den  Mitgliedern  der  iri- 
schen Kanzleigetichte ,  die  Verwalter  alles  Eigenthums  sein  sollten, 
welches  ihnen  zu  Gunsten  eines  katholischen  Erzbischofe  oder  Bi- 
schöfe, der  die  geistliche  Verwaltung  in  irgend  einem  Districte  aus- 
übe, oder  dessen  Nachfolgern  vermacht  oder  zur  Verwaltung  unter- 
stellt würde. 

Es  würde  ganz  unmöglich  sein,  diese  Acte  in  Wirklichkdt  aus- 
zufahren, wenn  man  die  betreffenden  Clausein  der  Titelsacte  durch- 
führen wollte.  Die  Gommission  ist  ganz  ausser  Stande  zu  wissen, 
wer  der  Nachfolger  eines  katholischen  Bischofs  ist ,  ohne  von  der 
päpstlichen  Bulle  Einsicht  zu  nehmen,  durch  welche  er  als  Bischof 
dieser  Provinz  oder  jenes  Districtes  eingesetzt  wird. 

Um  die  Gewissen  der  protestantischen  Commissionsmitglieder, 
welche  den*  Snprematseid  geschworen ,  zu  salviren ,  ist  es  in  der 
That  nothwendig,  dass  der  Pflicht  der  Einsicht  in  die  päpstliche 
Bulle  und  ihre  Prüfung  durch  die  katholischen  Mitglieder  genagt 
wird;  aber  die  protestantischen  Mitglieder  sind  auf  ihren  Bericht 
hin  gebunden,  die  Titel  als  solche  anzuerkennen.    Der  protestantische 

1)  In  seiner  berühmt  gewordenen  Bede  vom  8.  März  1851,  worin  er  die 
Titelsfrage  besprach.  Dieselbe  wurde  in  Gilberfs  Docnments  on  tbe  Catholtc 
Qnestion  aufgenommen. 
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Primas  von  Irland  und  der  protestantische  Primas  von  ganz  Irland 
müssen  als  Commissionsmitgliederf  wenn  irgend  ein  Eigenthnm  ihnen 
(Br  den  neuen  katholischen  Bischof  von  Boss  vermacht  wird,  »die 
Bolle  annehmen,  welche  ihm  diesen  Titel  fiberträgt.€ 

Ans  der  kirchlichen  Titelsacte,  welche  im  Jahre  1851  Gesetz 
wurde,  ei^b  sich  das  seltsame  Sesultat,  dass  der  locale  Gebrauch 
aller  bischöflichen  Titel  irgend  welcher  Art ,  mit  Ausnahme  derer, 
welche  die  anglikanische  Staatskirche  und  die  Episcopalkirche  in 
Schottland  fuhren,  verboten  seien.  Und  doch  hat  die  zuletzt  erfolgte 
Unterdrückung  der  Staatskirche  in  Irland  die  practische  Wirkung 
gehabt,  die  Titel  der  protestantischen  Qischöfe  in  Irland  ebenso  ille- 
gal, wie  die  der  katholischen  zu  machen. 

Die  oben  aufgezählten  Strafgesetze  gegen  die  Katholiken  habeu 
ilso  im  Grunde  nie  aufgehört,  sondern  in  der  Titelsacte  noch  eine 
letzte  Fortsetzung  erhalten ;  nur  sind  sie  stufenweise  milder  gewor- 
dea  und  ist  jener  Geist  grausamer  und  ruchloser  legaler  Verfolgung 
gegen  die  Gewissensfreiheit ,  welche  mit  der  Königin  Elisabeth  be- 
gum,  allmählich  kraftlos  geworden.  Das  Ziel  der  Strafgesetzgebung 
abff  ist  dasselbe  geblieben;  sie  wollte  und  will  die  Anmassung  der 
kGoiglichen  Suprematie  in  geistlichen  Dingen  über  alle  Unterthanen 
der  Krone  erzwingen,  retten  und  stützen.  Der  letzte  verirrte  Ab- 
kömmling dieses  grausamen  Staatsabsolutismus  ist  die  kirchliche  Ti- 
telsacte. In  seiner  Wiege  war  er  mit  bluttriefendem  Gewände  an- 
gethan.  Nach  den  Statuten  der  »jungfräulichenc  Elisabeth,  welche 
adbst  unter  der  Begierung  der  ersten  George  noch  mit  Gewalt  durch- 
gefShrt  und  angewendet  wurden,  galt  es  als  Hochverrath,  zum  zwei- 
Uia  Male  der  Aufforderung  zur  Ableistung  des  Suprematseides  zu 
widerstehen,  ein  zweites  Jlal  die  Suprematie  des  Papstes  zu  verthei- 
digeo,  eine  Bulle  von  Bom  zu  empfangen ,  einen  Engländer  mit  der 
katholischen  Kirche  auszusöhnen,  im  Auslande  als  Priester  ordinirt 
ZQ  w^den ,  als  Priester  in  England  zu  erscheinen ,  einen  Priester  zu 
behorbergen  oder  ihm  beizustehen.  Und  die  auf  diese  Weise  durch 
Staatsgesetze  fabricirten  Verbrechen  gesetzte  und  unzählige  Male 
bis  aof  den  Buchstaben  ausgeführte  Strafe ,  welche  über  die  Treue 
gegen  das  Gewissen,  über  die  Anhänglichkeit  an  mehr  als  tansend- 
jUffigen  Glauben  aller  Engländer  verhängt  war,  bestand  in  dem  £r- 
hlngen  am  Galgen,  in  dem  Viertheilen  der  unglücklichen  Opfer,  wäh- 
naid  sie  nodi  am  Leben  waren  und,  zwischen  diesen  beiden  Acten 
to  entehrenden  Trauerspiels,  in  einer  beispiellos  gemeinen  und  schand- 
voUen  Gewaltthat,  gegen  deren  Erwähnung  sich  die  Feder  sträubt  und 
die  man  zu  dem  Zwecke  von  den  Janitscharen   geborgt  zu  haben 

16* 


236     Knights,  Wiederherstellung  der  kath,  Hierarchie  in  England. 

scheiöt.  Das  war  die  Gesetzgebung  der  »jungfräulichen«  Königin 
und  ihrer  Nachfolger,  wodurch  sie  ihren  Anspruch  auf  diegeistKcbe 
Jurisdiction  über  ihre  Unterthanen  beweise^i  wollten. 

Sehen  auch  die  Katholiken  Englands  heute  den  Suprematseld, 
für  dessen  Verweigerung  ihre  glorreichen  Vorväter  freudig  Armuth, 
Marter  und  Tod  mit  gi'össerem  Heldenmuthe  erduldeten,  als  das  zeit- 
genössische Geschlecht  sich  einzubilden  wagen  darf,  —  aus  dem 
Staatsgesetzen  verschwunden  und ,  was  mehr  sagen  will ,  aus  dem 
Ordinationsritus  der  anglikanischen  Kirche  getilgt,  so  lebt  doch  der 
Geist  der  Elisabethanischen  Gesetzgebung  und  ihres  verfolgungssüch- 
tigen Charakters  in  der  kirchlichen  Titelsacte  fort.  Eine  dem  Par- 
lamente wiederholt  vorgelegte  Bill  will  die  Strafe  der  Titelsacte  auf- 
gehoben sehen,  aber  .die  Illegalität  der  katholischen  Bischofstitel  soll 
fortbestehen.  So  lange  man  diesen  Theil  des  Gesetzes  bestehen  lässt, 
besteht  ein  Act  zur  Achterklärung  gegen  die  katholische  Religion 
und  ihre  Ausübung  fori  Der  ganze  Status  der  katholischen  Reli- 
gion beruht  in  England  mehr  noch  als  sonst  irgendwo  auf  den  Ao- 
ten  ihrer  Bischöfe,  deren  Unterschrift  nothwendig  der  Titel  zu  ihrer 
Zuverlässigkeit  bedürfen.  Nichts  anderes  als  eben  diese  Unterschrift 
kann  die  Ordination  eines  Priesters  beweisen  oder  jene  Facultäten 
fibertragen,  welche  den  Klerus  in  Stand  setzen,  zu  predigen,  am  Al- 
tare zu.  dienen,  Ehen  zu  schliessen,  Dispensationen  zu  erwirken  und 
auszuführen ,  als  Kapläne  in  Ihrer  Majestät  Armee  und  Flotte ,  in 
den  Gefängnissen  und  Arbeitshäusern  zu  fungiren.  Ein  Bischof  kann 
selbst  einem  Laien  oder  Priester  keinen  Empfehlungsbrief  zur  Reise 
in  die  Fremde  ausstellen,  ohne  jene  Unterschrift,  welche  die  Titels- 
acte verbietet.  Ein  katholischer  Bischof  hat  häufig  an  fremde  Prä- 
laten Einführungsschreiben  zu  geben,  selbst  Briefe  zu  Gunsten  pro- 
testantischer Gelehrten  und  Reisenden  in  wirksamster  und  erf^u- 
lichster  Unterstützung  ihrer  Forschungen  in  fremden  Ländern  etc. 
auszustellen,  aber  alles  das  ist  nutzlos  ohne  jene  Unterschrift,  welche 
durch  ein  englisches  Strafgesetz  verurtheilt  ist  und  deren  Setzung 
unter  ein  Document  zu  einem  Verbrecher  gestempelt  ist. 

Der  Suprematseid  ist  gesetzmässig  abgeschafft;  warum  soll  er 
eine  Fortsetzung  in  jener  Gesetzgebung  finden,  deren  einziger  Zweck 
von  Anfang  bis  zu  Ende  war  und  ist,  jenen  Eid  zu  schätzen? 

Werfen  wir  zum  Schlüsse  einen  schnellen  Bli(A  auf  die  G^ 
schichte  der  katholischen  Kirche  seit  der  Wiederherstellung  derHier« 
archie.  Hat  diese  grosse  That  Pins  IX.  gewirkt,  was  man  in  Bhig- 
land  von  ihr  erwartete?  Im  Plane  dieser  Arbeit  liegt  nur  ein  ganz 
allgemeiner  Ueberblick  über  die  Geschichte  der  Hierarchie  seit  1851. 
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Nachdem  somit  die  eigenen  Angelegenheiten  der  Bischöfe  glücke 
lieh  geordnet  waren,  lag  nun  den  Bischöfen  ob,  ihre  erste  Aufmerk- 
samkeit der  Lage  des  Klerus  zuzuwenden.  Schon  im  November 
1851  kamen  sie  in  London  zusammen,  und  indem  sie  die  gegenwär- 
tige Lage  und  die  Hülfsquellen  der  Kirchen ,  die  Lage  des  Klenui 
und  die  Erfordernisse  der  kirchlichen  Disciplin  in  Beratbung  zogen, 
discntirten  sie  die  Frage,  in  wie  fern  die  Rechte  und  die  Privilegien 
des  Klerus  alsbald  schon  erweitert  werden  können.  Die  Frucbt 
ihrer  Berathungen  waren  einige  Petitionen ,  die]  an'  den  heiligen 
Stuhl  abgesandt  wurden.      ; 

Die  erste  Provinsiälsynode  von  Westminster  wurde  der  grös- 
sereo  Feierlichkeit  halber  in  dem  grossen  St.  Mary 's  College  zu 
Oscott  (Diöcese  Birmingham)  im  Juli  1852  abgehalteq.  Da  waren 
also  zum  ersten  Male  seit  den  trauervollen  Tagen  der  Beformation 
und  des  gewaltsamen  kirchlichen  Umsturzes  der  Klerus  Englands 
%)mnit  seinen  Bischöfen  vereinigt  zur  Beratbung  und  Beschlussfas- 
8Qng  dessen,  was  ihre  gemeinschaftlichen  Interessen  berührte. 

Seit  drei  Jahrhunderten  waren  die  localen  religiösen  Angelegen- 
heiten der  englischen  Katholiken  nicht  mehr  in  England  und  nicht 
darch  die,  welche  an  deren  Ordnung  das  allernächste  Interesse  hat- 
ten, geregelt  worden,  sondern  aus  der  Ferne  und  durch  den  aposto- 
Uschen  Stuhl.  Denn  bis  dahin  unterstanden  die  Katholiken  Englands 
direct  dem  Papste,  nicht  allein,  wie  alle  Katholiken  als  ihrem  geist- 
lichen Oberhaupte,  sondern  als  ihrem  unmittelbaren  und  einzigen  Bi- 
schöfe ,  welcher  durch  seine  Vicare  in  JEngland  ihre  geistlichen  An- 
gelegenheiten besorgen  liess.  Jetzt  aber  hatten  die  englischen  Ka- 
tholiken mit  der  Hierarchie  das  normale  Recht,  und  das  gewöhnliche 
Privileg  der  eigenen  kirchlichen  Gesetzgebung  und  Regelung  ihrer 
localen  Angelegenheiten  erlangt ,  welche  nur  noch  dem  apostolischen 
Stahle  zur  Regelung  unterstand,  und  dies  darum,  damit  die  englische 
Particulargesetzgebung  nirgends  mit  dem  gemeinen  Rechte  der  Kirche 
in  Widerspruch  gerathe.  In  Oscott  waren  also  seit  Jahrhunderten 
wiederum  dreizehn  Bischöfe  aus  England  mit  ihren  Theologen ,  den 
Del^^irten  der  dreizehn  neuerrichteten  Capitel ,  den  Superioren  der 
religiösen  Orden,  den  Rectoren  der  kirchlichen  CoUegien  und  den 
Beamten  des  Concils  versammelt.  Was  diese  Männer  in  jenen  ewig 
d^kwurdigen  Stunden  im  innersten  Herzen  bewegte ,  wer  mag  es 
sehOdem? 

Eine  schwache  Ahnung  davon  haben  wohl  Alle  empfunden, 
welche  die  unvergleichliche  Rede  Dr.  Netvman's   über  den  »zweiten 
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Frfihlingc  gelesen  haben«  worin  er  die  Tiefe  der  alle  beherrschenden 
Bewegung  in  nnyergleichlicher  Weise  zum  Ausdruck  brachte. 

Mit  ergreifendem  Ernste  erinnerte  er  die  Bischöfe  an  das  welt- 
weite Schauspiel  der  Hinfälligkeit  und  des  Vergehens  alles  dessen, 
was  irdisch  ist.  >So  ist,€  rief  er,  »der  Mensch,  so  sind  alle  seine 
Werke  dem  Tode  geweiht.  Sie  sterben  und  haben  nicht  die  Kraft, 
sich  neu  zu. beleben.  Aber  meine  Väter,  meine  Brüder,  was  sehen 
wir  hier  in  England  jetzt  am  Werke  ?  Etwas  Auffallendes  begibt 
sich  in  unserer  Heimath ;  als  solches  gibt  es  sich  kund  durch  die 
üeberraschung,  durch  die  allgemeine  Bewegung ,  welche  es  hervor- 
ruft  Bald  nach  Michaelis  des  Jahres  1850  erhob  sich  ein 

Sturm  in  der  irdischen  Geisterwelt  so  gewaltig,  dass  ihm  ein  gros- 
ses Erdbeben  vorangegangen  sein  muss.  Wir  haben  diesen  Starm 
von  Tag  zu  Tag  wachsen  und  von  einem  Gau  in  den  anderen  sich 
ausbreiten  sehen,  brausend  ohne  Unterlass,  ohne  auch  nur  auf  Augen- 
blicke sich  zu  besänftigen.  So  ist  es  bis  zur  gegenwärtigen  Stunde, 
wo  er  noch  immer  stärker  zu  werden  droht,  wo  noch  keine  sichere 
Aussicht  vorhanden  ist,  dass  er  sich  legen  werde. 

»Nach  allen  Seiten  ded  öffentlichen  Lebens  macht  sich  sein  Ein- 
fluss  bemerkbar:  er  beherrscht  die  Königin  auf  dem  Throne,  wie  die 
Kinder  in  der  Schule,  die  Zehntausende  von  Wahlmännem,  die  lange 
Beihe  der  protestantischen  Secten,  das  bunte  Heer  der  religiösen 
Genossenschaften  und  Vereine ,  die  Geistlichkeit  der  Staatskirche, 
zahlreich  und  mächtig  in  Stadt  und  Land,  den  Gerichtssaal  und 
selbst  das  Krankenhaus,  ja  auch  die  gelehrten  und  wissenschaftlichen 
Kreise;  jeder  Stand;  jeder  Bang,  jeder  Herd  gibt  Zeugniss  von  die- 
sem alles  erschütterndem  Sturme. 

»Was  hat  sich  Wunderbares  auf  Erden  zugetragen?  Wohl 
meine  Brfider,  wir  haben  es  mit  einer  Neuerung,  mit  einem  schöpfe- 
rischen Eingriff  in  den  Lauf  der  Dinge  zu  thun Was  gewe- 
sen, zählt  flbr  nichts  mehr;  die  Vergangenheit  ist  todt  So  wenig, 
wie  f3r  uns  mehr  lebt,  fQr  uns  noch  wirkt,  was  todt  ist,  so  wenig 
kehrt  zurfick,  was  war  und  nicht  mehr  ist.  Das  also  ist  der  Grund 
dieser  Aufregung  im  ganzen  Volke,  dieses  Aufschreies  eines  ganzen 
Landes,  dessen  Zeugen  wir  sind :  die  Vergangenheit  ist  Burückgekehrt^ 
das  Todte  lebt;  Throne  werden  eingestürzt  und  richten  sich  nicht 
wieder  auf;  Staaten  blühen  und  welken  und  gehören  dann  nur  noch 
der  Geschichte  an ;  Babylon  war  erst  gross  und  dann  Tyrus,  Aegyp- 
ten  und  Ninive;  sie  waren  es  und  nie  mehr  werden  sie  gross  sein. 
Aber  die  Kirche  in  England  war^  und  die  Kirche  in  England  war 
nicht  mehr  und  die  Kirche  in  England  ist  noch  einmal  wieder.  Das 
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ist  das  Widernatarlicbe,  werth  des  lauten  Scfareckeasroies.  Es  i$t 
das  Erwachen  eines  zweiten  Frühlings.  € 

Mit  wunderbar  ergreifenden  Worten  zeichnete  dann  der  Redner  das 
Schmerzensbild  der  nahen  Vergangenheit  und  der  nahen  Zukunft 
dieser  Kirche.  Während  Newmann  sprach ,  weinte  Cardinal  Wise- 
man  im  Präsidentenstuhle  Thränen  unvergänglichen  Trostes.  Bi- 
schMe  und  Klerus  weinten,  und  als  der  Redner  selbst  bei  der  Er- 
wähnung seines  heiligen  Vaters  im  Ordensleben,  des  hl.  Philippus 
Neri  und  seiner  Gebete  f&r  England,  die  Rührung  nicht  mehr  zu- 
rückzuhalten vermochte ,  konnte  sich  in  der  Kirche  Niemand  mehr 
der  tiefsten  Ergriffenheit  entziehen.  Als  Dr.  Newman  endlich  aus 
der,  Synode  heraustrat,  umringten  ihn  weinend  Bischöfe  und  Priester 
nnd  wussten  den  bewegten  Ausdruck  ihrer  Dankbarkeit  kaum  noch 
la  bezeugen.  Es  war  eine  unbeschreibliche  Scene,  so  überwältigend 
far  den  edlen  und  so  demüthigen  Oratorianer,  dass  Dr.  Manuing,  der 
ehemalige  Archidiacon  von  Cichester,  ihn  von  dort  weg  und  auf  die 
Stille  seines  Zimmers  fahren  musste. 

IMe  Decrete  der  Synode  vervollständigten  die  eben  geschlossene 
Organisation  der  neuen  Bisthümer  und  legten  die  Grundlagen  zur 
n^ienglischen  Kirchenordnung.  Die  Fassung  aller  dieser  Decrete 
rtammte  aus  Cardinal  Wisemans  Feder,  dieselben  erführen  nach 
längeren  und  wiederholten  Discussionen  die  nothwendigen  Abänder- 
ungen und  Cardinal  Wiseman  vervollständigte  dann  selbst  die  Vor- 
lagen endgültig.  Die  Weisheit  der  getroffenen  Massnahme ,  Cardi- 
nal Wiseman  in  England  zurückzulassen,  stellte  sich  immer  klarer 
nnd  glänzend  heraus.  Man  kann  sagen  ,  dass  die  erste  Provinzial- 
synode,  seine  Präsidentschaft  und  die  conciliarischen  Decrete  das 
Meisterwerk  seines  reichen  Lebens  waren.  Der  Entwurf  der  Capitu- 
larstatuten  wurde  Dr.  Graut  und  Dr.  UUathome  anvertraut.  In  der 
Torliegenden  Form  sind  sie  vorzüglich  das  Werk  des  verstorbenen 
Bischöfe  von  Southwark. 

Im  Jahre  1855  folgte  der  ersten  Provinzialsynode  eine  zweite, 
äne  dritte  im  Jahre  1859  und  im  Jahre  1873  die  fünfte ,  welche 
alle  in  dem  Ausbaue  der  Disciplinar-  und  Verwaltungsgesetze  der 
^glischen  Kirche  das  Werk  der  ersten  fortsetzten,  üeberdies  ver- 
sammelte jeder  der  Bischöfe  von  Zeit  zu  Zeit  seinen  Klerus  zu  Diö* 
cesanstfnoden  f  sowohl  zur  Belehrung  über  seine  persönlichen  und 
amtlichen  Pflichten,  als  zur  Ausfahrung  der  von  den  Provinzialcon- 
eilien  getroffenen  Anordnungen,  wie  auch  zur  Begulirung  lecaler  An- 
gelegenheiten. 

So  bildete  sich  allmählig  eine  feste  Ordnung ;  die  gegenseitigen 
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Rechte  worden  präcisirt  und  die  Pflichten  fester  bestimmt;  Theolo- 
gie und  Rechtswissenschaft  machten  sich  mehr  und  mehr  geltend; 
die  Klagen  hörten  auf ;  man  war  zufrieden  und  arbeitete  freudig  wei- 
ter. Die  Bischöfe  wurden  besser  mit  dem  gemeinen  Rechte  der  Kirche 
vertraut,  mit  seiner  wundervollen  Regierungsweisheit  kirchlicher  Ver- 
waltungsbestimmungen,  welche  in  so  vielen  Jahrhunderten  langsam 
gewachsen  und  vorder  Kirche  von  Zeit  zu  Zeit  den  wechselnden 
Forderungen  und  Bedürfnissen  des  menschlichen  Lebens  näher  ge- 
bracht wurden.  Die  Einführung  von  Regeln  und  Canones ,  wie  sie 
einer  so  ausserordentlichen  Lage  befindlichen  Kirche,  wie  der  eng- 
lischen nützlich  und  förderlich  waren,  wurde  ein  starker  Halt  und 
Trost  für  den  Klerus  und  dienten  zu  gleicher  Zeit  zur  trefflichen 
Belehrung.  Eine  der  kostbarsten  und  unmittelbarsten  Wirkungen 
dieser  neugeschaffenen  Ordnung  war  das  Aufhören  jener  Appellatio- 
nen in  persönlichen  Angelegenheiten  nach  Rom ,  welche  unter  der 
Verwaltung  der  apostolischen  Vicare  sowohl  far  den  Klerus  wie  des- 
sen geistliche  Vorgesetzte  so  peinlich,  oft  so  scandalös  waren. 

Die  gebildeten  katholischen  Laien,  welche  um  die  Gewährung 
localer  Bischöfe  und  der  ordnungsmässigen  cunonischen  Organisation 
in  so  langer  Bekümmemiss  waren,  fanden  nun  alle  ihre  Hoffnungen 
in  der  grösseren  Ordnung,  Kraft  und  Wirksamkeit  der  englischen 
Kirche  verwirklicht.  Auch  die  religiösen  Genossenschaften  wurden 
der  Fruchte  der  neuen  Hierarchie  bald  froh.  Denn  überall  wurde  nun 
der  normale  Zustand  der  Disciplin  ein  neuer  Antrieb  zur  strengen 
Ordnung  und  zum  Eifer..  Die  Ordenspriester  wurden  nun,  wo  sie 
aus  ihrer  isolirten  Stellung  als  ein&che,  auf  sich  selbst  angewiesene 
Missionspriester  befreit  waren ,  aufs  neue  an  die  normalen  Gewohn- 
heiten des  Ordenslebens  und  an  die  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  inmit- 
ten ihrer  Genossenschaften  gemahnt.  Die  Frauewyrdcn^  welche  ans 
den  während  der  französischen  Revolution  auf  dem  Continente  er- 
richteten englischen  Häusern  sich  durch  üebersiedelung  in  England 
gebildet  hatten  und  die  nun  ehdlich  nach  vielen  provisorischen  Müh- 
seligkeiten anfingen,  festen  Fuss  im  Heimathlande  zu  fassen,  hatten 
nothwendiger  Weise  mehr  oder  weniger  in  der  strengen  Observanz 
ihrer  Regel  nachgelassen.  Aber  auch  sie  wurden  nun  aufgeweckt, 
um  zum  vollkommenen  Geiste  und  zum  Buchstaben  der  Regel  ihrer 
heiligen  Gründer  zurückzukehren. 

Die  bischöflichen  Visitationen^  welche  unter  den  apostolischen 
Vicaren  selten  waren  und  nur  einen  rein  cursorischen  und  informi- 
renden  Charakter  hatten,  wurden  von  jetzt  an  in  jener  vollständigen 
nnd  erforschenden  Weise  zur  Ausfahrung  gebracht,  wie  sie  die  Kirche 
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Torschreibt  OBd  strenge  von  den.Bischöfen  fordete.  Auf  diesen  feier- 
lidien  Bondreisen,  haben  die  Laien  vollen,  freien,  privaten,  wie  6i^ 
ümtlichen  Zutritt  zu  dem  Bischöfe  und  sie  können  ihm  vortragen, 
was  immer  nach  ihrer  Ueberzengung  zum  Heile  der  Kirche  und  zum 
Besten  der  Beligion  dienen  mag. 

Es  blieb  somit  vorzugsweise  noch  eins  zu  thnn,  damit  die  hier^ 
irehische  Form  der  Kirchenverwaltung  in  jeder  Hinsicht  ihrer  Vol- 
lendang  entgegengeffihrt  werde.  Daran  mahnten  alle  Provinzialay- 
noden  und  jede  Ermunterung  des  heiligen  Stuhles.  Oegenwärtig  ist 
diese  Mahnung  in  fast  allen  Di(k^sen  schon  verwirklicht.  Wir  nen- 
nen die  Schaffung  von  Diöcesanseminarien.  So'  lange  die  englischen 
Katholiken  durch  die  Gesetzgebung  daran  gehindert  waren  und  zwar 
luter  den  bärtesten  Strafen,  ihre  Kinder  in  katholischen  Schulen  zu 
eniehen,  errichteten  sie  CoUegien  im  Auslande,  in  welchen  Klerus 
ond  Laien  unter  demselben  Dache  erzogen  wurden.  Dies  System 
trag  sicherlich  nicht  wenig  zu  dem  Qeiste  der  Einheit  und  des  gu- 
ten Einvernehmens  zwischen  Klerus  und  Laienwelt  in  ihren  lebens- 
langen Beziehungen  zu  einander  bei,  Beziehungen,  die  mit  der  Ueber- 
tragong  dieser  Häuser  nach  England,  bis  heute  fortbestehen.  Aber 
was  gut  und  trefflich  war  für  eine  Zeit  der  Verfolgung,  die  den  eng- 
sten gemeinsamen  Anschluss  aller  ohne  Ausnahme  an  den  gemein- 
samen Olaaben  gebot ,  und  welche  die  Katholiken,  durch  Ausschluss 
ans  aller  und  jeder  Gesellschaft,  auf  sich  selbst  und  ihre  enge  Ver- 
bhidnng  hinwies  und  hinstellte,  konnte  nicht  immer  und  nicht  eben^ 
so  trefflich  für  andere  Zeiten  fortwirken ,  und  zwar  aus  mehreren 
(Jrüuden.  Damals  war  die  gemeinschaftliche  Erziehung  eine  Noth- 
wendigkeit;  heute  ist  sie  es  nur  noch  aus  nebensächlichen  Grfinden, 
sei  es  der  Zeit,  sei  es  der  materiellen  Lage  dieser  oder  jener  Diö- 
zese. Ihre  precäre  Lage  zwingt  zur  Befolgung  zweier  Unterricllits- 
systeme  in  ein  und  demselben  Hause  und  durch  die  Hände  derselben 
Vorgesetzten,  deren  Aufmerksamkeit  nothwendig  getheiit  ist,  wäh7 
rend  doch  jedes  dieser  Unterrichtssysteme  seinen  Mann  ungetheilt 
fordet  Diese  gemeinschaftliche  Erziehung  neigt  von  selbst  dazu,  auch 
den  Candidaten  des  Priesterstandes  eine  gewisse  weltliche  Richtung 
mitzutheilen ;  dieselbe  steht  femer  im  Gegensatze  zu  den  Bestim- 
mongen  des  Concils  von  Trient ,  welches  die  alte  Disciplin  wieder 
bersteilte  und  in  einem  feierlichen  Decrete  jenes  gemischte  Erzieh- 
ongssystem  beseitigt  wissen  wollte,  welches  die  Aspiranten  der  hei- 
ligen Wdhen  mit  denen  zusammenstellte,  welche  zu  einem  Leben  in  der 
Welt  bestimmt  sind.  Das  Cencil  hat  ans  denen ,  welche  fär  die 
Seelsorge  bestimmt  sind,  gemäss  dem  Charakter  ihrer  heiligen  Or- 


242     Knights.  Wiederherstellung  der  kath.  Hierarchie  in  England, 

dination  eine  von  der  Welt  aasgeschiedene  Familie  gemacht  und  will 
dieselbe  als  solche  nach  der  Erziehungsmethode  der  besten  Zeiten 
der  Kirche  behand^t  wissen.  Unter  auserlesene,  fromme  und  ge- 
lehrte Männer  gestellt,  deren  einziges  Ziel  und  ausschliessliche  Pflicht 
die  Bildung  dieser  jungen  Pflanzen  des  Heiligthums,  sowohl  ihrem 
Charakter  als  der  Gelehrsamkeit  nach,  f&r  die  Obhut  det  Seelen  ist, 
s(dl  diese  bischöfliche  Familie  von  jungen  Leviten  in  des  Wortes  tief 
christlicher  Bedeutung  gerade  von  allen  den  Einflüssen  fern  gehalten 
werden,  welche  das  Wachsthum  in  der  Gnade  ihres  Berufes  hin- 
dern und  jenen  Gkist  ausschliesslicher  Hingebung  an  Gott ,  an  die 
Kirche  und  an  die  Seelen  trüben  und  beeinträchtigen ,  welcher  die 
edelste  Zierde  eines  heiligen  Priesterstandes  ist.  Es  war  die  Wie- 
dererweckung gerade  dieses  selbstständigen  Systemes  der  Erziehung 
des  Klerus  in  der  Herstellung  rein  kirchlicher  Seminarien,  welches, 
wie  die  Väter  des  Trienter  Goncils  erklärten,  die  Kirche  Gottes  er- 
neuern sollte.  Und  in  der  That  hat  die  Einrichtung  dieser  SHerical- 
seminarien  in  Kraft  der  Beschlüsse  des  Goncils  vollauf  gehalten, 
was  die  Väter  des  Goncils  von  ihm  erwarteten.  Selbst  der  Prote- 
stant Bänke  muss  zugestehen,  dass  die  Einrichtung  der  Seminarer- 
ziehung die  katholische  Kirche  gerettet  habe. 

Daraus  folgte  nun  keineswegs ,  dass  die  Laienwclt  in  irgend 
einer  Weise  jener  Erziehung  und  sorgfältigen  Obhut  beraubt  werden 
sollte,  welche  sie  bis  dahin  unter  geistlichen  Lehrern  und  Erziehern 
erhalten  hatte.  Im  Gegentheile,  die  Laieoschulen  und  weltlichen 
CMlegien  sollten  unter  geistlicher  Leitung  und  mit  geiitlichem  Un- 
terrichte fortgesetzt  werden ,  nur  mit  dem  Unterschiede ,  der  indess 
sicherlich  zu  ihrem  Vortheile  ausgeschlagen  ist,  dass  iiT  der  Schule, 
wo  der  Laienerziehung  die  Hauptaufmerksamkeit  der  Lehrer  zuge- 
wandt werden  kann,  dieselbe  nun  die  ganze  und  ausschliessliche 
Beachtung  aller  ihrer  Lehrer  und  Vorgesetzten  gefunden  hat.  Auf 
diese  Weise  wurden  die  beiden  Systeme,  welche  in  einem  und  dem- 
selben College  geeint  waren,  durch  Trennung  in  verschiedenen  An- 
stalten jedes  in  seiner  Eigenart  vervollkommnet  und  dadurch  wirk- 
samer gemacht. 

Das  war  der  Gang,  den  das  grosse  Werk  der  katholischen 
Jugenderziehung  seit  der  Wiederherstellung  der  Hierarchie  in  Eng- 
land unter  der  unmittelbarsten  Initiative  der  Bischöfe  nahm.  Fast 
alle  Diöcesen  haben  gegenwärtig  ihre  Priesterseminare;  das  letzte 
ist,  irren  wir  nicht,  im  verflossenen  Jahre  in  der  Diöcese  Salford 
(Manchester)  gegründet  worden.  In  diesem  Sinne  sind  die  vier  gros- 
sen CoUegien  von  St.  Edmund,  von  Si  Cuthbert  (Ushaw),  beide  über 


Die  fruchte  der  Hierarchie.  243 

hundert  Jahre  alt,  nnd  von  St.  Peter  und  St.  Paal,  gegräodet  im 
Jahre  1829,  reformirt  worden,  dazu  war  noch  das  grosse  Jesaiten- 
colleg  zu  Stonyhorst  getreten.  Die  vier  ersten  GoIIegien  waren 
Grfindnngen  der  apostolischen  Vicare,  die  edelsten  Zengen  ihres 
Mathes,  ihrer  Selbstverlängnung,  ihrer  heroischen  Opferliebe;  Ihnen 
sar  Seite  waren  andere,  nicht  minder  trefDiche  Anstalten,  Grfindungeu 
der  religiösen  Orden,  wie  z.  B.  Ampleforth  und  Downside,  Benedic- 
tinerschulen,  St  Mary  (Bngby),  der  Väter  der  christlichen  Liebe, 
Schalen  der  Jesuiten  und  Dominicaner  getreten,  so  dass  sich  die 
Bischöfe  bei  Inangriffnahme  ihres  grossen  Beformwerkes  Ton  einem 
Kran/^  blühender  und  höchst  geachteter  Schulen  umgeben  sahen. 
Es  fehlte  znr  Vollendung  der  in  allen  diesen  Anstalten  gegebenen 
katholischen  Erziehung  nur  noch  der  Abschluss  der  katholischen 
Unwersüäis-Erzieiinng.  Nachdem  das  erste  Provinzialconcil  von 
Westminster  sich  vornehmlich  mit  der  Armenerziehung,  der  Auffin- 
dung und  der  Unterhaltung  der  armen  katholischen  Kinder,  mit  der 
Gründung  von  katholischen  Armenschulen,  im  Anschluss  an  das  Arr- 
menschulcomit^  befasst  hatte,  welches  zwei  Jahre  vor  Wiederher- 
stdlnng  der  Hierarchie  von  den  apostolischen  Vicaren  gegründet 
worden  war;  nachdem  das  erste  und  das  zweite  Provinzialconcil 
die  Aufmerksamkeit  der  Laien  und  des  Klerus  auf  die  mittlere  Er« 
Ziehung  hingelenkt;  nachdem  auf  dem  dritten  Provinzialconcil  die 
Bisehöfe  ausschliesslich  der  Erziehung  des  Klerus  in  Diöcesan- 
seminarien  nach  der  Vorschriit  des  Trienter  Goncils  ihre  Anfinerk- 
samkeit  zugewandt,  brachte  endlich  das  fönfte  Provinzialconcil  den 
Beschluss  der  Bischöfe  zur  örQndung  eines  UniversitätscoUegs.  Nach- 
dem die  Bestätigung  der  Beschlüsse  dieses  letzten  Provinzialconcils 
von  Bom  eingetroffen  war,  kündigten  die  Bischöfe  in  einem  gemein- 
samen Hirtenbrief  von  Birmingham  (30.  August  1874)  die  dem- 
Dichstige  Eröffnung  dieses  CoUegs  in  KensingUm  (London)  an.  Das- 
selbe wurde  am  11.  November  1874  eröffnet. 

So  herrliche  und  reiche  Früchte  hat  die  Wiederherstellung  der 
katholischen  Hierarchie  in  England  getragen,  zum  ewig  denkwürdigen 
Zeugnisse  dafür ,  dass  dem  mit  dem  apostolischen  Stuhle  geeinten 
Episcopate  jene  zeugende,  die  Seelen  mit  Christus  einigenden  Kraft 
innewohnt,  welche  ihn  als  den  treuen  Fortsetzer  des  Erlösungswer- 
kes Jesu  Christi  in  der  Kirche  hienieden  ausweist. 

Während  so  die  katholische  Kirche  in  England  inmitten  der 
trostlosesten  .  continentalen  kirchenpolitischen  Wirren,  ihren  grossen 
Siegedauf  fortsetzt ,  fehlt  es  nicht  an  Versuchen ,  diesen  Siegeslauf 
zu  hemmen  und  zu  litören.    Steht  doch  jene  infernale  Gewalt ,    die 


244     Knigktß*  Wiederheraiellung  der  kaik.  Hierarchie  in  England. 

stets  das  Böse  will  und  doch  daa  Gute  schaffen  muss,  hier  vor  einem 
der  glorreichsten  Werke  dessen ,  der  sie  gebunden  und  für  immer 
äberwunden  bat 

Der  Versuch  Gladstone's ,  das  Land  durch  Aufstachelung  con* 
fessioneller  und  sonstiger  »liberalen«  Vorurtbeile  in  den  continen- 
ialen  »Culturkampf«  hineinzuziehen ,  stellt  England  auf  eine  harte 
Probe.  Es  ist  ein  gar' boshafter ,  durchaus  willkürlicher,  von  aus- 
wärts nach  England  importirter^  im  Interesse  verlorener  politischer 
Machtstellung  gemachter  Versuch.  Wir  zweifeln  nicht,  dass.  der  ge- 
sunde Sinn  des^  englischen  Volkes,  sein  eminent  christlicher  Charak- 
ter, seine  tie^ewurzelte  Achtung  vor  individueller  Freiheit  und  Eigen- 
thum,  das  jedem  englischen  Bürger  garantirte  Mass  grosser,  persön- 
licher und  öffentlioher  Freiheiten  und  Rechte,  die  dem  Lande  so  be- 
reitete Krise,  welche  in  dem  Verfall  der  protestantisch-religiösen 
Einrichtungen  des  Landes  einen  Anhalt  findet,  verwinden  wird. 

Am  3.  October  1875  begingen  die  englischen  Katholiken  im 
ganzen  Lande  höchst  feierlich  den  fonfundzwanzigsten  Jahrestag 
der  Restauration  ihrer  Hierarchie.  Cardinal  Manning  sprach  bei 
dieser  Gelegenheit  in  der  Procathedrale  zu  Kensington  u.  A.  folgende 
Worte:  »Die  Akte  Heinrichs  VIIL,  in  Folge  deren  England  von  der 
Einheit  der  Christenheit  losgerissen  wurde,  hat  allen  Formen  mensch- 
licher Verirrung,  allen  Häresien  menschlicher  Einbildungskraft,  allen 
Launen  des  menschlichen  Willens,  allen  Irrtbümern  des  menschlicheu 
Gewissens  und  damit  allen  Leidenschaften,  alier  Eifersucht,  Lust  und 
Grausamkeit  die  Thüre  geöffnet.  Sehen  wir,  was  dies  Land  gethan 
hat,  als  es  sich  von  der  göttlichen  Wahrheit  der  Kirche  Gottes  trennte 
und  sich  dadurch  in  die  Lage  versetzte,  in  Sachen  der  Religion  die 
menschliche  Autorität  derer  anzuerkennen ,  welche  es  regieren.  Die 
Geschichte  Englands  seit  diesem  Tage  bis  heute  ist  die  ununterbro- 
chene Geschichte  der  immer  vereitelten  Anstrengungen  des  König- 
thums  und  der  Gesetzgebung  zur  Auffindung  einer  einheitlichen  Glau- 
bensregel und  Cultform  mit  Hülfe  einer  endlosen  Reihe  von  Decre- 
ten  und  Gesetzen  gewesen.  Der  engUsche  Episoopat  hatte  kaum  die 
Autorität  des  Papstes  verworfen ,  als  die  Geistlichen  anfingen ,  die 
ihrer  Bischöfe  zu  verwerfen  und  das  englische  Volk,  die  seines  Kle- 
rus. Kaum  war  die  durch  das  Gesetz  eingeführte  Kirche  unter  der 
Protection  der  königlichen  Autorität  hergestellt ,  als  eine  Spaltung 
eintrat  und  eine  grosse  Anzahl  ernster  Männer  aus  ihrer  Gemeinschaft 
ausschied.  Heute  zählen  die  Secten  der  Dissidenten  ebenso  viele 
Mitglieder  wie  die  anglikanische  Kirche.  Die  Dissidenten  gehen  in 
unendlich  viele,  dem  Namen  und  der  Form  nach  verschiedene  Secten 
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auseinander.  Die  anglikanische,  die  durch  das  Gesetz  anerkannte 
und  reich  dotirte  Staatskirche  ist  durch  innere  Gontroversen  derge- 
stalt zerrissen,  dass  man  jüngst,  um  sie  zu  beendigen,  nein,  um  zu 
bestimmen,  wie  man  den  allmächtigen  Oott  aubeten  mässe,  zur  Au- 
torität des  Parlamentes  die  Zuflucht  nehmen  musste. 

»Ich  erinnere  an  diese  Dinge  nicht,  um  zu  streiten;  Oott  ist 
mein  Zeuge,  dass  ich  Schmerz  um  dieselben  trage.  Sie  sind  die 
trostlose  Yerwüstong  unseres  Landes  und  die  Schande  nnaerea  Ghri- 
stenthnms  in  England.  Warum  also  habe  ieh  die  Wiederherstellung 
der  «katbolischen  Hierarchie  in  diesem  Lande  als  eine  Quelle  der 
Gnaden  und  Segnungen  für  England  bezeichnet  ?  Weil  sie  inmitten 
der  Verwirrung  die  sichtbare  Autorität  der  universalen  Kirche  wie- 
derhergestellt bat.  Sie,  die  in  den  Katacomben  der  grausamsten  Ver- 
folgung dem  Anblicke  der  Menschen  verborgene  Kirche  ist  auferstand 
den  in  ihrer  ganzen  Majestät,  weithin  sichtbar,  wie  eine  Stadt,  die 
sich  auf  dem  Berge  erhebt  und  den  Blicken  eines  ganzen  Landes 
nicht  mehr  entzogen  werden  kann 

»Ich  glaube  fest,  dass  die  Zeit  kommen  wird,  wo  die  Vernunft 
und  das  Gewissen  dem  englischen  Volke  sagen  wird:  Ich  erkenne 
die  Verwirrung  an;  ich  habe  einhergeirrt  in  der  Dämmerung  bis  ich 
m^^h  in  der  Finsterniss  verloren  habe;  ich  habe  meine  Hand  nach 
einem  Führer  ausgestreckt,  aber  ich  habe  keinen  gefunden.  Ich  irre 
von  Kirche  zu  Kirche ,  aber  ich  finde  nur  Widerspruch.  Was  soll 
ich  glauben?  Gibt  es  eine  Wahrheit?  Ist  die  Einheit  ein  Traum? 
Sind  die  Seelen  durch  das  kostbare  Blut  »Christi  erkauft,  um  sich  so 
zu  widersprechen?  —  Die  Engländer  haben  zu  viel  gesunden  Men- 
schenverstand, um  lange  an  dieser  üeberzeugung.  festzuhalten.  Seid 
dess  versichert,  ich  werde  es  nichterieben,  auch  ihr  vielleicht  nicht, 
aber  die ,  welche  nach  uns  kommen  werden ,  werden  das  Schauspiel 
sehen,  wie  sich  Sinn  und  Herz  der  Engländer  wiederum  jener  Kirche 
zuwenden  wird,  welche  die  Erde  bedeckt;  jenem  grossen  und  gött- 
lichen Zeugen,  der  nie  zweifelt;  jener  grossen  Qemeinschaft,  die  nie 
unterbrochen  ist c 

Was  der  Cardinal  hier  andeutet,  wird  ohne  Zweifel  die  reichste 
Frucht  der  wiederhergestellten  Harmonie  sein.  Die  Bückkehr  Eng- 
lands zur  katholischen  Kirche  konnte  nicht  anders  als  durch  die  Her- 
stellung der  normalen  Begierungsweise  der  Kirche  in  jenem  Lände 
vorbereitet  werden;  erst  wenn  sie  vollendet  ist,  wird  man  dasBreve 
Pius  IX.  vom  29.  September  1850  in  seiner  ganzen,  weltgeschicht- 
lichen Bedeutung  würdigen  können. 
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XII. 

Aktenstocke  Ober  die  Lage  der  katholischen  Kirche  Im 

Kanton  Genf  seit  dem  Jahr  1873. 

Im  Anschlüsse  an  die  aktenmässige  Darlegung  im  Archiv  *Bd. 
20.  S.  79  ff.,  Bd.  30.  S.  41  ff.  lassen  wir  hier  folgen  : 

1,  Die  CammissiandlbericJUe  in  der  Becurssache  des  Hochw. 

Bischofs  Mermülod  in  Qenf. 
(ScbweizeriBclies  Bandesblatt 'XXV.  Jahrg.  II] .  Nr.  39.  vom  80.  August  1873.) 

a)  Bericht  und  Antrag  der  Mehrheit  der  nationalräthlichen 
Commission  betreffend  den  Becurs  Mermillod  vom  19.  Juli  1873. 
Tit.! 

In  einer  Eingabe,  datirt  Pemex,  im  französischen  Departement 
de  TAin  vom  9.  Juli  1.  J.,  beschwert  sich  der  Bischof  von  Hebron 
in  partibus  infidelium,  Hr.  Caspar  Mermillod,  Bürger  von  Garouge, 
darüber,  dass  er  am  17.  Februar  d.  J.  in  seiner  Besidenz  zu  Qenf 
ergriffen  und,  ohne  dass  er  irgend  einen  Verfassungs-  oder  Oesetzes- 
artikel  des  £andes  verletzt  hätte,  gewaltsam  ausser  die  Grenzen  der 
Schweiz  geführt  worden  sei. 

Die  ihm  als  apostolischen  Vicar  von  Genf  übertragenen  geist- 
lichen Functionen  hätten  weder  die  öffentliche  Ruhe  und  Ordnung 
gestört,'  noch  die  Rechte  des  Bundes  in  seinen  internationalen  Be- 
ziehungen verletzt. 

Der  Beweiss,  dass  der  Bundesrath  insbesondere  kein  Recht  ge- 
habt habe,  den  Recurrenten  des  Landes  zu  verweisen,  liege  schon 
in  der  von  ihm  in  den  neuen  Bundesrevisions-Entwurf  aufgenom- 
menen Bestimmung,  wornach  der  Bundesexecutive  die  Competenz 
erst  eingeräumt  werden  soll ,  über  Schweizerbürger  unter  gewissen 
Voraussetzungen  die  Landesverweisung  zu  erkennen. 

Die  42  katholischen  Geistlichen  des  Kantons  Genf,  an  ihrer 
Spitze  Herr  General-Vicar  Dunoyer,  sind  mit  einer  Beschwerdeschrift 
dd.  5.  Juli  1.  J.  gegen  die  Beschlüsse  des  Bundesrathes  vom  11. 
und  17.  Februar,  betreffend  die  Errichtung  eines  apostolischen  Yi- 
cariats  in  Genf  und  die  Ausweisung  Msr.  Mermillods,  der  Eingabe 
des  Herrn  Bischof  von  Hebron  vorangegangen.  Die  geistlichen  Be- 
schwerdeführer behaupten,  durch  diese  bundesräthlichen  Beschlüsse 
seien  das  Protokoll   des  Wiener  Gongresses   vom  25.  März  1815 
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Art  m,  §.  71,  die  Art.  lU,  §.3.  des  Pariser  und  Art.  12.  des 
Tnriner  Vertrags  von  1815  und  1816,  welche  noch  immer  einen  Be- 
standtbeil  des  öffentlichen  fiechts  der  Eidgenossenschaft  bilden,  Ter- 
letst  worden.  Auf  diese  Behauptung  gestützt,  yerlangen  sie  Zurfick- 
nähme  des  Beschlusses  vom  11.^  Februar  und  der  verfiissungs-  und 
gesetzwidrigen  Ausweisung  des  Bischofs  und  apostolischen  Yicars 
Msr.  Mermillod. 

Endlich  wenden  sich  180  katholische  Laien  aus  dem  Kanton 
Genf,  mit  wesentlich  gleichen  Beschwerden  und  gleicher  Begründung 
derselben,  an  die  BundesTersammlung.  Ihre  Becursschriften  datiren 
vom  25.  Juni  1.  J.  und  sind  aDe  wörtlich  gleichen  Inhalts. 

Der  Nationalrath  hat  diese  Eingaben  alle  an  eine  Ffinfercom- 
mission  zur  Vorprüfung  und  Begutachtung  gewiesen. 

Ihre  Commission  hat  dieselben  sammt  den  reichhaltigen  Akten 
sorgfältig  geprüft,  den  gutachtlichen  Antrag  in  wiederholten  Sitz- 
ungen berathen ,  und  gibt  sich  nun  die  Ehre ,  Ihnen ,  Tit,  den  Be- 
richt darüber  Torzulegen. 

Gegenwärtiger  Bericht,  dessen  Form  eine  für  die  Abfiissung 
karg  zugemessene  Zeit  entschuldigen  möge,  wird  zuerst  das  Oeschickt^ 
lidf,  welches  den  beschwerdeten  Beschlüssen  des  Bundesrathes  vom 
11.  und  17.  Februar  L  J.  zu  Qrunde.  liegt ,  in  einigen  Hauptzfigen 
berühren,  hernach  die  wesentlichsten  Gründe  hervorheben,  welche 
d^  Beschluss  vom  11.  Februar,  nach  der  Ansicht  der  Mehrheit 
Ihrer  Commission,  rechtfertigen,  und  endlich  die  Frage  erörtern, 
ob  der  Bundesrath  zur  Ausweisung  des  Herrn  Mermillod  aus  der 
Sdiweiz  befugt  gewesen  sei  oder  nicht 

J.  Geschichtliches. 

Nach  Einführung  der  Reformation  in  Genf  durch  ein  Decret 
der  Bäthe  vom  29.  August  1535  siedelten  sich  der  Bischof  von  Genf 
nnd  sein  Capitel  in  dem  benachbarten  Annecy  an.  Bischof  und  Diö- 
cese  von  Annecy  trugen  fortan  den  Titel ,  dieses  »Bisthum  Genf,« 
jmt  »Bischof  von  Genf.« 

Nachdem  Stadt  und  Gebiet  von  Genf  1798  der  französischen 
Bepublik  einverleibt  worden  war,  wurde  am  15.  Jvii  1801  zwischen 
der  französischen  Gonsular-Regierung  und  Papst  Pins  VII.  das  be- 
kannte Goncordat  abgeschlossen.  Kraft  dieses  Concordates  und  der 
nachfolgenden  Bulle  vom  29.  November  gleichen  Jahres  ^ard  eine 
ganz  neue  Eintheilung  und  Gircumscription  der  Diöcesen  aufgestellt, 
in  Folge  dessen  viele  französische  Bisthümer  eingingen  und  manche 
Bischöfe  auf  ihre  Bischofsstühle  verzichten  mussten.  Im  Verzeichniss 
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der  atifgeho1)eD6n  fiistbämer  befand  sich  das  Erzbisthum  von  Vienne, 
mit  seinen  Soffragauen ,  und  unter  letztern  das  Bisthum  van  Genf 
(Annecy).  Es  wurden  50  neue  Bisthfimer  und  mehrere  Erzbisihümer 
geschaffen,  unter  diesen  figurirte  das  Erzbisthum  von  Ghamb^ry. 
Dasselbe  umfasste  die  Departemente  Montblanc  und  Leman ,  und 
folglich  auch  den  grossem  Theil  des  Bisthums  Qenf.  Der  letzte 
Bischof  von  Genf,  Msr.  Paget,  reichte  am  26.  December  1801  zu 
Händen  des  päpstlichen  Stuhles  seine  Resignation  ein. 

Das  Decret  vom  9.  April  1802,  behufs  Ausfuhrung  obiger  Bolle, 
von  dem  Cardinallegaten  Caprara,  ^nth&lt  ein  Verzeichniss  von  einigen 
neu  constitnirten  Bisthümern,  deren  Bischöfen  das  Recht  eingeräumt 
wurde,  dem  Titel  ihver  Kirchen  denjenigen  von  unterdrückten  Kir- 
chen ,  die  in  ihrem  Sprengel  gelegen  waren ,  beizufügen.  In  diesem 
Terzeichuiss  findet  sich  das  Bisthum  Chamb^ry,  dessen  Titular  seinem 
Titel  noch  denjenigen  von  Qenf  beiffigen  durfte^  jedoch  nur  so,  daas 
man  »aus  dieser  Vereinigung  und  diesem  Gebrauch  des  Titels ,  le- 
»diglich  zur  Ehre  und  zum  Andenken  dieser  unterdrückten  Kirchen 
»gestattet,  keineswegs  den  Schluss  ziehen  dürfe,  als  ob  diese  Kirchen 
»noch  fortbeständen  und  nicht  wirklich  aufgehoben  worden  seien,  c 

Als  nach  der  Restauration  im  Jahre  1814  Genf,  dem  die  Con- 
gressaoten^und  Staatsverträge  von  Paris,  Wien  und  Turin  von  1814, 
1815  und  1816  mehrere  katholische  Gemeinden  von  Stwoyen  und 
einige  französische  Gemeinden  einverleibt  hatten ,  als  Kanton  der 
Schweiz.  Eidgenossenschaft  einverleibt  worden  war,  trat  auf  dring- 
liches Begehren  der  Regierung  von  Genf  der  eidg.  Vorort  zum  Zweck 
der  Purification  des  Kantons  Genf  von  auswärtiger  geistlicher  Ge- 
richtsbarkeit und  des  Anschlusses  der  ^  katholischen  Pfarreien  Genfs 
an  ein  Schweiz.  Bisthum,  mit  dem  päpstlichen  Stuhl  in  Unterhand- 
lungen. 

Nach  langen  uhd  zähen  Negotiationen ,  während  welcher  schon 
der  päpstliche  Stuhl  die  Errichtung  eines  Bisthums  Qenf  mü  der 
Residenz  Garcuge  in  Vorschlag  gebracht  hattet),  entsprach  endlich 
Papst  Pins  VII.  dem  Begehren  Genfs  und  erliess  das  Breve  »Inter 
multiplices«  vom  30.  September  1819.  Dasselbe  wurde  durch  Se- 
siMnss  des  hiezu  vom  Repräsentanten-Rathe  ausdrücklich  ermäch- 
tigten Staatsraths  unterm  1.  November  gleichen  Jahres  angenommen, 
und  im  Reeeptionsacte  versprochen,   »die  katholische  Religion    zu 

1)  Als  Motiv  wurde  im  Memorial  von  1818  angegeben,  dass  die  Com- 
monicatipn  des  Ifirten  mit  der  Heerde  und  v.  v.  durch  die  Sduffifahrt  auf  dem 
tiefen  Ctenfersee  durch  einen  Anschluss  an  die  Freiburger  Diöcese  erschwert 
Würde. 
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»schfitzeq  und  zo  handhaben,  wie  das  Protoooll  von  Wien  nnd  un- 
>8ere  wohlverstandenen  Interessen  es  uns  zur  Pflicht  maohen.c 

Das  päpstliche  Breve  vom  80.  September  1819  besagt  nun  im 
Spedellen:  dass  alle  dem  Kanton  Genf  einverleibten  katholischen 
Pfarreien  von  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  des  Erzbischofs  von 
Chamb^ry  und  von  der  Ciroumseription  seiner  DiOcese  abgelöst  und 
gdremU  und  auf  ewig  (Dioecesi  Lausanensi  in  Helvetia  perpetuo  ad- 
jangimus)  mit  der  schweizerischen  DiOcese  von  Lausanne  verlnmdm 
und  derselben  einverleibi  (incorporaraus),  sowie  der  Leitung  und  der 
Gerichtsbarkeit  des  gegenwärtigen  Bischofs  von  Lausanne  unterwor- 
fen sein  sollen^). 

Als  der  Erzbischof  von  Ghambäry  gemäss  dem  oben  erwähnten 
Decret  vom  9.  April  1802  fortfuhr,  den  Titel  eines  Bischofs  von 
Genf  zu  fahren,  erliess  Papst  Pius  YII.   am  30.  Januar   1821  ein 
wdteres  Breve,  durch  welches  er  den  ^Ehrentitel  Bischof  von  Genfc 
dem  Bischof  von  Lausanne  übertrugt). 

Der 'Wortlaut  dieses  Breve  muss  hier  besonders  hervorgehoben 
werden:  »Wir  setzen  fest,  heisst  es  darin  wörtlich,  und  verordnen, 
dass  der  Titel  Bischof  von  Genf ,  so  wie  er  ist ,  d.  h.  lediglich  als 
Ehrentitel  (meri  nimirum  honoris)  fortan  weder  von  dem  Erzbischof 
TOD  Chamb^ry  noch  von  dessen  Nachfolgern  geßlhrt  werde,  —  und 
dass  damit  die  Bischöfe  von  Lausaiyie  und  zwar  sowohl  derjenige, 
der  zur  Zeit  diese  Kirche  leitet,  als  jene,  welche  ihm  nachfolgen,  in 
Zakunft  geschmückt  sein  sollen,  in  der  Weise,  dass  sie  sich  zugleich 
Bisehöfe  von  Lausanne  und  von  Genf  nennen  und  von  diesem  dop- 
pelten Titel  öffentlich  und  privat  Gebrauch  machen  werden.  Das 
alles  jedoch  in  dem  Sinne ,  »dass  durch  diesen  Zusatz  zum  Titel 
>den  Bisehöfen  von  Lausanne  mit  Nichten  ausgedehntere  Bechte 
HiH)n  ampliora  jura)  oder  grössere  Einkünfte ,  als  jene ,  welche  sie 
»üben,  beziehungsweise  bis  jetzt  genossen  haben ,^  verliehen  sein 
»soUen.c 

Tkn  Bepräsentantenrath  von  Genf  gab  seine  Zustimmung  auch 
n  diesem  Breve  und  beauftragte  unterm  9.  März  1821  den  Staats- 
rath,  dasselbe  druckeui  öffentlich  anschlagen  und  im  ganzen  Kanton 
vttkfindeti  zu  lassen. 

Wer  mit  dem  Erzbischof  von  Chamb^ry ,  Msr.  de  Solle,  gegen 
die  Incorporation  der  mit  Genf  vereinigten  katholischen  Gemeinden 
in  eine  Schweiz.  Diöcese  mit  allen  diplomatischen  Künsten  von  1814 
bis  1819  am  Hartnäckigsten  angekämpft  hatte,  das  war  der  dama- 

1)  Tide  BecaeQ  des  lois  de  Gen^ve  vom  Jahre  1819,  pag.  296  ff. 
^  inde  Becneil  des  lois  etc.  Vol.  YII.,  pag.  31  ff. 
ArtbiT  Ar  Kircbenredit  XXXV.  *  17 
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lige  viel  und  weit  berühmte,  mit  den  bedeuteodslen  europäischen 
Höfen  und  Staatsmännern  in  Verbindung  stehende^  einflussreiche  ka- 
tholische Pfarrer  zu  St.  Germain  in  Genf,  Herrn  Vuarin.  Cardinal 
CoDsalvi  zeigte  sich  jedoch  von  Anfang  an  dieser  Purification  der 
Grenzen  und  ^er  Incorporirung  Genfs  in  die  Schweiz.  Diöcese  Lau* 
sänne  gunstig  und  Hr.  Vuarin  mit  seinen  Freunden  vermochte,  trotz 
aller  Gegenanstrengungen,  die  Erlassung  der  Bulle  »Inter  multipU- 
ces«  nicht  zu  hintertreiben. 

Als  dann  aber  Pius  VU.  im  Jahre  1823  gestorben  und  der 
Cardinal  della  Genga ,  der  Freund  und  Proiector  des  Pfarrers,  von 
Genf,  unter  dem  Namen  Leo  XH.  dessen  Nachfolger  geworden  war, 
suchte  Hr.  Vuarin  den  schon  früher  von  ihm  gefassten  Plan  eines 
eignen  von  Lausanne  getrennten  Genfer  Büihums  auszuführen.  Hr. 
Vuarin  beglückwü^nsohte  Leo  XIL  zu  seiner  Thronbesteigung,  legte 
dem  Gratulationsschreiben  einen  Aktenfascikel,  betreffend  die  »trau- 
rigec  Lage  der  Eatboli]cen  im  Kanton  Genf  bei,  und  Hess  letztern 
durch  Msgr.  Mazio,  Secretär  des  h.  CoUegiums,  überreichen.  Diese 
Akten  wurden  vom  h.  Vater  sehr  beifällig  aufgenommen,  einer  Con- 
gregation  von  Cardinälen  zur  Prüfung  übergeben  und  Hr.  Vuarin, 
der  Berichterstatter,  durch  ein  päpstliches  Breve  persönlich  nach 
Born  berufen.  Hier,  so  lesen  wir  in  der  Geschichte  des  Hrn.  Vuarin, 
war  es,  wo  dem  nach  Rom  Berufenen  der  >kühne  Gedankec  (pens^e 
audacieuse)  der  ErrichUmg  eines  Bisihums  Genf  in  den  Kopf  ge- 
stiegen. »Wie  wäre  es,  habe  Hr.  Vuarin- gedacht ,  wenn  er  dem 
Papst  erklärte:  »Heiliger  Vater,  baue  mit  kräftiger  Hand  und  ohne 
Menschenfurcht  den  bischöflichen  Stuhl  des  hl.  Franciscus  Salesios 
in  Genf  wieder  auf;  die  ganze  katholische  Welt  wird  Dir  Beifall 
klatschen  und  der  Calvinismus  im  Herzen  getroffen  sein.c 

Am  28.  Juni  1824  in  der  h.  Stadt  angekommen,  legte  Hr. 
Vuarin  dem  Papste  schon  in  der  Audienz  vom  13.  Juli  ein  Mein<v- 
rial  über  den  kläglichen  Zustand  der  katholischen  Kirche  in  Genf, 
mit  Beschwerden  gegen  die  dortige  Regierung  vor.  Dem  Memorial 
war  ein  »document  secret  r^seirä  au  souverain  Pontife  senlc  beige- 
legt. Papst  Leo  nahm  Alles  mit  dem  höchsten  Interesse  auf,  ver- 
sprach von  dem  Mitgelheilten  nähere  Eenntniss  zu  nehmen  und  dem* 
selben  möglichst  beförderliche  Folge  zu  geben. 

Der  Plan,  den  Hr.  Vuarin  Sr.  Heiliglreit  vorgelegt,  war  fol- 
gender^): Es  soll  Genf  von  der  Diöcese  Freiburg  abgetrennt  und  cu 

1)  Hr.  Vuarin  schlug  dem  Papste  eventaell  auch  .vor»  die  kath.  Genf«? 
Pfarreien  wieder  von  der  Diöcese  Freiburg  zu  trennen  und  entweder  dem  aa* 
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man  tigoea^  miabhiDgigeii  Bistirain  eibobea  werden,  um  za  did- 
seiD  Zwacke  zu  gelangOD,  moflse  mit  dem  Bischof  in  Freibarg,  Ifagr. 
lenni ,  eine  Yerständtgiing  getroffen ,  bez.  dessen  Yerzicbtleistniig 
iof  den  Genfer  Theil  seiner  Diöcese  ausgewirkt  werden.  Da  Msgr. 
lenni  wahrscheinlich  einer  solchen  Yerzichtleistang  sich  widersetzen 
werde,  so  möge  der  Papst  nnr  in  einem  yäterlichen  Breve  dem  Hm. 
Bischof  insinniren,  dass,  um  den  Plackereien  nnd  Verfolgungen^  wel- 
chen die  Katholiken  Genfs  von  Seiten  der  dortigen  Regierung  seit 
Tier  Jahren  ausgesetzt  seien ,  wirksam  zu  begegnen ,  sein  Verzicht 
auf  Genf  ihm  —  dem  hl.  Vater  —  unumgänglich  notbwendig  sei. 
»Msgr.  Yenni ,  fügte  Hr.  Vuarin  hinzu ,  sei  ein  frommer ,  dem  hl. 
Stahl  ergebener  Bischof ,  welcher  der  Stimme  des  Oberhauptes  der 
Kirche  ein  geneigtes  Gehör  leihen  werdet  Habe  einmal  Msgr.  Tenni 
die  verlangte  Besignation  in  guter  Form  abgegeben,  so  sei  SeUens 
des  Genfer  StaaisraOiS  "kein  Widerstand  mehr  eu  furchten.  Da  die 
geistliche  Gerichtsbarkeit  über  die  E[atholiken  in  Genf  durch  Schuld 
der  Begierung  ohnehin  in  der  Auflösung  begriffen  sei,  so  werde  letz- 
tere noch  überglücklich  sein,  wenn  Genf  nur  keinen  Franzosen  oder 
Savoyarden  zum  Bischof  erhalte.  Geldmitlei  für  die  Sustenstation 
des  neuen  Bischofs  müsse  man  von  der  Genfer  Begierung  nicht  ver- 
langen, wenn  man  die  Ausfahrung  nicht  verschwierigen  und  com- 
plidren  wolle ;  die  Geldmittel  wolle  er ,  Yuariu ,  provisorisch  schon 
herbeischaffen,  sowie  er  auch  für  Erwerbung  einer  bischöflichen  Wohnung 
(maison  ^piscopale)  Sorge  tragen  werde. 

Dieser  Vuarin'sche  Plan  wurde  in  Bom  mit  Freuden  angenom- 
men und  das  päpstliche  Breve  an  Msgr.  Yenni  erlassen.  Man  legte 
diesem  durch  den  Vertrauensmann,  der  ihm  das  Breve  einhändigte, 
gleichzeitig  das  Formular  der  Demission  vor.  Breve  und  Formular 
sollten  dann  aber  sofort  wieder  zurückgenommen  werden  unter  der 
naehdrucksamst  eingeschärften  Ermähnung,  das  gamsfe  geheim  eu  AoZ- 
Un^  bis  die  Angelegenheit  ihre  Endschaft  erreicht  haben  uoerde* 

Man  setze,  heisst  es  in  der  Geschichte  des  Hm.  Vuarin,  von 
Sdten  des  Bischofs  Yenni  eine  günstige  Antwort  voraus.  Sei  diese 
in  Bom  angelangt ,  so  werde  der  hl.  Vater ,  durch  eine  Note  des 
Staatssecretärs  der  Begierung  von  Genf  einfach  von  der  Errichtung 
des  Bisthnms  m  Genf  Anzeige  machen.  Würde  die  Instadlation  des 
neoen  Bischofs  auf  Schwierigkeiten  stossen,  so  könnte  in  diesem  Falle 
Hr.  Vuarin  mit  den  Functionen  eines  Deleghrten  des  hl.  Stuhls  ad 
Interim  betraut  werden.    Der  Gedanke  der  Errichtung  eines  aposUh 

voyBdMn  ^Biithmn  von  Annecy  oder  dem  frantösisehen  Biathum  von  Beilay 
«insitferleiben.    Histoire  de  M.  Vnarin,  T.  II,  p.  350. 

17* 
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Ußchen  Vtcariais  ward  mit  klugem  Vorbedacht  beseit^^t,  damit  der 
Zustand  der  katholischen  Kirche  in  Genf  nicht  demjenigen  in  sol- 
chen Ländeni,  wo  d^  Katholicismus  blos  geduidei  ist,  gleichgestellt 
Werde  <). 

Auf  der  Heimkehr  von  Rom  machte  Hr.  Vnarin  einen  Halt 
in  Genua ,  wo  sich  der  fromme  König  von  Sardinien  aufhielt.  Von 
diesem  empfing  er  ohne  Mühe  die  nothwendigen  Fonds  zur  Erwer- 
bung einer  bischöflichen  Residenz  in  Genf. 

Alles  ging  bisher  nach  Wunsch.  Allein  noch  war  von  Msgr. 
Tenni  die  Demission  auszuwirken.  »C'^tait  le  point  dölicatc  —  schrei- 
ben die  Biographen  Vuarin's.  Letztern  ist  auch  unbekannt,  wer  als 
geheimer  Bote  auseriohren  war,  dem  Bischof  von  Lausanne  und 
Genf  das  päpstliche  Breve  sammt  Resignationsformular  zu  übergeben. 
Dieselben  vermuthen,  es  sei  entweder  der  damalige  bayerische  Ge- 
sandte in  der  Schweiz,  Hr.  v.  Orly,  oder  Hr.  Oberst  v.  Horrer^  Se- 
cretär  der  französischen  Gesandtschaft,  oder  Pater  Brach y  Superior 
des  Jesuitencollegium  in  Freiburg ,  mit  dieser  »zartenc  Mission  be- 
traut gewesen. 

Msgr.  Yenni  erhielt  am  13.  October  (1824)  das  Bre?e  dos  h. 
Vaters.  Er  war  erstaunt  über  dessen  Inhalt  und  die  Zumuthung, 
die  ihm  gemacht  wurde.  Er  verlangte  einige  Tage  Bedenkzeit,  er- 
klärte sich  dann  zu  allen  Opfern  bereit  und  begehrte  schliesslich, 
dass  das  Demissionsbegehren  ostensibel  (ostensibilibus  litteris)  an  ihn 
gestellt  werde.  Das  brachte  das  ganze  Project  ins  Stocken,  weil 
die  römische  Curia  den  Schein  vermeiden  wollte,  als  sei  dasselbe 
von  jemand  anderm  als  von  dem  Bischof  in  Freiburg  selbst  ausge- 
gangen. Bei  einem  letzten  Beredungsversuch  des  Secretärs  der  fran- 
'  zösischen  Gesandtschaft,  Oberst  v.  Horror,  zeigte  Msgr.  Yenni  etwas 
mehr  Neigung  zum  Nachgeben,  so  dass  v.  Horror  nach  Elom  be- 
richtetet die  Angelegenheit  sei  in  Ordnung.  Dem  war  aber  nicht 
also,  Msgr.  Yenni  verweigerte  definitiv  die  Resignation.  Das  Project 
der  Gründung  eines  Bisthums  Genf  war  für  einmal  in  die  Brüche 
gegangen.  Der  (18^2)  verstorbene  Pfarrer  Vnarin  hinterliess  -aber 
das  Project  der  Errichtung  eines  Bisthums  Genf  dem  apostdischm 
Stuhl  als  eine  Art  Testament  Dieser  müsse,  äusserte  der  Testator, 
i^die  Oelegenheit^  welche  politische  Ereignisse  herheifiihren  könntenj 

1)  On  a?ait  ^cart^  avee  soin  Tid^e  d'on  ?icariat  i^;K>8toliqae ,  afin  de  ne 
pas  asfimfler  la  oondition  dn  cathoUciame  a  Gen^ve  a  celle  des  pays  oh  11  n*est 
pas  toUrö.  Yid.  Histoire  de  Mr.  Voarin  et  dn  r^tablissement  da  Catholiciame 
a  Gea^ve  par  Mr.  TabM  Fleoiy  ei  Mr.  VtihM  Martin.  Tu.  2.,  Ch.  XIL, 
1861. 
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^erspähen,   um  dieses  Bisfhumsprcjed  sfu  reaiisiren  und  wäre  es 
^erst  w  aehn^  in  swaneig  Jahren.    CPest  im  prochs  gui  reste  penr 

Dieses  ist  der  erste^  in  den  Jahren  1824  und  1825  unternom- 
mene Versuch,  um  hinter  dem  Backen  der  Begierung  des  Kantons 
Graf  und  der  Eidgenossenschaft  ein  Bisthum  Genf  zu  errichten. 

Der  zweite  Versuch,  beziehungsweise  die  Vollziehung  des  Vua- 
rin'achen  Testaments  wurde  von  dem,  an  die  Stelle  des  am  30.  März 
r^gnirenden  Hrn.  Victor  Dunoyer,  im  Juni  1864  zum  Pfarrer  und 
Generalvicar  in  Genf  ernannten  Hrn.  Caspar  Mermülod  von  Garouge 
begonnen.  Derselbe  hatte  die  Ausf&hrung  des  Plans  bei  einer  per- 
sönlichen Anwesenheit  in  Born  in  einer  ihm  von  Pius  IX.  ertheilten 
Audienz  eingeleitet.  Hier  liess  er  sich ,  wie  man  sagt ,  unter  dem 
Torgeben,  der  Bischof  von  Lausanne  sei  alt,  schwach  und  unvermö- 
gend geworden,  die  ganze  Diöcese  zu  regieren,  unterm  22.  Septem- 
ber des  gleichen  Jahres  zum  Bischof  von  Hebron  i.  p.  i  consecriren 
nad  mit  ausserordentlichen  Vollmachten  zur  Verwaltung  der  Kirche 
Genä  ausstatten.  Msgr.  Marilley  zeigter  das  folgenreiche,  aufiTallende 
Ereigniss  dem  Staatsrath  von  Genf  durch  Schreiben  vom  22/29.  De- 
cember  mit  der  Erklärung  an:  Msgr.  Mermillod  werde  sich  als  sein 
ÄHxiliarbiscJwf  mit  der  Besidenz  in  Genf  inner  dqp  Grenzen  der- 
jenigen Vollmachten  geriren,  welche  er  ihm  zu  übertragen  für  gut 
finde;  dem  zu  Folge  werde  er  nach  dem  klar  ausgesprochenen  Wil- 
1^  des  Papstes: 

1)  als  Ordinarius,  wie  bisher  mit  der  kirchlichen  Verwaltung  der 
beiden  vereinigten  Diöcesen  (sie  4)  von  Lausanne  und  Genf  be- 
laden bleiben,  unter  Vorbehalt,  Msgr.  Mermillod  einen  Theil 
der  Jurisdiction,  den  er  für  gut  finde,  zu  delegiren;' 

2)  werde  er  Msgir'.  Mermillod  mit  denjenigen  Vollmachten  eines 
Oeneralviears  ausstatten,  wie  sie  vordem  Hr.  Dunoyer  beses- 
sen habe. 

Der  Staatsrath  von  Genf  gab  hierauf  dem  Bischof  von  Läusanne 
unterm  Jg8.  März^  beziehungsweise  1.  April  186S  in  Antwort:  Ge- 
gen die  Wahl  des  Hm.  Mermillod  zum  Generalvicar  mit  den  Voll- 
maditeB ,  wie  solche  Hr.  Dunoyer  besessen ,  habe  er  nichts  einzu- 
wenden. In  den  ersten  Theil  seiner  Erklärung  lasse  eVsich  dagegen 
gm  nicht  ein.    »Wir  werden,  so  schloss  das  Aütwortschreiben,  iort- 

1)  Kann  man  hier  nicht  mit  dem  hL  Thomas  T,on  Canterburj  ansmfen : 
>L*egli8e  ne  doit  pas  Stre  gouTem^e  par  de  moyens  voil^  on  par  la  rnse,  maui 
par  k  jmtice  et  par  la  v^rit^.«  Yid.  lettre  pastorale  de  Mr.  Mermillod  d.  d. 
51.  Janvkr  1878. 
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»an  nicht  ermangeln,  den  Herrn  Oenerahican  als  Ihren  Bepräsen" 
i4anien  anj^uerkennen ,  in  allen  Fällen  j  in  denen  er  in  Ihrem  Na- 
-^men  und  nach  Ihren  Anleitungen  in  Detailsachen  der  kirchlichen 
^VeruHÜiung  sich  an  uns  wenden  wird.* 

Am  5.  Juli  1865  ging  das  nachfolgende  Schreiben,  denkwür- 
digen Inhalts,  an  den  Staatsrath  von  Genf  Seitens  des  Bischofs  ron 
Treiburg  ein: 

»Montags  den  9.  Jänner  1865  hätten  —  heisst  es  in  diesem 
Schreiben  —  Hr.  Generalvicar  Dunoyer  nnd  die  Erzpriester  Ton  Ca- 
rouge  nnd  Ch&ne  dem  Staatsrathspräsidenten  eine  Visite  gemacht 
und  denselben  angefragt,  ob  Schwierigkeiten  vorliegen ,  dass ,  wenn 
Msgr.  Marilley  sich  der  ganzen  geistlichen  Verwaltung  des  Kantons 
Oeöf  begebe,  ihm  (dem  Ordinarius)  Msgr.  von  Hebron  mit  voller 
bischöflicher  Gewalt  (pleins  pouvoirs)  substituirt  werde.  Der  Prä- 
sident des  Staatsraths  habe  hierauf  erklärt,  dass,  was  ihn  betreffe, 
er  nicht  nur  keine  Schwierigkeit  darin  erblicke,  sondern  dass  er  ein 
solches  Vorhaben  gern  sehen  würde.  Er  (der  Präsident)  habe  hinzu- 
gefügt, dass  auch  seine  CoUegen  im  Staatsrathe  dagegen  keine  Ein- 
wendung machen  werden ,  indem  alle  Glieder  dieser  Behörde  wohl 
wissen,  dass  Solches  im  Wunsch  des  Klerus  und  der  Katholiken  des 
Kantons  Genf  ligge.  Es^sei  flieses  eine^  Massnahme ,  gegen  welche 
sie  nichts  einwenden,  dieselbe  vielmehr  für  die  Katholiken  billig  fin- 
den, weil  die  Protestanton  auch  ihren  Kirchenvorstand  und  ihr  C!on- 
sistorium  in  Genf  besitzen.  Der  Präsident  habe  hierauf  mit  den 
Worten  geschlossen:  Wenn  diese  Angelegenheit  geregelt  und  vol- 
lendet erscheine,  so  sei  es  dann  allerdings  schicklich,  dass  der  Staats- 
rath mit  Bücksicht  auf  das  Verhältniss  zwischen  Kirche  und  Staat 
davon  benachrichtigt  werde.  So  geschehen,  Genf  den  9.  J&nner 
1865, 

(Gez.)  Dunojfer,  Generalvicar  etc.c 

Nachdem  er,  also  fährt  Msgr.  Marilley  in  seinem  Schreiben 
fort,  die  Sache  bei  sich  erwogen,  habe  er  ein  Project,  das  man  ihm 
als  im  Wunsche  der  Executivgewalt,  des  Klerus  und  der  Katholiken 
von  Genf  liegend ,  geschildert ,  in  reifliche  Erwägung  gezogen.  In 
Fdge  dessen  mache  er  anmit  dem  Staatsrath  die  Anzeige ,  dass  er 
die  in  Frage  liegenden  vollen  (Gewalten  an  Msgr.  von  Hebron ,  sei- 
nen Auxiliär  im  Kanton  Genf,  wirklich  übertragen  und  sich  seiner- 
seits jeder  Verantwortung  entlastet  habe  in  der  Weise ,  dass  Msgr. 
Merraillod  unter  seiner  eigenen,  persönlichen  Verantwortlichkeit  alle  bi- 
schöfiichen  Functionen^  sowie  alle  Detailsachen  der  kirchlichen  ut^ 
Pastoralen  Verwaltung  im  Kanton  Gedf  fortan  besorgen  werde.     Er 
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glaabe  scbliesslteh  beifAgen  zu  sonen,  dass,  wenn  es,  um  den  Wfia- 
sehen  seiner  katliolischen  Eantonsangehörigen  Rechnang  zu  tragen, 
in  der  Ansicht  des  Staatsratbs  läge,  mit  dem  hl.  Stahl  Unterhand- 
lungen zu  dem  Zwecke  anzuknüpfen ,  dass  der  durch  Breve  S.  H. 
Pins  VII.,  d.  d.  20«  September  1819,  der  Diöcese  Lausanne  incor- 
porirte  Kanton  Genf  von  derselben  losgetrennt*  werde,  er  (Marilley) 
der  Grbörung  der  Wünsche  des  Staatsraths  and  der  Katholiken  in 
Oenf  keine  Hindernisse  in  den  Weg  legen  werde. 

*  Unter  dem  gleichen  5.  Juli  1865  erliess  der  Bischof  von  Frei- 
burg ein  Circtdar  an  die  katholische  Geistlichkeit  und  die  Pfarrge- 
meinden in  Genf,  in  welchem  er  dieselben  von  dem  Geschehenen  in 
Keniitniss  setzte. 

Durch  diese  Erlasse  und  Verfügungen  ward  Msgr.  Mermillod, 
es  lässt  sich  nicht  leugnen,  via  facti  zum  Bischof  von  Genf  erklärt. 

^  Man  wird  begreifen,  dass  der  Staatsrath  auf  diese  Mittheilungen 
den  Ausdruck  seines  Erstaunens  nicht  schuldig  blieb.  Er  antwortete 
hierauf  mit  Schreiben  vom  25.  Juli  1865  im  Wesentlichen ,  was 
folgt: 

Er  berufe  sich  in  Sachen  auf  den  klaren  und  unzweideutigen 
lohalt  seines  Missivs  vom  1.  April  1.  J.  Sinn ,  .Absicht  und  Trag- 
weite der  Aeusserungen ,  welche  der  Präsident  des  Staatsrathes  bei 
Aolass  der  Aufwartungs- Visite  der  geistlichen  Herren  am  9.  Januar 
habe  fallen  lassen,  seien  von  denselben  des  gänzlichen  missverstan- 
den und  unrichtig  aulgefasst  worden.  Der  Präsident  habe  das  Ge- 
spräch jener  Herren  lediglich  als  einen  Commentar  zum  bischöflichen 
Schieiben  vom  22.  December  betrachtet.  Hätte  er  dasselbe  so  auf- 
gefasst,  wie  das  bischöfliche  Schreiben  vom  5.  Juli  es  besage,  so 
würde  er  sich  dagegen  sofort  ausgesprochen  haben.  Wenn  sie,  habe 
der  Präsident  bemerkt ,  irgend  welches  weitere  Begehren  an  den 
Staatsrath  bringen  wollten ,  so  sollen  sie  sich  auf  dem  Wege  der 
C(Hrre8pondenz  an  die  Behörde  wenden.  Jedenfalls  könne  aus  einem 
ofSciösen  Visiten-Gtespräcb  zwischen  drei,  Geistlichen  —  ohne  Mis- 
ri<m  und  Vollmacht  ^  und  dem  Präsidenten  des  Staatsraths  keiner- 
lei reditlicbe  Gonsequenz  für  die  Entscheidung  einer  hochwichtigen 
Angelegenheit  gezogen  werden,  welche  das  bestehende  legale  Ver- 
hUtuiss  zwischen  Staat  and  Kirche  berühre  und  der  aufmerksamsten, 
eingehendsten  Erwägung  bedürfe. 

Was  die  Hauptsache  anbelange,  so  bähe  das  bischöfliche  Missiv 
vom  5.  Juli  drei  wesentliche  Punkte  misskannt  and  übersehen : 

1.  Vor  Allem  den  bestehenden ,  legalen  ZustanS ,  wie  er  ans 
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froheren  päpstlichen  Erlassen  und  den  Beschlfissen  der  Staatsbehör- 
den hervorgehe  und  zwar: 
8.  ans  der  Äußdmng  des  Bisthums  Genf  seit  dem  Concordat  Ton 
1801; 

b.  ans  der  nach  Massgabe  der  beiden  Breve  Pins  VII.  von  1819  und 
1021  stattgehabten  üebertragong  des  blossen  WireniÜelsi^Bischot 
von  Oenfc  auf  den  in  Freibnrg  residirenden  Bischof  von  Lau- 
sänne,  eines  Ehrentitels,  der  zuerst  dem  Erzbischof  von  Cham- 
b^ry  und  1821  dem  Bischof  Yenni  in  Freiburg  und  seinen 
Nachfolgern  im  Bisthum  beigelegt  worden  sei; 

c.  aus  der  Thatsache,  dass  nur  eitw  DiOcese  für  die  Kantone  Frei- 
burg, Waadt,  Neuenburg  und  Genf  mit  nur  einem,  in  fVei- 
burg  residirenden^  Bischof  bestehe. 

Misskeune  das  bischöfliche  Missiv: 

2.  Die  Competenß^  welche  der  Staatshoheit  bei  jeder  Verän- 
derung der  bestehenden  Diöcesanverhältoisse  zustehe,  —  eine  Com- 
petenz,  welche  in  dem  Genfer  Gesetz  vom  17.  April  1820  und  im 
§.  10.  des  Art.  90.  der  Bundesverfassung  ihre  Begründung  finde. 
Es  handle  sich  demnach  um  eine  Frage,  welche  nur  zwischen  dem 
heiligen  Stuhl  einerseits,  und  der  Staatshoheit  von  Genf,  beziehungs- 
weise der  Bundesbehörde  anderseits,  erledigt  werden  könne.  End- 
lich lege 

3.  der  Staatsrath  einen  Werth  darauf,  den  amtlichen  Verkehr 
mit  dem  gegenwärtigen  Vorstand  und  ^Ordinarius  der  Diöcese ,  der 
bisher  ein  ganz  befriedigender  gewesen  sei,  beizubehalten.  Dabei 
wolle  und  werde  sich  die  Staatsbehörde  nicht  in  das  Verhältniss  des 
Ordinarius  zu  seinem  Auxiliarbischof  i.  p.  i.  bezüglich  Aer  Voll- 
machten in  mere  spiritualibus,  irgendwie  einmischen. 

Schliesslich  berief  sich  der  Staatsrath  wiederholt  auf  sein  Mis- 
siv vom  1,  April  und  erklärte,  dass  er  die  in  der  bischöflichen  Zu- 
schrift vom  5.  Juli  erwähnten  Entscheidungen  und  Verfägungen 
ablehne^  und  namentlich  den  vom  Bischof  ausgesprochenen  Wünschen 
um  Errichtung  eines  Bisthums  Genf  in  keiner  Weise  Folge  geben 
könne. 

Bei  diesen  Erklärungen  verblieb  es  dann  in  der  Hauptsache. 
Es  wurden  zwar  in  der  Angelegenheit  während  der  darauf  folgenden 
Monate  August,  October  und  November  (186$)  noch  weitere  Gor- 
respondenzen  zwischen  dem  Bischof  und  dem  Staatsrath  gewechsdi, 
allein  der  Stand  der  Sache  und  der  Ansichten  ward  durch  diese 
im  Wesentlichen  durchaus  nicht  rerändert.  Wir  heben  nur  noch 
hervor,  dass'Msgr.  MariUey  (am  10.  August  und  7.  October)  die 
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Erklärung  abgab,  er  babe  immer  anerkannt  nnd  anerkenne  anfrich- 
tig  den  legalen  Diöcesanbestand ,  wie  solcber  durch  die  päpäliehm 
Brevm  und  die  Entscheidungen  der  Staatsbehörden  festgesetzt  ^  der 
Kanton  Genf  dism  Bisthume  Lausanne  incorporirt  nnd  der  Juriedic- 
tioD  des  in  Freibarg  reädirenden  Bischofs  unterworfen  worden  sei . . . 
Er  babe  nie  verlangt  nnd  verlange  nicht,  dass  dieser  l^fale  Bestand 
geändert  werde.  Die  Wahl  des  Hrn.  Mermillod  zum  Bischof  von 
Hebron  und  zu  seinem  Auxiliar  mit  der  Besidenz  in  Genf,  und  mit 
besondem  päpstlichen  Vollmachten  ausgestattet,  habe  er  weder  ver- 
anlasst ,  noch  gewünscht ,  noch  begünstigt.  Seien  von  seiner  Seite 
dem  Auxiliarbischof  auch  in  der  Folge  iUimitirte  Vollmachten  er- 
theilt  worden,  so  seien  diese  doch  nar  delegirt.  Bei  dem  Gebrauch 
dieser,^  dem  Hrn.  Mermillod  delegirten  Gewalt  mfisse  dieser  aller- 
dings zugleich  Bücksicht  nehmen  auf  die  Mission  und  die  ausser^ 
ordentlichen  Vollmachten,  welche  er  vom  heiligen  Stuhle  empfangen 
habe.  Der  Papst  könne,  also  schloss  Hr.  Marilley ,  —  seine  eigene 
bischöfliche  Jurisdiction  beschränken  und  ihm  diejenige  über  die 
Genfer  Kirche  ganz  wegnehmen;  geschehe  es,  so  müsse  er  sich  ge- 
horsamst unterwerfen. 

Der  Staatsrath  erwiderte  schliesslich  (6.  November)  auf  alles 
das,  dass  er  eine,  mit  dem  legalen  Bestand  der  Diöcesanverhältnisse 
m  Widerspruch  stehende  besondere  Mission  des  Hm,  Generalvicars 
Mermillod  vollständig  ignorire  und  dessen  ausserordentliche  InstruC" 
Honen  der  römischeti  Curia  nicht  anerkenne ;  er  anerkenne  lediglich 
jene  Instructionen,  die  der  Generalvicar  von  seinem  Ordinarius  em- 
p&nge,  und  unter  des  letztern  Verantwortlichkeit  befolge  und  voll- 
ziehe. 

Vom  13.  November  1865  bis  zum  11.  September  1871  finden 
ach  keine  Correspondenzen  mehr  zwischen  dem  Bischof  und  dem 
Staatsrath  über  diese  Angelegenheiten  in  den  Akten  vor.  In  Genf 
war  nachgerade  ein  Begiemngswechsel  eingetreten.  Andere  öfifent- 
Kche  kantonale  Fragen  und  Interessen  beschäftigten  hier  fortan  die 
BehöHIen,  und  die  kirchen-politischen  Angelegenheiten  traten  in  den 
Hintergrund.  Neue,  grosse,  auf  Staat  und  Kirche  rückwirkende  Er- 
eignisse weltgeschichtlichen  Belangs  folgten  Schlag  auf  Schlag  nach. 

In  Genf  war^  1870/71  ein  Staatsrath  ans  Buder  gelangt,  wel- 
cher die  1865  eingehaltene  Politik  in  kirchen-politischen  Dingen  — 
ai^eakbts  diesf&lliger  Erfahrungen  und  Erlebnisse  —  fortzusetzen 
rieh  verpflichtet  fühlte.  Als  in  Folge  dessen  der  Staatsrath,  behuä 
Eriadigang  kirchlicher  Angelegenheiten  gemischter  Natur,  z.  B.  far 
fiethwendige  Veränderungen,  Trennung  und  neue  Circumscription  ka- 
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tholischer  Kirchgemeinden ,  ferner  bei  Wiederbesetznng  vacant  ge- 
wordener Pfrönden  nnd  Beneficien  u.  dgl. ,  die  directe  Intervention 
des  Bischofs  in  Anspruch  nehmen  wollte,  lehnte  dieser  jede  Mitwir- 
kung von  seiner  Seite  schlechthin  ab,  wies  die  Begierung  (15.  Sep- 
tember 1871)  unter  Bestätigung  seines  Missivs  vom  5.  Juli  1805 
an  den  Auxiliarbischof,  dessen  bischöfliche  Administration  man  seit 
dem  Jahre  1865  stillschweigend  habe  gewähren  lassen.  DerStaats- 
rath  brachte  dagegen  (27.  September)  seine  Missive  vom  I.April  und 
25.  Juli  1865  in  Erinnerung ,  beharrte  auf  deren  Inhalt ,  und  gab 
am  7.  October  1871  die  Erklärung  ab,  dass  er  am  Um:  MermiU 
'  lod  auch  nicht  mehr  als  den  Generahicar  des  Bischofs  anerkenne 
und  zwar  so  lange,  bis  der  Ordinarius  versichere^  dass  der  Gene- 
ralvicar  all  seine  Akte  unier  der  Verantwortlichkeit  und  im  Namen 
des  Bischofs]  des  alleinigen  Vorstands  der  Diöcese  Lausanne  und 
Genf  verrichte. 

Unterm  9.  August  verlangte  der  Staatsrath  vom  Bischof  eine 
authentische  Absclirift  des  Akts,  kraft  welchem  dem  Pfarrer  von 
Genf  die  ausschliessliche,  geistliche  Administration  und  Jurisdiction 
daselbst  vom  hl.  Stuhl  übertragen  worden  sei. 

Msgr.  Marilley  beharrte  seinerseits  in  den  Missiven  vom  27. 
und  29.  November  und  10.  Dcceraber  1871,  22.  März  und  10.  April 
1872  in  Seiner  Ansicht  und  Stellung,  erneuerte  beinebens  die  Ver- 
sicherung, dass  er  an  der  gegenwärtigen  Situation  keine  Schuld  trage, 
tmd  man  sich  desshalb  an  diejenigen  halten  möge,  welche  eine,  von 
seiner  Autorität  unabhängige,  kirchliche  Verwaltung  far  Genf  ge- 
wünscht haben.  Was  endlich  die  verlangte  Abschrift  der,  dem 
Hrn  Mermillod  von  Rom  aus  zugekommenen  YoUmachtsurkunde,  ^ie 
er  nie  empfangen  und  nie  gesehen  habe ,  anbetreSe ,  so  habe  er  das 
diesfällige  Begehren  an  den  päpstlichen  Geschäftsträger  nach  Lazem 
abgehen  lassen. 

Nachdem  alle  und  jede  Vorstellung  nichts  gefruchtet,  Msgr. 
,  Marilley  jeglicher  weitern  bischöflichen  Verwaltung  im  Kanton  Genf 
sich  beharrlich  entschlug,  und  Hr.  Mermillod  seinerseits  fortfahr,  un- 
abhängig  von  dem  Ordinarius,  sich  als  Bischof  von  Genf  zu  geriren^ 
brach  endlich  dem  Staatsrath  der  Taden  der  Geduld.  Er  Hess  un- 
term 30.  August  1872  dem  Hrn.  Mermillod  die  Einladung  zugehen: 
sich  aUer  Akte^  welche  ausschliesslich  dem  Bischof  als  Ordincarius 
der  Diöcese,  etikommen,  und  denselben  reservirt  seien  ^  fortan  su 
enthalten. 

Hr. -Mermillod  fand  für  r/ut,  der  Einladung  der  Staatsbehörde 
ftcine  Folge  zu  leisten.    Er   ifurde   daher  unterm  5.  September    zu 
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einer  Conferenz  mit  einer  Abordnung  des  Staatsraths  auf  das  Bath- 
kaus  beschieden  and  ihm  hier  die  Frage  zur  Beantwortung  vorge- 
legt :  ob  er  der  Einladung  des  Staatsraths  vom  SO.  August  Folge 
leisten  wolle  oder  nicht? 

Hr.  MermiUod  bestritt  in  seiner  Vernehmlassung  jede  Compe- 
tenz  des  Staatsraths  zur  Einmischung  in  seine  Vollmachten  als  Ge- 
neralvicar  und  Auxiliarbischof  von  Genf.  Mit  diesen  Vollmachten 
sei  er  von  dem  M.  SUM  und  dem  Bischof  von  Lausanne  betraut 
worden  und  habe  darnach  seit  sieben  Jahren  die  bischöflichen  Func- 
tionea  und  die  bischöfliche  Jarisdiction  im  Kanton  Genf  ohne  Ein- 
sprüche ausgeübt.  Er  könne  bei  seiner  Ehre  und  seinem  Gewissen 
den  Befehlen  und  Drohungen  (aux  ordres  et  aux  menaces)  der  Re- 
gierung keinen  Gehorsam  leisten  und  werde  in  seinen  diesfälligen 
Verrichtungen  so  lange  fortfahren ,  bis  die  geistliche  Oberbehörde, 
welche  ihm  solche  anvertraut  habe,  ihm  selbe  zurückziehe. 

Auf  die  Erklärung  dieser  offenen  Renitenz  des  Pfarrers  von 
Genf  und  Generalvicars  des  Bischofs  von  Lausanne  erliess  der  Staats- 
rath  unterm  20.  September  1873  den  im  Archiv  Bd.  29.  S.  95  ff. 
nd^etheilten  Beschluss. 

Unter  dem  gleichen  Datum  beschloss  der  Staatsrath,  dem  Hfh. 
MermiUod  aUe  AmisvetricJUungen  als  Generalvicar  und  Pfarrer  in 
Genf  zu  untersagen.  (Dieser  Beschluss  ist  im  Archiv  Bd.  29.  S. 
98  ff.  abgedruckt) 

Hr.  MermiUod  Hess  auf  diese  beiden  Decrete  das  im  Archiv 
Bd.  29.  S.  101  ff.  mitgetheilte  Protestschreiben  vom  28.  September 
tu  den  Staatsrath  folgen. 

Diesem  Protestschreiben  des  Hrn.  MermiUod  folgte  am  4.  Oc- 
tober  (1872)  eine  im  Wesentlichen  gleichlautende  Eingabe  der  ka- 
tholischen GeistUchkeit  des  Kantons  Genf  nach.  (Abgedruckt  im 
Archiv  Bd.  29.  S.  107  ff.) 

Herr  MermiUod  liess  es  aber  bei  diesen  Protestationen  nicht 
bewenden;  es  soUte  weiter  ausgeholt  und  ein  entscheidender  Schlag 
geführt  werden  I  Der  Bischof  von  Hebron  wandte,  des  endlichen  Sie- 
ges gewiss,  seine  Blicke  nach  Rom*  Das  half.  Der  Bischof  von 
Lausanne  und  von  Genf  erhielt  nun  vom  Papste  die  Aufforderung, 
iof  den  (Genfer  Antheil  seiner  Diöcese  zu  verzichten  und  die  bi- 
lehMiche  Administration  und  Jurisdiction  darüber  ganz  in  die  Hände 
seiiies  bisherigen  s(^enannten  Auxiliarbischoft  zu  legen.  Der  dem 
alten  Prälaten  anbefohlene  Schritt  musste  ihm  weniger  schwer  fol- 
len,  nachdem  man  i^m  den  G.enfer  Antheil  der  Di(k^se,  deren  Ju- 
risdictkm  und  Pastoration  bereits  früher  weggenommen  hatte.  Msgr, 
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Marilley  äbersandte  unterm  ä2.  October  1872  das  verlangte  Bedg- 
nationsschreiben  und  verzichtete  auch  noch  anf  den  Best,  d.  b.  auf 
den  :^EhrentÜeU  eines  Bischofs  von  Genf.  Im  »Directoriura  Dioe- 
cesis  Laasanensisc  für  das  Jahr  1873,  das  den  »Status  Cieri  secn- 
larisc  enthält,  wurdoja  »Clerus  et  Parochiae  in  Cantone  Genevensic 
ein&ch  gestrichen. 

Worin  man  zu  Born  im  Jahre  1873  den  Vorgang  des  Jahres 
1824  nicht  nachahmte,  das  war  in  der  Errichtung  eines  apostolischen 
Vicariats  in  GenC  Wir  haben  oben  schon  berührt,  dass  der  römi- 
sche Stuhl  1824  und  1825  eine  solche  Schöpfung  darum  nicht  in 
Aussicht  nahm,  weil  man  den  Kanton  Genf  nicht  in  den  Missions- 
zustand erklären  und  mit  Indien,  China,  Japan  etc.  auf  die  gleiche 
Stufe  stellen  wollte.  1873  hatte  man  diesen  Skrupel  nicht  mehr, 
denn  mittels  Breve  vom  16.  Januar  dieses  Jahres  {Archiv  Bd.  30. 
S.  46  f.)  wurde  ohne  alle  Begrüssung  der  zuständigen  Kantonsre- 
gierung  und  der  eidgenössischen  Bundesbehörde  proprio  motu  für  den 
Kanton  Genf  ein  apostolisches  Vicariai  errichtet ,  Herr  Mermillod 
zum  apostolischen  Vicar  ernannt  und  hievon  dem  Bundespräsidenten 
durch  den  päpstlichen  Geschäftsträger  bei  der  Eidgenossenschs^, 
Msgr.  Agnozzi,  unterm  3.  Februar  Konntniss  gegeben. 

Eh'  und  bevor  das  Breve  vom  16.  Jänner  dem  Bnndesrath 
und  der  Begierung  von  Genf  mitgetheilt  war,  Hess  Msgr.  Mermillod 
durch  einen  Hirtenbrief  an  den  »seiner  Jurisdiction  unterworfenen 
Klerus  und  die  Gläubigen  des  Vicariatssprengelsc  den  Inhalt  jenes 
Breves  von  der  Kanzel  verkünden.  In  dem  bezügliche  Bundschrei- 
ben bemerkte  er  unter  Anderm  ironisch:  Der  heil.  Vater  hätte  die 
Kirche  von  Genf  wieder,  wie  vor  1819,  der  Diöcese  von  Chamb^ry 
incorporiren  oder  ein  eigenes  Bisthum  Genf  errichten  können;  er 
habe  sich  aber  um  so  eher  darauf  beschränkt,  ein  apostolisches  Vi- 
cariat  in  der  freien  Bepublik  (!)  zu  errichten,  als  gerade  diese  aua- 
ns^msweisOi  für  einen  »Missionszustandc  berechnete  Kirchen  Verwal- 
tung, für  die  ausser  den  Gcnuss  des  ^femeinm-  Rechtes  gestellte  ka- 
tholische Kirche  Genfs,  ganz  ai^emessen  selc 

Kaum  hatte  die  Begierung  von  Genf  von  dem  päpstlichen  Breve 
d.  d.  1(>.  Januar  1873  Kunde  erhalten,  so  erliess  dieselbe  unterm 
12.  Februar  folgenden  Beschluss: 

'     ^Der  Staatsrath, 

nach  Ansicht  des  Breve  vom  16.  Jänner  1873,  durdi  wel- 
ches im  Kanton  Genf  ein  apostolisches  Vicariat  errichtet  wird, 

beschliesst: 

Die  päpstliche  Entscheidung,  kraft  welcher  dn  apostoliscfaes 
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Vieariat  ffir  den  Kanton  Qenf  errichtet  worden  ist ,  wird  obrigkeit^ 
M  nicht  anerkannt  nnd  als  nichtig  nnd  nicht  geschehen  erklärt 

Gegenwärtiger  Beschlnsa  soll  in  allen  Gemeinden  des  Kantons 
ingesohlagen  nnd  der  Sammlnng  der  Gesetze  einverleibt  werden.c 

Mit  Missiv  vom  11.  Febrnar  1873  {Archiv  Bd.  30.  S.  50  f.) 
liess  der  Bandesrath  an  den  päpstlichen  Geschäftsträger  bei  der 
Schweiz.  Eidgeifossenschaft ,  betreffend  die  Errichtung  dieses  aposto- 
lischen Vicariats ,  die  motivirte  Erklärung  zugehen :  »Der  Bandes- 
rath gesrtehe  der  obersten  kirchlichen  Behörde  nicht  zu :  die  Katho- 
liken des  Kantout^  Genf  von  der  Di((cese ,  der  sie  gesetzlich  ange- 
hören, einseitig  zu  trennen.  Er  beehre  sich  demnach,  Msgr.  Agnozzi 
m  ersuchen,  dem  hl.  Stuhl  zur  Kenntniss  zu  bringen :  dass  die  Eid- 
genossenschaft auch  künftighin ,  wie  sie  es  bisher  gethan ,  nur  die 
Diöcese  Lausanne  und  Genf  anerkennen  werde,  wie  solche  seit  1820 
bestanden  habe ;  dass  er  dem  apostolischen  Vicar,  welchen  das  Breve 
vom  16.  Januar  1873  designirt  habe,  jeden  officiellen  Character  ab- 
spreche; dass  er  sich  nöthigenfalls  dem  entgegensetzen  werde,  dass 
dieser  in  der  Schweiz  Functionen  ausübe,  welche  der  hl.  Stuhl,  ohne 
Torgängige  Zustimmung  der  staatlichen  Behörde,  nicht  das  Recht 
gehabt  habe,  ihm  zu  übertragen.c 

In  einem  unterm  gleichen  11.  Februar  an  den  Staatsrath  in 
Genf  gerichteten  Schreiben  belobte  der  Bundesrath  dessen  energi- 
sches Vorgehen  bezüglich  der  Nichtanerkennung  des  päpstlichen 
Breves  vom  16.  Januar.  Zugleich  theilte  er  ihm  zu  Händen  des 
Herrn  Mermillod  das  an  Msgr.  Agnozzi  erlassene  Missiv  vom  11. 
Februar  unter  der  Einladung  mit:  Herrn  Mermillod  einen  Termin 
festzusetzen ,  inner  welchem  er  sich  zu  erklären  habe ,  ob  er  Ange- 
ricbts  des  Widerstandes,  welchen  die  Kantonal-  und  Bundesbehörden 
der  Zerstückelung  der  Diöcese  Lausanne  entgegensetzen ,  die  Fnnc* 
tionen  eines  apostolischen  Vicars  übernehmen  wolle  oder  nicht..  Er- 
tbtile  der  Angefragte  keinen  oder  einen  bejahenden  Bescheid,  so  sei 
der  Bnndesratii,  im  Einverständniss  mit  deni  Staatsrath  nnd  in  An- 
wendung der  §§.  8.  und  10.  des  Art.  90.  der  Bundesverfassung  ent^ 
seUoBsen,  die  geeigneten  Massregeln  zu  ergreifen,  um  einen  Beprä«* 
sentanten  des  römischen  Stuhls  zu  verhindern ,  dass  er  gegen  den 
Willen  der  Landesbehörden  eine  Mission  erfülle,  welche  den  legalen 
Bestand  der  Diöcese  Lausanne  verletze. 

Der  Staatsrath  von  Genf  lud  hierauf  Hm.  Mermillod  ein,  bU 
Stmutag  Mittag  den  15.  Februar  die  Erklärung  abzugeben,  ob  er 
die  Function  eines  apostolischen  Vicars  übernehmen  wolle  oder  nicht. 
Denefte  gab  dann  in  einem  einlässlichen  Sehreiben  vom  15.  Februar 
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ZU  Händen  dea  Bandesraths  eine  affirmativeJSieUknxüg  ab,  mit  der 
Bemerkung,  dass  man  Gott  mehr  geboreben  müsse,  ab  den  M^ischeD. 

Der  Bundesrath  fasste  hierauf  den  im  Arekw  Bd.  30.  S.  57  f. 
mitg^beilten ,  von  den  Becurrenten  beschwerdeten  Ausweisungsbe- 
schluss  Tom  17.  Februar  and  beauftragte  den  Staatsrath  von  Gtenf 
mit  dem  geeigneten  Yolbsug  desselben. 

Die  Vollziehung  dieses  Beschlusses  fand  am  gleichen  Tage  in 
der  Weise  statt,  dass  Hr.  Mermillod  nach  Abgabe  einer  Protesta- 
tion in  einer  Kutsche  unter  Begleitung  dos  Qenfer^schen  Polizeicom- 
missftrs  seinem  Wnnsche  gemäss  an  die  französische  Grenze  in  der 
Richtung  gegen  Fernez  abgeführt  wurde. 

Dieses  ist  der  aktengetreue,  geschiehüicke  Verhalt  der  Ange- 
legenheit. 

IL  Prüfung  des  Beschlusses^  heeiehungsweise  der  Note  des  Bundes^ 
rathes  vom  11.  Februar  l.  J,  bäreffend  Errichtung  eines  aposto- 
lischen Vicariats  für  den  Kanton  Genf. 

Die  Becurrenten  halten  dafür,  dass  dieser,  dem  hl.  Stuhl  durch 
seinen  Geschäftsträger  bei  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  durch  Note 
vom  11.  Februar  mitgetheilte  Beschluss,  die  Grundlage  und  der  Vor- 
läufer des  Aus  Weisungsbeschlusses  vom  17.  Februar,  bestehende  Staats- 
verträge ,  die  Verfassung  und  Gesetze  des  Kantons  Genf  und  die 
Bundesverfassung  verletze. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  die  Erwägungen,  die  dem  Beschlüsse, 
beziehungsweise  der  an  den  hl.  Stuhl  gerichteten  Note  des  Bundes- 
raths  vom  11.  Februar,  zu  Grunde  liegen.    Sie  lauten: 

»Die  schweizerischen  Staatsbehörden  haben  zu  allen  Zeiten  den 
Grundsatz  festgehalten,  dass  die  Fragen  über  die  Organisation  der 
Bisthümer  nur  mit  ihrer  Zustimmung  erledigt  werden  können. 

»Die  Bnndesbehörden  insbesondeve  halten  an  der  Ansicht  fest, 
dass  die  Massnahmen  -des  hl.  Stuhles,  welche  die  Zahl,  die  Umschrei- 
bung ^nd  die  Trennung  von  schweizerischen  Bisthümem  zum  G^ 
genstand  haben,  ihrem  Wesen  nach  zugleich  confessionelle  und  poli- 
tische Bedeutung  haben  und  der  ausdrücklichen  Zustimmung  des 
Bundes  bedürfen. 

»Dieser  Grundsatz  stützt  sich  auf  das  alte  und  neue  Staats- 
recht  der  Eidgenossenschaft,  sowie  auf  eine  ganze  Beihe  von  Vor- 
gängen. Die  Bundesversammlung  hat  denselben  in  ihrem  Beechlusse 
vom  22.  Juli  1859  bestimmt  ausgesprochen,  und  in  Uebereinatim- 
mung  mit  diesem  Bechtsgrundsatz  hat  das  europäische  Staa^echt 
in  der  Wienerakte  vom  20.  März  1815  das  Becht  der  Tagsfttziuig 
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ansdrücklich  werkannt,  über  den  Fortbestand  oder  die  Auf  hebaog 
eines  schweizeriscben  Bistkuros  zu  eutsckeideu. 

»Weil  der  bl.  Stuhl  selbst  bisanhin  den  Grundsatz  der  Mitbe- 
theUignng  der  Staatsgewalt  bei  den  schweizerischen  Diöcesanfragen 
anerkannt  hat,  wurden  Ton  ihm  in  neuester  Zeit  mit  dem  Bnndes- 
rathe  die  üntwhandlungen  über  die  Organisation  der  katholischen 
Kirche  im  Kanton  Tessin  begonnen  und  fortgeführt. 

»Zufolge  desselben  Princips  sind  auch  in  den  letzten  Monaten 
des  verflossenen  Jahres  die  Unterhandlungen  zwischen  dem  eidgenös- 
sischen politischen  Departement  und  Msgr.  Aguozzi  in  Betreff  der 
Organisation  des  katholischen  Gultus  im  Kanton  Genf  gepflogen 
worden. 

»Von  Seite  des  Bundesrathes  waren  diese  Unterhandlungen 
nicht  abgebrochen,  als  der  heilige  Stuhl  sein  Breve  vom  16.  Januar 
1873  erliess. 

»Durch  dieses  Breve  wird  der  Bestand  der  katholischen  Kirche 
von  Genf,  wie  er  rechtlich  seit,  länger  als  50  Jahren  fortdauerte, 
nnd  wie  .er  unter  Anderm  durch  das  Breve  vom  20.  September  1819 
und  den  Beschluss  des  Staatsrathes  von  Genf  vom  1.  November  gl. 
J.  begründet  war,  durchaus  verändert.  Die  Bundesbehörden  haben 
ach  bei  diesen  Vorkommnissen  in  den  Grenzen  ihrer  yerfassungsmäs-^ 
»igen  Befugnisse  betheiligt,  und  damit  war  die  Zutheilung  der  ka- 
tholischen Kirclie  von  Genf  an  die  Diöcese  von  Lausanne  und  Gen( 
rechtsgültig  und  definitiv  vollzogen. 

»Dieser  Bechtszustand  wird  nun  durch  das  Breve  vom  16.  Ja- 
noar  1873  von  Grund  ans  alterirt ,  ohne  dass  die  Landesbehörden 
selbst  auch  nur  darüber  berathen  worden  wären. 

»Unter  diesen  Umständen  muss  der  Bundesrath  die  Bechte  des 
Staates  feierlich  verwalirea.  Er  erklärt  also ,  dass  jede  durch  den 
blossen  Willen  des  heiligen  Stuhles  einseitig  und  ohne  ausdrückliche 
Zostimmung  der  staatlichen  Behörden  in  der  Organisation  einer 
schweizerischen  Diöcese  eingeführte  Abänderung  von  ihm  jetzt  und 
forderhin  als  null  und  nichtig  angesehen  wird.« 

Ihre  Commissio  unterschreibt  Satz  für  Satz  die  Richtigkeit  und 
Begründetheit  dieser  Erwägungen.  Was  i^tellt  nun  diesen  faotischen 
nnd  rechtlichen  Erwägungen  Hr.  Mermillod  mit  seinen  Klaggenas- 
aen  für  Einreden  entgegen? 

Die  RecurreAten  bekämpfen  hauptsächlich  die  Behauptung  dea 
Bondesraths ,  dass  die  Organisation  und  Ordnung  der  Diöcese  von 
Lausanne  mid  Genf  auf  convetitioneUen  Verhältnissen  zwischen  dem 
päpstlichen  Stuhl  und  der  Staatsregierung  von  Genf  beziehungsweise 


264     Sehw.  NaL'R,  C0mm.-Ber.  v.  19.  Juli  1S73,  betr.  Rec  MermiÜods. 

der  Bnadesboheit  beruhen*  Sie  sagen ,  diese  Behauptnag  sei  nicht 
wahr;  denn  die  Diöcese  von  Lausanne  nnd  Oenf  sei  1819  nicht  auf 
ein  concordat&res  Bechtsverhältniss  X^^gime  concordataire) ,  sondern 
einseitig  proprio  mota  des  Papstes  reconstitnirt  worden.  Sie  stfitzen 
sich  diesfalls  aaf  den  Art.  III.  §.  7.  des  Wiener  Congressprotocolls 
YOtn  29.  März  1815,  wo  es  ansdrttcklich  lieisse:  »Die  katholischen 
Pfarreien  nnd  die  Pfarrei  von  Genf  werden  fortfahren ,  einen  Theil 
derjenigen  Di<^cese  zu  bilden ,  welcher  die  Provinzen  Ghablais  und 
Fancigny  angehören ",  —  es  wäre  detm^  dass  darüber  vom  hl.  Siuhl 
anders  verfügt  werde  (sanf,  qull  en  soit  r^gl^  aotrement  par  Paato- 
ritä  du  St.  Si^ge.)  In  diesem  Nachsatz,  sagen  sie^  babe  der  Wiener 
Congress  die  Begelung  der  zukünftigen  kirchlichen  Verhältnisse  d^r 
katholischen  Pfarreien  im  Kanton  Genf  ganz  in  die  Gewalt  des  päpst- 
lichen Stuhls  gelegt  und  dabei  implicite  jede  staatliche  Mitwirkung 
ausgeschlossen.  Der  hl.  Stuhl  habe  dann  von  diesem  ausschliess- 
lichen Becht  Gebrauch  gemacht  und  durch  das  Breve  vom  30. 
September  1819  jene  Verhältnisse  geregelt,  ohne  dass  dieser  Be- 
gelung ein  Concordat  zwischen  ihm  und  der  Begierung  von  Genf, 
bezw.  der  Tagsatzung,  vorangegangen  oder  nachgefolgt  wäre.  Was 
aber  der  hl.  Stuhl  im  Jahre  1819  aus  eigener  Machtvollkommenheit 
durch  das  Breve  »Inter  multiplicesc  sachbezüglich  angeordnet  habe, 
das  habe  er  im  Jahre  1864  vermöge  der  ausserordentlichen  Voll- 
machten an  Hrn.  Mermillod,  beziehungsweise  durch  sein  Breve  »Sununi 
apostolatusc  vom  16.  Januar  1873  auch  proprio  motu  wieder  abän- 
dern, namentlich  also  auch  ein  apostolisches  Vkariat  für  den  Kan- 
ton Genf  aufstellen  können.  Das  letztere  sei,  meint  Hr.  Mermillod, 
um  so  mehr  rechtlich  möglich  gewesen ,  als  die  Diöcese  Lausanne 
eigenflich  ans  ewei  Diöcesen  bestanden  habe,  der  Diöcese  Lausanne 
und  der  Diöcese  Genf,  vereinigt  unter  einem  Bischöfe^), 

Dieses  ist  das  wesentliche  Argument,  mit  welchem  die  Becur- 
renten  den  bundesräthlichen  Beschluss  vom  II.  Februar  bekämpfen. 
Der  allgemeine  Vorwurf,  als  seien  durch  denselben  die  Ver&ssung 
nnd  Gesetze  von  Genf,  bezw.  die  Bundesverfassung  verletzt  worden, 
ist^  da  die  Anwendung  der  angeblich  verletzten  Artikel  mit  Haaren 
herbeigezogen  und  auf  falsche  factische  Voraussetzungen  gemacht 
wird,  einer  eingehenden  Widerlegung  nicht  werth. 

Jenes  Hauptargument  aber  ist  von  gar  keinem  Gewicht ,  weil 
es  mit  den  historischen  Thatsachen  und  den  von  jeher  geltenden 

1)  Hr.  Mermillod  schrieb  wirklich  Hnterm  25.  Angnst  1865  an  den  Staats* 
rathsprSiidenten  Yon  Qent  wörtlich:  >Le  Dioc^e  de  Lansaime  et  de  Gen^ve 
eompos^  de  denz  Dioc^ses  mais  soua  tax  aeul  6?6qQe  titnUire.« 
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staatsreehüicJien  Chundsätzen  der  Eidgenosseuschaft  im  Widersprach 
steht. 

Ganz  abgesehen  von  der  Frage,  ob  die  Wiener  Congressacte 
mi  der  einschlägige  Tariner  Vertrag  ffir  die  Katholiken  in  Oenf 
nodi  in  Kraft  bestehen ,  so  schliesst  der  von  den  Becurrenteu  ange- 
rnfene  Nachsatz  im  Wiener  CongressprotocoII  die  Mitwirkung  der 
Staatshoheit  bei  Organisation  and  Circaroscription  von  Bisthflmern 
keineswegs  aas.  Auch  der  Papst  selbst  kann  sich  nicht  im  Sinn 
des  Hrn.  Mermillod  auf  den  fraglichen  Nachsatz  berufen,  da  der  rö- 
mische Stuhl  bei  Abschluss  der  Wiener  Staatsverträgo  selber  nicht 
nar  kein  Mitcontrahent  war ,  sondern  bekanntlich  die  Wiener  Gon- 
gressacte  gar  nicht  anerkannt,  dagegen  vielmehr  feierliche  Verwahr- 
ung eingelegt  hat. 

Was  nun  aber  die  historischen  Thatsachen  betrifft,  so  hat 
die  Reconstituirnng  der  Diöcese  Lausanne  in  den  Jahren  1815  bis 
1820  einen  ganz  andern  geschichtlichen  Verlauf  genommen ,  als  die 
Becurreaten  behaupten. 

Es  ergibt  sich  nämlich  aus  den  oben  (I.)  angeführten  geschicht- 
lichen Daten  unwiderleglich :  .  .        i 

1)  dass  der  Staatsrath  des  Kantons  Genf,  bezw.  der  Vorort, 
NüRiens  der  Eidgenossenschaft,  vom  päpstlichen  Stuhl  die  Abtren- 
Dong  der  katholischen  Kirche  in  Genf  und  der  mit  Genf  1815  und 
1816  vereinigten  savoyschen  und  französischen  Pfarrgemeinden  vom 
Erzbisthuni  Chatnb^ry  und  deren  Einverleibung  in  das  Bisthum  Lau- 
sanne ausdrücklich  begehrt^  deswegen  mit  dem  hl.  Stuhl  negociirt^ 
ein  dem  Begehren  entsprechendes  Breve  erhalten,  letzteres  mit  der, 
an  die  Vereinigung  jener  Kirchgemeinden  mit  Genf  und  an  ihre  Ein- 
verleibung in  dieDiöcese  Lausanne  geknüpften  Bedingung,  vermöge  eines 
Decrctes  des  Staatsraths  vom  1.  November  1819,  feierlieh  acceptirU 
einregistrirt  und  das  Breve  mit  dem  letztern  in  die  OeseUessamm^ 
lang  aufgenommen  hat.  In  diesen  Thatsachen  liegt  kein  schlecht- 
weg unilaterales,  sondern  in  Wahrheit  ein  bilsteral  abgeschlossenes 
Bechtsverhältniss,  wenn  auch  keine  förmliche  Concordatsurkunde  dar- 
öher  vorhanden  ist. 

Es  geht  aus  den  oben  angefahrten  ge^hichtlichen  Thatsachen 

2)  hervor,  dass  das  Bisthum  Genf  durch  das  Concordat  vom 
15.  Juli  1801   und   durch    das   Vollzugsdecret   vom  9.  April   1802 

formUeh  aufgekoben  wurde,  —  dass  der  Titel  »Bischof  von  Genfc 
—  von  dem  Erzbischof  von  Chamböry  bis  in  das  Jahr  1821  Mos 
noch  als  Ehrentitel  getragen  —  durch  das  Breve  vom  30.  Januar 
gl.  J.  ihm  abgenommen  wurde. 

Ai«hiv  nSr  Kiroheoreobt.  XXXV.  18 
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3)  Dass  dieser  Titel  auch  nur  als  Ehrentitel  dem  Bischof  von 
Lausanne  und  dessen  Nachfolgern  in  dem  Sinne  übertragen  wnräe^ 
dass  daraus  keine  mehreren  Rechte  oder  Einkünfte,  andere,  als  jene, 
welche  sie  bisher  geübt ,  bezw.  gehabt  haben,  abgeleitet  werden 
können. 

4)  Dass  es  also  ganz  unrichtig  ist,  wenn  der  Becurrent,  Hr. 
Mermillod,  in  seiner  Zuschrift  an  den  Staatsrathspräsidenten  von 
Qenf  vom  25.  August  1865  erklärt:  »Die  Diöcese  Lausanne  sei 
aus  zwei  Didcesen  zusammengesetzt,  vereinigt  unter  einem  »Bischof.c 

Die  Argumentation  der  Becurrenten  widerlegt  aber  auch  das 
alie  und  neue  Staatsrecht  der  Eidgenossenschaft.  Die  gleiche  Wie^ 
ner  Coqgressacte  vom  20.  März  1815,  welche  die  ßecurrenten  f3r 
sich  anrufen,  anerkannte  das  Recht  der  Tagsatzung,  über  den  Fort- 
bestand, die  Abänderung  oder  Aufhebung  eines  schweizerische  Bis- 
thums  zu  entscheiden.  Der  Bestand  der  schweizerischen  Bistbümer 
von  Chur,  Basel,  St.  Gallen  u.  s.  w.  beruht  auf  Goncordaten,  verein- 
hart  in  dieser  oder  jener  Form  —  zwischen  den  Staatshoheiten  und 
dem  römischen  StuhJ. 

Der  Beschluss  der  Bundesvereammlung  vom  22.  Juli  1859  be- 
trefifend  die  Aufhebung  jeder  auswärtigen  Episcopaljurisdiction  auf 
Schweizergebiet,  und  die  üebereinkunft ,  welche  am  11.  Juni  1864 
unter  den  Auspizien  des  Bundesrathes  zwischen  der  Regierung  von 
Bern  und  dem  hl.  Stuhl  über  die  Einverleibung  der  Stadt  Bern  in 
das  Bisthum  Basel-Solothurn  abgeschlossen  wurde,  —  sind  neuere 
Bestätigungen  des  althergebrachten  Grundsatzes. 

Der  gleiche  Grundsatz  gilt  in  Frankreich^  Belgien^  Oesterreieh^ 
Spanien  u.  s.  w. 

Auch  in  Deutscliland  ist  die  Errichtung,  Trennung  und  Ver- 
wandlung etc.  der  Diöcesen  Sache  der  Kirche  im  Einverständ- 
niss  mit  im  Staatsbehörden.  Wir  sehen  hier  ab  von  dem  Reichs- 
deputationshauptschluss  vom  25.  Februar  1803,  von  der  Bundesacte 
vom  8.  Juni  1815  (Art.  VII,  XV,  XVL),  dem  Art.  XHI.  der  Wie- 
ner Congressacte,  und  verweisen  auf  die  Concordate  von  Bayern  d. 
d.  5.  Juni  1817,  von  Preussen  d.  d.  16.  Juli  1821,  der  oberrheini- 
schen Kirchenprovinz  d.  d.  16.  August  1821  und  11.  April  1827  etc. 

Hr.  Mermillod  wagt  auch  die  Behauptung ,  »die  elende  und 
traurige  Lage,  der  Missionszustand  und  die  unauthörlicbe  Verfolgung 
der  katholischen  Kirche  in  Genfc  habe  der  römischen  Curie  jeden- 
falls das  Recht  zur  einseitigen  Errichtung  eines  apostolischen  Vi- 
cariatS;  beziehungsweise  eines  Bisthnms  Genf  gegeben,  weil  die  Staats- 
behörden von  Genf  die  Bedingungen  nicht  erfUlt  haben,  unter  wel- 
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eben  seiner  Zeit  die  fraDzAsischen  und  sayoysehen  Pfarreien  mit  dem 
Kanton  vereinigt  und  der  DiOcese  von  Lausanne  incorporirt  worden 
seien.  Wir  haben  oben  vernommen,  dass  die  ganze  gleiche  Klage, 
die  Hr.  Mermillod  im  Jahr  1873  erhebt,  von  Hrn.  Yuarin  schon  im 
Jahr  1824  erhoben  worden  ist. 

Wer  sich  nun  aber  erinnert,  in  welchem  physischen,  moralischen 
nnd  öconomischen  Zostand  die  erwähnten  katholischen  Gemeinden  im 
Jahre  1816  in  die  Republik  traten,  wie  seither  im  Allgemeinen  ihre 
Wohlfahrt  zugenommen,  welclie  Fortschritte  zum  Bessern  ihre  Com* 
maaalverwaltung,  die  Polizei,  das  Schul-  und  Kirchenwesen  etc.  ge- 
macht haben,  der  weiss,  was  von  obiger  Behauptung  zu  halten  ist. 

Wir  fähren  nur  zwei  statistische  Thatsachen  an:  ' 

Im  Jahre  1822  hatte  der  Kanton  Qenf  eine  Bevölkerung  von 
51,113  Seelen,  davon  waren  19,700  Katlioliken,  d.  h.  88,e6  P^t. 

Die  KantonsbevOlkerung  stieg  bis  1870  auf  93,232  Seelen,  da- 
von waren  Katholiken  47,868  =  51,34  pCt. 

Vermehrung  der  GesammtbevOlkerung  des  Kantons  von  1827 
liis  1870  =  42,126  oder  82,4.^  pCt. 

Vermehrung  der.GesammtbevOlkerung  der  Stadt  allein  -=  21,904 
oder  88,84  pCt-  ' 

Vermehrung  der  Katholiken  im  Kanton  von  1822  bis  1870 
=  28,108  oder  142,35  pCt. 

Vermehrung  der  Katholiken  in  der  Stadt  Qenf  von  1822  bis 
1870  =  16,672  oder  461,57  pCt. 

Im  Jahre  1820  figurirten  die  aus  der  Staatscasse  bezahlten 
ÄmtsgehaUe  der  Oeistlichen  mit  Fr.  27,200  auf  dem  Bfidget.  Im 
Voranschlag  von  1873  wurde  für^  die  Amtsgehalte  der  katholischen 
Oeirtlichkeit  die  Summe  von  Fr.  50,000  ausgeworfen. 

För  Kirchen-,  Pfaarhofbauten  etc.  wurden  vom  Staat  Gmnd- 
^ke  von  bedeutendem  Werth  gratis  abgetreten. 

Für  die  bischöfliche  Mensa  in  Freiburg  leistet  der  Kanton  Genf 
äUjfthrlich  circa  Fr.  2400,  an  den  Unterricht  im  Klerikalsemi- 
nar  Pr.  1442,  für  den  Unterhalt  des  Seminars  Fr.  500  u.  s.  w. 

Beweist  nun  das  Alles,  dass  die  Genfer  Katholiken  von  1820 — 
1873  unter  dem  Drucke  einer  unaufhörlichen  Verfolgung  seufzten 
«id  dass  es  desshalb  nothwendig  erscheine ,  Genf  von  der  DiOcese 
Lausanne  abzutrennen  und  vor  aller  Welt  den  Missionszustand  der 
katholischen  Kirche  des  Kantons  Genf  zu  proclamiren? 

Durch  diese  Betrachtungen  alle  musste  Ihre  (üommission  zu  der 
üeberzeugung  gelangen ,  dass  der  Bundesrath  nicht  nur  berechtigt, 
sofldem  verpflichtet  war,  dem  Breve  vom  16.  Januar  die  Anerken- 

18* 
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nuDg  za  vertagen,  dasselbe  zurückzuweisen,  und  dessen  Vollzug  im 
Kanton  Genf  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  ver- 
hindern. 

Da^  Breve  vom  16.  Januar  1873  ist  nur  der  jüngste  Ring 
einer  langen  Kette  von  geheimen  und  offenen  Attentaten  und  Rechts- 
verletzungen zum  Zweck  einer  endlichen  Auflösung  des  legalen  Be- 
standes der  DiOcesanverhältnisse  im  Bisthum  Lausanne  und  Genf. 
Wir  haben  geschichtlich  nachgewiesen,  wie  die  römische  Curie  sclion 
in  den  Jahren  ISlS  und  1824  die  Errichtung  eines  Bisthums  Genf 
tendirte  und  falls  die  Installation  des  neuen  Bischofs  auf  Schwierig- 
keiten stossen  sollte,  die  Aufstellung  eines  apostolischen  Vicariats 
wenigstens  in  eventuelle  Aussicht  genommen  hut. 

Das  1825  gescheiterte  Project  wurde  1864  wieder  aufgegriffen 
und  dessen  endliche  Ausführung  mit  Energie  angestrebt.  Mit  dem 
Vollzug  <ward  der  zum  Generalvicar  des  Bischofs  von  Lausanne  er- 
nannte Pfarrer  und  Erzpriester  von  Genf,  Herr  Caspar  Mermillod, 
betraut,  —  oder  vielmehr,  er  betraute  sich  selbst  mit  diesem  Voll- 
zug. Zu  diesem  Zwecke  wurde  er  Auxiliarhischof  von  Genf  mit  ge- 
heimen päpstlichen  Vollmachten.  Zu  gleichem  Zweck  musste  ihn 
der  Bischof  von  La\isanne  zuerst  mit  limitirter,  dann  mit  illimitirter 
Gewalt  für  die  kirchliche  Leitung  der  sog.  Diöcese  Genf  ausstatten, 
bis  derselbe  als  factischer  Bischof  von  Genf  das  auöschlieBsliche 
geistliche  Regiment  daselbst  übernahm. 

Als  /iie  Regierung  von  Genf  diesem  kühnen  Torgehen  beharr- 
lichen Widerstand  entgegensetzte  und  keine  Hand  zur  Errichtung 
eines  Bisthums  Genf  bieten  wollte,  wurde  das  Ordinariat  von  Lau- 
sanne zur  Verzieh Ueistung  auf  die  sog.  Diöcese  Genf  veranlasst  und 
endlich  ohne  Begrüssung  der  euständigen  Kantons"  und  Bundes- 
behSrde  ein  apostolisches  Yicariai  für  Genf  geschaffen,  dessen  Titu- 
lar,  nach  canonischem  Recht,  in  noch  unmiUelbarerer  ÄbhängigkeU 
von  der  römischen  Curia  stehty  als  der  Vorstand  eines,  Rom  imme- 
diät  nnterworfenen,  Bisthums. 

III,  Prüfung  des  bundesräthlichen  Äusweisungsbeschlusses  vom  17. 

Februar  1873. 

Die  Ernennung  des  Hrn.  Mermillod  zu  dem  Kirchenamte  eiues 
apostolischen  Vicars  für  den  Kanton  Genf  ward ,  wie  wir  (L)  ver- 
nommen haben,  durch  den  päpstlichen  Geschäftsträger  bei  der  Schweiz. 
Eidgenossenschaft  dem  Bundesrath  uiiterm  3.  Februar  L  J.  ange- 
zeigt Diese  Anzeige  war  nothwendig,  um  dem  Gewälilten  den  ofii- 
ciellen  Charakter  zu  verleihen.    Allein  —  allem  diplomatischen  Her- 
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kommen  zum  Trotz  —  war  diesem  Schritte  die  Execution  voran-' 
gegangen.  Iq  einem  vom  31.  Januar  datirten  und  von  den  Kanzeln 
Yerleseneu  Hirtenbriefe  hatte  nämlich  Hr.  Caspar  Mermillod  dem 
»seiner  Jurisdiction  unterworfenen  Klerus  und  Volk  des  Kantons 
Genf  bereits  verkünden  lassen ,  dass  ihm  der  heil.  Stuhl  die  »ge- 
iäbriicbe  und  zarte  Missionc  (mission  p^rilleuse  et  d^lieate)  eines 
apostolischen  Vicars  übertragen  und  dass  er  das  Amt  angetreten 
habe.  * 

Durch  ein  solches  auffallendes  Vorgehen  war  der  Bundesrath 
sclilechterdings  in  die  Unmöglichkeit  versetzt,  seine  ViTillensmeinung 
Irand  zu  geben ,  in  demselben  Augenblick ,  in  welchem  er  glaubtet 
mit  dem  heiligen  Stuhl  noch  unterhandeln  zu  können.  So  blieb  der 
Bandesbehörde  jetzt  nichts  anderes  übrig,  als  das  verletzte  Recht 
and  die  Ehre  der  Nation  zu  wahren  und  gegen  den  Repräsentanten 
der  Macht,  die  sich  ein  solches  Verfahren  zu  Schulden  kommen 
iie8s,  einzuschreiten. 

Als  Herr  Mermillod  auf  die  an  ihn  gestellte  Anfrage,  ob  er 
anf  die  Functionen  eines  apostolischen  Vicars  verzichte  oder  nicht, 
die  Erklärung  abgegeben ,  dass  er  seinem  Mandanten ,  dem  Papste, 
and  nicht  den  Weisungen  der  Kantons*  und  Bundesregierung  Ge- 
iiomm  leisten  werde,  beschloss  der  Bundesrath,  wirksame  Mittel  zu 
ergreifen,  um  Hrn.  Mermillod  an  der  Erfüllung  seiner  Functionen 
m  bindern.  Es  lag  in  der  Pflicht  des  Buudesraths,  zur  Aufrecht^ 
haltung  der  gesetzlichen  Ordnung,  der  Ruhe' und  Sicherheit  im  In- 
nern, die  erforderliche  Massnahme  gegen  denjenigen  zu  beschliessen, 
der,  unter  Missachtung  der  schweizerischen  Nationalsouveränetät,  der 
gesetzlichen  Ordnung  entgegen  handelte  und  kategorisch  erklärte, 
dass  er  sich  nicht  an  die  Weisungen  der  Landesobrigkeit  halten, 
aohdern  den  Betehlen  seines  auswärtigen  Obern  folgen  werde.  Das 
BittM  zu  Erfüllung  dieser  Pflicht  lag  für  den  Bundesrath  in  den 
§§.  8.  u.  10.  des  Art.  90.  der  Bundesverfassung  klar  ausgesprochen. 

Niemand,  so  glaubt  die  Mehrheit  Ihrer  Commission,  wird  in 
Abrede  stellen,  dass  die  Frage  der  Dismembrirung  des  Bisthums 
Lausanne  und  die  Aufstellung  eines  apostolischen  Vicariats  in  Oenf 
als  eine  'wichtige  politische  und  quasi  internationale  betrachtet  wer- 
den muss.  -  Es  handelt  sich  hier  un)  einen  Conflict  gtoischen  moei 
Autoritäten:  der  weltlichen  Landesautorität  und  einer  ausu>ärtigen^ 
thddichen  Macht.  Man  wird  nun  zugeben  müssen ,  dass  in  dem 
beharrlieben  Widerstand  gegen  die  Befehle  der  Landesobrigkeit  von 
Seite  eines  Prälaten,  der  sich  als  der  Mandatar  und  Repräsentant 
der  auswärtigen  kirchlichen  Gewalt  gerirt,   eine  wirkliche  Gefthrde 
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für 'die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  liegt  pnd  zwar  f3r  so 
lange,  als  dieser  Prälat  im  Lande  verbleibt,  seine  offene  Auflehnung 
gegen  die  Landesautoritäten  und  ihre  Anordnungen  fortsetzt,  und 
dagegen,  letztern  zum  Trotz,  das  Mandat  des  auswärtigen  Obern  zu 
erfüllen  fortfährt. 

Das  executive  Einschreiten  der  Bundeshoheit  gegen  den  reni- 
tenten apostolischen  Vicar  in  Genf  lag  demnach  in  dem  durch  die 
Bundesverfassung  sanctionirten  Becht  und  in  der  Pflicht  des  Bun- 
desrathes. 

Welches  war  nun  aber  JSchritt  for  Schritt  das  Verfahren,  das 
vom  Bundesrath  eingeschlagen  worden  war?  Er  forderte  zuerst  den 
Bj*n.  Mermillod  auf,  seine  Functionen  einzustellen.  Dabei  musste 
er  auf  den  Fall  beharrlichen  Ungehorsams  die  Androhung  weiterer 
geeigneter  Massnahmen  beifügen,  um  der  Aufforderung  Achtung  zu 
verschaffien.  Der  Beschluss  der  Landesausweisung  des  Mandatars 
des  auswärtigen  Kirchenobem  folgte  hierauf  nach ;  diese  Ausweisung 
solUs  aber  nur  so  lavge  andauern^  bis  der  Renitent  auf  die  'Func- 
tionen eines  apostolischen  Yicars  verzichte.  Die  VeHügung  des 
Bundesrathes  war  kein  den  Caspar  Mermillod,  Bftrger  von  Genf, 
treffendes  strafrechtliches  Verbannungsurtlieil ;  es  war  eine  admini- 
strative ,  politische  Massnahme  gegen  den  Repräsentanten  der  aus- 
wärtigen Macht,  beziehungsweise  gegen  seinen  Mandanten,  den  Papst, 
mit  andern  Worten:  es  handelte  sich  hier  nicht  um  die  Bestrafung 
eines  Delicts,  sondern  um  die  Lösung  eines  Gonflicts  des  öffentlichen 
und  quasi  internationalen  Rechts. 

Man  sagt  aber ,  die  Ausweisung  eines  Schweizerbürgers  aus 
der  Eidgenossenschaft  sei  unter  allen  Umständen  eine  unzulässige, 
verfassungswidrige  Mas^regel.  Ihre  Commission  kann  diese  Ansicht 
nicht  theilen.  Nach  derselben  könnte  der  Gesandte,  Consul  etc.  einer 
auswärtigen  Macht,  den  sich  diese  in  der  Person  eines  Sckweisfers 
auserlesen  wurde,  unter  keinen  Umständen  die  Pässe  erhalten,  be- 
ziehungsweise ausgewiesen  werden. 

Einem  Scbweizerbürger  steht  es  natürlich  frei,  Legations-,  Con- 
sulats-  etc.  Functionen  von  einer  auswärtigen  Macht  in  der  Eidge- 
nossenschaft zu  übernehmen.  Er  kann  solches  jedoch  nur  unter  der 
Bedingung  thun,  dass  er  das  bundesräthliche  Exequatur  nachsuche 
und  sich  denjenigen  Regeln  unterwerfe ,  welche  die  internationalen 
Beziehungen  vorschreiben.  Würde  ihm  das  Exequatur  verweigert, 
derselbe  aber  gegen  den  Willen  des  Bnndesraths  fortfahren^  den  frem- 
den Staat  zu  vertreten ,  so  beginge  er  kein  Dolict ,  welches  straf- 
rechtlich verfolgt  werden  könnte.  Da  aber  sein  Verbleiben  und  Am- 
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tJren  im  Lande  Namens  und  im  Auftrag  einer  auswärtigen  Macht 
offenbar  ein  Eingriff  in  die  schweizerische  Nation alsouveränetät  wäre, 
80  könnte  und  dürfte  derselbe  ohne  allen  Zweifel  f&r  so  lange  aus 
dem  Lande  gewiesen  werden^  bis  er  auf  seine  unzulassbare  Stellung 
Yerzicbt  geleistet. 

Soll  nun  ein  Schweizerbürger,  welcher  die  Functionen  eines, 
vom  Bundesrath  nicht  anerkannten  apostolischen  Yicars  übernimmt, 
vom  Staate  salarirte  Pfarrer  und  Beamte  ernennt  und  absetzt,  wich- 
tige ,  kirchliche  Jurisdictions-  und  Pastorations- Acte ,  unabhängig 
Ton  jeder  eit^ieimischen  bischöflichen  Aufsicht  und  Gewalt  ausübt, 
besseren  Rechtens  sein,  als  Schweizerbürger,  die  ohne  Bewilligung, 
ohne  das  Exequatur  der  Bundesbehörde,  Gesandtschafls-  oder  Con- 
salatsfanctionen  in  der  Eidgenossenschaft  übernehmen  P  Soll  man  die 
Berechtigung  haben ,  den  letztem  die  Pässe  zu  geben ,  es  dagegen 
nicht  erlaubt,  ja  barbarisch  und  verfassungswidrig  sein,  jenen  in  einer 
Kutsche  an  die  Grenze  zu  fthrenP 

Oder  meint  man  überhaupt  und  im  Ernst,  die  Eigenschaft  des 
Schweigerbürgers  hätte  dem  Hm.  Mermillod  als  Sturmdach  dienen 
sollen ,  unter  welchem  er  die  Souveränetätsrechte  der  Eidgenossen- 
schaft verletzen  und  den  befehlen  der  Bundesregiemng  ungescheut 
Trotz  bieten  könn^P  Es  ist  allerdings  wahr,  weder, die  Bundesver- 
fiissung,  noch  ein  Bundesgesetz  enthält  einen  Artikel,  der  eine  solcJie 
Ausweisung  gegenüber  einem  Schweizerbflrger  expressis  verbis  ge- 
stattet. Damit  ist  aber  keineswegs  gesagt,  dass  der  bundesfäthliche 
Aüsweisungsbeschluss  nicht  recht  und  nothwendig  gewesen  und  nach 
allen  Sichtungen  wohlbegründet  sei.  Der  Bundesrath  musste  frei- 
lidi,  eben  weil  eine  positive  Bestimmung  über  die  Materie  in  der 
Bundesverfassung  mangelt,  den  Entscheid  in  dieser  Frage  rein  poli- 
tischer und  diplomatischer  Natur,  auf  seim  Verantwortlichkeit  hin 
fassen.  Er  hat  ihn  gefasst  in  der  vollen  Zuversicht,  dass^  wenn  Hr. 
Mermillod  oder  Andere  gegen  den  Aüsweisungsbeschluss  den  Kecurs 
an  die  Bundesversammlung  ergreifen,  er  wohl  im  Stande  sein  werde, 
denselben  vor  den  gesetzgebenden  Käthen  der  Nation  zu  rechtfer- 
tigen. Wenn  der  Bundesrath,  um  die  Entscheidung  ähnlicher  Fra- 
gen f&r  die  Zukunft  klar  und  positiv  gesetzlich  festzustellen,  eine 
sachbezügliche  Bestimmung  in  der  zu  revidirenden  Bundesverfassung 
vorschlägt,  so  involvirt  ein  solcher  Vorschlag  mit  Nichten,  wie  Hr. 
Mermillod  meint,  die  Annahme,'  dass  er  zu  dem  Aüsweisungsbeschluss 
vom  17.  Febmar  nicht  befugt  gewesen  sei. 

Doch  lassen  Sie  uns  den  Gegenstand  auch  noch  von  einem  an- 
dern Gesichtspunkte  aus  beleuchten.    Man  sagt,  —  und  diese  An- 
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sieht  wird  in  der  Gommission  durch  eine  Minderheit  vertreten  — 
der  Uuiidesrath  hätte  den  renitirenden  Repräsentanten  des  hl.  Stuhles 
vpr  die  eidgenössischen  oder  genferischen  Assisen  stellen  sollen.  Die 
Mehrheit  Ihrer  Commission  ist  entschieden  anderer  Ansicht  und  bat 
ihre  Haupteinwendung  dagegen  bereits  oben  angegeben.  Bei  einer 
riciUerlichen  Behandlung  der  politisch-diplomatischen  Frage  hätte 
der  Bundesrath  die  Gefahr  laufen  müssen^  dass  das  Verdict  der  Jury 
den  Vorgestellten  von  Schuld  und  Strafe  freispreche ,  dadurch  indi- 
recte  <len  zwischen  der  Kantons^  und  Bundeshoheit  und  der  aus- 
wärtigen  Kirchengewalt  schwebenden  Contiict  zu  Gunsten  der  letz- 
tem entscheide  und  die  Frage  des  legalen  Fortbestandes  der  Diöcese 
Lausanne  mittelbar  präjudicire?  Das  Gesagte  beweist  auch  ganz 
durchschlagend,  dass  es  sich  in  Sachen  nicht  um  Hrn.  Mermillod, 
sondern  um  den  Papst,  als  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche,  wel- 
chen er  repräsentirt,  handelte.  Durch  Ueberweisung  der  Angelegen- 
heit an  den  Strafrichter  würde  dieser  zum  Kichter  und  Entscheider 
eines  folgenreichen  Confiicts  politischer  und  qnasi  internationaler  Na- 
tur aufgestelllt  worden  sein. 

Aber  angenommen,  die  Sache  wäre,  wie  nicht,  richterlichen 
Bessorts  gewesen,  auf  welche  Artikel  des  eidg.  Strafgesetzes  gestutzt, 
hätte  der  Bundesrath  den  renitirenden  Mandatar  des  römischen  Stuhls 
zur  Bestrafung  an  die  Assisen  leiten  sollen  ?  Etwa  unter  Hinweisung 
auf  die  Art.  36  und  37.  des  Strafgesetzes,  weil  der  zur  Strafe  Ein- 
geleitete sich  habe  zu  Schulden  kommen  lassen,  die  Eidgenossenschaft 
in  die  Gewalt  und  Abhängigkeit  einer  auswärtigen  Macht  zu  brin- 
gen? Auf  dieses  Verbrechen  ist  eine  Gefängnissstrafe  von  10  Jah- 
ren Minimum  bis  zur  Lebenswierigkeit  festgesetzt.  Das  ist  in  der 
That  die  einzige  Bestimmung  im  eidgenössischen  Strafgesetzbuch» 
welche  einen  Fall  voraussieht,  mit  dem  die  Handlungen,  denen  man 
Hrn.  Mermillod  etwa  beziehten  könnte,  einige  Analogie  hat.  Oder 
hätte  der  Bundesrath  dem  Hrn.  Mermillod  wegen  Usurpirung  öffent- 
licher Functionen  oder  wegen  Widerstands  gegen  obrigkeitliche  Be- 
fehle zur  Bestrafung  einleiten  sollen?  Welches  sind  die  Artikel  im 
eidgenössischen  Strafgesetz,  die  diese  Delicte  voraussahen  und  mit 
Strafe  bedrohen?  Auch  der  Genfer  Codex  enthält  keinen  auf  den 
vorliegenden  SpecialfaU  anwendbaren  Strafartikel.  Als  im  Jahre 
1843  Hr.  Stephan  Marilley  vom  Hrn.  Bischof  Yenni  in  Freiburg  zum 
katholischen  Pfarrer  in  Genf  ernannt  wurde  und  derselbe  ohne  das 
hoheitliche  Wahlplacet  beharrlich  seine .  pfarramtlichen  Functionen 
ausüben  wollte,  ist  der  Renitent  dort  nicht  vor  das  Strafgericht  ge- 
stellt, sondern  polizeilich  aus^dem  Kanton  gewiesen  worden. 


Schw.  ^at-R.  Comm.'Bfr,  v.  19.  Juli  1873,  betr.  Rec.  Mermilloda.     273 

Es  ist  noch  nicht  lange  her,  dass  der  Präsident  der  benach- 
barten französischen  Republik  einen  Bürger  >par'  cela  seul  que  son 
nom  ^tait  un  crimec  —  aus  dem  Lande  gewiesen  hatte.  Der  Aus- 
gewiesene recnrrirte  nn  den  Richter  und  der  oberste  Gerichtshof  wies 
den  Becurs  von  der  Hand  mit  der  Erwägung,  dass  es  sich  in  con- 
creto um  eine  Frage  des  öifentlichen  Rechts  und  politischer  Natur 
bandle,  über  welche  die  politischen  Behörden  allein  zu  entscheiden 
baben. 

Wir  könnten  hier  eine  schöne  Anzahl  ähnlicher,  obrigkeitlicher 
Aasweisungen  von  Schweizerbürgem  altern  und  neuem  Datums  aus 
der  vaterländischen  Geschichte  anführen,  —  wir  wollen  es  unterlas- 
sen und  zum  Schlüsse  eilen. 

Die  Mehrheit  der  Coramission  reasumirt  ihr  Gutachten  in  die 
Sätze: 

1)  Der  Bondesrath  hatte  das  Recht  und  die  Pflicht,  die,  ohne 
die  Zustimmung  der  Bundes-  und  der  zuständigen  Kantonsbehörden 
Torgenoromene  Auflösung  und  Dismembrirung  der  Diöcese  Lausanne 
und  Genf,  deren  Reconstituirung  im  Jahre  1819  der  Kanton  Genf 
und  die  Eidgenossenschkft  verlagt,  negociirt  und  gewährleistet  liiiben, 
-  zu  verhindern. 

2)  Hatte  der  Bundesratli  hiezu  das  Recht  und  die  Pflicht,  so 
nrnsste  ihm  auch  die  Befugniss  zuerkannt  werden ,  dem  durch  die 
römische  Curia  erwählten,  aber  von  der  Bundesbehörde  und  derKan- 
tonsregiemug  von  Genf  nicht  anerkannten  apostolischen  Vicar  den 
Anfenthalt  auf  schweizerischem  Gebiete  so  larige  zu  untersagen ,  bis 
hinsichtlich  dieser  Ernennung  ein  .Hinverständniss  zwischen  d^^r  Eid- 
genossenschaft und  dem  päpstlichen  Stuhl  zu  Stande  gekommen  sein 
wird. 

Diese  unbestreitbare  Befugniss  der  eidgenössischen  Staatsholieit 
konnte  und  kann  nicht  durch  den  Umstand  annullirt  und  wirkungs- 
los gemacht  werden ,  dass  man  römischer  Seits  die  Klugheit  hatte, 
den  Versuch  der  Verletzung  der  eidgenössischen  und  kantonalen  Sou- 
verinetätsrechte  dufch  ^ie  Eitrenschaft  des  Scbweizerbürgerrechts  zu 
decken. 

Die  Majorität  der  Comu.ission  stellt  daher  den  Antrag ^)\ 

Der  Nationalrath, 
Nach  Einsichtnahme  von  dem  Beschluss  des  Bundesraths  d.  d. 
11.  Februar  1873,  betrefTend  die  Errichtung  eines  apostolischen  Vi- 
cariats  für  den  Kanton  Genf,  sowie  des  bundesräthlichen  Beschlus- 

1)  Vom  Nationalrath  angenommen  am  26.  Juli  1878. 
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ses  vom  17.  Februar  1.  J.,  betreffend  die  Ausweisung  des  Hrn.  Caspar 
Mermillod  ans  der  Schweiz; 

nach  Einsicht  und  Prüfung  der,  gegen  die  eben  erwähnten 
bundesräthlichen  Beschlösse  an  die  Bundesversammlung  gerichteten 
Becurseingaben : 

a.  von  180  katholischen  Laien  des  Kantons  Genf,  d.  d.  27.  Juli 
1.  J., 

b.  der  katholischen  Geistlichkeit  des  gleichen  Kantons,  d.  d.  5. 
Juli,  und 

c.  des  Hrn.  Caspar  Mermillod,  Bischof  von  Hebron  i.  p.  i.  d.  d. 
9.  Juli  1.  J., 

heschliesst: 
Der  Recurs  des  Hrn.  Caspar  Mermillod  und  seiner  Mitrecur- 
renten  ist  als  nicht  begründet  abgewiesen.  « 

Hochachtungsvoll ! 
Bern,  den  23.  Juli  1873. 

Für  die  nationalräthliche  Commission: 
Der  Berichterstatter ') : 
Hungerhiihler. 

h.  Bericht  der  Minderheit  der  naiionalräthlichen  Commission  in  Sa- 
,    chen  der  Ausweisung  Mermillods  vom  26,  Juli  1873. 

Herr  Präsident!    Herren  Nationalräthe i 

Der  Bischof  von  Hebron  und  bestrittene  apostolische  Vioar  Msgr. 
Mermillod  von  Genf,  die  katholischen  Priester  und  eine  Anzahl  ka- 
tholischer Bürger  von  Genf  recuriren.  mittelst  drei  verschiedenen  Ein- 
gaben bei  den  gesetzgebenden  Käthen  schweizerischer  Eidgenossen- 
schaft gegen  die  sub  17.  Februar  d.  J.  vom  h.  Bundesrathe  be- 
schlossene und  gleichen  Tags  von  der  Genferpolizei  vollzogene  Lan- 
desverweisung des  Erstem. 

Die  Mehrheit  der  Commission,  welche  Sie  zur  Prüfdng  dieses 
Becursfalles  bestellt  haben,  hat  Ihnen  in  eineni  längeren  Berichte 
die  Aktenlage  vor  Augen  geführt,  deren  Wiederholung  man  sich 
begibt,  und  ist  zu  Anschauungen  und  Schlüssen  gelangt,  die  eine 
Minderheit  unmöglich  theilen  kann. 

Es  war  der  »Gazette  de  Lausanne«  vorbehalten,  mit  der  Nach- 
richt Sensation  zu  machen,  »dass  der  hl.  Stuhl  den  Kanton  Genf 
durch  einen  neuerlichen  Spruch  vom  Bisthum  Lausanne  abgetrennt 
und  Herrn   Mermillod  zum   Haupte   des  neuen   Bisthums  ernannt 

1  j  Die  Commission  bestand  aas  den  Herren  HungerbiUder ,  Arnold, 
Fakrländer,  Philipjfdn  und  Dr.  Zürcher. 
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habe.c  Hierauf  non  grosse  kirchen-staatsrechtliche  Erörterung:  ob 
und  inwieweit  Born  das  Reqht  zustehe ,  schweizerische  BisthQmer 
ohne  Mitwirkung  der  staatlichen  Behörden  umzugestalten  oder  gar 
neae  zu  creiren?  Zur  Beleuchtung  dieser  Frage  könnten  wir  ip  er- 
ster Linie  doch  auf  das  katholische  kirchenrechtlich  anerkannte  päpst- 
liche Priinatrecht,  sowie  auf  die  Geschichte  verweisen,  die  uns  zeigt, 
dass  Bom  während  fünfzehnhundert  Jahren  unbelästigt  und  unbe- 
stritten Bisthfim^  errichtete,  beliebig  gestaltete  und  die  BiscI^Ofe  er- 
nannte und  bestellte.  Es  ist  nicht  lange  seither,  dass  Papst  Pius  IX. 
das  katholische  England  in  Diöcesen  eiutheilte  und  denselben  Bi- 
schöfe gab,  ohne  dass,  abgesehen  von  etwelcheu  formellen  Bedenken 
und  Vorbehalten  Lord  Bussels,  die  englische  Staatsregierung-  irgend- 
wie hindernd  in  den  Weg  getreten  wäre.  Wir  könnten  in  Erinner- 
nng  rufen,  dass  in  dep  Niederlanden  das  Gleiche  geschah ,  dass  fer- 
ner Pius  IX.  in  den  Vereinigten  Staaten  eine  grosse  Zahl  Bisthümer 
errichtete,  andere  neilgestaltete,  ohne  die  Staatsregierung  darQber  zu 
befragen,  oder  von  ihr  in  dieser  Organisation  irgendwie  belästigt  zu 
werden;  und  wenn  in  Frankreich  und  einigen  anderen  Staaten  es 
etwas  anders  gehalten  wird,  so  ist  dies  eben  lediglich  dem  Umstände 
bdzumessen,  dass  der  Concordatsweg  andere  Verhältnisse  herbeige- 
führt hat,  so  in  Frankreich  seit  mehr  denn  300  Jahren  und  neuer- 
'  dings  durch  das  Coucordat  von  1801 ,  welches  fibrigens  wesentlich 
nnr  auf  das  Vorschlagsrecht  abstellt.  Alle  diese  Goncordate,  so  auch 
dasjenige  mit  dem  Grossherzogthum  Baden  von  1817,  mit  Preussen 
vom  Jahr  1821,  mit  Hannover  und  noch  andern  Staaten  zu  verschie- 
denen Zeitpunkten,  immer  auf  Gesuch  der  Staatsregierungen  und  auf 
dem  Wege  gegenseitiger  Verständigung  abgeschlossen ,  traten  erst 
mit  ihrem  Abschluss  ergänzend  oder  beschränkend  an  die  Stelle  hi- 
storischer Anschauung  und  des  allgemeinen  Bechts ,  so  stets  auch 
von  unseren  Altvordern ,  trotz  ihrer  angestammten  Liebe  zur  Frei- 
heit und  Unabhängigkeit  und  trotzdem  sie  auch  nicht  immer  gerade 
Piissimi  waren,  Beachtung  fanden.  Wir  könnten  unsere  protestan- 
tischen Mitbürger  daran  erinnern,  dass  noch  keine  Intervention  von 
irgend  welcher  Seite  erfolgte,  wenn  sie  ein  neues  Consistorium  er- 
richteten oder  die  Zahl  ihrer  Antistes  oder  Decane  vermehrten.  Wir 
könnten  endlich  erwähnen ,  dass  der  Kanton  Aargau  ganz  einseitig, 
ohne  Mitwirkung  der  übrigen  Betheiligten  und  des  Bundes,  seinen 
Rücktritt  vom  Bisthum,  Basel  erklärt  hat.  Wir  sagen  also ,  wir 
könnten  zur  Bechttertigung  oder  doch  mindestent  zur  Entschqldig- 
nng  manchen  Gewicbtstein  einlegen.  Wir  lassen  nun  anderseits  nicht 
ausser  Acht  die  Motive  der  (Jenferregierung  und  des  Bundesrathes, 
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die  im  Vereinignngsact,  dem  Breve  von  1819,  und  in  der  sorgßltigsten 
Wahrung  der  Staatshoheit  für  die  Regelung  materieller  und  hitrger- 
licber  Verhältnisse  mit  den  örtlichen  und  staatliclieu  Behörden  lie- 
gen. Aber  wir  behaupten:  die  Frage  der  Umgestaltung  oder  der 
Neuschaffung  eines  schweiserischen  Bisthums  lag  und  liegt  im  Gen- 
ferfalle  auch  jetzt  abschliesslich  gar  nicht  vor.  Wir  haben  es  da- 
her im  obschwebenden  Kecursfalle  mit  einem  Factum  zu  thun ,  das 
mit  der  heraufbeschworenen  Wahrung  der  Staatshoheit  gegenüber  so- 
genannter eigenmächtiger  Gestaltung  von  ßisthumsangelegenheiton 
ab  Seite  Roms  in  keiner  unmittelbaren  Beziehung  sctehty  abgesehen 
davon,  daa^  letztere  nicht  nachgewiesen  wird,  sich  das  Zeitungsgerücht 
nicht  erwahret  hat,  die  sogenannte  »eigenmächtige  oder  willkürliche 
Umgestaltung  oder  Creirung  von  Bisthümem«'  also  gar  nicht  exi- 
stirt;  denn  auch  die  mittlerweilige  Demission  des  Bischofs  von  Lau- 
sanne und  Genf  ändert  nichts  an  dieser  Grundanschaunng. 

Wir  haben  es  also  lediglich  mit  dem  i^aposiolischeti  VicariaU 
eines  Pfarrers  von  Genf  zu  thun ,  der  zufällig  durch  das  besondere 
Vertrauen  seines  kirchlichen  Obern  auch  den  Titel  eined  »Bischofs 
von  Hebron  €  führt,  was  für  Genf,  me  für  den  Bund  keine  andere 
Bedeutung  als  die  eines  Ehrentitels  hat.  Seit  dem  23.  December 
1864  war  dies  der  Regierung  von  Genf  bekannt  und  genehm,  indem 
ihr  damals  schon  der  Bischof  von  Lausanne-Genf  hieven  in  optima 
forma  Anzeige  machte,  mit  Beifügen,  dass  Msgr.  Mermillod  Amt  und 
Befugnisse  eines  Generalvicars  für  die  im  Kanton  Genf  gelegenen 
katholischen  Pfarreien  verliehen  seien.  Wenn  wir  es  gewohnt  sind, 
Personen  mir  höhern  Titeln  und  Auszeichnungen  auch  an  unterge- 
ordneteren Stellen  im  Staate  functioniren  zu  sehen ,  so  sollten  wir 
auch  keinen  Anstand  nehmen,  den  Obern  von  Glaubensgenossenschaf- 
ten und  in  concreto  dem  Vorstande  einer  durch  die  Verfassung  ge- 
währleisteten cliristlichen  Gonfession  die  Zumessung  von  Titeln  und 
Functionen  anheimzugeben ,  solange  dieselben  den  staatlichen  Rech- 
ten keinen  Eintrag  thun.  Wir  wissen  auch,  dass  Ermächtigung  zu 
gewissen  Functionen  ab  Seite  des  Höhern  an  den  Niederen ,  Voll- 
machtsübertragungen und  dergleichen  in  Staat  und  Kirche  nichts 
Ungewohntes  und  nichts  Anstössiges  ist.  Entfernung  und  Verhält- 
nisse des  Bischofssitzes  in  Freiburg  zu  der  anwachsenden  katholischen 
Bevölkerung  Genfs  mochten  hier  noch  zu  besonderer  Begründung 
dienen.  Wir  seiien  auch ,  dass  die  nicht  seltenem  Wechsel  unter- 
worfenen Behörden  Genfs  während  7  Jahren  und  9  Monaten  das 
Mermillod'sche  Generalvicariat  unbeanstandet  hinnahmen. 

Allerdings  beruft  man  sich  nun  darauf,  dass  mit  der  seitherigen 
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Demission  Msgr.  Marilley's  für  den  Genferiscben  Sprengel  und  dex 
ErDennnng  Msgr.  MermiUods  zum  apostolischen  Vicar  Genfs  die  An- 
gelegenheit in  ein  ganz  anderes  Stadium  getreten  sei.  Dies  auch 
angenommen,  so  kann  doch  kein  crimen  darin  liegen,  dass  während 
der  Sedisvacanz  und  auf  so  lange ,  als  die  neue  Administration  zwi- 
schen Staat  und  katholischer  Kirche  nicht  definitiv  geregelt  sein 
wird,  provisorisch  eine  Mittelsperson,  wenn  auch  nur  einseitig  be- 
stellt, auftrat,  die  die  kirchlichen  und  geistigen  Interessen  einstwei- 
len wahrte  und  vermittelte.  Zur  Abschwächung  der  vom  h.  Bun- 
desrathe  und  der  Commissionsmehrheit  herautgeschraubten  Bedeutung 
eines  apostolischen  Vicariats  wird  an  der  Ansicht  festgehalten,  dass 
dies  die  bescheidenste  Administration  ist ,  deren  sich  ^die  Kirche  in 
Ländern  bedient,  in  denen  sie  kaum  tolerirt  wird  und  nicht  einmal 
die  Woblthat  des  gemeinen  Rechts  geniesst.  Der  apostolische  Vi- 
car Mermillod  erklärt  daher  selbst  in  seiner  Zuschrift  an  die  Regie- 
rung von  Genf,  dass  er  sich  weder  als  dipbmatischer  Delegirter  des 
Papstes ,  noch  als  Inhaber  des  Bisthums ,  sondern  nur  als  eine  rein 
geistliche  Autorität,  jeden  Augenblick  revocirbar,  betrachte.  Wenn 
offen  und  loyal  dessen  Erbebung  zum  provisorischen  apostolischen 
Vicar  Genfs  kundgethan  wurde,  —  während  —  dann  aber  ohne  Wis- 
sen der  Staatsbehörde  —  persönlich  und  sachlich  das  Gleiche  durch 
den  »Pfarrer  von  Grenf«  hätte  erreicht  werden  können,  was  muth- 
niasslich  jetzt  vom  französischem  Gebiete  aus  geschieht ;  so  hätte, 
nach  unserer  Meinung,  die  Staatsbehörde  dies  eher  anerkennen  %  als 
zürnen  und  nicht  wäJirend  der  Verliandluagen  mit  der  päpstlichen 
Nuntiatur ,  die  zur  Stunde  noch  nicht  erschöpft  und  abgebrochen 
smd,  zur  Exptdsion  eines  Schweizerbürgeis  aus  seinem  Vaierlande 
die  Zuflucht  nehmen  sollen,  einzig  und  allein,  weil  derselbe  nicht 
von  einem  Tag  auf  den  andern  ihm  von  seinen  geistlichen  Obern 
übe^rtrag^e  Titel  und  Functionen  preisgeben  wollte.  Und  dass  hier 
—  nach  blos  mündlicher  Verabredung  und  Austausch  weniger  Te- 
legramme —  d^  Bundesrath  directe  auftritt,  ohne  vorherigen  unpo- 
polären  Beschluss  der  Genferregierung ,  scheint  uns  ebenfalls  aller 
Praxis  zuwider. 

Trotz  der  heutigen  Tages  so  beliebten  Gemeinde-Collaturrechte, 
Recht  der  Entlassung  oder  Wiederwahl  durch  die  CoW^Lixagemeinden^ 
setzt  mittelst  Decret  vom  20.  September  1872  die  Genferregierung, 
entgegen  dem  Willen  der  Pfarrgemeinde ,  einen  Pfarrer  ab ,  den  sie 
nicht  ernannt  und  zu  ernennen  auch  nicht  das  Recht  hatte.  Art. 
131.  der  Verfassung  gibt  nur  das  Recht,  die  von  der  kirchlichen  Be- 
hörde gemachte  Ernennung  zu  genehmigen  oder  nicht  und  das  neueste 
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Goltusgesetz  ist  eben  spätem  Datums,  als  die  Absetzung  des  Pfiur- 
rers  von  Genf.  Der  h.  Bandesrath  gebt  viel  weiter  und  verweist 
mittelst  Decret  vom  17.  Februar  1873  den  Genfer  Bärger  aus  sei^ 
nem  schweuferischen  VcUerlande.  Dies  ist  nun  der  Cardinalpunkif 
mit  dem  wir  uns  heule  zu  beschäftigen  haben. 

Die  dem  Ausweisungsdecrete  vorangestellte  Erwägung:  »dass 
die  Ernennung  Msgr.  Mermillods  zum' apostolischen  Vicar  zur  Folge 
habe,  die  katholische  Kirche  des  Kantons  Genf  von  der  schweize- 
rischen Diöcese,  welche  sie  seit  1820  angehört,  zu  trennen  und  diese 
Diöcese  zu  zerstflckeln  ,c  ist  nicht  zutreffend ,  aus  dem  einfachen 
Grunde ,  weil  dasjenige ,  worüber  Unterhandlungen  noch  schwebend 
sind  qnd  worin  nur  noch  ein  Provisorium  existirte,  nicht  als  vollen- 
dete Thatsache  hingestellt  werden  kann.  Aber  sei  dem ,  wie  ihm 
wolle,  die  Regierung  von  Genf  und  der  h.  Bundesrath  verlangen  von 
Msgr.  Mermillod,  dass  er  als  Titularinhaber  des  apost(»lischen  Vica- 
riats  resignire,  und  derselbe  weigert  sich;  eine  ihm  von  seinem  geist- 
lichen Obern  fibertragene  Function  preiszugeben.  Angenommen  nun, 
es  habe  sich  der  Renitente  damit  der  Nichtachtung  oder  Missach- 
tung eines  amtlichen  Befehls,  der  Widersetzlichkeit  oder  gar  unbe- 
fugter Arotsai^mässung  schuldig  gemacht,  und  das  Eine  oder  Andere 
involvire  ein  Vergehen ,  dessen  zwar  im  Bundesrathsbeschlusse  mit 
keinem  Worte  Erwähnung  gethan  wird ;  so  mochte  dieses  Vergehen 
in  gesetzlicher  Weise  geahndet  werden.  Die  Genfer  Strafgesetzgeb- 
ung so  wenig,  als  die  irgend  eines  andern  Kantons  ermangelt  der 
Anhaltspunkte,  um  die  eine  oder  die  andere  der  oben  aufgezählten 
Vergehens-Gategorien  gebührend  zu  ahnden.  Es  war  also  hier ,  ein 
Vergehen  überhaupt  angenommen  —  und  wenn  keines,  wäre  die  ein- 
geschlagene Handlungsweise  doppelt  verwerflich  —  das  ordentliche 
Strafrechtsverfahren  indicii  t.  Wenn  es  auch  für  Behörden  sehr  be- 
quem sein  mag,  einen  unbequemen  Bürger  oder  Angeklagten  einfach 
in  einen  bereitgehaltenen  Wagen  zu  verpacken  und  ihn  über  die 
Grenze  zu  spediren,  statt  ihn  einem  neutralen  ordentlichen  oder  auch 
ausserordentlichen,  kantonalen  oder  eidgenössischen  Richter  zu  über- 
weisen, so  muss  doch  dieses  erschreckende  neu^  Recht  einer  summa^ 
rischen  Administrativ-JusHe  und  polizeilichen  Landesverweisung  auch 
anderen  Schweizerbfirgern ,  die  weder  mit  dem  Titel  eines  »Bischöfe 
von  Hebronc  geschmückt,  noch  mit  dem  Amte  eines  »apostolischen  Vi- 
carsc  ausgerüstet  sind,  ernstlich  zu  denken  geben.  Beispiele  finden 
bekanntlich  leicht  Nachahmung  und  es  ist  sehr  zu  befürchten ,  dass 
aueh  Kantone  in  die  Fussstapfen  dieser  Bundespraxis  treten  könn- 
ten.   Oder  ist  etwa   das  umgekehrte  bereits   eingetreten?    Ein  — 
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aber  anch  einziges. —  Beispiel  liefert  uns  die  Scballeriscbe  Frei- 
barger  Regiernng  im  Jahr  1848  mit  Bischof  Marilley ;  aber  die  all- 
gemeine Venirtbeilung  jenes  Aktes,  die  politiscb  weniger  aufgeregte 
Zeit,  in  der  wir  leben,  ancb  die  Suprematie  der  bier  ban4elnden  Be- 
hörde, Hessen  erwarten,  dass  man  die  beutigen  Recbtsbegriffe  nicbt 
aas  dem  damaligen  Freiburgercodex  scböpfe. 

Auch  damit  soll  man  sich  nicbt  helfen ,  dass  die  Sache  zur 
Zeit  des  Bundesratbsbeschlusses  vom  17.  Februar  1873  eine  Trag- 
weite ?on  höherer  politischer  oder  staatsrechtlicher  Bedeutung  er- 
halten habe,  die  eine  ausnahmsweise  Handlungsweise  rechtfertigte, 
oder  dass  der  Genfer-  und  Schweizerbärger  Mermillod  durch  üeber- 
oabme  des  Vicariats  eine  Art  Exterritorialität  erlangt  habe,  welcher 
man  ein  schnelles  Ende  machen  musste.  Man  beruft  sich  auf  Art, 
90,  Ziffer  8  und  10.  der  Bundesverfassung,  Ziffer  8,  die  der  Wahrung 
der  schweizerischen  Interessen  in  völkerrechtlicher  Beziehung  ruttf 
Ziffer  10,  welche  von  der  Sorge  für  die  innere  Sicherheit,  fttr  Hand- 
habung von  Buhe  und  Ordnung  spricht,  Yerfassungsbestimmungen, 
deren  Application  nichts  weniger  als  auf  diesen  Ausweisungsfall  pas- 
sen. Und  geradezu  unerhört  und  ohne  Präcedenz  ist  der  Fall,  dass 
imsere  oberste  Executive  unter  dem  Titel  »staatsrechtlicher  Ein- 
mischungc  fär  sich  auch  das  Amt  des  Strafrichters  vindicirte  und 
dabei  zu  einer  Strafart  gelangte,  die  höchstens  noch  in  einem  ver- 
alteten kantonalen  Codex  figuriren  mag,  die  aber  seit  1850  Nie- 
mand mehr  wagte,  zur  Geltung  zu  bringen,  insoweit  sie  einen  Schwei- 
fsrbürger  und  die  SchYteizergreme  betrifft. 

Und  musste  es  gerade  Genf  sein,  von  dem  die  Geschichte  sagt, 
dass  dort  die  Flüchtlinge  der  ganzen  Welt  das  gastliche  Asyl  fin- 
den, das  zu  Derartigem  im  19.  Jahrhundert  seinen  polizeilichen  Arm 
lieb,  sich  dabei  aber  in  den  Grossrathsverhandlungen  darfiber  weis- 
lieh mit  dem  Decktnantel  des  Bundesbefehls  umhüllte.  Dass  das 
G^bl  de^  Schwäche  seiner  Argumentation  den  h.  Bundesrath  selbst 
beschleicht,  liegt  auch  in  seinem  Antrage  im  neuen  Verfassungspro- 
jecte,  wonach  die  Verfassung  mit  einem  Artikel  bereichert  werden 
soll,  des  Inhalts:  »Wer  ohne  Zustimmung  des  Bundes  auf  dem 
Oebiete  der  Eidgenossenschaft,  im  Auftrage  eines  fremden  Staates 
oder  einer  fremden  Behörde ,  amtliche  Handlungen  verrichtet ,  kann 
vom  Bundesrathe  des  Landes  verwiesen  werden. c  Ob  das  Volk,  im 
Widerspruch  mit  unserer  dermaligen  Verfassung,  einer  Administra- 
tivbehörde die  Anwendung  einer  derartigen  ^euen  Straf art ,  zumal 
aneh  gegen  die  eigenen  Landeskinder,  in  die  Hand  legen  wird,  muss 
erst  noch  abgewartet  werden. 
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Aber  inzwischen  und  bis  ein  solcher  neaer  Yerfassungsartikel 
Geltung  bekommt,  beruft  sich  die  Commissionsminderheit  aidf  die  be- 
stehende Verfassung  und  namentlich  auf  die  Art.  3  und  5 ,  sodann 
auf  Art.  41 ,  der  das  Recht  freier  Niederlassung  und  den  Entzug 
nur  durch  gerichtliches  Urtheil  oder  nach  wiederholter  Bestrafung 
feststellt,  auf  Art.  44,  handelnd  von  der  freien  Ausübung  des  Got- 
tesdienstes, endlich  wesentlich  auf  Art.  53,  welcher  besagt :  Niemand 
darf  seinem  verfassungsmässigen  Gerichtsstand  entzogen  und  es  dür- 
fen keine  Ausnahmsgerichte  eingeführt  werden,  und  auf  Art.  57,  der 
dem  Bunde  mir  das  Kecht  gibt,  Fremde^  (also  nicht  Schweizerbür- 
ger) welche  die  innere  oder  äussere  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft 
gefährden,  aus  dem  schweizerischen  Gebiete  wegzuweisen.  Also  auch 
J^remde  nur  unter  den  gravirendsten  Umständen.  Und  der  Polizei- 
dienst thuenden,  vor  dem  Grossen  Rathe  und  dem  Volke  die  Hände 
in  Unschuld  wasclienden  h.  Regierung  \onGenf  bringen  wir  von  den 
vielen  kantonalen  Gesetze,  die  wir  verletzt  betrachten,  nur  einige  in 
Erinnerung ,  so  die  Verfassungsbestimmungen  sub  Art  3,  4,  5^  9 
und  10,  das  Gesetz  ul)er  die  persönliche  Freiheit  und  Unverletziich- 
keit  des  Domicils,  Gerichts-Organisationsgesetz,  Gesetz  über  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Staatsrathes. 

.  Zum  Schlüsse  nur  noch  eine  kurze  allgemeine  Erörterung.  Wir 
huldigen  alle  dem  Princip  der  Gbiubeusfreiheit.  Diese  kann  aber 
nicht  bestehen  ohne  unbedingte  Cultusfreiheit.  Wenn  nun  der  Bun- 
desrath  an  dem  Grundsatze  festhält,  dass  die  Fragen  über  die  allge- 
meine Organisation  der  Bisthümer  nur  niit  Zustimmung  der  Staats- 
behörden erledigt  werden  können ,  dass  also  Massnahmen  des  hl. 
Stuhles,  welche  die  Zahl,  die  Umschreibung  und  die  Trennung  von 
schweizerischen  Disthümern  zum  Gegenstand  haben,  als  von  confes- 
sioneller  und  politischer  Bedeutung ,  der  Zustimmung  des  Bundes 
bedürfen ;  so  sollte  man  in  der  Einmischung  wenigstens  nicht  weiter 
gehen,  den  Begriff  dieser  Einmischung  nicht  auf  Personen  und  Ti- 
tel, nicht  auf  die  Organisation  von  Behörden  und  Vorständen  der 
Religionsgenossenschaften  ausdehnen.  Wir  sind  der  Meinung,  es  sollte 
getrachtet  werden ,  auf  dem  Wege  fortgesetzter  Verhandlungen  deu 
Organismus  des  katholischen  Cultus  in  Genf  und  namentlich  die 
Frage  der  geistlichen  Oberleitung  in  einem  dem  Redete,  den  hu- 
manen Begrifi'eil  und  der  Religionsfreiheit  entsprechenden  Sinne  zu 
regeli^ 

Man  kann  in  gewissem  Sinne  doch  zwei  Herren  dienen ,-  d.  h. 
die  Rechte  der  Kirche  und  die  des  Staates  zugleich  berücksichtigen. 
Die  Wechselbeziehungen  der  beiden  Gewalten  haben   in   dieser  Be- 
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ziehiiiig  schon  verschiedene  Phasen  dargeboten,  lls  war  eine  Zeit, 
wo  der  junge  Staat  Mühe  hatte,  neben  den  vielen  Immunitäten  und 
Privilegien  der  Kirche  aufzukommen,  dennoch  iät  unsere  Freiheit 
aofgebl&ht  und  erstarckt.  Jetzt,  da  sich  das  Blättchen  etwas  ge- 
wendet, ist  es  nichts  weniger  als  eine  unehrenvolle  Stellung,  sieh 
anch  zum  Vertheidiger  von  Bedrängten  aufzuwerfen. 

Und  wenn  wir  hier  noch  der  vielangerufeneu  Verträge. und 
üebergangsakten,  Bezug  habend  auf  die  ehemalig  savoyiMcheu  Katho- 
liken Genfs  gedenken,  so  thnn  wir  dies  nur  in  dem  Sinne ,  um  we- 
nigstens hierorts  einer  rücksichtsvollem,  damaliger  Auffassung  etwas 
näher  kommenden  Behandlung  das  Wort  .^u  reden.  Und  wenn  man 
uns  oft  auch  etwas  hart  anfährt,  so  sind  wir  doch  weit  entfernt. 
einen  Victor  Emauuel,  einen  Bussifizirer  der  Polen  oder  irgend  einen 
andern  Potentaten  je  ins  Recht  zu  rufen  und  Mermillod  möchten 
wir  lediglich  mit  der  Genfer-  und  der  Bundesverfassung  schützen. 

Die  Minderheit  Ihrer  Commission  tritt  also  auf  die  Frage  der 
allgemeinen  Organisation  des  Bisthums  Lausanne-Genf^  worüber  die 
Verhandlungen  noch  nicht  abgeschlossen  sind,  nicht  ein; 

beantragt  dagegen  dem  h.  Nationalrathe,  die  Ausweisung  Msgr. 
Mermillod's  aus  seiner  schweizerischen  Heimath  als  weder  durch  ein 
Gesetz  noch  durch  kantonale  oder  die  Bundesverfassung  begründet 
zu  erklären,  folglich  den  fiecurs  hiegegen  gutzuheissen. 

Arnold. 

c.  Beridd  der  Mehrheit  der  stäfideräthlichen  Commission^  betreffend 

den  Becurs  MermiUods  vom  30.  Juli  1873. 

Tit.! 

Die  thatsächlichen  Verhältnisse,  die  den  drei  Itecursen  zu 
Grande  liegen,  mit  deren  Prüfung  Sie  uns  beauftragt  haben,  sind 
Jedem  von  Ihnen  allzu  bekannt  und  haben  in  der  Welt  zu  viel 
Länn  gemacht,  als  dass  wir  uns  lange  dabei  aufzuhalten  brauchten. 
Wir  werden  daher  hier  weder  von  der  Lage  der  genferischeu  katlio- 
lischen  Pfarreien  vor  ihrer  Annexion  au  die  Schweiz,  d.  h.  vor  den 
Verträgen  von  Wien  und  Turin,  noch  von  ihrer  Einverleibung  in  das 
Bisthum  Lausanne  im  Jahr  1819,  noch  von  den  spätem  Versuchen, 
aus  dem  Kanton  Genf  ein  eigenes  Bisthum  zu  machen,  sprechen. 
Diese  Dinge  haben  zwar  vom  Gesichtspunkte  des  historischen  Rech- 
tes aus  ihr  Interesse  und  ihre  grosse  Wichtigkeit,  sie  bestätigen  aber 
doch  nur  einen  Grundsatz ,  der  von  Niemanden  ernstlich  bestritten 
ist,  nämlich  das  feststehende  Recht  der  schweizerisehen  Civilbehörde 
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zur  Intervention  in  die  Organisation  der  Bistbümer  und  in  alle  Di5- 
cesanfragen,  welche,  sei  es  von  der  Kirche,  sei  es  von  den  EantoneB 
oder  vom  Bunde  erhoben  werden  können. 

Was  die  kürzlich  stattgehabten  Ereignisse  betrifft,  die  zu  der 
Massnahme  geführt  haben,  gegen  welche  die  Becurse  gerichtet  sind, 
HO  genügt  es,  dieselben  sehr  kurz  anzuführen.  Sie  wissen,  dass  die 
öffentliche  Aufmerksamkeit  letztes  Jahr  plötzlich  —  durch  ein  waadt- 
ländisches  Journal  —  aut  die  neuen  Intriguen  hingeleukt  wurde,  welche 
in  Genf  und  Bom  ausgesponnen  wurden,  und  dass  auf  diese  Enthül- 
lung hin  die  Begierung  von  Genf  erklärte,  ^e  widersetze  sich  jeder 
Modification  der  Diöcesauorganisation,  in  welche  sie  nicht  einwillige. 
Sie  wissen,  welche  rasch  aufeinander  folgende  Phasen  diese  Angele- 
genheit durchmachte,  wie  der  durch  die  Schweiz  anerkannte  regel- 
mässige Bischof  veranlasst  wurde,  die  Functionen,  die  er  im  Kanton 
Genf  ausübte,  niederzulegen,  und  wie,  gegen  alle  diplomatischeu  Ge- 
bräuche und  nachdem  vom  Bundespräsidenten  der  Eidg^osseoschaft 
förmliche  Einsprache  erhoben  worden.  Seine  Heiligkeit  gkubte,  will- 
kürlich, einseitig,  zur  Zerstückelung  des  Bisthums  Lausanne  schrei- 
ten zu  sollen ,  indem  selbe  den  Herrn  MermiUod  zum  apostolischen 
Vicar  in  Genf  ernannte  und  dabei  dem  Bundesrathe  das  diesf&llige 
Ernennungsbreve  erst  mittheilte,  nachdem  dasselbe  von  allen  katho- 
lischen Kanzeln  Genfs  verlesen  worden  war. 

Ein  anderer  Grund  für  uns,  in  die  betreffenden  thatsächlichen 
Hergänge  uns  nicht  zu  vertiefen,  liegt  in  der  Erklärung  der  Minder- 
heit der  Commission,  sie  werde  siel;  ebenfalls  damit  nicht  befassen, 
sondern  sich  darauf  beschränken,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  der  Bun- 
desrath  dadurch,  dass  er  durch  Beschluss  vom  17.  Februar  Herrn 
MermiUod  wegen  seines  Antheils  an  den  sachbezüglichen  Ereignissen 
aus  dem  Gebiete  der  Schweiz  wegwies,  inner  den  Schranken  seiner 
verfassungsmässigen  Gompetenz  gehandelt  habe  oder  nicht. 

Nur  von  diesem  .Gesichtspunkte  aus  werden  wir  also  die  drei 
der  Bundesversammlung  unterbreitete  Becurse  prüfen;  es  sind  dies: 

1.  ein  Bec^rs  von  180  Katholiken  des  Kantons  Genf,  vom  27. 
Juni ; 

2.  ein  Becurs  von  43  Geistlichen  dieses  Kantons,  vom  5.  Juli; 

3.  ein  Becurs  des  Herrn  Caspar  MermUlod,  Bischof  von  Hebron 
in  partibus  infidelium,  vom  9.  Juli. 

Die  Gründe,  auf  welche  die  Becurrenten  ihr  Begehren  stützen, 
lassen  sich  wesentlich  dahin  resumiren : 

Erstens:  Der  heilige  Vater  hatte,  in  ihren  Augen,  in  seiner 
Eigenschaft  als  Oberhaupt  der  Kirche  und  kraft  der  internationalea 
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Yertrfige  sowie  des  alten  und  neuen  schweizerischen  Rechtes,  das 
Becht  und  die  Pflicht,  so  wie  er  es  gethan  hat,  ?on  sich  aus  Torzu* 
sergeo,  dass  bei  der  Umgestaltung  des  Bistbums  Lausanne  die  bi- 
schöflichen Functionen  durch  den  provisorischen  Chef  versehen  wer- 
den, den  er  zu  bezeichnen  für  gut  fand. 

Zweitens:  Nach  ihnen  hatte  der  Bundesrath  nicht  das  Kecht, 
sich  dieser  Ernennung  zu  widersetzen ,  noch  weniger  duHJenige ,  aus 
dem  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  den  Sohweizerbfirger  auszuweisen, 
dem  diese  hohe  Functionen  übertragen  worden  waren. 

Wir  können  weder  den  «inen  noch  den  andern  dieser  Gründe 
»geben.   . 

lieber  einen  Punkt,  und  wir  halten  darauf,  diesen  Punkt  zu 
betonen,  sind  Mehrheit  und  Minderheit  der  Commission  vollstündig 
einig;  darin  n&mlich,  dass  es  nicht  dem  heiligen  Stuhle  zukommt, 
Diöcesanfragen  einseitig  in  definitiver  Weise  zu  regeln. 

Wenn  dem  nun  aber  so  ist^  so  halten  iiir  dafür,  der  heilige 
Vater  habe  auch  nicht  das  Recht,  die  Frage  der  UmgesUiltung  eines 
Bistbums  zu  präjudiciren,  durch  ein  Vorgehen  ohne  Einholung  der 
Zustimmung  der  andern  Partei.  Und  doch  hat  er  eben  dies  gethan, 
ungeachtet  der  förmlichen  Opposition,  der  genferischen  Kautons-  und 
der  Bundesbehörde,  und  indem  der  heilige  Vater  Msgr.  Marilley 
znr  Demission  veranlasste,  ungeachtet  letzterer  erklärt,  »diese  Mass- 
regel weder  provocirt  noch  gewünscht  zu  haben,«  hat  er  nicht  nur 
Ton  sich  allein  aus ,  einseitig ,  das  Bisthum  Lausanne  umgestaltet, 
sondern  er  bat  sich  auch  herausgenommen,  dem  Kanton  Genf,  au 
der  Stelle  des  regelmässig  anerkannten  geistlichen  Hauptes,  ein  an- 
deres Haupt  aufzudrängen  (gleichviel  ob  nur  provisorisch),  von  dem 
die  oompetenten  Civilbehörden  durchaus  nichts  wollten. 

Die  Beonrrenten  sind  also  nicht  berechtigt,  die  durch  die  Ver- 
träge und  das  alte  wie  moderne  schweizerische  Recht  ertheilt*^n  Ga- 
rantien für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen,  da  ja  gerade  der  heilige 
Stahl  selbst  und  allein  es  ist,  der  durch  sein  Verfahreu  dieses  Becht 
and  diese  Verträge  verletzt  hat.  Als  die  vollendete  Tbatsache  vor- 
lag, wurde  sie  der  Genfer  Regierung  und  dem  Bundesrathe  zur  Keunt- 
Biss  gebracht.  Es  liegt  hier  die  schroffste  Rücksichtslosigkeit  und 
die  offenbarste  Absicht,  die  neuern  Verträge  und  das  weltliche  Recht 
mit  Füssen  zu  treten,  eine  von  der  auswärtigen  geiktlicheu  Gewalt 
d«  poUtischen  Gewalt  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  kek 
ui's  Oedcht  geschleuderte  Herausforderung  vor.  Welcher  auf  die 
Achtung  und  Würde  seines  Vaterlandes  eifersüchtige  Bürger  dürfte 
behaupten,  eine  solche  Verhöhnung  hätte  unbeantwortet  bleiben  können? 
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Die  Vertreter  der  von  uns  angefochtenen  Meinung  erwiedem 
uns  hier:  Qunz  gut;  wir  sind  wie  Sie  nicht  ohne  Empfindung  f&r 
das,  was  wir  als  eine  Uücksicbtslosigkeit  von  Seite  des  heiligen 
Stuhles  halten ;  wir  halten  dafür,  dass  die  Dinge  diesfalls  nicht  cor- 
rect  zugingen ,  glauben  aber  anderseits ,  dass  der  Bundesrath  sein6 
Competeuz  und  seine  verfassungsmässige  Befugnisse  durch  Auswei- 
sung des  Herrn  Caspar  Mermillod  überschritten  hat  und  dass  zur 
Wahrung  der  Würde  der  Bundesgewalt  Anderes  2u  thunwar. 

Wir  haben  nach  diesen  angeblich  vertassungsmässigeren  Fornaen, 
diesen  gesetzlichen  Mitteln  gefragt,  deren  sich  zu  bedienen  der  Bun- 
desrath versäumt  haben  soll ;  allein  wir  müssen  erklären,  dass  man 
uns  kei^e  befriedigende  Antwort  ertheilt  hat 

Man  hat  gesagt:  man  hätte  mit  Milde,  auf  dem  Wege  der 
Ueberzeugung  vorgehen  sollen.  Auf  die  Einladung  aber,  die  der 
bundesrath  an  ihn  richtete,  die  von  der  ersten  Behörde  seines  Va- 
terlandes nicht  anelrkannten  Functionen  niederzulegen,  hat  Herr 
Caspar  Mermillod  mit  dem  schon  oft  in  traurigster  Weise  missbrauch- 
ten  Worte  det  Schrift  geantwortet :  Man  muss  Gott  mehr  gehorchen 
als  den  Menschen.  Zwar  sagt  die  Schrift  auch:  Seid  gehorsam  der 
Obrigkeit,  denn  alle  Gewalt  kommt  von  Gott.  Aber  Herr  Mermil- 
lod hält  ohne  Zweifel  dafür,  er  habe  diese  Pflicht  der  Unterwerfung 
nur  gegenüber  einer  fremden  Macht  zu  üben,  und  er  sei  als  Schwei- 
zerbürger  nicht  gehalten,  die  Institutionen  seines' Vaterlandes  zu  re- 
spectiren.  Und  doch  —  beachten  Sie  diesen  Widerspruch  —  pocht 
er  auf  diese  Eigenschaft  eines  Schweizerbürgers ,  um  denjenigen  zu 
trotzen,  welche  dieser  Eigenschaft  in  Allem  und  überall  Nachachtung 
verschaffen  müssen. 

Weiter  hat  man  gesagt :  Der  Bundesrath  hätte  neue  ernsUiehe 
Verhandlungen  mit  dem  heiligen  Stuhle  eröffnen  sollen,  um  diese 
dornige  Angelegenheit  zu  regeln.  Es  läuft  dies  da  hinaus:  Die 
schweizerische  politische  Gewalt  hätte,  nachdem  man  ihr  auf  die  eine 
Wange  einen  Schlag  versetzt,  auch  noch  die  andere  gutmutbig  her- 
halten sollen.  Wir  fragen:  wer 'hätte  den  Bundesrath  zu  diesem 
Grade  von  Demütliigung  herabsteigen  sehen  mögen? 

Drittens  hat  man  gesagt:  Man  hätte  alle  diplomatische  Be- 
ziehungen zum  heiligen  Stuhle  abbrechen  sollen.  Wohl !  allein  von 
zwei  Dingen  eins:  entweder  hätte  dieser  Bruch  Wirkungen  gehabt 
mit  Bücksicht  auf  alle  vom  heiligen  Stuhle  abhängigen  geistlichen 
Beamten  in  der  Schweiz,  und  wie  wären  alsdann  unsere  katholischen 
Miteidgenossen  daran  gewesen?  Oder  aber,  wenn  die  betreffende 
Massnahme  keine  practische  Folge  gehabt  hätte,  wozu  wäre  sie  denn 
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gut  gewesen  ?  Hätte  Herr  Mermillod  nicht,  mind w  fortgefahren,  sei* 
Den  TOD  den  GifilbehOrden  nicht  acceptirten  Titel  eines  apostolischen 
Ticars  geltend,  zu  machen  ? 

Auch  sagte  man :  Man  b&tte  den  Herrn  Mermillod  der  Qerichts- 
bebMe,  sei  es  den  eidgenössischen  oder  den  kantonalen  Assisen, 
fiberweisen  sollen,  da  es  allen  Rechtsbegriffen  widerstreitoi  dass  eine 
Strafe  wie  diejenige  der  Ausweisung  ohne  Urtheil  eines  gehörig  con- 
stitairten  und  angerufenen  Oerichts  ausgesprochen  werde. 

Wir  fordern  diejenigen,  welche  mit  solchen  Einwarfen  kommen, 
auf,  uns  eine  gesetzliche  oder  Verfassungs-Textstelle  anzufahren, 
auf  welche  der  Bundesrath  sich  ffir  diese  üeberweisung  des  Herrn 
Mermillod  an  die  Gerichte  hätte  stützen  können.  Es  gibt,  wir  wie* 
derholen  es,  keine  solche,  und  man  konnte  uns  nichts  anfahren,  was 
anch  nur  als  entfernte  Analogie  auf  den  SpecialfiiU  angewendet  wer« 
den  könnte. 

So  präsendirt  sich  die  Sachlage.  Der  Repräsentant  einer  aus-* 
wärtigen  Macht  (wir  sagen  Macht,  da  die  Schweiz  mit  dem  heiligen 
Stuhle  diplomatische  Beziehungen  unterhält)  nimmt  sich  heraus,  in 
der  Schweiz  die  ihm  von  dieser  Macht  übertragenen  Functionen  aus* 
zQüben,  ohne  das  Exequatur  und  gegen  den  Willen  der  Bundesbe- 
bOrde ;  und  weil  nun  dieser  Repräsentant  Schweizerbürger  ist,  sollte 
er  ungestraft  unseren  Verfassungen  und  unseren  Gesetzen,  die  einen 
solchen  Fall  nicht  vorgesehen  haben,  trotzen  können  i 

Nein,  meine  Herren,  es  muss  füi  eine  solche  Situation  einen 
Ausgang  geben,  und  nach  unserer  Ansicht  hat  der  Bundesrath  den 
einzigen  Weg  gewählt,  den  er  einschlagen  konnte.  Von  der  Bun- 
desverfassung beauftragt,  über  die  innere  Sicherheit  der  Schweiz  und 
die  Beziehungen  mit  dem  Auslande  zu  wachen ,  hatte  er  das  Recht 
und  die  Pflicht ,  dem  Herrn  Mermillod  den  Aufenthalt  der  Schweiz 
80  lange  zu  untersagen,  als  dieser  Bürger  es  sich  herausnehmen 
wfiide ,  daselbst  Functionen  auszuüben ,  die  von  einer  auswärtigen 
Macht  abhangen.  Diese  Strafe  ist,  was  man  auch  sagen  möge,  keine 
sehr  harte.  Der  Verbannte  von  Fernex  hat  den  ganzen  Vortheil 
der  Condolationen  gewisser  Kreise  für  diejenigen,  in  denen  man 
Glaubensmärtyrer  erblickt,  und  doch  hat  er  anderseits  keinen  der 
Uebelstände  zu  erdulden,  welche  mit  dem  wahren  Martyrium  ver- 
banden sind.  Uebrigens  hängt  es  von  ihm  ab,  dass  das  Exil  auf- 
höre: er  braucht  nur  auf  die  Functionen  zu  verzichten,  die  er  aus- 
zuüben prätendirt. 

Es  'scheint  uns  demnach,  dass  der  rein  rechtliche  Gesichtspunkt 
nut  dieser  Ausweisung  nichts  zu  thun  habe,  dass  es  sich  vielmehr 
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lediglich  um  eine  politische  Frage  handle,  die  man  auscblieslich  vom 
politischen  Gesichtspunkte  aus  zu  behandeln  hat.  Wir  gehen  selbst 
noch  weiter  und  sagen,  dass  wenn  das  Recht,  in  einem  solchen  Falle 
die  Ausweisung  zu  verfügen,  nicht  in  der  Bundesverfassung  implicite 
begründet  läge,  wenn  dasselbe  nicht  mit  Evidenz  aus  zahlreichen 
Vorgängen  und  politischen  Bücksichten  ersten  Ranges  herfiösse,  — 
man  dasselbe  schaffen  müsste. 

Allein  selbst  vom  politischen  Gesichtspunkte  aus  bestreitet  man 
dem  Bundesrathe  das  Recht,  so  zu  handeln,  wie  er  es  gethan  hat. 
Man  sagt,  und  die  Recurrenten  insbesondere  sagen:  Sie  sehen  wohl 
dass  dieses  Recht  ein  sehr  bestreitbares  ist,  da  ja  der  Bundesrath 
selbst  beantragt,  es  durch  die  neue  Bundesveifassung  zu  schaffen; 
es  muss  sich  also  dabei  um  etwas  ganz  Neues  handeln,  das  nur  in- 
sofern es  in  unsern  Grundvertrag  niedergelegt  wird  zulässig  erscheint. 

Dieses  Argument  erinnert  uns  an  einen  Zug  aus  der  alten* 
Geschichte,  den  Sie  uns  erlauben  werden,  zu.citiren.  Warum,  fragte 
man  einen  griechischen  Gesetzgeber,  habt  ihr  in  euren  Gesetzen 
keine  Strafe  gegen  den  Vatermord  vorgesehen?  Weil  es  uns,  ant- 
wortete der  Gesetzgeber,  unmöglich  schien,  dass  sich  in  unserer  Re- 
publick  ein  Wesen  vorfände,  das  unnatürlich  genug  wäre,  demjenigen, 
der  ihm  das  Leben  gegeben,  nach  dem  Leben  zu  stellen. 

Wohlan,  meine  Herren,  wenn  bisanhin  unsere  Verfassung  nnd 
unsere  Gesetze  keine  auf  den  Fall  des  Herrn  Mermillod  anwendbare 
Strafe  vorsehrieben,  so  geschah  dies  eben,  weil  es  Niemanden  in 
den  Sinn  gekommen  war,  dass  ein  Schweizerbürger  sich  dieser  Eigen- 
schaft bedienen  könnte,  um  —  auf  unserm  Boden  selbst  —  als  Ver- 
treter einer  auswärtigen  Macht  ein  Attentat  auf  die  Achtung  nnd 
die  Würde  des  Vaterlandes  zu  begehen. 

Soll  dies  nun  aber  dess wegen  immer  so  bleiben?  Gewiss  nicht, 
Da  nun  einmal  so  ausnahmsweise  Fälle  vorkommen  können,  so 
mnss  man  auch,  um  ihnen  vorzubeugen  ausnahmsweise  Gegenmass- 
nahmen  ausdrücklich  vorschreiben. 

Aus  diesen  Gründen,  meine  Herreu,  beantragt  ^)  Ihnen  die  Com- 
missionsmehrheit,  die  ich  zu  vertreten  die  Ehre  habe,  der  vom  Na- 
tionalrath  in  seiner  Sitzung  vom  26.  dies,  über  diesen  Gegenstand 
gefassten  Schlussnahme  beizutreten  und  demnach  die  drei  Recurse 
als  unbegründet  abzuweisen. 

Bem,  den  30.  Juli  1878. 

Namens  der  Mehrheit  der  ständeräthlichen  Commission: 
Der  Berichterstatter:  Numa  Droe. 

1)  Vom  Stftnderath  angenommen  am  SO.  Juli  1878. 
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XIII. 

EHass  des  bischSfl.  Ordinariats  zu  Mainz  von  30.  October 
1875  an  die  hochw.  Geistlichlceit  des  Bisthums, 

betreffend  den  Beligionsunterricht  in  den  Volksschtden. 
(KirchL  Amtsblatt  für  die  Didcese  Mainz  Nr.  11.  Tom  10.  Nofember  1875.) 

In  Folge  des  neuen  Votksschalgesetzes  vom  16.  Juni  1874  ha- 
ben zwischen  dem  Qrossh.  Ministerium  des  Innern  und  uns  sowohl 
über  den  Lehrplan  als  auch  über  die  Ueberwachung  des  Religions- 
unterrichtes in  den  Volksschulen  Verhandlungen  stattgefunden,  deren 
Besultat  wir  Ihnen  nunmehr  mittheilen. 

A.  lieber  den  Uhrpian  fttr  den  katholischen  Religionsunterrieht  in  den 

Volksschulen 

sind  folgende  Bestimmungen  vereinhart. 

L  Lehrplan  für  die  einklassige  Schule. 

1.    Abtheilung  3,  (Kinder  von  6—8  Jahren). 

Einübung  der  für  diese  Altersklasse  nothwendigsten  Oebete. 
Eine  entsprechende  Anzahl  biblischer  Geschichten  aus  dem  alten  und 
neuen  Testamente  wird  in  kurzen  Umrissen  vorerzählt,  zum  Verständ- 
oiss  gebracht  und  daraus  werden  die  ersten  christlichen  Wahrheiten 
entwickelt.  Die  Kinder  von  7—8  Jahren  wiederholen  dieses  Pen- 
sum und  nehmen  dazu  das  Wesentliche  aus  dem  kleinen  DiOcesan- 
katechismus. 

2.   Ahtheilung  2 ,  (Kinder  von  8—10  Jahren). 

1.  Katechismus^  3  Stunden.  Die  Kinder  nehmen  aus  dem  gros- 
sen Katechismus  in  einem  Jahre  die  eine,  im  folgenden  Jahre  die 
andere  Hälfte;  jedoch  bleibt  der  Stoff  auf  die  unbezeichneten  Fragen 
«nd  Antworten  beschränkt  Mit  diesem  Unterrichte  werden  die  bi- 
blischen Geschichten  verbunden,  welche  zur  Grundlage  und  Veran- 
schaulichnng  desselben  zu  dienen  haben. 

2.  Biblische  Geschichte,  1  Stunde.  Zu  den  von  den  Kindern 
von  7—8  Jahren  durchzunehmenden  biblischen  Stoffen  kommen  für 
die  Kinder  von  8—10  Jahren  in  je  einem  Jahre  mindestens  10  wei- 
tere Geschichten  theils  aus  dem  alten,  theils  aus  dem  neuen  Testa- 
mente nach  Schuster's  biblischer  Geschichte.  Eine  entsprechende 
Wort-  und  Sacherkläning  ist  selbstverständlich. 
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3.    Abtheüang  1,  (Kinder  von  10— 14  Jahren). 

1.  K(Aech%smns.  Diese  Abtheüang  hat  in  jedem  Jahre  dasselbe 
Pensum,  wie  die  Kinder  von  8—10  Jahren,  nur  nehmen  sie  die  mit 
zwei  Sternchen  bezeichneten  Fragen  und  Antworten  hinzu. 

2.  Biblische  Geschichte.  Das  Pensum  der  vorhergehenden  Ab- 
t^eilnng  wird  in  jedem  Jahre  wiederholt  und  vervollständigt.  Aus- 
serclem  werden  in  jedem  Jahre  mindestens  zehn  weitere  Geschichten 
theils  ans  dem  alten,  theils  aus  dem  neuen  Testamente  nach  Schu- 
ster's  biblischer  Geschichte  behandelt. 

Anmerkung.  Es  ist  gestattet,  die  Kinder  von  13 — 14  Jahren 
in  einer  besonderen  wöchentlichen  Zusatzstunde'  ausserhalb  der  ge- 
wöhnlichen Schulzeit  zu  unterrichten ,  im  Falle  der  Lehrer  diese 
Stunde  freiwillig  übernimmt  oder  der  Geistliche  sie  ertheilt.  Alsdann 
sind  für  die  Kinder  von  8—14  Jahren  statt  2  wöchentlich  3  Stun- 
den biblische  Geschichte  zu  geben,  von  denen  die  eine  stets  getrennt 
von  den  für  die  Kiiidefr  von  6—8  Jahren  bestimmten  zu  ertheilen  ist. 

IL    Lehrplan  für  die  zweHdassige  Schule. 

1.  Klasse  n,  Abtheilung  3  und  2,  (Kinder  von  6—8  Jahren). 

Dasselbe,  wie  die  Kinder  desselben  Alters  in  der  einklassigen 
Schule. 

Abtheilung  1,  (Kinder  von  8 — 10  Jahren). 

1.  Katechismus^  3  Stunden.  Dasselbe,  wie  die  Kinder  desselben 
Alters  in  der  einUassigen  Schule. 

2.  Biblisehe  Geschichte,  1  Stunde.  Dasselbe,  wie  die  Kinder 
desselben  Altern  in  der  einUassigen  Schule. 

2.  Klasse  I,  (Kinder  von  10—14  Jahren). 

1.  Katechismus^  3  Stunden.  Dasselbe  wie  die  Kinder  desselben 
Alters  in  der  einklassigen  Schule.  Dazu  Erklärung  einzelner  Kir- 
chenlieder. 

2.  Biblische  Geschichte,  1  Stunde.  Gleichfalls  dasselbe.  Es  ist 
aber  bei  der  Erklärung  auf  die  nothwendigste  biblische  Geographie 
und  Archäologie  fiücksicht  zu  nehmen. 

IIL  Lehrplan  für  die  dreiUassige  Schule. 

1.  Klasse  III,  (Kinder  von  6—9  Jahren). 
1.  Katechismus,  3  Stunden.  Der  kleine  Katechismus  wird  in 
jedem  Jahre  behandelt.  Der  Stoff  bleibt  jedoch  beschränkt  auf  die 
unbezeichneten  Fragen  und  Antworten.  Die  biblischen  Geschichten, 
welche  zur  Grundlage  und  Veranschaulichung  dieses  Unterrichts 
dienen  sollen,  werden  mitbehandelt  Die  Kinder  von  8 — ^9  Jahren 
erhalten  ausserdem  noch  speciellen  Beichtunterricht. 
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2.  Büiische  Oesehichie^  1  Stunde.  Es  werden  in  jedem  Jahfe 
mindestens  12  biblische  Geschichten  theils  ans  dei9  alten ,  tbeils 
ans  dem  nenen  Testaroente  durchgenommen  und  jedes  Jahr  wieder- 
bdt.  Dazu  benutzen  die  Kinder  von  8— -9  Jahren  die  biblische 
Geschichte  von  Schuster. 

2.  Klasse  11,  (Kinder  von  9 — 11  Jahren). 

1.  Katechismus^  3  Stunden  wöchentlich.  Aus  dem  grossen  Kate- 
chismus in  einem  Jahre  die  erste  Hälfte,  im  folgenden  Jahre  die  an- 
dere Hälfte.  Bei  den  Kindern  von  9—10  Jahren  beschränkt  sich 
der  Stoff  auf  die  unbezeichneten  Fragen  und  Antworten.  Die  zu 
diesem  Unterrichte  nothwendigen  biblischen  Oeschichten  werden  je- 
desmal mitbehändelt 

2.  Biblische  GeschicJUe.  Im  Anschluss  an  das  Pensum  dßr 
Toraasgehenden  Klasse  werden  jedes  Jahr  zwOlf  weitere  biblische 
Geschichten  theils  aus  dem  alten,  theils  ans  dem  neuen  Testamente 
durchgenommen.  Es  ist  dabei  auf  den  geschichtlichen  Zusammen- 
hang zu  sehen,  die  nothwendige  Wort-  und  Sacherklärung  zu  geben. 

3.  Klasse  I,  (Kinder  von  11—14  Jahren). 

1.  Katechismus^  3  Stunden  w(k;hentlich.  Dasselbe,  wie  die 
Toraosgehende  Klasse  mit  Hinzufagung  der  mit  Sternchen  bezeich- 
oetea  Fragen  und  Antworten  des  grossen  Katechismus.  Dazu  Er- 
klärung einzelner  Kirchenlieder. 

2.  Biblische  Geschichte.  Dieselbe  erweitert  sich  in  jedem  Jahre 
om  12  biblische  Geschichten  und  ist  dabei  auf  eine  speciellere  Er- 
Uäning  insbesondere  mit  Rficksicht  auf  die  biblische  Geographie, 
Archäologie  u.  s.  w.  zu  sehen. 

IV.  Lehrplan  für  die  vierJUassige  Schule. 

1.  Klasse  IV,  (Kinder  von  6—8  Jahren). 
Diese  Kinder  haben  im  kleinen  Katechismus  und  in  der  bibli- 
schen Geschichte  dasselbe  Pensum,  wie  die  Kinder  desselben  Alters 
in  der  dreiklassigen  Schule. 

2.  .Klasse  III,  (Kinder  von  8—10  Jahren). 

3.  Klasse  II,  (Kinder  von  10—12  Jahren). 

4.  Klasse  I,  (Kinder  von  12 — 14  Jahren). 

In  allen  diesen  Klassen  entspricht  der  Unterricht  im  Katechis- 
iBQs,  in  der  biblischen  Geschichte  u.  s.  w.  demjenigen  der  Kinder 
gleichen  Alters  der  dreiklassigen  Schule. 

Allgemeine  Bestimmungen. 
§.  1.  Ab  leitender  Grundsatz  ist  durchweg  festzuhalten,  dasft 
die  rdigiOse  Bildung  der  Jugend  nicht  ausschliesslich  die  Au^be 
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des  Beligionsanterricbtes  ist ,  dass  vielmehr  der  gesaromte  Scbulnn- 
tenicht  und  die  gesammte  Scholerziehang  bestimmt  sind,  dem  Zweeke 
religiös  aittlicber  Bildung  zu  dienen  (s.  Art.  1.  des  Schulgesetzes). 
Es  soll  darum  jeder  Schultag  mit  Gebet  begonnen  und  in  der  Re- 
gel mit  solchem  oder  mit  Absingung  eines  geistlichen  Liederrerses 
geschlossen  werden. 

§.  2.  Ueber  die  Vertheilung  des  Religionsunterrichtes  zwischen 
dem  Qeistlichen  und  dem  Lehrer  bleibt  Bestimmung  vorbehalten. 

Vorstehender  Lehrplan  ist  durch  das  Grossherzoglicbe  Mini- 
sterium gleichfalls  den  Schulvorstäuden  und  Lehrern  zur  Nachach- 
tung zugestellt  worden. 

Durch  die  neue  Schulgesetzgebung  ist  in  unseren  Volksschulen 
die  Zahl  der  wöchentlichen  Religionsstuuden  auf  vier  reducirt  wor- 
den; nur  in  den  einklassigen  Schulen  wird  noch,  me  Sie  aus  dem 
Lehrplan  entnehmen  können ,  eine  weitere  obligatorische ,  in  den 
Schulplan  aufzunehmende  Stunde  gestattet.  Unser  Antrag  auf  Be- 
lassung der  bisherigen  Unterrichtszeit  bezüglich  des  Religionsunter- 
richtes blieb  ohne  Erfolg.  Dadurch  sahen  wir  uns  genöthigt,  die 
bisherige  Ordnung  der  Lehrstunden  für  den  Religionsunterricht  in 
der  Art  zu  beschränken,  wie  es  in  dem  Lehrplan  geschehen  ist 

Die  Vertheilung  der  wöchentlichen  Religionsstunden  zwischen 
dem  Geistlichen  und  Lehrer  kann  in  der  bisher  üblichen  Weise  bis 
auf  Weiteres  geschehen,  so  dass  der  Geistliche  in  jeder  einzelnen 
Schule  des  Pfarrortes  möglichst  zwei  Religionsstunden  übernimmt, 
in  den  Filialorten  dagegen  wenigstens  eine  Stunde ;  die  übrigen  Stun- 
den übernimmt  der  Lehrer. 

In  Berücksichtigung  dessen,  dass  die  Zahl  der  Katechisrous- 
stunden  durch  das  neue  Gesetz  wöchentlich  um  eine  Stunde  vermin- 
dert ist  und  dass  viele  Confessionsschulen  in  gemeinsame  Schulen 
verwandelt  worden  sind,  haben  wir  in  dem  obigen  Lehrplan  die 
Fragen  im  Katechismus  mit  einem  Sternchen  auch  für  die  obere 
Abtheilung  nicht  mehr  als  obligatorisch  aufgeführt ;  erwarten  aber, 
dass  sowohl  diese  Fragen,  wie  auch  die  mit  einem  Kreuz  bezeich- 
neten und  die  Nutzanwendungen  von  den  Katecheten  zur  Erklärung 
bei  dem  Unterrichte  stets  Berücksichtigung  finden  werden. 

Bei  einer  neuen  Auflage  des  Katechismus  wird  der  Inhalt, 
welcher  auswendig  gelernt  werden  muss,  auch  durch  verschiedenen 
Druck  hervorgehoben  werden,  so  dass  die  Gesetze,  welche  bis  jetzt 
mit  einem  Sternchen  und  mit  einem  Kreuze  bezeichnet  sind,  gar 
keine  Bezeichnung  erhalten,  sondern  nur  mit  kleinern  Lettern  ge- 
druckt werden.    Auch  beabsichtigen  wir  im  Texte  Udne  Ver&nder- 
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nngeD  vorzuDehmen,  insoweit  sie  das  Verständniss  und  dos  Aoswen- 
diglernen  erleichtern. 

Wir  erwarten  mit  vollem  Vertrauen,  dass  die  Herren  Oeist- 
liehen  sieb  bemuhen  werden,  sowohl  den  Ausfall  in  der  Stundenzahl 
des  Religionsunterrichtes  durch  erhöhten  Eifer  zu  ersetzen,  als  auch 
die  vielen  Schwierigkeiten,  welche  sich  demselben  in  der  gegenwär- 
tigen Zeit  entgegenstellen,  zu  Aberwinden. 

Namentlich  machen  wir  darauf  aufmerksam,  wie  äberaus  wich- 
tig es  ist,  dass  bei  dem  Unterricht  über  die  einzelnen  Theile  der 
innere  Zusammenhang  des  Katechismus  und  dio  Eintheilung  des- 
selben nicht  aus  dem  Auge  gelassen  werden.  Der  Katechet  muss 
Tielmehr  jede  Gelegenheit  benätzen ,  dem  Kinde  diesen  Zusammen- 
hang, den  Faden,  welcher  sich  durch  den  ganzen  Katechismus  zieht, 
die  Verbindnngsfragen,  welche  von  dem  einen  zum  anderen  Abschnitt 
hinüberfuhren  und  welche  so  geeignet  sind,  auch  den  Orund  der 
Eintheilung  und  der  Aufeinanderfolge  der  einzelnen  Gegenstände  klar 
zu  machen,  immer  wieder  hervorzuheben  und  bleibend  und  tief  ein- 
xnprägen.  Wenn  das  Kind  die  Eintheilung  des  Katechismus  und 
die  Beihenfolge  der  Theile  desselben  in  ihrem  inneren  Zusammen- 
hange sicher  weiss,  wenn  es  ihm  zugleich  vollkommen  klar  gewor- 
den ist,  warum  der  Katechismns  diese  Eintheilung  hat ,  warum  und 
wie  sachgemäss  die  Theile,  sowohl  die  Hauptstüeke  selbst,  wie  die 
Abschnitte  innerhalb  der  Hauptstücke  aufeinander  folgen,  was  in  den 
Uebergangsfragen  im  Katechismus  so  scharf  und  richtig  hervorge- 
hoben ist,  so  ist  das  der  beste  Stützpunkt  f^r  das  Behalten  aller 
anderen  Gesetze,  weil  dadurch  im  Gedächtniss  der  Kinder  Alles  in 
Verbindung  steht  Darum  ist  es  auch  ein  grosser  Fehler,  wenn  der 
Katechet  die  Worterklärung  zu  weit  treibt,  für  an  sich  klare  und 
einfache  Worte  weitläufige  Erklärung  verlangt ,  mehr  auf  Worter- 
klämng,  als  auf  Erklärung  der  grossen  und  tiefen  Wahrheiten,  die 
in  den  Gesetzen  liegen.  Gewicht  legt  und  so  nicht  nur  den  Zusam- 
menhang des  gan^n  Katechismus ,  sondern  selbst  den  Zusammen- 
hang der  einzelnen  Abschnitte  aus  dem  Auge  verliert,  so  dass  nur 
disjecta  membra  in\  Geiste  des  Kindes  zurück  bleiben. 

Bei  aller  Erklärung  des  Katechismus  muss  aber  vor  allem  das 
Ziel,  die  Erwärmung  des  Herzens  der  Kinder  zur  Liebe  des  gött- 
lichen Heilandes,  zur  Liebe  seiner  Kirche,  seiner  Lehre,  seiner  Ge- 
bote immer  und  immer  dem  Katecheten  vor  Augen  schweben ,  da- 
mit so  das  Kind  zu  einer  heiligen  Begeisterung  fflr  die  beseligen- 
den Wahrheiten  seiner  Religion  und  alles  Gute  und  zum  Abscheu 
gegen  sDes  BOse  angeregt  werde.    Diese  Anregung  hängt  aber  ganz 
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von  der  Wärme  und  der  Begeisterung  des  eigenen  Herzens  des  Ka- 
techeten ab.  Die  erwähnten  Nutzanwendungen  geben  dabei  höchst 
praktisch  die  Richtung  an,  in  welcher  diese  Anregung  bei  den  ein- 
zelnen Lehrern  sachgemäss  zu  erfolgen  hat. 

B.   Ueber  die  Ueberwachung  des  Religionsunterrichtes  in  den  Volks- 
schulen 

hat  Grossberzogliches  Ministerium  des  Innern  folgende  Vorschriften 
erlassen : 

»In  Ausffihrung  der  im  Art.  68.  des  Gesetzes  vom  16.  Juni 
1874,  das  Volksschulwesen  im  Orossherzogthum  betr.,  hinsichtlich 
der  Ueberwachung  des  Beligionsunterrichts  in  den  Volksschiden  und 
der  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  in  solchen  durch  die  Geist- 
lichen enthaltenen  Bestimmungen  werden  hiermit  die  nachstehenden 
Vorschriften  erlassen: 

I.  Zur  Ausübung  des  den  Geistlichen  als  solchen  und  fa^e- 
hungsweise  den  oberen  kirchlichen  Behörden  durch  das  Gesetz  zu- 
gewiesenen Mitaufsichtsrechts  über  den  Religionsunterricht  in  den 
Volksschulen  sind  beiugt: 

1)  der  im  betreffenden  Schulvorstande  befindliche  oder  mit  unserer 
Genehmigung  hiermit  besonders  beauftragte  Geistliche, 

2)  die  betreflieuden  oberen  (und  obersten)  kirchlichen  Behörden. 
Andere  Geistliche  als  die  oben  genannten  können  eine  Ueber- 
wachung des  Religionsunterrichts  in  den  Volksschulen  nicht  in  An- 
spruch nehmen  oder  ausüben. 

II.  In  Ausübung  des  unter  I.  bemerkten  Mitaufsichtsrechts 
über  den  Religi(msunterricht  in  den  Volksschulen  kann  der  im  be- 
treffenden Schulvorstande  befindliche  oder  der  mit  unserer  Geneh- 
migung mit  dieser  Aufsicht  besonders  betraute  Geistliche,  sowie  die 
betreffende  obere  (oberste)  kirchliche  Behörde  ohne  vorherige  An- 
frage oder  Mittheilung  bei  der  Schulbehörde  während  der  im  ge- 
nehmigten Stundenplane  for  den  Religionsunterricht  vorgesehenen 
Stunden  die  Schule  besuchen  und  sich  durch  Beiwohnung  bei  dem 
Religionsunterricht,  Prüfung  der  Kinder;  von  dem  Stande  des  Reli- 
gionsunterrichts verlässigen. 

*-  Wünscht  die  betreffende  obere  (oberste)  kirchliche  Behörde 
eine  Prüfung  einer  Schule  oder  Schulklasse  hinsichtlich  des  Reli- 
gionsunterrichts ausserhalb  der  für  den  Religionsunterricht  im  ge- 
nehmigten Stundenplan  vorgesehenen  Zeit  vorzunehmen,  so  hat  sich 
dieselbe  wegen  Anberaumung  dieser  Prüfung  mit  der  betreffenden 
Kreisschulcommission  in  Benehmen  zu  setzen,  und  haben  die  Kreis- 
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sehnlcommissioiieQ  begrfindet^  dessfallsig^n  WOnscheii  der  oberen 
kirchlichen  Behörden  zu  entsprechen. 

III.  Pindet  der  betreffende  Geistliche  oder  die  betreffende  obere 
kbrchliche  Behörde  in  Ausübung  des  Mitaufsichtsrechts  über  den  Be- 
ligionsuuterricht  in  den  Volksschulen  hinsichtlich  der  Ertheilnng 
dieses  Unterrichts  in  einer  Schule  oder  Schulklasse  einer  Gemeinde 
Anstände  und  lassen  sich  diese  Anstände  nicht  kurzer  Hand  im  Etn- 
?ernebroen  mit  dem  betreffenden  Lehrer  oder  Schulvorstande  erle- 
digen oder  sind  die  Anstände  erheblicherer  Art  oder  werden  beson- 
dere  Anordnungen  gewünscht ,  dann  hat  sich  die  betreffende  obere 
kirchliche  Behörde  mit  der  betreffenden  Kreisschulcommisson  in  Be- 
nehmen zu  setzen  oder  ist  sich  nach  Lage  der  Sache  TOn  der  be* 
trefienden  obersten  kirchlichen  Behörde  an  die  Ministmalabtheilung 
für  Schulangelegenheiten  zu  wenden.  Dies  gilt  insbesondere  auch, 
wenn  die  dienstliche  Wirksamkeit  des  betreffenden  Lehrers  als  Be- 
ligionslehrer  zu  Klagen  Aulass  gibt  und  Vorstellungen  nicht  zum 
Ziele  führen,  indem  dem  betreffenden  Geistlieben  und  beziehungs- 
weise den  oberen  (obersten)  kirchlichen  Behörden  ein  Becht  der  Ver- 
w^rtheilung,  überhaupt  eine  Straf  befugniss  gegen  den  Lehrer  als 
Beligionslehrer  nicht  zusteht. 

IV.  Diejenigen  in  dem  Lehrplane  vorgesehenen  Beligionsstun- 
den,  welche  der  Geistliche  in  der  Gemeinde  in  der  Schule,  bezieh- 
ungsweise den  einzelnen  Schulklassen,  zu  übernehmen  bereit  ist,  be- 
ziehungsweise auf  Grund*  eines  zwischen  der  betreffenden  oberen 
(obersten)  Schul-  und  Eirchenbehörde  getroffenen  Vereinbarung  über- 
nehmen soll,  sind  in  den  den  Kreisschulconmoissionen  von  den  Schul- 
verständen zur  Genehmigung  einzusendenden  Stundenidänen  genau 
zu  bezeichnen,  auch  ist  hierbei,  wenn  mehrere  Geistliehe  (oder  Hilfs- 
geistliche) derselben  Ck)afession  in  der  Gemeinde  fnngiren,  der  Name 
des  Geistlichen,  welcher  die  betreffenden  Beligionsstunden  zu  geben 
ttereit  ist,  beziehungsweise  übernehmen  soll,  genau  anzugeben. 

Die  nach  Massgabe  des  genehmigten  Stundenplans  und  bezieh- 
ungsweise auf  Grund  der  zwischen  den  betreffenden  oberen  (obersten) 
Schal-  und  Kirchenbehörden  getroffenen  Vejeinbsirung  von  dem  be- 
treffenden Geistlichen  zu  übernehmenden  Beligionstunden  müssen  von 
demselben  pünktlich  gehalten  und  müssen  hierbei  die  Bestimmungen 
des  nach  Benehmen  mit  den  betreffenden  obersten  kirchlichen  Be- 
hörden von  uns  erlassenen  Lehrplans  für  den  betreffenden  fieligions- 
Unterricht  in  den  Volksschulen  genau  beachtet  weisen. 

Ohne  Genehmigung  der  betreffenden  Kreissdiulcommission  ist 
der  betreffende  Gastliche   nicht   befugt,    sich  in  Brtheilung  der 
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Beligionsstunden  durch    einen    anderen    Geistlichen    vertreten    zu 
lassen. 

y.  In  Aosflofis  der  sdlgemeinen  staatlichen  Schulanfsicbt ,  die 
den  gesammten  Unterricht  in  der  Volksschule  umfasst,  steht  selbst- 
versiAndlieh  auch  den  staatlichen  Schulbehörden  das  Becht  zu,  den 
Beligionsunterriclit  in  der  Volksschule  zu  überwachen,  demgemäss 
insbesondere  auch  von  dem  von  dem  betreffenden  Geistlichen  in  der 
Volksschule  ertheilt  werdenden  Religionsunterricht  Eenntniss  zu  neh- 
men und  zu  diesem  Behufe  diesem  Unterrichte  beizuwohnen.  Nor 
haben  sich  die  Ereisschulcommissionen  bei  Ausübung  dieses  Aof- 
Sichtsrechts  einer  Einwirkung  auf  den  sachlichen  Inhalt  des  von  dem 
betreffenden  Geistlichen  ertheilt  werdenden  Religionsunterrichts  so 
enthalten  und  ihr,  Augenmerk  vorzugsweise  darauf  zu  richten ,  dass 
der  Unterricht  pünktlich  zur  festgesetzten  Zeit  nach  Massgabe  des 
vorgeschriebenen  Lelirplans  ertheilt  wird  und  dass  der  von  dem  betref- 
fenden Gastlichen  ertheilt  werdende  Religionsunterricht  nichts  ent- 
hält, was  den  bürgerlichen  oder  staatsbürgerlichen  Pflichten  zuwi- 
derläuft. 

Findet  eine  Kreisschulcommission  bei  dem  von  dem  Geist- 
lichen ertheilt  werdenden  Religionsunterricht  Anstände  und  las- 
sen sicli  diese  Anstände  nicht  kurzer  Hand  durch  Benehmen  der 
Kreisschulcommission  mit  dem  betreffenden  Geistlichen  beseitigen 
oder  sind  die  Anstände  erheblicherer  Art,  so  hat  sich,  —  falls  nicht 
nach  Lage  der  Sache  eine  sofortige  Berichterstattung  an  die  Miui- 
sterialabtheilung  för  Schulangelegenheiten  geboten  erscheint,  —  die 
betreffende  Kreisschulcommission  mit  der  betreffenden  oberen  kirch- 
lichen Behörde  in  Benehmen  zu  setzen,  um  thunlichst  im  Einver- 
nehmen mit  derselben  wegen  Beseitigung  der  Anstände  das  Nöthige 
zu  beschliessen.  Lässt  sich  ein  Einvernehmen  nicht  erzielen,  so  ist 
von  der  betreffenden  Kreisschulcommisson  der  Ministerialabtheilung 
für  Schulangelegenheiten  Vorlage  zu  machen. 

Darmstadl^  den  14.  September  1875.C 

Es  versteht  sich  nun  von  selbst,  dass  die  Kirche  die  Princi- 
pien,  auf  denen  die  moderne  Schulgesetzgebung  beruht,  nicht  aner- 
kennen kann.  Es  kömmt  daher  im  Allgemeinen,  wie  auch  bei  den 
eben  mitgetheilten  Vorschriften  darauf  an ,  in  wie  weit  die  Oeisi^ 
liehen  ohne  VerleUung  der  OrundsäUte  der  Kirche  bei  der  prak^ 
tischen  Ausführung  derselben  mitwirken  kömien. 

In  dieser  Hinsicht  bemerken  wir  Folgendes: 

Der  Pfarrer  ist  der  von  der  Kirche  bestellte  Religionslehrer  in 
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seiner  Pfiurrei.  Er  hat  nicht  nur  als  Mitglied  des  Soholvorstandes 
ein  Aufiichtsrecht  über  den  Beligionsunterricbt  in  der  Schale  y  son- 
dern er  ist  nach  katholischen  Grundsätzen  der  von  der  Kirche  nach 
der  Anordnung  Christi  bestellte  Rdigionslebrer  seiner  Oemeiade ;  er 
bat  also  nicht  nur  neben  den  Staatsbehörden  ein  Mitanfsichtarecbt 
aber  den  Religionsunterricht,  sondern  ihm  gebührt  unter  seinem  Bi* 
scbofe  das  auschliessliche  Auüsichtsrecht  über  densdben.  Dieses  auf 
der  göttlichen  Stiftung  der  Kirche  beruhende  Recht  hat  unter  Nr.  I, 
11,  III.  der  obigen  »Vorschriften €  bezüglich  der  Volksschule  nur  eine 
sehr  verkümmerte  Anerkennung  gefunden. 

Dennoch  bieten  die  Rechte,  welche  dem  Geistlichen  hier  we- 
nigstens praktisch  durch  das  Gesetz  eingeräumt  werden,  in  angem^es** 
sener  Weise  geübt,  immerhin  noch  die  Möglichkeit,  den  Religions«- 
anterricbt  einigermassen  zu  überwachen  und  zu  leiten.  Nammitlich 
steht  hiernach  auch  der  Religionsunterricht  des  Lehrers  gesetzUeh 
uDter  der  Aufsicht  des  Pfarrers,  so  dass  er  dessen  Religionsstunden 
besachen  und  sich  durch  Prüfung  der  Kinder  von  dem  Stande  des 
Beligionsunterrichtes  verlässigen  kaniu  Auch  hat  er  das  Recht,  wenn 
er  bei  solchen  Gelegenheiten  Anstände  findet  und  diese  sich  nicht 
kurzer  Hand  im  Einvernehmen  mit  dem  betreffenden  Lehrer  erledi- 
gen lassen ,  ihre  Beseitigung  bei  den  höheren  Behörden  zu  beantra- 
gen. Von  diesem  Rechte  werden  die  Herren  Pfarrer  stets  in  liebe- 
voller,  aber  auch  wirksamer  Weise  Gebrauch  machen.  Namentlich 
haben  si^  also  auch  das  Recht,  darauf  zu  bestehen,  dass  die  Lehrer 
sich  bei  dem  Religionsunterrichte  an  den  oben  mitgetheilten  Plan 
und  an  den  for  jedes  Jahr  vorgeschriebenen  Stoff  halten.  Der  öfters 
noch  vorkommende  Gebranch,  dass  Lehrer  und  Geistliche  zwar  das 
f&r  das  Jahr  vorgeschriebene  Hauptstück  vornehmen,  im  üebrigen 
aber  sich  im  Unterrichte  nicht  um  einander  bekümmern ,  sonderen 
weit  von  einander  stehen,  ist  ein  grosser  Uebelstand,  der  in  der  Re- 
gel durch  freundliches  Benehmen  und  gegenseitiges  Besprechen  leicht 
beseitigt  werden  könnte. 

Ueber  Nr.  IV.  der  »Vorschrift«  haben  wir  uns  am  29.  Juli 
L  J.,  als  sie  uns  zur  gutachtlichen  Aeusserung  von  Grossherzoglichem 
Ministerium  zugestellt  waren,  so  ausgesprochen:  »Auch  haben  wir 
nichts  dagegen ,  dass  die  Religionsstunden  des  Geistlichen  mit  An^ 
gäbe  seines  Namens  in  den  allgemeinen  Schullehrerplan  eingeführt 
werden.  Dass  jedoch  der  betreffende  geistliche  Religionslehrer  sich^ 
wenn  er  einmal  durch  Krankheit  oder  unabweisbare  Amtsgeschäfte 
fär  kurze  Zeit  verhindert  sein  sollte ,  nicht  ohne  Genehmigung  der 
Kreisschulcommission  durch  einen  seiner  Mitgeistlichen  dürfe  verke- 
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ton  lassen,  diese  Beschr&nkang  möchte  in  der  Praxis  kaum  dorch- 
znffthren  sein.c  Leider  bat  diese  so  wobl  begründete  Bemerkung 
keine  Berücksiehtigung  gefunden«  Jene  Bestimmung  steht  nicht  nur 
mit  den  Bechten  des  Pfarrers  in  Widerspruch,  sondern  auch  häufig 
mit  den  Pflichten,  weiche  der  Priester  als  Seelsorger  hat.  Wo  da- 
her Collisionen  mit  unaufschiebbaren  geistlichen  Functionen  vorkom- 
men, z.  B.  bei  Erankenprovisionen ,  müssen  selbstverständlich  diese 
der  Abhaltung  des  Beligionsunterrichtes  vorgehen.  Im  Uebrigen 
werden  die  Qeistllcheu,  auth  ohne  unsere  Bemerkung,  die  ihnen  an- 
gewiesenen Religionsstunden  gewiss  pünküich  halten. 

Am  Bedenklichsten  ist  Nr.  Y.  der  »Vor8chrift.€  Hierfiber  ha- 
ben wir  uns  früher  dem  Grossherzoglichen  Ministerium  gegenüber  ao 
geäussert :  »Was  femer  die  Bestimmung  betrifft,  dass  auch  der  Ton 
den  Geistlichen  ertheilt  werdende  Beligionsunterricht  der  allgemei- 
nen Schulaufticht  der  staatlichen  Behörde  unterliegen  soll,  so  dass 
dieselbe  jeder  Zeit  befugt  seien,  diesem  Unterrichte  beizuwohnen ;  so 
ist  dieselbe  dem  oben  erwähnten  Princip  der  katholischen  Kirche 
gegenüber  äusserst  bedenklicher  Natur.  Befänden  sich  in  den  staat- 
lichen Schulbehörden  auch  katholische  Geistliche  und  wären  diese  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  Bischöfe  mit  dieser  Aufsicht  betraut,  so 
wäre  die  Sachlage  eine  andere.  Allein  die  üeberwachung  des  Lehr- 
amtes unserer  GeisUichen  durch  Laien  ist  ganz  und  gar  der  L^re 
unserer  Kirche  entgegen.  Dazu  kommt  noch,  dass  im  Grossherzog- 
thum  I(essen  die  Katholiken  die  Minderzahl  bilden  und  darum  in 
den  Schulbehörden  durch  katholische  Männer  in  äusserst  geringer 
Zahl  vertreten  sind.  Es  würde  desswegen  grösstentheils  der  Fall  ein- 
treten, dass  evangelische  Schulinspectoren,  sogar  irühere  evangelische 
Geistiichen  in  den  Religionsstunden  kathplischer  Geistlichen  erschei- 
nen, um  sie  in  ihrem  Unterrichte  zu  überwachen.  Diiss  würde  aber 
in  jeder  Gemeinde  unter  Eltern,  Kindern  und  Geistiichen  das  grOeste 
AufiMhen  erregen  und  eine  Missstimmung  hervorrufen,  welche  dem 
Gesammtunterrichte  nur  nachtheilig  sein  könnte.€ 

In  Folge  dieser  Bemerkung  hat  Grossherzogliches  Ministerium 
in  Nr.  V.  obiger  »Vorschriftenc  den  Satz  aufgenommen,  »dass  die 
Kreisschnlcommissionen  bei  Ausübung  dieses  Aufsichtsrechtes  einer 
JBmtoirkung  auf  den  sachlichen  InhaU  des  von  dem  härmenden  Cfeist-- 
lieken  ertheiU  werdenden  BeligiMSunterriehtes  sich  au  enthalten  und 
ihr  Augenmerk  vorzugsweise  darauf  zu  richten  haben^  dass  der  Un- 
teiMcht  pünktlich  zur  festgesetzten  Zeit  nach  Massgabe  des  viurge- 
schriebenen  Lehrplaäs  ertheilt  wird  und  dass  der  von  dem  betreffea* 
den  Geistlichen  ertheilt  werdende  Beligionsunterricht  nichts  enthält^ 
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was  den  bürgerlichen  oder  staatsbürgerlichen  Pflichten  zuwider- 
läuft.« Da  nun  aber  selbstverständlich  der  katholische  Religionsun- 
terricbt,  wenn  er  im  Geiste  der  Kirche  ertheilt  wird,  nie  etwas  ent- 
hält, was  »den  bürgerlichen  oder  staatsbürgerlichen  Pflichten  zuwi- 
derläuft,« so  reducirt  sich  das  der  Ereisschulcommission  in  obiger 
Verfügung  zugesprochene  Aufsichtsrecht  vorzugsweise  darauf,  davon 
Kenotniss  zu  nehmen,  ob  der  Religionsunterricht  zur  festgesetzten 
Zeit  ertheilt  werde.  Qeberdies  wurde  uns  vom  Grossherzoglichen 
Ministerium  durch  Kescript  vom  11.  v.  M.  bemerkt:  >den  Kreis- 
schulcommissionen  wird  durch  unsere  Ministerialabtheilung  für  Schul- 
angelegenheiten  noch  besonders  empfohlen  werden,  das  ihnen  nach 
Nr.  y.  zustehende  Aufsichtsrecht  über  den  von  den  Geistlichen  er- 
theilt werdenden  Religionsunterricht  stets  in  rücksichtsvoller  und  der 
Stellang  der  Geistlichen  entsprechenden  Weise  auszuüben.«  Auch  in 
dieser  milderen  Form  entspricht  diese  Bestimmung  der  Würde  und 
der  Stellung  des  Pfairers,  welcher  von  der  Kirche  als  der  oberste 
Beligrionslehrer  seiner  Gemeinde  aufgestellt  ist,  um  so  wenige,  als 
sie  ein  Misstrauen  ausspricht,  zu  dem  die  Priester  keine  Veranlas- 
sung gegeben  haben.  In  wie  weit  aber  der  Geistliche  im  Interesse 
des  SeelßfiJieiles  der  Kinder  und  zu  Verhütung  eines  grösseren  He- 
bels sich  die  Aufsicht  gefallen  lassen  kann,  wird  davon  abhängen, 
ob  sie  sich  innerhalb  der  bezeichneten  Schranken  hält  und  in 
einer  so  rücksichtsvollen  Weise  geübt  wird,  wie  es  der  Stellung  der 
Geistlichen  entspricht.  Wo  dieses  nicht  der  Fall  wäre  oder  wo  gar 
eine  Einmischung  in  das  Sachliche  des  Religionsunterrichtes  versucht 
werden  sollte,  ist  im  einzelnen  Falle  Bericht  an  uns  zu  erstatten. 

Schliesslich  ermahnen  wir  die  Hochwürdigen  Herrn  Pfarrer, 
sich  mit  dem  neuen  Schulgesetz^  genau  bekannt  zu  machen,  die  ihnen 
durch  dasselbe  eingeräumte  Befugnisse ,  namentlich  auch  als  Mit- 
glieder des  Ortsschulvorstandes,  wirksam  zu  gebrauchen  und  uns  in 
Men  deren  Kenntniss  von  Wichtigkeit  ist  oder  welche  Verhand- 
langen mit  den  Schulbehörden  erfordern ,  sachgemässe  und  genaue 
Mittheilung  zu  machen. 

Dr.  Heinrich. 
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XIV. 

Erlass  des  bischbflichen  Ordinariats  in  Rottenburg  in  Betreff 

des  deutschen  Reichs-Civileliegesetzes. 

1.    An  die  hochto.  Pfarrämter  und  Pfarrcuratien  unserer  Diocese. 

Da  mit  dem  1.  Januar  1876  das  Reichsgesetz  vom  6.  Februar 
1875,  betreffend  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  der  Form 
der  Eheschliessung,  auch  in  unserem  Lande  in  Wirksamkeit  tritt 
(«.  Regierungsblatt  v.  31.  Aug.  1875  Nr*  30),  so  sehen  wir  uns  ver- 
anlasst, unserer  hochwürdigen  Geistlichkeit  nachstehende  Weisungen 
zu  ertheilen. 

1.  Die  Seelsorgegeistlichen  werden  gegenüber  dem  Gesetze,  ver- 
möge dessen  zwei  Personen  in  bürgerlichen  Verhältnissen  als  Ehe- 
leute gelten,  wenn  sie  den  Willen  zur  Eheschliessung  vor  dem  dazu 
bestellten  Givilstandsbeamten  erklärt  haben,  die  Gläubigen  in  Pre- 
digten, Christenlehren  und  Privatunterweisungen  mit  aller  Sorg^falt 
und  allem  Nachdrucke  darüber  belehren ,  dass  unter  katholischen 
Christen  die  Ehe  vom  Sacramente  nicht  getrennt  werden  könne,  dass 
aber  die  eheliche  Verbindung  von  Mann  und  Frau  nur  dann  den 
sacramentalen  Charakter  erhalte,  wenn  sie  nach  der  von  der  Kirche 
vorgeschriebenen  Form  geschlossen  wird.  Die  auf  dem  Concil  von 
Trient  diessfalls  gegebene  Vorschrift  aber  verlangt,  dass  zwei  Per- 
sonen, welche,  nachdem  zwischen  ihnen  ein  Ehehinderniss  nicht  be- 
funden oder  soweit  erforderlich  gehoben  worden*  ist ,  miteinander  in 
die  Ehe  treten  wollen ,  diesen  ihren  Willen  nach  vorausgegangener 
dreimaliger  kirchlicher  Proclamation  vor  ihrem  rechtmässigen  Pfar- 
rer und  vor  zwei  oder  drei  Zeugen  unzweideutig  aussprechen. 

2.  Jede  andere  Form  der  Eheschliessung  macht  die  Brautleute 
nicht  zu  wahren  christlichen  Eheleuten  und  führt  sie  desshalb  nicht 
zur  Theilnahme  an  dem  von  Christus  dem  Herrn  in  der  Kirche  ein* 
gesetzten  Ehesacrament  und  den  damit  verbundenen  Gnaden;  viel- 
mehr muss  jedes  Zusammenleben  von  Mann  und  Weib  in  der  Weise 
von  Eheleuten,  wenn  sie  den  Vorschriften  der  Kirche  über  Eheschlie» 
sung  nicht  nachgekommen  sind,  vor  Gott  und  der  Kirche  als  ein 
durchaus  sundhaftes  und  verwerfliches  angesehen  und  erklärt  werden. 

Die  Gläubigen  sind  ferner  darauf  hinzuweisen,  dass  sie  zwar 
ohne  Verletzung  des  Gewissens  dem  von  der  weltlichen  Regierung^ 
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gegebenen  Gesetze  über  die  Form  der  Eheschliesung  nachkommen 
können,  dabei  aber  die  Absiebt  haben  mossen,  dadurch  bloss  der 
kirchlichen  Ehe,  welche  sie  einzugehen  im  Begriffe  sind,  auch  vor 
dem  weltlichen  Gesetze  Giltigkeit  zu  verschaffen.  Es  ist  demnach 
far  den  gläubigen  Katholiken  die  nach  dem  neuen  Gesetze  über  die 
Form  der  Ehescliliessuug  von  dem  Civilstandsbeamten  vorgenommene 
Verhandlung  nur  als  die  Bedingung  zu  betrachten,  welche  die  welt- 
lichen Beziehungen  der  sofort  kirchlich  einzugehenden  Ehe  zu  regeln 
bestimmt  ist. 

3.  Da  durch  die  Einführung  der  obligatorischen  Givilehe  an 
der  kirchlichen  Ehegesetzgebung  nichts  geändert  wird,  so  sind  be- 
züglich der  kirchlichen  Eheschliessung  die  betreffenden  Vorschriften 
wie  bisher  mit  Sorgfalt  und  Gewissenhaftigkeit  einzuhalten;  insbe- 
sondere sind  vorhandene  giltige  Eheversprechen  zu  beachten,  etwaige 
Ehehindernisse  durch  Einholung  kirchlicher  Dispensation  zu  heben, 
die  Proclamation  nach  unserm  Erlasse  vom  31.  October  1871  vor- 
zunehmen u.  s.  w. 

In  letzterer  Beziehung  bestätigen  wir  aufs  neue  die  den  Deca- 
nen  früher  gegebene  Vollmacht,  in  unserm  Namen  vom  zweiten  und 
dritten  Aufgebote  zu  dispensiren;  die  Pfaner,  Pfarrcuraten  und 
Pfarrverweser  aber  wollen  wir  ermächtigen,  erforderlichen  Falls  Dis- 
pensationen von  dem  dritten  Aufgebote  zu  gewähren,  wovon  sie  aber 
dem  Decane  nachträglich  Anzeige  zu  machen  haben. 

Es  ist  zu  wünschen,  dass  Brautleute  das  Verehelichungsvorbaben 
stets  euerst  ihrem  Pfarrer  kundgeben ,  damit  dieser  darüber  Nach- 
forschungen anstelle,  ob  demselben  kein  kirchliches  Hinderniss  im 
Wege  stehe,  und  dass  sie  dann  erst  behufs  Einleitung  der  bürger- 
lichen Eheschliessung  zu  dem  Civilstandsbeamten  gehen,  wenn  sie  sich 
versichert  halten  können,  dass  gegen  ihre  kirchliche  Trauung  ein  An- 
stand nicht  obwalte. 

Sollte  aber  ein  Brautpaar  erst  nach  der  mit  dem  Civilstandsbeam- 
ten, verabredeten  Feststellung  des  Termins  für  die  Civiltrauung  vor 
dem  Pfarramte  erscheinen,  so  hat  dieses  ohne  Verzug  die  erforder- 
Uchen  Einleitungen  far  die  kirchliche  Trauung  zu  treffen.  Wenn  sich 
biebei  aber  ein  kirchliches  Ehehinderniss  herausstellt ,  so  wird  das- 
selbe nöthigenfalls  mit  allem  Nachdrucke  darauf  hinwirken,  dass  der 
Termin  für  die  bürgerliche  Trauung  abgeändert,  beziehungsweise  hinaus- 
geschoben werde,  bis  das  kirchliche  Ehehinderniss  gehoben  ist,  so- 
fern es  überhaupt  dispensabel  sein  sollte.  Beim  Vorhandensein  eines 
indispensablen  Hindernisses  sind  alle  zulässigen  Mittel  anzuwenden, 
um  die  Nupturienten  von  ihrem  Ehevorhaben  abzubringen. 

20* 
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Es  ist  soviel  möglich  immer  als  Regel  festzuhalten,  dass  un- 
mittelbar auf  den  bürgerlichen  Eheschliessungsact  vor  dem  Civil- 
standsbeamten  die  Trauung  durch  den  Priester  in  der  Kirche  folge. 

4.  Wenn  Brautleute  die  Förmlichkeiten  der  Civiltrauung  vor 
dem  Staudesbeamten  abgemacht  haben,  bevor  alle  Bedingungen  zu 
einer  kirchlich  erlaubten  und  giltigen  Ehe  erfäUt  sind,  so  muss  man 
ihnen  als  strenge  Gewissenspflicht  vorstellen  ^  dass  sie  sich  in  Folge 
des  Civileheactes  nicht  als  wirkliche  Eheleute  betrachten  dürfen,  dass 
sie  sich  bis  zur  kirchlichen  Trauung  nach  den  für  Brautleute  gelten- 
den göttlichen  und  kirchlichen  Vorschriften  zu  richten  und  insbeson- 
derere  das  Zusammen  wohnen  unter  Einem  Dache  zu  meiden  haben. 

5.  Es  wird  ohne  Zweifel  namentlich  in  grösseren  Gemeinden 
nicht  ausbleiben,  dass  einzelne  Ehecontrahenten,  sei  es  aus  religiöser 
Gleichgiltigkeit  oder  aus  Unverstand  oder  auch  aus  förmlicher  Miss- 
achtung der  kirchlichen  Autorität  das  Pfarramt  von  sich  aus  nicht 
um  Mitwirkung  zu  der  beabsichtigten  Eheschliessung  angehen  nnd 
dadurch  die  Befürchtung  erwecken,  sie  möchten  eine  blosse  Civilehe  - 
eingehen.  Es  werden  daher  die  Pfarrer  sich  angelegen  sein  lassen, 
von  allen  bürgerlichen  Eheverkündigungen  sich  rechtzeitig  Kenntniss 
zu  verschaffen  und  solche  Nupturienten,  welche  ihr  Ehevorhaben  bei 
ihnen  nicht  angemeldet  haben,  durch  seelsorgliche  Einwirkung  dahin 
zu  vermögen  suchen,  dass  sie  auch  zur  Eingehung  einer  kirchlich 
giltigen  Ehe  die  nöthige  Vorkehr  treffen.  Diese  pastorelle  Wach- 
samkeit wird  sich  vorzüglich  gegenüber  von  Nupturienten  gemischter 
Confession  als  nothweudig  erweisen. 

In  den  hier  gemeinten  FäUen  wird  der  Pfarrer  ganz  besonders 
ein  kluges  und  freundliches  bereitwilliges  Entgegenkommen  nament- 
lich hinsichtlich  der  Hebung  etwaiger  kirchlicher  Ehehindernisse  oder 
der  Vornahme  der  Proclamation  u.  s.  w.  an  den  Tag  legen. 

6.  Den  letzten  Absatz  unseres  Erlasses  vom  28.  Novbr.  1862 
^cf.  Vogt,  Neue  SammJ.  S.  52)  ändern  wir  dahin  ab,  dass  die  Ver- 
tragsurkunde, welche  bei  Eingehung  gemischter  Ehen  die  katholische 
Kindererziehung  zu  garantiren  bestimmt  ist,  in  Zukunft  einer  obrig- 
keitlichen Beglaubigung  nicht  mehr  bedarf.  Der  urkundliche  Revers 
ist  entweder  von  den  Nupturienten  zu  entwerfen  und  «u  imterzeich- 
nen ,  oder  hat  das  Pfarramt  den  von  ihm  gefertigten  Entwurf  von 
jenen  unterzeichnen  zu  lassen.  In  beidon  Fällen  ist  die  Urkunde  mit 
pfarramtlicher  Beglaubigung  zu  den  Acten  zu  legen. 

7.  Da  von  dein  1.  Januar  1876  ab  mit  Einführung  des  Ge- 
setees  betreffend  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  die  Form 
der  Eheschliessung  die  bürgerlichen  Wirkungen  der  Ehe  einzig  und 
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und  allein  von  dem  Acte  abhängen,  welchen  Brautleute  vor  dem 
vreltlichen  Standesbeamten  vorzunehmen  haben,  so  treten  von  dem 
Tage  an  alle  Vorschriften,  welche  der  Staat  in  Betreff  der  Ehe- 
schliesfiung  beziehungsweise  in  Betreff  der  Trauung  erlassen  hat,  für 
die  Pfarrämter,  ausser  Kraft  und  haben  dieselben  bei  Eheschliessr 
ungen  fortan  nur  die  kirchlichen  Gesetze  und  Vorschriften  wahrzu- 
nehmen. Es  kommt  daher  in  Wegfall  die  Beobachtung  der  staat- 
lichen Vorschriften  bezüglich  der  Proclamation,  der  staatlichen  Ehe- 
biodernisse,  wie  der  Altersnngleichheit  und  Trauerzeit,  der  Beibring- 
ung einer  Heirathserlaubniss  bei  Beamten,  Militärpersonen  und  Aus- 
ländem. (Soweit  noch  staatliche  Bestimmungen  die  Eheschliessung 
einschränken,  liegt  deren  Beachtung  dem  bürgerlichen  Standesbe- 
amten ob.) 

8.  Leben  in  einer  Pfarrgemeinde  zwei  Personen,  welche  die  Ver- 
ehelichungserklärung  nur  vor  dem  Civilstandsbeamten  abgegeben  ha- 
ben, wie  Eheleute  zusammen,  so  hat  der  Pfarrer  zunächst  darauf  hin- 
zuwirken, dass  sie  die  versäumte  kirchliche  Trauung  nachholen,  wo- 
bei er  denselben  mit  aufrichtigem  seelsorglichem  Eifer  seine  Dienste 
zur  Beseitigung  etwaiger  kirchlicher  Bhehindernisse,  soweit  sie  dis- 
pensabel sind,  willfährig  anbieten  wird.  Wenn  sie  seine  Bemüh- 
ungen zurückweisen  und  hartnäckig  in  dem  sündhaften  Verhältnisse 
beharren,  so  ist  ihnen  zu  erklären,  dass  sie  sich  dadurch  von  den 
Wohlthaten  der  Kirche,  namentlich  von  dem  Empfange  der  hl.  Sacra- 
mente ,  sowie  von  den  kirchlichen  Ehrenämtern  'als  Pathen  und 
Traaungszeugen  ausschliessen,  und  wenn  sie  unbussfertig  sterben,  des 
kirchUchen  Begräbnisses  nicht  theilhaftig  werden  können. 

Obiges  gilt  auch  von  einem  Katholiken,  welcher  mit  einem 
Altkatholiken  in  einer  blossen  Civilverbindung  lebt ,  und  trotz  seel- 
sorglicher Mahnung  zur  Einleitung  einer  kirchlichen  Trauung  nicht 
zu  bewegen  ist.  Wäre  er  seinerseits  dazu  bereit,  findet  aber  an  dem 
altkatholischen  Ehetheile  einen  unbesiegbaren  Widerstand,  so  ist  in 
solchem  Falle  an  uns  zu  berichten  und  nähere  Weisung  einzuholen. 

Wenn  Kinder,  welche  einer  blossen  Civilverbindung  entsprossen 
sind,  zur  Taufe  gebracht  werden,  so  sind  dieselben  in  das  Taufre- 
gister einzutragen  mit  der  Vormerkung:    ex  contractu  civili. 

9.  Bezüglich  der  Behandlung  der  Ehestreitigkeiten  wird ,  was 
die  diesfallsigen  Grundsätze  betrifift,  auf  den  seither  massgebenden 
Erlass  des  Domcapitels  vom  9.  December  1845,  {Vbgt^  Sammlung 
S.  95)  verwiesen. 

Bei  dem  kirchlichen  Verfahren  aber  tritt  insoferne  aber  eine 
Aendenmg  ein,   als  künftighin   die  Mitwirkung  der  weltlichen  Mit- 
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glieder  des  Eirchenconvents  und  weiterhin  die  des  kgl.  Oberamts  in 
Wegfall  kommt.  Dasselbe  wird  sich  ganz  wesentlich  und  in  er- 
weiterter Weise,  als  bisher,  auf  das  Pfarramt  zu  stützen  haben. 

Was  zunächst  das  vermittelnde  und  versöhnende  Einschreiten 
des  Seelsorgers  betrifft,  so  ist  sich  nach  wie  vor  an  das  in§.  1.  des 
gedachten  Erlasses  Gesagte  zu  achten ,  und  gilt  solches  namentlich 
auch  far  den  Fall,  wenn  kirchlich  getraute  Eheleute  die  weltliche 
Behörde  um  die  Verhandlung  ihrer  Ehestreitigkeiten  angehen. 

Es  gilt  hier  nicht  blos  eine  Aussöhnung  der  Eheleute  zu  Stande 
zu  bringen ,  welchenfalls  ja  auch  das  bürgerliche  Verfahren  seine 
Endschaft  erreichen  würde,  es  ist  zugleich  auch,  gelänge  dieses 
nicht,  die  Aufgabe  des  Pfarrers,  sich  angelegen  sein  zu  lassen,  dass 
sich  die  entzweiten  Eheleute  nicht  mit  dem  Ausspruch  der  weltli- 
chen Behörde  begnügen,  vielmehr  wie  es  ihre  kirchliche  Pflicht  ist, 
ihre  Sache  der  Cognition  der  kirchlichen  Oberbehörde  unterstellen. 

Zu  diesem  Zweck  hat  sodann  das  Pfarramt  in  die  Geschäfte 
einzutreten,  denen  sich  bisher  nach  §.  2,  3  und  6  des  erwähnten  Er- 
lasses die  Kirchenconvente  und  gemeinschaftliche  Oberämter  zu  un- 
terziehen hatten.  Ihm  liegt  es  ob,  über  die  zu  pflegenden  Verhand- 
lungen die  in  den  bezeichneten  Paragraphen  geforderten  ausgeführ- 
ten protocollarischen  Aufnahmen  zu  machen  und  diese  so  einzurich- 
ten, dass  aus  ihnen  die  Elagebitte  und  deren  Begründung  des  ei- 
nen und  die  Einwendungen  des  andern  Theils  genau  zu  ersehen  sind, 
und  überhaupt  der  Thatbestand  so  in  das  Klare  gestellt  wird,  dass 
die  obwaltenden  Verhältnisse  vollständig  überschaut  und  sicher  be- 
urtheilt  werden  kOnnen. 

Das  Pfarramt  hat  daher  nach  Befund  der  Umstände  etwaige 
Zeugen  protocollarisch  einzuvernehmen. 

Wie  während  des  ganzen  Ganges  der  Verhandlungen  die  Versöh- 
nung der  dissentirenden  Eheleute  nicht  ausser  Äuge  zu  lassen  ist, 
so  geben  wir  den  Pfalrämtem  anh^m,  dass  sie  bei  der  ihr  Verfah- 
ren abschliessenden  Verhandlung  einen  oder  zwei  wohlgesinnte  Män- 
ner aus  der  Gemeinde,  bei  deren  Wahl  die  Parteien  einwirken  kön- 
nen, beiziehen,  in  ihrer  Anwesenheit  die  gepflogenen  pfarrlichen  Ver- 
handlungen nochmals  durchgehen ,  um  vielleicht  unter  deren  Mit- 
wirkung doch  noch  eine  Versöhnung  der  Eheleute  zu  Stande  zu 
bringen. 

Gelingt  dieses  nicht,  so  ist  auch  über  diesen  letzten  Versuch 
ein  Protocoll  aufzunehmen,  in  welches  die  zugezogenen  Männer  ihre 
Ansicht  von  der  Sache  niederlegen  können  und  sind  alle  erwachsenen 
Aktenstücke  an  das  Decanat  und  durch  dieses  an  uns  einzuschicken. 
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worauf  wir  je  nach  Gestaltung  des  einzelnen  Falls  das  Weitere  in 
der  Sache  verfugen  werden. 

10.  Wenn  bürgerlich  geschiedene  Eheleute  zu  einer  neuen  Ehe 
schreiten  (natürlich  bloss  vor  dem  Civilstandsbeamten,  da  sie  kirch- 
lich nicht  getraut  werden  konnten) ;  oder^  wenn  ein  lediger  Katholik 
eine  in  Folge  ürtheils  des  bisherigen  eyangelischen  Ehegerichtes  ge- 
schiedene akatholische  Person  sich  civiliter  antrauen  lässt,  so  ist  in 
jedem  einzelnen  Falle  an  uns  zu  berichten,  um  den  umständen  ge- 
mäss dass  Geeignete  zu  verfügen,  und  in  besonders  Aergerniss  ge- 
benden Fällen  die  Ausschliessung  aus  der  Kirche  auszusprechen. 

üebrigens  wird  jederzeit  die  kirchliche  Giltigkeit  der  ersten 
Ehe  einer  näheren  Untersuchung  zu  unterziehen  sein.  Falls  sich 
ein  Nichti^keitsgrund  vorfinden  sollte,  wäre  das  canonische  VerÜEih- 
ren  zur  üngiltigkeitserklärung  der  ersten  Ehe  bei  uns  zu  beantra- 
gen, damit  die  zweite  Verbindung  auch  eine  kirchlich  giltige  Ehe 
werden  könnte. 

11.  Wir  glauben  die  Seelsorgegeistlichen  darauf  aufmerksam 
machen  zu  sollen,  dass  durch  das  Reichsgesetz  votn  6.  Febr.  1875 
die  kirchliche  Trauung  vor  dem  Abschluss  des  Givilaktes  Verboten 
und  dem  Geistlichen,  der  diesem  Verbote  zuwiderhandeln  sollte,  eine 
Geldstrafe  bis  zu  300  Mark  oder  Gefängniss  bis  zu  drei  Monaten 
angedroht  ist. 

12.  Die  je  in  einem  Jahre  bei  dem  Pfarramte  auflaufenden  den 
Abschluss  von  Ehen  betreffenden  Schriftstücke  sind  in  einem  Fas- 
cikel  chronologisch  geordnet  und  auf  dem  Umschlag  mit  der  ent- 
sprechenden Bezeichnung  versehen  in  der  Pfkrrregistratur  aufzube- 
wahren, damit  für  den  Fall,  dass  die  Giltigkeit  einer  Ehe  in  Frage 
kömmt,  die  nöthigeu  Documente  zur  Prüfung  der  Sache  vorhanden 
und  leicht  auffindbar  sind. 

Alljährlich  auf  den  1.  Januar  haben  die  Pfarrämter  durch  die 
Decanate  eine  Uebersicht  (nur  in  Zahlen)  einzureichen  über  die  in 
ihrem  Bezirke  abgeschlossenen  a)  katholisch  kirchlichen  Ehen,  b) 
gemischten  Ehen  mit  katholischer  Kindererziehung,  c)  gemischten 
Ehen  ohne  dieselbe,  d)  blossen  CivUehen. 

13.  Nach  §.  73.  des  Reichsgesetzes  vom  6.  Febr.  1875  ver- 
bleibt den  mit  der  Führung  der  Standosregister  oder  Kirchenbücher 
bisher  betraut  gewesenen  Behörden  und  Beamten  die  Berechtigung 
and  Verpflichtung ,  über  die  bis  zur  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
(bei  uns  also  bis  zum  1.  Januar  1876)  eingetragenen  Geburten,  Hei- 
rathen  und  Sterbelälle  Zeugnisse  zu  ertheilen.  Die  Pfarrämter  ha- 
ben sich  hiernach  zu  richten. 


304    Bisch.  Röttenburg.  Erlass  v.  12.  Nov.  1875^  betr.  Civileheyesetz. 

14.  Unsererseits  machen  wir  es  den  Pfarrämtern  und  Pfarr- 
curatien  zur  pflichtmässigen  Auflage ,  die  Geburts- ,  Todten-  und 
Trauungsbficher  in  -der  hergebrachten  tabellarischen  Form  mit  gewis- 
senhafter Pünktlichkeit  fortzuführen,  ebenso  die  Familienregister  mit 
aller  Sorgfalt  in  wohlgeordnetem  Stande  zu  erhalten.  Für  richtige 
Instandhaltung  der  letztern  wird  im  Ganzen  nach  Massgabe  der  ver- 
änderten Verhältnisse  das  bisherige  Verfahren  zu  beobachten  sein. 
Wir  weisen  die  Pfarrämter  und  Pfarrcuratien  mit  allem  Nachdrucke 
an,  bei  Uebersiedelungen  von  Familien  nicht  nur  im  eigenen  Fami- 
lienregister die  entsprechende  Vormerkung  zu  machen,  sondern  auch 
die  Notizen  über  die  abziehenden  Familien  an  das  Pfarramt  des 
neuen  Wohnorts  dei*selben  zu  übersenden  und  überhaupt  einander 
durch  dienstbereite  Gefälligkeit  entgegenzukommen ,  damit  die  Fa- 
milienregister in  jeder  Pfarrgemeinde  wohlgeordnet  und  vollständig 
fortgeführt  werden  können. 

Die  blos  ex  contractu  civili  zusammenlebenden  katholischen 
oder  confessionell  gemischten  Paare  sind  in  einer  eigenen  Abtheilung 
des  Familienregisters  oder  in  einem  abgesonderten  Bande  einzutra- 
gen. Die  Notizen  hiezu,  sowie  zum  Eintrage  der  Geburt  eines  nicht 
zur  Taufe  gebrachten  Kindes  kann  der  Pfarrer  den  Standesbachern 
des  Civilstandsbeamten  entnehmen,  deren  Einsichtnahme  ihm  nach 
§.  16.  Absatz  2.  des  Gesetzes  vom  6.  Februar  1875  im  amtlichen 
Interesse  kostenfrei  zu  gewähren  Ist.  «Andererseits  haben  auch  die 
Pfarrämter  den  Civilstandsbeamten  behufs  der  Führung  der  Stan- 
desbücher mit  aller  Bereitwilligkeit  Auskunft  za  geben. 

Die  Untersuchung  der  Kirchenbücher  und  des  Familienregisters 
bei  den  Pfründeübernahmen  und  Pfarrvisitationen  bleibt  wie  bisher 
angeordnet. 

Wir  brauchen  wohl  unsere  Seelsorgegeistlichen  nicht  in. be- 
sonderer Anmahnung  darauf  aufmerksam  zu  machen,  die  eintretende 
Veränderung  in  dem  Eheschliessungsgeschäfte ,  soweit  alle  Nuptu- 
rienten  an  das  bürgerliche  Standesamt  gewiesen  sind,  in  ihrer  vollen 
Bedeutsamkeit  und  in  ihren  möglichen  Folgen  zu  würdigen.  Hie 
werden  von  selbst  daraus  die  hohe  Verpflichtung  entnehmen ,  mit 
stets  klugem  und  wohlwollendem  Eifer  dahin  zu  wirken ,  dass  aus 
der  neuen  Einrichtung  für  das  Seelenheil  der  Gläubigen  möglichst 
wenig  Schaden  erwachse.  Wenn  je  so  ist  es  heutzutage  Aufgabe 
der  Seelsorgegeistlichen,  sich  die  Liebe  und  das  Vertrauen  der  ihrer 
Leitung  ubergebenen  Gläubigen  zu  erwerben.  Wenn  und  soweit 
ihnen  dieses  gelungen  ist,  wird  es  nicht  schwer  werden,  alle  Braut- 
paare zu  vermögen,  dass  sie,  nachdem  von  dem  Civilstandsbeamten 
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die  für  die  bürgerliche  Giltigkeit  ihrer  Ehe  vorgeschriebenen  For- 
malitäten erfüllt  sind,  sofort  behufs  kirchlich  giltiger  Eheschliessung 
ra  der  durch  den  Priester  in  der  Kirche  zu  vollziehenden  Trauung 
kommen  werden. 

Wir  sprechen  mit  beruhigender  Zuversicht  das  Vertrauen  zu 
dem  uns  untergebenen  Seelsorgeklerus  aus,  dass  derselbe  etwaigen 
nnbemittelten  Brautleuten  jeden  Vorwand  benehme ,  die  kirchliche 
Trauung  desshalb  nicht  nachzusuchen,  weil  ihnen  die  Bezahlung  der 
damit  verbundenen  Stolgebühren  zu  empfindlich  würde.  VP'ir  halten 
es  daher  kauni  für  geboten,  den  Geistlichen  noch  besonders  zu  em- 
pfehlen, dass  sie  in  der  genannten  Beziehung,  wie  es_  die  veränderte 
Sachlage  nahe  legt,  jede  mögliche  von  freigebiger  Zuvorkommenheit 
zeugende  Rucksieht  nehmen  möchten. 

Rottenburg^  den  12.  November  1875. 

f  Carl  Joseph,  Bischof. 

2.    Hirtmbrief. 

Carl  Joseph,  durch  Gottes  Erbarmung  und  des  apostolischen 
Stuhles  Gnade  Bischof  von  Rottenburg,  allen  Gläubigen  der  Diöcese 
Grass  und  Segen  in  unserm  Herrn  Jesus  Christus. 

Eine  überaus  wichtige  Veränderung  in  dem  von  unserer  Kirche 
zu  allen  Zeiten  so  heilig  gehaltenen  Ebeschliessuugsgeschäfte  macht 
es  uns  zur  Pflicht,  an  euch,  geliebte,  Bisthumsangehörige,  einige 
Worte  der  Belehrung  und  Mahnung  zu  richten.  Wie  ihr  wisset, 
tritt  mit  dem  1.  Januar  1876  ein  Gesetz  des  Deutschen  Reichs,  die 
Civilehe  betreffend,  in  Kraft. 

Längere  Zeit  hatten  wir  uns  der  Hoffnung  hingegeben ,  dass 
diese  in  Frankreich  und  Belgien ,  sowio  auch  in  einigen  deutschen 
Gegenden,  grösstentheils  seit  Beginn  dieses  Jahrhunderts  bestehende 
Einrichtung  nicht  auch  bei  uns  werde  eingefülirt  werden.  Aber  das 
Reichsgesetz  vom  6.  Februar  1875  hat  anders  entschieden,  und  es 
ist  nup  unseres  Amtes,  euch  klar  zu  machen,  wie  ihr  euch  als  ka- 
tholische Christen  zu  diesem  neuen  Gesetze  zu  stellen  habt ,  damit 
ihr  nicht  etwa  bei  der  Neuheit  und  üngowohnh'eit  der  Sache  auf 
Irrwege  gerathet  oder  im  Gewissen  beunruhigt  und  geschädigt  werdet. 

Vor  allem  wollen  wir  die  Frage  beantworten:  was  verlangt 
^as  neue  Gesetz  von  euch?  Es  verlangt,  das  wenn  zwei  Personen 
fflit  einander  in  die  Ehe  treten  wollen,  sie  dieses  Vorhaben  vor  einem 
hiezu  in  jeder  Gemeinde  bestellten ,  bürgerlichen  Beamten ,  Civil" 
^^mkbeanUer  oder  kurzweg  Standesbeamter  genannt ,  kundgeben 
müssen.    Dieser  trifft  dann  seiner  Seits  die  erforderlichen  Vorberei- 
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tungen  zur  bürgerlichen  Ebeschliessung,  läs^,  wenn  dies  geschehen, 
die  Verlobten  in  seinem  Amtszimmer  erscheinen,  richtet  an  sie  die 
vorgeschriebenen  Fragen,  und  nach  erfolgter  bejahender  Antwort  er- 
klärt er  sio  Kraft  des  Gesetzes  für  rechtmässig  verbundene  Eheleute. 

Qeliebte  im  Herrn !  Es  ist  kein  Zweifel ,  dass  ihr  euch  bei 
EheschliessungsfäUen  von  nun  an  nach  diesem  Gesetze  zu  achten 
habt,  und  auch  ohne  Belästigung  des  Gewissens  darnach  achten  kön- 
net. Daran  aber  ist  sehr  viel  gelegen,  dass  ihr  diesen  Eheschliess- 
ungsvorgang  vor  den  Civilstandsbeamten  richtig  auffasset.  Sehet 
Geliebteste,  die  Ehe  als  die  dauernde  und  allseitige  Lebensgemein- 
schaft von  Mann  und  Frau,  hat  zwei  Seiten.  Nach  der  einen  ist 
sie  der  Welt  zugekehrt  und  wurzelt  in  den  allgemeinen  mensch- 
lichen und  bürgerlichen  Verhältnissen ,  wornach  der  Rechtsschutz 
des  Familienlebens  von  Seit-e  des  Staates  gesichert,  die  gegenseitigen 
Vermögensrechte  der  Eheleute  festgesetzt,  und  die  Erbfähigkeit  der 
Kinder  geregelt  sein  muss.  Auf  der  andern  Seite  aber  reicht  das 
innere  und  tiefere  Wesen  der  Lebensgemeinschaft  von  Mann  und 
Frau  über  die  zeitlichen,  weltlichen  und  bürgerlichen  Verhältnisse 
hinaus,  und  trägt  vermöge  der  göttlichen  Einsetzung  der  Ehe  und 
der  damit  verbundenen  sacramentalen  Gnade,  auch  einen  übernatür-' 
liehen  Charakter  an  sich.  Bisher  nun  begnügten  sich  die  weltlichen 
Regierungen,  einzelne  gesetzliche  Bestimmungen  aufzustellen,  von 
deren  Beobachtung  sie  die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  abhängig 
machten ;  die  Abschliessung  der  Ehe  selbst  überliesseo  sie  der  Kirche 
und  erkannten  denjenigen  Eheleuten  die  rechtlichen  Wirkungen  einer 
bürgerlich  giltig  geschlossenen  Ehe  zu,  welche  unter  Einhaltung  der 
staatlichen  Gesetze  kirchlich  getraut  worden  waren. 

Anders  wird  es  nunmehr  durch  das  erwähnte  neue  Beichsge- 
setz  über  die  bürgerliche  Eheschliessung.  Der  Staat  seinerseits  be- 
trachtet von  nun  an  die  Ehe  lediglich  von  ihrer  bürgerlichen  Seite, 
setzt  die  Förmlichkeiten  fest,  durch  deren  Einhaltung  die  Verlobten 
die  Rechte  von  Eheleuten  vor  dem  weltlichen  Gerichtsstand  erlangen, 
und  überlässt  es  diesen  selbst,  ob  sie  eine  Ehe  auch  nach  kirchlichen 
Vorschriften  eingehen  wollen.  Es  treten  daher  die  bisher  mit  ein- 
ander geeinigten  Seiten  an  der  Eheschliessung,  die  weltliche  oder 
bürgerliche  und  die  kirchliche  oder  religiöse  in  Zukunft  scharf  ge- 
schieden auseinander,  ohne  dass  die  eine  die  andere  ausschlösse,  und  es 
wäre  ein  schwerer  und  für  das  Seelenheil  höchst  gefährlicher  Irrthum, 
wenn  sich  zwei  Personen  mit  der  sogenannten  bürgerlichen  Tranung 
begnügen  und  der  kirchlichen  entbehren  zu  können  glaubten,  ohne 
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welche  doch  jedes  Zusammenleben  *  yon  Mann  und  Frau  eine  sünd^ 
hafte  Verbindung  und  nicht  eine  wahre  christliche  Ehe  ist. 

Zu  euch,  geliebte  Bisthumsangehörige,  sprechen  wir  vor  Qott 
das  Vertrauen  aus,  dass  ihr  in  solchen  Irrthum  nie  verfallen,  son- 
dern stets  und  in  atlweg  den  Vorschriften  eures  heiligen  Glaubens 
gemäss  handeln  werdet,  wenn  ihr  in  den  Fall  kommt,  in  den  so 
wichtigen,  für  das  ganze  Leben  entscheidenden  und  von  der  Kirche 
Oottes  stets  heilig  gehaltenen  Stand  der  Ehe  zu  treten.  Ihr  werdet 
zwar,  wie  die  Katholiken  derjenigen  Länder,  in  denen  die  Civilehe 
schon  länger  besteht,  den  vom  Reichsgesetz  vorgeschriebenen  Förm- 
lickeiten  bei  Eingehung  der  Ehe  euch  pünktlich  unterziehen ,  denn 
solches  ist  nöthig,  damit  die  vor  der  Kirche  zu  schliessende  Ehe 
für  die  Eheleute  und  die  Kinder  der  bürgerlichen  Wirkungen  theil- 
haftig  werde;  aber  ihr  werdet  nie  vergessen,  dass  ihr  damit  euere 
Pflicht  als  katholische  Christen  noch  keineswegs  genug  gethan  habt, 
denn  nach  Erklärung  der  heiligen  Kirchenversammlung  zu  Trient 
(Sess.  XXIV.  de  reform,  matrimonii  c.  1 )  steht  es  für  uns  uner- 
schütterlich fest ,  dass  zur  Eingehung  einer  christlichen ,  vor  Gott 
und  der  Kirche  gültigen  Ehe  die  kirchliche  Eheschliessung  durch- 
aus noth  wendig  ist. 

Wir  halten  uns  in  unserem  oberhirtlichen  Amte  für  verpflichtet, 
euch  Geliebte,  aus  Anlass  der  Einführung  der  sogenannten  Civilehe 
die  Lehre  der  katholischen  Kirche  über  das  Wesen  und  die  Bedeu- 
tung der  Ehe  nachdrücklich  in  Erinnerung  zu  bringen.  Die  Ehe  ist 
nicht  eine  menschliche  Erfindung,  nicht  die  Folge  irgend  einer  staat- 
lichen Gesetzgebung,  sondern  sie  ist  eine  göttliche  Einrichtung. 
Schon  bei  der  Schöpfung  des  Menschen  hat  Gott  seinen  heiligen  Wil- 
len dahin  kund  gethan,  dass  Ein  Mann  und  Eine  Frau  in  innigster  un- 
trennbarer Lebensgemeinschaft  zusammsein,  sich  gegenseitig  unter- 
stützen, fördern  und  heiligen  und  so  eine  gottgefällige  Familie  dar- 
stellen sollen.  Noch  deutlicher  trägt  die  Ehe  ina  neuen  Testamente 
den  Charakter  einer  von  Gott  getroffenen  religiös-sittlichen  Veran- 
staltnng,  indem  sie  Christus  zur  Würde  eines  Sacramentes  erhoben 
ond  damit  in  den  Kreis  der  übernatürlichen  Einrichtung  seiner  Kirche 
einbezogen  hat.  Wie  ernst  es  Christus  mit  der  Heiligkeit  der  Ehe 
nimmt,  geht  aus  der  Antwort  hervor,  welche  er  den  Pharisäern  gab, 
als  sie  ihn  versuchend  fragten :  »Ist  es  dem  Manne  erlaubt ,  sein 
Weib  um  jeder  Ursache  willen  zu  entlassen?«  Er  antwortete  und 
sprach  zu  ihnen :  »Habt  ihr  nicht  gelesen,  dass  der,  welcher  im  An- 
fange den  Menschen  schuf,  als  Mann  und  Weib  sie  geschaffen  und 
gesagt  hat :   um  deaswillen  wird   ein  Manu  Vater  und  Mutter  ver- 
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lassen  und  seinem  Weibe  anhängen,  und  sie  werden  zwei  in  Einem 
Fleische  sein.  So  sind  sie  also  nicht  mehr  zwei,  sondern. Ein  Fleisch. 
Was  nun  Gott  verbunden  hat,  das  soll  der  Mensch  nicht  trennen« 
(Matth.  19,  3 — 6).  Und  weiter  erklärte  er:  Ein  jeder,  der  sein  Weib 
entlässt  und  eine  Andere  heirathet,  der  bricht  die  Ehe;  und  wer 
eine  vom  Manne  Geschiedene  heirathet ,  der  bricht  die'  Ehe«  (Luc. 
16,  18.  vergl.  Matth.  19,  9.).  Christus  wollte  die  Ehe  in  seiner 
Kirche  mit  besonderer  Würde  und  Heiligkeit  umgeben,  und  hat  sie 
darum  mit  dem  Charakter  eines  Sacramentes  ausgerüstet.  Darum 
konnte  der  Apostel  Paulus  sagen,  dass  die  Ehe  ein  grosses  Geheim- 
niss,  ein  Sacrament  sei  in  Christo  und  in  der  Kirche  (Ephes.  5,  32.) ; 
darum  konnte  er  in  der  christlichen  Ehe  ein  Abbild  sehen  von  der 
geheiranissvoUen,  geheiligten  Verbindung  Christi  mit  seiner  Kirche; 
darum  konnte  er  auch  die  Männer  ermahnen,  ihre  Frauen  zu  lieben, 
gleichwie  Christus  die  Kirche  geliebt  und  sich  für  sie  hingegeben 
hat  (Ephes.  5,  25.).  •  Auf  Grund  der  von  den  Aposteln  überlieferten 
Lehre  wurden  die  Gläubigen  jederzeit  angehalten,  die  Ehe  als  eine 
mit  der  hl.  Religion  eng  verbundene  Einrichtung  anzusehen  und  die- 
selbe nach  der  Anordnung  der  Kirche  und  unter  deren  Mitwirkung 
abzuschliessen,  um  der  übernatürlichen  sacramentalen  Gnade  theil- 
haftig  zu  werden,  welche  der  göttliche  Heiland  den  wahren  Eheleu- 
ten in  seiner  Kirche  zugewendet  wissen  will.  Durch  diese  Gnaden 
soll  die  natürliche  Liebe  der  Eheleute  zu  einer  höheren,  geistigen 
Liebe  vollendet  und  geheiligt,  soll  das  einheitliche  und  unauflösliche 
Band,  das  sie  umschlingt,  befestigt  und  ihnen  ein  übernatürlicher 
Beistand  zur  Erfüllung  der  vielen  und  schweren  Pflichten  ihres  Stan- 
des, sowie  zur  Erziehung  ihrer  Kipder  in  wohlgeordneter  gottgefäl- 
liger Familie  verliehen  werden. 

Daraus  möget  ihr,  Geliebte  im  Herrn,  abnehmen,  dass  es.  jetzt, 
wie  früher  eine  heilige  Gewissenspflicht  für  euch  ist.  Alles  genau  und 
sorgfältig  zu  beobachten ,  was  die  Kirche  in  mütterlicher  Sorgfalt 
und  Weisheit  für  den  würdigen  Empfang  des  hl.  Sacramentes  der 
Ehe  angeordnet  hat.  Vor  Allem  müsst  ihr  an  der  katholischen 
Glaubenslehra  festhalten,  dass  die  Ehe  eines  der  heiligen  Sacramente 
der  Kirche  sei  und  dass  christliche  Brautleute  dies  hl.  Sacrament 
nur  dann  empfangen,  wenn  sie  den  Ehebund  nach  Vorschrift  der  hl. 
Kirche  schliessen,  indem  sie  ihren  Willen,  sieb  zu  eheligen,  vor  dem 
Pfarrer  oder  einem  von  ihm,  bestellten  Geisj;lichen  und  vor  wenig- 
stens zwei  Zeugen,  deutlich  und  bestimmt  aussprechen.  Desshalb  ist 
ernstlich  zu  rathen,  dass  Brautleute,  ehe  sie  bei  dem  Standesbeam- 
ten den  Civilakt  einleiten  und  einen  Termin  für  denselben  bestimmen 
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lassen,  dem  Seelsorger  von  ihrem  Vorhaben  Eenntniss  geben ,  da- 
mit die  erforderlichen  Vorbereitungen  för  die  kirchliche  Eheschlie- 
sung  von  seiner  Seite  getroffen  werden  können.  Ferner  müssen  wir 
euch  eindringlich  ermahnen,  darauf  zu  achten,  dass  die  kirchliche 
Einsegnung  wenn  immer  möglich  am  gleichen  Tage  mit  dem  Givil- 
akt,  unmittelbar  nach  demselben,  stattfinde.  Wenn  dies  aber  aus 
irgend  einem  Grunde  nicht  möglich  ist,  so  sind  die  bürgerlich  Ge- 
trauten im  Gewissen  verpflichtet,  sich  bis  nach  erfolgter  kirchlicher  - 
Trauung  wie  als  Brautleute  und  nicht  als  Eheleute  zu  halten. 

Wir  geben  uns  der  tröstlichen  Hoffnung  hin,  dass  ihr  Alle 
diesen  unsern  oberhirtlichen  Weisungen  und  Mahnungen  williges  Ge- 
hör schenket.  Sollten  aber  Angehörige  unserer  hl.  Kirche,  was  Gott 
verhüten  möge,  sich  mit  einer  blossen  Civilverbindung  ohne  nach- 
folgende kirchliche  Trauung  begnügen,  so  muss  ihnen  jetzt  schon 
gesagt  werden ,  dass  sie  von  der  katholischen  Kirche  niemals  als 
rechtmässige  christliche  Eheleute  anerkannt  werden,  dass  sich  sich 
dadurch  selbst  von  allen  Wolilthaten  und  ßechten  der  Kirche,  wie 
von  dem  Empfang  der  h).  Sacramente  und  von  den  kirchlichen 
Ehrenämtern  als  Pathen  und  Trauungszeugen  ausschliessen ,  und 
falls  sie  ohne  Beue  und  Busse  sterben,  des  kirchlichen  Begräbnisses 
nicht  theilhaftig  werden  können. 

Noch  eines  Punktes  müssen  wir  gedenken  und  eure  Aufmerk- 
supkeit  auf  denselben  lenken.  Durch  das  Gesetz,  mit  welchem  die 
vom  deutschen  Reichstag  beschlossene  obligatorische  Civilehe  einge- 
führt wird,  erhält  das  weltliche  Gericht  die  Befuguiss,  eine  Ehe,  auch 
wenn  sie  nicht  blos  bürgerlich,  sondern  kirchlich  war  geschlossen 
worden,  für  getrennt  und  aufgelöst  zu  erklären,  Ihr  wisset  aber, 
Geliebte,  dass  nach  der  Lehre  der  katholischen  Kirche  das  einmal 
gültig  geschlossene  Eheband  unlösbar  und  untrennbar  ist,  denn 
>was  Gott  verbunden  hat,  soll  der  Mensch  nicht  trennenc  (Matth. 
19,  6.}.  Nur  in  dem  Fall,  dass  wichtige  Gründe  das  fernere  Zusam- 
menleben zweisr  Eheleute  unmöglich  erscheinen  lassen,  kann  der 
geistliche  Bichter  eine  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  für  einige 
Zeit  oder  für  immer  verfügen ,  wobei  aber  das  Eheband  in  Kraft 
bleibt.  Diese  Lehre  unserer  heiligen  Kirche  kann  durch  kein  welt- 
liches Gesetz  geändert  werden.  Darum,  Geliebte,  sollte  je  bei  euch 
der  traurige  Fall  einer  Ehescheidung  eintreten ,  so  sorget  für  euer 
Gewissen  dadurch,  dass  ihr  den  geistlichen  Richter  anrufet  und  nach 
dessen  Ausspruch  euch  richtet. 

Geliebleste  im  Herrn!  Es  vollzieht  sich  gegenwärtig  allerorts 
eine  Scheidung  der  Geister,  und  es  gilt,  die  Zeichen  der  Zeit  zu  er- 
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kennen,  nm  nicht  in  Irrtbnm  geführt  zu  werden.  Gar  mancher 
Prüfstein  wird  hineingestellt  in  die  Gemeinde  der  Christgläabigen, 
an  dem  sich  bewähren  mnss,  wer  es  in  Wahrheit  mit  Christus  und 
seiner  Kirche  hält.  Ein  solcher  Prüfstein  kann  auch  die  sogenannte 
Givilehe  werden,  gefährlich  für  die  Lauen  und  Leichtfertigen;  alle 
Bessern  aber  werden  festhalten  an  der  Heiligkeit  der  Ehe  und  wer- 
den der  sacramentalen  Gnade,  deren  sie  zu  einer  glücklichen  Ehe 
so  sehr  bedürfen,  nicht  verlustig  gehen  wollen.  Sie  werden  darum 
ihre  Ehe  vor  Gott  in  seiner  heiligen  Kirche  abschliesse^n,  wie  es  sich 
f&r  Christen  geziemt,  damit  sie  seien  »Mitbürger  der  Heiligen,  und 
'Hausgenossen  Gottesc  (Ephes.  2,  19.)  und  dem  Tage  der  grossen 
Abrechnung  mit  Vertrauen  entgegen  sehen  können. 

Die  Gnade  unseres  Herrn  Jesu  Christi,  die  Liebe  Gottes  und 
die  Gemeinschaft  des  hl.  Geistes  sei  mit  euch  Allen,  Amen.  (H.  Cor. 
13,  14). 

Rottenburg y  den  22.  November  1875. 

t  Carl  Joseph,  Bischof. 


311 


XV. 

Oberhirtliche  Instruction  fOr  den  Seelsorgsklerus  des  Bis- 

thums  Regensburg 

bezüglich  des  Reichsgesetzes  vom  6,  Februar  1875  ^). 

Das  Beichsgesetz  über  die  Benrkandaug  des  Personenstandes 
und  die  Eheschliessung  vom  6.  Februar  1875  wird  im  Königreich 
Bayern  mit  dem  1.  Januar  1876  in  Kraft  treten.  Durch  die  Be- 
stimmungen ,  welche  dasselbe  enthält ,  kann  das  kirchlich-religiöse 
Leben  auch  mancher  Katholiken  sehr  nahe  berührt  werden ;  jeden- 
£sJk  erleidet  die  Stellung,  welche  die  Hrn.  Pfarrer  bei  der  Ehe- 
scbliessung  einzunehmen  haben,  besonders  den  Staatsbehörden  ge- 
genüber, eine  nicht  unbedeutende  Veränderung. 

Wir  ertheilen  desshalb  im  vollsten  Einklang  mit  der  von  der 
heiligen  apostol.  Pönitentiarie  unterm  15.  Januar  1866  in  gleichem 
Bebreffe  gegebenen  Erklärung  und  mit  Bezug  auf  die  Ansprache 
unseres  Hoch  würdigsten  Herrn  Ordinarius  vom  18.  Januar  1.  J.  (V.- 
Bl.  1875  S.  41  ff.  S.  47  ff.)  dem  gesammten  Seelsorgsklerus  unsers 
Bisthoms  nachstehende  oberhirtliche  Instruction  und  verpflichten  den- 
selben, unter  Hinweis  auf  den  Uns  schuldigen  Gehorsam  und  auf 
die  Wichtigkeit  und  Heiligkeit  des  Gegenstandes ,  zur  genauesten 
Beachtung  der  darin  gegebenen  Winke  und  Weisungen. 

L  Was  zunächst  den  Hauptpunlä  jenes  Gesetzes,  die  EhC' 
Schliessung  betrifft,  so  müssen  Wir  vor  Allem  erklären,  dass  in  un- 
serer Diöcese,  wie  überhaupt  in  Bayern  jene  Umstände  gegeben  sind, 
welche  die  VblUnehung  des  CivilaJUes  als  einer  unier  Strafe  vorge- 
schriebenen Fomuäität  schon  vor  der  kirchlichen  Eheschliessung  ge^ 
statten,  ja  cds  unumgänglich  erscheinen  lassen, 

IL  Vom  ersten  Tage  der  Wirksamkeit  des  Beichsgesetzes  an 
treten  für  den  katholischen  Pfarrer  alle  jene  Bestimmungen  ausser 
^aft^  welche  bis  dahin  nach  Anordnung  der  königh  bayerischen 
Staatsregierung  in  Betreff  der  Trauungen  in  Geltung  sind  und 
i€aren.  Es  kommen  also  hier  nicht  mehr  in  Betracht  dio  staatlichen 


1)  Der  Oardinal-Staatssecretar  Antonelli  händigte  dem  Grafen  Panm- 
garten,  bajer.  Gesandten  beim  hl.  Stnhl,  einen  vom  20.  December  1875  datir- 
ten  Protest  gegen  die  Verletzong  des  bayerischen  Concordates  durch  das  Beichs- 
ciTilehegesetz  ein. 
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Vorschriften  über  die  polizeiliche  Heirathsbewilligung,  die  kirchlichen 
Proclamationen,  die  Trauungen  von  Militärpersonell,  Beamten,  Aus- 
ländern u.  dgl.    Werden  auch,  nach  ausdrücklicher  Bestimmung'  des 
Reichsgesetzes  (§.  38.),  durch  dieses  die  Vorschriften  nicht  berührt, 
welche  die  Ehe  der  drei  bezeichneten  Kategorien  von  Personen  von 
einer  Erlaubniss  abhängig  macheu,  und  ebenso  wenig  die  über  Nach- 
weisung, Auseinandersetzung  oder  Sicherstellung  des  Vermögens  be- 
stehenden Vorschriften :  so  ist  doch  nach  Bestimmung  desselben  Ge- 
setzes der  Mangel  jener  Erlaubniss  oder  der  Erfüllung  dieser  Vorschrif- 
ten ohne  Einfluss  auf  die  sog.  bürgerliche  Rechtsgiltigkeit  der  Ehe, 
also  auch  ohne  Belang  für  die  kirchliche  Trauung.  In  dieser  Rich- 
tung ist  vielmehr  in  Zukunft  von  den  Pfarrern  lediglich  der  §.  67. 
des  genannten  Gesetzes  zu  beachten,  welcher  lautet:  »Ein  Geistlicher 
oder  anderer  Religionsdiener ,    welcher  zu  den    religiösen  Feierlich- 
keiten einer  Eheschliessung  schreitet,  bevor  ihm  nachgewiesen  wor- 
den ist,  dass  die  Ehe  vor  dem  Standesbeamten  geschlossen  sei,  wird 
mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark  oder  mit  Gefängniss  bis  zu 
drei  Monaten  bestraft,  c 

Der  hier  geforderte  Nachweis  ist  aber  offenbar  erbracht  durch 
Uebergabe  der  JBe^oAcim^un^,  welche  nach  §.  54.  des  Reichsgesetzes 
den  Betheiligten  sofort  nach  der  Civilerklärung  auszustellen  ist 

III.  Dagegen  bleiben  alle  Bestimmungen ,  toelche  das  göMiche 
und  das  kirchliche  Becht  in  Betreff  der  Ehe  enthalten,  selbstverständlich 
nach  wie  vor  in  voller  Kraft.  So  wenig  das  Beichsgesetz  an  den 
Dogmen  der  Kirche  etwas  ändern  kann,  dass  nämlich  die  Ehe  wahr- 
haft und  eigentlich  eines  von  den  sieben  Sacramenten  des  N.  B.  ist ; 
dass  die  Kirche  Gewalt  hat,  trennende  Ebehindernisse  aufzustellen 
oder  in  solchen  zu  dispensiren;  dass  die  einmal  eingegangene  und 
vollzogene  Ehe  unter  Christen  unauflöslich  ist  u.  s.  w.  (Trid.  Sess. 
XXIV.  can.  1.  3.  4.  7.) ,  ebenso  wenig  kann  dasselbe  die  hirchen- 
rechtlichen  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Ehe  ausser  Kraft  setzen, 
z.  B.  über  die  Proclamatiouen ,  über  die  Ebehindernisse,  über  die 
Form  der  Eheschliessung ,  über  das  tempus  clausum ,  über  Ledig- 
und  Entlassscheine  bei  auswärtigen  Pfarrangehörigen  u.  s.  f.  Also 
sind  dieselben  nach  wie  vor  mit  aller  Sorgfalt  und  Gewissenhaftig- 
keit zu  beobachten.  Hierin  wird  auch  durch  das  Reicbsgesetz  Nie- 
mand behindert,  welches  vielmehr  im  §.  82.  ausdrücklich  besagt: 
»Die  kirchlichen  Verpflichtungen  in  Beziehung  auf  Taufe  und  Trau- 
ung werden  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt. c 

Wir  vertrauen  zuversichtlich  zu  der  stets   bewährten  katholi- 
schen  Gesinnung    der   Gläubigen  unsers  Bisthums,   dass  auch    in 
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Zukunft  Brautleute  und  Ehegatten  sich  genau  an  alle  jene  Vor^ 
Schriften  halten  werden,  welche  die  Kirche  zum  Schutz  des  heiligen 
Sacramentes  und  zum  Wohle  der  Menschheit  fort  und  fort  aufrecht 
erhält.  Aber  es  besteht  doch  jetzt  mehr  Möglichkeit  und  bei  der 
bekannten  Zeitrichtung  grössere  Gefahr,  dass  auch  einzelne  Katho- 
liken, weniger  fest  im  Glauben  und  im  Gehorsam  gegen  die  Kirche, 
Verbindungen  eingehen,  welche  einzig  durch  d^n  Civilakt  zu  Stande 
kommen  und  das  Wichtigste  vernachlässigen. 

Solcher  Gefahr  nun  vorzubeugen  und  die  daraus  nothwendig 
hervorgehenden  überaus  traurigen  Folgen  abzuwenden  —  wird  von 
jetzt  an  eine  der  Hauptaufgaben  der  katholischen  Seelsorger,  und 
insbesondere  der  Pfarrvorstände  sein.  Durch  Beobachtung  der  Be- 
stimmungen bezüglich  des  Vorgehens  bei  der  Eheschliessung  werden 
sieh  dieselben  ihre  Aufgabe  erleichtem. 

1.  Vor  Allem  sind  die  Gläubigen  von  ihren  Seelsorgern  in 
im  Predigten  und  Katechesen  und  im  PrivcUunierticlde  über  das 
Wesen  des  heiligen  Sacramentes  der  Ehe  im  Gegensatz  zur  söge- 
namiten  Civüehe  zu  belehren,  [Dieses  und  das  Weitere  stimmt  mit 
der  Instruction  des  Erzb.  von  München  übereiu.  Vgl.  Archiv  Bd.  35. 
8.  U7  f.] 

üeberdies  werden  die  Pfarrvorstände  durch  Studium  des  frag- 
lichen Beichsgesetzes  und  der  diesbezüglichen  Verordnungen  sich  in 
den  Stand  setzen ,  den  Gläubigen  jederzeit  ^agen  zu  können  ,  was 
zur  Vorbereitung  und  aus  Anlass  der  rein  bürgerlichen  Förmlichkeit 
beachtet  werden  muss. 

2.  Ganz  besonders  ist  schon  im  Voraus  den  Gläubigen  die 
fflichi  einzuschärfen^  nicht  eher  den  Civilakt  vorzunehmen^  bis  der 
Pfarrer  ihnen  erklärt  hatj  dass  der  kirchlichen  Trauung  kein  -Htw- 
demiss  entgegenstehe.  Ja,  die  Pfarrer  haben  dahin  zu  wirken,  dass 
schon  die  erste  Anmeldung  einer  beabsichtigten  Verehelichung  zuerst 
bei  ihnen  erfolge ,  damit  überhaupt  eine  speeidle  Belehrung  der 
Brautleute,  wenn  eine  solche  noch  nothwendig  ist,  stattfinden  kann 
—  über  die  Bedeutung  des  Civilaktes  gegenüber  der  kirchlichen 
Trauung  und  über  die  Intention ,  in  welcher  sie  den  gesetzlichen 
Förmlichkeiten  sich  zu  unterziehen  haben ;  damit  insbesondere,  wenn 
sich  ein  Ehehinderniss  vorfindet  oder  ein  Einspruch  erhoben  wird, 
diese  zuvor  gehoben  werden,  oder  falls  die  Hebung  unmöglich  ist, 
öe  Brautleute  rechtzeitig  bewogen  werden  können,  von  ihrem  Vor- 
haben abzustehen.  Es  wird  hier  der  grössten  Wachsamkeit  der 
Pfarrvorstände  bedürfen,  besonders  wo  zu  befürchten  ist,  das  Braut- 
leute sich  mit  der  blossen  Civilehe   begnügen ,    und  es   wird  Alles 
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darauf  ankommen,  rechtzeitig  Eenntniss  von  den  beabsichügteu  ehe- 
lichen Verbindungen  zu  erlangen ,  wenn  nöthig  auch  mittels  der 
nach  §.  46.  des  Gesetzes  an  der  Gemeindetafel  während  zweier  Wo- 
chen anzukündigenden  Aufgebote,  um  durch  pastörelle  Mahnung  und 
Einwirkung  die  Brautleute  zur  Eingehung  einer  kirchlich  giltigen 
und  erlaubten  Ehe  zu  bewegen.  Da  hiezu  die  christlichen  EUem 
solcher  Personen  ohne  Frage  die  beste  Beihilfe  zu  leisten  vermögen, 
so  hat  sich  der  Seelsorger  ihrer  Mitwirkung  gerade  in  solchem  Falle 
mit  aller  Liebe  und  Sorgfalt  zu  versichern.  Wo  nur  irgend  mög- 
lich, ist  sodann  dahin  zu  trachten^  dass  die  kirchlichen  Proclama- 
tionen  spätestens  gleichzeitig  niit  dem  bürgerlichen  Aufgebote  be- 
endigt werden ,  und  also  auch  die  kirchliche  Trauung  nach  YoU- 
säehung  des  bürgerlichen  Aktes  ohne  Aufschub  stattfinden  könne,  — 
was  um  so  leichter  zu  erreichen  sein  wird ,  da  die  Standesbeamten 
angewiesen  sind,  dahin  sich  vorzusehen,  dass  die  kirchliche  Trauung 
noch  an  demselben  Tage ,  wie  die  Vollziehung  der  Förmlichkeiten 
vor  der  weltlichen  Behörde,  vorgenommen  werden  k^nn. 

Nach  §.  50.  Abs.  2.  des  in  Bede  stehenden  Gesetzes  ist  es  bei 
Krankheiten,  deren  ärztlich  bescheinigte  Lebensgefährlichkeit  einen 
Aufschub  der  Eheschliessung  nicht  gestattet,  den  Standesbeamten 
erlaubt,  ohne  Aufgebot  vorzugehen.  In  diesem  Falle  cessirt^  wenn 
Einholung  oberhirtlicher  Dispense  nicht  mehr  möglich  ist,  auch  die 
Vorschrift  der  kirchlichen  Aufgebote  {Chiry,  Comp,  theol.  moral.  11. 
740.  Quaer.  2.  —  Schmalzgrueber,  lib.  IV.  tit.  3.  n.  42  seq.),  und 
kann  der  Pfarrer  zu  sofortiger  Trauung  schreiten,  soferne  kein  an- 
deres bekanntes  Hinderniss  entgegensteht,  die  Brautleute  den  her- 
kömmlichen Eid  de  libertate  status  geleistet  und  auch  die  Beschei- 
nigung des  Standesbeamten  beigebracht  haben. 

3.  AMe  digenigen,  welche  sich  trotz  seelsorglicher  Belehrung 
und  Mahnung  mit  einer  blossen  dvilehe  begnügen ,  sind  der  Miss- 
achtung  der  kirchlichen  Atictorität  schuldig  und  haben  alle  jene 
Folgen  au  tragen,  welche  solcher  Ungehorsam  gegen  das  kirchliche 
Qesete  im  Leben  und  nach  dem  Tode  vor  Gott  und  der  Kirche 
nach  sich  zieht;  sie  sind  insbesondere  von  dem  Empfange  der  hei- 
ligen Sacramente  so  lange  auszuschliessen,  bis  sie  sich  bereit  zeigen^ 
auch  dem  Kirchengesetze  sich  zu  fügen,  und  unzweideutige  Skichen 
wahrer  Busse  geben  bezw.  durch  eine  kirchlich  gütige  Ehe  verbun- 
den  sind.  —  Sterben  sie  aber  in  unbussfertigem  Zustande ,  ohne 
vorher  wenigstens  in  glaubwürdiger,  durch  Zeugen  zu  erhärtender 
Weise  den  Witten  kundgegeben  zu  haben,  ihre  Verbindung  in  eine 
kirchlich  giltige  Ehe  umzuwandeln,  so  muss  ihnen  auch  das  kirch- 
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liebe  Begräbniss  unter  den  nämlichen  Voraossetzungeo  verweigert 
werden,  wie  solches  bei  öffentlichen  und  notorischen  Sfindem  der 
Fall  ist.  (Vgl.  Ghiry,  IL  n.  1012.)  Die  Vorsegnung  von  Wöchnerinen 
in  einer  Civilehe  ist  unerlaubt.  —  Civileheleyte  sind  auch  nicht  als 
Pathen  zuzulassen. 

4.  FQr  das  Eingehen  von  gemiscUen  Ehen  bleiben  die  bishe- 
rigen kirchlichen  Voi-scbriften  überhaupt  und  insbesondere  auch  Aber 
die  Sicherstellung  der  Eindererziehung  und  über  die  Noth wendigkeit 
einer  Dispense  in  impedimento  niixtae  religionis  aufrecht  erhalten. 
Gegenüber  der  Civileheschliessung  steigert  sich  daher  die  Pflicht 
des  Pfarrers,  bei  beabsichtigter  Eheschliessung  gemischter  Confession 
rechtzeitig  den  katholischen  Theil  auf  seine  Pflichten,  namentlich 
bezüglich  des  einzugehenden  Vertrages  über  die  katholische  Kinder* 
erziehung,  mit  Nachdruck  und  Liebe  aufmerksam  zu  machen,  damit 
anch  in  diesem  Falle  auf  den  Civilakt  alsbald  die  kirchliche  Trau- 
nng  folgen  kann.  Hiebei  wird  bemerkt ,  dass  wenn  die  Trauung 
eines  solchen  Paares  nach  katholischem  Ritus  geschieht,  es  einer 
Promulgation  in  der  betreffenden  akatholischen  Pfarrkirche  oder  eines 
Zeugnisses  über  die  daselbst  geschehene  Verkündigung  nicht  bedarf. 
Geschieht  aber  die  Trauung  nach  den  bürgerlichen  Formalitäten 
vor  dem  protestantischen  Minister ,  so  ist  der  katholische  Ehetheil 
im  Beichtstuhl  u.  s.  w.  in  der  bisherigen  Weise  zu  behandeln.  Fin- 
det endlich  die  Eheerklärung  hloa  vor  dem  bürgerlichen  Standes- 
beamten statt,  so  ist  an  uns  zu  berichten,  und  sind  die  betreffenden 
oberhirtlichen  Weisungen  abzuwarten. 

Vielleicht  aber  lassen  sich  solche  Verbindungen  mit  Akatho- 
iiken  in  manchen  Fällen  ganz  verhüten  durch  den  Hinweis  auf  die 
Lage  des  katholischen  Theiles,  die  in  Zukunft  noch  schlimmer  wird, 
wenn  auf  protestantischer  Seite  auch  in  Bayern,  wie  anderwärts  auf 
Grund  des  Beichsgesetzes  selbst  »schrifttoidriget  Ehescheidungen 
vorgenommen  werden. 

5.  Kehren  Personen,  welche  sich  in  das  Ausland  begeben  ha- 
ben, von  dort  oder  überhaupt  aus  der  Fremde  zurück,  nachdem  sie 
daselbst  ihre  Eheerklärung  blos  vor  dem  bürgerlichen  Standesbe- 
amten abgegeben,  oder  zwar  eine  kirchliche  Ehe,  aber  nicht  in  einer 
iimfdlos  giltigen  Weise  geschlossen  haben ,  so  ist  hierüber  an  das 
O'oerhirtenamt  umständlich  zu  berichten  und  das  Weitere  abzu- 
warten. 

6.  Wenn  ein  Katholik  mit  einer  geschiedenen  Verson  zu  Leb- 
zeiten des  andern  Ehetheiles  eine  Ehe  eingeht,  so  ist  er  zu  behan- 
deln wie  oben  Ziff.  3.  angegeben  ist.    Sollte  aber  über  die  Qiltig- 
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keit  der  Ehe  ein  Zweifel  bestehen ,   so  haben  die  Pfarrer  sich  vom 
Oberliirtenamte  vorerst  nähere  Weisungen  zu  erholen. 

7.  Dos  Recht  und  die  Ihätigheit  der  geisüichen  Eliegerichte 
für  den  Gewissensbereich  mrd  durch  das  Oivüehegesetz  nicht  he-- 
rührt.  (Vgl.  Conc.  Trid.^Sess.  XXIV.  can.  12.  und  Art.  Xll.  c.  des 
bayr.  Conoordates).  Der  §.  76.  des  Beichsgesetzes  kann  lediglich 
bürgerliche  Wirkungen  im  Auge  haben.  Die  Gläubigen  sind  dess- 
halb  bei  allen  Ehe-  und  Yerlöbnissstreitigkeiten  zu  belehren ,  daas 
sie,  söferne  es  sich  nicht  blos  um  vermögensrechtliche  Fragen  han- 
delt, erst  nach  erfolgter  kirchlicher  Entscheidung  im  Gewissen  sich 
werden  beruhigen  können. 

Ist  blos  ein  Ehetheil  an  das  weltliche  Gericht  gegangen,  und 
wird  der  andere  als  Beklagter  dahin  citirt,  so  kann  der  letztere  mit 
gutem  Gewissen  dem  Kläger  dort  Bede  stehen. 

Befinden  sich  in  einer  Pfarrei  katholische  Eheleute,  welche 
getrennt  leben,  —  sei  es  in  Folge  eines  Erkenntnisses  des  weltlichen 
Gerichtes  oder  ohne  ein  solches,  oder  will  Jemand  auf  Grund  einer 
gerichtlichen  Todeserklärung  des  anderen  Ehetheils  eine  neue  Ehe 
eingehen,  —  so  haben  die  Pfarrer  unter  Darlegung  der  bestehenden 
Verhältnisse  solcher  Personen  bezw.  unter  Beilegung  der  gericht- 
lichen Documente  unverweilt  an  das  Oberhirtenamt  zu  berichten 
und  dessen  Weisungen  abzuwarten. 

Dasselbe  hat  um  so  mehr  zu  geschehen ,  wenn  irgendwo  ein 
Katholik  mit  einer  ungetauften  Person  eine  Civilehe  eingegangen  hat. 

Gleiches  hat  endlich  auch  zu  geschehen,  wenn  bisher  in  Civil- 
verbindung  Lebende  bereit  sind,  sich  mit  der  Kirche  auszusöhnen 
und  zur  kirchlichen  Trauung ,  wo  solche  möglich  ist ,  zu  schreiten ; 
überhaupt  so  oft  über  die  Art  des  Vorgehens  gegenüber  neuen,  durch 
die  Ausführung  des  Beichsgesetzes  entstehenden  Verhältnissen  bei  den 
^Pfarrern  begründete  Zweifel  oder  besondere  Schv^erigkeiten  entstehen. 
Wir  zählen  hiezu  auch  den  möglichen  Fall ,  dass  Katholiken  ihre 
Kinder  nicht  mehr  zur  Taufe  bringen,  ihre  Verstorbenen  blos  civi- 
liter  beerdigen  lassen  u.  s.  w. ,  und  behalten  Uns  vor ,  auf  die  ein- 
zelnen an  Uns  kommenden  Anfragen  die  entsprechenden  Weisungen 
zu  ertheilen. 

IV.  In  Bezug  auf  SterbfäUe  ist  §.  60.  des  in  Frage  stehenden 
Gesetzes  zu  beachten,  welcher  lautet:  »Ohne  Genehmigung  der  Orts- 
polizeibehörde darf  keine  Beerdigifhg  vor  der  Eintragung  des  Ster- 
befalles in  das  (bürgerliche)  Sterberegister  stattfinden. c 

Zum  Zweck  der  Beerdigung  werden  vom  Standesbeamten 
scheinigungen  gebührenfrei  ertheUt. 
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V.  Die  pfarrlichen  Matrikdbücher  über  Taufen ,  Trauungen 
nnd  Sterbefälle,  welche  ihren  kirchlichen  Charakter  und  ihre  Bedeu- 
tuDg  für  die  Kirche  auch  fernerhin  unverändert  beibehalten ,  sind 
in  der  bisherigen  Weise  fortzuführen.  Die  Pfamrorstände  weiden 
auf  diese  wichtigen  Beurkundungen  wie  bisher  die  grOsstmOgliche 
Sorgfalt  verwenden. 

Wenn  Kinder,  welche  aus  blossen  Civilehen  stammen,  zur  Taufe 
gebracht  werden ,  so  sind  sie  in  der  Taufmcdrikd  mit  der  Bezeich- 
nung >ex  civiliter  conjunctisc  aufzufuhren.  Werden  Kinder  irgend- 
wie verbundener  Katholiken  nicht  zur  Taufe  gebracht,  so  sind  sie 
gleichwohl  nach  Thunlichkeit  in  einem .  eigenen  Anhang  zu  verzeich- 
nen. Hinsichtlich  der  unehelichen  Kinder  und  ihrer  Bezeichnung  in 
d^  Taufmatrikel  verbleibt  es  bei  der  bisherigen  Praxis.  Angaben  ' 
über  die  Väter  solcher  Kinder  sind  in  die  kirchliche  Matrikel  au&n- 
nehmen.  §.  25.  des  Beichsgesetzes  macht  die  Eintragung  der  Äner^ 
lenmmg  ausserehelicher  Kinder  in  das  bürgerliche  Geburtsregister 
von  einer  Erklärung  vor  dem  Standesbeamten  oder  in  einer  gericht- 
lich oder  notariell  aufgenommenen  Urkunde  abhängig.  Schliessen 
die  Eltern  solcher  Kinder  eine  Cmlverbindung ,  so  ist  im  Taufre- 
gister bei  den  Kindern  der  Vortrag  zu  machen:  »durch  die  am... 
gesehlossene  Civilverbindnng  in  foro  civili  legitimirt.€  Kommt  es 
später  auch  zur  kirchlichen  Etieschliessung,  so  ist  beizusetzen :  »durch 
nachgefolgte  Ehe  der  Eltern  am  ...  .  (Trauungsmatrikel  fol. . .  .) 
anch  pro  foro  Ecclesiae  legitimirtt 

Blosse  CiviUrauungen  sind,  so  lange  die  kirchliche  Eheschliees« 
ong  nicht  hinzutritt ,  in  einem  gesondert  zu  führenden  Buche  zu 
verzeichnen.  (»Vormerkbuch  über  Civilverbindungent).  Dieses  Vor- 
merkbuch hat  den  Zweck  ,  den  Seelenstand  bezüglich  solcher  Ver- 
bmdungen  evident  zu  erhalten,  für  Berichte  und  zu  seelsorglicher 
Orientirung  und  Einwirkung  jederzeit  die  nöthigen  Aufschlüsse  zu 
bieten  nnd  zugleich  das  unter  Umständen  aus  der  Civilverbindnng 
hervorgehende  Hindemiss  der  illegitimen  Affinität  und  der  öfifent- 
Uchen  Ehrbarkeit  zu  begründen.  Desshalb  hat  dasselbe  die  gewöhn- 
lichen Angaben  der  Trauungsmatrikel  zu  enthalten,  mit  Tag,  Mo- 
nat und  Jahr  der  geschlossenen  Civilverbindnng. 

Kommt  es  in  der  Folge  zu  einer  kirchlichen  Ehe,  so  ist  dies 
nnter  Hinweis  auf  die  Trauungsraatrikel  fol  .  .  .  anzumerken.  — 

Bei  Eintragungen  in  die  Sterbematrikel  ist  immer  auch  ein 
rtwaiges  Verhältniss  aus  einer  Civilverbindnng  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  also  bei  Kindern:  »Sohn,  Tochter  aus  der  Civilverbindung 
des  N.  und  der  N.,€  oder  bei  Erwachsenen:  »N.  in  Civüverbindung,€ 
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oder  »N,   geborene  N.  in  Civilverbindung  ,€   oder  >N.  Wittwe  nach 
Civilverbindung.c 

Musste  das  kirchliche  Begräbniss  verweigert  werden,  so  ist 
solches  in  der  Bnbrik  »Bemerknngent  zu  notiren. 

Was  die  Ausstellung  von  pfarramtlichen  Zeugnissen  jbetrifFt, 
so  wird  auf  den  §.  73.  des  Beichsgesetzes  verwiesen,  welcher  lautet  • 
»Den  mit  der  Fuhrung  der  Standesregister  oder  Kirchenbücher  bis- 
her betraut  gewesenea  Behörden  und  Beamten  verbleibt  die  Berech- 
tigung und  Verpflichtung,  über  die  bis  zur  Wirksamkeit  dieses  Ge- 
setzes eingetragenen  Geburten  ^  Heiraihen  und  Sterbef&lle  Zeugnisse 
zu  ertheilen.t  Die  katholischen  Pfarrämter  sind  also  keineswegs 
auch  zu  der  im  Beichsgesetz  erwähnten  »Vorlegung  der  Begister 
zur  Einsicht  verpflichtet.  Die  for  diese  Zeugnisse  zu  erhebenden 
Taxe  richtet  sich  nach  dem  am  Schlüsse  des  oft  allegirten  Reichs- 
gesetzes aufgeführten  QtbÜhreniarife.  —  Nach  §.  11.  der  Ausfuh- 
rungsverordnung des  Bundesrathes  zum  genannten  Gesetz  ist  »Geist- 
lichen und  andern  Beligionsdienem  die  Einsicht  der  (Givilstands-) 
Register  kostenfrei  zu  gestatten,  c 

Schliesslich  erinnern  wir  daran ,  dass  ein  Exemplar  der  vor- 
stehenden Instruction  ebenso  wie  die  bei  der  Trauung  und  den  Ster- 
befällen eingehändigten  Bescheinigungen  der  Standesbeamten  sorg- 
fältig in  der  Registratur  aufzubewahren  sindi 

Möge  es  der  Umsicht  und  dem  Eifer  ünsers  gesammten  hoch- 
würdigen  Klerus  gelingen,  an  der  Hand  der  oberhirtlichen  Instruc- 
tion air  das  Unheil  abzuwenden,  welches  aus  der  Vernachlässigung 
oder  Verachtung  der  so  weisen  kircklichen  Gesetzgebung  hinsicht- 
lich der  Ehe  für  die  Gläubigen  und  die  Gesellschaft  hervorgehen 
müsste ! 

Begensburg,  den  7.  Deceinber  1875. 

Das  bischöfliche  Ordinariat. 
J.  M.  Reger^  Qeneral-Vicar. 

Rohrmiller^  Secretär. 
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XVI. 
D»  Strafprocess  gegen  den  Erzbisthumsverwwer  von  Freiburg, 

von  Offidalrath  Dr.  Maas. 
(Schluse.    Vgl.  Archiv  Band  85.  S.  152—160). 

Im  Nachfolgenden  die  Aktenstücke  zu  der  im  vorigen  Hefte 
des  Archivs  enthaltenen  Darstellung: 

KreiS'  und  Hofgerichl  eu  Freiburg  den  4.  December  1874. 

Nr.  3769.  Raths-  und  Anklagekammer. 
Geheime  Sitzung  unter  dem  Vorsitze  des  Kreis-  und  Hofgerichts- 
präsidenten Dr.  Fetzer,  in  Gegenwart  der  Kreisgerichtsräthe  Eimer 
aod  LUschgi^  sowie  des  Secretärs  Dr.  Harden;  I.  A.  S.  gegen  Bisthums- 
verweser  Lothar  Kübel  in  Freiburg  wegen  gesetzwidriger  Ueber- 

tragung  kirchlicher  Functionen. 

Nach  Anhörung  des  Grossh.  Oberstaatsanwalts  erging  auf  er- 
statteten Vortrag  und  gepflogene  Berathung 

VertveisungS'  BescTüuss. 

I.  Bisthnmsverweser  Lothar  Kübel  in  Freiburg  wird  unter  der 
Anschuldigung: 

im  Monat  Juni,  Juli  und  August  d.  J.  den  Neupriestern  Gep- 
pert  von  Stockach,  bezw.  Elgei-sweier ,  Anton  Gaier  von  Unter- 
schwarzach, Leopold  Ochs  von  Völkersbacli ,  Albert  Pfonder  von 
Bruchsal,  Carl  Heinzelmanu  von  Herrsch  wag,  Gustav  Heizmann  von 
Elzach,  Carl  August  Sauer  von  Höpfingen,  welche  die  in  Art.  1. 
des  Gesetzes  vom  9.  Februar  1874  aufgestellten  Bedingungen  nicht 
erfallt  hatten,  kirchliche  Aemter,  bezw.  Functionen  übertragen  und 
diesen  unbeschränkt  ertheilten  Auftrag  auch  nach  der  Verordnung 
vom  4.  August  d.  J.  fortdauernd  belassen  zu  haben. 

Damit  gemäss  Art.  9.  des  Gesetzes  vom  6.  October  1860.  Art. 
1.  3.  §.  16  a.  Z.  2.  des  Gesetzes  vom  9.  Februar  1874  und  der  Ver- 
ordnung vom  4.  August  1874,  §.  74.  der  R.  St.  G.  B.  §.  26.  der 
6er.  Verf.  vergl.  mit  Art.  15.  und  17.  der  Einf.  Ges.  vom  23.  Decber. 
1871,  §.  207.  St.  P.  0. 

wegen  gesetzwidriger  Uebertragung  kirchlicher  Functionen 
in  Anklagestand  versetzt  und  zur  Aburtheilung  vor  die  Strafkamm^ 
dthier  verwiesen. 

n.  An  die  Staatsanwaltschaft  B.  v.  zur  Einsicht. 

gez.  Feiaer.        E.  v.  IMschgi.        gez.  Dr.  Harden. 
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B. 

Beschwerde  des  Angeklagten, 

Grossherzogliches  Oberhofgericht. 

Der  Angeschuldigte  erhebt  Beschwerde  gegen  den  Verweisungg- 
beschluss  der  Raths-  und  Anklagekaniuer  am  Grossh.  Kreis-  and  Hof- 
gerichtPreiburg  vom  4.  December  1874,  welcher  ihn  wegen  gesetzwidri- 
ger Uebertragung  kirchlicher  Functionen  iii  Anklagestand  versetzt, 
nnd  zur  Aburtheilung  vor  die  Strafkammer  desselben  Gerichtshofes 
verweiat. 

Durch  den  bezeichneten  Yerweisungsbeschluss  wird  Bisthnms- 
verweser  Lothar  Kübel  angeschuldigt: 

I.  im  Monat  Juni,  Juli  und  August  d.  J.  (sieben  genannten) 
Neupriestern,  welche  die  in  Art.  1.  des  Gesetzes  vom  19.  Februar 
1874  aufgestellten  Bedingungen  nicht  erfüllt  hatten,  kirchliche  Aem- 
ter  bezw.  kirchliche  Functionen  übertragen,  und 

U.  diesen  unbeschränkt  ertheilten  Auftrag  auch  nach  der  Ver- 
ordnung vom  4.  August  d.  J.  fortdauernd  belassen  zu  haben. 

Diese  Verweisung  entspricht  dem  Antrag  des  .Grossh.  Staatsan- 
waltes vom  2.  December.  Dessen  Antrag  auf  Einleitung  einer  Un- 
tersuchung vom  20.  September  aber  lautete  dahin: 

Die  Untersuchung  wird  in  allen  Fällen  gegen  den  Erzbisthums- 
verweser  Kübel  beantragt,  da  er  die  Ermächtigung  zu  kirchlicheji 
Functionen  zu  ertheilen  hat.  Es  wird  jedoch  um  etwaigen  Zweifeln 
zu  begegnen,  zu  erheben  sein,  ob  die  hier  aufgeführten  Neupriester 
kirchliche  Functionen  nach  dem  10,  September  öffentlich  ausgeübt 
haben.  Ist  dieses  der  Fall,  so  wird  §.  16  a.  Z.  2.  des  Gesetzes  vom 
9.  Februar  d.  J.  anzuwenden  sein,  da  der  Bisthumsverweser  den  ur- 
sprünglich ertheilten  Auftrag  nach  Publication  der  Verordnung  vom 
4.  August  nicht  zurückgezogen  ^  also  nach  dieser  Verordnung  and 
insbesondere  auch  nach  dem  10.  September  fortertheill  hat. 

pag.  13  n.  A. 

Es  ist  hiernach  die  Folgerung  gerechtfertigt,  dass  der  Grossh. 
Staatsanwalt 

a)  die  Untersuchung  nur  hinsichtlich  der  U.  Anschuldigung 
des  Verweisungsbeschlusses  beantragt  und  nur  in  der  Unterlassung 
des  Widerrufs  ein  Vergehen  gefunden  hatte,  und 

b)  dass  er  den  Zeitpunkt  von  welchem  an  der  Auftrag  ungül- 
tig resp.  widerrechtlich  wird,  in  Gemässheit  des  L.  R.  S.  la.  auf 
den  10.  September  festgesetzt  hatte.     In  beiden  Beziehungen  geht 
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der  Verweisungsbeschluss  weiter.    Er  ist  aber  seinem  ganzen  Inhalte 
nach  nngerechtfertigt  nnd  die  Beschwerde  dagegen  wohl  begründet 

I.  Der  Geistliche  welcher  nach  der  Publication  des  Gesetzes 
Tom  19.  Febmar  1874  kirchliche  Functionen  überträgt  oder  ausübt, 
oboe  dass  der  Vorschrift  des  Art.  1.  Genüge  geschehen  ist,  wird  nach 
Art.  3.  straffällig. 

Ausnahmsweise  gestattet  aber  Art.  4.  denjenigen  Geistlichen, 
welche  zur  Zeit  der  Verkündung  des  Gesetzes  bereits  die  theologische 
Prüfung  bestanden  haben,  bezw.  zu  Priestern  geweiht  worden  sind,  bis 
auf  Weiteres  kirchliche  Functionen  auszuüben ,  die  Regierung  aber 
ist  ermächtigt  durch  Verordnung  ihnen  diese  Befugniss  wieder  su 
entjsieken. 

Deashalb  können  auch  hier  diese  Priester  bis  zu  dem  Zeit- 
punkt, zu  welchem  ihnen  diese  Befugniss  wieder  eptzogen,  d.  h.  bis 
zu  dem  Tage,  an  welchem  die  Verordnung  vom  4.  August  massge- 
bend wurde,  wegen  Ausübung  kirchlicher  Functionen  nicht  gestraft 
werden,  weil  sie  nicht  unter  das  Strafgesetz  des  Art.  3.  fallen ,  weil 
sie  keine  Functionen  ausübten  die  ihnen 

lunter  der  Verletzung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über- 
tragen worden  sind.t 

üebertragen  waren  ihnen  aber  diese  Functionen,  denn  ohne 
Debertragung  konnten  sie  solche  nicht  ausüben. 

Daraus  folgt,  dass  auch  die  bischöfliche  üebertragung  als  die 
conditio  sine  qua  non  zulässig  war  und  dass  dieselbe,  erfolgt  nach 
Publication  des  Gesetzes  vom  19.  Februar  aber  vor  der  Verordnung 
Tom  4.  August  nicht  strafbar  sein  kann. 

Gleichwie  im  Art.  3.  üebertragung  und  Ausübung  Correlate 
ond  Mandant  wie  Mandatar  mit  Strafe  bedroht' sind,  so  kann  auch  die  . 
Ausübung  gemäss  Art.  4.  ohne  vorausgegangenes  Mandat  nicht  ge- 
dacht werden  und  muss  wie  der  Mandatar  auch  der  Mandant  straf- 
los  sein. 

Entweder  haben  die  bis  10.  August  resp.  10.  September  fnn- 
girende  Priester  Functionen  ausgeübt,  die  ihnen 

»unter  Verletzung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  übertragen 
worden  sindc  oder  nicht. 

Im  ersten  Falle  sind  sie  unbedingt  strafbar  ohne  alle  Zeitbe- 
scbränkung;  im  letzteren  Falle  hat  aber  auch  der  kirchliche  Obere 
nicht 

»entgegen  der  gesetzlichen  Vorschrift,€ 

kirchliche  Functionen  übertragen  und  kann  daher  auch  nicht 
wegen  Verletzung  gesetzlicher  Bestimmungen  strafbar  sein. 
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Die  üebertragnng  ist  unsträflich,  weil  der  Art.  4.  das  Beeht  des 
kirchlichen  Oberen  die  Mission  zu  ertheilen  nothwendig  voraussetzt  and 
anerkennt.  Anderseits  ist  richtig,  dass  mit  dem  Aufhören  der  Zuläs- 
sigkeit  kirchliche  Functionen  auszuüben,  auch  die  Wirksamkeit  der 
Mission  erlöscht;  selbstverständlich  dauert  nämlich  für  die  Grossh. 
Begiernng  das  Mandat  nur  in  solange,  als  sie  die  jenem  entsprechende 
Thätigkeit  selbst  gestattet.  Sie  sperrt  einfach  die  noch  später  Func- 
tionen ausübenden  Priester  und  durch  die  vorausgegangene  Ueber- 
tragung  wird  ihr  an  der  durch  das  Oesetz  verliehenen  Gewalt  nichts 
entzogen.  « 

Man  kann,  ja  man  muss  nach  der  Intention  des  Gesetzes  zugeben, 
dass  das  Aultragsverhältniss  zwischen  dem  Priester  und  seinem  kirchli- 
<^hen  Obern  mit  dem  Tage  unwirksam  wird,  mit  welchem  die  Befugniss 
kirchliche  Functionen  auszuüben,  staatlich  wieder  als. entzogen  gilt, 
aber  gesetzwidrig  kann  der  unter  der  Herrschaft  des  Art.  4.  ertheilte 
Auftrag  niemals  werden. 

Denn  es  ist  logisch  und  juristisch  geradezu  undenkbar ,  dass 
das  Gesetz  eine  Handlung  ~  hier  den  Auftrag  —  bestrafen  wollte, 
deren  Folgen  dasselbe ,  bis  zu  einer  in  Aussicht  gestellten  weiteren 
Verordnung,  die  möglicherweise  gar  nie  oder  erst  dann  erlassen  wer- 
den konnte,  nachdem  der  Handelnde  aufgehört  hatte  »der  kirchliche 
Oberec  zu  sein  —  ausdrücklich  als  erlaubt  erklärt  hatte. 

Wie  kann  das  Gesetz  Jemanden  gestatten  etwas  zu  thnn  und 
denjenigen  bestrafen,  welcher  jenen  in  Stand  setzt  oder  mit  den  Mit- 
teln ausrüstet,  das  erlaubte  Etwas  thun  zu  können?  Eine  solche 
Ungeheuerlichkeit  wornach  die  Erfüllung  eines  Auftrags  gesetzlich 
zulässig,  der  Auftrag  selbst  aber  strafbar  ist ,  kennt  keine  Gesetz- 
gebung, unter  allen  Umständen  müsste  der  Art.  4  den  ausdückli- 
chen  Zusatz  erhalten: 

unbeschadet  der  Strafbarkeit  des  kirchlichen  Obern,  welcher 
die  kirchlichen  Functionen  übertragen  hat. 

Nur  unter  einer  Voraussetzung  ist  es  denkbar,  dass  der  Art.  4. 
wie  er  lautet,  eine  Unsträflichkeit  der  Mandatsertheilung  nicht  invol- 
virt,  unter  der  Unterstellung  nämlich : 

dass  man  den  Bischof  verleiten  wollte,  diesen  Neupriestern  die 
Mission  zu  ertheilen,  um  ihn,  den  Bischof  dann' anklagen  und  vemr- 
theilen  zu  können. 

Eine  solche  Unterstellung  muss  man  aber  mit  Abschen  von 
sich  weisen. 

Also:  Die  Uebertragung  kirchlicher  Functionen  vom  17.  Joni  bis 
3.  August  an  sieben  Neupriester,  welche  die  in  Art.  1  des  Gesetzes  vom 
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19.  Februar  1874  aufgestellten  Bedingungen  nicht  erfüllt  hatten,  ist 
kein  Vergehen,  ist  nicht  strafbar,  war  vielmehr  gesetzlich  voHkom- 
men  zulässig. 

IL  Eine  Anerkennung  dieser  zwingenden,  logischen  —  und  auch 
gesetzlichen  —  Folgerung  liegt  in  der  Thatsache  dass  bis  jetzt  alle 
Berufungen  (missio,  approbatio)  unbeanstandet  geblieben  sind,  dass 
sie  jetzt  erst  als  ¥^derrechtlich,  als  ungesetzlich  augefochten  werden. 
Eine  solche  Anerkennung  niuss  auch  in  dem  Verweisungsbescbluss 
selbst  gefunden  werden,  indem  die  zweite  Anschuldigung  darauf  ge- 
richtet ist,  den  ertheilten  Auftrag: 

auch  nach  der  Verordnung  vom  4.  August  ioridauemd  belas- 
sen zu  haben. 

Denn  ist  der  Nicht- Widerruf  erst  nach  der  Verordnung  vom 
4.  August  strafbar,  so  kann  der  Ruf  vor  dieser  Verordnung  unmög- 
lich strafbar  sein  und  ebendesshalb  scheint  auch  die  erste  Anschul- 
digung nur  in'  unmittelbarer  Verbindung  mit  der  zweiten  erhoben, 
d.  h.  die  Uebertragung  nur  desshalb  angefochten  zu  sein ,  weil  sie 
nicht  widerrufen  wurde. 

Den  letzten  Punkt  anlangend,  so  sucht  in  Oemässheit  des 
staatsanwaltlichen  Antrags  der  Verweisungsbescbluss  durch  den  ge- 
wählten Ausdruck: 

fortdauernd  belassen  zu  haben 

der  Unterlassung  .den  Anschein  einer  positiven  Handlung  zu 
geben.  Allein  immerhin  besteht  die  Anschuldigung  nur  darin:  die 
uebertragung  kirchlicher  Functionen  an  die  Neupriester  ni«5ht  wider- 
rufen zu  haben. 

Darin  liegt  ebenso  wenig  ein  Vergehen  als  in  der  Uebertrag- 
ong  selbst. 

1.  Es  wurde  gezeigt,  dass  die  Verwendung  der  Neupriester 
nicht  gesetzwidrig  war,  nicht  gesetzwidrig  sein  konnte.  Dadurch  aber 
konnte  sich  der  Charakter  dieser  Handlung  nicht  ändern^  dass  den 
legal  Berufenen  durch  einen  Akt  der  Staatsgewalt  die  fernere  Aus- 
fibong  untersagt  wurde,  was  nicht  einmal  vorauszusehen  war,  nach- 
dem der  Minister  in  der  20.  Sitzung  der  IT.  Kammer  vom  21.  Ja- 
naar erklärt  hatte: 

Die  Begierung  wird  nur  im  änssersten  Nothfall  die  Befugniss 
kirchliche  Functionen  auszuüben  den  Betreffenden  entziehen. 

2.  Nebst  dem  ist  von  dem  allein  entscheidenden  rechtlichen 
Standpunkte  aus  gewiss,  dass  der  ertheilte  Auftrag  schon  anfangs 
ein  beschränkter  und  auch  ohne  besondere  Glausel  hraft  Gesetzes 
luQsiehtlicli  seiner  Dauer  dadurch  bedingt  war,  dass  nicht: 
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die  fernere  ErfalliiDg  natürlich  oder  sittlich  d.  h.  wegen  entge- 
iretener  verbietender  Rechtsverhältnisse  unmöglich  wird. 

L.  B.  S.  1234  a.  Brauer  über  diesen  Zusatz  III.  S.  171. 
Der  Widerruf  lag  also  gesetzlich  in  dem  Auftrag  selbst. 

3.  Es  war  daher  schon  aus  diesem  Orunde  keineswegs  noth- 
wendig,  die  legal  geschehene  üebertragung  'durch  eine  ausdrückliche 
besondere  Erklärung  rückgängig  zu  machen.  Die  Untersuchung,  was 
der  Angeklagte  nach  kirchlichem  Rechte  zu  thun  oder  nicht  zu 
thun  hatte,  kann  hier  als  gänzlich  unnütz  faglich  unterbleiben.  Aber 
soviel  ist  gewiss  und  muss  auch  hier  berücksichtigt  werden :  dass  die 
Grossh.  Regierung  in  keiner  Weise  gehindert  ist  gegen  die  zur  Aus- 
hilfe gesendeten  Neupriester  vorzugehen  und  dass  die  Sperrung  der- 
selben schlechterdings  nicht  durch  einen  Bischöflichen  Mandatswider- 
ruf bedingt  ist. 

4.  Die  Hauptsache  aber  ist,  dass  sich  im  ganzen  Strafgesetz- 
buch, soweit  es  von  Verbrechen  und  Vergehen  handelt,  mit  Ausnahme 
des  §.  139,  keine  einzige  Stelle  findet,  welche  die  ünterlasswig  ei- 
ner Handlung  mit  Strafe  bedroht.    §.  2.  St.  Q.  B. 

Unterlassungen  können  nur  wegen  Nicht-Beachtung  polizeilicher 
Vorschriften,  als  Uebertretungen  strafbar ,  sein. 

Es  existirt  auch  kein  badisches  Ausnahms-Strafgesetz,  welches 
den  kirchlichen  Obern  verpflichtet,  den  Neupriestern  die  femere  Aas- 
übung kirchlicher  Functionen  nach  dem  10.  August  resp.  10.  Sep- 
tember zu  verbieten  oder  sie  von  ihrem  Posten  abzurufen. 

5.  Aus  allen  diesen  Gründen,  aus  der  wohlgerechtfertigten  De- 
berzeugung  bei  der  Berufung  der  Neupriester  legal  gehandelt  zu 
haben,  aus  dem  umstände,  dass  nach  der  Verordnung  vom  4.  Au- 
gust weder  einer  dieser  Priester  angestellt  noch  zur  Fortsetzung  sei- 
ner Functionen  von  dem  Bischof  aufgefordert  wurde,  folgt  mit  Evi- 
denz, dass  es  auch  an  dem  hier  erforderlichen  dolus  fehlen  würde, 
wenn  überhaupt  objectiv  etwas  Strafbares  vorläge. 

Auf  die  sonstigen  Anschauungen  des  Angeklagten  von  seinem 
kirchlichen  Standpunkte  aus  kann  es  selbstverständlich  nicht  ankom- 
men; die  Gerichte  beachten  sie  nicht  und  können  sich  daher  auch 
nicht  zum  Nachtheil  des  Angeklagten  darauf  berufen.  Indessen  hat  auch 
der  Angeklagte  in  seinen  Kundgebungen  vom  13.  August  und  15. 
October  mit  vollem  Rechte  betont,  dass  er  dessenungeachtet  kein 
Oesete  iibertreien  haibe. 

in.  Man  vermisst  auch  eine  klare  bestimmte  Antwort  auf  die 
Frage,  durch  welche  Handlungen  denn  der  Art.  3.  (§.  16  a.  Z.  2.) 
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des  Gesetzes  vom  19.  Februar  anwendbar  geworden ,  das  dort  be- 
zeichnete Vergehen  begangen  worden  sei,  ob 

a)  durch  die  üebertragung  kirchlicher  Functionen  vor  August 
resp.  September, 

b)  durch  die  Unterlassung  der  Abberufung  nach  August  resp. 
September, 

c)  durch  die  üebertragung  und  die  Unterlassung. 
Jedenfolls  dürfte  nachgewiesen  sein,  dass  durch  keine  dieser 

Handlungen  dieses  oder  irgend  ein  anderes  Strafgesetz  verletzt  wor- 
den sei  und  dass  daher  die  Beschwerde  wohl  gerechtfertigt  ist: 

dass  Becurrent,  sei  es  unter  der  Anschuldigung  von  a.  oder  b. 
oder  c.  wegen  gesetzwidriger  üebertragung  kirchlicher  Functio- 
nen in  Anklagestand  versetzt  und  zur  Aburtheilung  vor  die 
Strafkammer  verwiesen  wurde. 

Uebrigens  steht  nach  dem  VerweisungsbeschlnSs  soviel  fest, 
dass  der  Angeklagte  nur 

wegen  gesetzuAdriger  üebertragung 
in  Anklagestand  versetzt  wurde. 

Da  nun  aber  »die  in  dem  Yerweisungsbeschluss  bezeichnete 
That  unter  kein  Strafgesetz  fällt,€  so  ist  nach  §.  213.  412.  413.  St. 
Pr.  0.  die  Bitte  begründet,  gerechtest  erkennen  zu  wollen: 

dass  der  Yerweisungsbeschluss  des  Orossh.  Kreis-  und  Hof- 
gerichts Freiburg,  Baths-  und  Allklagekammer  vom  4.  December 
1874  aufzuheben  und  der  Beschwerdeführer  von  der  Anschul- 
digung wegen  gesetzwidriger  üebertragung  kirchlicher  Func- 
tionen zu  entbinden,  auch  von  den  Kosten  freizusprechen  sei. 

Freiburg,  den  23.  Februar  1874. 

gez.  Dr.  V.  Wänker,  Anwalt 

C. 

Qrossherzoglich  Badisches  Oberhofgericht.' 

Nr.  323/24. 

ProtocoU  aus  geheimer  Gerichtssitzung.  I.  A.  S.  gegen  Erz- 
bisthumsverweser  Dr.  Lothar  Kübel  in  Freiburg  wegen  gesetzwidriger 
üebertragung  kirchlicher  Functionen. 

Beschluss, 

Die  von  dem  Angeschuldigten  gegen  den  Verweisungsbeschluss 
des  Grossb.  Kreis- und  Hofgerichts  Freiburg,  Raths-  und  Anklage- 
kamraer  vom  4.  Dec.  1874  Nr.  3769  erhobene  Beschwerde  sei  unter 
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Verfällung  des  Beschwerdeführers  in  die  Kosten  des  ergriffenen  Rechts- 
mittels als  unbegründet  zu  verwerfen. 

Mannheim^  den  3.  Februar  1875. 

gez.  Obkircher, 

Entscheidungsgründe. 

Die  von  dem  Angeschuldigten  gegen  den  Verweisungsbescbluss 
des  Kreis-  und  Hofgericbts  Freiburg,  ßaths-  und  Anklagekainmer 
vom  4.  Dec^  1874,  Nr.  3769  erhobene  Beschwerde  muss  als  unbe- 
gründet erachtet  ii^erden. 

Wenn  der  Beschwerdeführer  beabsichtigt  haben  sollte,  mit  sei- 
ner Ausführung,  dass  der  von  der  Gr.  Staatsanwaltschaft  gestellte 
Antrag  auf  Verweisung,  welcher  auch  von  der  Baths-  und  Anklage- 
kammer Folge  gegeben  worden  —  ein  weitergehender  gewesen  sei, 
als  der  am  20.  Sept  1874  an  den  Untersuchungsrichter  gerichtete 
Antrag  auf  Einleitung  der  üntersuchuDg ,  so  muss  die  Orundlosig- 
keit  dieser  Beschwerde  eines  Theils  desshalb  angenommen  werden, 
weil  in  der  Voruntersuchung  ausser  dem  Antrag  vom  20.  Sept.  auch 
^noch  weitere,  ausgedehntere  Anträge  von  Seiten  der  Gr.  Staatsan- 
waltschaft gestellt  worden  waren,  anderntheils  aber  aus  dem  Grande, 
weil  selbst  eine ,  im  Verweisungsantrage  erfolgte  Ausdehnung  des 
früher  gestellten  staatsanwaltschaftlichen  Antrags  auf  weitere  An- 
schuldigungspunkte jedenfalls  nicht  die  Aufhebung  des  daraufhin 
ergangenen  Verweisungsbeschlusses,  und  die  Entbindung  des  Ange- 
schuldigten von  der  Anschuldigung  (§.  206  der  Str.  Pr.  Ordg.),  son- 
dern nur  eine  Zurückweisung  der  Untersuchung  an  den  Untersneh- 
ungsrichter  Behufs  deren  Ergänzung  zur  Folge  haben  könnte,  wo- 
rauf der  Beschwerdeführer  aber  keinen  Antrag  gestellt  hat. 

Nicht  minder  unbegründet  erschein];  die  Beschwerde  des  An- 
geschuldigten, welche  sich  darauf  stützt,  dass  die  im  Verweisungs- 
beschlusse  ausgesprochene  Anschuldigung,  dass  der  jetzige  Beschwer- 
führer einer  Anzahl  nicht  geprüfter  Geitslicher  kirchliche  Functio- 
nen übertragen  und  diesen  unbeschränkt  ertheilten  Aufbrag  auch 
nach  der  Verordnung  vom  4.  Aug.  1874  fortdauernd  belassen  habe, 
keine  That  umfasst,  wolche  durch  £in  Strafgesetz  bedroht  sei  (§. 
213.  Ziff.  1.  Str.  Pr.  Ordg.)  Wenn  nämlich,  nachdem  das  Oesetz 
von  19.  Febr.  1874  in  Kraft  getreten,  Seitens  des  AngescAuld igten 
ein  unbeschränkter  Auftrag  zur  öffentlichen  Ausübung  kirchlicher 
Functionen  an  nicht  geprüfte  Geistliche  ertheilt  wurde,  d.  h.  wenn 
bei  der  Uebertragung  dieser  Functionen  die  Absicht  ded  dieselben 
übertragenden  Eirchenoberen  dahin  kund  gegeben  wurde,  den,  den 
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Denen  Vicaren  ertheilten*  Auftrag  zur  öffentlichen  Vornahme  kirch- 
licher Verrichtungen  nicht  auf  die  Zeit  zu  beschränken,  in  welcher 
die  Gr.  Begierung  die  Ausübung  derselben  dulden  werde ,  sondern 
im  Gegentheile  diese  Uebertragung  im  Widerspruche  mit  dem  Ge- 
setze auch  alsdann  noch  fortwirken  zu  lassen ,  nachdem  ein  Verbot 
der  Ausübung  solcher  Functionen  durch  die  Gr.  Regierung  ausge- 
sprochen worden  sei  (Art.  4.  des  Ges.  v.  19.  Febr.  1874),  so  kann 
es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  eine,  in  dieser  Unbeschränktheit 
erfolgte  Uebertragung  kirchlicher  Functionen  jedenfalls  von  dem 
Augenblick  an  als  strafbar  (Art.  3.  §.  16  a.  Ziff.  2.  des  Ges.  v.  19. 
Febr.  1874)  angesehen  werden  muss,  in  welchem  die  Verordnung  y. 
4.  Aug.  1874  als  in  Kraft  getreten  zu  erachten  ist. 

Abgesehen  hiervon  muss  auch  im  fortdauernden  Belassen  des 
erwähnten  Auftrags  nach  eingetretener  Wirksamkeit  der  Verordnung 
T.  4.  Aug.  1874  dio  vorhin  erwähnte  strafbare  Handlung  erblickt 
werden.  Da  nämlich  unter  dem  in  Art.  3.  §.  16  a.  Zifi.  2.  des  Ges. 
T.  19.  Febr.  1874  angeführten  Uebertragen  kirchlicher  Functionen 
keineswegs  nur  die  erste  Uebertragungshandlung  verstanden  sein 
kann,  vielmehr  die  daselbst  gebrauchten  Worte:  »welcher  entgegen 
der  gesetzlichen  Vorschriften  kirchliche  Functionen  überträgt,!  auf 
das  ganze  Auftragsverhältniss  überhaupt  bezogen  werden  müssen,  so 
muss,  nachdem  ein  Begierungsverbot  im  Sinne  des  Art.  4.  des.  Ges. 
ergangen,  von  diesem  Zeitpunkt  an  das  Fortbestehenlassen  des  nach 
Umständen  früher  auf  nicht  ungesetzliche  Weise  begründeten  Auf- 
tragsverhältnisses —  da  der  Auftrag  nunmehr  als  gesetzwidrig  er- 
theilt  erscheint,  als  verbotene  Uebertragung  und  somit  als  zufolge 
Art  3.  §.  16  a.  Ziff.  2.  des  Gesetzes  strafbar  angesehen  werden. 

Die  vom  Vertreter  des  Angeschuldigten  berührte  Frage  aber, 
ob  der  Letztere  in  der  That  auch  die  Absicht  gehabt  habe,  den  Voll- 
zug des  von  ihm  den  neugeweihten  Priestern  ertheilten  Auftrags  zur 
Verrichtung  kirchlicher  Functionen  selbst  alsdann  noch  von  densel- 
ben zu  verlangen,  nachdem  die  Grossh.  Regierung  diesen  Beauftrag- 
ten die  Befugniss  zu  functioniren  entzogen  haben  werde,  —  sowie  die 
weitere  Frage,  ob  abgesehen  hievon  —  der  Angeschuldigte  nach  er- 
folgtem Verbote  vom  4.  August  das  bestehende  Auftragsverhältniss  im 
Bewusstseiu  von  dessen  nunmehriger  Gesetzwidrigkeit  auch  fernerhin 
noch  aufrecht  erhalten  wissen  wollte,  ist  hier  nicht  zu  erörtern,  da  eine 
Beschwerde  gegen  einen  Verweisungsbeschluss  nicht  darauf  gegrün- 
det werden  kann,  dass  für  ein  Thatbestands-Moment  ein  genügen- 
der Beweis  nicht  vorliege  —  (S.  §.  213.  d.  Str.  Pr.  Ordg.)  vielmehr 
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die  Entscheidung  hierüber  jetzt  nur  dem  artheilenden  Gerichte  — 
der  Sfrafkammer  zusteht. 

Aus  diesen  Gründen  musste  die  erhobene  Beschwerde  als  un- 
begründet verworfen,  der  Beschwerdeführer  aber  gemäss  §.  426.  der 
Str.  Pr.  Ordg.  in  die  Kosten  des  ergriffenen  Rechtsmittels  verfällt 
werden. 

2ur  Beglaubigung 

gez.  BecJUold. 

D. 

Erklärung^ 

welche  der  Erzbisthumsverweser  Lothar  Eübel  vor  der  Strafkammer 
Freiburg  den  11.  März  abgegeben  hat. 

Ich  bin  wegen  üebertragung  kirchlicher  Functionen  angeklagt. 
Damit  ist  constatirt,  dass  es  sich  hier  um  eine  kirchliche  Angele- 
genheit handelt,     üeber  kirchliche  Angelegenheiten  hat  aber  kraft 
göttlichen  Bechts,  kraft  der  bestehenden  völkerrechtlichen  Verträge 
und  des  positiven   Bechts  die  kirchliche  Autorität  zu  entscheiden. 
Desshalb  und  in  Anbetracht  meiner  Verantwortung  vor  Gott,   dem 
Dreieinigen,  vt)r  dem  Stellvertreter  Christi  auf  Erden  und  vor  mei- 
nem Gewissen  kann  und  darf  ich  die  Competenz   der  bürgerlichen 
Gerichte  in  einer  kirchlichen  Angelegenheit  nicht  anerkennen  und 
muss  ich   meine   schon   früher   ausgesprochene   Verwahrung   gegen 
die  Zuständigkeit  der   bürgerlichen  Gerichte  in  dieser  kirchlichen 
Sache  hier  feierlich  wiederholen.    Bezüglich   der  Ausübung  meiner 
kirchlichen   Amtspflichten   unterstehe   ich   lediglich   meinen   kirch- 
lichen  Obern    und   ich   würde    in   die  Eicommunication   ver&llen, 
insofern  ich  irgendwie  dazu  mitwirkte,  dass  die  Ausübung  der  kirch- 
lichen Jurisdiction   direct  oder  indirect   verhindert  würde.     Indem 
ich  also  meine  Verwahrung  gegen  die  Competenz  der  bürgerlichen 
Gerichte  in  der  vorliegenden  rein  kirchlichen  Angelegenheit    aus- 
spreche, füge  ich  pflichtmässig  bei,  dass  ich  nicht  freiwillig   hier 
erscheine,  sondern  nur   der  Gewalt  weichend  der  geschehenen   Vor- 
ladung nachgekommen  bin. 

Gestützt  auf  diese  meine  Erklärung  darf  ich  mich  nach  mei- 
nen beschworenen  kirchlichen  Amtspflichten  und  nach  meinem  Ge- 
wissen in  eine  verantwortliche  Vernehmlassung  vor  dem  bürgerlichen 
Gerichte  in  der  vorliegenden  kirchlichen  Angelegenheit  nicht  ein- 
lassen. 
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E. 
Verfkeidigungsrede  des  Anwalts  Dr.  v.  Wänker  vor  der  Sirafkam- 

mer  11.  Märg  1875. 
Nachdem  der  Vertheidiger   des  Grafen  Arnim ,    Professor  von 
Holtzendorf,  in  seiner  Rede  betont  hatte,  dass  jede  politische  Back- 
,  sieht  zurückzudrängen  sei  und  er  nur  die  streng  juristische  Anwen- 
diuig  der  Strafparagraphen  verlange,  fuhr  er  also  fort: 

»Der   hohe   Oerichtshoi  erwäge,   dass  in  den  Annalen  des 
Gerichts   kein    Präcedenzfall   zu   finden  ist;   er  erinnere  sich, 
dass  wenn   im    Verlaufe   seiner  Untersuchung   die  angerufene 
Gesetzesstelle  sich  als  dunkel  erweisen  sollte,  er  zur  FL*eispre- 
chung  verpflichtet  ist.    Das  ist  die  Anforderung,  die  eine  sitt- 
lich gebildete  Nation  an  ihre  Rechtspfleger  stellt,  dassf  einem 
dunklen   unverständlichen   Gesetz   gegenüber  nicht  verurtheilt 
werden  kann.    Damit ,    m^ine  Herren  Richter,    habe  ich  auch 
den  politischen  Endzweck,  den  berechtigten  nämlich,  gewählt.« 
Ich  habe   mir  diese  Stelle  sofort  bemerkt  in  der  Voraussicht, 
sie  wohl  bei  dem  jetzigen  Zeitlaufe  verwerthen  zu  können,   denn  es 
ist  immer  vortheilh  aft ,  auch    die  einfachste  Wahrheit  durch  eine 
Autorität  sagen  zu  lassen.    Sie  passt  auch  vollkommen  auf  unseren 
Fall  mit  dem  einzigen  Unterschied,  dass  meines  Erachtens  von  einem 
dunkeln  Gesetze   hier  nicht  die  Rede  sein   kann ,   dass  es  vielmehr 
ffar  kein  Gesetz  gibt,  welches  eine  Verurtheilung  rechtfertigen  könnte. 
Ich  stelle  vor  Allem  in  Abrede,  dass  der  Angeklagte  den  sie- 
ben Neuprifstern  kirchliche  Functionen  übertragen  habe.    Nicht  nur 
der  Bischof,  sondern  auch  jeder  Beneficiumsinhaber  kann  kirchliche 
Functionen  übertragen,    desshalb  spricht  auch  das  Gesetz  allgemein 
von  „geistlichen Obern,"  d.h.  eben  solchen,  wetche Functionen  tiJcr- 
tragen  können.    Es  sind,  wie  die  vorgelegten  Formulare  ausweisen, 
hier  vier  Acte  zu  unterscheiden: 

1.  dieAdmission  oder  approbatio,  kraft  welcher  Jemand  überhaupt 
befähigt  erklärt  wird,  kirchliche  Functionen  zu  verrichten; 

2.  die  Bezeichnung   einer  Stelle,   an  der  er  als  Hilfsgeis llicher 
wirken  kann; 

3.  die  Bestellung  als  PfarrverwaUer  oder  Pfarrverweser; 

4.  die  Ernennung  zum  Pfarrer  oder  die  üebertragung  der  Pflründe 
selbst. 

Nur  in  den  beiden  letzteren  Fällen  überträgt  der  Bischof 
kirchliche  Functionen.  Im  zweiten  Fall,  wegen  dessen  die  Anklage 
erfolgte,  wird  der  Bezeichnete  lediglich  Mandatar  des  Pfarrers,  nur 
dieser  überträgt  ihm  kirchliche  Functionen  und  kann  sie  ihm  über- 
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tragen,  denn  dem  Pfarrer  allein  steht  die  gesammte  Seelsorge  und 
Ansübnng  der  sog.  geistlichen  Jurisdiction  in  seinem  Sprengel  za 
und  der  Viear  kann  nur  in  seinem  Namen  und  Auftrag  kirchliche 
Functionen  vornehmen  und  Aushilfe  leisten.  Ein  Pfarrer  kann  den 
selbst  gewählten  oder  ihm  bezeichneten  Cooperator  gänzlich  unbe- 
schäftigt lassen. 

Sie  werden  diese  Unterscheidung  um  so  leichter  auffassen,  als 
die  juristische  Laufbahn  die  grösste  Analogie  bietet,  als  sich  auch 
bei  dieser  ganz  dieselbe  Stufenreihe  findet. 

1.  Der  Rechtscandidat  nach  erstandener  Prüfung  erhält  von  Gr. 
Justizministerium  eine  Urkunde,  welche  ihn  zum  Staatsdienste 
und  zur  Advocatur  fax  befähigt  erklärt  —  approbaüo. 

2.  Der  Rechtspraktikant  tritt  mit  oder  ohne  Wissen  des  Justiz- 
ministers bei  einem  Amtsgerichte  ein  und  kann  nur  im  Na- 
men und  Auftrag  des  Amtsrichters  gerichtliche  Functionen  vor- 
nehmen. 

3.  Das  Justizministerium  ernennt  ihn  zum  Amtsverwalter  und 
überträgt  ihm  damit  selbstständig  alle  gerichtlichen  Functio- 
nen, gerade  so  wie  die  kirchlichen  dem  Pfarrverwalter  vom  Bi- 
schof übertragen  sind. 

4.  Schliesslich  erlangt  der  Eine  wie  der  Andere  das  Amt  selbst 

mit  dem  damit  verbundenen  Einkommen. 

• 

Die  Anklage  muss  die  hier  geltend  gemachte  Unterscheidung 
als  richtig  anerkennen,  denn  laut  der  heutigen  Tagesordnung  wird 
noch  gegen  einen  Neupriester  verhandelt  unter  der  Aoechuldigung, 
von  dem  Pfarrer  übertragene  Functionen  ausgeübt  zu  haben. 

Wie  dem  übrigens  sei,  ich  lege  das  Hauptgewicht  darauf,  dass 
überhaupt  keine  gesetzwidrigen  Uebertragungen  stattgefunden  haben. 
Da  liegt  der  Schwerpunkt  der  Yertheidigung.  Ich  abstrahire  von  je- 
der kirchlichen  Anschauung,  ich  verzichte  auf  jede  anderweitige 
Rechtfertigung  von  dem  Standpunkt  des  Angeklagten,  die  hier  kei- 
nen Eingang  finden  kann.  Ich  werde  nur  einfache  Sätze  aufstellen, 
von  denen  ich  glaube,  dass  Sie  einen  jeden  als  unbestreitbar  aner- 
kennen müssen,  und  desshalb  erwarte  ich«  dass  Sie  auch  zu  dem- 
selben Resultat  gelangen  werden,  welches  mir  als  unabweislich 
erscheint. 

Eine  Handlung  ist  nur  dann  strafbar ,  wenn  sie  eur  JZeü  der 
Begehung  mit  Strafe  bedroht  war.  NuUa  poena  sine  lege  —  das  ist 
das  Grundprincip  jedes  Strafrechtes. 

Ihr  Charakter  kann  durch  den  Lauf  ^er  Zeit,  durch  spätere 
Vorgänge   und   Gesetze   nicht  geändert   werden.    Eine  unsträfliche 


Maas.   Strafproc.  gegen  den  Erzbiath.-Verw,  v,  Freihurg.  (1S75.).  331 

Handlang  bleibt  unsträflich  ,  wenn  auch  der  Thäter  voraussehen 
konnte,  selbst  vorausgesehen  hat ,  dass  sie  später  unzulässig  sei ,  ja 
sogar  wenn  er  in  dieser  Voraussicht  gehandelt  haben  sollte. 

Ein  Kaufmann  z.  B.  füllt  seinen  Speicher  mit  einer  Waare, 
von  welcher  er,  etwa  durch  landständische  Verhandlung,  weiss,  dass 
sie  prohibirt  oder  wenigstens  mit  einem  hohen  Zoll  belegt  werden 
wird.  Das  Gesetz  wird  publicirt;  kann  desshalb  der  vorsichtige 
Kaufmann  als  Schmuggler  behandelt  werden  ? 

Nun  gestattet  der  Artikel  4.  des  Greset7.es  vom  19,  Februar 
1874  den  Neupriestem,  auch  ohne  die  vorgeschriebene  Prüfung  be- 
standen zu  haben,  kirchliche  Fanctionen  auszuüben,  ermächtigt  aber 
Zugleich  die  Begierung: 

^diese  Befugnisse  loieder  jsu  entg%ehen.€ 

Jeue  kirchlichen  Functionen  können  aber  ohne  Ermächtigung 
der  kirchlichen  Oberen  nicht  ausgeübt  werden:  folglich  war  auch 
diese  Ermächtigung  gestoMet.  Wer  die  Befugniss  zu  einer  Handlung 
ertheilt,  der  ertheilt  auch  die  Befugniss  zur  Ermöglichung  dieser 
Handlung.  Wie  kann  das  Gesetz  Jemanden  gestatten,  etwas  zu  thun 
und  den  bestrafen,  welcher  jenen  in  Stand  setzt  dieses  erlaubte  Et- 
was zu  thun  ? 

Der  Artikel  4.  müsste  den  Beisatz  erhalten: 

jedoch  unbeschadet  der  Strafbarkeit  der  diese  Function  über- 
tragenden kirchlichen  Oberen 
und  dieser  Beisatz  wäre  bei  dem  fraglichen  Gesetze  minder  auffal- 
lend, als  eine  gerichtliche  Verfolgung  ohne  diesen  Beisatz ! 

Desshalb  war  sowohl  die  Uebertragung  als  die  Ausübung  kirch- 
licher Functionen  durchaus  zulässig,  unsträflich,  streng  gesetzlich  und 
sie  hat  diesen  Charakter  nicht  verloren,  weil  später  durch  die  Ver- 
ordnung vom  4.  August  die  Befugniss  wieder  entzogen  wurde.  Würde 
der  Minister  von  der  durch  das  Gesetz  ihm  verliehenen  Machtvoll- 
kommenheit keinen  Gebrauch  gemacht  haben,  so  werden  Sie  selbst 
ZDgeben,  dass  die  Anklage  völlig  grundlos  sei.  Soll  sie  nun  dess- 
halb begründet,  die  vor  Monaten  geschehene  Uebertragung  gesetz- 
widrig sein,  weil  es  dem  Minister  gefallen,  jene  Verordnung  zu  er- 
lassen?   . 

Die  Folge  hievon  kann  nur  darin  bestehen ,  dass  das  Mandat 
"^on  jetzt  an  als  widerrufen  gilt,  von  jäzt  an  fernere  Uebertragung 
nnd  Ausübung  strafbar  werden.  Der  Angeklagte  hat  aber  seit  dem 
4.  August  keine  weitere  Handlung  vorgenommen. 

Dies  Alles  scheint  klar  und  unwiderlegbar.    Man  hat  aber  auf 
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verschiedenen  Wegen  zu  construiren  versucbt,  dass  dennoch  die   an 
sich  erlaubte  Uebertragung  eine  gesetzwidrige  gewesen  sei. 

Man  hilft  sich  einmal  damit  zu  sagen,  das  Mandat  sei  ein  un- 
bedingtes, unbeschränktes  gewesen  und  aus  diesem  Grunde  strafbar. 
Allein  damit  reicht  man  nicht  aus. 

Würde  darin  die  Strafbarkeit  liegen,  so  müsste  sie  nothwen- 
dig  schon  vor  dem  4.  August  bestanden  haben ,  weil  damals  schon 
das  Criterium  der  Strafbarkeit  vorhanden  gewesen.  Und  dennoch 
blieb  der  Angeklagte  ganz  unbehelligt ,  und  dennoch  hat  sieb  im 
ganzen  Lande  kein  Staatsanwalt  bemüht,  diese  Gesetzwidrigkeit  zu 
ahnden  und  den  Schuldigen  zur  Verantwortung  zu  ziehen! 

Wer  darin  die  Strafbarkeit  findet,  der  kann  und  will  nicht 
eine  That,  sondern  lediglich  die  ihr  unterstellte  Absicht  strafen,  die 
angeblich  gesetzwidrige  WiUensrichiung  ohne  thatsächliche  Kund- 
gebung. Die  vorliegenden  Urkunden  enthalten  hierüber  gar  nichts, 
insbesondere  ist  nicht  gesagt,  dass  die  Uebertragung  auch  dann  in 
Kraft  bleibe,  wenn  auch  die  Regierung  die  weitere  Ausübung  der 
Functionen  verbiete.  Um  aber  strafen  zu  können ,  weil  auch  das 
Gegentheü  nicht  gesagt  ist,  müsste  der  Art.  4.  den  Beisatz  ent- 
halten : 

Darum  muss  bei  Vermeidung  der   in  §.  16  a.  Ziff.  2.    an- 
gedrohten Strafe  die  Uebertragung  kirchlicher  Functionen  aus- 
drücklich auf  diesen  Zeitpunkt  beschränkt  sein. 
Nebstdem  aber  gilt  jeder  Auftrag  als  widerrufen,  für  den  Man- 
datar nicht  weiter  verpflichtend,  sobald  verbietende  Gesetze  daswi^ 
sehen  treten.    Sie   würden  in   einem  Givilprocess  ganz  unzweifelhaft 
diesen  Satz  zur  Anwendung  bringen;  um  so  mehr  wird   es  geboten 
sein,  denselben   im  Strafprocess    zu  Gunsten  eines  Angeklagten  als 
entscheidend  zu  betrachten. 

Ebenso  unglücklich ,  als  das  Argument  vom  unbeschränkten 
Mandat/ ist  die  weiter  aufgestellte  Behauptung,  dass  die  Uebertra- 
gung kirchlicher  Functionen  nicht  Eine  Handlung  sei,  sondern  eine 
fortdauernde,  continmrliche,  so  dass  also  eine  Mission  d.  d.  10.  Mai 
auch  am  10.  August  stattgefunden  habe.  Mit  demselben  Bechte 
könnte  man  behaupten,  dass  jede  Rechtshandlung  nicht  eine,  son- 
dern eine  fortdauernde  sei,  so  z.  B.  der  Kauf,  weil  die  Eigenthnms- 
Übertragung  durch  den  Verkäufer,  wie  der  Eigenthumserwerb  durch 
den  Käufer  fortdauernd  wirkt.  Hiernach  würde  allerdings  jener 
Kaufmann  in  dem  angeführten  Beispiel  ein  Schmuggler  sein,  weil 
die  gekaufte  Waare  noch  ihm  gehörte,  als  das  Prohibitivgesetz  er- 
lassen wurde! 
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Das  Wabre  aber  an  der  Sache  ist,  dass  man  eine  Handlang 
fingiri^  um  sie  bestrafen  zu  können,  immerhin  aber  eine  Handlang, 
welche  erst  durch  das  Dazukommen  einer  fremden  Handlang,  näm- 
lich der  Verordnung  vom  4.  August,  strafbar  würde,  während  doch 
§.  59.  des  St.  6.  B.  bestimmt: 

Wenn  Jemand  bei  Begehung  einer  strafbaren  Handlung  das 
Vorhandensein  von  That-Ümständen  nicht  kannte,  welche  zum 
gesetzlichen  Thatbestande  gehören,  so  sind  ihm  diese  Umstände 
nicht  zuzurechnen. 

Die  Annahme  einer  von  Tag  zu  Tag  wiederkehrenden  Hand- 
lung ist  lediglich  eine  Fiction.  —  Damit  räcken  wir  dem  Kern  der 
Sache  näher.  Nicht  eine  Handlung ,  sondern  eine  Unterlassung 
soll  gestraft  werden.  Was  dem  Angeklagten  eigentlich  zum  Vor- 
wort gemacht  und  als  Vergehen  angerechnet  wird,  besteht  lediglich 
darin,  dass  er  nach  dem  4.  August  die  Neupriester  von  den  ange- 
wiesenen Posten  nicht  zurückgerufen ,  dass  er  sie  belassen  hat  — 
Im  ganzen  Strafgesetzbuch,  soweit  es  von  Verbrechen  und  Vergehen 
bandelt,  findet  sich  aber  nur  eine  Bestimmung,  welche  eine  Unter- 
lassung mit  Strafe  bedroht ,  nämlich  §.  139 ,  wecher  zur  Anzeige 
verpflichtet,  falls  dadurch  ein  schweres  Verbrechen  noch  verhindert 
werden  kann. 

Es  besteht  auch ,  wie  gezeigt  worden ,  kein  badisches  Straf- 
gesetz, welches  hier  zur  Anwendung  kommen  könnte.  Uebrigens 
wurde  der  Angeklagte  nach  dem  Verweisungsbeschlusse  nur 

^tcegen  gesetaundriger  Uehertragung€ 
in  Anklagestand  versetzt  und  kann  nur  auf  den  Grund  dieser  An- 
schuldigung gerichtet  werden. 

Dem  Strafrichter  liegen  nur  zwei  Functionen  ob: 

1.  zu  prüfen  und  zu  entscheiden,  ob  der  Beweis  der  Strafthat  er- 
bracht sei  und 

2.  den  Umständen  gemäss  die  Strafe  auszumessen. 

Das  Strafgesetz  selbst  aber,  welches  Jeder  kennen  muss,  der 
das  zwölfte  Lebensjahr  überschritten  hat ,  muss  klar  und  deutlich, 
Allen  sichtbar ,  auch  den  Laien  verständlich  vorliegen,  darf  nicht 
erst  durch  juristische  Kunst  gefunden  oder  entdeckt  werden. 

Man  darf  sich  selbst  auf  den  muthmasslichen  Willen  des  Ge- 
setzgebers nicht  berufen,  denn  er  musste  seinem  Willen  bestimmten 
Ausdruck  geben.  Noch  weniger  ist  dem  Bichter  gestattet,  selbst 
Gesetzgeber  zu  werden,  weil  ihm  die  nicht  mit  Strafe  bedrohte  That 
xnaterieU  unrecht  oder  strafbar  scheint. 
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Wer  erst  auf  verschiedenen  Wegen,  durch  Combinationen  al- 
ler Art  die  Strafbarkeit  construirt,  der  verletzt  das  Princip :  Nulla 
poena  sine  lege. 

F. 

ürtheil. 
Nr,  712. 

In  Anklagesachen  gegen  Bisthumsverweser  Lothar  Kübel  in 
Freiburg  wegen  gesetzwidriger  Uebertragung  kirchlicher  Functionen 
wird  auf  gepflogene  Verhandlung  zn  Recht  erkannt: 

»Bisthumsverweser  Lothar  Kübel  in  Freiburg  ^ei  der  gesetz- 
widrigen uebertragung  kirchlicher  Functionen  für  schuldig  zu 
erklären  und  desshalb  in  eine  Geldstrafe  von  Fünfhundert  Mark 
oder  im  Falle  der  ünbeibringlichkeit  in  eine  Oefängnissstrafe 
'von  zehn  Wochen  und  in  die  Kosten  des  Strafverfahrens  und 
Strafvollzugs  zu  verurtheilen.« 

V.  R.  W. 

Dessen  zur  Urkunde  ist  dieses  ürtheil  ausgefertigt  und  mit  dem 
grösseren  Gerichtssiegel  versehen  worden. 

So  geschehen,  Freiburg,  den  11.  März  1875. 

Grossherzogliches  Kreis-  und  Hofgericht,  Strafkammer. 

EnscT^dungsgründe, 

Aus  dem  Ergebnisse  der  heutigen  Hauptverhandlung,  insbeson- 
dere den  verlesenen  Aussagen  der  sieben  Auskunftspersonen ,  den 
erhobenen  Ernennungsurkunden  und  den  Gendarmeriemeldungen  in 
Verbindung  mit  Gerichtsnotorietät  hat  der  Gerichtshof  die  üeber- 
zeugung  gewonnen,  dass  den  Vicaren  Heinrich  Geppert  von  Elgers- 
weier,  Anton  Gaier  von  Unterschwaä-zach,  Leopold  Ochs  von  Völkers- 
bach,  Albert  Pfender  von  Bruchsal,  Carl  Heinzelmann  von  Hörsch- 
wag,  Gustav  Heizmann  von  Elzach  und  Carl  August  Sauer  von  Hö- 
pfingen,  nachdem  sie  am  31.  Januar  v.  J.  also  vor  Verkündung  dfö 
Gesetzes  vom  19.  Februar  v.  J.  die  Priesterweihe  empfangen,  durch 
von  dem  Erzbischöfl.  Capitels-Vicariate  ausgestellte,  von  dem  Ange- 
klagten unterschriebene  Anstellungsurkundo  vom  17.  Juni  bezw.  9. 
Juli  V.  J.  also  durch  den  Angeklagten  kirchlichliche  Functionen  über- 
tragen worden  sind,  obgleich  sie  die  in  Art.  1.  des  Gesetzes. vom 
19.  Februar  v.  J.  vorgeschriebene  Staatsprüfung  über  ihre  allgemeine 
wissenschaftliche  Vorbildung  nicht  gemacht  hatten  und  die  genann- 
ten Neupriester  diese  kirchliche  Functionen  auch  nach  dem  10.  Sep- 
tember V.  J.,  also  zu  einer  Zeit,   in  welcher  selbst  nach  dem  Zu- 
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satze  1  a.  des  Landrechts  die  am  10.  August  y.  J.  im  Gesetz-  und 
Verordnungsblatt  publicirte  Verordnung ''Grossh.  Ministeriums  des 
Innern  vom  4.  August  v.  J.  verbindlich  geworden  war,  öffentlich  in 
Neustadt,  Eönigshofen,  Unterwittighausen ,  Hardbeim,  Bleichheim, 
Oberried  und  Gerchsbeim  ausgeübt  haben. 

Der  Angeklagte  hat  sich  durch  üebertragung  dieser  kirchlichen 
Functionen  an  die  erwähnten  Priester  des  Vergehens  des  §.  16  a.  Ziff.  2. 
des  Gesetzes  vom  19.  Februar  v.  J.,  Nr.  9.  des  Gesetz-  und  Verordnungs- 
Blattes,  schuldig  gemacht.  Es  ist  zwar  von  Seiten  der  Vertheidig- 
nng  zunächst  geltend  gemacht  worden,  dass  die  Üebertragung  der 
kirchlichen  Functionen  nicht  durch  den  Angeklagten,  sondern  durch 
die  Pfarrer  erfolgt  sei,  indem  die  Pfarrer  die  Vicare  ganz  unbeschäf- 
tigt hätten  lassen  können  und  diese  lediglich  im  Auftrage  der  Pfar- 
rer die  kirchliche  Functionen  ausüben.  Allein  wenn  auch  im  ein- 
zehien  Falle  die  Vicare  den  Weisungen  des  Pfarrers  nachzukommen 
haben,  so  ist  doch  das  Recht  und  die  Pflicht,  in  dem  bestimmten  ^ 
Bezirke  als  Hilfsgeistliche  die  kirchliche  Functionen  auszuüben,«  im 
Allgemeinen  in  der  dem  Bischof  zustehenden  Anstellung  derselben 
zn  finden. 

Schulte,  katholisches  Eirchenrecht.  2.  Aufl.  §.  63. 

ganz  abgesehen  davon,  dass  das  Gesetz  unter  »üebertragungt 
nichts  anderes  versteht,  als  was  es  im  Art.  1.  mit  dem  Worte  »2!fi- 
hssungt  ausdrücken  will.  Es  liegt  daher  in  einer  solchen  Anstel- 
lang  auch  die  üebertragung  kirchlicher  Functionen  im  Sinne  des 
Gesetzes. 

Die  Vertheidigung  suchte  femer  auszufahren,  dass,  da  die 
Priesterweihe  vor  der  Promulgation  dieses  Gesetzes  und  die  Anstel- 
Inng  der  Neupriester  vor  der  Verordnung  vom  4.  August  v.  J. 
Tollzogen  worden  sei,  diese  Anstellung  eine  gesetzliche  gewesen,  mit- 
hin nicht  strafbar  sei. 

Allein  dadurch,  dass  das  Gesetz  in  Art.  4.  denjenigen  Geistli- 
ehen, welche  zur  Zeit  der  Verkündung  dieses  Gesetzes  bereits  die 
theologische  Prüfung  bestanden  haben  bezw.  zu  Priestern  geweiht 
sind,  gestattet  bis  auf  Weiteres  kirchliche  Functionen  auszuüben, 
die  Regierung  aber  ermächtigt,  durch  Verordnung  ihnen  diese  Be-^ 
fogniss  zu  entziehen,  war,  selbst  wenn  man  annimmt,  dass  diese 
Nachsicht  auch  der  nach  Inkrafttretung  des  Gesetzes  erfolgten  Üe- 
bertragung dieser  Functionen  zu  Theil  werden  solle,  der  Angeklagte 
keinesfalls  berechtigt,  diese  üebertragung  unbeschräfJctj  d.  h.  über  die 
Zeit  der  der  Regierung  vorbehaltenen  Verordnung  hinaus  vorzuneh- 
men.   Da  die  Üebertragung  aber  ihrem  Wortlaute  nach  eine  unbe- 
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dingte  bezw.  unbeschränkte  und  offenbar  in  dem  Sinn  geschehene 
war,  dass  die  angestellten  Neupriester  ihre  kirchlichen  Functionen  un- 
bekümmert darum,  ob  die  durch  das  Gesetz  vorbehaltene  Verordnung 
erfolge  oder  nicht,  vorzunehmen  und  fortzusetzen  haben,  so  war  auch 
schon  die  durch  den  Angeklagten  vor  der  Verordnung  vom  4.  Au- 
gust V.  J.  vorgenonmiene  Anstellung  derselben  eine  gesetzwidrige. 
Sie  war  strafbar  selbst  wenn  die  Verordnung  vom  4.  August  nicht 
ergangen  wäre. 

Für  die  Annahme  aber,  dass  die  üebertragung  der  kirchlichen 
Functionen  in  dem  angegebmen  Sinne  erfolgt  ist,  sprechen  nicht  nur 
der  Umstand,  dass  die' ernannten  Vicare  die  öffentliche  Ausübung  der 
kirchlichen  Functionen  auch,  nachdem  die  Verordnung  vom  4.  Au- 
gust V.  J.  verbindliche  Kraft  erlangt  hatte,  auf  Grund  ihrer  Anstel- 
lungsdecrete  fortsetzten  und  theilweise  erklärten ,  dass  .sie  im  Auf- 
trage ihres  geistlichen  Obern  diese  Functionen  so  lange  s^usüben  wür- 
den, bis  sie  dureh  physische  Gewalt  daran  verhindert  würden ,-  son- 
dern auch  der  Umstand,  dass  der  Angeklagte  nach  diesem  Zeitpunkt 
und  selbst  nachdem  Straferkenntnisse  gegen  die  von  ihm  angestell- 
ten Vicare  ergangen  waren,  die  Letzteren  in  ihrem  Wirkungskreise 
belassen  hat,  was  er  namentlich  im  Hinblick  auf  die  in  der  römisch- 
katholischen Hierachie  herrschende  Disciplin  nicht  hätte  thun  kön- 
nen, wenn  die  von  ihm  vorgenommene  Üebertragung  kirchlicher  Func- 
tionen mü  dem  oben  erwähnten  Vorbehalte  vorgenommen  worden  wäre; 
endlich  die  verschiedene  Erklärungen  des  Beklagten  selbst  sowohl  in  der 
Donkschrift  des  Erzbischöfiichen  Capitels- Vicariats  über  den  Entwurf 
des  Gesetzes  vom  19.  Fel)ruar  v.  J.  als  auch  in  dem  Erlass  desselben 
vom  13.  August  und  der  schriftlichen  Erklärung  des  Angeklagten 
vom  15.  October  v.  J.,  worin  überall  ausgeführt  ist,  dass  das  Capi- 
tels-Vicariat  und  die  ihm  unterstehenden  Geistlichen  zur  Ausübung 
dieses  Gesetzes  nicht  mitwirken  dürfen. 

Diese  Begründung  der  Strafbarkeit  des  Angeschuldigten  ist 
durch  kein  Argument  der  Vertheidigung  erschüttert,  am  wenigsten 
aber  durch  die  vor  der  Verordnung  vom  4.  August  v.  J.  unterlas- 
sen« Strafverfolgung,  da  erst  durch  das  Verhalten  der  Neupriester 
und  des  Angeklagten,  nachdem  diese  Verordnung  rechtsverbindlich 
geworden  war,  der  volle  Beweis  von  der  Bedeutung  der  Aiystellungen 
in  dem  oben  ausgeführten  Sinne  geliefert  wurde.  . 

Hiernach  sind  die  thatsächlichen  Voraussetzungen  der  Anwen- 
dung des  §.  16  a.  Ziif.  2.  vorhanden  und  wurde  mit  Bücksicht  auf 
die  Umstände  des  Falles  und  da  es  sich  um  die  Üebertragung  kirch- 
licher Functionen  an  sieben  Geistlichen  handelt,  eine  Geldstrafe  von 
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500  Mark  oder  gemäss  §.^29.  des  B.  St.  G.  B.  im  Falle  der  ün- 
beibringlichkeit  eine  Gefängnisstrafe  von  zehn  Wochen  für  angemes- 
sen erachtet. 

Znr  Beglaubigung. 

gez.  Dr.  Wükens. 

G. 
Grossherzoglich  Badisches  Oberhofgericht, 

ürtheil  in  Anklagesachen  gegen  den  Erzbisthumsverweser  Dr. 
Lothar  Kübel  in  Freiburg  wegen  gesetzwidriger  üebertragung  kirch- 
licher Functionen. 

Wird  auf  die,  von  dem  Angeklagten  gegen  das  ürtheil  des 
Grossh.  Kreis-  und  Hofgerichts  Freiburg,  Strafkammer,  vom  11.  März 
d.  J.  Nr.  712.  erhobene  Nichtigkeitsbeschwerde  nach  gepflogener  Ver- 
handlung zu  Recht  erkannt; 

Die  erhobene  Nichtigkeitsbeschwerde  wird  unter  Verfällung 
des  Angeklagten  in  die  Kosten  dieses  Rechtsstreites  als  unbe- 
gründet verworfen. 

V.  R.  W. 
Mannheim^  den  17.  April  1875. 

Entscheidungsgründe, 

Der  Vertreter  des  Angeklagten  hat  in  heutiger  Sitzung  zur 
Begründung  der  erhobenen  Nichtigkeitsbeschwerde  geltend  gemacht, 
der  Angeklagte  könne  desshalb  nicht  wegen  üebertragung  kirch- 
licher Fimctionen  strafbar  erscheinen,  weil  derselbe  weder  dadurch, 
dass  er  die  betreffenden  sieben  Geistlichen  als  zur  Ausübung  des 
geistlichen  .Berufes  befähigt  erklärt  (approbirt),  noch  dadurch,  dass 
er  sie  als  Vicare  an  bestimmte  Orte  angewiesen ,  ihnen  kirchliche 
Funciiofien  übertragen  häbcj  da  die  üebertragung  der  letzteren  nicht 
Sache  des  Bischofs,  sondern  des  betreffenden  Pfarrers  sei^  bei  wel- 
chen die  Neupriester  als  Hilfspriester  zu  functioniren  hätten. 

Dieser  Beschwerdepunkt  kann  jedoch  schon  desshalb  keine  Be- 
rücksichtigung finden,  weil  er  erst  gelegentlich  der  mündlichen  Ver- 
handlung vorgebracht  und  nicht  —  wie  hätte  geschehen  sollen  — 
schon  in  der  Anzeige  der  Nichtigkeitsbeschwerde  geltend  gemacht 
wurde.  (§.  377.  der  Str.  P.  0.) 

Abgesehen  hievon  müsste  aber  die  in  dieser  Richtung  erhobene 
Nichtigkeitsbeschwerde  als  unbegründet  angesehen  werden. 

Das  Gesetz  vom  19.  Februar  1874  begreift  nämlich,  insoweit 
^  von  üebertragung  kirchlicher  Functionen  spricht ,    wie  sich  aus 
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seinem  Wortlaute  und  aus  seiner,  in  den  .Motiven  zu  ersehenden, 
Absicht  ergibt,  in  erster  Reihe  den  durch  den  Bisthumsvorsteher  an 
einen,  durch  die  Ordination  für  befähigt  Erklärten  erfolgenden,  die- 
sen zur  Ausübung  rechtlicher  Befugnisse  ermächtigenden  Auftrag, 
d.  h.  die  üeberweisung  eines  kirchlichen  Dienstes  behufs  Verrich- 
tung geistlicher  Amtshandlungen,  (missio)  S.  Richter  [Dove'\^  Kir- 
chenrecht §.  114,  Y.  Schulte,  kath.  K.R.  S.  102.  155.  S.  auch  Hin- 
schius,  K.  R.  II.  S.  320.  Nr.  6.  7. 

Es  ist  nun  durch  die  Entscheidungsgründe  zum  Urtheile  der 
Strafkammer  vom  ll.  März  d.  J.  festgestellt  worden,  dass  der  An- 
geklagte am  17.  Juni  und  O.Juli  1874  sieben,  am  31.  Januar  1874 
zu  Priestern  geweihten  Geistlichen,  die  sich  der  Staatsprüfung  nicht 
unterzogen  hatten,  von  ihm  unterzeichnete  Anstellungsurkunden  zu- 
gehen liess,  und  hat  die  Strafkammer  daraufhin  mit  Recht  angenom- - 
men,  dass  in  der  Anweisung,  an  einem  bezeichneten  Orte  von  einem 
festgesetzten  Zeitpunkte  an,  als  Hülfsgeistlicher  zu  functioniren,  die 
Uebertragung  eines  bestimmten  geistlichen  Wirkungskreises  und  so- 
mit eine  Seitens  des  Angeklagten  erfolgte  Uebertragung  kirchlicher 
Fundionen  im  Sinne  der  Art.  1.  und  3.  des  Gesetzes  vom  19.  Fe- 
bruar 1874  gefunden  werden  müsse. 

Auch  die  Beschwerdegründe,  welche  in  der  Anzeige  der  Nich- 
tigkeitsbeschwerde vom  18.  März  d.  J.  niedergelegt  sind,  und  in  heu- 
tiger Tagfahrt  mündlich  wiederholt  wurden  und  welche  darthun  sol- 
len, dass  die  dem  Angeklagten  zur  Last  gelegte  Uebertragung 
kirchlicher  Functionen  durch  das  erwähnte  Gesetz  jedenfalls  nickt 
mit  Strafe  bedroht  sei,  genügen  nicht,  um  die  Nichtigkeitsbeschwerde 
rechtfertigen  zu  können. 

Die  Stratkammer  hatte  nämlich  festgestellt,  dass  die  bereits 
erwähnte  Uebertragung  kirchlicher  Functionen  an  sieben  Neuprie- 
ster, die  sich  der  Staatsprüfung  nicht  unterzogen  hatten,  durch  den 
Angeklagten  in  dem  Sinne  erfolgt  sei ,  dass  die  angestellten  Neu- 
priester  ihre  kirchlichen  Functionen  unbeJcümmert  darum,  ob  die  im 
Oesetee  (Art,  4.)  vorbehaltene,  die  Berechtigung  sur  Ausübung 
kirchlicher  Functioneti  entstehende  Regierungsverordnufig  ergehen 
werde  oder  nicht,  fortzusetzen  hätten  und  dass  auch  in  der  That 
diese  Fortsetzung  nach  dem  Inkrafttreten  der  Verordnung  des 
Grossh.  Ministeriums  des  Innern  vom  4./10.  August  1874  statt- 
gefunden habe. 

Den  Beweis  für  die  erst  genannte  Thatsache  fand  die  Straf- 
kammer darin,  dass  die  ernannten  Vicare  auch  nach  erfolgtem  Re- 
gierungsverbote die  Ausübung  der  kirchlichen  Functionen  auf  den 
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Grund  ihrer  Anstellungsurkunden  fortsetzten  und  theilweise  erklär- 
ten, dass  sie  im  Auftrage  ihres  geistlichen  Oberen  diese  Functionen 
80  lange  ausüben  würden,  bis  sie  eine  physische  Gewalt  flaran  ver- 
biodere,  —  dass  der  Angeklagte  selbst  nach  diesem  Zeitpunkte,  und 
sogar  nachdem  gegen  die  Neupriester  bereits  Straferkenntnisse  er- 
gangen waren,  die  Letzteren  in  ihrem  Wirkungskreise  beliess,  und 
dass  derselbe  in  verschiedenen  Schriftstücken  erklärt  hatte,'  dass 
das  Capitelsvicariat  und  die  ihm  unterstehenden  Geistlichen  zur 
Ausfuhrung  des  Gesetzes  vom  19.  Februar  1874  nicht  mitwirken 
dürften. 

Damit  erscheint  die  Thatsache'als  vom  urthdlenden  Oerichte 
festgestellt^  dass  hei  der  gedachtest  Uebertragung  Seitmis  des  lieber- 
tragendefi  eine  uneweideutige  Kundgebung  des  Inhaltes  erfolgt  ist^ 
dass  die^  nunmehr  mit  kirchlichen  Verrichtungen  Beauftragten  trotz 
eines  allenfallsigen  Verbots  der  Staatsregierung  —  wie  oben  angege- 
ben —  zu  veifahre^i  hätten. 

Nachdem  aber  —  wie  festgestellt  —  von  vornherein  die  Ueber- 
tragung  kirchlicher  Functionen  in  der  Richtung  erfolgt  ist,  dass  die 
damit  Beauftragten  sich  durch  ein  etwaiges,  später  erfolgendes, 
staatliches  Verbot  in  der  Fortsetzung  ihrer  kirchlichen  Verrichtungen 
nicht  beirren  lassen  sollten,  auch  daraufhin  die  Letzteren  sich  durch 
das  erfolgte  Verbot  an  Erfüllung  ihres  Auftrages  nicht  hindern 
Hessen,  so  kann  vom  Angeklagten  nicht  mit  Erfolg  behauptet  wer- 
den, dass  die  in  dieser  Weise  stattgehabte  Uebertragung  desshalb 
nicht  bestraft  werden  könne,  weil  zur  Zeit,  wo  3ie  Uebertragung  er- 
folgte—dieselbe zufolge  Art.  4.  des  Gesetzes  vom  19.  Februar  1874 
nicht  strafbar  gewesen  sei ;  —  denn,  wenn  auch  die  Uebertragung 
kirchUcher  Functionen  vor  dem  Erscheinen  der  erwähnten  Verord- 
nung vom  4./10.  August  1874  statt  hatte,  so  muss  doch  die,  schon 
hei  dieser  Uebertragung  vom  Angeklagten  ausgegangene,  in  beding- 
ter Form  erfolgte  Veranlassung  zur  Fortsetzung  der  Functionen 
auch  nach  Inkrafttreten  eines  möglicherweise  zu  erwartenden  staat- 
lichen Verbotes,  die  geschehene  Uebertragung  jedenfalls  von  dem 
Zeitpunkte  an  als  zufolge  Art.  3.  §.  16a.  Ziff.  2.  des  Gesetzes  straf- 
bar erscheinen  lassen,  in  welchem  die  erwähnte  Bedingung  einge- 
treten, d.  h.  in  welchem  das  Verbot  des  Gr.  Ministeriums  des  In- 
nem  wirksam  geworden  war,  und  die  mit  kirchlichen  Functionen 
betrauten  Neupriester  trotz  dieses  Verbots  ihre  Verrichtungen  fort- 
setzten; —  denn  es  muss  bezüglich  der  Strafbarkeit  des  Uebertra- 
geuden  gleichgültig  erscheinen,-  ob  der  von  ihm  ertheilte  Auftrag 
zur  Ausübung  kirchlicher  Verrichtungen  zu  einer  Zeit  erfolgte,   in 
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welcher  dieser  Auftrag,  sowie  dessen  Vollzug  bereits  dem  Strafgesetze 
unterlag,  oder  aber  ob  derselbe  zwar  zu  einer  Zeit,  wo  beides  noch 
nicht  der  ^all  gewesen,  stattfand,  jedoch  darauf  gerichtet  war,  Wir- 
kungen in  einer  Periode  zu  äussern ,  in  welchen  das  Gesetz  den 
XJebertragenden  wie  den  Beauftragten  schlechthin  strafbar  erklärte. 
Wenn  nun  die  Nichtigkeitsbeschwerde  auszuführen  bestrebt  ist, 
dass  es  unstatthaft  sei,  eine  blosse  allenfallsige  Absicht  des  Ausge- 
klagten zu  bestrafen,  indem  von  Seiten  des  Letzteren  keine  äussere 
Handlung  erfolgt  sei,  welches  zum  Ungehorsam  gegen  ein  staatliches 
Verbot  habe  Veranlassung  geben  können,  —  und  wenn  dabei  darauf 
hingewiesen  wird,  dass  die  Anstellungsurkunden  Nichts  davon  ent- 
hielten, dass  die  zu  Hülfsgeistlichen  Ernannten  auch  unerachtet  eines 
alleufallsigen  Begierungsverbotes  weiter  zu  functioniren  hätten,  —  so 
steht  auch  dieser  Ausführung  die  oben  erwähnte  unanfechtbare  that- 
sächliche  Feststellung  der  Strafkammer  entgegen,  welche  als  erwie- 
sen erklärt  hat,  dass  vom  Angeklagten  in  einer  verständlichen  Weise 
die  angestellten  Geistlichen  veranlasst  worden  seien,  unter  allen  Ver- 
hältnissen auf  ihren  Stellen  weiter  zu  wirken. 

•Angesichts  dieser  nämlichen  Feststellung  müssen  aber  auch  die 
weiter  vom  Angeklagten  geltend  gemachten  Straflosigkeitsgründe, 
dahin  gehend,  dass  das  Gesetz  dem  XJebertragenden  nirgetids  zur 
Pflicht  gemacht  habe,  die  üebertragung  kirchlicher  Functionen  auf 
die  Zeit  zu  beschränken,  in  welcher  solche  von  der  Gr.  Regierung 
noch  zugelassen  würden,  —  oder  aber  die  üebertragung  nach  erfolg- 
tem Verbote  der  Functionen  wieder  jgurücJczunehmen ;  —  und  dass 
desshalb  auch  keine  Strafe  für  diese  Unterlassungen  vom  Gesetze 
gedroht  sei,  —  als  hinfällig  erachtet  werden.  Hiezu  kommt  aber 
noch  überdies,  dass  in  dem  Unterbleiben  einer  Abberufung  der  an- 
gestellten Neupriester  nach  Erscheinen  des  Regierungsverbots  durch- 
aus nicht  lediglich  eine  nicht  mit  Strafe  bedrohte  Unterlassung  ge- 
funden werden  kann. 

Wäre  nämlich  in  der  That  der  Angeklagte,  nachdem  er  den 
Neuprigstern  den  Auftrag  zu  kirchlichen  Functionen  in  dem  oben  er- 
wähnten Sinne  ertheilt  hatte,  trotzdem  nicht  Willens  gewesen,  nach 
dem  Inkrafttreten  der  Verordnung  vom  4./10.  August  1874  diese 
kirchlichen  Functionen  fortsetzen  zu  lassen,  so  wai*  ihm  mit  diesem 
Zeitpunkte  Veranlassung  gegeben,  seiner  allenfallsigen  Absicht,  dem 
Gesetze  nicht  zuwider  zu  handeln,  durch  sofortige  Abberufung  der 
Neupriester  von  den  ihnen  angewieseneu  Stellen  Ausdruck  zu  ver- 
leihen. Da  aber  .der  Angeklagte  in  einem  Zeitpunkt,  wo  ihm  diese 
Veranlassung  geboten  war,   einen    unzweideutigen  Ausspruch  in  ge- 
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DaoDter  Bichtnng  zu  thun,  im  Stillschweigen  verharrte,  muss  in 
dem  NidUwiderrufe  des  ertheilten  Auftrags  eine  Bestätigung  des 
Letzteren  und  damit  die  wiederholte  Weisung  gefunden  werden,  auch 
unter  nunmehr  geänderten  Verhältnissen  die  seitherige  Amtsthätig- 
keit  fortzusetzen. 

Aus  dem  Bisherigen  ergibt  sich  von  selbst,  dass  sich  der  An- 
geklagte nicht,  wie  es  Seitens  seines  Vertreters  versucht  wurde,  da- 
rauf berufen  kann ,  dass  der  ertheilte  Auftrag  zur  Verrichtung 
kirchlicher  Functionen  von  dem  Augenblicke  an  als  erloschen  gelten 
müsse,  in  welchem  das  Verbot  ie»  Gr.  Ministeriums  des  Innern 
wirksam  geworden  sei,  denn  —  wenn  der  ertheilte  Auftrag  von 
vorneherein  auch  für  die  Zeit  nach  Eintritt  eines  Verbots  zu  wirken 
bestimmt  gewesen,  —  so  sollte  er  gerade  im  Widerspruch  hiit  dem 
Staatsgesetze  und  unter  Nichtbeachtung  der  hierin  begründeten  Un- 
gültigkeit von  den  functionirenden  Geistlichen  schlechthin  kirchlichen 
Satzungen  folgend  als  fortan  gültig  betrachtet  und  vollzogen  werden, 
nnd  eben  hierin  liegt  seine  Strafbarkeit. 

Aus  diesen  Gründen  und  mit  Bezug  auf  §.  426.  der  Str.  P.  0. 
mnsste  die  ergriffene  Nichtigkeitsbeschwerde  als  unbegründet  ver- 
worfen, und  der  Angeklagte  in  die  Kosten  des  Bechtsmittels  ver- 
fällt werden. 

Zur  Beglaubigung: 

gez.  Ribstein. 
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XVII. 
Kirchliche  Vorschriften  betreffend  den  intrusus  (Eindringling). 

Der  am  Sonntag  Septuagesima  1876  erlassene  Fastenbirtenbrief 
des  Hocbw.  Fürstbischofs  von  Breslau,  welcher  in'der  Berliner  Ger- 
mania  1876  Nr.  35.  Beil.  abgedruckt  ist,  enthält  unter  obiger  Ue- 
berschrift  folgende  Beilage: 

»Wer  anders  als  im  Namen  und  Auftrage  der  Kirche  Jesu 
Christi  sich  in  den  Schafstall  des  Erlöi^ers  eindrängt,  um  die  Schafe 
zu  leitm  und  zu  weiden,  ist  nach  Johan.  10,  7 — 9.  ein  Dieb  und 
Bäuber,  mit  dem  die  Heerde  Jesu  Christi  jede  Gemeindschaft  auf- 
zugeben unter  schwerer  Sünde  und  Strafe  verpflichtet  ist.  D,er  h. 
Eirchenrath  von  Trient  sagt  nämlich  Sitzung  23.  von  dem  Sacra- 
raente  der  Weihe  Can.  7.: 

Wenn  Jemand  sagt,  Diejenigen,  welche  weder  rechtmässig 
von  der  kirchlichen  und  canonischen  Gewalt  geweiht  noch  ge- 
sendet sind,  sondern  anderswoher  kommen,  seien  rechtmässige 
Verwalter  des  Wortes  und  der  Sacramente,  der  sei  im  Banne, 
und  ebendaselbst  Hauptstück  4.: 

Der  h.  Kirchenrath  beschliesst,  dass  diejenigen,  die,  nur 
vom  Volk  oder  einer  weltlichen  Macht  und  Obrigkeit  berufen 
und  eingesetzt,  zur  Ausübung  dieser  Dienste  (der  kirchlichen 
Aemter)  emporsteigen,  und  diejenigen,  die  sich  aus  eigener  Ver- 
wegenheit dieselbe  anmassen,  alle  nicht  für  Diener  der  Kirche, 
sondern  für  Diebe  und  Bäuber,  welche  nicht  durch  die  Thür  ein- 
gegangen sind,  zu  halten  seien. 

Desgleichen  Sitzung  22.  von  der  Verbesserung  Hauptstück  11.: 
Wenn  die  Habsucht,  die  Wurzel  aller  Uebel,   irgend  eines 
Geistlichen  oder  Laien  sich  so  sehr  bemeisterte,  dass  er  sich  ver- 
messen sollte,  von  irgend  einer  Kirche  oder  einem  Beneficium  die 
Einkünfte  sich  anzumassen,  der  bleibe  dem  Bannfluche  so  lange 
unterworfen,  bis  er  die  Früchte  und  Einkünfte,  welche  er  in 
Besitz  genommen,  vollständig  wieder  zurückgestellt  und  dar- 
nach vom  römischen  Papste  die  Lossprechung  erhalten  hat. 
Nur  diejenigen  sind  rechtmässige  Seelsorger,  welche  von  den 
Bischöfen  mit  diesem  Amte  betrauet  sind  und  mit  den  Bischöfen  in 
der  Gemeinschaft  verblieben.    Den  Aposteln  und  ihren  Nachfolgern 
sind  von  dem  göttlichen  Stifter  der  Kirche  die  kirchlichen  Vollmach- 
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ten  verliehen;  von  den  Nachfolgern  der  Apostel  allein,  von  Papst 
und  Bischöfen  daher,  nicht  anch  von  dem  Staate  oder  von  Dritten 
können  jene  Rechte  der  Lehre  und  der  Sacramentenspende  abgetre- 
ten werden.  Niemand  kann  dem  Anderen  mehrere  Rechte  übertra- 
gen, als  er  selbst  besitzt. 

So  hat  der  h.  Stuhl  aus  Anlass  der  französischen  Revolution 
nnter  Einschärfung  wiederholter  Concilienbeschlüsse  und  päpstlicher 
Erlasse  am  26.  September  1791  vor  jedem  Eindringlinge,  da  dieser 
kein  rechtmässiger  Pfarrer  sei,  gewarnt.  Se.  Heiligkeit  unser  ge- 
genwärtiger Papst  Pius,  welchen  Gott  lange  erhalten  wolle,  hat 
1869  und  1874  die  alten  Bestimmungen  erneuert  und  am  5.  Fe- 
bruar 1875  nochmals  ausgesprochen: 

Es  werden  nicht  ungestraft  dem  göttlichen  Richter  die  gott- 
losen Männer  entgehen,  welche,  wenn  es  deren  gibt,  allein  auf 
den  Schutz  der  weltlichen  Macht  sich  stützend,  pfarrliche  Kir- 
chen verwegen  in  Besitz  genommen  und  den  heiligen  Dienst  in 
denselben  an  sich  zu  reissen  gewagt  haben.  Ja  wir  erklä- 
ren, dass  jene  Unglücklichen  und  wie  Viele  künftig  auf  gleiche 
frevelhafte  Weise  sich  in  die  Verwaltung  von  Kirchen  einge- 
drängt .haben  möchten ,  ohne  Weiteres  durch  die  That  selbst 
der  grösseren  Excommunication  nach  den  h.  Canones  verfal- 
len'sind  und  verfallen,  — indem  wir  die  frommen  Gläubigen 
zugleich  ermahnen,  dass  sie  den  kirchlichen  Handlungen  jener 
Eindringlinge  nicht  beiwohnen  noch  die  Sacramente  von  ihnen 
empfangen^  und  so  sich  von  jedem  Verkehr  und  jeder  Gemein- 
schaß  mit  jenen  vorsichtig  eurückhalteny  damit  nicht  schlechter 
Sauerteig  die  unversehrte  Masse  verderbe.^ 
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XVIII. 

Circular-VerfQgung  der  preuss.  Minister  des  Innern  und  der 
geistlichen  &c.  Angelegenheiten  vom  26.  Juni  1875 

ewr  Ausführung  des   Gesetzes  vom  31,  Mai  1875^  betr,  die  geist- 
lichen Orden  und  ordensähnlichen  CongregcUionen  der  kaih.  Kirche. 

(Vgl  Archiv  Bd.  34.  S.  165  flf.) 

I.  In  dem  §.  1.  des  Gesetzes,  welcher  in  seinen  beiden  ersten 
Absätzen  der  Fassung  des  Beichsgesetzes  vom  4.  Juli  1872,  betref- 
fend den  Orden  der  Gesellschaft  Jesu ,  entspricht ,  ist  yorbehaltlich 
der  Bestimmung  des  §.  2.  der  Ausschluss  der  Orden  und  Congrega- 
tionen  von  dem  Gebiete  der  Monarchie  (Abs.  1.) ,  das  Verbot  der 
Errichtung  neuer  Niederlassungen  (Abs.  2.)  und  die  Auflösung  der 
bestehenden  binnen  einer  bestimmten  Frist  (Abs.  3.)  vorgesehen. 
Daraus  folgt,  dass  mit  dem  Ablauf  dieser  Frist  jede  fernere  Ordens- 
{häiigkeü ,  d.  h.  jede  Thätigkeit ,  welche  von  dem  Orden  oder  der 
Gongregation  ausgeht,  bezw.  alle  Functionen,  zu  welchen  ihre  Mit- 
glieder berufen  oder  befugt  sind,  unterbleiben  müssen.  Worin  diese 
Functionen  bestehen,  hängt  von  der  Verfassung  und  den  Zwecken 
der  betreffenden  Genossenschaft  ab  und  wird  daher  in  jedem  einzel- 
nen Fall  besonders  festzustellen  sein. 

II.  Durch  den  Ausdruck  T^Orden  und  ordensähnliche  Congre- 
gationent  soll  einmal  klar  gestellt  werden,  dass  das  Gesetz  sich  auf 
die  zwar  nach  dem  katholischen  Eirchenrecht  verschiedenen,  für 
den  Staat  aber  in  den  hier  fraglichen  Beziehungen  ganz  gleichste- 
henden Orden  und  Congregationen  bezieht,  während  es  solche  Ver- 
bindungen, deren  Mitglieder  sich  nicht  zu  einem  gemeinsamen  Le- 
ben verpflichten  und  nicht  ihre  ganze  Persönlichkeit  den  Zwecken 
eines  Ordens  oder  einer  Gongregation  zur  Verfügung  stellen,  mithin 
die  kirchlichen  Bruderschaften  oder  Vereine ,  nicht  berührt.  (Mot 
z.  §.  1.  Beg.-Vorl.) 

Das  entscheidende  Kriterium  liegt  hiemach  nicht  sowohl  in 
der  Ablegung  von  mehr  oder  minder  feierlichen  bezw.  dauernden 
Gelübden,  sondern  in  der  Organisation  der  Genossenschaft,  durch 
welche- die  zu  einer  vita  communis  vereinigten  Mitglieder  ausser- 
halb der  gewöhnlichen  Ordnung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ge- 
stellt und  in  der  Gesammtheit  ihrer  Lebensbeziehungen  der  Direc- 
tion  von  kirchlichen  Oberen  unterworfen  werden. 
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HL  Der  Begriff  ^Niederlasstmgt  setzt  nicht  den  Besitz  von 
liegenden  Gründen  und  Gütern  voraiQ.  Ebensowenig  ist  er  anf  ei- 
gentliche Ordeushäoser ,  Klöster ,  Änstaltsgebäude  etc.  beschränkt. 
Yiehnehr  genügt  im  Allgemeinen  schon  der  feste  Aufenthalt  meh- 
rerer Ordens-  oder  Congregations-Mitglieder  an  einem  bestimmten 
Orte.  Auch  hier  wird  es  indess  auf  die  concreten  Verhältnisse  an- 
kommen und  namentlich  zu  prüfen  sein,  ob  im  gegebenen  Falle  das 
Beqnisit  eines  nach  bestimmten  Begeln  geordneten  gemeinschaft- 
lichen Lebens  zutrifft. 

IV.  Die  zur  Vollziehung  des  Gesetzes  für  jetzt  erforderlichen 
Anordnungen  sind  im  Bereich  ihres  Geschäftsbezirks  mit  folgenden 
Massgaben  von  der  Königlichen  Regierung  —  Landdrostei  —  zu 
treffen.    Zunächst  bedarf  es  einer  genauen  Feststellung: 

1.  welche  Niederlassungen  von  Orden  und  ordensähnlichen  Con- 
gregationen,  am  3.  Juni  d.  J.,  als  dem  Tage  der  Verkündung  des 
Gesetzes,  dortseits  vorhanden  gewesen  sind.  Neue  Niederlassungen, 
d.  b.  solche ,  deren  Errichtung  nach  diesem  Zeitpunkt  fällt ,  sind 
nicht  gestattet.  Hiervon  machen  auch  die  der  Krankenpflege  ge- 
widmeten Genossenschaften  (§.  2.  1.  c.)  keine  Ausnahme. 

Sodann  ist  durch  einen  geeigneten  Commissarius 

2.  der  Fersonaihesiand  jeder  Niederlassung  an  dem  zu  1.  be- 
zeichneten Tage  festzustellen.  Das  an  Ort  und  Stelle  aufzunehmende 
Vmeichniss  hat  die  Namen  sämmtlicher  Mitglieder  (Vorsteher,  Pro- 
fusen, Novizen,  Laienbrüder  etc.)^  ihre  persönlichen  Verhältnisse  (Al- 
ter, Herkunft,  Indigenat,  Subsistenzroittel) ,  die  Zeit  ihres  Eintritts 
nnd  eine  Nach  Weisung  des  von  ihnen  hierbei  oder  sonst  der  Ge- 
nossenschaft etwa  zugewendeten  Vermögens  zu  enthalten. 

Später  eingetretene  oder  aus  einer  anderen  Niederlassung  dort- 
hin versetzte  Mitglieder  sind  sofort  zu  entlassen,  und  ist  dem  Vor- 
steher die  Wiederaufnahme  derselben  zur  Vermeidung  sofortiger  Auf- 
lösong  der  Niederlassung  zu  untersagen.  Wird  von  einer  Genossen- 
schaft, welche  sich  ausschliesslich  der  Krankenpflege  widmet,  die 
Aufnahme  neuer  Mitglieder  beabsichtigt,  so  ist  das  betreffende  Ge- 
such mittelst  gutachtlichen  Berichts  an  uns  zur  Entscheidung  ein- 
mreicben. 

Femer  hat  der  Gommissar 

3.  den  Besüesiand  der  Niederlassung  genau  zu  ermitteln.  Ge- 
inäas  §.  4.  des  Gesetzes  kann  eine  Beschlagnahme  des  Vermögens 
mt  bei  Auflösung  der  Niederlassung  erfolgen.  Bis  dahin  unterliegt 
die  Dispositionsbefugniss  der  Genossenschaft  nur  denjenigen  Be- 
s<^litäiikungen ,   welche  in  den  Staatsgesetzen   und   den  besonderen 
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Vorschriften  des  kirchlichen  Rechts  begründet  sind.  Da  hierdurch 
die  Möglichkeit  zu  einer  BeiseiteschaffoDg  yon  Gorporationsyermögen 
nicht  ausgeschlossen  ist,  so  wird  dieser  umstand  bei  Festsetzung  des 
Auflösungstermins  besonders  zu  erwägen  und  der  Segel  nach  überall, 
wo  es  an  einer  Gewähr  für  die  Aufrechthaltung  des  gegenwärtigen 
Besitzstandes  fehlte  die  sofortige  Schliessung  der  Niederlassung  in 
Bedacht  zu. nehmen  sein. 

Endlich  ist  von  dem  Commissar 

4.  das  für  den  Auflösungbeschluss  erforderliche  Material  durch 
eingehende  Erörterung  aller  dabei  sonst  in  Betracht  kommenden 
Momente  zu  beschaffen.  Zu  diesem  Zweck  werden  die  Statuten 
(Ordensregeln,  Hausordnung,  Disciplinarreglement)  einzufordern  t  die 
Zwecke,  welche  die  Niederlassung  verfolgt  und  die  Art  ihrer  Wirk- 
samkeit zu  constatiren  sein ;  auch  ist  zu  ermitteln ,  ob  die  factisch 
bestehenden  Einrichtungen  den  statutenmässigen  Bestimmungen  ent- 
sprechen.   Im  üebrigen  bemerken  wir  Folgendes: 

a.  Die  im  §.  1.  Abs.  3.  bestimmte  sechsmonatliche  Frist  bildet 
den  äussersten  Termin ,  bis  zu  welchem  die  Auflösung  der  Nieder- 
lassungen, welche  sich  nicht  mit  dem  Unterrichte  und  der  Erziehung 
der  Jugend  beschäftigen,  erfolgt  sein  muss,  und  beginnt  ihren  Lauf 
mit  dem  Tage  der  Verkündung  des  Gesetzes,  also  dem  3.  Juni  d. 
J.  Sie  kann  nur  ausnahmsweise  bewilligt  werden,  während  regel- 
mässig die  Auflösung  binnen  kürzerer  Frist,  und  wo  besondere  Grunde 
nicht  entgegenstehen,  sofort  zu  erfolgen  hai 

b.  Bei  Bemessung  der  Frist  ist  als  leitender  Gesichtspunkt 
festzuhalten,  dass  den  Betheiligten  die  nöthige  Zeit  verbleibt,  um 
ihre  persönlichen  Angelegenheiten  zu  ordnen  und  wegen  ihres  fer- 
neren Unterkommens  Vorkehrung  zu  treffen.  Hierbei  werden  die  bei 
Ausführung  des  Reichsgesetzes  vom  4.  Juli  1872  gesammelten  Er- 
fahrungen zu  benutzen,  im  Allgemeinen  kurze  Fristen  zu  bestimmen 
und  wegen  etwaiger  Weitererstreckung  derselben  motivirte  Anträge 
abzuwarten  sein. 

c.  Niederlassungen,  welche  Unterrichts-  und  Erisiehungsswecke 
verfolgen,  können  zwar  gleichfalls  sofort  oder  binnen  sechs  Monatmi 
aufgelöst  werden.  Mit  Rücksicht  auf  den  zur  Zeit  noch  fühlbaren 
Mangel  an  weltlichen  Lehrkräften,  und  um  das  Interesse  zu  wahren, 
welches  der  Staat  daran  hat,  dass  jedem  schulpflichtigen  Kinde  der 
nothwendige  Unterricht  auch  wirklich  ertheilt  werden  kann,  ist  in- 
dess  der  Verwaltung  die  besondere  Ermächtigung  ertheilt  worden, 
einerseits  für  Niederlassungen  der  bezeichneten  Art  die  Auflösung^ 
frist  bis  auf  vier  Jahre  zu  verlängern,  andererseits  auch  nach  A.b- 
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lauf  dieses  Zeitraums  einzelnen  Oenossenschafts-Mitgliedern  die  Er- 
theilang  von  Unterricht  za  gestatten.  Das  Motiv  dieser  Ermäch- 
tigung hat  in  dem  Gesetz  selbst  bestimmten  Ausdruck'  erhalten.  Da* 
nach  soll  eine  Erstreckung  der  Frist  über  sechs  Monate  hinaus  in 
dem  Zwecke  erfolgen ,  um  für  den  Ersatz  der  von  kirchlichen  Oe- 
oossenschaften  bisher  geübten  Unterrichts-  und  Erziehungsthätigkeit 
durch  anderweite  Anstalten  und  Einrichtungen  Zeit  zu  lassen.  Sie 
finden  mithin  überall  da  keine  Anwendung,  wo  für  den  UuteiTicht 
der  Jugend  in  anderer  Weise  bereits  ausreichend  gesorgt  ist. 

d.  Dagegen  werden  Niederlassungen  derjenigen  Orden  und  Con- 
gr^tionen,  toelche  sich  ausscKUesslieh  der  Krankenpflege  toidmen, 
TOD  der  Vorschrift  des  §.  1.  nicht  betroffen.  Sie  bleiben  vielmehr 
fortbestehen  und  können  eventuell  nur  durch  Königliche  Verordnung 
aufgehoben  werden.  (§.  2.  Ges.)  Diese  Ausnahmestellung  beruht  auf 
der  Erwägung,  dass  die  rühmenswerthen  Leistungen  jener  Genossen- 
schaften, namentlich  in  den  letzten  Kriegen,  eine  besondere  Berfick- 
siehtignng  verdienen,  und  dass  es  nach  den  bisher  gemachten  Er- 
fahrungen Niederlassungen  der  gedachten  Art  gibt,  welche  sich  in 
den  Schranken  ihrer  eigentlichen  Aufgabe  gehalten  und  es  vermie- 
den haben,  daneben  auch  der  Förderung  klerikaler  Interessen  zu 
dienen. 

Nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  des  Gesetzes  kommt  in- 
dess  die  obige  Ausnahmestellung  nur  den  ausscMiessUch  mit  der 
Krankenpflege  befassten  Orden  und  Congregationen  zu.  Genossen- 
schaften, welche  daneben  andere  Zwecke  verfolgen,  haben  sich  da- 
her ,  um  der  Vortheile  des  §.  2.  theilhaftig  zu  werden ,  auf  jene 
Thäügkeit  zu  beschränken.  Nur  sofern  eine  Lehr-  oder  Erziehungs- 
wirksamkeit in  Betraciit  kommt,  findet  der  Vorbehalt  des  §.  1.  auch 
auf  sie  Anwendung  und  kann  demgemäss  der  Fortbestand  ihrer  des- 
fidbigen  Einrichtungen  auch  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten  bis 
anf  vier  Jahre  gestattet  werden.  In  wie  weit  hierzu  ein  Bedfirfhiss 
mhanden,  wird  in  jedem  Falle  speciell  zu  prüfen  sein.  Ebenso  be- 
duf  es  einer  sorgfältigen  Erörterung,  ob  die  bisherige  Wirksanikeit  * 
der  Niederlassung  auf  dem  Gebiete  der  Krankenpflege  denjenigen 
Voraussetzungen  entspricht,  von  welchen  der  Gesetzgeber  bei  dem 
§.  2.  ausgegangen  ist ,  oder  ob  Gründe  vorliegen ,  welche  die  Auf- 
^tkg  der  Niederlassung  auf  dem  vom  Gesetz  vorgesehenen  Wege 
gwechtfertigt  erscheinen  lassen. 

Der  Ausdruck  »Krankenpflegec  umfasst  übrigens  nicht  blos  die 
Wirksamkeit  der  Orden  und  Congregationen  in  den  eigentlichen 
Krankenanstalten,  sondern  jede  Thätigkeit,  welche  auf  Pflege  und 
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Wartung  von  körperlich  oder  geistig  kranken,  resp.  mit  Gebrechen 
behafteten  Personen,  sei  es  in  besonderen  Instituten  oder  unmittel- 
bar in  den  Familien,  gerichtet  ist 

y.  Die  Feststellung  des  Termins  zur  Auflösung  bleibt  ffir  die- 
jenigen Niederlassungen,  welche  sich  mit  dem  Unterricht  und  der 
Erziehung  der  Jugend  beschäftigen ,  dem  Minister  der  geistlichen 
Angelegenheiten  vorbehalten.  Demselben  ist  zu  diesem  Behuf  das 
durch  den  Commissarius  oder  anderweit  beschaffte  Material  unter 
eingehender  Erörterung  der  Frage  einzureichen,  ob  für  diejenigen 
Personen,  deren  Unterricht  und  Erziehung  bisher  von  der  Nieder- 
lassung besorgt  war,  ein  genügender  Ersatz  durch  anderweite  An- 
stalten und  Einrichtungen  vorhanden  bezw.  beschafft  ist.  In  den 
übrigen  Fällen  des  §.  1.  hat  die  Eönigl.  Begierung  —  Landdroatei 
— -  den  Auflösungstermin  selbst  zu  bestimmen.  Wird  die  Auflösung 
ßiner  der  Krankenpflege  gewidmeten  Niederlassung  für  erforderlich 
erachtet,  so  ist  an  uns  gemeinschaftlich  zu  berichten. 

Von  der  vollzogenen  Auflösung  einer  Niederlassung  hat  die  Kgl. 
Begierung  —  Landdrostei  —  sofort  an  uns  Anzeige  zu*  erstatten. 

VI.  Nach  §.  3.  des  Gesetzes  sind  die  fortbestehenden  Orden 
und  Congregationen  der  Aufsicht  des  Staates  unterworfen.  Diese 
Vorschrift  bezieht  sich  sowohl  auf  die  im  §.  2.  genannten  Genos- 
senschaften für  Krankenpflege,  wie  auf  diejenigen  Niederlassungen, 
welche  gemäss  §.  1,  soweit  sie  sich,  dem  Unterrichte  und  der  Er- 
ziehung der  Jugend  widmen ,  noch  auf  die  nächsten  vier  Jahre  er- 
halten bleiben  können.  Da  die  Art  und  der  Umfang  der  Staats- 
aufsicht wesentsicb  von  der  Organisation  und  den  verschiedenen  Zie- 
len abhängt,  auf  welche  die  Wirksamkeit  der  Genossenschaften  ge- 
richtet ist,  so  sind  die  näheren  Bestimmungen  über  die  Ausübung 
jenes  Bechts  der  Verwaltung  vorbehalten  worden  (§.  5.  Abs.  2.  des 
Gesetzes).  Selbstverständlich  wird  es  sich  hierbei  nicht  blos  um 
Einsichtnahme  der  Statuten ,  Evidenthaltung  der  in  den  Niederlas- 
sungen aufgenommenen  Person  und  zeitweise  Inspectionen  der  Lo- 
calitäten,  sondern  vorzu^weise  um  Ueberwachung  der  gesammtoa 
von  der  Genossenschaft  in  Erziehung,  Unterricht  und  Krankenpflege 
entwickelten  Thätigkeit  handeln,  damit  Ausschreitungen  jeder  Art 
verhindert  und  für  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschrift«! 
Sicherheit  gewonnen  wird.  Die  Aufsicht  wird  dagegen  selbstredend 
jeden  Eingriff  in  das  Ordensleben  als  solches  zu  vermeiden  haben. 
Ueber  die  hiernach  den  concreten  Verhältnissen  entsprechend  zu  treffen- 
den Controlmassregeln  sehen  wir  einem  gutachtlichen  Bericht  der  EgL 
Begierung  —  Landdrostei  —  binneh  sechs  Wochen  entgegen. 
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Vn.  Was  schliesslich  das  Vermögen  der  aufgelösten  Nieder- 
lassungen  anlangt,  so  fällt  dasselbe  nicht  dem  Staat  als  herrenloses 
Out  anheim,  sondern  ist  nur  einstweilen  von  den  Staatsbehörden  in 
Verwahrung  und  Verwaltung  zu  nehmen,  während  die  Begelung  sei- 
ner definitiven  Verwendung  einem  späteren  Oesetze  vorbehalten  bleibt. 
(§.  4.  des  Gesetzes.) 

Demgemäss  bestimmen  wir  was  folgt: 

1.  Zur  Verwahrung  und  Verwaltung  derjenigen  Gütermassen, 
welche  der  gesetzlichen  Beschlagnahme  unterliegen,  ist  für  den  Be- 
reich des  dortigen  Geschäfts  ein  Staats-Commissarius  zu  bestellen. 
Derselbe  wird  von  dem  Regierungspräsidenten  —  Landdrosten  —  er- 
nannt, welcher  zugleich  die  erforderlichen  Massnahmen  —  eventuell 
im  Wege  des  administrativen  Zwangsverfahrens  —  trifft,  um  das 
Vermögen  der  Verfügung  des  Commissars  zu  unterwerfen. 

2.  In  denjenigen  Diöcesen,  für  welche  ein  Commissar  zur  Ver- 
waltung des  bischöflichen  Vermögens  fungirt,  ist  diesem  der  vorbe- 
zeiebnete  Auftrag  zu  ertheilen. 

3.  Die  Vermögensmassen  der  einzelnen  Niederlassungen  sind 
gesondert  von  einander  zu  verwalten.  Soweit  es  hierzu  eines  Spe- 
cialadministrators  bedarf,  fällt  die  Bestellung  desselben  dem  ad  1. 
genannten  Staatscommissarius  anheim.  Derselbe  hat.indess  vorher  die 
Genehmigung  des  Begierungspräsidenten  —  Landdrosten  —  einzuholen. 

4.  Die  Verantwortung  für  die  Verwaltung  uqd  die  Bechnungs- 
legang  ist  vom  G^etz  entsprechend  dem  §.  10.  des  Gesetzes  vom 
20.  Mai  1874  über  die  Verwaltung  erledigter  katholischer  Bisthü- 
mer  geregelt.  Die  Rechnungslegung  erfolgt  daher  durch  den  Staats- 
commissarius,  welcher  zu  diesem  Behuf  die  Etats  über  das  Vermö- 
gen der  einzelnen  Niederlassungen  aufzustellen  hat.  Die  Etats  selbst 
sind  den  Ministem  zur  Vollziehung  einzureichen. 

5.  Die  Kosten  der  Verwaltung  werden  aus  dem  Vermögen  vor- 
weg entnommen.  Wegen  etwaiger  Bewilligux)g  von  Remunerationen 
an  den  Commissar  und  die  Specialadministratoren  werden  näher  mo- 
tivirte  Vorschläge  erwartet. 

Ebenso  ist 

6.  hinsichtlich  derjenigen  Unterstützungen,  welche  den  Mitglie- 
dern der  aufgelösten  Niederlassungen  aus  dem  betreffenden  Vermögen 
nach  §.  4.  Abs.  3.  des  Gesetzes  zu  bewilligen  sein  werden,  unter  Ein- 
reicbung  der  Etats  an  die  Minister  zu  berichten.  In  dringenden 
FftUen  bleibt  indess  dem  Regierungspräsidenten  —  Landdrosten  — 
überlassen,  schön  bei  Auflösung  der  Niederlassung  wegen  Gewährung 
derartiger  Subventionen  vorläufige  Anordnung  zu  treffen. 


350 


XIX. 

Erklärung  der  Osterreichischen  ErzbischOfe  und  BischOfCi 

über  den  im  Reichstag  verhandelten  die  Mösterlichen  Genossenschaf- 
ten betreffenden  Gesetzentijonrf. 

I.  Der  in  Bede  stehende  Gesetzentwurf  lautet  mit  den  vom  Ab- 
geordneten- und  Herrenhause  beschlossenen  Verschärfungen,  wie  folgt: 

Gesetz  vom  .  .  .  ,  durch  welches  Bestimmungen  zur  Begelang 
der  äusseren  Bechtsverhältnisse'  der  klösterlichen  Genossenschaften 
erlassen  werden. 

Mit  Zustimmung  beider  Häusser  des  Beichsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

§.  1.  Zur  Errichtung  klösterlicher  Genossenschaften,  das  ist 
solcher  Orden,  Gongregationen  oder  anderer  kirchlicher  Genossen- 
schaften, deren  Mitglieder  sich  zu  einem  gemeinschaftlichen  Leben 
verpflichten,  dann  zu  neuen  Änsiedlungen  solcher  Genossenschaften 
oder  eines  ihrer  Convente  ist  die  staatliche  Genehmigung  durch  ein 
Beichsgesetz  erforderlich.  Ausgenommen  hiervon  sind  neue  Änsied- 
lungen solcher  bereits  bestehender  Genossenschaften,  welche  sich  aua- 
schliessend  der  Krankenpflege  widmen.  Die  Errichtung  derselben 
kann  von  dem  Cultusminister  bewilligt,  werden. 

§.  2.  Gesuche  um  Ertheilung  dieser  Genehmigung  hat  der 
Diöcesanbischof  oder  die  sonst  berufene  kirchliche  Oberbehörde  dem 
Landeschef  und  dieser  mit  dem  von  ihm  eingeholten  Gutachten  der 
Vertretung  jener  Gemeinde,  in  deren  Gebiet  die  Ansiedlung  beab- 
sichtigt wird,  dem  Cultusminister  vorzulegen.  Dem  Gesuctve  müssen 
die  Satzungen  (Statuten,  Ordensregeln  u.  s.  w.)  der  Genossenschaft 
in  doppelter  Ausfertigung  beiliegen. 

§.  3.  Aus  der  Vorlage  (§.  2.)  müssen  zu  entnehmen  sein:  1.  Der 
Zweck  der  Genossenschaft  und  die  zur  Verfolgung  dieses  Zweckes  zn 
Gebote  stehenden  äusseren  Mittel.  2.  Der  Ausweis  über  die  zu  dem 
Bestände  der  Genossenschaft  erforderliche  kirchliche  Genehmigung. 
3.  Die  Bestimmungen  über  den  Sitz,  die  Vorstehnng  und  Vertretung 
der  Genossenschaft,  dann  über  den  Eintritt  und  Austritt,  sowie  über  die 
Bechte  und  Pflichten  der  Mitglieder.    4.  Die  Disciplinarvorschriften. 

§.  4.  In  eine  inländische  klösterliche  Genossenschaft  oder  Nie- 
derlassung dürfen  nur  österreichische  Staatsbürger  eintreten.  Aach 
dürfen  solche  Genossenschaften  und  Niederlassungen  nur  Oberen  und 
Vorgesetzten  (Localoberen,  Provincialen,  Generalen  u.  s.  w.)  unter- 
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stehen,  welche  österreichische  Staatsbürger  sind  und  in  Oesterreich 
ihren  ordeutiichen  Wohnsitz  haben.  Jede.  Verbindung  derselben  mit 
auswärtigen  Obern ,  klösterlichen  Genossenschaften  oder  Niederlass- 
ungen wird  aufgehoben. 

§.  5.  Veränderungen,  welche  während  des  Bestandes  einer  klö- 
sterlichen Genossenschaft  in  den  im  §.  3.  bezeichneten  Verhältnissen 
eintreten^  sind  der  staatlichen  Cultusverwaltung  sofort  anzuzeigen. 

§.  6.  Zu  Becht  bestehende  klösterliche  Genossenschaften  und 
Niederlassungen  können  nur  durch  ein  Beichsgesetz  aufgehoben  werden. 

§.  7.  Tritt  der  Fall  der  Bestellung  eines  Genossenschaftsvor- 
standes ein,  so  ist  die  hieiür  ausersehene  Person  der  Landesbehörde 
anzuzeigen.  Der  letzteren  steht  zu,  ihre  Einwendungen  unter  Angabe 
der  Gr&nde  mitzutheilen.  Wird^  von  der  Landesbehörde  binnen  30 
Tagen  nach  geschehener  Anzeige  keine  Einwendung  erhoben,  so  steht 
der  Bestellung  nichts  im  Wege.  Gegen  eine  von  der  Landesbehörde 
erhobene  Einwendung  steht  die  Berufung  an  den  Cultusminister 
offen.  Wird  der  Berufung  nicht  Folge  gegeben,  so  darf  die  Bestel- 
lung nicht  stattfinden.  Insoweit  der  Regierung  bisher  in  Ansehung 
der  Bestellung  lebenslänglicher  Ordens  Vorsteher  weitere  Befugnisse 
zukamen,  hat  es  ^uch  fernerhin  dabei  zu  verbleiben. 

§.  8.  Der  Eintritt  in  eine  klösterliche  Genossenschaft  ist  bei 
Jenen,  die  nicht  eigenberechtigt  sind,  von  der  Zustimmung  des  ehe- 
lichen Vaters  und,  wenn  dieser  nicht  mehr  am  Leben  oder  zur  Ver- 
tretung unfähig  ist,  von  der  Zustimmung  der  Pflegschaftsbohörde 
abhängig,  welche  vor  Ertheilung  desselben  den  gesetzlichen  Vertre- 
ter zu  vernehmen  hat.  Feierliche  Gelübde  dürfen  nur  solchen  Per- 
sonen abgenommen  werden,  welche  bereits  das  24.  Lebensjahr  zu- 
rückgelegt haben. 

§.  9.  Wenn  ein  Mitglied  einer  klösterlichen  Genossenschaft  aus 
derselben  austritt,  woran  es  nicht  gehindert  werden  kann,  oder  aus 
derselben  ausgeschlossen  wird,  erlöschen  alle  in  seiner  Zugehörigkeit 
zu  der  Genossenschaft  begründeten  Hechte  und  Pflichten ,  sowie  alle 
aus  dem  Grund  dieser  Zugehörigkeit  bestandenen  Beschränkungen  in 
der  Verwaltung  seines  Vermögens.  Der  Austritt  ist  von  dem  Tage 
an  wirksain,  an  welchem  der  Austretende  vor  einer  inländischen  po^ 
litischen  Behörde  die  förmliche  Erklärung  abgibt,  der  Genossenschaft 
nicht  länger  anhören  zu  wollen. 

§.  10.  Die  Genossenschaftsvorstände  haben  alljährlich  der  poli- 
tischen Bezirksbehörde  Verzeichnisse  der  sämmtlichen  Genossenschafts- 
imtglieder  2U  überreichen  und  hiebei  die  im  Verlaufe  des  Jahres 
stattgefundenen  Veränderungen  in  dem  Personalstande  bekannt  zugeben. 
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§.  11.  Bei  Haudhabung  der  den  GenosdenscbaftsTorständen  zu- 
stehenden Disciplinargewalt  darf  kein  äusserer  Zwang  ausgeübt  wer- 
den. Auch  darf  von  der  Disciplinargewalt  niemals  zu  dem  Zwecke 
Gebrauch  gemacht  werden,  um  die  Befolgung  der  Gesetze  und  be- 
hördlichen Anordnungen  oder  die  freie  Ausübung  staatsbürgerlicher 
Bechte  zu  hindern.  Zur  Ausübung  der  Disciplinargewalt  wird  kein 
staatlicher  Beistand  gewährt. 

§.  12.  Zur  Giltigkeit  yon  Rechtsgeschäften  für  eine  klösterliche 
Genossenschaft  wird  erfordert,  dass  dieselben  von  der  gesetzlichen 
oder  statutenmässigen  Vertretung  der  Genossenschaft  yorgenommen 
werden.  In  Ermangelung  einer  besonderen  statutenmässigen  Bestim- 
mung gilt  der  Vorstand  der  Genossenschaft  für  ermächtigt,  Rechts- 
geschäfte für  dieselbe  abzuschliessen.  Die  Localobem  ?on  Ordens- 
conventen,  welche  nach  der  Verfassung  des  Ordens  einem  Provincial 
unterstehen,  bedürfen  zu  allen,  den  gewöhnlichen  Wirthschaftsbetrieb 
überschreitenden  Rechtsgeschäften  der  Zustimmung  dieses  ihres  Vor- 
gesetzten. Andere  als  die  hier  erwähnten  Beschränkungen  der  den 
GenossenschaftsYorständen  zustehenden  Vertretungsbefugnisse  sind  an- 
zulässig. 

§.  13.  Stiftungen,  Schenkungen  und  letztwillige  Zuwendung  be- 
weglicher Sachen  zum  Vortheile  klösterlicher  Genossenschaften  be- 
dürfen in  nachfolgenden  Fällen  der  staatlichen  Genehmigung:  a)  wenn 
die  an  den  zugewendeten  Vermögensvortheil  geknüpften  Anträge 
oder  Bedingungen  dem  staatlich  genehmigten  Zwecke  der  Genossen- 
schaft (§.  3,  Punct  1.)  fremd  sind;  b)  wenn  der  zugewendete  Ver- 
mögensvortheil den  Betrag  von  3000  fl.  übersteigt.  Fortlaufende 
Leistungen  sind  hiebei  mit  fünf  Ton  Hundert  zu  Capital  zu  berech- 
nen. Zuwendungen  durch  dieselbe  Person  sind  nach  ihrem  Gesamiut- 
betrage  in  Anschlag  zu  bringen.  Diese  Bestimmungen  finden  auch 
Anwendung  auf  die  Einbringung  von  Geld  und  Geldes werth  bei  dem 
Eintritte  eines  neuen  Mitgliedes  in  die  Genossenschaft. 

§.  14.  Die  Ertheilung  der  staatlichen  Genehmigung  steht  dem 
Cultusminister  zu  und  erfolgt  unter  ausdrücklichem  Vorbehalte  aller 
Bechte  dritter  Personen.  Dieselbe  kann  auf  einen  Theil  der  Zuwen- 
dungen beschränkt  werden. 

§.  15.  Auch  zur  entgeltlichen  oder  unentgeltlichen  Erwerbung 
von  unbeweglichen  Gütern  durch  klösterliche  Genossenschaften  ist, 
wenn  das  zu  erwerbende  Gut  den  Werth  von  3000  fl.  übersteigt, 
die  Zustimmung  des  Cultusministers  erforderlich.  Röcksichtlich  der 
Veräusserung  oder  Belastung  solcher  Vermögenschaften  gelten   die 
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Bestimmungen  der  Ministerrerordnung  vom  20.  Juni  1860B.-G.-B1. 
Nr.  162,  und  vpm  13.  Juli  1860,  R-Q.-Bl.  Nr.  175,  mit  Auschluss 
jener  Anordnungen,  wonach  derartige  Geschäfte  der  Genehmigung 
seitens. der  päpstlichen  Curie  unterliegen. 

§.  16.  Die  Genossenschaftsvorstände  sind  verpflichtet,  der  staat- 
lichen Oultusverwaltung  von  Jahr  zu  Jahr  Ausweise  über  den  Stand 
des  Genossenschaftsvermögens  und  die  im  Laufe  des  Jahres  einge- 
tretenen Veränderungen  vorzulegen. 

§.  17.  Das  Vermögen  klösterlicher  Genossenschaften,  welche  zu 
bestehen  aufhören,  hat,  insoweit  für  die  Verwendung  desselben  in 
einem  solchen  Falle  nicht  rechtsgiltig  vorgesorgt  ist,  unter  Aufrecht- 
haltung besonderer  Widmungen  den  Cultusfonden  des  betreffenden 
Bekenntnisses  zuzufallen.  Doch  ist  den  gewesenen  Mitgliedern  der 
Genossenschaft  aus  diesem  Vermögen  der  anständige  Unterhalt  zu 
gewähren. 

§.  18.  Die  politische  Landesbehörde  hat  das  Recht,  sich  durch 
Visitationen  aller  klösterlichen  Genossenschaften  die  Ueberzeugung 
TOD  der  Befolgung  der  Gesetze  zu  verschaffen  und  alle  Inwohner  des 
Klosters  zu  vernehmen.  Zu  diesen  Visitationen  ist  das  Ordinariat 
einzuladen,  soweit  nicht  Gefahr  im  Verzuge  obwaltet. 

§.  19.  In  Bezug  auf  Gesundheits-,  Bau-,  Feuer-  und  Sicher- 
heitspolizei unterstehen  die  klösterlichen  Genossenschaften  den  allge- 
meinen Vorschriften  und  den  zu  ihrer  Handhabung  berufenen  Be- 
hörden. 

§.  20.  Wenn,  der  Vorstand  einer  klösterlichen  Genossenschaft 
eines  Verbrechens  schuldig  erkannt  worden  ist,  so  verliert  er  dadurch 
die  Be&higung,  die  Genossenschatten  nach  Aussen  zu  vertreten.  In 
einem  solchen  Ftille  hat  die  zuständige  kirchliche  Behörde  für  die 
Bestellung  eines  anderen  Genossenschaftsvorstandes  zu  sorgen  (§.  21. 
dieses  und  §.  60.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874.) 

§.21.  Die  staatliche  Oultusverwaltung  hat  darüber  zu  wachen, 
dass  die  klösterlichen  Genossenschaften  ihren  statutenmässigen  Wir- 
kungskreis nicht  überschreiten  nnd  den  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes,  sowie  den  auf  Grundlage  desselben  erflossenen 
Anordnungen  der  staatlichen  Behörde  nachkommen.  Zu  diesem  Ende 
können  die  Behörden  Geidbussen  in  einer  den  Vermögensverhältnis- 
8^  der  Genossenschaft  angemessenen  Höhe ,  sowie  sonst  gesetzlich 
zulässige  Zwangsmittel  in  Anwendung  bringen. 

§.  22.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  treten  mit  dem  Tage 
der  Kundmachung  desselben  in  Wirksamkeit. 
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§.  23.  Mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes  sind  die  Minister 
für  Caltns  und  Unterricht,  der  Justiz  und  des  Innern  beauftragt. 

Von  dem  Herrenhause  in  der  Sitzung  am  17.  Jänner  1876  in  dritter 

Lesung  angenommen. 

Wien,  am  17.  Januar  1876. 

Fürst  Carl  Auersperg  m.  p. 

JRoschmann  m.  p.,  Schriltfiihrer. 

II.  In  der  Sitzung  des  sogenannten  confessionellen  Ausschusses 
des  Abgeordneten  Hauses  am  27.  Januar  1876  wurde  nach  dem  An- 
trage des  Referenten  Dr.  Kopp  mit  elf  gegen  fünf  Stimmen  der  Ge- 
setz-Entwurf mit  den  vom  Herrenhause  beschlossenen  Veränderungen 
en  bloc  angenommen,  trotzdem  der  Cultusminister  Dr.  von  Stretnayr 
wiederholt  erklärte,  dass  das  Mümterium  das  Gesetz  in  seiner  ge- 
genwärtigen Fassung  eur  Sanction  nicht  empfehlen  könne.  Auch 
das  Abgeordnetenhaus  nahm  in  der  Sitzung  vom  21.  Februar  1876 
ebenfalls  das  Klostergesetz  nach  den  Beschlüssen  des  Herrenhauses 
mit  130  gegen  32  Stimmen  an,  nachdem  die  katholische  Rechts- 
partei unter  Protest  gegen  den  Gesetz-Entwurf  sich  vor  der  Ab- 
stimmung entfernt  hatte. 

III.  Die  in  der  Ueberschrift  dieses  Artikels  bezeichnete  Erklär- 
ung des  österreichischen  Episcopates  lautet  also: 

»Bereits  im  Jahre  1874  fanden  sich  die  zu  Wien  versammel- 
ten österreichischen  Erzbischöfe  und  Bischöfe  in  die  traurige  Noth- 
wendigkeit  versetzt,  der  Regierungsvorlage  über  die  Rechtsverhält- 
nisse der  klösterlichen  Genossenschaften  mit  der  Klage  entgegen  zu 
treten,  dass  das  beabsichtigte  Gesetz  offenbar  und  in  ganz  beson- 
derer Weise  den  Stempel  des  Misstrauens,  der  Willkür  und  der  Härte 
an  der  Stirne  trage.  Im  Einklänge  mit  dem  UrtlTeile  des  heiligen 
Stuhles,  welcher  das  Verderbliche  und  Feindselige  desselben  wohl 
erkannte,  haben  sie  in  einzelnen  Bestimmungen  nachgewiesen,  wie 
sehr  durch  sie  das  Recht  der  Kirche,  die  Freiheit  des  katholischen 
Gewissens  und  die  Sicherheit  eines  rechtlich  erworbenen  Besitzes 
gefährdet  sei. 

Nachdem  der  Regierungsentwurf  nicht,  wie  zu  hoffen  stand, 
beseitigt,  vielmehr  der  Berathung  in  den  beiden  Körpern  der  Reichs- 
vertretung unterzogen  wurde,  und  hiebei  manche  nicht  zu  seinem 
Vortheile  gereichende  Aenderungen  und  selbst  Verschärfungen  er- 
fahren hat,  erachten  sich  die  Unterzeichneten  durch  ihr  oberbirt- 
liebes  Amt  verpflichtet,  dem  vorliegenden  Gesetzesentwurfe  so  wie 
den  unberechtigten  Angriffen,  welche  hiebei  gegen  das  Ordenswesen 
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der  katholischen  Kirche  öberhaapt  und  gegen  die  Klöster  Oester- 
reichs  insbesondere  erhoben  wurden,  neuerdings  zu  entgegnen  und 
diese  kirchlichen  Institute  gegen  die  auch  im  Gesetzesentwurfe  lie- 
genden Verdächtigungen  zu  schützen. 

Das  Ordeusleben  ist  der  katholischen  Kirche  wesentlich  eigen. 
Es  gehört  zwar  nicht  zu  ihrer  Verfassung,  in  welcher  vielmehr  die 
Bischöfe  Ton  dem  heil.  Geiste  gesetzt  sind ,  die  Kirche  Gottes  zu 
regieren  (Apostelg.  20,  28.),  es  gehört  aber  zu  ihrem  innersten  Le- 
ben und  Sein:  seine  Grundlagen,  die  evangelischen  Käthe,  bilden 
einen  Theil  ihrer  Glaubens-  und  Sittenlehre.  Nicht  zufällig  und 
Ton  Aussen  in  den  Lebensbau  der  Kirche  kineingetragen ,  sondern 
nothwendig  und  aus  dem  innersten  Kern  der  christlichen  Lehre  her- 
aus, welche  nicht  nur  Gesetze  und  Gebote,  sondern  auch  die  freien 
Opfer  der  Liebe  kennt,  haben  sich  die  religiösen  Orden  entwickelt. 
So  wie  unser  Herr  und  Heiland  im  persönlichen  Leben  seiner  Jün- 
ger die  vollkommenere  Nachfolge  in  der  freiwilligen  Armnth,  in  der 
joDgfräulichen  Keuschheit,  in  der  Unterordnung  des  Lebenskreises 
nnter  einen  höheren  Buf  lobend  preiset  und  anempfiehlt,  so  muss 
auch  in  der  christlichen  Kirche,  dieser  vollkommenen  und  sichtba- 
ren Gesellschaft ,  ein  Stand  möglich  und  wirklich  sein ,  in  welchem 
die  durch  ihren  freien  Willen  vereinigten  Personen  die  von  dem 
himmlischen  Meister  empfohlene  Lebensweise  gemeinschaftlich  üben. 
Die  Idee  des  gemeinschaftlichen  Ordens-  und  Klosterlebens  ist  die 
uneingeschränkte  völlige  Hingabe  an  des  Menschen  ewige  Bestim- 
mnng,  ermöglicht  durch  die  Loslösung  von  den  Hindernissen,  welche 
dem  in  der  Welt  Lebenden  die  Erreichung  des  höchsten  Endzieles 
so  vielfach  erschweren;  die  Aufgabe  dieses  Ordens-  und  Klosterle- 
bens ist  zunächst  die  Selbstheiligung  im  Dienste  Gottes  und  des 
Nächsten;  sie  ist  das  »bete  und  arbeitec  in  vollkommener  Gestaltung. 

Wie  diese,  dem  Heiligsten  des  Menschenlebens  zugewendete, 
das  Höchste  erstrebende  Idee  im  Laufe  der  Geschichte  der  christ- 
licben  Kirche  ihre  äussere  Formen  gewonnen,  ist  nicht  nöthig,^  des 
Niiheren  auseinander  zu  setzen.  Gleich  der  Kirche  selbst,  welche 
anwandelbar  in  ihrem  Wesen,  nach  dem  wechselnden  Bedürfniss  der 
Menschen  und  Zeiten  sich  verschiedene  Formen  in  ihrem  äusseren 
Bestände  und  Leben  geschaffen,  haben  auch  die  religiösen  Orden, 
unbeschadet  ihres  stets  gleich  bleibenden  Wesens,  nach  Aussen  sich 
in  den  mannigfaltigsten  Formep  dargestellt.  Je  nachdem  das  per- 
sönliche Leben  in  der  Welt  mehr  oder  weniger  Bindung  erfahren, 
mehr  oder  weniger  fest  oder  aber  frei  und  im  Wechsel  sich  bewegte, 
haben  auch  die  religiösen  Orden  das  die  Einzelnen  einigende  Band 
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mehr  oder  weniger  fest  geschlungen,  dort  in  unauflöslichen  feierlichen, 
hier  in  auflösbaren  einfachen  Gelübden.  Was'  die  Einsiedler  der 
ersten  Zeit,  die  Mönche  und  die  Jungfrauen  mit  strenger  Clansur 
in  den  späteren  Jahrhunderten,  dasselbe  wollen  und.  üben  die  freier 
gegliederten  Congregationen  beiderlei  Geschlechtes  in  unseren  Tagen: 
im  Wesen  derselbe  Beruf,  verschieden  nur  die  Form  der  Beth&tig- 
ung  des  Berufes  je  nach  dem  Bedürfniss  und  der  Art  der  wechseln- 
den Zeit. 

Kein  Unbefangener  hat  wohl  den  Muth,  die  tausendjährigen 
Arbeiten  und  Verdienste  der  Orden,  von  den  Anfängen  der  christ- 
lichen Zeit  bis  auf  unsere  Tage  herab,  in  Abrede  zu  stellen.  Die 
Geschichte  hat  sie  mit  leuchtender  Schrift  in. ihren  Annalen  ver- 
zeichnet, die  Mahnung  in  Wort  und  Beispiel  über  den  hohen  Werlh 
des  Geistigen  und  die  ewigen  Bestimmungen  des  Menschen,  die  Er- 
ziehung und  Bildung  barbarischer  Völker,  den  Unterricht  in  allen 
Zweigen  des  Wissens,  die  Bewahrung  und  erste  Verwerthung  der 
grossen  geistigen  Schätze  des  Alterthums,  die  Urbarmachung  und 
Verbesserung  des  Bodens  ausgedehnter  Wüsteneien,  die  Uebung  der 
Gewerbe  und  der  Kunst,  verherrlicht  durch  manche  grossartige  Er- 
findung, welche  die  menschliche  Gesellschaft  ihnen  verdankt,  —  und 
Alles  dieses  durchdrungen  durch  den  Geist  des  Gebetes  und  der  Be- 
trachtung, verschönert  und  gehoben  durch  die  würdigen  Formen  des 
Gottesdienstes,  des  opus  Dei,  wie  sie  selbst  diese  ihre  erste  und  hei- 
ligste Pflicht  zu  nennen  gewohnt  waren.  Auch  möge  man  das  con- 
templative  Leben  nicht  geringer  achten!  Wie  es  Irrthum  wäre  zn 
meinen,  die  äussere  Arbeit  sei  ihm  ferne  geblieben,  so  wurde  in  ihm 
das  Wort  des  Herrn,  dass  Maria  den  besseren  Theil  erwählt,  in  sei- 
ner tiefen  Wahrheit  erfasst  und  zur  inneren  Heiligung  der  Seele 
durchgefahrt.  Wer  aber  an  eihen  persönlichen  Gott  glaubt  und  seine 
Weltregierung,  wird  zu  ermessen  wissen,  wie  viel  des  göttlichen  Se- 
gens, wie  manche  Abwendung  verdienter  Strafgerichte  Gottes  die 
Welt  den  frommen  Betern  in  der  Zelle  verdankt;  während  anderer- 
seits schon  das  Vorhandensein  dieses  religiösen  Gebets-  und  Opfer- 
lebens auf  das  Gedeihen  christlicher  Gesinnung  auch  unter  den 
Weltleuten  förderlich  einwirkt. 

'  Und  sind  etwa  die  Klöster  der  neuen  und  neuesten  Zeit  ihrer 
wesentlichen  Aufgabe  untreu  geworden?  oder  hat  sich  das  Bedürf- 
niss dieses  religiösen  Lebens  derart  verloren,  dass  man  die  Stätten 
desselben,  wenn  nicht  beseitigen,  doch  auf  das  engste  einschränken 
müsste  ?  Viele  jener  zahlreichen  Abteien  und  Klöster ,  welche  in 
Oesterreich  für  geistige  Bildung  und  Gesittung  Grosses  gewirkt,  sind 
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dem  Starme  eioer  Zeit,  in  welcher  wenig  Yerständniss  fSr  das  Hei- 
ligste des  Menschen  vorhanden  war,  zum  Opfer  gefallen ;  allein  die 
Doeh  vorhandene  zehren  nicht  von  dem  blossen  Uuhme  und  dem  Ver- 
dienste der  Vergangenheit,  sondern  erweisen  sich,  wie  schwer  es  ih- 
nen nnter  den  obwaltenden  Verhältnissen  und  den  aufgebürdeten 
Lasten  auch  werden  mag^  als  lebenslcräftige  und  thätige  Glieder  ih- 
res Standes.  Mit  Aufopferung  wirken  sie  noch  jetzt  in  Wissenschaft, 
in  Unterricht,  in  der  Seelsorge.  Nicht  nur ,  dass  sie  die  Amtsthä- 
tigkeit  des  Säcularklerus  in  mannigfacher  Weise  unterstützen,  so 
fallen  ihnen  nicht  wenige  Aufgaben  anheim,  welche  letzterer  niclit, 
oder  nur  in  geringem  Masse  zu  übernehmen  vermag,  sei  es  dort, 
wo  mehrere  Priester  die  geistige  Thätigkeit  in  hervorragender  Weise 
yai)inden  müssen,  oder  wo  die  innere  Bedürfnisse  der  Seelen  nach 
einem  auf  diesem  Gebiete  gemäss  seinen)  Berufe  vorzugsweise  hei- 
mischen Führer  verlangen.  Es  ist  die  Thätigkeit  in  Missionen ,  in 
Spendung  der  Sacramente,  in  Leitung  geistlicher  Vereine. 

Jene  Personen  endlich ,  sowohl  in  den  alten  Orden  als  in  den 
neueren  Genossenschaften,  welche  Kinder  unseres  Volkes,  aus  den 
ferschiedensten  Ständen ,  in  sich  den  Drang  fühlen ,  von  dem  Ver- 
gänglichen dieser  Welt  sich  zu  trennen,  um  allein  für  Gott  zu  leben 
—  haben  sie  sich  einem  schädlichen,  verderblichen  Berufe  gewidmet, 
wenn  sie  mit  engelgleicher  Geduld  Kranke  pflegen,  verlassene  oder 
verwahrloste  Kinder  erziehen,  der  Jugend  Unterricht  ertheilen,  und 
überhaupt  für  jede  Noth,  für  welche  man  ihrer  bedarf,  sie  beruft 
oder  walten  l^t,  in  Werken  christlicher  Liebe  und  Barmherzigkeit 
sich  opfern  ?  Oder  wäre  die  Ordensperson  plötzlich  ein  anderes,  dem 
Staate  gefährliches,  dem  Gemeinwohl  schädliches  Wesen  geworden, 
seitdem  sie  ihre  autopfernde  Liebe  in  einem  anderen  Kleide ,  und 
nicht  mehr  allein  und  nach  eigenem  Belieben,  sondern  im  Vereine 
mit  Andern  nach  der  Ordnung  einer  Begel  bethätigt?  Und  ist  schliess- 
hch  nicht  anerkannt,  dass  es  manche  Leistungen  der  Liebe  und  Barm- 
herzigkeit gibt,  welche  ihrer  Natur  nach  oder  in  ihrer  Vollständig- 
keit nur  von  geistlichen  Genossenschaften  entsprechend  geübt  werden 
kdfinen? 

Niemand  wird  behaupten  wollen,  dass  die  hohe  sittliche  Idee 
des  Ordenslebens  überall  die  gleich  gewünschte  Erfüllung  gefunden, 
odo  dass  nicht  auch  die  Klöster  an  derselben  menschlichen  Schwäche 
Theil  nähmen,  welche  alle  Einrichtungen  dieser  Welt  begleitet. 
Aber  auch  wenn  Ausschreitungen  vorkämen,  die  das  Strafgesetz  ahn- 
det, so  können  die  Klöster  mit  vollem  Recht  und  gutem  Gewissen 
^  die  Seltenheit  solcher  Vorkommnisse  hinweisen,  im  Verhältniss 
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za  der  Masse  des  Unrechtes,  des  Betruges,  sowie  anderer . Vergehen 
und  Verbrechen  ausserhalb  der  Klöster.  Und  wenn  man  überhaupt 
als  unzulässig  erachtet,  den  Stand  für  das  Vergehen  des  einzelnen 
Mitgliedes  verantwortlich  zu  machen:  woher  nehme  man  die  Befug- 
niss,  deu  Ordensstand  in  Acht  zu  erklären,  weil  seine  Pflichten  nicht 
bei  Allen  in  gleich  ungeschwächter  Treue  zur  Erfüllung  gelangen? 
Oder  soll  daraus,  dass  Einige  in  der  Wahl  des  Ordenslebens  ihren 
Beruf  verfehlten  oder  dessen  Pflichten  verletzen,  das  Recht  abgelei- 
tet werden  können,  über  das  ganze  Institut  und  dessen  sämmtliche 
Mitglieder  den  Bann  des  Misstrauens  und  der  Verdächtigung  zu  ver- 
hängen und  zu  harten  Ausnahmsgesetzen  zu  schreiten? 

Was  nun  die  einschlagende  Rechtsverhältnisse  anbelangt,  ^ 
finden  sie  sich  durch  die  kirchliche  Gesetzgebung,  theilweise  durch 
die  im  Concordate  vereinbarten  Bestimmungen,  vollständig  geordnet 
Nachdem  der  Kirche  anheim  föUt,  zu  prüfen,  ob  ein  sich  irgendwo 
bildendes  Ordensleben  mit  der  Idee  des  Berufes  übereinstimme,  die 
kirchliche  Billigung  verdiene  oder  nicht,  so  geht  sie  hiebei  keines- 
wegs leichthin  vor;  sie  verlangt  langjährige  Erprobung,  mehrseitige 
und  dauernde  Versuche,  eh^  die  bischöfliche  Autorität  far  die  Diö- 
cese,  und  nochmehr,  ehe  der  päpstliche  Stuhl  für  die  ganze  Kirche 
die  Autorisation  ertheilt.  Auch  hat  die  kirchliche  Gesetzgebung  ge- 
nau festgestellt  die  wesentlichen  Erfordernisse  des  Eintrittes  und  der 
Profess,  von  derselben  ist  Austritt  und  Entlassung  geregelt,  sind  die 
Pflichten  und  Rechte  der  Mitglieder,  wie  der  Communität  festge- 
stellt. Sie  hat  die  Grundsätze  fixirt,  wano  und  wie  bei  den  neuem 
Ordenscongregationen  die  Gelübde  gelöst  werden,  und  wie  im  Falle 
des  Austrittes  oder  der  Entlassung  aus  dem  Orden  die  Vermögens- 
verhältnisse zu  ordnen  seien.  Und  hiebei  lag  der  Kirche  fernOf  alle 
Einzelnheiten  durch  ein  positives  allgemeines  Gesetz  regeln  zu  wol- 
len, vielmehr  hat  sie  unbeschadet  der  gemeinsamen  Grundlage,  in 
Dingen,  welche  vielfach  einen  zweiseitigen,  zwischen  der  Communi- 
tät und  dem  Einzelnen  geschlossenen  Vertrag  darstellen,  den  Ordens- 
statuten freien  Raum  gegeben,  und  sich  mit  der  Prüfung  und  Ge- 
nehmigung  dieser  letzteren  begnügt.  Liegt  doch  auch  hierin  der 
Grund ,  dass  behuts  grösserer  Freiheit  der  Auswahl  unter  den  ver- 
schiedenen Formen  des  Ordenslebens,  eine  so  grosse  Mannigfaltig- 
keit der  Orden  in  der  Kirche  entstanden  und  von.  ihr  sugelassen 
worden  ist. 

Dass  aber  die  Regelung  dieser  Rechtsverhältnisse  der  Kirche 
ebenso  zustehe,  wie  die  Normirung  des  Wesens  und  der  Berofspflich- 
ten  des  Ordensstandes  selbst,  sollte  von  jenen  am  wenigsten  bestrit- 
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toB  werden,  welche  die  freie  und  selbstständige  Leitung  der  eigenen 
oder  inneren  Angelegenheit  einer  Keligionsgesellschäft  dieser  selbst 
gnmdgesetzlich  zuerkennen.  Man  hat  zwar  den  Begriff  der  inneren 
Angelegenheiten  einzuengen  und  alle  Bechtsbestitnuiungen  als  äus- 
sere dem  Staate  zuzueignen  versucht :  allein  bereits  in  ihrer  Erklär- 
ung des  Jahres  1874  haben  die  kirchlichen  Oberhirten  das  Unstatt- 
hafte und  Widersprechende  dieser  Auffassung  nachgewiesen,  wor- 
nach  das  ganze  äussere  Wirken  der  Kirche  den  Bestimmungen  der  . 
Staatsgewalt  unterworfen  wurde.  Dann  mQsste  die  Kirche  authören, 
eine  sichtbare  zu  sein,  und  da  Rechte  überhaupt  nur  im  Aeussern 
zur  Erscheinung  gelangen,  wäre  das  Kirchenrecht  ein  leerer  Schall. 
So  kann  auch  der  Irrthum,  als  ob  alles  äussere  Becht  der  kirchli- 
eben  (jenossenschaften  der  Regelung  oder  der  Sanction  des  Staates 
bedürfe,  nur  mit  der  Anschauung  in  Vergleich  gebracht  werden,  wo- 
durch alles  Recht  der  Person  oder  der  Familie  überhaupt  erst  durch 
den  Willen  des  omnipotenten  Staates  zu  Stande  komme,  oder  mit 
jener  Theorie ,  welche  den  Leib  wie  alles  Aeussere  dem  Sta,ate ,  die 
Seele  und  alles  Innere  der  Kirche  zutheilen  will,  einer  Ansicht,  ebenso 
widersprechend  dem  Wesen  des  Menschen  als  abträglicli  für^die 
Wurde  der  Religion,  und  erniedrigend  selbst  für  die  rechtliche  und 
sittliche  Aufgabe  des  Staates. 

Allein  hier  bestätigt  Geschichte  und  Erfahrung  die  an  sich 
leicht  erklärliche  Thatsacbe,  dass  katholische  Kirche  und  Ordenswe- 
sen Seitens  der  staatlichen  Gewalt  stets  gleiche  Behandlung  zu  be- 
fahren haben.  Wird  die  Kirche  in  ihrem  Bestände  und  Rechte  ge- 
schützt, in  Ihren  Lebensäusserungen  geachtet,  so  finden  auch  ihre 
Orden  den  entsprechenden  Schutz  und  die  Achtung,  die  ihnen  ge- 
bührt. Verkennung,  Missachtung  oder  Verfolgung  der  Kirche  wird 
snmächst  und  ganz  besonders  auch  den  Klöstern  zu  Theil  werden: 
und  hinwiederum  kann  Feindseligkeit  die  Tochter  nicht  treffen,  ohne 
dass  die  Mutter,  in  deren  Schosse,  die  Orden  geboren  und  grossge- 
zogen wurden,  den  Schlag  mitempfängt.  Von  beiden  gilt  verhält- 
mssmässig  dasselbe  Wort,  das  unser  Herr  zu  den  Aposteln  gespro- 
chen :  Der  Jünger,  ist  nicht  über  den  Meister :  haben  sie  Mich  ver- 
folgt, so  werden  sie  auch  Euch  verfolgen;  Ihr  werdet  Gegenstand 
des  Hasses  Aller  sein,  weil  sie  auch  mich  hasst^n  und  meinen  Vater 
im  Himmel. 

Die  Erklärung  dieser  beklagenswerthen  Erscheinung  liegt  nahe. 
Jene  gewissenslose  Auffassung  des  Lebens,  welche  die  Ziele  des  Men- 
schen auf  die  Erde  beschränkt,  wird ,  wie  sie  die  ein  ewiges  Leben 
und  das  jenseitige  Gericht  Gottes  predigende  Kirche  hasst,  auch  nur 
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mit  Widerwillen  erfalU  sein  gegen  einen  Lebensbwof,  welcher  das 
ewige  Ziel  in  herYorragender  Weise  zum  Führer  wählt  und  seine 
Motive  dem  Himmel  entnimmt.  Eine  Richtung,  welche  dem  Lebens- 
genüsse die  unbedingte  Berechtigung  zuspricht  und  höchstens  den 
äusseren  Anstand -des  Familienlebens  wahrt  und  die  Keuschheit  der 
ünverheiratheten  Töchter  ?or  roher  Gewalt  schätzt,  wird  einen  Eni- 
schluss,  in  voller  Reinheit  des  Herzens  das  ganze  Leben  zu  ver- 
.  bringen,  nur  naturwidrig  und  die  dahin  zielende  Empfehlung  des 
Herrn  und  der  Kirche  nur  höchst  unzeitgemäss  finden.  Ein  Streben, 
das  sich  ganz  dem  irdischen  Oewinn,  dem  Erraffen  und  Haben  grOast- 
möglichen  Besitzes  widmet,  wird  einen  Beruf,  der  f&r  sich  auf  dies 
Alles  verzichtet,  nur  seine  tiefste, Abneigung  bekunden.  Eine  Welt 
endlich,  welcher  äussere  Geltung,  Ehre  und  Einfluss  die  gesuchte 
Befriedigung  ist,  wird  nur  mit  Missachtung  auf  einen  Stand  herab- 
sehen ,  welcher  die  Lebensordnung  frei  und  entschlossen  nicht  nach 
dem  Beifalle  der  Menschen,  sondern  nach  dem  Gebote  der  Unterord- 
nung unter  einen  höheren  Willen  regelt. 

Und  um  Vorwände,  das  Gehasste  als  des  Hasses  würdig  dar- 
zustellen, ist  der  Hass  niemals  verlegen  gewesen.  Eine  Ansicht, 
welche  dem  St^atswillen  alles  göttliche  und  menschliche  Recht  un- 
terwirft, wird  mit  Lust  und  Freude  ihre  Macht  an  jenen  Genosaen- 
Schäften  üben,  welche  ein  höheres  Recht  für  sich  in  Anspruch  neh- 
men, zu  ihrer  Vertheidigung  aber  keine  andere  Waffen  besitzen, 
als  das  Gtebet  und  die  geduldige  Ertragung.  Die  Verleumdung  wird 
die  Gebrechen  Einzelner  auf  den  ganzen  Stand  übertragen,  wird  eine 
im  Dunkeln  schleichende  feindselige  Macht  erfinden,  welciie  mit  hun- 
dert Schlangenarmen  Freiheit  und  Bildung  zu  ersticken  droht.  Sie 
wird  die  Klöster  als  staatsgefährlich  proclamiren,  als  Staat  im  Staate, 
der  mit  auslÄndischen  Obern  zum  Verderben  der  Völker  conspirirt, 
sclayisch  und  unbedingten  Gehorsams  gegen  den  Willen  des  Ordens 
anfrüherisch  gegen  die  göttliche  Autorität  des  Staatsgesetzes.  Der 
feindselige  Hass  wird  ihren  Besitz  und  dessen  Gebranch  ?erdächtigen, 
obwohl  vor  Aller  Augen  liegt,  wie  das  klösterliche  Einkommen  znr 
Verwendung  gelangt.  Und  endlich  wird  er  ihren  Eifer  im  Berufe 
als  Störung  des  religiösen  Friedens,  sie  selbst  als  veraltete  Einrich* 
tungen  einer  Zeit,  die  sich  überlebt  hat,  als  Gegensatz  gegen  das 
neuere  Culturleben,  den  Geist  und  Fortschritt  der  Gegenwart  sa 
brandmarken  sich  bestreben. 

Wir  wollen  in  eine  Widerlegung  dieser  Vorwände  nicht  ein- 
gehen, weil  wir  wissen,  dass  sie  von  den  Feinden  der  Klöster  sdbat 
nicht  geglaubt  werden.    Denn  es  ist  ihnen  nur  zu  gut  bekannt,  dasB 
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die  Bewohner  der  Klöster,'  von  dem  Obern  bis  zum  geringsten  Mit- 
gliede  herab,  zu  den  friedlichsten  und  treuesten  Staatsbürgern  ge- 
hdreo,  welche  still  ihres  Berufes  pflegen  und  zufrieden  sind,  wenn 
sie  von  Andern  nicht  beunruhigt  werden.  Sie  wissen,  dass  die  ge- 
heime dunkle  Macht  nichts  Anderes  ist  als  die  fromme  kirchliche 
Gesinnung,  und  dass  sie  Ordensobern  nur  in  Betreff  der  Statuten  den 
Gehorsam  schulden,  und  d^s  diese,  einschliesslich  der  Disciplinar- 
gewalt,  keine  andere  Macht  besitzen,  als  auf  die  Beobachtung  der 
Gelabde  und  Statuten  zu  dringen ,  die  Hausordnung  zu  leiten  und 
den  Untergebenen  die  Beschäftigung  oder  das  Amt  anzuweisen. 

Indess  führen  die  Rücksichtsloseren  unter  den  Elosterfeindeo 
eine  Sprache,  welche  ganz  andere  Triebfedern  ihrer  Handlungsweise 
deutlich  zu  erkennen  gibt.  Es  ist  zunächst  eine  Art  Neid,  theil- 
weise  schon  des  grösseren  Besitzes  wegen,  der  einigen  Klöstern  zu 
Tbeil  geworden  ist,  eines  Besitzes,  so  rechtlich  und  unantastbar,  wie 
es  nur  irgend  einen  geben  kann ;  noch  mehr  aber  um  des  Segens 
willen,  der  durch  die  wohlthätige  Verwendung  desselben  sich  über 
die  Umgegend  verbreitet  und  sprichwörtlich  geworden  ist.  Der  Neid 
moss  anerkennen,  dass  das  Einkommen  der  Klöster  nicht  durch  ver- 
derblichen Absentismus  im  Auslände  verzehrt,  nicht  gleich  den  Er- 
trägnissen vieler  Banken  und  Eisenbahnen  an  die  ausländischen  Ac- 
tionäre  gezahlt,  sondern  grösstentheils  an  Ort  und  Stelle  dem  Land- 
ban,  dem  Gewerbe,  der  Kunst  und  Wissenschaft,  dem  Unterricht  und 
dem  Erforderniss  der  Beligion  zugeführt  wird ,  und  dass  er  in  nicht 
geringem  Masse  auch  dem  Bedürftigen  im  Wege  des  Almosens  oder 
billiger  Darlehen  zufliesst.  Es  ist  ferner  der  Neid  des  glaubenslosen 
Homanismus,  welcher  in  seinen  bezahlten  Anstalten  und  durch  be- 
zahlte Diener  nicht  erreicht,  was  nur  dem  hingebenden  Herzen  der 
Ordensperson  möglich  wird,  und  dass  demgemäsä  auch  das  Herz  des 
ffilfsbedürftigen  nach  der  aus  freier  Liebe  quellenden  Hilfe  verlangt 
and  für  sie  so  dankbar  ist. 

Weiterhin  tritt  aber  die  ängstliche  Besorgniss  hervor,  es  möchte 
der  Klöster  wachsende  Zahl  und  .der  Ordensleute  eifrige  Pflichter- 
follong  den  Einfluss  der  katholischen  Kirche  auf  die  Herzen  der 
Venschen  befestigen  und  erhöhen.  Und  fürwahr,  eine  mächtige,  re- 
ligiöse Bewegung  —  es  lässt  sich  nicht  leugnen  —  hat  unsere  Zeit 
^ffen.  Mitten  in  dem  socialen  Elend,  welches  stetig  zu  wachsen 
»cbeint,  bei  der  Verarmung  der  Mittelclassen ,  der  Anhäufung  des 
Köehthums  in  den  Händen  Weniger,  fahlen  sich  die  leidenschafts- 
iMm  und  anbefangenen  Qemüther  immer  mehr  zu  dem  Einen  hin- 
jinegen,  welches  weit  auf  das  Unvergängliche  und  Ewige  weisend, 
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versöhnend  auch  auf  den  Kampf  und  die  Noth  des  irdischen  Lebens 
zurückwirkt.  Während  in  glaubenslosen  verhärteten  Herzen  die  Er- 
bitterung gegen  die  besitzende  und  selbt  gegen  die  göttliche  Welt« 
Ordnung  wächst,  werfen  sich  Jene  voll  Sehnsucht,  in  Glauben  und 
Liebe  der  Religion  in  die  Arme,  und  suchen  in  Frieden  mit  Gott,  im 
Dienste  des  Ewigen  jenen  Trost,  welchen  die  Welt  ihnen  nicht  zu 
bieten  vermag.  Wenn  wir  in  den  freil^ten  Staaten  der  Erde,  in 
Amerika  und  England,  die  Errichtung  und  Bevölkerung  der  Klöster 
sich  überraschend  mehren  sehen,  wenn  das  im  Gewerbefieisse  her- 
vorragende Frankreich  und  Belgien  sich  mit  religiösen  Corporatio- 
neu  bedeckt,  von  der  gesteigerten  Missionsthätigkeit  in  ferneren 
Ländern  nicht  zu  reden :  können  diese  grossartigen  Erscheinungen 
durch  kunstliche  Ränke,  Intriguen  und  Vorspiegelungen  hervorge- 
bracht, müssen  sie  nicht  vielmehr,^  weil  ein  Zwang  durchaus  un- 
möglicli,  als  eine  Frucht  lebendig  gewordener  Religiosität,  als  ein 
Ergebniss  der  erstarkten  religiösen  Gesinnung  erklärt  werden?  — 
Daher  aber  die  Furcht  der  Feinde,  daher  die  Zuflucht  zur  rohen 
Gewalt,  oder,  wo  dies  nicht  thunlich ,  zum  Zwange  polizeilicher 
Willkür,  um  dem  drohenden  Eindringen  des  unbequemen  Gastes  vor- 
zubeugen. Als  ob  es  möglich  wäre ,  das  Aufathmen  des  lebendigen 
Geistes  durch  solche  Mittel  zu  vergittern  oder  in  Fesseln  zu  schUigen! 

Die  unterzeichneten  Bischöfe  stehen  der  Deberzeugung  ferne, 
als  ob  die  hohe  k.  k.  Regierung  bei  Einbringung  des  vorliegenden 
Gesetzentwurfes,  oder  der  hohe  Reichsrath  bei  Berathung  desselben 
von  jenem  Geiste  des  feindseligen  Hasses  gegen  die  Kirche  und  ge- 
gen die  Klö^iter  geleitet  sei.  Sowohl  aus  den  vorgebrachten  Mo- 
tiven als  aus  mehreren  Bestimmungen'  des  Entwurfes  geht  unzweifel- 
haft hervor,  dass  man  es  hier  mit  einem  jener  unbegreiflichen  tind 
doch  nicht  seltenen  Fälle  zu  thun  habe ,  wo  sich  die  Gesetzgebung 
auf  ein  Feld  begibt^  welches  vollständig  zu  kennen  sie  nicht  in  der 
Lage  ist,  daher  zu  Bestimmungen  gelangte,  welche  theils  überflüssig, 
theils  im  Widerspruche  mit  bereits  festgestelltem  Recht,  theils  gar 
nicht  diurcbführbar  sind,  jedenfalls  aber  die  Gefahr  herbeiführten, 
störend  in  einen  fremden  Gesetzgebungsbereich  einzugreifen.  Bei  der 
Vorlage  des  Gesetzentwurfes  scheint  nicht  erwogen  worden  zu  sein, 
dass  Folgen  und  Wirkungen,  auch  weifti  sie  nicht  beabsichtigt  wer- 
den, sich  aus  der  Sache  ergeben  und  zweifellos  eintreten,  obschon 
man  erklärt,  sie  nicht  zu  wollen. 

In  der  That  würde  durch  das  beabsichtigte  Gesetz  eine  redlicbe 
vorwurfsfreie  Classe  von  Mitbürgern ,  deren  Beruf  das  Edelste  an- 
strebt, in  eine  erniedrigendo  und  Verdächtigende  Ausnahmsstellong 
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gebracht,  wie  sie  von  der  GFesetzgebnng  nar  jener  Sorte  von  Men- 
schen bereitet  zu  werden  pflegt,  vor  welcher  die  ehrlichen  Leute  zn 
warnen  sind.  Einige  Bestimmungen  beispielsweise  zu  nennen  dürfte 
genfigen. 

Eine  Verdächtigung  des  klösterlichen  £4eben8  und  Wirkens  liegt 
wahrlich  darin,  in  einer  Zeit,  welche  dem  Associations-  und  Ver- 
einswesen  auf  allen  Gebieten  des  Lebens  den  freiesten  Spielraum  Öff- 
net, ffir  die  Gründung  auch  des  kleinsten  klösterlichen  Gemein we- 
seos  ein  Beicbsgesetz  zu  verlangen,  alle  Ausländer  aber,  deren  Hilfe 
und  Verwendung  man  sonst  in  wichtigen  Lebenskreisen  ohne  Anstand 
in  Ansprach  nimmt,  von  der  Mitwirkung  zu  den  religiösen  Zwecken 
eines  Klosters  auszuschliessen.    und  nicht  zur  Profess,  sondern  be- 
reits zum  Eintritte,  welchem  zunächst  doch  nur  eine  längere  Erpror 
bnng  folgt,  fordert  man  das  österreichische  Bürgerrecht.    Dem  sitt- 
lichen Urtheile  der  Kirche,  welche  die  Ordensstatuten  gebilligt  hat, 
80  wie  dem  sittlichen  Charakter  Aller,  welche  in  den  approbirten 
Orden  eintreten,  wird  ein  offenbares  Misstrauensvotum  ertbeilt  und 
der  dringende  Verdacht  unerlaubten  Gebahrens  erhoben,  wenn  bei 
jeder  neuen  Niederlassung  desselben  Ordens  die  Vorlage  der  Ordens- 
stataten wiederholt  gefordert,  das  Allen  garantirte  Hausrecht  durch 
beliebige  Untersuchung  der  politischen  Behörden  verletzt,  die  Stan- 
d^wahl  und  selbst  der  probweise  Eintritt  in  auffallender  Weise  be- 
schränkt, der  Personalstand  staatlich  überwacht  und  die  Vermögens- 
gebahrang  in  einer  Weise  beaufsichtigt  werden  will,   als  müsse  die 
schlechte  Verwendung  und  die  staatsgefährliche  Eigenschaft  des  In- 
dividuums oder  der  Genossenschaft   wenigstens   als   wahrscheinlich 
vorausgesetzt  werden.    Dasselbe  gilt  von  dem  beantragten  Vorgange 
bei  Bestellung  eines  jeden  Vorstandes  der  regulären  Genossenschaft, 
auch  des  zeitweiligen,  welche  ohne  erkennbaren  Grund  an  die  Ge- 
nehmigung der  Landesbehörde  gebunden  wird,  —  ein  Vorgang  übri- 
gens, welcher,  da  die  Bestellung  meistens  durch  Wahl  erfdgt,  als 
unausführbar  erscheint.     Insofern  in  dem  Falle  von  Veräusserung 
oder  beträchtlicher  Belastung  unbeweglichen  Klostergutes  über  das 
bestehende  Becht  hinaus  Anlass  genommen  wurde,  die  Genehmigung 
des  hl.  Stuhles  ausdrücklich  auszuschliessen,  können  die  unterzeich- 
neten Bischöfe  nur  das  ürtheil  wiederholen,   welches  sie  im  Jahre 
1874  über  einen  ähnlichen  Fall  zu  ihrem  Bedauern  auszusprechen  ge- 
iöthigt  waren. 

Am  tieften  greift  in  das  geregelte  Ordensleben  die  Bestim- 
nrang  ein,  nach  welcher  der  Zusammenhang  mit  dem  Haupte  und 
dem  Vorstande  des  ganzen  Ordens,   wenn  er  im  Auslande   wohnt, 
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gehemmt,  oder  nach  der  anderen  Formalirang,  sogar  jede  Verbin- 
dang  mit  aaswftrügen  Obern  and  Klöstern  antersagt  wird.  Kann 
Letzteres  zwar,  weil  gänzlich  ondarchfahrbar,  bei  Seite  gelassen  wer- 
den, so  liegt  aach  in  dem  £rsteren  ein  derart  angerechtfertigtes 
Misstranen  in  die  Ordensthätigkeit,  and  eine  solche  Verkennong  der 
Stellang  des  Ordensgenerals,  welcher  in  keinem,  aach.  nicht  dem 
concentrirtdsten  Orden  den  ihm  zageschriebenen  Einflass  besitzt,  dass 
die  anterzeichneten  Bischöfe  aof  das  Lebhafteste  den  Yersach  be- 
daaern  müssen,  eine  solche  gftnzlich  veraltete  Bestimmung  des  staat- 
lichen Absolatismas  wieder  in's  Leben  zaruck  za  rafen.  Dieser  Ein- 
griff in  die  bestätigte  Regel  and  den  naturgemässen  Organismus  je- 
ner Orden,  welche  in  zahlreichen  Ländern  ihre  Niederlassungen  be- 
«taen,  wäre  ebenso  unberechtigt,  als  für  die  Bewahrung  des  pflicbt- 
mässigen  Ordenslebens  verderblich. 

Der  Beruf  und  das  Wirken  der  Klöster  liegt  offen  vor  aller 
Welt :  sie  haben  das  Recht  zu  verlangen ,  dass  man  sie  nach  dem 
beurtheile,  was  sie  leisten  und  thun,  nicht  nach  dem,  was  Misstrauen 
und  Verdächtigung  ihnen  unterlegt.  Sie  beanspruchen  keine  beson- 
deren Staatsprivilegien,  sondern  den  allgemeinen  Schutz  des  Gesetzes 
und  die  Freiheit  wie  sie  jeder  Staatsbürger  besitzt:  sie  sind  um  so  mehr 
dazu  berechtigt,  als  ihre  Thätigkeit  dem  allgemeinen  Besten  dient  Sie 
haben  daher  das  Recht  sich  schwer  verletzt  zu  fühlen  durch  einen 
Ausnahmszustand ,  den  man  ihnen  zu  bereiten  im  Begriffe  steht, 
welcher  sie  bedrückt  anstatt  fordert,  ihren  Bestand  gefährdet  an- 
statt sichert,  ihr  Leben  verdächtigt,  ohne  Gründe  zu  haben  oder  Be- 
weise zu  erbringen. 

Die  anterzeichneten  Bischöfe  geben  sich  daher  der  sicheren 
Hoffnung  hin,  ein  Gesetz  solchen  Inhaltes  und  von  so  verderblicher 
Wirkung  werde  nicht  zu  Stande  kommen.  Sollten  sie  jedoch  in  die- 
ser vertrauensvollen  Erwartung  sich  getäuscht  finden,  so  müssten 
sie  pflichtgemäss  gegen  ein  Gesetz  Verwahrung  einlegen,  welches 
eine  der  Lehre  Jesu  Christi  entsprechende,  von  der  Kirche  gebilligte, 
und  zum  Heile  der  Seelen  gereichende  Form  des  christlichen  Lebens 
zu  schädigen  geeignet  ist,  ein  Gesetz,  welches  die  Gleichberechtig- 
ung und  persönliche  Freiheit  des  Staat^rgers,  die  Würde  der  Bdi- 
gion,  die  Ehre  der  katholischen  Kirche  und  der  Mitglieder  des  Or- 
denslBtandes  in  gleichem  Masse  verletzt.  Und  insbesondere  müssten 
sie  gegen  die  Unterstellung  protestiren,  als  ob  die  katholiche  Kirche  { 
jemals  einmi  religiösen  Orden  gestatten  oder  billigen  könnte,  dessen 
Beruf  und  Wirksamkeit  jene  misstrauischen,  verdächtigenden  Mass- 
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regeln,  welche  in  dem  vorliegenden   Gesetzentwürfe  znm  Ausdruck 
kommen,  verdienen  würde. 

Im  Januar  1876. 

Friedrich  Cardinal  Schwaraenberg,  Furst-Erzbischof  von  Prag. 
Maximilian  Cardinal  Tamoczy,  Fürst- Erzbischof  von  Salzburg.  Fried- 
rich Landgrat  Färstenherg^  Ffirst-Erzbischof  von  Olmütz.  Andreas 
QoUmayr,  Fürst-Erzbisehof  von  GWrz.  Franz  Xav.  Wiersfchleyshi^ 
Erzbischof  von  Lemberg  rit.  lat.  Peter  Dominik  Maupas,  Erzbischof 
YOR  Zara.  Joseph  Sembratowicjg,  rutb.  Erzbischof  von  Lemberg  und 
Metropolit  von  Balicz.  Heinrich  1^^^,  Fürstbischof  von  Breslau. 
Johann  Yalerian  Jirsik,  Bischof  von  Budweis.  Joseph  Alois  JPukdski^ 
Bischof  von  Tamow.  Franz  Joseph  Rudigier  ^  Bischof  von  Linz. 
Johann  Joseph  Yüeeichj  Bischof  von  Veglia.  Marcus  CaUygera^  Bi- 
schof von  Spalato  und  Marcarsca.  Yincenz  Oasser,  Fürstbischof  von 
Brixen.  Georg  Dobrüa^  Bischof  von  Triest-Capodistria.  Valentin 
Wierjfj  Fürstbischof  von  Qurk.  Johann  Kutschker^  Bischof  von 
Carrhe,  Capitelvicar  der  ErzdiOcese  Wien.  Anton  Oalechi^  Bischof 
TOD  Amathus  i.  p.  und  apost.  Yioar  von  Erakau.  Jacob  Max  £>te- 
piscknegg^  Fürstbischof  von  Lavant.  Johann  ZaffVon ,  Bischof  von 
Ragusa.  Augustin  Paulus  Walhdla^  Bischof  von  Leitmeritz.  Johann 
Zwerger,  Fürstbischof  von  Seckau.  Oeorg  Marchich ,  Bischof  von 
Cattaro.  Matthias  Hirschler ,  Bischof  von  Przemysl  rit.  lat.  Carl 
l^ig,  Bischof  von  Brunn.  Johann  StupnicJd,  ruthen.  Bischof  von 
Przemysl.  Matthäus  Joseph  Binder,  Bischof  von  St.  Polten.  Johann 
Hauer,  Bischof  von  Adra  i.  p.,  Administrator  der  Di(k^e  Trient.  Joseph 
Hais,  Bischof  von  Königgrätz.  Johann  Ghrys.  Pogaear,  Fürstbischof 
von  Laibach.  Oregor  RomasJcan,  Administrator  des  Erzbisthums 
Lemberg  rit.  arm.  Stephan  SiminiaU,  Capitelvicar  der  DiOcese  Lesina. 
A.  CarmtnaUi,  Capitelvicar  der  Diücese  Sebenico.     Dominik  SüUch, 

Capitelvicar  der  DiOcese  Parenzo-Pola. 
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XX. 

Die  Budweiser  Diöcesan-Synode  vom  Jahre  1875, 

Ton  Dr.  CJemena  Borovy ,  ord.  5ff.  Professor  in  der  theol.  Facoltit  an  der 

Universität  zu  Prag. 

In  Böhmen  sind  nach  dem  i.  J.  1860  abgehaltenen  Proviozial- 
Concil  und  den  in  einzelnen  Diöcesen  der  Eircheni)royinz  gefeierten 
Diöcesansynoden  v.  J.  1863  nnr  in  zwei  Bisthümern  weitere  Syno- 
den einberufen  worden  und  zwar :  in  der  Metropole  Prag  die  zweite 
Diöcesansynode  1873  (vgl.  Archiv  1874.  1.  p.  198.),  dann  in  der 
Cathedrale  Budtoeis  die  zweite  Synode  1872  nnd  die  dritte  1875. 

Seine  Excellenz  der  Hochw.  Hr.  Bischof  Johann  Valerian  JirHk^ 
ein  Jnbilargreis  von  78  Jahren  versammelte  am  21.  nnd  22.  Sep- 
tember 1875  zum  dritten  Male  seinen  Klems  zn  wichtigen  Bora- 
thnngen,  als  deren  Resultat  sich  ein  Doppeltes  ergeben  hat: 

I.  Die  Acta  d  statuta  synodi^  welche  bald  nach  Schlnss  der  Sy- 
node im  Druck  veröffentlicht  wurden  ^). 
II.  Eine  Petition  an   das  k.  k.  Cultusministerium  bezüglich  der 
neuen  Bemessung  der  Oongrua. 

I. 

Die  Budweiser  Diöcese  zählt  34  Vicariatsbezirke  (Decanate) 
mit  einer  Seelenanzahl  von  nber  1,100,000  Katholiken.  Die  6e- 
sammtzahl  des  Klerus  beträgt  860  (755  Säcular-,  105  Begular- 
geistliche).  Bei  der  Synode  erschienen  84  Theilnehmer.  Unter  diesen 
befanden  sich  Mitglieder  des  Cathedralcapitels ,  einige  Erzpriester, 
die  Professoren  der  theologischen  Lehranstalt  und  Seminarvorsteher, 
die  Mehrzahl  der  Vicare,  38  Pfarrer,  1  Katechet  und  6  Kaplänc. 

Einem  im  Archiv  1874  I.  p.  200  ausgesprochenen  Wunsche 
hat  das  Budweiser  bischOfl.  Ordinariat  insofern  Bechnung  getragen, 
als  über  seine  Anordnung  bereits  im  Frühjahr  1875  in  sämmtlichen 
Vicariat^bezirken  Pastorälconferenzen  abgehalten  wurden.  Hier  war 
jedem  einzelnen  Seelsorgsgeistlichen  die  beste  Gelegenheit  geboten, 
seine  Anträge  nnd  Wünsche  verzubringen.  Jene  Anträge,  welche 
von   den  Mitgliedern  einer  Pastoralconferenz  mit  Stimmenmehrheit 

1)  Der  vollständige  Titel  lantet:  Acta  et  statuta  tertia  synodi  dioeee- 
sanae  Badvicensis  annoJD.  1875  celebratae.  Badvlcii  Bohemorum,  typis  episoo- 
palibns  Joan.  Krupicka  &  Soc.  pag.  28. 
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aDgenommen  wurden,  gelangten  in  die  Cathedralstadt ,  wo  man  sie 
als  Vorlage  zur  Diöcesansynode  verwendete.  Durch  diese  gewiss 
nachahmangswürdige  Veranstaltung  geschah  es,  dass  auch  jene  Geist- 
lichen, denen  es  wegen  ihrer  seelsorgerlichen  Obliegenheiten  oder 
wegen  Geldmangel  nicht  möglich  waf  persönlich  an  der  Synode  theil- 
znnehmen ,  wenigstens  von  einer  unmittelbaren  Betheiligung  nicht 
gänzlich  ausgeschlossen  waren,  indem  ihre  Desiderien  auf  diese  Art 
dennoch  der  Synode  zur  Kenntniss  gebracht  wurden. 

Im  Verlaufe  der  beiden  Berathungstage  wurden  nachfolgende 
Decrete  erledigt: 

1.  Commissio  examina  sgnodalis  promovendorum  ad  beneficia  curata. 
Es  wurden  im  Ganzen  eilf  Synodalexaminaioren  (aus  den  Mit- 
gliedern des  Cathedralcapitels  und  den  theol.  Professoren)  gewählt, 
welche  unter  Vorsitz  des  Generalvicars  ihr  Amt  zu  verwalten  haben. 

2,  De  observatione  decf'eiorum  synodalium. 
unter  Hinweis  auf  die  diesbezüglichen  Weisungen  der  ersten 
Diöcesansynode  wird  jenen  Seelsorgern,  welche  annoch  verabsäumen, 
die  Decrete  des  Prager  Promncialconcüs  zur  Durchführung  zu  brin- 
gen, eine  Büge  erth eilt  und  zu  wiederholten  Malen  die  pünktliche 
Befolgung  der  Provincialstatuten  sämmtlichen  Klerikern  eingeschärft. 

3.  De  colendo  studio  sdentiae  sacrae. 

Die  unter  dieser  Aufschrift  erlassenen  Verordnungen  liefern 
einen  ebenso  angemessenen  wie  interessanten  Beleg  dalür,  dass  Sy- 
noden, die  in  unserer  Zeit  abgehalten  werden,  sich  nicht  damit  be- 
gnügen dürfen,  alte  universelle  oder  particuläre  Verordnungen  zu 
republiciren ,  sondern  dass  ihre  wesentliche  Aufgabe  auch  darin  be- 
steht, fühlbare  Lücken  der  kirchlichen  Legislative  auszufüllen.  So- 
nach wird  im  oberwähnten  Capitel  der  Klerus  aufgefordert ,  vor 
Allem  sich  die  eifrige  Pflege  der  scientia  sacra  angelegen  sein  zu 
lassen;  dabei  aber  soll  es  Niemand  verabsäumen,  sich  zur  siegreichen 
Bekämpfung  der  Gegner  auch  mit  den  Waffen  der  profanen  Wis- 
senschaß  auszurüsten. 

Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  werden  dem  Klerus  insbeson- 
dere folgende  Mittel  warm  empfohlen : 

a)  In  jedem  Vicariatsbezirk  mögen  sich  die  nächst  benadibar- 
ten  Seelsorger  öfters  an  einem  geeigneten  Orte  versammeln^  um  sich 
über  wissenschaftliche  Fragen  zu  besprechen  und  gegenseitig  zu  be- 
rathen,  in  welcher  Ait  und  Weise  am  besten  der  durch  schlechte 
Schriften  nnter  den  Gläubigen  angerichtete  Schaden  gut  zu  machen 
wäre.    Es  wird  angerathen,  dass  die  Geistlichen  auf  gemeinschatt- 
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liehe  Kosten  sich  einzelne  in  das  Gebiet  der  Theologie  einschlägige 
Werke  anschaffen  möchten. 

b)  Die  Synode  fordert  den  Klerus  auf,  sich  recht  zahlreich 
einenf  in  Prag  bestehenden  literarischen  Vereine  Härcditäi  des  k 
Procqpius  genannt,  anzaschliessen.  Diese  Häredität  wurde  aus  Än- 
lass  der  1860  in  Prag  abgehaltenen  Generalversammlnng  der  Ea- 
tholikeuTereine  gegnindet  und  hat  seitdem  bereits  zahlreiche  gute 
Schriften  aus  dem  Gebiete  der  Exegese,  Kirchengeschichte,  Patristik, 
Pastoral  u.  s.  f.  in  böhmischer  Sprache  herausgegeben  und  insbe- 
sondere unter  dem  Klerus  verbreitet. 

c)  Ausserdem  wünscht  die  Synode,  dass  zu  der  in  Prag  ge- 
gründeten T^Chrisüichen  Akademie^  recht  viele  Mitglieder  aus  der 
Budweiser  Diöcesß  beitreten  mögen. 

Die  »Christliche  Akademie«  ist  im  Sommer  1875  zu  Prag  in*8 
Leben  getreten.  Ihr  Zweck  besteht  in  Pflege  der  Wissenschaften 
und  Künste  im  Geiste  der  katholischen  Kirche,  Reform  und  Hebung 
der  Kirchenmusik,  sowie  Erhaltung  kirchlicher  Alterthümer.  Bereits 
jetzt  zählt  dieser  Verein  über  2000  Mitglieder  aus  Böhmen  und 
andern  Ländern  Oeaterreichs. 

Den  vierfachen  in  dem  Statut  ausgesprochenen  Zweck  trachtet 
die  Akademie  mittelst  mehrerer  Sectionen  zu  erreichen  und  zwar 
besteht  a)  die  Aufgabe  der  wissenschafüichen  Section  darin,  sich  die 
Pflege  der  katholischen  Wissenschaft  und  Literatur  angelegen  sein 
zu  lassen,  besonders  den  katholischen  Glauben  in  wissenschaftlichen 
und  populären  Schriften  zu  vertheidigen.  ß)  Die  Tdrchmnmsikalisd^ 
Section  hat  sich  zum  Zweck  gemacht  die  Pflege  der  liturgischen 
Musik  und  des  kirchlichen  Volksgesanges,  y)  Als  Zweck  der  Section 
für  bildende  Künste  ist  angegeben :  Pflege  der  Kunst  dur(;h  Hebung 
und  Entwicklung  christlichen  Sinnes,  wie  Förderung  der  liturgischen 
Vorschriften  in  Werken  der  bildenden  Künste  und  Kunsthandwerke. 
8)  Die  archäologische  Section  endlich  hat  zum  Zwecke :  Verbreitung 
der  Kenntniss  und  Sorge  für  die  Erhaltung  altehrwürdiger  kirch- 
licher Denkmale  überhaupt,  besonders  der  vaterländischen ;  Weckung 
schuldiger  Achtung  und  Liebe  zu  denselben ,  sowie  Ermöglichung 
der  wissenschaftlichen  und  künstlerischen  Durchforschung  derselben. 
Die  Interessen  der  Akademie  werden  in  der  Oeffentlichkeit  durch 
eigene  Organe  sowohl  in  deutscher  als  böhmischer  Sprache  vertreten 
und  verspricht  dieses  Institut  nach  einzelnen  schon  jetzt  zu  Tage 
tretenden  Erscheinungen  ein  recht  gedeihliches  Wirken  für  die  Zukunft 

d)  Ausserdem  ertheilt  die  Synode  dem  Klerus  den  gewiss  zeit- 
gemässen  Bath ,   sowohl  selbst  katholische  Zeitschriften  fleissig  zu 
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lesen  als  auch  den  Gläubigen  das  Lesen  derselben  bei  jeder  Gelegen- 
heit anzuempfehlen. 

4.  De  spiritualibus  clericorum  exercitiis. 

Das  Streben  nach  Erforschung  der  Wahrheit  soll  von  einem 
QBbeschoItenen  Wandel  begleitet  sein.  Damit  die  Kleriker  sich  leich- 
ter vor  sittlichen  Verirrungen  bewahren,  wird  von  der  Synode  an- 
geordnet, sie  sollen  alljährlich  wenigstens  drei  Tage  sich  von  ihren 
Berufsarbeiten  in  die  Einsamkeit  zurückziehen  und  -  ausschliesslich 
mit  der  Betrachtung  göttlicher  Dinge  sich  befassen.  Zu  diesem 
Sode  wird  namentlich  angerathen,  dass  sich  einzelne  Priester  in  ir- 
gend ein. benachbartes  Kloster  verfügen,  um  diese  Tage  in  voUkom- 
mener  Buhe  und  Abgeschlossenheit  dem  bezeichneten  Zwecke  wid- 
men zu  können. 

Hierdurch  wird  allerdings  die  bisherige  Gepflogenheit  der  böh- 
Duschen  Kircbenprovinz,  womach  alljährlich  oder  doch  in  2 — 3  Jah- 
ren ä)er  Veranstaltung  des  Ordinariates  gemeinschaftliche  Exerci^ 
tim  in  der  Gathedralstadt  abgehalten  wulrden,  in  keiner  Weise  alterirt. 

5.  De  colenda  et  promovenda  arte  christiatia. 

Seit  30  Jahren  ist  in  Böhmen  für  die  Förderung  der  kirch- 
lichen Kunst  und  für  Veredlung  des  Eunstgeschroackes  sowohl  der 
Geistlichkeit  als  der  Laien  bereits  Vieles  geschehen  und  sind  manche 
der  liturgiscben  Vorschriften  oder  den  Anforderungen  der  Kunst 
minder  entsprechende  Gegenstände  beinahe  aus  jeder  Kirche  besei- 
tiget worden.  Dennoch  wird  nicht  selten  dem  baroken  Einfall  ir- 
gend eines  Geschenkgebers  mehr  Bechnung  getragen^  als  den  Begeln 
der  Aesthetik  und  in  dieser  Bichtung  ist  die  Anordnung  der  Synode 
vollkommen  gerecbtfertiget,  dass  die  Seelsorger  sich  fleissig  mit  dem 
SMittm  der  Kunst  befassen,  für  die  Erhaltung  der  Kunstdenkmäler 
Sorge  tragen  und  bei  neuen  Anschaffungen  kirchlicher  Kunstgegen- 
stände dasjenige  auswählen,  was  den  Gläubigen  wahrhaftig  zur  Er- 
banung  zu  dienen  vermag.  Zu  diesem  Ende  wird  abermals  auf  die 
Pniger  Christliche  Akademie ,  namentlich  mit  Bflcksicht  auf  ihre 
beiden  Sectionen ,  die  archäologische  und  jene  für  bildende  Kunst 
hingewiesen.  Letztere  Section  hat  auch  bereits  nicht  blos  stylge- 
wehte Anschaffungen  von  Bildern,  Altären,  Messparamenten,  Kelchen, 
Monstranzen  u.  s.  f.  in  grosser  Zahl  besorgt,  sondern  wurde  auch 
W  Angriffnahme  des  Baues  von  Thürmen ,  Kirchen ,  Kapellen  zu 
Bathe  gezogen  und  hat  diese  Arbeiten  den  besten  Künstlerhänden 
anvertraut. 
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6.   De  cc^üu  poptdari  in  ccclesiis  promovendo  ei  excolcndo. 

In  Uebereinstimmung  tait  dem  Wunsche  des  Prager  Provin- 
cialconcils,  dass  die  Seelsorger  und  Chorregenten  den  Volksgesang 
in  der  Kirche  nach  Thunlicbkeit  fördern  möchten ,  verordnet  die 
Budweiiser  Synode,  es  seien  bereits  die  Schulkinder  fleissig  im  Volks- 
gesang zu  imterrichten.  Aus  diesem  Anlasse  wird  mit  Bedauern 
constatirt,  dass  die  VolksschuUehrer  namentlich  in  den  Städten  heut- 
zutage sich  gar  nicht  mehr  darum  kümmern,  dass  die  Jugend  in 
kirchlichen  Gesängen  eingeübt  werde.  (Die  Zeit,  welche  ehemals  dazu 
verwendet  wurde,  wird  heutzutage  von  dem  für  die  Wohlfahrt  der 
Völker  so  nothwendigen  Turnen  absorbirt.  Ueberdies  verstehen  die 
meisten  jüngeren  VolksschuUehrer  selbst  vom  Qesang  und  Musik  gar 
nichts,  sind  also  auch  nicht  im  Stande,  die  ihnen  anvertraute  Ja- 
gend in  diesem  Fache  zun  instruiren.) 

Unter  der  für  Gesang  und  Musik  so  sehr  begeisterten  Bevöl- 
kerung Böhmens  bestanden  vor  Alters  zahlreiche  sog.  »Li^o^en- 
vereinej€  deren  Mitglieder  sich  die  Pflege  des  Volksgesanges  in  der 
Kirche  zur  Aufgabe  machten.  Sie  fielen  aber  gegen  Ende  des  18. 
Jahrliujiderts  der  josephinischen  Gesetzgebung  zum  Opfer.  Doch 
ist  es  seit  dem  J.  1863,  in  welchem  eine  vorzüglich  gute  Samm- 
lung von  Eirchengesängen  (Eanzional)  herausgegeben  wurde,  gelun- 
gen, die  Literatenvereine  wieder  zum  Leben  zu  erwecken  und  wirken 
dieselben  bereits  sehr  heilsam  in  vielen  Pfarreien.  Aach  in  der 
Budweiser  Diöcese  waren  schon  1864  diesbezügliche  Verordnungen 
erflossen.  Nun  verordnet  die  Synode,  dass  auch  dort,  wo  bis  jetzt 
diese  Vereine  noch  nicht  bestehen ,  dieselben  in  nächster  Zukunft 
errichtet  werden  sollen. 

7.    De  concionilms  dogmcUicis  et  catecheüds. 

Mit  voller  Entschiedenheit  verwirft  die  Synode  jene  vom  Ra- 
tionalismus des  18.  Jahrhunderts  eingeführte  und  hie  und  da  noch 
jetzt  beliebte  Predigtweise,  welche  jahraus  jahrein  mit  einem  grossen 
Vorrath  von  Gemeinplätzen  gewisse  äusserst  sterile  Moralthemata 
behandelt  und  zwar  in  einer  so  geschmeidigen  Weise,  dass  Jud  und 
Hottentot  ebensogut  wie  ein  katholischer  Christ  dadurch  »erbaut« 
werden  könnten  und  der  christliche  Prediger  heute  dem  jüdischen 
Rabbiner,  morgen  wieder  dem  indischen  Bonzen  den  Bruderkuss  ge- 
ben kann,  weil  sich  ihre  Predigten  auch  nicht  durch  ein  Jota  von 
einander  unterscheiden.  Mit  Recht  behauptet  die  Synode,  dass  der- 
gleichen »reine  Moralpredigten,«  welclie  von  dem  festen  Fandamente 
der  christlichen  Dogmen  in  keiner  Weise  gestützt  werden,  dem  im- 
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mer  mehr  fortschreitenden  Unglauben  und  der  Depravation  des  ge* 
genwärtigen  Geschlechtes  Einhalt  zu  thun  unvermögend  seien. 

Demgemäss  wird  verordnet,  dass  die  Seelsorger  fleissig  dog-- 
maiische  Predigten  abhalten  sollen,  in  welchen  sie  allmälig  sämmt- 
liehe  so  erhabene  Olaubenswahrheiten  des  Christenthums  dem  Volke 
m  Augen  stelled.  Ingleichen  wird  anempfohlen ,  den  Katechismus 
bei  Cycluspredigten  als  Grundlage  zu  benätzen ,  um  an  der  Hand 
desselben  binnen  3 — 4  Jahren  sämmtliche  Materien  der  katholischen 
Glaubens-  und  Sittenlehre  dem  Volke  erläutern  zu  können.  An  sol- 
chen Orten,  wo  in  Einer  Kirche  mehrere  Priester  abwechselnd  pre- 
digen, sollen  sich  diese  jederzeit  nach  gegenseitiger  Berathung  einen 
gemeinschaftlichen  Entwurf  der  Predigt-Themate  zusammenstellen, 
um  bei  der  Ausübung  ihres  so  wichtigen  Amtes  mit  vereinten  Kräf- 
ten Einem  und  demselben  Ziele  entgegenzusteuern. 

8.   De  usu  Unguae  lirturgicae  in  functionibus  ecclesiasticis. 

Auch  in  der  Bndweiser  Diöcese  besteht  die  Gepflogenheit,  ein- 
gebe liturgische  Functionen,  namentlich  Taufen,  Vorsegnungen,  Be- 
grlbnisse  mit  Zuhilfenahme  der  böhmischen  oder  deutschen  Sprache 
za  verrichten.  Die  Synode  bezeichnet  ein  derartiges  eigenmächtiges 
Vorgehen  als  abusus  und  verordnet,  es  sollen  alle  Priester  der  Diö- 
cese mit  vollständigem  Ausschluss  der  alten  Bitualbücher ,  welche 
in  Böhmen  gebräuchlich  waren ,  sich  strenge  an  das  im  J.  1873 
heransgegebene  »Manuale  rituumc  der  Prager  Kirchenprovinz  halten. 
Es  wird  blos  soviel  gestattet ,  dass  der  Seelsorger  nach  Becitirung 
des  lateinischen  Bitualtextes  eine  Erklärung  oder  Aufmunterung  in 
deutscher  oder  böhmischer  Sprache  hinzufüge. 

9.   De  parvulorum  catechetica  instittUione  in  schoUs. 

Seitdem  durch  die  neuen  Schulgesetze  das  Verhältniss  4es 
Klems  zur  Volksschule  in  üisleithanien  wesentlich  verändert  wurde? 
•begegnet  die  Ertheilung  des  Religiansunierrichtes  in  der  Schule  viel- 
hchen  Schwierigkeiten.  Die  Zahl  der  Beligionslehrstunden  ist  auf 
ein  Minimum  beschränkt ;  aber  auch  diese  Stunden  ausnahmslos  ein- 
zuhalten ist  unmöglich  an  solchen  Orten,  wo  der  Seelsorger  durch 
Krankenprovision ,  gottesdienstliche  Functionen  u.  dgl.  sehr  oft  ver- 
ändert wird,  um  die  zum  Beligionsunterrichte  festgesetzte  Stunde 
io  die  Schule  zu  kommen.  Ehedem  war  es  gestattet,  dass  der  Seel- 
sorger ein  andermal  das  also  Versäumte  nachhole.  Gegenwärtig  ist 
fies  aber  wegen  der  Bockbeinigkeit  der  meisten  Volksschullehrer 
luunöglich.  Weil  jedoch  auf  diese  Art  die  Zahl  der  Beligionslehr- 
^den  noch  mehr  zusammenschrumpft,   als  es  bereits  durch  das 
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Gesetz  angeordnet  ist,  muss  der  Katechet  mit  verdoppeltem  Fleisse 
bemüht  sein,  binnen  wenigen  Stunden  die  allemothwendigsten  reli- 
giösen Kenntnisse  der  Schuljugend  beizubringen. 

Unter  diesen  Verhältnissen  hat  die  Budweiser  Synode  das  rich- 
tige Mittel  zur  Abhilfe  getroffen ,  indem  sie  verspricht ,  es  solle  ein 
übersichtliches  Schema  des  gesammten  Lehrstoffes  ßr  den  BeUgions' 
Unterricht  an  den  verschiedenen  Schulen  zusammengestellt  und  dem 
Klerus  bald  mitgetheilt  werden.  Dieses  Schema  hat  sowohl  für  die 
Katecheten  als  auch  für  den  jährlich  visitirenden  Yicar  (Landdechant) 
fortan  als  Richtschnur  zu  gelten. 

10.  De  prima  parvülortitn  communiofic. 

Die  erste  hl,  Communion  wird  von  der  Synode  als  Grundlage 
einer  gedeihlichen  Kindererziehung  bezeichnet  und  desshalb  ein  hoher 
Werth  auf  die  würdige  Vorbereitung  der  Kinder  zur  ersten  hl.  Com- 
munion gelegt.  Es  möge  dieser  Tag  nicht  blos  für  die  Schuljugend 
selbst,  sondern  auch  für  die  Eltern  und  Angehörigen  ein  wahrer  er- 
hebender Festtag  sdn.  Die  Kinder  sollen  vor  der  ersten  hl.  Com- 
munion das  Taufgelübde  erneuem  und  der  Seelsorger  soll  in  einer 
Anrede  sowohl  den  Kindern  selbst  ihre  christlichen  Pflichten  recht 
warm  an's  Herz  legen,  als  auch  die  anwesenden  Eltern  und  andere 
Pfarrkinder  auffordern ,  fleissig  darüber  zu  wachen ,  dass  die  Kinder 
jene  Unschuld,  mit  welcher  sie  eben  zum  Tische  des  Herrn  hinzu- 
getreten, auch  in  der  Zukunft  stets  bewahren  möchten. 

11,   De  institutione  catechetica  in  ecclesiis. 

Für  die  der  Schule  entwachsene  Jugend  sollen  an  den  Sonn- 
tagen Nachmittags  Katechesen  oder  sog.  Christenlehren  in  jeder 
Pfarrkirche  abgehalten  werden.  Obschön  es  mit  Rücksicht  auf  die 
confessionslosen  Schulen  der  Gegenwart  jedem  Seelsorger  äusserst 
schwer  fällt ,  selbst  nur  einen  bedeutenden  (wir  sagen  nicht :  den 
grösseren)  Theil  dieser  Jugend  bei  der  Christenlehre  zu  versanuneln 
und  aus  diesem  Grunde  in  vielen  Pfarrkirchen  die  regelmässige  Ab- 
haltung der  Katechesen  seit  Jahren  unterlassen  wurde,  l^t  die  Sy- 
node dennoch  einen  besonderen  Nachdruck  darauf,  dass  die  Seelaor- 
ger  gerade  in  Berücksichtigung  der  zahlreichen  (Gefahren,  webhen 
diese  entweder  im  pienste  befindliche  oder  in  der  Erlernung  eines 
Handwerkes  begriffene  Jugend  in  Sachen  des  Olaubens  und  der  gu- 
ten Sitten  ausgesetzt  zu  sein  pflegt,  sich  bei  Ausarbeitung  der  Chri- 
stenlehre alle  erdenkliche  Mühe  geben,  um  durch  den  anziehenden 
Inhalt  und  die  fassliche  Darstellungsweise  einen  zahlreichen  Besndi 
dieser  Vorträge  zu  erzielen. 
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12,  De  devoiione  sie  dicta  majali. 
Zahllose  Verehrer  der  Gottesmotter  Maria  haben  die  fromme 
Qewohnheitf  alljährlich  insbeaoudere  den  schönen  Maimonat  zu  dem 
Zwecke  zu  verwenden,  nm  t&glich  oder  doch  mehrmals  in  der  Woche 
doreh  Anhören  von  Predigten ,  Gebete  u.  s.  f.  der  sei.  Jungfrau 
ihre  kindliche  Liebe  zu  bezeugen  und  durch  ihre  Fürbitte  den  Se- 
gen des  Hinameis  auf  sich  herabzurufen.  Auch  iu  Böhmen  hat  sich 
diese  Andacht  seit  1850  eingebürgert  und  besteht  bereits  in  einzel- 
nehien  Parochien  auch  der  Budweiser  Diöcese.  Nunmehr  spricht 
die  Synode  den  Wunsch  aus «  es  möchte ,  so  weit  es  thunlich  er- 
scheint, in  jeder  Pfarrkirche  die  Maiandacht  eingeführt  werden. 
Für  solche  Pfarrkirchen  aber ,  wo  zwei  oder  mehrere  Priester  ange- 
stellt sind,  wird  durch  das  Synodalstatut  die  jährliche  Abhaltung 
der  Maiandacht  geradezu  angeordnet. 

13.  De  sacris  missionibus. 

VoUcsmissionefi  werden   seit  dem  J.  1849  in   allen  DiOcesen 
Böhmens  namentlich  von  Mitgliedern  einzelner  Orden,  als:  Jesuiten, 
Bedemptoristen ,  Capucinern  in  grosser  Zahl  abgehalten.    Die  Bud- 
weiser Synode  spricht  sich  in  äusserst  anerkennender  Weise   über 
den  guten  Erfolg  der  Missionen  aus,  indem  sie  betont,  dass  nicht 
blos  einzelne  auf  Abwegen  irrende  katholische  Christen  durch  die- 
selben zur  Umkehr  und   Busse  bewogen  wurden ,   sondern  oft  eine 
völlige  Begenerirung   des  geistigen  Lebens  ganzer  Pfarrgemein^pn 
als  die  gesegnete  Frucht  einer  daselbst  abgehaltenen  Mission  zu  be- 
trachten sei.    Für  jene  Gemeinden  aber ,   wo  das  christliche  Volk 
noch  dem  Glauben  treu  und  der  Kirche  ergeben  ist,  sind  Missionen 
als  das  wirksamste  Mittel   zur  Kräftigung  und  Hebung  der  christ- 
lichen Gesinnung  anzuempfehlen. 

'  Weil  jedoch  mit  der  Abhaltung  einer  Mission  auch  AtAslagen 
verbunden  sind,  welche  bei  der  schlechten  materiellen  Lage  des 
Klerus  in  Böhmen  nicht  jeder  einzelne  Pfarrer  aufzubringen  im 
Stande  wäre,  wird  von  der  Synode  die  gewiss  erspriessliche  Weisung 
ertbeilt ,  es  mögen  sich  je  zwei  oder  mehrere  benachbarte  Pfarrer 
mit  einander  in's  Einvernehmen  setzen ,  um  eine  gemeinschaftliche 
Mission  für  mehrere  Pfarrgemeinden  abhalten  zu  lassen,  deren  Ko- 
sten die  betreffenden  Seelsorger  gemeinsam  bestreiten. 

14,  De  unitmüm»  caihciicis. 

Die  Feinde  der  Kirche  sind  in  der  Gegenwart  bemüht ,  das, 
was  einzelne  nicht  erreichen  können ,  durch  Vereine  und  Körper- 
schaften aller  Art  anzustreben.    Die  Katholiken  sollen  nun  den  Geg- 
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ner  mit  seinen  eigenen  Waffen  bekämpfen  und  ihm  durch  lebens- 
kräftige Vereine  näher  zu  Leibe  rücken.  Desshalb  erlässt  die  Sy- 
node an  Geistliche  und  Laien  die  heUsame  Mahnung,  katholische 
Vereine  zu  gründen  und  ihnen  recht  zahlreich  beizutreten. 

Wir  hätten  gewünscht,  dass  es  die  Synode  bei  dieser  allge- 
meinen Anordnung  nicht  hätte  bewenden  lassen,  sondern  einzelne 
Vereine  namentlich  anempfohlen  hätte ;  es  bestehen  bereits  verschie- 
dene katholische  Vereine  in  Böhmen,  zu  deren  Gedeihen  das  Syno- 
dalstatut  durch  Namhaftmachung  der  besten  unter  ihnen  in  bedeu- 
tendem Masse  hätte  beitragen  können. 

Einen  einzigen  V^erein  empfiehlt  die  Synode  im  foldenden  caput 

15,  De  sodcUitatibus  matrutn  christianarum. 
Durch   das   schnelle   Emporbluhen   des    >  Vereins  christlicher 
Müttert  in  Frankreich,  England,  Belgien,  Spanien,  Italien,  Deutsch- 
land und  Amerika  hat  sich  auch  in  Böhmen  eine  Anzahl  von  Geist- 
lichen angeregt  gefunden,  die  Gründung  dieses  für  unsere  Zeiten  so 
wohlthätigen  Vereines  zu  versuchen.    Die  Synode  gibt  nun  diesem 
Institute  eine  breitere  Grundlage,  indem  sie  verordnet,  dass  aUmä- 
lig  in  einer  jeden  Pfarrgemeinde  der  ganzen   Diöcese   der  Verein 
christlicher  Mütter  errichtet  und  für  sein  Gedeihen  vom  Seelsorger 
die  grösstmöglichste  Mühe  angewendet  werde.    Als   Organ   dieses 
Vereins  erscheint  vom  Neujahr  1876  ab  (dem  Versprechen  der  Sy- 
node gemäss)  ein  eigenes  Blatt  unter  dem  Titel  :^LudnUlay€  wel- 
ches in  derselben  Weise  wie  es  die  Zeitschrift  >Monika«  für  Deutsch- 
land besorgt,  in  Böhmen  die  Interessen  dieses  Vereines  vertritt  und 
bereits  an  vielen  Orten  zahlreiche  Abnehmer  findet. 

16.  De  cura  pauperum. 
Ganz  im  Geiste  der  alten  christlichen  Kirche  empfiehlt  die 
Synode  allen  Seelsorgern,  aber  auch  den  Gläubigen  überhaupt,  durch 
Werke  geistiger  und  leihlicher  Barmherzigkeit  den  Armen  und  Noth- 
leidenden  hilfreich  beizuspringen.  Leider  Gottes  ist  aber  heute,  wo 
jede  Erledigung  eines  Beneficium  von  den  österreichischen  Behörden 
benützt  wird,  um  die  Einkünfte  der  Pfründe  auf  ein  Minimum  her- 
abzusetzen, wir  sagen,  es  ist  heute  unmöglich,  dass  die  Seelsoi'ger 
der  in  diesem  Gap.  ihnen  auferlegten  Pflicht  überall  so  nachkom- 
men, wie  die  Synode  es  befiehlt  und  wie  es  wohl  jeder  Seelsorger 
gern  thun  würde,  wenn  er  nur  jederzeit  die  nöthigen  Geldmittel 
zur  Hand  hätte. 

17.  De  non  frequentandis  tabemis. 
Unter  Hinweis  auf  die  Prager  Diöcesan-Synode  vom  J.  1605 
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und  die  Froviuzialsynode  1860  wird  dem  Klerus ,  eine .  Reise  oder 
einen  ähnlichen  unausweichlichen  NoÜifall  ausgenommen,  der  Besuch 
von  Gasthäusern  strengstens  untersagt. 

18.  De  vestitu  cleriedlu 
Enthält  eine  Bepublication  der  vom  Prager  Provincialconcil 
und  den  beiden  Budweiser  Diöcesansynoden  diesbezüglich  erlassenen 
Anordnungen.  Jeder  Kleriker  soir  stets  das  sog.  Gollare  (Hals- 
binde))  einen  etwas  längeren  Bock  von  dunkler  Farbe  tragen,  die 
fibrige  Kleidung,  sowie  der  Hat  als  Kopfbedeckung  sollen  jedei*zeit 
Ton  schwarzer  Farbe  sein. 

Der  grossen  Mehrzahl  der  Geistlichkeit  wird  das  rühmliche 
Zengniss  ausgestellt,  dass  sie  die  Vorschriften  bezüglich  der  Merika- 
Im  Kleidung  gewissenhaft  erfüllen.  Einzelne  jedoch  haben  sich  bis 
jetzt  weniger  um  die  kirchlichen  Anordnungen  gekümmert.  Diesen 
letzteren  wird  nochmals  die  Pflicht,  ein  anständiges  klerikales  Ge- 
wand jederzeit  zu  tragen,  mit  aller  Entschiedenheit  eingeschärft 
und  wird  den  Vica^en  (Dechanten)  zugleich  die  Weisung  ertheilt, 
die  Befolgung  der  diesbezüglichen  Vorschriften  genau  zu  überwachen  ^ 
und  die  Zuwiderhandelnden  durch  Ermahnungen  zum  Gehorsam  zu 
bewegen. 

19.  De  lampade  coram  ss.  Sacramento. 
Das  ßii;/^^  Z^'cA^  als  Symbol  der  immerwährenden  Gegenwart 
Jesn  Christi  im  allerheiligsten  Altarsacramente  soll  vor  dem  Hoch- 
altare bei  Tag  und  Nacht  brennen.  Damit  dies  nie  unterlassen 
werde,  verlangt  die  Synode,  dass  die  Seelsorger  gewöhnlich  die 
pünktliche  Erfallung  dieses  Kirchengebotes  beaufsichtigen  und  in 
keinem  Falle  die  Besorgung  des  ewigen  Lichtes  ausschliesslich  den 
Kirchendienern  übertragen. 

Zunächst  sollen  die  Auslagen  für  das  ewige  Licht  aus  dem 
Kirchenvermögen  bestritten  werden;  wo  dieses  nicht  ausreicht,  haben 
die  Pfarrkinder  die  nothwendige  Beihilfe  zu  leisten. 

Anstatt  des  durch  die  liturgischen  Gesetze  vorgeschriebenen 
Olivenöls  wird  (zufolge  Decretes  der  S.  C.  R.  14.  Juli  1864)  ge- 
stattet, zur  ewigen  Lampe  auch  ein  anderes  vegetabilisches  Oel  zu 
verwenden.  Ausdrücklich  verboten  wird  das  Petroleum,  sowie  But- 
ter und  Fett  als  Brennstoff  für  die  ewige  Lampe. 

20,  De  aUaris  mensa. 

21.  De  altaris  mappis. 

Auf  Grund  der  Vorschriften  des  caeremoniale  episcoporum  so- 
wie vieler  Decrete  der  S.  C.  B.  werden  im  cap.  20.  jene  Fälle  auf- 
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gezählt,  in  welcher  das  altare  fixum  oder  portabile  einer  neuen  Ckm- 
secration  bedarf. 

Im  cap.  21.  wird  die  liturgische  Vorschrift  eingeschärfty  wor- 
nach  jeder  Altar,  auf  welchem  das  heilige  Messopfer  dargebracht 
wird,  mit  drei  leinenen  Tüchern  zu  bedecken  ist  Verboten  wird 
der  in  manchen  Kirchen  eingeführte  abnsus,  dass  nur  in  der  Mitte 
des  Altares  ein  kleiner  Platz  für  den  Kelch  mit  Linnen  bedeckt  ist, 
während  auf  der  übrigen  Fläche  des  Altares  rechts  nud  links  vom 
Kelche  ViTachsleinwand  von  dunkler  Farbe  aufliegt.  Wohl  »aber 
wird  gestattet,  dass  eine  Wachsleinwand  unier  jenen  drei  leinenen 
Altartüchem  liege,  namentlich  um  bei  dem  altare  fixum  die  Feuch- 
tigkeit zurückzuhalten. 

Zur  Benediction  der  Altartächer  sind  die  Vicare  ermächtiget. 
22,    De  sacrörum  olearum  asservaüone. 

Hinsichtlich  der  heiligen  Oele  werden  dessgleichen  die  litur- 
gischen Vorschriften  in  Erinnerung  gebracht,  insbesondere  dass  die 
heiligen  Oele  in  der  Kirche  aufzubewahren  sind ;  nur  das  Krankenol 
könne  ausnahmsweise  einige  Zeit  in  dem  Wohnzimmer  des  Karrers 
belassen  werden. 

23.   De  cautelis  in  eloccUiom  agrorum  beneficialium. 

Zur  Deckung  des  Successors  auf  einem  Beneficium  wird  ?oq 
der  Synode  Folgendes  verfügt:  So  oft  in  der  Zukunft  irgend  eiu 
Pfarrer  die  zu  seiner  Pfründe  gehörigen  Felder  an  Andere  gegen 
einen  jährlichen  Zins  verpacJUet^  soll  er  den  für  das  erste  Jahr  er- 
haltenen Pachtzins  nicht  zu  seinen  eigenen  Ausgaben  verwenden, 
sondern  in  einer  Sparkasse  fruchtbringend  anlegen  und  das  Spar- 
kassabüchel  soll  in  der  Kirchenkassa  aufbewahrt  werden.  Erst  nach 
Ablauf  der  Pachtung  wird  dieser  Biatrag  dem  Pfründner  zur  freien 
Disposition  überlassen. 

Wir  meinen,  dass  diese  Massregel,  so  gut  auch  ihre  Motive 
sein  mögen,  nicht  leicht  durchzufahren  ist.  Denn  es  dürfte  sehr 
wenig  solche  Benefiicaten  geben,  denen  es  möglich  sein  wird,  einen 
durch  obige  Massregel  in  ihrem  Jahreseinkommen  entstandenen 
jedenfalls  bedeutenden  Ausfall  durch  eigene  Ersparnisse  vollkomnien 
zu  decken. 

24.  De  restituendo  fundo  s.  Nicolai. 

Auf  der  ersten  Budweiser  Synode  (1863)  war  der  S.  Nicolai- 
Fond  zur  Unterstützung  kranker  oder  sonst  der  Hülfe  bedürftiger 
Oeistlichen  gestiftet  worden.  Die  zweite  Synode  (1872)  verordnete 
die  Umwandlung  des  Nicolaifonds  in  einen  »Dioecesanfbnd,^  dessen 
Zweck  darin  bestand ,    nicht  so  seht  armen  Qeistlicben  zeitweil^ 
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aufzuhelfen,  als  vielmehr  mageren  Beneficien  eine  andauernde  reich- 
lichere Dotation  zu  gewähren.  Die  Mittel  hiezu  sollten  durch  frei- 
willige Beitiräge  des  Klerus  herbeigeschafft  werden,  * 

Unterdessen  erschienen  die  Gesetze  vom  Mai  1874.  Die  Be- 
neficien wurden  von  der  sogenannten  »Religionsfondssteuer«  betrof- 
fen, welche  allmälig  niclit  bloss  die  Einkünfte ,  sondern  auch  das 
Staramcapital  der  Pfründner  absorbiren  wird.  Bei  solcher  Lage  ist 
es  dem  im  Ganzen  ohnehin  karg  dotirten  Klerus  Böhmens  absolut 
unmöglich,  noch  freiwillige  Beiträge  zum  Diöcesanfonde  zu  leisten 
und  hat  desshalb  Bischof  Jirsik  mit  weiser  Umsicht  angeordnet, 
dass  der  genannte  Fond  wieder  seinem  ursprünglichen  Zwecke  ge- 
widmet werde,  den  Namen  -^St  Nicolaifond€  trage  und  zur  Unter- 
stötzong  armer  und  kranker  Geistlichen^  sowie  der  Deficientenpriester 
überhaupt  diene. 

Schliesslich  wurde  die  ganze  Diöcese  Budweis  dem  heiligen 
Herzen  Jesu  aufgeopfert. 

IL 

Obschon  aus  der  Religionsfondsteuer  bis  auf  den  heutigen  Tag 
noch  kein  einziger  schlecht  dotirter  Priester  eine  Aufbesserung  oder 
Erhöhung  seines  Gehaltes  zu  erlangen  so  glücklich  war ,  hat  doch 
das  k.  k.  Cultus-Ministerium  durch  Verordnung  vom  4.  April  1875 
Z.  4975  bereits  eine  Cynosur  der  Congrua  für  die  Seelsorgsgeistlich- 
keit  veröflFentlicht ,  welche  zwar  nur  als  provisorisch  bezeichnet  wird, 
dennoch  aber  einen  döutlichen  Fingerzeig  dafür  gibt ,  in  welchem 
Masse  der  Curatklerus  einer  Verbesserung  seiner  materiellen  Lage 
entgegensehen  könne. 

Für  Böhmefi  ist  in  der  angeführten  Ministerialverordnung  Fol- 
gendes festgesetzt: 

a)  die  Pfarrer  in  der  Hauptstadt   Prag  erhalten 

jährlieh 1200  fl.  Ö.^W. 

b)  die  Pfarrer  in  der  Nähe  von  Prag  (bis  zwei 
Meilen    entfernt),    dann    in   Badeorten    und 

Städten  mit  über  5000  Einwohner' erhalten    .      900    „     „ 

c)  Pfarrer  in  allen  übrigen  Orten      .        .        .      600     n     n 

d)  die  Kapläne  erhalten  nach   den  in  a),  b),'c), 
bezeichneten  Abstufung:  400  —  350  —  300  fl. 

Aus  Anlass  dieser  schmalen  Bemessung  der  Congrua  hat  nun 
der  gesammte  auf  der  Budweiser  Synode  versammelte  Klerus  eine 
PdUiofi  an  das  k.  k.  Cultusministerium  gerichtet,  deren  Inhalt  wir 
in  der  Hauptsache  wiedergeben. 

Vor  Allem  wird  hingewiesen  auf  die  UngleiehariigkeU   in  der 
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Behandlang  einzelner  Kategorien.  So  wurde  z.  B.  den  Novizen  und 
Klerikern  in  reicher  dotirten  Stiften  500  fl. ,  den  Gonventualen  in 
ärmeren  Klöstern  400  fl.  zur  Sostentation  bestimmt ,  Während  Ka- 
pläne   bloss  300,  350,  400  fl.,  Pfarrer  600—900  fl.  erhalten  sollen. 

Besonders  schmerzlich  und  kränkend  mnsste  jedoch  auf  den 
böhmischen  Klerus  der  Umstand  einwirken,  dass  in  dem  benachbar- 
ten UfUer-Oesterreich  die  Congrua  der  Pfarrer  ausserhalb  Wien  anf 
1000  fl.,  jener  der  Kapläne  auf  500  fl.  festgesetzt  wurde ,  während 
die  Pfarrer  in  Böhmen  bloss  600 ,  die  Kapläne  300  fl.  erhalten 
sollen. 

Als  Vertrauensmänner  des  gesammten  Budweiser  Diöcesankle* 
rus  erachten  es  die  auf  der  Synode  versammelten  Geistlichen  für 
einen  durch  die  Pflicht  der  Selbsterhaltung  gebotenen  Schritt ,  vor 
dem  k.  k.  Ministerium  ihre  üeberzeugung  dahin  auszusprechen,  dass 
die  für  den  böhmischen  Seelsorgeklerus  festgesetzte  Congrua  den 
factischen  Bedürfnissen  durchaus  nicht  entspricht  und  dass  diesel- 
ben Gründe,  welche  für  eine  Erhöhung  der  Congrua  in  ünteröster- 
reich  massgebend  waren,  in  demselben,  ja  vielleicht  in  einem  noch 
höheren  Masse  auch  iiir  den  Klerus  Böhmens  Geltung  haben.  Zur 
Begründung  dessen  wird  von  den  Synodalmitgliedern  namentlich 
betont : 

1.  Der  Preiß  sämmtlicher  Lebensbedürfnisse  ist  seit  100  Jah- 
ren in  dem  Masse  gestiegen,  dass  eine  Erhöhung  der  (unter  Kaiser 
Joseph  n.  festgesetzten)  Congrua  bei  den  Pfarrern  von  400  fl.  auf 
600  fl.,  bei  Kaplänen  von  200  auf  300  fl.  unter  den  gegenwärtägen 
Verhältnissen  als  ungenügend  anzusehen  ist. 

2.  An  einem  Priester  werden  in  der  Gegenwart,  wo  unter  dem 
Volke  Böhmens  der  Pauperismus  in  einer  erschrecklichen  Weise  um 
sich  greift  und  ungünstige  Elementarereignisse  (als:  Ueberschwem- 
mungen,  Missemten)  häufiger  als  sonst  eintreten,  so  viele  Anforde- 
rungen betreffs  Unterstützung  der  Armen  und  Unglücklichen  gestellt, 
vpn  so  zahlreichen  wohlthätigen  Anstalten  und  Vereinen  wird  der 
Geistliche  in  Anspruch  genommen ,  dass  er  auch  bei  dem  besten 
WiUen  nicht  Allen  willfahren  kann.  Und  doch  darf  anderseits  der 
Seelsorger  die  Bitten  der  Armen  nicht  unerhört  lassen,  weil  dadurch 
das  Vertrauen  und  die  Achtung  des  ganzen  Standes  Einbusse  leiden, 
ja  die  religiösen  Interessen  selbst  geschädiget  werden  mussten. 

3.  Man  darf  die  Seelsorger  nicht  mit  den  etwa  anzuhoffeudeu 
Stolgebühren^  MesssHpendien^  Suffragien  u.  s.  f.  vertrösten,  weil  bei 
der  allgemeinen  Verarmung  des  Volkes  diese  Einnahmsquellen  schon 
jetzt  äusserst  spärlich  fliessen  und  bald  gänzlich  zu  versiegen  drohen. 
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4.  Jene  niedrige  Bemessung  der  Gongrna  erscheint  um  so  un- 
billiger, weil  von  Seite  der  Behörden  bei  Zusammenstellung  der 
Pfarr-Fassionen  manche  nicht  unbedeutende  Auslagen^  z.  B.  Alum- 
natikum,  Vicariatsauslagen ,  verschiedene  Steuerzuschläge,  die  der 
Pfarrer  zahlen  muss,  gar  nicht  berücksichtiget,   d.  h.  von  den  Ein- 

•  nahmen  nicht  in  Abzug  gebracht  werden. 

5.  I)ie  Lebensverhältnisse  in  Qöhmen  sind  keineswegs  günsti- 
ger als  in  Unter^Oesterreich ,  denn  die  Population  ist  in  Böhmen 
zahlreicher  und  der  Wohlstand  geringer  als  in  dem  genannten  Erz- 
berzog[thum. 

6.  In  Böhmen  sind  die  Pfarrgemeinden  insgemein  was  die 
Zahl  der  Parochianen  betrifft ,  grosser  und  was  die  Entfernung  der 
dnzelnen  Ortschaften  von  der  Pfarrkirche  anbelangt,  umfangreicher 
als  in  Oesterreich.  Die  Seelsorge  ist  also  in  Böhmen  weit  schwie- 
riger und  anstrengender  als  in  Ünter-Oesterreich,  zumal  wenn  man 
die  ungünstigen  klimatischen  Verhältnisse  und  die  gebirgige  Lage 
des  grössten  Theiles  der  böhmischen  Ortschaften  berücksichtiget. 

7.  Man  kann  dem  böhmischen  Klerus  nicht  vorwerfen,  dass  er 
in  seinem  Pflichteifer  hinter  ifiv  unterösterreichischen  Geistlichkeit 
zurückgeblieben  wäre.  Desshalb  erscheint  es  ganz  unbegreiflich, 
warum  der  Klerus  Böhmens  gegenüber  jenem  Oesterreichs  in  so  auf- 
fälliger Weise  zurückgesetzt  wird. 

Der  Klerus  der  Budweiser  Diöcese  stellt  sonach  die  Bitte: 
.    Das  k.  k.  Cultusministerium  wolle  in  Erwägung  dieser  wahr- 
heitsgetreuen Gründe  die  Verfügung  treffen,   dass  die  Congrua  der 
Pfarrer  in  Böhmen  (ausserhalb  Prag)  auf  1000  fl.^  jene  der  Kdlpäne 
auf  500  fl.  erhöht  werde. 

Auch  möge  die  Begierung  dafßr  Sorge  tragen ,  dass  die  |)en- 
siamrten  Geistlichen  eineu  grösseren  Buhegehalt  als  bisher  erlangen 
möchten. 

Wir  können  nur  wünschen ,  dass  die  Petition  des  Budweiser 
Diöcesan-Klerus  zu  keiner  Fehlbitte  werde.  Das  in  derselben  an- 
gestrebte Mass  der  Congrua  von  1000,  resp.  500  fl.  ist  wahrlich 
das  Geringste ,  wozu  sich  di^  österreichische  Regierung  herbei- 
lassen muss,  wenn  sie  beweisen  will,  dass  ihr  das  Interesse  des  ka- 
tholischen Klerus,  dieses  so  wichtigen  Factors  im  öffentlichen  und 
staatlichen  Leben,  aufrichtig  am  Herzen  liegt. 
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XXI. 
Literatur. 

1.  Der  dem  grösseren  EucJiologion  angehängte  Nomocanon  sammt 
dem  bis  jelst  unbekannten  griechischen  Originaltexte  desselben 
Hnd  den  Erläuterungen  des  Herausgebers  (Nomokanon  pri 
bolsjsomu  tr'ebnike,  irzdannyj  wmisti  s  gr'eceskim  podUnnikom^ 
do  sih  por  n^eiawSstnom,  i  s  primecisanijami  ijsdatela)  als  Bei- 
läge  zum  VIII.  Bande  der  Denkschriften  der  kais.  neurus- 
sischen  Universität  veröffentlicht  von  A.  Pawlow^  Odessa  1872. 
240  S.  8. 

Das  also  überschriebene  Buch  enthält  zunächst  eine  übersichir 
liebe  Einleitung  (S.  1 — 36)  über  die  Geschichte  und  die  einzelnen 
Bestandtheile  einer  canonischen  Gompilation,  welche  unter  dem  nn- 
eigenüichen  Titel  eines  Nomocanon  von  den  Bussen  dem  grösseren 
Euchologion  beigefugt  und  in  dieser  Verbindung  zu  wiederholten 
Malen  aufgelegt  wurde.  Die  in  jeder  Beziehung  sehr  genaue  Un* 
tersuchung  Prof.  Paiivlow's  fährt  zunächst  zum  Resultate ,  dass  die 
slayische  und  beziehungsweise  serbisch-sloyenische  Uebersetzu;ig  die- 
ser mit  dem  Namen  eines  Nomocanon  bezeichneten  Gompilation  erat 
seit  dem  16.  Jahrhundert  eine  verhältnissmässig  grössere  Verbrei- 
tung erlangte,  indem  sie  von  den  südslavischen  Ländern  aus  ziem- 
lich rasch  auch  in  Südrussland  bekannt  wurde,  namentlich  in  Kiew, 
wo  der  Protosyngel  (von  Jerusalem)  Pamwa  Berynda,  welcher  sich 
um  die  russische  Lexicographie  und  auch  sonst  um  andere  Zweige  der 
russischen  Literatur  verdient  machte,  im  Jahre  1620  die  erste  ge- 
druckte Ausgabe  dieses  in  sehr  zahlreichen  Handschriften^)  vorhan- 
denen Buches  besorgte.  Eine  zweite,  theilweise  verbesserte  Ausgabe 
desselben  Werkes  wurde  schon  einige  Jahre  darauf,  nämlich  i.  J. 
1624  von  dem  durch  seine  polemischen  Werke  berühmt  gewordenen 
Kiewer  Archimandriten  Zacharias  Kopyst^nski  veranstaltet,  und  sie 
muss  als  das  eigentliche  Muster  aller  nachfolgenden,  vorzugsweise 
der  nordrussischen  Ausgaben  angesehen  werden,  wie  dies  ans  einer 
einfachen  Vergleichung  der  Kopyst^nskischen  mit  der  ersten  Mos- 
kauer V.  J.  1639  deutlich  hervorgeht.  Die  erste  Moskauer  Ausgabe 
des  Nomocanon  entfernte  sich  nur  in  diesem  Sinne  von  ihrem  Kie- 


1)  Eine  der  ältesten  Handschriften  dieser  (Gattung  befindet  sich  in  der 
Wiener  HofbibUotek  snb  Nr.  98. 
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wer  Master,  dass  die  daselbst  enthaltenen  Bassstrafen  and  sonstigen 
Satzangen  seit  dieser  Zeit  beständig  mit  dem  grösseren  Eachologion, 
also  mit  einem  der  gebräuchlichsten  Kirchenbücher  in  Verbindang 
gebracht  and  ausserdem  durch  besondere  vorgedruckte  Approbationen 
rassischer  Kirchenvorsteher  mit  einer ^gewissermassen  höheren,  kirch- 
lich-otficiellen  Auctorität  ausgestattet  wurden.  Die  letzte  Yerbes- 
sernng,  richtiger  Kürzung  des  Nomocanons  wurde  zu  Zeiten  des 
rassischen  Patriarchen  Nicon  vorgenommen ,  und  die  damals  i.  J. 
1659  bewerkstelligte  Ausgabe  desselben  galt  seitdem  als  die  unver- 
änderlich feststehende  Norm  aller  der  zahlreichen  Abdrücke,  welche 
innerhalb  des  langen  Zeitraums  v.  J.  1659—1862  erschienen. 

Nach  Vorausächickung  dieser  historisch-bibliographischen  No- 
tizen geht  der  Verfasser  im  weiteren  Verlaufe  seiner  Untersuchung 
(S.  16—86)  auf  den  Inhalt  und  die  einzelnen  Bestandtheile  des  von 
ihm  erörterten  Buches  über  und  beweist,  dass  diese  Art  canonischer 
Compilationen  streng  genommen  als  eine  überwiegend  praktische 
Anleitung  anzusehen  sei  ^),  und  dass  die  darin  aufgenommenen  Buss- 
strafen und  sonstigen  Satzungen,  wenngleich  sie  auch  mit  einer  ge- 
wissen kirchlich-officiellen  Auctorität  ausgestattet  waren,  von  den 
rassischen  Kirchenvorstehern  und  zuletzt  auch  von  der  russischoA 
heiligen  Synode  nur  insofern  als  bindend  und  rechtskräftig  anerkannt 
warden,  inwieferne  sie  nicht  mit  thatsächlichen  Bestimmungen  des 
eigentlichen  Nomocanon  im  Widerspruch  standen.  Das  kirchenrecht- 
liche Ansehen  ihrer  einzelnen  Capitel  war  demnach  nach  den  lei- 
tenden Grundsätzen  der  obersten  Kirchenbehörden  ein  nur  beschränktes, 
Qnd  die  meisten  ihrer  Bestimmungen  hatten  für  die  russischen  Kir- 
chenoberen und  für  die  h.  Synode  nur  in  solchen  Fällen  eine  wirk- 
liche canonische  Geltung,  wo  entweder  die  älteren,  nur  allzu  hoch 
gegriffenen  Satzungen  der  von  den  Aposteln  und  den  ersten  Kirchen- 
vätern festgesetzten  Bussordnung  nicht  mehr  anwendbar  waren,  oder 
wo  sonst  keine  positiven,  durch  canonische  Ueberlieferung  verbürgte 
Verordnungen  solcher  Art  aufzutreiben  waren,  wie  z.  B.  die  durch 
Utere  Kirch  engesetze  nicht  vorgesehene  Begel,  dass  die  Eltern 
bei  Strafe  der  Lösung  der  Ehe  nicht  zugleich  auch  als  Taufpathen 
ihrer  eigenen  Kinder  fungiren  können.  Die  mit  dem  grösseren  Eucho- 
logion  zu  wiederholten  Malen  aufgelegte  canon.  Gompilation  hat 
jedoch  trotz  ihrer  Mängel  und  trotz  der  dagegen  von  Seiten  des 
rassischen  Episcopates  ausdrücklich  geäusserten  Bedenken  im  16—18. 

1)  Der  slaTisch-rnssiBche  Titel  des  Baches  ist:  Nomokanon  ili  Zakono- 
piawilnik,  imdja  (prawila)  po  sokraszczenija  iSwjatyh  aposto},  welikago  Wasilia  i 
^^atyh  soborow. 
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Jahrhundert  eine  unverhältnissmässig  aasgedehnte  Anwendung  ge- 
wonnen und  infolge  dessen  zugleich  auch  zur  Verbreitung  von  canon. 
Bechtsanschaaungen  beigetragen,  welche  sich  nach  A.  Pawlow's  dies- 
bezüglichen Untersuchungen  auf  folgende  Quellen  zurückführen  las- 
sen :  1)  auf  die  zwar  allgemein  anerkannten ,  jedoch  hier  sehr  frei 
reproducirten  canones  apostolorum;  2)  auf  die  eben  so  frei  behau- 
delten  alten  Synodalgesetze ;  3)  auf  die  canon.  Verordnungen  der  nam- 
haftesten Kirchenväter  (Basilius  d.  Gr.  u.  A.) ;  4)  auf  die  von  Basilius 
dem  Gr.  und  nachträglich  (im  9.  Jahrh.)  auch  auf  die  vom  Theodorus 
Studites  für  Mönche  festgesetzte  Bussordnung;  5)  auf  den  dem 
Gonstantinop.  Patriarchen  Johannes  dem  Faster  zugeschriebenen  Codex 
poenitentialis ,  von  dem  Pawlow  noch  die  von  Binterim  und  Was- 
serschieben als  unrichtig  nachgewiesone  Ansicht  hat,  dass  er  schon 
seit  dem  6.  Jahrh.  in  verschiedenen  Umarbeitungen  sowohl  in  den  öst- 
lichen als  in  den  westlichen  Ländern  verbreitet  gewesen  sei ;  6)  auf  die 
von  Nicephor  dem  Bekenner  erlassenen  Eirchepgesetze  und  Anord- 
nungen canonischen  Inhaltes;  7)  auf  die  unter  dem  Namen  des 
»T^fxoc  'Ev(ooett)(:c  i.  J.  920  veröfientlichten  Bestimmungen,  welche 
sich  insbesondere  auf  die  dritte  und  vierte  Eheschliessung  beziehen; 
8)  auf  die  Synodalantworten  des  Patriarchen  Nicolaus  des  Gramma- 
tikers, die  er  den  Mönchen  von  Athos  ertheilte;  9)  auf  die  canoni- 
schen Antworten  des  Chartophylacten  Peter ;  10)  auf  die  canonischen 
Antworten  des  kitrensischen  Bischofs  Johannes  und  wohl  auch  11) 
auf  mehrere  apokryphe  Quellen ,  welche  in  jenem ,  für  canonistische 
Studien  weniger  günstigen  Zeitalter ,  sich  nur  allzuleicht  in  den 
Vordergrund  drängten.  Die  meisten  von  den  eben  angeführten  cano- 
nischen Quellen  wurden  jedoch  schwerlich  von  dem  Verfasser  des 
Nomocanon  in  selbstständiger  Weise  zusammengelesen,  sondern  sie 
scheinen  vielmehr  nach  Pawlow's  Dafürhalten  aus  mehreren  der  be- 
kanntesten canon.  Werke  entlehnt  worden  zu  sein,  und  ganz  insbeson- 
dere :  I.  aus  dem  bereits  genannten  Codex  poenitentialis  Johannes  des 
Fasters,  worin  mit  Bücksicht  auf  die  veränderten  Zeit-  und  Orts- 
verhältnisse die  Bussen  älterer  Zeit,  was  ihre  ursprüngliche  cano- 
niscbe  Strenge  anbelangt,  wesentlich  gemildert  wurden;  U.  aus  der 
sogenannten  Synopsis  des  Interpreten  Aristenus,  insofern  z.  B.  die 
ersten  50  Capitel  unserer  Gompilation  im  grossen  Ganzen  als  eine 
nur  yiel  zu  durchsichtige  Erweiterung  der  älteren,  von  Basilius  d. 
Gr.  unter  dem  Namen  »Ilepl  titXou  xa\  xpovou  tcuv  äfiaprt^iiaTcovc 
festgesetzten  und  in  der  Synopsis  des  Aristenus  aufgenommenen  Buss- 
ordnung angesehen  werden  müssen;  IIX.  aus  dem  Syntagma  des 
Photius  und  theilweise  aus  den  hierher  gehörigen  Erläuterungen  des 
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Interpreten  Zonaras;  lY.  ans  dem  von  demselben  Photins  überar- 
beiteten Nomocanon  nnd  den  dazu  veranstalteten  Erläuterungen  Bal- 
samons;  Y.  aus  dem  alphabetischen  Syntagma  des  Matthäus  Bla- 
stares;  VI.  aus  dem  von  Cotelier  in  seinen  Monumenta  Ecclesiae 
Qraecae  I.  68—158  herausgegebenen,  von  den  älteren  slavischen 
Canonisten  fälschlicherweise  dem  Zonaras  zugeschriebenen  Machwerk, 
in  dem  sich  zahlreiche  EntstellunglNi  canonischer  Bestimmungen  und 
selbst  Widersprüche  finden.  Die  Vorschriften  über  die  verschiedenen 
Arten  der  Busse  treten  so  sehr  in  den  Vordergrund  und  machen 
sich  in  dieser  Weise  ^Itend,  dass  der  Herr  Herausgeber  mit' Bück- 
sicht darauf  und  in  gerechter  Würdigung  des  Umstandes,  dass  alle 
diese  Vorschriften  sich  vorzugsweise  an  die  dem  Johannes  dem  Fa- 
ster zugeschriebenen  Modificationen  der  kirchlichen  Bussordnung  an- 
lehnen, sich  zu  der  bestimmten  Schlussfolgerung  gedrängt  fühlt,  als 
sei  der  mit  dem  grösseren  Euchologion  in  slavisch-russisöher  Ueber- 
setzung  herausgegebene  Nomocanon  als  eine  gewissermassen  beson- 
dere Umarbeitung  des  wie  Pawlow  annimmt  von  Johannes  dem  Faster 
zusammengestellten  Codex  poenitentialis  anzusehen. 

^  Da  in  dem  hier  behandelten  Nomocanon  i)  sich  Auszüge  aus 
dem  Syntagma  des  Matthäus  Blastares  finden,  da  überdies  auch  die 
auf  Johannes  den  Faster  zurückgeführten  Busssatzungen  nach  der 
von  Blastares  bewerkstelligten  Umarbeitung  reproducirt  werden,  so 
folgert  Pawlow  (S.  29—31.  und  a.  a.  0.  in  den  Erläuterungen  zum 
Text)  sehr  richtig  weiter,  dass  der  griechische  Originaltext  aller  uns 
bekannten  slavischen  Uebersetzungen  wohl  erst  nach  der  Vollendung 
des  alphabetischen  Syntagma,  also  nicht  früher  als  in  der  zweiten 
Hälfte  des  14.  und  nicht  später  als  in  der  ersten  Hälfte  des  15. 
Jahrhunderts  zum  Vorschein  kommen  konnte.  Wie  ausgedehnt  aber 
auch  der  Gebrauch  des  in  so  zahlreichen  slavischen  Handschriftien 
verbreiteten  Nomocanons  sein  mochte ,  und  wie  gewichtig  auch  die 
Gründe  sind ,  welche  für  eine  ebenso  ausgedehnte  Verbreitung  des 
griechischen  Originaltextes  unter  griechischen  Seelsorgern  zu  spre- 
chen scheinen ,  so  ist  dennoch  bis  auf  unsere  Tage  keine  einzige 
Ausgabe  dieses  in  vielen  Beziehungen  bemerkenswerthen  Denkmals 
canonischen  Schriftthums  zu  Stande  gekommen,  und  sie  müdste  wohl 
immer  noch  zu  den  nicht  gelösten  Aufgaben  der  neuem  canonischen 
Wissenschaft  gehören,  wenn  nicht  einer  der  vorzüglichsten  russischen 
Kirchenrechtsschriftsteller  sich   der  Sache  angenommen  und   selbe 


1)  Der  griechische  Titel  dei  Baches  ist:   IuvoStxo\  xa\  ^<rcoX(xo\  nhw^i 
tak  toS  (u^aXoS  BoioiXciou. 
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glücklich  zu  Ende  geführt  hätte.  Das  Hauptverdienst  der  Pawlow'schen 
Arbeit  besteht  also  in  der  Eruirung  und  der  juristisch  con*ecten 
Herausgabe  des  griechischen  Originaltextes ,  den  er  der  mit  dem 
grösseren  Euchblogion  verbufidenen  slavisch-russischen  Uebersetzung 
zufolge  in  228  Capiteln  zerlegte  und  Absatz  um  Absatz  sinn-  und 
gachgemäss  erläuterte.  Die  Ausgabe  des  griechischen  Textes  (S.  37 
bis  214)  ist  nach  einer  im  Besitze  Pawlow's  befindlichen  Abschrift 
aus  dem  17—18.  Jahrhundert  veranstaltet,  das  heisst  sie  musste 
nach  dieser  letzteren  veranstaltet  werden  aus  dem  Grunde,  weil  die 
vielleicht  in  den  Klöstern  Athons  und  sonst,  wo  zerstreuten  Hand- 
schriften ihm  nicht  zu  Gebote  standen.  Die  einzelnen,  weniger  ver- 
ständlichen Stellen  des  griechischen  Textes  sind  übrigens  durch 
leicht  herzustellende  Pralleltexte  aus  dem  Nomocanon  des  Manuel 
Malaxes  {Zachariae^  Hist.  iuris  graec.  rom.  del  p«  85)  und  aus  an- 
deren sab  I — VI.  angeführten  Quellen  werken  klargestellt,  so  dass 
auch  die  der  russischen  Sprache  nicht  mächtigen  Canonisten  das 
Buch  von  Pawlow  ohne  weiteres  benützen  und  allenfalls  auch  die 
(dem  Berichterstatter  nicht  gerade  sehr  geläufigen)  streng  juristischen 
Seiten  der  Pawlow'schen  Arbeit  in  das  gehörige  Licht  setzen  können. 
Einige  Verbesserungen  und  Ergänzungen,  sowie  einige  Beilagen  (na- 
mentlich aber  die  Vorreden  zu  den  beiden  ersten  Kiewer  Ausgaben 
des  slavischen  Textes,  desgleichen  Auszüge  aus  den  canon.  Bestim- 
mungen des  Manuel  Malaxes  über  die  Leiber  von  Excommunicirten, 
welche  nicht  verwesen,  und  der  griechische  Text  eines  canonischen 
Briefes,  welchen  der  Patriarch  Jeremias  U.  den  Cretensern  über  die 
Noth wendigkeit  wenigstens  eines  Taufpathen  zuschickte)  samrat  dem 
alphabetischen  Register  über  die  im  Buche  enthaltenen  Materien 
beschliessen  das  wirklich  sehr  fleissige  und  lehrreiche  Werk. 

Prof.  Emil  Kaluzniacki  zu  Czernowitz. 

2,  Dogmatische  Theologie  von  Dr.  J,  B,  Heinrich,  Domdecan,  Ge- 

neralvicar  und  Professor  der  DogmcUik  am  bisch.  Seminar  m 

Mainz.  Das.  Franz  Kirchheim.    Bd.  1,  Abth.  1-3.  1873—74. 

(XX.  und  864  S.  gr.  8.\  Bd.  JS.  Ahth.  1.  1875.  (S.  1-304.) 

Wie  zu  keiner  früheren  Zeit  thut  es  in  der  Gegenwart  Noth, 

die  Fundamentallehren  des  Eirchenrechts ,  das  unabänderliche  unter 

allen  Umständen  aufrecht  zu  haltende  jus  divinum    der  Kirche  auf 

seine  dogmatischen  Grundlagen  zurückzuführen.     Darum  bedarf  autb 

in  der  Gegenwart  mehr  als  sonst  nicht  blos  der  Klerus,  sondern  auch 

der  Jurist,  ja  jeder  Gebildete,  wenn  er  in  kirchenrechtlichen  Fragen 

mitreden  will,  des  Studiums   der   Dogmatik.     Die  beiden  neuesten 

und  bedeutendsten   katholischen  Dogmatiken  sind  die  von  Heinrich 
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und  Scbeeben.  Das  uns  vorliegende  Werk  von  Heinrich  entspricht 
ganz  dem  Plan  eines  so  vollständig  und  allseitig  durchgeführten 
Handbuchs  der  Dogmatik,  dass  es  sowohl  zur  Ergänzung  von  Vor- 
lesungen und  dem  Klerus  zum  Selbststudium,  als  auch  wissenschaft- 
lich gebildeten  Männern  anderer  Stände  zur  Belehrung  dienen  kann. 
In  der  Einleitung  finden  wir  u.  A.  (S.  67—128)  eine  eingehende 
und  kritische  theologische  Literärgeschichte.  Aus  dem  ersten  oder 
allgemeinen  Theile,  der  die  theologische '  Erkenntnisslehre  behandelt, 
erwähnen  wir'  hier  den  §.  33.  über  den  Naturalismus  und  Rationalis- 
mus, die  §§.  47—53,.  über  die  Merkmale  der  wahren  Keligion  und 
Kirche,  die  §§.  67—83.  von  der  heiligen  Schrift  und  Tradition, 
§§.  84 — 93  flf.  von  dem  unfehlbaren  kirchlichen  Lehr-  und  Richter- 
amte. Ausführlichkeit  und  leichte  Fasslichkeit  zeichnen  das  Werk 
aus,  dessen  Vollendung  in  baldige  Aussicht  gestellt  ist. 
3.  Irrthum  und  Wahrheit  in  den  grossen  Fragen  der  Gegenwart^ 

von  Dr.  Kofirad  Martin,  Bischof  von  Paderborn.  Mainz,  Franz 

Kirchheim  1876.  190  S.  kl.  8.  (P/^  Mark) 
Eine  gemeinverständliche  Beleuchtung  aller  glaubenswidrigen 
Zeitirrthümer,  nicht  blös  der  im  Syllabus  und  vom  Vatic.  Concil  yer- 
ürtheilten,  sondern  überhaupt  aller  materialistischen,  rationalistischen, 
jansenistischen,  »altkatholischen,«  güntherischen,  hermesischen  und  wie 
immer  genannten  Irrthümern.  Die  Cap.  13—16.  über  die  Irrthü- 
mer  bezüglich  der  Existenz  der  Kirche,  des  päpstlichen  Primates,  der 
Aufgaben  und  Lebensbedingungen  der  Kirche,  und  Cap.  18—20.  be- 
treffend die  Sacramente,  besonders  das  der  Ehe,  betreffend  den  Cö- 
libat  und  die  religiösen  Orden  sind  als  speciell  kirchenrechtliche 
Materien  behandelnde  hier  namentlich  hervorzuheben.  Das  den  Diö- 
ceaanen  des  vom  preussischen  System  in  die  Verbannung  getriebenen 
Oberhirten  zugeeignete  Schriftchen  ist  im  Interesse  der  Verständ- 
lichkeit und  Fasslichkeit,  wie  schon  früher  mehrere  Schriften  des 
hochwürdigen  Bischofs  in  Gesprächsform  gekleidet. 
i»  Der  Culturkampf  oder  Friede  in  Staat  und  Kirche.     Von  Peter 

ReichenspergeTj  Mitglied  des  Reichstags.  Berlin,  Julius  Springer 

1876.    99.  S.  8.  (ly,  Mark) 

Als  guter  Katholik  will  der  Verfasser  nicht,  dass  die  katho- 
lische Kirche  in  Preussen  durch  den  sogenannten  Culturkampf  ver- 
nichtet werde ;  als  guter  Preusse  will  er  nicht,  dass  der  preussische 
Staat  selbst  durch  jenen  Kampf  zu  Grunde  gehe.  Ja,  als  guter  Ka- 
tholik und  guter  Preusse  will  er  nicht  einmal  eine  »eingehende 
Darlegung  alles  dessen  geben ,  was  in  Folge  des  Culturkampfiös 
auf  dem  Gebiete  der  Kirche   und   der  Schule  gesündigt   und  zer- 
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stört  worden  i8t;<  weil  er  von  einer  solchen  Darlegung  mit  Becht 
als  ^sichersten  Erfolg  ,eine  Schärfung  der  ohnebin  sehr  tief  gehender^ 
Verbitterung  des  katholischen  Yolkesc  furchtet.  Seine  Schrift  will 
nur,  »im  Hinblicke  auf  die  anscheinend  eingetretene  kuhlere  Anschau- 
ung der  Oegner  die  hauptsächlichsten  Irrthümer  darlegen,  aus  wel- 
chen die  feindselige  Stimmung  der  Vergangenheit  wesentlich  ihre 
Nährung  geschöpft  hat,  um  so  der  richtigen  Erkenntniss  der  wahren 
Sachlage  freie  Bahn  zu  schaffen.  Zu  dem  Ende  zeigt  der  Verfasser 
mit  der  grössten  Buhe,  aber  mit  der  Eindringlichkeit  klarer  gründ- 
lichei;^  Üeberzeugung ,  »dass  mit  vollem  unrechte  dem  katholischen 
Theile  die  Verantwortlichkeit  f&r  den  sogenannten  Gulturkampf  auf 
Orund  der  Behauptung  zugeschoben  worden  ist,  dass  er  denselben 
durch  sein  Verhalten  der  preussischen  Staatsregierung  aufgedrungen 
habe;  dass  die  hieraus  hervorgegangene  kirchenpolitische  Oesetz- 
gebung  weit  über  die  Rechtssphäre  des  Staates  hinaus  in  das  ihm 
verschlossene  Gebiet  des  eigensten  inneren  Eirchenlebens  hineinge- 
griffen habe;  dass  endlich  der  diesem  Vorgehen  entgegengetretene 
Widerstand  (richtiger:  leidender  Gehorsam)  der  Bischöfe  und  Prie- 
ster nicht  blos  nach  der  Christenlehre  und  der  Vernunft  geboten, 
sondern  auch  nach  den  ausdrucklichen  Gesetzesbestimmungen  des 
preussischen  Staates  vollkommen  berechtigt  war.<  Beichensperger 
führt  auch  kurz  eine  Beihe  von  Zeugnissen  inländischer  und  auslän- 
discher gewichtiger  Autoritäten  auf  (Cap.  VIT.  S.  67 -ff.),  die  des 
Ulramontanismus  nicht  verdächtig  sind  und  ebenso  entschieden  wie 
die  Katholiken  die  Ungerechtigkeit  und  ündurchführbarkeit  der  Mai- 
gesetze dargelegt  haben.  So  dass  der  liberal-protestantische  Edin- 
hurg  Review,  im  Aprilheft  1874,  das  des  protestantische  Toryblattes 
»Standard,  €  des  französisch  reformirten  Predigers  und  Abgeordneten 
PressensSy  des  dermaligen  italienischen  Gultusministers  Dr.  BangJU^ 
des  preussischen  Abgeordneten  von  Kirchmann  (über  parlamentarische 
Debatten  1874,  [s.  Archiv  Bd.  34.  S.  230)  der  Strassburger  Profes- 
soren Dr.  Qeffhen  (Staat  und  Kirche  1875)  und  Dr.  Sohm,  (Das 
Becht  der  Eheschliessung  1875)  [auf  die  beiden  letzeren  Werke  kommt 
das  Archiv  noch  näher  zurück.]  Der  Staat  Preussen  hat  sich  im 
Verlaufe  des  »Guluturkampfesc  von  allen  historisch,  tbeilweise  recht- 
lich begründeten  Verpflichtungen  gegen  die  katholische  Kirche  that- 
sächlich  losgesagt.  Zur  Wiederherstellung  des  Friedensstandes  gibt 
es  wie  der  Verfasser  näher  zeigt,  nur  drei  Wege:  entweder  1)  die 
einfache  Wiederaufnahme  der  Art.  15,  16  und  18  der  preussichen 
Verfassungs-Urkunde,  wodurch  in  Verbindung  mit  Art.  109  ibid.  der 
frühere  Bechtszustand  wieder  hergestellt  wird,  oder  2)  eine  Verstän- 
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dignng  mit  dem  römischen  Stahle,  auf  welchem  Wege  schon  die 
bischöfliche  Denkschrift  mit  der  Erklärung  hinwies,  dass  einige  (sicher- 
lich nicht  alle)  Bestimmungen  der  Maigesetze  vom  römischen  Stuhle 
angenommen  werden  könnten,  oder  3)  die  Trennung  you  Kirche  und 
Staat,  welche  vom  Beginne  des  Culturkampfes  als  das  liberale  Par- 
teiprogranmi  in  Preussen  aufgestellt  war  und  in  mächtigen  innerlich 
befriedeten  Staaten  mit  vorwiegend  akatholischer  Bevölkerung  prak- 
tisch Geltung  hat,  freilich  nicht  das  noi:male  oder  ideale  Verhält- 
niss  zwischen  Staat  und  Kirche  ist,  welches  allein  durch  die 
coDcordia  inter  imperium  et  sacerdotium,  durch  das  bewusst  geord- 
nete Zusammenwirken  beider  obersten  Gewalten  zur  Errichtung  der 
grossen  Menschheitszwecke  verwirklicht  wird,  allein  wenn  jenes  har- 
monische Zusammenwirken  nicht  erreicht  werden  kann  oder  will, 
dann  als  thatsächliche  Trennung,  nicht  Scheidung  der  Lebenswege 
hier,  ähnlich  wie  in  der  Ehe,  das  allein  erübrigende  Mittel  zur 
Verhütung  grössern  üebels  ist. 

Die  interessante  von  den  »Culturkämpfernc  mit  Enttäuschung 
anfgenommene  Schrift  hat  in  wenigen  Wochen  sechs  Auflagen  erlebt« 
5.  Die  Gefahren  der  neuen  Schtügesetegebung  für  die  religiös-sitt' 
liehe  Erziehung  der  Kinder  in  den  Volksschulen.  Ein  Wart 
der  Seiehrung  und  Mahnung  an  die  Eltern  von  W.  E.  Frei" 
herm  von  Ketteier,  Bischof  von  Maine,  Maine,  Frane  Kirch' 
heim.  71.  S.  kl  8.  (30  Pfennige.) 

»Die  neuen  hessischen  Schuleinrichtungen  sind  gewissermassen 
ein  Muster ,  worin  Alles  enthalte^  ist ,  was  der  fortgeschrittenste 
Liberalismus  vorläufig  bezüglich  der  Volksschule  anstrebt. c    (S.  4). 
Dadurch  »sind  die  Katholiken  bezüglich  der  Erziehung  ihrer  Kinder 
in  eine  Lage  versetzt ,  wie  sie  in  der  ganzen  Vergangenheit ,  etwa 
mit  Ausnahme  der  wenigen  Jahre  der  französischen  Revolution  nie 
dagewesen  ist.c  (S.  5.)     »Viele  einzelne  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes sind  auch  bereits  in  andern  deutschen  Ländern  mehr  oder  we- 
niger eingeführt,  und  der  Geist,  aus  welchem  das  Gesetz  hervorge- 
gangen, ist  derselbe,  welcher  jetzt  überall  die  Aufhebung  der  katho- 
lischen Volksschule  fordertrC  (S.  4.).  »Diese  ganz  veränderte  Lage  legt 
den  christlichen  Eltern  ihren  Kindern  gegenüber,  welche  diese  umgestal- 
teten Schulen  zwangsweise  und  unter  Androhung  bedeutender  Geld- 
strafen besuchen  müssen  und  der  Kirche  gegenüber,   welche  jetzt 
nicht  mehr  wie  bisher  für  die  christliche  Erziehung  in  der  Schule 
sorgen  kann,  ganz  neue  Pflichten  auf.€    (S.  5.  ff.):    1)  »Durch  das 
neue  Schulgesetz  sind   die  Lehrer  vom    Kirchendieitste   Entfernte 
2)  »Der  Besuch  des  Gottesdienstes  an  Wochentagen  ist  den  Schul- 


888    Bisch.  V.  Ketteier,  Die  Gefahren  der  neue^i  Schulgesetzgebung. 

kindern  nicht  mehr  vorgeschrieben. c  3)  »Die  Kinder,  welche  frei- 
willig den  Gottesdienst  au  Wocheütagen  noch  besuche,  stehen  nicht 
mehr  in  der  Kirche  unter  Aufsicht  des  Lehrers.«  4)  »Die  Stunden- 
zahl für  den  Beligionsunterricht  ist  wesentlich  verkürzt.«  5)  >Die 
Schulkinder  dürfen  nicht  mehr  in  dem  Umfange,  wie  bisher  an  dem 
religiösen  Leben  der  Gemeinde  Antheil  nehmen.«  6)  »Die  Or- 
densschwestern sind  aus  den  Volksschulen  entfernt  und  die  Tren- 
nung der  Geschlechter  mit  der  wenigen  Ausnahme  der  oberen  Ab- 
theilung vierclassiger  Schulen  aufgehoben.«  7)  »Die  CSonfessions- 
sehulen  werden  grösstentbcils  aufgehoben  und^dafSr  gemeinsame 
Schulen  eingeführt.«  8)  »Die  Art  und  Weise,  wie  bisher  die  Con- 
fessiousschulen  in  gemeinsame  Schulen  verwandelt  worden  sind.« 
9)  »Die  Bildungsanstalten  für  den  Lehrerdienst  sind  den)  Einflasse 
der  Kirche  entzogen.«  10)  »Der  Staat  erhebt  den  Anspruch ,  auch* 
den  confessionellen  Keligionsunterricht ,  soweit  er  in  den  Plan  der 
öffentlichen  Volksschule  aufgenommen  ist,  zu  beaufsichtigen,  das 
Maas  der  Aufsicht  der  Kirche  über  denselben  einseitig  zu  bestim- 
men und  ihn,  ohne  Bücksicht  auf  die  Zustimmung  der  Kirche,  durch 
die  Lehrer  ertheilen  zu  lassen.«  11)  »Die  Kirche  ist  von  jeder  Ver- 
tretung in  den  zur  Leitung  des  Schulwesens  bestimmten  Behörden 
ausgeschlossen.  Nur  im  Schulvorstande  ist  noch  ein  Geistlicher  ans 
jeder  der  Gemeinde  bestehenden  Confession  zugelassen.«  12)  »Das 
katholische  Schulvermögen  ist  seiner  Bestimmung  entzogen.  Die 
Errichtung  katholischer  Privatschulen  fast  unmöglich  gemacht.« 

Nachdem  der  hochw.  Hr.  Bischof  diese  Beschwerdepunkte  im 
Einzelnen  beleuchtet  und  begründet  hat,  zählt  er  sodann  (S.  52  ff.) 
13.  die  laichten  der  EUem  gegen  die  Kinder  unter  diesen  ver^ 
änderten  Verhältnissen  auf,  unter  welchen  allmälig  in  unseren  Schu- 
len ein  protestantischer  Geist  und  zwar  ein  protestantenvereinlicher 
Geist  die  Herrschaft  erlangen  wird.  Der  hochw.  Bischof  gibt  den 
katholischen  Eltern  zu  bedenken ,  1.  dass  sie  »als  Gottes  Stell ver- 
treter  bei  den  Kindern  immer  an  erster  Stelle  und  vor  allen  ande- 
ren Menschen  die  Pflicht  haben ,  unter  der  Leitung  der  Kirche  für 
die  katholische  Erziehung  und  den  katholischen  Unterricht  ihrer 
Kinder  zu  sorgen  und  da^  die  Schule  bei  dieser  Aufgabe  nur  eine 
Gehülfin  ist;«  .2.  »dass  die  gemeinsame  Schule  den  katholischen  El- 
tern und  der  Kirche  bei  dieser  Aufgabe  nicht  mehr  die  Hülfe  ge- 
währen kann,  wie  die  bisherige  Confessionsschule,  'und  dass  die 
Eltern  desshalb  den  Ausfall  durch  ihren  Eifer  ersetzen  müssen;« 
3.  dass  die .  Eltern  desshalb  im  elterlichen  Hause  ersetzen  müssen, 
was  die  gemeinsame  Schule  für  das  religiöse  Leben  der  Kinder  nicht 
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mehr  zu  leisten  vennag;  »dass  sie  namentlich  die  Kinder  Mhzeitig 
zu  allem  Guten  anhalten  sollen  ;€  4.  dass  die  Eltern  im  elterlichen 
Hause  ersetzen  müssen,  was  bisher  die  Schule  für  den  Beligionsun- 
terricht  der  Kinder  gethan  hat,  die  gemeinsame  Schule  aber  nicht 
mehr  in  dem  umfange  thun  kann ,  »dass  die  Eltern  insbesondere  . 
ihre  Kinder  in  der  katholischen  Religion  gut  unterrichten  lassen 
sollen;«  5.  »dass  sie  endlich  mit  grosser  Sorgfalt  darüber  wachen 
müssen,  dass  die  religiös-sittliche  Richtung  der  gemeinsamen  Volks- 
schule nicht  in  Widerspruch  tritt  mit  der  kath.  christlichen  üeber- 
zeagung,  mit  dem  was  die  Eltern  für  recht  und  gut  halten.« 

Nach  eingehender  Erörterung  dieser  Pflichten  geht  das  Schluss-  ^ 
wort  (S.  65 — 71)  vornehmlich  dahin:  »Wir  müssen  uns  die  Freiheit 
erringen  und  erkämpfen,  freie  Schulen ,  von  der  untersten  bis  zur 
höch^n  Schule  auf  deutschem  Boden  zu  gründen ;  wir  müssen  den 
christlichen  Eltern  die  Freiheit  erkämpfen ,  ihre  Kinder  nur  solchen 
Schulen  zur  Ausbildung  anzuvertrauen,  welche  den  Grundsätzen  ihrer 
religiösen  üeberzeugung,  den  Anforderungen  ihres  Gewissens  ent- 
sprechen; wir  dürfen  nicht  ruhen,  bis  den  zu  recht  bestehenden  Re- 
tigionsgemeinden  das  Recht  zurückgegeben  wird ,  die  Volksschulen, 
die  sie  bezahlen,  wieder  in  Confessionsschulen  zu  verwandeln.« 

6.  Gedanken  über   Staat,   Kirche  und  Wissenschaft.    Von  Jacob 

Meister,  Frof,  in  Wien.     Wien,  1876.  Heinrich  Kirsch,  VIII 

und  107  8.  8. 

Eine  Schrift  für  das  gebildete  Publikum,  welche  weniger  Neues 
enthält,  als  vielmehr  eine  Menge  kurzer  katholischer  Reflexionen 
über  alle  möglichen  kirchlich-politischen  Fragen  in  fliessender  ange- 
nehmer Form  aneinander  reiht. 

7.  ErJclärung    des  [Freiburger']  Erisbischöflichen   CapitelsvicaricUs, 

den  Geseieentwurf  über  die  Aufbesserung  gering  besoldeter  Kir- 
chendiener  aus  Staa;tsmüteln  betreffend.  Freib.  i,  B.  B.  Her- 
der. 1876.  24  S.  gr.  8. 

8.  Staatsjsfuschüsse  oder  MrcMiches  Umlagerecht?   BemerJcungen  zu 

dem  Orossh.  Badischen  Oesetzentvmrfe ,  die  Aufbesserung  ge- 
ring  besoldeter  Kirchendiener  aus  StacUsmitteln  beireffend.  Von 
Heinrich  Zopfl.  Freiburjf  i.  Br.  B.  Herder,  1876.  31.  S.  8. 
Der  neueste  Plan  des  Badischen  Ministers  Jelly ,  welcher  nach 
dem  in  den  vorliegenden  Schriften  kritisirten  Entwürfe  vom  28. 
Nov.  1875  in  Gesetzesform  gekleidet  werden  soll,  geht  ersichtlich 
dahin,  der  katholischen  Kirche  einen  bedeutenden  Theil  ihrer  Ein- 
künfte zu  entziehen  und  diesen,  der  protestantischen  Geistlichkeit  des 
Landes  oder  auch  communalen  Wohlthätigkeits-  oder  ünterrichts- 
zwecken  zuzuwenden,  theils  auch,  was  noch  schlimmer  ist,  mit  je- 
nem Fonds  katholische  Priester  zum  Abfall  zu  verlocken,  theils  zum 
sog.  Altkatholicismus,  theils  zum  sog.  Staatspfafienthum.  Nach  §.  7. 
des  Gesetzentwurfes  soll  die  Staatskasse  den  »Ertrag  der  mit  der 
Obliegenheit  einer  selbstständigen  Seelsorge  nicht  verbundenen  und 
auch  nicht  zur  Aushilfe  in  der  Seelsorge  nothwendigen  Nebenpfrün- 
den —  Kaplaneibeneficien  etc.«  und  die  IntercalargefäUe  an  sich 
ziehen,   um    daraus   den  Pfarrern    ,,  Aufbesserungen^   zu  gewähren. 
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Diese  Aufbesseningen  nennt  der  §.  11.  »Staatszoschässec  und  fügt 
bei:  »Die  Auszahlung  geschieht  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass 
der  Empfänger  allen  C^etaen  des  Staates  und  rechtsgütig  erlassenen 
Anordnungen  der  Staatsgewalt  sich  unienvirft  und  nachdem  derselbe 
ein  für  allemai  eine  dessfaUsige  schriftliche  Versicherung  ausgesteJU 
hat.€  Dass  der  katholische  Klerus  diese  Zusicherung  eines  solche 
unbedingten  Gehorsams  nicht  geben  wird  und  nicht  geben  kann  — 
wir  brauchen  dieses  hier  nicht  nochmals  auch  in  concreto  aus  dem 
Inhalte  der  neueren  badischen  Staatskirchengesetze  und  Verord- 
nungen darzulegen  —  das  weiss  Minister  Jelly  wohl  und  darum  hat 
er  in  §.  15.  des  Oesetzentwurfes  beigefügt:  ^ Jeder  Kirche  steht  frei 
auf  die  Gewährungen  dieses  Gesetzes  zu  vereichten  ,<  jedoch  nicht 
so,  dass  es  dann  bei  äem  bisherigen  Zustande  sein  Bewenden  haben 
soll,  sondern  auch  dann  soll  die  Begelung  der  Gebühren  der  Pfrün- 
denverweser,  sowie  überhaupt  die  Verwendung  der  Zwischengefälle 
von  der  Genehmigung  der  Regierung  und  deren  Genehmigung  na- 
türlich, obschon  es  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  wieder  von  der  Za- 
sicherung  des  unbedingten  Gehorsams  gegen  alle,  wenn  auch  ncicb 
so  sehr  mit  den  Dogmen  und  der  Verfassung  der  katholischen 
Kirche  unvereinbaren  Staatsgesetze  und  Verordnungen  abhängen. 

Bisher  flössen  die  IntercalargefäUe  in  Baden  einer  allgemeinen 
katholischen  Kirchenkasse  zu,  um  daraus  die  gemäss  des  §.  35.  des 
Aeichsdep. -Hauptschlusses  dem  Staate  obliegenden  Leistungen  for 
die  katholische  Kirche  zu  bestreiten.  In  Zukunft  würde  die  katho- 
lische Kirche  in  Baden,  wenn  jener  Entwurf  Gesetz  entwerfen  sollte, 
keine  ihrer  freien  Verfugung  unterstehenden  Mittel  mehr  haben,  um 
daraus  die  Diöcesanausgaben  für  Tischtitel,  Unterhalt  emeritirter 
und  demeriürter  Priester,  für  Krankenunterstützung  derselben  und 
überhaupt  für  alle  jene  kirchlichen  Bedürfnisse  mehr  haben ,  für 
welche  Niemand  aus  privatrechtlichen  Titeln  aufzukommen  hat 
Obendrein  werden  noch  besondere  ausserordentliche  Bedürfnisse  fnr 
die  katholischen  Kirchenzwecke  durch  das  bad.  Ministerium  selbst 
hervorgerufen,  da  bereits  der  katholischen  Kirche  durch  Zuweisungen 
an  die  sog.  Altkatholiken  mehrere  Kirchen  und  Pfarr-  und  Kaplanei- 
pfründen  entzogen  sind  und  möglicher  Weise  noch  mehrere  werden 
entzogen  werden. 

In  den  Motiven  zu  §.  10.  des  Gesetzentwurfes  wird  der 
>Staatszuschuss€  für  die  katholische  Kirche,  welcher  zwei  Drittel 
des  Landes  angehören,  nur  aUf  120,000—130,000  Mark  veranschlagt, 
ein  Betrag,  der  sich  aus  den  zur  cDeckungc  dafar  beanspruchten 
kirchlichen  Einkünften  decken  Hesse,  aber  es  soll  dieses  dadurch 
geschehen,  dass  der  katholischen  Kirche  fernerhin  die  Leistungen 
unmöglich  gemacht  würden,  welche  sie  für  andere  noch  dringendere 
Zwecke  zu  maehen  hat.  Zudem  ist  die  Aufbesserung  nicht  den 
Pfrflndnern  selbst  und  nicht  ohne  Weiteres  den  Pfarrern  und  den 
noch  mehr  aufbesserungsbedürftigen  Pfarrverwesern  zugedacht,  son- 
dern nur  solchen  Personen,  welche  Bedingungen  eingehen ,  die  kein 
katholischer  Geistlicher  eingehen  kann,  ohne  seiner  Religion  und 
Kirche  untreu  zu  werden.    Für  die  Geistlichkeit  der  ungefähr  ein 
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Drittel  betragenden  protestantischen  Bevölkerung  ist  ein  Staatszu- 
schoss  von  200,000  Mark  als  erforderlich  angenommen.  Die  ganze 
Staats-Ünterstützung  wurde  also  nur  den  Protestanten  zu  Gute  kom- 
men, falls  diese  sich,  wie  es  wahrscheinlich  ist ,  den  im  Gesetzent- 
würfe geforderten  Bedingungen  fugen.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass 
der  Gesetzentwurf  nur  eine  Verschärfung  der  durch  den  sog.  Cul- 
torkampf  bereits  hervorgerufenen  Gesetzgebung  gegen  die  katholische 
Kirche  bezweckt.  Handelte  es  sich  um  eine  wirkliche  blosse  Auf- 
besserung, so  w&rde  eine  solche  gerechter  und  zweckmässiger  Weise 
nur  durch  Erhebung  einer  unter  Mitwirkung  der  Betheiligten  zu  er- 
setzenden Umlage  in  der  einzelnen  betreffenden  Kirchen-  oder  Be-  ^ 
ligionsgemeinde  geschehen  können  und  dazu  nur  die  Bewirkung 
eines  kirchlichen  Umlagegesetzes  nötliig  sein  ,  wie  ein  solches  auch 
m  der  Gesetzgebung  Preussens  (Ges.  v.  20.  Juni  1875  §.  1.  21.  50), 
Bayern,  Sachsens  und  Hessens  (Ges.  v.  23.  April  1875)  besteht 
Dm  ein  solches  Umlagegesetz ,  welches  die  Cognition  der  Staatsge- 
walt und  die  Zustimmung  der  Umlagepflichtigen  nicht  ignorirt,  hatte 
das  erzbischöfliche  Ordinariat  schon  in  seinen  Zuschriften  an's  Mini- 
sterium vom  24.  Dez.  1863  und  10.  Juli  1867  gebeten  und  damit 
erklärt  sich  auch  die  vorliegende  gegen  den  nunmehrigen  Gesetz- 
entwurf prote'istirende  Deükscbrift  des  erzb.  Capitels-Vicariates  und 
die  Schrift  des  Geh.  Hotraths  Prof.  Dr.  Zöpfl  einverstanden.  Beide 
80  scharfisinnig  wie  ruhig  verfassten  Schriften  zeigen  im  Einzelnen 
die  faktischen  Unrichtigkeiten,  von  denen  der  Gesetzentwurf  ausgeht, 
die  inneren  Widerspräche  desselben ,  und  die  darin  liegenden  Ver- 
stösse gegen  die  wohlerworbenen  öffentlich  rechtlichen  wiederholt 
durch  feierliche  Vereinbarungen  garantirten  Ansprüche  der  katho- 
Uschen  Kirche.  Vering. 

9)   Der  Bischof  und  das  Damcapüel  o^er  die  wechselseitigen  Be- 
ziehungen  der  Bischöfe  und  ihrer  Capitel^   historisch  und  cor 
nonistisch  bdeuclUet  und  dargelegt  von  Franz  8er.  PetZj  Dom- 
capü.    Passau,  Jos.  Bücher,  1815.    88  S.  8. 
Eine  Schrift,  welche  über  das  im  Titel  angegebene  Thema  man- 
ches Gute,  aber  grossentheils  von  Andern  schon  besser  Gesagte,  in  den 
Noten,  ausser  den  Quellen-  und  Literaturbelegen  und  einzelnen  weiteren 
Begründungen  insbesondere  ^uch  einen  Hinweis  auf  gewisse  grosse 
Missstände  enthält,  die  in  Bayern  in  Bezug  auf  das  Yerhältniss  von 
Bischof  und  Capitel  in  Bamberg  (vgl.  S.  6.  Note  10),  in  Würzburg 
vgl.  S.  10.  Note  8  u.  f.)  und  besonders  in  Passau    (vgl  S.  51 — 54. 
S.  76.)   unter   den,  nun   verstorbenen  letzten  Bischöfen  dieser  drei 
Diöcesen  eingetreten  waren.  Missstände,  welche  theUs  den  betreffen- 
den Bischöfen,  theils  der  bayerischen  Begierung  zur  Last   zu  legen 
sind.    Nach  dem  Tode  seines.  Bischofs  häitte  der  Verfasser  die  be- 
treffenden Bitterkeiten    unterlassen    und   endlich  hätte  er  auch  im 
Princip  correcter  sein  sollen;  denn  er  scheint  die  Verwaltung  einer 
Diöcese  mit  einer  constitutionellen  Monarchie  zu  verwechseln. 

F.  L. 
10.  Dr.  Clemens  Borovy.  Anton  Brus  von  Müglitz^  Ergbischof  von 
Prag  {1561—1580).  Eist.  Jcrü.  Biographie.  {Von  der  Ptager 
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iheol.  Factütät  gekrönte  Preisschrift),  Separatnbdr.  aus  der 
Oesterr.  Vierteljahrsschrift  für  hath,  Theologk.  Wien ,  1874. 
SS,  208.  8. 

Derti  goldenen  Zeitalter  des  Prager  Erzbisthoms  unter  Amest 
von  Pardubitz  und  Jobann  Ocko  von  Wlassim  war  ein  rascher  Nie- 
dergang gefolgt:  mit  dem  Abfall  des  Erzbischofs  Conrad  von  Wechta 
trat  eine  Sedisvacanz  ein,  welche  durch  nahezu  anderthalb  Jahrhun- 
derte andauerte.  Erst  im  Jahre  1561  erhielt  das  lange  verwaiste 
Er^bisthum  in  der  Person  Antons  Brus  von  Müglitz  einen  neuen 
Oberfiirten.  Derselbe  ein  geistig  hochbegabter  Manp  war  seiner  der 
nationalen  und  religiösen  Verhältnisse  -wegen  schwierigen  Stellung 
vollkommen  gewachsen,  er  galt  als  einer  der  bedeutendsten  Kh-chen- 
fursten  seiner  Zeit.  Desshalb  sind  wir  Herrn  Borovy  sehr  verpflich- 
tet, dass  er  die  Lebensverhältnisse  dieser  Metropoliten  in  so  einge- 
hender und  durchaus  sachgemässer  Weise  gewürdigt  hat. 

Wir  können  aus  der  interessanten  Monographie  nur  einzelne 
Daten  herausheben:  Anton  Brus  war  zu  Müglitz  in  Mähren  im  Jahre 
1518  geboren.  Die  höheren  Studien  machte  er  in  Prag,  seine  erste 
Thätigkeit  entfaltete  er  als  Feldprediger  im  Heere  gegen  die  Tür- 
ken. Dann  ward  er  Pfarrer  \n  Eger.  In  der  einen  yie  in  der  an- 
deren Stellung  lenkte  er  die  Augen  seiner  Vorgesetzten  auf  sich 
und  80  kam  es,  dass  er  1552,  erst  34  Jahre  alt ,  Grossmeister  des 
Kreuzherrenordens  in  Böhmen  wurde.  Er  stieg  in  kürzester  Zeit  zu 
noch  grösseren  Ehren ,  ward  geheimer  Rath  Ferdinands  L,  dann 
oberster  Feldprediger,  Beichtvater  des  Kaisers  und  endlich  1558 
Bischof  von  Wien.  In  dieser  Zeit  war  es,  wo  sich  die  Nothwendig- 
keit  einer  Neubesetzung  des  erzbischöflichen  Stuhles  von  Prag  im- 
mer dringender  gestaltete.  Der  erste  Erzbischöf  war  Anton  Brua 
Er  hat  sein  Amt  mit  unermüdlicher  Ausdauer ,  mit  Sanftmuth  und 
Gerechtigkeit  verwaltet.  An  den  Verhandlungen  des  Ck)ncil8  von 
Trient  hat  er  den  regsten  Antheil  genommen;  in  Verbindung  mit 
anderen  Kirchenfürsten  suchte  er  die  Bewilligung  der  Communion 
unter  beiden  Gestalten  zu  erlangen.  Er  gedachte  dadurch^  die 
ütraquisten  zu  gewinnen  und  dem  Vordringen  der  protestantisclien 
Lehre  ein  Ziel  zu  setzen.  In  seiner  Diöcese  wirkte  er  mit  grossem 
Eifer  für  die  Hebung  der  Kircliendisciplin  und  das  sittliche  Wohl 
der  Gläubigen ;  gegen  Häresien  und  Secten  trat  er  strenge  auf.  Das 
diesbezügliche  Material  ist  von  Herrn  Borovy  sehr  sorgfältig  gesam- 
melt, ausser  eiiKselnen  schon  gedruckten  urkundlichen  Belegen  hat 
er  die  reichen  Schätze  des  Prager  Domarchives  benutzt.  Auf  Grund- 
lage derselben  wird  über  sein  Verhältniss  zum  Olmützer  Suflfragan 
und  zu  anderen  kirchlichen  Persönlichkeiten  in  eingehender  Weise 
gehaudelt.  Auch  die  Vorliebe  des  Erzbischofs  für  Kunst  und  Wis- 
senschaft ist  rühmend  hervorgehoben.  Er  starb  am  28.  August  1580. 
Berühmte  Männer  wie  Baibin,  Pessina  u.  a.  sprechen  sich  durchaus 
anerkennend  über  seine* Wirksamkeit  aus.  Diesen  Männern  reiht  sich 
in  unseren  Tagen  Borovy  an;  er  hat  dem  Manne,  dessen  Ziel  es 
war,  der  katholischen  Kirche  in  Böhmen  zu  neuer  Blütbe  zu  ver- 
helfen, ein  schönes  Denkmal  gesetzt.  J.  Ls. 
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XXII. 
Weiteres  Ober  die  Bischofswahlen» 

Zar  Kritik  der  Schrift:    »Der  Staat  und  die  BisehofBwahlea  in  Deatschland.« 
Mit  Actemtücken.     Von  EmU  Friedherg,    Das  19.  Jahrhundert.     Leipzig. 

Dunker  und  Hnmblodt  1874, 

von  Dr.  M.  Rosner. 

(Schlufls.    VgL  Archiv  Bd.  55.  S.  67  ff.) 

S.  Hannover. 

Wir  haben  das  räcksiohtlich  der  Bischofswahlen  erzielte  Er- 
gebniss  der  zwischen  der  hannoyer'scheii  Begiemng  und  dem  hl. 
Stuhle  gepflogenen  Yerhandlungen ,  wie  es  in  Alin.  Xm.  der  Bulle 
»Impensac  niedergelegt  ist,  bereits  im  ersten  Theile  dieser  Abhand- 
lang {Archiv  Bd.  83.  S.  157)  wörtlich  angeführt 

Damach  soll  beim  Eintritt  jeder  Sedisvacanz  der  hannoverischen 
Bischofsstähle  das  Gapitel  innerhalb  Monatsfrist  dem  königlichen 
Ministerium  die  Liste  der  aus  dem  ganzen  Klerus  des  Königreichs 
erw&hlten  Candidaten  vorlegen.  Jeder  dieser  Gandidaten  muss  zum 
mindesten  31  Jahre  alt  und  von  Gtebnrt  Hannoveraner  sein,  die 
Studien  in  der  Theologie  und  im  canonischen  Recht  rfihmlich  ab- 
solvirt,  die  Seelsorge  oder  das  Amt  eines  Seminarprofessors  mit  Aus- 
Zeichnung  verwaltet  oder  in  der  kirchlichen  Verwaltung  sich  her- 
vorgethan  haben,  sich  eines  sehr  gut^  Rufes  erfreuen,  der  gesun- 
den Lehre  zugethan  und- von  reinen  Sitten  sein. 

Und  wenn  vielleicht  irgend  Einer  dieser  Candidaten  der  Re- 
gierung minder  genehm  w&re,  so  soll  das  Capitel  ihn  aus  der  Liste 
streichen,  es  muss  jedoch  eine  Anzahl  von  Gandidaten  übrig  bleiben, 
welche  ausreicht^  um  daraus  deu  neuen  Bischof  wählen  zu  können. 

So  der  Lihalt  der  unter  beiderseitigem  Einverständnisse  zu 
Stande  gekommenen  und  demnächst  als  Kirchengesetz  unter  staat- 
licher Zustimmung  publicirten  Bulle  »Impen8a.€  Ein  Breve  ist  zu 
dieser  Bulle  nicht  erlassen,  es  ist  also  lediglich  der  Inhalt  der  Bulle 
massgeblich. 

Bei  der  klaren  Fassung  der  betreffenden  Stelle  kann  ein  Zwei- 
fel über  Inhalt  und  üm&ng  der  wechselseitigen  Rechte  und  Pflich- 
ten nicht  obwalten. 

Die  Bischoi^wahl  ist  darnach  Sache  des  Gapitels.  Dasselbe 
hat  —  ohne  irgend  welche  Mitwirkung   der   Regierung  —  binnen 

Areblr  für  Kirchenreobt.  XXXV.  26 
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'Monatsfrist  a  die  vacationis  die  Candidatenliste  aufzustellen  und  ein- 
zureichen. Dass  dies  geschehe,  kann  also  die  Regierung  vom  Capitel 
fordern. 

Auf  die  Liste  hat  das  Capitel  die  aus  dem  Klerus  des  ganzen 
Königreiches  zu  wählenden,  selbstverständlich  also  säfnmtliche  Can- 
didaten  zu  setzen,' Welche  es  für  die  Wahl  glaubt  in  Betracht  zie- 
hen zu  köritiehi  ;Diei$  ist  "Pflicht  des  Capitels. 

Diese  Carididäten  müssen  die  in  der  Bulle  vorgeschriebenen 
Eigenschaften  haben.  Auch  darauf  hat  das  Capitel  zu  achten  und 
die  Regierung  kann  es  fordern.. 

Männer,  welche  im  Besitze  dieser  Eigenschaften  sind,  könnei^ 
im  Grunde  genommen  des  V^rtraufenä  einer  weisen  Regierung  nicht 
unwürdig  sein;  Sollte- ^gleich wothl  Eidet  der  Candidaten  (ac  si  forte 
ali^uis  ex  candidatis)  dar  Rej^erung  mihus  ^ratud  sein,  so  muss  er 
von  flerList^  ^estridien  werden. ,  Dies  zu  viarlängot  ist  die  Regie- 
rnug  liicht  minder  berechtigt.  «Sie  darf  datgegion  ihr  Sireichungsrecht 
nicht  soweit  ausdehnen,  dass  ebie  zurtWiihl  aiJiäreibhend«  Zahl  von 
Caüdidttten  &i^bt  m^r  fibrig^  bkibj^n  istrdei  Da»  ist  Pflicht  der 
Regierung  und  das^Capitoi  hat  eio  Recht,  Von'  der  RiegieHmg  ku  for- 
dern, "däEls  Bie^^  bei  AixdÜftung'  ihrer  EtcIoBive  dies^  Rücisiobt  gereeUt 
werde.'"'  "  •■■  -'     '  :  '    -•  ^  '''  •.''•-..:,        ^     .-,/     >';.  •'.•  •■'    ■ 

Henr  Dr:  Friedber^  ist  Indessen' niit  deth,  was  &adllt  Inhalt  der 
BüMe  die  Regierbng  an  iEeichten  erhalten-  hat,  nicht  zufrieden,  Visl^ 
miebl?  Vtttdtevrt  6^  det^lben  d«rfifoer  biaatis  die  Befognks,  daaCapV 
tel  l>ei '  der  AttfEftellung  der  Oaiididat^liste '  in  der  Artzn  bednflas^ 
seti,^  >(feis&  dasselbei  eine  sölcbe  Kahl  genehmen  Oandidat^n  auf  di» 
Liste  setze,  dass  nach  emet^von  der  Regierung  torgenommenen 
S^icb^g  did  Wahl  eines  GeneUmön  mdglioh,  die  äxm  Missliebi- 
gen  ünm^glieh  sei.  Ss  tritb  abo  vuch' hier  wieder  das  ^  Bestreben 
hel^r,f&r  die  Regierung 'eine  Znitiktive  und  eiiie  positive  Bifawir^ 
küng^  anf  die  Büseliof  svirtifaL  als  JtecJSi^  zu^  beaiispracbeii  ^  und  da  ein 
Ji^tpllcätiv^Blwe  zur  Bulle  »Inap^ieaciiikbt  ergangen  i^t,  welches  der 
Inl^retationskunst  dto*  Mmn '  l^mäxxg  Anknf^fongspfankte  fQr 
eSüe ) "  seinen  fiiK^lisctieii  Neigungen  ■>  ients^nnchtede  Anslegmigv  bieten. 
kAiArte,  so  ttiu£»  *dte  T^mS^  lierhaite^  welche  die  hJunioveif'Ssotte  Be* 
gierung  bei  der  vertragsmässigen  Abmachung  des  biet  iü  Redet 
steheiideÄ  WÄfelmöäus^  verfolgt  ha«, 

~ '  '^\m  IdM  sich  j« nieht  in  Abrede  istefleny  dass  dieie  TMidenz 
dahin  gegangen  ist,  zu  verhüten,  dass  keine  der  Regierung  misslie*«' 
Uge^etBon  eüim  Vacaibten  Bi^cliofsstühl  bestbige;  anoh  k^n  ja 
\tohl  zügegeben  werden  \  dass  der  hL  Stahl  dieser  ^ndent«'  bis  tm^ 
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einem  gewissen  Punkte  entgegengekommen  ist;  allein  wir  müssen 
bestreiten,  dass  dieses  Entgegenkommen  diejenige  Linie  überschrit- 
ten habe,  welche  nach  Wortlaut  und  Sinn  der  Bulle  »Impensac  der 
Begierong  als  Marke  für  Maass  und  ümpfang  ihrer  Befugnisse  bei 
den  Bischofswahlen  gesteckt  ist. 

Einen  Einfluss  auf  die  ursprüngliche  Zusammenstellung  der 
Candidatenliste  der  Regierung  einräumen  zu  wollen,  wie  Friedberg 
behauptet,  ist  dem  hl.  Stuhle  niemals  eingefallen,  vielmehr  haben  alle 
Bepliken  des  Cardinal's  Consalvi  auf  die  Forderungen  des  hannover- 
schen Gesandten  in  dieser  Beziehung  die  Tendenz  verfolgt,  das 
Maas  dieser  Forderung  auf  das  Niveau  herabzumindern ,  welches  in 
der  Bulle  »Impensa«  seinen  Ausdruck  gefunden  hat,  und  der  Ge- 
sandte hat  sich  schliesslich  damit  zufrieden  gegeben,  nicht  aus  Un- 
wissenheit und  Schlaffheit,  wie  Herr  Friedberg  in  gewohnter  üeber- 
hebung  S.  S95  behauptet,  sondern  weil  er  fest  überzeugt  war,  dass 
ein  Hehreres  vom  hl.  Stuhle  nicht  zu  erreichen  sei.  Daraus  folgt 
s^er,  dass  für  die  Beurtheilung  der  Befugnisse  der  hannoverischen 
Begiemng  bei  den  Bischofswahlen  eine  andere  rechüiche  Basis  aicht 
besteht,  als  Alin.  XIII.  der  Bulle  »Impensa.«  Diese  Schlussfolgerung 
wird  Herr  Friedberg  umsomehr  als  richtig  anerkennen  müssen,  als 
er  jeden  wirklichen  Beweis  fät  weitergehende  Zugeständnisse  des  hl. 
Stuhle  schuldig  geblieben  ist.  Denn  wenn  er  auch  S.  395  behaup- 
tet, die  von  der  Begierung  erstrebte  Befugniss,  die  Zusammenstel-* 
long  der  Candidatenliste  zu  beeinflussen,^  sei  von  der  Curie  nicht  be- 
mängelt worden,  das  beweise  jedes  Blatt  der  diplomatischen  Verhand- 
lungen,  so  ist  das  doch  selbstredend  kein  Beweis,  sondern  eine 
Phrase.  Mag  doch  Herr  Friedberg  ein  bestimmtes  Blatt  der  diplo- 
matischen Verhandlungen  bezeichnen,  wodurch  bewiesen  wird,  dass 
der  hannover'schen  Regierung  weitergehende  Rechte  in  Bezug  auf  die 
Bischofswahlen  eingeräumt  sind,  als  in  dem  als  Schlussergebniss  der 
diplomatischen  Verhandlungen  sich  darstellenden  Wortlaute  der  Bulle. 

Die  Hauptfrage  bezüglich  auf  die  Befugnisse  der  Regierung 
bei  den  hannoverischen  Bischofswahlen  ist  aber  die ,  wie  viel  Candi- 
daten  von  der  Regierung  unbeanstandet  auf  der  Liste  gelassen  wer- 
den müssen,  um  der  Bestimmung  der  Bulle :  »reliquo  tarnen  manente 
suffieienti  Candidatorum  numero,  ex  quo  novus  episcopus  eligi  valeat« 
gerecht  zu  werden. 

»Mehr  als  einer  jedenfalls, c  gibt  Friedberg  zu ,  da  ihm  die 
Wortfassung  der  Stelle  ^unicus  ex  CandidatiSj  qui  supersunt«  denn 
doch  nicht  gestattet,  einen  einzigen  für  genügend  zu  erachten. 

In  der  Tbat  handelt  es  sich  um  die  Frage,  ob  die  Regierung 
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mindestens  drei  Candidaten  auf  der  Liste  lassen  müsse,  um  dem  na- 
merus  sufficiens  zu  genügen  oder  ob  zwei  ausreichen. 

Herr  Dr.  Friedberg  entscheidet  sich  natürlich  für   die   grösst- 
mSglichste  Beschränkung  der  capitularischen  Wahlfreiheit,    also  für 
die  letztere  Alternative.    Hören  wir  seine  Gründe.    Er  sagt.  S.  395 : 
»Arn  13.  September  1817  berichtete  Ömpteda  seinem  Hofe,  dass 
er  das  landesherrliche  Veto  zu  erlangen  hofife,   und  dieses  der- 
gestalt,  dass  der  Landesherr  vor  der  Wahl  das  Recht  hat,  von 

der   präsentirten   Liste   der   Candidaten bis  auf  einen 

wegzustreichen. 

Wenige  Tage  darauf  war  er  in  Folge. einer  Couferenz  mit  dem 
BeToUmächtigten  der  Curie,  Msgr.  Mazio  in  der  Lage,  seiner  Ke- 
^ierung  zu  melden,  dass  der  Wahlmodus  vorgeschlagen  sei,  dem 
das  von  Genua  erlassene  Schreiben  der  Congregation  de  Propa- 
ganda fide  in,  Bezug  auf  die  Wahl  der  irländischen  Bischöfe  zu 
Grunde  zu  liegefi  scheine.  Darnach  sollen  vom  Könige  aftif  einer 
Seitens  des  Capitels  eingereichten  Candidatenliste  die  missliebigen 
Personen  gestrichen  werden  mit  dem  Vorbehalte,  dass  die  nöthige 
Zahl  (also  mindestens  zwei)  0  übrig  bleibt,  aus  denen  das  Capitel 
zu  wählen  habe.  So  ist  also  die  später  Seitens  der  Curie  beliebte 
»Formulirung  dieses  Modus  »numerus  sufSciens  exquanovusEpis- 
copus  elegi  valeat<€  und  dann  mehr  abgeschwächt:  >»ita  tarnen  ut 
supersint,  ex  quibus  novus  Episcopus  eligi  valeatcc  zu  verstehen. 
Wir  haben  aber  oben  gesehen,  dass  die  bewusste  Zweideutig- 
keit dieser  Fassung  in  Hannover  Anstoss  erregte,  und  dass  maa 
die  Streichung  des  ganzen  Passus  verlangte. 

Darauf  erklärte  Consalvi  die  Bedenken  der  Regierung  für  un- 
gerechtfertigt und  bemerkte  ausdrücklich,  dass  es  sich  ja  nicht 
um  eine  reichliche^  sondern  um  eine  hinreichende  Zahl  handle, 
die  eine  Wahl  ermögliche. 

Er  verlangt  dabei  geradezu,  dass  mehr  als  ein  Candidat  auf 
der  Liste  stehen  bleibe.  Dazu  kommt  noch  zum  üeberfluss,  däss 
in  keinem,  bei  den  officiellen  Verhandlungen  gewechselten  Acten- 
stücke  jemals  die  Wahl  aus  drei  vom  König  auf  der  Liste  zu 
belassenden  Personen  gefordert  wird.c 

Alles ,  was  also  Friedberg  zur  Rechtfertigung  seiner  Ansicht 
anzuführen  weiss,  beschränkt  sich : 

a)  auf  einen  Bericht  v.  Om'pteda's  an  seinen  Hof  vom  13.  Sepr 
tember  1817, 

1)  Sollte  nicht  die  Parenthese,  in  welcher  diese  Worte  stehen,  bedeaten, 
dass  letztere  nur  der  Ausdruck  der  eigenen  Meinimg  Omptedas  sind? 
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b)  auf  einen  weiteren  Bericht  Ompteda's  über  eine  Aeussemng, 
die  Monsgr.  Mazio  in  einer  Conferenz  vom  4.  October  1817 
über  den  »numeros  sofficiens«  gethan  haben  soll, 

c)  auf  eine  Aeosserang  Consalvi^s  in  der  Note  an  den  hanno- 
verischen Gesandten  vom  27.  Mai  1820. 

Wir  haben  schon  früher  Gelegenheit  gehabt ,  uns  über  dieses 
Beweismaterial  zu  äussern  und  darzuthun ,  dass  damit  nichts  be- 
wiesen werde ;  namentlich  ist  dies  geschehen  in  unserer  Abhandlung 
zur  Kritik  der  SybeFschen  Schrift  über  die  Bischofswahlen  (Archiv, 
Band  30.  8.  449  fT.),  auch  sind  wir  im  ersten  Abschnitt  unseres 
gegenwärtigen  Aufsatzes  {Archiv,  Bd.  33.  S.  163)  bereits  andeu- 
tungsweise auf  diesen  Gegenstand  zu  sprechen  gekommen.  In- 
dem wir  uns  daher  auf  unsere  früheren  Ausfahrungen,  welche  bisher 
nicht  widerlegt  sind,  zurückbeziehen ,  glauben  wir  uns  an  dieser 
Stelle  auf  folgende  Beiperkungen  beschränken  zu  können. 

Die  obigen  Berichte  des  hannoverischen  Gesandten  an  seinen 
Hof  sind  selbstverständlich  kein  Beweis  gegen  den  heiligen  Stuhl, 
sie  sind,  da  sie  nicht  mit  authentischen  Actenstncken  des  heiligen 
Stuhles  selbst  belegt  sind,  nichts  weiter  als  der  Ausdruck  äer  indi- 
viduellen Auffassung,  welche  der  hannoverische  Gesandte  über  Ge- 
genstände gehabt  hat,  die  /mischen  ihm  und  Beamten  des  heiligen 
Stuhles  in  einer  beiden  TheiUn  fremden  (der  französischen)  Sprache 
m  vorberaihenden  Conferenaen  besprochen  worden  sind. 

Der  Bericht  vom  13.  September  1817  liegt  überdies  nicht  ein- 
mal in  einer,  seinen  vollständigen  Sinn  klar  stellenden,  sondern  nur 
in  einer  verstümmelten  Fassung  vor,  da  er  wie  eine  Andeutung 
Friedberg's  S.  74  in  der  Anmerkung  erkennen  lässt,  gerade  an  ent- 
scheidender Stelle  vom  Chiffrirbureau  nicht  genau  hat  entziffert  wer- 
den können.  So  weit  er  entziffert  ist,  enthält  er  nur  eine  Ansicht 
des  Gesandten  für  seine  Person,  nicht  ein  Beferat  über  Aeusserungen 
von  Beamten  des  heiligen  Stuhles  ^),  er  beweist  also  zu  Gunsten  der 
Friedberg'schen  Meinung  nicht  das  Mindeste. 

1)  T.  Ompteda  berichtet  darin,  dass  die  Ernennung  zn  den  bischöfl. 
Sitzen  unmöglich  zn  erlangen  sei.  »Zwei  Auswege,«  sagt  er,  »scheinen  vor- 
handen. Entweder,  dass  der  König  sich  darauf  beschränken  will,  seinen  Wunsch 
jedes  Mal  in  Born  zu  äussern,  so  wie  in  Preussen  und  Russland,  wo  dann  bei 
der  papstlichen  Ernennung  in  Born  die  Berücksichtigung  zu  erwarten  ist,  oder, 
was  besser  scheint,  das  alte  Wahlrecht  der  Capitel  beizubehalten  und  zwar  ent- 
weder mit  Vorbehalt  landesherrlicher  Confirmation,  welches  aber  auch  durch 
n^nnlidie  Begolation  Yom  päpstlichen  Stuhle  kaum  zu  erhalten  sein  dürfte, 
oder  mit  dem  jure  dismdi  exclusi?am  oder  Veto,  welches  durchzusetzen  ich  nicht 
zweifle,  und  dieses  dergestalt,  dass  der  Landesherr  vor  der  Wahl  das  Becht 
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Dasselbe  gilt  von  dem  Berichte  v.  Ompteda's  über  die  Aeiis- 
serung  Mazio's  in  der  Conferenz  vom  4.  October  1817.  Mazio  war 
Dicht  Bevollmächtigter  der  Curie,  wie  Friedberg  behauptet,  sondern 
ein  Beamter  des  Staatssecretariats,  welchen  Gonsalvi  abgeordnet 
hatte,  um  mit  dem  hannoverischen  Gesandten  über  den  Gegenstand 
der  zu  treffenden  Vereinbarung  vorberathende  Besprechungen  zu 
halten.  Eine  solche  vorberathende  Besprechung  diplomatischer  Per- 
sonen oder  ihrer  Gehilfen  hat  keinen  verpflichtenden  Charaeter.  Es 
ist  zudem  fraglich,  ob  v.  Ompteda  Herrn  Mazio  richtig  verstanden 
hat.  Das  von  ihm  über  die  fragliche  Unterredung  aufgenommene 
Protocoll  beweist,  abgesehen  von  anderen  Gründen,  nichts,  weil 
nicht  einmal  behauptet  werden  kann,  dass  es  von  Mazio  unterschrie- 
ben ist.  Eventuell  steht  nicht  im  Mindestens  fest,  dass  Mazio  ante- 
risirt  war,  sich  in  Betreff  des  »numerus  sufficiens«  dahin  auszu- 
sprechen, dass  er  schon  vorhanden  sei ,  wenn  nur  zwei  Candidaten 
auf  der  Liste  blieben. 

Mit  dergleichen  Aktenstücken  sollte  ein  Professor  der  Rechte 
doch  in  der  That  nicht  erst  debütiren,  da  schon  der  gesunde  Ver- 
stand lehrt,  dass  sie  für  eine  Beweisfahrung  Y^Wig  werthlos  sind. 

Was  sodann  die  Note  Consalvi's  vom  27.  Mai  1820  anlangt, 
so  haben  wir  oben  {Archiv,  Bd.  33.  S.  158.  163.)  darauf  hingewie- 
sen, dass  ihr  Inhalt  einen,  den  heiligen  Stuhl  verpflichtenden  Cha- 
raeter nicht  hat,  weil  sie  in  die  Periode  der  ConcordcUsverhancUungen 
gehört  und  überdies  nur  eine  Note  verbale,  nicht  aber  eine  Note 
sign^e  war.  Was  der  Cardinal  also  darin  über  den  »numerus  suffi- 
ciens«  sagt,  kann  höchstens  als  Ausdruck  seiner  persönlichen  An- 
sicht betrachtet  werden,  nicht  als  Zugeständniss  des  heiligen  Stah- 
les und  wäre  es  als  solches  aufzufassen  ,  so  wurde  es  durch  den 
Abbruch  der  Concordatsverhandlungen  bedeutungslos  geworden  sein, 
wie  wir  oben  schon  gezeigt  haben.  Wir  können  aber  auch  durch- 
aus nicht  finden,  dass  die  Aeusserung  Consalvi's  in  der  Note  Yom 
27.  Mai  1820  der  Ansicht  Friedberg's  das  Wort  redet.  Es  ist  dem 
Cardinal  gar  nicht  eingefallen,  dem  hannoverischen  Gesandten  zazu- 
gestehen,  die  Beg'erung  brauche  nur  zwei  Candidaten  auf  der  Liste 
zu  lassen.  Der  Cardinal  spricht  an  der  fraglichen  Stelle  der  ge- 
dachten  Note  zuerst  allgemein   von  dem  Wesen   einer  CapUdswahl, 

hat,  von  der  prSsentirten  Liste  der  Candidaten  so  viel  nicht  etwa  selbst  bis 
auf  einen  zu  streichen.  Vielleicht  kann  zum  Veto  anch  noch  das  Empfeh- 
Inngsrecht  hinzugefügt  werden.  € 

Man  sieht  also,  der  Bericht  enthält  Vorschläge,  die  v.  Ompteda  aus 
sich  herans  macht  nnd  ist  am  Schlnss  anvollständig  entziffert  Was  kann  ein 
solches  Aktenstück  gegen  den  hl.  Stahl  beweisen? 
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»Nachdem  der  König  vou  Hannover,«  sagt  er,  »unter  den  beiden 
Projecten  fflr  die  Besetzung  der  Bischofstuhle  dasjenige  der  Capitels- 
wähl  gewählt  hat,  ist  es  von  absoluter  Noth wendigkeit ,  dasa  diese 
Capitelswahl,  um  nicht  ült4Sorisch  zu  sein  auf  mehr  als  ein  Subjed 
fallen  Jcörme.  Der  Cardinal  sagt  also:  eine  Wahl  ist  illusorisch, 
wenn  sie  nicht  auf  mehr  als  einen  Candidaten  fallen  kann.  &  sagt 
aber  nicht,  dass  •  sie  nicht  illusorisch  sein  könne,  wenn  beim  Listen- 
verfahren  der  Landesherr  nur  zwei  CandidcUen  unbeanstandet  auf 
der  Lide  gelegen  hat.  Das  ist  es  aber  gerade,  worauf  es  hier 
ankommt. 

Das  Wahlrecht  eines  Capitels  kann  nur  in  der  Weise  ausge- 
übt werden,  dass  jedes  Mitglied  seine  Stimme  abgibt  und  die  abso- 
lute Majorität  der  Stimmen  über  das  Ergebniss  entscheidet.  Es 
mnss  also  bei  einer  Capitelswahl,  wenn  sie  nicht  illusorisch  sein 
soll,  jedes  einzelne  Mitglied  in  der  Lage  sein,  unter  Mehreren  zu 
w&den,  seine  Wahl  auf  mehr  als  einen  Candidaten  richten  zu  könr 
nen.  Das  würde  aber  nur  selten  der  Fall  sein,  w«nn  beim  Listen- 
verfahren nur  zwei  Candidaten  unbeanstandet  blieben.  Denn  setzen 
wir  den  Fall,  und  derselbe  bildet  die  Regel,  dass  auf  der  dem  Lan- 
desherm  eingereichten  Liste  auch  ein  Mitglied  des  Wahlcapitels 
selbst  seinen  Platz  gefunden  hätte  und  vom  Landesherrn  bei  einer 
übrigens  bis  auf  zwei  Personen  gestrichenen  Liste  nicht  beanstandet 
worden  wäre,  so  würde  wenigstens  dieses  Capitelsmitgüed,  da  es 
sich  nicht  selbst  wählen  darf,  mit  seiner  Stimme  auf  nur  einen 
Candidaten  beschränkt  und  damit  das  ganze  Wahlergebniss  illuso- 
risch sein.  Noch  klarer  wird  die  Sache ,  wenn  man  annimmt ,  es 
seien  von  einer  Wahlliste  nur  zwei  Candidatßu  unbeanstandet  ge- 
blieben, welche  zugleich  Mitglieder  des  Wahlcapitels  wären.  Diese 
zwei  Mitglieder  würden  in  ihrer  Wahl  ein  Jeder  auf  den  Andern 
beschränkt  sein,  also  nicht  wählen  können ,  oder  wenn  sie  wählen, 
nur  eine  Scheinwahl  vornehmen  und  damit  das  Ergebniss  illusorisch 
machen.  Aber  auch  die  übrigen  Capitularen  würden  sich,  wenn  Je- 
der von  ihnen  nur  unter  Zweien  zu  wählen  hätt« ,  und  zwar  unter 
denselben  zwei  Personen,  über  Gebühr  in  der  Auswahl  beengt  füh- 
len ;  denn  selten  liegt  wohl  die  Sache  so,  dass  zwei  Candidaten  von 
so  eminenter  Qualification  sind,  dass  jedes  einzige  Capitelsmitglied 
in  dem  Einen  oder  Anderen  derselben  den  Mann  findet,  den  er  für 
den  Würdigsten  und  Geeignetsten  erachtet,  den  bischöflichen  Stuh^ 
zu  besteigen.  Der  Cardinal  hat  also,  indem  er  den  Satz  aussprach, 
eine  Wahl  müsse,  um  nicht  illusorisch  zu  sein ,  auf  mehr  als  ein 
Snbject  fallen  können,   nicht  zugleich  dem  Gedanken  Ausdruck  ge- 
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ben  wollen  oder  können,  dass  der  Landesherr  eine  ibm  dngereichte 
Liste  bis  auf  zwei  Candidaten  streichen  dürfe ,  ohne  die  Wablfrei- 
heit  des  üapitels  in  einer,  zu  einem  illusorischen  Ergehnisse  fahren- 
den Weise  zu  beschränken. 

Ebefidesshalb  hat  der  Cardinal  in   dem  zweiten   Theile  seiner 
hier  in  Rede  stehenden  Aeusserung: 

„e  per  consequenza  h  di  assoluta  necessitä  che  depo  data 
dal  Governo  la  esclusione  ai   quei  soggetti   che  possa  credere 
mono  meritevoli  del  suo  gradimento  rimanga  nella    nota ,   non 
sidirö  un  numero  abondanle  ma  un  numero  sufficiente  onde  il 
Capitolo  abbia  luogo  di  fare  una  scelta.« 
Das  ist  aber  dem  Sinne  nach  ganz  dasselbe,  was  in  der  Bulle 
gesagt  ist,  und  somit  fällt  das  ganze  Kartenhaus,  welches  sich  Herr 
Friedberg  aus  Aeussernngen ,   welche  Beamte  des  heiligen  Stuhles 
gelegentlich  der  CSoncordatsverhandlungen   zum  hannoverischen  Qe- 
sandten  gethan  haben  oder  haben  sollen,  gebaut  hat,  in  Nichts  zu- 
sammen.    Er  hat  daher  nicht  die  mindeste  Ursache,   sich  mit  den 
von  ihm  in  den  reichhaltigen  Acten  des  Cultusministeriums  gemach- 
ten Entdeckungen  zu  brüsten  und  in  anmassender  Weise  über  EUr- 
schel  und  y.  Eetteler  abzusprechen,  deren  Forschnngen  hinsichtlich 
der  unter  dem  »numerus  sufficiensc  zu  verstehenden  Anzahl  von  un- 
beanstandeten Candidaten  wenigstens  in  ihren  Ergebnissen,  zum,  Theil 
auch  in  ihren  Qründen  von  uns  als  richtig  anerkannt  werden  müssen. 
Warum  lässt  denn  Herr  Friedberg  unerwähnt,    was  Leist    in 
seinem  Commentar  zu  Consalvi's  Ultimatum 

Friedberg,  Bd.  IL  S.  66.  67,  Archit,  Bd.  33.  S.  160 
über  den  »numerus  sufficiens«  berichtet.  Er  sagt  nämlich : 
a)  »Scheint  mir  das  dem  Landesherrn  eingeräumte  und  von  ihm 
vor  Anstellung  der  Capitelswahl  in  Bücksicht  der  Wahlcandi- 
daten  auszuübende  jus  dandi  excluvisam  oder  Veto  durch  die 
ganze  Fassung  des  ersten  Theiles  des  Artikels  ,  besonders  die 
Worte  »ita  tamen  ut  numerus  sufficiens  supersit,  ex  quo  novus 
episcopus  eligi  valeat«  zu  sehr  beschränkt,  da,  wenn  z.  6. 
sämmüiche,  auf  der  Liste  befindlichen  Candidaten  dem  Landee- 
herrn  verwerflich  erscheinen,  ihm  auch  die  Bef ugniss ,  sie  alle 
auszustreichen,  zustehen  müsste,  in  welchem  Falle  das  Domca- 
pitel  eine  neue  Liste  von  Wahlcandidaten  dem  Landesherrn  zu 
überreichen  verbunden  sein  würde,  wozu  dasselbe  um  so  eher  im 
Stande  ist,  wenn  der  in  Hinsicht  der  auf  die  Liste  zu  setzen- 
den Personen  nachher  von  mir  zu  machende  Vorschlag  die  Qe- 
nehmignng  des  hdien  königlichen  Ministeriums  erhalten  sollte. 
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Es  müssen  daher  die  Worte  >ita  tarnen  n.  s.  w.  weggestrichen 
werden,  jsumal  darüber  leicht  Streit  entstehen  körnte^  ob  ßwei 
oder  wie  die  Curie  glaiubt^  drei  Personen  auf  der  Lisie  ste- 
hen bleiben  müssen.€ 

Das  Zengniss  Leist's  ist  ganz  unanfechtbar  nnd,  wenn  man  so 
sagen  darf,  von  doppelter  Beweiskraft  in  diesem  Punkte ,  da  Leist 
bekanntlich  dem  Gesandten  von  Ompteda  bei  den  Yerhandhingen  in 
Born  als  canonistischer  Beirath  beigegeben  .war,  in  dieser  Eigen- 
schaft den  Conferenzen  beiwohnte  und  daher  die  Ansichten  der  Be- 
amten  des  römischen  Hofes  genau  kannte.  Wenn  er  also  in  einem 
amtlichen  Schriftstücke  seiner  Begierung  sagt,  dass  die  Gurie  an- 
nehme, es  mässten  drei  Candidaten  auf  der  Liste  unbean^andei 
bleiben,  so  darf  man  mit  völliger  Sicherheit  annehmen ,  dass  diese 
Ansicht  auch  wirklich  von  dem  Cardinal- Staatssecretär  nnd  den 
sonst  noch  bei  den  Verhandlungen  betheiligten  Beamten  de^  heili- 
gen Stuhles  in  den  Conferenzen  vertreten  und  festgehalten  worden 
ist  nnd  dass  sie  in  der  That  die  Ansicht  der  Curie  über  diesen  Oe- 
genstand  war. 

Bei  dieser  Sachlage  ist  es  doch  wirklich  dreist ,  wenn  Herr 
Friedberg  sich  Herrn  v.  Eetteler  und  Hirschel  gegenüber  noch  aufs 
hohe  Pferd  setzt  Aber  er  hat  vielleicht  im  Drange  seiner  viel^ 
Geschäfte  den  Leist'schen  Commentar  zu  Consalvi*s  Ultimatum  nicht 
genau  gelesen  ?  Fast  möchte  man  es  glauben,  dennoch  ist  dem  nicht 
so.  Denn  im  ersten  Buche  S.  81  seiner  Schrift  berichtet  er  selbst, 
dass  Leist  in  dem  gedachten  Commentar  der  Begierung  die  Befug- 
niss  vindidre,  alle  Candidaten  von  der  Liste  entfernen  zu  dürfen, 
und  betone,  dass  Zweifel  über  den  »snfflciens  numerus«  ^tstehen 
könnten.  Er  hat  also  in  der  That  den  Bericht  Leist's  genau  gele- 
sen nnd  die  citirte  Stelle  im  Context  seiner  Schrift  nur  verschwie- 
gen in  der  Hoffnung ,  dass  sich  Niemand  der  Mühe  unterziehen 
werde,  die  von  ihm  publicirten  Actenstücke  durchzulesen  und  mit 
iem  Texte  zu  vergleichen. 

Die  Dreizahl  ist  übrigens  auch  in  den  mit  Preussen  und  den 
oberrheinischen  Staaten  Seitens  des  apostolischen  Stuhles  gepflogenen 
Verhandlungen  von  den  römischen  Diplomaten  stets  festgehalten 
worden,  wie  dies  aus  dem  Berichte  Niebuhr's  an  die  Preussische 
B^rung  vom  if .  August  1820  ^und  aus  der  Note  Consalvi's  an 
die  Gesandten  der  oberrheinischen  Staaten  vom  24.  September  1819 
erhellt,^  und  "wenn  Friedberg  die  Bedeutung  dieser  Actenstücke  durch 
die  Behauptung  abschwächen  will,  dass  mau  nicht  annehmen  könne, 
dass  der  römische  Hof  in  den  Verhandlungen  mit  den  verschiedenen 
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Staaten  stets  dieselben  Principien  aufgestellt  habe  und  der  Begriff 
des  irischen  Veto  ein  schwankender  sei,  so  beweisen  die  auf  Preus- 
sen,  Hannover  und  die  oberrheinischen  Staaten  bezüglichen  diploma- 
tischen Actenstücke  gerade  im  G«gentheil,  dass  man  in  Kom  bezüg- 
lich auf  das  Listenverfahren  bei  den  Capitelswahlen  überall  von 
demselben  Gedanken  nnd  von  gleichen  Grundsätzen  ausgegangen  ist. 
Auch  in  späteren  Entscheidungen  hat  Aer  heilige  Stuhl,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  in  ControversfäUen  die  Dreizahl  festgehalten.  Dass 
dies  ganz  mit  Becht  geschehen  ist,  haben  wir  in  unserer  Kritik  der 
Sybel'schen  Schrift  (Archiv,  Band  30.  S.  449  ff.)  mit  Bezug  auf 
die  allgemeinen  Grundsätze  des  canonischen  Bechts  und  unter  Be- 
rücksichtigung der  Wortfassung  des  einschlägigen  Passus  der  Balle 
»Impensac  des  Näheren  auseinandergesetzt. 

Die  Bulle  »Impepsac  sichert  den  Capiteln  mit  den  Worten 
»Tunc  vero  capitulnm  ad  canonicam  electionem  in  Episcopum  nnius 
ex  Gandidatis  qui  supersunt,  juxta  consuetas  formas  procedetc  das 
canonische  Wahlrecht  zu.  Zum  Wesen  der  canonischen  Wahl  ge- 
hört die  Freiheit  der  Wahl,  das  Recht  unter  den  Würdigen  und  Ge- 
eigneten den  Würdigsten  und  Geeignetsten  au  wählen.  Einschränk- 
ungen dieser  Wahlfreiheit  sind  strictissime  zu  erklären  und  gehen 
nicht  weiter  als  der  Wortlaut  der  Concession  des  heiligen  Stuhles  reicht. 
Die  Wortfassung  der  Bulle  »Impensac  im  Punkte  der  Wahlen  ergibt, 
dass  der  heilige  Stuhl  die  freie  Wahl  der  Capitel  unter  den  ihrerseits 
auf  die  Liste  gesetzten  canonisch  würdigen  und  geeigneten  Candidaten 
so  wenig  als  müglich  hat  einschränken  wollen.  Eine  Einschränkung  auf 
zwei  vom  Landesherrn  nicht  gestrichene  Candidaten  würde,  um  ein  Capi- 
tel zu  nöthigen,  sich  dieselbe  gefallen  zu  lassen,  einer  besonderen  Be- 
stimmung des  Papstes  bedurft  haben.  Diese  fehlt  in  der  Bulle  >Inn- 
pensa^,  ja  der  Papst  hat  nicht  einmal  eine  Bestimmung  des  In- 
halts für  zulässig  erachtet,  dass  es  genüge ,  wenn  drei  Candidaten 
unbeanstandet  von  der  Regierung  auf  der  Liste  belassen  worden, 
eben  weil  es  seine  Absicht  war,  der  Wahlfreiheit  der  Capitel  neben 
einer  massvollen  Exlusive  des  Landesherrn  den  grösstmöglichsten 
Spielraum  zu  gestatten.  Dass  nach  Ansicht  der  Mehrzahl  der  Ca- 
nonisten  eine  Einschränkung  der  Wahl  auf  zwei  Eligibiles  ,  selbst 
wenn  sie  von  einem  geistlichen  Oberen  ausgeht,  unstatthaft  ist,  ha- 
ben wir  a.  a.  0.  ebenfalls  dargetl^n,  um  so  weniger  darf  ein  pro- 
testantischer Fürst  das  ihm  eingeräumte  Becht,  eine  persona  minus 
grata  von  der  Wahl  auszuschliessen ,  auf  so  viele  Candidaten  aas- 
dehnen, dass  den  Wählern  nur  noch  zwei  Personen  zur  Auswahl 
übrig  bleiben. 
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Herr  Dr.  Friedberg  hat  sich  dann  auch  noch  mit  der  Frage 
beschäftigt,  wie  viel  Candidaten  das  Gapitel  auf  die  Liste  setzen 
müsse,  damit  die  Regierung  von  ihrem  Streichungsrechte  einen  er- 
giebigen Gebrauch  machen  könne. 

Er  ist  der  Meinung,  dass  das  Gapitel,  falls  zwei  Personen  Sei- 
tens der  Regierung  auf  der  Liste  belassen  werden  müssten,  das 
Veto  derselben  durch  den  Vorschlag  von  nur  zweien  ganz,  von  dreien 
fast  illusorisch  machen  könnte.  Die  Bulle  gebe  in  dieser  Beziehung 
keinen  Anhaltspunkt,  wohl  aber  erkläre  die  Note  Consalvi's  ?om  27. 
Mai  1820,  dass  der  Regierung  die  Befugnisa  beiwohne,  zu  streichen 
Ä)ggetti  che  possa  credere  meno  meritevoli.**  Dieselbe  Vertragsin* 
terpretation  nun,  welche  bei  der  Bulle  dazu  nöthige,  mindestens  zwei 
Candidaten  stehen  zu  lassen,  zwinge  bei  der  der  Bulle  zu  Gründe 
liegenden  Note,  das  Gapitel  verpflichtet  zu  erklären,  mindestens  vier 
der  Regierung  zur  Prüfung  unterzubreiten. 

Diese  ganze  Deductjon  ist  willkührlich  und  unlogisch. 

Das  Gapitel  hat  die  Pflicht,  alle  Candidaten,  die  es  mit  den 
in  der  Bulle  erwähnten  Eigenschaften  ausgestattet,  also  würdig  und 
geeignet  findet  den  vacanten  Bischofsstuhl  zu  besteigen  ,  auf  die 
Liste  zu  setzen,  wie  gross  ihre  Zahl  immer  sein  mag.  Denn  die 
Liste  bildet  die  Grundlage  des  ganzen  Wahlverfahrens,  sie  muss, 
wie  wir  schon  an  anderer  Stelle  gezeigt  haben ,  von  vornherein  er* 
schöpfend  sein.  Selbstredend  können  aber  auch  nicht  mehr  Personen 
aof  die  Liste  gesetzt  werden,  als  das  Gapitel  innerhalb  des  begrenz- 
ten territorialen  Bezirks,  aut  welchen  die  Auswahl  beschränkt  ist, 
deren  mit  den  vorgeschriebenen  Eigenschaften  ausgestattet,  auffinden 
kann.  Wären  ihrer  so  wenig  vorhanden,  dass  entweder  eine  cano- 
niscbe  Wahl  überhaupt  nicht  mehr  stattfinden  könnte  oder  wenig- 
stens die  Aufstellung  einer  Liste  mit  mindestens  drei  Gandidaten 
unmöglich  wäre ,  so  müssto  pro  hac  vic«  entweder  das  Gapitel  mit 
der  Regierung  und  dem  heiligen  Stuhle  über  eine  territoriale  Er- 
weiterung des  Kreises  der  Eligibiles  verhandeln ,  oder  die  Provision 
wäre  dem  heiligen  Stuhl  zu  überlassen,  wobei  es  der  Regierung  frei- 
stehen würde,  sich  mit  dem  heiligen  Stuhle  über  die  Person  des 
künftigen  Bischofes  zu  verständigen. 

Bei  Fragen  diesec^Art  darf  man  überhaupt  die  Sache  nicht  auf 
die  Spitze  treiben,  weil  sie  nicht  streng  juristicher  Natur  sind,  son- 
dern in  der  praktischen  Handhabung  eine  wohlwollende  Berücksich- 
tigung der  wechselseitigen  Interessen  erheischen.  In  Wirklichkeit 
wird  wohl  immer  eine  so  grosse  Zahl  geeigneter  Personen  vorhanden 
und  daher  auch  auf  die  Liste  zu  setzen  sein ,    dass   bei    Ausübung 
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einer  massvöllen  Exclasive  Seitens  der  Begierung  das  Capitel  den- 
noch eine  canonische  Wahl  unter  mehreren  nicht  gestrichenen  Can- 
didaten  vollziehen  kann.  Die  Begierung  hat'  weder  ein  Becht  noch 
auch  nur  eine  Ursache,  mit  dem  Capitel  darüber  zu  rechten ,  dass 
die  Zahl  der  Candidaten,  die  sie  streichen  kann  mit  der  Zahl  derer, 
die  auf  der  Liste  bleiben  mSssen,  in  einem  bestimmten  mathemaU" 
sdten  VerhaUnisa  stehe.  Sie  hat  nur  das  Recht  und  das  Interesse^ 
falls  unter  den  Candidaten  etwa  irgend  Einer  ihr  minder  genehm 
w&re,  diesen  zu  streichen.  Ein  Bechtssatz  aber,  aus  welchem  übw 
die  Zahl  der  auf  die  Liste  zu  setzenden  Candidaten  ein  Schluss  zu 
ziehen  wäre,  ezistirt  ebensowenig,  wie  eine  ausdrückliche  Bestim- 
mung über  diesen  Gegenstand. 

Herr  Dr.  Friedberg  sucht  auch  fQr  die  hannoverischen  Bischofs- 
wahlen die  Entsendung  eines  königlichen  Wahlcommissarius  der  Be- 
gierung als  ein  Becht  zu  vindiciren. 

Die  Begierung  soll  befugt  sein,  auf  die  Zusammenstellung  der 
Candidatenliste  entweder  durch  einen  Commissar  oder  sonstwie  Ein- 
fluss  auszuüben.  Dies  habe  der  Cardinal  Consalyi  fornselbstverständ- 
lich  erklärt.  Auch  soll  keine  Fublication  der  stattgehabten  Wahl 
stattfinden  dürfen,  bevor  nicht  der  landesherrliche  Commissar  seine 
Genehmigung  dazu  ertheilt  habe. 

Auf  Gründe  für  diese  Behauptungen  kommt  es  natürlich  un- 
serem Staatscanonisten  nicht  weiter  an.  Es  versteht  sich  dies  Alles 
von  selbst  und  ist  nothwendig,  weil  sonst  die  Begierung  denjenigen 
Einfluss  auf  die  Besetzung  der  Bischofsstühle  nicht  ausüben  kannte, 
den  sie  nach  Friedberg*s  Meinung  eigentlich  haben  musste,  der  ihr 
aber  in  der  That  nicht  zusteht  und  nicht  eingeräumt  ist. 

In  der  Bulle  »Impensac  ist  von  der  Befugniss  der  Begierung, 
einen  landesherrlichen  Commissarius  zu  den  Bischofswahlen  zu  ent- 
senden, auf  die  Zusammenstellung  der  Candidatenliste  einen  Einfluss 
auszuüben  und  die  Fublication  des  Wahlergebnisses  von  ihrer  Ge- 
nehmigung abhängig  zu  machen,  keine  Bede.  Was  aber  nicht  in 
der  Bulle  steht,  ist  auch  nicht  Bechtens ,  mag  Herr  Friedberg  sa- 
gen, was  er  will,  und  wenn-  dennoch  die  Begierung  derartige  Be- 
fugnisse sich  beigelegt  hat ,  so  ist  es  gegen  das  vereinbarte  Becht» 
also  zu  Unrecht  geschehen. 

Es  ist  auch  unwahr,  dass  Consalvi  der  hannoverischen  Begie- 
rung in  dieser  Hinsicht  gelegentlich  der  diplomatischen  Verhand- 
lungen Zugeständnisse  gemacht  habe ,  welche  über  das  Mass  der  in 
der  Bulle  festgesetzten  Bechte   hinausgehen.    Im   Gegentheile    sagt 
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Leist  in  seinem  schon  erwähnten  Commentar   zu  Gonsalvi's  Ultima^ 
tarn  aosdrücklich  1) : 

»Der  Entwarf  bat  des  landesherrlichen  Gommissarins  bei 
Austellnng  der  WabI  gar  keine  Erwähnung  gethan ,  welches 
nicht  sowohl  aus  Versehen^  als  vielmehr  absichUich  geschehen 
ist^  da  der  päpsUi^  Cammissarius  in  den  Conferenzen  sich 
dahin  äusserte^  dass  durch  die  Intervention  einer  solchen  Per* 
son  die  WaMfreiheit  der  Capitel  eine  den  Cananes  entgegen^ 
laufende  Beschränkung  erleide. € 

Wenn  dann  Leist  in  seinem  Commentar  verlangt «  die  Begie- 
rang  solle  darauf  bestehen,  dass  des  landesherrlichen  Commissarii  in 
dem  mit  dem  Papst  abzuschliessenden  Vertrage  ausdrücklieb  ge- 
dacht werden  müsse,  wenn  ferner  in  der  That  der  bannover'sehe  Ge- 
sandte Yon  Beder  in  ,der  Note  vom  16.  Juli  1819  dieses  Verlangen 
stellt  und  dennoch  der  Cardinal  Gonsalvi  in  den  foglj  confidenziali, 
(Friedberg,  Bd.  II.  S.  77.)  dasselbe  wiederholt  ablehnt,  so  ist  es 
doch  wirklich  eine  sehr  kühne  Behauptung  des  Herrn  Friedberg  zu 
sagen,  Gonsalvi  habe  es  als  selbstverständlich  erklärt,  dass  die  Be- 
giemng  durch  eine  Commission  oder  sonst  wie  ')  Einfluss  auf  die; 
Aufstellung  der  Gandidatenliste  Seitens  des  Gapitels  auszuüben  be- 
rechtigt sei.  Das  hat  der  Gardinal  nirgends  gethan.  Onipteda 
selbst  sagt  in  seinem  Berichte  an  die  Begierung  über  das  ültimar 
tum  Gonsalvi's  [cf.  Friedberg  Bd.  I.  S.  80.] :  alle  seine  Bemühungen 
bei  Bestimmung  des  Wahlmodus  die  Gegenwart  eines  landesherr- 
fiehen  Gommissarins  im  betreifenden  Artikel  andeuten  zu  lassen, 
seien  vergeblich  gewesen.  Man  bestehe  in  Bom  mit  Festigkeit  dar- 
auf, dass  im  Tnictat  nichts  weiter  als  »electio  juxta  formas  cano- 
nicasc  gesagt  werden  köune,  dass  die  Kirche  keinen  weiüichen  Ein- 
fluss bei  einer  solchen  Handlung  billige  und-  dergl. 

Allerdings  soll  nach  Ompteda*s  Angabe  Gonsalvi  noch  hinzu- 
gefügt haben,  dass  das  Gouvernement  wahrscheinlich  die  Mittel  fin- 
den würde,  um  dem  Wahlactus  die  gehörige,  dem  Landesherm  ge- 
fällige Förmlichkeit  zu  geben,  allein  damit  hat  er  doch  der  Begie- 
rang  kein  Becht  der  Beeinflussung  des  Gapitels  zugestehen  wollen, 
er  hat  ja  überhaupt  nur  von  einer  äusseren  FörmlichkeU,  nicht  von 
materiellen  Befugnissen  gesprochen  und  überdies  genugsam  zu  er- 
kennen gegeben,  dass  er  zur  Bewilligung  einer  derartigen  Befugniss 

1)  FHedberg,  Bd.  IT.  S.  68. 

2)  Schon  dieses  »sonst  wie«  sieht  nicht  nAch  einer  Aeassenmg  des  Car- 
^iiukl  Gonsalvi  ans,  der  sich  wohl  geh&tet  hat,  durch  solche  vage  Ausdrücke 
Buchte  des  hl.  Stahles  zn  vergeben. 
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an  die  Begierang  niclit  autorisirt  sei.  Mithin  ist  auch  nichts  be- 
willigt, wie  denn  auch  jene  Aeusserung  ConsaIvi*s  in  die  erste  Pe- 
riode der  diplomatischen  Verhandlungen  fällt,  in  welcher  abschlies- 
sende und  endgültige  Abmachungen  überhaupt  nicht  stattgefunden 
haben. 

Seite  404  bemerkt  Friedberg,  dass  bezüglich    der  Form  der 
Wahl  die  Bulle  auf  das  canonische  Recht  verweise.    Dies   ist    rich- 
tig, die  Bulle  verweist  aber  nicht  blos  rücksichtlich    der  Form  der 
Wahl  auf  das  canonische  Recht,  sondern  deutet  mit  den  Worten: 
»Tunc  vero  capitulum  ad  canonicam  electionem   in  Episco- 
^     pum  unius  ex  Gandidatis,  qui  supersunt,  juxta  consuetas  far^ 

mae  procedet,€ 
genugsam  an,  dass  auch  in  Bezug  auf  die  materiellen  Erfordernisse 
die  Essentialien  einer  canonischen  Wahl  vorhanden  sein  müssen,    da 
sonst  der  Ausdruck  canonica  bei  electio  nicht  angebracht  wäre. 

Rücksictlich  des  Informativprocesses  ist  die  Behauptung  Fried- 
bergs, dass  die  Regierung  ein  Recht  habe,  auf  Anstellung  desselben 
zu  dringen  (cf.  S.  404.)  unbegründet ;  es  gilt  vielmehr  auch  für 
Hannover  das  bezüglich  der  Anstellung  des  Informativprocesses  f&r 
die  preussischen  Bischöfe  Gesagte. 

In  Betreif  der  Gonsecration,  der  Eammertaxen,  des  Gonsecra- 
tionseides  und  des  dem  Landesherm  zu  leistenden  Treueides  finden 
wir  nichts  zu  bemerken. 

Dass  dem  Bischof  bei  Leistung  des  letzteren  Eides  ein  könig- 
liches Bestätigungspatent,  die  Zeichnung  des  von  ihm  zu  fahrenden 
bischöflichen  Wappens  und  die  Schlüssel  der  bischöflichen  Wohnung 
als  Zeichen  der  Besitzübertragung  ausgehändigt  wurden,  finden  wir  an 
sich  überflüssig,  es  sind  dies  aber  unwesentliche  Externa  ,•  auf  die 
wir  kein  erhebliches  Gewicht  legen.  Bestätigen  kann  ja  selbstre- 
dend, ein  weltlicher  Fürst  keinen  Bischof  in  seiner  geistlichen  Würde, 
^weil  er  kein  Recht  hat,  eine  solche  Jemanden  zu  übertragen. 

Die  Wahrung  der  landesherrlichen  jura  circa  sacra  bei  Aus- 
händigung der  römischen  Bullen  und  Breven  an  den  neuen  Bischof 
steht  im  Widerspruch  mit  dem  vertragsmässigen  Recht.  Die  be- 
kannten jura  circa  sacra  konnten,  so  weit  sie  mit  der  Bulle  »Im* 
pensac  unvereinbar  waren,  selbstverständlich  nicht  mehr  anwendbar 
sein,  so  weit  sie  aber  die  Bulle  nicht  berührten ,  war  deren  Wah- 
rung überflüssig. 

Was  die  päpstlichen  Reservationen  anbelangt,  so  werden  die- 
selben für  die  hannoverischen  Bischofsstühle  als  beseitigt  zu  erachten 
sein,   da   der   Ausdruck    »Quotiescunque  —  vacaverit,€    allerdings 
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nicht  bezweifeln  lässt,  dass  das  Wahlrecht  des  Gapitels  in  allen  Er- 
ledigungsfällen Platz  greifen  soll. 

In  Betreif  des  Devolutionsrechtes  bestimmt  die  BuUe  >Im- 
pensac: 

»Si  vero  aut  Electio  miuime  fuerit  canonice  peracta  aut 
Promovendus  praedictis  dotibus  instructus  non  reperiatur,  ex 
speciali  gratia  indulgemns,  quod  Cathedrate  Capitulum  ad  no- 
vam  Electionem  ut  supra  Canonica  Methode  valeat  procedere.« 

Diese  Bestimmung  setzt  voraus,  dass  das  Capitel  innerhalb 
der  gesetzmässigen  (also  dreimonatlichen)  Devolutionsfrist  eine  Wahl 
wirklich  vorgenommen  hat,  dieselbe  aber  entweder  den  canonischen 
Torschriften  nicht  entspricht,  oder  auf  eine  Person  gefallen  ist, 
welche  die  in  den  heiligen  Canones  fmr  einen  Bischof  vorgeschriebe- 
nen Eigenschaften  nicht  besitzt.  Der  dreimonatlichen  Devolutions- 
frist ist  zwar  an  der  erwähnten  Stelle  nicht  ausdrücklich  gedacht, 
sie  besteht  aber,  wie  Lambruschini  in  seiner  oben  citirten  Note  an 
den  hannover'schen  Gesandten  vom  26.  Februar  1842 

(cf.  Friedberg,  B.  1.  S.  279.) 
treffend  ausfahrt,  nach  gemeinem  geistlichen  Becht  und   die  Bulle 
»bnpensac  hat  diese  Vorschrift  nicht  aufgehoben,   mithin  gilt   sie 
auch  ffir  die  hannover*schen  Bischofsstühle. 

Wenn  nun  der  Papst  nach  obiger  Stelle  der  Bulle  eine  Neu- 
wahl ex  speciali  gratia  nur  unter  der  Voraussetzung  gestattet  hat, 
dass  innerhalb  der  dreimonatlichen  Devolutionsfrist  wirklich  eine 
Wahl  stattgefunden  hat,  aber  entweder  eine  den  canonischen  Vor- 
schriften nicht  entsprechende,  oder  eine  solche,  aus  welcher  eine  ca- 
Donisch  unqualificirte  Person  hervorgegangen  ist,  so  folgt  daraus 
per  argumentum  e  contrario,  <las8 

a)  wenn  eine  Wahl  innerhalb  der  Devolutionsfrist  überhaupt  nicht 
erfolgt  ist, 

b)  weQ^.eine  Wahl   zwar  erfolgt  ist,  aber  erst  nach  Ablauf  der 
drein^ouaitlichen  Devolutionsfrist ,   solche  aber   den  canonischen 

^         ypi:$chri(te;:i,ja^e^t  entspricht  oder  auf  eine   canonisch   unquali- 
,.  fijßirlie  Pepjpn, fallen  ist, 

der  Papst  berechtigt  ist,  von  seinem  Devolutionsrechte  Gehrauch  zu 
"^bw.. ,,  ....,  ..  ., 

{cSyJÜchmr  ^4*83^.  a  99—104.) 
Da   die  Bulle    »ImpeadB«   4ie   Bestimmung  enthält,  dass  das 
CfHpte}  djß  Cttdvdt^imKste  d^r  Bogierung  innerhalb  Monatsfrist  ein- 
TeiAoijloUe»  ao  entslieH jMuAcbst  dio  Krage,   welche  Folge  es  für 
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das  Gapitel  habe,  wenn  es  die  Candidatenliste  erst  nach  Ablauf  der 
einmonatlichen  Frist  der  Begierung  vorlegt. 
Dr.  Friedberg  sagt: 

»Verstreicht  der  Monat  fruchtlos,  so  devolvirt  das  Becht  des 

.    Capitels  auf  den  Papst.    Freilich  handelt  es  sich  hier  nur  um 

das  Recht  der  Vorwahl^  welche  keinen  Bestandtheil  der  cano- 

4 

nischen  Electio  bildet,  da  aber  dieselbe  als  wesentliche  Be- 
dingung der  wirklichen  Wahl  auftritt,  so  geht  dem  Capitel 
das  ganze  Wahlrecht  verloren,  c 

Diese  Behauptung  ist  eine  durchaus  willkübrliche  und  haltlose. 
Das  gemeine  Becht  kennt  nur  eine  Devolution  des  wirklichen  cano- 
nischen Wahlrechts  und  diese  hat  zur  Voraussetzung  den  Ablauf  des 
dreimonatlichen  Tempus  utile. 

Die  Bulle  »Impensac  bestimmt  nichts  davon  Abweichendes, 
ausser  dass  der  Papst  in  den  obenerwähnten  beiden  Fällen  ex  gra- 
tia  auf  Ausübung  des  Devolutionsrechtes  zu  Gunsten  einer  neuen 
Gapitelswahl  verzichtet.  Die  Frist  von  vier  Wochen,  innerhalb  wel- 
cher das  Capitel  der  Begierung  die  Liste  vorlegen  soll,  ist  gar  keine 
Devolutionsfrist,  sie  ist  den  Capiteln  nur  Behufs  möglichster  Be- 
schleunigung der  Wahl  vorgeschrieben,  damit  dieselbe  bei  den  vor- 
geschriebenen Stadien,  die  sie  zu  durchlaufen  hat,  nicht  über  die 
Devolutionsfrist  von  drei  Monaten  hinaus  verschleppt  werde. 

Ein  directer  Nachtheil  ist  also  mit  der  Nichteinhaltung  der 
einmonatlichen  Frist  für  die  Einreichung  der  Candidatenliste  zu- 
nächst nicht  verbunden.  Das  Capitel  kann  seine  Liste  auch  nach 
Ablauf  dieser  Frist  der  Begierung  noch  vorlegen  und  wenn  sonst 
innerhalb  der  noch  übrig  bleibeqden  zwei  Monate  das  Wahlgeschäft 
zu  Ende  geführt  wird ,  ist  die  Versäumung  jener  einmonatlichen 
Frist  in  Bezug  auf  das  Devolutionsrecht  des  hl.  Stuhles  eine  indif- 
ferente Sache. 

Wie  unhaltbar  die  entgegengesetzte  Ansicht  Friedberg's  ist, 
ergibt  sich  nicht  blos  aus  dem  Mangel  jeglicher  Vorschrift  der  Bulle 
über  diesen  Punkt,  sondern  auch  aus  der  Consequenz  derselben, 
welche  dazu  fähren  würde,  dass  der  Papst  der  Begierung  eine  Liste 
einzureichen  hätte  und  diese  gegen  ihn  das  Streichungsrecht  aus- 
üben könnte. 

Indem  wir  diese  überaus  naive  Auffassung  dem  eigenen  Nach- 
denken -des  grossen  Canonisten  Friedberg  überlassen,  wenden  wir  ans 
zu  der  weiter  von  ihm  aufgeworfenen  Frage :    - 

»Was  geschieht  dann,  wenn   durch  Schuld  der  Begierung 
auch  die  beiden  anderen  Monate  verstreichen ,  ohne  dass  das 
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Capitel  zur  definitiven  Wahl  schreiten  kann,   indem   sie  dem 

Capitel  die  eingereichte  Candidatenliste  za  spät  zurückschickt? 

In  diesem  Falle  greift  unseres  Erachtens  das  Devolutionsrecht 
allerdings  Platz,  wie  wir  Archiv  Bd.  33.  S.  102.  103.  bereits  aus- 
geführt haben. 

Herr  Friedberg  behauptet  freilich  wieder  das  Oegentheil,  aber 
ohne  jeden  haltbaren  Grund.  Denn  wenn  er  sagt,  dem  Capitel  könne 
sein  Wahlrecht  durch  die  Willkühr  der  Regierung  nicht  entzogen 
werden,  auch  würde  eine  Culpa  des  Capitels  erforderlich  sein ,  um 
der  Devolution  Raum  zu  geben,  so  sind  das  Ansichten ,  welehe  ge- 
genüber den  feststehenden  gemeinrechtlichen  Regeln  über  den  Ein- 
tritt des  Devolutionsrechtes  überhaupt  nicht  in  Betracht  kommen  und 
selbst  nicht  einmal  vom  Standpunkte  der  Billigkeit  Berücksichtigung 
Terdienen,  weil  die  Fürsorge  für  rechtzeitige  Wiederbesetzung  eines 
Biscbofsstuhls  eine  so  wichtige  Pflicht  des  Oberhauptes  der  Kirche 
ist,  dass  dagegen  die  Rücksicht  auf  das  Wahlrecht  der  Capitel  in 
den  Hintergrund  treten  muss. 

Damit  fällt  aber  auph  die  weitere  Consequenz,  welche  Dr. 
Friedberg  aus  seiner  Ansicht  für  den  Fall  zieht,  dass  bei  Zurück- 
gabe der  Candidatenliste  Seitens  der  Regierung  die  dreimonatliche 
Frist  noch  nicht  ganjsf  verstrichen  sein  sollte.  Er  meint  nämlich, 
dass  das  Capitel  dann  die  restirende  Frist  mit  der  Wahl  nicht  inne 
za  halten  brauche.  Dagegen  werde  von  jetzt  an,  —  von  dem  Augen- 
blicke der  Insinuation  der  zurückgesandten  Liste  an  das  Capitel,  — 
die  Wahlfrist  zu  beobachten  sein,  nur  entstehe  die  Frage,  ob  dem 
Capitel  jetzt  noch  volle .  drei  Monate  zuzugestehen  seien  ,  oder  die 
Zeit  von  der  Sedisvacanz  bis  zur  Insinuation  der  Liste,  an  die  Regie- 
rung mit  in  Anrechnung  gebracht  werden  müsse. 

Diese  Frage  selbst  beweist  schon  zur  Genüge  die  rechtliche 
Haltlosigkeit  des  von  Friedberg  für  Hannover  aufgestellten  Devolu- 
tionssystems,  und  die  Antwort,  die  er  sich  selbst  darauf  gibt,  ist 
nicht  geeignet,  der  Sache  einen  besseren  canonischen  Anstrich  zu 
verleihen.  Die  Antwort,  sagt  er,  werde  nach  Verschiedenheit  der 
Verbältnisse  verschieden  ausfallen  müssen.  Sei  die  Vorwahl  ganz  in 
der  Hand  des  Capitels,  d.  h.  werde  ihm  nicht  Seitens  der  Regierung 
der  Termin  zur  Vorwahl  bestimmt ,  so  werde  die  letztere  Ansicht 
gerechtfertigt  sein  und  der  Umstand ,  dass  für  die  Vornahme  der 
Vorwahl  ein  eigener  Termin  festgesetzt  sei,  nicht  ins  Gewicht  fal- 
len. Habe  dagegen  die  Regierung  die  Befugniss  wahrgenommen, 
den  Tag  der  Vorwahl  zu  bestimmen ,  so  gelte  die  Regel :  »Agere 
iion  valenti  non  currit  praescriptio.c    Es  werde  dann  der  Tag  der 
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Vorwahl  den  dies  a  quo  bilden,  von  welchem  an  die  drei  Monate  zu 
berechnen  seien  mit  Hinznzählung  des  Zeitraumes,  welcher  von  der 
Insinuation  der  Liste  an  die  Regierung  bis  zur  Insinuation  dersel- 
ben wieder  an  das  Capitel  verflossen  sei. 

Diese  Combinationep  des  Herrn  Friedberg  sind  vielleicht  sehr 
sinnreich,  sie  werden  aber  schwerlich  im  Stande  sein,  die  allgemein 
geltenden,  in  einem  öcumenischen  Concil  festgesetzten  alten  Grand- 
sätze, wonach  die  Yacanz  der  Bisthümer,  in  denen  die  Wahl  den 
üapiteln  zusteht«,  nicht  länger  als  drei  Monate  dauern  darf  und  da- 
her die  Wahl,  wenn  die  Frist  nicht  beobachtet  worden,  auf  den  hei- 
ligen Stuhl  devolvirt  wird,  über  den  Haufen  zu  werfen. 

Mit  Friedberg  sind  wir  darin  einverstanden ,  dass  durch  die 
Einfahrung  der  preussischen  Yerfassungsurkunde  in  Hannover  das 
Becht  der  Bulle  »Impensa«  keinerlei  Veränderungen  erfahren  hat. 
Auch  dagegen  ist  vom  canonischen  Standpunkte  nichts  zu  erinnern, 
dass  die  Capitel  bei  Ausübung  ihrer  Wahl  nicht  mehr  auf  Hanno- 
veraner beschränkt  sind,  sondern  auf  Angehörige  des  preussischen 
Staats  überhaupt  ihr  Augenmerk  richten  dürfen.  Je  grösser  die 
Wahllreiheit,  desto  mehr  entspricht  sie  den  canonischen  Vorschriften. 

4. 

Die  Länder  der  oherrJieinischen  Kirchenprovinz. 

In  Betreff  der  Feststellung  des  in  den  Ländern  der  oberrhei- 
nischen Kirchenprovinz  bei  der  Besetzung  der  Bischofsstühle  gelten- 
tenden  Bechts  können  wir  uns  kurz  fassen,  da  wir  dasselbe  in  un- 
serer Kritik  der  SybeFschen  Schrift  über  die  Bischofswahlen  {Archiv 
Bd.  31.  S.  76  fi.)  aus  der  Bulle  >Ad  dominicic  und  dem  Breve 
>Be  sacrac  ausführlich  entwickelt  haben  und  nicht  finden  können, 
dass  das,  was  wir  dort  als  unsere  juristische  Ueberzeugung  ausge- 
sprochen haben,  in  der  Friedberg'schen  Schrift  irgendwie  widerlegt 
worden  wäre. 

Dr.  Friedberg  wül,  indem  er  auf  die  Entstehung  der  Bulle  und 
des  Breve  durch  völkerrechtlichen  Vertrag  hinweist  und  daran  die 
von  Herrn  v.  Schulte  schon  aufgestellte  Behauptung  knüpft ,  dass 
ihr  Inhalt  eben  deshalb  der  Willkühr  der  beiderseitigen  Contrahen- 
ten  enthoben  sei,  for  die  Interpretation  der  genannten  beiden  Docu- 
mente  dieselben  Grundsätze  zur  Anwendung  gebracht  wissen,  die  er 
bei  Darlegung  des  preussischen  Rechtes  aufgestellt  hat. 

Auch  wir  können  uns  daher  nur  auf  das  berufen ,  was  wir  in 
dieser  Beziehung  oben  bei  Darstellung  des  preussischen  Rechtes  zur 
Kritik  und  Widerlegung  seiner  Anführungen  gesagt  haben. 
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Da  der  Inhalt  der  Bolle  mit  demjenigen  der  f&r  Hanno?er  er- 
lassenen Bulle  »Impensac  im  Wesentlicben  äbereinstimmt^  so  verweist 
QDS  Herr  Friedberg  auf  das  ttjber  die  letztere,  namentlich  bezfiglich 
des  Fortfallens  der  päpstlichen  Beservationen ,  des  Devolationsrech- 
tes,  des  »immeros  sof&ciensc  ?on  ihm  Gesagte,  wodurch  wir  gleich- 
falls der  Mühe  überhoben  werden,  auf  diese  Funkte  hier  nochmals 
zurückzukommen. 

Aber  einen  wesentlichen  Unterschied  —  gegen  die  Bestürmun- 
gen der  hannoverischen  Bulle  —  soll  das  Breve  >Be  sacrac  begrün- 
den, weil  durch  dieses  das  preussische  Becht,  dass  keine  dem  Lan- 
desherm  ungenehme  Person  zum  Bischöfe  gewählt  werden  könne, 
für  die  oberrheinische  Eirchenprovinz  geltend  geworden  sei. 

Wie  es  mit  dieser  Behauptung  steht,  ist  aus  dem  historischen 
Theile  unserer  gegenwärtigen  Abhandlung  (Archiv  Bd.  33.  S.  164) 
ersichtlich. 

Seine  Hauptaufgabe  in  diesem  Theile  seiner  Erörterung  hat 
Herr  Dr.  Friedberg  darein  gesetzt,  das  Becht  der  Bulle  'und  des 
Breve  mit  einander  in  die  organische  Verbindung  zu  bringen,  welche 
d^  Gontrahenten  des  Vertrages  vorgeschwebt  habe  und  der  Natur 
der  Sache  entspreche.  So  sagt  wenigstens  er  selbst,  in  Wahrheit 
ist  indessen  sein  Bemühen  darauf  gerichtet,  Bulle  und  Breve  in  die 
organische  Verbindung  mit  einander  2u  bringen,  welche  ihm  selbst 
Yorschwebt  und  daraus  ein  Recht  zu  abstrahiren,  welches  weder  den 
▼ertragsmässigen  Abmachungen  mit  dem  heiligen  Stuhle,  noch  der 
Natur  der  Sache  entspricht. 

Herr  Friedberg  beginnt,  anstatt  einfach  den  Wortlaut  von 
Bulle  und  Breve  nebeneinander  zu  stellen  und  daraus,  was  Bechtens 
ist,  zu  abstrahiren,  seine  Erörterung  mit  zwei  Prämissen,  die  er  als 
imstreitig  hinstellt,  construirt  daraus  ein  Bechtsystem  der  oberrhei- 
nischen Bischofswahlen  und  behauptet  dann ,  das  sei  das ,  sich  aus 
der  organischen  Verbindung  von  Bulle  und  Breve  sich  ergebende  Recht. 

»Fest  steht  auf  alle  Fälle,  c  sagt  er,  »einmal,  das  Gapitel  darf 
keine  ungenehme  Person  zum  Bischof  wählen ,  und  weiter ,  es  muss 
dar  Regierung  eine  Gandidatenliste  einreichen,  auf  welcher  die  per- 
sonae  minus  gratae  Seitens  der  Regierung  gestrichen  werden  und 
va  dem  übrigbleibenden  »»sufiüciens  numerusc«  die  canonische 
Wahl  vorgenommen  wird. 

»Die  Frage  ist  nun:  ist  das  Gapitel  verpflichtet,  ehe  es  seine 
Candidaten  auf  die  Liste  setzt,  bei  der  Regierung  directe  Gefrage  zu 
thun,  ob  sie  ihr  nicht  ungenehm  seien  und  darf  es  dann  nur  den 
Gebilligten  auf  die  Liste  setzen ,  oder  aber  hat  das  Gapitel  zu  di&- 
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sem  Zweck  die  Liste  zu  benutzen  und  diese  somit  der  Regierung  so 
lange  und  so  oft  vorzulegen,  bis  eine  hinreichende  Zahl  von  geneh- 
men Candidaten,  also  mindestens  zwei  stehen  bleiben,  unter  denen 
die  Wahl  erfolgen  kann.  Die  letztere  Ansicht  ist  nur  möglich,  falls 
überhaupt  das  Capitel  mehrere  Mal  eine  Liste  einreichen  darf,  wäh- 
rend wenn  ihm  das  nur  einmal  zu  thun  vergönnt  ist,  mit  Nothwen- 
digkeit  der  Information  über  die  Meinung  der  Regierung  nicht  durch 
die  Liste,  sondern  vor  der  liste  eingeholt  werden  muss.c 

Nun  steht  aber  nach  Inhalt  der  Bulle 'und  des  Breve  nur  das 
fest,  dass  die  Capitel  bei  der  Wahl  Solche  in  Betracht  ziehen  sollen,  in 
Betreff  derer  die  vor  der  feierlichen  Wahl  sich  Gewissheit  verschafft 
haben,  dass  sie  ausser  den  canonischen  Eigenschaften  sich  durch 
das  Lob  der  Klugheit  empfehlen,  und  dem  Landesherrn  nicht  minder 
genehm  seien  und  ebenso  unzweifelhaft  ist  es ,  dass  die  Aufstellnng 
der  Candidatenliste  der  von  der  Bulle  vorgeschriebene  einzige  und 
obligatorische  Modus  ist,  wie  die  Capitel  vom  Landesherm  Informa- 
tion darüber  einziehen  sollen,  ob  vielleicht  einer  (si  forte  aliquis) 
der  nach  ihrer  .besten  üeberzeugung  mit  den  vorgeschriebenen  cano- 
nischen und  sonstigen  Eigenschaften  versehenen  Candidaten  dem 
Landesherrn  wieder  genehm  sei. 

Was  unter  dem  T^minder  genehm  sein€  zu  verstehen  ist,  ergibt 
sich  aus  der  oben  (Bd.  83.  S.  184  des  Archivs)  analysirten  Note 
Somaglia's  an  den  badischen  Minister  von  Berstett  vom  2.  August 
1826.  >Personen,  welche  geeignet  seien,  eine  Diöcese  zu  regieren, 
nicht  allein  mit  jenem  Geiste  der  Heiligkeit,  welche  die  Bischöfe 
auszeichnen  soll,  sondern  auch  mit  Weisheit,  (dignos  et  idoneos  ad 
Ecclesiam  sancte  sapienterque  regendam)  würden,  meint  der  Cardi* 
nal,  »ihren  Fürsten  überhaupt  nicht  ungenehm  sein  können.  Solche 
Personen  aber  sollten  die  Capitel  auf  die  Liste  setzen.  Wenn  gleich- 
wohl einer  der  auf  der  Liste  stehenden  Candidaten  dem  Landesherm 
minder  genehm  sei ,  solle  das  Capitel  auf  geschehene  MittheUung 
Seitens  des  Landesherrn  ihn  von  der  Liste  entfernen. 

Das  war  der  Sinn,  in  welchem  der  hl.  Stuhl  das  sogenannte 
Ultimatum,  (welches  später  in  die  Bulle  »Ad  dominicic  überging) 
verstand  und  eben  nur  in  diesem  Sinne  wurde  das  Explicativ-Breve 
»Besacra»  verlangt  und  gegeben.  Wenn  Friedberg  dagegen,  wie 
oben  angeführt  wurde ,  behauptet,  es  stehe  auf  alle  Fälle  fest ,  das 
Capitel  dürfe  keine  ungenehme  Person  zum  Bischöfe  wählen ,  so 
wissen  wir  ja ,  dass  er  damit  den  Satz  aufstellen  will ,  der  Landes- 
herr habe  ein  absolutes  Veto,  könne  alle  vom  Capitel  zur  Verwal- 
tung der  DiOcese  in  jeder  Beziehung,  auch  was  die  nöthige  Klug- 
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heit  anlangt,  für  geeignet  erachteten  Gandidaten  nach  Lust  und  Be- 
lieben ablehnen,  am  schliesslich  dem  Gapitel  die  Wahl  einer  Person 
au&unöthigen,  welche  ihm  von  seinem  nichts  weniger  als  katholisch- 
kirchlichen Standpunkte  für  den  bischöflichen  Stuhl  passend  erscheint. 

Ebendesshalb  können  wir  uns  auch  mit  seiner  obigen  Prämisse 
nicht  einverstanden  erklären.  Denn  wenn  auch  feststeht,  dass  das 
Capitel  eine  persona  minus  grata  nicht  wählen  soll ,  so  steht  doch 
keineswegs  fest,  dass  dem  Landesherrn  die  Befugniss  eingeräumt  sei, 
alle  vom  Capitel  autgestellten  Gandidaten  nach  Lust  und  Belieben 
als  ungenehm  zu  bezeichnen,  vielmehr  ist  ihm  durch  das  obligato- 
rische Listenverfahren  uild  das  den  Gapiteln  auch  bei  dieser  Fonp  der 
\^ahl  zugesicherte  Becht,  eine  canonische  Wahl  unter  mehreren  nicht 
gestrichenen  Gandidaten  vornehmen  zu  können,  eine  Schranke  gezo- 
gen, die  er  bei  der  Bezeichnung  der  auf  der  Liste  stehenden  Gan- 
didaten als  minder  genehm  inne  halten  muss,  falls  er  nicht  darauf 
ausgehen  will,  eine  canonische  Wahl  dem  Gapitel  überhaupt  unmög- 
lich zu  machen.  — 

Die  Au&tellung  der  Liste  ist  aber  lediglich  Sache  des  Gapitels, 
welches  dabei  mit  aller  Gewissenhaftigkeit  in  Befolgung  des  Breve 
»Be  sacra,€  aber  auch  in  voller  Freiheit  und  Unabhängigkeit  von  der 
Begiemng  vorzugehen  hat. 

Es  ist  daher  entschieden  falsch,  wenn  Herr  Friedberg  auszu- 
fahren sucht,  das  Gapitel  müsse,  um  sich  über  die  Genehmheit  der 
Person  zu  vergewissern,  entweder  vor  Aufstellung  der  Liste  eine  An- 
frage bei  der  Begierung  thun,  ob  die  Gandidaten,  die  es  auf  die 
liiste  zu  setzen  beabsichtigt,  dem  Landesherrn  genehm  seien  und 
dürfe  eben  nur  die  Gebilligten  auf  die  Liste  setzen;  oder  es  müsse 
die  Liste  der  Begierung  so  lange  und  so  oft  vorlegen,  bis  eine  hin- 
reichende Zahl  genehmer  Gandidaten,  also  mindestens  zwei  stehen 
bleiben  unter  denen  die  Wahl  erfolgen  könne.  Beide  Alternativen 
würden  zu  einer,  dem  canonischen,  wie  dem  Bechte  der  Bulle  und  des 
Breve  zuwiderlaufenden  weltlichen  Beeinflussung  des  Wahlgeschäftes 
imd  zu  einer  indirecten  Designation  der  Person  des  künftigen  Bi- 
schofs durch  den  Landesherm  führen ;  das  aber  ist  es  gerade ,  was, 
wie  die  diplomatischen  Aktenstücke  ergeben,  den  protestantischen 
Regierungen  kirchlicherseits  nicht  hat  zugestanden  werden  sollen  und 
lU^nnen,  weil  es  mit  dem  Wesen  einer  canonischen  Wahl  unverein- 
bar ist. 

Die  Bulle  >Ad  dominicic  kennt  keine  Liste  vor  der  Liste,  son- 
dern nur  eine  Liste ,  awh  Teein  öfteres  Einreichen  der  einen  Liste, 
sondern  nur  ein  einheitliches  Listenverfahren,  welches  in  der  Ein- 
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reicbung  der  vom  Gapitel  aufzustellenden,  alle  geeigneten  und  wür- 
digen Gandidaten  umfassenden  einen  Liste  und  in  der  Befugniss  des 
Landesherrn  besteht,  von  den  auf  der  Liste  befindlichen  Gandidaten 
die  wegen  der  in  der  Bulle  von  ihnen  erforderten  Eigenschaf- 
ten an  sich  schon  des  Vertrauens  des  Landesherm  würdig  sind, 
den  oder  die  etwa  minder  genehmen  dem  Gapitel  zur  Absetzung  ?on 
der  Liste  zu  bezeichnen ,  so  jedoch ,  dass  eine  zur  Vollziehung  der 
cauonischen  Wahl  hinreichende  Zahl  von  Gandidaten  übrig  bleibt 
Damit  ist  das  Vorverfahren  geschlossen.  »Tunc  Yero,€  heisst  es  in 
der  Bulle,  »capitulum  ad  canofiicam  electionem  in  archiepiscopum 
vel  episcppum  unius  ex  candidatis,  qui  supererunt,  juxta  consuetas  ca- 
nonicas  formas  procedet.c 

Das  ist  das  zur  Ermittelung  der  personae  minus  gratae  vorge- 
schriebW  Verfahren  und  in  weiterem  Umfange,  als  es  innerhalb 
dieser  gegebenen  Schranken  möglich  ist ,  steht  dem  Landesherm 
eine  Beftigniss ;  Personen  als  minder  genehm  zu  bezeichnen  nicht 
zu,  mag  Herr  Dr.  Friedberg  sagen,  was  er  will. 

Die  Ansicht  Friedberg*s,  dass  die  Aufstellung  der  Liste  nicht 
einen  integrirenden  Theil  des  Wahlactes  bilde  und  daher  auch  das 
Gapitel  nicht  genöthigt  sei ,  irgend  welche  canonische  Form  zu  be- 
obachten, ist  ebensowohl  unrichtig,  als  für  die  daraus  gezogene 
Schlussfolgerung  unerheblich.  Aus  der  Fassung  der  betreffenden 
Bestimmung  der  Bulle,  worin  ausgesprochen  ist,  dass  das  Gapitel 
dem  Landesherm  von  den  Namen  seiner  Gandidaten  Eenntniss  ge- 
ben werde,  in  Verbindung  mit  dem  Satze  >Tunc  vero  capitulum  ad 
canonicam  electionem  procedet,€  ergibt  sich  allerdings,  dass  die  Auf- 
stellung der  Liste  nicht  zum  eigentlichen  canonischen  Wahlacte  selbst 
gehört,  sondern  als  eine. praeelectio  zu  betrachten  ist;  allein  es  ist 
unrichtig,  wenn  Friedberg  behauptet,  dass  das  Gapitel  gar  nicht  ge- 
nöthigt sei,  dabei  irgend  welche  canonische  Formen  zu  beobachten. 
Denn  wenn  auch  nicht  die  üblichen  Formen  der  canonischen  Wahl 
selbst  dabei  zu  beobachten  sind,  so  muss  doch  die  Aufstellung  der 
Liste  unter  Beobachtung  derjenigen  Formen  erfolgen,  welche  das 
canonische  Recht  für  die  Fassung  eines  gültigen  Gapitelsbeschlosses 
vorschreibt,  also  mit  absoluter  Stimmenmehrheit 

Dass  eine  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  vom  Gapitel  aufge- 
stellte Liste  durch  einen  anderweiten'  Majoritätsbeschluss  allenfalls 
würde  abgeändert  werden  können,  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  wer- 
den, es  kann  das  jedoch  nur  aus  freier  Initiative  des  Gapitels  und 
nur  so  lange  geschehen ,  als  der  Landesherr  ^in  Streichungsrecht 
noch  nicht  ausgeübt  hai    Dem  Landesherrn  selbst  steht  ein  Becht 
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nicht  zu,  eine  von  ihm  über  Oebtihr  gestrichene  Liste  dem  Gapitel 
zur  Ergäneung  oder  zur  Aufstellung  einer  neuen  Liste  zurückzuge- 
ben. Denn  es  ist  ihm  weder  in  der  Bulle  noch  im  Breve  ein  sol- 
ches Recht  eingeräumt,  das  gemeine  Recht  aber  verbietet  jede  Be- 
einflussung der  Wahl  von  Seiten  der  weltlichen  Macht,  und  als  eine 
Beeinflussung  müsste  es  angesehen  werden,  wenn  der  Landesherr  vom 
Gapitel  die  Aufstellung  einer  anderen  Candidatenliste  verlangen  wollte. 
Wir  können  uns  daher,  wie  wir  auch  schon  im  ersten  Theile  dieser 
Abhandlung  {Archiv  Bd.  33.  S.  165.)  ausgeführt  haben,  mit  Herrn 
Friedberg  nicht  darin  einverstanden  erklären,  dass  der  protestantische 
Landesherr,  um  zu  erzwingen,  dass  ein  Bischof  nach  seinem  Ge- 
schmacke  gewählt  werde,  dem  Gapitel  die  über  Gebühr  gestrichene 
Liste  zur  Ergänzung,  resp.  Erneuerung  so  oft  zurückstellen  könne, 
als  er  Lust  hat  und  bis  es  ihm  gelungen  ist,  seinen  Willen  durch- 
zusetzen^). 


1)  Wenn  bei  der  jetzigen  Freibnrger  Yacanz  eine  neue  Liste  aufgestellt 
worden  ist,  so  bedurfte  es  dazu,  wie  wir  schon  im  Archiv  Bd.  34.  S.  138  be* 
merkt  haben,  einer  ausdrücklichen  päpstlichen  Indulgenz,  welche  gewahrt 
wurde,  nicht  etwa  in  Anerkennung  des  von  der  Regierung  pr&tendirten  mass- 
loeen  Streichungsrechts,  sondern  nur,  um  der  Regierung,  falls  sie  den  guten 
Willen  habe,  in  friedliche  Bahnen  wieder  einzulenken,  eine  goldene  Brücke  zu 
bauen.  Wie  dieses  Entgegenkommen  von  Seiten  der  grossherzoglichen  Regie- 
rung erwidert  wurde,  ergibt  der  nachstehende  Sachverhalt: 

Auf  der  Liste  standen  die  Namen  der  Bischöfe  Hefele  und  Haneberg, 
des  (leistl.  Rathes  Dr.  Alzog,  des  Domcapitulars  Behrle  und  des  Dr.  Dieringer. 
—  ^evor  sich  die  grossherzogliche  Regierung  auf  die  Liste  äusserte ,  erging 
an  die  genannten  Candidaten  das  nachstehende,  Tom  19.  September  1874 
datirte  Schreiben  des  Herrn  Ministers  Jollj: 

»Ew.  etc.  beehre  ich  mich  ganz  ergebenst  mitzutheilen.  Das  Domcapitel 
der  Metropolitankirche  in  Freibiirg  hat  in  die  Seiner  Königlichen  Hoheit  dem 
Grossherzbg  in  Gemässheit  der  Bulle  »Ad  dominici  gregis  custodiamc  vorge- 
legte Wahlliste  der  Candidaten  für  den  Erzbischöfl.  Stuhl  auch  Ew.  etc.  auf- 
genommen. —  Es  ist  selbstverständlich  Pflicht  der  grossherzoglichen  Regie- 
rung, vor  der  definitiven  Zulassung  eines  der  genannten  Candidaten  sich  darüber 
zu  Tergewissem,  dass  derselbe  in  seinem  hohen  und  einflussreichen  Amte  be- 
reit sein  wird,  alle  Gesetze  des  Staates  zu  befolgen.  Der  zum  Erzbischof  Er- 
wShlte  hat  vor  der  staatlichen  Anerkennung  diese  Verpflichtung  durch  einen 
Eäd  zu  übernehmen/ welcher  lautet: 

»»Ich  schwöre  und  verspreche  bei  den  heiligen  Evangelien  Gottes  Seiner 
Königlichen  Hoheit  dem  Grossherzog  von  Baden  und  Allerhöchst  Ihren 
Nachfolgern,  sowie  den  Gesetzen  des  Staates  Gehorsam  und  Treue.  —  Fer- 
ner verspreche  ich,  kein  EinverstSndniss  zu  unterhalten,  an  keiner  Berath- 
schlagung  Theil  zu  nehmen,  und  weder  im  In-  noch  im  Auslande  Verbin- 
dungen einzugehen,  welche  die  öffentliche  Ruhe  geföhrden,  vielmehr,  wenn 
ich  von  irgend  einem  Ansclilage  zum  Nachtheile  des  Staates,  sei  es  in 
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Noch  veniger  können  wir  unq  mit  dem  von  Herrmann  nnd 
neuerdings  von  Sybel  aufgestellten  System  einer  Yorliste,  welches 

meiner  Diöcese  oder  anderswo  Ennde  erhalten  sollte,  solches  Sr.  Königl* 

Hoheit  zn  eröfiPhen.c« 

Ew.  etc.  wollen  ans  dem  Yöllig  unumschränkten  nnd  Yorbehaltlosesten 
Wortlaut  der  eidlichen  Bethenemng  entnehmen,  dass  durch  dieselbe  der  Schwö- 
rende sich  bestimmt  und  feierlich  verpflichtet,  den  Gesetzen  und  den  rechts- 
giltig  erlassenen  Anordnungen  des  Staates  schlechthin  Gehorsam  zu  leisten^ 
ohne  dass  aus  irgend  welchen  anderen  Verhältnissen  oder  Beziehungen  eine 
Einwendung  oder  Einschränkung  abgeleitet  werden  könnte.  Auf  Grund  dieser 
Mittheilungen  erlaube  ich  mir,  Ew.  etc.,  sofern  Sie  geneigt  sind,  eine  auf  Sie 
fallende' Wahl  des  Freil)urger  Domcapitels  anzunehmen,  ganz  ergebenst  zu  bit- 
ten, mir  eine  Erklärung  dahin  zukommen  'zu  lassen,  dass  Ew.  etc.  für  den 
Fall ,  dass  Sie  zum  Erzbischof  von  Freiburg  gewählt  werden ,  bereit  sind ,  den 
staatlich  yorgedchriebenen  Eid  zu  leisten  und  demgemäss  alle  Gesetze  des  Lan- 
des und  des  Reiches ,  die  rechtsgiltig  erlassenen  Anordnungen  der  zur  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  vereinigten  Staaten,  denen  das  gleiche  Recht,  wie 
in  unserem  Staate  zusteht,  zu  befolgen,  Alles  in  dem  oben  näher  entwickelten 
Sinne.  Ew.  etc.  gestatten  mir  schliesslich  noch  die  Bemerkung,  dass  ich  den- 
selben amtlichen  Charakter,  welchen  dieses  Schreiben  hat,  der  gefäUigen  Ant- 
wort, welcher  ich  entgegensehen  darf,  beizulegen  in  der  Lage  sein  werde.  Ge- 
nehmigen Sie  die  Versicherung  ausgezeichnetster  Hochachtung,  mit  welcher 
ich  bin  Ew.  etc.  ergebenster 

gez.  Jolly, 
Grossherzogl.  Bad.  Staatsminister  des  Innern.« 
Selbst  wenn  materielle  Gewissensbedenken  gegen  den  verlangten  Eid 
nicht  vorhanden  wären,  wQrde  eine  bejahende  Antwort  dieses  Schreibens  Sei- 
tens der  Wahlcandidaten  deren  canonische  Unwürdigkeit  ftir  das  bischöf- 
liche Amt  zur  Folge  gehabt  haben,  weil  darin  eine,  den  canonischen  Gesetzen 
zuwiderlaufende  Mitwirkung  Behufs  Erlangung  der  erzbischöflichen  WOrde  läge. 
Das  herauszufühlen,  darf  man  von  den  modernen  Culturkämpfem,  wel- 
chen jeder  Begriff  von  dem  Wesen  und  der  Würde  des  bischöflichen  Amt^ 
und  sogar  jede  natürliche  Empfindung  für  Schicklichkeit  abhanden  gekonunen 
ist,  freiliiih  nicht  erwarten.  Für  sie  scheint  das  bischöfliche  Amt  noch  unter 
der  Linie  eines  Staats-Polizei-Postens  zu  stehen,  sonst  würden  sie  Anstand  neh- 
men,  einem  künftigen  Bischöfe  eine  alte  verrottete  Eidesformel,  die  ihm  eine 
DenunciantenroUe  zumuthet,  zur  Annahme  vorzulegen  und  ihm  überdies  noch 
Erklärungen  abzuverlangen,  durch  welche  er  sich  verpflichten  soll,  selbst  solche 
Gesetze  und  staatliche  Anordnungen  zu  befolgen,  welche  mit  der  zwischen  den 
oberrheinischen  Staaten  und  dem  hl.  Stuhl  über  die  Errichtung  der  oberrhei- 
nischen E^chenprovinz  getroffenen  Üebereinkunft  und  mit  seinen  bischöflichen 
Pflichten  im  Widerspruch  stehen. 

Sänuntliche  Candidaten  erklärten  daher  Herrn  Jollj,  einen  solchen  vor- 
behaltlosen, unbeschränkten,  ihre  kirchliche  und  Gewissenspflioht  verletzenden 
Eid  nicht  zusichern  zu  können.  Sie  wurden  darauf  vom  Grrossherzog  als 
minder  genehm  bezeichnet  Dieser  Vorgang  ist  von  "V^chtigkeit,  insofern 
er  als  eine  positive  Antwort  auf  die  Frage  betrachtet  werden  muss,  nach  wel- 
chen Gründen  die  badische  Begierung  die  Genehmheit  eines  Candidaten  für 
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übrigens  auf  demselben  Grundgedanken  beruht,  aber  selbst  von  Fried- 
berg für  unzulässig  erklärt  wird,  einverstanden  erklären.  Dieses  Sy- 
stem geht  von  dem  Gedanken  aus,  dass  das  Domcapitel  nur  mit 
Hülfe  der  Regierung  zur  Aufstellung  einer  definitiven  Wahlliste  ge- 
langen könne,  indem  der  Landesherr  darüber  entscheiden  müsse,  ob 
die  von  dem  Capitel  auf  die  List«  zu  setzenden  Candidaten  ihm  ge- 
nehm seien.  Die  Ansicht  des  Landesherrn  soll  also  zunächst  durch 
eine  Vorliste  event.  wohl  durch  mehrere  Ve*listen  erforscht  werden. 

Ist  auf  diesem  Wege  eine  genügende  Zahl  genehmer  Personen 
ermittelt,  so  soll  die  Namensliste  derselben  dem  Landesherrn  noch- 
mals vorgelegt  werden  und  der  letztere  berechtigt  sein,  von  den  sei- 
nerseits schon  für  genehm  erklärten  Personen  die  minder  genehmen 
bis  auf  zwei  zu  streichen,  welche  ihm  die  genehmsten  sind  und  aus 
den  solchergestalt  designirten  zwei  landesherrlichen  Candidaten  soll 
denn  das  Capitel  sich  einen  wählen  dürfen. 

Wie  da  noch  von  einer  selbstständigen  Initiative  der  Capitel, 
von  der  Möglichkeit,  einen  mit  den  nöthigen  canonischen  Erforder- 
nissen ausgestatteten  Candidaten  durchzubringen ;  überhaupt  von  der 
Möglichkeit  einer  canonischen  Wahl  die  Rede  sein  könnte,  das  zu 
ergrönden  müssen  wir  den  Herrmanns  und  Sybels  überlassen,  nach- 
dem sie  selbst  »die  Interpretationskunst  Friedberg's  im  Stiche  gelas- 
sen hat.  Das  aber  möchten  wir  nur  noch  zum  Schlüsse  bemerken,  dass 
auch  das  in  dem  fortgesetzten  Zurücksenden  gestrichener  Listen  be- 
stehende Friedberg'sche  System  viel  eher  einer  wohlausgedachten 
Chicane,  als  einem,  dem  Ernste  und  der  Würde  eines  so  wichtigen 
Gegenstandes  entsprechenden  Akte  ähnlich  sieht^  wesshalb  wir  an- 


di8  Bischof^mt  bemisst.  Nnr  der  Candidat,  sagt  sie  durch  Herrn  Jollj,  ist 
dem  Landesherm  jB^enebm,  welcher  alle  Gesetze  und  Anordnungen  des  Staates, 
selbst  wenn  sie  mit  den  Pflichten  eines  katholischen  Bischofs,  mit  den  Kirchen- 
gesetzen, mit  den  Dogmen  im  Widerspruch  stehen,  zu  befolgen  bereit  ist  und 
im  Voraus  erklärt,  dass  er  dies,  falls  die  Wahl  auf  ihn  falle,  durch  einen  fei- 
erlichen Eid  Tersichem  wolle. 

Nach  diesen  Enthüllungen  wird  sich  Jeder,  welcher  überhaupt  nachden- 
ken kann,  Katholik  oder  Nichtkatholik,  überzeugen  müssen,  dass  die  Vornahme 
einer  Bisehofswahl  dem  Domcapitel  von  Freiburg  von  Seiten  der  Regierung 
unmöglich  gemacht  ist. 

Das  Capitel  hat  daher  die  von  ihm  Seitens  der  Regierung  verlangte 
Anfstellnng  einer  neuen  (in.)  Liste  Yerweigert,  weil  ein  solcher  Eid  rechtlich 
und  canonisch  ungültig  sei,  die  fragliche  Zusicherung  überhaupt  von  den  Ctrn- 
didaten  nicht  verlangt  werden  könne,  keine  Forderung  der  Wählbarkeit 
sei,  die  Liste  also  nach  Bulle  und  Breve  von  1827  rechtlich  nicht  beanstandet 
erscheine.  Dennoch  beharrt  Herr  J0II7  dabei,  dass  die  Candidaten  nicht  ge- 
nehm sden. 
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nehmen  zn  dürfen  glauben,  dass  es  ebenso  wie  die  Herrmann-Sybersche 
Methode  seine  Vernrtheilung  schon  in  der  Art  seiner  Begründuog 
selbst  trägt. 

Eine  besondere  Schwierigkeit  für  das  Exercitiam  der  einen  wie 
der  andern  Methode  bietet  übrigens,  wie  Friedberg  selbst  (S.  417) 
bemerkt,  das  Devolutionsrecht.  »Denn,c  sagt  er,  »die  Frist  zur  Ein- 
reichung der  Liste  ist  durch  die  Bulle  auf  einen  Monat  festgesetzt 
worden,  und  doch  soll  die  Liste  öfter  und  so  oft  eingereicht  werden 
können  und  müssen  \  bis  die  Wahl  eines  der  Regierung  genehmen 
Bischofs  möglich  wird.  »Muss  das,  so  fragt  er,  Alles  innerhalb  des 
einen  Monats  erfolgen,  wenn  nicht  das  Devolutionsrecht  in  der  vor- 
hin bei  Erörterung  des  hannoverischen  Rechtes  festgestellten  Weise 
Platz  greifen  soll?«  — 

Freilich  hilft  sich  Herr  Friedberg  über  diese  Schwierigkeit  mit 
einem  salto  mortale  hinweg. 

»Sobald  das  Gapitel  die  Liste  eingereicht  bat,  bemerkt  er,  ist 
»es  wegen  aller  weiteren  Verzögerungen  ohne  Schuld,  und  eine 
»solche  ist  doch  die  Bedingung  des  Eintrittes  des  Devolutionsrechts. 
»Denn  wenn  die  Regierung  Personen  für  missliebig  erklärt  und  da- 
»mit  das  Capitel  zur  erneuten  Einreichung  der  Liste,  nöthigt,  so  ist 
»das  Gapitel  schuldlos ,'  weil  es  nicht  verpflichtet  war,  sich  vor 
»der  Einreichung  der  Liste  über  die  ürtheile  der  Regierung  zu  in- 
»formiren  (dies  passt  freilich  nicht  auf  die  Hemnann'sche  Ansicht). 
»Es  erhellt  demnach ,  dass  die  in  der  Bulle  festgesetzte  Frist  sich 
»nur  auf  die  Einreichung  der  Liste  bezieht,  nicht  auf  die  Erledig- 
»ung  des  ganzen  Listenverfahrens,  dass  auch  nicht  einmal  anzuneh- 
»men  ist,  nach  Zurückgabe  der  ersten  Liste  sei  das  Gapitel  bei  der 
»Anfertigung  der  zweiten  wiederum  an  die  monatliche  Frist  gebun- 
»den.  Denn  die  Bulle,  welche  die  Frist  stellt,  weiss  von  meihrfacher 
»Einreichung  der  Liste  nichts,  (Sehr  richtig!)  das  ist  eine  nothwen- 
»dige  Consequenz  des  Breve  und  des  in  diesem  niedergelegten 
»Principes.« 

Oder  vielmehr,  möchten  mr  fortfahren,  eine  noth  wendige  Con- 
sequenz der  verkehrten  Auslegung,  welche  Dr.  Friedberg  dem  Breve 
angedeihen  lässt,  indem  er  ein  falsches  Princip  in  dasselbe  hinein- 
trägt —  Wir  sehen  aber,  welche  ganz  willkührliche,  weder  in  der 
Bulle,  noch  im  Breve  begründeten  Sätze  diese  Gonsequenz  des  Herrn 
Friedberg  in  ihrem  weiteren  Gefolge  hat  und  fühlen  uns  demgemäss 
zu  der  Annahme  versucht,  dass  das  Friedberg'sche  Recht  der  ober- 
rheinischen Bischofswahlen  keine  schlagendere  Yerurtheilung  erfah- 
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ren  konnte,  als  dies  durch  Herrn  Friedberg  selbst  in  dem  Passus 
aber  das  fragliche  Devolutionsrecht  geschehen  ist. 

Freilich  ist  die  Frist  Ton  vier  Wochen  innerhalb  welcher  die 
Liste  von  Seiten  des  Capitels  dem  Landesherrn  eingereicht  werden 
soll,  wie  schon  im  vorigen  Abschnitt  über  das  hannoverische  Becht 
auseinandergesetzt  worden  ist,  keine  DevolutionsMst.  Allein  auch 
die  wirkliche  Devohitionsfrist  von  drei  Monaten,  innerhalb  welcher 
das  Gapitel  das  Wahlgeschäft  beendet  haben  muss,  würde  ja  über 
dem  Exercitium  sowohl  der  Friedberg'scben  als  der  Hemnann-SybeP- 
schen  Wahlmethode  (richtiger  Wahlposse)  ebenso  gewiss  fruchtlos 
verstreichen,  wie  die  für  Aufstellung  der  Liste  vorgeschriebenen  vier 
Wochen,  ja  es  ist  überhaupt  nicht  abzusehen,  bis  zu  welchem  Zeit- 
punkte man  damit  fertig  werden  kannte,  da  das  Streichungsrecht, 
welches  die  genannten  Staatscanonisten  dem  Landesherrn  vindiciren, 
einer  Schraube  ohne  Ende  gleicht,  die  man  nicht  aufhören  würde 
zu  drehen ,  bis  man  von  dem  Gapitel  die  von  der  Regierung  positiv 
gewünschte  Wahl  erpresst  hätte. 

Indem  wir  das  über  den  Gonsecrationseid  und  die  Eammer- 
taxen  von  Friedberg  (S.  418)  Gesagte,  als  zu  Gegenbemerkungen 
nicht  geeignet,  übergehen,  werfen  wir  noch  einen  Blick  auf  die  in 
den  staatlichen  Fundationsinstrumenten  der  oberrheinischen  Bisthü- 
mer  und  der  landesherrlichen  Verordnung  der  oberrheinischen  Staa- 
ten vom  30.  Januar  1830  enthaltenen  kirchenpragmatischen  Be- 
stimmungen. 

Den  Inhalt  der  bezüglichen  Bestimmungen  hatten  wir  in  un- 
serer Schrift  gegen  Sybel  {Archiv  Bd.  31.  S.  73  ff.)  speciell  ange- 
führt. Er  besteht  in  nichts  weiter  als  in  einer  Reproduction  der  sp- 
genannten  Eirchenpragmatik  in  veränderter  Form,  zu  deren  Durch- 
führung sich  die  oberrheinischen  Regierungen  unter  einander  durch 
besondere  Staatsverträge  (vom  7.  October  1818,  8.  Februar  1821 
und  15.  November  1827)  verpflichtet  hatten,  und  die  sie  ungeachtet 
der  dem  hl.  Stuhle  gegebenen  Zusicherungen,  sie  fällen  lassen  zu 
taaUen^  dennoch  hinterrücks  in  dem  Bisthumsfundationsinstrumente, 
theOweise  auch  in  der  gedachten  landesherrlichen  Verordnung  den 
Bischöfen  und  Domcapiteln  der  neu  dotirten  Diöcesen  aufzudrängen 
suchten. 

Wir  haben  a.  a.  0.  dargethan,  dass  diese  staatliche  Vorschrif- 
ten, soweit  ihr  Inhalt  von  dem,  durch  völkerrechtlichen  Vertrag  mit 
dem  hl.  Stuhle  vereinbarten  Bestimmungen  der  Bulle  >Ad  domi- 
nicic  und  das  Breve  >Re  sacra«  abweicht,  nichtig  und  für  die  kaiho- 
tische  Kirche  unverbindlich  sind,  da  die  durch  ihre  Stipulation  mit 
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Born  gebundenen  Regierungen  nicht  etwas,  diesen  Negociationen  Zu- 
widerlaufendes anordnen  konnten. 

Dr.  Friedberg  muss  wenigstens  innerlich  derselben  Ansicht  sein, 
sonst  würde  er  ja  nicht  nöthig  haben,  mit  so  viel  Aufwand  von 
Schartsinn  und  geistiger  Mühe  das  auf  einem  völkerrechtlichen  Ver- 
trage mit  dem  hl.  Stuhle  beruhende  Becht  der  Bulle  und  des  Breve 
zu  ergründen,  sondern  sich  mit  der  Berufung  auf  die  Gesetzgebung 
der  oberrheinischen  Staaten  haben  begnügen  können.  Denn  in  der 
That  enthalten  die  in  den  Bisthumsfundationsinstrumenten  resp.  in 
der  landesherrlichen  Verordnung  niedergelegten  staatlichen  Vorschrif- 
ten mit  kurzen  Worten  das,  was  Herr  Friedberg  in  Bulle  und  Breve 
gern  hineininterpretiren  möchte,  aber  nicht  kann^  eben  weil  Bulle 
und  Breve  einerseits  und  die  Eirchenpragmatik  andrerseits  sich  wech- 
selseitig ausschliesseu,  mit  einander  absolut  unverträglich  sind. 

Dass  der  Staat  das  Becht  habe,  die  Bischofswahlen  durch  staat- 
liehe  Vorschritten  nach  seinem  Belieben  zu  regeln,  darüber  herrscht 
ja  bei  Herrn  Friedberg  wenigstens  kein  Zweifel.  Wozu  also  noch  das 
Weitere  erörtern,  was  der  hl.  Stuhl  mit  Bulle  und  Breve  habe  fest- 
stellen wollen,  wenn  nicht  Herr  Friedberg  von  der  Ansicht  ausginge, 
dass  wenigsten  in  dem  Falle  der  Staat  nicht  befugt  sei,  mit  seiner 
Gesetzgebung  auf  kirchlichem  Gebiete  nach  Willkühr  zu  schalten, 
wenn  er  durch  einen  Vertrag  mit  dem  Oberhaupte  der  katholischen 
Kirche  in  Hinsicht  auf  das  Maas  seiner  Bechte  und  Pflichten  ge- 
bunden ist. 

.  Dennoch  kann  sich  Herr  Dr.  Friedberg  nicht  entschliessen,  auch 
äusserlich  die  Consequenz  seiner  Bechtsansicht  zu  ziehen  und  die 
fraglichen  staatskirchlichen  Vorschriften  der  oberrheinischen  Regier- 
ungen als  das,  was  sie  in  der  That  sind,  als  recht-  und  wirkungs- 
los zu  bezeichnen.    Er  sagt  im  Gegentheil  S.  418: 

»Wie  wir  oben  gesehen  haben,  ist  das  oberrheinische  Recht 
der  Bischofswahlen  aber  auch  durch  eigene  staatliche,  auf  völ- 
kerrechtlichen Verträgen  beruhende,  gemeinsame  und  gleichlau- 
tende Vorchriften  normirt  gewesen  ,€ 
und  nachdem  er  diese  Vorschriften  inhaltlich  mitgetheilt,  geht  er 
S.  420  zu  der  Untersuchung  über,  was  von  denselben  jetzt,  nachdem 
inzwischen  neue  Staatskircbengesetze  (die  Maigesetze)  gemacht  worden 
sind,  noch  in  Kraft  sei. 

Die  Frage,  ob  die  einzelnen  Regierungen  befugt  gewesen  seien, 
von  den  unter  einander  geschlossenen,  obenerwähnten  Staatsverträ- 
gen  wieder  abzugehen  und  die  katholisch-kirchlichen  Verhältnisse  in 
ihren  Ländern  einseitig  abzuändern,   glaubt  Friedberg  bejahen  zu 
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können,  und  wir  schliessen  uns  dieser  Ansicht  an,  aber  nur  aus  dem 
Grunde,  weil  wir  meinen,  dass  diese  Staatsverträge  neben  der  Bulle 
>Ad  dominicic  und  dem  fireve  >Re  sacrac  nicht  fortbestehen  durften 
und  konnten. 

Herr  Dr.  Friedberg  sucht  dagegen  der  fortdauernden  Gültigkeit 
dieser  alten  staatskirchlichen  Vorschriften  thunlichst  das  Wort  zu  reden. 

Da  wir  an  unserem  Theile  dargethan  haben,  dass  die  Bestim- 
mungen der  Bisthumsfundationsurkunden  und  der  landesherrlichen 
Verordnung  vom  30.  Januar  1830,  so  weit  sie  mit  den  Vorschriften 
der  Bulle  »Ad  Dominicic  und  das  Breve  >Be  sacrac  nicht  im  Ein- 
klänge stehen,  f&r  die  katholische  Kirche  unwirksam  und  nichtig 
sind,  so  haben  wir  nicht  nOthig,  Herrn  Friedborg  auf  das  Gebiet 
seiner  Erörterungen  über  die  Frage  zu  folgen ,  was  von  diesen  Be- 
stimmungen nach  Erlass  der  nouen  Eirchengesetze  in  Baden  vom 
9.  Oc tober  1860  und  in  Württemberg  vom  25.  Januar  1862  noch 
in  Kraft  ist.  Wir  halten  auch  diese  neuen  Staatskirchengesetze  auf 
kirchlichem  Gebiete  für  wirkungslos,  weil  sie  im  Widerspruche  mit- 
dem  früher  mit  dem  heiligen  Stuhl  geschlossenen  Vertrage  vom 
Staate  einseitig  erlassen  sind ,  diesem  aber  ein  Gesetzgebungsrecht  in 
kirchlichen  Angelegenheiten  nicht  zusteht.  Insoweit  hinsichtlich 
einzelner,  von  den  erwähnten  besetzen  berührten  Angelegenheiten 
ein  modus  vivendi  mit  den  Bischöfen  gefunden  ist ,  mag  es  dabei 
einstweilen  bewenden,  der  modus  vivendi  ist  aber  nur  ein  thatsäch- 
lieber,  kein  von  dem  Obeichaupte  der  Kirche  anerkannter  Rechtsznstand. 

Was  die  Befugnisse  des  Staates  bei  den  Bischofs  wählen  anbe- 
langt, so  ist  durch  die  neuen  Staatskirchengesetze  für  Baden  und 
Württemberg  an  dem  Rechte  der  Bulle  und  des  Breve  nichts  geän- 
dert. Dasselbe  besteht  nach  wie  vor  als  die  einzig  massgebliche 
Norm  fort,  neben  welcher  weder  die  Bestimmungen  der  alten  Kir- 
chenpragmatik,  noch  auch  moderne  staatskirchengesetzUche  Vor- 
schriften  einen  Platz  finden  können. 

5. 

Friedberg^s  Ergebnisse  und  Kritik  des  geUenden  Hechtes.  - 

Dr.  Friedberg  hat  sich  in  einem  fünften  Gapitel  des  dritten 
Baches  seiner  Schrift  noch  mit  der  Erörterung  der  Frage  beschäf- 
tigt, ob  das  von  ihm  dargestdUe  Beckt  der  BischofswaUen  dem 
Siacde  ausreichende  Oarantieen  gewahre. 

Dieser  Erörterung  hat  er  eine  Betrachtung  über  die  mit  jener 
Frage  mcht  zu  verwechselnde  andere  Frage  vorausgeschickt,  oh  dieses 
geUende  Recht  auch  geeignet  sei,  dem  Staate  gute  Bischöfe  zu  ver^ 
schaffen.     Qute  Bischöfe    nämlich   im   Sinne   und  Geschmacke  des 
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den  Interessea  der  katholischen ,  Kirche  so  freandlich  gesinnten 
Herrn  Friedberg. 

Derselbe  yersteht  darunter  »Männer,  die  mit  dem  Priester- 
rocke nicht  ihre  Nationalität  ausgezogen  haben,  welche  die  Bezieh- 
ungen der  katholischen  Kirche  zu  anderen  Glaubensgenossen  im  mil- 
deren Sinne  auffassen,  die  sich  nicht  vor  jedem  römischen  Winde 
wiegen  und  beugen  lassen ,  sondern  mit  Festigkeit  des  Charakters 
eine  unssenschafüiche  Selbstständigkeit  verbinden,  c  ' 

Wer  Herrn  Friedbergs  wahre  Gesinnung  gegen  das  seiner 
göttlichen  Mission  sich  bewusste  Priesterthum,  seine  Feindseligkeit 
gegen  das  innerste  Wesen  der  katholischen  Kirche,  seinen  Hass 
gegen  das  Papstthum  als  göttliche  Institution  nicht  kennte,  möchte 
sich  vielleicht  durch  diese,  einigermassen  unklare  und  schwankende 
Begriffsbestimmung  täuschen  lassen  und  glauben,  es  liesse  sich  im- 
merhin noch  ein  Wort  der  Verständigung  mit  ihm  reden. 

Wir  haben  aber  genugsam  Gelegenheit  gehabt,  uns  mit  ihm 
zu  beschäftigen ,  um  das ,  was  er  mit  seiner  Charakteristik  T^guter 
BiscJü)fe€  eigentlich  sagen  will,  genau  herauszufinden.  Auch  tritt 
ja  weiterhin  seine  Gesinnung  immer  klarer  hervor. 

Bischöfe  nach  dem  Geschmacke  Friedberg*s  »kann  kein  Recht 
der  Bischofswahl  schaffen.  Sie  müssen  vom  Staate  grossgezogen 
werden.«  Und  dies  ist  nur  möglich,  wenn  der  Staat  Sorge  trägt, 
»dass  die  Bildung  der  jungen  Geistlichen  eine  wissenschaftliche  und 
»nationale  ist,  wenn  er  die  Unabhängigkeit  des  niederen  Klerus 
»sichert,  in  der  Voraussetzung,  dass  ein  selbstständiger  Pfarrer  auch 
»als  Bischof  Born  gegenüber  unabhängigen,  Sinn  bewahren  werde, 
»wenn  er  endlich  die  Geistlichen  und  die  Bischöfe  jeder  Zeit  fühlen 
»lässt,  dass  sie  niemals  dem  vom  Staat  erstrebten  guten  Einvemeh- 
»men  mit  der  römischen  Curie  geopfert  werden ,  sondern  im  Staate 
»die  festen  Wurzeln  auch  für  ihre  kirchliche  Stellung  finden.« 

Die  Erziehung  des  jungen  Klerus  wäre  also  Sache  des  Staates 
und  der  Geist,  in  welchem  die  Erziehung  zu  leiten,  derjenige  der 
TJnbotmässigkeit  gegen  die  geistlichen  Oberen ,  der  Geist  der  kirch- 
lichen Bebellion.  Sind  das  nicht  Grundsätze ,  von  denen  selbst  d^ 
Türke  sich  mit  Verachtung  abwenden  würde? 

Damit  aber  nicht  genug,  zieht  Herr  Friedberg  überdies  die 
Gelegenheit  gleichsam  mit  Haaren  herbei,  der  vollständigen  Knebelung 
der. katholischen  Kirche  durch  den  Staat  in  frecher  Weise  das  Wort  zu 
reden.  Indem  er  nämlich  sich  selbst  den  Einwand  macht,  ob  es 
jetzt  nicht  fast  zu  spät  für  den  Staat  sei ,  eine  so  grosse  Aufgabe 
auf  sich  zu  nehmen,  und  ob  er  nicht  besser  thue,   anstatt  fruchtios 
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mit  herbem  Kampfe  solchem  Ziele  nachzustreben ,  auf  jede  Einwir- 
kung bezüglich  der  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  zu  verzichten 
und  die  Trennung  yon  Kirche  und  Staat  durch  seine  Gesetzgebung 
zu  Terwirklichen ;  indem  er  die  Möglichkeit,  dass  der  Episcopat  noch 
selbstständig  werden  könne,  nachdem  er  zu  Gunsten  des* Papstes 
selbst  abgedankt  und  im  Goncil  sich  zum  Yicariat  des  Papstthums 
degradirt  habe,  in  Frage  stellt,  yerschafft  er  sich  nur  den  entspre- 
chenden Anlass,  seinem  staatskirchlichen  Zelotismus  in  folgenden 
Worten  Luft  zu  machen. 

»Wir  halten  far  unnöthig,  hier  noch  einmal  eine  Lanze  gegen 
die  Trennung  von  Staat  und  Kirche  zu  brechen.  Wir  wissen,  dass 
sie  dem  Staate  kirchlichen  Frieden  und  die  von  vielen  ersehnte 
Buhe  bringen  würde,  aber  die  Buhe  des  Kirchhofes.  Denn  in  der 
That  wäre  es  mit  der  Souveränität  des  Staates  vorbei.  Die  Kirche 
würde,  auch  staaäich  nicht  anerkannt^  einen  Staat  im  Staate  bilden, 
sie  würde  mit  ihren  unzähligen  Fangarmen  den  Geist  der  Nation 
umfassen,  ersticken,  ertödten  und  mit  ihm  Alles ,  was  wir  als  die 
höchsten  Güter  des  bürgerlichen  Lebens  schätzen  und  achten.  Mag 
man  uns  einwenden,  wir  fürchten  die  Kirche ,  und  wollen  sie  da- 
rum fesseln.     Wir  beabsichtigen  nicht,  das  zu  bestreiten. 

Aber  gibt  man  einem  gefährlichen  Gegner  die  Hände  frei,  da- 
mit er  sie  zur  Minirarbeit  benutzen  kann,  so  lange  man  noch  im 
Stande  ist,  ihn  mit  der  Waffe  abzuhalten  und  zu  bändigen.  Das 
wäre  eine  kurzsichtige,  eine  thörichte  Politik,  die  für  die  erträumte 
Buhe  der  Väter  den .  Frieden  der  Kinder  opferte. 

Und  auch  das  Goncil  mit  seinem  Beschlüsse  kann  uns  in  die- 
ser Meinung  nicht  irre  machen. 

Der  deutsche  Episcopat  war  aus  den  hier  geschilderten  Ursa- 
chen schon  längst  zum  willenlosen  Spielballe  der  Gurie  geworden, 
ehe  das  Goncil  berufen  wurde.  Das  Yaticanum  hat  nur  legalisirt 
(sehr  gut!)  was  factisch  längst  vorhanden  war  (die  Infallibilität !) 
Aber  ebenso  werden  auch  umgekehrt  die  Bischöfe  factisch  die  Selbst- 
ständigkeit erlangen  und  festhalten,  wenn  dieser  die  nothwendige 
Basis  gegeben  wird.  Das  Becht  des  Goncils  wird  ein  todter  Buch- 
stabe werden,  falls  der  Staat  die  von  uns  gezeichnete  Aufgabe  ge- 
löst haben  wird'.c 

So  weit  Herr  Friedberg.  Wie  nun  aber,  wenn  Herr  Friedberg 
sich  als  falscher  Prophet  erwiese?  Wenn  die  Anstrengungen  des 
^Staates,  die  ihm  von  unserem  Staatscanonisten  zugedachte  Aufgabe 
zu  lösen,  nicht  den  Erfolg  hätten ,  das  Recht  des  Concüs  zu  einem 
todten  Buchstaben  zu  machen?  Wenn  es  nicht  gelänge,  den  jungen 
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Klerus  zu  corrumpiren,  rebellische  Pfarrer  und  Bischöfe  heranzuzie- 
hen? Wenn  die  katholischen  Junglinge,  welche  sich  dem  priesterli- 
chen Berufe  widmen  wollen,  mit  Verachtung  einer  Erziehungsme- 
thode den  Rücken  kehrten,  deren  Zweck  wäre,  sie^  zu  willenlosen 
Werkzeugen  in  der  Hand  Derer  zu  machen,  welche  die  katholische 
Kirche  in  Fesseln  schlagen  wollen?  Wenn  die  Neigung  zum  Poli- 
zeidienst im  Priesterstande  geringer  wäre ,  als  dass  der  Staat  auf 
eine  Lösung  der  Priedberg'schen  Aufgabe  sich  Rechnung  machen  dürfte? 

Ja,  Herr  Friedberg  hat  Recht,  die  Kirche  umfasst  mit  ihren 
Fangarmen  den  Geist  der  Nationen,  aber  sie  erstickt  und  ertödtet 
ihn  nicht,  sondern  macht  ihn  frei  und  nährt  ilin  mit  der  Wissen- 
schaft und  Wahrheit  der  göttlichen  Lehre  und  darum  haben  die 
Friedberg's  alle  Ursache,  die  Kirche  zu  fürchten,  ihr  Fesseln  zu  be- 
reiten. Wie  armselig  aber  muss  es  um  eine  Wissenschaft  bestellt 
sein,  zu  deren  Koryphäen  ein  Friedberg  gehört.  Glaubt  der  Staat 
durch  Befolgung  der  .Rathschläge  solcher  Männer  der  Wissenschaft 
sein  Heil  zu  fördern,  so  mag  er  es  versuchen,  die  katholische  Kirche, 
welche,  wie  Herr  Friedberg  sehr  bezeichnend  für  seinen  widerchrist- 
lichen Standpunkt  sagt,  dem  Staate  fast  zweitausend  Jahre  getrotzt 
hat  '),  wird  sich  auch  vor  der  neuheidnischen  Theorie  der  modernen 
Staatsomnipotenz  nicht  beugen ,  sondern  abwarten,  bis  die  Rath- 
schlage  der  gesunden  Vernunft  wieder  williges  Gehör  finden. 

'  Indem  Dr.  Friedberg  nach  dieser  Excursion  wieder  zu  der 
Frage  zurückkehrt,  ob  das  jetzt  geltende  Recht  bezüglich  der  Be- 
setzung der  Bischofstühle  für  den  Staat  ausreichend  sei,  um  aus  guten 
Klerikern  die  besten  Bischöfe  zu  machen,  glaubt  er  diese  Frage  im 
Allgemeinen  bejahen  zu  können.  Er  meint  natürlich  das  jetzt  geltende 
Recht,  wie  er  dasselbe  dargestellt  hat^  nicht  wie  es  in  Wirklichkeit 
besteht  und  auch  dabei  glaubt  er  noch  verschiedene  Momente  im 
einschränkenden  Sinne  als  wichtig  hervorheben  zu  müssen. 

Ein^s  dieser  Momente  ist,  dass  nach  seiner  Meinung  das  han- 
noverische Recht  der  Bischofswahlen  nichts  tauge ,  weil  aus  einer 
Liste  von  lauter  möglicher  Weise  für  den  bischöflichen  Stuhl  nach 
Ansicht  des  Staates  untauglichen  Candidaten  nie  ein  tauglicher  Bi- 
schof hervorgehen  könne. 

Bas  ist  freilich  wahr,  dass  der  Wahlmodus  der  Bulle  >Ld- 
pensac    ehrlich    gehandhabt,   nicht    zur  Wahl   eines  tauglichen  Bi- 

1)  Da  dieses  Trotzen  sich  also  auch  aof  die  ersten  christlichen  Jahrhon- 
derte  bezieht,  so  macht  Friedberg  der  katholischeB  Kirche  allem  Anschein  aacb 
daraus  einen  Vorwurf,  dass  sie  ihre  Mission  dem  heidnischen  Staate  gegen- 
über durchgefill^  hat. 
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schofis  im  Sinne  des  Herrn  Friedberg  führen  wird ;  denn  Gandidaten 
nach  seinem  Gescbmacke  wird  keines  der  beiden  hannoverischen 
Domcapitel  jemals  auf  die  Liste  setzen,  folglich  auch  nicht  wählen. 
Die  Dekathoiisirung  des  Klerus  müsste  schon  weit  gediehen  sein, 
wenn  die  Mehrzahl  der  Gapitularen  hinsichtlich  ihrer  Geistesrichtang 
Herrn  Friedberg  gleichen  sollten.  Wäre  ein  solcher  Zustand  mög- 
lich, so  würde,  falls  die  Wahl  auf  einen  Gandidaten  dieser  Bichtong 
fiele,  der  Informationsprocess  vielleicht  gar  nicht  einmal  nöthig  sein, 
um  den  Papst  zu  bestimmen ,  den  Gewählten  die  Bestätigung  zu 
versagen. 

Es  Jässt  uns  daher  sehr  ruhig,  wenn  Dr.  Friedberg  das  Recht 
der  Bischofswahlen  in  Hannover  durch  den  Vorschlag  zu  verbessern 
trachtet,  der  Staat  solle  im  Wege  der  Staatsgesetzgebung  nachhel- 
fend  verordnen ,   dass   eine   nicht  genehme  Person  niemals  Bischof 
werden  könne.    Es  wäre  also  eine  Art  von  »Staatsbrevec  zur  Bulle 
>Impensa,€  was  Friedberg  fordert.    Damit  soll  sich  der  Staat,  wie 
Friedberg   meint,    keines   unerlaubten    Eingriffes  in  die  kirchliche 
Selbstständigkeit  schuldig  machen.    Denn  Born  selbst  habe  die  Bre- 
ven  »Quod  de  fideliumc  und  >Be  sacrac   erlassen.    Der  Staat  über- 
schreite damit  nicht  die  Grenzen  seiner  gesetzgeberischen  Befugniss ; 
denn  er  habe  auf  dieselbe  zwar  bezüglich   der  Bischofswahlen  ver- 
zichtet, indem  er  diese  zu  dem  Objecte  eines  mit  der  Gurie  geschlos- 
senen Vertrages   gemacht,  aber  er   habe  das  letztere  doch  nur  mit 
Auirechthaltung  seiner  übrigens  unveräusserlichen  Hoheitsrechte  gethan. 
Wieder  eine  vortreffliche  Moral  und  Logik.    Wenn  der  Staat 
Hannover  diese  angeblichen  Hoheitsrechte  far  unveräusserlich  ansah, 
dann  durfte  er  ja  mit  dem  heiligen  Stuhle  über  Gegenstände,  die  in 
den  Bereich  dieser  Hoheitsrechte  fielen,  gar  nicht  pactiren.    Hat  er 
aber  pactirt,  so  muss  er  auch  halten ,  was  abgemacht  ist  und  kann 
eine  etwaige  Vertragsbrüchigkeit  nicht   mit  Berufung  auf  die  Ho- 
heitsrechte   bemänteln.    Dem   heiligen  Stuhle    gegenüber   hat  auch 
Hannover  bezüglich  des  Inhaltes  des  der  Bulle  »Impensac  zu  Grunde 
liegenden  Vertrages  nicht  seine  Hoheitsrechte  gewahrt,  das  ist  nur 
gelegentlich   der  staatlichen   Publication   der  Bulle  »Impensac  ge- 
schehen, und  zwar  ohne  rechtlichen  Effect  in  Bezug  auf  den  Inhalt 
der  Bulle.  —  Wie  soll  aber  der  Staat  eine  Verordnung,  ähnlich  dem 
Breve   >Be  sacrac   an  die  Gapitel  erlassen  können,  da  der  Gegen- 
stand dieser  Verordnung  ganz  und  gar  auf  kirchlichem  Gebiete  lie- 
goi  würde.    Die  Exemplification  auf  den  Erlass  des  Breve   »Ouod 
de  fideliumc  Seitens  des  apostolischen  Stuhles  passt  doch  hier  nicht, 
da  zwar  der  Papst  als  der  Gesetzgeber  auf  kirchlichem  Gebiete  voll- 
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kommen  berechtigst  ist,  den  Domcapiteln  Vorschriften  über  die  Bi- 
schofswahl zu  machen,  nicht  aber  der  Staat  und  überdies  Staat  und 
Kirche  über  den  Inhalt  des  zu  erlassenden  Breve  vorher  sich  ver- 
einigt  hatten^  was  bezüglich  des  Friedberg^schen  Vorschlags  selbst- 
verständlich nicht  geschehen  soll. 

Dieser  Vorschlag  directen  Uebergreifens  des  Staates  in  kirch- 
liches Gebiet  kann  daher  Jemandem,  der  die  Sache  versteht ,  wohl 
kaum  mehr  als  ein  Lächeln  abnöthigen. 

Kaum  anders  steht  es  mit  dem  Vorschlage ,  wonach  der  Staat 
die  Wahl  einer  ungenehmen  Person  zum  Bischof  indirect  dadurch 
verhüten  soll,  dass  er  die  grOsste  Sorge  auf  die  Zusammensetzung 
der  Domcapitel  verwende.  In  dieser  Beziehung  findet  Friedberg  das 
geltende  Recht  nicht  ausreichend. 

»In  den  alten  preussischen  Provinzen,«  sagt  er,  »nominirt  kraft 
päpstlichen  Indultes  der  König  zu  den  Domhermstellen  im  Januar, 
März,  Mai,  Juli,  September,  November  in  den  übrigen  Monaten  der 
Bischof ;  in  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  alterniren  Bischof  und 
Gapitel  selbst  in  Besetzung  der  Canonicate,  wobei  durch  das  Breve 
»Diemquem  vobis«  vom  21.  Mai  1827  dem  Bischof  zur  Pflicht  ge- 
macht ist,  keine  persona  minus  grata  zu  ernennen.  In  Preussen 
und  Hannover  existirt  eine  solche  Gautel  nicht,  am  Oberrhein  ist 
sie  nicht  ausreichend.  Darum  ist  es  nothwendig,  den  in  dem  preus- 
sischen Gesetz  vom  11.  Mai  1873  für  die  Seelsorgstellen  ausgespro- 
chenen Grundsatz  auf  die  Capitelsstellen  auszudehnen  und  auch  hier 
zu  verlangen,  wie  das  ein  in  Baden  der  Kammer  vorgelegter  Ge- 
setzentwurf auch  thut,  —  dass  die  Domhermwürde  keiner  Person 
fibertr^n  werden  kann,  gegen  deren  Anstellung  von  der  Staatsre- 
gierung ein  Einspruch  erhoben  worden  ist.  Nur  dass  wir  hier  — 
wie  bei  Anwendung  desselben  Bechtssatzes  auf  die  Bischofiswahlen 
in  den  beiden  ehemaligen  hannoverischen  Diöcesen  —  nicht  wün- 
schen, dass  die  Regierung  sich  über  die  Gründe  des  Widerspruchs 
zu  verantworten  habe.  Denn  es  handelt  sich  bei  diesen  Aemtem 
um  Requisite,  deren  Mangel  nicht  jedesmal  im  Beweisverfahren  zu 
erhärten  ist,  es  handelt  sich  um  die  Beurtheilung ,  welche  die  Re- 
gierung von  der  ganzen  Persönlichkeit  des  Gandidaten  hat  und  welche 
die  Befähigung  und  Tüchtigkeit  derselben  im  Allgemeinen  wohl  an- 
erkennen mag ,  sie  aber  doch  für  das  wichtige,  in  Frage  stehende 
Amt  untauglich  erachtet.c 

Es  soll  also  auch  hier  wieder  der  Staat  als  Gesetzgeber  ein- 
greifen, unbekümmert  um  das  ihm  fremde  Terrain,  unbekümmert  um 
die  mit  dem  heiligen  Stuhle  geschlossenen  Verträge,  und  Herr  Fried- 
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berg  meint,  dass,  wenn  der  Papst  selbst  dem  subjectiven,  uncontrol- 
lirbaren  ürtheile  des  Monarchen  in  Prenssen  nnd  am  Ober-Rhein 
das  Veto  gegenüber  der  Bischofe^ahl  zugestanden  habe,  wohl  unbe- 
denklich dasselbe  Prineip  in  Hannover  und  für  die  Capitelspfründen 
zur  Anwendung  kommen  könne. 

Nur  nicht  im  Wege  der  Staatsgesetegehtmg  ^  antworten  wir, 
nur  nicht  ein  absolutes  Veto,  wie  Friedberg  vorschlägt. 

Es  ist  merkwürdig,  dass  man  am  Schlüsse  des  Friedberg'schen 
Werkes,  nachdem  also  der  Verfasser  sich  durch  430  Seiten  bemfiht 
hat,  seine  Auffassung  von  dem  Rechte  des  Staates  bei  den  Bischofs- 
wahlen historisch  und  dogmatisch  als  richtig  zu  beweisen,  auf  die 
Frage  stösst,  ob  denn  das  Recht  der  Bischofswahlen  auch  wirklich  ~ 
80  beschaffen  sei,  wie  er,  Friedberg,  es  behauptet  habe.  Klingt 
das  nicht  wie  die  Stimme  des  mahnenden  Gewissens? 

»Wie,  wenn  unsere  Gegner  Recht  hätten?€  fragt  Herr  Fried- 
berg sich  selbst. 

Nun  ja ,  sie  haben  auch  Recht!  Der  Wortlaut  der  Circum- 
scriptionsbuUen  und  der  Explicativ-Breven  und  der  Inhalt  der  di- 
plomatischen Yerhandlungen ,  aui  denen  das  Recht  der^  Bullen  und 
Breven  als  vertragsmässiger  Grundlage  beruht ,  beweisen  auf  das 
Klarste,  dass  das  gute  Recht  auf  Seiten  der  Kirche  ist  und  immer 
gewesen  ist  Gibt  doch  Friedberg  selbst  zu,  dass  die  Normen  aber 
die  Bichofswahlen  von  der  Curie  so  formulirt  seien  (Wortlaut),  dass 
Streit  und  Controverse  möglich  wurde,  nicht  etwa  durch  die  Wort- 
fassung der  betreffenden  Bestimmungen  der  Bullen  und  Breven,  die 
an  sich  an  Deutlichkeit  nichts  zu  wünschen  übrig  lässt ,  sondern 
durch  die  mit  dem,  zwischen  den  Staaten  und  dem  heiligen  Stuhle 
vereinbarten  Inhalte  dieser  Documente  geradezu  unvereinbare  Ten- 
denz iler  Regierungen,  sich  an  das  vereinbarte  Recht  nicht  zu  hal- 
ten, sondern  ihre  Kirchenpragmatik  auf  dem  Wege  der  Staatsgesetz- 
gebang  durchzufahren« 

Dass  die  Regierungen  den  Inhalt  ihrer  Kirchenpragmatik,  be- 
ziehungsweise ihres  eigenen  Staatskirchenrechts  vom  heiligen  Stuhl 
sanctionirt  haben  wollten,  ist  richtig,  ebenso  gewiss  ist  aber ,  dass 
sie  mit  diesem  Vorhaben  auf  den  principiellsten  Widerstand  des  hei- 
ligen Stuhles  gestossen  sind  und  sich  zuletzt  mit  denjenigen  Con- 
cessionen  begnügt  haben,  die  in  den  Bullen  und  Breven  ihren  Aus- 
druck gefunden  haben,  und  zwar  dies  unter  der  ausdrücklichen 
Voraussetzung,  dass  sie  die  Pragmatik  hätten  fallen  lassen.  Dessen 
ungeachtet  behaupten  zu  wollen,  wie  Friedberg  thut,  nicht  das,  was 
weh  Wortlaut  und  Sinn  der  Bullen  und  Breven  sich  als  vereinbart 
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darstellt,  sondern  was  die  Regierungen  nach  ihren  heimlich  festge- 
haltenen Tendenzen  als  Goncession  des  heiligen  Stuhles  erstrebt 
hätten,  sei  das  vereinbarte  Becht,  und  die  Staaten  wären,  wenn  der 
heilige  Stuhl  in  Praxi  das  nicht  anerkennen  wolle,  berechtigt,  ihre 
Verträge  mit  demselben  als  nichtig  zu  betrachten,  damit  die  ganze 
Dotation  der  Diöcese  über  den  Haufen  zu  werfen  und  im  Wege  der 
Gesetzgebung  die  Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  zu  regeln, 
wie  sie  Lust  hätten:  das  ist  sicher  das  Tollste,  was  auf  dem  Wege 
der  Interpretation  zur  Untergrabung  von  Becht  und  Gerechtigkeit 
seither  geleistet  worden  ist. 

Mögen  die  Staaten  thun,  was  ihnen  beliebt,  dem  Bathe  des 
Herrn  Friedberg  folgen  oder  nicht.  In  dem  Punkte  aber  würden 
sie  sich  täuschen,  wenn  sie  mit  Friedberg  darauf  rechnen  wollten, 
dass  mit  Aufhebung  der  Gircumscriptionsbullen  der  deutschen  ka- 
tholischen Kirche  der  Boden  unter  den  Füssen  entzogen  werde,  und 
dass  eben  darum  Bom  sich  wohl  hüten  werde ,  dazu  Anlass  zu  ge- 
ben, falls  es  bei  den  Staaten  auf  ernste  Energie ,  auf  ein  entschie- 
denes »Entweder  —  Oderc  stiesse. 

Die  Brodkorbfirage  steht  für  den  heiligen  Stuhl  stets  in  zwei- 
ter Linie.  Ob  also  die  Staaten  der  Kirche  die  in  den  Gircumscrip- 
tionsbullen ausgesetzte  Dotation  entziehen  oder  nicht,  fällt  für  den 
heiligen  Stuhl  nicht  ins  Gewicht,  wenn  es  sich  darum  handelt,  Prin- 
cipien  zu  opfern.  Hauptprincip  der  katholischen  Kirche  ist  aber, 
dass  sie  in  allen  Angelegenheiten,  welche  in  das  Gebiet  der  ihr  von 
Gott  gestellten  Aufgabe  fallen,  keine  Souveränität  über  sich  aner- 
kennt, sich  dem  Staate  nicht  beugt;  und  zu  diesen  Angelegenheiten 
gehört  die  Besetzung  der  Bischofsstühle.  Souverän  auf  ihrem  Ge- 
biete wird  sie  nach  Zerstörung  der  jetzt  vorhandenen  äusseren  Or- 
ganisationen stets  Mittel  und  Wege  finden,  neue  Organisationen  — 
auch  ohne  die  Staaten  —  zu  schaffen,  welche  für  die  Erfüllung 
ihrer  Zwecke  wenigstens  nothdürftig  ausreichen ,  bis  bessere  Zeiten 
ihr  die  Gelegenheit  bieten ,  das  mit  Gewalt  Zerstörte  wieder  auf- 
zurichten. 

Bezeichnend  ist  es,  wenn  Friedberg  dem  Staate  nicht  sowohl 
das  Recht,  als  vielmehr  die  Macht  zuerkennt,  nach  Zerreissung  der 
Verträge  mit  dem  heiligen  Stuhl  den  Inhalt  der  Gircumscriptions- 
bullen durch  selbstständige  Gesetzgebung  festzustellen  und  damit 
zugleich  das  von  ihm  in  Anspruch  zu  nehmende  Mass  von  Befugnis- 
sen in  Bezug  auf  die  Besetzung  der  Bischofsstühle.  Dass  der  Staat 
ein  Recht  hierzu  nicht  habe,  räumt  also  Friedberg  selbst  ein ;  ob  er 
die  Macht  zu  einer  selbstständigen  Gesetzgebung  der  angedeuteten 
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^rt  baben  wird  ,  das  kann  Friedberg  nicht  wissen,  das  ist  allein 
Gott  bekannt,  von  dem  auch  heute  noch  gilt,  was  im  »Magnificatc 
so  schön  gesagt  ist: 

»Fecit  potentiam  in  brachio  sao, 

Deposoit  superbos  mente  cordis  std, 

Deposnit  potentes  de  sede  et  exaltabit  hnmile8.€ 

Sehr  unmotivirt  ist  daher  die  von  Friedberg  zar  Schau  getra- 
gene Zuversicht,  womit  er  behauptet,  der  Staat  könne  dann  —  nach 
Erlass  solcher  Machtgesetze  —  ruhig  abwarten,  bis  Eom  des  Pro- 
testirens  müde,  sich  der  Majestät  des- staatlichen  Gesetzes  füge \ 
denn  es  fragt  sich  noch  sehr,  ob  der  Staat  überhaupt  in  die  Lage 
des  ruhigen  Zuwartens  kommen,  würde,  und  die  , Beantwortung  die- 
ser Frage  hängt  nicht  von  der  Befolgung  der  Dictate  des  Herrn 
Friedberg  ab. 

Was  die  Wahl  des  Capitelsvicars  anlangt,  so  hatte  Herr  Fried- 
berg gewünscht,  dass  dieselbe  ebenfalls  durch  die  staatliche  Gesetz- 
gebung geregelt  und  an  dieselben  Bedingungen  geknüpft  werde.  In- 
zwischen ist  das  preussische  Gesetz  über  die  Verwaltung  erledigter 
katholischer  Bisthümer  vom  20.  Mai  1874  ergangen, 

(cf.  Archiv,  Bd.  82.  S.  395.), 
welches,  wenn  es  auch  nicht  nach  den  Vorschlägen   unseres  Staats- 
canonisten  redigirt  ist,  doch  wie  wir  annehmen  dürfen,  seinen  Wün- 
schen entsprechen,  aber  den  Tag  seiner  Anwendung  auf  einen  rö- 
misch-katholischen Capitelsvicar  nicht  erleben  wird. 

Friedberg  hatte  sich  die  Sache  so  ausgedacht:  Es  darf  auch 
zum  Capitelsvicar  Niemand  bestellt  werden ,  welcher  der  Begierung 
nngenehm  ist,  und  er  darf  nur  so  lange  fungiren ,  bis  der  in  den 
Gesetzen  vorgeschriebenen  Frist  entsprechend  ein  Bischof  gewählt 
ist.  Kommt  es  nicht  zur  Wahl  eines  solchen ,  entweder  weil  das 
Capitel  das  Becht  der  Regierung  missachtet,  oder  der  Papst  das- 
selbe in  gewohnter  Weise  (sie!)  bricht,  dann  soll  der  Staat  dem 
letzteren  die  unausweichliche  Alternative  stellen:  entweder  Nach- 
giebigkeit der  Curie  auf  Grund  des  vertragsmässig  geltenden  Bechts 
(ein  solches  besteht  aber  gar  nicht  bezüglich  der  Wahl  der  Capi- 
telsvicare)  oder  Aufhebung  des  letzteren  zugleich  mit  der  Beseitig- 
ung des  Capitels  und  der  ganzen  kirchlichen  Organisation  des  Landes 
und  einseitige  staatliche  Anordnung. 

Nun  —  wir  bekennen  uns,  wie  schon  angedeutet,  als  entschie- 
dene Gegner  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1874,  die  Bemerkung  kön- 
nen wir  aber  doch  nicht  unterdrücken ,  dass  vom  Standpunkte  der 
Cülturkämpfer  betrachtet,  dieses  Gesetz  im  Vergleiche  zu  den  när- 
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risch    fanatischen   Yorscblägen   des   Herrn  Friedberg  ein  Specimen 
staatsmännischer  Weisheit  ist. 

Seinem  ganzen  Werke  hat  Dr.  Friedberg  die  Krone  aufgesetzt 
mit  den  Schlnssworten : 

»Die  Staaten  haben  erfahren,    dass  sie  anch  ohne  kirchliche 
Gircumscription   ihrer  Gebiete  leben    können  (freilich  in  den 
Zeiten  des  Heidenthums !) :    möge    denn    die   römische  Kirche 
erproben,    in  wie  weit  sie  es  im  Stande  ist.     Vidleicht  wird 
die  Existenz  des  aUkaiholischen  deutschen  Bischofs  schon  ge- 
nügen, Rom  ssur  Besinnung  zu  bringen.t 
Wenn  die  katholische  Kirche  während  ihres  fast  neunzehnhun- 
dertjährigen  Bestehens  keine  anderen  Gefahren  zu  bestehen   gehabt 
hätte,  als  diejenige  ist,  die  ihr  etwa  Herr  Hubertus  Beinkens  brin- 
gen kann,  so  würde    sie  der  felsenfesten  Fundamente,   die  ihr  der 
Herr  gegeben  hat,  wahrlich  nicht  bedurft  haben. 

Wer  ist  Herr  Beinkens  im  Vergleiche  zum  rechtmässigen 
Nachfolger  des  heiligen  Petrus,  den  Christus  selbst  mit  aller  Ge- 
walt ausgerüstet  und  zum  Oberhaupte  seiner  Kirche  gesetzt  hat! 


Das  Friedberg'sche  Werk  über  die  Bischo&wahlen  enthält  noch 
vier  Anhänge,  von  welchen 
Nr.     I.  die  Besetzung  der  Bischofsstühle  in  Oesterreich, 

>  n.  die  altkatholische  Bischofswahl, 

>  HI.  die  Einrichtung  der  katholischen  Feldpropstei, 

>,   lY.  die  Besetzung    der    Bisthümer    nach    französischem  Becht 
(Metz,  Strassburg) 
betriflR. 

Zu  einer  eingehenden  Besprechung  bieten  diese  Anhänge  kei- 
nen Anlass.    Sie  enthalten  meist  Historisches. 

Berichtigen  möchten  wir  indessen  ad  U.  die  Behauptung,  das 
Dogma  von  der  Infallibilität  sei  in  Deutschland  auf  einen  heftigen 
Widerstand  gestossen,  welcher  sich  immermehr  vertieft  und  schliess- 
lich zu  einer  eigenen  altkatholischen  Gemeindebildung  gefuhrt  habe. 

Wir  unsererseits  haben  doch  auch  die  sogenannte  altkatho- 
lische Bewegung  mit  offenen  Augen  verfolgt  und  gesehen,  welche 
Anstrengungen  es  die  Agitatoren  gekostet  hat ,  die  Sache  einiger- 
massen  in  Fluss  zu  bringen,  aber  von  einer  Vertiefung  des  von  eini- 
gen hochmüthigen  Professoren  und  einer  Anzahl  innerlich  längst 
vom  katholischen  Glauben  abgefallener  Namenskatholiken  ausgegan- 
genen Widerstandes  gegen  das  erwähnte  Dogma  haben   wir    bisher 
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durchaus  nichts  wahrnehroen  kennen.  Das  katholische  Volk  kehrt 
dem  ganzen  Treiben  der  sogenannten  Altkatholiken  mit  Entrüstung 
den  Rucken,  die  ganza-  altkatholische  Bewegung  ist  trotz  aller  daran 
verschwendeter  Staatsgelder  im  Rückgange  begriffen. 

Was  ad  III.  die  Errichtung  der  preussischen  Peldpropstei  an- 
langt, so  ist  darüber  und  über  das  Disciplinarvertahren  gegen  den 
Feldpropst  Namszanowski  {Archiv,  Bd.  32.  S.  83—126  und  S.  280 
bis  348)  eine  ausföhrliche  Abhandlung  von  einem  preussischen  Ju- 
risten verüffentlicht  worden.  Wir  können  uns  darauf  beziehen,  be- 
merken  indess,  dass  Friedberg  in  der  Lage  gewesen  ist,  von  den 
diplomatischen  Aktenstücken  Einsicht  zu  nehmen  ,  welche  sich  auf 
die  Errichtung  der  Feldpropstei  beziehen,  wir  wissen  nicht,  ob  mit 
oder  ohne  Erlaubniss  des  Chefs  des  auswärtigen  Amtes.  Der  Arnim- 
Paragraph  des  Strafrephtes  spielte  ja  damals  noch  keine  Rolle. 

In  dieser  Beziehung  ist  es  von  Interesse,  den  Passus  S.  453 
457  der  Friedberg'schen  Schrift  zu  lesen. 

In  dem  Anhange  lY.  gelangt  Friedberg  nach  Vorausschickung 
einer  historischen  Entwickelung  der  Rechtsverhältnisse  in  Bezug  auf 
die  Bischofsstühle  von  Strassburg  und  Metz  schliesslich  wieder  zu 
dem  Vorschlage,  das  Recht  des  Staates  Betreffs  der  Besetzung  die- 
ser Bischofsstühle  einseitig  durch  ein  Staatsgeseta  zu  regeln.  Der- 
gleichen Vorschläge  sind  ja  ausserordentlich  leicht  gemacht ,  wenn 
man  die  Folgen  davon  nicht  zu  verantworten  braucht. 

Die  Katholiken  in  Elsass-Lothringen  und  der  heilige  Stuhl 
werden  einem  etwaigen  Gesetzgebungsversuche  dieser  Art  ebenso  ru- 
hig entgegensehen,  wie  die  Katholiken  Preussens  ruhig  abwarten 
können,  wie  sich  die  gesetzgeberischen  Thaten  des  ^Juristen^  Falk 
auf  staatskirchlichem  Gebiete  flr  das  Wohl  des  Staates  bewähren 
werden. 
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XXIII. 

Die  französischen  und  amerilcanisciien  Synoden  Ober  die 

Civilelie. 

(Eichstatter  Pastoral-Blatt  1875  Nr.  44.  45.  50.  und  51.) 

I.  Die  Givilehe  beschäftigte  selbstverständlich  die  Pro?inzial- 
und  Diöcesan-Synoden  jener  Länder ,  in  denen  dieses  Institut  seit 
länger  besteht,  vor  Allem  die  Kirche  Prankreichs;  denn  in  Frank- 
reich wurde  die  Civilehe  geboren. 

Wir  finden  es  nicht  ohne  Interesse  für  uns,  zu  wissen,  welches 
Verhalten  die  französische  Kirche  gegenüber  der  Civilehe  eingeschla- 
gen und  welche  Vorschriften  sie  dessfalls  auf  ihren  Synoden  gege- 
ben hat.  Die  Vorschriften  dieser  Synoden  entnehmen  wir  aber  meist 
dem  4.  Bande  der  neuesten  Concilien-Sammlung  von  Maria-Laach 
(Acta  et  decreta  SS.  Conciliorum  recentiorum.  CoUectio  Lacensis. 
Priburgi  Brigoviae  1873). 

Es  ist  naturlich  zunächst  das  sacratnentdle  Wesen  des  Ehe- 
contrades^  welches  die  Concilien  hervorheben.  Die  ausföhrlicliste 
Instruction  darüber  ist  die  des  ProviDzialconcils  von  Bordeaux  v.  J. 
1868.  Nachdem  es  (cap.  VI.)  ausgeführt  hat,  die  Ehe  sei  ein  8a- 
crament  des  N.  B.,  fährt  es  fort: 

Ex  hoc  autem  dogmate  aliqua  non  parvi  momenti  consectaria 
exoriuntur,  a  nobis  indigitanda. 

Sequitur  scilicet  sacramentum  non  esse  aliquid  accessorium  aut 
accidentale  contractui  matrimonii  jam  formata  superadditum,  quan- 
doquidem  illud  ipsum  effectum  est  a  Christo  Jesu  sacramentum,  quod 
Dens  instituit  ab  initio,  legitimum  nempe  conjugium.  Proinde  etiam 
sequitur  sacramentum  non  esse  separabile  a  contractu  matrimonii 
inter  fideles  inito:  quam  sententiam  S.  S.  D.  N.  Pius  Papa  IX. 
hisce  verbis  expressit  ac  confirmavit:  Nemo  ex  catholids^  inquit, 
ignorai  aut  ignorare  potest  matrimoniutn  esse  vere  et  proprie  umnn 
ex  sept^em  sacramentis  a  Christo  ^Domino  insiütäum^  ac  propierea 
inier  fideles  mcUrimonium  dari  non  posse  quin  uno  eodemque  tem^ 
pore  Sit  sacramentum,  .  .  .  ac  proinde  a  conjugali  foedere  sacra' 
mentum  separari  nunquam  posse  ^).  Sententia  autem  opposita,  hoc 
est,  matrimonii  sacramentum  non  esse  nisi  quid  cotUractui  acceS" 
sorium,  ab  eoque  separabile,  ipsumque  matrimonium  in  una  tafUwn 

1)  Allocut.  consistor.  Pii  Papae  IX.,  27.  Sept.  1852. 
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mptidli  benedietione  s%tt4m  esse^  per  litteras  apostolicas  ejasdem 
^fonidficis  reprobata  damnataqne  fnit^).  Deniqae,  in  praelaodatis 
litteris  ad  Regem  Sardiniae,  idem  Pontifex  asserere  non  dobitat 
tanquam  doetrinam  Ecdesiae  Catholicae,  sacramentum  non  esse 
qwüUaiem  acctdentalem  contractui  superadditam,  sed  de  ipsa  ma^ 
irimona  essenUa  esse. 

Hinc  Don  miram  qnod  sanctrun  illod  conniibiiim  sibi  tanqaam 
proprium  süique  juris  vindicet  Ecclesia.  Bes  enim  sacrae  ipsius  suut; 
etiamsi,  ?elut  templa  manufacta,  terrenae  sint,  cousecratione  tamen 
diTinae.  Ita  ^st  de  matrimonio.  Sive  ergo  spectetur  Ecclesia  tan- 
quam  suprema  naturalis  legis  interpres  (quod  saepius  nonnuHi  obli- 
yisci  yidentnr),  sive  ut  sacramentorum  custos  et  dispensatrix,  omnino 
speäat  ad  ipsius  potestatem  ea  omnia  decemere  qme  ad  idem  ma^ 
irimonium  (christianorum)  quovis-modo  possuni  pertinere^):  quod 
jam  expressissimis  verbis  Pius  Papa  VI.  declaraverat  3).  Ecclesiae 
igitur  esfl  tum  stabilire  impedimenfo,  quae  nullum  reddant  matrimo- 
nium  inter  Cbristianos,  tum  cognoscere  de  eorumdem  matrimonia- 
libus  causis  ^  ideoque  de  separatione  conjugum  quoad  tborum  seu 
qnoad  cobabitationem  *). 

Sodann  erläutert  das  Concil  die  Auffassung,  welche  die  Gläu- 
bigen über  das  Verhältniss  der  vor  dem  Civilamte  zu  erledigenden 
Förmlichkeiten  zur  kirchlichen  Ehe  sich  aneignen  sollen.  In  dieser 
Beziehung  sagt  es: 

Dum  autem  affirmamus  et  docemus  ad  Ecclesiam  solam  per- 
tinere  curam  et  regimen  matrimonii,  utpote  contractus  natura  sua 
reUgiosi,  et  a  Christo  Jesu  ad  dignitatem  sacramentalem  elati,  ab- 
Sit  ut  pseudopoliticis  locum  praebeamus  calumniandi  nos  tanquam 
potestati  saeculari  quidquam  detrahamus.  It<  rantes  igitur  monitum 
ooncilii  nostri  Burdigalensid^),   observamus  insuper  mentem  Eccle- 

1)  Damnatio  Joann.  Nuytz.,  Comit.  Pii  IX.  Ad  Apostolicae,  d.  22.  Au- 
gosti  1851. 

2)  AUocnt.  consist.  27.  Sept.  1852. 

8}  Hinc  fit  ut  ad  solam  Ecclesiam  ^  cui  tota  de  sacramentis  est 
cura  concredita,  jus  omne  ac  potestas  pertineat  suam  adsignandi  for- 
mam  huic  contractui,  ad  sublimiorem  sacramenti  dignitatem  evecto, 
Bre?«  Pii  VI.  ad  eplBC.  Motulen.  Deessemus,  d.  30.  Dec.  1784  [vel  potius  d. 
16.  Sept.  1788.  Dies  enim  in  bis  apostolicis  literis  adscriptns  mutatns  est  ab 
«ictore  tempore,  quo  data  est  epistola  Pii  VI.  ad  Archiep.  Mechliniensem,  quod 
idem  panlo  post  factiim  est  in  dnabos  constitutionibus  Benedict!  XIV.] 

4)  Trid.  sess.  24.  de  matrim.  can.  3.  4.  8;  Litter.  Apostol.  d.  22.  August. 
1851  Ad  ApostoHcae  Sedis;  AUocut.  consist.  27.  Sept.  1852;  Breve  Pii  VI. 
^  epise.  Motulen. 

5)  Concü.  Burdigal.  1850  Tit.  ÜL  c  Vm,  5. 
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siae  semper  fuisse  ut  Christian! ,  quoad  effectus  civiles,  civilibus  le- 
gibus juxta  temporum  ac  locorum  exigentiam  satisfacere  possint. 
Idcirco  pro  regula  habeatnr  illnd  quod,  saeculo  jam  et  amplius  elapso, 
pronnntiabat  Benedictus  Papa  XIV.  ^),  cujus  postea  auctoritas  sae- 
piüs  ab  ejus  successoribus  fuit  invocata^):  Sciant  catholid  vesirae 
curae  concrediti^  quum  civili  magisiraiui  mcUrimonii  celebrandi  causa 
sc  $istunt,  actum  sc  mere  civilem  exercere^  quo  suum  erga  leges  et 
instUuta  principum  obsequium  ostendunt .  .  .  Sciant  nisi  coram  mt- 
nistro  catholico  et  duohtAS  testibus  nuptias  cdebr averint  ^  nunquam 
se,  neque  coram  Deo^  neque  coram  Ecclesia,  ,veros  et  legüimos  am- 
juges  fore.  .  .  Erü  porro  offidi  vestrij  .  .  .  ea  quam  rerum  ctr- 
cumstaniiae  vobis  adhibendam  suaserint  circumspectione  et  cauiela, 
omnes  commonere^  ut  siquidem  regionis  consuetudini  et  terreni  prin- 
cipis  sanctionibus  obtemperare  coguntur^  faciant  Uli  quidem^  sed  re- 
ligione  salva^  potioresque  ducant  sanctissimas  EccUsiae  leges  qui- 
bus  fidelium  matrimonia  constringuntur.  Hlud  praeterea  vobis  CU' 
randum  est  ...  tä,  postquam  Iteipublicae  morem  iUi  gesseruni^  nofi 
[diu]  differant  JEcclesiae  legibus  parere ,  et  conjugah  foedus  jiuäa 
praescriptam  a  Tridentino  normam  rite  et  sancte^  inire^). 

Die  allgemeine'  Instruction  dieses  Cöncils  ist  die  Grundlage 
für  die  auf  andern  Concilien  und  Synoden  sanctionirten  Vorschriften. 

Dazu  gehört  vor  Allem  die  Anordnung  von  Predigten  über  das 
Sacrament  der  Ehe.  Die  statuta  Leodiensia  v.  J.  1851  §.  213  schrei- 
ben in  dieser  Beziehung  vor: 

Parochi  singulis  annis,  circa  Epiphaniam,  in  una  vel  altera 
concione,  caste  etprudenter  agant  de  sacramento  Matrimonii,  de 
impedimentis ,  tum  impedientibus  tum  dirimentibus ,  saltem  de  ma- 
xime  obviis  et  communiter  in  praxi  occurrentibus ,  —  doceant  tem- 
pore clause  non  modo  solemnitates  Matrimonii,  sed  ipsum  etiam  con- 
tractum  in  hac  dioecesi  prohiberi;  hortentur  parentes,  ne  nllo  modo 
liberos  ad  Matrimonium  generatim,  vel  cum  certis  personis  cogant, 
sed  persuasione  tantum  et  rationibus  ad  consensum  inducant;  filios 
antem  et  filias  vicissim  moneant,  non  esse  contemnenda  in  re  tanü 
momenti  parentum  et  seniorum  sana  consilia;  —  praemuniant  om- 
nes a  vesano  ubique  hodiedum  grassante  errore,  in  collocandis  filüs 
et  filiabus,  praeter  bona  fortunae,  ad  nihil  aliud  esse  serio  attenden- 


1)  Litter.  Apostolic.  Redditae  sunt  Nobis.  d.  19.  Januar  1748  [rel  po- 
tius  d.  17.  Sept.  1746]. 

2)  Litter.  Apostolic.  Pii  Papae  VI.  ad  episc.  Galiic.  Jjaudahilem  majO' 
rum  auorum.  d.  26.  Sept.  1791.  —  Epist.  Pii  Papae  VITI.  de  11.  Juni  1808» 

3)  Redditae  sunt  nobis,  §.  8.  4. 
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dum ;  dum  certissimnm  est,  animarnm  salutis  pericnla,  propter  qnae 
inater  Ecclesia  graviter  connubia  fideliam  cum  haereticis  prohibet, 
nee  minora,  nee  panciora  esse  in  conjunctione  cum  personis,  qnae 
Tel  fidei  catholicae  aperte  sunt  infeusae,  vel  qaoad  praeceptaDei  et 
Ecclestae  maxime  indifferentes.  —  Suadeant  igitnr  tnm  parentibns 
tum  filiis,  nt  in  re  tanti  momenti  semper  habeant  prae  ocnlis  exem- 
pla  et  monita ,  qnae  Spiritns  Sanctus  in  historia  patriarcharum ,  et 
praesertim  Tobiae,  omuibus  praebnit,  nt  discant  Denm  ipsum  orare 
ut  ducem  et  consnltorem ,  et  timorem  Domini  thesanrnm  habere 
omnibns  diyitiis  majorem. 

Die  Concilien  befehlen  weiter,  dass  die  Glänbigen  besonders 
auf  die  Nullität  einer  jeden  Ehe,  die  nicht  nach  kirchlichen  Gesetzen 
geschlossen  ist,  hingewiesen  werden. 

Das  Provinzialconcil  von  AUn  (1850)  sagt  darüber  (decr.  IX): 
»Parochis  praecipinnt  Patres  Synodi  Albiensis ,  ut  de  matrimonio, 
cujus  sanctitas  tantopere  ccfnfert  ad  societatis  bonnm  et  salntem 
animarnm ,  sacram  doctrinam  saepius  ab  Ecclesia  traditam  in  me- 
moriam  fidelinm  revocent.  Eos  sedulo  moneant  cum  Gregorio  XIV. 
in  Encyclica  Angnsti  1832:  matrimoninm  rebus  sacris  adnnmerari 
et  Ecclesiae  proinde  snbjici ;  praestitutas  de  ipso  ejusdem  Ecclesiae 
leges  habendas  esse  ob  oculos,  eisqne  parendum  sancte  accurateque; 
ex  qnarum  (legum)  executione  omnino  pendet  ejusdem  connnbii  vis, 
robur  ac  justa  consociatio ;  .  .  .  infelices  exitus  habitura  esse  con- 
nubia, qnae  vel  adversns  Ecclesiae  disciplinam,  vel  non  propitiato 
prius  Deo,  vel  solo  aestu  libidinis  junguntnr,  quin  de  Sacramento 
ac  de  mysteriis,  qnae  illo  significantur,  ulla  teneat  sponsos  cogitatio. 

Pastores  igitnr  et  alii  quilibet,  ad  quos  spectabit,  Christi  fide- 
libus  earo  doctrinam  studeant  ingerere,  ut  probe  intelligant,  omnes 
iUegitimum  et  prorsus  ntdlum  esse  quodcunque  matrimoninm  in  fa- 
de Ecclesiae  non  contracturo ;  nee  secns  ac  concubinaim  reos  et  pec- 
eatores  publicos  habendos  esse  eos,  qui  coräm  solo  magistratu  civili 
contrahere  praesumnnt.€ 

Die  Concilien  verlangen  daher,  dass  die  Gläubigen,  ehe  sie  zu 
den  Civilstandsbeamten  sich  begeben,  tfuvor  ihrem  Pfarrer  sich  vor- 
stellen sollen.  Das  genannte  Concil  von  Albi  fährt  fort : 

Quapropter  (parochi)  fideles  conjugium  imituros  avertere  sata- 
gant  ab  adeundo  magistratu  ante  diem,  qua  sese  Ecclesiae  ministro 
sistere  debent,  ne  forte,  primo  illo  contractu  inito,  se  connubio  jun- 
ctos  haberent  et  ad  veram  matrimonii  celebrationem  procedere  ne- 
gUgereni 
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Dasselbe  sagt  das  Concil  von  Bauen  (1850)  decret.  XX.:  Om- 
Dibus  in  memoriam  revocent,  conjunctionem  mere  civilem  ad  bonum 
conscientiae  salutemque  animaram  nihil  proficere,  imo  pro  concnbi- 
natu  merito  habendam  esse. 

Ne  matrimoninm  effectibns  civilibus  careat,  serventar,  quae  lex 
coram  magistratu  fieri  praecipit:  corent  tarnen  parochi  ne  praema- 
tnre  actus  ille  perficiatur. 

Das  Concil  von  Bordeaux  (1850)  bestimmt  noch  dringender, 
dass  die  Förmlichkeiten  vor  dem  Civilstandsbeamten  am  gleichen 
Tage  mit  der  kirchlichen  Trauung  stattfinden  sollen. 

Tit.  ni.  cap.  VIT.  num.  5 :  (Parochi)  publicis  et  privatis  mo- 
nitionibns,  omni  ope  et  opera  fideles  avertant  ab  ineundo  praema- 
ture  et  periculose  actu  illo  civili  ante  diem ,  quo  nuptiae  coram  £c- 
clesia  sunt  celebrandae. 

Weiter  verlangen  die  Concilien  den  Unterricht  des  Volkes  über 
die  Unauflösbarkeit  einer  kirchlich  gültig  eingegangenen  Ehe,  sowie 
über  die  kirchlichen  Ehehindernisse. 

Das  Provinzialconcil  zu  Äix  (1850)  tit.  VII.  cap.  8.  bemerkt: 
»Doceant  parochi  accurate  populos  —  cum  decretum  Concilii  Tri- 
dentini  in  Galliis  promulgatum  fuerit,  matrimonia  catholicorum  apud 
nos  inita  coram  civili  tantum  magistratu  neque  in  ratione  sacra- 
menti  neque  in  ratione  vinculi  sustineri  aut  ullo  pacto  valido  repu- 
tari  posse.c 

»Matrimonium  et  prlmaeva  sua  institutione  et  speciatim  ob 
rationell  sacramenti  ipsi  a  Christo  collatam,  ita  esse  indissolubile, 
cum  ratum  simul  et  consummatum  fuerit,  ut  nee  a  conjugibus  ipsis 
nee  ab  ulla  potestate  hümana  dissolvi  possit.c 

»Cum  plura  exstent  impedimenta  canonica,  quibus  irnta  vel 
illicita  reddantur  christianorum  matrimonia,  de  his,  quantum  pru- 
deniia  permiserü,  doceant  populum  sibi  commissum  parochi.c 

Das  Provinzialconcil  von  Toulouse  (1850)  tit.  III.  cap.  1.  num. 
77.  befiehlt,  alljährlich  die  Excommunication  zu  verkünden  wider 
alle,  welche  in  einer  blossen  Civilehe  dahin  leben :  Mandamus  ac 
praecipimus  sub  excommunicationis  poena  Omnibus,  qui  civili  tantum 
matrimonio  junguntur,  ut  quamprimum  societatem  -suam  canonieo 
matrimonio  ratam  faciant.  Fideles  moneant  parochi  de  hac  censura 
quotannis  dominica  tertia  Quadragesimali. 

Es  hat ,  namentlich  in  den  volkreichen  Städten  Frankreichs 
seine  Schwierigkeiten,  die  unkirchlichen  Verbindungen  zu  entdecken 
oder  die  betreffenden  Personen  znr  Aussöhnung  mit  der  Kirche  zu 
bewegen.    Die  christliche  Liebe  hat  aber  in  Frankreich  einen  Latet^ 
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verein  hervorgernfen ,  der  sich  zur  Aufgabe  gedacht  hat,  solche 
Yerbiadangen  aufzusuchen  und  statt  des  Priesters  an  ihrer  Bemedur 
zu  arbeiten.  Das  genannte  Concil  empfiehlt  diesen  Verein  mit  den 
Worten:  Patres  Concilii  fausta  quaeque  precantur  eximiae  laicorum 
societati,  quae  sub  Patrocinio  S.  Francisci  Regis  toliendis  hujusmodi 
scandalis  Tolosae  sese  devovit,  eam  hortantur  ad  zelum  ingeminan- 
dum  et  omnes  ecclesiasticos  monitos  volunt  ut  fidenter  ad  eam  re- 
corraut  eique  vicissim  occasione  data  operam  libenter  praestent. 

Dieselbe  Bruderschaft  empfiehlt  das  Provinzialconcil  von  Bor- 
deaux  (1850)  tit.  VI.  cap.  8.  mit  den  Worten:  Pari  zelo,  ubi  res 
fieri  pot^rit,  in  parochia  promoveatur  Societas  dicta  S.  "Francisci  Be- 
gis,  qua  procurante  iis,  qui  concubinatu  aut  foedere  tantum  civili 
jancti  sunt ,  comparantur  gratuito  omnia  necessaria,  ut  verum  in 
facie  Ecclesiae  valeant  inire  matrimonium.€  Ebenso  das  Provinzial- 
concil  von  Hheims  (1853)  cap.  XIV,  3.  u.  a. ' 

Fast  jedes  Concil  wiederholt,  dass  solche  Personen,  welche  in 
einer  blossen  Civilehe  leben ,  nicht  als  PcUhen  zugelassen  werden 
dürfen. 

Das  Provinzialconcil  von  Bheims  (1849)  bestimmt:  tit.  V.  cap. 
m.  de  pairinis :  ad  hoc  munus  non  sunt  admittendi  ...  qui  civili- 
ter  contraxernnt  et  matrimonium  coram  Ecclesia  inire  nolunt.  Eben- 
so die  Concilien  von  Tours  (1849)  decr.  XVI.  cap.  1,  2.  —  von 
Bens  (1850)  tit.  HI.  cap.  2.  u.  ö.  w. 

Auch  das  kirchliche  Begräbniss  ist  denjenigen  zu  versagen, 
welche  in  blosser  Civilverbindung  gelebt  haben.  Das  Concil  von 
Ättn  (tit  VI.  decret.  4.)  »de  casibus  in  quibus  deneganda  est  se- 
paltura  ecclesiasticac  bestimmt:  Deneganda  est  —  concubinariis. 
publicis,  quales  sunt  civiliter  tantum  matrimonio  juncti. 

Die  Führung  der  Civilstandsregister  durch  weltliche  Beamte 
hat  die  Fuhrung  der  Kirchenbücher  nicht  aufgehoben. 

Die  Taufregister  haben  nur  eventuell  um  eine  Bubrik  mehr 
för  den  Fall,  dass  das  Kind  einer  blossen  Civilverbindung  entspros- 
sen ist.  Das  Concil  von  Toulouse  (tit.  III.  num.  64.)  bestimmt  da- 
rüber: Accurate  notentur  nativitatis  data  et  locus,  infantis  sexus  et 
praenomina,  et  domicilia  patris,  matris  et  susceptorum;  nee  non 
matrimonium  parentum  canonicum  aut  civile. 

Bezüglich  der  Trauungsregister  schreibt  es  vor  (ibid.  num.  78.): 
Accurate  teneautur  regesta  et  in  ipsis  mentio  fiat  de  anno ,  mense, 
die  et  loco.  celebrationis  matrimonii,  de  bannorum  proclamatione,  de 
tfmkactu  civüif  de  impedimentorum  sive  dirimentium,  sive  prohi- 
bentiam  dispensatione,  de  delegatione  sacerdoti    concessa,  si  fuerit 
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necessaria;  tandetti'de  Domine,  praenomine,  qnalitate  et  domicilio 
tarn  contrahentium  quam  adhibitorum  testium. 

Für  Mischehen  weisen  die  Concilien  auf  die  allgemeinen  Vor- 
schriften zur  Beobachtung  hin  z.  B.  das  Concil  von  Bheims  (1857) 
cap.  11.:  Si  hujus  generis  matrimenium  efficaciter  impediri  nequeat 
illudque  fieri  perroiserit  Sedes  Apostolica ,  partium  consensum  (alio 
non  occurrente  impedlmento  canonico)  recipere  poterit  parochus,  ser- 
vatis  tamen  prius  ejusdem  Sedis  praescriptionibus,  et  praesertim 
scripto  ejurata  promissione  a  parte  acatholica  permittendi  educatio- 
nem  prolis  utriusque  sexus,  tam  forsan  natae  quam  nasciturae,  in 
religione  catholica  filiisque  liberum  catholicae  religionis  exercitium; 
sed  contrahentes  non  possunt  absque  peccato  mortali  nee  ante  nee 
post  matrimonium  se  sistere  in  templo  coram  ministro  protestante, 
qui,  cum  non  sit  minister  pure  civilis,  non  potest  matrimonio  assi- 
stere  nisi  ut  minister  addictus  sacris  etc. 

Das  Besteben  einer  Civilehegesetzgebung  hindert  nicht ,  dass 
die  Dispensen  ganz  nach  den  geltenden  kirchlichen  Vorschriften  be- 
sorgt werden. 

Das  Concil  von  Totdouse  (1850)  num.  74.-  schreibt  vor:  Pa- 
stores quam  primum  futuros  sponsos  moneant  de  iis  omnibus,  qoae 
ab  ipsis  requirenda  sunt,  ut  rite  contrahere  possint. 

Cum  impedimentum  sive  publicum  sive  occultum  detegitur,  ad 
Episcopum  illico  recurrendum  est,  ut  de  opportune  remedio  citios 
provideatur.  In  inquisitionibus  praescriptis  circa  naturam  et  gradum 
impedimenti  ac  veritatem  rationum  in  supplici  libello  allatarum,  om- 
nes  ad  amussim  serventur  formalitates ,  quae  ab  Episcopo  vel  ab 
Officiali  requirentur. 

Das  Concil  von  Auch  (Auscitanum  a.  1851)  äussert  sich  über 
denselben  Punkt  also  num.  99.:  Ecclesia  jure  proprio  impedimenta 
dirimentia  constituere  potest;  haec  autem  ecciesiastica  impedimenta 
solius  Ecclesiae  potestati  subjiciuntur  quoad  abrogationem,  extensio- 
nem,  restrictionem  et  dispensationem. 

Num.  101.:  Si,  obstante  quodam  canonico  impedimento,  ali- 
quod  matrimonium  ineundem  proponitur,  res  prdinarie  Episcopo  de- 
feratur,  qui  perpensis  causis  vel  ipse  providebit,  vel,  ai  opus  sit,  ad 
dispensationem  Apostolicam  partes  remittet.  Tunc  autem  curet  pa- 
rochus,^ ne  quid  praetermittatur  ex  Ordinarii  seu  Officialis  monitis, 
ne  falsum  aliquid  subrepat,  sive  in  supplici  libello,  sive  in  inquisitio- 
nibus iaciendis,  unde  irrita  fiat  impetrata  dispensatio. 

Die  Ehesachen  gehören  vor  den  kirchlichen  Richter  allein. 
Die  Statuten  der  Didcesansynode  von  LüUich  (1851)  numu  217. . 
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genr  in  dieser  Beziehung:  Sciant  confessarii,  omnes  caasas  matrimo- 
niales spectare  ad  judicem  ecclesiasticum.  Hinc  nee  maritum  nee 
uiorem,  propria  auctoritate  separates,  ad  sacramenta  admittant,  nisi 
prias  ab  Officialitate  vel  uterque  vel  pars  innocens  licentiam  sepa- 
rationis  obtinnerit 

Die  Concilien  bedrohen  mit  kirchlicher  Strafe  einen  jeden, 
welcher  in  Dingen,  welche  vor  den  geistlichen  Richter  gehören ,  an 
den  weltlichen  Richter  sich  wendet. 

Das  Concil  von  Lyon  (1850)  bemerkt  (dec.  XII,  4.) :  Proinde 
damnandos  jndicamns  eos,  c^ui  causas  a  jndice  ecclesiastico,  in  ioro 
eompetenti  judicandas  aut  jndicatas,  ad  forum  civile  seu  saeculare 
Tel  advocant  vel  advocandas  pronuntiant  vel  advocatas  defendunt; 
prohibemusque,  et  quidem  sub  poenis  a  jure  latis,  quin  res  ad  fo- 
rum ecclesiasticum  pertinentes,  coram  saeculari  judice  seu  ad  forum 
qnodlibet  saeculare,  sive  ante  sive  postEpiscopi  Judicium,  deferantur. 

Die  Concilien  verlangen  vor  Eingehung  der  Ehe  den  Empfang 
der  heiligen  Sacramente  und  tragen  dem  einsegnenden  Pfarrer  auf, 
darüber  durch  Abiorderung  der  Zeugnisse  sich  zu  vergewissern.  Es 
ist  das  bei  der  Weigerung  des  einen  Theiles  nicht  immer  leicht. 
Desshalb  wünschen  sie,  dass  besonders  hierin  ein  besonders  kluges 
Verhalten  eingehalten  werde,  um  nicht  die  Sache  zu  verschlimmern. 
So  sagt  das  Concil  von  Albi  (1850)  tit.  V.  decr.  IX,  4.:  Optandum 
carte  quidem,  ut  omnes  matrimonium  inituri  ad  illud  optime  parati 
accedant,  praevia  Sacramenti  Poenitentiae  atque  etiam  SS.  Euchari- 
stiae  receptione.  Exigant  igitur  parochi  afferri  solitam  confessionis 
attestationem.  Caveaut  tamen  ne,  dum  sunt  de  majori  bono  solli- 
citi,  occasionem  in  extremum  malum  labendi  praebeant;  et  tanta  se 
gerant  prudentia,  ut  nunquam  sponsi,  quod  imprimis  vitandum  est, 
omni  religione  abjecta,  in  publicum  scandalum  ruant. 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  die  betreffenden  Stellen  aus  dem 
Breve  des  Papstes  Benedict  XIV.  {Redditae  sunü)  vom  17.  Sept. 
1746  beifugen,  in  welchem  die  Frage  über  die  Civilehe  vom  heili- 
gen Stuhle  zuerst  behandelt  worden  ist,  und  auf  welches  alle  seit- 
her ergangenen  Erlasse  der  Päpste  und  der  Concilien  sich  zurück- 
fahren lassen. 

Exposuistis  itaque  Nobis  non  raro  istic  contingere,  ut  Catholici 
Matrimonium  inter  se  contracturi  Civilem  adeant  Magistratum  aut 
Haereticum  Ministellum,  quibus  se  sistere  legibus  Patriae  coguntur 
et  coram  illis  mutuum  exprimant  in  Conjugium  consensum ,  quem 
tamen  postea  renovare  coram  legitime  Ministro  Catholico  et  duobus 
TesUbus,  ut  Tridentinum  praecipit,   aut   omnlno   negligunt  aut  in 
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longam  tempus  differnnt:  interim  verö,  perindd  ac  si  legitimi  Con- 
jages  jam  forent,  non  dubitant  omnem  Conjngalem  consuetadioem 
inter  se  habere.  Quaesivistis  deinde,  quid  de  Ulo  coDsensu  sentien- 
dum  Sit  coram  Civil!  M&gistratu  aut  haeretico  Mioistello  praestito: 
num  scilicet  satis  fuerit  ad  perficiendum  Matrimonium  validum,  sal- 
teiD  in  ratione  coDtractus,  quog  alter  ex  vobis  af&rmat,  alter  infi- 
ciatur;  etsi  ad  sacramenti  dignitatem  non  assurgat,  quod  nemo 
vestrum  in  quaestionem  adducit;  si  eliim  res  ita  se  haberet,  uti  pri- 
mus  existimat,  subsequens  inter  consentientes  copala,  etiam  ante 
renovatum  coram  Parocho  Catholico  consensum,  omni  flagitio  vaca- 
ret  et  suscepta  inde  proles  absque  uUa  dubitatione  esset  legitima 
reputanda. 

Jam  verö,  ut  postulatis  yestris  breviter  simul  et  dilucidd  re- 
spondeamus,  unaque  controversiam  omnem  judicio  nostro  praecida- 
'  mus,  sie  habete:  Ubicumqne  promulgatum  et  receptum  sit  Concilii 
Tridentini  Decretum  Gap.  1.  Sess.  24.  de  Reform.  McUrim.^  ibi 
nulla  prorsus  atque  in  omni  ratione  irrita  esse  conjugia  alitet  quam 
coram  alterutrius  contrahentium  legitime  Parocho  aliove  Sacerdote 
Parochi  vices  agente  et  duobus  Testibus  celebrata.  Seimus  profecto 
esse  Theologos,  qui  in  ipso  Fidelium  Matrimonio  Contractum  a  Sa- 
cramento  ita  dividunt,  ut  illum  omnino  perfectum  quandoque  consi- 
stere  credant,  quin  ad  Sacraonenti  excellentiam  pertingat;  sed  quid- 
quid  sit  de  hac  opinione,  quam  Nos  quidefn  nunc  in  medio  relin- 
quimus,  ea  certe,  quod  attinet  ad  rem  praßsentem ,  locum  nuUum 
sibi  vindicare  potest  apud  eos,  quid  Tridentina  lege  obstringuntur 
etenim  qui  praeter  formam  a  se  ^raescriptam  Matrimonium  contra- 
here  attentant,  eorum  Tridentina  Synodus  non  Sacramentum  modo 
sed  Contractum  ipsum  irritum  dissertd  pronunciat,  atque  ut  ejus 
verbis  utamur :  Eos  ad  sie  coniraJtendum  omnino  inhabiles  redU  et 
hujusmodi  contraetus  irritos  esse  decemit.  Quare^  cum  inter  Catho- 
licos  in  istis  Provinciis  degentes  et  promulgatum  et  receptum  jam 
fuerit  illud  Tridentini  Decretum ,  quod  ambo  fatemini  perspicuum 
est,  Matrimonium  ab  ipsis  invicem  initum  coram  Civili  Magistratu 
aut  Acatholico  Ministello  et  non  item  coram  proprio  alterutrius  con- 
trahentium  Parocho  et  duobus  Testibus,  neque  in  ratione  Contrae- 
tus sustineri  aut  ullo  paclo  validum  reputari  posse.  Neque  verb 
rationes,  propter  quas  valida  pronunciavimns  Matrimonia,  quae  aut 
ab  haereticis  inter  se  aut  a  Catholicis  cum  haereticis  in  istis  foede- 
ratis  Provinciis  contrahuntur  non  servata  forma  Tridentini,  aptari 
.    queunt  Conjugiis  inter  se  initis  a  Catholicis,   quorum    quilibet    Tri- 
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deotini  Decreto  se*  obstrictum  agnoscit  ejasqae   se  auctoritatem   se- 
qui profitetnr. 

Scfant  itaqne  Catholici  vestrae  carae  concrediti ,  cum  Civili 
Magistratui  ant  haeretico  Ministello  MatrimoDÜ  celebrandi  causa  se 
sistuDt,  actum  se  mer^  civilem  se  exercere,  quo  sanm  erga  Leges  et 
Institata  PriDcipum  obsequium  ostendunt:  Caeterum  tunc  quidem 
noUam  a  sei  contrahi  Matriroonium.  Sciant,  nisi  coram  Ministro 
Catholico  et  duobus  Testibus  nuptias  celebraverint,  nunquam  se  ne- 
qae  cöram  Deo  neque  coram  Ecclesia  veros  et  legitimes  Cionjuges 
fore:  nee,  se  interim  conjugalem  inter  se  consuetudinem  habuerint, 
eam  gravi  culpa  carituram.  Sciaut  denique,  si  qua  ex  hujusmodi 
coDJuuctione  orietur  soboles,  eam  utpote  ex  nou  legitima  uxore  na- 
tam  in  ocnlis  Dei  fore  illegitimam  et  nisi  conjuges  consensum  ex 
Ecclesiae  praescripto  renovaverint ,  illegitimam  perpetuö  futuram 
etiam  in  Ecclesiae  fbro. 

Erit  porro  officii  vestri,  baec  omnia,  cum  commoda  se  obtule- 
rit  occasio,  atque  ea,  quam  rerum  circumstantiae  vobis  adhibendam 
snaserint,  circumspex^tione  et  cautela,  singulis  expHcare  prolixius  si- 
mulque  omnes  commonere,  ut  siquidem  Regionis  consuetudini  et  ter- 
reoi  Principis  sanctionibus  obtemperare  coguntnr ,  faciant  illi  qui- 
dem, sed  Beligione  salva,  potioresque  ducant  sanctissimas  Ecclesiae 
leges,  quibus  fidelium  Matrimönia  constringuntur.  lUud  praeterea 
?obi8  curandum  est,  ne,  etiamsi  duo  Catholici  civilem  illam  ac  mere 
politicam^  coram  haereticis  caeremoniam  peregerint,  nimirum  inter  se 
familiariter  agant  aut  sub  eodem  tecto  in  communi  babitent  nisi 
se  prius  veris  et  legitimis  nuptiis  ex  norma  Tridentini  alligaverint ; 
quamquam  enim  ea  familiaritas  esse  possit  sine  fiagitio,  flagitii  cert^ 
periculo  et  suspicione  non  vacat:  utrumque  autem  probis  et  bene 
moratis  Gbristifidelibus  cavendum  est.  Ad  ejusmodi  porro  evitanda 
pericula,  cognoscimns,  consultius  utique  fore,  ut  Catholici,  nonnisi 
Mathmonio  jam  antea  in  facie  Ecclesiae  inter  se  legitimd  celebrato, 
ad  illam  explendam  civilem  Caeremoniam,  saecularem  Magistratum, 
seu  Haereticum  Ministellum  adirent;  sed  quoniam  ex  vestris  litteris 
deprehendimus,  id  non  sine  periculo  et  perturbationibns  posse  adim- 
pleri,  id  saltem  pro  viribus  satagite,  ut,  postquam  Beipublicae  mo- 
ram  illi  gessernnt ,  non  diu  differant  Ecclesiae  legibus  parere,  ut 
eoDJugale  foedus  juxta  praescriptam  a  Tridentino  normam  rite  et 
sanctö  inire. 

IL  Die  Civüehe  besteht  als  ein  staatliches  Institut  auch  in 
verschiedenen  Staaten  von  Nordamerika  und  in  den  Missionen  von 
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Australien.  .  Hier  ist  indess  ihr  Verbältniss  zur  kirchlichen  Ehe 
grösstentheils  ein  anderes,  weil  an  den  wenigsten  Orten  Nordame- 
rikas  das  tridentinische  Ehegesetz  verkündet  worden  ist,  daher  noch 
das  vortridentinische  Eherecht  in  Geltung  steht.  Dessenuogeachtet 
nehmen  die  neueren  nordamerikanischen  Concilien  auf  die  Ehe  eine 
besondere  Bücksicht  und  bestätigen  durch  ihre  Decrete ,  dass  die 
katholische  Kirche  überall  dieselbe  ist  und  ihren  unabänderlicheo 
Gesetzen  überall  den  gleichen  Nachdruck  verleiht.  Nachdem  wir 
oben  die  Beschlüsse  der  französischen  Synoden  der  Neuzeit  vorge- 
führt haben,  ist  es  nicht  ohne  Interesse,  zu  sehen,  wie  mit  ihnen 
die  Concilien  jenseits  des  Oceans  übereinstimmen. 

Vor  Allem  proclamiren  sie.  die  SacramentcUüäi  der  Ehe.  Das 
vierte  Provinzialconcil  von  Quebec  v,  J.  1868  cap.  12.  beklagt  die 
neueren  Irrthümer  bezüglich  des  übernatürlichen  Charakters  der  Ehe 
mit  den  Worten  der  Allocution  des  Papstes  Pius  IX.  v,  27.  Sept. 
1852  und  proclamirt  den  dessfallsigen  Satz  des  Syllabus ,  welcher 
die  Ehescheidung  durch  die  weltliche  Gewalt  verurtheilt. 

Es  wird  auf  diesen  Concilien  wiederholt,  dass  die  Kirche  die 
Macht  habe ,  alle  Anordnungen  über  die  Ehe  zu  treffen ,'  dass  sie 
Gewalt  habe,  trennende  Ehehindernisse  aufzustellen,  dass  alle  Ehe- 
Streitigkeiten  vor  ihr  Gericht  gehören,  auch  jene,  her  denen  es  sich 
blos  um  Trennung  von  Tisch  und  Bett  handelt. 

Das  zweite  Provinzialconcil  von  Quebec  (1854)  leitet  seine 
desßfallsigen  Verordnungen  mit  dem  allgemeinen  Satze  ein:  Cum 
adversus  (matrimonü  sacramentum)  multi  impii  homines  hujus  sae- 
<^uli  insanientes  non  solum  perperam  de  hoc  venerabili  sacramento 
senserint,  sed  de  more  suo,  praetextu  Evangelii,  libertatem  camis  in- 
troducentes,  multa  ab  Ecclesiae  catholicae  sensu  et  ab  Apostolornm 
temporibus  probata  consuetudine  aliena  scripto  et  verbo  asseruerint 
non  sine  magna  Christifldelium  jactura,  nos  eorum  temeritati  cupi- 
entes  occurrere,  statuimus  de  sacramento  matrimonü,  quaecunque 
Patres  Tridentini  summique  Pontißces  decreverunt ,  in  omnibus  ac 
singulis  hujus  provinciae  ecclesiis  religiöse  observari. 

Im  Einzelnen  erklärt  dieses  Concil ,  dass  an  jenen  Orten ,  an 
welchen  das  tridentinische  Ehegesetz  promulgirt  ist,  jede  Ehe,  welche 
nicht  vor  Pfarrer  und  Zeugen  eingegangen  wurde ,  ungiltig  sei  (cap. 
13.  §.  5.):  In  locis,  ubi  jam  publicatum  est  decretum  Tameisij  mo- 
neantur  fideles,  eos,  qui  aliter  quam  praesente  parocho  et  duobos 
testibus  matrimonium  contrahere  attentabunt,  ex  hoc  Concilii  Tri- 
dentini decreto  ad  sie  contrahendum  omnino  inbabiles,  irritosque  et 
nuUos  esse  hujusmodi  contractus. 
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Aber  auch  da,  wo  das  Concil  nicht  publicirt  ist,  werden  die 
Ehen,  welche  ohne  Beisein,  des  Priesters  geschlossen  werden,  als 
sündhaft  erklärt.  Daö  erste  Provinzialconcil  von  Australien  (1844) 
cap.  13.  sagt:  Quamvis  matrimonia  clandestina  valida  sint  iis  in 
locis,  abi  decretum  Concilii  Tridentini  non  fuit  publicatum  .  .  .  ea 
tarnen  semper  prohibuit  et  detestata  est  Ecclesia.  Missionarios  igi- 
tur  monemus,  ut  fideles  instruant  de  gravi  peccato,  quod  committunt 
matrimonia  clandestina  ineundo. 

Das  zweite  Provinzialconcil  von  St.  Louis  (1858)  befiehlt,  dass 
alle,  welche  blos '  vor  der  Civilbehörde  eine  Verbindung  eingegangen 
haben,  nur  nach  einer  strengen  und  öffentlichen  Zurechtweisung 
wieder  zu  den  hl.  Sacramenten  zugelassen  werden  sollen:  decrei  IX.: 
ipsos  conjuges,  qui  coram  magistratu  civili  contraxerint,  ad  bonam 
frugem  revertentes  nonnisi  post  gravem  eamque  piiblicam  reprehen- 
sionem  ad  sacramenta  admittant  parochi. 

Jedoch  sollen  die  Pfarrer  die  (.Tläubigen  ermahnen,  auch  die 
gesetzlichen  Förmlichkeiten  zu  beobacliten,  damit  nicht  aus  der  Um- 
gehung derselben  üilannehmlichkeiten  erfolgen:  Parochi  moneant 
fideles  de  iis,  quae  le^e  saeculari  praescripta  sunt,  ne  matrimonium 
careat  effectibus  civilibus  vel  alia  inde  eveniant  incommoda  (II.  Concil. 
Quebec.  1854  cap.  XUI.  §.  2). 

Die  Vorschriften  über  die  Proclainationen  sind  in  Nordamerika 
dieselben,  wie  bei  uns.  Das  Plenarconcil  von  Baltimore  (1852)  er- 
klärt diese  Vorschriften  als  tür  alle  nordamerikanischen  Bisthümer 
in  Kraft  bestehend  und  will  nur  in  den  allerwich tigsten  Fällen  Di- 
spense vonl  Aufgebote  eintreten  lassen  (cap.  XI.):  Statuunt  Patres 
in  Omnibus  harum  Provinciarum  dioecesibus  .  .  .  banna  matrimonio- 
rum  publicanda  esse.  Ordinarios  vero  hortantlir,  ut  ne  hac  in  re,^ 
nisi  gravissimis  de  causis,  dispensent. 

Die  religiösen  Verhältnisse  Nordamerikas  mit  ihrem  bunten 
Sectenwesen  erklären  es,  warum  die  nordamerikanische  Kirche  die 
gemischten  Ehen  mit  ausserordentlicher  Strenge  behandelt.  Obgleich 
ihre  Giltigkeit  nicht  bestritten  wird,  auch  wenn  sie  ohne  Dispense 
eingegangen  werden,  so  werden  doch  alle  Mittel  aufgeboten,  von 
dem  Abschlüsse  einer  solchen  Ehe  zurückzuhalten. 

Das  zweite  Plenarconcil  von  Baltimore  (1866  §.  886)  befiehlt 
jährlich  wenigstens  Eine  Predigt  gegen  die  Mischehen  zu  halten: 
Hortamur  pastores,  ut  semel  saltem  in  anno,  tempore  praesertim 
Adveutus  vel  Qnadragesimae ,  gravi  sermone  greges  sibi  commissos 
mala,  quae  ex  iis  (mixtis  matrimoniis)  puUulant,  edoceant,  simulque 
fidei  pericula  indicent,  quae  tum  sponso  Catholico,  tum  proli  susci- 

29* 


444         Die  franzOs,  und  amerikan,  Synoden  über  die  Civilehe. 

piendae  imminent,  gravissima  ostendentes  fuisse  rationnm  roomenta, 
qaibus  permota  Christi  Ecclesia  id  geoos  nuptias  acriter  semper 
vetuerit  ac  etiam  num  vetet. 

Das  erste  Provinzialconcil  von  Halifax  (1857)  gibt  cap.  XVII. 
num.  2.  den  Seelsorgern  die  allgemeine  Weisung:  Semper  et  ubique  in 
fidelibus  provocent  connubiorum  mixtorum  detestationem,  quae  prop- 
ter  innumera  mala  hinc  obvenientia  nuUo  non  tempore  abhormit  pia 
mater  Ecclesia. 

Der  Abschluss  einer  Ehe  nach  akatholischem  Ritus  ist  den 
Katholiken  unter  Censuren  verboten:  Moneant  sacerdotes  populos 
sibi  commissos  omnino  prohibitum  esse  lege  ecclesiastica,  ne  matri- 
monium  sive  inter  se,  sive  cum  acatholicis,  coram  sectarum  mini« 
stris  contrahant ;  quodsi  id  tentaverint,  sciant  se  excommunicationem 
incurrere  Sanctae  Sedi  reservatam.  (Conc.  provinc.  II  Neo  Aurelia- 
nens.  a.  1860  decr.  V.) 

Es  werden  Dispensen  ertheilt,  aber  genau  unter  denselben  Be- 
dingungen, wie  überall:  Entfernung  jeder  Gefahr  für  den  Glauben 
des  katholischen  Theiles,  Erziehung  sämmtlicher  Kinder  in  der  ka- 
tholischen Religion  u.  a.  Das  Versprechen,  diese  Bedingungen  zu 
erfüllen,  muss  unter  Umständen  mit  einem  Eide  bekräftigt  werden. 
Aber  auch  dann ,  wenn  Dispense  ertheilt  ist ,  werden  solche  Ehen 
nicht  eingesegnet  und  das  Eheversprechen  nicht  in  der  Kirche  abge- 
nommen. Das  vierte  Provinzialconcil  von  Baltimore  (1844)  cap.  I. 
sagt:  Meminerint  sacerdotes,  pluribus  summorum  Pontilicum  decre^ 
tis  vetari,  ne  uUus  sacer  ritus  fiat,  vel  vestis  sacra  adhibeatur,  dum 
foedera  hujusmodi  (matrimonia  mixta  cum  dispensatione  Apostolica) 
ineuntur,  quae  neque  intra  Ecclesiam  ineunda  sunt. 

Die  grösste  Gefahr  fQr  den  Bestand  der  christlichen  Ehe  bie- 
tet in  den  amerikanischen  Bisthümern  die  Leichtigkeit  der  Eheschei- 
dung nach  dem  weltlichen  Gesetze.  Die  Concilien  wiederholen  da- 
her, dass  eine  christliche  Ehe  nur  durch  die  kirchliche  Gewalt  könne 
getrennt  werden.  Das  Plenarconcil  von  Baltimore  (1866)  sagt 
§.  326:  Dolendum,  eam  animis  plurimorum  ex  nostratibus  insedi^e 
opinionem,  posse  per  legis  civilis  auctoritatem  penitus  abrumpi  ma* 
trimonii  vinculum ,  ita  ut  conjugibus  hoc  modo  separatis  ad  novas 
liceat  convolare  nuptias.  Quod  quantum  a  veritate  sit  alienum,  pa- 
tet  ex  verl>is  Christi  relatis.  Hunc  pessimum  errorem  damnaverat 
jam  synodus  Tridentina  (sess.  24.  can.  5.  et  7.) ;  verum  crescente  in 
dies  hominum  impurorum  audacia ,  rursus  in  ean)  inclamavit  Pius 
PP.  IX.,  qui  in  Syllabum  et  hunc  (errorem)  referri  voluit :  Jure 
naiurae  matrimonii  mnculum  non  est  indissolubile  et   in  variis  ca- 
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süms   divortium  proprie    dictum    awtorUate    dväi   sandri   potest 
(prop.  67.)  etc. 

Es  werden  daher  alle  der  Excommunication  verfallen  erklärt, 
welche  auf  Onmd  einer  blos  weltlichen  Scheidungssentenz  sich  wie- 
der verehelichen  wollen:  Cum  lege  divina  yetitum  sit  homini  sepa- 
rare,  quos  Dens  conjunxit,  monemus  Episcopos,  ut  in  suis  synodis, 
snb  poena  excomraunicationis  ipso  facto,  prohibeant  iis,  qui  divortio 
civili  sejuncti  sunt,  ne  ad  nova  transeant  vota,  legitime  vinculo  post- 
habito  (Concil  Bdltimor.  V.  a.  1843  dec.  III.). 

Als  in  Canada  ein  eigener  weltlicher  Oerichtshof  für  Eheschei- 
dung in  Antrag  kam,  erhoben  sich  die  Väter  des  vierten  Provinzial- 
concils  von  Quebec  (1868)  dagegen  in  folgendem  Decrete :  Non  sine 
magno  animi  dolore  seu  potius  horrore  didiceront  Patres  hujus  pro« 
viiicialis  Synodi,  quosdam  hujusce  regionis  legislatores  nuperrime  pro- 
posuisse  ut  constitueretur  curia  divortii,  cujus  munus  esset  divortium 
a  vinculo  pronuntiare  propter  causam  adulterii.  Praeterquam  enim 
quod  talis  lex,  quam  Dens  avertat!  Dei  omnipotentis  et  sapientis- 
simi  institutionis  foret  subversio  et  Ecclesia  Christi  jurium  usurpa- 
tio,  nemo  ignorat,  quot  et  quanta  mala  ex  tali  divortio  dimanent, 
quae  illnd  societati  civili  infensissimum  reddunt.  Sub  spe  enim  di- 
vortii  futuri  roatrimonia  imprudenter  contrahuntur;  jurgia  et,  quod 
horret  animus  dicere,  ipsa  adulteria  provocantur;  vinculum  caritatis 
inter  familias  irreconciliabili  odio  locum  cedit ;  fortunae  in  discrimen 
ponantur;  tota  societas  scandalizatur.  Quid  tandem  de  miserrimis 
filiis  fiet,  quorum  parentes  divortium  obtinuerunt?  Das  Concil  er- 
klärte darauf  hin,  kein  Katholik  könne  mit  gutem  Gewissen  für  ein 
solches  Gesetz  stimmen,  bei  einem  solchen  Gerichtshofe' eine  Klage 
stellen,  weder  als  Richter  noch  in  sonst  einer  Eigenschaft  dem  Ge- 
richtshöfe angehören,  höchstens  gezwungen  als  Zeuge  erscheinen. 

Selbst  dann,  wenn  auf  Grund  einer  Nachricht  vom  Tode  des 
einen  Theiles  der  andere  Theil  sich  wieder  verehelichen  will,  ist  ein 
Urchlicher  Spruch  erforderlich,  um  die  neuen  Sponsalien  aufnehmen 
*zn  können:  Constat  itaque,  antequam  novae  nuptiae  licite  iniri  pos- 
8int,  requiri  certam  prioris  conjugis  mortis  cognitionem,  quae  .non^ 
nisi  ah  Ordinario,  Omnibus  bene  perpensis  probari  jure  debet.  Con- 
cil. plenar.  Baitimor.  H.  a.  1866.  §.  328. 

Wenn  man  die  übrigen  Bestimmungen  der  amerikanischen  Con- 
cilien  bezüglich  der  Ehe  durchgeht,  so  findet  man  das  erste  Bestre- 
ben, in  den  einzelnen  Diöcesen  die  volle  Strenge  und  Genauigkeit 
der  kirchlichen  Vorschriften  durchzusetzen,  soweit  es  unter  dortigen 
Verhältnissen  möglich  ist.    Die  Priester  müssen  Tauf-,  Sterbe-  und 
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Eheregister  fuhren,  und  zwar  nach  der  im  römischen  Eituale  ent- 
haltenen lateinischen  Formel,  und  haben  diese  Bücher  bei  der  Visi- 
tation dem  Bischöfe  vorzuzeigen.  Daraus  sind  auch  die  nothwendi- 
gen  Zeugnisse  bei  Verehelichungen  zu  erheben.. 

Bei  Mischehen  in  Amerika  kann  die  Frage  nach  der  Giltigkeit 
der  Taufe  auf  Seite  des  akatholischen  Theiles  wichtig  werden.  In 
solcliem  Falle  entscheidet  das  Ritual,  welches  bei  einer  Secte  in 
Uebung  ist.  Enthält  dieses  die  zur  Taufe  nothwendige  Materie  und 
Form,  so  wird  die  Taute  als  giltig  betrachtet,  wenigstens  in  ordine 
ad  matrimonium. 

In  dem  Hirtenbriefe,  welchen  dasf  zweite  Plenarconcil  zu  BaU 
titnore  am  28.  October  1866  an  die  Katholiken  von  Nordamerika  er- 
lassen hat,  widmet  es  dem  Sacrameute  der  Ehe  ein  eigenes  Capitel. 
Es  erinnert  die  Gläubigen  an  alle  Anstrengungen,  welche  die  Kirche 
seit  ihrem  Bestände  gemacht  h^t,  um  die  Heiligkeit  der  Ehe  zu 
schirmen,  und  an  die  Verdienste,  welche  sie  sich  dadurch  auch  um 
das  Wohl  des  Staates  erworben  hat.  Dann  wenden  sich  die  Väter 
verurtheilend  gegen  die  Feinde  der  Kirche,  welche  in  der  Ehe  nichts 
als  einen  Civilcontract  sehen  wollen,  der  desshalb  auch  den  Bestim- 
mungen  der  Civilgewalt  unterliege,  der  nach  Qutbetinden  von  dem 
einen  oder  anderen  Theile  könne  wieder  aufgelöst  werden.  DasCon- 
cil  eifert  mit  allen  Kräften  gegen  die  hieraus  entspringende  succes- 
sive  Polygamie  und  beklagt  das  Unglück ,  welches  dadurch  herbei- 
geführt wird,  den  Verfall  der  guten  Sitte  und,  die  Untergrabung  der 
Fundamente  der  menschlichen  Gesellschaft.  Wenn  es  so  viele  un- 
glückliche Ehen  gebe,   so  sei  daran  Schuld  die  Gleichgiltigkeit  ge- 

'gen  die  kirchliche  Ehegesetzgebung  oder  die  Verachtung  derselben, 
unter  den  Katholiken  auch  die  Nachlässigkeit  in  Erfüllung  der  Pflich- 
ten, welche  der  christliche  Ehestand  auferlege.  Denn ,  so  schliesst 
das  Concil:  Neque  satis  est,  leges  Ecclesiae,  quae  ad  matrimonium 
pertinent,  observasse,  ut  Christiani,  qui  conjugalem  statum  inire  vo- 
lunt,    officio    suo   plane   satisfecisse  putandi  sint.    Nam  matrimonii 

.  sanctitas  et,  quae  ex  eo  erga  divinitus  conditam  societatem  conse- 
quuntur,  officia  semper  animis  obversari  debent.  Morum  integritas 
et  amor  ex  meliere  ac  diuturniore  ortus  fönte,  quam  cupiditas :  haec 
demum  optima  est  praeparatio  ad  eum  vitae  statum,  qui  sola  morte 
finitur,  et  ex  quo  tot  ac  tanta  vel  bona  vel  mala  in  tempus  atqne 
aeternitatem  redundant. 

So  kämpft  die  Kirche  allenthalben  fflr  die  Heiligkeit  der  Ehe 
—  und  erwartet  überall  den  Erfolg  von  der  stricten  Durchführung 
ihrer  Gesetze. 
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XXIV. 
Die  katholische  Kirche  in  Württemberg  und  Preussen. 

Nach  Anleitung  des  Buches  des  Württemberg.  Ministers  Golther, 
,,Der  StacU  und  die  kathol,  Kirche  in  Württemberg.^ 

Von  Dr.  H,  Bahlkamp. 
(Vergl.  Archiv  Bd.  6.  7.  n.  8.  und  Vering,  Lehrb.  des  Kirchenr.  S.  152  ff.) 

Das  vorbezeicbnete  Buch  des  Herrn  Golther,  welches  bereits 
1874  erschienen  ist,  hat  namentlich  in  der  Presse  der  sog.  liberalen 
Partei  grosse  Anerkennung  gefunden.  Es  wurde  angesehen  als  eine 
Rechtfertigungsschrift  der  preussischen  sog.  Maigesetze  und  dis 
die  Darlegung  der  Behauptung,  dass  die  katholische  Kirche  in 
Württemberg  denselben  Gesetzen  wie  in  Preussen  unterworfen  sei. 
So  Tiel  mir  bekannt,  ist  das  Buch  von  katholischer  Seite  einer  Be- 
sprechung noch  nicht  unterzogen  worden^). 

Ich  hatte  im  vorigen  Jahre  anfänglich  beabsichtigt,  das  Buch 
zn  besprechen,  diese  Absicht  aber,  nachdem  ich  das  Buch  durchge- 
lesen, aufgegeben.  Jetzt  scheint  mir  jedoch  eine  Besprechung  an- 
gezeigt, weil  nach  dem  Erscheinen  der  Schrift  Beichenspergers, 
worin  die  bekannten  Wege  zur  Verständigung  zwischen  Staat  und 
Kirche  angegeben  werden,  selbst  von  wohlwollend  protestantischer 
Seite  unter  Bezugnahme  auf  das  Golthersche  Buch  die  Behauptung  wie- 
derholt werden  könnte,  dass  noch  ein  anderer  Weg  in  Württemberg 
mit  Erfolg  eingeschlagen  worden  sei  und  derselbe  Weg  in  Preussen 
nicht  ,zum  Ziele  gelange,  weil  die  Curie  es  nicht  wolle. 

Dass  dieses  unrichtig  ist,  wird  sich  aus  dem  Folgenden  erge- 
ben. Es  ist  bekannt,  dass  das  Zustandekommen  des  zwischen  der 
Curie  und  der  Krone  Württemberg  vereinbarten  Concordates  vom 
8.  April  1857  durch  eine  Kraftanstrengung  der  sog.  liberalen  Par- 
tei verhindert  wurde.  Die  Krone  sah  sich  veranlasst,  dem  anderen 
?ertragschliessenden  Theile  zu  erklären,  wie  sie  sich  ausser  Stande 
sehe,  gegenüber  der  abweichenden  Meinung  des  Landes  (richtiger 
des  liberalerseits  aufgehetzten  protestantischen  Volkes)  an  dem  ge- 
schlossenen Concordate  festzuhalten.  Das  System  wechselte.  Die 
Person  des  neuen  Systems  war  der  Herr  Golther. 


1)  Nenerdings  hat  jedoch  Wenz  in  seinem  Buche  über  das  placet  reg. 
das  Golther*8che  Buch  kritisirt. 
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Diesem  wurde  die  Aufgabe,  ein  Gesetz  zu  entwerfen  aber  das 
Verhältniss  der  Staatsgewalt  zur  katholischen  Kirche  in  Württem- 
berg. Das  Gesetz  wurde  entworfen,  berathen  und  beschlossen.  Es 
erhielt  unterm  30.  Januar  1862  die  allerhöchste  Sanction  und  wurde 
gegengezeichnet  von  Gqlther. 

Das  obenbezeichnete  Buch  von  Golther  bebandelt  nun  an  der 
Hand  des  Gesetzes  den  Rechtszustand  der  katholischen  Kirche  in 
Württemberg.  Hinzugefugt  wird  eiu  geschichtlicher  Ueberblick  über 
die  Entwickelung  des  württembergischen  Staates  in  Bezug  auf  seine 
kirchlichen  Verhältnisse  un\l  in  einer  Einleitung  die  Ansicht  des 
Verfassers  über  das  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Kirche  über- 
haupt dargelegt.  Der  Verfasser  hat  schon  damals  bei  Vorlage  des 
Gesetzes  in  der  württembergischen  Kammer  und  auch  jetzt  in  sei- 
nem Buche  wiederum  gezeigt,  dass  er  ein  sog.  »Culturkämpfer« 
nicht  ist,  vielmehr,  wenn  auch  nicht  frei  von  gewissen  protestanti- 
schen Befangenheiten,  doch  seinen  katholischen  Mitbürgern  Gerech- 
tigkeit widerfahren  lassen  will.  Zu  bedauern  bleibt  aber,  dass  die 
Ansichten  des  Verfassers  über  preussische  Verhältnisse,  wie  es 
scheint,  auf  Grund  ihm  gewordener  mangelhafter  Informationen,  der 
ganzen  und  vollen  Wahrheit  nicht  überall  entsprechen.  Dies  soll 
im  Einzelnen  nachgewiesen  werden.  Schon  jetzt  ist  aber  zu  beto- 
nen, dass  die  preussiscl^en  sogenannten  Maigesetze  seit  dem  Erschei- 
nen des  Golther'schen  Buches  eine  zahlreiche  Nachkommenschaft  er- 
lebt haben,  wodurch  die  Angaben  des  Verfassers  von  den  Ereignis- 
sen überholt  worden  sind. 

In  der  Einleitung  finden  wir  die  bekannten  liberalen  Axiome 
Da  heisst  es,  dass  das  österreichische  Concordat  die  Herrschaft  des 
canonischen  Bechts  und  damit  (? !)  die  Unterwerfung  des  Staates 
unter  die  Macht  der  Kirche  besiegelt  habe.  Trotzdem  erklärt  sich 
Verfasser  einige  Seiten  weiter  für  das  System  der  »Handreicbungc 
zwischen  Kirche  und  Staat.  Er  sagt  wörtlich:  »die  Kirche  soll 
nicht  als  gewöhnlicher  Privatverein  behandelt  werden,  sie  soll  viel- 
mehr in  der  Stellung:  einer  bevorzugten  öffentlich-rechiliehen  Carpo- 
ro^tVm  im  Staate  verbleiben. €  Man  sollte  doch  meinen,  dass  der 
Staat  mit  einer  öffentlichen  Corporation  einen  Vertrag  schliessen 
könne,  ebensogut  wie  mit  Privatpersonen  und  Actien vereinen,  und 
dass  hier  überall  von  einer  Unterwerfung  des  einen  Contrahenten  un- 
ter den  anderen  mit  Wahrheit  nicht  gesprochen  werden  könne. 
Grade  imPactiren  Hegt  das  gegenseitige  Anerkenntniss  der  Rechts- 
persönlichkeit der  Contrahenten. 

Verfasser  zählt  in  der  Einleitung  auf«   dass  ausser  Preoasen- 
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Deutschland,  die  Schweiz,  Italien  und  Brasilieo  einen  Eirchen-Con- 
flict  habe  and  fährt  dann  wörtlich  fort: 

»Daas  an  diesen  zahlreichen  Errchenconflicten  die  neuesten 
vaticanischen  Decrete   einen  wesentlichen  Antheil  haben,   ist 
unzweifelhaft.    Denn  durch  die  Proclamirung  des  Dogmas  der 
Infallibilität  dea  Papstes  sind  alle  die  Lehren  über  das  Ver- 
h&ltniss  von  Staat  und  Kirche,  welche  die  Päpste  ex  cathedra 
d.  h.  als  Lehrer  aller  Völker  verkündet  haben  ,   Glaubenssätze 
für  die  Katholiken  geworden.    Ebenso  ist  damit  die  Abhängig- 
keit (!)  der  Bischöfe  vom   päpstlichen  Stuhl  kirchengesetzlich 
fixirt  worden  (sie!).    Dooh    darf  auf  der   anderen  Seite  nicht 
vergessen  werden,  dass  die  vaticanischen  Decrete  nur  den  Ab- 
schluss   des  curialistischen   Systems    enthalten,   wie  dasselbe 
seither  schon  thatsächlicb  von  dem  päpstlichen  Stuhle,   soweit 
es  die  Verhältnisse  erlaubten,    gehandhabt  wurde.    Jedenfalls 
ist  durch  jene  Decrete  volle  Klarheit  über   die  Ziele  und    die 
Tragweite  dieses  Systems  gegeben  und  es  ist  nicht  mehr  mög- 
lich,   über  die  Unvereinbarkeit  der  curialistischen  Tendenzen 
mit  der  Souveränität  des  Staates  sich  Illusionen  zu  machen.t 
Es  verdient  wirklich  hervorgehoben  zu  werden,  dass  ein  deut- 
scher Staatsminister  eines  Landes ,   das  zum  erheblichen  Bruchtheil 
aus  Katholiken  besteht,  allen  Ernstes  behauptet ,    da5is  die  vaticani- 
schen Decrete  zuerst  die  Abhängigkeit  der  Bischöfe  vom  Papste  kir- 
chengesetzlich  normirt  hätten.    Der   Herr  Minister  hat   sich  also 
nicht  die  Mühe  gegeben,  das  erste  beste  Lehrbuch   des  katholischen 
Eirchenrechts  nachzuschlagen,  um  sich  zu  belehren  über  das,  worüber 
er  schrieb.    Wie   es   mit  den  übrigen  Behauptungen  sich  verhält, 
weis  jeder  Sachkundige  ebensogut.   Die  Behauptung  von  der  Unver- 
einbarkeit der  Grundsätze  der  katholischen  Kirche   mit  der  Staats- 
souverätaetät    ist   täglich    zu    lesen  in  den  Tagesblättern  der  soge- 
nannten liberalen  Partei.    Dass  die  glaubenslose  Presse  es  nicht  dul- 
det, wenn  über  die  Staatssouveränetät  noch  eine  höhere  Macht   ge- 
stellt wird^  wundert  nicht   mehr.    Befremdlich  ist  es   aber  ,    wenn 
Jemand,  der  jede  staatliche  Macht  und  Gewalt   nur  als  von  Gottes 
Gnaden  herrührend  betrachtet,  eine  Auffassung  zu   negiren   stheint, 
welche    im    Grunde    nichts    anderes    als    einfache   Gonsequenz  der 
»Gottesgnadenidee«  ist. 

Wie  würde  der  Verfasser  das  Wort,  welches  doch  auch  in  sei- 
ner protestaQtischefi  Bibel  steht:  „Du  sollst  Gott  mehr  gehorchen 
als  dem  Menschen«  auffassen  und  bethätigen,  wenn  er ,  was  Gott 
verhüten  wolle,  das  Unglück  haben  sollte ,  Bürger  eines  Staates  zu 
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sein,  dessen  Souveränetät  in  den  Händen  einer  social-demokratischen 
Mehrheit  sich  befände? 

Die  Unfehlbarkeit  mnss  noch  einmal  herhalten.  Verfasser 
spricht  nämlich  über  das  Verhältniss  zwischen  Staat  nnd  Kirche  zu 
den  Zeiten  Innpcenz  IV.  und  Gregor  VIT.  Er  meint,  es  Hesse  sich 
nicht  bestreiten,  d^ss  die  theohratischm  Anschauungen  in  damaliger 
Zeit  eine  gewisse  historische  Berechtigung  gehabt  hätten.  Die  ka- 
tholische Kirche  von  heute  werde  sich  hüten  ,  die  Grundsätze  der 
genannten  Päpste  >tw  ihrer  vollen  Schärfen  herauszukehren,  und 
das  muss  sie  nach  Ansicht  desselben  Herrn  Verfassers  doch  wohl 
gethan  haben!  Denn  jetzt  kommt  wörtlich  folgender  Satz:  »Dass 
aber  im  curialistischen  System  immer  noch  die  Anklänge  an  das 
alte  mittelalterlich-theokratische  System  sich  erhalten  haben  ,  zeigt 
der  —  alle  wesentlichen  Principien  des  modernen  Staatsrechts  ver- 
dammende —  Syllabus  und  das  Unfehlbarkeitsdogma,  das  gerade  in 
seinen  Consequenzen  die  malten  iheokratischen  Theorien^  als  von  un- 
fehlbaren Päpsten  ausgegangen,  sanctionirL^  (S.  7.) 

Wie  kann  eine  kirchliche  Gemeinschaft  einen  Grundsatz  wohl 
in  grösserer  Schärfe  hervorkehren,  als  indem  sie  ihn  in  einer  Ver- 
sammlung ihrer  Vorsteher  aufstellt. 

Auf  eine  nochmalige  Widerlegung  dieser  bereits  von  Berufene- 
ren widerlegten  Behauptungen  lasse  ich  mich  nicht  ein.  Ich  gestatte 
mir  aber  dem  Herrn  Minister  zu  empfehlen,  den  Wortlaut  sowohl 
des  Syllabus  als  des  Decreti  Vaticani  zu  lesen. 

Es  darf  nicht  unterlassen  werden  noch  eine  andere  protestan- 
tische Befangenheit  des  Verfassers  zu  erörtern.  Sie  alle  zu  kritisi- 
ren  würde  zu  weit  führen.  Er  bespricht  nämlich  die  verschiedenen 
Systeme  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Kirche  und  erörtert 
auch  das  System  des  staatlichen  Absolutismus,  der  unumschränkten 
Herrschaft  des  Staates  über  die  Kirche,  des  Staatskirchenthums. 
Dieses  System  wird  von  dem  Verfasser  als  den  heutigen  Verhält- 
nissen nicht  entsprechend  bezeichnet.  Derselbe  führt  als  Beispiele 
der  mit  dem  Staatskirchenthume  zusammenhängenden  Unduldsamkeit 
die  Ketzerhinrichtungen  in  Ländern  unter  katholischen  Fürsten  an, 
vergis^t  aber  von  den  Katholiken  Verfolgungen  in  Deutschland,  Irr- 
land und  den  Niederlanden  zu  sprechen,  welche  von  protestantischen 
Fürsten  ausgegangen  sind.  Zur  Illustration  der  heutigen  Zeit  em- 
pfehle ich  dem  Verfasser  die  Theorie  und  Praxis  des  preussischen 
Culturkampfes  und  die  Verfassung  des  protestantischen  Königreiches 
Schweden  zu  studiren. 

Von  diesen  protestantischen  Befangenheiten  abgesehen,  hat  der 
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Verfasser  aber  für  einen  im  preussischen  Calturkampfe  Stehenden 
recht  erfrinchende  Ansichten.  So  fiiirt  er  die  Stellung  zwischen 
Staat  und  Kirche,  wie  sie  nach  seiner  Auffassung  von  dem  Gegen- 
seitigkeitssystera  sein  soll,  so  gut,  dass  ich  des  Verfassers  Worte 
selbst  sprechen  lassen  möchte: 

»Der  Staat  soll  der  Kirche  seinen  besonderen  Schutz  gewähren 
und  es  soll  zwischen  Beiden  das  Verhältnlss  gegenseitiger  Hand- 
reichung zur  Erfüllung  ihrer  beiderseitigen  Culturautgaben  stattfin- 
den. Dagegen  soll  nicht,  wie  bei  dem  früheren  Staatskirchenthum, 
eine  principlose  Vermischung  des  Staatlichen  und  Kirchlichen ,  des 
Weltlichen,  und  Geistlichen  stattfinden,  vielmehr  soll  eine  Auseinan- 
dersetzung zwischen  dem  staatlichen  und  kirchlichen  Gebiete,  eine 
Gränzregulirurig  zwischen  beiden  in  dem  Sinne  stattfinden ,  dass 
zwar  die  Selbstständigkeit  der  Kirche  auf  ihrem  eigenthünüichm 
Lebensgebiete  anerkannt  wird,  dass  also  der  Staat  sich  jedeti  Ein- 
griff in  die  inneren  kirchlichen  Verhältnisse,  jeder  positiven  Anord*- 
nuDg  über  Fragen  des  Dogmas,  Cultus  oder  der  kirchlichen  Disci- 
plin  enthält,  dass  aber  ebenso  auch  die  Kirche  sich  keinerlei  üeber- 
griffe  in  das  bürgerliche  Gebiet  erlauben  darf,  und  dass  insofern, 
als  dieselbe  eine  Corporation  im  Staate  bildet,  ihre  Selbstständig- 
keit nur  eine  relative,  durch  das  unveräusserliche  (!)  Kirchenhoheits- 
recht des  Staates  beschränkt  ist.  Eben  weil  die  Kirche  zugleich  eine 
äussere  Stellung  im  Staate  einnimmt,  hat  der  Staat  vermöge  seiner 
Kirchenhoheit  darüber  zu  wachen,  dass  die  Kirche  durch  ihre  Thä- 
tigkeitsäusserungen  nicht  die  öffentliche  Rechtsordnung  und  die 
staatlichen  und  bürgerlichen  Kechte  und  Interessen  schädige.  Ebenso 
ist  sodann  auch  einleuchtend,  dass,  wenn  der  Staat  der  Kirche  eine 
Reihe  von  wichtigen  Vorrechten  und  die  Stellung  einer  öffentlichen 
Corporation  im  Staate  einräumt,  er  andererseits  auch  berechtigt,  ja 
sogar  verpflichtet  ist,  zum  Schutze  der  staatlichen  und  bürgerlichen 
Interessen  Cautelen  aufzustellen,  die  bei  einer  gewöhnlichen  Pri- 
vatgesellschaft, der  keinerlei  Machtstellung  im  Staate  zukommt, 
nicht  erforderlich  sein  würden. c 

Ich  bin  weit  entf^^rnt,  diesen  Standpunct  als  eine  Musterauf- 
fassung über  das  Vefliältniss  zwischen  Staat  und  Kirche  anzusehen, 
aber  es  ist  doch  erfreulich,  zu  sehen,  wie  ein  Mann,  den  man  nach 
den  Schildenmgen  der  sogenannten  liberalen  Presse  für  einen  »Cul- 
tarkämpfer«  halten  sollte ,  den  preussischen  »Culturkampf«  mit  ' 
J^einen  1873er,  1874er  und  1875er  Gesetzen  verurtheilt;  denn  wer 
wird  zweifeln,  dass  der  Herr  Verfasser  eine  solche  Verurtheilung 
bätte  aussprechen  müssen ,   wenn  er  seiner  Auffassung   treu  bleiben 
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wollte?  Wir  werden  sehen,  wie  der  Verfasser  es  vermieden  hat, 
über  preussische  Verhältnisse,  wo  sie  ihm  nicht  zusagten,  eine  un- 
günstige, namentlich  eine  ausgesprochen  scharfe  Kritik  zu  üben.  Ver- 
fasser erörtert  in  zwei  Buchern  die  Geschichte  des  Verhältnisses  der 
Staatsgewalt  zur  katholischen  Kirche  in  Württemberg  bis  zum  Jahre 
1848  und  yon  da  bis  zum  Jahre  1861.  Dem  Verfasser  kann  der 
Vorwurf  nicht  erspart  bleiben ,  dass  er  bei  dieser  Darstellung  sich 
allzu  vertrauensselig  an  die  Schriften  des  Herrn  »Culturkämpfersc 
Friedberg  angelehnt,  namentlich  zu  sehr  gestützt  hat  auf  das  von 
Dr.  Rosner  in  diesem  Archive  auf  seine  Zuverlässigkeit  gründlich  ge- 
prüfte Buch  »Der  Staat  und  die  Bischofswahlen.«  Was  Württem- 
bergische Verhältnisse  betrifft,  stand  dem  Verfasser  Alles  zu  Ge- 
bote, und  was  ausserwürttembergische  Verhältnisse  betrifift,  so  würde 
ich  vorsichtiger  gewesen  sein  im  Gebrauche  des  Buches  eines  Man- 
nes, welcher  die  »Vernichtungsidee«  für  das  einzig  richtige  Mittel 
der  Behandlung  der  katholischen  Kirche  ausgegeben  hat. 

Das  dritte  Buch  des  Herrn  Golther   behandelt   das  jetzt  gel- 
tende Becht  gegenüber  der  katholischen  Kirche  in  Württemberg. 

Verfasser  geht  von  der  Anschauung  aus,  die  s.  g.  Maigesetz- 
gebuDg  im  Königreiche  Preussen  und  das  Königlich  Württember- 
gische Gesetz  vom  Jahre  1862  ständen  insofern  auf  demselben  Bo- 
den, als  bei  aller  Anerkennung  der  Autonomie  der  Kirche  auf  dem 
innerkirchlichen  Gebiete  das  staatliche  Autsicht^recht,  das  Recht  der 
8.  g.  Kirchenhoheit,  von  beiden  Gesetzgebungen  entschieden  festge- 
halten und  in  seinen  einzelnen  Consequenzen  zur  Geltung  gebracht 
werde.  Diese  Annahme  ist,  soweit  sie  sich  auf  die  preussischen  (xe- 
setze  bezieht,  falsch.  Gerade  darin  liegt  ein  wesentlicher  Unterschied 
zwischen  dem  württembergischen  Gesetz  und  den  preussischen  s.  g. 
Maigesetzen,  dass  bei  letzteren  von  einem  autonomen  Rechte  der 
Kirche  nicht  mehr  gesprochen  werden  kann,  dass  das  württember- 
gische Gesetz  aber,  wenn  es  auch  bis  an  die  Grenze,  doch  nicht 
über  die  Grenze  geht.  Eine  höchst  bedeutsame  Verschiedenheit  bei- 
der Gesetzgebungen  besteht  schon  in  der  Art  und  Weise,  wie  sie  zu 
Stande  gekommen  sind.  Während  d^ie  s.  g  Maigesetze  trotz  des 
Protestes  sämmtlicher  Bischöfe  des  Landes  eine  Veränderung  des 
Bechtszustandes  der  katholischen  Kirche  gegen  den  Willen  des  gan- 
zen katholischen  Theiles  der  Landeseinwohner  bezweckten  und  durch- 
\fuhrten,  war  bei  Vorlage  des  wurttembergischen  Gesetzes  aufrichtige 
Intention  an  massgebender  Stelle,  von  dem  Rechtszustande  im  We- 
sentlichtn  nicht  abzuweichen,  wie  er  durch  die  mit  der  Curie  ver- 
einbarte Ck)nvention  festgestellt  war.    Die  Katholiken  Württembergs 
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würden  es  zwar  für  das  Beste  gehalten  haben,  wenn  es  bei  der  Con* 
Tention  sein  Bewenden  gehalten  hätte ,  sie  vertrauten  aber  zuver- 
sichtlich den  gerechten  Absichten  ihres  Königs!  In  diesem  Vertrauen 
sind  sie  nicht  getäuscht  worden.  Das  württembergische  Gesetz,  dem 
auch  die  katholischen  Abgeordneten  in  grosser  Zahl  ihre  Zustim- 
mung geben  zu  dürfen  glaubten,  würde  zwar  den  Verhältnissen  eines 
grossen  Staates  nicht  entsprechen.  Namentlich  würde  dasselbe  nicht 
entsprechen  den  Verhältnissen,  wie  sie  in  Preussen  bestehen.  Der 
von  dem  süddeutschen  wesentlich  verschiedene  norddeutsche  Charak- 
ter kommt  hierbei  bedeutsam  in  Betracht.  Der  »preussische  schnei- 
dige Staatssinnc  würde  es  am  wenigsteh  dulden,  wenn  in  vielen  Fäl- 
len der  Minister  anstatt  Mos  befehlen  zu  können,  sich  bestreben 
müsste,  ein  Einvernehmen,  und  noch  dazu  mit  einem  Bischöfe  zu 
suchen.  Dies  hat  sich  noch  in  letzter  Zeit  so  recht  deutlich  gezeigt 
bei  Ausfahrung  des  neuen  preussischen  Gesetzes  über  die  Vermö- 
gensverwaltung in  den  katholischen  Eirchengemeinden  vom  20.  Juni 
1875  mit  Rechtskraft  vom  1.  October  1875.  Dieses  Gesetz  verlangt 
in  vielen  Fällen,  dass  der  Bischof  in  Gemeinschaft  mit  den  höheren 
Provinzialbehörden,  und  diese  mit  dem  Bischöfe  vorgehen.  Es  würde 
zu  weit  führen,  wollte  man  darlegen,  wie  schwer  dieses  den  Herren 
von  der  preussischen  Verwaltung  geworden,  und  welche  Collisionen 
durch  Ausserachtlassen  dieser  gesetzlichen  Vorschriften  hervorgerufen 
worden  sind. 

Das  gegenseitige  Einvernehmen  zwischen  Staat  und  Kirche, 
gegenseitige  Werthschätzung  zwischen  kirchlichen  und  weltlichen 
Behörden,  Entgegenkommen  und  Handreichung  beiderseits!  Das  ist 
die  Grundlage  des  württembergischen  Gesetzes.  Wesentliche  Unter- 
schiede zwischen  dem  württembergischen  Gesetze  und  den  preussi- 
schen Gesetzen  vom  Mai  1873  sind  vor  Allem  folgende  und  es  ist 
gnt,  die^  schon  jetzt  zur  Illustration  der  Autonomie  der  katholischen 
Kirche  Württembergs  vorauszuschicken. 

Der  Papst  ist  für  Württembergs  Katholiken  nicht  für  depos- 
sedirt  oder  abgesetzt  erklärt,  wie  dies  durch  §.  1.  des  preussischen 
Gesetzes  vom  1^.  Mai  1873  geschehen  ist.  Dritte  Disciplinarinstanz 
in  kirchlichen  Angelegenheiten  ist  für  Württemberg  das  bischöfliche 
Gericht  in  Augsburg  auf  Grund  einer  von  der  römischen  Curie  ge- 
troffenen Anordnung,  Eine  solche  Einrichtung  zu  trefiTen,  ist  der 
Papst  nicht  verpflichtet,  wohl  aber  berechtigt.  Der  Staat  hat  in 
Württemberg  nicht  das  iKecht,  einen  Bischof  oder  anderen  Kirchen- 
diener abzusetzen,  d.  h.  seiner  kirchlichen  Stellung  verlustig  zu  er- 
klären.   In  Württemberg   kann   die   staatliche  Behörde  nicht  ohne 
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Berufung  eines  Geistlichen  gegen  eine  kirchliche  Disciplinarentschei- 
dung  vorgehen.  In  Württemberg  gibt  es  einen  Staatsgerichtshof 
nicht,  der  über  derartige  und  andere  von  Geistlichen  vor  ihn  ge- 
brachte Beschwerden  in  rein  kirchlichen  Angelegenheiten  über  die 
kirchlichen  Vorgesetzten  des  Beschwerdeführers  in  höchster  und  letz- 
ter, also  formell  unfehlbarer,  Instanz  zu  Gerichte  sitzt. 

Es  bleibt  noch  zu  erwähnen,  dass  die  zur  Zeit  des  Erscheinens 
des  Golther'schen  Buches  noch  bestehenden,  der  katholischen  Kirche 
günstigen,  Artikel  15.  16.  u.  18.  der  Verfassungsurkunde  durch  Gesetz 
vom  18.  Juni  1875  aufgehoben  worden  sind.  Es  würde  schwer  sein, 
zu  sagen,  welche  Rechte  jetzt  gegenüber  dei*  katholischen  Kirche  in 
Preussen  beständen,  wenn  nicht  die  s.  g.  Maigesetze  mit  ihren  Nach- 
folgern da  wären.  Nach,  diesen  Gesetzen  ist  es  sehr  leicht  gewor- 
den, zu  zeigen,  welche  Rechte  die  katholische  Kirche  Preussens  mdd 
hat,  Rechte,  deren  sie  sich  in  Württemberg  erfreut. 

Im  Artikel  I.  des  württombergischen  Gesetzes  ist  das  s.  g. 
landesherrliche  Placet  aufrecht  erhalten  worden.  Ich  muss  gestehen, 
dass  das  System  des  landesherrlichen  Placets  in  heutiger  Zeit  bei 
den  unbeschränkbaren,  einer  Controlle  nicht  fähigen,  Verkehrs-  und 
Correspondenzmitteln  eines  Staates  nicht  würdig  scheint,  da  es  nicht 
angemessen  ist ,  dass  der  Staat  Ge-  und  Verbote  gibt ,  welche  er 
nicht  aufrecht  erhalten  kann,  und  deren  üebortretung  staatlich  ge- 
troffene Einrichtungen  ermöglichen.  Die  landesherrliche  Placetirung 
ist  aber  gegenüber  den  preussischen  kirchenpolitischen  Gesetzen  ein 
goldener.  Zustand.  In  Preussen  ist  durch  Art.  16.  der  Verfassungs- 
Urkunde: 

>Der  Verkehr  der  Religions-Gesellschaften  mit  ihren  Oberen 

ist  ungehindert.  Die  Bekanntmachung  kirchlicher  Anordnungen 

ist  nur  denjenigen  Beschränkungen   unterworfen,   welcher  alle 

übrigen  Veröffentlichungen  unterliegen,€ 
die  Einfahrung  des  Placet  unmöglich  gemacht  worden.    Dieser  Ar- 
tikel ist,  wie  oben  angeführt,   aufgehoben.    Die   gesetzliche  Einfüh- 
rung des  Placets  ist  jetzt  möglich.    Dass  dieselbe  von  der  preussi- 
schen Regierung  jet^t  inteudirt  werde,  ist  aber  nicht  anzunehmen. 

Das '  württembergische  Placet  ist  übrigens,  zumal  bei  vollem 
Einvernehmen  zwischen  Bischof  und  Regierung,  nicht  geeignet,  den 
Verkehr  zwischen  den  kirchlichen  Behörden  zu  hindern ').  Das  Pla- 
cet ist  zwar  eine,    der  katholischen  Kirche  unwürdige  und  von  der- 

1)  Dass  der  Verkehr  der  Diöcesanen  mit  dem  Bischöfe  und  den  kirch- 
lichen Oberen  nicht  gehindert  werden  soll,  bestimmt  Art.  20.  des  Oeeetzes  vom 
30.  Januar  1862. 


2jur  KHHk  von  Friedhergs  Sehr,:   Der  Staat  u.  d,  Bianhofswahl.    455 

selben  nur  zur  Verrichtung  grösserer  Uebel  zu  duldende,  Einrichtung 
aber  die  FormJ  wie  es  speoiell  in  Württemberg  gesetzlich  sanctio- 
nirt  ist,  dürfte  wohl  nicht  die  schärfste  sein.  Der  Art.  I.  normirt, 
dass  die  Erlasse  des  Papstes  nur  von  dem  Bischof  verkündet  und 
angewendet  werden  dürfen;  es  wird  ferner  unterschieden  zwischen 
kirchlichen  Anordnungen  und  öffentlichen  Erlassen,  welche  rein  geist- 
liche Gegenstände  betreffen  und  solchen,  welche  »in  staatliche  oder 
bürgerliche  Verhältnisse  eingreifen,«  respective  solcher,  wodurch  die 
Geistlichkeit  und  die  Diöcesanen  »zu  etwas  verbunden  werden  sol« 
len,  was  nickt  ganz  (!)  in  dem  eig«nthümlichen  Wirkungskreise  der 
Kirche  liegt.«  Die  Ersteren  sind  der  Staatsbehörde  gleichzeitig  mit 
der  Verkündigung  £ur  Einsicht  mitzutheilen,  die  Letzteren  dagegen 
unterliegen  der  Gmehmigung  des  Staates.  Es  ist  nicht  bekannt,  dass 
diese  Bestimmungen  des  Art.  1.  der  bischöflichen  Thätigkeit  Schwie- 
rigkeiten jemals  bereitet  haben. 

Was  nun  die  Vorbildung  und  Erziehung  des  katholischen  Kle- 
rus betrifft,  so  kommen  in  Betracht: 

Artikel  11: 

»Die  für  die  Heranbildung  der  Gandidaten  des  katholischen 
geistlichen  Standes  bestehenden  Convicte  in  Tübingen,  Ehingen  und 
Bottweil  sind  in  Absicht  auf  die  dem  Bischof  zukommende  Leitung 
der  religiösen  Erziehung  der  Zöglinge  und  der  Hausordnung,  inso- 
weit sie  durch  die  letztere  bedingt  ist,  der  Oberaufsicht  der  Staats- 
gewalt unterworfen. 

In  den  übrigen  Beziehungen  stehen  dieselben  unter  der  unmit- 
telbaren  Leitung  der  Staatsbehörde.  Insbesondere  hängt  die  Auf- 
nahme und  Entlassung  der  Zöglinge  von  der  Staatsbehörde  ab.« 

und  aus  Artikel  12.  der  zweite  Absatz: 

»Dem  Bischof  steht  die  Eifnennung  der  Vorsteher  der  drei 
Convicte  aus  der  Zahl,  der  an  ihrem  Sitz  angestellten  Professoren 
oder  Kirchendiener,  sowie  die  Ernennung  der  Repetenten  an  den  ge- 
nannten Lehranstalten  zu.  Auf  diese  Ernennung  findet  das  in  Ar- 
tikel 4,  Absatz  1.  des  gegenwärtigen  Gesetzes  angeführie  Becht  der 
Staatsregiemng  zu  Ausschliessung  missliebiger  Candidaten  Anwen- 
dung. Die  Geltendmachung  dieser  Bechte  bleibt  der  Regierung  auch 
in  dem  Falle  vorbehalten ,  wenn  ein  Vorstand  oder  Repetent  nach 
seiner  Ernennung  in  bürgerlicher  oder  politischer  Beziehung  dersel- 
ben unangenehm  geworden  ist.« 

In*  demselben  Betreff  enthielt  die  Convention  die  folgenden  Sti- 
pulationen in  Artikel  8: 

»Qnaradiu  vero  Seminarium  ad  normam  Tridentini  ^oncilii  de*- 
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siderabitnr,   et  Convictus  public!  aerarii  roaxime  saroptibus  susten- 
tati  Ehingae,  Botvilae  et  Tubingae  eristent,  faaec  obsenrabuntur: 

a.  Qaod  attinet  ad  ^ncationem  religiosam  et  dificiplinam  do- 
mesticam,  ea  instituta  regimini  et  inspectioni  Episcopi  subdita  sunt. 

b.  Alumni  horum  institutorum  quatenus  erudiuntur  in  scholis 
publicis  aeque  ac  ceteri  discipuli  legibus,  quae  scholis  iUis  consütn- 
tae  sunt,  et  normis  de  ratione  et  cursu  studiomm  praescriptis  sob- 
jacent. 

Si  ea  in  Ire  Episcopus  (quoad  Gymnasia)  immutationem  quui- 
dam  necessariam  vel  magis  opportunam  judicaverit,  consilia  conferet 
cum  Regio  Oubernio,  guod  item  pro  sua  parte  nikUy  nisi  afUea  col- 
laiis  cum  Episcopo  consüiis,  muUAü. 

c.  Episcopus  institutorum  eorundem  Bectores  et  Rq>etitore8 
deputabit,  eosque  removebit:  quos  tamen  gravibus  de  cansis  facto- 
que  innitentibus  circa  res  civiles  et  politicas  Begio  Oubernio  minus 
acceptos  esse  resciverit,  nunquam  eliget.  Item  quos  postea  ob  eas- 
dem  causas  ingratos  Oubernio  evasisse  compererit,  dimittet. 

d.  Episcopo  competit  eadem  instituta  visitare,  delegatos  stios 
ad  examina  publica,  praesertim  pro  recipieudis  alumnis,  mittere,  re- 
lationes  periodicas  exigere. 

e.  Prospiciet  Begtum  Oubemium,  ut  in  Oymnasiis,  quibuscam 
coäjuncti  sunt  convictus  inferiores,  paulatim  non  alii,  nisi  ex  Cleri- 
corum  ordine,  Professores  insütuantur.t 

Die  praktische  Ausführung  dieser  Bestimmungen  wird  von  einem 
Württemberger,  wie  folgt,  geschildert: 

Kann  man  schon  in  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  eine  we- 
sentliche Verschiedenheit  von  denen  der  Convention  nicht  erkennen, 
so  kommt  des  Weiteren  in  Betracht,  dass  in  Folge  der  Yerbandlun- 
gen,  welche  der  hochselige  Bischof  v.  Lipp  hinsichtlich  der  Ausfuh- 
rung der  Gonventionsstipulationen  mit  der  Königlichen  Begiemng 
fährte,  mit  Genehmigung  Sr.  Königlichen  Majestät  »in  Vollziehongc 
des  Artikel  VIII.  a.  bis  d.*der  unter  dem  8.  April  1857  mit  der 
römischen  Curie  abgeschlossenen  Uebereinkunft  eine  Ministerialver- 
fagung  vom  4.  Mai  1859  betreffend  die  Verhältnisse  bei  den  niede- 
ren katholischen  Convicten  in  Ehingen  und  Bottweil  und  eine  wei- 
tere vom  12.  October  1859,  betreffend  die  organischen  Bestimmun- 
gen fär  das  Wilhelmstift  in  Tubingen  erschienen,  welche  seiner  Zieit 
dem  heiligen  Stuhl  zur  Kenntniss  gebracht  wurden  und  wiffcaehtet 
Aufhebung  der  Convention  in  Kraft  geblieben  sind.  Hiemach  wer- 
den die  Oesuche  um  Aufnahme  in  die  Convicte  von  der  Begiemng 
dem  bischöflichen^  Ordinariat  mitgetheilt  und  es  werden  die  Candi« 
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daten,  deren  Gesuche  das  Ordinariat  beanstandet,  zur  Aufnah meprü- 
fang  nicht  zugelassen. 

Diese  auf  die  scientivische  Befähigung  der  Candidatrn  sich 
beziehende  Prüfung  Wird  von  der  Königlichen  Oberstudienbehörde 
geleitet  und  mit  einem  bischöflichen  Commissar  beschickt. 

Die  Leitung  der  Convicte  durch  den  Bischof  betreffend,  so  hat 
dieser  der  Begierung  »stets  Gewissheit  zu  geben,  dass  die  wesent- 
Uch  aus  Staatsmitteln  unterhaltenen  Convicte  dem  Zwecke  der  Grün- 
dang erhalten  bleiben.c  Zu  diesem  Zwecke  macht  er  über  jedes  be- 
deutende Vorkommniss  Anzeige,  theilt  die  halbjährlichen  Zustands- 
berichte  mit  summarischer  A^igabe  der  hierauf  eriassenen  Verfügun- 
gen mit  und  bringt  beabsichtigte  Aenderungen  in  der  Haus-  und 
Disciplinarordnung,  sowie  in  den  Amtsinstructionen  zur  vorgängi^^en 
Eenntnissnahme. 

Noch  darf  bemerkt  werden,  dass  an  dem  mit  den  Con vielen 
verbundenen  katholischen  Obergymnasien  in  Ehingen  und  Kottweil 
katholische  Priester  als  Professoren  angestellt  sind,  mit  Ausnahme 
je  eines  katholischen  Laien.  Diese  Priester  haben  die  Staatsprüfung 
ftr  Betähigung  auf  Professorate  bestanden,  wie  denn  in  der  Diöcese 
sorgsamst  darauf  gehalten  wird ,  befähigte  Priester  fßr  das  höhere 
Lehramt  heranzuziehen. 

Nach  Beendigung  der  theologischen  Studien  auf  der  Landes- 
universität haben  die  Aspiranten  des  katholischen  geistliehen  Stan- 
des das  s.  g.  academische  Schlusseiamen  zu  bestehen,  _  welches  vor 
der  katholisch-theologischen  Facultät  abgehalten  und  mit  einem  Kö- 
niglichen Commissar  (Mitglied  des  Königlich  katholischen  'Kirchen- 
rathes)  beschickt  wird. 

Um  die  Candidaten  nicht  zwei  Prüfungen  auf  einander  beste- 
hen lassen  zu  müssen,  benutzt  der  Bischof,  welcher  seinerseits  eine 
eigene  Prüfung  abzuhalten  nicht  behindert  wäre,  gedachtes  Schluss- 
Qxamen  aus  freien  Stücken  je  von  Jahr  zu  Jahr  auch  zur  Aufnahme- 
prüfung für  das  Priesterseminar  in  Rottenburg  und  entsendet  dazu  ' 
zwei  bisehöfliche  Commissare.  Der  heilige  Stuhl  hat  seiner  Zeit 
gegen  diese  Einrichtung  eine  Erinnerung  nicht   gemacht 

Das  eben  gedachte  Priesterseminar  in  Rottenburg  steht  unter 
der  freien  Leitung  des  BischofeSi  Vor  Ernennung  eines  Regens, 
Sabregens  und  Repetenten  am  Priesterseminare  ist  bezüglich  der 
staatlichen  und  bürgerlichen  Qualification  des  zu  Ernennenden  An- 
frage bei  der  Regierung  zu  stellen 

In  Rottenburg  besteht  eine  Art  Knabenseminar,  welches  sogar 
mit  juristiscber  Persönlichkeit  von  der  Regierung  begabt  wurde.  In 
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dasselbe  werden  Schüler  aufgenonimen,  welche  die  Untergymnasial- 
klassen  der  öffentlicheD  Lateinschule  in  Bottenburg  besuchen.  Es 
wird  durch  besonders  hierfür  gemachte  testamentarische  Zuwendun- 
gen und  durch  freiwillige  Beiträge  der  DiöcesangeisUichen  unterhal- 
ten. Die  Leitung  steht  —  ohne  jede  Einmischung  des  Staates  — 
dem  Bischöfe  zu ,  welcher  sie  durch  ein  bestelltes  Curatorium  aus- 
üben lässt. 

Nach  den  preussischen  s.  g.  Maigesetzen  muss  der  katholische 
Theologe  ein  dreijähriges  theologisches  Universitätsstudium  zurück- 
legen und  sodann  in  einer  wissenschaftlichen  SkuUsfrüfung  eine  all- 
gemein wissenschaftliche  Bildung,  insbesondere  auf  dem  Gebiete  der 
Philosophie^  der  Geschichte  und  der  deutschen  Literatur  nachwei- 
sen. Auflagen  und  Erfordernisse,  welche  von  einem  Juristen  und 
einem  Mediciner  nicht  verlangt  werden.  Ein  solches  Staatsexamen 
besteht  in  Württemberg  nicht.  Den  §.  27.  des  Gesetzes' vom  11. 
Mai  1873,  »dass  die  Staatsprüfung  mit  der  theologischen  Prüfung 
verbunden  werden  könne,  insofern  die  Einrichtung  dieser  Prüfung 
und  die  Bildung  der  Prüfungs-Commissionen  Behörden  zustehe,  de- 
ren Mitglieder  sämmtlich  oder  theilweise  vom  Könige  ernannt  wür- 
den, €  scheint  Herr  Golther  nicht  fmr  das  zu  nehmen,  was  er  ist, 
nämlich  für  die  zu  Gunsten  der  protestantischen  Candidaten  des 
theologischen  Lehramtes  gemachte  Ausnahme  von  den  Maigesetzen. 
Derartige  Behörden  im  Sinne  des  §.  27.  bestanden  für  die  katholi'- 
sehen  Candidaten  nicht  und  es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  Herr 
Falk  sich  beeilt  haben  würde,  den  Katholiken  die  Begünstigung  die- 
ses Paragraphen  zu  Theile  werden  zu  lassen.  La  Württemberg  also 
ein  theologisches  Examen,  abgehalten  von  Theologen,  nämlich  den 
Mitgliedern  der  katholisch-theologischen  Facultät,  —  in  Preussen 
ein  Staatsexamen  über  Philosophie,  Geschichte  und  Literatur,  abge- 
halten von  Examinatoren,  deren  Religion  nicht  bestinmut  ist,  und 
auf  deren  Auswahl  der  kirchlichen  Behörde  nicht  die  geringste  Ein- 
wirkung zusteht. 

Li  Württemberg  staatlich  unterhaltene,  der  bischöflichen  Lei- 
tung unterstehende  Convicte,  —  in  Preussen  auf  den  Aussterbeetat 
gesetzte  Knaben-Seminare  und  Convicte,  welche  zeitlebens  der  Staats- 
aufsicht unterworfen  sind.  Herr  Golther  erwähnt  nur  der  Bestim- 
mung des  §.  14,  wonach  die  bez.  Listitute  auf  den  Aussterbeetat 
gesetzt  worden  sind. 

Es  verlohnt  sich,  diese  gesetzliche  StaatsauMcht  in  Preussen 
einer  näheren  Würdigung  zu  unterziehen.  Die  Haus-  und  DisäpU- 
«arordnung,  und  bei  Knaben-Seminaren  und   Convicten ,  sowie  bei 
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den  in  §.  6.  näher  bezeichneten  Seminaren,  welche  das  [Jniversitäts* 
Stadium  ersetzen  sollen,  auch  der  Lehrplan  sind  dem  Oberpräsiden- 
ten Torznlegen.  Diese  letztere  Behörde  ernennt  auch  die  Coromis- 
sarien,  welche  diese  Anstalten  revidiren  sollen.  Dass  diese  Revisions- 
commissarien  resp^  der  Oberpräsident  auch  Anordnungen  treffen  kön- 
nen, sagt  das  Gesetz  zwar  nicht;  es  bestimmt  §.  13.  jedoch: 

»Werden  die  in  den  §§.  9--11.  enthaltenen  Vorschriften 
oder  die  getroffenen  Anordnungen  der  Staatsbehörden  nicht  be- 
folgt, so  ist  der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  er- 
mächtigt, bis  zur  Befolgung  die  der  Anstalt  gewidmeten  Staats- 
mittel einzubehalten  oder^  die  Anstalt  zu  schliessen.c 
Welche  Bechte  dem  Bischöfe  zustehen ,  sagt  das  preussische 
Gesetz  nicht! 

Anders,  wie  wir  gesehen  haben,  das  württembergische  Gesetz. 
Interessant  ist,  dass  das  an  der .  Universität  Tübingen  für  die  Studi- 
renden  der  katholischen  Theologie  bestehende,  rühmlichst  bekannte, 
Wilhelmsstift  mit  §.  7.  des  preussiscfaen  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873 
schwerlich  in  Einklang  zu  bringen  ist. 

Was  nun  die  Beseteung  der  Eirchenämter  betrifft,  so  ist  zu- 
nächst hervorzuheben,  dass,  während  früher  das  Patrouatsrecht  dem 
Untergänge  geweiht  war ,  jetzt  die  s.  g.  -  liberale  Partei  Preussens 
diesem  Rechte  durch  Gesetz  vom  21.  Mai  1874  einen  Inhalt  gibt, 
neben  dem  ein  bischöfliches  Ernennungsrecht,  also  eine  kirchliche 
Autonomie,  nicht  mehr  bestehen  kann.  Nach  diesem  Gesetz  ist  in 
den  dort  vorgesehenen  Fällen  der  Patron  event.  die  Gemeinde  be- 
fbgt,  das  kirchliche  Amt  zu  besetzen  oder  nach  Befinden  für  eine 
Stellvertretung  in  demselben  zu  sorgen.  Es  ist  nicht  anzunehmen, 
dass  solchen  Grundsätzen  gegenüber  irgend  ein  katholischer  Bischof 
»versöhnliche  sich  zeigen  würde. 

Was  das  Einspracherecht  des  Staates  bei  Besetzung  von  Kir- 
chenämtern anlangt,  so  ist  zwischen  Württemberg  und  Preussen  ein 
erheblicherer,  der  katholischen  Kirche  ungünstigerer  Unterschied, 
als  man  nach  dem  Buche  des  Herrn  Golther  glauben  sollte.  Nach 
Art.  4..  des  württembergischen  Gesetzes  können  Kirchetiämter  nur 
an  solche  verliehen  werden,  »welche  nicht  von  der  Staatsregierung 
unter  Anführung  von  Thatsachen  als  ihr  in  bürgerlicher  oder  poli- 
tischer Beziehung  missföllig  erklärt  worden,  c  Nach  §.  16.  des 
preossisehen  Gesetzes  ist  der  Einspruch  zulässig,  »wenn  gegen  den 
Anzustellenden  Thatsachen  vorliegen,  welche  die  Annahme  rechtfer- 
tigen,' dass  derselbe  den  Staatsgesetzen  oder  den  innerhalb  ihrer  ge- 
setzlichen Zuständigkeit  erlassenen  Anordnungen  der  Obrigkeit  ent- 
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gegenwirken  oder  den  öffentlichen  Frieden  stören  werde.c  Die  Praxis 
ist  in  Württemberg  folgende.  Der  Bischof  stellt  in  einem  amtlichen 
Schreiben  die  betreffende  Anfrage  bei  dem  Vorstände  des  Königlich 
katholischen  Eircbenrathes,  welcher  sofort  rfickantwortet.  Der  Kö- 
niglich katholische  Kirchenrath  ist  eine  collegialisch  eingerichtete 
Behörde,  deren  sämmtliche  Mitglieder  Katholiken  sind.  Der  prenssi- 
sehe  Oberpräsident  ist  eine  büreaukratisch  eingerichtete  Behörde ;  es 
werden  überdies  in  neuester  Zeit  hierzu  Männer  genommen,  welche 
nicht  geeignet  sind,  den  kirchlichen  Behörden  Vertrauen  einzuflössen. 
Die  Fassung  des  württembergischen  Gesetzes  ist  zwar  weiter  als  die 
des  preussischen  Gesetzes.  Wichtig  ist  aber  der  Unterschied  zwi- 
schen der  Behörde,  welche  in  Württemberg  und  derjenigen,  welche 
in  Preassen  dieses  Einspracherecht  ausübt.  Die  Thatsachen  bewei- 
sen es.  Seit  sechzehn  Jahren,  erklärt  ein  Landsmann  des  Herrn 
Golther,  liegt  zwischen  dem  Abgang  der  Anfrage  und  der  Ankunft 
des  Antwortschreibens  eine  Zeitlänge  von  nicht  über  sechs  bis  sie- 
ben Tagen.  Innerhalb  eben  dieser  Jahre  ist  nur  ein  Fall  Yorgekom- 
men,  dass  die  Begierung  einen  Competenten  beanstandet  und  auch 
nur  für  den  einzelnen  Fall,  da  derselbe  sehr  bald  darauf  von  einer 
anderen  Competenzenliste  nicht  entfernt  wurde.  Zudem  wird  con- 
statirt,  dass  eine  Beanstandung  eines  Geistlichen  wegen  der  theolo- 
gischen Richtung  niemals  vorkam. 

In  dem  Golther*schen  Buche  wird  hervorgehoben,  dass  in 
Preussen  gegen  das  geübte  Einspracherecht  dem  Bischöfe  eine  Be- 
schwerde an  den  staatskirchlichen  Gerichtshof  zustehe  und  dieser 
Umstand  wird  von  Golther  als  ein  SchuUf  gegen  willkührliche  Ge- 
setzeshandhabung hingestellt.  Ob  der  Herr  Verfasser  n^di  einge* 
hender  Prüfung  aller  einschlägigen  Verhältnisse  diese  Ansicht  auf-^ 
recht  erhalten  wird?  Ich  möchte  es  sehr  bezweifeln.  Wenn  eine 
Staatsregierung  solche  Einrichtungen  trifft,  dass  ein  solcher  9Schutz€ 
nicht  einmal  gewünscht  wird,  und  wenn  die  Bitte  um  Remedor  im 
Nothfalle  vor  den  Thron  eines  Königs  gebracht  werden  kann,  der 
durch  Wort  und  That  den  Katholiken  Wohlwollen  und  Gerechtig- 
keit gezeigt  hat,  so  möchte  dies  ein  wirksamerer  Schutz  sein,  als 
derjenige  ist,  welchen  der  preussische  staatskirchliche  Gerichtshof 
nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  und  nach  seiner  Zusammen- 
setzung geben  kann.  Uebrigens  hat  das  württembergische  Einsprache- 
recht ohne  Gerichtshof  der  Curie  keine  Bedenken  verursacht.  Denn 
durch  Breve  des  heiligen  Vaters  vom  22.  Juni  1857  wurde  zu 
Art.  IV.  der  Convention  vorgeschrieben: 
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»(Episcopo  competit,)  beneficia  omnia,  eiceptis  iis,  quae  juri 

patronatos  legitime  aqoisito  sabjacent,  canferrec 
atque  in  beneficiis  a  te  libere  deferendis  caveas  yelimus,  ne  illa  tri- 
bnas  ecclesiasticis  virid,  qui  ob  grayes  rationes  et  facto  innitentes, 
Gabemio  circa  res  mere  civiles  et  politicas  minus  accepti  fuerint. 
Et  quo  facilios  id  noscere  possis,  quotiescnnque  aliquod  vacaverit 
Beneficiam,  illomm  nomina,  qoi  Beneficium  ipsum  petierint.  Regio 
Gubernio  o£Bciose  significabis,  ut  intra  breve  spatium  a  te  eodemque 
Gabemio  statuendnm  tibi  idem  Gubemiam  indicare  possit,  si  qoid- 
qoam  contra  aliquem  concorrentiom  notandum  habeat. 

Gesetz  and  Convention  stehen  also  ia  dieser  Beziehung  im  Ein- 
klänge. Dass  das  worttembergische  Gesetz  für  den  Unterlassungs- 
fall Strafen  nicht  angedroht  hat,  wie  das  preussische  Gesetz,  und 
dass  in  Württemberg  die  Unterlassung  nur  den  Mangel  der  staat- 
lichen Anerkennung  für  den  Ernannten  im  Gefolge  hat,  möchte  ein 
nicht  unerheblicher  Unterschied  sein,  zumal  wenn  man  die  Erklär- 
ungen bedenkt,  welche  von  zuständiger  Seite  zur  Rechtfertigung  der 
die  Strafandrohungen  enthaltenden  Gesetzes-Yorlage  abgegeben  wurden. 

Bezüglich  der  Disciplinargewalt  der  Eii'chc  über  ihre  Diener 
erachtet  Golther  die  Gesetzgebungen  beider  Länder  principiell  auf 
denselben  Grundlagen  mhend  und  nur  in  einzelnen  Details  von  einan- 
der abweichend.  S.  337.  Herr  Golther  meint,  es  könnten  auch  in  Würt^ 
temberg  Verhältnisse  eintreten,  welche  den  preussischen  Gesetzen 
ähnliche  Maassregeln  hervorzurafen  geeignet  wären.  Ob  Herr  Golther 
zweifelt,  dass  den  ähnlichen  Maassregeln  auch  ein  ähnlicher  Cultur- 
kampf  folgen  würde?   Es  sind  aber  principielle   Unterschiede   da. 

In  Württemberg  fuhrt  selbst  bei  gerichtlich  strafbaren  Dienst- 
vergehen der  katholischen  Geistlichen  das  auö  dem  Landdechanten 
und  dem  Oberamtmann  bestehende  sogenannte  gemeinschaftliche 
Oberamt  die  Voruntersuchung.  In  Preuss^n  der  staatliche  Richter 
allein.  In  Württemberg  ist  die  Staatsbehörde  nur  befpgt,  einem 
Geistlichen  wegen  Unbrauchbarkeit  oder  Dienstverfeblungen  die  ihm 
vermöge  Gesetzes  oder  besonderen  Auftrags  übertragenen  staaUichen 
Gescheite  abzunehmen  und  einem  Stellvertreter  zu  übertragen.  Art.  5. 
In  Preussen  können  »Kirchendiener,  welche  die  auf  ihr  Amt  oder 
ihre  geisttichen  ÄmisverricJUungen  bezüglichen  Vorschriften  der  Staats- 
gesetze oder  die  in  dieser  Hinsicht  von  der  Obrigkeit  innerhalb  ih- 
rer gesetzlichen  Zuständigkeit  getrofiTenen  Anordnungen  so  schwer 
verletzen,  dass  ihr  Verbleiben  im  Amte  mit  der  öffentlichen  Ordnung 
unverträglich  erscheint,  auf  Antrag  der  Staatsbehörde  durch  gericht- 
liches Urtheil  aus  ihrem  {geistlichen)  Amte  entlassen  werden.     Die 
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Entlassung  aus  dem  Amte  hat  die  rechüiche  UnfahigheU  mir  Aust 
Übung  des  (geistlichen)  Amüs^  Verlust  des  Amtseinkommens  und  die 
Erledigung  der  Stelle  zur  Folge. c  In  Württemberg  ist  dieses  nicht 
möglich.    Ob  man  diesen  Maugel  für  einen  Petailpunkt  haltea  kann  ? 

Ein  anderer  »Detailpuiikt^c  welcher  in  dem  wurttembergischen 
Gesetz  sich  nicht  findet,  besteht  darin,  dass  die  Staatsbehörde  von 
Amtswegen  gegen  eine  Entscheidung  der  kirchlichen  Disciplinarbe- 
hörde  gegen  einen  Geistlichen  Berufung  an  den  staatskirchlichen  Qe- 
richtshof  einlegen  kann.  Herr  Golther  schreibt,  indem  er  die  staat- 
lichen Cautelen  gegenäber  der  kirchlichen  Disciplinargewalt  behan- 
delt, folgenden  Satz.  .  »Dass  die  Disciplin  gegenüber  den  Kir- 
chendienern, soweit  es  sich  um  die  hir Micken  Functionen  derselben 
handelt,  der  Kirche  zukommt,  bedarf  keiner  weiteren  Aosführang.c 
Wie  sich  hiermit  die  »detailirten  nnd  eingreifenden  Bestimmongenc 
in  Einklang  bringen  lassen,  kraft  deren  gegen  den  Willen  seines 
Bischofs  ein  ab  beneficio  et  officio  suspendirter  Curatgeistlicher  oder 
ein  Terehelichter  katholischer  Pfarrer  in  seinem  Pfarreinkommen  g^e- 
schützt  wird,  dürfte  schwer  einzusehen  sein. 

Bei  Besprechung  der  Leitung  des  Beligionsunterrichtes  in  den 
Schulen  meint  der  Herr  Verfasser  die  preussische  Verf.-Urk.  erwähne 
nichts  von  einem  staatlichen  Hoheits-  und  Aufsichtsrechte.  Es  ist 
auffällig,  dass  des  preussischen  Gesetzes  vom  11.  März  1872  betref- 
fend die  Beaufsichtigung  des  Unterrichts-  und  Erziehungswesens  keine 
Erwähnung  geschieht.  Man  muss  annehmen,  dass  dem  Verfasser  dies 
Gesetz  nicht  bekannt  gewesen  ist,  zumal  er  hierbei  betont,  dass  erst 
das  Gesetz  vom  5.  April  1873  dem  staatlichen  Aufsichtsrochte  üb^- 
die  Kirche  entsprechenden  Ausdruck  gebe.  In  Württemberg  konimt 
die  Leitung  des  katholischen  Beligionsunterrichtes  in  den  Volksschn- 
len  sowie  in  den  sonstigen  öffentlichen  und  Privat-Unterrichtsanstal- 
teri  einschliesslich  der  Bestimmung  der  Katechismen  und  Bdigians- 
handbücher  dem  Bischof  zu,  unbeschadet  des  dem  Staate  über  alle 
Lehranstalten  zukommenden  Aufsichtsrechts.  Art.  13.  In  Preussen 
bestimmt  die  staatliche  oft  nichtkatholische  Behörde  die  bez.  Bücher. 
Dem  nach  Falk'ächer  Auffassung  unartigen  Ortsgeistlichen  —  und  das 
ist  die  Kegel  —  ist  sogar  das  Betrewn  der  Schulräume  und  vor 
Allem  die  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  strenge  untersagt. 
Der  Geistliche  darf  die  Leitung  des  Religionsunterrichtes  nur  ausüben, 
so  lange  er  durch  sein  Verhalten  nicht  diejenigen  Zwecke  gefthrdet, 
welche  der  Staat  verfolgt.  Ministerial-Erlass  v.  18.  Februar  1876. 
Mit  welchem  Rechte  dies  geschehen ,  mag  später  besonders  erörtert 
werden.  In  Württemberg  können  geistliche  Orden  und  Congregatio- 
nen,  allerdings  mit  Genehmigung  der  Staatsregierung,  eingeffihrt 
werden.  In  Preussen  nicht.  Art.  15.  des  württembergischen  (Gesetzes 
und  das  preussische  (besetz  vom  31.  Mai  1875.  Was  Herr  Golther 
zur  Rechtfertigung  des  Art  15.  sagt,  ist  eine  Verurtheilong  des 
preussischen  Gesetzes.  Zum  Schluss  vermag  ich  nicht  zu  verschwei- 
gen, dass  Herr  Golther  durch  das  Breite  seiner  Ausfuhrungen,  seine 
vielfachen  Wiederholungen  und  durch  die  mangelhafte  Systematik 
seinem  Buche  sehr  geschadet  hat. 
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T(XV. 
Preuss.  Ministerial-  und  Regierungs-Erlasse, 

bdr.  ReUgionsunierricJU  tmd  Gottesdienst  der  J^olksschuler. 

Aus  dem  Februarheft  des  »Centralblattes  für  die  gesammte 
Unterrw}US'VerwaUung€  in  Preussen  theilen  wir  folgende  Verfäg- 
UDgen  im  Worüaute  mit. 

1,  Utuftdässigkeit  einer    Unterscheidung  in  der  Bezeichnung  der 
Jcatholischen  Schüler  höherer  Unterrichts^Anstdlten  rücksicht^ 

lieh  der  Religion. 

Coblenz,  den  2.  December.  Wie  wir  der  Direction  auf  den  Be- 
richt vom  27.  y.  M.  eröffiien,  darf,  da  die  kgl.  Staatsregierung  einen 
unterschied  zwischen  Alt-  und  Neukatholiken  oder  Alt^  und  Römisch- 
katholischen  von  ihrem  Standpunkte  nicht  anerkennt,  eine  derartige 
Unterscheidung  in  der  Bezeichnung  der  katholischen  Schüler  rflck- 
sichtlich  der  Religion  im  Inscriptionsbuche  und  auf  Zeugnissen  nicht 
stattfinden  und  sind  die  betreffenden  Schüler  fernerhin  schlechtweg 
als  »katholische  aufzuführen.  \ 

An  die  Direction  des  Gymnasiums  in  N. 

Abschritt  erhält  die  Direction  resp.  das  Rectorat  zur  Eennt- 
nissnahme  und  Nachachtung.  E.  Provinzial-Schulcollegium. 

An  die  Directionen  resp.  Rectorate  der  sämmtiichen  Qymnasien,  Real- 
schulen, Progymnasien  und  höheren  Bürgerschulen  unseres  Ressorts. 

2.  Beseitigung  der  nicht  au  dem  Tcatholischen  Schulgottesdienste  ge- 

hörigen  etc.  Gehet  seinlagen. 
Berlin,  den  3.  November  1875.  £s  ist  zu  meiner  Eenntniss 
gekommen,  dass  zum  Schlüsse  der  in  der  Regel  von  den  Religiond- 
lehrem  celebrirten  Schulmessea  höherer  Lehranstalten  Gebete  für 
den  "Papst  resp.  die  bedrängte  Kirche  gehalten  werden.  Indem  ich 
das  kgl.  Provinzial-Schulcollegium  auf  die  desfallsigen  in  dem  »Cen- 
tnJblatt  für  die  gesammte  Ünterrichts-Verwaitung«  1875,  Seite  538 
mitgetheilten  Verfügungen  der  kgl.  Regierung  und  des  Provinzial- 
SchulcoUegiums  zu  Münster  vom  1.  bezw.  11.  April  d.  J.  verweise, 
erwarte  ich,  dass  dasselbe  in  seinem  Verwaltungsbezirk  jede  nicht 
zu  dem  Schulgottesdienst  gehörige  oder  gar  demonstrative  Gebets- 
einlage gleichmässig  beseitigen  werde.  Bezüglich  der  Ausführung 
dieser  Bestimmung  ist  von  den  Anstalts-Directoren  Bericht  zu  fordern. 

Der  Minister  der  geistl.  etc.  Angelegenheiten:  FaOc. 
An  die  kgl.  Provinzial-SchulcoUegien  zu  N.  N.  etc. 
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3.  Katholische  Gotteadienst^Ordnung  für  höhere  Ünter^ 
richtS' Anstalten   heew.   Seminare.    (Beichtzeitel  ^    Vorbereitung  aur 

Beichte,  kirchliehe  Aufzüge). 

Berlin,  den  19.  Januar  1876.  Dem  kgl.  Provinzial-Schulcol- 
legium  erwiedere  ich  auf  den  Bericht  vom  9.  Nov.  v.  J. ,  dass  eine 
Coütrole  der  Schüler,  wie  sie  an  dem  Gymnasium  in  N.  bezüglich 
der  Theilnahme  an  den  Sacramenten  geübt  wird,  unstatthaft,  und 
sonach  das  fernere  Einfordern  von  Beichtzetteln  sofort  abzustellen 
ist,  da  die  von  dem  kgl.  Provinzial-SchuIcoUegium  betonte  Noth- 
wendigkeit  äusserer  Ordnung  zu  Gewissenszwang  und  unlauterem 
Scheinwesen  in  nicht  seltenen  Fällen  verführt  hat,  und  somit  eine 
Schädigung  wahrer  Religiosität  mit  sich  bringt.  Dasselbe  gilt  iür 
die  dortigen  Seminaristen.  Was  in  meiner  Verfügung  vom  22.  Oct. 
1874  ü.  II.  5082  über  die  Fröhnleichnamsprocession  gesagt  ist,  trifft 
selbstredend  alle  ähnlichen  kirchlichen  Aufzüge.  Eine  in  massigen 
Grenzen  gehaltene  Vorbereitung  der  Gymnasiasten  auf  die  Beichte 
durch  den  Religionslehrer  unterliegt  keinem  Bedenken,  wenn  dabei 
kein  Zwang  stattfindet.  Dass  durch  Abstellung  der  seither  geübten 
äusseren  Controle  die  sittlich-religiöse  Erziehung  der  Jugend  und 
der  künftigen  Volksschullehrer  insbesondere  einen  Abbruch  erfahre, 
kann  ich  um  so  weniger  anerkennen ,  als  nach  Wegfall  dieses  äus- 
seren Momentes  bei  einer  desto  intensiveren  innerlichen  Einwirkung 
auf  Herz  und  Gemüth  der  jungen  Leute,  welche  ich  seitens  des.Di- 
rectors  und  der  übrigen  Lehrer  erwarte,  ungefärbte  Religiosität  und 
sittliche  Gewöhnung  der  Schüler  nur  gewinnen  können.  Danach  hat 
das  kgl.  Provinzial-SchuIcoUegium  ungesäumt  das  Erforderliche  zu 
veranlassen. 

Der  Minister  der  geistl.  etc.  Angelegenheiten:  Falk. 
An  das  kgl.  Provinzial-Schulcollegium  zu  N. 

A.  Der  »Staats-Anzeiger«   veröffentlichte  nachstehenden  Erlass  des 

Cultusministers  : 

»Aus  Anlass  einer  Beihe  bei  mir  angebrachter  Beschwerden 
hatte  ich  die  kgl.  Begierungen  mittelst  Verfügung  vom  6.  October 
V.  J.  zu  einer  näheren  Erörterung  verschiedener  Gesichtspunkte  ver- 
anlasst, welche  in  Betreff  des  katholischen  Beligionsunterrichts  in 
den  Volksschulen  zu  beachten  seien. 

Nach  Prüfung  der  hierauf  erstatteten  Berichte  bezeichne  ich 
folgende  Gesichtspunkte  als  diejenigen,  von  welchen  bei  der  Behand- 
lung des  gedachten  Dnterrichts  fortan  auszugehen  ist: 

1)  Der  schulplanniiässige  Religionsunterricht  wird  in  der  Volks- 
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schule  von  den  vom  Staate  dazu  berufenen  oder  zugelassenen  Orga- 
nen unter  seiner  Aufsicht  ertheilt. 

2)  Die  Ertheilung  des  Unterrichts  liegt  in  ^ster  Linie  den 
an  der  Schule  angestellten  Lehrern  und  Lehrerinnen  ob ,  welche  in 
der  vorgeschriebenen  Prüfung  die  Bef&hignng  dafür  nachgewiesen 
haben.  Dasselbe  gilt  von  denjenigen  Geistlichen,  welche,  wie  dies 
in  einzelnen  Gegenden  noch  vor)[ommt,  gleichzeitig  als  Lehrer'  an 
Volksschulen  angestellt  sind. 

3)  Wo  es  bisher  üblich  war,  den  schulplanmässigen  Beligions- 
unterricht  zwischen  dem  angestellten  Lehrer  und  dem  Pfarrer  oder 
dessen  ordentlichem  Vertreter  {Vicar,  Es^lan)  dergestalt  zu  tbeilen, 
dass  ersterer  die  biblische  Geschichte ,  letzterer  den  Eatechisnms 
übernimmt,  kann  es  unter  der  Voraussetzung  auch  fernerhin  dabei 
bewenden,  dass  der  Geistliche  in  Bezug  auf  seine  Stellung  zum  Staat 
der  Schulaufsichtsbehörde  kein  Bedenken  erregt  und  allen  ressort- 
massigen  Anordnungen  derselben,  insbesondere  hinsichtlich  der  Lehr- 
bücher, der  Vertheilung  des  Unterrichtsstoffes  auf  die  einzelnen 
Classen,  der  Schulzucht  und  pünktlichen  Innehaltung  der  Lehrstun- 
den pflichtmässig  entspricht. 

Demgemdss  sind  Geistliche,  welchen  wegen  Nichterfüllung  einer 
dieser  Voraussetzungen  die  Kreis-  oder  Localschulinspection  hat  ent- 
zogen oder  welche  von  der  Leitung  des  schulplanmässigen  Beligions- 
onterricbts  haben  ausgeschlossen  werden  müssen,  selbstredend  auch 
von  der  Ertheilung  des  letzteren  auszuschliessen. 

4)  An  Orten  mit  confessionell  gemischter  Bevölkerung,  in  wel- 
chen ein  katholischer  Lehrer  nicht  vorhanden  ist  kann  der  gesammte 
Religionsunterricht,  wenn  es  bisher  so  üblich  war,  unter  den  zu  3 
erwähnten  Voraussetzungen  auch  femer  den  Geistlichen  überlassen 
werden. 

5)  Ueber  Differenzen  zwischen  dem  Geistlichen  und  dem  Lehrw 
in  Betreff  des  Beligionsunterrichtes  entscheidet  die  Schulau&ichts- 
behörde. 

6)  Li  den  Fällen,  wo  es  an  einem  vorschriftsmässig  geprüften 
Lehrer  mangelt,  bestimmt  die  kgl.  Regierung,  wem  die  Ertheilung 
des  Religionsunterrichts  in  der  Schule  zustehen  soll,  insbesondere, 
ob  dazu  der  Verwalter  der  Stelle  oder  ein  Geistlicher  aushilfsweise 
zu  wählen  sei.  Es  sind  dabei  in  jedem  einzelnen  Falle  alle  in  Be- 
tracht kommenden  Verhältnisse  sorgfältig  zu  erwägen. 

Ein  Geistlicher  darf  auch  in  solchen  Fällen  nur  dann  zuge- 
lassen werden^  wenn  in  Betreff  seiner  die  zu  3  bezeichneten  Voraus- 
setzungen zutreffen. 
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7)  Anlangend  die  Leitung  des  Beligionsontenichts,  so  ist  von 
mir  wiederholt  darauf  hingewiesen  worden,  dass  dieselbe  nach  Art  24. 
der  yerfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850  den  Beligions^e^ell- 
sehc^len  zustehen  soll,  dass  jedoch  einerseits  dieser  Artikel  erst  der 
näheren  Bestimmung  seines  Inhalts  durch  das  nach  Art.  26.  daselbst 
zu  erlassende  ünterrichtsgesetz  bedarf,  dass  indess  andererseits  Nichts 
im  Wege  steht,  die  darin  enthaltene  allgemeine  Norm  insoweit  zur 
Anwendung  zu  bringen,  als  dies  die  bestehenden  Gesetze  and  die 
staatlichen  Interessen  gestatten. 

Danach  hat  kein  eimelner  Geistlicher  ohne  Weiteres  ein  Recht, 
diese  Leitung  zu  beanspruchen ;  es  ist  jedoch  in  der  Regel  und  so 
lange  die  kirchlichen  Oberen  ein  anderes  Organ  dazu  nicht  bestim- 
men, der  gesetzlich  bestellte  Ortspfarrer  als  das  zur  Leitung  des 
Religionsunterrichts  berufene  Organ  zu  betrachten.  Sowohl  der  Orts- 
pfarrer als  auch  der  sonst  von  dem  kirchlichen  Oberen  zur  Leitung 
des  Religionsunterrichts  bestimmte  Geistliche  darf  aber  dieselbe  nur 
ausüben,  so  lange  er  durch  sein  Verhalten  nicht  diejenigen  Zwecke 
gefährdet,  welche  der  Staat  mit  der  Erziehung  der  Jugend  durch 
die  Volksschule  verfolgt, 

8)  Tritt  ein  solcher  Fall  ein,  so  hat  die  staatliche  Aufsichts- 
behörde dem  Geistlichen  zu  eröffnen,  dass  er  zur  Leitung  des  Reli- 
gionsunterrichts nicht  femer  zugelassen  werden  könne.  Der  Beschluss 
ist  gleichzeitig  zur  Eenntniss  des  kirchlichen  Oberen  mit  dem  An- 
heimgeben zu  bringen,  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  einen  ande- 
ren Delegirten  zu  bezeichnen.  Findet  die  staatliche  Aufsichtsbehörde 
gegen  denselben  Nichts  zu  erinnern,  so  ist  derselbe  zur  Leitung  des 
Religionsunterrichts  zuzulassen. 

9)  Der  als  Organ  der  betreffenden  Religionsgesellschaft  aner- 
kannte Pfarrer  oder  sonstige  Geistliche  ist  berechtigt,  dem  schul- 
planmftssigen  Religionsunterricht  in  den  dafür  festgesetzten  Stunden 
beizuwohnen ,  durch  Fragen  und  soweit  erforderlich ,  stellenWeises 
Eingreifen  in  den  Unterricht  sich  davon  zu  überzeugen,  ob  dieser 
von  dem  Lehrer  vollständig  und  sachgemäss  ertheilt  wird,  und  welche 
Fortschritte  die  Schüler  darin  gemacht  haben,  femer  den  Lehrer 
(jedoch  nicht  in  Gegenwart  der  £inder)  sachlich  zu  berichtigen, 
Wünsche  oder  Beschwerden  in  Bezug  auf  den  Religionsunterricht 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  vorzutragen  und  endlich  bei  der 
Entlassungsprufung,  wo  eine  solche  stattfindet,  nach  vorherigem  Exa- 
men die  Censur  in  der  Religion  mit  festzustellen. 

10)  Durch  die  zu  9  bezeichneten  Befugnisse  wird  Nichts  ge- 
ändert in  dem  Rechte  der  Aufsicht,  welches  der  Staat  durch  seine 
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Organa  m  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  11.  Mftrz  1872  Aber  den 
gesammten  Unterricht  einer  jeden  Schale  nnd  damit  auch  über  den 
katholischen  Beligionsanterricht  in  der  Volksschnle  zn  flben  hat. 

Diese  Organe  haben  somit  anch  das  Recht,  dem  gedachten 
Unterricht  beizuwohnen.  Sie  haben  darauf  zn  achten ,  dass  er  zu 
dcD  im  Lehrplane  angesetzten  Stunden  und  nach  Massgabe  der  all- 
gemeinen, von  der  Schulaufsichtsbehörde  erlassenen  Bestimmungen 
ertheilt  werde.  Eine  Einwirkung  auf  den  sachlichen  Inhalt  der  Be- 
ligionslehre  steht  aber  der  staatlichen  HcbulaufsichtsbehOrde  nur  in- 
soweit zu ,  als  die  Beligionslehre  Nichts  enthalten  darf ,  was  den 
bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Pflichten  zuwiderläuft.  (Art.  12. 
der  Verf.-Urk.  v.  31.  Jan.  1850  und  §§.  13,  14,  II.  11.  A.  L.-R.) 

11)  Durch  den  kircJdicJien  Beicht-  und  Communionunierrichi 
darf  der  schulplanmässige  Unterricht  nicht  in  unzulässiger  Weise 
beeinträchtigt  werden.  Allgemeine  Normen  über  die  Grenze  des 
Zulässigen  lassen  sich  nicht  ertheilen.  Es  folgt  jedoch  aus  dem 
Bemerken,  dass  jede  Verkürzung  des  schulplanmässigen  Unterrichts, 
welche  auf  einen  bestimmten  Zeitraum  erfolgen  soll,  um  dem  ge- 
dachten kirchlichen  Unterricht  den  gewünschten  Baum  zu  verschaffen, 
einer  Genehmigung  der  kgl.  Regierung  bedarf.  Sie  wird  nach  ge- 
nauer Prüfung  der  gegebenen  Verhältnisse  und  nach  vorheriger  Er- 
örterung mit  den  Betheiligten  in  jedem  einzelnen  Falle  dasjenige 
anzuordnen  haben,  was  einerseits  die  ordnungsmässige  Ertheilung 
des  hirchliehen  Unterrichts  thunlichst  ermöglicht,  andererseits  aber 
keine  Einrichtung  zulässt,  welche  es  ausschliesst,  dass  die  betreffen- 
den Kinder  die  von  der  Schide  zu  erstrebenden  Ziele  für  alle  we- 
sentlichen Unterrichtsfächer  innerhalb  der  bestimmten  Zeit  erreichen. 

12)  Die  Benutzung  des  SchuUocäls  zu  dem  sub  11.  erwähnten 
kirchlichen  Unterricht  ist  von  der  Schulaufsichtsbehörde  nur  zu  ver- 
sagen, wenn  entweder  der  Schülrmtenicht  durch  solche  Benutzung 
eine  Beeinträchtigung  erleidet,  oder  wenn  ein  von  der  Leitung  oder 
Ertheilung  des  schulplanmässigen  Religionsunterrichts  ausgeschlossener 
Geistlicher  gegründeten  Verdacht  erweckt,  dass  er  den  kirchlichen  Un- 
terricht benutze,  um  den  schulplanmässigen  Unterricht  zu  ertheilen. 

Nach  Vorstehendem  wolle  die  kgl.  Regierung  bei  Behandlung 
der  in  Frage  stehenden  Angelegenheit  verfahren ,  das  Erforderliche 
anordnen  und  von  dem  Verfügten  mir  demnächst  Anzeige  machen. 

Beriin,  den  18.  Februar  1876.  Falk. 

An  sämmtl.  k.  Begimingen  der  Provinzen  Preusen,  Posen,  Schlesien, 
Brandenburg,  Sachsen,  Westfalen,  Hessen -Nassau,  der  Rheinprovinz 
und  die  k.  Regierung  zu  Sigmaringen. 
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Etwas  wesentlich  Neues  wird  man  in  dieser  Yerffigang  nicht 
mehr  finden  —  es  sind  darin  die  schon  vielfach  besprochenen,  dem 
Geiste  der  Verfassung  nicht  minder  als  einer  gesunden  Pädagogik 
zuwiderlaufenden  Bestimmungen  subsummirt,  welche  bereits  von  ein- 
zelnen Bezirksregierungen,  insbesondere  von  denen  zu  Dässeldorf 
und  Arnsberg  getroffen  worden  sind. 

5.  InstrucUcn  der  KSln.  Regierung  Ober  die  Ertheilung  und  Lei^' 
tung  des  katholischen  Religionsunterrichtes  in  der  Volksschule  ^  so- 
wie  über  die  Theilnahme  der  Schuljugend  und  der  Lehrpersonen  an 

kirchlichen  Andachten  und  Äufsnigen. 

L  Ertheilung  des  schülplanmässigen  Religionsunterrichts, 

1)  Der  schulplanmässige  Religionsunterricht  wird  in  der  Volks- 
schule von  den  vom  Staate  dazu  berufenen  oder  zugelassenen  Or- 
ganen ertheilt. 

Derselbe  untersteht  wie  jeder  andere  Zweig  des  Schulunter- 
richtes der  Aufsicht,  welche  der  Staat  in  Gemässheit  des  Gesetzes 
vom  11*  März  1872  über  den  gesanmiten  Unterricht  einer  jeden 
Schule  zu  üben  hat. 

Die  Organe  der  staatlichen  Schulaufsicht  haben,  wie  das  Becht, 
so  die  Pflicht,  dem  Beligionsunterrichte  in  der  Volksschule  beizu- 
wohnen und  darflber  zu  wachen,  dass  derselbe  stundenplanmässig 
und  den  ergangenen  Bestimmungen  entspreche  und  ertheilt  werde 
und  nichts  enthalte,  was  den  bürgerlichen  und  staatsbärgerlichen 
Rechten  zuwiderläuft. 

2)  In  erster  Linie  liegt  die  Ertheilung  des  schülplanmässigen 
Religionsunterrichtes  den  an  der  Schule  angestellten  Lehrern  und 
Lehrerinnen  ob ,  welche  in  der  vorgeschriebenen  Prätung  die  Befä- 
higung dazu  nachgewiesen  haben. 

3)  Wo  es  bisher  üblich  war,  den  schülplanmässigen  Religions- 
unterricht zwischen  dem  angestellten  Lehrer  und  dem  Pfarrer  oder 
dessen  ordentlichen  Stellvertreter  so  zu  theilen,  dass  Ersterer  die 
biblische  Geschichte,  Letzterer  den  Katechismus  übernimmt,  kann 
dies  auch  ferner  unter  folgenden  Voraussetzungen  geschehen: 

a.  dass  der  betreffende  Geistliche  eine  solche  Stellung  zum 
Staate  einnimmt,  dass  seiner  Zulassung  zum  Religionsunterrichte  ein 
Bedenken  nicht  entgegensteht; 

b«  dass  er  den  Schul- Verordnungen  im  Allgemeinen  und  spe- 
ciell  den  hinsichtlich  der  Lehrbücher,  der  Aufstellung  der  Lehrpensa 
und  der  Vertheilung  des  Unterrichtsstoffes  auf  die  einzelnen  Stufen 
und  Klassen  ergangenen  Anordnungen  pflichtmässig  entspricht; 
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c.  dass  er  bei  Erkranknngs-  oder  Behinderungsfällen  dem  Schul- 
Dirigenten  Anzeige  macht,  damit  die  erforderliche  Stellyertretung 
rechtzeitig  angeordnet  werden  kann. 

4)  Der  schnlplanmässige  Beligionaunterricht  ist  ffir  jede  Schule 
und  Schulklasse  in  dem  betreffenden  Klassenzimmer  separat,  nach 
Massgabe  des  Stundenplanes ,  zu  ertheilen.  Die  Vereinigung  meh- 
rerer Schulklassen  bez.  die  Zusammenziehung  mehrerer  Schulen  zur 
gemeinsamen  Beligionsstunde  ist  unstatthaft. 

5)  Die  zur  Leitung  oder  Ertheilung  des  schulplanmäs§igen  Re- 
ligionsunterrichtes zugelassenen  Geistlichen  sind  bei  Aufstellung  der 
Lehrpläne  für  die  Jahres-  und  Semestercurse  durch  die  Schul-Diri- 
genten  zur  Mitwirkung  aufzufordern ,  namentlich  hinsichtlich  der 
Wahl  der  zu  behandelnden  biblischen  Stoffe  und  Katechismus-Ab- 
schnitte. Die  abgehandelten  Lehrstoffe  sind  ebenso  wie  bei  den 
übrigen  Lehrgegenständen  in  dem  Fortschritts^Tagebuche  regelmäs- 
sig einzutragen. 

6)  Diejenigen  Geistlichen,  denen  das  Amt  der  Local-Schul- 
aufsicht  hat  entzogen,  resp.  der  Zutritt  zur  Schule  hat  untersagt 
werden  müssen,  können  zur  Betheiligung  an  dem  schulplanmässigen 
Beligionsunterrichte  nicht  zugelassen  werden. 

Ebenso  müssen  die  diesen  F&rrern  unterstellten  Hulfsgeist- 
lichen,  Kapläne  und  Vicarien  von  der  Betheiligung  an  dem  Schul- 
religionsunterrichte allgemein  ausgeschlossen  bleiben.  Wo  die  be- 
sonderen Verhältnisse  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  erheischen 
oder  rechtfertigen,  sind  diesbezügliche  spedelle  Anträge  an  uns  zu 
richten. 

7)  Wo  es  an  Schulen,  an  denen  eine  Betheiligung  von  Geist- 
lichen am  Religionsunterrichte  nicht  stattfindet,  vorübergehend  an 
vorschriftsmässig  geprüften  Lehrern  mangelt,  haben  die  kgl.  Kreis- 
Schul-Lispectoren  unter  Erwägung  aller  in  dem  einzelnen  Falle  in 
Betracht  kommenden  Verhältnisse  ihre  Vorschläge  darüber,  Wem 
die  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  im  betreffenden  Falle  über- 
tragen werden  soll,  zur  Entscheidung  an  uns  einzureichen* 

Wird  an  einer  solchen  Schule  ein  Theil  des  Religionsunter- 
richts von  dem  Ortsgeistlichen  ertheilt,  so  bleibt  es  den  Kr^s-Sohul- 
Inspectoren  überlassen,  entweder  dem  betreffenden  Geistlichen  tür 
die  Zeit  der  Stellenyacanz  den  gesammten  Schul-Religionsunterricht, 
oder  unter  dessen  Aufsicht  einen  Theil  dem  interimistischen  Stel- 
lenyerwalter  zu  übertragen. 

8)  Ueber  Differenzen  zwischen  dem  Geistlichen  und  dem  Leh- 
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rer  in  Betreff  des  Religionsunterrichts  entscheidet  die  Schal-Auf- 
sichtsbehörde. 

9)  Hinsichtlich  der  schulplanntässigen  Behandlung  des  Reli- 
gionsunterrichts sind  folgende  Gesichtspunkte  massgebend. 

a.  Ausschliessliche  Form  des  Unterrichts  in  der  biblischen 
Qeschichte  ist  das  Vorerzählen  des  Lehrers  und  die  Aneignung  des 
Stoffes  durch  Wiederholung  seitens  der  Schüler  und  vermittelst  der 
Katechese. 

b.  Die  Einführung  eines  besonderen  Leitfadens  oder  Lehrbuches 
ist  abhängig  von  der  Genehmigung  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde. 
So  lange  diese  Genehmigung  nicht  ertheilt,  bez.  so  lange  der  Ge^ 
brauch  eines  besonderen  biblischen  Geschichtsbuches  für  den  Schul- 
untenricht  nicht  angeordnet  ist ,  darf  der  Gebrauch  eines  Buches 
nicht  geduldet  werden. 

c.  Der  Eatechismusunterricht  muss  so  eingerichtet  sein,  dass 
die  Schulkinder  nicht  mit  Memorirstoff  überladen  und  dadurch  un- 
fähig gemacht  werden ,  den  Anforderungen  der  übrigen  Lehrfächer 
zu  genügen. 

d.  Lehrbücher  bez.  Katechismen,  welche  von  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörde  als  unzulässig  far  den  Schulgebrauch  bezeichnet 
werden,  dürfen  dem  schulplanmässigen  Religionsunterrichte  nicht 
weiter  zu  Grunde  gelegt,  noch  in  den  Händen  der  Schüler  belassen 
werden. 

II.  Die  Leitung  des  schulplanmässigen  Religionsunierrichtes. 

1)  In  der  Begel  und  so  lange  die  kirchlichen  Oberen  ein  an- 
deres Organ  dazu  nicht  bestimmen,  ist  der  gesetzlich  bestellte  Orts- 
pfkrrer  als  das  zur  Leitung  des  Religionsunterrichtes  berufene  Organ 
zu  betrachten. 

Sowohl  der  Qrtsp&rrer  als  auch  der  sonst  von  dem  kirchlichen 
Obern  zur  Leitung  des  Religionsunterrichtes  bestimmte  Geistliche 
darf  aber  dieselbe  nur  ausüben,  so  lange  er  von  der  staatlichen  Auf- 
sichtsbehörde zu  derselben  zugelassen  werden  kann.  Diese  Zulassung 
muss  versagt  werden,  sobald  der  betreffende  Geistliche  durch  sein 
Verhalten  diejenigen  Zwecke  gefährdet,  n^elche  der  Staat  mit  der 
Erziehung  der  Jugend  durch  die  Volksschule  verbindet 

2)  Wird  an  Stelle  eines  von  der  Leitung  des  Religionsunter- 
richtes ausgeschlossenen  Geistlichen  von  der  kirchlichen  Oberbehörde 
ein  anderer  Delegirter  bezeichnet,  so  kann  dieser  zur  Leitung  des 
Religionsunterrichts  in  der  Volksschule  zugelassen  werden,  sobald 
unserseits  die  Weisuug  dazu  gegeben  ist. 
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3)  Der  als  Organ  der  betreffenden  Beligions-Gesellschaft  aner- 
kannte Pfarrer  oder  sonstige  Geistliche  ist,  sp  lange  ihm  die  Leitung 
des  Beligions-Ünterrichtes  in  der  Schule  nicht  unterlagt  worden,  be- 
rechtigt, dem  scholplanmässigen  Beligions-Unteri[ichte  in  den  dafftr 
angesetzten  Standen  beizuwohnen,  durch  Fragen  und  so  weit  erfor- 
derlich, stellenweises  Eingreifen  in  den  Unterricht  sich  davon  zu  Qber- 
zeugen,  ob  dieser  von. dem. Lehrer  vollständig  und  sachgemäss  er- 
tbeilt  wird  und  welche  Fortschritte  die  Schüler  darin  gemacht  ha- 
ben; femer  den  Lehfer  (jedoch  nicht  in  Gegenwart  der  Kinder) 
sachlich  zu  berichtigen,  Wünsche  oder  Beschwerden  in  Bezug  auf 
den  Keligions-Unterricht  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  vorzutra- 
gen und  endlich  bei  der  Entlassungs-Prüfung  nach  vorherigem  Exa- 
men die  Censur  in  der  Religion  mit  festzustellen. 

4)  Durch  diese  Befugnisse  wird  in  dem  Rechte  der  Aufisicbt, 
welches  der  Staat  in  Gemässheit  des  Schulaufsichts-Gesetzes  in  der 
oben  sub  I,  1  Alinea  2  bezeichneten  Richtung  durch  seine  Organe 
ausgeübt,  nichts  geändert. 

///.  Der  hirchiiche  Beicht-  und  CommunianrUnterricht  {pfarramt'- 

licher  EeligionS'Unterrichi). 

Der  katholische  Religions-Unterricht  zur  Vorbereitung  auf 
Beichte  und  Gommunion  steht  mit  dem  Schulunterrichte  in  keiner 
Verbindung,  ist  vielmehr  rein  kirchlicher  Natur,  und  ist  die  Erthei- 
lung  desselben  eine  den  geseftzmässig  berufenen  Geistlichen  zustehende 
geistliche  Amtshandlung^  welche  der  staatlichen  Schulaufsicht  nicht  un- 
terworfen ist.  Insoferne  aber  dieser  Unterricht  an  Kinder  ertheilt  wird, 
die  vermöge  der  Schulflichtigkeit  die  Schule  regdmässig  und  wahrend 
der  ganzen  täglichen  Schulzeit  zu  besuchen  verpflichtet  sind,  hat  die 
staatliche  Schulaufsichtsbehörde  das  Recht  und  die  Pflicht  zu  fordern, 
dass  jener  Unterricht  so  eingerichtet  werde,  dass; 

a.  der  Schulunterricht  durch  denselben  nicht  beeinträchtigt  und 
verkürzt ; 

b.  die  Schidardnimg  nipht  gestört  und  die  Schuldisciplin  nicht 
gefährdet  werde. 

Diese  Forderungen  schliessen  die  durch  unsere  Circular-Ver- 
fSgung  vom  27.  April  1865  gegebene  Verordnung,  dass  der  frag- 
liche Unterricht  ausser  der  Schulzeit  stattzufinden  habe  nothwendig  ein. 

Wo  die  örtliche  Verhältnisse  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel 
erheischen,  behalten  wir  uns  auf  desfallsige  motivirte  Anträge  nähere 
Entscheidung  vor. 

Die  Benutzung  der  SehuUocalien  zu  dem  vorgedachten  hirch' 
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liehen  Unterrichte  muss  denjenigen  Qeistlicbeu  welche  yon  der  Lei- 
tang  oder  Ertheilung  des  scholplanmässigen  jEteligions-ünterrichtes 
aasgeschlossen  sind,  versagt  werden,  so« lange  der  gegründete  Ver- 
dacht obwaltet,  dass  dieselben  den  fraglichen  Unterricht  za  anderen 
als  rein  kirchlichen  Zwecken  benatzen  werden. 

IV.  Die  Theilnahme  der  Schuljugend  unß  der  Lehrpersonen  an 

kirchlichen  Andachleii  und  Aufeügen. 

1)  Wo  es  hergebracht  ist,  dem  Schulnnterrichte  wöchentlich 
an  einem  oder  zwei  Tagen  eine  Schulmesse  vorangehen  zu  lassen, 
ist  darauf  zu  achten ,  dass  der  Unterricht  stets  pfinktlich  um  8  Uhr 
begonnen  wird; 

Wo  der  regelmässige  Anfang  dos  Unterrichts  durch  den  Besuch 
der  Schulmesse  verhindert  wird  und  eine  Beseitigung  des  Hinder- 
nisses seitens  des  Ortspfarr^rs  nicht  zu  erzielen  ist,  muss  der  Besuch 
der  Schulmesse  eingestdU  werden. 

2)  Die  Verpflichtung  zum  Besuche  der  Schulmesse  ist  auf  die 
Lehrer  und  Lehrerinnen  der  Oberstufe  und  die  Kinder  derselben  Ab- 
theüung  zu  beschränken. 

Kinder,  die  weiter  als  15  Minuten  von  der  Kirche  entfernt  woh- 
nen, können  gar  nicht  zum  Besuche  der  Schulmesse  verpflichtet  werden. 

Dispensationen,  sowie  zeitweises  Aussetzen  des  Kirchenbesuches 
bleibt  nach  wie  vor  zulässig. 

Für  einzelne  Tage  können  EQassenlehrer  und  Lehrerinnen ,  fflr 
längere  Dauer  die  Local-Schulinspectoren  dispensiren. 

Letztere  haben  auch  anzuordnen,  wann  in  Anlass  schlechter 
Witterung  oder  anderer  Verhältnisse  der  Besuch  zeitweilig  einzu- 
stellen ist,  jedoch  haben  sie  von  dieser  Anordnung  jedes  Mal  sofort 
dem  Kreis-Schulinspector  Anzeige  zu  machen. 

3)  Versäumnisse  des  Schulgottesdienstes  iinterliegen  nur  den 
Schuldisciplinaraitrafen. 

4)  An  denjenigen  Schulen,  an  welchen  eine  Schulmesse  in  vor- 
gedachtem Sinne  nicht  herkömmlich,  bezw.  nicht  in  ordnungsmäs- 
siger  Weise  eingerichtet  ist,  müss  es  dem  Ermessen  der  Eltern  an- 
heimgestellt  bleiben,  ob  sie  ihre  Kinder  vor  der  Schule  dem  Gottes- 
dienste wollen  beiwohnen  lassen  oder  nicht. 

Die  Local-Schulinspectoren  haben,  wie  die  Lehrer  und  Leh- 
rerinnen, sich  jeder  Einwirkung  in  dieser  Beziehung  zu  enthalten. 

5)  Verspätungen  von  Schulkindern  in  Folge  eines  nicht  obliga- 
.torischen  Kirchenbesuches  sind  wie  jede  andere  unentschuldigte  Ver- 
spätung zu  behandeln. 
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• 

6)  Hinsichtlich  des  Eirchenbesiiches  der  schulpflichtigen  Kin- 
der an  den  Sonn-  nnd  Feiertagen  haben  sich  Lehrer  nnd  Lehrerin- 
nen jeder  directen  oder  indirecten  Einwirkung  zu  enthalten,  da  an 
diesen  Tagen  das  Kind  der  Familie  angehört  und  diese  allein  für 
dessen  religiöse  Angewöhnnng  zu  sorgen  hat. 

7)  Ebenso  ist  die  Vorbereitung  der  Schuljugend  auf  die  Beichte, 
sowie  deren  Führung  zum  Empfange  der  hl.  Sacramente  nicht  Sache 
der  Schule,  sondern  der  Eltern,  resp.  deren  Stellvertreter  und  der 
Seelsorger.  Aus  diesem  Grunde  steht  es  den  Lehrern  und  Lehrerin- 
nen nicht  zu ,  ihre  respectiven  Klassen  zur  Beichte  zu  fähren  oder 
zur  Vorbereitung  auf  dieselbe  zu  versammeln,  überhaupt  solche  Auf- 
sichten und  üebungen  vorzunehmen,  welche  ihnen  die  auf  ihren 
Lehrberuf  bezüglichen  Verordnungen  nicht  ausdrücklich  vorschreiben. 

8)  Die  Betheiligung  der  Schulen  an  kirchlichen  Andachten  und 
Aufzügen  während  der  Schulzeit  ist  von  selbst  ausgeschlossen. 

9)  Bezüglich  der  Andachten,  Processionen  und  anderer  Aufzüge, 
welche  ausser  der  Schulzeit,  bezw.  an  Sonn-  und  Feiertagen  statt- 
finden, kann  eine  Betheüigung^  bei  welchen  Schulen  oder  Schulklas- 
sen unter  Führung  ihrer  Lehrer  und  Lehrerinnen  als  Gorporationen 
auftreten,  weder  beansprucht  noch  geduldet  werden.  Hierdurch  wird 
den  einzelnen  Lehrpersonen  und  den  einzelnen  Schulkindern  nicht 
verwehrt,  sich  an  solchen  ausser  der  Schulzeit  stattfindenden  kirch- 
lichen Begehungen  zu  betheiligen. 

10)  Für  die  Betheiligung  an  demonstrativen  Aufzügen  oder 
Begehungen  mit  staatsfeindlicher  Tendenss,  gleichviel  zu  welcher  Zeit 
dieselben  statthaben,  bleiben  Lehrer  und  Lehrerinnen  jeder  Zeit  ver- 
antwortlich. 

Gegenwärtige  Listruction  ist  in  gleicher  Weise  wie  die  In- 
struction vom  21.  December  1874  dem  Schultagebuch  vorzuheften. 
Zo7n,  im  März  1876.  Königliche  Regierung. 
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XXVI. 
Literatur. 

i.  Griechische  Fragmente  der  vom  russischen  Metropoliten  Joannes 
IL  erlassenen  cunonischen  Antworten  (Otrywki  gWeceskago  t^eksta 
kanoniczeshih  otwetow  rmskago  mitropolita  Joanna  IL)^ 
als  Beilage  jsfüm  XXII,  Bande  der  Denkschriften  der  kaiserl, 
Akademie  der  Wissenschaften  ^  veröffentlicht  von  A.  Pawlow^ 
SL  Fetershurg,  1873.  21.  S,  8. 

Unter  allen  Denkmälern  altrussischer  Literatur  sind  wohl  we- 
nige 80  schwer  verständlich,  und  haben  sich  wenige  gegen  alle  Er- 
läuterungskunst der  Gelehrten  so  spröde  erwiesen,  als  die  vom  rus- 
sischen Metropoliten  Joannes  II.  (1080—1088)  auf  die  ihm  vom 
Kiewer  Mönch  Jacob  gestellten  Fragen  schriftlich  erlassenen  cano- 
nischen Antworten,  die  zwar  in  die  meisten  canonischen  Bücher  der 
Küssen  Eingang  fanden ,  jedoch  auch  schon  in  den  ältesten ,  uns  bis 
jetzt  bekannt  gewordenen  Handschriften  sich  durch  eine  merkwärdige 
Entstellung  des  slavisch-russischen  Textes  bemerkbar  macTiten.  Um  so 
grösser  ist  daher  das  Verdienst  Pawlows,  wenn  er  durch  die  Auf- 
findung einiger  Fragmente  des  griechischen  Orginaltextes  die  bis  jetzt 
bestandenen  Schwierigkeiten  wenigstens  theilweise  aus  dem  Wege 
räumte  und  zugleich  den  Beweis  lieferte,  dass  1)  die  canonischen 
Antworten  des  russischen  Metropoliten  Joannes  n.  (welche  bis  auf 
unsere  Tage  nur  in  einer  slavisch-russischen  Uebersetzung  unter  dem 
Titel  ^) :  Joanna  mitropolita  ruskago ,  narecenago  prorokom  Christa 
prawilo  cerkownoje  ot  s'wjatyh  knig  w  kratce  Jakowu  zerunorizcu 
bekannt  waren),  ursprünglich  in  griechischer  Sprache  verfasst  wur- 
den, und  dass  somit  2)  die  in  slavisch-russischer  Uebei'setzung  vor- 
handenen Entstellungen  auf  Rechnung  eines  mit  der  Muttersprache 
des  Metropoliten  weniger  vertrauten  Interpreten  zu  bringen  wären. 
Mit  Bücksicht  auf  diesen  letzeren  Umstand  ist  es  aber  um  so  mehr 
zu  bedauern,  dass  es  dem  Herausgeber  dieser  so  wichtigen  Frag- 
'mente  nicht  gelingen  wollte,  eine  vollständige  griechische  Abschrift 
sämmtlicher  canonischen  Antworten  des  Metropoliten  Joannes  II.  auf- 
zufinden, und  dass  wir  in  Folge  dessen  in  Betreff  der  keineswegs 
geringeren  Hälfte  derselben,  insbesondere  aber  in  Betreff  der  speci- 
fisch-russischen  Bestimmungen  dieses  Metropoliten  immer  noch  im 
Unklaren  verbleiben  müssen.  So  sind  z.  B.  in  beiden,  vom  Heraus- 
geber benützten  Handschriften  zunächst  alle  die  Bestimmungen  des 
Metropoliten,  welche  auf  ältere,  mit  den  Grundsätzen  christlicher 
Religion  nicht  mehr  vereinbare  slavisch-russische  Volkszustände  und 
auf  ältere  slavisch-russische  Mythen  Bezug  nahmen,  für  welche  aber 
die   griechischen  Abschreiber  unmöglich  das  denselben  von  neueren 

1)  Diesen  Titel  entnahm  ich  aus  einer  im  Besitze  der  Basilianer  zu  Lern- 
borg  8UD  Nr.  5.  befindlichen  Handschrift  — 
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CanoDisten  und  Cnlturhistorikern  entgegengebrachte  Verständniss 
haben  konnten ,  entweder  ganz  weggelassen  oder  wenigstens  abge- 
kürzt worden ,  wie  dies  aus  dem  vom  Herausgeber  mit  te'  be- 
zeichnete Fragmente,  worin  den  Kusssen  die  in  dem  griechischen 
Texte  nicht  mehr  aufgenommene  Anbetung  der  heidnischen  Götter, 
Sümpfe  und  Ruinen  verpönt  wird,  sehr  deutlich  hervorgeht.  Von 
der  Willkühr  griechischer  Abschreiber  in  der  Behandlung  dieses  spe- 
ciellen,  russisch  geftlrbten  Rechtsdenkmals  zeugt  in  ähnlicher  Weise 
auch  dieser  Umstand,  dassz.  B.in  der  Odessaer  griech.  Handschrift  noch 
wenigstens  zwei ,  auf  russische  Verhältnisse  angewandte  und  vom 
Herrn  Herausgeber  mit  e')  und  te')  bezeichnete  Capitel  in  ihrer 
ursprünglichen  Fassung  erhalten  sind,  während  dem  in  der  Venezianer 
Abschrift  auch  diese  letzten  Reste  authentischen  Textes,  welche  die 
Vernachlässigung  der  vorgeschriebenen  Fasten  und  anderer  christli- 
chen Pflichten,  sowie  die  an  den  äussersten  Grenzen  des  russischen 
Reiches,  offenbar  bei  den  nicht  slavischen  Unterthanen  desselben,  auch 
noch  in  jener  Zeit  gebräuchliche  Bigamie  mit  strengen  Strafen  belegten, 
gänzlich  unterdrückt  wurden.  Ihrem  vollen  Wortlaute  nach  ist  von 
den  zahlreichen  specifisch-russiscben  Antworten  des  Metropoliten 
Joannes  in  beiden  griechischen  Abschriften  nur  die  mit  tö'  (vgl.  S.  14. 
Col.  I.)  bezeichnete  Satzung  erhalten,  insoferne  die  darin  spccificir- 
ten  Bestimmungen,  welche  das  Verheirathen  russischer  Fürstinen  an 
Bekenner  lateinischen  Ritus  missbilligten,  sich  auch  auf  griechische 
Prinzessinen  anwenden  Hessen  und  in  diesem  Sinne  also  auch  ffir 
griechische  Abschreiber  einen  praktischen  Werth  haben  mochten.  Die 
betreffende  Stelle  lautet  folgendermassen :  Tö  dk  rag  Oüyaxlpac  xou 
eüyeveoTfltTOü  apxovxog  ÄtWvat  vuficpac  etc  SftvT],  töv  äCtificuv  fjteTaXot/ißof- 
vövTfl,  ava^töv  loxt  xat  Xiav  anpenic:,  Eüosß73(;  yap  a>v  0eoü  jjaptxt  xat 
opOo^$tt)xaxoc,  et  xotauxa  icoti^oexat  xa  xöv  oIxstODV  rcaidcuv  ouvotxlota, 
ixxXifjotaoxtxaic  icatdsüfti^osxät. 

Mit  Bezug  |iuf  seine  Aufgabe  als  Herausgeber  entledigte  sich 
Pawlow  derselben  in  dieser  Weise,  dass  er 'vor  Allem  in  einer  kur- 
zen Einleitung  (S.  1—4.)  sich  über  die  juridisch-historischen  Eigen- 
thörolichkeiten  des  von  ihm  entdeckten  Denkmals  verbreitete,  sodann 
(S.  5—17.)  die  bis  jetzt  erhaltenen  Fragmente  griechischen  Orginal- 
textes  nach  der  vollständigeren  Odessaer  Abschrift,  welche  im  Jahre 
1756  zu  Stande  gebracht  ist  und  nun  in.  den  Händen  des  Odessaer 
Archimandriten  Eusthetius  Wulisma  sich  befindet  ^  in  18  Capiteln 
herausgab  und  erläuterte,  daneben  aber  auch  den  durch  viele  Ent- 
stellungen-verstümmelten  slavisch- russischen  Text  folgen  Hess,  den 
er  aus  der  verhältnissmässig  besten  Handschrift  des  Czudower  Boo- 
sters sub  Nr.  4.  und  einigen  anderen  Handschriften  des  XIV — XVJ. 
Jahrhunderts  schöpfte,  und  den  er  überdies  noch  durch  seine  eigene, 
Id  neurussischer  Sprache  verfassteUebersetzung- vervollständigte.  Auch 
hat  der  Verfasser  alle  griechisclie  und  slavische  Varianten  (die  erste- 
ren  nach  dem  aus  der  Bibliothek  der  Nanier  stammenden  Venezia- 
ner Codex  sub  Nr.  128)  sorgfältig  gesammelt  und  den  betreffenden 
Texten  angehängt,  sonstige  Erörterungen  dagegen,  insbesondere  aber 
die  vom  Metropoliten  Joannes  benützten  und  vom  Herrn  Herausge- 


476     Pawlow,  Griech.  Fragmente  vom  riMS.  Metropoliten  Joannes, 

ber  eruirten  canonischen  Quellen,  sowie  die  darauf  bezüglichen  juridisch- 
historischen  und  philologischen  Erörterungen  in  einigen  Schlussanroerk- 
ungen  (S.  17—21.)  abgehandelt.  Die  andere,  durch  griechische  Frag- 
mente nicht  belegte  Hälfte  der  canonischen  Antworten  des  Metropo- 
liten Joannes  II.  hat  Pawlow  vorläufig  noch  nicht  abdrucken  lassen, 
und  sind  die  Interessenten  auf  die  beiden  bis  jetzt  besorgten  Aus- 
gaben derselben/  und  zwar  auf  die  von  K.  Katajdowic  in  seinen 
»Bussischen  Denkwdrdigkeitenc  (Eusskija  dostopanjatnosti,  izdannyja 
pri  obszssestwi  ist^rii  i  drewnost'ej  rossijskih,  Moskwa,  1815)  erschie- 
nene erste  und  auf  die  in  Makariu*s  »Geschichte  der  russischen 
Eirchec  (Istorija  russkoj  cerkwi,  socz.  Makaria,  archiepiskopa  charkow- 
skago  6  Bde.  (1868)  .1866.)  II.  Aum.  430  besorgte  zweite  Aus- 
gabe zu  verweisen.  Der  Berichterstatter  schliesst  mit  dem  Wunsche, 
es  mögen  die  von  einem  der  besten  russischen  Ganonisten  herausge- 
gebenen 'Ep<üTi5jxaTa  IxxXtjoiaoxixa  «pöc;  xöv  jiijrpoitoXtTijv  'Poaotac 
sowohl  ihm  selbst  als  auch  anderen  Freunden  des  griechisch-orien- 
talischen Eirch^nrechts  als  Anregung  zu  weiteren  Forschungen  auf 
diesem  Gebiete  dienen,  damit  es  ihren  weiteren,  gemeinschaftlich  fort- 
gesetzten Bemühungen  gelingen  werde,  vielleidit  auch  die  bis  jetzt 
noch  ausstehenden  Theile  dieses  in  vielen  Beziehungen  wichtigen  Denk-  | 

mals  altrussiscber  Canonistik  aufzufinden.  Mögen  überhaupt  die  rus- 
sischen Ganonisten  auch  allen  andern,  in  gleichem  Maase  bemerkeus- 
werthen  Ueberresten  altrussischen  Eirchenrechtes  ihre  besondere  Auf- 
merksamkeit zuwenden,  um  durch  eine  nach  Thunlicbkeit  correcte, 
mit  griechischen  Originaltexten  und  beziehungsweise  mit  lateinischen 
Uebersetzungen  versehene  Ausgabe  derselben  endlich  auch  den  nicht- 
slavlschen  ]^chtskennern  sowohl  die  Mitarbeit  als  eine  nach  allen 
Seiten  hin  erschöpfende  Mitforschung  leichter  zu  machen. 

Prof.  Emil  Kalusmiachi  jm  CzemowUe. 

2.  Monumenia  Catholica  pro  indepedentia  potesUxtis  ecclesiasticae  ai 

imperio  eivüi.  Collegü  et  edtdÜ  Augustinus  de  Roskoväny,  epis- 
copus  Nitriensis,  Tomus  IX.  Supplementa  ad  See.  IV^XVUL 
compledeus.  NUriae  1875.  XLVIIL  et  838  pp.;  Tom.  X. 
1875.  ^pplemenia  ad  See.  XIX.  ab  anno  1800—1868  com^ 
pkctens.  XGII.  et  1132  pp.  Tom.  XL  1875.  Momenta  See. 
XIX.  ah  anno  1868^-1874  complectens.  XV.  et  1032  pp. 
Tom.  1876.  üUeriora  Monumenta  ab  a.  1868—1874  item  St^q»- 
lementa  ad  priores  undecim  tomos,  et  Monumenta  anni  1875 
eomplectens.  LXX.  2788  pp. 

3.  Romanüs  Pontifex  tamquam  Primas  Eeclesiae  et  Princeps  civilis 

e  monumentis  omnium  seeulorum  demonstratus.  Äddita  am- 
plissima  lüeratura.  Auetore  Augustino  de  Roskovdnjfy  qnS" 
copa  Nitrinnsi.  Tom.  X  Supplementa  et  uUeriora  Monu- 
menta  cum  lAteratura  usque  annum  1874  de  PrimcUu  compieC" 
tens.  Nüriae  1876.  XXX.  et  728  pp.  Tom.  XI.  1876.  Supp- 
lementa et  ülteriora  Monumenta  cum  LUeratura  usque  annum 
1874  de  Concilio  Vaiieano  et  Civüi  Principatu  M.  P.  iiem 
Monumenta  de  Societate  Jesu  complectens  XXI IL  ei  902  pp. 
(Diese  sämmtlichen   vorgenannten  Werke  des  hochw.  Bischofs 
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BoekoY&Dy  erschienen  im  Cororoissionsverlag  der  Braumüller'scben 
Hofbucbhandlung  zu  Wien). 

Kein  Bischof  ist  fleissiger  in  der  Verwaltung  und  namentlich 
der  öfteren  Visitation  seiner  ganzen  Diöcese,  als  der  greise  doch  noch 
immer  rüstige  und  wie  die  vorliegenden  Bände  beweisen,  literarisch  noch 
inEimer  sehr  thätige  Bischof  Roskoväny.  Seine  grossartigen  zahlreichen 
Sammelwerke  enthalten  der  Vollständigkeit  halber  auch  viele  anders- 
wo bereits  gedruckten  wichtige  Actenstücke,  aber  auch  viele  weniger 
zugängliche  oder  noch  nirgends  vorher  gedruckten  Stacke,  %n  deren 
Beschaffung  und  Veröffentlichung  der  gelehrte  Bischof  keine  Mühe 
undKosten  scheute.  Die  kurz  nach  einander  erschienenen  Bände  IX— XII. 
der  Monumenta  catbolica  führen  die  Zahl  der  mitunter  sehr  umfang- 
reichen Actenstücke  von  der  Zahl  1767  weiter  bis  zur  Zahl  2668. 
Es  sind  Actenstücke  aus  den  verschiedensten  Ländern,  welche  sich 
auf  das  Verhältniss  von  Kirche  und  Staat  beziehen.  Die  Bände  XI. 
und  Xn.  enthalten  auch  zahlreiche  Actenstücke  in  Betreff  des  Vati- 
canischen  Concils  und  über  den  staatskirchlicben  Conflict  im  deut- 
schen Reiche.  Jedem  Bande  ist  eine  erläuternde  Uebersicht  des  In- 
halts der  Actenstücke  vorausgeschickt. 

In  den  Bänden  X.  und  XI.  des  Bomanus  Pontifex  sind  die 
Actenstücke  und  Denkschriften  aus  den  verschiedenen  Ländern  wie 
auch  die  des  Vaticanischen  Concils  in  Betreff  des  päpstlichen  Pri- 
mates von  der  Zahl  2069  auf  2522  gebracht  und  die  de  civili  prin- 
cipatu  Bomani  Pontificis  von  1188  auf  1243  und  daran  reihen  sich 
189  Actenstücke  in  Betreff  der  Jesuiten.  Ausserdem  enthalten  die 
beiden  Bände  die  ireichhaltigstcn  Literatur-Zusammenstellungen,  wo- 
bei auch  Zeitschriften  aller  Länder  und  sogar  Zeitungsartikel 
berücksichtigt  werden.  Es  ist  auch  im  Bd.  XI.  unter  12S2  der  Ac- 
tenstücke pag.  311 — 314,  »ex  diariis  publicis,€  wie  es  am  Schlüsse 
beisst,  eine  angebliche  Bulle  Apostolicae  Sedis  Pius  IX.  vom  Jahre 
1873  betr.  die  Papstwahl  abgedruckt,  jedoch  in  der  Ein),  p.  XXI.  be- 
merkt ,  dass  diese  Bulle  ihren  Inhalt  zwar  theilweise  aus  älteren 
wirklichen  päpstlichen  Bullen  geschöpft  hat,  im  üebrigen  aber  un- 
ecbt  ist.  Es  wurde  mit  dieser  zuerst  von  der  Kölnischen  Zeitung 
veröffentlichten  angeblichen  Bulle  Pius  IX.  die  preussische  Diplomatie 
von  dem  schlauen  Verfertiger  derselben  getäuscht.  (Vgl.  darüber 
die  Berliner  Zeitung  Germania  1873  von  7 — 14.  und  in  den  spätem 
Nummern). 

4.  Warum  Jcönnen  wir  zur  Ausführung  der  Kirchengesetze  nicht 
mturirhen  ?  Von  Wilhelm  Emmanuel  Freiherrn  von  Ketteler^ 
Bischof  von  Maine.  Zweite  Auflage.  Mainz,  Verlag  v.  Franz 
Kirchheim,  1876.  103  S.  8. 

Der  hochw.  Herr  Bischof  fasst  den  Inhalt  seiner  vorliegenden 
Schrift  in  der  Einleitung  (S.  4)  in  folgende  Sätze  zusammen :  »Die 
neuen  Gesetze  [in  Deutschland]  stehen  theils  im  Widerspruch  mit  dem 
katholischen  Olauben ;  theils  würden  sie,  wenn  sie  unter  Mitwirkung 
der  Bischöfe  zur  vollen  Ausführung  kämen,  nothwendig  in  ihren 
Folgen  zur '  allmäligen  Auflösung  der  katholischen  Kirche  führen. 
Sie  entspringen  aus  einer  wesentlich   protestantischen  Anschauung; 
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ihre  volle  Verwirklichung  würde  daher  die  katholische  Kirche  all- 
mälig  protestantisireu  und  die  katholischen  Länder  protestantisch 
machen.  Katholische  Bischöfe  können  daher  zur  Ausfuhrung  der- 
selben nicht  mitwirken  ohne  die  Kirche  zu  verwüsten,  zu  deren  Hir- 
ten sie  von  Gott  bestellt  sind.  Die  vielen  Leiden  und  Entbehrungen, 
welche  daraus  entspringen ,  muss  das  katholische  Volk  mit  christli- 
chem Starkmuth  und  mit  vollem  Vertrauen  auf  die  endliche  Hilfe 
Gottes  ertragen,  inzwischen  aber  durch  tr6ue  Erfüllung  aller  Chri- 
stenpflichten und  durch  Pflege  des  katholischen  Lebens  in  der  Fa- 
milie ersetzen,  was  die  Kirche  auf  dem  Wege  der  geordneten  Seel- 
soFge  nicht  bieten  kann.c 

Die  Schrift,  in  der  diese  Gedanken  nälier  ausgeführt  sind,  ver- 
bindet mit  einander,  wie  dies  durchwegs  in  den  Schriften  des  Bi- 
schofs von  Ketteier  der  Fall  ist,  eine  populäre  Darstellung  mit  scharf- 
sinniger Gründlichkeit. 
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I. 

Die  Gesetzgebung  der  römischen  Kaiser  Ober  die  Guter  und 
Immunitäten  der  Kirche  und  des  Klerus  nebst  deren  Motiven 

und  Principien, 

von  Oifo  Graahof,  Priester  der  Didcese  Hildesheim. 

Die  Gesetzgebung  der  römischen  Kaiser  ül)er  die  Güter  und 
Iromunitäten  der  Kirche  und  des  Klerus  beginnt  erst  mit  der  Zeit, 
als  Constäntin  der  christlichen  Beligion  Duldung  gewährte,  sie  bald 
darauf  zur  Staatsreligion  erhob  und  die  Kirche  als  solche  anerkannte. 
Dem  heidnischen  Römerreiche  und  seiner  Seligion  gegenüber  konnte 
von  einer  solchen  Duldung  und  Anerkennung  keine  Rede  sein;  wir 
treffen  aus  dieser  Zeit  nur  solche  kaiserliche  Verordnungen,  welche 
auf  Unterdrückung  und  Ausrottung  der  neuen  Religion  hinzielten. 
Zwar  gab  es  im  Zeitalter  der  Verfolgungen  auch  Momente,  in  de- 
nen die  Christen  Rulie  i^enossen;  indem  einige  Kaiser,  sei  es  aus 
Gleichgültigkeit  ^egen  die  Regierungsgeschäfte  und  gegen  den  Staat, 
sei  es  aus  Gutmüthigkeit,  sei  es,  dass  sie  einem  Religionseclecticis- 
mus  huldigten,  ihnen  freie  Ausübung  ihrer  Religion  gestatteten,  den 
Bau  von  Gotteshäusern  erlaubten  und  sie  sogar  in  ihren  Ansprüchen 
auf  Eigenthum  begünstigten.  So  erzählt  uns  Lampridins  folgenden 
VQrfall.  Die  Christen  hatten  unter  der  Regierung  des  Alexander 
Severus  (222 — 235)  sich  in  Rom  einen  Platz  angeeignet  und  auf 
denselben  ein  Gotteshaus  errichtet.  Dagegen  trat  die  Zunft  der 
Garköche  mit  der  Behauptung  auf,  der  Platz  gehöre  ihnen,  und  sie 
gingen  dieser  halb  den  Kaiser  an.  Doch  entschied  sich  dieser  far 
die  Christen  mit  den  Worten:  >Es  ist  besser,  dass,  wenn  auch  auf 
was  immer  für  eine  Weise  auf  jenem  Platze  die  Gottheit  verehrt, 
.  als  dass  er  den  Garköchen  überlassen  wird  0*  —  Ferner  gestattete 
bereit«  vor  Constäntin  Kaiser  Gallienus  den  Christen  nicht  allein 
freie  Ausübung  ihrer  Religion,  sondern  gebot  auch,  ihnen  die  Be- 
gräbnissplätze und  Grundstücke,  welche  unter  der  Decianischen  und 
Valerianischen  Verfolgung  ihnen  entrissen  waren,  zurückzustellen^), 

1)  In  Alex.  Sever.  3. 

2)  Eusebiu9  bist.  eccl.  VU,  c.  13:  ...  „Kot  oXXrj  tou  autou  (des  Cral- 
lienns)  dt&tot^i;  t^i^iiax  ^  3cpb(  Ix^u^  ^^xötcou^  iccicoiv^i,   toc   tiov   xoXoujji^tuv   xoi- 
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eine  Verordnung,  durch  die  er  die  christliche  Genossenschaft,  die 
Kirche,  als  eine  gesetzmässig  bestehende  Corporation  anerkannte ,  in- 
sofern nach  römischen  Gesetzen  nur  eine  solche  ein  gemeinsames 
Gut  besitzen  konnte.  Es  ist  nicht  unmöglich,  dass,  wäre  auf  G^- 
lienus  ein  Gonstantin  gefolgt,  der  das  angefangene  Werk  fortsetzte, 
wir  vielleicht  schon  mit  Gallienus  eine  neue  Aera  in  der  Eirchen- 
geschichte  beginnen  könnten^ 

üebrigens  entwickelte  sich  schon  während  der  ersten  drei  Jahr- 
hunderte das  ganze  kirchliche  Leben  in  seiner  vollen  Eigenthümlich- 
keit,  es  entstanden  zum  guten  Theile  die  Institute,  es  bildeten  sich 
die  Verhältnisse,  welche  durch  die  nachmaligen  Gesetze  der  christ- 
lichen Kaiser  ihre  Bestätigung,  Fortbildung,  Umänderung  oder  auch 
ihre  Aufhebung  erfuhren.  Das  gilt  besonders  von  dem  Vermögen 
der  Kirche  und  des  Klerus;  welches  gerade  in  dieser  Periode  sich 
bildete  und,  wenn  vom  Staate  confiscirt,  sich  stets  wieder  erneuerte ; 
das  gilt,  wenn  auch  die  anderen  Arten  von  Immunitäten,  da  sie 
naturgemäss  nur  von  den  christlichen  Kaisern  aus  Munificenz  ver- 
liehen wurden,  hier  niöht  in  Betracht  kommen,  wenigstens  von  dem 
privüegiften  Gerichtsstände  des  Klerus,  eine  Gerichtsbarkeit,  die  sich 
längst,  ehe  der  Staat  in  Berührung  mit  der  neuen  Religion  trat, 
eigenthümlich  gestaltet  hatte. 

Ehe  wir  uns  mit  den  kaiserlichen  Gesetzen  über  das  Vermö- 
gen der  Kirche  und  des  Klerus^),  die  wir  hier  besprechen  wollen, 
befassen ,  mtlssen  wir .  zuvor  folgende  Fragen  kurz  erledigen :  Hat 
die  Kirche  ein  Recht  auf  Vermögensbesitz?  Wie  ist  die  Kirche  zu 
ihrem  Besitze  ursprunglich  gekommen?  Zu  welchem  Zwecke  ward 
das  Kirchenvermögen  verwandt  ?  In  welchem  Verhältnisse  stand  das 
Vermögen  des  Klerus  zu  dem  der  Kilrche  ? 

Das  Recht  der  Kirche  auf  Vermögensbesitz  ergibt  sich  zunächst 
aus  der  Nothwendigkeit.  So  wenig  ein  Staat  existiren  und  seine 
Zwecke  erfüllen  kann,  wenn  ihm  die  entsprechenden  Mittel  zur  In- 
standsetzung und  Erhaltung  der  Staatsmaschinerie  fehlen,  so  wenig 
kann  die  Kirche ,  dieser  zweite  Staat  in  der  göttlichen  Weltordnung 
für  itire  Zwecke  der  zeitlichen  Güter  entrathen.  Sie  bedarf,  analog 
dem  irdischen  Staate ,   eines  steten  Fond ,   aus  dem  die  Kosten  zum 


1)  Der  Gegenstaod  ist  theüweise  behandelt  von  Riffel,  geschichtliche 
Darstellong  des  Verhältnisses  zw.  Kirche  und  Staat,  im  I.  Theil,  Bach  1  und  2, 
Mainz  1886;  femer  Yon  Braun,  das  kirchl.  Vermögen  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  auf  Jnstinian,  Giessen  1860.  Endlich  vergl.  den  An&atz  2  im  2.  Hefte 
der  Tübinger  Qnartalschrift  1845.  Üeberall  kommt  nur  eine  beschränkte  Zahl 
von  kaiserlichen  Gesetzen  znr  Besprechung. 
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Bau  der  kirchlichen  Gebäude  und  Anstalten ,  zum  Unterhalte  der 
Beamten,  zur  Ausübung  des  Gultus  bestritten  werden.  Die  Kirche, 
wenn  auch  kein  Reich  von  dieser  Welt,  ist  doch  ein  Beich  in  dieser 
Welt,  und  der  Stifter  dieses  kirchlichen  Reiches,  obschon  er  selbst  die 
Armuth  übte  und  in  gewissem  Sinne  von  allen  geübt  wissen  wollte,  war 
dennoch  so  weit  entfernt,  fiir  seine  Stiftung  vollständige  Armuth  zu  for- 
dern, dass  er  vielmehr  selbst  den  ersten  Qrund  legte  zum  kirchli- 
chen Vermögen  und  damit  der  Kirche  die  allerhöchste  Sanction  zum 
Vermögenserwerbe  ertheilte.  Wir  nehmen  mit  dem  hL  Augustinus  den 
Geldsäckel,  den  der  Herr  bei  sich  trug,  um  daraus  seine  und  der 
Seinigen  Bedurfnisse  zu  bestreiten  (Job.  4,  8.),  als  erste  Begrün- 
dung des  kirchlichen  Vermögens  an.  >Habebat,€  sagt  der  hl.  Au- 
gustinus ^)  »Dominus  loculos  et  a  fidelibus  oblata  conservans  et  suo- 
rum  necessitatibus  et  aliis  indigentibus  tribuebat.  Tunc  primum 
Ecclesiasticae  pecuniae  forma  est  instüuta.€  Nehmen  wir  dazu  die 
Mahnung  Christi  an  die  einzelnen,  alles  mit  den  Mitmenschen  zu 
tbeilen,  ein  Wink,  der  nicht  die  Zerstörung  des  Eigenthums  befahl, 
sondern  nur  den  Erwerb  und  das  Eigenthum  für  die  kirchliche  Ver- 
bindung andeutete,  so  sehen  wir  damit  zugleich  die  Bichtung  ange- 
bahnt, in  welcher  der  weitere  Erwerb  des  kirchlichen  Gutes  vor  sich 
ging,  und  allmählig  eine  kirchliche  Domäne  entstand.  Es  genügt, 
an  Ap.  2,  44  f.  zu  erinnern.  —  Die  Oblationen,  die  regelmässigen 
und  ausserordentlichen  CoUecten,  die  in  die  aufgestellten  Opferkasten 
(von  Cypriany  de  op.  et  eleem.  c.  14.  corban,  von  TerivUlian^  apolog. 
c  39.  arca,  in  den  apostol.  Gonstit.  II,  36.  corbona,  in  den  Goncil- 
acten  von  Elvira  concha  genannt)  geworfenen  Beträge,  die  ansehnli- 
chen Beiträge,  die  von  reichen  erlauchten  Familien  bei  ihrem  üeber- 
tritte  zum  Christenthume  gespendet  wurden,  bildeten  manchmal  recht 
ergiebige  Quellen  des  kirchlichen  Vermögens  2). 

Verwendet  wurden  die  Oaben  zunächst  zur  Beschaffung  des  zur 
Feier  der  hl.  Geheimnisse  Nothwendigen,  zum  Unterhalte  der  Kir- 
chendiener und  zur  Unterstützung  der  Armen.  Erst  dann,  als  das  Ein- 
kommen stellenweise  reicher  wurde  und  mehr  betrug,  als  die  laufen- 
den Bedürfhisse  erheischten,  dachte  man  neben  der  Unterstützung 
der  Armen,  deren  Versorgung  den  grössten  Theil  des  Vermögens  in 
Anspruch  nahm,  an  die  Errichtung  würdigerer  Gultusstätten.  Die 
Christen  besassen  von  Anfang  an  gottesdienstliche  Locale^  aber,  wie 
bekannt,  mehr  unter  als  über  der  Erde,  und  es  muss  hier  darauf 


1)  Tractot.  62.  in  JoL  cf.  o.  17.  C.  12.  Q.  1. 

2)  Thomassin,  V.  et  n.  eccl.  discipl.  XU;  üb.  1.  c.  2.  8.  12  sqq. 
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hingewiesen  werden^  dass,  im  Ganzen  und  Grossen  genommen,  die 
Kirche  bis  zu  Constantins  Zeiten  verhältnissmässig  nur  wenige 
Grundstücke  und  noch  woniger  auf  diesen  Grundstücken  liegende 
Cultusgebäude  ^)  besass.  Die  reichen  zur  Kirche  übertretenden  Rö- 
mer, die  zu  frommen  Zwecken  grosse  Beiträge  zu  spenden  gedach- 
ten, waren  durch  die  in  frtfheren  Verfolgungen  gernachten  Erfah- 
rungen gewitzigt.  Sie  schenkten  der  Kirche  nicht  so  sehr  Häuser 
und  liegende  Grundstücke,  als  vielmehr  baares  Geld  und  Kostbar- 
keiten ;  sie  veräusserten  lieber  die  Immobilien  und  gaben  deu  Er- 
trag der  Kirche.  Die  Mobilien  konnten  dann  bei  neu  ausbrechen- 
dem Sturm  der  Verfolgung  leicht  bei  Seite  geschaflFt,  den  Armen 
ausgetheilt^)  und  vor  der  Einverleibung  in  den  staatlichen  Fiscas 
gerettet  werden. 

Jenes  Princip  nun,  welches  man  bei  der  ersten  und  ursprüng- 
lichen Stiftung  des  kirchlichen  Fond  im  Auge  gehabt  hatte ,  das 
Princip ,  von  dem  Kirchenvermögen  die  Armen  und  Dürftigen  der 
Gemeinde  zu  unterhalten  und  so  den  schreienden  Gegensatz  zu  ver- 
söhnen und  den  tiefen  Riss  zu  heilen,  der  zwischen  den  Vermögen- 
den und  dem  Proletariate  im  heidnischen  römischen  Staate  bestand, 
blieb  auch  in  der  Folgezeit  massgebend.  Alle  die  kirchlichen  Ein- 
künfte ,  dieser  fiscus  reipublicae  Domini ,  wie  ihn  Augustinus  be- 
zeichnet, dienten  vorwiegend  dazu,  alle  Armen,  Schwachen,  Kranken 
Wittwen,  Waisen,  kurz  alle  Hilfsbedürftigen  und  Erwerbsunfähigen 
zu  unterstützen  3).  Hiermit  stossen  wir  schon  auf  eine  ton  jeneti 
engen  Beziehungen ,  in  welcher  die  spätere  kaiserliche  Gesetzgebung 
über  das  Vermögen  der  Kirche  zu  den  in  den  ersten  christlichen 
Jahrhunderten  in  ihr  ausgebildeten  Verhaltnissen  steht,  indem  nicht 
einmal,  sondern  wiederholt  und  von  verschiedenen  Kaisern  und  zwar 
schon  von  Constantin  betont  wird,  dass,  weil  von  dem  Vermögen 
der  Kirche  und  des  Klerus  die  Armen  und  Dürftigen  unterstützt 
würden,  darum  auch  die  Güter  jener  zu  vermehren  und  von  Lasten 
und  Abgaben  zu  befreien  seien  ^). 


1)  Euaeb.  h.  e.  VUI,  1  sqq.  erzählt  freilich  von  der  firbanuDg  mandier 
Kirchen,  aliein  das  Eircbenbanen  fand  hauptsächlich  mir  statt  in  den  paar  rahi- 
gen Jahren  während  der  Begierongszeit  des  Gallienns ;  Aarelian  cnltarkämpfte 
bekanntlich  bereits  wieder. 

2)  Vergl.  die  Martjreracten  des  hL  Laorentios. 

3)  Ratzinger^  Kirchliche  Armenpflege  p.  37  ff. 

4)  »Panperes,«  sagt  Constantin  der  Grosse,  »eoclesiarom  divitiis  snsten- 
tari  oportet.«  Cod.  Theod.  XVI,  2,  6.  cf.  XVI,  2,  lo!  14.  Xm,  1,  5.  Cod. 
Just.  I,  2,  12.  I,  3,  24.  sqq. 
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Wir  haben  jetzt,  uro  uns  das  Verständniss  der  kaiserlichen  Ge- 
setze später  wesentlich  zu  erleichtern,  das  Verhältniss  zu  prflfen,  in 
welchem  damals  das  Vermögen  des  Klerus  zum  kirchlichen  Vermö- 
gen stand.  Für  die  ersten  »Elerikerc  sorgte,  wie  wir  bereits  sahen, 
der  Herr  selbst  durch  Ffihrnng  des  Säckels.  Als  dann  der  Welt- 
apostel seine  Mission  antrat,  konnte  er  in  Räcksicht  darauf,  dass  er 
und  seine  Mitarbeiter  alle  ihre  Zeit  und  ihre  Kräfte  dem  Heile  ih- 
rer Mitmenschen  opferten,  mit  Recht  sagen :  »Der  Arbeiter  ist  sei- 
nes Lohnes  werth.«  (I  Tim.  5,  18.)  Dennoch  wollte  gerade  der 
Apostel,  welcher  für  das  Recht  des  EHerus,  vom  Altare  zu  leben,  mit 
Entschiedenheit  eintrat,  in  seiner  grossen  üneigennfltzigkeit  von  eben 
diesem  Rechte  keinen  Gebrauch  machen,  und  um  niemanden  zur  Last 
zu  fallen,  verrichtete  er  in  den  wenigen  Stunden,  die  ihm  bei  seinem 
Eifer,  das  Wort  Gottes  zu  verkünden ,  übrig  blieben ,  Handarbeit. 
Dieses  Beispiel  des  Apostels  bewog  auch  seine  Schüler  und  fast  durch- 
gängig den  Clems  in  der  apostqlischen  Zeit,  nicht  auf  Kosten  der 
Gemeinde,  in  der  sie  wirkten,  zu  leben,  sondern  durch  Handarbeit 
sich  den  täglichen  Unterhalt  nebenbei  zu  erwerben ,  damit  die  etwa 
einkommenden  Gaben  ganz  den  Armen  und  Kranken  zugewendet 
werden  möchten.  Immer  aber  konnten  die  Kleriker  mit  Recht  auf 
Unterstützung  Anspruch  erheben,  jedoch  nur,  wofern  sie  von  Haus 
ans  nicht  begütert  waren.  Es  werden  gewiss  einige  Kleriker  von 
Hans  aus  so  viel  Privatvermögen  besessen  haben,  dass  sie  davon 
ihren  Unterhalt  beskeiten  konnten.  Alle  diese  mussten  von  ihrem 
Patrimonium  leben;  sie  konnten  und  wollten  auch  —  mit  wenigen 
schlechten  Ausnahmen ,  von  denen  freilich  schon  der  Hirt  des  Her- 
mas spricht ')  —  von  dem  Kirchengute  nichts  profitiren ,  da  das 
gradezu  ein  Diebstahl  am  Eigenthume  der  Armen,  Wittwen  und 
Waisen  gewesen  wäre  ^).  Oft  mag  freilich  der  Fall  nicht  vorgekom- 
men sein,  <^ass  begüterte  Männer  zu  Klerikern  geweiht  wurden;  aus 
dem  38.  Briefe  Oyprians  wenigstens  geht  hervor,  dass  gern  Arme, 
fcUls  sie  sonst  die  naihigen  Eigenschaften  besassen ,  zur  Bekleidung 
der  kirchlichen  Aemter  genommen  wurden.  Nun  aber  war  es  im 
Zeitalter  der  Verfolgungen  zuweilen  schwierig,  dass  Kleriker  und  zu- 
mal Bischöfe  durch  ihrer  Hände  Arbeit  sich  ernährten,  einmal  we- 
gen der  sich  täglich  anhäufenden  geistigen  Arbeit,  sodann  wegen 
der  ihnen  drohenden  Gefahren,  die  sie  zwangen,  sich  bald  in  dieses 
bald  in  jenes  Versteck  zu  flüchten.    Darum  treten  denn  zu  Zeiten 


1)  üb.  m.  dm.  IX,  26. 

2)  Thom.  1.  c.  m,  3,  4. 
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in:  die  Seihe  der  aus  der  kircblichen  Gemeindekasse  Unterstützten 
in  erster  Linie  mit  die  Kleriker.  Immer  galt  das  Gesammteinkom- 
men  der  Kirche  als  ein  Patrimonium  pauperum,  als  ein  pauperpm 
Stipendium,  als  eine  pauperum  substantia,  pauperum  hereditas,  als 
Armengut ,  an  das  auch  der  Klerus  ein  Anspruchsrecht  hatte ,  aber 
nur  insofern  er  arm  war^).  Wie  eng  das  kirchliche  Vermögen  mit 
dem  des  Klerus  verschmolzen  war ,  geht  am  besten  daraus  hervor, 
dass  die  Begüterten  bei  ihrem  Eintritte  in  den  Klerus  durchgängig 
ihr  Vermögen  der  Kirche  schenkten  und  in  den  allgemeinen  kirch- 
lichen Fond  fliessen  liessen,  um  dann  für  sich  als  Arme  nur  die 
Portion  zu  beanspruchen,  welche  von  Haus  aus  arme  Geistliche  und 
Laien  aus  denji  Kirchenvermögen  erhielten.  Sobald  indessen  ein  Cleri- 
ker  im  Stande  war,  sich  regelmässig  seinen  täglichen  Unterhalt  durch 
Handarbeit  oder  sonstige  ehrbare  Geschäfte  zu  verdienen,  war  er  auf 
sich  selbst  angewiesen^),  und  die  Unterstützung  aus  dem  Kirchengute 
fiel  fort  oder  blieb  höchstens  als  Ergänzungsmittel  für  den  Fall,  dass 
der  durch  Arbeit  oder  Geschäfte  erzielte  Gewinn  nicht  ganz  aus- 
reichte. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  zunächst  zu  den  kaiserlichen  Ge- 
setzen über  den  Erwerb  von  Kirchenvermögen  und  das  Vermögen 
des  Klerus. 

Da  in  der  Organisation  der  Kirche  von  selbst  die  Bildung  ei- 
nes gemeinsamen  Vermögens  herbeigeführt  wurde,  so  musste  der 
Staat,  wenn  er  die  christliche  Religion  als  Staatsreligion  anerkannt 
wissen  wollte,  auch  die  Einrichtung  des  kirchlichen  Vermögens  als 
nothwendig  zum  Bestehen  der  Kirche  und  zur  Einreichung  ihres 
Zweckes  gelten  lassen.  Nicht  genug !  der  Staat  musste  auch  dieser 
berechtigten  und  privilegirten  Kirche  und  ihren  Errichtungen  ein 
derartiges  Bestehen  sichern,  wie  es  für  das  religiöse  Beste  seiner 
Bürger  sich  als  erforderlich  und  zweckmässig  erwies,  er  musste,  so- 
weit nicht  das  allgemeine  Staatsleben  darunter  litt,  auf  Förderung 
und  Vermehrung  des  Kirchengutes  bedacht  sein,  musste  sorgen,  dass 
der  nur  durch  Oblationen  und  Schenkungen  von  Privaten  entstandene 
und  unterhaltene,  also  auf  sehr  unsichern  Füssen  ruhende  Kirchen- 
fond einen  festen  Grundstock  erhielt.  Zugleich  musste  die  Staats- 
regieruug  auch  auf  eine  sorgenfreie  Stellung  der  Diener  dieser  Kirche 


1)  Thom.  1.  c.  in,  3,  26. 

2)  Conc.  Carthag.  v.  I.  398.  c.  51.  Thom,  1.  c.  cap.  8.  9.  10. 

Vergl.  jedoch  auch  Gan.  Apost.  6,  wo  bereits  yor  einem  ne  quid  nimis 
gewarnt  wird :  Episcopas  vel  presbyter  vel  diaconus  saeculares  cnras  doh  sas- 
dpiat  ... 
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Bücksicht  nehmen,   damit  dieselben  ungehindert  und  unbeschwert 
von  Nahrungssorgen  sich  ihrem  pflichtreichen  Berufe  widmen  konnten. 

1.  Die  Gesetze  Kaiser  Constantins. 

In  dem  bekannten  Mailänder  Edicte  vom  Jahre  313  procla- 
mirten  die  römischen  Imperatoren  Constantin  und  Llcinius  die  Glau- 
bens- und  Gewissensfreiheit  und  verordneten  sie  weiter:  »Hoc  au- 
tem  anrplius  in  gratiam  Ghristianorum  decernimus,  ut  loca  ipsorum, 
in  quibtts  antehac  con venire  consueverant  .  .  .  .  si  qui  aut  a  fisco 
nostro  aut  ab  alio  quopiam  ea  emisse  visi  fuerint,  ipsis  Christianis 
absque  ulla  pecunia  et  sine  repetitione  ulla  superadjecti  pretii  in- 
cüDctanter  ac  sine  ulla  ambage  restituant,  et  si  qui  eadem  loca  doiio 
acceperini,  ut  ea  protinus  Ghristianis  reddant  .  .  .  .Et  quoniam 
iidem  Christiani  non  solum  ea  loca,  in  quibus  convenire  solebant, 
sed  etiam  alia  possedisse  noscuntar,  quae  non  privatim  ad  singulos 
ipsorum  sed  ad  jus  corporis  pertinerent,  haec  omnia  . .  .  iisdem  Chri- 
stianis ,  hoc  est  cuilibet  corpori  et  conventiculo  ipsorum  restitui  ju- 
bebis  (nämlich  der  Statthalter  der  Provinz.)  ....  Jubemus,  ut  si 
quae  ex  illis,  quae  ad  catholicam  Christianornm  ecclesiam  per  sin- 
gulas  civitates  aut  in  aliis  locis  petinebant,  ea  confestim  illorum 
ecclesiis  restitui  facias;  operam  dabis,  ut  sive  horti  sive  aedes  seu 
^nodcnnque  aliud  ad  jus  earundem  ecclesiarum  pertinuerit,  cuncta 
illis  quantocius  restituantur  ^).«  Die  Christen ,  die  christliche  Kör- 
perschaft, die  Kirche  erhielt  also  alle  Gäter  und  Besitzungen,  welche 
sie  früher  inne  gehabt  aber  in  der  Verfolgung  verloren  hatte,  zu- 
rück ,  sowohl  vom  Fiscus  als  von  den  Käufern  solcher  Güter,  ohne 
dass  die  Käufer  eine  Entschädigung  dafar  von  der  Kirche  zu  fordern 
hätten;  diese  soll  ihnen  vielmehr,  wie  das  Gesetz  noch  hinzufugt, 
aus  der  Staatskasse  werden. 

Vor  allem  legt  sich  hier  die  Frage  nahe,  ob  ein  rein  politisches 
oder  ein  religiöses  Interesse  den  Constantin  zu  seinem.  Verhalten  ge- 
genüber der  Kirche  bewogen  habe.  Es  ist  der  psychologische  Ent- 
wicklungsgang in  Constantin,  den  wir  zu  erkennen  suchen  müssen 
an  der  Hand  der  hier  orientirenden  Quellen  2).  Wenn  wir  bedenken, 
dass  schon  zur  Zeit  Diocletians  die  Zahl  der  Heiden  und  Christen 
fast  gleich  war ,  und  dass  dieserhalb  jener  Kaiser  Bedenken  trug, 
eine  Verfolgung  der  Christen  auszuschreiben,   wenn  wir  sehen,   wie 


1)  Lactani.  de  mortib.  persecnt.  c.  48.  —  Euaeb,  h.  2.  lib.  X.  c.  5. 

2)  Euaeb.  Vita  Const.  niid  Oonst.  orat.  ad  Sanct.  coet.  —  Theod.  h.  e. 
—  Laciant,  de  m.  p.  c.  16. 
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Constantins  Macht  gerade  durch  den  Sieg  über  die  Thronrivalen,  die 
besonders  dem  Heidenthum  gpstig  waren,  sich  hob  und  in  dem 
Grade  wuchs,  als  er  sich  offener  und  entschiedener  zu  Gunsten  der 
christlichen  Keligiori  erklärte,  so  könnten  wir  versucht  sein,  zu  glau- 
ben, es  habe  bei  ihm  ein  politisches  Interesse  vorgewaltet,  sich  f&r 
das  Christenthum  zu  entscheiden,  ohne  dass  man  damit  zu  läugnen 
brauchte,  es  habe  neben  dieser  politisch-planmässigen  Entscheidung 
zu  Gunsten  der  christlichen  Sache  auch  sein  Herz  und  Gefühl  eiu 
Wori;  mitgesprochen.  Jedentalls  hat  auf  das  Gemüth  und  die  reli- 
giöse Denkungsweise  Constantins  jenes  wunderbare  Ereigniss  vor  der 
Schlacht  gegen  Maxentius  eine  entscheidende  Wirkung  ausgeübt^). 
Aber  auch  schon  vorher  haben  manchfachä  umstände  dazu  beige- 
tragen, in  dem  Herzen  Constantins  einen  Boden  zu  cultiviren,  in  dem 
später  religiöses  Interesse  am  Christenthum  feste  Wurzel  schlug. 
Mag  man  auch  die  Einwirkung  der  Eltern  auf  die  Gesinuungsent- 
wicklung  Constantins  noch  so  gering  anschlagen,  da  sein  Vater,  Con- 
stantins Chlorus,  mehr  einem  Religionseclecticismus  huldigte,  wel- 
cher Christus  den  römischen  Gottheiten  zugesellte,  und  seine  Mutter' 
Helena  nach  des  Eusebius  Mittheilung ^j  erst  durch  ihren  Sohn  selbst 
zur  Annahme  der  christlichen  Eeligion  bewogen  wurde  —  Theodo- 
ret^)  freilich  behauptet  das  Gegentheil:  —  so  ist  doch  der  Einfluss 
der  sehr  toleranten  und  sanften  Eltern  auf  das  Gemüth  des  Sohnes 
nicht  ganz  wirkungslos  geblieben,  während  andererseits  das  Verfolg- 
ungssystem, das  er  zu  Nicomedien  am  Hofe  des  Diocletian  uud  Ga- 
lerius  angewandt  sah,  auf  sein  Herz  abschreckend  wirkte 3).  Zu- 
dem kam  Constantin  nicht  selten  in  engere  Berührung  mit  Christen, 
und  es  lässt  sich  wohl  erwarten,  dass  diese  den  Sohn  des  Cäsaren 
bei  jeder  Gelegenheit  günstig  zu  stimmen  suchten  für  ihre  Religion, 
und  nichts  hindert  uns,  anzunehmen,  es  habe  auch  Constantin  seiner- 
seits mit  einer  gewissen  Bewunderung  und  Hochachtung  eine  Reli- 
gion betrachtet,  deren  Anhänger  Menschen  von  Character,  Männer 
von  üeberzeugung,  treue  Bürger  des  Staates  und  tapfere  zuverlässige 
Krieger  im  Felde  waren. 

Alles  dies  legt  die  Vermuthung  nahe,  dass  bei  Constantin  mit 
dem  politischen  Interesse  ein  religiöses  zum  mindesten  Hand  in  Hand 
ging  beim  Erlass  seines  ersten  Gesetzes.  Dazu  kommt  nun  aber 
noch,  dass  Constantin  sein  erstes  Edict  mit  seinem  Mitkaiser  Lici- 
nius  erliess.  Hätte  einseitiges  politisches  Interesse,  ängstliche  poli- 
tische Berechnung  Constantin  beherrscht,   hätte  er  die  Absicht  ge- 

1)  Euseb.  V.  C.  I,  28  sqq.  —  2)  V.  C.  m,  c  47.  —  3)  H.  e;  I,  18.  — 
4)  Euaeh.  1.  c.  II,  49.  — 
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habt,  die  nene  Religion  für  sich  in  der  Art  auszubeuteu,  um  durch 
ihre  Anhänger  sich  die  Alleinherrschaft  zu  erringen,  so  wäre  nichts 
thörichter  von  ihm  gewesen ,  als  das  Verdienst ,  das  er  durch  seine 
Verordnung  in  den  Augen  der  Christen  sich  erwarb,  mit  dem  Li- 
cinius  zu  theilen.  Wir  dürfen  nun  aber  das  religiöse  Moment,  das 
sieb  um  diese  Zeit  im  Kaiser  zeigt,  auch  nicht  ü&^schät2en ;  heidnische 
und  christliche  Elemente  hielten  sich  noch  geraume  Zeit  in  ihm 
die  Wage.  Es  wäre  verkehrt,  zu  glauben  und  aus  dem  obigen  er- 
sten Vermögensgesetze  schliessen  zu  wollen,  Gonstantin  habe  seine 
ganzen  und  vollen  Sympathieen  damals  bereits  den  Christen  zuge- 
wendet. Sollten  die  Christen  factisch  die  Früchte  der  ßeligionsdul- 
dong  gemessen ,  wie  sie  das  erste  *)  und  zweite  Toleranzedict  aus- 
sprach, so  war  es  nichts  als  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit,  dass, 
wie  der  Kaiser  den  um  ihres  Glaubens  willen  Verbannten  gestattete, 
aas  dem  Exile  und  aus  den  Bergwerken  zurackzukehren,  wie  er  die 
Kerker  öfifhete  und  die  um  des  Glaubens  willen  Gefangeden  freiliess, 
wie  er  den  rechtmässigen  Erben  der  für  das  Bekenntniss  ihrer  Reli- 
gion Hingerichteten  oder  im  Exil  Verstorbenen  das  confiscirte  Ver- 
mögen ihrer  Eltern  herausgab,  dass  er  so  auch  der  christlichen  Ge- 
Seilschaft  alle  ihre  dem  Fiscus  anheimgefallenen  Guter  zurückstattete. 
Wenn  Constantin  weiter  die  zerstörten  christlichen  Kirchen  aus 
Staatsmitteln  wieder  herzustellen  und  neue  zu  erbauen  befahl,  so 
beweist  das  auch  noch  nichts  für  seine  etwaige  grosse  Vorliebe  für 
das  Christeuthum ,  da  er  damals  nocii  ebenso  gewissenhaft  für  die 
Herstellung  und  Ausschmückung  der  heidnischen  Tempel  Sorge  trug 
und  an  heidnischen  Optern  selbst  sich  noch  betheiligte. 

Es  ist  nun  gewiss,  dass  das  vom  Jahre  313  dem  kirchlichen 
Vermögen  in  etwa  aufhalf.  Beträchtlich  kann  jedoch  der  Zuwachs 
nicht  gewesen  sein ;  denn  was  in  früheren  Zeiten  confiscirt  war,  be- 
stand meist,  aus  Grundstücken,  da  Kostbarkeiten  und  baare  Geld  vor- 
räthe  bei  eintretenden  Verfolgungen  von  der  Kirche  sofort,  um  sie 
dem  Staate  nicht  preiszugeben,  an  diQ  Gemeindearmen  vertheilt  wur- 
den. Aber  gerade  der  Grundstücke,  Häuser,  Gärten,  welche  von  den 
Gläubigen  im  Zeitalter  der  Verfolgungen  der  Kirche  zugewiesen  waren, 
zählten  nur  wenige  und  unbedeutende,  eben  weil  man  vor  der  öffent- 
lichen Confiscation  derselben  bangte.  Das  war  nun  nach  Erlass  des 
Mailänder  Edictes  nicht  mehr  zu  besorgen,  und  darum  bot  sich  jetzt 
dem  christlichen  Wohlthätigkejtssinne  ein  weites  Feld,    der  Kirche 

1)  Dieses  erste  Edict  ist  nicht  auf  ans  gekommen ;  man  kann  sich  über 
den  Inhalt  nur  aus  dem  zweiten,  welches  das  erste  berichtigen  sollte,  orientiren. 
S.  Laciant.  1.  c.  c.  48. 
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günstigere  Aussicht.  Nicht  allein,  dass  jetzt  die  Collecten  reichlicher 
ausfielen,  welche  der  Bischof  veranstaltete,  dass  von  den  Gläubigen 
werthvollere  Gaben  auf  den  Altar  gelegt  wurden,  jetzt  kam  die 
Kirche  auch  häufiger  in  den  Besitz  von  bedeutenderen  Immobilien, 
welche  ihr  als  einer  nun  staatlich  genehmigten  Körperschaft  ge- 
schenkt wutden.  Das  erste  kaiserliche  Edict  hatte  also  nicht  so 
sehr  seine  Bedeutung  darin ,  dass  es  in  rückwirkender  Weise  seine 
wohltbätigen  Folgen  auf  den  Vermögensstand  der  Kirche  äusserte, 
sondern  dass  es  für  die  Zuktmft  eine  Vermehrung  des  Kirchengutes 
zumal  an  Liegenschaften  gestattete. 

Allein  soviel  ist  klar,  so  lange  die  Kirche  nicht  die  Fähigkeit 
hatte,  testamentarisch  Grundstücke  zu  erben  und  zu  erwerben,  so 
lange  die  Gesetzgebung^)  über  letztwillige  Verfügungen  in  Kraft 
blieb,  konnte  auch  jetzt  der  Erwerb  von  Liegenschaften  für  die  Kirche 
noch  nicht  bedeutend  sein,  da  doch  immer  nur  einzelne  Gläubige  in 
ihrer  Mildthätigkeit  so  weit  gingen,  dass  sie  bei  Lebzeiten  schon 
sich  ihres  Grundbesitzes  zu  Gunsten  der  Kirche  begaben.  Nur  ein 
neues  Gesetz,  welches  der  Kirche  ein  Privilegium  verlieh  und  darum 
schon  auf  ein  höheres  Interesse  von  Seiten  des  Gesetzgebers  sclilies- 
sen  lässt,  konnte  der  Kirche  zu  weiterem  und  reicherem  Grunder- 
werb verhelfen.    Dies  Gesetz  erschien  bald. 

Es  war  nämlich  nicht  gut  denkbar ,  dass  Gonstantin  die  an- 
fangs eigenommene  Mittelstellung  zwischen  Heidenthum  und  Ghri- 
stenthum  auf  die  Dauer  beibehalten ,  konnte.  Früher  oder  später 
musste  er  zu  der  üeberzeugüng  kommen,  dass  beide  unmöglich  in 
einem  Staate  nebeneinander  bestehen  konnten;  das  eine  schloss  noth- 
wendig  das  andere  aus.  AUniählig  klärte  sich  auch  das  religiöse 
Bewusstsein  bei  Gonstantin,  und  wenn  der  Zersetzungsprocess  zwischen 
den  heidnischen  und  christlichen  Elementen  auch  noch  langsam  vor 
sich  ging,  so  ist  doch  schon  jetzt  zu  sehen,  wie  seine  christlichen 
Ideen  tiefere  Wurzeln,  schlugen  und  ihn  der  Kirche  günstiger  und 
geneigter  stimmten.  Dafür  zeugt  das  im  Jahre  321  erlassene  Ge- 
setz, welches  die  darin  ausgesprochene  Vergünstigung  nicht  etwa  auch 
andern  .Religionsgenossenschaften  zugestand,  sondern  nur  der  katho- 
lischen Kirche.  Der  Kaiser  verordnete  von  Rom  aus:  »Es  soll  ei- 
nem jeden  freistehen,  der  heiligen,  katholischen  und,  ehrwürdigen 
Kirche  bei  seinem  Tode  von  seinen  Gütern ,  was  er  will,  zu  hinter- 
lassen^ und  es  soll  sein  Ausspruch  unanfechtbar  sein.    Denn  nichts 


1)  Cod.  Just  VI,  tit.  24.  lex  1—11;   bes.  lex  8:  »Collegium,  si  nnllo 
speciali  privUegio  subnixum  est,  hereditatem  capere  non  ppsse  dubiam  non  e^t.« 
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ist  man  den  Menschen  mehr  schuldig,  als  dass  sie  bei  ihrem  letz- 
ten Willen,  nach  dem  sie  ohnedies  nichts  mehr  verfügen  können, 
sich  frei  bewegen  dürfenc  u.  s.  w^). 

Jeder  also,  ohne  Unterschied  des  Standes,  Banges  und  Ge- 
schlechtes, Männer,  Frauen,  Wittwen,  Senatoren,  Plebejer,  Reiche 
weniger  Bemittelte,  natürlich  die  ausgenommen,  denen  eine  Testis- 
freiheit  überhaupt  nie  zustand  und  zustehen  kann,  alle  können  in 
ihrem  Testamente  der  Kirche  von  ihrem  Eigenthume  vermachen,  der 
Kirche  überhaupt,  nicht  etwa  nur  der  Kirche  in  Bom,  wie  man  da- 
raus wohl  hat  schliessen  wollen,  weil  das  Gesetz  in  Bom  und  an 
das  römische  Volk  erlassen  sei,  sondern  allen  Kirchen  der  katho- 
tischen  Religion,  der  katholischen  Körperschaft,  dem  sanctissimo  ac 
venerabili  catholicae  concilio,  xaTc  aytatc  IxxXTjotatc,  catholicis  eccle- 
siis  et  Martyriis,  wie  die  Kirche  schon  im  Mailänder  Edicte  genannt 
war  2).  Ausdrucklich  wurden  von  diesem  BegriflFe  der  Kirche  je- 
doch die  Häretiker  und  Schismatiker  ausgeschlossen;  ihnen  sollte 
diese  Begünstigung  nicht  zu  Theil  werden  3).  —  Dieser  katholischen 
Kirche  sun  kann  jeder  bonorum,  quod  optavit,  testamentarisch  hin- 
terlassen. Damit  ist  genau  angegeben,  was  der  Kirche  vererbt  wer- 
den kann ,  und  dieses  Was  war  von  Bedeutung  tur  das  kirchliche  , 
Vermögen.  Von  jetzt  an  tritt  nämlich  die  Kirche  reiche  Erbschaf- 
ten an,  nicht  nuJ:  an  Geld ,  Kostbarkeiten  und  andern  beweglichen 
Gütern,  sondern  an  ansehnlichen  Liegenschaften,  so  dass  letztere  von 
jetzt  an  den  Grundstock  des  kirchlichen  Vermögens  bilden.  —  Auch 
den  Zeitpunkt,  in  welchem  zu  Gunsten  der  Kirche  verfügt  werden 
kann,  hat  Constantin  angegeben.  Dece^ens  kann  jeder  der  Kirche, 
quod  optavit,  relinquere,  womit  nicht  gesagt  ist,  dass  der  Testator 
erst  im  Augenblicke  seines  Scheidens  seinen  Wunsch  und  Willen 
kund  thun  darf;  zu  jeder  Zeit  konnte  er  diesen  Wunsch  ausspre- 
chen und  niederschreiben.  Genug,  Wenn  er  bei  dem  zu  was  immer 
für  einer  Zeit  gefassten  Entschlüsse  auch  in  seiner  letzten  Stunde 
blieb,  der  Kirche  etwas  zuzuwenden,  so  hatte  dieser  Wille,  dieses 
Testament  seine  Gültigkeit. 

Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  über  diese  Verfügung  man- 
cher römische  Staatsmann  bedenklich  die  Achseln  zuckte  wegen  der 
Nachtfaeile,  die  sowohl  den  berechtigten  Leibeserben,   als  auch  dem 

1)  Cod.  Theod.  XVI,  2,  4:  »Habeat  unnsquisque  licentiam,  sanctissimo 
Catholicae  venerabilique  concilio  de^'^dens  bonoram ,  quod  optavit ,  relinquere. 
Kon  sint  cassa  judida.«  .... 

2)  Euseb.  h.  e.  X,  5. 

8)  Cod.  Theod.  XVI,  5,  1  u.  2. 
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Staate  daraus  erwachsen  konnte.  Alleii)  Constahtin  ging  von  dem 
Gedanken  aus,  es  werde  wohl  niemand  bei  seinem  Testamente  die 
Pflichten  und  Rücksichten  ausser  Acht  lassen,  die  er  seinen  Kindern 
und  Augehörigen  schuldete,  denen  vor  allem  eine  sichere  Existenz 
bereitet  werden  musste,  damit  nicht  die  ohnedies  schon  so  grosse 
Zahl  der  Hülfsbedürftigen ,  die  der  Staat  unterstützen  musste ,  noch 
vergrössert  werde.  Sodann  aber  wusste  der  Kaiser  gut  genug,  dass, 
wenn  das  Kirchengut,  unbeschadet  der  zunächst  berechtigten  Erben, 
oder  falls  es  solche  nicht  gab,  vergrössert  werde,  dadurch  dem  Staat 
in  seiner  Sorge  für  die  Armen  eine  vielprocentige  Erleichterung  gu 
Theü  umrde ,  da  das  kirchliche  Vermögen  zuerst  und  zumeist  als 
Armengui  angesehen  wurde ;  erst  wenn  dieser  Pflicht  in  ausgedehn- 
tester Weise  genügt  war,  verwandte  die  Kirche  die  übrigen  Mittel 
auf  Kirchenbauten,  Verschönerung  der  Paramente  u.  dergl.  So  ging 
der  Nutzen ,  den  Kirche  und  Staat  aus  diesem  Gesetze  zogen,  Hand 
in  Hand.  Erst  später  litt  wirklich  letzterer  durch  die  Schlechtigkeit 
einiger  erbschleichender  Kleriker  Schaden  in  seinen  Armen,  wesshalb 
sich  einige  Kaiser,  wie  wir  unten  sehen  werden,  zur  Aufhebung  oder 
wenigstens  zur  Modificirung  dieses  Constantinischen  Gesetzes  veran- 
lasst sahen  ^). 

Trotzdem  das  kirchliche  Vermögen  durch  die  bereits  gebotenen 
Vergünstigungen  mannichfachen  Zuwachs  erhalten  hatte,  reichte  es 
doch  lange  nicht  hin,  um  die  vielen  Bedürfnisse  zu  decken  welche  sieb 
bei  der  grossen  Anzahl  von  Armen,  Geistlichen  wie  Laien,  heraus- 
stellten. Um  einige]:;massen  dem  Mangel,  der  den  Klerus  drückte, 
abzuhelfen,  kam  zur  glücklichen  Stunde  eine  Verordnung  C!onstan- 
tins,  in  welcher  zum  erstenmale  von  Seiten  des  Staates  auf  den  Un- 
terhalt des  Klerus  Rücksicht  genommen  wurde.  Constantio  schrieb 
nämlich  an  Cäcilian,  Bischof  von  Carthago:  »Quandoquidem  placuit 
nobis,  ut  per  omnes  provincias  Africae,  Numidiae  et  utriusque  Man- 
retaniae  certis  quibusdam  legüimae^)  et  sanctissimae  religionis  Ca- 
tholicae  ministris  ad  sumptos  necessarios  aliquid  praeberetur,  litteras 
dedi  ad  Ursum  . .  .  eique  significavi,  ut  ter  mille  foUes  tuae  Gravi- 
tati  numerari  curaret  ^).  In  den  afrikanischen  Provinzen  scheint  die 
Kirche  am  ärmsten  gewesen  zu  sein;  desshalb  sollte  hier  nach  Con- 
stantins  Willen  ein  bestimmtes  Quantum  von  Naturalien  —  ter  mille 
folles  —  von  dem  Statthalter  an  den  Bischof  abgeliefert  werden,  der 
dann  die  Vertheilung  an  die  bedürftigen  Geistlichen  vornahm.    Die 

1)  S.  Cod.  Theod.  XVI,  2,  leges  20.  27.  28. 

2)  Damals  machten  sich  in  Afrika  die  donatistiscben  »Altkatholiken«  breit. 

3)  Kuseb.  b.  e.  X,  6 ;  cf.  Theod,,  h.  e.  I,  5. 
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durch  obige  Verordnung  vom  Staate  geleistete  Lieferung  an  die  Geist- 
lichkeit blieb  nicht  allein  zu  Constantins  Lebzeiten ,  sondern  auch 
unter  seinen  Söhnen  fortbestehen.  Erst  unter  der  Regierung  Ju- 
lians werden  wir  auf  ein  Gesetz  stossen,  welches  diese  Lieferung  ein- 
zustellen befahl. 

Viel  günstiger  gestalteten  sich  die  Aussichten  für  den  Klerus 
durch  das  im  Jahre  320  zu  Rom  an  das  Volk  erlassene  Gesetz  Con- 
stantins de  infirmandis  poenis  coelibatus  et  orbitatis  <).  Zum  bes- 
sern Verständniss  dieses  Gesetzes  schicken  wir  folgendes  voraus. 
Gegen  eine  Folge  der  Sittenlosigkeit ,  die  Abneigung  der  höhe- 
ren Stände  gegen  das  eheliche  Leben,  hatte  Kaiser  Octavian  nach 
einem  früher  misslungenen  Versuche  das  wichtige  Julische  Gesetz^) 
gegeben ,  welches  später  durch  ein  Gesetz  unter  den  Consulen  Papius 
und  Poppäus^)  noch  einen  Nachtrag  erhielt.  Hiernach  sollte  von 
einem  gewissen  Alter  an  jeder  verheirathet  gefunden  werden ;  sonst 
war  er  weder  aus  einer  Erbeinsetzung  noch  sonst  aus  einem  Legate 
etwas  zu  erwerben  befähigt,  es  sei  denn,  dass  er  noch  binnen  hundert 
Tagen  heirathete.  Octavian  wollte  dadurch  dem  ^durch  die  vielen 
und  schweren  Kriege  an  männlicher  Bevölkerung  sehr  geschwächten 
Staate  neue  Kräfte  für  die  Zukunft  sichern  und  für  die  durch  die 
Schlachten  gerissenen  Lücken  eine  Ergänzung  schaffen.  Diese  durch 
die  obigen  Gesetze  den  ünverheiratheten  gemachte  Unmöglichkeit, 
eine  Erbschaft  oder  ein  Legat  zu  erwerben,  diese  »legum  terrores,€ 
hob  Gonstantin  auf  und  damit  zugleich  eine  für  den  Klerus  sehr  un- 
gerechte und  nachtheilige  Beschränkung  ^).  Denn  gerade  der  Klerus 
bestand  schon  in  dieser  Zeit  meistens  aus  Ehelosen,  die  ein  enthalt- 
sames Leben  nur  aus  höhereu  Bücksichten,  um  sich  desto  ausschliess- 
licher ihren  geistlichen  Pflichten  widmen  zu  können,  gewählt  hatten. 
Was  wäre  aber  ungerechter  gewesen,  als  den  Priestern  einer  vom 
Staate  anerkannten  kirchlichen  Gesellschaft  ein  Recht  vorzuenthalten, 
das  im  heidnischen  Rom  die  vestalischen  Jungfrauen  iu  ausgedehn- 

.  1)  Cod.  Theod.  VIII,  16,  1.  Im  Cod.  Just.  VE,  58,  1.  wird  dies  Geaete 
Constantins  Söhnen  zugeschrieben.  Eine  Note  im  Cod.  Theod.  edit.  Hänel  be- 
merkt, vielleicht  hätten  die  Söhne  jenes  Gesetz  des  Vaters,  wie  das  zu  ge- 
schehen pflege,  mit  denselben  Worten  bestätigt. 

2)  IHo  Cass.  UV,  16.  Hör.  Epod.  XVHI,  17  sqq. 

3)  Dio  Cass.  LVI,  1  sqq.  Tac.  Ann.  m,  25. 

4)  »Qoi  Jure  veteri  caelibes  habebantur,  imminentibus  legum  terroribus 
liberentnr,  atque  ita  vivant,  ac  si  numero  maritorum  matrimonii  foedeie  fnlci- 
rentur.  Sitque  omnihus  aequa  conditio  cappessendi  quod  quisque  merea- 
tur;  nee  vero  quisquam  orbus  habeatur  et  proposita  huic  nomini  damna 
non  noceant<  .  .  .  u.  s.  w.  Also  Constantins  Gesetz. 
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testem  Masse  besessen  hatten  ?  Darnra  hielt  Constantin  es  ancb  für 
seine  Pflicht,  jenes  die  Priester  der  katholischen  Kirche  beeinträch- 
tigende Gesetz  zu  abrogiren.  Nun  geschah  es  besonders  in  Born, 
wo  stets  ein  religiös  freigebiger  Sinn  herrschte,  dass  von  reichen  Fa- 
milien, zumal  wenn  sie  kinderlos  waren,  an  Priester  der  Kirche  reiche 
Schenkungen  und  Legate  vermacht,  dass,  wenn  nicht  Pflichten  gegen 
nahe  Angehörige  oder  höhere  Rücksichten  es  unmöglich  machten, 
oder  nachdem  diesen  Rechnung  getragen  war,  der  Klerus  in  den  letzt- 
willigen Verfugungen  reichlich  bedacht  wurde.  Davon  profitirte  na- 
türlich nur  wieder  die  Kirche;  denn  wenn  ein  Kleriker  auf  diese 
Weise  sich  plötzlich  zum  reichen  Manne  gemacht  sah,  so  war  er 
doch,  mit  geringen  Ausnahmen,  so  weit  entfernt,  das  plötzlich  ge- 
wonnene Vermögen  als  sein  Eigenthum  zu  betrachten ,  dass  er  es 
vielmehr  als  Kirchengut  ansah ,  von  dem  nur  ein  Theil ,  und  zwar 
der  zum  Lebensunterhalte  nothwendige  ihm  zukam.  Freilich  kamen 
Klagen  vor,  dass  die  Geistlichen  nicht  allein  ihr  Vermögen,  sondern 
auch  das  der  Kirche,  statt  zur  Unterstützung  der  Armen , 'vielmehr 
zur  Bereicherung  ihrer  Verwandten  missbrauchten,  dass  einzelne  Bi- 
schöfe sich  der  Habsucht  und  des  Nepotismus  schuldig  machten  i), 
80  zwar,  dass  wir  schon  in  den  sogenannten  apostolischen  Constitn- 
tionen  eine  Regel  angegeben  finden,  in  wieweit  die  Verwandtenun- 
terstützung von  Seite  des  Klerus  statthaft  sei  ^).  Aber  im  allge- 
meinen war  es  doch  die  damals  herrschende  Ansicht,  wozu  das  Bei- 
spiel ausgezeichneter  Bischöfe,  die  far  sich  die  Armuth  wählten  und 
alles  den  Armen  gaben,  das  meiste  beitrug,  dass  es  schimpflich  sei, 
wenn  ein  Geistlicher  sein  Vermögen  als  sein  ausschliessliches  und 
nicht  vielmehr  als  Eigenthum  der  Kirche  und  der  Armen  ansah  3). 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erschien  das  Gesetz  Gonstantins  wohl 
geeignet,  nicht  allein  dem  Mangel  und  einer  drückenden  Beschr&n- 
kung  des  Klerus  abzuhelfen,  sondern  zugleich  dem  kirchUehen  Ver- 
mögen, wenn  auch  nur  indirect,  eine  neue  Quelle  zu  eröflfhen. 

Bis  zum  Jahre  323  hatten  sich  Constantin  und  Licinius  noch 
immer  in  die  Herrschaft  des  römischen  Reiches  getheilt.-  Allerdings 
fand  zwischen  beiden  im  Jahre  314  die  blutige  Schlacht  bei  Kiba- 
lia  in  Pannonien  statt,  in  der  Constantin  siegte,  allein  es  kam  zu 
einem  Vergleiche,  auf  den  gestützt  beide  ihr  Regiment  fortführten, 
aber  in  einer  so  verschiedenen  Stellung  zum  Christenihu)ne,  dass,  da 

1)  Sozom.  h.  e.  Vm,  7. 

2)  »Ne  liceat  proprÜB  cognatis,  quae  Del  sunt,  largiri;  sin  antein  sunt 
panperes,  ut  paaperibns  snppeditet.c  c.  37. 

3)  Thom,  1.  c.  m,  3,  26. 
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dieses  bei  seiner  welthistorischen  Bedeutung  sich   keineswegs  fiber- 
sehen liess,  schon  dieserhalb  eine  dauernde  friedliche  Stellung  zwi- 
schen den  beiden  Reichshältten  und  ihrer  Häupter  unmöglich  be- 
hauptet werden  konnte.     Licinius  hatte   nie  mit  wahrem  Interesse 
sich  den  Religionsahgelegenheiten  zugewandt,  hatte  nie  Vorliebe  für 
das  Christenthum  gefühlt,  hatte  nur  durch  seine  Verbindung  mit 
Constantin  oder  auch  vielleicht  durch  den  E\nfluss  seiner  Gemahlin 
Constantia,  der  Schwester  Üonstantins,  bewogen,  auch  seinerseits  das 
Mailänder  Toleranzedict  unterzeichnet;   aber  durch   den  im  Jahre 
314  erfolgten  Bruch  mit  seinem  Mitkaiser  war  sein  Verhältniss  zu 
diesem  und  damit  zu  den  von  Constantin  begünstigten  Christen  ein 
anderes  geworden,  so  dass  in  der  einen  Reichshälfte  f&r  die  Christen 
wieder  Zeiten,  wenn  auch  nicht  blutiger  Verfolgung,  so  doch  harter 
Zurücksetzung  und  Bedräugung  eintraten  <).     War  es  zu  yerwundem, 
wenn  dieserhalb  die  unter  des  Licinius  Herrschaft  stehenden  Chri- 
sten auf  Constantin  als  auf  einen  rettenden  Engel  hinsahen,  der  in 
seinem  Reiche  den  Christen  so  manche  Vortheile  gewährte,  sie  und 
ihre  Kirche  so  freigebig  unterstützte^),  und   wenn  anderseits  Con- 
stantin den  christlichen  ünterthanen  des  Licinius  geneigtes  Gehör 
schenkte,  und  dieserhalb  ein  immer  spannenderes  Verhältniss  zwischen 
beiden  Kaisern  entstand?    Dazu  kam  aber  bei  beiden  vor  allem  das 
Streben  nach  Alleinherrschaft  im  römischen  Reiche,  jeder  fürchtete 
den  andern,  jeder  suchte  sich  des  andern  zu  entledigen.    Letzteres 
war  der  Grund,  die  Religion  bot  nur  die ,  Veranlassung  zu  dem  nun 
ausbrechenden  Kriege ,  der  nicht  eigentlich  ein  Religionskrieg  Var, 
obschon  sich  nicht  leugnen  lässt,  dass  vom  Ausgange  dieses  Kampfes 
die  Herrschaft  der  christlichen  oder  heidnischen  Religion  im  Staate 
Rom  abhing.     Dieser  Folge  war  man  sich  auch  auf  beiden  Seiten 
wohl   bewusst,   und  es  ist  der  Ausgang   dieses  Kampfes  für   die 
subjective  Stellung  Constantins  zum  Christenthum  und  zur  Kirche, 
für  seine  religiöse  Denkungsart  und  üeberzeugung  von  grosser  Be- 
deutung gewesen.    Licinius,  welcher  der  Hülfe  der  Götter  vertraute, 
wurde  geschlagen,  Constantin  hoffend  auf  den  Christengott  blieb  Sie- 
ger und  ward  damit  Alleinherrscher  im  römischen  Reiche.     Wenn 
bisher  Constantin   neben  den  Begünstigungen,    die   er  der  christ- 
lichen Religion  zu  Theil  werden  liess,  auch  noch  des  heidnischen 
Cultns  sieh  annahm^),  wie  das  noch  aus  Gesetzen  vom  Jahre  321 
hervorgeht,  fiio  spricht  er  nun  seit  dem  Jahre  seines  Sieges  über  Lici- 


1)  Euseh.  y.  C.  I,  51 ;  h.  e.  X,  8 ;  Sorat,  h.  e.  1, 8. ;  cf.  Sozonu  h.  e.  I,  7. 

2)  8ocr.  l.  c.  I,  3.  —  3)  Co.  Theod.  XVI,  10,  1. 
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nius  in  den  an  seine  neuen  üntertbanen  erlassenen  Proclamationen  ^) 
es  unumwunden  aus,  der  Christengott  sei  der  allein  wahre,  der  allein 
zu  verehrende,  und  desshalb  wünsche  er,  alle  seine  Unterthanen  möch-^ 
ten  dem  heidnischen  Irrthume  entsagen  und  Christen  werden^). 

Bei  dieser  nun  durch  und  durch  christlichen  Gesinnung  und 
Sprache,  die  wir  keineswegs  als  christliche  Modesprache,  als  absicht- 
liche, selbstbewusste  Heuchelei  ansehen  dürfen,  sondern  als  ent- 
sprungen aus  wirklich  religiöser  Ueberzeugung ,  werden  wir  es  er- 
klärlicbi  finden,  wenn  wir  nun  auch  sofort  neuen  Verordnungen  be- 
gegnen, in  denen  der  Kaiser  neue  Vergünstigungen  der  Kirche  ver- 
leiht. Dahin  gehört  zunächst  eine  Verfügung,  die  uns  Eusebius^) 
mittbeilt,  deren  ersten  Theil  wir  aber  übergehen  können,  weil  das 
hier  Gesagte  schon  im  Mailänder  Edicte  enthalten  ist.  Es  heisst 
dann  aber  sofort  weiter:  .  .  .  »Quodsi  nullus  cognatus  supersit, 
wenn  kein  Verwandter,  kein  berechtigter  Leibeserbe  derer,  die  in  der 
Verfolgung  umgekommen  oder  ausgewandert  sind,  da  ist,  so  soll  das 
Vermögen  aller  dieser  der  Kirche  zufallen. c  Sodann  befiehlt  Con- 
stantin  nochmal  ausdrücklich ,  es  solle  der  Kirche  »omnia  quae  ad 
ecclesias  recte  visa  fuerint  pertinere,  sive  domus  ac  possessio  sit, 
sive  agri,  sive  horti  seu  quaecunque  alia,  nuUo  jure  quod  ad  dominium 
pertinet  imminuto,  sed  salvis  omnibus  atque  integris  manentibusc  re- 
stituirt  werden*);  dessgleichen  »loca  illa,  quae  martyrum  reliquiis 
honorata  sunt  et  quae  gloriosi  illorum  interitus  memoriam  servant^.c 

Alle  diese  Verordnungen  waren  für  die  Vermehrung  des  kirch- 
lichen Vermögens  um  so  wirksamer,  als  mit  der  nunmehrigen  raschen 
Ausdehnung  des  christlichen  Glaubens  im  ganzen  römischen  Reiche 
zugleich  das  Bestreben  des  Kaisers  verbunden  war,  aus  Staatsmitteln 
für  Errichtung  von  prächtigen  Gotteshäusern  und  entsprechende  £!in- 
richtung  im  Innern  derselben  Sorge  zu  tragen  %  also  die  Kirche  selbst 
fast  alle  ihr  zu  Gebote  stehende  Mittel  zur  Unterstützung  der  Armen 
verwenden  konnte. 

Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  Constantin  durch  die  genannten 
Gesetee,  sowie  durch  die  reichen  Schenkungen  aus  Staatsmitteln  dem 
kirchlichen  Vermögen  erheblich  aufgeholfen  ^  und  in  dieser  Beziehung 
seinen  Nachfolgern  ein  treffliches  Beispiel  zur  Nachahmung  gegeben 
hat.  Zu  bedauern  ist  nur,  dass  er,  zumal  in  den  letzten  Jahren  sei- 
ner Regierung  sich    unberufen   in  die  innem  Angelegenheiten  der 

1)  Euseb.  V.  C.  n,  48  sqq.  —  2)  Euseb,  L  c.  ü,  56.  —  3)  V.  C.  II,  35  u.  36, 
4)  Euseb.  L  c.  II,  39.  —  5)  1.  c.  cap.  40. 

6)  L.  c.  n,  45;  DI,  25.  33.  41.  48.  50.  Vergl.  Ciampinus,  de  sacris  aedi- 
fidii  a  Const.  Mag.  exstrnctis.  —  7)  1.  c.  IV,  43—45;  58—60. 
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Kirche  mischte  nnd  in  dogmatischen  Fragen  ein  Wort  mitsprechen 
zu  müssen  glaubte.  Dieser  Gegenstand  nahm  den  Kaiser  so  in  An- 
spruch, dass  ihm  nicht  Zeit  nnd  Interesse  genug  blieb,  wie  früher, 
so  auch  fernerhin  bis  zum  Ende  for  das  äussere,  zeitliche  Wohl  der 
Kirche  zu  sorgen.  Und  leider  lenkte  Constantin  durch  sein  Bestre- 
ben, in  den  innem  Angelegenheiten  der  Eirclie,  in  den  häretischen 
Streitigkeiten  sein  kaiserliches  Wort  zur  Geltung  zu  bringen,  nicht 
allein  sich,  sondern  auch  seine  Söhne  und  Nachfolger  auf  eine  Bahn, 
welche  schliesslich  zum  Byzantinismus  fahrend  den  Frieden  und  das 
Wohlergehen  von  Kirche  und  Staat  gleichmässig  gefährdete. 

2.  Die  Gesetze  der  auf  Constantin  folgenden  Kaiser  bis  auf 

Jusünian. 

Constantin  starb  im  Jahre  337,  kurz  nachdem  er  durch  die 
Taufe  in  die  <3emeinschaft  der  Kirche  aufgenommen  war,  und  hin- 
terliess  das  Reich  seinen  drei  Söhnen  Constantin ,  Constantius  und 
Constanz.  Doch  schon  im  Jahre  353  sah  sich  Constantius  nach  dem 
Tode  seiner  beiden  Brüder  allein  an  der  Spitze  des  Reiches.  Es 
könnte  auffallen,  dass  wir  hier  kein  einziges  Gesetz  des  Constantius 
zu  verzeichnen  haben,  während  wir  bei  der  Frage  über  die  Immuni- 
täten mehrfach  interessanten  Verordnungen  dieses  Kaisers  begegnen 
werden.  Allein  wir  sehen  hier  die  Richtigkeit  der  obigen  Behaup- 
tung, dass,  wenn  die  Kaiser  erst  ihre  Thätigkeit  auf  das  dogmatische 
Gebiet  übertrugen,  ihnen  nicht  viel  Interesse  mehr  blieb  für  die  He- 
bung und  Förderung  des  Cultus  und  die  Vermehrung  der  kirchlichen 
Mittel.  Durch  seine  Einmischung  in  die  arianischen  Streitigkeiten 
fand  sich  Constantin  veranlasst,  sich  eingehend  mit  der  Freiheit  der 
Kirche  und  des  Klerus  zu  befassen,  wie  wir  seiner  Zeit  sehen  wer- 
den ;  für  Hebung  des  Vermögens  der  einen  wie  des  andern  konnte 
er  bei  seiner  antikatholischen  Gesinnung  nicht  interessirt  sein.  Wir 
übergehen  also  seine  Regierungszeit  und  kommen  zu  Julian,  dem  Vor- 
kämpfer für  die  Wiedererweckung  des  Heidenthums.  Julian  suchte 
bekanntlich,  durch  eine  dreihundertjährige  geschichtliche  Erfahrung 
über  die  Nutzlosigkeit  belehrt,  die  Kirche  mit  Blut  und  Eisen  zu 
yertilgen,  auf  feinere  Weise  dem  Christenthume  beizukoramen.  Das 
Programm  des  Professor  Friedberg,  die  katholische  Kirche  dadurch 
unschädlich  zu  machen,  dass  man  ihr  die  Adern  unterbinde  und  sie 
so  langsam  und  geräuschlos  sich  selbst  verbluten  lasse,  ist  gar  nicht 
neu,  es  war  schon  das  Programm  des  Kaisers  Julian.  Duldung  nicht 
blos,  sondern  allseitige  Begünstigung  der  von  der  katholischen  Kirche 
abgefallenen  Secten,  um  die  Verwirrung  innerhalb  der  Kirche  mög- 

2* 
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liehst  grosszuziehen ,  Ausschliessung  der  Christen  vom  Besuch  der 
öffentlichen  höheren  Schulen,  um  ihnen  später  den  Zugang  zu  Staata- 
ämtern  unmöglich  zu  machen,  und  andere  culturkämpferische  Mittel 
wurden  nicht  gescheut.  Hierher  gehören  nun  auch  die  kaiserlichen 
Massregeln  in  Bezug  ant  das  kirchliche  Vermögen.  Wollte  Julian 
das  Ghristenthum  auf  die  programmmässige  Weise  vernichten,  dann 
musste  er  auch  eine  Quelle  versto])fen,  aus  der  immer  neuer  Lebens- 
stoff der  Kirche  zuströmte,  durch  die  besonders  die  Armen  und  Be^ 
drängten  zu  ihr  hingeführt  wurden,  weil  sie  der  Gewalt  der  Liebe 
nicht  widerstehen  konnten,  mit  der  die  Kirche  ihre  Almosen  aus- 
theilte;  kurz,  Julian  musste  der  Kirche  nach  und  nach  ihr  Vermö- 
gen zu  entziehen  suchen.  So  wenig  nun  sonst  Julian  von  Natur  wie 
aus  Politik  zu  Oewaltmassregeln  schritt,  so  zeigen  sich  doch  einige 
uns  überlieferte  Fälle ,  wie  er  das  Kirchengut  selbst  gewaltsam  zu 
mindern  und  das  heidnische  Tempelgut  sowohl,  wie  die  Kirchen  der 
Häretiker  auf  Kosten  des  katholischen  Kirchenvermögens  zu  berei- 
chem suchte.  So  befahl  er  z.  B.  der  Kirche  von  Gyzikus  und  ihrem 
Bischöfe  Eleusius,  sie  sollten  aus  ihren  Mitteln  die  Kirche  der  No- 
vatianer  binnen  zwei  Monaten  wiederherstellen  ^).  Christen ,  welche 
sich  weigerten,  vor  dem  Feldzuge  Julians  gegen  die  Perser  am  heid- 
nischen Opfer  theilzunehmen,  wurden  ihres  Vermögens  beraubt,  wo- 
durch gewiss  den  kirchlichen  Einnahmen  eine  beträchtliche  Einbusse 
erwuchs^).  Im  höchsten  Grade  rücksichtslos  verfuhr  Julian  in  Cä- 
sarea.  Alle  Güter  und  Schätze  der  Kirche  sowohl  in  Gäsarea  selbst 
als  in  der  Umgegend  liess  er  durch  Anwendung  der  Folter  ausfin- 
dig machen  und  herbeibringen,  und  300  Pfund  römisch  an  Gold  liess 
er  sogleich  dem  Fiscus  verfallen^.  In  seinem  Hasse  gegen  das 
Ghristenthum  und  besonders  gegen  die  christlichen  Priester  hob  er 
auch  die  von  Gonstantin  getroffene  Verfügung  wieder  auf ^),  wonach 
ein  bestimmtes  Quantum  von  Naturalien  von  der  weltlichen  Behörde 
zum  Unterhalte  des  Klerus  an  die  Bischöfe  abgeliefert  werden  sollte^. 
Julian  wollte  auf  alle  Weise  die  Kirche  und  ihre  Diener  arm  ma- 
chen und  sie  so  in  die  Unmöglichkeit  versetzen,  durch  Almosen  die 
Dürftigen  zu  gewinnen,  gerade  als  wenn  die  Kirche  kein  anderes 
Mittel  als  dieses  allermateriellste  besässe ,  um  die  Völker  f&r  den 
katholischen  Glauben  zu  gewinnen.  Julian  schien  dies  zu  glauben, 
denn  er  sparte  in  seiner  Opposition  gegen  das  Ghristenthnm  kein 


1)  Socrat  h.  e.  III,  11;  Sozom,  V,  5. 

•2)  Socrat  1.  c.  c.  13:  »Magnam  auri  vim  a  Chnstianis  extorqaere  con- 
stitnit.« 

8)  Sozom,  1.  c.  V,   4.  6.  —  4)  Sozom,  ebendas.  —  5)  Siehe  oben. 
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Qeld,  nm  Spitäler  za  gründen,  Armenlegate  zu  stiften^),  kurz  eine 
Armenpflege  zu  organisiren,  welche  den  Beweis  liefern  sollte,  wie 
wenig  die  Kirche  im  Vergleich  zum  heidnischen  Staate  Yerständniss 
und  Mittel  habe,  das  sociale  Elend  za  mindern.  Aber  es  fehlte  je- 
ner staatlich  organisirten  Armenpflege  das,  was  das  geringe  katho- 
lische Kirchencapitel  tausendfältig  verzinste,  es  fehlte  ihr  die  katho- 
lische Liebe,  und  so  sah  Julian  wie  in  allen  seinen  antichristlichen 
Bestrebungen,  so  auch  hier  seine  Pläne  vereitelt. 

Glucklicherweise  dauerte  diese  Sturm-  und  Drangperiode  für  die 
Kirche  nicht  lange;  denn  als  Julian  schon  im  Jahre  363  in  einer 
Schlacht  gegen  die  Perser  gefallen  war ,  folgte  ihm  Kaiser  Joviatif 
der  sofort  verordnete,  es  solle  der  Kirche  alles  zurückgegeben  wer- 
den, quidquid  antea  ad  utilitateip  atque  honorem  religionis  nostrae 
a  Gonstantino  donatum  sancitumve  et  postea  Juliani  temporibus 
ademptum  esset  ^).  Auch  die  von  Julian  aufgehobene  Lieferung  an 
den  Klerus  fahrte  er  sofort  wieder  ein,  wenn  auch  anfangs  nur  in 
beschränkter  Weise.  Denn  da  in  dieser  Zeit  eine  grosse  Hungei*s- 
notb  hereinbrach,  und  die  kaiserlichen  Präfecten  sich  nicht  im  Stande 
sahen,  der  Lieferung  im  ganzen  Umfange  nachzukommen,  so  verord- 
nete Jovian,  es  solle  jetzt  nur  der  dritte  Theil,  sobald  jedoch  der 
allgemeinen  Hungersnoth  gesteuert  sei,  die  ganze  Lieferung  an  die 
Kirche  und  ihre  Diener  geleistet  werden  ^).  Socrates  stellt  überhaupt 
der  kirchlichen  Gesinnung  dieses  Kaisers  das  schönste  Zeugniss  aus, 
v^enn  er  von  ihna  sagt:  »Bes  ecclesiasticae  ad  summam  felicitatem 
perventurae  erant,  nisi  repentina  mors  talem  virum  rei  publicae 
subtraxisset  (f.  364)*). 

Aus  ganz  anderer,  J^irche  und  Klerus  weit  ungünstigeren  Ge- 
sinnung entsprungen  scheinen  die  Gesetze  seiner  Nachfolger  Valen- 
ünian  I.  und  Theodosius  I.,  welche  Kaiser  in  den  Verdacht  kommen 
könnten,  als  hätten  sie  die  Kirche  und  deren  Diener  in  dem  recht- 
mässigen Erwerbe  von  Gütern  schmälern  und  beeinträchtigen  wollen. 
•  Der  erste  Theil  des  ersten  *)  der  hierhergehörenden  drei  Gesetze  be- 
trifft das  Verbot,  dass  Kleriker  und  solche,  welche  ohne  zum  Klerus  zu 
gehören,  Enthaltsamkeit  gelobt  haben,  die  Häuser  von  Wittwen  und 
Waisen  besuchen,  um  sich  nicht  Versuchungen  auszusetzen  oder 
Grund  zu  Argwohn  und  Aergemiss  bei  andern  zu  geben.  Was  für 
ein  Aergerniss  hier  geroeint  ist,  werden  wir  sogleich  sehen.    Solche 


1)  Sozom.  1.  c.  V,  16.  —  2)  Sozom.  h,  e/VI,  3.  —  3)  Theod,  h.  e. 
IV.  4.  —  4)  h.  e.  m,  26. 

5)  Cod.  Theod.  XVI,  2,  20 :  »Eccleaiastici«  .  .  .  (anno  370). 
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Clerici  und  Continentes  solleu,  wie  der  zweite  Tbeil  des  Gesetzes 
vorschreibt,  von  Wittwen  und  Waisen  weder  Sciienkungen  annehmen 
noch  in  deren  Testamente  bedacht  werden  dürfen;  alle  derartigen 
von  Wittwen  und  Waisen  gemachten  Geschenke  und  verordneten  Le- 
gate sollen  ungültig  sein  und  dem  Fiscus  zufallen. 

Zwei  Jahre  später  wurden  sodann  zu  den  im  vorigen  Geeetze 
allgemein  angefahrten  Clericis  et  Gontinentibus  ausdrücklich  noch  die 
Bischöfe  und  gottgeweihten  Jungfrauen  hinzugefügt^).  —  In  beiden 
Gesetzen  waren  aber  immer  nur  die  Kleriker  in  weiterem  Sinne  als 
passiv  testamentsnnfähig  erklärt  worden ,  nicht  die  Kirche ,  welche 
also  nicht  direct,  sondern  nur  insofern  Nachtheil  am  Vermögen  er- 
litt, als  neben  unwürdigen  auch  edelgesinnte  Kleriker  keine  Ge- 
schenke oder  Legate  annehmen  durften,  iind  diese  dann  vielfach  we- 
gen ihrer  Dürftigkeit  von  dem  Kirchenvermögen  unterhalten  werden 
mussten,  auf  dessen  Mitgenuss  sie  als  »Arme«  Anspruch  erheben 
konnten.  Direct  gegen  die  Erwerbsfähigkeit  der  Kirche  schritt 
Theodosius  L  ein  im  Jahre  390  2).  Nachdem  der  Kaiser  zuerst  ein- 
geschärft;, dass  nur  Frauen,  welche  ein  Alter  von  60  Jahren  erreicht 
und  Kinder  hätten,  nach  Vorschrift  des  Apostels  Diaconissen  werden 
könnten,  dass  dann  diese  Diaconissen,  wenn  nöthig,  ihren  Kindern 
einen  Vormund  geben  sollten  zur  Verwaltung  des  Vermögens,  be- 
stimmt er,  in  wieweit  die  Diaconissen  Etgenthums-  und  VerwaUungs- 
recht  über  ihr  Vermögen  haben.*  Zu  dem  Behufe  wird  unterschie- 
den in  Grundstücke,  in  die  Einkünfte  von  diesen  Grundstücken  und 
in  Geschmeide,  Gold,  Silber  und  sonstigen  Werthsachen.  In  Be- 
treff der  ersteren,  der  Grundstücke,  hat  eine  Diaconissin  kein  Ver- 
äusserungs-  nicht  einmal  ein  Verwaltungsrecht ;  beides  hat  sie  aber 
in  Betreff  der  Einkünfte  von  den  Grundstücken ;  was  die  letzteren, 
die  Werthgegenstände  angeht,  so  hat  sie  das  Recht  der  Verwaltung, 
nicht  aber  das  der  Veräusserung  sub  Religionis  defefisione,  d.  h.  sie 
darf  weder  Kirchen,  noch  Kleriker  damit  beschenken,  alles  soll  viel- 
mehr unverkürzt  den  Kindern  resp.  den  nächststehenden  Verwandten 
zu  Gute  kommen.  »Ac  si  quando,«  heisst  es  dann  weiter,  »diem 
obierit,  nullam  ecclesiam,  nuUum  clericüm,  nullum  pauperem  scribat 
haeredes.«  Die  Diaconissin  darf  auf  ihrem  Sterbebette  keine  Kirche, 
keinen  Kleriker,  keinen  Armen  zu  Erben  einsetzen ;  ist  es  doch  ge- 
schehen, dass  die  eben  Genannten  durch  einen  Brief,  ein  Codicill, 
eine  Schenkung  oder  ein  Testament  in  den  Besitz  des  Nachlasses 


1)  Cod.  Theod.  XVI,  2,  22:    »Forma  praecedentis«  .  .  .  (anno  372.) 

2)  Cod.  Theod.  XVI,  2,  27.  Cfr.  Sozom,  h.  e.  VH,  16. 
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einer  Diaconissin  gekompaen  sind,  sei  es  in  Folge  geheimer  Ab- 
sprecbung  oder  Anwendung  schlechter  Mittel,  so  soll  ihnen  der  Be- 
sitz nicht  gelassen  werden,  sondern  es  sollen  die  rechtmässigen  Er- 
ben sich  derselben  erfreuen,  oder  es  soll  bei  deren  Ermangelang  der 
Fiscns  eintreten. 

Diese  drei  Gesetze  in  ihrer  Gharacterisimng  und  in  der  ihrer 
Verfasser  zusammenfassend  müssen  wir  fragen,  ob  ein  Verfahren, 
wodurch  die  von  Constantin  erlassenen  gfinstigen  Gesetze  illusorisch 
gemacht  wurden ,  gerechtfertigt  sei ,  ob  die  Kaiser  triftigen  Grund 
hatten,  an  die  Stelle  jener  freisinnigen  Gesetze  ein  engherziges  Ver- 
bot zu  setzen,  wodurch  der  Kirche  wie  dem  Klerus  eine  empfindliche 
Einbusse  an  Einkommen  erwuchs. 

Constantin  hatte  bei  seinen  Verordnungen  sich  von  dem  Motiv 
leiten  lassen,  wie  wir  bereits  andeuteten ,  der  öffentlich  anerkannten 
Kirche  den  Fortbestand  dadurch  mit  zu  sichern,  dass  er  eine  allge- 
meine Testirfreiheit  zu  Gunsten  der  Kirche  und  des  Klerus  gestat- 
tete, und  er  hatte  dabei  darauf  gerechQet,  dass  einerseits  die  Testi- 
renden  niemals  höhere  Pflichten  etwa  gegen  Kinder  oder  nahe  be- 
dürftige Anverwandte  vernachlässigen ,  und  dass  anderseits  die  Die-^ 
ner  der  Kirche  selbst  nie  zu  dem  schändlichen  Mittel  greifen  wür- 
den, um  in  ihrem  oder  vorgeblich  im  Interesse  der  Kirche  eine  Erb- 
schaft zu  erschleichen  und  die  rechtmässigen  Erben  zu  betrügen. 
Anfangs  mochte  alles  gehen,  wie  Constantin  erwartet  hatte.  Aber 
wann  haben  jemals  nicht  Menschen  das  in  sie  gesetzte  Vertrauen 
getäuscht,  wann  ist  nicht  auf  der  Welt  und  unter  Menschen  der 
edelste  Zweck,  die  beste  Absicht  verkehrt,  missachtet  und  selbst  ins 
Niederträchtige  verwandelt?  Es  gab  damals  Menschen,  welche  unter 
dem  geistlichen  Kleide  eine  eines  Geistlichen  unwürdige  Gesinnung 
bargen,  welche  arglose  Wittwen  und  Waisen,  gutmüthige  Matronen 
und  sorglose  Kinder  zu  bestimmen  suchten,  dass  mit  Uebergehung 
und  zum  Schaden  der  rechtmässigen  Erben  die  Kirche  oder  derglei- 
chen ehrlose  Kleriker  selbst  mit  reichen  Schenkungen  bedacht  oder 
zu  Erben  eingesetzt  wurden.  Solche  Erbschleichereien,  wodurch  ver- 
kommene Subjecte  ihr  eigenes  odßr  das  Kirchenvermögen,  wie  sie 
vorgaben,  zu  bereichern  strebten,  ein  Verfahren,  wodurch  aber  dem 
Staatseinkommen  ein  nicht  unbedeutendes  Minus  erwuchs ,  da  die 
bereits  erlassenen  Immunitätsgesetze  zum  Theil  das  Kirchenvermö- 
gen von  Steuerabgaben  befreit  hatten,  machten-  im  Interesse  des  Staa- 
tes eine  Modificirung  der  früheren  Gesetze  nothwendig.  Die  Ab- 
stellung dieser  eingeschlichenen  Missbräuche^  nicht  etwa  die  böse  Ab- 
sicht, der  Kirche  oder  dem  Klerus  am  Vermögen  zu  schaden,  bewog 
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die  Kaiser  zur  Abfassung  obiger  Gesetze.  Dass  die  Kirche  in  dem 
Verfahren  keine  Feindseligkeit  sah,  geht  daraus  hervor,  dass  das 
erste  jeuer  Gesetze  in  den  Kirchen  Roms  öffentlich  verlesen  wurde 
zur  grossen  Beruhigung  der  Römer,  weil  gerade  in  der  Stadt  Rom 
laute  Klagen  über  das  verabscheuungswürdige  Treiben  einiger  Kleri- 
ker ertönt  waren.  Der  hl.  Hieronymus  fand  es  geradezu  für  nöthig, 
dass  eine  solche  kaiserliclie  Verordnung  erschien,  er  klagt  die  Gesetz- 
geber nicht  an,  er  bedauect  nur  den  tiefen  Verfall  eines  Theiles  des 
Klerus,  der  ein  solches  Verfahren  nöthig  mache  ^). 

Vergleichen  wir  noch  eineu  Augenblick  die  drei  Gesetze  der 
Kai;}er  mit  einander,  so  finden  wir,  dass,  obschon  das  Gesetz  des 
Theodosius  im  allgemeinen  denselben  Character  hat,  wie  das  Valens 
tinian<i,  dennoch  das  Theodosianische  stellenweise  verschärft  oder 
modificirt  erscheint.  Im  Valentinians  Gesetze  werden  als  activ  testa- 
mentsunfähig die  Wittwen  im  allgemeinen ,  als  passiv  testaroents- 
unfähig  Bischöfe,  Kleriker  und  Continentes  angeführt,  während  in 
der  Verordnung  des  Theodosius  einerseits  besonders  die  Diaconissen, 
anderseits  nicht  blos  die  Kleriker,  sondern  auch  die  Kirchen  und  die 
Armen  eingeschränkt  werden.  Ferner  fiel  dort  der  von  den  Kleri- 
kern beanspruchte  oder  schon  in  Besitz  genommene  Nachlass  einer 
Wittwe  sogleich. an  den  Fiscus,  hier  wird  erst  den  gerechten  An- 
sprüchen rechtmässiger  EIrben  Rechnung  getragen ,  und  erst'  wenn 
diese  fehlen,  tritt  der  Fiscus  als  erbberechtigt  ein.  Der  Grund  zu 
dieser  Theodosianischen  Modificirung  bezw.  Verschärfung  der  Gesetze 
ist  unschwer  zu  erkennen.  Gerade  auf  die  Diaconissen,  welche  we- 
gen ihres  nahen  Verhältnisses,  in  dem  sie  zur  Kirche  und  zum  Klenis 
standen ,  leicht  bewogen  werden  konnten ,  diesen  durch  Schenkungen 
oder  Legate  mehr  oder  weniger  zuzuwenden,  oder  die  sich  ebendess- 
halb  vielleicht  gar  dazu  verpflichtet  fühlten,  hatten  es  schlechte 
und  habsüchtige  Geistliche  abgesehen.  Da  es  nun  im  vorigen 
Gesetze  den  Wittwen  verboten  war,  Kleriker  zu  Erben  einzusetzen, 
so  bewogen  letztere  nur  zu  oft  gutmüthige  Matronen,  der  Kirche  ihr 
Vermögen  zu  hinterlassen,  mit  üehergehung  naher  Angehöriger  oder 
gar  der  eigenen  Kinder,  die  auf  diese  Weise  um  ihr  Erbtheil  schänd- 
lich betrogen  wurden,  während  die  eigene  Mutter,  durch  falsche 
Vorstellungen  berückt^),  glauben  mochte,  sie  thue  damit  vielleicht 
gar  ein  verdienstliches  Werk.  Daher  sah  sich  Theodosius  genöthigt, 
unter  den  als  passiv  Testamentsunf&higeii  auch  die  Kirche  anzufüh- 

1)  Epist.  2.  ad  Nepot. 

2)  »Callidaarte,«  yerfuhrcn  solche  Kleriker,  »in  fraudem  venerabilis  srnnc- 
tioni8,c  wie  Theodosius  sich  ausdrOckt. 
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ren,  weil  diesen  Namen  schlechte  Kleriker  nur  unterschoben,  um 
dadurch  selbst  einen  Löwenantheil  von  dem  Raube  zu  bekommen. 
Dass  der  Kaiser  sich  damit  nicht  feindlich  der  Kirche  gegenüber- 
stellen wollte ,  beweist  schon  der  umstand ,  dass  nach  dem  Gesetze 
auch  die  Armen  nicht  im  Stande  waren,  eine  Erbschaft  von  einer 
Diaconissin  anzutreten,  weil  auch  sie  Erbschleicherei  getrieben  haben 
mochten.  Es  konnten  ja  zudem  auch  andere  Wittwen,  die  Kinder 
hatten ,  aber  nicht  Diaconissen  waren ,  der  Kirche  vor  wie  nach 
Schenkungen  und  Legate  zuwenden,  da  solche  Wittwen  nicht  so 
leicht  versucht  waren,  ihren  rechtmässigen  Erben  ungebührlich  et- 
was zu  entziehen.  Im  Gegentheile,  für  die  kirchenfreundliche  Ge- 
sinnung des  Theodosius  bürgt  uns  ein  noch  in  demselben  Jahre  390 
erlassenes  Gesetz,  worin  er  den  Diaconissen  wieder  gestattete,  Scla- 
ven,  Hausgeräthe,  kurz  alle  bewegliche  Habe  sowohl  an  Kleriker 
wie  an  Kirchen  zu  verschenken,  aber  nur  bei  Lebseiten.  Damit  hob 
Theodosius  zum  Theil  das  vorige  Gesetz  in  seiner  Strenge  auf;  das- 
selbe ganz  zu  abrogiren  und  zuzulassen,  dass  auch  liegende  Gründe  tes- 
tamentarisch von  den  Diaconissen  an  Kirche  und  Kleriker  vermacht 
werden  konnten,  schien  den  Interessen  des  Staates  und  der  erbberech- 
tigten Kinder  damals  noch  zu  sehr  zuwider.  Erst  Marcian  im  Jahre 
455  verstand  sich  dazu  und  stellte,  wie  wir  sehen  werden,  das  (be- 
setz Gonstantins  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  her. 

Theodosius  der  Grosse,  in  dessen  Hand  die  ganze  römische 
Monarchie  vereinigt  gewesen  war,  theilte  bei  seinem  Tode  das  Beich 
unter  seine  beiiden  Söhne  so,  dass  Arcadius  das  Morgenland,,  Hono- 
rius  das  Abendland  zufiel.  Unter  ihrer  Begierung  lag  das  Heiden- 
thura  bereits  in  den  letzten  Zügen,  wenngleich  von  Arcadius  noch 
wiederholte  Erlasse  gegen  Ausübung  des  heidnischen  Cultus  gegeben 
werden  musst^n  %  Allein  was  wurde  nun  nach  Unterdrückung  der 
heidnischen  Religion  ans  den  Cultusstätten ,  den  Tempeln,  die  leer 
und  öde  und  herrenlos  dastanden,  den  Tecnpelgütern  ?  Schon  Constan- 
tius  hatte  den  Weg  gewiesen,  der  hier  einzuschlagen  sei,  indem  er 
bereits  zu  eigener  Bereicherung  die  Tempel  plünderte  und  deren 
Schätze  einzogt).  Aehnlich  verfuhr  nun  Arcadius,  der  die  Tempel 
abreisen  und  deren  Materialien  zu  Staatsbauten,  Brücken,  Wasser- 
leitungen u.  s.  w.  verwenden  Hess  3).  Soweit  ging  Honorius  anfangs 
nicht,  er  Hess  die  Tempel  nicht  abreissen,  sorgte  fär  Erhaltung  der 

1)  Cod.  Thod.  XVI.  10,  15.  23.  25. 

2)  Ueber  die  Verwendung  derselben  unter  den  ff.  Kaisern  s.  Cod.  Theod. 
XVI,  10.  ParatitL  in  fine. 

3)  Cod.  Theod.  XVI,  1,  36, 
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EanstschUtze  in  denselben  nnd  verwandte  sie  dann  zu  öffentlichem 
Gebrauche  oder  eigener  Benutzung^).  Hier  ist  es  nun  für  uns  von 
Interesse,  zu  erfahren,  dass  er  bei  dieser  Verwendung  heidnischer 
Tempel  und  ihrer  Güter  auch  das  kirchliche  Vermögen  bedachte. 
Bei  dieser  Gelegenheit  soll  denn  auch  Constantius  nachträglich  zu 
Ehren  kommen,  indeni  schon  er  eine  in  Alexandrien  belegene  öde 
und  verlassene  Stätte,  auf  welcher  die  Heiden  ihre  Mysterien  zu 
feiern  pflegten,  der  Kirche  von  Alexandrien  schenkte  ^).  Es  mag  sein, 
dass  nach  Constantius  auch  andere  Kaiser,  ja  selbst  Gonstantin  schon, 
einzelne  derartige  Schenkungen  an  die  Kirche  vermachten ;  bestimmte 
Oesetse  finden  wir  darüber  nicht  eher,  als  unter  der  Regierung  des 
Honorius,  der  mehrfache  Verordnungen  der  Art  zu  Gunsten  der 
Kirche  gegeben  hat.  Wir  erfahren  das  aus  seinem  eigenen  Munde, 
als  er  im  Jahre  415  ganz  allgemein  befahl,  es  solle  alles  das,  was 
durch  mehrfache  Bestimmungen  seinerseits  —  multiplicibus  consti- 
tutis  —  an  heidnischem  Tempelgut  der  Kirche  zugewiesen  sei, 
von  der  christlichen  Kirche  auch  mit  vollem  Rechte  in  Ansi^rucb 
genommen  werden  können  —  Ghristiaua  sibi  merito  religio  vindica- 
bit"^).  —  Vielleicht  waren  die  Ansprüche  der  Kirche  daran  von  ir- 
gend einer  Seite  bestritten  und  das  der  Grund  der  allgemein  gehal- 
tenen kaiserlichen  Verfügung. 

Häufiger  noch  wurde  in  dieser  Zeit,  wenigstens  soweit  dabei 
das  Interesse  der  Kirche  in  Betracht  kommt,  gegen  das  Gemeinde- 
vermögen  der  Secten  von  Seite  der  Staatsgewalt  verfahren.  Schon 
Kaiser  Gratian  hatte  das  Wohl  der  Kirche  im  Auge  gehabt,  als  er 
im  Jahre  377  den  Donatisten,  welche  als  »Altkatholikenc  sich  ge- 
waltsam eine  Anzahl  katholischer  Gotteshäuser  angeeignet  hatten, 
die  Herausgabe  der  widerrechtlich  in  Besitz  genommenen  Kirchen 
anbefahl  —  ...  »ut  ecclesias,<  heisst  qs  im  Gesetze,  »quas  contra 
fidem  retinerent,  Catholicae  (seil  Ecclesiae)  restituerint*).c  —  Wei- 
ter ging  Honorius ,  der  -durch  drei  Gesetze  energisch  gegen  das 
Sectenwesen  einschritt,  und  das  Gemeindevermögen  der  Häretiker 
durchweg  der  Kirche  als  Eigenthum  zuwies.  In  dem  ersten  Gesetze 
wird  dies  Verfahren  gegen  die  Donatisten,  Manichäer,  Priscillianisten 
und  gegen  die  Heiden  in  Anwendung  gebracht,  ihre  Versammlungs- 
bäuser  werden  der  Kirche  überwiesen^).  Hieran  schliessen  sich  die 
beiden  folgenden  ausschliesslich  gegen  die  Donatisten  gerichteten  Ge- 
setze, nach  welchen  ihre  Güter,  Kirchen,  Versammlungsplätze  mit  dem 


1)  Cod.  Theod.  XVI,  10.  18.  —  2)  Socrat  fe.  e.  III,  2.  -  3j  Cod.  Theod* 
XVI,  10,  20.  —  4)  Cod.  Theod.  XVI,  6,  2.  —  5)  Ebend.  XVI,  5,  43.fwmo  408). 
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Vennögen  der  kathdiscben  Kirche  vereinigt  werden  sollen  i)  ».  . .  . 
Ea  loca,€  heisst  es  z.  B.  lex  54,  »in  quibus  dira  superstitio  (Dona- 
tistaram)  nunc  nsque  servata  est,  Catholicae  venerabili  Ecclesiae 
Bocientnr.«  Wenn  es  ina  Anfange  des  Oesetzes  heisst:  »Donatistas 
atque  haereticos,  so  hat  dies  atque  nach  Ansicht  des  Comment. 
Gothöfred.  hier  explicativen  Sinn,  so  dass  also  zu  übersetzen  wäre: 
»Die  Dionatisten,  diese  Häretiker.  € 

Wie  Honorius  besonders  gegen  die  Donati^ten,  so  schritt  Theo- 
"dosms  d.  J.  gegen  die  Montanisten  ein,  im  Interesse  des  kirchlichen 
Vermögens.  Er  setzte  die  katholische  Kirche  nämlich  in  den  Besitz 
sowohl  der  Tempel  und  Tempelstätten,  als  auch  der  Einkünfte  der- 
selben, also  aller  beweglichen  und  unbeweglichen  Habe,  soweit  sie 
Eigenthnm  der  montanistischen  Qemeinde  waren  ^).  In  der  weiteren 
Folge  erklärte  dann  Theodosius  in  Verbindung  mit  ValenHnian  III. 
in  dem  ausführlichsten  Gesetze''),  welches  gegen  die  Häretiker  zu 
Gunsten  des  Kirchenvermögens  gegeben  ist,  noch  einmal,  die  Häre- 
tiker sollten  alle  den  Katholiken  entrissene  Kirchen  diesen  wieder 
herausgeben,  ohne  die  Erlaubniss  zu  bekommen,  sich  neue  bauen  zu 
dürfen.  Sehr  beherzigenswerth  sind  die  dem  Gesetze  beigegebenen 
Motive ,  gewissen  Staatsregierungen  zur  Beachtung  empfohlen!  Die 
Kaiser,  heisst  es  hier,  hielten  es  für  Unrecht,  dass  die  Sectirer  über- 
haupt Gotteshäuser  besässen,  um  so  unerlaubter  aber  noch^  dass  sie 
Kirchen  y  welche  die  Rechtgläubigen  erbaut  und  besessen  hätten^ 
Kirchen^  in  deneti  die  wahre  Lehre  verkündigt  wäre^  länger  im  Be- 
sitae  hätten,  um  in  ihnen  falsche  Wahrheiten  zu  predigen  und  das 
Volk  zu  verführen^).  Damit  ihnen  dieses  fernerhin  erschwert  werde, 
sollte  schon  jeder  Versuch,  neue  häretische  Gotteshäuser  zu  bauen, 
bestraft  werden,  indem  sofort  die  katholische  Kirche  in  den  Besitz  des 
Tempels  mit  allem  Zubehör,  allen  Schenkungen  trat  und  zwar  nicht 
mehr  Mos,  soweit  derselbe  Eigenthum  einer  häretischen  Körper- 
schaft war,  worauf  sich  das  vorige  Gesetz  beschränkte,  sondern  auch 
das  Eigenthum  eines  Einzelnen ,  auf  dessen  Grund  und  Boden  mit 
Erlaubni&s  oder  Zulassung  des  Herrn  gottesdienstliche  häretische 
Handlungen  vollzogen  waren. 

Auch  heidnische  Tempel  schlug  Theodosius  d.  J.  zum  katho- 
lischen Kirch^nvermögen.     Die  in   einem  Gesetze  vom  Jahre  426^) 

iTCod.  Theod.  leg.  52  u.  54.  (a.  412  n.  414).  -  2)  Ebend.  lex.  57.  »Si 
quae«  ...  —  3)  Ebend.  lex  65:  »Haereticortim.«  .  .  . 

4)  Wer  denkt  hier  nicht  an  Vorgänge  in  Wiesbaden,  Neisse  und  hundert 
anderen  Orten  in  nnsem  Tagen! 

5)  Cod.  Theod.  XVI,  10,  25:  »Cnncta  Paganomm  fana,  templa,  deln- 
bra  Q.  8.  w.« 
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anbefohlene  Expiation,  Reinigung  der  heidnischen  Tempel  und  Hei- 
ligthümer  und  die  Aufstellung  des  Kreuzzeichens  sollte  andeuten, 
dass  diese  Stätten  nun  dem  Ghristengotte  geweiht,  dass  diese  Tem- 
pel jetzt  zu  christlichen  Gk)tteshänsern  umgewandelt  werden  sollten. 
Das  war  nichts  Ungewöhnliches.  Schon  Theodosius  I.  hatte  den 
Heliopolitanischen  Tempel,  ein  ungeheures  und  sehr  berühmtes  Ge- 
bäude in  ein  christliches  Gotteshaus  umgewandelt  und  ebenso,  nach 
Ausweis  der  Alexandriuischen  Chronik  vom  Jahre  379  einen  Tempel 
zu  Damaskus.  Auch  Theodoret  gibt  an,  die  heidnischen  Tempel 
seien  entweder  zerstört,  oder  sie  selbst  oder  doch  ihr  Material  zu 
christlichen  Kirchen  verwandt  und  zwar  expiatione  praecedenti,  wie 
er  beifügt. 

Jetzt,  nachdem  ein  Jahrhundert  verflossen  ist,  seitdem  die  rö- 
mischen Kaiser  anfingen,  sich  um  den  Bestand  des  kirchlichen 
Vermögens  zu  kümmern ,  ist  es  der  Mühe  werth ,  zu  untersuchen, 
bis  zu  welcher  Höhe  wohl  das  Kirchengut  angewachsen  sein  kann. 
Hin  und  wieder  glaubte  man,  es  sei,  seitdem  auch  die  Tempel  und 
Tempelgüter  der  Heiden  und  Häretiker  eine  Einnahmequelle  für  die 
Kirche  bildeten,  das  Vermögen  der  Kirche  ungeheuer  gestiegen,  nicht 
allein  an  Capitalien,  Werthsachen  und  sonstigen  Mobilien,  sondern 
namentlich  an  Grundbesitz,  so  dass  man  wohl  wähnte,  es  betrage 
dasselbe  fast  den  zehnten  Theil  des  gesammten  liegenden  Grundes 
im  römischen  Reiche.  Wie  z.  B.  Amminamus  Marcelliims  ^)  dachte, 
geht  aus  seinen  eigenen  Berichten  hervor,  in  welchen  er  von  unge- 
heuren Schätzen  spricht,  die  in  den  Kirchen  aufgehäuft  sein  müssten. 
Allein  es  ist  klar,  dass  wir  an  der  Hand  eines  Ammian  keine  genaue 
und  wahrheitsgetreue  Vorstellung  von  dem  kirchlichen  Vermögens- 
stande uns  machen  können;  denn  einmal  ist  Amnian  Heide  und 
nicht  angethan,  durch  unparteiische  Darstellung  ein  richtiges  licht 
über  die  Sache  zu  verbreiten.  Nach  seinem  Berichte  standen  die 
Tempel  noch  in  alter  Pracht ,  in  all  ihrem  Reichthume ,  mit  allen 
ihren  Kostbarkeiten  und  Weihegeschenken,  als  die  Habsucht  der 
christlichen  Kaiser  sie  plünderte  oder  der  christlichen  Religion  sie 
überliess.  Ferner  schloss  Ammian  aus  der  Pracht  und  dem  Auf- 
wände,  den  er  einzelne  Bischöfe  in  ihren  Pallästen  und  mit  ihrem 
zahlreichen  Gesinde  entfalten  sah^),  auf  übergrossen  Reichthum  in 
der  Kirche  überhaupt  3).    Wir  haben  schon  an  einer  Mheren  Stelle 


1)  Rer.  gestaram  lib.  XXJJi,  edit.  Valesius.  —  2)  Ebend.  c.  3. 

3)  Wenigstens  hi  der  römischen  Kirche;  Ammiamns  stellt  den  Antisti- 
tes  qaomndam  proTincialinm  auch  ein  ehrenhaftes  Zengniss  ans,  lobt  an  ihnen 
eine  tennitas  edendi  potandiqae  pacissimmi,  riMtas  indumentorom  etc. 
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bemerkt,   wie  leider  manche  Bischöfe  und  Kleriker  ihr  Amt  miss- 
branchten,  dnrch  alle  möglichen  Schliche  nnd  Mittel  sich  Reichthnm 
zu   erwerben  und    ein   ihrem  Stande  wenig  Ehre  machendes  Leben 
fahrten.    Das  konnte  in  der  That  einen  Heiden  irre  fähren,  konnte 
ihn  glauben  machen,  dass,  während  früher  die  Christen  und  ihre 
Priester  ein  Leben  der  Armuth  führten,  sie  nun  durch  den  Zusam- 
menfluss  so  mancher  Quellen  auf  Kosten  der  Heiden  und  Häretiker 
im  üeberflusse  schwelgten.     Allein   wenn   man  auich  zugeben  kann, 
dass  durch  die  bisherigen  Gesetze  der  römischen  Kaiser  dem  Kirchen- 
vermögen beträchtlich   aufgeholfen  war,   so  würde  eine  allzu  hohe 
Taxe  doch  gewagt   nnd  oberflächlich   erscheinen.     Denn   was   ein- 
mal die  heidnischen  Tempel  und  Tempelgüter   betrifft,  so  ist  zu 
bedenken,  dass  die  langwierigen  Kriege  innerhalb  der  Grenzen   des 
römischen  Reiches  und  die  Einfälle  der  Barbaren,  die  ganze  Provin- 
zen in  Wüsten  umschufen,  ihre  Spuren  auch  an  den  Prachtbauten 
und  Tempelfluren  und  noch  mehr  an  den  in  den  Hallen  aufbewahr- 
ten Schätzen   und  Weihegeschenken  zurückgelassen  haben  werdeli. 
Und  was  zur  Zeit  des  Krieges  Freund  oder  Feind  nicht  genommen 
hatte,  verfiel  unter  den  christlichen  Kaisern  gemeioiglich  dem  Fis- 
cus  ^),  floss  in  die  Staatscasse  und  wurde  zp  öffentlichen  Zwecken  ver- 
ausgabt.   Ebenso  ging  es  durchgehends  mit  den  Tempeln:  theilweise 
Zerstörung 3),  Verwendung  zu  gemeinnützigen  Zwecken^),  oder  zum 
Privatgebrauche  der  Kaiser^)  war  meistens  ihr  Los;  längst  nicht  der 
grösste  Theil  erhielt  die  Bestimmung,  wie  es  Papst  Gregor  der  Grosse 
wünschte  ^,  dass  diese  Tempel  nämlich  sämmtlich  in  christliche  Got- 
teshäuser umgewandelt  würden.    Noch  spärlicher  floss  die  Quelle, 
welche  dem  Kirchengute  entsprang  aus  der  theilweisen  Ueberlassung 
der  Gemeindegüter  und  Kirchen  der  Häretiker,    Wir  sagen,  aus  der 
theilweisen ;   denn  auch  hier  nahm  der  kaiserliche  Fiscus  wieder  das 
Meiste^,  und  doch  war  das  Ganze  nicht  sehr  beträchtlich.     Denn 
als  zuerst  der  Kaiser  Honorius  das  Kirchengut  der  Häretiker  angriff, 
litten  darunter  besonders  die  Donatisten,  aber  deren  ganzes  Vermö- 
gen bestand  so  ziemlich  nur  ans  geraubten  und  gewaltsam  an  sich 
gerissenen  katholischen  Kirchen  imd  Kirchengute.    Die  übrigen  Sec- 
ten,  deren  Vermögen  confiscirt  wurde,  waren  stets  zu  arm  und  be- 
drückt gewesen,  als  dass  sich  etwas  Erkleckliches  hätte  herausschla- 
gen lassen. 

Es  war  also  trotz  der  mannichfach  begünstigenden  kaiserlichen 

1)  Cod.  Theod.  XVI,  10,  4.  12.  —  2)  Ebend.  lex  16.  —  8)  Ebend.   XV 
1,  36;  XVI,  10,  19.  —  4)  Ebend.  lex  20.  —  5)  Epist.  IX,  71. 
6)  Cod.  Theod,  XVI,  5,  leges  3.  4.  8.  12.  21.  30. 


30       Qrashoff  Gesetzgebung  der  rötn.  Kaiser  über  das  Kirchengut, 

Gesetze  das  Eirchenverm(^gen  nicht  so  erstaunlich  angewachsen,  zu- 
mal wenn  man  die  Einnahmen  in  Verhältniss  bringt  zu  den  noth- 
wendig  gewordenen  Ausgaben.  Man  denke  nur  an  die  %ahl  der  im 
^  ungeheuren  römischen  Reiche  lebenden  Armen,  die  zum  grössten 
Theile  die  Mildthätigkeit  der  Kirche  in  Anspruch  nahmen,  man  denke 
nur  an  die  jetzt  nöthig  gewordene  Zahl  der  Kleriker ,  die  auch  zum 
guten  Theile  vom  Kirchengute  unterhalten  werden  mussten,  man  be- 
denke, wie  die  stets  zunehmende  Zahl  der  Gläubigen  auch  neue  and 
grössere  Kirchenbauten  erforderlich  machten.  Zudem  waren  die  hei- 
ligen Geräthe,  die  goldenen  und  silbernen  Gefässe  in  dem  Sturme 
der  Verfolgung  meist  verloren  gegangen,  so  dass  sie  neu  ersetzt  wer- 
den mussten.  Ueberhaupt  waren  die  Spuren  der  dreihundertjährigen 
Verfolgung,  was  die  maieriellen  Interessen  der  Kirche  betrifft,  noch 
lange  nicht  zu  verwischen,  so  sehr  auch  manche  Kaiser  sich  bemüh- 
ten, die  den  Kirchen  und  Gläubigen  an  ihrem  Eigenthnme  verur- 
sachten Schäden  gutzumachen. 

Bei  diesen  Umständen  begrüssen  wir,  um  zu  unserer  Gesetz- 
gebung zurückzukehren,  es  um  so  mehr  als  eine  erfreuliche  Erschei- 
nung, wenn  Kaiser  Marcian^  der  Gemahl  der  edlen  Pulcheria,  die 
Beschränkungen,  welche  Valentinian  und  Theodosius  der  passiven 
Testamentsunfähigkeit  der  Kirche  und  ihrer  Kleriker,  wenngleich  aus 
guter  Absicht,  gezogen  hatten,  im  Jahre  455  wieder  aufhob  und  das 
ehemalige  Gesetz  Constantins  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  herstellte 
Marcian,  der,  von  seiner  edlen  und  frommen  Gemahlin  Pulcheria  ge- 
leitet, in  allem  das  wahre  Wohl  der  Kirche  im  Auge  hatte,  war 
überzeugt,  dass  im  Ganzen  und  Grossen  durch  das  der  Kirche  und 
dem  Klerus  geschenkte  oder  vererbte  Geld  und  Gut  der  Menschheit 
Segen  erwachse,  da  es  grösstentheils  zum  Wohlthun  und  zur  Unter- 
stützung Notbleidender  verwandt,  und  damit  dem  Staate  eine  bedeu- 
tende Last  von  den  Schultern  genommen  werde.  Der  Nachtheil,  der 
dem  Staate  aus  einigen  pflichtvergessenen  Klerikern  erwuchs,  däuchte 
dem  Kaiser  doch  zu  gering  im  Vergleich  zu  dem  Segen ,  den  die 
weitaus  grösste  Mehrzahl  der  Geistlichen  mit  ihrem  Vermögen  an 
die  Armen  des  Staates  spendete.  Dass  den  Marcian  dieses  Motiv  bei 
seiner  Gesetzgebung  leitete,  dafüLr  zeugen  seine  eigenen  Worte  in  ei- 
nem im  Jahre  454  erlassenen  Gesetze:  ».  .  .  Et  quia,«  sagt  der 
Kaiser,  »bumanitatis  nostrae  est,  egenis  prospicere  ac  dare  operam, 
ut  pauperibus  alimenta  non  desiut,  salaria  etiam,  quae  sacros.  eccle- 
siis  in  diversis  speciebus  de  publice  hactenus  ministrata  sunt,  ju- 
bemus  nunc  quoque  inconcussa  et  a  nullo  prorsus  immiuuta  praes- 
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tari,  liberalitatiqae  huic  proroptissimae  perpetnam  tribuimus  firmi- 
tatem  ^).€ 

Von  diesem  Qesichtspünkte  aasgehend,  schritt  also  nun  Mar- 
cian  dazu,  die  Stellung  des  Klerus  in  Betreff  des  Termögenserwer- 
bes  zu  verbessern.  Die  nächste  Veranlassung  zu  der  kaiserlichen 
Verfügung  gab  das  Testament  einer  reichen  Frau  Hypatia,  welche 
einen  Priester  Anatolius  zum  Erben  eingesetzt  hatte,  obschon  es 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  nicht  erlaubt  war.  Marcian  verfugte, 
dass,  wenn  eine  Wittwe,  Diaconissin,  gottgeweihte  Jungfrau  u.  s.  w. 
durch  Testament,  Schenkung,  Godicill,  oder  irgend  ein  Schriftstück, 
einer  Kirche,  einer  den  Märtyrern  geweihten  Stätte,  dem  Klerus  oder 
Ordenspersonen,  sei  es  viel  oder  wenig ,  vermachen  wollten ,  dieses 
volle  und  gesetzliche  Gültigkeit  habe  ^).  In  Folge  dieser  Verordnung 
werden  gewiss  wiederum  manche  Geschenke  und  Legate  von  from- 
men Frauen  an  Kirchen  und  Kleriker  gekommen  sein. 

Erst  jetzt,  nachdem  die  Kleriker  wieder  im  Stande  waren ,  in 
'den  Besitz  eines  grösseren  Vermögens  durch  Erbschaft  oder  Schen- 
kung zu  gelangen,  gewann  ein  schon  früher,  im  Jahre  434  von  Theo- 
dosius  d.  J.  erlassenes  Gesetz  3)  erhöhte  Bedeutung.  Starben  näm- 
lich Personen  aus  geistlichem  oder  dem  Ordensstande,  gleichviel  wel- 
chen Geschlechtes,  ohne  ein  Testament  hinterlassen  zu  haben,  und 
fanden  sich  keine  rechtmässigen  Erben  vor,  so  fiel  ihr  Vermögen 
an  die  Earche  oder  an  das  Kloster  dem  der  resp.  die  Verstorbene 
bei  Lebzeiten  angehört  hatte.  Ausgenommen  war  nur  ein  solches 
Yerniögen ,  auf  welchem  irgend  welche  Lasten  hafteten,  Renten  ab- 
zutragen, besondere  Steuern  zu  entrichten  waren  und  dergleichen. 

.  Bleiben  wir  indessen  noch  einen  Augenblick  bei  Marcian  stehen, 
wir  finden  noch  eine  Verordnung  von  ihm,  in  welcher  er  dem  kirch- 
lichen Vermögen  seine  Aufmerksamkeit  schenkt  aus  dem  oben  ange- 
deuteteten  Grunde.  Wenn  nämlich  testamentarisch  den  Armen  im 
allgemeinen  etwas  vermacht  war,  so  sollte  dieses  Vermächtniss  nicht 
ungültig  sein,  weil  ein. bestimmtes  Subject  fehlte,  sondern  das  Tes- 
tament sollte  zum  Nutzen  der  Armen  volle  Gültigkeit  haben*). 
Nehmen  wir  zu  dieser  Bestimmung  das  aus  Cod.  Just.  I,  2,  12.  oben 

1)  C!od.  Just.  I,  2,  12,  §  2.  *      * 

2)  Novelle  Marc,  de  testam.  Clericor.  in,  5.  •—  Cod.  Just.  1,  2,  13 : 
»Generali  lege  sancimas.«  .  .  . 

3)  Cod.  Theod.  V,  3.  de  bonisCleric  Cod.  Just.  I,  3,  20:  »Si  quis  pr&- 
byter  .  .  .€ 

4)  Cod.  Justin.  I,  3,  24:  »Id,  qaod  pauperibna  testamento  Tel  codicillis 
relinqnitor,  non  nt  incertis  personis  relicttim,  evanescat,  sed  omnibns  modis 
ratum  firroamqne  consistat.« 
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angezogene  Motiv ,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  wera  nach  dem 
Willen  des  Kaisers  zunächst  die  vererbte  Summe  zufallen  sollte- 
Keinem  andern,  als  der  Kirche,  eben  weil  diese  gleichsam  die  Mutter 
und  Versorgerin  der  Armen  war. 

Die  nun  folgenden  Kaiser  schenkten  diesem  Punkt  besondere 
Auiinerksamkeit  und  ihre  zahlreichen  Gesetze,  durch  welche  sie  das 
Vermögen  der  Kirche  und  der  kirchlichen  AnstaUen  zu  haben  be- 
müht waren,  erklären  sich  nur  aus  dem  Umstände,  dass  die  römi- 
schen Herrscher  immer  klarer  zur  Erkenntniss  kamen,  welqhe  Sorge 
die  Kirche  durch  die  Verpflegung  der  Armen  und  Nothleidenden  dem 
Staate  ahnahm.  So  bestätigten  die  Kaiser  Leo  und  Anihemius  nicht 
allein  alle  von  ihren  Vorgängern  der  Kirche  und  den  aus  ihr  her- 
vorgegangenen Anstalten  —  orphanotrophiis  sive  asceteriis,  vel  ec- 
clesiis  aut  ptochotrophiis  seu  xenedochiis  vel  monasteriis  —  ertheil- 
ten  Privilegien,  omnia  privilegia  .  .  .  firma  illabataque  in  per- 
petunm  custodire  decernimus  i);  sondern  sie  suchten  insbesondere  noch 
das  Vermögen  der  Klöster  durch  die  Bestimmung  zu  heben,  es  soll- 
ten die  Klöster,  wenn  eines  der  Mitglieder  aus  ihnen  schiede,  in  dem 
Besitze  der  gesammten  beweglichen  Habe,  welche  jenes  Mitglied  zu- 
gebracht hatte,  verbleiben,  ohne  Unterschied  der  Orösse  des  Betra- 
ges, »qui  sua  monasteria  relinquunt,  non  recipiunt,  quas  attulerunt 
ad  ea  res  mobiles,  cujuscunque  quantitatis  sint,  etiamsi  non  sint  con- 
fecta  monnmentorum  gesta  super  ipsis,  auch  wenn  kein  Protocoll  da- 
rüber aufgenommen  ist^).€ 

Einen  bedeutsamen  Schritt  weiter  noch  ging  Kaiser  Zmo  in 
der  Absicht,  das  Kirchengut  zu  heben,  indem  er  ein  Gesetz  erliess, 
folgenden  Inhaltes:  »Si  quis  donaverit  aliquam  rem  mobilem  vel 
immobilem  vel  se  moventem  aut  jus  aliquod  personae  martyris  aut 
prophetae  aut  angeli ' —  einem  Hause,  einer  Kirche^  die  einem  Mär- 
tyrer oder  Engel  geweiht  ist  ~  tanquam  ipsi  postea  Oratorium  aedi- 
ficaturus,  et  donationem  insinuaverit  apud  quos  necesse  est,  cogitur 
opus  quämvis  nondum  inchoatum  fuerit,  perficere  per  se  vel  per  hae- 
redes,  et  perfecto  operi  dare  ea,  quae  donatione  continentur.  Idem 
et  in  Xenedochiis  et  Nosocomiis  et  Ptochiis  obtinet  licentia  danda 
qmcapis  et  oeconomis^)  convenire  ipoo8^),€ 

Diese  letzten  angefahrten  Gesetze  fuhren  uns  zu  einer  ganz 
neuen  Art  der  kaiserlichen  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  das  Ver- 
mögen der  Kirche  und  des  Klerus,  sie  bilden  gleichsam  die  Ouver- 

1)  Cod.  Ju8t.  I,  3,  35.  —  2)  Ebend.  lex  39. 

3)  lieber  die  Oeconomen  wird  unten  ausführlich  gehandelt  werden. 

4)  Cod.  Just  I,  2,  15. 


r 
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tfire  zu  einer  ganzen  Reihe  von  Gesetzen  Kaiser  Jostinians,  za  dem 
wir  im  Folgenden  ilbergehen  werden.  Es  bandelt  sich  hier  be- 
sonders um  die  zwei  Fragen:  Wie  ist  es  mit  den  oft  ganz  allgemein 
gehaltenen  Legaten  ad  pias  causas  zu  halten ,  wer  ist  erbberechtig- 
ter Eigenthümer?  und  dann:  In  wie  weit  ist  das  Vermögen  des 
Klerus  Eigenthum  der  Kirche? 

3.  Die  GeseUse  des  Kaisers  Justinian. 

Aus  der  Begierungszeit  Justinians  stammt  eine  grosse  Zahl 
»kirchenpolitischerc  Oesetze.  Orientiren  wir  uns  zunächst  ein  wenig 
über  die  Persönlichkeit  Justinians,  dieses  fruchtbarsten  all^r  Gesetz- 
geber unter  den  römischen  Imperatoren.  Justin  L  war  kinderlos 
und  nahm,  desshalb  seine  Schwester  Vigilantia  nebst  deren  Sohn 
Uprauda,  der  dann  den  Namen  Justinian  erhielt,  an  seinen  Hof. 
Dieses  früher  in  der  Bildung  ganz  vernachlässigte  Kind  erhielt  jetzt 
die  besten  und  berähmtesten  Lehrer,  lohnte  aber  auch  durch  stan- 
nenswerthe  Fortschritte  in  fast  allen  Gebieten  des  Wissens  die  auf 
ihn  yerwandte  Sorgfalt.  Vielleicht  ist  dieser  umstand,  dass  Ju- 
stinian erst  in  Unwissenheit  aufgewachsen  ist  und  später  noch  eine 
ausgezeichnete  Bildung  erhielt,  der  Grund,  dass  über  sein  Wissen 
und  seine  Gelehrsamkeit  die  entgegengesetztesten  ürtheile  gef&Ut 
wurden.  Denn  während  er  von  der  einen  Seile  ob  seiner  gedie- 
genen Kenntnisse  gefeiert  wird ,  ist  er  von  anderer  Seite  geradezu 
als  ein  stupider  Mensch  hingestellt  worden,  der -nicht  im  Stande  ge- 
wesen sei,  zu  lesen  und  zu  scliraiben.  Eine  gleich  diametral  entge- 
gengesetzte Beurtheilung  hat  sein  Character  gefunden ;  den  einen  gilt 
er  als  das  Muster  eines  tugendhaften  Begenten,  andere  schildern  ihn 
als  einen  in  Lastern  verkommenen  Fürsten;  Mitschuld  an  diesem 
auffälligen  Controversnrtheile  trägt  jedenfalls  die  Zweizüngigkeit  des 
Historiographen  Justinians,  des  Procopius,  der  über  den  Kaiser  und 
dessen  Begierung  eine  von  Lob  für  den  Fürsten  überströmende  offi- 
eielle  Geschichte  schrieb.  Nun  wurde  aber  im  17.  Jahrhundert 
in  der  yaticanischen  Bibliothek  eine  historia  arcana  aufgefunden  Oi 
die  eine  ganz  entgegengesetzte  Beurtheilung  Justinians  bringt,  die 
den  Kaiser  sowohl,  wie  die  Kaiserin  Theodora  auf  das  allerschärfste 
mitnimmt.  Nun,  es  sei  dem,  wie  ihm  wolle,  für  unsere  Frage  ist 
es  wichtiger,  dass  wir  uns  von  vornherein  im  allgemeinen  über  die 
Stellung  Justinians  zur  Kirche  klar  werden,  da  wir  dann  um  so  leich« 


1)  Im  Jahre  1624  zuerst  herausgegeben. 
Archiv  für  Kirchenreeht  XXXVI. 
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ter  die  wahren  Motive  zu  erkennen  vermögon,  ans  denen  seine  »kir- 
chenpolitischent  Gesetze  hervorgegangen  sind. 

Hier  mflssen  wir  nan  wohl   unterscheiden   zwischen   der  Ein- 
wirkung, die  Justinian  auf  die  innere  und  auf  diß  äussere  kirchliche 
Ordnung  geübt  liat.     Was  die  erstere  betrifft,  30  hatte,  wie  wir 
schon  oben  bemerkten,  bereits  Constantin  seinen  Nachfolgern  ein  b^ 
ses  Beispiel  gegeben ,  indem  er  sich  gegen  Ende  seiner  Regierungs- 
zeit gern  in  die  dogmatischen  Fragen  der  Kirche  mischte  und  so  den 
Grund  legte  zu  jenem  Byzantinismus ,  der  seine  Fortbildung  bereits 
durch  Constantius  in  hohem  Grade  erhielt.    Die  nachfolgenden  Kaiser^ 
z.  B.  Zeno  mit  seinem  Henotikon,  legten  auch  eine  besondere  Vor- 
liebe für  die  Behandlung  und  Entscheidung  kirchlicher  Dpgmen   an 
den  Tag,  so  dass  die  Päpste  sich  oft  genug  veranlasst  sahen,  sie  auf 
die  Grenzen  ihrer  Macht  aufinerksam  zu  machen.    Alle  Kaiser  ab^ 
wurden  in  dieser  ihrer  Neigung  weit  übertreffen  durch  Justinian,  den 
sein  Eifer  far  Dogmatik  sogar  zu  so  gewaltsamen  Schritten  fortriss, 
dass  Papst  Agapet  den  Ausspruch  über  ihn  that,  er,  der  Papst,  habe 
zu  einem  christlichen  Kaiser  zu  kommen  geglaubt,  aber  er  finde 
einen  Diocletian.    In  der  That  verdient  Justinian  ein  so  hartes  Ur- 
theil  wegen  seiner  zeitweise  gewaltthfttigen  Eingriffe  in  die  innem 
Angelegenheiten  der  Kirche.     Ganz  anders  muss  sich  unsere  Benr- 
theilung  gestalten  rücksichtlich  der  Gesetze,  die  Justinian  in  Besug 
auf  das  äussere  Leben ,  die  äussere  Gestaltung  und  Wohlfahrt  der 
Kirche  gegeben  hat.    Wir  wollen  nun  kein  Gewicht  darauf  legen, 
wenn  der  Kaiser  sich  fiir  den  unbedingten  Vorzug  der  kirchlichen 
vor  den  weltlichen  Gesetzen  ausspricht ;   das  ist  vielleicht  eine  seiner 
vielen  zieriichen  Redensarten,  von   denen  seine  Gesetze  manchmal 
überfliessen.   Aber  Thatsache  ist  es,  dass  er  manche  Beschränkungen 
welche  einzelne  seiner  Vorgänger,  sowohl  was  die  Vermögensfrage, 
als  insonderheit  was  die  Immunitäten  betrifft,  der  Kirche  und  dem 
Klerus  auferlegt  hatten,  wieder  aufhob.   Hiermit  soll  durchaus  nicht 
gesagt  sein,  es  habe  dies  Verfahren  Justinians  seinen  Gund  gehabt, 
in  einer  tief  frommen  und  religiösen  Gesinnung;   der  Kaiser  scheint 
vielmehr  hauptsächlich  von  der  Anschauung  ausgegangen  zu  sein, 
es  sei  die  äussere  Wohlfahrt  der  Kirche  j  ihre  und  ihrer  Diener 
Begünstigung  ein  Hauptmütd  zur  Förderung  der  offen&iehen  Zi»- 
tere^sen  Oberhaupt^  zur  Hebung  des  StaaiswoMes  ^  zur  Begrundsmg 
des  CnUckes  der  kaiserlichen  Unterthanen.    »Omnem   semper  adhi- 
bentes  providentiam  circa  sanctissimas   ecclesias,€   dagt  Jnstinian, 
^per  quas  et  nostrum  imperium  sustineri  et  communes  res  clemenr 
tissimi  Dei  gratia  muniri  credidimus,  nee  non  et  nostras  et  cetero- 
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ram  animas  stadentes ,  salvari  et  eam  ob  rem  solliciti  assidae ,  ne 
eommoda  sanctissimaram  ecclesiarum,  in  qaacunqae  civitate  sint  con- 
stitntae,  aliqna  ratione  minuaotar  ....  ezistimavimas  n.  s.  w.^).« 

Nach  dieser  allgemeineD  Characterisirang  Jostinians  und  seiner 
Gesetegebnng  wenden  wir  uns  den  einzelnen  Gesetzen  selbst  zu, 
die  dieser  Kaiser  über  das  Vermögen  der  Kirche  vmi  des  Klerus  er* 
lassen  hat. 

Das  erste  Gesetz,  welches  Jostinian  im  Interesse  des  Kirchen- 
verm(^gens  erlies,  im  Jahre  528,  ist  uns  zugleich  ein  trauriger  Be- 
weis für  das  habsüchtige  Wesen  einzelner  Kleriker  und  Bischöfe  in 
dieser  Zeit.  Was  schon  Gyprian  ^)  beklagt,  dass  die  Güter  der  Kirche 
einigen  Bischöten  zur  Befriedigung  ihrer  Prachtliebe  dienten,  dass 
andere  nach  Reichthura  haschten  mit  Vernachlässigung  ihres  erha- 
benen Berufes,  ein  Umstand,  der  schon  das  Concil  von  Antiochia^) 
nöthigte,  eine  scharfe  Bestimmung  zu  treffen,  derselbe  Umstand  scheint 
anch  Jnstinian '  zum  Erlassen  eines  hier  bezüglichen  Gesetzes  be- 
wogen zu  haben.  Trotz  aller  Vorsicht  und  Sorgfalt  der  Kirche  in  « 
der  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  gab  es  dennoch  bischöfliche 
Sitze ,  deren  Inhaber  sich  der  "Habsncht  nnd  des  Nepotismus  schul- 
dig machten. ,  Es  war  Gefahr  vorhanden ,  dass  solche  sclilechte  Bi- 
schöfe und  Kleriker ,  sei  es  ans  geringem  Interesse  an  der  Kirche, 
und  deren  Vermögen ,  sei  es ,  dass  sie  von  habsüchtigen  gierigen 
Verwandten  dazu  gedrängt  wurden,  nicht  Mos  gegen  die  damals 
herrschende  Gewohnheit  ihr  IVit^o^ermögen ,  sondern  gegen  alles 
Becht  anch  ihr  fen^icialvermögen  bei  ihrem  Tode  nicht  der  Kirche, 
sondern  Verwandten  oder  sonst  Nahestehenden  vererbten.  Dadnrch 
musste  offenbar  die  Kirche  Schaden  erleiden,  den  der  Staat,  welcher 
hei  seiner  damaligen  SteUtmg  zur  Kirche  für  das  Wohl  derselben 
zn  sorgen  nnd  jede  Beeinträchtigung  ihrer  Interessen  zu  verhüten 
hatte,  nicht  dnlden  konnte.  Daher  erhob  sich  mü  der  Kirche  zu- 
gleich die  Staatsgewalt  zur  Aufreohthaltung  kirchlicher  Sitte  und 
kirchlichen  Rechtes,  dass  wenigstens  das  J9en^(c»alvermögen  beim 
Tode  des  Beneficianten  immer  der  Kirche  zufallen  sollte,  das  ^IVt- 
ro^ermögen  aber  dann,  wenn  keine  rechtmässigen  Erben  da  waren. 
Durch  die  erstere  Verfügung  sollte  den  Klerikern  jeder  Versuch  ab* 

l)  Cod.  Jtut  I,  3,  43.  —  2)  In  der  Schrift  de  lapsis  and  epist.  8. 

3)  Bei  Harduin  l,  p.  608  f.:  Die  Priester  and  Diaconen  sollen  genaa 
nateiticlitet  sein  yon  dem«  was  der  Kirche  gehört;  sollte  der  Bischof  das  Ver- 
mögen der  Kirche  ohne  Wissen  der  Presbyter  and  Diaconen  vertheilen,  es  so- 
gar seinen  Haasgenossen  überlassen  a.  s.  w.,  so  soll  er  vor  der  Provinzialsynode 
Bechenschaft  ablegen  and  Strafe  zn  gewfirtigen  haben. 

3* 
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geschnitten  werden,  sich  oder  ihre  Verwandten  auf  imer1aid>te  Weise 
aas  dem  EircheuVeTmögen  zu  bereichem;  denn  dies  letztere  selbst 
blieb  ja  immer  wieder  Erbe.  Aber  auch  auf  die  andere  Weise  wurde 
das  Eirchengut  durch  die  Privathinterlassenschaft  mancher  Eleriker^ 
denen  durch  Marcians  begünstigendes  Gesetz  an  Geschenken  und  Le- 
gaten nicht  selten  unversehens  beträchtliche  Summen  und  Grund- 
stücke zufielen,  und  die  dann  häufig,  ohne  rechtmässige  Erben  zu 
haben,  starben,  um  ein  ansehnliches  Stuck  vermehrt. 

War  nun  bisher  die  testamenti  facultas  activa  der  Eleriker 
staatlich  nicht  angefochten,  war  dieselbe  vielmehr  durch  Theodosius 
d.  J.,  Leo  und  Anthemius^)  genehmigt,  so  hielt  es  Justinian  jetzt, 
wo  die  Eirche  ^nd  in  der  Eirche  der  Staat  ^)  durch  das  Treiben  ein- 
zelner Bischöfe  und  Eleriker  benachtheiligt  wurde,  an  der  Zeit,  ein- 
zuschreiten und  zwar  gegen  die  einen  wie  gegen  die  anderen. 

Nachdem  der  Eaiser  gemahnt  hat,  nur  solche  Bischöfe 3)  zu 
wählen,  qui  purum  habeant  propositum  et  pecunias  contemnant 
omnemque  vitam  suam  ad  clementissimum  applicent  Deum*),  be- 
stimmte er:  »Gonvenit  igitur,  hujusmodi  eligi  et  ordinari  sacer- 
dotes ,  quibus  ncQ  liberi  sint  nee  nepotes ;  etenim  vix  fieri  potest, 
ut  vacans  hujus  quotidianae  vitae  curia,  quas  liberi  creant  paren- 
tibus  maximas,  omne  Studium  omnemque  cogitationem  circa  divi- 
nam  litnrgiam  et  res  ecölesiasticas  consumat.  Nam  cum  quidam 
.  •  •  •  eis  (seil,  ecclesiis)  omnes  suas  facultates  afl^rant,  et  derelin- 
quant,  ut  in  pauperes  et  egentes  et  alias  pios  usus  consumantnr,  in- 
decens  est,  episcopos  in  suum  illas  aufferre  lucrum  aut  in  propriam 
sobolem  et  cognatos  impendere  .  .  .  H(as  igUur  ob  causas  prohtbe^ 
mu8  hahentem  natos  atU  nepotes  ordinari  episcopum  ^.t 

Wenn  so  die  natürlichsten  Erben  fehlten,  so  war  damit  schon 
einig^rmassen  das  kirchliche  Vermögen  gegen  Eingriffe  einzelner 
BischöfSd ,  die  vom  Eirchen-  oder  was  dasselbe  ist  vom  Armengute 
ihre  Anverwandten  zu  bereichem  suchten,  sichergestellt  Besser  nodi 
geschah  das  durch  den  gleich  folgenden  §r  2.  desselben  Gesetzes: 
»De  his  vero  episcopis,  qui  nunc  sunt  vel  futuri  sunt,  sancimns, 
nullo  modo  eos  habere  facultatem  testandi  vel  donandi  vel  per  aliam 
quamcunque  excegitationem  alienandi  quid  de  rebus  suis,  quas,  posl^ 

1)  Cod.  Juat  I,  8,  20.  34. 

2)  Ifan  erinnere  sich  der  oben  angeführten  kaiserlichen  Worte  in  Cod. 
Ju9t  I,  8,  43. 

3)  JitsUniän  gebraucht  im  Eingange  des  Gesetzes  freiUch  den  aUgem. 
Ausdmck  sacerdotes,  allein  die  Folge  lässt  erkennen,  dass  er  Mer  besonders 
die  epiacopi  im  Auge  hat. 

4)  Cod.  Just  I,  3,  42.  cf.  lex  48.  —  5)  Ebend.  §.  1. 
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quam  facti  fuerint  epUcapi^  possiderint  et  aoquisiermt  vel  ex  teeta- 
meatis  . .  .  etc.  eiceptis  damtaxat  bis,  quas  ante  episcopat^m  habne- 
mnt  ex  qnacunque  caosa  vel  qnas  post  episcopatnm  a  parentibus  etc. 
ad  ipsos  pemnerant  per?entuFaeqae  sunt;  quaecunque  enim  post  Or- 
dinationen! qoacnnqae  ex  cansa  extra  praefatas  personas  ad  ipsos 
pervenenint,  eajubemus  ad  sanctissimam  ecdesia/m,  cujus  episcopatom 
tennerint ,  pertinere  et  ab  ea  vindicari  et  evinci ,  noUa^  aUa  persona 
potestatem  babente,  ex  eo  proprium  quid  aufferre  lucrum^).  Damit 
war  ffir  die  Gegenwart  und  Zukunft  daf&r  gesorgt,  dass,  wenn  nun 
doch  ein  Bischof,  auch  ohne  liberos  ac  nepotes  zu  haben,  es  versuchen 
sollte,  von  dein  Eirchengute  etwas  an  sich  zu  nehmen,  dies  bei  sei* 
nem  Tode  wieder  an  die  Kirche  zurückfiel. 

Das  gegen  die  fibrigen  Kleriker  zu  Gunsten  des  Kirchengutes 
erlassene  Gesetz  3)  motivirt  Justinian  folgendermassen..  Das  canonische 
Recht,  sagt  er ,  verbietet  den  Presbytern,  Diaconen  und  Subdiaconen, 
nach  ihrer  Ordination  eine  Ehe  einzugehen.    Die  kirchlichen  Gesetze 
sollen  aber  jebensogut  beachtet  und  befolgt  werden ,  als  die  Staats- 
gesetze —  sacros  canones  non  minus,  quam  leges  (d.  h.  die  ütaats- 
gesetze)   valere   nostrae   volunt  leges.     Da  wir  nun  sehen  mfissen, 
wie  manche  Kleriker  das  Kirchengebot  hintansetzen,  Frauen  nehmen, 
und  Kinder  zeugen,  so  werden  wir  von  Staatswegen  dageg^  ein- 
schreiten, gleich  als  wenn  die  Civilgesetze  fibertreten  wären.  —  Es  war 
aber  auch  zu  filrchten,  dass  durch  Geistliche,  welche  selbst  nach 
ihrer  Ordination  noch  Kinder  zeugten,  dem   kirchlichen  Vermögen 
insofern  Nachtheil  erwuchs,  als  dieselben  ihre  unehelichen  Kinder, 
als  welche  sie  von  Kirche  und  Staat  angesehen  wurden,  diese  »ex  in- 
cestis  aut  nefariis  nuptiis  natos,«  wie  sie  im  Gesetze  genannt  werden, 
Y<m  ihrem  BeneficialvermOgen,  das  doch  nach  kirchlicher  Auffassung 
Eircheneigenthum  war,  bereicherten.    Das  wollte  nun  Justinism  ver- 
hindern und  erklärt  desshalb,  dass  solche  Kinder,  qui  ex  hujusmodi 
inordinata  constupratione  nascnntur  .  .  .  neque  naturales  aut  nothi 
seu  spurii  intelligantur,  sed  prorsus  et  undique  prokibiU  et  sncces- 
sionis  genitorum  indigni  ac  ne  donaUonem  ah  Ulis  capere  possunij 
neque  hi,  neque  herum  matres  nee  per  interpositas  quidem  personas, 
sed  amnüma  in  hos  coUaiis  a  patribus  beneficiis  ad  aanctam  eeek" 
9iamy  ex  qua^unt,  qui  talia  deliquerunt,  revertentibus :-  Quod  enim 
sacri  canones  prohibent,  id  etiam  nos  per  nostras  abolemus  leges.€ 
Und  um  allen  etwaigen  Schlichen  und  Kniffen  vorzubeugen,  befiehlt 
Justinian  noch   weiter:    »Si  vero   simulata  quaedam  obligatio   sub 

1)  Cod.  Juat  §.  2.  cf.  Auth.  ex  Nov.  131  c.  13.  —  Cod.  Just,  I,  3,  50. 

2)  Cod.  Just.  I,  3,  45.  anno  580. 
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specie  routui  vel  alterius  contractos  instranienti  fiat,  quae  obligatom 
faeiat,  emn,  qui  hujusmodi  constuprationis  particeps  iactas  est,  banc 
etiam  infirmain  esse  volumas,  et  talium  rerum  doDatioDem  non  ad 
cain  pet^nam,  in  quam  concepta  sunt  scripta,  sed  ad  sanciissifnam 
ecdesiam  pervenire.t  Ans  diesem  Gesetze  ersehen  wir  deutlich,  wie 
Jnstinian  ein  Interesse  hatte,  dass  das  materielle  Wohl  der  Kirche 
gefördert  werde ;  sonst  wurde  er  gewiss  nicht  ihr,  sondern  dem  Fis-* 
cus  Gelegenheit  gegeben  haben,  aus  den  Fehltritten  eines  Klerikers 
pecuniftren  Nutzen  zu  ziehen. 

Const-antinopel  war  damals  Weltstadt  und  wegen  seiner  poli- 
tischen Bedeutung  zum  Range  eines  Patriarchates  erhoben.  Es  ist 
erklärlich,  dass  bei  der  grossen  Ausdehnung  dieses  Patriarchates, 
welches  eine  zahlreiche  Menge  Bischofsitze  in  sich  begriff,  sich  oft 
in  der  Hauptstadt  eine  Anzahl  von  Bischöfen  zusammenfand,  welche 
die  mannichfaltigsten  Beweggründe  hergefahrt  hatten.  Im  Laufe  der 
Zmt  gewann  das  Znreisen  und  Aufenthaltnehmen  der  Bischöfe  und 
Geistlichen  in  der  Stadt  eine  solche  Ausdehnung,  dass  bei  jeder  Ge- 
legenheit, wo  ea  nothwendig  schien,  sofort  eine  sogenannte  ouvodoc 
ivSv)fiouaec  abgehalten  werden  konnte ;  so  viele  Bischöfe  weilten  stets 
in  Constantinopel.  Dass  dieses  fortwährende  Abhalten  von  endemu- 
sischen Synoden  oder  doch  die  vorhandene  Möglichkeit,  sie  abzuhal- 
ten, der  katholischen  Kirche  nicht  immer  und  in  jedem  Falle  iu 
ihrem  innerlichen  Organismus  zum  Segen  gereichte,  darüber  sind  je- 
denfalls Zweifel  erlaubt;  man  braucht  nur  daran  zu  denken,  dass 
Constantinopel  der  Ort  dieser  Synoden  und  naturiich  der  dortige 
Partriarch  Vorsitzender  war;  das  erklärt  es,  wie  man  in  Rom  mit 
Recht  zuweilen  voll  Besorgniss  auf  diese  Synoden  hinblickte.  Weg^ 
des  Nutzens,  den  diese  Versammlungen  indessen  auch  wiederum 
schafften,  hat  die  Kirche  sich  nicht  dagegen  geäussert  Kaiser  Jn- 
stinian fand  jedoch,  wenn  auch  durchaus  nicht  in  der  Abhaltung  je- 
ner Synoden  i),  so  doch  in  dem  fortwährenden  Znreisen  der  Bischöfe 
und  Geistlichen  nach  Constantinopel  anderes  zu  tadeln,  so  dass  er 
sich  veranlasst  fand,  ein  förmliches  »Reisegesetzc  zu  geben.  Nach- 
dem er  versichert,  wie  er  um  des  Staatswohles  und  seines  und  aller 
übrigen  Seelenheiles  willen  die  Erhaltung  und  Vermehrung  des  Kir- 
chengutes wünsche,  spricht  er  sich  aus  drei  Gründen  gegen  die  Rei- 
sen des  Klerus  nach  Constantinopel  aus:  erstens,  ne  divinae  litnr- 
giae  ex  Deo  amantissimorum  sacerdotum  absentia  impediantur  aut 

1)  Mehr  wie  einmal  haben  sie  nicht  blos  den  schismatischen  Gelüsten 
einzelner  Patriarchen,  sondern  auch* dem  bjzantinisirenden  Streben  der  Kaiser 
Vorschob  geleistet. 
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non  coDYenienter  curentur  —  der  Gottesdienst  in  der  bämathlicben 
Kirche  leidet  darunter;   zweitens,   ne  etiam  sanctissimarom   ecde« 
siarum  cou&pmantor  res  tarn  propter  itinerum,  quam  etiam  comean- 
tiam  hoc  (nämlich  in  Gonstantinopel)  sacerdotom  et  comitantium 
clericortim  impensas,  nnde  saepe  et  sab  foenore  accipiendi  necessitas 
emergit,   et  ex  ea  re  onus  ad  ipsas  sanotissimas  ecclesias  venit  -*- 
dnrch  die  Beisespeesen  wird  das  iDonto  der  Eirchenoasse  ungerech- 
ter Weise  belastet;  endlich   drittens,  £umul  etiam  ne  ecclesiastica-* 
rum  rerum  non  convenienter  procedat  administratio  per  absentiae 
Deo  amantiss.  episcoporum  tempus  —  die  kirchliche  VermOgens?er- 
waltung  kann  dabei  nicht  ghitt  ?on  Statten  gehen«   Aus  diesen  Qrfin« 
den  nun  verfugt  der  Kaiser  in  dem  an  den  Patriarchen  Epiphanius  ge- 
richteten Gesetze^),  es  sollten  die  Bischöfe  nicht  ohne  Erlaubniss 
von  oben  ihre  Residenz  verlassen  und  nach  Gonstantinopel  kommen ; 
was  sie  vorzubringen  haben  oder  begehren ,  sollen  sie  durch  einen 
^er  zwei  fromme  Kleriker  ihrer  Kirche  besorgen  lassen  oder  soll 
erledigt  werden  durch  Vermittlung  des  Patriarchen  selbst     Ist  die 
persönliche  (legenwart  der  Bischöfe  nötbig,  Mrird  man  sie  ersuchen 
zu  kommen,  absque  vero  tali  divina  jussione  neminem  proficisci  eon* 
cedimus.     Uebwtretern  wird  die  kaiserliche  Ungnade  und  Kirchen- 
strafe in  Aussicht  gestellt;   Geldstrafen  will  der  Kaiser  nicht  ver- 
hängen, ne  pecuniaria  poena  inde  (von  den  Bischöfen)  ad  sancüss. 
ecclesias,  quod  inde  evenerit  damni,  redundet,  ^fitarum  res  ab  omni 
deminuHone  liberas  manere  eupimus. 

Die  bisherigen  kaiserlichen  Verordnungen  waren  eigentlich  nur 
Prohibitivgesetze ,  Gesetze,  durch  welche  verhindert  werden  -  soUGb, 
dass  das  Kirchengut  durch  ungerechte  Eingriffe,  unnöthige  leicht- 
fertige Ausgaben  Schaden  erleide.  Justinian  erleichterte  aber  auch 
dnrch  positive  Bestimmungen  den  Erwerb  von  Vermögen  für  die 
Kirche,  zunächst  durch  das  Gesetz,  dass  eine.  Schenkung  an  eine 
Kirche,  eine  kirchliche  Anstalt  oder  zu  sonst  einem  frommen  Zwecke, 
wenn  sie  die  Sunune  oder  den  Werth  von  500  Solidi  nicht  überstieg, 
ohne  einen  förmlichen  gerichtlichen  Act  gemacht  werden  konnte,  sie 
brauchte  nicht  insinuirt,  nicht  zu  gerichtlichem  ProtocoU  erklärt, 
nicht  den  actis  intimirt  zu  werden,  wicv  die  verschiedenen  Ausdrftcke 
dafür  lauten;  nur  wenn  eine  Schenkung  die  gedachte  Summe  über- 
stieg, sollte  ein  solcher  Act  nothwendig  sein^.  Der  Kaiser  behiell 
sich  jedoch  wegen  seiner  Schenkungen  volle  Freiheit  vor. 

1  Cod.  Juat  I,  8,  43. 

2)  Ebend.  I,  2,  19.  (aimo  529.)  cf.  VIÜ,  54,  84.  (a.  529.)  Not.  62,  c.  2. 
(s.  587,) 


40       Orashoff  Gesetzgebung  der  vom,  Kaiser  über  das  Kirchengut. 

Im  Anscblnsse  an  dieses  Oesetz  sei  anoh  eines  Privileg^ams 
erwähnt,  welches  Jnstinian  der  Kirche  gewährt,  nt  inter  divinum 
pnblicQmque  jus  et  privata  commoda  competens  discretio  sit  i).  Hatte 
die  Kirche  od^  eine  kirchliche  Anstalt  Anspräche  auf  Vermacht- 
nisse,  Schenkungen^,  Fideicommisse ,  Hypotheken  n.  s.  w.,  sa  sollten 
dieselben  erst  nach  hundert  Jahren  erlöschen.  Waren  der  Kirche 
Gnmdstficke  nnd  Gerechtsame  entzogen ,  in  Bezug  auf  die  sie  klag- 
bar wurden ,  so  sollte  dagegen  auch  nur  eine  hundertjährige  Ver- 
jährung schfttzen.  Später,  um  die  hier  einschlagenden  Verordnungen 
gleich  zusammenzustellen,  wurde  die  hunderijjährige  Verjährungs- 
frist freilich  auf  eine  vierzigjährige  reducirt^),  allein  der  römischen 
Kirche  blieb  das  Vorrecht  der  hundertjährigen  Verjährungsfrist  — 
sola  Itomana  ecclesia  gaudente  centum  annorum  spatio  vel  privilegio. 
Bewegliche  Sache  der  Kirche,  die  Mobilien,  konnten  indessen  in  der 
gewöhnlichen  Frist  von  drei  Jahren  usucapirt  werden  3). 

Wir  lernten  schon  eine  von  den  Kaisem  Leo  und  Anthemius 
Ausgegangene  Verfügung  kennen,  welche  festsetzte,  wie  es  mit  dem 
Vermögen  derer  zu  halten  sei,  die  ins  Kloster  eingetreten,  dasselbe 
aber  wieder  verlassen  hatten*).  Justinian  schenkt  diesem  Gegen- 
stande im  Interesse  des  kirchlichen  Venhögens  erhöhte  Aufmerksam- 
keit. Zunächst  erklärt  auch  er  es  als  seinen  Willen:  »Si  monacbi 
aut  clerici  monasteria  ant  ecclesias  relinquant  atque  mundani  fiant, 
omne  ipsorum  jus  ad  monasterium  ant  ecclesiam  pertinet').€  Eltern 
dfirfen  ihre  Kinder,  die  sich  gegen  den  elterlichen  Willen,  dem 
Priester-  oder  Ord^nsstande  widmen,  desshalb  nicht  enterben,  son- 
dern »necesse  habento,  si  testamentum  condani^  quadrantem  illis  re- 
linquere;  sin  autem  hoc  non  fecerint,  locus  sit  ab  intestato^.€  Soll- 
ten jedoch  Eltern  testamentarisch  ihren  geistlich  gewordenen  Kindern 
mehr  zuzuwenden  gedenken,  heisst  es  in  einem  andern,  diesen  Gegen- 
stand noch  ausfQhrlicher  behandelnden  (besetze  ^,  »sin  et  amplius 
voluerint  eis  largiri,  hoc  eorum  voluntati  concedimus.€  Anders  war 
es,  wenn  die  Eltern  ihren  letzten  Willen  nicht  kund  gegeben  hatten, 
dann  gehörte  alles  ohne  Weiteres  dem  Intestaterben.  Ueberhaupt 
aber  folgte  sonst  der  Person,  die  in  ein  Kloster  eintrat,  ihr  Vermö- 
gen unverzfiglich  nach,  und  das  Dispositi(msrecht  fiber  dasselbe  ging 
an  das  Kloster  fiber,  gleichviel  welchen  Geschlechtes  jene  Person 
war.  Doch  machte  das  Gesetz  einen  Unterschied ,  ob  die  Person 
Kinder  hatte  oder  nicht.    Im  letzteren  Falle  gehörte  ihr  Gesanmit- 

1)  Cod.  Jwt.  I,  2,  23.  —  2)  Nov.  131.  c.  6.  cf.  Nov.  111  c.  1. 
3)  Anth.  Qu» actiones ad  Cod.  JusUl,  2,  23.  —4)  s.obenpr.  32.-5)  (M, 
Just.  I,  3,  55,  §.  1;  56,  9.  2. —  6)  Bbcnd.  —  7)  Cod.  Just.  I,  3.  56,  g.  1. 
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vermögen  einfadi  dem  Kloster ;  |m  ersteren  hatte  aie  sowohl  vor, 
wie  nach  ihrem  Eintritte  ins  Kloster  das  Dispositionsrecht  über  ihr 
Vermögen ;  was  von  demselben  die  Kinder  nicht  erhielten,  fiel  dem 
Kloster  zn,  ja  einen  Theil  des  Vermögens  mnsste  sie  zurilckbehal*- 
ten,  durfte  ihn  nicht  ihren  Kindern  geben,  sondern  mnsste  ihn  dem 
Kloster  zubringen.  Starb  eine  Person  im  Kloster,  bevor  sie  ihren 
Kindern  das,  was  ibn^  znkam,  gegeben  hatte,  so  durften  diese 
Kinder  das  ihnen  Oebflhrende  beanspruchen  und  in  Besitz  nehmen, 
das  Uebrige  verblieb  dem  Kloster,  filii  legitimam  percipient,  reliqua 
substantia  monasterio  competente  i). 

Auch  das  Vermögen  dessen,  der  beim  Baube,  bei  der  Entffih- 
rung  einer  gottgeweibten  Jungfrau  oder  Diaconissin  mitgewirckt,  fiel 
als  Eigenthum  dem  Kloster  oder  der  Kirche  zu,  welcher  die  Ent- 
fährte  angehört  hatte.  War  die  Entführte  eine  Diaconissin  irgend 
einer  Kirche ,  ohne  dass  sie  in  einem  Kloster  und  dergleichen  lebte 
und  wohnte,  so  hatte  sie  aus  dem,  dem  Bäuber  genommenen  Ver- 
mögen den  lebenslänglichen  Niesbrauch,  usufructum,  dum  superes^ 
die  Kirche  aber  ward  Eigenthumerin  desselben,  ecclesia  vero  omnem 
proprietatem  et  plenam  possesionem  earundem  remm  nostro  habeat 
beneficio^). 

Die  angezogenen  kaiserlichen  Oesetze  beweisen  zur  Qenfige, 
dass  die  damalige  Staatsregierung  in  den  Klöstern  nichts  Staats- 
gefährliches,  nichts  Socialgefährliches  erblickte,  wohl  aber  dass  sie 
die  Klöster  als  Institute  ansah ,  die  dem  Staate  und  seinen  Armen 
und  Bedrängten  aller  Art  H&lfe  und  Trost  gewährte,  Institute,  deren 
Lebensfähigkeit  auf  jode  Weise  gehoben  und  gefördert  werden  müsse. 
Es  seien  den  Stürmern  gegen  Klöster  und  klösterliche  (Genossenschaft 
ten  diese .  Justinianischen  Gesetze  zur  angelegentlichen  Beachtung 
empfohlen. 

Wir  kommen  jetzt  auf  die  Oesetze  Justinians^  in  welchen  es 
sich  um  die  Testamente  und  Legate  zu  frommen  Zwecken  und  deren 
Durchführung  handelt. 

Zuerst  gibt  der  Kaiser  seinen  Willen  zu  erkennen,  in  welcher 
Weise  gegen  die  testamentsseitig  eingesetzten  Erben  ^  die  sich  etwa 
wrigem  sollten,  eine  vom  Erblasser  getroffene  Verfügung  zu  Gunsten 
eines  firommen  Zweckes  zur  Ausfahrung  zu  bringen,  zu  verfahren 
sei^.  In  diesen  Fällen  soll  sofort  der  Bischof  auftreten,  sancimus, 
confestim  loci  episcopos  curiosos  esse  circa  haec  et  postulare ,  ut  iUi 
omnia  impleant  (nämlich  die  Erben)  secundum  voluntatem  defuncti. 

1)  NoY.  123,  c.  38;  cf.  Not.  5,  5;  76.  praef.  und  c.  1. 

2)  Cod.  Just  I,  3,  54.  —  3)  Cod.  Just.  I,  8,  46. 
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Zugleieb  werden  vom  Kaiser  ganz  genau  die  Zeiträume  fixirt,  innerhalb 
welcher  der  vom  Erblasser  ausgesprochene  Wille  bezüglich  solcher 
milden  Stiftungen  vollzogen  werden  muss;  beim  Bau  einer  Kirche 
z.  B.  werden  drei  Jahre,  eines  Hospitals  wird  ein  Jahr  festgesetzt 
War  nach  Ablauf  dieser  Frist  der  Erbe  seiner  Verpflichtong  nicht 
nachgekommen,  so  soll  der  Bischof  dasjenige  von  ihm  einfordern, 
was  der  Testator  letztwillig  zu  frommen  Zwecken  ausgesetzt  hatte, 
und  der  Bischof  soll  nun  seinerseits  den  Bau  der  Kirche  bezw.  des 
Hospitales,  Beranken-  oder  Waisenhauses  und  dergleichen  oder  die  Aus- 
lösung der  (refangenen  in  die  Hand  nehmen.  Damit  geht  aber  auch  das 
Verwaltungsrecht  in  Bezug  auf  die  fromme  Stiftung  an  die  Bischöfe 
aber,  die  Bischöfe  haben  die  Yerwaltungsbeamten  der  einzelnen  Stif- 
tungsgebäude zu  ernennen  und  sollen  die  Erben,  weil  sie  den  letzten 
Willen  nicht  ausgeführt,  an  der  Verwaltung  hindern  i).  Ausserdem 
aber  sollen  die  fructus  et  reditus  et  omnem  legitimam  accessionem 
von  der  ganzen  Zeit,  in  welcher  der  Erbe  seinen  Verpflichtungen 
nicht  nachgekommen  war^  und  zwar  vom  Todestage  des  Erblassers 
an,  eingefordert  werden^).  Zugleich  wurde  aber  auch  der  Fall  vor- 
gesehen, dass  etwa  Bischöfe,  corrupti  a  scriptis  haeredibus  vel  l^a- 
tariis  vel  fideicommissariis^)  ihre  Pflicht  vernachlässigten;  dann  sol- 
len die  Metropoliten  der  Provinz  oder  die  Erzbischöfe,  denen  jene 
Diöcese  untersteht,  die  Sache  in  die  Hand  nehmen,  sie  sollen  inqui- 
rere  et  cogere,  pium  opus  aut  piam  liberalitatem  omnino  impleri*). 
Sollten  sich  die  bezüglichen  Erben  aber  etwa  der  Execution  von  Sei- 
ten des  Bischofs  widersetzen,  dann  sollen  sie  zur  Strafe  das  Dop* 
pelte  der  ursprünglichen  Stiftung  zu  zahlen  gezwungen  sein^).  Eb 
könnte  nun  auch  sein,  dass  nach  der  Verfügung  des  Erblassers  die 
zu  Gunsten  des  kirchlichen  Vermögens  ausgesetzten  Legate  u.  s.  w. 
von  dem  Erben  erst  bei  dessen  Tode  ausgezahlt  zu  werden  brauchen. 
Dann  haben  solche  Erben  die  Pflicht,  cum  morientur  ipsi,  omnino 
ista  implere.  Sollten  deren  Erben  die  Ausführung  irgendwie  hindern 
oder  verschieben  wollen,  so  treten  die  genannten  Bestimmungen  in 
Kraft*).  —  Justinian  sorgte  auch  fiir  die  Zukunft  vor;  er  wollte  nicht, 
dass  die  einet  Kirche,  einem  Kloster,  einer  kirchlichen  Anstalt  u.  s.  w. 
vermachten  und  jährlich  an  dieselben  zu  zahlenden  Legate  dahin  ge- 
ändert würden,  dass  man  die  Ablösung  dieser  jährlichen  Rente  durch 
ein  einmal  zu  zahlendes  Baarcapital  vornahm ;  war  dies  geschehen,  so 

1)  Cod.  J%Mt.    1.  c.  §.  1.  —  2)  Ebend.  §.  4. 

8)  Aach  die  beiden  letztgenannten.  Legatare  und  Fidmcomraissare  steUt 
der  §.  5.  nnter  das  Gesets. 

4)  §.  6.  -  5)  §.  7.  -  6)  §.  8. 
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sollte  der  Act  ongültig  sein,  si  qoa  fiat  alienatio ,  «t  ipsa  irrita  sit. 
und  dabei  sollte  das  Verj&hningsrecht  nie  ia  Anwendung  kommen, 
nolla  temporis  praescriptione  opponenda.  Jnstinian  handelte  darin 
sehr  klag ,  er  wollte  nicht ,  wie  er  sagte ,  dass  den  augenblicklich 
Lebenden  üeberfluss  zu  Theil  werde,  die  später  Lebenden  aber  Mangel 
litten  und  das  Nachsehen  h&tten ,  bis  quid  em ,  qui  aliqua  parte 
temporis  fiierint,  esse  pecuniarum  copiam,  bis  autem,  qui  Muri  sunt 
onanimodam  relictorum  privationem  ^). 

Bereits  im  Jahre  454  hatte  Marcian,  wie  wir  gesehen^),  ein 
Cteeetz  blassen  des  Inhaltes,  dass  letztwillige  Verffiguugen  in  wel- 
chen die  Armen  im  allgemeinen,  in  corpore  zu  Erben  eingesetzt  wa* 
ren,  rechtlich  gültig  sein  sollten.  Justinian  beschäftigt  sieh  mit  die- 
sem Gegenstände  sehr  eingehend  und  erlässt  im  Interesse  des  kirch- 
lichen Vermögens  neue  begünstigende  Verordnungen.  »Si  quis»«  sagt 
ein  Justinianisches  Gesetz  3),  »ad  decliuandam  legem  Falcidiam,  dum 
desiderat,  totam  suam  substantiam  pro  redemptione  captivQrum  re- 
linquere  eos  ipsos  captivos  scripserit  heredes,  ne  videatur,  quasi 
incertis  personis  beredibus  institutis  Judicium  suum  oppugnandum  reli- 
quisse,  sancimus,  ejosmodi  et  talem  institutionem  pietatis  intuitu  va- 
lere  et  non  esse  respuendam.«  Hier  handelt  es  sich  um  Testamente 
zu  Gunsten  der  Auslösung  von  Gefaqgenen;  sofort  wir^  auch  der 
Armen  gedacht^):  »Sed  et  si  pauperes  quidem  scripserit  heredes, 
et  non  inveniatur  certum  ptochotrophium  vel  certae  eedeHae  paupe- 
res,  de  quibus  testator  cogitaverit,  sed  sub  incerio  vocabulo  pauperes 
fuerint  heredes  instituti,  simili  modo  et  hujusmodi  institutionem  va- 
lere  decernimus.«  Der  Bischof  und  der  Oeconomus  sollen  dann  die 
zu  Gunsten  der  Gefangenen  eines  Ortes  ausgesetzte  Erbschaft  über- 
nehmen, episcopus  et  oeconomus  hereditatem  suscipiant,  und  sollen 
dieselben,  sive  per  annuos  redditus  sive  per  venditionem  mobilium 
seu  se  moventium  renyn  sit,  ganz  omnimodo  zur  Auslösung  der  Ge- 
fangenen verwenden*).  Das  Gesetz  gibt  dann  in  §.^3.  bis  7.  aus- 
ffihrliche  Bestimmungen  über  die  Art  der  Verwaltung  wie  der  Ver- 
wendung der  zu  frommen  Zwecken  gemachten  Stiftungen  und  Testa- 
mente und  droht  schliesslich  mit  dem  göttlichen  Zorne  allen  denen, 
welche  nicht  gewissenhaft  die  betreffenden  Gelder  verwendeten^. 
Wir  werden  bei  dem  Artikel  »Verwaltung  des  kirchlichen  Vermö- 
gensc  auf  dieses  Gesetz  zurückkommen  müssen.  Aber  eine  Bestim- 
mung aus  demselben  ist  hier  noch  zu  besprechen.  Es  hiess  schon 
Eingangs   des  Gesetzes:    »ad   declinandam   legem-  Falcidiam,€  und 

1)  §.  9.  -  2)  8.  oben  p.  27.  -  8)  Cod.  Jusi.  I,  3,  49.  -  4)  Ebend.  §.  1. 
5)  §.  2.  —  6)  §.  8. 
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gerade  hinsichtlich  deß  Falcidischen  Gesetzes  wird  von  Jnstinian 
dem  kirchlichen  Vermögen  ein  wesentliches  Privilegiom  za  Theil. 

Die  lex  Falcidia  befasste  sich  zum  erstenmale  mit*  den  Lega- 
ten 9 ;  vorher  hatte  jeder  TiBstator  freie  Hand  sowohl  nach  Zahl  wie 
nach  OrOsse  d^  Legate.  Vermöge  dieser  Freiheit  waren  nun  nicht 
selten  Erbschaften  durch  Legate  derartig  vennindert  und  erschöpftt 
dass  die  Erben  für  vortheilhaft  hielten ,  die  Erbschaft  ganz  auszu- 
schlagen. Zur  Regelung  dieser  Verhältnisse  wurde  zuerrt  die  lex 
Furia^)  gegeben,  worin  das  Maximum  eines  Legates  fixirt  war,  so- 
dann, weil  der  Zweck  dieser  lex  durch  viele  kleinere  Legate  leicht 
vereitelt  werden  konnte,  die  lex  Voconia,  welche  bestimmte,  es  solle 
kein  Legatar  mehr  erhalten  dfirfen,  als  dem  Erben  verbliebe  nach 
Abzug  sänuntlicher  Legate.  Da  auch  diese  Verordnung  das  Testa- 
mentswesen nicht  regelte,  so  erschien  nun  das  Falcidische  Gtesetz, 
welches  die  Freiheit  des  Testirers  dahin  beschränkte,  dass  nach 
Abzug  aller  Schulden ,  gerichtlichen  Kosten  und  anderer  Ausgaben 
nur  drei  Viertheile  der  gesammten  erblichen  Masse  zu  Legaten  aus- 
gesetzt werden  durften,  ein  Viertheil  musste  dem  Erben  unverkürzt 
und  ungeschmälert  bleiben,  so  dass  nöthigenfalls  der  Erbe  einem 
jeden  Legatar  einen  verhältnissmässigen  Abzug  an  jedem  Legate 
machen  konnte^.  »Lex  Falcidia  jubet,  non  plus  quam  dodrantem 
totius  patrimonii  legari,  ut  omnimodo  quadrans  integer  apud  here- 
dem  remaneat^).c 

Diese  Abzüge  nun,  denen  nach  Falcidischem  Gesetze  fast  alle 
Legate  unterworfen  wurden,  sollten  bei  Vermächtnissen  an  Kirchen, 
an  die  Armen  der  Kirchen,  an  kirchliche  Anstalten,  zu  Gunsten  der 
Auslösung  von  Gefangenen,  kurz  bei  Vermächtnissen  ad  pias  eausas 
wegfallen.  »Bi  enim,«  sagt  der  Kaiser,  »propter  hoc  a  speciali  be- 
rede recessum  est,  ut  non  Falcidiae  ratio  inducatur,  quomodo  feren- 
duni  est  hoc,  quod  in  scterum  venerum  per  Falcidiam  vel  aliam  oo- 
casionem  minui ')  ?€  Der  Oeconomus  der  Kirche  oder  der  Bischof 
soll  darum  auch  sine  Falcidiae  ratione  die  Erbschaft  den  Armen  u. 
8.  w.  zuwenden  •). 

Da  schon  mehrfach  von  Legaten  behuf  Auslösung  von  (befange- 
nen die  Rede  war,  so  möge  gleich  hier  noch  eines  hierhergehören- 
den Gesetzes 7)  erwähnt  werden.    Jnstinian  wollte,  dass,  wenn  Kin- 


1)  a.  714  J.  B.  —  2)  Cicer.  in  Verr.  II,  1,  1,  43.  —  3)  Nov.  1,  c.  2, 
Ck>d.  JusL  VI,  50,  3  sqq. 

4)  Gerade  so  bestimmte  die  lex  Trebelliana  hinsichtlich  der  mit  Fidca- 
oonunissen  beschwerten  Eihsehaft.  s.  §.  4.  Init.  11,  23. 

5)  1.  49.  §.  2.  Cod.  Ju9t.  I,  3.  —  6)  Ebend.  §.  6.  —  7)  Not.  113,  c  8. 
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der  und  Verwandte  eines  Gefangenen  dessen  Loskanfting  vernachläs- 
sigten, sie  von  der  Erbschaft  aasgescblossen  werden  «ollten ;  das  ge- 
sammte  Vermögen  fiel  an  die  Kirche,  damit  diese  es  zum  Loskanf 
Ton  Gefangenen  verwende.  »Snccessio  defertm*  ecdesiae  .  .  .  expen- 
denda  scilicet  in  captivorum  redemptionem  i).c 

In  dem  Gesetze  »Si  qnis  ad  declinandam  l^m  Falcidiamc 
'hatte  Jnstinian  angegeben,  wer  erbberechtigtes  Subject  war  in  dem 
Falle,  dass  der  Testator  die  Armen,  die  Ge&ngenen  u.  s.  w.  im  all- 
gemeinen zu  firben  eingesetzt  hatte.  Erbberechtigt  waren  dann  zn- 
nftchst  die  Armen,  die  Gefangenen,  die  kirchlichen  Anstalten  des 
Ortes,  in  welchem  der  Testator  gelebt  hatte.  Befanden  sich  an  die- 
sem Orte  mehrere  derartige  Anstalten  n.  a  w.,  so  sollte  die  Erb- 
schaft derjenigen  zukommen,  qni  panperior  esse  dignoscitur«.  Hier 
war  auch  die  richterliche  Entscheidung  verhältnissmässig  noch  leicht ; 
denn  der  Testirer  hatte  in  seinem  letzten  Willen  wenigstens  An- 
deutungen in  genere  gemacht ,  ob  er  entweder  die  Armen ,  oder  die 
Ge&ngenen  oder  die  in  Kranken-,  Waisenhäusern  n.  s.  w.  Lebenden  be« 
dacht  wissen  wollte.  Sehr  viel  unsicherer  und  schwieriger  war  der 
Fall,  in  welchem  jemand  »unsern  Herrn  Jesum  Christum«  zum  Er- 
ben einsetzte.  Wer  war  denn  da  nur  eigentlich  erbberechtigtes  Sub- 
ject? Die  Frage  fährte  zu  den  mannichfachsten  Differenzen,  so  dass 
Justinian  durch  Gesetz  ^)  klar  zu  legen  suchte,  wer  in  solchem  Falle 
als  Eigenthumssubject  im  Testamente  zu  betrachten  sei. 

»Da  wir  sehen,«  fährt  der  Kaiser  aus,  »dass  in  manchen  jüngst 
verfassten  Testamenten  Erbeinsetzungen  stattgefunden  haben  der  Art, 
dass  jemand  unsern  Herrn  Jesum  Christum  als  Erben  nennt ,  ohne 
ein  heiliges  Haus,  eine  Kirche  und  dergleichen  namhaft  zu  machen, 
oder  dass  jemand  unsern  Herrn  Jesum  Christum  und  noch  einen 
andern  zu  gleichen  oder  ungleichen  Hälften  erben  lassen  will,  und 
da  wir  finden,  dass  in  solchen  Fällen  eine  grosse  Unsicherheit  ent- 
steht zufolge  der  älteren  Gesetze,  so  wollen  wir  dieses  verbessern 
and  folgendes  anordnen.  Wenn  jemand  unsern  Herrn  Jesum  Chri- 
stum zum  Erben  einsetzt,  so  soll  die  Kirche  jener  Stadt,  oder  jenes 
Dorfes  oder  jener  Gegend,  in  welcher  der  Erblasser  gestorben  war, 
zum  Erben  eingesetzt  sein ,  und  der  Oeconomus  soll  die  Erbschaft 
einfordern.   Hinsichtlich  der  Legate  und  Fideicommisse  gilt  dasselbe ; 


1)  Die  Gefangenen  waren  in  jenen  Zeiten,  den  Zeiten  ewiger  Kriege  ein 
(Gegenstand  liebevoUster  Aufmerksamkeit  von  Seiten  der  Kirche.  8.  RaMnger, 
kirchliche  Armenpflege  p.  84. 

2)  Cod.  Just  I,   2,  20.  cf.  Nov.  181,  cap.  9  sqq. 
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sie  sollen  den  heiligen  Kirchen  zu  Gate  kommen,  damit  diese  Yon 
denselben  die  Armen  unterstützen.  Ist  einer  von  den  Erzengeln 
oder  Märtyrern  als  Erbe  namhaft  gemacht,  ohne  dass  ein  heil  Haas 
genannt  ist,  so  soll  das  in  jener  Stadt  oder  deren  Nihe  zur  Ehre 
des  Erzengels  oder  Märtyrer^  errichtete  Haus  Erbe  sein;  befindet 
sich  daselbst  kein  solches  Haus,  so  sind  die  in  der  Metropole  be- 
findlichen respectSoen  Häuser  erbberechtigt,  in  Ermangelung  dieser 
die  Kirchen  jenes  Ortes.  Ueberhaupt  haben  die  Kirchen  das  Yor- 
recht  Tor  den  andern  heiligen  Häusern,  es  müsste  denn  der  Erblas- 
ser ausdrficklich  anders  bestimmt  habend).  Hat  der  Testirer  eine 
bestimmte  Stätte  nicht  namhaft  gemacht,  und  sind  viele  Tempel 
desselben  Namens  in  jener  Stadt  oder  deren  Nähe,  so  erbt  derjenige, 
welchen  der  Verstorbene  häufig  besucht  und  am  meisten  geliebt  hat. 
Lässt  sich  ein  solcher  nicht  nachweisen,  so  erbt  der  ärmste  unter 
ihnen  ^).€ 

Hinsichtlich  der  an  dieses  Gesetz  sich  knüpfenden  Gontrovers- 
frage,  wen  denn  nun  eigentlich  Justinian  als  Subject  des  Erbrech- 
tes hinstelle,  schliessen  wir  uns  der  Ansicht  derer  an,  die  meinen, 
Justinian  habe  nicht  etwa  die  individuelle  Sarchengemeinde,  nicht 
die  Corporation  der  zu  einer  bestimmten  Kirche  gehörenden  Gläu- 
bigen, sondern  die  einadnen  Kirchen  und  kirchlichen  Institute  selbst 
als  EigenUiumssubject  betrachtet.  Der  Zweck,  die  pia  causa,  also 
die  Kranken«;,  die  Armra-,  die  Waisenversorgung  u,  s.  w.  machte  die- 
selben zu  Trägem  juristischer  Persönlichkeiten,  zu  piis  corporibua, 
und  damit  fähig,  erbberechtigtes  Subject  zu  werden. 

Noch  ein  Punkt  muss  hier  ins  Auge  gefasst  werden,  der  Aus- 
druck »secundum  veteres  leges«  im  obigen  Gesetze.  Justinian  sagt, 
er  sehe  eine  grosse  Unsicherheit  enstehen  zufolge  den  alten  Gesetzen. 
Wahrscheinlich  denkt  der  Kaiser  hier  namentlich  an  das  oben^)  be- 
sprochene Gesetz  Constantins  vom  Jahre  321:  »Habeat  unusquis- 
que  .  .  .«  durch  welches  die  testamenti  factio  passiva  der  Kirche 
anerkannt,  aber  noch  nicht  das  Nähere  bestimmt  war,  wem  das  Erb- 
object  zufallen  solle  für  den  Fall,  dass  das  erbende  Su])ject  nur  im 
al^emeinen,  also  etwa  die  Armen,  die  Kirche  u.  s.  w.  namhaft  ge- 
macht war.  Wurden  damals,  als  die  Kirche  verhältnissmässig  noch 
klein  war,  nähere  testamentliche  Bestimmungen  nicht  so  sehr  ver- 
misst,  so  doch  jetzt,  wo  klarere,  detaillirtere  Weisungen  geradezu  noth- 
wendig  wurden,  wie  das,  meint  Justinian,  ganz  klar  hervorgeht  aus 
der  herrschenden  grossen  Unsicherheit. 


1)  Cod.  Just  1.  c.  §.  1.  —  2)  Ebend.  §.  2.  —  3)  pag.  12. 
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Jnstinian  legte  seine  Sorgfalt,  mit  der  er  für  das  Etrchengat  ein- 
trat nocb  auf  andere  Weise  au  den  Tag.  Es  war  n&mlich  vorge- 
kommen, dass  Personen,  meist  wohl  ans  edler  Absicht,  aber  auch 
wohl,  wie^  der  Kaiser  sagt,  nominis  causa,  um  sich  vor  der  Welt  ei^ 
nen  Namen  zu  machen,  aus  eigenen  Mitteln  eine  Kirche  erbauten, 
diese  dann  aber  nicht  mit  dem  zur  Unterhaltung  des  Oeb&odes  und' 
des  Cultus  noth wendigen  Gapitale  ausstatteten,  so  dass  in  Folge  des*» 
sen  das  Gebäude  später  entweder  unbenutzt  bleiben  oder  die  Kirche 
als  solche  aus  ihren  Mitteln  das  Nöthige  auch  für  dieses  neue  Ge- 
bäude beschaffen  musste.  Um  nun  von  vornherein  jedem  neu  zu  erbauen- 
den kirchlichen  Gebäude  die  zur  Beschaffung  der  nothwendigen  jähr- 
lichen Bedürfnisse  erforderliche  Summe,  einen  hinlänglichen  Fond, 
ein  auskömmliches  Kirchencapital  zu  sichern,  und  um  das  allgemeine 
Kirchenvermögen  von  Belastung  möglichst  zu  befreien,  erliess  Justi- 
nian  ein  Gesetz  i)  des  Inhaltes,  dass,  wenn  jemand  eine  neue  Kirche 
bauen  wolle,  er  vorher  mit  dem  Bischöfe  sprechen  und  die  Summe 
bestimmen  müsse,  welche  er  far  die  Lichter,  für  den  heiligen  Dienst, 
für  Unterhaltung  der  Gebäude  u.  s«  w.  auszusetzen  gedenke.  »Sancimus, 
non  aliter  quempiam  ecclesiam  ex  novo  aedificare,-  priuaquam  loquatur 
ad  Deo  amabilem  episcopum  et  deflniat  mensuram  quam  deputat  et 
ad  luminaria  et  ad  sacrum  ministerium  et  ad  incommq^endae  domus 
enstodiam  et  observantium  alimenta.c  Ist  der  den  Bau  Beabsichti- 
gende im  Besitze  des  hierzu  erforderlichen  Vermögens,  so  soll  er 
zuvörderst  eine  Schenkungsurkunde  darüber  ausstellen,  faciat  prius 
donationem  eorum,  quae  futura  sunt,  deputari,  dann  mag  er  zum 
Bau  der  Kirche  schreiten.  Kann  er  aber  das  Erforderliche  nicht 
zahlen,  so  darf  er  auch  nicht  neu  bauen ;  kann  aber  immerhin  eine 
der  vielen  baufälligen  Kirchen  —  multae  enim  et  in  hac  regia  civi- 
tate  et  in  provinciis  ecclesiae  sunt,  in  quibus  competenti  quidem  ad- 
ministratur  modo,  periculum  vero  ruinae  patiuntur  per  vetustatem, 
aut  etiam  parvae  constitutae  sunt  et  inordinatae  —  restauriren  las- 
sen und  soll  in  diesem  Falle  Erbauer  eines  Gotteshauses  genannt 
werden,  sie  enim  poterit  et  sacrae  domus  fabricator  vocari. 

In  enger  Verbindung  mit  diesem  Gesetze  steht  auch  das  Ver- 
bot Justinians^,  an  die  Kirche  oder  kirchliche  Anstalten  unfhicht- 
baren  oder  belasteten  Besitz  zu  schenken  oder  zu  verkaufen.  »Qui- 
dam  minus  idonea  praedia  donaverunt  sanctissimis  ecclesiis  aut  ve- 
norabilibus  domibus  aut  etiam  vendiderunt  tanquam  idonea  cum  uti- 
que  sterilia  essent  a  principio  . . .  Interdicimus,  si  foenea  quaedam  pos- 


1)  Novell.  67.  c.  2.  —  2)  Nov.  7.  c.  12. 
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sessio  aut  damnosa  detur  ecclesiis  aut  monasteriis  aat  xesodochiis  ant 
nosocomiis  aat  aliis  venerabilibus  coUegiisc  .... 

Mit  diesen  beiden  kaiserlichen  Verordnongen  war  die  hi^ltog- 
liebe  Dotimng  jeder  einzelnen  von  PriTaten  neu  erbauten  Kirche 
ausser  Frage  gestellt,  die  Bestaoration  von  mtem,  za  kleinen  oder 
banfiUIig  gewordenen  Ootteshäusem  angebahnt  nnd  der  eigentiiche 
Besitzstand  der  Kirche  fester  nnd  gesicherter  geworden. 

Ans  den  bisher  angefahrten  Oesetzen  Jastinians  haben  wir  die 
Deberzeugang  gewonnen,  dass  es  diesem  Kaiser  ernstlich  darnm  zu 
than  war,  das  kirchliche  Vermögen  zo  heben  nnd  zu  vermehren  nnd 
etwaige  Schftdigongen  desselben  abzuwenden.  Aus  diesem  Grande 
halten  wir  aber  auch  daffir,  man  müsse  den  Worten  Justinians 
Olauben  schenken,  mit  denen  er  ein  neues  Oesetz  motivirt,  ein  Gte* 
setz,  das  auf  den  ersten  Blick  allerdings  stark  nach  Culturkampf 
aussieht  und  um  dessenwiUen  erlassen  erscheint,  damit  die  den  Kleri- 
kern bislang  gew&hrten  mannichfachen  Immunitäten  nicht  gar  zu  vielen 
Staatsbürgern  zu  Theil  würden.  Wie  gesagt,  wir  legen  dem  Kaiser 
nicht  ein  so  engherziges  Motiv  unter,,  sondern  setzen  in  die  allerhöchst- 
eigene MotiviruBg  zu  folgendem  Gesetze  Glauben  und  Vertrauen. 
Justinian  geht  von  einer  allgemeinen  Betrachtung  aus:  »Paene  ni- 
hil immensum  bonum  est  0«  ^Ues  üebertreiben  ist  nachtheilig.  So- 
fort kommt  er  dann  auf  die  ihm  am  Herzen  liegende  Sache.  »Com- 
petens  est,  neque  ordinationes,  quae  super  reverendissimis  «lericis  fiunt 
aut  super  rever.  diaconissis,  fieri  tantas,  tU  iUorum  expensis  sametis^ 
9ima  eedesia  ineidai  in  causam  umtomm  maximorum  et  paüUa^ 
iim  ad  novissimam  inqpiam  deponatur.€  Es  ist  nicht  billig,  dass 
durch  das  Ertheilen  zu  vieler  Ordinationen  die  Kirche,  der  eventuell 
die  Sorge  für  die  Ordinirten  obliegt,  pecuniftren  Nachtheil  habe. 
Dem  Kaiser  ist  zu  Ohren  gekommen,  dass  aus  dem  genannten  Grunde 
z.  B.  die  Hauptkirche  Gonstantinopels  stark  verschuldet  ist,  faciens 
tarn  hypothecas  quam  pignorum  dationes  in  öptimis  suis  praediis 
rusticis  et  surburbanis.  Das  hat  ihm  Veranlassung  gegeben ,  die 
früher  bestandenen  Verhältnisse  einzusehen,  und  er  hat  gefunden,  dass 
die  Erbauer  der  Kirchen  dieselben  för  Unterhaltung  einer  bestimnUen 
Anzahl  Preä)yter,  Diaconen,  Subdiaconen,  Lectoren,  Gantoren,  Ostia- 
rier  u.  s.  w.  auch  dotirt  haben.  Die  Bischöfe  aber .  sind  auf  Bitt- 
gesuche einiger  hin  zu  ausserordentlich  vielen  Ordinationen  geechrit- 
ten,  wodurch  die  Vermögensverhältnisse  der  Kirche  zerrüttet  wurden. 
Die  Einnahmen  der  Kürche  reichten  zum  Unterhalte  so  vieler  Kleri- 


1)  Nov.  HI.  Pmef. 
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ker  nicht  aos,  so  dass  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  zum  Leidwesen 
des  Kaisers  die  besten  Grundstücke  der  Kirche  mit  Hypotheken  über- 
lastet, Pfänder  bestellt  und  höchst  ungesetzliche  Yeräusserungen  von 
Ißrchengut  vorgenommen  wären.  Und  selbst  diese  unglücklichen  An* 
leihen  setzen  die  Kirche  noch  nicht  in  den  Stand,  alle  ihre  Diener 
zu  ernähren.  Hier  mnss,  meint  Justinian,  Abhülfe  geschafft  werden, 
und  darum  erfolgt  nun  eine  gesetzliche  Verordnung,  die  aber  keine 
rückwirkende  Kraft  haben  soll;  non  ^nim,  quod  est,  minnimus,  sed 
de  ftituro  providentes  sancimus^).«  Fürderhin  sollen  nun  an  der 
Hauptkirche  Constantinopels  —  es  ist  die  herrliche  Sophienkirche 
gemeint  ~  nicht  mehr  denn  60  Presbyter,  lOO  Diaconen,  diaeonos 
masculos,  40  Frauen,  quadraginta  feminas,  nämlich  Diaconissen ,  90 
Snbdiaconen,  110  Lectoren,  25  Gantoren  und  ausserdem  noch  100 
Ostiarier,  im  ganzen  also-  525  Kleriker  Anstellung  finden.  Immer- 
hin noch  eine  respectabele  Zahl !  Geber  diese  Zahl  hinaus  soll  nun 
aber  der  Bischof  keine  Ordination  vornehmen^).  Dieselbe  Bestim- 
mungen, über  die  ursprünglich  vom  Erbauer  festgesetzte  Zahl  der 
Kleriker  hinaus  keinen  zum  Kleriker  zu  weihen ,  soll  auch  für  alle 
anderen  Kirchen  gelten,  sowohl  für  diejenigen,  welche  von  der  Haupt- 
kirche expensas  et  emolumentum  habent ,  als  auch  für  die  übrigen. 
Sollte  ein  Bischof  dennoch  weitere  Ordinationen  vomelimen,  der 
Oeconomus  die  so  gesetzwidrige  Ordination  aus  dem  kirchlichen  Ver- 
mögen unterstützen  und  der  Patriarch  seine  Zustimmung  dazu  er- 
theilen,  sq  haben  sie  selbst  mit  eigenem  Vermögen  dafür  einzu- 
stehen, de  sua  propria  facultate  praebeant  expensum.  Justinian  will 
um  jeden  Preis  verhindern,  ut  sanct  major  ecclesia  neque  debitis 
subjiciatur,  neque  angnstietur,  neque  perpetuo  deficiat,  sed  semper 
abundet  ^. 

Zugleich  benutzte  Justinian  die  Gelegenheit,  aus  der  Ordina- 
tion der  Bischöfe  und  Kleriker  der  Kirche  eine  neue  Einnahmequelle 
zu  eröffiien.  Während  er  nämlich  den  Klerikern  jeglichen  Grades 
verbot,  für  die  empfangene  Ordination  dem  Ordinans  oder  irgend  ei- 
ner andern  Person  etwas  zu  geben  ^),  wollte  er  nicht  nur  nicht  hin- 
dern, dass  von  dem  Ordinirten  der  Kirche  oder  einer  hirchUehen 
AnstoU  ein  Geschenk  gemacht  wurde,  sondern  er  ermuntert  dazu  im 
Interesse  des  Seelenheiles  des  Betreffenden,  non  solum  non  prohibe- 


1)  Nov.  3,  c  1,  —  2)  Ebend.  J.  1. 

3)  übend,  c.  2.  cf.  Not.  8,  woselbst  Justinian  sagt :  »scimas  enim,  quan- 
tae  SS.  eeclesiae  propter  hane  Ordinationen!  inopes  faotae  sint.« 

4)  Nov.  128,  c.  16. 
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mos  hoc  um,  sed  etiam  magis  invitamos  eos,  talia  pro  salate  ani- 
mae  suae  facere^). 

Sehr  jangelegenüioh  sorgte  der  Kaiser,  dass  die  Biscbo&wahlen 
in  geordn^r  Weise  vor  sich  gingen  ^).  .Handelte  der  consekrirende 
Bischot  gegen  das  Gesetz,  so  wurde  er  auf  ein  Jahr  vom  Amte  dis- 
pensirtf  und  aU  sein  MtAommen  während  dieser  Zeit,  e§  mochte  er- 
worben sein  auf  was  immer  für  eine  Weise,  fiel  an  die  Kirche^  deren 
Bischof  er  war.  »Jubemus  ....  omnem  ejus  substantium  quae  qo^ 
Kbet  tempore  aut  modo  in  ejus  (episcopi,  qui  praesumpserit  ordi- 
näre) dominium  dedueta  est ,  propter  culpam ,  quam  fecit ,  domioio 
ecdesiae,  cujuus  episcopus  est,  vindicari^).« 

Vor  allem  aber  ¥011  Justinian  darauf  gehalten  wissen,  dasa 
niemand  auf  einen  Bischofestuhl  gelange  durch  Anwendung  ron  Be- 
stechung, ut  nullns  per  suffragium  auri  aut  aliarum  rerum  episeo- 
pus  ordinetuf.  War  Derartiges  geschehen,  so  verfielen  Oeber  und 
Nehmer  und  Vermittler,  dantes  et  aocipientes  et  mediatores  eorum, 
in  schwere  Strafen  secundum  sacras  scriptnras  et  sanotas  regulas. 
Das  zur  Bestechung  dienende  Geld  kam  der  Kirche  zu  Gute,  iif  wel- 
cher jener  den  Bischofstühle  erstrebte,  quod  pro  hac  causa  datum  est, 
ecclesiae  illi  vindieetur,  cujus  voluit  sacerdotium  comparare.  Hatte 
ein  Laie  dieserhalb  etwas  empfangen  oder  der  Theilnahme  sich  schul- 
dig gemacht,  so  hatte  er  der  Kirche  das  Doppelte  des  Empfangenen 
zu  zahlen.  Selbst  alle  Bflrgschaften ,  die  in  solchem  Falle  gestellt 
waren,  omnem  cautionem  pro  hoc  quolibet  modo  ezposit^m  et  pig- 
norum  vel  fideijussorum  dationem  vel  oblation^  ....  sed  etiam 
aliud  tantum,  quantum  professio  continet,  jede  hier  stipulirte  Summe, 
exigatur,  quod  debet  eccleäae  dari,  sie  soll  eingetrieben  und  der 
Kirche  gegeben  werden^). 

Mit  diesen  Gesetzen,  die  in  sehr  mannichfaltiger  und  verschie- 
dener Weise  das  Vermögen  .der  Kirche  und  des  l^erus  berühren, 
schliessen  wir  die  Gesetzgebung  Justinians  und  überhaupt  die  kaiser- 
liche Gesetzgebung  über  deu  Erwerb  des  Kirchenvermögens,  sowie 
über  das  Vermögen  des  Klerus.  Der  Verlauf  der  Darstellung  wird 
gezeigt  laben,  in  wie  enger  Beziehung  das  Vermögen  der  Kleriker 
zu  dem  der  Kirche  stand,  wie  also  eine  zusammengefasste  Betrach- 
tung beider  Arten  zweckmässig  sich  ergab.  Ueberblicken  wir  nun 
noch  einmal  kurz  die  zur  Sprache  gekommenen  Gesetze,  so  finden  wir, 
wie  dieselben  anfangs  aus  den  in  der  Sarche  bestehenden  Verhält- 


1)  Not.  128, Leo. oap.  3,  woselbBt  die  BiB<^9le  dazu  ermontert  wefden. 

2)  Ebend.  c.  1.  —  3)  Ebend.  §.-2.  —  3)  Ebend.  c.  2.  §.  1. 


GroBhoff  Gesetzgebung  der  rOm,  Kaiser  Über  das  KircJungui»      &t 

Hissen  ganz  natürlich  sich  ergaben ,  wie  dann  aber  allmählich  die 
Kaiser  weitergingen  nnd  Verordnungen  erliessen,  die,  wenn  sie 
auch  nicht  immer  danemde  Gültigkeit  erlangten  oder  theilweise  wie- 
der zurückgenommen  wurden,  doch  mit  Kecht  als  solclie  angesehen 
werden  können ,  welche  aus  der  aufrichtigen  uiid  edlen  Absicht  ge- 
geben Würden,  das  kirchliche  YermOgen  sicher  zu  stellen  und  m 
vermehren.  Einzig  Julian,  der  enragirte  Gülturkftmpfer  im  Interesse 
des  Heidenthums,  verfolgt  das  entgegengesetzte  System  und  sucht 
Kirche  und  Klerikern  die  VermOgensquellen  möglichst  zu  verstopfen. 
Aus  der  Begierungszeit  aller  übrigen  Kaiser  finden  wir  gemeiniglich 
nur  dann  Gesetze,  welche  dem  Erwerbe  des  Kircheuvelrmögens  oder 
dem  des  Klerus  hinderlich  sind,  wenn  die  Kaiser  andere  gewichtige 
Interessen  dadurch  gefthrdet  glauben,  nur  dann  sehen  wir  dem  kirch- 
lichen Wohlthfttigkeitssinne  der  Gläubigen  durch  die  Staatsgewalt 
Einhalt  thun,  wenn  offenbar  durch  die  Schuld  einzelnerpflichtverges- 
sener Kleriker  der  Staat  sich  in  seinen  Interessen  zu  sehr  bedroht 
sah.  Sonst  hielten  die  Kaiser  —  und  das  ist  das  Oetierdlprincip^ 
das  nicht  genug  betont  werden  kann  —  stets  dafür,  es  sei  die  Fdr- 
äenmg  des  materidlen  Wohles  der  Kirche  und  des  Klerus  gleich* 
bedeutend  ntU  der  Forderung  des  Staaiswohles,  mit  der  Hebung  des 
sacuüen  Wohlstandes.  Was  der  Kirche  durch  den  Staat  zu  Gute 
kam,,  gewann  der  Staat,  indem  er  sich  auf  der  einen  Seite  im  In- 
teresse der  Kirche  und  deren  Diener  etwa  eines  Vortheiles,  einer 
Einnahme  begab,  auf  der  andern  Seite  mehr  als  doppelt  in  seineu 
Armen  und  Dürftigen  wieder,  da  gerade  den  Legionen  der  Armen 
und  Nothleidenden  im  römischen  Staate  von  Seiten  der  Kirche  die 
liebevollste  Aufmerksamkeit,  die  sorgfältigste  Pflege,  die  reichlichste 
und  nachhaltigste  Unterstützung  erwiesen  wurde. 
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II. 

Behandlung  des  Pfrllndevermögens  ui  Klöstern  und  Stiftern 

im  14.  Jahrhundert, 

vom  t  Archivdirector  Dr.  F.  J.  Mone  zu  Karlsruhe. 

Dieser  Gegenstand  gebort  zur  PfrOndeverwaltang,  betrifft  aber 
meist  die  ansserordentliofaen  Fälle,  wofär  die  gewöhnliche  Verirdtiuig 
nicht  dasreicbte.  Ich  stelle  daher  einige  Urkunden  darübM*  hier  vol*- 
sammen ,  theils  der  Sache  selbst  wegen ,  theils  am  ein  Seitenstöck 
zur  Behandlung  der  Frivatvermögen  mitzutheilen.  Wie  diese  Yer* 
waltung  der  Pfründen  mit  den  Klosterregeln  and  den  Stiftsstataten 
Zusammenhängen  lässt  sich  im  Allgemeinen  nicht  sagen. 

1)  Anordnwig  über  die  Verkösiigwig  des  Abtes  und  der  Mönche 
des  Klosters  SpaHheim.  1313.  Juni  24. 

Modemorum  gesta  necesse  est  litteris  et  testibos  roborari,  at 
eo  facilius  ad  futuroram  memoriam  dedueantur.  Nos  igitnr  Wilcho 
abbas  totusque  conventus  monasterii  in  Spanheim,  ord.  s.  Bened. 
Mogunt.  dyoc.  presentibus  nostris  litteris  confitemur  publice  protes- 
tando,  qnod  inspecto  et  considerato  statu  nostri  monasterii  invenimus 
ipsum  monasterium  tatibus  debitorum  honeribus  depressum,  qaod  ce- 
leri  reinedio  indigeret.  accedente  igitur  consilio  nobilis  viri,  domini 
Johannis  comitis  deSponheim,  tutoris  nostri  monasterrii,  aliorumque 
amicorum  et  fidelium  nostrorum  consiliis  mediantibus  stataimus  et 
ordinavimas,  quod  domino  abbati,  qui  pro  tempore  fuerit,  dabuntar 
quinquaginta  maldra  siliginis  mensure  Pinguensis  et  viginti  maldra 
avene  cumulate  tresque  carrate  vini,  pro. media  parte  franci  et  pro 
media  parte  hunici,  et  quatuor  plaustra  feni  dabuntur  annis  aingalis, 
cessante  contradictione  quolibet,  cum  pulIis  provenientibas  in  YÜla 
Rodirsheim,  quocumquae  nomine  cense  antur.  Geteris  fratribus  in  sa- 
cris  existentibus  cuilibet  dabuntur  sex  maldra  siliginis  predicte  moi- 
sure  et  una  carrata  vini  hunici  cum  dimidia  marca  denariomm  Co- 
loniensium,  tribus  hallensibus  pro  denario  conputatis,  tali  forma,  quod 
maldra  omnia  et  vina  simni  ponentur  in  unam  domum  et  cellarium, 
et  dehiis  ministrabitur  fratribus  conmuniter,  qui  chorum  frequentant 
et  officia  divinorum,  si  qui  autem  se  ab  hüs  snbtraxerint,  eadem  pre- 
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benda  privabitnr  per  abbatem  secandiim  monasticam  disoiplinam. 
Item  si  de  proventibns  pullornm  predictonim  superexisteDtibos  fra- 
tribus  contigerit  niinistrari,  quantum  oni  datar,  domno  abbati  debet 
dnplicari.  Decernimus  preterea,  quod  predictis  omDibna  distributis 
si  quit  de  proventibas  monasterii  in  blado,  vino»  feno  et  omnibus  aliis 
qualitercnnque  provenientibus  sQperfoerit,  domnos  abbaa  cJiiß  conventa 
et  mediante  consilio  nobilis  viri,  domini  nostri  Jobannis  comitis  sn* 
pradicti  anam  monacbiun  de  convento  et  mmm  castrenaem  de  Castro 
Spoiiheim  eligent,  qni  ipsos  saperexistentes  proventos  conservabant 
in  nsus  et  utilitatem  ,  nostri  predieti  monasterii  convertendos.  Hoc 
^nam  adiecto,  qnod  predicta  ordinacio  post  lapsom  daorum  annomm 
a  festo  omniam  sanctomm  proximo  veniente  incipiet  et  inviolabiliter 
observabitnr ,  ut  est  dictum.  Becognoscimus  eciam ,  quod  sub  de- 
bito  booe  fidei  loco  inramenti  prestite  omnia  premissa  promittimus 
et  promisimns  irrevocabiliter  observare  ad  tempora  vite  nostre*  si 
quis  antem  nostrom  contra  predicta  omnia  vel  aliqnid  premissomm 
unqnam  presumpserit  attemptare,  perinrus  censeri  debet  et  bone  fidei 
violatbr.  Saper  quibas  omnibas  et  singulis  premissis  presentes  sigil- 
]is  nostris  abbatis  et  conventns  una  cum  sigiUo  nobilis  viri,  domini 
nostri  Johannis  comitis  predieti  dedimns  roboratas.  Acta  sunt  hoc 
anno  dom.  M.  CCC.  XIIP.  in  festo  s.  Johannis  baptiste. 

Original  zu  Karlsruhe.  Siegel  1)  parabolisch  in  braunem  Wachs 
sitzendender  Abt  mit  Stab,  Buch  und  Inftal.  Umschrift :  f  S.  WIL- 
HBLMI.  DEI.  GRATIA.  ABBATIS.  I.  SPONHIM.,  2)  parabolisch 
in  braunem  Wachs,  ebenfalls  sitzender  Abt  wie  im  Torigen  Siegel. 
Umschrift  f  S.  CONVENTVS.  SCI.  MARTIN.  IN.  SPANHBIM. 
3)  Reitersiegel  mit  dem  sponheimer  Wappen  auf  dem  Schilde  und 
den  Pferdedecken.  Umschrift  theilweis  verletzt:  .  .  .  ANNIS. 
COMITIS.  DE.  SPA  .  .  .  IM.  Die  Urkunde  ist  durch  einen  Riss, 
schadhaft  aber  noch  lesbar,  sie  steht  auch  im  Sponheimer  Cop.  Buch 
B.  f.  98.  Die  Abschrift  hat  Rudeszheim.  Es  ist  Rüdesheiro  bei 
Kreuznach. 

Trühem.  im  chron.  Sponh.  ad  ann.  1309  sagt,  dass  Willicho 
ein  Sohn  des  Orafen  von  Westerburg  und  Bruder  der  Gräfin  von 
Sponheim  gewesen  sei.  Das  ist  unrichtig,  denn  in  einer  Ur- 
kunde vom  23.  Juni  1324  im  Sponheimer  Cop.  B.  F.  224  heisst  es 
dass  Ritter  Wynant,  Sohn  des  Friderich  von  Asselnheim,  all  sein 
Out  zu  Gemtlnden  verkauft  habe  ^myme  lieben  Bruder  WUchen  dem 
apt  und  dem  Gonvent  zu  Spanheim.c  Er  war  also  aus  dem  Ge- 
schlechte von  Asselheim  bei  Grünstadt. 
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2)  Vertrag  gwischen  dem  Rrior  und  den  Nonnen  zw  Vallendat 
über  die  VerwaUung  der  Einhünfte  des  Klosters.  1321  Jan.  14. 

Nos  Fredericus  prior  in  Lonche^),  Werneros  s.  Castoris  et 
magister  Hartwicns  s.  Florini  ecciesianim  in  Conflaentia  scolastid 
notnm  esse  volomus,  quod  cnm  inter  Johannem  priorem  in  Valinder 
ex  nna  parte  et  magistram  et  conventum  sanctimoniaünm  ibidem  es 
altera  soper  qnibusdam  rebus  esset  dissensio  aliqndis^  nos  ob  bonnra 
pacis  et  concordie  apud  ipsnm  clanstmm  venientes  composicionem 
de  ntriasqne  partis  assensu  ordinavimns  in  hnnc  modnm:  primo 
qaod  idem  prior  de  cetero  snccessive  singuHs  ebdomadis  nnienique 
moniali  dicti  monasterii  dabit  novein  hallenses  in  augmentnm  sne 
probende,  et  si  aliqna  pecnnia  obvenerit  ipsi  monasterio  de  casn  pre- 
bendamm  yacantiam,  illam  idem  prior  recipiet  et  babebit  in  sobsi- 
dium  dändi  dictos  novem  hallenses.  et  si  de  casn  bniusmodi  sibi  ni- 
chil  obvenerit,  nichilominns  eosdem  hallenses  ministrabit  Item  cum 
ipse  moniales  habeant  certam  pensionem,  scilicet  triginta  tria  mal- 
dromm  annone,  comparatam  in  terminis  ville  Pouche  ^,  cum  illa  idem 
prior  nichil  habebit  agere,  sed  cedet  huismodi  pensio  ad  pigtanciam 
personis  monialium  earundem.  Item  ordinatum  est,  quod  curia  süa 
in  yilla  YeUe^)  cum  suis  attinenciis  suberit  amministracioni  dicti 
prioris  et  ordinabit  cum  ea  et  eins  fructibus,  prout  sibi  utilitali 
dicti  monastmi  Visum  fuerit  expedire.  Item  omnibus  conputatis  in 
diem  presentem  idem  prior  tenetur  et  recognovit  seteneri  diptis  mo- 
nialibus  in  ducentis  marcis  denariorum,  bibus  hallensibus  pro  dena- 
rio  quolibet  conputatis,  quas  eis  solvere  promisit,  quam  primum  ven- 
dita  fuerint  vina ,  que  iacebant  in  dicto  monasterio ;  et  si  aliquid 
ultra  predum  dicti  vini  restaret  de  dicto  debito  solvendo,  illud  sol- 
vet  invindemüs  proxime  afiuturis.  Preterea  ordinatum  est,  quod  pre- 
dicte  ducente  marce  et  alia  pecnnia  seu  debitum ,  quam  vel  quod 
ipse  moniales  haberent  unde  cunquecommuni  (1.  converti?)  debebunt 
in  annos  et  redditus  (L  annuos  redditus),  et  illi  in  perpetuum  de- 
beut  cedere  ad  pigtanciam  ^)  monialibus  ipsis  ut  in  casu  supra  dicto, 
ut  ob  hoc  eciam  racione  pigtanciarum  huiusmodi  deo  fervencius  ser- 
viant  pro  animabus  illorum,  a  quibus  premissa  ipsis  obvenernnt,  deuro 
diligencius  exorando.  In  cuius  rei  testimonium  sigilla  nostra  de  utrius- 
que  partis  yoluntate  et  rogatu  duximus  apponenda.  Et  ego  prior 
predictus  recognosco,  premissa  omnia  et  singula  sie  esse  et  vera,  et 

1)  Loimig  im  Kreis  Mayen.  —  2)  Polch  in  demBelben  Kreis.  —  3)  Vellen 
im  Kreii  Ahrweiler.  —  4)  fQr  pictanciaro,  Pitanz.  Pro  consolatione  sen  pielan- 
da  noeirarmn  praebendanim  13  ob.  Böhmer  cod.  Francof.  1,  373.  S.  auch  Ot- 
terberger  ü.  C.  p.  228. 
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ea  taliter  esse  ordinata,  et  promitto  ea  iaviolabilit^r  obsenrare  et  si- 
giUam  meuin  presentibns  dnzi  apponendnm  in  testimoniam  eonm* 
dem.  Datom  in  crastinö  octayanim  epyphanie  domini  anno  eiosdem 
M".  cco*.  vicesimo  primo. 

Cop.  Baoh  des  Klosters  YaUeiidar  bei  Goblenz  z«  Karls- 
mhe  f.  14. 

3)  Vorladung  eur  etwaigen  Einsprache  gegen  die  Präsentation  OoUt- 
nianns  von   Montfort  zu  einem  Canonicat  in   Oberwesel.    ä9. 

Aprü  1322. 

* 

Datum  per  copiam  sab  sigillo  dorn.  Everhardi  canonici  ecclesie 
8.  Martini  Wesaliensis  executoris. 

Decanus  ecclesie  s.  Martini  Wesaliensis  discreto  yiro  Everhardo 
SQO  concanonico  salutem  in  domino.  Cum  ad  vacantem  canonicaro 
et  prebendam  ex  morte  qnondam  dorn.  Winhardi  canonici  et  proben 
darii  ecclesie  nostre  snpradicte  nobis  Gozmannns  filins  Amoldi  de 
Montfort  armigeri  clericus  per  dorn.  Lampertnm  de  Schonebarg  stren- 
imnm  militem  et  Lampertnm  eins  filiom,  nepotem  qoondam  dorn. 
Merbodonis  militis  de  Scboneburg,  armigeromm,  veros  patronos  ip- 
sins  ecclesie,  ut  assemnt>  sit  Intime  presentatns ,  vobis  in  virtute 
sancte  obediencie  distpcte  precipiendo  mandamns,  quatinus  orones  et 
singnlos,  qni  sna  crediderint  interesse,  super  diot^  canonia  et  pre- 
benda  publice  et  pereroptorie  citetis  ad  instanciam  dicti  Gozmanni, 
ut  in  ecclesia  s.  Martini  predicta  compareant  feria  sexta  proxima 
post  dominicam,  qua  cantatur  Gantate  domino  (14.  Mai)  coram  no- 
tyis  ad  procedentum  in  negocio  presentacionis  predicte,^  in  qnantum 
de  jure  fuerit  procedendum ,  cum  intimacione ,  quod  sive  venerint 
sive  non,  nos  eorum  absencia  non  obstante  in  dicta  causa  proce^e- 
ittus,  in  quantum  de  jure  fuerit  procedendum.  lBi(eddHe)  \{iUeram) 
8igill(atom)  in  Signum  execucionis  facte.  Datum  anno  dorn,  M^. 
ccc^.  XXIP.  feria  quinta  post  festum  6.  Marci  ewangeliste. 

Orig.  im  gräflich  Dogenfeld-  Schonbnrgischen  Archiv  zu  Eij- 
bach.  Kleines  parabolisches  Siegel  in  braunem  Wachs  mit  einem 
sitzende»  Bischof.  Umschrift  BECTOBI.  VICA  ....  AT.  D'. 
WESAL.  :  . 

4)  Vertrag  des  Erehischofs  Heinrich  III.  von  Mainz  mit  der  Stifts- 
und  Kloslergeistlichkeit  in  Betreff  der  von  ihr  geleisteten  Subsidien. 

1341.  August  21. 

* 

Heinricus  dei  grada  sancte  muguntinensis  sedis  archiepiscopns) 
flaori  imperij  per  pemumiam  archieancdilarias,  universis  presentea  U- 
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teras  inspectaris  salutem  in  domino  sempiternam.  Qoia  ecolesiarum 
et  monasterioram,  maguntinensinm  prelati,  capitula  et  coQventiis  con- 
sideratis  gravibns  et  diversis  expensis,  qaas  precipue  pro  libertatibas, 
jaribas  et  negocgs  nostre  ecciesie  roagoDtinensis  et  pro  commani  ci- 
vitatis et  dyocesis  magantinensis  comodo  et  honore,  necnon  gravibns, 
qoibtis  dicta  ecclesia  nostro  involuta,  oneribus  debitonim  pensatis,  ex 
mera  liberalitate  et  proroptitudine  virtaosa,  nobis  per  grate  sobven- 
cionis  sobaidiam  snccurrere  decrevernnt,  propter  quod  nos  viceversa 
eis  condignis  retribucionibus ,  quantum  possumns  respondere,  ipsos- 
qae  paterno  afifecta  et  favore,  suis  exigentibus  meritis,  graciose  pro- 
sequi  cupientes,  promisimus  et  irrefragabiliter  promittimus  per  hec 
scripta,  necnon  eciam  alias  eis  promissa  et  concessa,  qnibusdam  adieo- 
tis,  ut  subtangitur,  tenore  presencium  innovandi  anirao  confirmamus. 

Frimo,  quod  in  nullum  de  ipsis  clericis,  aut  ipsas  ecclesias  seu 
monasteria  civitatis  predicte  snspensionis  vel  excommunicationis  aut 
interdicti  sentencias  proferemus,  iuris  ordine  preterroisso,  nee  eos  vel 
eorum  aliquem  dtabimüs  aut  citari  mandabimus,  nisi  ad  certum  lo- 
cum  et  tutnmi,  in  literis  nostre  citaci,onis  detenninate  expressum. 
Item,  quod  elecciones,  ordinaciones  et  disposiciones  dignitatum,  perso- 
natuum  et  prelaturaruin ,  officiorum ,  canonicatuuro ,  prebendamm  et 
aliomm  beneficiomm  ecclesiasticorum  quorumcumqne  ad  dictos  pre- 
latos  seu  capitula  vel  conventus  communiter  vel  divisim  pertinencium, 
ad  presens  yacantiüm,  seu  quas  aut  quos  vel  qne  vacare  contingeiit 
in  futurum,  nullum  impedimentum  per  inbibicionem ,  reservacionem, 
decreti  interposicionem  vel  per  quamcumque  viam  aliam  ex  quacum- 
que  causa  prestabimus,  quominus  in  hac  parte  gaudeant  libere  iure 
iuris  suo,  sibique  et  ecciesijs  ac  monasterijs  de  buiusmodi  dignitati- 
bns,  personatibus,  prelaturis,  offidis,  canonicatibus,  prebendis  et  alys 
benefidjs  ecclesiasticis,  quocumqne  nomine  censeantur,  personis  ydo- 
neis,  prout  eis  placnerit  et  visum  fuerit  expedire,  per  formam  elec- 
donis  vel  alias,  quocumque  modo  prossint,  canonice  providere.  Item, 
quod  non  compellamus  per  choercicionem  prelatos,  canonicos  et  ccm- 
ventus ,  per  mutacionibus  consentire ,  nisi  de  consendbus  omnium, 
quorum  interest,  processerint  libera  voluntate.  Item,  quod  testa- 
menta  et  ultimas  voluntates  eorum  et  ordinaciones  bonorum  suorum 
vd  alicuius  ipsorum,  si  que  vel  si  quas  in  sanitate  vel  egritudini 
ipsi  vel  eorum  aliquis,  seu  alicuius  eorum  mannfideles  electi  vel  in 
posterum  eligendi  fecerint  de  bonis  ab  eis  vel  aliquo  eommd^n 
quocumque  modo  relictis,  rataa  et  firmas  teuere  et  habere  promitti- 
nus  et  inviolabiUter  observare,  nee  aliquid,  quominus  sordatnr  effeo» 
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tum  in  contrariuin  attemptare.  Item,  qnod  nicbil  de  dignitatibtis 
et  personatibns  et  ecclesijs  parrochialibus  usque  in  bodiernnm  diem 
incorporatis ,  in  civitate  Tel  extra  in  dijocesi  magnntinensi ,  racione 
snbddij  vel  contribucionis  cniuscnmqae  nomine  reqoiramns  specialis 
ter  Tel  cnm  alijs  commnniter,  ant  recipiemns  ab  ipsis  seu  reoipi  vo- 
lomos  aut  reqniri,  cum  per  contribncionem  sive  per  sabyencionem 
ecciesianun  magnntinensinm  conomnnem  satia  oneratos  repntemns  eoa- 
dem.  Item  Tolomus  presentinm  anctoritate  mandare,  qnod  canonici 
et  persone  ecclesiamm  magnntinensicam  et  monasteriorum  sancti  AI- 
bani  et  sancti  Jacobi  extra  mnros  magnntinenses  de  snis  Begoc^s  si- 
gillandis  sigillo  sedis  nostre  nnlliim  dent  sallarinm,  nisi  velint  spon- 
tanca  volontate.  Item,  qnod  de  bonis  ecclesiamm  et  monasteriorum 
predictomm  et  de  ftindis  et  singnlomm  canonicomm  et  clericomm 
predictomm  bonis  sive  pensionibns  poventnris,  cnm  bona  bninsmodi, 
sive  Tina  faerint,  sive  bladnm,  vel  alique  res  alle  qnecnmqne,  per 
ftlvemD  Beni  descendere  Tel  ascendere  contingerit  qnoqnomodo  Tel 
aliis  in  locis,  nbi  jnrisdiccionem  babemns  seu  potestatem,  nullum 
omnino  recipiemns  tbeolonium,  nee  recipi  permittemus,  dummodo  ne- 
gociandi  causa  non  descendänt ;  nee  ipsa  bona  per  nos,  seu  ad  cuius- 
cumque  querelam  Tel  procuracionem  arrestabimus ,  Tel  mandabimus 
arrestari.  neque  scrotarijs  dictis  Tulgariter  wlnscbrodere ,  Tel  aliqui- 
bus  alys  personis,  que  ad  bona  buiusmodi  deducenda  utiles  Tel  ne- 
ceasarie  fuerint,  inbibicionem  aliquam  Tel  pr^ptum  seu  mandatum 
in  contrarium  faciemus,  neque  nullum  impedimentum  prestabimus 
quominus  buiusmodi  bona  libere  deducantur,  nisi  censualia  forent, 
Tel  census  neglectus  fiisset  debitus  de  dsdem.  Item,  quod  in  Tisi- 
taeione  ecclesiamm  maguntinensium  contenti  sumus  summa  pQcnnie 
ab  antiquo  procuracionis  nomine  persolute.  Item  Tolumus,  ne  derus 
per  laycos  in  dyocesi  nostra  pro  rebus  suis  seu  ecclesiasticis  bonis 
adjudicia  secularia  protrabantur.  Item  Tolumus  quod  bona  ecclesia- 
mm et  monasteriomm  ciTitatis  maguntinensis ,  que  nunc  tenent  et 
bactenus  tenuerunt,  a  precarijs  seu  sturis  imponendis  per  nos  seu  . . 
o£Bciatos  nostros  in  territorijs  nostris  sint  libera  et  soluta;  set  si 
allqua  inpostemm  acquisierint,  talia,  si  sunt  onerata,  omni  suo  onere 
debent  tnmsire  et  de  eis  secundum  consuetudinem  terre  disponi  et 
obserTari.  £t  quia  propter  Tarias  occupaciones ,  quibus  cottidie  in* 
Tohimur ,  eciam  de  bijs  i  que  ipsi  gessimus  Tel  egerimus,  nos  sepe 
falKt  obÜTiö ;  ne  igitur  per  aliqua,  que  forte  nos  f acere  Tel  alijs  con- 
mittere  in  genere  Tel  in  specie  in  ftitumm  nos  contingeret,  Tel  fe- 
dsse  seu  commisisse  bui^sque  appareret  ad  alicuius  instanciam  Tel 
motu  propriOi  Tideremur  in  aliquo  obTiare  Tel  obTiasse  premissis  Tel 
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eorain  ^) .  . .  . :  ex  nnnc  declaramus  et  omnibus  tarn  presentibos  quam 
Mnris  exponimns,  hec  ex  nostra  oblivione  processisse  et  procedere; 
'  quare  etiam  bninsmodi  que  8ic  fieri  vel  mandari  contingeret,  vel  facta 
sea  maudata  apparerent  et  quicquid  secutum  ei^titit  vel  existit  ei 
httiusmodi,  Dulla  decernimus  et  omni  vigore  carere,  ab  omnibus  qno- 
que  voInmTis  impnne  non  parere.  Nnlli  ergo  omniom  hominom  li- 
oeat,  hanc  paginam  nostre  concesäionis  sen  gracie  inftingere  Tel  ei 
quomodo  Übet  ansu  temerario  contraire.  Si  quis  antem  hoc  attemp- 
tare  presnmpserit ,  nostram  indignacionem  se  noyerit  incnrsonun. 
Datum  Eltavil  anno  domini  M"*''  CCC"**  quadragesimo  primo,  duode- 
eimo  kalendas  mensis  Septembris. 

Cop.  Bneh  des  Stifts  St.  Peter  zu  Mainz,  f.  53.  in  gleiehia- 
tiger  Abschrift. 

Im  Mflnchener  Archiv  befindet  sich  nach  Freijberg  reg.  bwc 
7,  319.  diese  Urkunde,  aber  mit  dem  Datum  XII.  käl.  Octobris, 
also  einen  Monat  später.  Mit  obigem  Datum  steht  sie  bei  WkA- 
weAn  subs.  nov.  5,  227.  Warum  ich  sie  auch  mittheile,  ergibt  sich 
aus  folgender  Anmerkung. 

Bei  solchen  Snbsidien-  oder  Steuerforderungen  vom  Pfrfinden- 
vermögen  der  Geistlichkeit  sind  zwei  Dinge  zu  erforschen,  worflber 
flreilich  selten  eine  Erläuterung  gegeben  wird,  I)  die  Grundsätze  der 
Steueranlage,  2)  die  Wirkung  derselben  auf  die  Pfründen.  Was  den 
ersten  Punkt  betrifft,  so  sind  obige  Bestimmungen  den  umsichtigen 
Vorschriften  nachgebildet,  welche  Papst  Gregor  IX.  am  28.  October 
L274  zum  Vollzug  des  Concilienbeschlusses  zu  Lyon  erliess  wodurch 
der  Geistlichkeit  ein  Zehntel  ihrer  Einkünfte  als  Steuer  auferlegt 
wurde,  um  die  christliche  Herrschaft  in  Palästina  zu  erhalten.  Ke 
Wirkung,  welche  obige  Forderung  hatte,  lässt  sich  einigermassen  bei 
der  Stiftskirche  von  St.  Peter  zu  Mainz  nachweisen,  die  musste  ntm- 
lieh  Schulden  machen,  um  die  Subsidien  zu  be^hlen  (von  1337 — 1343). 
Angenommen,  dass  alle  solche  Schuldurkunden  in  dem  Gopialbuch 
des  Stiftes  eingetragen  sind  (was  ich  nicht  erweisen  kann),  so  stelK 
sich  heraus,  dass  es  zuerst  100  Kölner  Bechnungsmarken,  rückzahl- 
bar auf  kurzen  zinslosen  Termin  entlieh.  Da  es  auf  diese  Art  nicht 
fortfthren  konnte,  so  nahm  es  nach  damaligem  Brauche  seine  Zu- 
flucht zu  Leibrenten,  zahlte  sie  aber  nicht  in  Geld,  sondern  in  Frucht, 
weil  es  keine  Baarschaft  hatte.  So  entlieh  es  in  6  Posten  587V3 
Pftmd  Heller  (2768  fl.  15  kr.)  und  gab  dafür  106  Malter  Kern 
Leibrente,  also  nach  dem  Zinsftiss  solcher  Renten  10- Procent,  wo- 


1)  Fehlt  ein  Wort  ohne  Lücke. 
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nach  das  Malter  Korn  zq  2  fl.  36  kr.  gerechnet  wnrde,  was  von  dem 
damaligen  Mittelpreise  tn  2  A.  33  kr.  (Bd.  10,  45)  nnbedenteod 
abweicht  Zu  diesem  naohtbeiligen  Vertrage  wnrde  das  Stift  nnr 
dadnondi  genOtfaigt,  weil  es  riicht  im  Stande  war,  anfktadbare 
Eapitafien  zn  eotleihen,  denn  in  dem  Maasse,  als  die  Pfrfiaden  zu 
den  Snbsidien  beitnigen,  verminderte  sich  der  Oeldnmlanf  und  wnrde 
es  schwierig,  Baarschaften  sn  erhalten.  Nach  einer  ürknnde  Ton 
1282  (C!op.  B.  f.  65)  nahm  dias  Stift  y<m  xwei  Mansns  zn  Engel- 
stadt, ^  anf  Iidl>en8zrit  verliehen  wurden,  24  Malter  Eom  jährlich 
Zinsfimcht,  also  flir  den  gebauten  Morgen .  ^5  Malter ;  erhöhte  sich 
auch  diese  Quote  im  Jahre  1340  bis  auf  1  Malter  (Bd.  10,  268), 
sa  folgt  daraus ,  dass  dem  Stifte  zur  Bezahlung  der  Leibrenten  von 
106  Maltern  die  Einkflnfte  von  106  Morgen  Ackerfeld  auf  unbestinante 
Zeit  abgingen.  Dies  war  die  Wirkung  der  politischen  Parteih&ndel 
des  Erzbischofis  Heinrich  III.  auf  das  Petersstift  zu  Mainz,  und  mehr 
oder  weniger  litten  darunter  auch  die  anderen  Stifter  und  Ffrfinden 
des  Erzbisthums. 

5)  8taM  des  Stifts  Wimpfen  über  die  Beiiragspfiicht  seiner  Mit- 
glieder au  gemeinsamen  Ausgaben.    1366.  Juni  15. 

In  gotes  namen,  amen.  Wir  der  dechan  und  daz  capitel  und 
die  gesellen  gemeinclichen  dez  styftes  ze  Wimpfen  in  dem  tale  ver- 
leben offenlichen  f^  uns  unde  alle  unser  nachkumen,  oder  [die] 
ämer  nach  uns  kümen  mögen,  unde  tun  künt  allen  den,  die  disen 
brief  umer  angesehen,  lesen  oder  hörn  lesen,  daz  wir  mit  wolbedach- 
tem  Ynut  unde  gudem  berat  unde  auch  mit  gudem  veraintem  villen 
unde  willekfire  durch  bessers  nüczes  unde  ewicliches  fHdes  willen 
unsers  styftes  Aber  ain  kümen  sie  unde  uns  auch  verbinden  unde 
verbunden  haben  mit  disem  briefe  für  uns  unde  alle  unser  nachku- 
men  ewiciichen  stet  ze  halten  ellu  ding,  die  hie  nach  geschriben 
sten  an  alle  geverde. 

1.  Zu  dem  ersten ,  wer*  ez ,  dass  unser  geistlicher  vater  der 
bähest  oder  unser  herr  der  byschof  von  Wrms  ain  stfire  oder  ain 
hilf  von  unserm  stifte  isch ,  die  da  gemeinlichen  allle  pfisiff heit  an- 
treP  unde  auch  ander  vicarier  in  den  andern  styften,  oder  unser  vor- 
genanter herre  der  byschof  süss  ein  propin  isch,  die  auch  gemein- 
lichen  alle  pfafTheit  antref  in  dem  bystum  unde  auch  die  vicarier 
gemeinlichen  in  den  andern  styften  ze  Wrms :  so  sollen  wir  die  icz- 
genanten  canoniken  unde  unser  mit  phrundener,  die  da  geliehen  tail 
mit  uns  nemen,  geben  die  driu  tail  unde  die  vorgenannten  gesellen 
und  vicarier  daz  virde  tail,  an  aUe  gewerde. 
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2.  Wer*  aber,  daz  die  selbe  icz  genant  sture,  hilf  oder  scbenke^ 
beid  von  dem  babest  unde  anch  von  unserm  herren  dem  byscbofe 
mit  antref  alle  alle  pfaffheit  unde  die  vicarier  gemeinlichen  in  den 
andern  egenanten  styften,  die  uns  dann  geaischet  wrde  von  unserm 
styften,  beid  von  dem  habest  unde  auch  von  unserm  herren  dem  by- 
schofe,  die  sollen  wir  die  vorgenannten  herren  geben  genczlichen 
unde  gar  an  allen  schaden  unde  hilfe  der  vorgenannten  vicarier. 

3.  Gesche  ez  auch,  daz  ain  nüwer  byschof  von  Wrms  her  quem* 
zu  sinem  ersten  male,  also  daz  man  in  von  rechtes  wegen  anphihen 
solte  unde  angegen  gen  mit  dem  heylgtum'  und  mit  einer  procee* 
sion,  unde  besehe  dann  it  koste  hin,  die  sollen  wir  die  vorgenann- 
ten herren  bezaln  die  driü  tall  unde  die  vicarier  daz  virde  tail. 
unde  sol  auch  die  selbe  kost  besc^ehen  mit  kflntlichem  wissen  unde 
gegenwertikeit  der  egenanten  gesellen,  an  alle  geverde. 

4.  Wer'  auch,  daz  ain  kaiser  oder  ain  lantfogt  oäer  sust  ain 
herre,  er  wer*  geistlich  oder  weltlich,  mit  gewalt  her  quem'  und  her- 
burge  bi  uns  hie  haben  weite  wider  unserm  willen ,  oder  sust  vor 
der  stat  lege,  oder  sust  missbellungen  oder  unfride  in  dem  lande 
wrde  oder  wer\  da  got  vor  sie,  wie  daz  quem,  daz  wir  davon  wrden 
haben  bezwnijeliche  koste ,  unde  die  selben  kost  kämt  oder  qnem 
an  alle  geverde  an  zehen  phunt  heller  Winphener  werunge  unde 
nit  dar  über  quem,  die  selben  kost  sollen  wir  die  obgenannten  her- 
ren aygentlichen  geben  genczlichen  und  gar  an  allen  schaden  und 
hilf  der  egenannten  gesellen  an  alle  geverde. 

5.  Wer*  ez  aber,  daz  die  selb  kost  kumt  oder  quem*  nngever- 
lichen  über  zehen  phunt  Winphener  werunge,  so  sollen  wir  die  ege- 
nanten hären  gelten  und  bezaln  der  selben  kost  die  driu  tail  unde 
die  vorgenannten  vicarier  sollen  dann  die  selben  kost  mit  gelten  gencz- 
lichen unde  gar  daz  virde  tail.  unde  sol  auch  die  selbe  kost  alle- 
zit  beschehen,  ob  ez  also  kämt  oder  quem',  mit  gudem  käntlichem 
wissen  unde  willen  der  egenanten  gesellen  gemeinlichen,  an  alle 
geverde. 

6.  Gesche  ez  auch ,  daz  der  vorgenanten  person  ain  oder  me 
in  unserm  styfte  bedmngen  wrde  mit  bezwngelicher  koste  unzitli- 
chen  unde  mit  überignen  gewalt  um  dann  der  andern  ainer,  oder  die 
andern,  unde  die  selbe  kqst  anch  redelichen  wer*  unde  sie  auch  künt- 
lieben  unde  redelichen  gemachen  und  bewisen  m(k$hte,  die  aol  man 
im  widerlegen,  alz  dann  zitlichen  ist  an  alle  geverde. 

7.  Wer*  anch ,  daz  wir  die  stat  it  bfiwen  weiten  mit  graben« 
mit  mfiem  oder  sust  mit  buwe  oder  mit  braten  unde  mit  wachten. 
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wie  daz  sie  oder  quem',  was  daz  koste,  dez  soflen  wir  die  dicke  ge« 
nannteii  herren  geben  die  driü  tail  mide  die  vorgenannten  gesellen 
daz'  Tirde  tail ,  an  alle  geverde.  und  sol  anch  daz  alle  zit  be- 
gohehen  mit  gutem  wissen  nnde  willen  der  vorgenannten  vicarier  ge-* 
meinlichen. 

8.  Anch  is  ze  wissen  nm  die  kost,  die  da  jeriicben  beschiht 
von  dez  sendes  wegen  boten  ze  senden ,  die  seilen  wir  die  obgenan* 
tea  berren  geben  die  drifi  tail  nnde  die  gesellen  das  virde  tail. 
unde  um  die  kost  der  visitacion  unde  correction  ains  byschofs,  die 
da  gemeinliche  beschiht  hie  in  dem  styfte,  die  sollen  wir  anch  die 
obgenanten  herren  geben  die  driü  tail  nnde  die  vicarier  daz  virde 
tail,  nnde  sol  die  kost  auche  alle  zit  beschehen  alln  mal  mit  gudem 
willen  nnde  wissen  der  vorgenannten  gesellen  gemeinlichen. 

9.  Gesche'  aber  ez ,  daz  dehein  von  den  canonik^ ,  phrflnde- 
nem  oder  vicariern  nit  geb'  oder  geben  wolte,  ob  ez  also  quem'  nf 
daz  ziel ,  alz  dan  benant  wirt  oder  wrde  sin  portion ,  wie^  dicke  daz 
besehe  von  der  kost  wegen  aller  vorgeschriben  artiknln,  so  sollen  die 
oder  der  semner  dez  selben  geltes  vollen  gewalt  han,  der  selben  per- 
son  presencz  ze  verbiten  an  alle  Widerrede  unde  clage  unde  frevel- 
keit, so  lange  unde  so  vil,  biz  daz  die  selbe  person  ir  portion  bezalt 
genczlichen  und  gar  an  alle  geverde. 

10.  Unde  dez  ze  merre  Sicherheit  und  ewiger  bestetunge  aller 
dirre  vorgeschriben  dinge,  so  geloben  wir  der  dechan  unde  daz  ca- 
pitel,  phrnndener  unde  auch  die  gesellen  gemeinlichen  dez  egenan- 
ten  styftes  mit  gemeinen  mut  und  gelQbde  für  uns  unde  alle  unser 
nachkumen ,  oder  ümer  noch  uns  kumen  mögen ,  ellü  vorgeschriben 
ding  ewiclichen  stet  unde  war  ze  halten,  unde  daz  wir  nach  deheimer 
nnserre  nachkumen  aller  vorgeschrieben  artikeln  deheinen  niemer 
wider  rufen  sol  noch  mag,  unde  auch  weder  kraft  noch  macht  haben 
sol ,  sie  wider  ze  rufen  von  deheiner  lei  sach  wegen ,  wie  sie  dann 
genannt  sin,  an  alle  geverde. 

Unde  dez  ze  ainem  warn  Urkunde  und  merre  Sicherheit  aller 
vorgeschriben  dinge,  daz  die  stet,  vest,  war  und  unvergessen  sin, 
80  haben  wir  der  dechan  unde  daz  capitel  gemeinlichen  dez  ob- 
genanten styftes  durch  besser  bestetunge  unde  gezeugniss  willen  un- 
ser und  aller  nnserre  nachkumen  unser  aygniu  insigel  unsere  herren 
dez  dechans  unde  dez  capitels  an  disen  brief  gehenket. 

Auch  haben  wir  die  obgenanten  herren  und  vicarier  gemein- 
licbeu  dez  egenanten  styftes  durch  merre  Sicherheit  unde  ewiger  be- 
stetunge willen  unser  und  aller  unseh*  nachkumen  disen  brief  be- 
sigelt  mit  dez  geistlichen  gerichtes  insigel  ze  Winphen  in  dem  tale. 
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Dez  bekennen  wir  der  ofBcial  in  dem  tale  daz  wir  dnrdi  ge- 
meinen bet  willen  beider  parti  der  vorgenanten  berren  nnd  yi- 
carier  nnsere  gericbtes  insigel  durch  merre  Sicherheit  nnde  gezng- 
niss  unde  ewiger  bestetunge  willen  aller  vorgeschriben  dinge  an 
diesen  brief  gehenket  haben,  der  geben  wart,  do  man  zalt  von  Cris- 
tes  gebnrt  drozehen  hundert  unde  sehs  unde  sehsig  jar,  an  sanct 
Yites  dag  des  marteres. 

Oleichzeitige  Abschrift;  im  jungern  Nekrolog  des  Stiftes  in  der 
Hofbibliothek  zu  Karlsruhe  fol.  64.  65.  Eine  spätere,  weniger  ge- 
naue, steht  in  der  Stuttgarter  Hfbibl.  Theol.  et  phil.  Nr.  159.  f. 
386.,  der  folgendes  beigefügt  ist: 

Item  in  visitacione  et  correctione  episeopi  Wormaciensis  boc 
semper  est  in  anno  biseztili,  tunc  dabit  nostra  ecclesia  in  tote  sine 
ezpensis  visitatoris  pro  catbedratico  15  florenos,  de  quibus  dabnnt 
canonici  et  ^ex  prebendarii  tres  partes  et  vicarii  quartam  partem. 


<s 


ni. 

Aktenstocke  über  die  Lage  der  katiwiisohen  Kirche  im 
Kanton  Genf  seit  dem  Jahr  187a 

(PortaetÄüng;  vgl.  Archiv  Band  85.  S.  246—286). 

J3.  BericJUe  betreffend  die  Genfer  VerfasstmgsgeseUe. 
(Aus  dem  Schweizer  BimdesbUtt.    Jahrg.  XXV.  Band  8.  8.  620  ff.) 

a)  Bericht  der  Minderheit  der  stäfideräihlichen  Commission,  betref- 
fend die  dem  Verfassungsgesetee  des  Kantons  Oenf  vom  19.  Februar 
1873   über   den   iatholi sehen  Cultm   eu   ertheilende  eidgenössische 

Gewährleistung  vom  19.  Juli  1873. 

Tit!  • 

Die  Minderheit  Ihrer  Commission  hat  nach  Kenntoissnahme 
/Von  dem  Ihrerer  Bätification  nnterstellten  Yerfassungsgesetse  sich 
sofort  überzeugen  müssen,  dass  dieses  Gesetz,  unter  dem  Yorwandei 
den  katholischen  Gultus  im  Kanton  Genf  zu  Teorganisireui  zum  ei- 
g;entlicben  Zwecke  hat,  die  Ernennung  der  Seeborgar  der  Pfarrgemein- 
den der  Staatsbehörde  in  die  Hände  zu  spielen,  so  dass  dieselbe  der 
geistlichen  Behörde  ganz  entzogen  wird;  indem  mit  einem  Fedef- 
zuge  der  Art.  130  der  gegenwärtigen  VerfSässung  aosgemar^  wird, 
der  diese  Ernennung  der  gemeinsamen  Action  dieser  beiden  Bebör«^ 
den  gewährleistet.  Im  Weitern  erblickte  sie  darin  die  Errichtung 
eines  katholischen  Bisthums,  dessen  Bischof  nur  diejenigen  Befugnisse 
haben  wird,  die  ihm  vom  Staate  zuerkannt  oder  die  durch  das  bür- 
gerliche Gesetz  definirt  sein  werden. 

Berufen,  Ihnen  über  die  Frage  Bericht  zu  erstatten,  ob  diese 

«      

neuen  Bestimmungen  im  Einklang  mit  der  Bundesverfassung  stehen, 
konnten  wir  in  unserm  Gewissen  nur  eine  verneinende  Antwort  fin- 
den. Nicht  nur  sind  diese  Bestimmungen  die  offenbarste  Verletzung 
des  Art.  44,  welcher  die  freie  Ausübung  des  Gottesdienstes  der 
christlichen  Confessionen  gewährleistet,  sondern  sie  stehen  überdies 
in  evidentem  Widerspruche  mit  dem  Art.  2  des  Verfassungsgesetzes 
von  Oenf  vom  28.  September  1868,  welcher  festsetzt:. 

»Die  Freiheit  der  Gülte  ist  im  ganzen  ümpfange  des  Eaiitons- 
gebiets  gewährleistet. 

>Alle  Gülte  haben  Anspruch  auf  gleichen  Schutz  von  Seite 
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des  Staates;    sie  sind  gehalten ,  die  allgeroeinen  Gesetze ,  sowie  die 
Polizeiverordnung  über  die  äussere  Caltosausfibung  zu  beobachtende 

Dnrch  sie  wird  von  Grund  aus  eine  Situation  umgestünt, 
welche  nicht  nur  auf  der  unverletzlichen  Gewährleistung  der  Bun- 
des- und  der  Eantonsverfassung,  sondern  zudem  auf  der  Beachtung 
der  Verträge  beruht,  denen  der  Eanton  Genf  seine  Existenz  verdankt 

Um  die  wahre.  Tragweite  der  den  Genfer  Katholiken  zuge- 
sicherten Gewährleistung  der  Ausäbung  ihres  Cultus  zu  würdige, 
und  um  zu  ermitteln,  ob  ein  Cultus  wie  derjenige,  um  dessen  Or- 
ganisirung  es  sich  handelt,  dieser  Garantie  entspricht,  sind  wir,  wie 
auch  der  Bundesrath  in  seiner  Botschaft  vom  2.  December  1868, 
auf  welche  in  derjenigen  vom  18.  Juni  1873  verwiesen  wird,  ver- 
anlasst, die  Verträge  zu  prüfen,  welche  eingegangen  wurden,  ab 
die  katholischen  Gemeinden  von  Savoyen  losgetrennt  und  dem  Ge- 
biete der  Genfer  Bepublik  einverleibt  wurden,  Verträge,  welche  die 
Rechte  und  die  Lasten  dieser  Einverleibung  festsetzen,  welche  die 
Grundlage  der  öffentlichen  Freiheiten  der  einverleibten  Bevölkw- 
uiigen  bilden,  und  welche  in  der  Folge,  wie  wir  nachweisen  wer- 
den, ein  Bestandtheil  des  constitutionellen  Bechts  des  Kantons  (}eflf 
wurden. 

Oeffiien  wir  das  ProtocoU  über  die  nachträglichen  Verfligungen 
zum  f&nften  Artikel  defr  Erklärung  des  Wiener  Congresses,  den 
Eanton  Genf  betreffend,  vom  29.  März  1815,  so  lesen  vrir  darin 
(Art.  3): 

»Weil  anderseits  Seine  Majestät  Sich  nicht  entschliessen  kön- 
»nen,  zuzugeben,  dass  ein  Theil  Ihres  Gebietes  einem  Staate  einver- 
»leibt  werde ,  worin  eine  andere  Beligion  herrschend  ist ,  o)ine  den 
»Einwohnern  des  von  ihnen  abzutretenden  Landes  Gewissheit  za  ver- 
»schaffen,  dass  ihnen  die  freie  üebung  ihrer  Beligion  forthin  za 
»Theil  weräe,  dass  sie  die  Fortdauer  der  bisherigen  Ifittel  Air  die 
»Bestreitung  ihres  Cultus  werden  zu  geniessen  haben,  und  dass  de 
»hinwieder  auch  selbst  den  vollen  Genuss  der  bürgerlichen  Bechte 
»erhalten  werden,  —  so  ist  verabredet  worden,  was  folgt: 

»1)  Die  katholische  Beligion  soll  aufrecht  ehalten  und  ge- 
»schützt  bleiben  auf  gleiche  Weise,  wie  gegenwärtig  in  allen  Oe- 
»meinden,  welche  von  Sr.  Majestät  dem  König  von  Sardinien  abge- 
»treten  und  mit  dem  Eanton  Gtenf  vereinigt  sind. 

»5)  Die  Regierung  wird  für  die  iCosten  des  Unterhalts  der 
»Geistlichen  und  des  Cultus  das  Nämliche  beitragen,  was  die  gegen- 
»wärtige  Begierung  dazu  liefert. 

»6)  Die  wirklich  in  Genf  bestehende  katholische  Kirche  soll 
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»auf  Staatskosten,   so  wie  sie  gegenwärtig  besteht,  daselbst  beibe-' 
»halten  werden,  in  Gemässheit  der  desshalb  bereits  auch  durch  die 
»eventuellen  Oesetze  der  Verfassung  yon  Genf  erlassenen  Beschlüsse. 
»Der  Seelsorger  soll  angemessenen  Gehalt  und  Wohnung  erhalten. 

»7)  Die  katholischen  Gemeinden  des  Kantons,  sowie  die  katho- 
»lische  Pfarre  der  Stadt  Genf,  sollen  ftmerhin  dem  Diöoesansprengel 
»der  Provinzen  Chablais  und  Faucigny  angehören,  dasjenige  .vorbe- 
»halten,  was  darüber  von  dem  heiligen  Stuhl  anders  verordnet  wer- 
»den  mOchte.c 

In  Folge  dieser  Bestimmungen .  wurde  unterm  16.  März  1816 
zwischen  dem  König  von  Sardinien  einerseits,  und  der  schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft  und  dem  Kanton  Genf  anderseits,  ein  unter 
dem  Namen  Turiner  Vertrag  bekannter  Vertrag  abgeschlossen.  Der- 
selbe bestätigt  den  Art.  3  des  von  uns  soeben  citirten  Protocolls  vom 
29.  März  1815  und  fügt  bei: 

»Art.  12.  Auf  alle  jene  Gegenstände,  worüber  durch  das 
»Wiener  ProtocoU  vom  29.  März  1815  Fürsorge  getroffen  ist,  sollen 
»die  eventuellen  Gesetze  d^r  Verfassung  von  Genf  nicht  anwendbar 
»sein. 

»Und  in  Betracht,  dass  das  erwähnte  ProtocoU  im  dritten  Ar- 
»tikel  und  dessen  ersten  Absatz  veror-dnet  hat:  »es  soll  die  katho- 
» »lische  Religion  in  allen  von  Sr.  Majestät  dem  König  von  Sardinien 
»»abgetretenen  und  dem  Kanton  Genf  einzuverleibenden  Gemeinden 
»»auf  gleiche  Weise  wie  bis  dahin  gehandhabt  und  geschützt  wer- 
»»den,€  —  80  ist  einverstanden,  dass  die  am  29.  März  1815  hin- 
»sichüich  der  katholischen  Religion  in  allen  abgetretenen  Landes- 
»theilen  in  Kraft  bestandenen  Gesetze  und  üebungen  gehandhabt 
»werden  sollen,  mit  Vorbehalt  dessen,  was  durch  die  Gewalt  des  hei- 
»ligen  Stuhles  darin  abgeändert  würde.c 

Die  Batificationsurkunde  vom  15.  Juni  1816  ist  in  Ausdrücken 
abgefasst ,  welche  laut  die  Gesinnung  bezeugen ,  von  welcher  dieje- 
nigen beseelt  waren,  welche  f^  die  schweizerische  Eidgenossenschaft 
unterzeichneten : 

»Wir  Bürgermeister  und  BaUi  des  Kantons  Zürich,  Vororts 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  thun  durch  Gegenwärtiges 
kund:  Nachdem  der  am  16.  März  1816  zu  Turin  unterzeichnete 
Vertrag  zwischen  etc.  etc.,  .  .  .  bekunden  wir  .  .  .  dass  der  besagte 
Verfarag  ....  seinem  ganzen  Inhalte  nach  von  der  Schweiz  und 
vom- Kanton  Genf  angenommen  worden  ist.  Wir  erklären  denselben 
f&r  genehmigt  und  gutgeheissen,  und  versprechen,  dass  er  getreu  und 
gewissenhaft  beobachtet  werden  soll.    Kraft  dessen  etc.c 

Arehir  (ur  Kirchenrecbt  XXXVI.  5 
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Im  Jahr  1847  nahm  der  Kanton  Qenf  eine  Revision  seiner  po- 
litischen Verfassungsbestimmungen  vor.  Die  Stipulationen  der  Ver- 
träge worden  in  die  neue  Charte  aufgenommen,  um  sie  unter  die 
den  Rechten  und  den  Freiheiten  der  Bürger  gebührende  constitntio- 
nelle  Gewährleistung  zu  stellen. 

Diese  Verfassung  enthielt  folgende  Bestimmuügen : 

»Art.  10.  Die  Freiheit  der  Culte  ist  gewährleistet.  Jeder 
derselben  hat  Anspruch  auf  den  gleichen  Schutz  von  Seite  des 
Staates. 

:>Durch  diese  Freiheit  darf  den  Verträgen,  sowie  den  Beding- 
ungen, welche  in  gegenwärtiger  Verfassung  die  Ausübung  der  bei- 
den vom  Staate  anerkannten  salarirten  Gülte  regeln ,  kein  Abbrach 
geschehen.  Alle  Gülte  sind  gehalten,  sich  nach  den  allgemeiaeD 
Gesetzen  sowie  den  Folizeiverordnungen  über  ihre  äussere  Ausübung 
zu  richten. 

»Art.  129.  Die  Verfassung  gewährleistet  den  Bürgern  des 
Territoriums,  welches  durch  den  Pariser  Vertrag  vom  20.  November 
1815  und  durch  den  Turiner  Vertrag  vom  16.  März  1816  mit  dem 
Kanton  Genf  verbunden  worden,  die  Beibehaltung  der  freien  Aus- 
übung und  die  Unterhaltung  des  katholischen  Cultus. 

»Art.  134.  Durch  vorstehenden  Artikel  geschieht  den  Bestim- 
mungen des  Protocolls  des  Wiener  Congresses  vom  29.  März  1815 
keinerlei  Abbruch ;  dieselben  bleiben  vielmehr  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange in  Kraft,  wie  es  im  Art.  129  gesagt  ist.c 

Bald  nachher  jedoch  suchte  man  den  KathoUken  begreiflich 
zu  machen,  dasd  es  besser  wäre,  aus  der  Verfassung  jede  Gebiets- 
untersoheidung,  jede  Bechtsungleichheit  auszumerzen,  welche,  sei  es 
aus  den  Verträgen,  sei  es  aus  einer 'Heimathverschiedenheit  zwischen 
den  Bürgern  eines  nämlichen  Kantons  herfliessen  könnten.  Man 
überredete  sie,  dass  sie  für  sich  in  der  allgemeinen  Gewährleistang 
der  gemeinen  Rechte  und  der  freien  Institutionen  von  Genf  bessere 
Garantien  finden  würden,  als  die  aus  den  Verträgen  geschöpften. 

So  haben  denn  die  Katholiken,  im  Vertrauen  auf  die  ihnen  in 
dieser  Weise  kundgegebenen  Gesinnungen,  und  nur  ihrer  Vaterlands- 
liebe Gehör  gebend,  keinen  Anstand  genommen,  zu  dem  Verfassungs- 
gesetze  vom  28.  September  1868  die  Hand  zu  bieten,  um,  wie  man 
damals  sagte,  zur  Annährung  von  bis  dahin  durch  verschiedene  In- 
teressen mehr  oder  weniger  getrennten  Bürgern  und  zur  Gonstitui- 
rung  der  grossen  Genfer  Familie  mitzuwirken. 

Die  Bestimmungen  des  Art.  10  der  Verfassung  von  1847 
wurden  beibehalten  und  im  Art.  2  des  neuen  Gesetzes  reproducirt, 
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nur  entfernte  man  aus  demselben  das  anf  die  Verträge  BezQgliche. 
Allein  es  blieb  wohl  verstanden,  und  jeder  gab  zu,  dass  den  Katho- 
liken in  Bezug  auf  ihren  Cultus  die  Wohlthat  der  nämlichen  Ga- 
rantien verbleibe ,  dass  diese  Garantien  eher  verstärkt  als  abge- 
schwächt seien. 

Diese  Seite  der  Frage  hatte  in  der  That  eine  grosse  Wichtig- 
keit und  lenkte  die  ganze  Aufmerksamkeit  des  Bundesrathes  anf 
sich,  welcher  erst  nach  gewonnener  voller  üeberzeugung ,  dass  die 
Katholiken  unter  der  Herrschaft  des  Gesetzes  von  28.  September 
1868  den  nämlichen  Schutz  erlangen  werden,  wie  unter  derjenigen 
der  Verträge,  sich  entschloss,  der  Bundesversammlung  dessen  Rati- 
fication zu  beantragen. 

Gestatten  Sie  uns,  meine  Herren,  Ihnen  hier  einige  Betrach- 
tungen vorzubringen,  an  die  sich  diese  hohe  Behörde  bei  Stellung 
des  genannten  Antrage»  hielt.  Sie  dfirften  wohl  geeignet  sein,  Ih- 
nen die  zu  fassende  Schlussnahme  an  die  Hand  zu  geben» 

Wie  um  uns  begreiflich  zu  machen,  wie  viel  daran  gelegen  ist, 
die  Aufrechthaltung  des  Friedens  unter  den  verschiedenen  Gonfessio- 
nen  in  Genf  zu  sichern,  und  dass  nicht  ohne  Grund  die  Verträge 
so  sorgfältige  Vorkehrungen  hiefOr  träfen,  macht  uns  der  Bundesrath 
darauf  aufmerksam,  dass  schon  im  Jahre  1823  der  eidgenössische 
Vorort  bei  der  Regierung  von  Genf,  behuä  Bespectirung  der  Ver- 
träge ,  auf  eine  Beolamation  von  Sardinien  hin  interveniren  musste, 
was  mit  Erfolg  geschah. 

Der  Bundesrath  anerkennt,  dass  die  Actionsfreiheit  der  Kan- 
tone, selbst  in  VerfEissungssachen,  durch  die  internationalen  Verträge 
beschränkt  werden  kann.  Er  anerkennt  die  Theorie  nicht,  derzu- 
folge  diese  Verträge  von  der  einen  der  Vertragsparteien  willkubrlich 
abgeändert  werden  könnten.  Wenn  für  den  Kanton  Genf  diesfllllige 
Bestrictionen  seiner  Souveränetätsrechte  bestehen,  so  liegt  dies  an 
der  reichlichen  Compensation ,  die  er  durch  die  so  bedeutende  Aus- 
dehnung seines  Gebiets  erlangte.'  Wenn  die  katholischen  Bevölke- 
rungen sich  darein  fanden ,  sich  specieller  an  die  in  die  neue  Kan- 
toDSver&ssung  eingeschriebenen  Hechte  zu  halten,  so  geschah  es, 
um  in  ihrem  Vaterlande,  bei  ihren  eigenen  Mitbürgern^  in  der  Fälle 
ihrer  politischen  und  religiösen  Freiheiten,  den  nämlichen  Schutz  zu 
haben,  wie  denjenigen,  den  sie  von  einem  auswärtigen  Fflrsten  em- 
pfingen. 

Noch  mehr :  Der  Bundesrath  constatirt-e,  dass  der  Grosse  Bath 
von  Genf  sehr  einsichtig  gebändelt  habe ,  indem  er  den  Katholiken 
die  Versicherung  ertheilte,  dass  durch  dieses  Gesetz  in  den  Bezie- 

5* 
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hungen  des  Cultus  zum  Staate  nichts  geändert  werde,  da  der  Staat 
gegenfiber  den  beiden  Confessionen  die  nämlichen  Yerpflichtangen 
wie  früher  beibehalte.  Damit  war  der  Absicht  des  Königs  von  Sar- 
dinien ein  volles  Genüge  gethan,  welcher  alle  mögliche  Yorsiphts- 
massregeln  getroffen  hatte,  um  seine  ehemaligen  Unterthänen  Yor 
allfölUgen  Vergewaltigungen  des  calvinistischen  Qenf  zu  schützen. 
So  spricht  sich  die  Botschaft  vom  2.  December  1868  ans.  Es  war 
also  wohl  erlaubt,  zu  behaupten,  dass  die  neue  Verfassung  des  Kan- 
tons Genf  dem  annexirten  Gebiete  sogar  mehr  Garantien  gewähre, 
als  der  König  von  Sardinien  ihm  zu  sichern  gedachte. 

In  diesem  Sinne,  meine  Herren,  ist  die  Genehmigung  des  Ver- 
fassungsgesetzes vom  28.  September  1868  der  Bundesversammlung 
vorgeschlagen  worden  und  in  diesem  Sinne  ist  die  Sanotion  dessel- 
ben zu  verstehen. 

Der  Art.  2  dieses  Gesetzes,  der  in  seiner  vollen  Gültigkeit  auf- 
rechterhalten ist,  kann  heute  keine  andere  Tragweite  und  Bedeutung 
haben,  als  die  im  Jahr  1868  ihm  zuerkannte.  Lassen  Sie  uns  nun 
die  Frage  an  Sie  stellen:  Hat  der  Cultus,  wie  er  nach  den  Ihnen 
soeben  verlesenen  Vorschriften  der  Art.  1,  2  und  3  des  Gesetzes 
vom  19.  Februar  1878  organisirt  werden  wird,  noch  irgend  eine 
Aehnlichkeit  mit  demjenigen,  der  heute  durch  den  Art.  2  des  Ge- 
setzes vom  28.  September  1868  gewährleistet  ist?  Ist  dies  nicht 
vielmehr  eine  Verstümmelung,  eine  vollständige  Desorganisation  die- 
ses Cultus?  Ist  der  neue  Cultus  nicht  auf  einen  ganz  en^egenge- 
setzten  Grundsatz  basirt,  geradezu  eine  Negation  des  bisherigen? 

An  die  Stelle  einer  von  der  geistlichen  Behörde,  im  Einver- 
nehmen mit  der  staatlichen,  gewählten  Geistlichkeit  wird  ein  solche 
treten,  an  deren  Ernennung  die  geistliche  Behörde  keinen  llieil 
mehr  wird  nehmen  können,  eine  Geistlichkeit,  welche  keine  andere 
Mission  haben  wird,  als  diejenige,  die  sie  von  der  Mehrheit  der 
Wähler  empfangen  wird.  Statt  eines  Bisthums,  dessen  Organisation 
wesentlich  dem  heil.  Stuhle  zukommt,  wird  ein  katholisches  Bistham 
errichtet  werden,  dessen  Bischof  lediglich  von  einer  protestantischen 
Regierung  abhängt,  und  das  seine  Machtbefugnisse  nicht  anders  als 
nach  dem  Gutdunken  dieser  Regierung  delegiren  kann;  ein  katho- 
lisches fiisthum ,  dessen  Bischof  keihe  andere  Befugnisse  wird  aus- 
üben können,  als  diejenigen,  welche  ihm  durch  eine  protestantische 
Mehrheit  übertragen  werden.  Der  Geistliche,  der  solche  Bedingungen 
annehmen  könnte,  wird  niemals  etwas  Anderes  als  der  demüthige 
Diener  des  Staates  sein.  Es  war  demnach,  wie  uns  scheint,  durch- 
aus unnöthig,  im  Gesetze  noch  besonders  zu  bestimmen ,  dieser 
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schof  könne  nicht  auf  kantonalem  Gebiete  residiren.  Nein,  meine 
Herren,  eine  so  constitnirende  Kirche  wird  nie  eine  katholische 
Kirche  sein  können.  Es  ist  diess  nicht  bloss  eine  Antastung  der 
Freiheit  des  katholischen  Cnltus,  nein:  es  ist  einfach  die  Unter- 
drfickang  derselben. 

Um  die  Anwendung  des  Gesetzes  vom  19.  Februar  1873  mög- 
lich zu  machen,  ohne  in  Widersprüche  zu  verfallen,  genügte  es  nicht, 
nur  die  Art.  130  und  133  der  Verfassung  von  1847  zu  abrogiren ; 
man  hätte  auch  noch  den  Art.  2  des  Yerfassungsgesetzes  vom  28. 
September  1868  ausser  Kraft  setzen  müssen,  ein  Artikel,  welcher 
den  Gülten  das  Becht  gewährleistet,  den  gleichen  Staatsschutz  zu 
verlangen,  während  das  Gesetz  vom  19.  Februar  1873  dem  Staate 
ein  unbedmgtes  Becht  gibt,  sich  dem  katholischen  Gultus  zu  impp- 
niren,  und  der  dahin  geht,  dass  die  Culte  nur  zur  Nachachtung  von 
allgemeinen  Gesetzen  gehalten  seien,  während  das  Gesetz  vom  19. 
Februar  1673  Anspruch  macht,  den  katholischen  Cultus  Ausnahms- 
gesetzen zu  unterwerfen. 

Ohne  die  Discussion  wieder  aufnehmen  zu  wollen,  welche  vor 
diesem  Bathe  über  den^  Becurs  der  Solothurner  Pastoralconferenz 
stafttfand,  können  wir  uns  doch  der  Bemerkung  nicht  enthalten,  dass 
man  schon  damals  in  Bezug  auf  die  Ernennung  der  Seelsorger  der 
katholischen  Pfarrgemeinden  nicht  hinlänglich  unterschieden  hat  zwi- 
schen dem  Wahlrechte,  welches  die  kirchliche  Behörde  bisweilen  der 
bürgerlichen  und  selbst  Privaten  einräumt,  und  dem  Bechte  der  Oon- 
secration,  d.  h.  dem  Bechte,  dem  Gewählten  die  Ermächtigung  zu 
ertheilen,  priesterliche  Functionen  auszuüben. 

So  lange  der  Staat  nur  bei  der  Wahl  interveniren  wollte,  hat 
die  Kirche  sich  stets  zu  dem  herbeigelassen,  was  Zeit-  und  Orts- 
umstände  zweckmässig  erscheinen  Hessen.  Sobald  aber  der  Staat 
die  'Macht  beansprucht,  dem  Gewählten  von  sich  aus ''die  Weihe  zu 
ertheilen,  d.  h.  die  Einsegnung,  welche  die  Seelsorge  in  sich  schliesst, 
hat  die  Kirche  widerstehen  müssen.  In  diesem  Punkt  sind  die  Au- 
toren über  canonisches  Becht  einstimmig.  Die  Kirchengeschichte 
beweist  diess. 

Eine  Grundregel  der  katholisdien  Kirche,  eine  Glaubenswahr- 
heit ist,  dass  sie  von  ihrem  göttlichen  Stifter  die  Macht  empfangen 
hat,  seine  Doctrin  zu  lehren,  seine  Sacramente  zu  ertheilen;  dass 
diese  Macht  nur  von  dem  Geistlichen  ausgeübt  werden  kann,  dem 
sie  dieselbe  verliehen  hat  und  dass  ihr  allein  diese  Verleihung  zu- 
kommt. 

Es  ist  dies  übrigens  leicht  begreiflich,  wenn  man  bedenkt,  dass 
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ein  zum  Wesen  der  katholischen  Kirche  gehörendes  Unierscheidnngs- 
merkmal  eben  die  Einheit  im  Glauben  ist,  nnd  dass  diese  länbeit 
nur  möglich  ist,  wenn  man  die  Lehre  aus  einer  und  derselben  Quelle 
herfliessen  lässt. 

Allein  warum  die  Vorschriften  des  canonischen  Rechts  be- 
tonen? Muss  der  durch  Art.  44  der  Bundesverfassung  sanctionirte 
Grundsatz  der  Cultusfreiheit  nicht  alle  Bürger  gegen  die  Antastungen 
der  Gewissensfreiheit,  von  welcher  Seite  sie  auch  kommen  mögen, 
schätzen  P 

Es  ist  evident,  dass  in  bürgerlichen  oder  politischen  Fragra, 
welche  alle  Bürger  gleich  interessiren ,  welche  ihnen  die  nämlichen 
Verpflichtungen  auferlegen,  welche  ihre  Freiheit  im  nämlichen  Masse 
beschränken,  das  Gesetz  entsprechend  der. Mehrheit  ausfallen  muss. 
In  den  auf  den  Grundsatz  des  allgemeinen  Stimmrechts  gegründeten 
Staaten  kann  dies  nicht  anders  sein.  Will  man  aber  den  n&m« 
liehen  Grundsatz  auf  religiöse  Fragen  anwenden,  so  darf'man  nicht 
mehr  von  Gewissensfreiheit  reden.  Es  wird  geschehen,  was  in  Genf 
geschah.  Eine  Mehrheit  von  Bürgern  wird  einer  Ifinderheit  Vor- 
schriften dictiren ,  welche  nur  diese  Minderheit  angehen ,  Vorschrif- 
ten ,  von  denen  die  Mehrheit  oft  für  sich  selbst  nichts  wollen  wird. 

Gestatten  Sie  mir,  meine  Herren,  anzuführen,  was  ein  aus- 
gezeichneter Publicist  im  Monat  April  abhin  im  Genfer  Journal 
schrieb : 

»Es  ist  möglich ,  dass  in  einem  Augenblicke  der  Verblendung 
eine  Mehrheit  sich  hinreissen  lässt,  die  Garantien  zu  schwächen,  die 
z.  B.  die  Gewissensfreiheit  umgeben.  Thut  sie  es,  so  stimmt  sie 
damit  einfach  f^r  ihren  Verfall  und  Ruin,  denn  es  besteht  zwischen 
den  Nationen  eine  sehr  regsame  Concnrrenz,  welche  einer  einzelnen 
derselben  nicht  gestattet,  einen  einzigen  Schritt  rückwärts  zu  üiun, 
ohne  dass  sie  sofort  ihre  Vortheile  und  ihren  Rang  verliert  Der 
Sieg,  d.  h.  der  Friede,  die  Ehre  und  die  Wohlfahrt  gehören  den 
Völkern,  welche  bei  ihnen  die  grösste  Summe  geistiger  und  mate- 
rieller Fortschritte  zu  verwirklichen  wissen,  indem  sie  doch  dabei 
allen  Formen  der  individi^ellen  Freiheit  die  grösste  Achtung  zu  Theil 
werden  lassen,  c 

Dem  nämlichen  Gedankengange  folgend,  haben  die  Genfer  Ka- 
tholiken bei  der  Votirung  des  Gesetzes  4^ch  den  Generalrath  sich 
des  Stimmens  enthalten.  Sie  erklärten,  einer  protestantischen  Mehr- 
heit nicht  das  Recht  zuerkennen  zu  können,  ein  Gesetz  für  die  Ka- 
tholiken, trotz  den  Katholiken  und  gegen  die  Katholiken  zu  erlaissen. 
Sie  wollen  keinen  anderen  Cultus  anerkennen,  als  denjenigen,  der  ih- 
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nen  durch  den  Art.  2  des  Gesetzes  vom  28.  September  1868  gewähr- 
leistet ist,  nnter  dessen  Herrschaft  sie  stehen,  und  zwar  in  G^m&ss-  , 
beit  der  Verträge.  Wenn  der  Text  des  Art.  10  der  Yerfassang  von 
1847  modificirt  wurde,  so  ist,  wie  wir  nicht  genug  wiederholen  kön- 
nen, verstanden  worden,  dass  die  Katholiken  in  dem  im  genannten 
Artikel  formulirten  gemeinen  Rechte  den  nämlichen  Schutz  finden  sol- 
len, wie  den  durch  die  Verträge  ihnen  gewährten. 

Die  gleichen  Motive  werden  in  den  vorliegenden  Petitionen  und 
besonders  in  der  Adresse  der  Geistlichkeit  von  Genf  angerufen.  Die- 
selbe bittet  Sie,  meine  Herren,  zum  Wohle  des  Vaterlandes  und  der 
Freiheit  Aller,  Einklang  herzustellen  zwischen  dem  Gewissen  und 
dem  Gesetze,  durch  Verwerfung  des  verfassungswidrigen  Gesetzes 
vom  19.  Februar  1878  und  Aufrechthaltung  der  gegenwärtigen  Ver- 
fassung* Sie  betheuert  ihre  hingebende  Gesinnung  und  verlangt 
nichts  Anderes,  als:  der  Kirche  und  dem  Staate  mit  der  nämlichen 
Loyalität  dienen  zu  können  und  nicht  in  die  peinliche  Nothwendig- 
keit  versetzt  zu  werden,  dem  Gesetze  den  Gehorsam  zu  versagen, 
um  Gott  zu  gehorchen. 

Wir  können,  meine  Herren,  diesen  Bericht  nicht  schliessen, 
ohne  Sie  noch  zu  ersuchen,  Hure  ganze  Aufmerksamkeit  den  Folgen 
der  von  Ihnen  zu  fassenden  Schlussnahme  zu  schenken.  Wenn  durch 
die  Ereignisse,  welche  in  neuerer  Zeit  Europa  umgestaltet  haben,  das 
Ansehen  der  Verträge  von  1815  bedeutend  abgeschwächt  worden  ist, 
so  wäre  es  gleichwohl  nicht  ohne  Gefahr,  wenn  Sie  Ihrerseits  die- 
selben antasten  Hessen.  In  allen  Fällen  sind  wir  der  Ehre  der 
Schweiz,  ihrer  altbekannten  Loyalität  schuldig,  dass  die  Hand,  die 
sie  den  nachbarlichen  Nationen  darbietet,  eine  Hand  sei,  welche  nie 
die  geschworene  Treue  verletzt  hat.  Die  Lage  Genfs  ist  unverkenn- 
bar voll  Schwierigkeiten.  Wer  kann  alle  Folgen  voraussehen,  die 
aus  dem  Ihnen  behjnfs  der  Ertheilung  der  eidgenössischen  Gewähr- 
leistung unterbreiteten  Gesetze  werden  abgeleitet  werden?  Wir  un- 
sererseits können  uns  nicht  enthalten,  über  die  Zukunft  der  Katho- 
'  liken  dieses  Kantons  die  ernstUchsten  Befürchtungen  zu  hegen.  Wir 
können  es  nicht  genug  bedauern,  dass  die  behu&  einer  Vereinbarung 
gemachten  Eröffnungen  keine  günstige  Aufnahme  gefunden  haben; 
dass  man,  eitlen  Empfindlichkeiten  nachgebend  und  unbesiegliche 
Widerreden  erhebend,  in  eine  Bahn  sich  einliess,  die  nicht  diejenige 
der  Pacifieation  ist. 

Aus  allen  diesen  Grfinden  hat  die  Minderheit  Ihrer  Gommission, 
von  der  Erwl^ng  ausgehend,  dass  das  Verfassungsgesetz  des  Kan^ 
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tons  Genf  vom  19,  Februar  1872  mit  der  Bundesverfassung  im  Wi- 
derspruche steht,  die  Ehre,  Ihnen  zu  beantragen,  demselben  Ihre 
Ratification  nicht  zu  ertheilen. 

Bern,  den  19.  Juli  1873. 

Der  Berichterstatter  der  Minderheit  der  ständerätMichen  Gomroission: 

Menoud. 

b)  BericM  der  Mehrheit  der  natiandlräMichen  Cammissian,  be- 
treffend eidgenössische  Gewährleistung  ßweier  genferischer  Verfat- 

sungsgesetee  vom  24.  JuU  1873. 

Tit.! 

Gemäss  Art.  6  der  Bundesverfassung  hat  der  Staatsrath  des 
Kantons  Genf  dem  Bundesrath  zuhanden  der  Bundesversammlung 
unterm  30.  April  1873  zwei  Gesetze,  welche  eine  theilweise  Abän- 
derung der  bestehenden  Verfassung  dieses  Kantons  enthalten,  zur 
Genehmigung  eingesandt,  nämlich: 

Das  Yerfassungsgesetz  zur  Modification  von  Capitel  n.  des  Ti- 
tels X.  der  Verfassung,  betreffend  den  katholischen  Cultus,  und 

das  Verfassungsgßsetz  aber  die  Betheiligung  der  Schweizerbur- 
ger  aus  anderen  Kantonen  bei  den  Gemeindewahlen. 

Einsprachen  gegen  diese  von  der  Mehrheit  des  Gtenfervolkes 
am  23.  März  1878  angenommenen  Gesetze  sind  beim  Bundesrath 
nicht  erhoben  worden. 

Der  Bundesrath  empfiehlt  diese  Gesetze  zur  Genehmigung,  da 
sie  einerseits  Nichts  den  Vorschriften  der  Bundesverfassung  Zu- 
widerlaufendes enthalten,  und  anderseits  von  der  Mehrheit  des  Gen- 
fervolkes  angenommen  und  revidirbar  sind. 

Erst  der  Bundesversammlung  wurde  mit  Umgebung  des  Bun- 
desrathes  ein  Recurs  von  einer  Anzahl  katholischer  Gtenferbfirger  — 
aut  dem  Wege  gesammelter  Unterschriften  —  eingegeben ,  mit  dem 
Ansuchen ,  dem  ersten  dieser  beiden  Verfassungsgesetze  die  Geneh- 
migung zu  verweigern,  weil  dasselbe  incompatibel  sei  mit  einer  Reihe 
von  Gesetzen  und  Verträgen,  die  Bundesversammlung  aber  sowohl 
Verträge  und  individuelle  Rechte,  als  insbesondere  die  kantonale  und 
Bundesverfassung  zu  schätzen  habe. 

Was  vorerst  in  formeller  Beziehung  die  Umgehung  des  Bun- 
desrathes  betrifft,  so  ist  dieselbe  auf  Pag.  9  des  Memoire  ü  Tappui 
des  ^ecours,  etc.  folgendermassen  begrfindet:  »Si  nous  n'avons  pas 
adress^  d*abord  ce  recours  au  Gonseil  F^d^ral,  c*est  que  ce  C!onseil 
s'^tant  d^jü  constitu6  juge  et  partie  dans  la  question  religieuse  soii- 
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levto  dans  le  canton  de  Genvöe  par  l'expulsion  arbitraire  de  Mgr. 
MenniUod,  nous  De  pouvions  pas  esp^rer  qu'il  rexamioät  impartia- 
lement  etc.t 

Es  characterisirt  sich  also  diese  Umgebang  als  Mangel  an  Ver- 
traaen  in  die  Qerecbtigkeit  und  Einsiebt  unserer  obersten  Behörde, 
worüber  wir  kein  Wort  zu  verlieren  brauchen.  Höchstens  konnte  es 
sich  fragen,  ob  wir  diesen  Fehler  gutmachen  und  d^n  Becurs  vor- 
erst dem  Bundesrathe  zur  Vernehmlassung  zustellen  sollten;  aUein 
die  Commission  glaubte,  der  h.  Bundesrath  würde  ihr  dafür  wenig 
Dank  wissen,  und  die  Genehmigung  der  Genfer- Verfassung  dadurch 
ohne  Noth  verschleppt.  Im  Uebrigen  hat  der  h.  Bundesrath  seine 
Ansicht  in  dieser  Angelegenheit  schon  zu  wiederholten  Malen  klar 
und  deutlich  an  den  Tag  gelegt,  vor  Allem  in  seiner  Botschaft  vom 
2:  December  1868  über  das  Genfer  Verfassungsgesete  betreffend  Er- 
richtung eines  allgemeinen  Spitals. 

Mit  Bezug  auf  den  materiellen  Inhalt,  der  Beschwerde  mag 
es  am  Platze  sein,  in  einem  kurzen  historischen  üeberblick  die 
Entstehungsgeschichte  der  angefochtenen  Veriassungsgesetze  zu  be- 
leuchten. 

Im  Timner  Vertrage  vom  16,  Märe  1816  und  zwar  in  Aus- 
ittbmng  des  nachträglichen  Wiener  ProtocoUs  vom  29.  März  1815 
wurden  dem  bis  dahin  wesentlich  reformirten  Kanton  Genf  neue  ka- 
tholische Eantonstheile  durch  Lostrennung  derselben  vom  König- 
reiche Sardinien  zugefügt,  hauptsächlich  im  Interesse  politischer  Ar- 
rondirung  der  Grenzverhältnisse.  Diese  Lostrennung  einzelner  Ge- 
meinden von  Sardinien  und  deren  Verschmelzung  mit  Genf  wurde 
selbstverständlich  an  gewisse  Bedingungen  geknüpft,  welche  sämmt- 
licb  und  ausschliesslich  den  Zweck  hatten,  die  ehemaligen  sardini- 
schen ünterthanen  vor  alljälligen  Vergewaltigungen  des  damals  nicht 
gerade  durch  Toleranz  bekannten  calvinistischen  Genfs  zu  schützen 
(wie  ähnliche  schützende  Bestimmungen  übrigens  auch  z.  B.  in  den 
Abtretungsurkunden  des  ehemaligen  Bisthums  Basel  vorkommen). 
Der  katholische  Gultus ,  resp.  dessen  finanzielle  Ermöglichung ,  und 
die  Bechtsgleichheit  der  Bürger  sollten  also  hiedurch  den  Neu-Gen- 
fern katholischer  Religion,  vertraglich  gesichert  werden.  Es  ist  klar, 
dass  in  Folge  dessen  die  Bewohner  des  von  Savoyen  losgetrennten 
G^ietes  theilweise  unter  andern  Gesetzen  standen,  als  die  Bewoh- 
ner des  übrigen  Kantonstheils ,  ja  dass  sogar  die  Bürger  derselben 
Confession  (nämlich  der  katholischen)  in  Matrimonialsacben  verschie- 
den  behandelt  wurden.  Dass  dieser  Dualismus  eine  beständige  Quelle 
von  Uebelständen  und  Beibungen  aller  Art  sein  musste,  liegt  auf  der 
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Hand.  (Im  Jahr  1823  fand  sopfar  eine  Intervention  des  Vorortes 
zu  Gunsten  Sardiniens,  behufs  Vollziehung  dieser  Turiner- Verträge 
statt). 

In  der  neuen  Genfer  Verfassung  vom  Jahr  1847  stellte  oian 
sich  noch  rückhaltlos  auf  den  Boden  dieser  Verträge,  welche  in 
Art.  134  ausdrücklich  vorbehalten  wurden ;  suchte  aber  einen  neuen 
Modus  vivendi  zu  finden ,  indem  in  Art.  130  Unterhandlungen 
mit  der  kirchlichen  Oberbehörde  in  Aussicht  genommen  wurden, 
insbesondere  für  die  Wahlen  der  Pfarrer  etc.,  welche  inzwischen  vom 
Bischof  zu  treffen  und  vom  Staatsrath  zu  genehmigen  seien. 

Erst  durch  das  Verfasmngsgeseis  vom  26.  August  1868  ^  be- 
treffend Errichtung  eines  allgemeinen  Spitals  wurde  die  bisherige 
Basis  verlassen  und  ein  neuer  Zustand  geschaffen.  Es  kann  dieser 
Verfassungsbeschluss  als  eine  Art  Compromiss  bezeichnet  werden: 
Die  Einen  ^  Eigen thümer  von  sehr  bedeutenden  Fonds,  zur  Unter- 
stützung bloss  der  Ihrigen  bestimmt,  verzichten  auf  ihr  ausschliess- 
liches Eigenthumsrecht  und  übergeben  die  Fonds  der  grossen  natio- 
nalen Qemeinschaft.  Die  Andern  besitzen  Verträge,  die  ihnen  Cra- 
rantien  und  Protectionen  eines  fremden  Souverains  sichern,  und  ver- 
zichten darauf,  indem  sie  bei  völliger  politischer  und  religiöser  Frei- 
heit und  Oleichberechtigung  ihren  Schutz  und  ihre  Garantie  im  ei- 
genen Lande  nunmehr  voll  und  ganz  finden.  Beide  Confessionen 
sollten  vollständig  gleictjberechtigt  sein,  der  katholische  Cultus  aber 
durch  diese  Vereinbarung  nicht  alterirt  werden. 

Damit  war  factisch  der  Turiner  Vertrag  dessen  Intentionen  oor 
in  anderer  Weise  erf&Ut  wurden,  dahingefallen,  wie  denn  auch  seit- 
her die  andern  Stipulationen  (betreffend  Schullehrer,  Tempel  etc.) 
nicht  mehr  berücksichtigt  worden  sind. 

Oegen  dieses  durch  Volksabstimmung  sanctionirte  Verfassungs- 
gesetz wurde  weder  von  den  Paciscenten  und  Interessenten  des  Tn- 
riner  Vertrages,  noch  von  anderer  Seite  Einsprache  erhoben  und  dem- 
selben durch  die  Bundesbehörden  die  Genehmigung  ertheilt. 

Die  inzwischen  immer  schroffer  werdenden  Conflicte  mit  Boro, 
welche  die  in  der  Verfassung  v.  J.  1847  noch  vorgesehene  Verständig- 
ung mit,  der  kirchlichen  Oberbehörde  zur  factischen  Unmöglichkeit 
machten,  nöthigten  nun  den  Staatsrath  von  Qent,  seinerseits  eine 
Lösung  zu  suchen ,  und  das  jetzt  Ihrer  Genehmigung  unterbreitete 
und  ebenfalls  in  aller  Form  Rechtens  vom  Volk  angenomnUme  Ver- 
fassungsgesetz vom  23.  Märe  1873  ist  das  Besultat  jener  an- 
gestrebten Lösung. 
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Der  Inhalt  der  bisherigen  Art.  130  und  133  wird  im  Wesent- 
lichen durch  folgende  Bestimmungen  ersetzt: 

>Wahl  und  Abberufung  der  Pfarrer  und  Yicare  durch  die 
stimmberechtigten  katholischen  Bürger.  Staatliche  Anerkennung  (resp. 
Zarfickziehung  derselben)  des  Diöcesanbischofe ,  dessen  Sitz  nie  in 
Genf  sein  darf.  Eintheilung  der  Pfarreien ,  Wahlmodus  für  die 
Geistlichen,  Eidesleistung  und  flbrige  Organisation  wird  dem  Gesetze 
vorbehalten.  € 

Nachdem  das  Genfer  Volk  seinerseits  diese  Verfassungsgesetze 
angenommen  f  wäre  es  auch  ohne  Recnrs  Aufgabe  der  Bundesver- 
sammlung, zu  prüfen,  ob  dieselben  den  Bedingungen  von  Art.  6  der 
Bundesverfassung  entsprechen.  Da  nun  aber  förmliche  Einsprache 
gegen  die  nachgesuchte  Genehmigung  erhoben  wurde,  so  ist  ins- 
besondere noch  zu  untersuchen,  ob  die  von  den  Becurrenten  ange- 
rufenen Bestimmungen  der  Bundes-,  resp.  Genfer  Eantonal-Y^rftissung 
oder  die,  ähnliche  Garantien  enthaltenden,  Staatsverträge  verleM 
seien  oder  nicht? 

Beginnen  wir  mit  dem  in  erster  Linie  von  den  Recurrenten 
citirten  Wiener  ProtocoU  und  Turiner  Vertrag.  In  seiner  Botschaft 
vom  Jahr  1868  hat  sich  der  Bundesrath  rund  und  voll  dahin  ans<» 
gesprochen,  dass  Verträge  von  der  obersten  schweizerischen  Behörde 
niemalB  einseitig  aufgehoben  werden.  Aber  solche  internationale 
staatsrechtliche  Verträge  müssen  in  ihrer  geschichtlichen  Bedeutung 
nnd  mit  Bezug  auf  die  ihnen  innewohnende  Tendenz  aufgefasst  und 
beurtheilt  werden.  Vorerst  kann  die  selbstständige  staatliche  Ent- 
wicklung durch  solche  Verträge  nicht  gehemmt  werden;  es  genügt 
diesfalls  unsere  gegenwärtige  Bundesverfassung  und  die  Gestaltung 
Europas  mit  dem  Inhalt  der  Pariser  und  Wiener  Verträge  von  1815 
zu  vergleichen.  Sodann  können  solche  internationale  Verträge  nicht 
nur  durch  gegenseitige  Vereinbarung,  sondern  auch  durch  stillschwei- 
genden gegenseitigen  Gonsens  und  nicht  weniger  durch  WegfaU  des 
den  Inhalt  bildenden  Gegenstandes  obsolet  werden. 

Was  nun  den  in  Frage  liegenden  Vertrag  betrifft,  so  ist  durch 
das  Verfassungsgesetz  vom  Jahr  1868  die  Oleichberechtigung  der 
katholischen  Genfer  mit  den  reformirten  hergestellt :  die  katholische 
Beligion,,  ihr  Cultus,  die  finanziellen  CtAtnsmittel ,  die  Rechtsgleich- 
heit wurden  durch  die  kantonale  Verfassung  in  erster,  durch  die 
Bundesverfassung  in  zweiter  Linie  garantirt,  und  zwar  auf  eine 
Weise,  welche  wohl  Vertrauen  einflössen  durfte;  jedenfalls  sind  die 
katholischen  Genfer  gegenwärtig  besser  gestellt ,  als  sie  es  seiner 
Zeit  durch  den  Turiner  Vertrag  waren.    Wenn  daher  je  ein  Vertrag, 
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SO  ist  dieser  Turiner  Vertrag  gegenstandslos  geworden.  Darum  ha- 
ben auch  im  Jahr  1868  die  Paciscenten  und  Interessenten  nidU  re- 
manstrirt ;  und  erst  jetat  wo  in  Folge  der  kirchlichen  Streitigkei- 
ten die  AufEiassungen  aber  das,  was  im  katholischen  CuUus  essenüM 
und  was  davon  ujiabhängig  und  mehr  formeüer  Natur  sei,  ausein- 
andergehen, nimmt  man  an  der  gefundenen  Lösung  Anstand  und 
greift  auf  das  vor  fünf  Jahren  Unbeanstandete  zurück ! 

Wir  haben  also  auch  hier  jetzt  den  überall  auftretenden  Con- 
flict  der  katholischen  Kirche  vor  uns,  und  die  Untersuchung,  ob  Ver- 
fassungen und  Vertr&ge  verletzt  seien,  spitzt  sich  in  die  Frage:  ob 
durch  die  getroffene  Begulirung  der  katholischen  Verhältnisse  in 
Oenf  die  katholische  Beligion  selbst,  beziehungsweise  ihr  Cultos, 
verletzt  sei? 

0 

Das  far  die  Beantwortung  massgebende  Kriterium  liegt  in  der 
Ausscheidung  der  rein  dogmatischen  und  der  organisatorischen  oder 
constitutionellen  Elemente ;  die  erstem  sind  der  Kirche,  die  letztem 
dem  Staate  als  Competenz  zuzuscheiden. 

Die  Mehrheit  der  Commission  hält  nun  dafor,  dass  das  genfe- 
rische  Verfassungsgesetz  keinen  Eingriff  in  das  Wesen  des  katho- 
lischen Gultus  enthält;  denn  was  vorerst  die  WaJd  der  CreisUichen 
durch  das  Volk  betrifft,  so  finden  wir  dieselben  an  vielep  Orten  d^ 
Schweiz.  Im  Kanton  Appenzell  I.  Rh.  besteht  seit  alter  Zeit  nicht 
nur  Wählbarkeit,  sondern  auch  TFteäerwählbarkeit  der  Geistlichen 
durch  das  Volk.  Un|^  wenn  behauptet  werden  wollte,  es  sei  das  ein 
specielles  Privilegium  des  hl.  Vaters,  so  ist  i6ch  anzunehmen,  dass 
ein  solches  Privilegium  nicht  ein  Eingriff  in  das  Wesen  des  katho- 
lischen Gultus  sein  könne.  Der  Kantonsrath  von  Wallis  wählt  so- 
gar den  Bischofs  und  da  wird  wohl  die  Wahl  der  Pfarrer  durch 
das  Volk  nicht  gefährlicher  erscheinen!  Die  Abberufung  aber  ist  nur 
die  natürliche  Consequenz  der  WM;  wo  staatsrechtlich  und  kir- 
chenrechtlich das  Eine  möglich  ist,  kann  das  Andere  nicht  wundäs- 
sig  sein.  Uebrigens,  wie  oben  angedeutet,  ist  auch  die  Bevocabili- 
tät  uraltes  schweizerisches  Recht.  Die  Wahl  und  Abberufung  der 
Geistlichen. alterirt  also  die  Glaubens-  und  Gultusfreiheit  nicht;  sie 
ist  rein  constitutioneller,  dem  Selbstbestiromungsrecht  des  Volkes  und 
Staates  anheimfallender  Natur. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  von  den  Geistlichen  verlang- 
ten Eid  der  Treue  far  Staat  und  Verfassung.  Auch  dieser  Eid 
ist  alten  Rechtes.  Im  Mittelalter  haben  die  Bischöfe,  ohne  mit  Rom 
in  Gonflict  zu  kommen  dem  Staat  den  Eid  der  Treue  geleistet.  Zur 
Stunde  geschieht  dies  noch   vom  Bischof  von  Basel.     Aber   noch 
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mehr:  der  Eid  der  Treue  gegen  den  Staat,  weichet  von  den  Geiste 
liehen  verlangt  wird,  ist  gerade  die  rechte  Schranke  f&r  allftUige 
Conflicte  zwischen  dem  Staat  und  der  Kirche.  Treue  der  Kirche  io 
reinen  Cultus-  und  Olaubenssachen ;  Treue  dem  Staat  in  organisa* 
torischen  und  constitutionellen  Dingen !  M.  a.  W.  »Dem  Kaiser  was 
des  Kaisers,  Gott  was  Gottes  ist.c  Will  dieser  Eid  verweigert  wer- 
den f  so  stellt  sich  die  Kirche  von  vornherein  feindlich  zum  Staate, 
auf  einem  Gebiete,  das  ihr  nicht  zukömmt,  und  es  ist  gerade  dann 
diese  Schranke  um  so  nOthiger ! 

Dass  endlich  die  Eintheiiung  der  Pfarreien,  der  Wahhnodus 
u.  dgl.  rein  organisatorisch,  dem  Staate  zukommende  Dinge  sind, 
wird  wohl  nicht  bestritten  werden,  so  wenig  als  —  so  viel  bekannt 
ist  —  die  finanzielle  Unterstützung  der  Genfer  katholischen  Kirche 
durch  den  Staatsrath  als  ungenügend  oder  mit  Verträgen  und  Ver- 
fassung im  Widerspruch  stehend  angegriffen  wird. 

Aus  dem  Angeführten  ergibt  sich,  dass  die  recurrirten  Ver- 
fassungsgesetze  den  katholischen  Cultus  nicht  alteriren  und  daher  auch 
die  Glaubens-  und  Gewissensfi'eiheit  der  Genfer  Katholiken  nicht  ge- 
fährden. Ebensowenig  werden  die  finanziellen  und  politischen  Rechte 
der  katholischen  Genfei:  Bürger  geschmälert ;  im  Gegentheil  sind  die- 
selben durch  die  Genfer  Verfassungsgesetze  von  1847,  186ß  und  1873 
besser  gestellt  worden,  als  sie  es  vorher  waren. 

Wenn  hienach  weder  von  Verletzung  des  Art.  44  der  Bundes- 
verfassung noch  der  oft  citirten  Verträge  (falls  dieselben  noch  als 
zu  Becht  bestehend  betrachtet  werden  sollten)  die  Bede  sein  kann, 
so  bleibt  nur  *noch  ein  Einwand  der  Beschwerdeführer  zu  erörtern 
übrig,  nämlich  die  Behauptung,  dass,  weil  die  in  Art.  130  der  Gen- 
fer Verfassung  v.  J.  1847  vorgesehene  Verständigung  mit  der  kirch- 
lichen Oberbehörde  betreffend  die  Wahl  der  Geistlichen,  nicht  statt- 
gefunden habe,  das  an  die  Stelle  des  Art.  130  tretende  neue  Ver- 
fassungsgesetz  eine  Verletzung  jener  Verfassung  enthalte. 

Mit  Bezug  hierauf  ist  ^Folgendes  zu  erwidern:  Es  lässt  sich 
der  Fall  denken,  dass  in  einem  Verfassungsgesetze  Bestinmmngen 
aufgenommen  werden,  welche  fär  die  Ausführung  einzelner  Grund- 
sätze oder  für  die  Vornahme  der  Revision  massgebende  und  bin- 
dende Vorschriften  enthalten.  Allein  das  ist  in  Art.  180  nicht  der 
Fall.  Es  verweist  derselbe  (immerhin  unter  Vorbehalt  der  Bati- 
^cation  des  Grossen  Bathes)  den  Modus  der  Pfarrwahl  und  die 
Genehmigung  solcher  Wahlen  allerdings  auf  eine  gütliche  Verstän- 
digung mit  der  kirchlichen  Oberbehörde;  stellt  aber  für  die  Zwi- 
schenzeit, resp.  für  den  Fall,  dass  eine  solche  Verständigung  nic^ 
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ZU  Stande  kommen  sollte.  Kraft  des  Selbstbestimmungsrechtes 
des  Kantons  Genf,  einen  bestimmten  Modns  procedendi  auf,  wäh- 
rend ebensogut  ein  anderer  hätte  aufgestellt  oder  die  Lösung  der 
Gesetzgebung  fiberwiesen  werden  können.  Es  bildet  im  Ferneren 
dieser  Artikel  einen  abgekrftnzten  Theil  des  Inhaltes  der  Verfassung, 
welcher  nach  Art  6  c.  so  gut  wie  der  ganzen  Ver&ssung  revidirbar 
sein  muss. 

Da  nun  die  damals  in  Aussicht  genommene  Verständigung  in 
Folge  des  inzwischen  innerhalb  der  katholischen  Kirche ,  und  zwi- 
schen kirchlichen  und  staatlichen  Behörden,  entstandenen  Conflictes 
ummoglich  geworden  ist,  hat  das  Genfer  Volk  nur  von  einem  ihm 
▼erfassungsgemäss  zustehenden  Bechte  Gebrauch  gemacht,  indem  es 
unter  Vornahme  einer  Partial-Revisum  der  Verfassung^  den  alten 
Art.  130  durch  einen  neuen  Artikel  ersetzte ,  es  darauf  ankommen 
lassend ,  ob  das  Vnih  mit  dieser  Verlassungsrevision  einverstand^ 
sei  oder  nicht  Und  in  der  That  ist  dies  der  Fall  gewesen.  Mit 
9081  von  9232  gfiltigen  Stimmen  wurde  fragliches  Verfassungsge- 
setz angenommen,  und  wenn,  wie  behauptet  wird,  ein  Theil  der  Be- 
völkerung sich  wirklich  der  Abstimmung  enthalten  haben  sollte,  so 
ist  das  ihre  Sache  und  kann  hier  nicht  in  Betracht  fallen,  sondern 
höchstens  bedauert  werden. 

üebrigens  kann  die  Enthaltung  nicht  so  gross  gewesen  sein, 
wenn  man  bedenkt,  dass  bei  der  Abstimmung  über  das  Verfossungs- 
gesetz  von  1868,  wo  doch  beide  Parteien  einverstanden  waren, 
sich  von  6770  anwesenden  Bürgern  5110  fär  Annahme  aussprachen; 
während  dies  Mal  mehr  als  9000  Stimmen  abgegeben  wurden. 

Es  fällt  also  auch  dieser  Einwurf  dahin,  und  es  kann,  gestützt 
auf  Art.  6  der  Bundesverfassung  und  bei  unparteiischer  staatsrecht- 
licher Prüfung  aller  in  Frage  kommenden  Verhältnisse  dem  vom 
GenfSer  Volk  angenommenen  Verfassungsgesetze  die  Genehmigung 
nickt  venjoeigert  werden^  welche  Ansicht  auch  bereits  im  Ständeratb 
mit  grosser  Mehrheit  zur  Geltung  gekommen  ist. 

Wir  geben  allerdings  zu,  dass  diejenigen  unserer  katholischen 
Miteidgenossen,  welche  das  Wesen  der  katholischen  Kirche  hinsicht- 
lich ihrer  dogmatischen  Constitution,  und  damit  auch  ihr  Verhältniss 
zu  Rom  anders  als  wir,  d.  h.  die  staatliche  Competenzen  nicht  an- 
erkennend, auffassen,  in  diesen  organisatorischen  BeguUrungen  der 
gegenwärtigen  Gonflicte  einen  Eingriff  in  die  Gompetenz  ihrer  Kirche 
und  eine  Beeinträchtigung  ihres  Glaubens  erblicken ;  allein  die  Mehr- 
heit des  Schweizervolkes  stellt  sich  in  dieser  Streitfrage  nicht  auf 
diesen  Boden,  sondern  auf  denjenigen,  auf  welchem  auch  dieser  Ent- 
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scheid  basirt  ist,  und  welcher  sich  dadurch  characterisirt,  dass  Alles 
was  rein  dogmatischer  Natur  ist ,  d.  h.  was  die  Glaubens«-  und 
Gewissensfreiheit  betrifft,  ausgeschieden  und  völlig  der  Kirche  fiber- 
lassen, und  dagegen  alles  Organisatorische  und  ConstitutioneUe  un- 
bedingt der  Hoheit  des  Staates  untergeordnet  wird,  im  Bewusst- 
sein,  dass  nur  eine  solche  Lösung  des  Conflictes  die  Unabhängig- 
keit und  die  fortschrittliche  Entwicklung  des  Vaterlandes  sichert. 

Gestützt  hierauf,  beantragt  die  Mehrheit  der  Commission  in 
üebereinstimmung  mit  dem  St&nderathe  Abweisung  der  Besohwerde, 
welche  gegen  das  die  katholische  Kirchen-Yerhftltnisse  in  Genf  regu- 
lirende  Yerfässungsgesetz  erhoben  wurde. 

Mit  Bezug  auf  das  zweite,  die  Betheiligung  der  Schweizerbür- 
ger aus  andern  Kantonen  bei  den  Gemeinde  wählen  in  Genf  betref- 
fende Verfasungsgesetz,  welches  nicht  beanstandet  wird,  sieht  sich 
die  Commission  zu  keinen  Bemerkungen  veranlasst  und  beantragt 
einfach  Zustimmung  zum  Antrage  des  Bundesrathes. 

Bern,  den  24.  Juli  1873. 

'  Namens  der  Mehrheit  der  nationalräthlichen  Commission, 

Der  Berichterstatter: 
Dr.  Römer. 

x 

c)  Bericht  der  Minderheit  der  Commission  des  Natiotudraths  Ober 

&w  Verfassungsgeseta  von  Qenf  vom  19.  Februar  1873 ,  betreffend 

den  hiiholischen  CuUus  vom  26.  JuU  1873. 

Tit.! 

Als  Minderheit  der  Commission  haben  wir  die  Ehre  in,  vorlie- 
gendem Berichte  die  Gründe  auseinanderzusetzen,  welche  uns  veran- 
lasst haben,  uns  von  der  Mehrheit  zu  trennen. 

Wir  verhehlen  uns  nicht,  Tit.,  die  Schwierigkeit  einer  solche 
Aufgabe ;  nicht  etwa,  weil  unsere  Sache  —  sie  ist  die  Sache  der  Ge- 
wissensfreiheit und  interessirt  in  der  Schweiz  mehr  als  eine  Million 
Katholiken  —  unstichhaltig  wäre,  sondern  weil  sie  in  die  confessio- 
nellen  Fragen' einschlägt,  welche  immer  brennender  Natur  sind,  die 
Leidenschaften  der  Menschen  aufregen  und  bisweilen  ihre,  Vernunft 
so  verdunkeln,  dass  bei  ihnen  Willkühr  an  die  Stelle  der  Gerech- 
tigkeit und  Wahrheit  tritt. 

Wenn  es  uns  also,  Tit.,  an  Talent  gebricht,  eine  so  edle  Sache 
so  zu  verfechten ,  wie  sie  es  verdient ,  und  wiewohl  es  nicht  leicht 
ist,  sich  von  einiger  Vehemenz  frei  zu  machen,  die  selbst  bis  zur 
Indignation  sich  versteigen  kann  angesichts  der  üebertretung  der  hei- 
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ligsten  Freiheiten  and  der  unbestreitbarsten  Menscbenrechte,  so  wer- 
den wir  uns  doch  bemfihen,  zum  Leitsterne  die  Gelassenheit  und  Un- 
parteilichkeit zu  nehmen,  welche  bei  allen  Berathungen  dieser  hohen 
Versammlung  walten  sollen. 

Das  Genfer  Verfassungsgesetz  vom  19.  Februar  1873  verletzt 
in  offenbarer  Weise  die  Eantonsverfassung,  die  Bundesverfassung,  die 
internationalen  Verträge  und  die  Rechte  des  Gewissens,  wie  wir  nach- 
zuweisen im  Begriffe  sind. 

Zunächst  also  involvirt  dieses  Gesetz  eine  Verletzung  der  Ver- 
fiassung  des  Kantons  Genf,  welche  letztere  durch  den  Art  5  der 
Bundesverfassung  gewährleistet  erscheint. 

Der  Art.  130  der  Genfer  Verfassung  von  1847  besagt  näm- 
lich: »Der  Stai^t^rath  ist,  unter  Vorbehalt  der  Batification  des  Gros- 
sen Baths,  beauftragt,  mit  der  geistlichen  OberbehOrde  dasjenige  zu 
regeln,  was  auf  die  von  der  Regierung  zu  ertheilende  Genehnoig- 
ung  der  Ernennung  der  Pfarrer  und  andern  PMndinhabem  Be- 
zug hat.€ 

Sind  nun  die  Vorschriften  dieses  Artikels  erfUlt  worden?  Be- 
folgte man  die  von  ihm  auferlegten  Formen,  mittelst  vorausgehender 
Verständigung  mit  der  geistlichen  Behörde?  Nein!  man  fand  es  be- 
quemer, ihnen  auszuweichen,  indem  man  die  Frage  umging  und  so- 
dann die  Aufhebung  des  Artikels  beantragte;  allein  diese  unlo- 
gische Verfahrungsweise  ist  in  den  Augen  der  Unparteiischen  nicht 
statthaft. 

Der  Art.  2  des  Genferischen  Verfassungsgesetzes  vom  26.  Au- 
gust 1868  setzt  fest:  Die  Gultüsfreiheit  ist  im  ganzen  ümpfiinge 
des  Kantonsgebietes  gewährleistet. 

Nun,  meine  Herren!  Dieses  Gesetz  vom  19.  Februar  abhin, 
welches  den  Cultus  einer  Religion  organisirt,  ohne  die  Zustinminng 
derjenigen,  welche  dieser  Religion  angehören;  welches  diesem  Cul- 
tus neue  Formen  auferlegt,  die  sie,  die  Religion,  als  ihrem  Wesen 
und  ihren  Traditionen  zuwiderlaufend  verwirft;  welches  die  Pfarrer 
ohne  jede  Mitwirkung  der  geistlichen  Behörde  und  vielleicht  selbst 
ausser  ihrem  Schosse  wählen  lässt;  welches  sie  dem  Bürgereide  un- 
terwirft, sie  nach  Belieben  abberufbar  macht;  dieses  Gesetz,  wel- 
ches mit  dem  heil.  Stuhle  bricht  und  als  Bischof  nur  denjenigen  an- 
erkannt, der  vom  Staate  anerkannt  wird,  und  welches  — ^  bittere 
Ironie!  *—  nach  Anerkennung  und  Acceptirung  desselben  erklärt, 
dass  er  nicht  im  Kanton  residiren  dürfe;  dieses  Gesetz,  mit  einem 
Worte,  welches  die  Organisation  eines  ganzen  Cultus  über  den  Hau- 
fen wirft,  welches  seine  dogmatische  Hierarchie  zerbricht  und  ihn  bis 
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zur  Onkennilichkeit  entstellt;  dieses  Gesetz,  meine  Herren,  sollte 
(wäre  dies  wohl  möglich  ?)  die  durch  die  Verfassung  von  Genf  ge- 
währleistete Caltnsfreiheit  nicht  yerletzen  ?  In  diesedi  Falle  eiiauben 
wir  uns  die  Frage:  Was  verstehen  Sie  unter  Cultusfreiheit? 

P«  nftmliche  Art.  2  des  Gesetzes  von  1868  stellt  femer  den 
Grundsatz  auf:  »Alle  Culte  sind  gehalten,  den  dllgemeinen  Gesetzen 
nachzukommende  Dasjenige  aber,  das  man  Ihnen  vorschlägt,  ist  kein 
allgemeines  Gesetz,  sondern  ein  spedelles  und  a^snahmsweises ,  das 
nur  fSr  eine  Kategorie  von  Bürgern  erlassen  ist;  ein  Gesetz,  dem 
die  Protestanten,  welche  es  votirt  haben  nicht  unterworfen  sind 
Dies  ist  eine  weitere  Verletzung  der  Eantonsver&ssung. 

Die  Unterhaltung  des  katholischen  Gultus  ist  durch  den  Art.  3 
des  nämlichen  Gesetzes  von  1868  und  durch  die  Verlaräge  gleich  dem 
Gultus  selbst  gewährleistet.  Von  dieser  Unterhaltung  befrmt  man 
sich  nun  dadurch,  dass  die  Katholiken,  welche  dem  neuen  Gesetze 
nicht  beitreten,  d.  h.  also  welche  nicht  Apostate  werden  wollen,  kein 
Anrecht  mehr  darauf  haben  sollen.  Der  ofBcielle  und  schismatische 
Gultus  wird  allein  die  betreffenden  Vorrechte  geniessen.  Es  ist  dies 
eine  dritte  Verletzung  der  Genfer  Verfassung. 

Das  organische  Gesetz,  welches  kürzlich  im  Grossen  Bathe  von 
Genf  als  Ergänzung  des  Verfassnngsgesetzes,  dessen  Genehmigung 
man  nun  bei  Ihnen  nachsncht,  erlassen  wurde,  schreibt  vor :  »Wähler 
sind  alle  katholischen  Bürger,  welche  die  organischen  Formen  des 
Gultus,  wie  sie  durch  das  Verfassungsgesetz  und  durch  gegenwärti- 
ges Gesetz  bestimmt  sind,  annehmen.€  Sie  sehen  nun,  meine  Herren 
Abgeordneten :  Die  unheilvollen  Folgen  des  Ihnen  unterbreiteten  Ge- 
setzes kommen  sogar  noch  vor  der  Batificatioh  desselben  zum  Vor- 
schein, denn  es  erhellt  aus  dieser  Bestimmung  klar,  dass  die  Katho- 
liken, welche  die  von  diesen  nämlichen  Gesetzen  auferlegten  organi- 
schen Formen  nicht  annehmen  wollen,  nicht  Wähler  sind  und  nicht 
der  katholischen  Religion  angehören ,  wie  sie  vom  Staate ,  der  sich 
zum  Reformator  aufwirft,  anerkannt  wird.  Und  doch,  wie  wir  bereits 
bemerkt  haben,  können  die  Katholiken  so  subversiven  Gesetzen  nicht 
beitreten,  ohne  ihrem  Glauben  zu  entsagen.  Ist  das  nicht  ein  Ver- 
fahren, welches  nicht  nur  ein  Schisma  schafft  und  die  bestehende  Re- 
ligion durch  eine  Staatsreligion  ersetzt,  sondern  das  auch  in  flagran- 
ter Weise  die  religiöse  Freiheit  antastet?  Und  dieses  unerhörte  At- 
tentat sollte  hoffen  dürfen ,  sich  sanctionirt  m  sehen  durch  die  eid- 
genössische gesetzgebende  Behörde,  welche  die  Wächterin  aller  indi- 
viduellen Rechte  sein  soll? 

Das  sind,  meine  Herren,  die  traurigen  FrOchte  der  unzeitigen 
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und  unstatthaften  Einmischung  der  Civilgewalt  in  das  religiöse  Ge- 
biet ,  welches  ganz  ausserhalb  seiner  Competenz  und  seiner  Cogni- 
tion liegt. 

Ist  es  nicht  in  der  That  etwas  Ausserorden tliches^  im  19.  Jahr- 
hundert den  Grossen  Bath  eines  der  aufgeklärtesten  Kantone  d^ 
Schweiz  über  canoniscbes  Recht,  Theologie,  Cultusfragen,  Sacramente, 
Dogmen  discutiren  zu  hören :  zu  sehen,  wie  er  sich  zu  einem  Goo- 
eile  auf  wirft,  vielleicht  Ansprüche  erhebt  auf  Unfehlbarkeit  und 
gewaltige  Anstrengungen  macht,  um  eine  Doctrin  aufzustellen,  welche 
niemand  befolgen  will  und  die  gewiss  auch  er  selbst  nicht  befolgen 
wird  ?   Es  wäre  dies  komisch,  wenn  es.  nicht  schmerzlich  wäre. 

Wohlajs,  meine  Herren!  man  erlasse  dieses  Gesetz,  man  be- 
raube uns  unserer  Tempel,  man  äbergebe  sie  einige^  Dissidenten, 
welche  nichts  Katholisches  mehr  haben  als  den  Namen:  und  es 
werden  diese  Tempel  veröden;  die  beeidigten  Priester^  Apostaten, 
(wenn  sich  vielleicht  solche  finden)  werden  sich  ohne  Getreue  sehen; 
die  Freiheit  wird  sieh  das  Gesicht  verschleiern,  aber  der  zurückge- 
drängte Glaube  wird  im  Innersten  der  Herzen  Zuflucht  nehmen  and 
dort  fester  und  unerschütterlicher  als  je  herrschen.  Man  steige  so- 
gar herunter  bis  zur  Verfolgung,  um  dem  Staatscultus  Anerkennang 
zu  verschaffen,  —  von  dem  moralischen  Zwange  bis  zum  physischen 
ist  nur  ein  Schritt,  —  so  wird  man  doch  nicht  viele  Adepten  ge- 
winnen. Aber  man  wird  leider  eine  jener  unseligen  Epochen  eröff- 
nen, wo  religiöse  Kämpfe  den  Hass  zwischen  den  Bürgern  nähren, 
erbitterte,  unversöhnliche  und  Kämpfe,  deren  trauriges  Morgenrotb 
wir  bereits  über  unser  geliebtes  Vaterland  sich  erheben  sehen ;  Kämpfet 
bei  denen  diejenigen,  welche  falleu,  sich  stärker  erheben,  und  wo  die 
Schwächsten  niemals  besiegt  sind. 

Wir  sagen  zweitens:  Das  Genfer  Gesetz  vom  19.  Febraar 
1873  ist  auch  eine  Verletzung  der  Bundesverfassung,  welche  im 
Art  44  erklärt,  die  freie  Ausübung  des  Gottesdienstes  der  christ- 
lichen Ck)nfessionen  sei  in  der  ganzen  Eidgenossenschaft  gewährleistet 

£s  ist  also  unbestreitbar,  dass  kraft. dem  Bundesvertrage  jede 
Gonfession  das  Recht  hat,  ihren  Gottesdienst  allein  zu  regeln,  sieh  or- 
ganische Gesetze  zu  geben,  wie  sie  den  Grundsätzen  ihrer  Institu- 
tion entsprechen,  und  ohne  Hilfe  Anderer  die  ihr  eigene  Lebens waae 
festzusetzen. 

Was  macht  man  nun  aber  statt  dessen?  Sie  sehen  es,  meine 
Herren,  der  Grosse  Bath  von  Genf,  die  protestantische  Mehrheit 
desselben  dictirt  der  katholischen  Bevölkerung  Gesetze  nnd  drängt 
ihr  eine  Organisation  auf,  welche  ihrem  Glauben  und  ihren  Sitten 
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zuwider  ist ;  —  und  maif  sollte  noch  behaupten  dfirfen,  die  Bundes- 
Terfassimg  sei  nicht  offenbar  übertreten! 

Wenn  etwa  einem  Kanton  mit  vorwiegend  katholischer  Bevöl- 
kerung einfiele,  den  refonnirten  Gottesdienst  zu  organisiren,  —  wel- 
cher Protestant  würde  dadurch  nicht  sein  Gewissen  empört  füh- 
len, wie  es  nun  das  unserige  ist.  angesichts  dieser  oppressiven  Prä- 
tensionen P  Würde  man  nicht'  schreien  über  Verletzung  der  Verfas- 
sung und  unserer  kostbarsten  Freiheit,  derjenigen  nämlich ,  an  das 
SU  glauben,  was  wir  als  Wahrheit  behaupten,  und  durch  äussere 
Acte  diesen  Glauben  nach  unserm  Belieben  kundgeben  zu  können? 
Sollten  wir  in  diesem  Falle  beauftragt  sein,  die  Sache  des  Protestan- 
tismus zu  vertheidigen ,  so  würden  wir  es  nicht  minder  eifrig  thun, 
denn  im  Grunde  handelt  es  sich  nicht  darum ,  ob  mehr  diese  oder 
jene  Religion  in  Frage  sei,  sondern  es  handelt  sich  einzig  um  den 
Grundsatz  der  ünverletzlichkeit  des  Gewissens  und  der  Cultusfreiheit, 
welche  man  an  der  Wurzel  untergräbt.  « 

Wir  sagen  im  Weitem,  dass  auch  die  Verträge  verletzt  sind. 

Als  die  sardinischen  Gemeinden  im  Jahre  1815  Ton  Savoyen 
losgetrennt  wurden ,  um  sie  mit  der  Republik  Genf  zu-  vereinigen 
und  sie  der  Ehre  theilhaftig  werden  zulassen,  in  die  schweizerische 
Eidgenossenschaft  einzutreten,  nahmen  die  Wiener  und  Turiner  Ter- 
tragsmächte  die  Bestimmung  in  das  ProtocoU  auf,  dass  die  in  Bezug 
auf  die  katholische  Religion  bestehende  Gesetze  und  Gebräuche  auf- 
recht erhalten  bleiben  sollen.  Folgendes  sind  die  sachbezüglichen 
Teitstellen  dieser  Verträge. 

Im  Protocolle  des  Wiener  Congresses  vom  29.  März  1815 
heisst  es : 

»Art.  3.  Weil  anderseits  Se.  Majestät  Sich  nicht  enschliessen 
können,  zuzugeben,  dass  ein  Theil  Ihres  Gebiets  einem  Staate  ein- 
verleibt werde,  worin  eine  andere  Religion  herrschend  ist,  ohne  den 
Einwohnern  des  von  Ihnen  abzutretenden  Landes  Gewissheit  zu  ver- 
schaffen, dass  ihnen  die  freie  Uebung  ihrer  Religion  fortbin  zu  Theil 
werde,  dass  sie  die  Fortdauer  der  bisherigen  Mittel  tür  die  Bestreitung 
ihres  Cultiis  werden  zu  geniessen  haben,  und  dass  sie  hinwieder  auch 
selbst  den  vollen  Genuss  der  bürgerlichen  Rechte  erhalten  werden, 
—  so  ist  verabredet  worden,  was  folgt : 

1)  Die  katholische  Religion  soll  aufrecht  erhalten  und  geschützt 
bleiben  auf  gleiche  Weise,  wie  gegenwärtig  in  allen  Gemein- 
den, welche  von  Sr.  Majestät  dem  König  von  Sardinien  abge- 
treten und  mit  dem  Kanton  Genf  vereinigt  sind. 

6* 
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6)  Die  wirklich  in  Genf  bestehende  katholische  Kirche  soll  aaf 

Staatskosten,  so  wie  sie  gegenwärtig  besteht,  daselbst  bmbe* 
^halten  werden,  wie  die  eventnellen  Gesetze  der  Verfassimg  von 

Genf  es  bereits  decretirt  hatten.  Der  Seelsorger  soll  angemes- 
sen logirt  und  besoldet  werden. 

Der  zwischen  dem  König  von  Sardinien  einerseits  und  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  dem  Kanton  Genf  anderseits 
abgeschlossene  Tnriner  Vertrag  vom  16.  März  1816  besagt: 

»Art.  12.  Auf  alle  jene  Gegenstände,  worüber  durch  das 
Wiener  ProtocoU  vom  29.  März  1815  Fftrsorge  getroffen  ist,  soUen 
die  eventuellen  Gesetze  der  Verfassung  von  Genf  nicht  anwendbar  sein. 

Und  in  Betracht ,  dass  das,  erwähnte  ProtocoU  im  dritten  Ar- 
tikel und  dessen  ersten  Absatz  verordnet  hat:  »es  soll  die  katho- 
lische Religion  in  allen  von  Sr.  Majestät  dem  König  von  Sardinien 
abgetretenen  und  dem  Kanton  Genf  einzuverleibenden  Gemeinden  anf 
gleiche  Weise  wie  bis  dahin  gehandhabt  und  geschützt  werden,«  — 
so  ist  einverstanden,  dass  die  am  29.  März  1815  hinsichtlich  der 
katholischen  Beiigion  in  allen  abgetretenen  Landestheilen  in  Kraft 
bestandenen  Gesetze  und  üd)UQgen  gehandhabt  werden  sollen,  mit 
Vorbehalt  dessen,  was  durch  die  Gewalt  des  heiligep  Stuhles  darin 
abgeändert  würde,  c 

Ist  der  Text  dieser  Verträge  nicht  ein  ganz  formeller?  Wie 
man  sieht,  sind  die  savoyischen  Gemeinden  nur  unter  der  ausdrück- 
lichen Bedingung  an  Genf  abgetreten  worden ,  dass  der  katholische 
Cultus  respectirt  und  so  wie  er  in  jenem  Zeitpunkte  war,  aufrecht 
erhalten  werde.  Es  liegt  hier  «in  synallagmatischer  Vertrag  tot, 
dessen  üebertretung  von  Seite  einer  der  vertragschliessenden  Par- 
teien schwere  Gomplicationen  hervorrufen  könnte. 

Die  Magistrate  von  Genf  haben  bei  Besitzergreifung  der  neuen 
Gemeinden  geschworen,  die  Freiheit  der  katholischen  Beiigion  auf- 
rechtzuhalten  und  zu  beschätzen,  und  sie  erklärten  es  in  ihrer  Pro- 
clamation  an  ihre  neuen  Mitbürger,  wir  sollten  sagen,  ünterthanen,  denn 
heute  will  man  sie  bis  in  das  Forum  ihres  Gewissens  hinein  unterwerfen. 

Auch  später  noch^  bei  einer  Berathung  des  Staatsrathes ,  hat 
die  Behörde  von  Genf  diese  Verträge  und  diese  Ver})flichtungeQ  er- 
wähnt, i^als  Bichtschnur  und  Grundlage  ihrer  Pflichten.c 

Gewiss  kann  man  nicht  behaupten,  diese  Verträge  seien  nicht 
gebrochen,  da  ja  der  Gesetzentwurf  lauter  Bestimmungen  enthUt, 
die  mit  den  Stipulationen  der  ersten  unvereinbar  sind,  und  da  w 
die  Ausübung  des  Cultus  einer  Beform  unterwirft,  während  die  Bei- 
behaltung desselben,  wie  er  damals  war,  ausdrücklich  gewährleistet  . 
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worden  ist.  üebrigens  erklären  alle  annexirten  Gemeinden  sich  durch 
diesen  Entwarf  verletzt,  indem  sie  an  der  Hand  dieser  Verträge  die 
Bespectimng  ihrer  Rechte  und  eben  dieser  Verträge  anrufen. 

Man  hat  behauptet,  so  positive  Bestimmungen  seien  durch 
das  Verfassungsgesetz  vom  26.  August  1868  abrogirt.  Allein  Ver- 
träge sind  zweiseitige  Vereinbarungen,  und  es  kommt  nicht  einer 
der  Parteien  zu ,  ohne  die  Zustimmung  der  andern  davon  'Zurück« 
zutreten. 

Noch  mehr :  Das  Gesetz  von  1868,  weit  entfernt,  sie  zu  abro- 
giren,  bekräftigt  sie  vielmehr,  indem  es  die  Rechte  der  Katholiken 
erweiternd  interpretirt,  wie  dies  die  sachbezfigliche  Botschaft  des 
Bnndesraths  vom  2.  December  1868  beweist,  indem  sie  sich  wie  folgt 
ausspricht: 

»Es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  durch  das  Wien^ 
Fxotoooll  und  den  Turiner  Vertrag  f actisch,  und  wenigstens  bis  auf 
einen  gewissen  Punkt  auch  rechtlich^  Beschrbikungen  der  Staats- 
hoheit von  Genf  herbeigeführt  wurden.  Diese  Beschränkungen  be- 
schlagen verschiedene  Theile  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  und 
haben  unter  Anderm  die  Folge,  dass  die  Bewohner  des  von  Savoyen 
losgetrennten  Gebietes  theil weise  unter  andern  Gesetzen  stehen,  als 
die  Bewohner  des  übrigen  Kantonstheiles,  ja,  dass  sogar  die  Bärger 
derselben  Confession,  nämlich  der  katholischen,  in  Matrimonialsachen 
verschieden  behandelt  werden.  In  dieser  Aasscheidung  eines  kleinen 
Kantons  gleichsam  in  zwei  Gemeinwesen  lag  von  jeher  eine  Quelle 
von  vielen  Ueb^ständen  und  Beibungen;  es  erhoben  sich  Anstände 
zwischen  Staat  und  Kirche,  welche  sogar  dahin  f&hrten,  dass  im 
Jahre  1823  der  eidgenössische  Vorort  auf  eine  Beschwerde  Sardiniens 
seine  Verwendung  zum  Schutz  der  Verträge  bei  der  Regierung  von 
Genf  mit  Erfolg  eintreten  liess.  Einerseits  diese  Abhängigkeit  nach 
Aussen  und  andererseits  die  üeberzeugung ,  dass  ein  verderblicher 
Partheigeist  seine  Nahrung  in  diesen  Zuständen  finde,  haben  schon 
längst  auf  die  Wfinschbarkeit  der  Aenderung  solcher  Zustände  hin- 
gewiesen. Allein  andererseits  stand  die  Üeberzeugung  entgegen, 
dass  internationale  Verträge  nicht  durch  die  Verfassung  oder  die 
Gtesetze  eines  Landes  einseitig  geändert  werden  können ,  daher  man 
sich  selbst  veranlasst  £md,  in  der  noch  bestehenden  Verfassung 
von  1847  diese  Verträge  als  normgebend  anzufahren,  obwohl  ihre 
Bestimmungen  mit  dem  Qmt  und  Wesen  der  Verfassung  keines- 
wegs in  voller  Harmonie  stehen.  Also  nicht  nur  angenommen, 
sondern  selbst  zugegeben,  was  Niemand  wird  bestreiten  wollen,  dass 
diese  Vertage  beschränkende  Bestimmungen  enthalten,  welche  mit 
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den  Grundsätzen  der  Bandes-  nnd  Eantonsverfassung  nicht  wolil. 
vereinbar  sind,  so  folgt  hieraus  noch  nicht  das  Recht  der  einsei- 
tigen Abänderung.  Es  dürfte  wohl  kaum  einen  Staat  geben,  der 
nicht  durch  internationale  Verträge  in  irgend  einer  Richtung  be- 
schränkt wäre. 

»Bei  solchen  Beschränkungen  darf  man  aber  nicht  nur  das 
lästige  im  Auge  haben  und  noch  viel  weniger  den  Nebenbegriff  des 
Zwanges  damit  verbinden ,  denn  sie  sind  durch  freiwillige  Zustim- 
mung entstanden  und  gewöhnlich  mit  einer  Compensation  verbunden. 
Diese  Compensation  liegt  für  Genf  und  für  die  Schweiz  in  der  Ge- 
bietsvergrösserung  dnrch  die  ehemals  savoyischen  Gemeinden,  und  die 
Beschränkungen  des  Turiner  Vertrags  sind  die  Bedingungen,  nnter 
denen  die  Abtretung  des  Gebietes  stattgefunden,  Bedingungen,  welche 
die  Schweiz  und  Genf  genehmigt  haben. 

»Wir  haben  es  in  unserer  Stellung  erachtet,  diesfalls  klar  nn- 
sere  Anschauungsweise  auszusprechen;  einerseits  damit  Niemand  im 
Zweifel  sei,  wie  der  Bundesrath  über  internationale  Verträge  denkt, 
auch  wenn  sie  in  vielen  Bestimmungen  nicht  gefallen,  und  anderer- 
seits, weil  in  diesen  Verträgen  uns  Zusicherungen  gegeben  sind,  die 
wir  nicht  preiszugeben  gesonnen  sind. 

»Es  war^nach  unserer  Ansicht  vom  Grossen  Rathe  sehr  klag, 
dass  er  im  Art.  3  des  Gesetzes, die  Versicherung  gab,  dass  gegen- 
über dem  Staate  nichts  an  der  Stellung  der  Culte  geändert  werde, 
dass  in  diesem  Punkte  der  gegenwärtige  Zustand  bleibe,  indem  der 
Staat  seine  Verpflichtungen  gegenüber  beiden  Confessionen,  wie  bis- 
her, beibehalten  werde.  Mit  dieser  Bestimmung  ist  eigentlich  den 
Intentionen  des  Turiner  Vertrages  ein  Genüge  geleistet.  Wenn  man 
sich  in  die  damaligen  Zeitverhältnisse  zurückversetzt,  so  wird  man 
leicht  begreifen,  dass  der  KOnig  von  Sardinien  seine  ehemaligen  ka- 
tholischen Unterthanen  vor  allfälligen  Vergewaltigungen  des  calvi- 
nistischen  Genf  schützen  wollte. 

»Der  Bundesrath  erklärt  nun  von  vornherein,  dass  er  nicht 
der  Theorie  huldigt,  dass  völkerrechtliche  Verträge  durch  einsei- 
tige Schlussnahmen  einer  Vertragspartei  willkührlich  abgeändert 
werden  können,  c 

Einer  so  freimüthigen  und  klaren  Grundsatzerklärung,  welche 
gewiss  dem  damaligen  Bundesrathe  Ehre  macht  und  die  zugleich 
zeigt,  wie  scmpulös  er  die  Verträge  zu  beobachten  gedachte,  wobei 
er  die  wahre  Tragweite  derselben,  sowie  des  Gesetzes  von  1868  an- 
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deutete,  hätten  wir,  da  diese  Erklärung  den  Anstand  siegreich  ent- 
scheidet, nichts  beizufilgen,  wenn  es  nicht  in  unserer  Pflicht  läge, 
noch  diese  Frage  zu  stellen:  Ist  der  gegenwärtige  Bundesrath  auch 
gesonnen,  die  Verträge  von  Wien  und  Turin  pünktlich  zu  beobach- 
ten, oder  glaubt  er,  das  Recht  zu  haben,  sie  mit  den  Füssen  zu  tre- 
ten, vor  den  Augen  ganz  Europas,  das  seine  Blicke  auf  uns  heftet  ? 
Bevor  wir  die  Antwort  der  geehrten  Magistrate  hören,  in  welche 
wir  alles  Vertrauen  gesetzt  und  denen  wir  die  Sorge  übertragen 
haben,  unsere  Rechte  und  unsere  Freiheiten  zu  schützen,  mOge  diese 
Antwort  so  oder  anders  ausfallen ,  wollen  wir  die  unserige  darüber 
abgeben. 

Wenn  die  Verträge,  welche  das  europäische  Staatsrecht  bilden, 
ungestraft  zerrissen  werden  können,  und  leider  hat  man  traurige  Bei- 
spiele dieser  Art  erlebt,  so  ist  unser  nationales  Gebäude  bis  in  seine 
Grundfesten  erschüttert  und  unsere  Existenz  nur  eine  unsichere  mehr, 
entblösst  von  jeder  Gewähr  und  schutzlos  gegen  das  Recht  des  Star- 
kem. Wenn  wir  dagegen  diese  Verträge  respectiren  müssen,  welche 
für  die  Schweiz  ein  Pfand  der  Selbständigkeit  und  des  Friedens  sind, 
so  ist  es  uns  unmöglich,  dieses  Genfer  Gesetz,  welches  sie  offen  ver- 
letzt, zu  genehmigen. 

Bedenken  wir  also ,  meine  Herren, '  bevor  wir  uns  aussprechen, 
die  gewichtigen  Folgen  unserer  Schlussnahme  und  die  Verpflich- 
tungen, die  wir  eingingen,  als  wir  Gott  und  dem  Vaterlande  den 
Eid  leisteten. 

Endlich  behaupten  wir,  Tit.,  dass  der  Gesetzentwurf  vom  19. 
Februar  im  Weitern  eine  Verletzung  der  Gewissensfreiheit  und  des 
Naturrechts  involvirt. 

Was  gibt  es  Heiligeres  und  Unveräusserliches  als  das  Recht, 
das  wir  von  der  Natur  haben ,  fiberall  die  Wahrheit  zu  erforschen 
und  ihr  in  freier  Weise  durch  äussere  Handlungen  Ausdruck  geben 
zu  können,  wenn  wir  glauben,  sie  in  die  innersten  Falten  unseres 
dnrch  die  Vernunft,  die  Erfahrung  und  die  Geschichte  erieuchteten 
Gewissens  gefunden  zu  haben?  Dieses  gebieterische  Bedürfnisss,  dem, 
was  wir  fühlen,  Ausdruck  zu  geben,  ist  der  Ursprung  aller  Culte 
auf  der  Erde. 

Wer  darf  also  behaupten,  ein  Civilgesetz,  und  wäre  es  das 
beste  der  Welt  und  einstimmig  erlassen ,  könne  das  Gewissen  des 
Menschen  regieren  und  dasselbe  vor  seinen  Anfordernngen  beugen? 
Die  raffinirteste  Gewaltthätigkeit  vermag  nicht  bis  in  dieses  innerste 
Heiligthum  zu  dringen,  um  Störung  und  Verwirrung  in  dasselbe  zu 
tragen.    Keine  Mehrheit  wäre  demnach  im  Stande,  die  Formen  eines 
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Galtus  vorzuschreiben,  um  die  Beziehung  zwischen  dem  Glauben  und 
der  Kundgebung  desselben  zu  regeln,  und  dies  noch  um  so  weniger, 
wenn  diese  Mehrheit  nicht  den  gleichen  Beligionsglauben  hat,  wie 
diejenigen,  deren  Doctrin  sie  zu  organlsiren  prätendirt.  Die  6e- 
reditigkeit,  der  gesunde  Verstand,  die  Schicklichkeit  und  die  Ver- 
nunft wärden  dieser  Mehrheit  die  vollständigste  Enthaltung  vor- 
schreiben. 

Die  Fragen  des  gemeinen  Bechts  und  des  Naturrechts  stehen 
über  dem  allgemeinen  Stimmrecht  und  der  Volkssouveränetät  Je- 
des Mal,  wo  hieran  getastet  wird,  macht  man  einen  Schritt  der 
Anarchie  zu. 

Die  Geistlichkeit  hat  einstimmig  protestirt  und  erklärt  ^  dass 
sie  das  Ihrer  Genehmigung  unterstellte  Gesetz  niemals  annehmeo 
könnte,  weil  es  ein  Schisma  in  der  Kirche  schafft;  die  Katholiken 
haben  protestirt  durch  einen  Becurs  an  die  Bundesversammlung, 
durch  zahlreiche  Petitionen,  durch  die  allgemeine  Stimmenthaltung, 
die  Maires  und  die  Municipalräthe  aller  Gemeinden  haben  ebenfalls 
protestirt;  alle  der  katholischen  Beligion  treuen  Abgeordneten  wer- 
den ihrerseits  in  dieser  Versammlung  protestiren.  Sind  so  vide 
Protestationen  nicht  ein  lautes  Zeugniss  dafür,  dass  dieses  anselige 
Gesetz  dem  katholischen  Gewissen  eine  tiefe  Wunde  schlägt  and  dem 
öffentlichen  Frieden  von  Genf  gefährlich  wird? 

Was  wfirde,  wenn  dasselbe  ungläcklicherweise  ratifidrt  werden 
sollte,  daraus  werden?  Dies  ist  leicht  vorauszusehen.  Die  Gast- 
lichkeit und  Glaubensgetreuen  werden,  wie  sie  es  Urnen  erklärt  haben, 
sich  diesem  Gesetze  nicht  unterwerfen,  denn  sie  könnten  es  nicht  tbun, 
ohne  ihren  Glauben  abzuschwörefi,  und  wer  sollte  es  wagen,  sie  hie- 
zu  zu  zwingen?  Als  ganzes  Besultat  hätten  wir  alsdann:  das  Be- 
dauern, unnöthigerweise  die  Gewissen  verletzt,  die  religiösen  Leiden- 
schaften aufgeregt,  die  Grundgesetze  des  Vaterlandes  aberschritten,  zwei 
internationale  Verträge  verletzt  und  durch  diese  Verletzung  dnen 
Vorgang  geschaffen  zu  haben,  welcher  die  Grundlage  unserer  natio- 
nalen Unabhängigkeit  bedroht. 

Wir  wissen,  meine  Herren,  dass  wir  vor  einer  protestantischen 
Mehrheit  sprechen,  was  uns  an  die  Erfolglosigkeit  der  von  uns  ver- 
fochtenen  katholischen  Grundsätze  glauben  lassen  könnte.  Doch 
nein,  darin  erblicken  wir  vielmehr  ein  Pfand  des  Heils,  denn  wir 
glauben  an  die  rechtlichen  und  biedern  Gesinnungen  dieser  Mehr- 
heit. Wir  glauben,  dieselbe  werde  sich  selbst  sagen  dass  es  ihr 
nicht  zukomme,  einen  ihr  fremden  Gultus  zu  organisiren,  eine  Beli- 
gion, die  nicht  die  ihrige  ist,  zu  reglementiren ,  ihr  Gesetze  auho- 
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erlegen,  denen  sie  sich  nicht  fügen  will;  gleichwie  unter  den  näm- 
lichen Umständen  auch  die  Katholiken  es  halten  wfirden.  Nein, 
nein,  im  Schosse  des  Bathes  der  Nation  werden  nicht  diese,  nnwür- 
digen  Worte  gebraucht  werden,  die  im  Grossen  Bathe  von  Genf  ge- 
sprochen worden:  »Wir  haben  hier  keino  Rechtsfrage,  sondern  eine 
Mehrheitsfrage.« 

Indessen  ist  es  nicht  unmöglich,  dass  wir  aufrichtige  Katho- 
liken, uns  diesfalls  einer  Illnsion  hingeben  und  dass  wir  im  nächsten 
Augenblicke  mit  einem  bitter  enttäuschten  Herzen  diesen  Saal  ver- 
lassen werden.  Wohlan,  meine  Herren!  Diese  Illusion  ist  uns 
theuer  und  wird  erst  vor  der  Wirklichkeit  zerrinnen,  denn  es  ist  für 
uns  süss,  an  die  Freiheit  zu  glauben,  deren  Wiege  die  Schweiz  so 
lange  war,  an  diese  Brfiderliehkeit,  welche  unter  den  Bürgern  des 
nämlichen  Vaterlandes  herrschen  soll,  welche  trotz  der  Verschieden- 
heit ihrer  politischen  und  religiösen  Ansichten  alle  vor  dem  Feinde 
gleich  sind.  Es  ist  fOr  uns  sfiss,  auch  zu  glauben  an  die  gute  Har- 
monie 9  •  welche  zwischen  den  zwei  Confessionen ,  beide  Töchter  des 
Christenthums  und  auch  beide  zum  nämlichen  Schutze  und  zu  den 
nämlichen  Freiheiten  berechtigt,  bestehen  soll. 

Desshalb  also,  Herr  Präsident,  meine  Herren!  im  Namen  der 
Genfer  Verfassung  und  der  Bundesverfassung,  im  Namen  der  Ver- 
träge t  die  uns  binden ,  im  Namen  der  Freiheit  und  des  Gewissens, 
haben  wir  die  Ehre«  Ihnen  zu  beantragen,  dem  vom  Grossen  Bathe 
des  Kantons  Genf  am  19.  Februar  1873  erlassenen  Verfassungsge- 
setze Aber  den  katholischen  Cultus  die  eidgenössische  Gewährleistung 
zu  versagen. 

Bern,  den  26.  Juli  1873. 

Die  Minderheit  der  Commission: 
L.  Oro88^  Nationalrath. 
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IV. 

Das  Schweizer  Civilehe-Gesetz  vom  23.  Mai  1875,  nei)st  der 
darauf  bezOglicIien  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  2. 

OctOber  1874. 

1.  Botschaft  des  Bundesrathes  an  die  hohe  Bundesversamnihaigf 
betreffend  die  Erlasstmg  eines  Gesetzes  über  die  Feststellung  md 
Beurkundung  des  Civilstandes  und  die  l!he  vom  2.  October  1874. 

(Schweiz.  Bundesblatt  XXVI.  Jahrg.  Bd.  3.  Nr.  45.  vom  17.  October  1874.) 
Tit.! 

Der  Gesetzentwurf,  welchen  wir  Ihnen  vorzulegen  die  Ehire 
haben  i  ist  auf  der  einen  Seit«  weniger  ins  Einzelne  gehend ,  an- 
derseits tinifahgreicher  als  andere  Specialgesetze  über  diesen  Gegen- 
stand. 

Der  Grund,  warum  gerade  diese  Materien,  welche  der  Entwurf 
enthält,  in  denselben  aufgenommen  und  gerade  in  diesem  ümÜEing 
behandelt  wurden,  lii»,gt  in  der  Art,  wie  der  Bundesgesetzgebung  ihre 
Aufgabe  und  Corapetenz  durch  die  neue  Bundesverfassung  abge- 
grenzt ist. 

Diese  Aufgabe  war  in  der  Hauptsache :  die  Grundsätze  durch- 
zuführen, welche  in  verschiedenen  Artikeln  der  Bundesverfassung  znr 
Sicherung  des  Rechtes  sur  Ehe  aufgestellt  sind ,  unter  welchen  im 
Vordergrunde  steht  die'  Beseitigung  der  Beschränkungen  bürgerlicher 
Bechte  durch  kirchliche  Vorschriften. 

Gestatten  Sie  uns,  in  einem  kurzen  historischen  Rückblik  nach- 
zuweisen, wie  jene  Hauptaufgabe  zur  Aufstellung  der  Grundsätze 
geführt  hat,  welche  in  dem  vorliegenden  Entwurf  entwickelt  sind. 

Den  ersten  Anstoss  in  dieser  Frage  gaben  einige  reformirte 
Kirchenbehörden,  welche  in  den  Jahren  1858  bis  1862  einen  »Ent- 
wurf eines  Concördates,  betreffend  die  Verehelichung  von  Brautleuten 
aus  zwei  verschiedenen  Eantonenc  ausarbeiteten  und  uns  behufs  wei- 
terer Verfolgung  der  Sache  übergaben.  Dieser  Entwurf  beabsichtigte 
weiter  nichts,  als  die  zahllosen  Schreibereien,  welche  bei  Heirathen 
von  Angehörigen  verschiedener  Kantone  erforderlich  sind ,  auf  das 
Nothwendige  zurückzufahren  und  einige  Gleichförmigkeit  in  demsel- 
ben zu  erzielen. 
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Auch  die  Goncordatsverhandlmigen,  welche  hierauf  unter  dem 
Präsidium  des  eidgenössischen  Justizdepartements  von  den  Abgeord- 
neten sämmtlicber  eidgenössischer  Stände  geführt  wurden  und  am 
21.  December  1866  zu  einem  Goncordatsentwurfe  fährten,  bewegten 
sich  auf  diesem  Boden. 

Als  aber  einige  Kantonsregierungen  und  verschiedene  Stimmen 
in  der  Presse  darauf  aufVnerksam  machten,  dass  eine  blosse  Verein- 
fachung der  Formalitäten  nicht .  genüge ,  und  als  vollends  die  eidge- 
nössischen Bäthe  durch  das  Postulat  vom  10.  Juli  1867  den  Bun- 
desrath  einluden,  »ernstlich  dahin  zu  wirken,  dass  die  Frage  betref- 
fend die  Beseitigung  der  den  Heirathen  von  Schweizern  in  ihrem 
Heimatbkanton  wie  im  Auslande  entgegenstehenden  Hindernisse  in 
einem  ausgedehnten  und  liberalen  Sinne  gelöst  werde,€  da  nahm  die 
Sache  in  der  Conferenz  eine  entschiedenere  Wendung,  und  das^um- 
somehr,  da  man  ziemlich  allgemein  der  Ansicht  war,  dass  wegen 
mangelnder  Gompetenz  des  Bandes  nur  auf  dem  Wege  des  Goncor- 
dats  geholfen  werden  könne.  Wirklich  verständigte  sich  die  Gon- 
ferenz  schon  im  December  1867  über  einen  neuen  Goncordatsent- 
wurf,  welcher  dem  Gesetzgebungsrecht  der  Kantone  auch  in  mate- 
rieller Beziehung  wesentliche  Goncessionen  zumuthete.  Es  sind  dies 
folgende : 

Vor  Allem  wurde  unstatthaft  erklärt,  das  Recht  zur  Eingehung 
der  Ehen  vom  Nachweis  eines  bestimmten  Vermögens  oder  Einkom- 
mens abhängig  zu  nutchen,  insofern  die  Verlobten  arbeits-  und  er- 
werbsfähig sind. 

Femer  wurde  das  Maximum  der  von  den  Brautleuten  zu  be- 
ziehenden Taxen  oder  Einkaufsgelder  auf  die  Summe  von  Fr.  30  re- 
ducirt. 

Die  Rückerstattung  von  Armensteuern ,  insofern  sie  den  Ver- 
lobten zur  Erziehung  oder  Erlernung  eines  Berufes  oder  in  Krank- 
heitsRUlen  verabreicht  worden  sind,  wurde  abgeschafft.  Eine  im  Aus- 
lande nach  dortiger  gesetzlicher  Form  geschlossene  Ehe  wurde  gül- 
tig erklärt,  sofern  ihr  kein  durch  die  Gesetze  des  Heimathkantons 
vorgesehenes  materielles  Ehehinderniss  im  Wege  stand;  sie  durfte 
daher  wegen  Ausserachtlassung  der  in  der  Heimath  des  Ehegatten 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Formen  (z.  B.  wegen  unterlassener  Ver- 
kändigungen,'  Nichteinholung  amtlicher  Bewilligung  u.  s.  w.)  nicht 
angültig  CTklärt  werden,  sondern  war  nach  Vorweisung  des  Trauacts 
und  Bezahlung  der  Einzugsgelder  in  das  Givilstandsregister  der  Hei- 
mathgemeinde einzutragen. 

Durch  den  Abschluss  der  Ehe  sollte  die  Frau  das  Bürgerrecht 
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des  Ehemaunes  erhalten ;  die  Bärgerrechtszusicberungen  uad  Bürger- 
rechtsentlassungen wnrden  fallen  gelassen. 

Vorehelich  geborene  Kinder  erhielten  durch  Verehelichong  der 
Eltern  die  Rechte  ehelicher  Kinder. 

Dieser  Goncordatsentwurf  wurde  einzig  von  den  Behörden  des 
Kantons  Bern  ratificirt  Nicht,  als  ob  sich  von  Seiten  der  andern 
Kantone  besondere  Opposition  gegen  dessen  Inhalt  geltend  gemacht 
hätte ;  es  waren  wohl  mehr  die  leidige  Erfahrung ,  dass  auf  dem 
Concordatswege  nichts  für  die  ganze  Schweiz  Gültiges  zu  erreichen 
sei,  und  die  Hoffnungen  auf. die  im  Jahr«  1869  von  Neuem  in  An* 
griff  genommene  Bundesrevision  an  dem  Scheitern  des'Concordates 
Schuld. 

Der  Bundesrath,  welcher  den  Entwurf  einer  neuen  Bundesver- 
fassung auszuarbeiten  hatte  und  unterm  17.  Juni  1870  auch  vor- 
legtOf  schlug  nun  folgenden  Eheartikel  (Art.  43  a)  vor : 

»Das  Recht  zur  Ehe  wird  unter  den  Schutz  des  Bandes  ge- 
steUt. 

»t)asgelbe  darf  nicht  beschränkt  werden  aus  ökonomischei 
Rücksichten  oder  aus  Rücksicht  auf  das  bisherige  Verhalten,  oder 
aus  andern  polizeilichen  Gründen. 

»Die  in  einem  Kantone  nach  seiner  Gesetzgebung  abgeschlos- 
sene Ehe  soll  im  Gebiete  der  ganzen  Eidgenossenschaft  als  Ehe  an- 
erkannt werden. 

»Durch  den  Abschloss  der  Ehe  erwirbt  die  Frau  d;is  Heimath- 
recht des  Mannes. 

»Durch  die  nachfolgende  Ehe  der  Eltern  werden  vorehelich 
geborene  Kinder  derselben  legitimirt 

»Jede  Erhebung  von  Brauteinzugsgebühren  oder  andern  ähn- 
lichen Abgaben  ist  ferner  unzulässig,  c 

In  Riesen  Anträgen  erkennen  wir  sofort  die  Trümmer  des  ge- 
scheiterten Goncordates  wieder.  Wir  sehen  aber  auch,  dass*  sich 
der  Bnndesrath  mit  den  Forderungen  des  Goncordates  nicht  begnü- 
gen wollte  {  dieselben  erscheinen  hier  nur  als  die  Gonsequenzen  des 
an  die  Spitzo  des  Eheartikels  gestellten  allgemeinen  Satzes:  »Das 
Recht  zur  Ehe  wird  unter  den  Schutz  des  Bundes  gestellte 

Die  Vorlage  des  Bundesrathes  enthielt  aber  noch  andere  soldie 
allgemeine  Sätze,  welche  ebenfalls  auf  die  Ehe  Bezug  haben : 

Art.  44,  2.  Alinea :  »Niemand  darf  in  der  Ausubullg  bftrger- 
lieber  oder  politischer  Rechte  um  des  Glaubensbekenntnisses  willen 
beschränkt  oder  zur  Vornahme  einer  religiösen  Handlung  verhalten 
werden.« 
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Art.  53,  2.  Alinea:  »Auch  kann  Niemand  verhalten  werden, 
sich  in  Ehedachen  einer  geistlichen  Oerichtsbarkeit  zu  unterwerfen.! 

Mochte  auch  der  Bundesrath  in  seiner  Botschafb  erklären,  dass 
nach  der  Annahme  dieser  Yerfassungsartikel  der  Erlass  weiterer  Ge- 
setze f3r  den  Bund  nicht  nothwendig  sei,  sondern  das  Eherecht  der 
kantonalen  Gesetzgebung  überlassen  bleibe:  im  Grunde  waren  jetzt 
alle  kantonalen  Ehebeschränkungen  in  Frage  gestellt. 

Kein  Wunder,  dass  bei  den  Revisionsverhandlnngen  in  den  ßä- 
then  einem  Gesetze  über  die  Civilstandsregister ,  ja  von  einer  Min- 
derheit auch  der  obligatorischen  Givilehe  gerufen  wurde. 

Die  Anträge  des  Bundesrathes  fanden  fkst  unveränderte  Auf- 
nahme in  dem  neuen  Verfassungsentwurf  vom  5.  März  1872,  nur 
das  3.  Alinea  des  Art.  50  (Eheartikel)  erhielt  folgende  Erwei- 
terung: 

»So  lange  nicht  die  BundesgeseUgehung  (Art.  55)  über  die 
Erfordernisse  zur  Eingehung  der  Ehe  besondere  Vorschriften  auf" 
gesieJU  hat,  soll  die  in  einem  Kantone  oder  im  Auslande  nach  der 
dort  geltenden  Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe  im  Gebiete  der  Eid- 
genossenschaft als  Ehe  anerkannt  werden. c 

Art.  55  aber  machte  die  Gesetzgebung  über  das  ganze  Civil- 
recht  zur  Bundessache. 

Der  Bevisionsentwnrt  vom  5.  März  1872  wurde  bekanntlich 
von  der  Mehrheit  des  Volkes  und  der  Kantone  verworfen. 

Gleichwohl  reproducirte  der  Bundesrath  in  seinen  neuen  An- 
trägen vom  4.  Juli  1873  wörtlich  den  Eheartikel  vom  5.  März  1872 
und  die  Commissionen  des  Nationalrathes  und  des  Ständerathes 
stimmten  ihm  bei.  Auch  der  Nationalrath  selbst  nahm  den  Art.  50 
(Eheartikel)  unverändert  an ;  als  er  aber  Art.  55  (Bechtseinheit)  be- 
bandelto,  liess  er  die  üniiication  der  Gesammiheit  des  Civilrechts 
and  namentlich  des  Eherechts  fallen,  und  ebenso  der  Ständerath, 
was  natürlich  zur  Folge  hatte,  dass  das  dritte  Alinia  des  Art.  50 
(Eheartikel)  wieder  die  frühere  Form  erhielt: 

»Die  in  einem  Kantone  oder  im  Auslande  nach  der  dort  gel- 
tenden Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe  soll  im  Gebiete  der  Eid- 
genossenschaft als  Ehe  anerkannt  werden,  c 

Trotz  dieser  Abschwächung  des  Lemma  3  des  Eheartikels  be- 
hält der  Eingang  desselben  seine  volle  Kraft:  das  Becht  zur  Ehe 
steht  unter  dem  Schutze  des  Bundes. 

Ja,  es  hat  die  Idee  der  Bundesgesetzgebung  in  Ehesachen  über- 
di^  nach  eSner  andern  Richtung  bedeutend  an  Terrain  gewonnen« 
Bei  Behandlung  der  kirchenpolitischen  Fragen  wurde  nicht  allein  so 
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ZU  sagen  widerspruchslos  der  vom  Bnndesrathe  vorgeschlagene  Satz 
angenommen:  »Die  Feststellung  und  Beurkundung  des  Civilstandes 
ist  Sache  der  bürgerlichen  Behörden, c  sondern  es  wurde  demselben, 
um  dem  Bunde  die  Befugniss  zum  Erlass  von  Ausführungsbestim- 
mungen zu  wahren,  noch  der  Zusatz  beigefügt:  >Dle  Bnnd^gesetz- 
gebung  wird  hierüber  die  näh^n  Bestimmungen  treffen,  c  (Art  53.) 

Die  Tragweite  dieses  Artikels  war  Niemanden  verborgen.  Schon 
in  seiner  Botschaft  vom  4.  Juli  1873  (S.  3)  hatte  der  Bundesrath 
erklärt,  dass  derselbe  über  den  Entwurf  vom  5.  M&rz  1872  hinaus- 
gehe. »Wenn  die  von  uns  beantragten  Grundsätze  angenommen 
werden,  so  muss  die  Ehe  als  bürgerlicher  Vertrag  von  jeder  rdi' 
giösen  Ceremonie  unabhängig  gemacht  werden.  Wir  halten  dafür, 
dass  bei  dieser  Ordnung  alle  Bürger  gleich  behandelt  werden  müssen. 
Wir  könnten  nicht  zugeben,  dass  diejenigen,  welche  eine  Civilehe 
eingehen,  eine  besondere  Classe  bilden,  und  dass  die  Geremonien, 
zum  Zwecke,  den  Civilvertrag  perfect  zu  machen ,  je  nach  den  reli- 
giösen üeberzeugungen  der  Betheiligten  verschieden  seien.  Wir  sind 
der  Ansicht,  dass  für  Alle  dieselbe  Regel  gelten  soll,  und  wir  spre- 
chen uns  demzufolge,  nach  dem  Beispiele  verschiedener  Nachbarstaa- 
ten, fär  die  obligatorische  Civilehe  aus.  Wenn  Alles,  was  auf  den 
Civilstand  Bezug  hat,  vom  religiösen  Gebiet  gesondert  werden  muss, 
so  geht  es  nicht  an,  dass  der  Priester  einer  Religion  dem  bürger- 
lichen Acte  der  Verehelichung  seine  gesetzliche  Sanction  verleihe. 
Der  religiöse  Act  bleibt  frei;  derselbe  hat  aber  keine  bürgerlichen 
Wirkungen.  € 

Die  durch  die  neue  Verfassung  geschaffene  Situation  ist  also 
folgende ; 

Es  ist  ein  Gesetz  über  die  Feststellung  und  Beurkundung  des 
Civilstandes  zu  erlassen;  in  demselben  ist  für  die  Eheschliessung 
eine  fär  Alle  verbindliche  gleiche  Form :  die  obligatorische  Civilehe, 
aufzustellen.  Der  Bund  hat  ferner  das  Recht  zur  Eingehung  der 
Ehe  überhaupt  zu  sichern,  also  dafür  zu  sorgen,  dass  dasselbe  nicht 
durch  kantonale  Heirathsrequisite  geschmälert  werde. 

In  welcher  Form  er  dieser ,  letztem  Forderung  nachzukommen 
habe,  ist  nicht  gesagt.  Man  wird  es  nicht  als  absolut  nothwendig, 
aber  auch  nicht  als  unzulässig  erklären  können ,  dass  der  Bund  bei 
dieser  Gelegenheit,  wo  er  die  Form  der  Ehescbliessung  gesetzlicb 
normirt,  auch  die  materiellen  Heirathsrequisite  bezeichnet,  welche 
nach  der  neuen  Verfassung  noch  zulässig  sind. 

Welche  Stellung  kommt  aber  unserm  Gesetze  zu  gegenub^ 
den  beiden  Ausnahmsgesetzen  vom  3.  December  1850  und  3.  Fe* 
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bruar  1862,  welche  die  BundesversammluDg  zu  Gunsten  der  gemisch- 
ten Ehen  erlassen  hat  ?  Dasjenige  vom  3.  December  1850  betreffend 
die  Schliessung  der  gemischten  Ehen  wird  jedenfalls  durch  unser 
Gesetz  überflüssig;  dasjenige  vom  3.  Februar  1862,  welches  von  der 
Trennung  der  gemischten  Ehen  handelt,  sollte  wohl  auch  dahinfal- 
len,  und  es  kann  dahinfallen,  wenn  wir  auch  bezüglich  der  Schei- 
dung und  Nichtigerklärung  der  Ehe  die  in  der  neuen  Bundesverfas- 
sung liegenden  Grundsätze  consequent  durchführen.  Und  dass  dies 
mittelst  dessdben  Gesetzes  gescliehen  kann,  welches  die  Schliessung 
der  Ehe  regelt,  ist  vom  Nationalrathe  bereits  erklärt  worden  durch 
die  am  24.  Juni  d.  J.  erfolgte  Annahme  der  Motion  des  Herrn  Hal- 
ler und  Genossen: 

»Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  einen  Gesetzesvorschlag  vor- 
zulegen, welcher  die  Form  der  Eingehung  und  der  Trennung  der 
Ehe  festsetzt  (Art.  49,  53  und  54  der  Bundesverfa8sung).€ 

Nachdem  wir  hiermit  die  Materien  bezeichnet  haben ,  welche 
wir  zu  normiren,  und  zwar,  wetin  immer  möglich,  in  Einem  Gesetze 
zu  normiren  haben,  wenden  wir  uns  zu  den  einzelnen  Abschnitten 
dieses  Gesetzes  selbst,  um  die  Erwägungen,  welche  uns  bei  der  Re- 
daction  geleitel  haben,  in  Kürze  darzulegen. 

A.  Allgemeine  Bestimmungen.    Art.  1—12.  [1—13  des  Oes.] 

Von  weltlichen  Beamten  geführte  Civilstandsregister  und  ob- 
ligatorische Civilehe  sind  eingeführt,  in  Frankreich,  Belgien,  Holland 
den  linksrheinischen  deutschen  Provinzen  nebst  Frankfurt,  England 
(hier  nur  weltliche  Civilstandsbeamten  neben  kirchlicher  Trauung, 
letztere  durch  erstere  cbntrolirt),  Italien,  Grossherzogthum  Baden  und 
Preussen ,  in  der  Schweiz  in  den  Kantonen  Gejif,  Neuenburg,  Tessin, 
Basel-Stadt,  St.  Gallen  (weltliche  Civilstandsbeamte  neben  obliga- 
torischer kirchlicher  Ehe).  Sollte  man  nicht  glauben,  es  könne  nach 
so  vielen  Vorgängen  mit  Leichtigkeit  ein  für  die  ganze  Schweiz  gel- 
tendes Gesetz  über  Civilstandsregister  und  Civilehe  aufgestellt  wer- 
den? Und  doch  ist  dem  durchaus  nicht  also,  vielmehr  hat  die  Auf- 
stellung eines  solchen  Gesetzes  für  die  ganze  Schweiz  mit  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen,  wie  in  keinem  der  genannten  Staaten  und  Kan- 
tone. Wir  meinen  nicht  Schwierigkeiten,  welche  im  confessionellen 
oder  politischen  Parteigeist  ihren  Ursprung  haben ,  indem  wir  der 
Üeberzeugung  leben,  dass  die  Anerkennung  des  mit  ^grosser  Majori- 
tät. •  ausgesprochenen  Volkswillens  der  neuen  Bundesverfassung  in 
nicht  geringerem  Masse  werde  zu  Gute  kommen,  wie  derjenigen  von 
1848;   wir  meinen  vielmehr  jene  Schwierigkeiten,  welche  nothwen- 
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diger  Weise  mit  dem  Umstände  Terbnnden  sind,  dass  neben  der  eid- 
genössischen Administration  noch  kantonale  Behörde  and  zwar  sehr 
ungleich  organisirte,  mit  angleichen  (Kompetenzen  ansgerfistete  kan- 
tonale Behörden  bestehen,  welche  anf  diesem  Gebiete  ebenfalls  in 
ihrer  Weise  mitzuwirken  haben. 

Unsere  Stellung  beim  Erlass  eines  solchen  Gesetzes  ist  daher 
eine  wesentlich  andere  als  diejenige  der  genannten  Länder  und  Kan* 
tone;  am  ehesten  kann  dieselbe  yerglichen  werden  mit  derjenigen 
des  deutschen  Reichs,  welcher,  obgleich  er  schon  am  19.  Juni  1872 
den  Erlass  eines  Gesetzes  über  Einföhrung  der  obligatorischen  Gi- 
vilehe  und  aber  Ordnung  der  Civilstandsregister  beschlossen  hat, 
dennoch  bis  heute  mit  dieser  Frage  zu  keinem  Abschluss  gelangen 
konnte. 

Obschon  die  Bundesyerfassung  nicht  allein  die  unzweifelhafte 
Competenz,  sondern  auch  den  Auftrag  hat,  die  fragliche  Materie  ge- 
setzlich zu  regeln,  so  wird  es  ihr  doch  in  manchem  einzelnen  F^l  schwer 
werden,  den  in  der  Verfassung  entiialtenen  Grundsätzen  einen  er- 
schöpfenden und  genugenden  Ausdruck  zu  geben,  ohne  dem  Civil- 
recht  odef  dem  Processverfahren  des  einen  oder  des  andern  Eautons 
zu  nahe  zu  treten. 

Wir  werden  daher,  eben  in  Berficksicbtigung  der  Ciompetenz- 
frage  und  im  Hinblicke  auf  die  Vielgestaltigkeit  unserer  staatlichen 
und  communalen  Verhältnisse  in  der  Schweiz,  uns  nicht  erlauben, 
eingehendere  Vorschriften  aufzustellen  fiber  die  Grösse  der  Civil- 
standsbeamtenkreise  und  die  Art  ihrer  Abgrenzung,  noch  auch  in 
Bezug  auf  die  Wahl,  die  Besoldung  und  die  Beaufsichtigung  der  Ci- 
vilstandsbeamten  und  der  in  Abhaltungsfällen  nöthigen  Stellvertreter 
derselben,  noch  auch,  wenigstens  nicht  bis  in  alle  Einzelnheiten  hin- 
ein, in  Beziehung  auf  die  Zahl  der  fftr  die  verschiedenen  Behörden 
der  Gemeinden  oder  des  Staates  nöthigen  Copien  und  Auszüge,  die 
Beweiskraft  dieser  Bücher  und  die  Ersetzung  der  fehlenden  Urkun-. 
den  oder  Daten ,  die  Art  und  Weise ,  wie  nach  dem  gesetzlichen 
Einschreibungstermin  nachträgliche  Eintragungen,  Ergänzungen  und 
Berichtigungen  rechtsgültig  anzubringen  seien,  die  Zeugenfähigkeit, 
die  Aufbewahrung  der  Acten  u.  s.  w. 

Dagegen  liegt  es  ganz  entschieden  in  unserer  Aufgabe,  vorzu- 
sorgen,  dass  von  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  an  durch- 
weg nicht  nur  alle  den  Givilstand  betreffenden  Eintragungen,  son- 
dern auch  alle  Auszüge  von  den  in  der  Verfassung  gewollten  Be- 
amten in  einer  gewissen  Vollständigkeit  gemacht  werden,  dass  diese 
Beamten  der  ihnen  anvertrauten  wichtigen  Functionen  würdige  Man- 
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ner  seien,  dass  sie  die  Entschädigiingen  fBr  ihre  Bemühungen  nicht 
in  iür  das  Publicum  drückenden  Sportein ,  sondern  hauptsächlich  in 
einer  fixen  Besoldung  finden  sollen.  Es  musste  ferner  dafür  gesorgt 
werden ,  dass  trotz  der  den  Kantonen  zu  gestattenden  freien  Be- 
wegung in  der  Abgrenzung  ihrer  Kreise  dieselben  doch  jeweilen  den 
Bundesbehörden  bekannt  seien;  es  musste  die  Aufgabe  der  Civil- 
Standsbeamten  mit  Rucksicht  auf  unsere  schweizerischen  Heimaths- 
Verhältnisse,  femer  mit  Berücksichtigung  der  dem  Bunde  obliegen- 
den statistischen  Arbeiten  festgestellt  werden,  wodurch  nicht  ausge- 
schlossen ist,  dass  auch  die  Kantone  und  die  Qemeinden,  welche  für 
die  Besoldung  aufzukommen  haben,  für  ihre  speciellen  Zwecke  noch 
weitergehende  Anforderungen  stellen  können. 

B.  Besondere  Vorschriften  über  die  Führung  der  Gdmrtsregister 

Art.  IS'-ir.  [14—19  des  Ges.]. 

Bekanntlich  kennt  die  grosse  Mehrheit  der  Kantone  bis  jetzt 
keine  Geburtsangaben  und  Geburt^egister,  sondern  nur  Taufangaben 
und  Taufregister,  welche  letztere  Einrichtung  eine  Menge  von  üebel- 
ständen  mit  sich  führte:  sehr  oft  vorkommende  Nichteinschreibung 
von  Todtgebornen  und  ungetauft  Verstoi1}enen ,  sowie  von  Kindern 
der  Dissidenten,  Einschreibungen  der  aus  confessionellen  Gründen 
in  einer  andern  Gemeinde  als  in  derjenigen  des  Geburtsorts  Getauf- 
ten in  den  Begistern  des  Tauforts,  unsichere  und  falsche  Geburtsan- 
gabe in  Folge  des  langen  Aufschubs  der  Taute. 

Man  darf  nun  von  der  neuen,  von  allem  Confessionellen  ab- 
sehenden Einrichtung  erwarten  und  fordern ,  dass  sie  diese  Mängel 
beseitige  und  über  alle  in  der  Gemeinde  vorkommende  Geburten  voll- 
ständig und  genau  Buch  fahre.  Das  ist  auch  der  einzige  Zweck 
unserer  Anträge. 

Dagegen  kann  es  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  alle  diejenigen 
Fragen,  welche  in  den  kantonalen  Vorschriften  über  Geburtsanzeigen 
(resp.  Taufanzeigen)  vorkommen  mögen,  zu  beseitigen  und  durch  ein- 
heitliche Vorschriften  zu  ersetzen.  Wir  können  dies  schon  desshalb 
nicbt,  weil  diese  Bestimmungen  aufs  Engste  mit  dem  kantonalen 
Civilrecht  zusammenhängen.  Soll  z.  B.  der  Vater  des  unehelichen 
Kindes  eingeschrieben  und  dem  Kinde  der  Familienname  und  die 
Heimath  des  Vaters  ertheilt  werden?  Dies  ist  nach  der  Gesetzge- 
bung mehrerer  Kantone  geradezu  unmöglich;  nach  der  Gesetzge- 
bung anderer  Kantone  ist  es  möglich,  jedoch  nur  dann,  wenn  der 
Vater  innerhalb  eines -bestimmten  Termins  das  Kind  freiwillig  aner- 
kennt; wieder  andere  Kantone  gestatten,  die  sog.  Brautkinder  ohne 
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Weiteres  als  ehelich  einzutragen.  Die  Bnndesgesetzgebnng  hat 
keine  Veranlassung ,  solche  Gesetze  entweder  zu  beseitigen  oder  sie 
auf  die  ganze  Schweiz  auszudehnen :  sie  lässt  daher  in  ihren  Vor- 
Schriften  über  die  Givilstandsregister  die  civilrechtlichen  Bestimmun- 
gen der  Kantone  fortbestehen.  —  Wir  haben  uns  demnach  darauf 
beschränkt,  die  Angaben  zu  bezeichnen,  welche  den  Civilstandsbe- 
araten  behufs  ihrer  Eintragung  zu  machen  sind,  sowie  auch  der  Per- 
sonen, von  welcher,  und  die  Zeit,  innerhalb  welcher  dieses  zu  ge- 
schehen hat. 

C.  Besondere  Vorschriften  über  die  Führung  der  Todtenregister, 

Art  18—22.  [20—24  des  Ges.li 

Hier  war  zunächst  festzusetzen,  von  wem,  und  innerhalb  wel- 
chen Termins,  die  Todesanzeige  zu  machen  sei.  Gerne  zwar  wurden 
wir  auch  vorschlagen,  es  solle  z.  B.  in  Frankreich  und  im  Gross- 
herzogthum  Baden,  keine  Beerdigung  in  der  Schweiz  gestattet  wer- 
den ohne  vorhergegangene  Todtenschau.  Noch  entschiedener  wür- 
den wir  es  begrüssen,  wenn,  wie  dies  bereits  in  den  Kantonen  Zü- 
rich ,  Basel-Stadt ,  Neuenburg  und  Genf  vorgeschrieben  ist ,  die 
Leichenßchau  durch  eine  Medicinalperson  vorgenommen  werden  mfisste; 
doch,  wir  sind  uns  der  Unmöglichkeit,  in  jnserm  oft  auf  lange 
Strecken  von  Aerzten  entblössten  Berglande  solche  Massregeln  durch- 
zuführen, wohl  bewusst  und  enthalten  uns  eines  dahin  zielenden  Vor- 
schlages. 

Aber  die  Minimalforderung  glauben  wir  doch  machen  zu  dür- 
fen, dass  ohne  Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde  keine  Beerdigung 
vorgenommen  werde  ohne  vorherige  vollständige  Anzeige  des  Todes- 
falls beim  Civilstandsbeamten  und  Auswirkung  der  daherigen  Be- 
willigung. Es  gilt  dies  auch  für  die  nach  dem  sechsten  Schwanger- 
schaftsmonat Todtgebomen  und  für  die  vor  der  Geburtsanzeige  ge- 
storbenen Lebendgebornen.  Es  ist  wohl  selbstverständlich,  dass  letztere 
sowohl  im  Geburts-  als  auch  im  Todtenregister  einzutragen  sind; 
es  muss  einmal  deutlich  zwischen  diesen.und  den  Todtgebomen  unt^- 
schieden  werden,  damit  eine  Ausmittlung  der  Localitäten  und  Berufe, 
in  welchen  die  Zahl  der  Todtgeburten  eine  besonders  grosse  ist,  &- 
möglicht  werden  kann. 

In  Betreff  dessen ,  was  in  die  Register  einzutragen  bei ,  kann 
wohl  keine  Meinungsverschiedenheit  obwalten ,  einen  einzigen  Punkt 
ausgenommen:  die  Todesursache,  welche  bereits  in  mehreren  Kan- 
tonen durchgehend  eingetragen  wird  (Zürich,  Schwyz,  Solothum, 
Basel-Stadt,  Schaffhausen,  Appenzell  A.  Rh.  St.  Gallen,  Neuenburg). 
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Eine  Ausdehnong  dieser  Massregel  auf  die  ganze  Schweiz  wäre 
nicht  allein  für  die  medicinische  Wissenschaft  von  grossem  Nutzen, 
welche  ein  Interesse  hat  zu  erfahren,  wo  gewisse,  besonders  viele 
Opfer  verlangende  Krankheiten,  wie  Lungenschwindsucht,  Nervenfie- 
her  etc.,  vorzüglich  ihren  Sitz  haben,  wo  aber  nicht;  sondern  es 
wird  raehr  und  mehr  auch  die  Bundesadministration  selbst  sich  mit 
diesen  Fra;:fen  befassen  mässen.  Steht  doch  nach  Art.  69  der  neuen 
Bundesverfassung  dem  Bunde  die  »Gesetzgebung  fiber  die  gegen  ge- 
meingefährliche Epidemien  und  Viehseuchen  zu  treffenden  gesund- 
heitspolizeilichen Verfügungenc  zu.  Soll  man  ihm  nicht  auch  die 
Möglichkeit  verschaffen,  die  durch  solche  Epidemien  in  den  verschie- 
denen Gegenden  der  Schweiz  dahingerafften  Menschenleben  zu  berech- 
nen, überhaupt  den  Thatbestand  zu  constatiren? 

Dieselbe  Verfassung  gibt  aber  in  Art.  34  dem  Bunde  das  fer- 
nere Kecht,  »Vorschriften  zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  einen  die 
Gesundheit  und  Sicherheit  geßLhrdenden  Gewerbebetrieb  zu  erlassen.c 
Wenn  diese  Vorschrift  nicht  ein  frommer  Wunsch  bleiben  soll,  so 
muss  auf  irgend  eine  Weise  ausgemittelt  werden ,  wie  sich  die  ver- 
schiedenen Gewerbe  und  Gewerbestätten  in  Beziehung  auf  ihre  Schäd- 
lichkeit zu  einander  verhalten,  indem  eine  jede  Specialuntersuchung 
gegen  diese   oder  jene  Fabrik  eine   gehässige   Ausnahmsmassregel 
wäre,   zu   welcher  man   sich  nur   schwerlich  entschliessen   würde. 
Welche  Aufschlüsse  aber  allgemeine  sanitätsstatistisc^he  Nachweise 
über  die  zahllosen,  durch  blosse  Nachlässigkeit  und  Schlendrian  in 
der   öffentlichen  Gesundheitspolizei  verursachten   Verluste   der  Be- 
völkerung geben,  und  wie  entsprechende  gesetzgeberische  und   ad- 
ministrative Massnahmen  diese  Verluste  and  Leiden  reduciren  können, 
davon  hat  England  in  den  letzten  26  Jahren  ein  der  Eenntniss  und 
Nachahmung  würdiges  Beispiel  gegeben.    Man  erschrecke  dabei  nur 
nicht  wegen  statistischer  Mehrarbeit:    es   soll  -den  Kantonen  keine 
solche  erwachsen;   unser  Plan  ist  vielmehr  der,  den  Kantonen  noch 
eine  Erleichterung  zu  verschaffen,  indem  wir  die  nach  Art.  5,  d,  von 
den  Civilstandsbeamten  gegen  Entschädigung  zu  liefernden  statisti- 
schen Auszüge  durch  das  eidgenössische  statistische  Bureau  bearbei- 
ten zu  lassen  gedenken. 

2>.  Besondere  Bestimmung  über  die  Eheschliessung  und  die  Führung 

der  Heirathsregister. 
I.  Von  den  zur  Eingehung  einer  Ehe  erforderlichen  Eigenschaften 
und  Bedingungen.    Art.  23—26.  [25—28  des  Ges.]. 
Wir  sind  beim  Haupt-  und  Mittelpunkt  unseres  Gesetzentwur- 
fes angelangt.    Denn  um  den  willkührlich  aufgestellten  Ehehinder- 
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nissen  ein  Ende  zu  machen,  wurde  gleich  das  erste  Mal,  als  diese 
Frage  in  der  Boudesversammlung  zur  Sprache  kam  (Jnli  1867),  nach  der 
eidgenössischen  Intervention  gerufen;  um  den  Erlass  eines  Gesetzes 
zu  ermöglichen,  im  December  1869  die  Bundesrevisiofi  aufs  neue  an 
die  Hand  genommen  und  trotz  eines  nochmaligen  Scheiterns  dersel- 
ben schliesslich  zum  Ziele  geführt.  Ein  Fingerzeig,  dass  man  hier 
nicht  auf  halbem  Wege  stehen  bleiben  darf. 

Wie  schon  früher  angedeutet,  halten  wir  die  Frage,  ob  wir 
uns  mit  den  bezüglichen  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  be- 
gnügen oder  auch  durch  ein  Gesetz  die  Consequenzen  derselben 
ziehen  sollen,  für  eine  offene.  Das  Letztere  erscheint  aber  als  das 
Zweckmässigere  und  dann  ist  hier  der  passende  Anlass  dazu. 

Man  wird  nämlich  mit  der  Interpretation,  welche  der  Bundes- 
rath  hier  aufstellt,  entweder  einverstanden  oder  nicht  einverstanden 
sein.  Ist  man  mit  derselben  einverstanden,  so  ist  es  wohl  besser,  sie 
zu  codificiren,  um  eine  consequente  Durchfahrung  ihrer  Grundsätze  zu 
sichern ;  ist  man  mit  derselben  nicht  einverstanden,  so  ist  es  nm  so 
nothwendiger,  eine  andere  Interpretation ,  und  zwar  auf  dem  W^ 
der  Gesetzgebung,  aufzustellen,  um  Gonflicte  zwischen  der  Bnndesge- 
walt  und  der  kantonalen  Gesetzgebung  zu  vermeiden.  Unseres  &- 
achtens  lässt  sich  die  Befugniss  des  Bundes,  angesichts  der  Bestim- 
mungen der  Artikel  49,  53  und  54  der  Bundesverfassung  und  na- 
mentlich des  ersten  Absatzes  des  letztangeführten  Artikels  54,  nicht 
anzweifeln,  denn  indem  das  Recht  zur  Ehe  unter  den  Schutz  des 
Bundes  gestellt,  die  Feststellung  und  Beurkundung  des  Civilstandes 
als  Sache  der  bürgerlichen  Behörden  erklärt  und  die  diesf&Uige  Ge- 
setzgebung dem  Bunde  vorbehalten  wird,  muss  dem  Bunde  auch  das 
Becht  zukommen,  über  die  Bedingungen  der  Eingehung  und  Tren- 
nung der  Ehe  gesetzgeberische  Vorschriften  zu  erlassen. 

Wir  gehen  zu  den  Anträgen  selbst  über.  Ihre  grösste  Bedeu- 
tung liegt  nicht  in  den  hier  aufgenommenen,  sondern  in  den  weg- 
gelassenen, resp.  ausgeschlossenen  Heirathsrequisiten  kirchlicher  öeo- 
nomiscber  und  polizeilicher  Natur.  Da  diese  Requisite  durch  den 
klaren  Wortlaut  der  Bundesverfassnng  ausgeschlossen  sind,  so  ist 
hierüber  kein  ferneres  Wort  nöthig.  Auch  damit  wird  man  sidi 
leicht  einverstanden  erklären  können,  dass  eine  Ehe  nicht  wegen 
einer  frühern  anderweitigen  Verlobung  eines  der  Brautleute  gehin- 
dert werden  kann,  nachdem  dieser  Standpunkt  so  allgemein  von  den 
kantonalen  Gesetzgebungen  betreten  worden  ist. 

Auch  die  Artikel  24—26  unseres  Entwurfes  reprodudren  nur, 
was  allgemein  als  selbstverständlich  angesehen  wird. 
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Die  DiscQKsion  wird  sich  daher  hauptsächlich  mit  den  Artikeln 
23  and  24  beschäftigen,  in  welchen  versucht  wird,  bezüglich  des 
Alters  der  Heirathsfähigkeit  und  Ehemündigkeit  und  bezfiglich  der 
verbotenen  Verwandtschaftsgrade  etwas  Einheitliches  aufzustellen, 
nicht  um  der  formellen  Einheit  willen,  sondern  um  diejenigen  Be- 
stimmungen auszuschliessen,  welche  als  Hindernisse  einer  freien  Ein- 
gehung der  Ehe  angesehen  werden  dürfen. 

Bezüglich  des  Minimalalters  haben  wir  uns  an  die  von  den 
Gesetzgebungen  am  meisten  aufgestellte  Vorschrift  gehalten;  wir 
geben  zu,  dass  man  noch  tiefer  gehen  kann ;  wenn  aber  auch  nach 
dieser  Bichtüng  die  freie  Entschliessung  der  Individuen  gewahrt  wer- 
den soll,  so  muss  wenigstens  eine  Vorschrift  bestehen,  durch  welche 
die  Ehe  in  einem  solchen  Alter  ausgeschlossen  wird,  in  welchem  der 
Wille  von  der  Leitung  Anderer  noch  gänzlich  abhängig  ist. 

Wichtiger  ist  die  Sicherung  des  freien  Willens  nach  einer  an- 
dern Seite  hin.  Man  wird  kaum  bestreiten,  dass  das  Abhängig- 
machen der  Verehelichung  von  der  Zustimmung  der  Eltern  oder 
Grosseltern  durch  das  Gesetz  eine  Ausdehnung  erhalten  kann,  welche 
dem  allerschwersten  Ehehinderniss  gleichkommt,  und  wir  glauben, 
dass  z,  B.  das  geltende  französische  Civilgesetz  in  diesem  Falle 
sich  befindet  Es  ist  daher  nothwendig  und  geboten,  dem  Art.  54, 
erstes  Alinea  der  Bundesverfassung  nach  dieser  Bicbtung  hin  eine 
Interpretation  zu  geben. 

Ebensowenig  wird  man  bestreiten,  dass  die  Aufstellung  ver- 
botener Verwandtschaftsgrade  nicht  allein  im  canonischen  Bechte, 
sondern  auch  in  verschiedenen  weltlichen  Gesetzgebungen  die  Grenze 
des  Noth wendigen  weit  überschreitet,  und  dass  daher  die  Ehehin- 
demisse  dieser  Art  von  Bundes  wegen  reducirt  werden  müssen,  un- 
gefähr in  dem  Grad,  wie  es  von  uns  vorgeschlagen  wird.  Man  kann 
freilich  einwenden,  dass  sowohl  nach  dem  canonischen  Bechte,  als 
auch  den  Gesetzen  der  meisten  Eantontf  Dispensationen  in  einer 
solchen  Ausdehnung  möglich  sind ,  dass  schliesslich  fast  bloss  noch 
die  Ehen  zwischen  Ascendenten  und  Descendenten  als  absolut  aus- 
geschlossen erscheinen ;  es  ist  aber  klar,  dass  diese  Art  von  Erleich- 
terung, abgesehen  davon,  dass  sie  sich  nicht  in  allen  Kantonen  vor- 
findet, den  Beichen  vor  dem  Armen,  wohl  auch  den  der  Kirche  Er- 
gebenen vor  dem  Andersdenkenden  in  ungerechter  Weise  begüns- 
tigt, somit  verwerflich  ist.  Wir  müssen,  wenn  wir  in  dieser  Sache 
etwas  aufstellen  wollen,  far  Alle  dasselbe  vorschreiben.  Dispensa- 
tionen widerstreiten  hier,  wie  bei  der  Festsetzung  des  Heirathsalters, 
d^  Beehtsgleichheii 
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Es  ist  vorauszusehen,  dass  unsere  Vorschläge  wegen  ihrer  Nieht- 
Übereinstimmung  mit  den  Vorschriften  der  verschiedenen  C!onfessio- 
nen  Anstoss  erregen  werden ;  man  wird  aber  begreifen,  dass  ein  Ge- 
setz, welches  für  Alle,  Gläubige  und  Ungläubige,  for  Katholiken  und 
Protestanten  da  ist,  sich  nicht  mehr  den  Vorschriften  Einer  Confes- 
sion  unterwerfen  kann;  das  Gesetz  verhindert  übrigens  Niemanden, 
auch  denjenigen  Vorschriften,  welche  seinem  religiösen  Bekenntnisse 
eigen  sind,  ebenfalls  Genüge  zu  leisten. 

II.  Von  den  auf  jlie  Abschliessung  der  Ehe  bezüglichen  Förmlich- 
keiten.   Art;.  28—40.  [29—42  des  Ges.] 

Diese  Förmlichkeiten  werden  nunmehr  ungemein  vereinfacht 
Die  Verlobten ,  welche  eine  Verkündung  begehren ,  haben  nur  noch 
die  nöthigen  Ausweischriften  über  ihre  Person,  namentlich  betreffend 
Alter  und  Oivilstand,  und,  wenn  sie  das  zwanzigste  Altersjahr  noch 
nicht  zurückgelegt  haben,  die  erfbrderliche  Einwilligung  der  Eltern 
oder  des  Vormundes  beizubringen.  Behufs  der  Verehelichung  aber 
ist  in  der  ganzen  Schweiz  Seitens  schweizerischer  Verlobten  nichts 
Weiteres  mehr  nöthig  als  die  Vorweisung  der  Verkündigungsschein« 
ihrer  Wohnorte  und  ihrer  Heimathgemeinden ;  die  sog.  Heirathsbe- 
willigungen  und  Bürgerrechtszusicherungen,  welche  bisher  von  Ge- 
meinden oder  Begierutagen  ausgestellt  wurden,  fallen  dahin.  In  Be- 
zug auf  die  Art  und  Weise,  wie  Verkündung  und  Trauung  selbst 
vorgenommen  werden,  schlagen  wir  Nichts  anderes  vor,  als  was  an- 
derwärts, wo  die  Civilehe  bereits  besteht,  sich  bewährt  hat. 

Man  wird  uns  vielleicht  fragen,  warum  wir  auch  nach  dem 
Beispiel  anderer  Staaten  (und  des  Kantons  Neuenburg,  c.  c.  Art 
103)  nicht  nur  die  Verkündung  am  Wohnort  der  Brautleute  ver- 
langen, sondern  auch  die  Verkündung  am  Heimathorte? 

Dies  geschieht  desshalb,  weil  die  Schweiz,  im  Unterschied  von 
jenen  Staaten  (z.  B.  Frarikreich),  ein  erbliches  Bürgerrecht  hat,  wel- 
ches die  Heimathgemeinden  verpflichtet,  alle  Nachkommen  eines  aus- 
gewanderten Bürgers  im  Verarmungsfalle  wieder  aufzunehmen  und 
zu  unterstützen.  Die  Heimathgemeinden  haben  also  ein  Interesse, 
bei  der  Verehelichung  eines  Bürgers  mitzuwirken;  gerade  diesem 
Interesse  verdankt  das  Goncordat  vom  4.  Juli  1820  (und  13.  Joli 
1821)  seine  Entstehung,  in  welchem  zwanzig  Eantotfe  (darunter  auch 
Neuenburg)  sich  gegenseitig  die  Zusicherung  gaben,  dass  wenn  An- 
gehörige desselben  Kantons  oder  verschiedener  Kantone  sich  in  ei- 
nem andern,  als  dem  eigenen  wollen  copuliren  lassen,  sie  sowohl 
von  dem  Wohnort,  als  von  der  Heimath  einen  Verkündschein  von«- 


Boiach.  d.  Schweiz.  B.-R.  v.  2.  October  1874,  betr.  Civilehegeseisi.     103 

weisen  haben.  Diese  Verkflndung  am  Heimathorte  hat  nach  An- 
nahme der  neuen  Bundesverfassung  durchaus  nichts  Bedenkliches  f&r 
die  Verlobten,  sofern  sie  ihrem  Alter  und  Civilstande,  sowie  ihren 
Yerwandtschaftsverhältnissen  nach  dias  Recht  zur  Ehe  haben,  sie  bie- 
tet aber  in  Beziehung  auf  diese  Punkte  Garantien  gegen  Gesetzwid- 
rigkeiten ;  auch  ist  sie  für  die  Verlobten  selbst  ein  Mittel  zur  genauen 
Feststellung  ihres  Bürgerrechts. 

Aus  einem  ähnlichen  Grunde  müssen  die  Verlobte,  welche  ver- 
schiedenen Ländern  angehören  oder  in  verschiedenen  Ländern  woh- 
nen, auch  den  Heirathsgesetzen  dieser  verschiedenen  Länder  sich  un- 
terwerfen. Dies  galt  bisher  selbst  für  die  Angehörigen  verschiede- 
ner Kantone ;  allein  die  Forderung  wird  hier  bedeutungslos  von  dem 
Angenblicke  an,  wo  in  sämmtlichen  Kantonen  dieselben  Bequisite 
sowohl  als  Förmlichkeiten  vorgeschrieben  sind.  Für  die  Bürger  und 
Einwohner  verschiedener  Länder  aber  wird  dieser  Grundsatz  in  Gel- 
tang verbleiben  müssen. 

Freilich  sagt  Art.  54,  drittes  Alinea  der  Bundesverfiissung : 
»Die  in  einem  Kantone  oder  im  Auslande  nach  der  dort  geltenden 
Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe  soll  im  Gebiete  der  Eidgenossen- 
schaft als  Ehe  anerkannt  werden.« 

Wir  können  aber  Aicht  verlangen,  dass  auch  das  Jusland  eine 
unter  Missachtung  seiner  Gesetze  in  der  Schweiz  geschlossene  Ehe 
eines  Ausländers  als  solche  anerkenne.  Wenn  wir  z.  B.  zugeben, 
dass  ein  Franzose  von  20  Jahren  sich  in  der  Schweiz  ohne  Einwil- 
ligung seiner  Eitern  verheirathet  (was  nach  schweizerischem  Gesetze 
möglich  sein  kann),  so  laufen  wir  Gefahr,  einst  in  Frankreich  diese 
Ehe  nicht  anerkannt  und  die  schweizerische  Mutter  nebst  Kindern 
nach  der  Schweiz  zurückgewiesen  zu  sehen.  Um  Solches  zu  vermei- 
den, verlangen  wir  von  dem  Franzosen  nicht  nur  die  Erfüllung  seines 
heimathlichen  Gesetzes,  sondern  auch  die  Bescheinigung  seiner  Ke- 
gierung,  dass  die  von  ihm  zu  schliessende  Ehe  in  der  Heimath  werde 
anerkannt  werden. 

Ein  Blick  in  die  Gesetzgebung  Frankreichs  und  der  andern  uns 
umgebenden  Ländern  wird  uns  beweisen,  dass  wir  ob  gerne  oder  un- 
geme,  diesen  Standpunkt  einnehmen  müssen. 

Art.  170  des  französischen  Civilgesetzbuches  sagt:  »Eine  im 
Auslände  zwischen  Franzosen  und  Fremden  [z.  B.  Schweizern]  ein- 
gegangene Ehe  ist  gültig,  wenn  sie  nach  der  in  dem  Lande  herge- 
brachten Form  abgeschlossen  worden  ist,  vorausgesetzt,  dass  die  in 
dem  Art.  63,  in  dem  Titel:  von  den  Civilstandsurkunden ,  vorge- 
schriebenen VerJcändungen  vorangegangen  sind,  und  dass  der  Fran- 
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zose  den  in  dem  vorbergebenden  Kapitel  [von  den  zur  Eingebung  ei- 
ner Ehe  erforderlichen  Eigenschaften  und  Bedingungen]  enthaltenen 
Verfügungen  nicht  zuwidergehandelt  hat.« 

Nach  Art.  100  des  italienischen  Civilgesetzbuches  »ist  die  in 
der  Fremde  geschlossene  Ehe  zwischen  Italienern,  oder  zwischen  Ita- 
lienern und  Fremden  (z.  B.  Schweizerinnen)  gültig,  wenn  sie  nach 
den  in  diesem  Lande  gebräuchlichen  Formen  geschlossen  worden  nnd 
der  Bürger  nicht  den  Bestimmungen  in  der  zweiten  Abtheilung  des 
ersten  Kapitels  dieses  Titels  {Nothtoe^^dige  Bedingungen  zur  Ehe- 
schliessnng]  zuwider  gehandelt  bat.« 

Das  deutsche  Beichsgesetz  (vom  4.  Mai  1870),  betreffend  die 
Eheschliessung  und  die  Beurkundung  des  Personenstandes  von  Bon- 
desangehörigen im  Auslande,  sagt:  §.  3.  »Der  Schliessung  der  Ehe 
muss  das  Aufgebot  vorangehen.  Vor  Beginn  desselben  sind  den  Be- 
amten [diplomatischen  Vertretern  im  Auslande]  die  zur  Eingehung 
einer  Ehe  nach  den  Gesetzen  der  Heimath  der  Verlebten,  nothwen- 
digen  Erfordernisse  als  vorhanden  nachsuu>eisen.€ 

§.  10.  »Die  vorstehenden  Bestimmungen  über  die  Eheschlies- 
sung (§.  3—9)  finden  auch  Anwendung,  wenn  nicht  beide  Verlobte, 
sondern  nur  einer  derselben  ein  Bundesangehöriger  ist.« 

Ebenso  kann  aber  auch  der  Schweizer  im  Auslande  nicht  mit 
Berufung  auf  Art.  54 ,  3.  Alinea ,  die  heimathliche  Gesetzgebung 
ignoriren ;  er  kann  dies  jedenfalls  dann  nicht,  wenn  die  ausländische 
Gesetzgebung  selbst  ihn  anweist,  auch  die  Vorschriften  des  heimath- 
lichen  Gesetzes  zu  befolgen,  und  dies  thun  z.  B.  die  Gesetze  un- 
serer Nachbarstaaten  ohne  Ausnahme. 

Art.  168  des  französischen  Civilehegesetzes  schreibt  vor:  >Sind 
die  Eheschliessenden,  oder  ist  einer  derselben  in  Betreff  der  Vorbei- 
rathung  unter  der  Gewalt  eines  Andern  [hierunter  sind  nach  Ministe- 
rialcircular  vom  14.  März  1831  auch  die  minderjährigen  Fremden 
gemeint,  welche  bereits  über  6  Monate  in  Frankreich  wohnen],  so 
müssen  die  Verkündungen  ausserdeni  bei  der  Municipalität  des 
Wohnortes  der  Personen  geschehen,  unter  deren  Gewalt  sie  sich  be- 
finden.« 

Offenbar,  um  Eltern  oder  Vormündern  Gelegenheit  zu  geben, 
das  heimathliche  Eherecht  geltend  zu  machen. 

Noch  bestimmter  sagt  das  italienische  Civilehegesetz,  Art  102: 
»Die  Fähigkeit  des  Fremden,  zu  heirathen,  wird  bestimmt  durt^  die 
Gesetze  des  Landes,  welchem  er  angehört.^ 

»Gleichwohl  kann  der  Fremde  auch  den  Hindernissen  in  itx 
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zweiten  Abtheilang  des  ersten  Capitels  dieses  Titels  [den  italienischen 
Eheerfordernissen]  unterworfen  werden.c 

Art.  103 :  »Der  Fremde,  welcher  im  Königreiche  eine  Ehe  ein- 
gehen will,  soll  dem  Civilstandsbeamten  eine  Erklärung  der  compe- 
teuten  Behörde  des  Landes,  welchem  er  angehört,  vorlegen,  welche 
darthut,  dass  nach  den  Gesetzen,  welchen  er  unterworfen  ist,  nichts 
der  vorgesetzten  Heirath  entgegensteht.c 

Nach  §.  93  des  Gesetzes  über  die  Beurkundung  des  bfirger- 
lichen  Standes  und  die  Förmlichkeiten  bei  Schliessung  der  Ehen  vom 
21.  December  1869  des  Grossherzogthums  Baden  wird,  »die  Fähig- 
keit des  Fremden^  im  Inlande  eine  Ehe  zu  schliessen,  durch  die  Ge- 
seire seines  Heimathlandes  bestimmt.« 

Das  bayerische  Gesetz  iSber  Heimath,  Verehelichung  und  Aut- 
enthalt vom  16.  April  1868  schreibt  in  Art.  39  vor:  »Ausländer, 
welche  auf  bayerischem  Gebiete,  ohne  nach 'Bayern  fi^rmlich  einge- 
wandert zu  sein,  eine  Ehe  schliessen  wollen,  haben  der  Districtsver- 
waltung  des  .Ortes,  an  welchem  die  Ehescbliessung  erfolgen  soll, 
den  Nachweis  vorzulegen ,  dass  nach  dem  im  Heimathlande  des 
Mannes  geltende  Oesetae  diese  Eheschliessung  zulässig  ist  und  die- 
selbe Wirkung  hat,  wie  wenn  sie  im  Heimathlande  selbst  erfolgt 
wäre.« 

-E.  Besondere  Bestimmungen  über  die  Scheidung  und  die  Nichtig- 
erJclärung  der  Ehe,   Art.  41—47.  [43—57  des  Ges.] 

1.  Scheidung.  - 

Das  canonische  Becht  gestattet  keine  gänzliche  Scheidung  vom 
Ehebande.  Es  verwirft  daher  auch  die  Wiederverehelichung  Ge- 
schiedener, so  lange  der  andere  Ehegatte  lebt  und  gestattet  dem 
Geistlichen  keine  Mitwirkung  bei  derselben  (dasselbe  Verfahren  be- 
obachten einzelne  protestantische  Geistliche). 

Die  Bundesgesetzgebung  hat  vom  Standpunkt  der  Glaubens- 
freiheit aus  für  den  protestantischen  Theil  einer  gemischten  Ehe 
das  Recht  zur  Trennung  und  Wiederverehelichung  anerkannt  und 
gesichert.  Das  betreffende  Gesetz  vom  3.  Februar  1862,  schon  an 
sich  ein  Ausnahmsgesetz  zu  Gunsten  einer  bestimmten  Kategorie  von 
Bürgern,  wird  durch  seine  Motivirung  zu  weitern  Ausnahmsbestim- 
urangen  geführt,  zu  einem  ausnahmsweisen  Gerichtsstand  (Art  2), 
und  zu  einer  Concession  an  die  kantonale  Gesetzgebung,  wonach  dem 
katholischen  Ehegatten  die  Wiederverehelichung  bei  Lebzeiten  des 
andern  Ehegatten  untersagt  werden  kann  (Art  5),  eine  ganz  zweck- 
widrige  Concession ,    welche   beweist ,   zu   welchen  Widersprüchen 
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das  NebeDeinanderbestehen  and  die  Verquikung  geistlicher  und  welt- 
licher Ehegesetzgebung  fahren  mass. 

Eine  rationale  Lösang  dieser  Frage  ist  nar  mOglich  be|  gänz- 
licher Scheidang  des  Kirchlichen  and  Bürgerlichen  in  Ehesachen, 
wie  sie  unser  Gesetz  anstrebt. 

Der  Kirche  moss  das  volle  Becht  gewahrt  bleiben  an  dem 
schonen  Satze  festzuhalten ,  dass  die  Ehe  ein  Bundniss  auf  Lebens- 
zeit sei  und  dass  niemals  durch  Trennung  und  anderweitige  Yerebe- 
lichung  des  einen  Ehegatten  der  Weg  zur  Aussöhnung  der  entzwei- 
ten Gemuther  abgeschnitten  werden  dürfe,  der  Staat  rouss  diese  Lehre 
nicht  nur  gewähren  lassen,  er  soll  sich  sogar  Glück  wünschen  zn 
dem  Bundesgenossen,  welcher  in  diesen^  Geiste  für  die  Heiligkeit  des 
Ehebundes  einsteht. 

Auf  der  andern  Seite  aber  soll  er  sich  ennnem,  dass  die 
bürgerliche  Gesetzgebung,  und  auch  die  Ehegeset^ebung  gehört  hie- 
ber ,  für  die  Anhänger  aller  Glaubensansichten  dieselbe  sein  moss 
und  dass  ideale  Anforderungen  wie  die  obengenannten  in  Betreff  d^ 
Ehe  nicht  durch  die  weltliche  Gewalt,  sondern  nur  in  dem  Falle 
durchgeführt  werden  können,  wenn  die  entsprechende  religiöse  üe- 
berzeugung,  welche  er  nicht  vorschreiben  kann,  vorhanden  ist  Er 
rouss  daher  in  seinen  Vorschriften  über  die  Ehescheidung,  gleich 
wie  in  derjenigen  über  die  Eheschliessung,  von  den  Glaubensan- 
sichten der  Betreffenden  absehen,  ihnen  es  überlassend,  ob  sie  neben 
den  bürgerlichen  Gesetzen  auch  noch  kii:chliche  anerkennen  wollen. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  schlagen  wir  vor,  das  Ausnahms- 
gesetz vom  3.  Februar  1862  in  einer  allgeiüein  gehaltenen  (Gesetzes- 
bestimmung aufgehen  zu  lassen. 

^  2.  Die  Nichtigerklärung. 

Derselbe  Standpunkt  ist  auch  hier  durchzuführen.  Die  kirch- 
liche und  überhaupt  alle  confessionelle  Gesetzgebung  muss  alle  Ehen 
zwischen  verbotenen  Verwandtschaftsgraden,  soweit  nicht  Dispensa- 
tion erhältlich  ist,  verpönen;  an  der  weltlichen  Gesetzgebung  aber 
ist  es,  die  Heiligkeit  einer  wirklichen  Ehe  zu  wahren. 

Von  dem  Bestreben  geleitet,  nicht  ohne  Noth  von  Amts  wegen 
in  die  ehelichen  Verhältnisse  einzugreifen  und  Scandal  zu  err^n, 
schlagen  wir  vor ,  auch  noch  in  Fällen  wirklich  unberechtigter 
Eheschliessung  soweit  möglich  nicht  von  Amts  wegen  einzuschrei- 
ten, mit  einziger  Ausnahme  des  Falls  wohlbewusster  Umgehung  des 
Gesetzes. 

Als  selbstverständlich  dagegen  sehen  wir  es  an,  dass  die  be- 
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tbeiligten  Eheleute,  denen  ja  auch  das  Mittel  der  Scheidung  mög- 
lich ist,  da  klagend  auftreten  können,  wo  ihnen  durch  Zwang,  Be- 
trug oder  Irrthum  in  der  Person  Unrecht  widerfahren  ist. 

Die  Abschnitte  F,  G.  und  H.  des  tiesetzes  scheineu  uns  so 
nothwendige  Gonsequenzen  der  vorhergebenden  zu  sein,  dass  wir 
weitere  Auseinandersetzungen  über  dieselben  nicht  für  nöthig  er- 
achten« ^ 

Genehmigen  Sie,  Tit,  die  erneuerte  Versicherung  unserer  voU- 
kommeneu  Hochachtung. 

Bern,  den  2.  October  1874. 
N  Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes,  ' 

Der  Bundespräsident: 
Schenk. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Schtess. 

2.  Schweizer  Bundesgesäz  vom  24,  December  1874,  resp.  23.  Mai 
1875  betreffend  Feststellung  und  Beurkundung  des  Civilstandes  und 
\  die  Ehe. 

1.  Feststellung  und  Beurkundung  des  Civüstandes  und  die  Ehe. 

Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 
in  Ausf&brung  der  Artikel  53,  54  und  58,  Satz  2.  der  Bundesver- 
fassung ; 
nach  Einsicht  einer  Botschaft  des   Bundesrathes  vom   2.   Wein- 
monat 1874, 

heschliesst: 

A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Die  Feststellung  und  Beurkundung  des  Civilstandes 
ist  im  ganzen  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  Sache  der  bürgerlichen 
Behörden. 

Die  Civilstandsbeamten  müssen  weltlichen  Standes  sein,  und 
sind  einzig  berechtigt,  Eintragungen  in  die  Civilstandsregister  zu 
machen  oder  Auszüge  aus  denselben  zu  verabfolgen. 

Art  2.  Von  jedem  Civilstandsbeamten  sind  drei  Standesregister 
unter  der  Bezeichnung: 

Geburtsregister, 
Todtenregister, 
Eheregister, 
nach  gemeinsamen  Formularien  zu  führen,  welche  vom  Bundesr^th 
festgestellt  werden. 
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Die  Anschaffung  der  nach  den  daherigen  Vorschriften  zu  hal- 
tenden Begister  ist  Sache  der  Kantone. 

Sie  sind  doppelt  und  gleichf&rmig  zu  fuhren.  Je  auf  Ende 
des  Jahres  sind  sie  abzuschliessen  und  vom  Civilstandsbeamten  als 
gleichlautend  zu  bescheinigen.  Die  eine  Ausfertigung  bleibt  zur 
Verfügung  des  Civilstandsbeamten ;  die  andere  ist  innerhalb  10 
Tagen  nach  Jahresschluss  der  in  jedem  Kantone  zu  bezeichnenden 
Amtsstelle  einzureichen,  um  in  deren  Archiv  niedergelegt  und  auf- 
bewahrt zu  werden. 

Eintragungen  welche  nach  Einreichung  der  zweiten  Ausfertig- 
ung in  der  ersten  angebracht  werden,  sind  sofort  derjenigen  Amts- 
stelle, in  deren  Gewahrsam  die  zweite  Ausfertigung  sich  befindet, 
in  beglaubigter  Abschrift  mitzutheilen  und  durch  letztere  in  der  Aus- 
fertigung anzumerken. 

Art.  3.  Die  Eintheilung  der  Civilstandskreise,  sowie  die  Be* 
Stimmungen  über  die  Ernennung  und  Entschädigung  der  Civilstands- 
beamten bleiben  den  Kantonen  überlassen. 

Die  Umschreibung  der  kantonalen  Kreise  ist  vor  dem  VoUzng 
gegenwärtigen  Gesetzes  und  hernach  bei  jeder  Aenderung  dem  Bnn- 
desrathe  mitzutheilen. 

Art.  4.  Jede  Geburt,  jeder  Todesfall,  jede  Eheschliessung 
ist  zunächst  einzutragen  in  dem  Kreise,  wo  sie  stattgefunden  haben. 

Art.  5.   Den  Civilstandsbeamten  liegt  ob: 

a.  Die  Eintragung  aller  in  ihrem  Kreis^  vorkommenden  Gebur- 
ten und  Sterbeßllle,  Verkündungen  und  Trauungen  in  die  )>e- 
treffenden  Register,  sowie  auch  die  Vomahme  der  Verkun- 
dungen  beziehungsweise  der  Trauungen. 

b.  Die  amtliche  Mittheilung  dieser  Eintragungen  innerhalb  8 
Tagen  an  die  schweizerischen  Civilstandsbeamten  des  ordent- 
lichen Wohnsitzes,  sowie  des  Heimathortes,  wenn  diese  Ge- 
burten, Sterbftlle  und  Trauungen  Personen  betreffen,  welche 
in  einem  andern  Civilstandskreise  wohnhaft  oder  heimathbe- 
rechtigt  sind. 

c.  Die  Eintragungen  ähnlicher  Mittheilungen  aus  andern  Krei- 
sen des  In-  und  Auslandes  über  Geburten,  SterbefUIe  und 
Trauungen,  sowie  die  Eintragung  der  von  den  Gerichten  aus- 
gesprochenen definitiven  Scheidung  oder  Nichtigerklärungen 
von  Ehen,  sofern  dieselben  Einwohner  oder  Heimathberech- 
tigte  ihres  Kreises  angehen,  in  die  betreffenden  Abtheilungen 
ihrer  Geburts-,  Todten-  und  Eheregister. 
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d.  Auf  das  Verlangen  von  Betheiligten,  die  Verabfolgnng  von 
Auszügen  aus  diesen  Begistern  gegen  Entrichtung  der  be- 
züglichen Schreibgebühr. 

e.  Die  Anfertigung  statistischer  Auszüge  und  Nachweisungen 
zuhanden  der  Bundesbehörden  nach  den  von  letztem  aufge- 
stellten Formularien  gegen  ein  durch  den  Bundesrath  zu  be- 
stimmende Entschädigung. 

f.  Die  Anfertigung  weiterer  Begister,  sofern  solche  durch  kan- 
tonale Gesetze  und  Verordnungen  vorgeschrieben  werden,  so- 
wie die  Ablieferung  deijenigen  Auszüge,  welche  für  die  kan- 
tonale und  die  Gemeindeverwaltung  erforderlich  sind. 

Art.  6.  Die  Eintragungen  in  die  Givilstandsregister  sollen 
chronologisch,  ohne  OfTenlassung  eines  Zwischenraumes,  mit  fortlau- 
fender, jährlich  abzuschliessender  Numerirung  geschehen. 

Es  soll  darin  nichts  mit  Abkürzungen  geschrieben  und  kein 
Datum  mit  Ziffern  ausgedrückt  werden.  Alle  üintragungen^  Aus- 
straichungen  und  Bandbemerkungen  müssen  von  dem  Civilstandsbe- 
ainten  unterzeichnet  sein. 

Art.  7.  Es  darf  in  die  Givilstandsregister  nichts  ihrer  Bestim- 
mung Fremdes  eingeschrieben  werden. 

Die  Familien-  und  Personennamen  der  darin  angefahrten  Per- 
sonen sind  nach  Massgabe  der  den  Beamten  vorgelegten  Geburts- 
scheine und  sonstigen  Civilstandsfacten  vorzumerken ;  sie  kOnnen  mit 
der  Angabe  des  Berufes  der  Person,  oder  des  Amtes,  das  dieselbe 
bekleidet  oder  bekleidet  hat,  begleitet-  werden. 

Art.  8.  Der  Civilstandsbeamte  hat  die  Eintragung  in  die  Be- 
gister  unverzüglich  nach  Empfang  der  betreffenden  Erklärungen,  be- 
ziehungsweise der  ihm  zugehenden  ProtocoUe,  Auszüge  oder  Urtheile 
vorzunehmen. 

Die  Eintragungen  und  die  nach  Vorschrift  gegenwärtigen  Ge- 
setzes von  Amtes  wegen  zu  machenden  Mittheilungen  geschehen 
taxfrei. 

Für  anderweitige  Auszüge  und  Abschriften  sind  Schreibge- 
bübren  nach  einem  von  den  betreffenden  Kantonsregierungen  aufge- 
stellten und  vom  Bundesrathe  genehmigten  Tarife  zu  entrichten. 

Art.  9.  Der  Civilstandsbeamte  darf  an  den  in  die  Standes- 
register gemachten  Eintragungen  weder  Aenderungen  noch  Ergän- 
zangen  vornehmen. 

Berichtigungen  in  den  Civilstandsregistern  können  nur  durch 
ürtbeil  der  zuständigen  kantonalen  Gerichte  angeordnet  werden. 

So.fem  jedoch  ein  offenbarer  Irrthum  vorliegt,  kann  die  kan- 
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tonale  Aufsichtsbehörde   dessen   Berichtigung  im  Verwaltungswege 
anordnen. 

Alle,  die  Berichtigung  eines  Civilstandsregisters  anordnenden 
Entscheide  oder  ürtheile  sind  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  bei 
der  betreffenden  Stelle  am  Bande  vorzumerken. 

Art.  10.  Alle  Belege,  welche  den  Einschreibungen  in  die  Oe- 
burts-,  Todten-  und  Eheregister  zu  Grunde  liegen,  sollen  in  drei  ge- 
sonderten, der  Eintheilung  im  Art.  2.  entsprechenden  Abtheilungen, 
nach  Jahrgängen  nnmerirt,  vom  Civilstandsbeamten  aufbewahrt  werden. 

Art.  11.  Die  Civilstandsregister  und  die  vom  Civilstandsbe- 
amten ausgestellten  und  als  richtig  beglaubigten  Auszüge  gelten  als 
öffentliche  üf künden,  welchen  volle  Beweiskraft  zukommt,. so  lange 
nicht  der  Nachweis  der  Fälschung  oder  der  Unrichtigkeit  der  An- 
zeigen und  Feststellungen,  auf  Grund  deren  die  Eintragung  stattge- 
funden hat,  erbracht  ist. 

Art.  12.  Die  Civilstandsbeamten  sind  für  ihre  Pflichterfollung 
ihren  kantonalen  Behörden  verantwortlich,  welche  ihnen  nach  Mass- 
gabe dieses  Gesetzes  die  nöthigen  Instructionen  ertheilen.  Die  Ean- 
tonsregierungen  sind  verpflichtet,  über  die  Amtsführung  der  Civil- 
standsbeamten alljährliche  Inspectionen  anzuordnen  und  über  deren 
Ergebnisse  dem  Bandesrathe  Bericht  zu  erstatten.  Derselbe  ist  ber 
fugt,  da,  wo  sich  Mängel  oder  üebelstände  erzeigen,  nach  Erforder- 
niss  einzuschreiten  und  gegebenen  Falles  auf  Kosten  des  betreffen- 
den Kantons  das  NOthige  anzuordnen.  Der  Bundesrath  ist  femer 
befugt,  besondere  Inspectionen  vornehmen  zu  lassen. 

Art.  13.  Der  Bundesrath  kann  da,  wo  er  es  für  angemessen 
erachtet,  die  diplomatischen  und  consularischen  Vertreter  der  Eid- 
genossenschaft im  Auslande  ermächtigen,  Geburten  und  Todesfälle 
schweizerischer  Angehöriger  zu  erwahren  und  Eben  zwischen  Schwei- 
zern unter  sich',  sowie  Ehen  zwischen  Schweizern  und  Ausländern 
abzuschliessen. 

Er  wird  zu  diesem  Zweck  auf  Grundlage  dieses  Gesetzes  die 
nöthigen  Beglemente  und  Verordnungen  erlassen. 

B.  Besondere  BesHmmungen  über  die  Führung  der  Geburtsregisier. 

.Art.  14.  Jede  Geburt  und  jede  nach  dem  sechsten  Monat  der 
Schwangerschaft  erfolgte  Fehlgeburt  muss  inner  drei  Tagen  dem  Ci* 
vilstandsbeamten  des  Kreises,  in  welchem  sie  stattgefunden  hat,  münd- 
lich angezeigt  werden. 

Die  Anzeige  von  Geburten,  welche  in  öffentlichen  Anstalten 
(Entbindungs- ,  Kranken-,   Gefängnissanstalten   u.   s.   w.)  stattfin- 
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den,  geschieht  durch  amtliche  Zuschrift  des  betrefiTeuden  Anstalte- 
Yorstehers. 

Art.  15.  Zur  Anzeige  sind  verpflichtet: 

1)  der  eheliche  Vater,  beziehungsweise  ein  dazu  gehörig  Be- 
vollmächtigter; 

2)  die  Hebamme  oder  der  Arzt,  welche  bei  der  Niederkunft 
zugegen  gewesen  sind; 

3)  jede  andere  dabei  zugegen  gewesene  Person; 

4)  derjenige,  in  dessen  Wohnung  oder  Behausung  die  Nieder- 
kunft erfolgt  ist; 

5)  die  Mutter,  sobald  sie  dazu  im  Stande  ist. 

Die  Verpflichtung  der  in  der  vorstehenden  Beihenfolge  später 
genannten  Personen  tritt  nur  dann  ein,  wenn  ein  früher  genannter 
Verpflichteter  nicht  vorhanden  oder  derselbe  an  der  Erstattung  der 
Anzeige  gehindert  ist. 

'  Art.  16.   In  das  Geburtsregister  soll  eingetragen  werden : 

a.  Ort,  Jahr,  Monat,  Tag  und  Stunde  der  Geburt; 

Bei  Zwillings-  oder  Mehrgeburten  ist  die  Eintragung  far 
jedes  Kind  besonders  und  mit  möglichst  genauer  Angabe  der 
Zeitfolge  der  Geburt  vorzumerken. 

b.  Familienname,  Personenname  und  Geschlecht  des  Kindes; 

Für  todtgeborne  oder  vor  dem  Zeitpunkt  der  Anzeige 
verstorbene  Kinder  ist  kein  Personenname  einzutragen. 

c.  Familien-  und  Personennamen,  Beruf,  Heimath-  und  Wohn- 
ort der  Eltern,  wenn  das  Kind  ehelich ,  oder  der  Mutter  al- 
lein, wenn  es  ausserehelich  geboren  ist; 

d.  Familien-  und  Personenname,  Beruf,  Heimath-  und  Wohnort 
des  Anzeigenden. 

Die  Eintragung  in  das  Geburtsregister  soll  sofort  nach  erhal- 
tener Anzeige  geschehen  und  ist  in  demselben  vom  Anzeigenden  zu 
unterzeichnen. 

Wenn  der  Anzeigende  nicht  unterzeichnen  kann,  so  ist  hievon 
im  Begister  besondere  Vormerkung  zu  machen. 

Ari  17.  Wenn  dem  Civilstandsbeamten  die  in  der  Anzeige 
gemachten  Angaben  nicht  glaubwürdig  erscheinen,  so  wird  er  die 
nötfaigen  Erhebungen  veranstalten  und  die  Eintragungen  erst  vor- 
nehmen, nachdem  er  sich  von  der  Bichtigkeit  der  Angaben  über- 
zeugt hat. 

Ist  der  Anzeiger  dem  Beamten  nicht  persönlich  bekannt,  so 
hat  letzterer  die  Identität  feststellen  zu  lassen. 
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Art.  18.  Yerändemngen  in  deä  Standesrechten,  welche  sich  nach 
der  Eintragung  in  das  Geburtsregister  ereignen  (Feststellung  der 
Vaterschaft  eines  ausserehelichen  Kindes  durch  gerichtliches  ürtbeil, 
freiwillige  Anerkennung,  Legitimation,  Adoption  u.  s.  w.)  sind  aof 
Antrag  eines  der  Betheiligten  als  Randbemerkung  im  Geburtsregister 
beizufügen,  wenn  die  Thatsache  durch  öffentliche  Urkunde  ausge- 
wiesen ist. 

Im  Falle  gerichtlicher  Zuerkennung  eines  unehelichen  Kindes 
ist  davon  durch  die  betreffende  Gerichtsbehörde  dem  zust&ndigen  d- 
vilstandsbeamten  Anzeige  zu  machen. 

Die  bei  Anlass  der  Geburtsanzeige  Seitens  des  Vaters  er- 
folgte Anerkennung  eines  unehelichen  ^ndes  ist  im  Register  vor- 
zumerken, wenn  die  betreffende  kantonale  Gesetzgebung  eine  solche 
gestattet : 

Art.  19.  Für  die  in  der  Gemeinde  aufgefundenen  Findelkind« 
hat  die  Gemeindepoli;zeibehörde  die  Pflicht,  binnen  der  ersten  drei 
Tage  nach  der  Auffindung  behufs  der  Eintragung  in  das  Geburts- 
register anzugeben: 

a.  Ort,  Zeit  und  umstände  der  Auffindung; 

b.  das  Geschlecht  des  Kindes,  sowie  dessen  vermuthliches  Alter 
körperliche  Merkmale  und  Kennzeichen  desselben; 

c  die  Beschaffenheit  der  bei  dem  Kinde  vorgefundenen  Kleider 
und  Sachen; 

d.  die  ihm  beizulegenden  Namen ; 

e.  die  Person,  bei  welcher  das  Kind  untergebracht  ist 

C.  Besondere  Bestimmungen  über  die^  Führung  der  Todtenregiskr. 

Art.  20.  Jeder  Sterbefall  ist  längstens  innerhalb  48  Stunden 
dem  Civilstandsbeamten  des  Kreises  mündlich  anzumelden. 

Zu  der  Anzeige  verpflichtet  ist  das  Familienhaupt,  beziehungs- 
weise die  Wittwe  oder  die  sonstigen  nächsten  Angehörigen  des  Ver- 
storbenen, und  wenn  ein  solcher  Verpflichteter  nicht  vorhanden  oder 
an  der  Anzeige  gehindert  ist,  Derjenige,  in  dessen  Wohnung  oder 
Behausung  der  Sterbefall  sich  ereignet  hat,  oder  die  Person,  welche 
beim  Tode  zugegen  gewesen  sind,  endlich  in  deren  Ermangelung  die 
Ortspolizei. 

Die  Bestimmungen  der  Artikel  17,  14,  Alinea  2,  und  Art 
15,  letztes  Alinea,  finden  auch  in  Beziehung  auf  die  Anzeigen  der 
Sterbefälle  Anwendung. 

Art.  21.   Ohne  Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde  darf  keine 
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Beerdigung  vor  der  Eintragung  des  Todesfalles  in  das  Civilständs- 
register  stattfinden.  Ist  die  Beerdigung  dieser  Vorschrift  entgegen 
geschehen,  so  darf  die  Eintragung  des  Todesfalles  nur  mit  Geneh^ 
migung  der  Aufsichtsbehörde  nach  Ermittelung  des  Sachverhaltes 
erfolgen. 

Art.  22.    Das  Todtenregister  soll  enthalten: 

a.  Jahr,  Monat,  Tag  und  Stunde  des  Todes,  sowie  den  Ort, 
wo  derselbe  erfolgt  ist;  i 

b.  Familien-,  Personen-  und  allfällige  Beinamen  des  Yerstor^ 
benen  und  seiner  Eltern,  seine  Heimath,  seinen  Wohnort 
(in  Städten  Strasse  und  Hausnummer),  die  Confession,  Beruf 
und  Civilstand  (ledig,  verheirathet,  verwittwet  oder  geschie^ 
den),  Jahr,  Mons^t  und  Tag  der  öeburt;' 

c.  Familien-  und  Personennamen  und  Beruf  des  lebenden,  ver« 
storbenen  oder  geschiedenen  Ehegatten; 

d.  die  Todesursache,  wenn  immer  möglich,  ärztlich  bezeugt. 

Die  Eintragung  in  das  Todtenregister  soll  sofort  nach  erhal- 
tener Anzeige  geschehen  und  ist  in  demselben  vom  Anzeigenden 
zu  unterzeichnen.  Wenn  der  Anzeigende  nicht  unterzeichnen  kann, 
80  ist  hievon  im  Register  besondere  yormerknng  zu  machen. 

Art.  23.  Für  alle  im  Civilstandskreise  todt  aufgefundenen  un- 
bekannten Personen  wird  die  Todesanzeige  durch  die  Gemeindepolizei 
vollzogen. 

Die  Eintragung  soll  enthalten: 

a.  Ort,  Zeit  und  Umstände  der  Auffindung  der  Leiche; 

b.  das  Geschlecht  und  muthmassliche  Alter  derselben; 

c.  die  körperlichen  Merkmale  und  besonderen  Kennzeichen  der- 
selben ; 

d.  die  Beschaffenheit  der  bei  der  Leiche  vorgefundenen  Kleider 
und  Sachen; 

e.  die  muthmassliche  Todesursache. 

Namen  und  Heimath  des  Verstorbenen  sind,  wenn  sie  be- 
kannt werden,  einzutragen. 

Art.  24.  Als  todt  erklärte  Verschollene  sind  in  den  Todten- 
registern  mit  der  Bemerkung  einzutragen,  die  Eintragung  erfolge 
auf  Grund  einer  Todeserklärung  der  zuständigen  Behörde. 

Die  Behörde,  welche  die  T^odeserklärung  aussprit^bt,  hat  den 
Civilstandsbeamten  des  letzten  bekannten  Wohnsitzes  des  Betreffenden, 
sowie  des  Heimathortes  davon  Mittheilung  zu  machen. 

ArcbiT  (ur  Kircbenrecbt.  XXXVI.  8 
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D.  Besondere  Bestimmungen  über  die  Eheschliessung  und  die  Füh- 
rung der  Eheregister. 

I.  Von  den  zar  Eingehung  einer  Eh^  erforderlichen  Eigenschaften 

und  Bedingungen. 

Art.  25.  Das  Becht  zur  Ehe  steht  unter  dem  Schutze  des 
Bundes. 

Dieses  Becht  darf  weder  aus  kirchlichen  oder  ökonomischen 
Bücksichten,  noch  wegen  bisherigen  Verhaltens  oder  aus  andern  po- 
lizeilichen Qrfinden  beschränkt  werden. 

Die  in  «einem  Kantone  öder  im  Auslande  nach  der  dort  gelten- 
den Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe  soll  im  Gebiete  der  Eidge- 
nossenschaft als  Ehe  anerkannt  werden. 

Durch  den  Abschluss  der  Ehe  erwirbt  die  Frau  das  Heimath- 
recht des  Mannes. 

Durch  die  nachfolgende  Ehe  der  Eltern  werden  vorehelich  ge- 
bome  Kinder  derselben  legitimirt. 

Jede  Erhebung  von  Brauteinzugsge\)ühren  oder  andern  ähnlichen 
Abgaben  ist  unzulässig.    (Art  54  der  Bundesverfassung.) 

Art.  26.  Zu  einer  giltigen  Ehe  gehört  die  freie  Einwilligung 
der  Brautleute.  Zwang,  Betrug  oder  Irrthum  in  der  Person  eines 
der  Ehegatten  schliesst  die  Voraussetzung  der  Einwilligung  aus. 

Art  27.  Um  eine  Ehe  einzugehen,  muss  der  Bräutigam  das 
achtzehnte ,  die  Braut  das  sechzehnte  Altersjahr  zuräckgelegt  haben. 

Personen,  welche  das  zwanzigste  Altersjahr  noch  nicht  vollen- 
det haben,  bedürfen  zu  ihrer  Verehelichung  der  Einwilligung  des 
Inhabers  der  elterlichen  Gewalt  (des  Vaters  oder  der  Mutter).  Sind 
dieselben  gestorben  oder  sind  sie  nicht  in  der  Lage,  ihren  Willen 
zu  äussern,  so  ist  die  Einwilligung  des  Vormundes  erforderlich. 
Gegen  Ebeverweigerungen  des  Vormundes  steht  den  Betreffenden  der 
Becurs  an  die  zuständige  Vormundschaftsbehörde  zu. 

Art.  28.  Die  Eingehung  der  Ehe  ist  untersagt: 

1)  Personen,  die  schon  verheirathet  sind; 

2)  wegen  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft: 

a.  zwischen  Blutsverwandten  in  allen  Graden  der  auf-  und 
absteigenden  Linie ,  zwischen  vollbOrtigen  Geschwistern 
und  Halbgeschwistem,  zwischen  Oheim  und  Nichte,  zwi- 
schen Tante  und  Neffe ,  gleichviel  beruhe  die  Verwandt- 
schaft auf  ehelicher  odol^  ausserehelicher  Zeugung ; 

b.  zwischen  Schwiegereltern  und  Schwiegerkindem,  Stiefeltern 
und  Stiefkindern,  Adoptiveltern  und  Adoptivkindern; 
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3)  Geisteskranken  und  Blödsinnigen. 

Wittwen  und  geschiedene  Frauen,  dessgleichen  Ebefranen  de- 
ren Ehe  nichtig  erklärt  worden  ist,  dürfen:  vor  Ablauf  von  dreihun- 
dert Tagen  nach  Auflösung  der  früheren  Ehe  keine  neue  eingehen. 

Tl.  Von  den  auf  die  Abschliessung  der  Ehe  bezüglichen  Förmlich- 
keiten. 

Art.  29.  Jeder  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  vorzuneh- 
menden Eheschliessung  muss  die  Verkündung  des  Ebeversprechens 
vorausgehen.  Die  Verkündung  hat  am  Wohnorte,  sowie  am  Hei- 
mathorte jedes  der  Brautleute  zu  erfolgen.  Wird  im  Auslande  mit 
Berufung  auf  bestehende  Landesgesetze  die  Verkündung  als  über- 
flüssig oder  unzulässig  abgelehnt,  so  wird  dieselbe  durch  eine  dies- 
fällige  Bescheinigung  ersetzt. 

Art.  30.  Behufs  Vornahme  der  Verkündung  von  Eheversprechen 
sind  dem  Civilstandsbeamten  vorzuweisen  : 

a.  die  Geburtscheine  beider  Brautleute;. 

b.  für  Personen,  welche  das  20.  Altersjahr  noch  nicht  zurück- 
gelegt haben,  die  Zustimmungserklärung  des  Inhabers  der 
elterlichen  Gewalt  oder  des  Vormundes,  beziehungsweise  der 
zuständigen  Vormundschaftsbehörde ; 

c.  falls  nicht  beide  Theile  persönlich  erscheinen,  ein  von  ihnen 
unterzeichnetes  und  von  der  zuständigen  Amtstelle  beglau- 
bigtes Eheversprechen. 

Art.  31.  Wenn  sich  aus  den  gemachten  Angaben  und  beige- 
brachten Belegen  ergibt,  dass  die  vorgeschriebenen  Bedingungen  er-  . 
füllt  sind,  so  fasst  der  Civilstandsbeamte  den  Verkündungsact  ab 
und  besorgt  dessen  Veröffentlichung;  er  übermittelt  den  Verkün- 
dungsact,von  Amtes  wegen  den  schweizerischen  und  ausländischen  Ci- 
vilstandsbeamten ,  in  deren  Kreisen  nach  Vorschrift  des  Art.  29.  die 
Verkündung  ebenfalls  stattfinden  soll. 

Alle  diese  Handlungen  erfolgen  taxfrei,  insoweit  sie  von  schwei- 
zerischen Civilstandsbeamten  vorzunehmen  sind. 

Wenn  auswärtige  Behörden  behufs  der  Verehelichung  von 
schweizerischen  oder  eigenen ,  in  der  Schweiz  geborenen  oder  sich 
aufhaltenden  Angehörigen  dienstliche  Verrichtungen  schweizerischer 
Civilstandsbeamten  in  Anspruch  nehmen,  so  sind  letztere  verpflichtet, 
den  daherigen  Begehren  Folge  zu  geben. 

Ist  der  Bräutigam  ein  Ausländer,  so  soll  die  Verkündung  nur 
auf  Vorlage  einer  Erklärung  der  zuständigen  auswärtigen  Behörde 
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erfolgen,  worin  die  Anerkennung  der  Ehe  mit  allen  ihren  Folgen 
ausgesprochen  ist. 

Üie  Kantonsregiemng  ist  ermftchtigt,  hievon  zu  dispensiren  und 
die  mangelnde  Bescheinigung  durch  eine  andere  passende  AnordnuDg 
zu  ersetzen. 

Art.  32.    Der  Yerkündungsact  soll  enthalten : 

Die  Familien«  nnd  Personennamen,  den  Beruf,  Wohn-  und 
Heimathort  der  Brautleute  und  ihrer  Eltern,  sowie  bei  ?erwittweten 
oder  geschiedenen  Personen  die  Familien-  und  Personennamen  des 
früheren  Ehegatten  und  die  Frist,  binnen  welcher  Einsprachen  anzu- 
melden sind. 

Art.  33.  Im  ganzen  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  ist  der 
Yerkündungsact  durch  den  gesetzlich  angewiesenen  Civilstandsbe- 
amten,  und  zwar  in  allen  Fällen  gleichmässig ,  mittelst  öffentlichea 
Anschlags  oder  einmaliger  Einruckung  in  daa  Amtsblatt  bekannt  zu 
machen. 

Art.  34.  Einsprachen  gegen  den  Eheabschluss  sind  binnen 
zehn  Tagen  nach  stattgehabter  Veröffentlichung  der  Verkündung 
bei  einem  der  Civilstaudsbeamten,  welche  die  letztere  besorgt  haben, 
anzumelden.  Dem  Civilstaudsbeamten  des  Wohnorts  des  Bräuti- 
gams ist  innerhalb  zweimal  24  Stunden  nach  Ablauf  dieser  Frist 
von  Seite  der  andern  zur  Verkündung  verpflichteten  Civilstaudsbe- 
amten Anzeige  zu  machen,  ob  eine  Einsprache  erhoben  sei  oder  nicht. 

Jede  Einsprache,  welche  sich  nicht  auf  eine  der  in  den  Ar- 
tikeln 26,  27  und  28  dieses  Gesetzes  enthaltenen  Vorschriften  stutzt, 
ist  von  Amtes  wegen  zurückzuweisen  und  in  keinerlei  Weise  zu  be- 
rflcksdchtigen. 

Art.  35.  Wenn  Einsprachen  gegen  den  Eheabschluss  erfolgen, 
so  theilt  der  Civilstandsbeamte  des  Wohnorts  des  Bräutigams  die- 
selben letzterm  mit,  und  es  hat  dieser  sich  sodann  binhen  einer  Frist 
von  zehn  Tagen  zu  erklären,  ob  er  die  Einsprachen  anerkenne  oder 
nicht;  im  letztern  Falle  ist  dem  Einsprecher  davon  Eenntniss  2U 
geben,  welcher  binnen  der  Frist  von  weitern  zehn  Tagen  die  Klage 
bei  dem  zuständigen  Bichter  des  Wohnorts  des  Bräutigams,  oder 
wenn  dieser  keinen  Wohnsitz  in  der  Schweiz  hat,  beim  zuständigen 
Biohter  des  Wohnortes  der  Braut  anhängig  zu  machen  hat.  €to- 
schieht  letzteres  nicht,  so  fällt  die  Einsprache  dahin. 

Art  36.  Nach  Ablauf  von  vieraehn  Tagen  nach  der  am  Wohn- 
orte des  Bräutigams  stattgehabten  Verkündung  ist  den  Brautleat» 
auf  ihr  Verlangen  von  dem  dortigen  Civilstaudsbeamten,  sofern  inner 
dieser  Frist  bei   demselben  keine  Eheeinsprache  angemeldet  oder 
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wenn  eine  solche  durch  die  zuständige  Behörde  abgewiesen  worden 
ist «  ein  Verkündschein  auszustellen ,  in  welchem  bescheinigt  wird, 
dass  die  Ehe  gesetzlich  verkündigt  worden  und  gegen  deren  Voll- 
zog  keine  Einsprache  bestehe. 

Eine  Verkundung,  welcher  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  der 
Abschlnss  der  Ehe  folgt,  yerliert  ihre  Giltigkeit. 

Art.  37.  Auf  Vorweis  der  VerkOndbescheinigung  vollzieht  der 
Civilstandsbeamte  die  Trauung,  welche  in  der  Begel  in  denoi  Kreise, 
wo  der  Bräutigam  seinen  Wohnsitz  hat,  stattfinden  soll. 

In  Fällen  von  Todesgefahr  kann  der  Civilstandsbeamte  mit  Zu- 
stimmung der  zuständigen  kantonalen  Behörde  auch  ohne  vorausge- 
gangene Yerkundung  die  Trauung  vornehmen. 

Auf  die  schriftliche  Ermächtigung  des  Civilstandsbeamten  des 
Wohnsitzes  des  Bräutigams  darf  die  Eheschliessung  auch  von  dem 
Civilstandsbeamten  eines  anderen  Kreises  in  dem  Qebiete  der  Eid- 
genossenschaft vollzogen  werden.  In  diesem  Falle  hat  letzterer  un- 
yerweilt  einen  Trauungsschein  behufs  Eintragung  in  die  amtlichen 
Begister  des  Wohnortes  auszufertigen. 

Ist  der  Bräutigam  Ausländer,  so  kann  die  Trauung  nur  auf 
Vorlage  einer  Erklärung  der  zuständigen  auswärtigen  Behörde  er- 
folgen, worin  die  Anerkennung  der  Ehe  mit  allen  ihren  Folgen  aus- 
gesprochen ist,  —  das  Dispensationsrecht  der  Kantonsregierungen 
nach  Art.  31,  Schlussalinea,  vorbehalten. 

Art.  38.  Die  Vornahme  der  Trauungen  ist  an  wenigstens  zwei 
Tagen  jeder  Woche  zu  ermöglichen. 

Die  Trauung  findet  in  einem  Amtslocal  und  öffentlich  statt. 

Bei  ärztlich  bezeugter  schwerer  Erkrankung  eines  der  Ver- 
lobten kann  die  Trauung  auch  in  einer  Privatwohnung  vollzogen 
werden. 

In  allen  Fällen  ist  die  Gegenwart  von  zwei  volljährigen  Zeugen 
nothwendig. 

Art.  39.  Die  Ehe  wird  dadurch  abgeschlossen,  dass  der  Civil- 
standsbeamte die  Verlobten  einzeln  firagt: 

»N.  N.  erklärt  Ihr  hiemit,  die  N.  N.  zur  Ehefrau  nehmen  zu 
wollen  ?< 

>N.  N.  erklärt  Ihr  hiemit,  den  N.  N.  zum  Ehemann  nehmen 
zu  wollen?« 

»Nachdem  Ihr  beide  erklärt  habt,  eine  Ehe  eingehen  zu  wollen, 
erkläre  ich  diese  im  Namen  des  Gesetzes  als  geschlossen. c 

Unmittelbar  nachher  findet  die  Eintragung  in  das  Eberegister 
statt,  welche  durch  die  Eheleute  und  die  Zeugen  zu  unterzeichiien  ist 
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Art.  40.  Eine  kirchliche  Tranungsfeierlichkeit  darf  erst  nach 
VoUziehiing  der  gesetzlichen  Trauung  durch  den  bfirgerlichen  Traa- 
beamten  und  Vorweisung  des  daherigen  Ehescheines  stattfinden. 

Art.  41.  Sofern  yoreheßche  Kinder  durch  die  nachfolgende  Ehe 
legitimirt  werden,  so  haben  die  Eltern  bei  der  Trauung  oder  späte- 
stens innerhalb  dreissig  Tagen  nach  derselben  die  Kinder  dem  Ci- 
vilstandsbeamten  ihres  Wohnortes  anszuzeigen. 

Hat  jedoch  die  Eintragung  aus  irgend  einem  Grunde  nicht 
stattgefunden,  so  kann  aus  dieser  Unterlassung  den  vorehelichen 
Kindern  und  ihren  Nachkommen  in  ihren  Bechten  kein  Nachtheil 
erwachsen. 

^  Art.  42.  Das  Ehwegister  soll  enthalten: 

a.  Familien-  und  Personennamen,  Heimath,  Qeburts-  und  Wohn- 
ort, Beruf  und  Geburtsdatum  beider  Ehegatten; 

b.  Familien-  und  Personennamen,  Beruf  und  Wohnort  ihrer 
Eltern ; 

c.  Familien-  und  Personennamen  des  verstorbenen  oder  ge- 
schiedenen Gatten,  wenn  eines  der  Ehegatten  bereits  vorbei- 
rathet  war,  nebst  dem  Datum  des  Todes,  beziehungsweise  der 
Scheidung; 

d.  das  Datum  der  Verkündungen ; 

e.  das  Datum  des  Eheabschlusses; 

f.  das  Verzeichniss  der  eingelegten  Schriften; 

g.  die  Namen,  Vornamen  und  den  Wohnort  der  Zeugen ; 

B.  Besondere  Bestimmungen  über  die  Scheidung  und  Nichtiger-' 
Klärung  der  Ehe,  und  die  daherigen  Eintragungen. 

Art.  43.  Ehescheidungsklagen  und  Klagen  auf  üngiltigkeit 
einer  Ehe  sind  bei  dem  Gerichte  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  an- 
zubringen.  Vorbehalten  bleibt  die  Weiterziehung  an  das  Bundesge- 
richt nach  Art.  29  des  Bundesgesetzes  über  Organisation  der  Bun- 
desrechtspflege vom  27.  Juni  1874. 

Beim  Abgange  eines  Wohnsitzes  in  der  Schweiz  kann  die  Klage 
am  Heimath-  (Bürger-)  Orte  oder  am  letzten  schweizerischen  Wohn- 
orte des  Ehemanns  angebracht  werden. 

Axt  44.  Nach  Anhörung  der  Klage  (Art.  43)  gestattet  der 
Richter,  wenn  es  verlangt  wird,  dex  Ehefrau,  gesondert  vom  Ehe- 
mann zu  leben,  und  trifft  überhaupt  für  die  Dauer  des  Processes  in 
Beziehung  auf  den  Unterhalt  der  Ehefrau  und  der  Kinder  die  an- 
gemessene Verfügungen. 

Art.  45.  Wenn  beide  Ehegatten  die  Scheidung  veriangen ,  so 
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wird  das  Gericht  dieselbe  aussprechen,  sofern  sich  ans  den  Yerhftlt- 
nissen  ergibt,  dass  ein  ferneres  Znsammenteben  der  Ehegatten  mit 
dem  Wesen  der  Ehe  unverträglich  ist 

Art  46.  Auf  Begehren  eines  der  Ehegatten  muss  die  Ehe  ge- 
trennt werden: 

a.  wegen  Ehebruchs,  sofern  nicht  mehr  als  sechs  Monate  ver- 
flossen sind,  seitdem  der  beleidigte  Theil  davon  Eenntniss 
erhielt ; 

b.  wegen  Nachstellung  nach  dem  Leben,  schwerer  Misshand- 
lungen oder  tiefen  Ehrenkränkungen; 

c.  wegen  Verurtheilung  zu  einer  entehrenden  Strafe : 

d.  wegen  böswilliger  Verlassung,  wenn  diese  schon  zwei  Jahre 
angedauert  hat  und  eine  richterliche  Aufforderung  zur  Bfick- 
kehr  binnen  sechs  Monaten  erfolglos  geblieben  ist; 

e.  wegen  Geisteskrankheit,  wenn  diese  bereits  drei  Jahre  ange- 
dauert hat  und  als  unheilbar  erklärt  wird. 

Art.  47.  Wenn  keiner  der  genannten  Scheidungsgrände  vorliegt, 
aber  gleichwohl  das  eheliche  Yerhältniss  als  tief  zerrfittet  erscheint, 
so  kann  das  Gericht  auf  gänzliche  Scheidung  oder  auf  Scheidung  von 
Tisch  und  Bett  erkennen«  Die  letztere  darf  nicht  auf  länger  als 
zwei  Jahre  ausgesprochen  werden.  Findet  während  dieses  Zeitrau- 
mes eine  Wiedervereinigung  nicht  statt,  so  kann  die  Klage  auf 
gänzliche  Ehescheidung  erneuert  werden,  und  es  erkennt  alsdann  das 
Gericht  nach  freiem  Ermessen. 

Art.  48.  Bei  gänzlicher  Scheidung  wegen  eines  bestimmten 
Grundes  darf  der  schuldige  Ehegatte  vor  Ablauf  eines  Jahres  nach 
der  Scheidung  kein  neues  Ehebündniss  eingehen. 

Diese  Frist  kann  durch  das  richterliche  ürtheil  selbst  bis  auf 
drei  Jahre  erstreckt  werden. 

Art.  49.  Die  weitere  Folgen  der  Ehescheidung  oder  der  Schei- 
dung von  Tisch  und  Bett  in  Betreff  der  persönlichen  Rechte  der 
Ehegatten,  ihrer  Vermögensverhältnisse,  der  Erziehung  und  des  Un- 
terrichtes der  Kinder  und  der  dem  schuldigen  ^Theile  aufzuerlegen- 
den Entschädigungen  sind  nach  der  Gesetzgebung  des  Kantons  zu 
regeln,  dessen  Gerichtsbarkeit  der  Ehemann  unterworfen  ist. 

Das  Gericht  entscheidet  &ber  diese  Fragen  von  Amtes  wegen 
oder  auf  Begehren  der  Parteien  zu  gleicher  Zeit  wie  über  die  Schei- 
dungsklage. 

Diejenigen  Kantone,  welche  hierüber  keine  gesetzlichen  Be- 
stimmungen haben,  sind  gehalten,  solche  binnen  einer  vom  Bundes- 
rathe  festzusetzenden  Frist  zu  erlassen. 
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Art.  50.  Eine  Ehe,  welche  ohne  die  freie  Eiowilligong  beider 
oder  eines  der  Ehegatten  durch  Zwang,  Betrug  oder  durch  einen 
Irrthum  in  der  Person  zu  Stande  gekommen  ist,  kann  auf  Klage 
des  verletzten  Theiles  ungiltig  erklärt  werden. 

Die  Nichtigkeitsklage  ist  jedoch  nicht  mehr  annehmbar,  wenn 
seit,  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  der  betreffende  Ehegatte  seine  völ- 
lige Freiheit  erlangt  oder  den  Irrthum  erkannt  hat,  mehr  als  drei 
Monate  verstrichen  sind. 

Art.  51.  Auf  Nichtigkeit  der  Ehe  ist  von  Amtes  wegen  zu 
klagen,  wenn  sie  entgegen  den  Bestimmungen  des  Art.  28,  Ziff.  1, 
2  und  3  abgeschlossen  worden  ist. 

Art.  52.  Eine  Ehe,  die  zwischen  Brautleuten  aJI)geschlo88en 
worden  ist,  welche  beide  oder  von  denen  der  eine  Theü  das  im  Art. 
27  vorgeschriebene  Müudigkeitsalter  noch  nicht  erreicht  hatten,  kann 
auf  Klage  des  Vaters  oder  der  Mutter  oder  des  Vormundes  nichtig 
erklärt  werden. 

Die  Nichtigkeitsklage  ist  indessen  nicht  mehr  annehmbar: 

a.  wenn  die  Ehegatten  das  gesetzliche  Alter  erreicht  haben ;  * 

b.  wenn  die  Frau  schwanger  geworden  ist; 

c.  wenn  der  Vater  oder  die  Mutter  oder  der  Vormund  ihre  Ein- 
willigung far  die  Heirath  gegeben  hatten. 

Art.  53.  Auf  Nichtigkeit  einer  Ehe,  welche  ohne  Einwillig- 
ung der  Eltern  oder  Vormönder  (Art.  27,  Alinea  2)  und  ohne  voran- 
gegangene gehörige  Verkündung  eingegangen  worden  ist,  kann  nur 
von  denjenigen,  deren  Einwilligung  erforderlich  gewesen  wäre,  und 
nur  bis  zu  dem  Zeitpunkte  geklagt  werden,  in  welchem  die  Eheleute 
das  gesetzliche  Alter  erreicht  haben. 

Art.  54.  Eine  im  Ausland  unter  der  dort  geltenden  Gesetz-, 
gebung  abgeschlossene  Ehe  wird  nur  dann  als  ungiltig  erklärt,  wenn 
die  dagegen  erhobene  Nichtigkeitsklage  sowohl  nach  der  Gesetzge- 
bung, unter  welcher  die  Ehe  abgeschlossen  wurde,  als  nach  dem  ge- 
genwärtigen Gesetze  begründet  ist. 

Art.  55.  Wird  eine  Ehe  nichtig  erklärt,  bei  der  sich  beide 
Ehegatten  in  gutem  Glauben  befanden,  so  begründet  dieselbe  sowohl 
für  die  Ehegatten  als  für  die  aus  der  Ehe  hervorgegangenen  oder 
durch  dieselben  legitimirten  Kinder  die  bürgerlichen  Folgen  einer 
giltigen  Ehe. 

Befand  sich  nur  einer  der  Ehegatten  im  guten  Glauben ,  so 
hat  die  Ehe  nur  für  diesen  und  für  die  Kinder  die  bürgerlichen  Fol- 
gen einer  giltigen  Ehe. 
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Waren  endlich  beide  Ehegatten  in  bdsem  Glauben,  so  treten 
die  bfirgerlichen  Folgen  einer  giltigen  Ehe  nur  für  die  Kihder  ein. 

Art.  56.  In  Bezug  auf  Ehen  zwischen  Ausländern  darf  eine 
Scheidungs-  oder  Nichtigkeitsklage  von  den  Gerichten  nur  dann 
angenommen  werden ,  wenn  nachgewiesen  wird ,  dass  der  Staat, 
dem  die  Eheleute  angehören,  das  zu  erlassende  Urtheil  anerkennt. 

Art.  57.  Alle  ürtheile  betreffend  Ehescheidungen  oder  die 
Nichtigkeit  einer  Ehe  sind  von  den  Gerichten,  welche  dieselben  aus- 
gesprochen haben,  den  Civilstandsbeamteu  des  Wohnortes  und  der 
Heimathgemeinde  sofort  mitzutheilen  und  von  diesem  am  Bande  des 
entsprechenden  Traueintrags  im  Eheregister  vorzumerken. 

F.  Strafbestimmungen. 

Art.  58.  Die  Civilstandsbeamteu  haften  den  Betheiligten  für 
allen  Schaden,  welchen  sie  ihnen  durch  Vernachlässigung  oder  Ver- 
letzung ihrer  Pflicht  zufügen. 

Art.  59.  Von  Amtes  wegen  oder  auf  Klage  hin  sind  zu  be- 
strafen :  ' 

1)  Personen,  welche  den  in  den  Artikeln  14,  15,  20  und  21 
vorgeschriebenen  Anzeigepflichten  nicht  nachkommen,  mit 
Geldbnsse  bis  auf  100  Franken. 

2)  Civilstandsbeamte ,  welche  die  ihnen  in  diesem  Gesetze  auf- 
erlegten Pflichten  verletzen,  sowie  Geistliche,  welche  gegen 
den  Art.  40  des  Gesetzes  handeln,  mit  Geldbnsse  bis  auf 
Fr.  300,  im  Wiederholungsfall  mit  Verdoppelung  der  Busse 
und  Amtsentsetzung. 

Die  Geistlichen  haften  den  Betheiligten  ebenfalls  fär  die 
civilrechtlichen  Folgen. 
Sämmtlichen  interessirten  Parteien  steht  in  Beziehung  auf  die 
Anwendung  dieses  Artik^s  gegen  Ürtheile  der  kantonalen  Gerichte 
der  Recurs  an  das  Bundesgericht  offen. 

O.  SeMus^estimmungen. 

Art.  60.  Die  kantonalen  Vollzieh ungs Verordnungen  zum  ge- 
genwärtigen Gesetz  sind  dem  Bnndesrathe  zur  Genehmigung  mit- 
zutheilen. 

Art.  61,  Dieses  Gesetz  tritt  unter  Vorbehalt  von  Art.  89  der 
Bundesverfassung  und  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874  be- 
treffend Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse 
am  1.  Januar  1876  in  Kraft. 
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Art.  62.   Von  diesem  Zeitpunkt  an  sind  anfgeboben: 

1)  Das  Bandesgesetz  über  die  gemischten  Eben  vom  3.  Decem- 
ber  1850  (II,  130); 

2)  das  Nachtragsgesetz  über  die  gemischten  Eben  vom  3.  Fe- 
bruar 1862  (Vn,  126); 

3^  das  Concordat  TOm  8.  Juli  1803  (jand  9.  Juli  1818) ; 

4)  das  Concordat  vom  4.  Juli  1820; 

5)  das  Concordat  vom  6.  Juli  1821 ; 

6)  das  Concordat  vom  14.  August  1821; 

7)  das  Concordat  vom  11.  Juli  1829; 

8)  das  Concordat  vom  15.  Juli  1842; 

9)  das  Concordat  vom  1.  Februar  1855; 

10)  alle  mit  gegenwärtigem  Gesetze  im  Widerspruch  stehenden 
katonalen  Gesetze  und  Verordnungen. 

H.  Uebergangsbestimmungen. 

Art.  63.  Hat  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  eine 
dauernde  oder  zeitliche  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  stattgefon- 
den,  so  kann  die  gänzliche  Scheidung  verlangt  werden,  wenn  der 
Grund ,  gestützt  auf  welchen  die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
erfolgte,  nach  Mitgabe  dieses  Gesetzes  zur  gänzlichen  Scheidung  be- 
rechtigte. 

Art.  64.  Die  Kantone  haben  dafor  zu  sorgen,  dass  sämmt- 
liche  auf  den  Civilstand  bezüglichen  Register  und  Acten  oder  Copien 
derselben , ^soweit  es  zu  diesem  Zwecke  erforderlich  ist,  in  den  Be- 
sitz der  bürgerlichen  Behörden  übergehen.  Nach  dem  Inkraftreten 
dieses  Gesetzes  sind  die  neuen  Civilstandsbeamten  allein  berechtigt, 
Bescheinigungen  und  Auszüge  aus  den  Civilstandsregistem  auszu- 
fertigen. 

Art.  65.  Wo  die  bisherigen  Personalregister  nur  der  Taufe, 
nicht  aber  der  Geburt  erwähnen,  kann  der  Taufechein  an  die  Stelle 
des  im  Art.  30,  Lit.  a.  dieses  Gesetzes  geforderten  Geburtscheines 
treten. 

Also  beschlossen  vom  Ständerathe, 

Sertif  den  24.  Christmonat  1874. 

Der  Präsident:   KöchUn. 

Der  ProtocoUführer :   J.  L.  Lutscher, 

Also  beschlossen  vom  Nationalrathe, 

Bem^  den  24.  Christmonat  1874. 

Der  Präsident:  L.  Ruchonnet. 
Der  ProtocoUffihrer:  Schiess. 

Im  Schweiz.  Bundesblatt  veröffentlicht  am  30.  Januar  1875; 
Einspruchsfrist:  29.  April  1875. 

Angenommen  durch  Volksabstimmung  den  23.  Mai  1875. 
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V. 
Beschlösse  des  Osterreichischen  Abgeordnetenhauses, 

wodurch  mehrere  Bestimmungen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gc- 
setßhuehes  rücJcsichÜich  des  Eherechtes  abgeändert  werden  sollen  (1876). 

Der  Abgeordnete  Dr.  Kopp  stellte  mit  mehreren  Genossen  in 
der  Sitzung  des  österreichischen  Abgeordneten-Hauses  am  21.  Januar 
1874  den  Antrag,  es  möge  für  alle  die  Regelung  der  confessionellen 
Verhältnisse  betreffenden  Angelegenheiten  ein  Ausschuss  gewählt  und 
diesem  Ausschusse  der  Auftrag  ertheilt  werden,  nebst  anderen  Ge- 
setzen auch  ein  Ebegesetz  und  ein  Gesetz  über  die  Führung  der 
CivUstandsregister  zu  entwerfen  und  dem  Hause  vorzulegen.  Es 
wurde  vom  Abgeordnetenhause  ein  sogenannter  confessioneller  Aus- 
schuss gewählt.  Dieser  Ausschuss  beschloss  in  seiner  Sitzung  yom 
Februar  1875,  es  sei  ein  das  materielle  und  formelle  Eherecht  um- 
fassendes Ehegesetz,  unabhängig  von  den  verschiedenen  Beligionsbe- 
Kenntnissen  der  Staatsbürger  zu  verfassen.  Zur  Würdigung  dieses 
Standpunktes,  welcher  die  bürgerliche  Anerkennung  oder  Duldung 
der  verschiedenen  auch  in  der  Auffassung  der  Ehe  von  einander  ab- 
weichenden ^Konfessionen  negirt  und  theilweise  in  innerste  Gewissens- 
fragen eingreift,  verweisen  wir  auf  die  allgemeinen  Bemerkungen 
über  das  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Kirche  in  Ansehung  der 
Ehesachen  vom  Standpunkte  allgemeiner  religiöser  Freiheit,  die  wir 
schon  im  Jahre  1861  im  Bd.  7.  S.  35  ff.  des  Archiv's  veröffentlich- 
ten. Der  confessionelle  Ausschuss  des  Abgeordneten-Hauses  nahm 
auf  Grundlage  seines  vorerwähnten  Beschlusses  den  inzwischen  von 
einem  aus  seiner  Mitte  gewählten  Comit^  verfassten  Entwurf  eines 
Civilehegesetzes  in  Berathung.  Dabei  traten  jedoch,  wie  wir  dem 
unter  dem  18.  December  1875  erstatteten  Berichte  des  Abgeordne- 
ten Dr.  Weeber  über  den  in  der  üeberschrift  unseres  Artikels  be- 
zeichneten Gesetzentwurf  (Nr.  242  der  Beilagen  zu  den  stenogr. 
Protok.  de»  Abgeordneten-Hauses,  8.  Session)  entnehmen ,  derartige 
Schwierigkeiten  gegen  das  Zustandekommen  und  gegen  die  derzeitige 
Durchführung  eines  das  materielle  und  formelle  Eherecht  umfassen- 
den ,  von  den  confessionellen  Verschiedenheiten  der  Staatsbürger 
ganz  absehenden  Ehegesetzes  hervor,  dass  der  Ausschuss  in  der 
Sitzung  am  1.  December  1875  den  Beschluss  fasste,  ohne  Prä- 
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judicirung  der  vorerwähnten  Aufgabe  sich  derzeit  darauf  zu  be- 
schränken, dem  hohen  Abgeordneten-Hause  einen  Gesetzentwurf  be- 
treffend die  Abänderung  mehrerer  das  materielle  Ehereofat  betreffira- 
den  Bestimmungen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches ,  Tor- 
znlegen.  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  vom  1.  Juni  1811 
betrachtet  die  Ehe  als  einen  rein  bürgerlichen  Vertrag,  hat  aber  ei- 
nige ans  katholischen  Glaubenssätzen  und  Vorschriften  des  canoni- 
schen Rechtes  hervorgegangene  Bestimmungen  festgehalten  und  mit 
Rücksicht  auf  die  überwiegende  katholische  Bevölkerung  auch  auf 
nichtkatholische  Glaubensgenossen  rückwirken  lassen.  Ein  Theil  die- 
ser Bestimmungen  wurde  bereits  durch  den  Mhiisteralerlass  vom  30. 
Januar  1849  betreffend  kirchliche  Verhältnisse  der  Akatboliken  aufge- 
hoben (Beichsgesetzblatt  1849  Nr.  107,  vergl.  Archiv  VI.  429 ;  X.  120 ; 
Xn.  131;  XVIII.  466;  XXI.  468),  sowie  durch  dies  bürgerüehe 
Ehegesetz  vom  25.  Mai  1868  (Beichsgesetzblatt  Nr.  47,  Archiv  XX. 
157),  das  Gesetz  vom  81.  December  1868  betreffend  die  Eheschlies- 
sung zwischen  Angehörigen  verschiedener  christlicher  Confession  (Be- 
gierungsblatt  1869  Nr.  4.)  und  vom  9.  April  1870  betreffend  die 
Ehen  von  Personen,  die  keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche  ge- 
hören. Jetzt  sollen  laut  des  vom  Abgeordneten-Hause  in  den  Sitz- 
ungen vom  1.,  4.,  8.  und  10.  Februar  berathenen  und  beschlossenen 
Gesetzentwurfs  auch  die  Artikel  63.  64.  111.116. 125— 186.,  44-122. 
des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  theils  geändert ,  theils 
aufgehoben  werden. 

Die  Artikel  68.  und  64.  des  Allgemeinen  bgl.  Gesetzbuches  lau- 
ten: §.  63.:  »Geistliche,  welche  schon  höhere  Weihen  empfangen, 
wie  auch  Ordenspersonen  von  beiden  Geschlechtern,  welche  feierliche 
Gelübde  der  Ehelosigkeit  abgelegt  haben,  können  keine  giltigen  Ehe- 
verträge schliessen.€  §.  64. :  »Eheverträge  zwischen  Christen  und  Per- 
sonen, welche  sich  nicht  zur  christlichen  Religion  bekennen,  können 
nicht  giltig  eingegangen  werden. c 

Der  vom  Abgeordneten-Hause  angenommene  Gesetzentwurf  be- 
stimmt im  Art.  1.:  »Das  im  §.  63.  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  enthaltene  Ehehinderniss  erlischt  bei  Geistlichen  durch 
den  Austritt  aus  der  die  Verehelichung  der  Geistlichen  nicht  gestat- 
tenden Kirche  oder  Religionsgesellschaft,  bei  Ordenspersonen  durch 
den  Austritt  aus  dem  Orden«  und  im  Art.  2.:  »Der  §.  64.  des  all- 
gemeinen bürgerlichen  Gesetzbuches  wird  aufgehoben.« 

Abgelehnt  wurde  vom  Abgeordneten-Hause  der  Antrag  von  Dr. 
Granitsch,  E.  Suess,  GöUerich,  Dr.  Heilsberg,  Sturm,  Dinstl,  Russ, 
Dr.  Joseph  Kopp,  welcher  dahin  ging,  an  Stelle  der  vorstehenden 
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Artikel  1.  and  2.  einfach  zu  setzen:  Art.  1.  §§.  63.  und  64.  des  all- 
gemeinen bürgerlichen  Gesetzbuches  werden  anfgehoben. 

Der  Art.  3.  des  vom  Abgeordneten-Hause  angenommenen  Gesetz- 
entwurfes lautet:  »Der  Schlusssatz  des  §.  111.  des  allgemeinen  bgl. 
Gesetzbuches  des  Inhaltes:  »»Ebenso  unauflöslich  ist  das  Band  der 
Ehe,  wenn  auch  nur  Ein  Theil  schon  zur  Zeit  der  geschlossenen  Ehe 
der  katholischen  Religion  zugethan  war<€  und  die  Hofdecrete  vom 
26.  August  1814,  Nr.  1099  J.  G.  S.,  und  vom  17.  Juli  1835,  Nr. 
61.  .J.  G.  S.,  werden  aufgehoben.«  Nach  den  beiden  genannten  Hof- 
decreten  darf,  wenn  Ehen  nicht  katholischer  christlicher  Religions- 
verwandter  dem  £ande  nach  getrennt  werden,  der  getrennte  Aka- 
tholik  sich  nur  wieder  mit  einer  akatholischen,  nicht  aber  mit  einer 
katholischen  Person  verehelichen  und  kann  ein  Katholik  daher  nie- 
mals einen  Akatholiken  ehelichen,  wenn  dieser  von  seinem  früheren 
Gatten  getrennt  wurde  und  letzterer  noch  lebt. 

Um  aber  das  s.  g.  Ehehinderniss  des  Eatholicismus  ganz  auf- 
zuheben, sollen  nach  den  Beschlüssen  des  Abgeordneten-Hauses 
nicht  blos  der  Schlusssatz  des  §.  111.  des  bgl.  Gesetzbuches  und  die 
beiden  genannten  Hofdecrete  aufgehoben,  sondern  auch  der  §.  116 
des  bgl.  Gesetzbuches  geändert  werden.  Der  §.  115.  des  bgl.  Gesetz* 
bttches  gestattet  nicht  katholischen  christlichen  Religions verwandten 
>nach  ihren  Beligionsbegriffen  aus  erbeblichen  Gründen  die  Tren- 
nung der  Ehe  zu  fordern,«  und  zählt  sodann  die  Scheidungsgründe 
auf.  Sodann  bestimmt  der  §.  116.  des  bgl.  Gesetzbuchs:  »Das  Ge- 
setz gestattet  dem  nicht  katholischen  Ehegatten  aus  den  angeführ- 
ten Gründen  die  Trennung  zu  verlangen,  obschon  der  andere  Theil 
zur  katholischen  Kirche  übergetreten  ist.« 

Der  Art  4.  des  vom  Abgeordneten-Hause  beschlossenen  Gesetz- 
entimrfes  lautet  nun:  »Der  §.  116.  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  tritt  in  seiner  bisherigen  Fassung  ausser  Wirksamkeit 
und  hat  künftig  zu  lauten:  §.  116.  Das  Gesetz  gestattet  dem  nicht 
katholischen  Ehegatten,  ans  den  angef[lhrten  Gründen  die  Trennung 
zu  verlangen,  obschon  sich  der  andere  Theil  zur  katholischen  Reli- 
gion bekennt.« 

Ein  Antrag  des  Baron  Scharschmid  dahin  gehend,  dass  zu  Vor- 
stehendem noch  der  Zusatz  gemacht  werde:  »Auch  kann  eine  ka- 
tholische Person,  solange  der  von  ihr  getrennte  Ehegatte  lebt,  keine 
giltige  Ehe  schliessen,«  —  fond  nicht  die  nüthige  Unterstützung. 

Rücksiohtlich  der  Juden  enthält  das  allgemeine  bgl.  Gesetz- 
bneh  in  den  §§.  125.  —  einschliesslich  136.  besondere  auf  den  reli- 
giösen Anschauungen  der  Juden  beruhende  Bestimmungen  rücksicht- 
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lieh  des  Eherechtes,  z.  B.  beschränkt  §.  125.  des  bgU  Gesetsbuches 
bei  den  Juden  das  Ehehinderniss  der  Verwandtschaft  in  der  Seiten- 
linie auf  den  dritten  Grad,  während  der  §  .  65.  des  bgl.  Gesetzbuches 
für  Christen  das  Ehehinderniss  der  Verwandtschaft  auch  noch  für 
Geschwisterkinder  gelten  lässt.  In  ähnlicher  Weise  gestattet  der 
§.  135.  des  bgl.  Gesetzbuches  dem  jüdischen  Ehegatten  seine  Gattin 
wegen  Ehebruchs  durch  Uebergabe  des  Scheidebriefes  zu  entlassen, 
während  die  Gattin  wegen  gleichen  Fehltrittes  ihres  Gkttten  kein 
Becht  auf  die  Trennung  der  Ehe  hat.  Da  nun  nach  dem  Art.  2. 
des  Yom  Abgeordneten-Hause  beschlossenen  Gesetzentwurfes  künftig 
Ehen  zwischen  Christen  und  Nichtchristen  zulässig  sein  sollen,  so 
bestinmite  der  Art  5.  desselben  Gesetzentwurfes  weiter:  »Die  Be- 
stimmungen der  §.  125.  bis  einschliesslich  136.  des  allgemeinen  bgl 
Gesetzbuches  finden  nur  dann  Anwendung,  wenn  sich  beide  Ehal- 
ten zur  jüdischen  Beligion  bekennen,«  und  daran  reihte  sich  die  wei- 
tere Bestimmung  des  Art.  6.:  »Bei  Ehen  zwischen  Christen  und 
Personen,  welche  sich  nicht  zur  christlichen  Religion  bekennen,  wohl 
aber  einer  gesetzlich  anerkannten  Beligionsgesellschaft  angehören, 
finden  die  gesetzlichen  Vorschriften  der  §§.  44.  bis  einschliesslich  122. 
des  allgemeinen  bgl.  Gesetzbuches,  des  Gesetzes  yom  25.  Mai  1868, 
B.  G.  Bl.  Nr.  47.  und  des  Gesetzes  vom  31.  December  1868  B.  0. 
Bl.  Nr.  4.  sinngemässe  Anwendung  und  es  sind  unter  >> Festtagen«« 
auch  der  Sabbath,  unter  »»Seelsorgern««  auch  die  Rabbiner  oder 
sonst  zur  Ausübung  der  kirchlichen  Functionen  berufenen  Beligions- 
diener  und  unter  »Pfarrbezirken«  die  Bezirke  zu  verstehen,  für  welche 
die  vorgenannten  Personen  in  der  betreffenden  Beligionsgenossen- 
Schaft  bestellt  sind.« 

»Hinsichtlich  der  Trennbarkeit  dieser  Ehen  sind  Personen,  welche 
sich  nicht  zur  christlichen  Beligion  bekennen,  den  nicht  katholi- 
schen christlichen  Beligionsverwandten  gleichzuhalten.« 

Zur  Motivirung  dieses  Art.  6.  heisst  es  in  dem  Berichte  des 
Abgeordneten  Dr.  Weeher:  j^^Ä;a/AoZf$eAe  Beligionsverwandte  wtf- 
den  daher,  auch  wenn  sie  nicht  der  christlichen  Beligion  angehören, 
die  Trennung  der  Ehe  aus  den  im  §.  115.  des  allgemeinen  bgl.  Ge- 
setzbuches angeführten  Gründen  begehren  können,  indem  diese  Ehe- 
trennungsgründe  staatlicherseits  anerkannt  sind,  und  kein  Grund  vor- 
liegt, dieselben  fiLr  Bekenner  einer  nicht  christlichen  Beligion  zu  erwei- 
tem oder  zu  beschränken.  Die  Beurtbeilung  der  gemischten  Ehen  nach 
den  Bestimmungen  des  allgemeinen  Eherechtes  findet  auch  auf  die 
Form  der  Eheschliessung  volle  Anwendung;  denn  solange  der  Staat 
die  Seelsorger  und  sonstigen  Beligionsdiener  als  Standesbeamte  für 
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die  Tom  Standpunkte  des  allgemeinen  bürgerlichen  (}esetzbacbes  als 
bürgerlicher  Vertrag  erklärte  Ehe  belässt,  ist  kein  Grund  vorhan- 
den f  bei^  Ehen  zwischen  Christen  und  NichtChristen  diesfalls  eine 
Ausnahme  zu  machen.  Da  gesetzlich  gemäss  §.  75.  des  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  und  nach  dem  Gesetze  yom  31.  December 
1868,  B.  G.  Bl.  Nr.  4.  auch  bei  confessionell  gemischten  Ehen  die  fei^- 
liehe  Erklärung  der  Einwilligung  vor  dem  Seelsorger  Eines  der  Braut- 
leute zu  erfolgen  hat,  so  kann  es  wohl  keinem  Anstände  unterliegen, 
dies  auch  bei  Ehen  zwischen  Christen  und  NichtChristen  gelten  zu 
lassen  uncl  zu  gestatten,  dass  z.  B.  bei  einer  Ehe  zwischen  Christen 
und  Juden  der  jüdische  Babbiner  in  seiner  Eigenschaft  als  vom 
Staate  bestellter  Standesbeamte  die  feierliche  Erklärung  der  Einwil- 
ligung entgegennimmt.« 

Die  beiden  letzten  Artikel  des  vom  Abgeordneten-Hause  be- 
schlossenen Gesetzentwurfes  lauten,  Art.  7. :  »Dieses  Gesetz  tritt  mit 
dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit;  dasselbe  findet 
auch  auf  die  bereits  geschlossenen  Ehen  Anwendung.«  Art.  8.:  »Mit 
dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  sind  die  Minister  der  Justiz,  des  In- 
nern und  des  Cultus  beauftragt.«    . 

Wir  wollen  uns  hier  nicht  auf  eine  Kritik  aller  Bestimmungen 

des  (Gesetzentwurfes  einlassen.  Wir  wollen  nur  aus  der  180.  Sitzung 
des  Abgeordneten-Hauses  vom  8.  Februar  aus  der  Specialberathung 
des  Gesetzentwurfes  einige  Ausführungen  des  Berichterstatters  Dr. 
Weeber  ^  welche  deiii  Wiener  üniversitätsprofessor  und  Hofcaplan 
Dr.  Franz  Laurin  zu  einer  eigenen  Broschüre  *)  Anlass  gab,  durch 
eine  kurze  Inhaltsangabe  eben  dieser  treffenden  Schrift  beleuchten. 

Dr.  Weeber  stellte  in  der  180.  Sitzung  des  Abgeordneten-Hau- 
ses unter  Anderem  die  Behauptung  auf,  dass  das  im  §.  63.  des  all- 
gemeinen bürgerlichen  Getzbuches  erwähnte  feierliche  Gelübde  der 
Ehelosigkeit  nur  solange  binde,  als  jemand  Mitglied  des  betreffenden 
Ordens  bleibe  und  dass  durch  seinen  Austritt  auch  nach  dem  cano^ 
nischen  Hechte  das  Ehehinderniss  als  erloschen  zu  betrachten  sei. 
Zur  Begründung  dieser  Behauptung  berief  sich  Dr.  Weeber  auf  drei 
Stellen,  welche  er  angeblich  einem  Decrete  Papste  Benedict  XIV« 
vom  21.  März  1747  entnommen  haben  wollte.     Ein  Beeret  Bene- 


1)  Der  Yollstandlge  Titel  dieser  Schrift  lautet:  Dr.  Weeber  nnd  Cano- 
nisches Becht.  Kritische  Belenchtnng  der  Ansf&hningen  des  Berichterstatters 
Dr.  Weeber  über  das  feierliche  Gelübde  der  Ehelosigkeit  in  der  180.  Sitzung 
des  Abgeordneten-Hauses  in  Wien  am  8.  Februar  1876.  Von  Dr.  Franz  Lau- 
rin^  k.  k.  Hofcaplan  und  üniversitätsprofessor  in  Wim.  Wien  1876.  A.  Hol- 
der, ly  und  24  S.  8. 
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dict*8  XIV.  vom  21.  März  1747  eifetirt  allerdings,  (Dr.  Weeber  be- 
zeichnet es  missverständlich  als  eine  päpstliche  Bulle),  aber  die  drei 
Stellen,  welche  Dr.  Weeber  demselben  entnommen  habeü  wollte,  fin- 
den sich  nicht  in  demselben,  sondern  nur  in  dem  bekannten  Werke 
Papst  Benedicts  XIV.  De  synodo  dioecesana  lib.  Xni  c.  11.  Nr.  29. 
Dort  ist  das  Decret  Benedict  XIV.  vom  21.  März  1747,  wodurch 
bloss  entschieden  wird,  dass  die  von  den  Laienbrüdem  (Conversi) 
des  Cistercienser  Ordens  abgelegte  Gelübde  nicht  als  bloss  ewfache, 
was  bis  dabin  mehrfach  behauptet  wurde,  sondern  als  feierliche  an- 
zusehen seien,  mitgetheilt  und  in  den  darauf  folgendem  Abschnitte 
des  Werkes  kommen  die  Stellen  vor,  auf  welche  sich  Dr.  We^er 
bezog.  Die  Stellen  stammen  also  aus  keinem  apostdischefi  DeereU 
dieses  Papstes,  sondern  aus  einem  canonischen  Werke  desselben,  das 
er  lediglich  als  Privatgelehrter  verfasst  hat  und  das,  so  vortrefBich  es 
in  jeder  Beziehung  ist,  dennoch  und  zwar,  wie  Benedict  XIV.  seihst 
1b  der  Vorrede  zur  römischen  Ausgabe  seines  Werkes  vom  Jahre 
1755  ausdrücklich  erklärte,  einem  päpstlichen  oder  apostolischen  De- 
crete  durchaus  nicht  gleichgestellt  werden  kann.  Aber  selbst  in 
Benedict*s  Buche  De  synodo  dioecesana  finden  sich  die  bezüglichen 
Stellen  nur  in  eiaem  ganz  anderen  Zusammenhange;  Dr.  Weeber 
hat  Benedicts  XIV.  Ausführnngen,  welche  ganz  verschiedene  Dinge 
l)etreffen,  herausgegriffen  und  in  einer  ganz  widersinnigen  Verbindung 
vorgeführt.  Dr.  Weeber  ist,  wie  Prof.  Laurin  treffend  benäerkt,  bei  seiner 
Citation  in  ähnlicher  Weise  vorgegangen,  wie  wenn  jemand  beweisen 
wollte,  in  der  heiligen  Schrift  w^rde  den  Oläubigen  zur  Pflicht  ge- 
macht, sich  zu  erhängen  und  zu  diesem  Behufe  sagen  würde :  Denn 
es  steht  dort  (Matthäus  XXVII,  5) :  »Er  (Judas)  ging  hin  und  er- 
henkte sich.€  Und  wiederum  steht  dort  (Luc.  10.  37)  geschrieben: 
»Geh*  hin  und'thue  desgleichen.c 

In  ähnlicher  Weise  hat  es  in  vorliegendem  Falle  Herr  Dr.  Wee- 
ber gethan.  Die  erste  der  gedachten  Stellen,  wo  es  heisat,  das  mit 
der  heiligen  Weihe  und  der  Ordensprofess  verbundene  feierliche  Ge- 
lübde der  Keuschheit  bewirke,  dass  die  von  einer  durch  dasselbe  ge- 
bundenen Person  eingegangene  Ehe  ungültig  sei,  mit  anderen  Wor- 
ten, das  genannte  feierliche  Gelübde  bilde  ein  trennendes  Ehehinder- 
niss  (impedimentum  matrimonii  dirimens),  —  »Praecipuum  hoc  est  so- 
lennis  voti  castitatis,  quod  sacro  Ordini  vel  religiosae  professioni  est 
anuexum,  uirirritum  reddat  matrimonium,  quod  qüisdam  (quisquam?) 
audeat  exinde  coutrahere,€  —  diese  erste  Stelle  ist  dem  Passus 
entnommen,  wo  Papst  Benedict  XIV.  von  den  feierltchen  Gelübden 
spricht.    Die  eweüe  Stelle  hingegen,  wo  gesagt  wird,  in  den  Privi- 
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legien  aber,  welche  anlässlicb  der  Bestätigung  des  Ordensinstitntes 
erflossen  sind,  sei  die  ausdrückliche  Erklärung  beigesetzt,  dass  die, 
vorgenannten  Gelübde  den  Gelobenden  verbinde,  solange  er  im  Or- 
den verbleibe,  —  »In  privilegiis  autem  pro  instituti  confirmatione 
eroanatis  expressa  inest  declaratio,  qood  vota  praedieta  voventem 
obstringunt,  qaousque  idem  in  religione  permaneat,€  sowie  die  driUe 
Stelle,  wo  in  unmittelbarem  Anschluss  an  die  eben  angeführte  zweite 
Stelle  betont  wird,  d^ss  er  (der  Gelobende)  aber  von  deren  (der  Ge- 
lübde) Verbindlichkeit  sogleich  frei  werde,  sobald  er  von  seinen  Obe- 
ren ans  dem  Orden  entlassen  worden  sei,  —  »eorum  autem  vinculo 
exsolvatur  statim  ac  a  Superioribus  e  Societate  dimissus  fuerit,€  — 
sind  jenem  Passus  entlehnt,  wo  Papst . Benedict  XIV.  von  den  ein- 
fachen Gelübden,  namentlich  denen  des  Orders  der  Gesellschaft 
Jesu  spricht,  und  wo  er  von  denselben  sagt,  dass  ihnen  die  den 
feierlichen  Gelübden  von  Rechtswegen  zukommende  Wirksamkeit, 
namentlich  die  Eingehung  der  Ehe  ungültig  zu  machen,  vom 
Papste  Gregor  XIIL  durch  besondere  Verleihung  ertheilt  wor- 
den ist,  dass  aber  diese  ihre  Wirksamkeit,  sowie  ihre  A'erbindlich- 
keit  überhaupt,  nur  so  lange  währt,  als  die  betreffende  Ordensperson 
im  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  verbleibt,  und  sogleich  aufhört,  so- 
bald diese  von  den  Ordensobern  aus  dem  Orden  entlassen  wird ;  und 
dass  somit  eine  von  einer  solchen  Ordensperson,  so  lange  sie  dem 
Orden  der  Gesellschaft  Jesu  angehört,  geschlossene  Ehe  ungültig 
hingegen  die  von  ihr  erst  nachdem  sie  aus  dem  Orden  rechtmässig 
entlassen  ward,  eingegangene  Ehe*  rechtmässig  und  gültig  ist 
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VI. 

Die  Auseinandersetzung  von  Oesterreich  und  Russland  be- 
züglich der  lO^akauer  Bisthumsfonds.  (1874> 

(Ans  dem  Jahreebericht  des  Oeeterr.  Cult-Minister.  über  das  Jahr  1874). 

In  Polgen  der  revolutionären  Vorgänge  in  Galizien  in  den  dreis- 
siger  Jahren  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  wurde  der  Krakauer 
Bischof  Skorkowski  von  Krakau  entfernt  und  in  Troppau  intemirt. 
ißei  den  hierauf  im  Jahre  1835  abgehaltenen  Teplitzer  Gonferenzen 
wurden  zwischen  der  österreichischen  und  der  russischen  Begierung 
für  den  Fall  der  Nothwendi^keit  der  Einverleibung  des  Krakauer 
Gebietes  in  die  österreichische  Monarchie  die  Trennung  des  öster- 
reichischen und  russischen  Antheils  der  Diöcese  Krakau  verabredet 
und  diesbezüglich  in  Punkt  4  des  Protocolls  vom  8.  October  1835 
Folgendes  bestimmt: 

»La  diocese  de  Cracovie  continuera  ä  etre  provisoirement  ad- 
ministr^e  comme  il  est  dans  ce  moment  depuis  T^loignement  de  TevSqae 
Skorkowski.  Les  deux  cours  imperiales  se  r^servent  de  s*entendre 
lorsqu'  une  fois  Cracovie  aura  6U  x6\xme  aux  ^tats  autrichiens  sur  les 
d^marches  ä  faire  aupres  du  St.  Si^ge  ponr  obtenir  la  Separation 
definitive  des  parties  de  cette  diocese  situöes  sur  des  territoires 
differents.t 

Nachdem  im  Jahr  1846  die  Einverleibung  des  Krakauer  Ge- 
bietes in  die  ffsterreichische  Monarchie  erfolgt  war,  wurde  die  Frage 
der  Dismembration  der  Krakauer  Diöcese  wiederholt  angeregt ;  es  konnte 
jedoch  über  die  näheren  Modalitäten  keine  Einigung  erzielt  werden, 
bis  endlich  die  nachfolgende  Verfugung  des  Statthalters  im  König- 
reiche Polen  vom  17.  Februar  (1.  März)  1866  die  Sache  in  rasch^es 
Fluss  brachte: 

1.  Bis  zur  Beendigung  der  Verhandlungen  über  die  Dismem- 
bration respective  über  die  Vertheilung  der  zur  Krakauer  Diöcese  znge» 
hörigen  Fonds  wurden  alle  im  Königreiche  Polen  befindlichen  Guter 
und  Capitalien  der  Krakauer*  Geistlichkeit  und  der  Krakauer  geist- 
lichen Institute  i^immobüisiri,^  respective  deren  Erträgnisse  seqiteS' 
trirt  und  den  betreffenden  Berechtigten  vorenthalten. 

2.  Im  Falle  als  solche  Gapitalien  wegen  ^olgter  Zurückzah- 
lung von  den  Hypotheken  gelöscht  werden  müssten,  seien  die  einge- 
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gegangenen  Capitalbetrftge  in  der  polnischen  Bank  zn  deponiren  und 
daselbst  bis  zur  schliesslichen  gegenseitigen  Abrechnung  zwischen 
den  beiden  Regierungen  aufzubewahren. 

Die  nächste  Folge  dieses  Vorgehens  der  russischen  Regierung 
'  war,  dass  eine  Anzahl  kirchlicher  Institute  in  Krakau  in  finanzielle. 
Bedrängnisse  gerieth,  und  dass,  um  denselben  abzuhelfen,  mit  Aller- 
h(k;hster  Entschliessung  vom  5.  Mai  1867  den  nothleidenden  kirch- 
lichen Instituten  ä  conto  der  ihnen  vorenthaltenen  Revenuen  Staats- 
vorschässe  bewilligt  wurden,  welche  alljährlich  ungefähr  die  Höhe 
von  28000  fl.  erreichen. 

Die  Angelegenheit  wurde  einer  in  Warschau  niedergesetzten  in- 
ternationalen Commission  zur  Berathung  übergeben.  In  diesen  Con- 
ferenzen  war  Oestreich  zuerst  durch  den  Generalconsul  Grafen  Ludolf, 
dann  durch  dessen  Nachfolger  Baron  Brenner  und  durch  den  Finanz- 
rath  der  Lemberger  Finanzprocuratur  Dr.  Stanislaus  Szlachtowski 
vertreten.        ' 

Die  Berathung  der  Conferenzen,  welche  sich  auf  das  Tbeilungs^ 
object,  den  Theilungsmassstab  und  die  Art  der  Abrechnung  bezogen, 
zogen  sich  in  die  Länge,  wurden  im  Jahre  1873  gänzlich  abgebro-' 
eben  und  erst  in  neuester  Zeit  wieder  aufgenommen.  Sie  führten 
enfdlich  zu  dem  in  Uebersetzung  nachfolgenden  auf  Grund  der  Aller- 
höchsten Entschliessung  vom  29.  April  1874  am  9./21.  Juni  1874 
in  Warschau  unterzeichneten  Schluss-ProtocoU. 

ScMusS'ProiocoU. 

Artikel  I.  Das  gegenwärtige  Schluss-Protocoll  allein  wird  ffir 
die  beiden  hohen  contrahirenden  Theile  verbindliche  Kraft  haben  und 
die  vorgängigen  ProtocoUe  sollen  nur  als  vorbereitende  Arbeit  ange- 
sehen werden.  Artikel  IL  Die  k.  und  k.  Osterreich- ungarische  Re- 
gierung anerkennt  die  Rechte  der  kaiserlich  russischen  Regierung: 
1.  Auf  die  Summe  von  neunhundert  dreissig  Tausend,  achthundert 
sieben  und  neunzig  Rubel  (930,897  Rubel)  an  Capital  und  Ein- 
künften vom  1.  Jänner  1848  bis  30.  Juni  1874  far  den  der  Diöcese 
Erakau  zukommenden  Antheil  am  Diöcesanvermögen  der  bestandenen 
Krakauer  Diöcese ;  2.  auf  die  Summe  von  zweihundert  fünf  und  dreis- 
sig Tausend  achtzehn  Rubel  (235,018  Rubel)  an  Capital  und  Inte- 
ressen vom  1.  Jänner  1829  bis  30.  Juui  1874,  herrühfeud  von  den 
Qerichtsdepositen  des  zu  Lublin  bestandenen  Landgerichtes,  deren  Rück- 
stellung an  die  kaiserlich  russische  Regierung  im  Artikel  XIV.  der 
Wiener  Convention  vom  17./29.  April  1828  vereinbart  wurde.  Ar- 
tikel III,    Von  der  k.  k.  österreichisch-ungarischen  Regierung  wer- 
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den,  NameDS  des  Krakauer  Klerus,  der  kaiserlich  russischen  Regie- 
rung  für  die  äquiparirende  Summe   von  einer  Million  hundertein- 
und vierzig  Tausend  fünfhundert  und  neunundzwanzig  Rubel  {1,149^29 
Rubel)  alle  in)  Königreiche  Polen  gelegenen  und  in  der  diesem  Proto- 
coll  beigeschlossenen  Liste   verzeichneten  unbeweglichen  Güter  des 
genannten  Klerus  in  das  volle  Eigenthum   abgetreten.     Die  geg^- 
w«1rtige  Vereinbarung  wird  der  kaiserlich  russischen  Regierung  be- 
zuglich dieser  unbeweglichen  Guter  als  Rechtstitel  dienen,  um  ikr 
Eigenthumsrecht  in  die  Hypothekenbücher  in   Gemässheit  der  Ge- 
setze des  Landes   eintragen  zu   lassen.     Artikel  IV.     Da  die  im 
vorstehenden  Artikel   erwähnten  unbeweglichen   Gjiter  in  ihrer  ge- 
genwärtigen Beschaffenheit  und  ihrem  jetzigen  Zustande  durch  ge- 
meinsames Einverständniss  der  beiden  hohen  contrahirenden  Theile 
in   das  Kgenthum  der  kaiserlich  russischen  Regierung  übargeheo, 
wird  von  denselben  in    der  Folge  eine  Reclamation  in  Absicht  anf 
die  Beschaffenheit  und  den  Zustand  dieser  Güter  weder   gegen  die 
k.  und  k.  östißrrdchisch-ungarische  Regierung,  noch  gegen  den  Klerus 
von  Krakau  erhoben  werden  können.    Andrerseits  erklärt  die  k.  und 
k.  österreichisch-ungarische  JKegierung  diese  liegenden  Güter  frei  v(m 
jeder  vorherigen  Verbindlichkeit  von  Schulden  und  andern  persön- 
lichen Verpflichtungen,  in  die  der  Klerus  von  Krakau  etwa  Dritten 
gegenüber  eingegangen  wäre,  und  welche  in  diesem  Falle  der  be- 
sagte Klerus  zu  tragen  hätte,  mit  Ausnahme  jedoch  der  Rechte  und 
jener  Erträgnisse  die  unbeweglichen  Gütern  entstammen,  und  welche 
zwischen  dem  Klerus  von  Krakau,  deren  früherem  Eigenthümer,  und 
dessen  Pächtern  rechtsgültig  abgeschlossen  wurden.  Alle  diese  Ver- 
träge, sowie  die  von  den  Pächtern  erlegten  Cautionen,  welche  in  der  an- 
geschlossenen Liste  verzeichnet  sind,  werden  von  der  k.  und  k.  österrei- 
chisch-ungarischen der  kaiserlich  russischen  Regierung  innerhalb  der 
Frist  von  sechs  Wochen  nach  der  Ratification  des  gegenwärtigen  Proto- 
cdls  übergeben  werden,  und  die  kais^lich  russische  Regierung  verpflich- 
tet sich  dagegen,  die  gedachten  Verträge  in  ihrer  vollen  Integrität 
aufrecht  zu  erhalten.  Artikel  V.   Alle  Urkunden,  Pläne  oder  Rechts- 
titel  jeder  Art,  welche  auf  die  im  Artikel  UL  erwähnten  anbeweg- 
lichen Güter  Bezug  haben  und  in  den  Archiven  der  k.  und  k.  öster- 
reichi^ch-ungiurischen  Regierung  oder  in  jenen  des  Klerus  von  Kra- 
kau sich  befinden  sollten,  werden  der  kaiserlich  russischen  Regierung 
fibergeben.  Artikel  VI.  Nachdem  die  Erträgnisse  der  im  Artikel  III. 
erwähnten  Liegenschaften  von  diesem  Zeitpunkte  unter  die  Verwal- 
tung der  kaiserlich  russischen  Regierung  gestellt  worden  sind,  kann  anf 
Grundlage  der  Pachtverträge  keiue  auf  die  Periode  der  Immobili- 
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sirong  Bezug  habende  Beclamation  irgend  einer  Art  von  den  Pach- 
tern der  betreffenden  unbeweglichen  Güter  weder  gegen  den  Klerus 
von  Krakau,  noch  gegen  die  k.  und  k.  österreichisch  ungarische  Be- 
gierung  und  vice-versa  erhoben  werden.   Demgemäss  verpflichtet  sich 
die  kaiserlich  russische  Begierung  die  nöthigen  Vorkehrungen  zu 
treffen,  damit  bei  den  Gerichten  des  Königreiches  Polen  keiner  der- 
artigen Beclamation  Folge  gegeben  werden  könne.     Artikel  VII. 
Die  kaiserlich  russische  Begierung  erkennt  als  der  k.  und  k.  Öster- 
reichisch-ungarischen Begierung  gebührend:    1.  Die  Summe  von  ei- 
ner Million  hundert  neunundvierzig  Tausend  fünf  hundert  neunund- 
zwanzig Bubel  (1,149,529  Bubel)  als  Aequivalent  d^  Gesammtheit 
der  an  Bussland  abgetretenen  und  in  der  dem  Artikel  XU.  des  gegen- 
wärtigen Protocolls  angeschlossenen  Liste  specificirten  unbewegliche 
Güter.   2.  Die  Summe  von  dreihundert  dreiundachtzig  l^ausend  und 
vierundfünfzig  Bubel  (383,054  Bubel)  Capital  und  Interessen  vom  1. 
Jänner  1829  bis  zum  30.  Juni  1874,  welche  den  von  der  k.  und  k. 
österreichisch-ungarischen   Begierung  kraft  des  Artikels   VII.   der 
Wiener  Convention  am  17./29.  April  1828  reklamirten  Theil  des  west- 
galizischen  Stiftungsfonds  bildet.  —  Artikel  VlII.    Da  die  in  den 
'^jtikehi   II.  und  VII.   des  gegenwärtigen  Protocolles  enthaltenen 
Vereinbarungen  anerkennen,  dass  einerseite  Bussland  zukomme :  a)  als 
dessen  Antheil  am  Diöcesanvermögen  der  vormaligen  Diöcese  von 
Krakau  die  Summe  von  neunhundert  dreissig  Tausendachthundert 
siebenundneunzig  Bubel  (930,897  Bubel)  und  b)  fär  die  Lubliner 
Gerichtsdepositen  die  Summe  von   zweihundert  fanfunddreissig  Tau- 
send und  achtzehn  Bubel  (235,018  Bubel);   und  dass  andererseits 
Oesterreich-Ungarn  zukommen:   a)  das  Aequivalent  für  die  im  Ar- 
tikel III.  an  Bussland  abgetretenen  unbeweglichen  Güter  im  Betrage 
von  einer  Million  hundertneunundvierzig  Tausend  fünfhundert  und 
neunundzwanzig  BUbel  (1,149,529  Bubel)  und  b)  für  den  Antheil 
Krakau's  am  Stiftungsfonde  die  Summe  von  dreihundert  dreiundacht- 
zig Tausend  und  vierundfanfzig  Bubel  (383,054  Bubel),  so  ergibt  sich 
ein  üeberschuss  zu  Gunsten  der  k.  und  k.  österreichisch-ungarischen 
Begierung  im  Betrage  von  dreihundert  und  Sechsundsechzig  Tausend 
sechshundert  und  achtundsechzig  Bubel  (366,668  Bubel).    Die  kai- 
serlich russische  Begierung  verpflichtet  sich,  diesen  üeberschuss  der 
k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Begierung  in  Staatscredits-Bil- 
lets  innerhalb  sechs  V\rochen   nach  Batification  des  gegenwärtigen 
ScfalassprotocoUes  zu  übergeben.    Artikel  IX.    Die  kaiserlich  rus- 
sische Begierung  macht  sich  femer  verbindlich,  der  k.  und  k.  öster- 
reichisch-ungarischen Begierungen  binnen   der  im   vorhergehenden 
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Artikel  festgesetzten  Frist  zu  übergeben:  1.  Den  Betrag  von  yier- 
malhandert  siebenundzwanzig  Tausend  vierhundert  yierundsechsig 
Bnbel  85  Kopeken  (427,464  Rubel  85  Kopeken)  in  Staatscredit-Bü- 
lets,  als  Aequivalent  für  die  während  der  Immobilisirungszeit  von 
den  laut  Artikel  III:  des  gegenwärtigen  ProtocoUes  an  Bussland  ab- 
getretenen unbeweglichen  Gütern  gelaufenen  Einkünfte ,  mit  Inbe- 
griff der  Zinsen  von  dem,  den  Eigenthümern  dieser  Güter  in  6e- 
mässheit  der  Bestimmung  der  kaiserlichen  ükase  vom  19.  Fe- 
bruar/2. März  1864  zuerkannten  Entschädi^ungscapitale  und  2.  den 
Betrag  von  dreimalhundert  vierundzwanzig  Tausend  neunhundert 
fönfundfünfzig  Rubel  61  Kopeken  (324,955  Rubel  61  Kopeken)  in 
Liquidationsscheineu  saromt  deren  Coupons,  angefangen  von  jenem, 
welcher  am  19.  November  und  1.  December  1874  fällig  wird,  sowie 
in  Staatscredit-Billets  als  Betrag  des  Capitals  'der  vorerwähnten 
Entschädigung.  Letzteres  Capital,  welches  in  seinem  ganzen  Be- 
trage bei  der  Bank  von  Polen  hinterlegt  ist,  wird  der  k.  und  k. 
Österreichisch-ungarischen  Regierung  in  dem  Stande  zu  übergeben 
sein,  in  welchem  es  am  Tage  der  Uebergabe  in  den  Registern  der 
Bank  eingetragen  sein  wird.  Hinsichtlich  der  Einkünfte  der  unbe- 
weglichen Güter,  mit  Inbegnff  der  Zinsen  des  Entschädigungscapi-« 
tals,  deren  Betrag  durch  gemeinsames  Einverständniss  der  beiden 
hohen  contrahirenden  Theile  mit  der  vorbezeichneten  Gesammtsumme 
von  viermal  hundert  sieben  und  sechzig  Tausend  vierhundert  viemnd- 
sechzig  Rubeln  85  Kopeken  (427,464  Rubeln  85  Kopeken)  testge- 
setzt worden  ist,  versteht  es  sich,  dass  die  Zahlung  derselben  im 
Totalbetrage  vorgenommen  wird,  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  der 
PacHtzinsrückstände ,  welche  am  Tage  der  Zahlung  constatirt  wer- 
den könnten.  Mit  Rücksicht  auf  diese  Bestimmung  werden  von  d^ 
k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Regierung  Namens  des  Kra- 
kauer Klerus  der  kaiserlich  russischen  Regierung  alle  Rechte  dieses 
letzten  auf  die  Einhebung  der  in  Rede  stehenden  Rückstände  abge- 
treten und  macht  sich  die  erstgenannte  Regierung  verbindlich ,  io 
Zukunft  keinerlei  Reclamation  aus  Anlass  der  mit  den  vorbezeich- 
neten Gütern  während  der  Immobilisationszeit  vorgenommeneu  Oe- 
bahrung  zu  erheben.  —  Artikel  X.  Da  der  Antheil  Russlands  am 
Diöcesan- Vermögen  der  vormaligen  Diöcese  Krakau  durch  die  Ar- 
tikel H.  und  VIU.  des  gegenwärtigen  Schlussprotocolls  festgestellt  und 
liquidirt  worden  ist,  so  entsagt  die  kaiserlich  russische  Regierung 
allen  ihren  Rechten  auf  den  in  dem  Gebiete  Seiner  k.  und  k.  Apo- 
stolischen Majestät  liegenden  Theil  dieses  Vermögens,  und  verzich- 
tet auf  ihren  Antheil  an  den  Diöcesancapitalien  der  besagten  Diö- 
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cese,  welche  im  Königreiche  hypothecirt  y  bei  der  polnischeir  Bank 
und  in  den  Gassen  der  kaiserlichen  Begiemng  hinterlegt  sind ,  sowie 
auf  ihren  Antheil  an  den  Liqnidations-Scheinen ,  welche  den ,  kraft 
Artikel  III.  des  gegenwärtigen  ProtocoUes  an  Bussland  abgetretenen 
Li^enschaften  zuerkannt  worden  sind.  Hievon  sind  jedoch  ausge- 
nommen die  unbeweglichen  Qüter  und  Capitalien  des  Seminars  von 
Eielce,  welche  in  dem,  der  kaiserlich  russischen  Begierung  zufallen- 
den Antheile  am  Diöcesanvermögen  inbegriffen  sind.  Artikd  XJ. 
Sogleich  nach  der  Batification  des  gegenwärtigen  ProtocoUes  wird 
die  Immobilisation  der  Einkaufte  der  liegenden  Quter  und  Capita- 
lien des  Klerus  der  vormaligen  Diöcese  Krakau  aufgehoben  und  in 
Folge  dessen  werden  alle  administrativen  und  gerichtlichen  Yerfog- 
ungen,  welche  diese  Massregel  etwa  hervorgerufen  hat,  zurfickge- 
zogen  werden.  Artikel  XII.  Alle  Diöcesan-  und  sonstigen  Gapita- 
lien sammt  ihren  Zinsen ,  in  deren  Genuss  der  Klerus  von  Krakau 
während  der  Immobiliaationszeit  sich  be&nd,  welche  hypothekarisch 
angelegt,  in  der  polnischen  Bank  und  in  den  Gassen  des  kaiserlich 
russischen  Staatsschatzes  deponirt  sind,  und  welche  in  den  nachfol- 
genden Artikeln  nicht  besonders  erwähnt  wurden,  werden  vollstän- 
diges Eigenthum  der  k.  und  k.  österreichisch-ungarischen  Begierung. 
Die  kaiserlich  russische  Begierung  wird  zur  Einbringung  der  Bflck- 
stände,  welche  von  den  hypothecirten  Gapitalien  während  der  Im- 
mobilisation allenfalls  abgelaufen  sind,  ihren  Beistand  leisten.  Ar- 
tikel XIII.  Die  in  der,  dem  gegenwärtigen  ProtocoUe  beigeschlps- 
senen  Liste  specificirten  Gapitalien  werden  sammt  den  hievon  fSr 
die  ganze  Dauer  der  Immobilisation  entfallenen  Zinsen  der  k.  und 
k.  österreichisch-ungarischen  Begierung  binnen  sechs  Wochen  nach 
der  Batification  des  gegenwärtigen  Schluss-Protocolles  übergeben  werden. 
Gleichzeitig  wird  die  polnische  Bank  ermächtigt  werden,  binnen  sechs 
Monaten  nach  der  Batification  dieses  Schluss-ProtocoUs  der  k.  und  k: 
österreichisch-ungarischen  Begierung  alle  bei  der  Bank  hinterlegten  oben 
im  Artikel  XII.  aufgeführten  Gapitalien  sammt  deren  Interessen  aus- 
zufolgen. Es  versteht  sich,  dass  hievon  die  Bfickstände  der  bis  zum 
Jahre  1867  von  den  Gapitalien  des  Klerus  erhobenen  Steuern  w^den  ab- 
gezogen werden.  Artikel  XIV.  Nachdem  die  während  der  Immobilisation 
iii  der  polnischen  Bank  angesammelten  Erträgnisse  der  Liegenschaften 
und  Gapitalsinteressen  jährlich  37o  Zinsen  getragen  haben,  so  wird  die 
Summe  dieser  letzteren  zunächst  zur  Deckung  der  Depot-  und  Gom- 
missionsspesen  verwendet  werden,  welche  der  polnischen  Bank  zar 
Zeit  der  üebergabe  der  verschiedenen  in  dieser  Bank  hinterlegten 
und  in  den  Artikeln  X.  und  XII.  des  gegenwärtigen  ProtocoUes  an- 
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geföhrten  Werthe  an  die  k.  k.  österreichisch-ungarische  Begieroog 
statatengeniäss  gebühren  werden;  der  Rest  der  in  Rede  stehenden 
Samme  wird  inzwischen  den  beiden  hiebei  interessirten  KegiemngeB 
getheilt  werden  wie  folgt:  nämlich  ^/i  werden  der  k.  k.  österrei- 
chisch-ungarischen Regierung'  und  V4  ^^i*  kaiserlich  russischen  Re- 
gierung zufallen.  Artikel  XV.  Was  die  Competenzen  betrifft,  welche 
der  russische  Staatschatz  dem  Klerus  von  Krakau  bis  zur  Immobili- 
sirung  ausgesetzt  hatte  und  welche  sich  jährlich  auf  3,840  Rubel 
9  Kopeken  beliefen,  so  wird  die  kaiserlich  russische  Regierung  der 
k.  k.  österreichisch-ungarischen  Regierung  in  durch-  Verloosung  zu 
amortisirenden  Staatspapieren  ein  für  allemal  ein  die  jährlichen  In- 
teressen von  2,740  Rubel  tragendes  Capital  fibergebeu ,  als  den  ca- 
pitalisirten  Betrag  der  an  das  Capitel  und  das  Seminar  von  Krakau 
geleisteten  Competenzen.  Was  die  künftige  Zahlung  der  sich  auf 
1,098  Rubel  51  Kopeken  belaufenden,  den  übrigen  religiösen  An- 
stalten von  Krakau  verabfolgten  Competenzen  anbelangt,  so  wird  die 
kaiserlieh  russische  Regierung  durch  die  Zurückstellung  des  dem  Klerus 
von  Krakau  zukommenden  Antheiles  von  Stiftungsfonds  an  die  öster- 
reichisch-ungarische Regierung  von  dieser  Verpflichtung  befVeit.  Es 
versteht  sich  übrigens,  dass  die  Rückstände  aller  Competenzen  ohne 
Ausnahmen  bis  zum  20  Juni/1.  Juli  1874  der  k.  k.  österreichisch- 
ungarischen  Regierung  YoUständig  übergeben  werden.  Artikel  XVI. 
In  Gemässheit  einer  der  Immobilisirung  der  Revenuen  des  Klerus  von 
Krakau  vorangegangenen  besonderen  Verfügung  .der  kaiserlich-rus- 
sischen Regierung  hatte  dieser  Klerus  das  Rechte  eine  jährliche 
Rfflite  von  317  Rubel  48  Kopeken  gegen  dem  zu  beheben,  dass  in 
die  Cassen  des  kaiserlichen  Schatzes  die  diesem  Klerus  gehörenden  »do- 
wody  likwidacyjne,«  welche  an  Capital  die  Summe  von  7,934  Rubel 
^  10  Kopeken  entsprechen ,  hinterlegt  wurden.  Da  diese  Rente  dem 
Klerus  während  der  bnmobilisation  nicht  ausbezahlt  wurde,  so 
wird  die  kaiserlich  russische  Regierung  die  nöthigen  VerfAgungen 
treffen,  damit  der  Ruckstand  dieser  Rente  dem  besagten  Klerus  voll- 
ständig ausgezahlt  uud  letztere  ihm  künftig  regelmässig  verabfolgt 
werde.  Artikel  XVIL  Nachdem  durch  die  im  gegenwärtigen  Pro- 
tocolle  vereinbarten  Abmachungen ,  die  aus'  den  wechselseitigen  Re- 
clamationen  der  z\^;ei  hohen  contrahirenden  Theile  bezüglich  der  Lie- 
genschaften und  Capitalien  der  früheren  Diöcese  von  Krakau,  des 
westgalizischen  Stiftungsfoudes  und  der  Gsrichtsdepositen  des  be- 
standenen Landgerichtes  von  Lublin  stammenden  Anrechnungen  festge- 
stellt und  endgiltig  liquidirt  wurden,  so  kann  kein  irgendwie  auf  die 
vorerwähnten  Reclanjationen  bezüglicher  Anspruch  gegen  einen  der 
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hoben  contrahireoden  Theile  mehr  erboben  werden,  und  würde  er  vorkom- 
menden Falles  als  null  und  nichtig  betrachtet  werden.  Art.  XVIIL 
XJm  die  üebergabe  der  an  die  k.  k.  österreichisch-ungarische  Regie- 
rung kraft  der  gegenwärtigen  internationalen  Vereinbarung  ihr  zu- 
kommenden Beträ|re  und  Wertbe  zu  bewerkstelligen,  wird  die  kaiser- 
lich russische  Regierung  entweder  irgend  ein  Bank-  oder  sonstiges 
Institut,  oder  einen  mit  ihren  Vollmachten  versehenen  Regierungsbe- 
amten bezeichnen.  Dem  gegenüber  und  um  in  ihrem  Namen  die  be- 
sagten Betr&ge  und  Werthe  in  Empfang  zu  nehmen,  wird  die  k.  k. 
österreichiscli-ungarische  Regierung  ihrerseits  einen  ihrer  Beamten, 
welcher  mit  genügenden  Vollmachten  versehen  sein  wird,  namhaft 
machen.  Die  erwähnte  Üebergabe  der  Summe  und  Werthe  an  die 
k.  k.  österreichisch-ungarische  Regierung  wird  in  Warschau  stattzu- 
finden haben.  Artikel  XIX.  Von  den  beiden  hohen  contrahirenden 
Theilen  wird  die  im  Artikel  X.  des  am  21.  April/  3.  Mai  1875 
zwischen  Sr.  Majestät  dem^  Kaiser  von  Oesterreich  und  Sr.  Majestät 
dem  Kaiser  aller  Reussen  abgeschlossenen  Vertrages  stipulirte  Ga- 
rantie als  auf  die  unbeweglichen  Kirchengüter  von  was  immer  für 
einer  Beschaffenheit  sich  nicht  erstreckend  angesehen,  sie  sind  daher 
übereingekommen  in  ihren  beiderseitigen  Provinzen  und  Districten, 
welche  das  ehemalige  Königreich  Polen  bildeten,  ein  Eigenthum  dieser 
Art  in  der  Folge  nicht  mehr  zuzugeben.  Artikel  XX,  Wenn  nach 
Ratification  des  gegenwärtigen  ProtocoUes  siA  auf  dem  Gebiete  eines 
der  beiden  hohen  contrahirenden  Theile  was  immer  far  ein  unbeweg- 
liches Gut  fönde ,.  welches  einem  dem  andern  Theile  unterstehenden 
Klerus  gehören  würde,  und  in  den  durch  dieses  Protocoll  festgestell- 
ten Vereinbarungen  nicht  begriffen  wäre,  so  wird  dieses  unbeweg- 
liche Gut  in  einem  Zeiträume  von  drei  Jahren,  von  der  gedachten 
Ratification  gerechnet,  veräussert  werden  müssen.  In  der  gleichen 
Weise  wird  mit  den  unbeweglichen  Gütern  vorgegangen  werden,  welche 
in  der  Folge  dem  fremden  Klerus  aus  was  immer  für  einem  Rechts- 
titel zufallen  sollte,  und  der  fSr  ihre  obligatorische  Veräusserung  fest- 
gesetzte-Termin  von  drei  Jahren  wird  von  dem  Zeitpunkte  ihrer  Er- 
werbung durch  den  Klerus,  oder  von  dem  Tage,  an  welchem  die 
Thatsache  ihrer  Erwerbung  constatirt  wird,  gerechnet  werden.  Ar- 
tikel  XXI.  Binnen  sechs  Wochen,  oder  wenn  möglich  früher,  wird 
das  gegenwärtige  Schlussprotocoll  ratificirt  und  die  Auswechselung 
der  Ratificationen  vorgenommen  werden. 
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VIL 
Oesterr.  Minister.-Erlasse  und  gerichtliche  Entscheidungen. 

(Wiener  Diöcesanblatt  1876  Nr.  6.) 

1.  Erlass  des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  vom  12.  Februar 
1876 j  Z.  •  154  2,  betreffend  die  Behandlung  der  Auslagen  für  Bauher- 
Stellung  Itei  der  anlässlich  der  Bemessung  des  ReligionsfondsbeiU-ages 
vorzunehmenden  Ermittelung  der  Competenä  für  die  grösseren,  nichi 
zu  den  Pfarrpfründen  zählenden  Beneßcienj  dann  für  die  Stifte 

und  Klöster. 

(Ans  dem  Verordnangsblatt  des  Ministeriums  für  Caltns  and  Unterricht  1876, 

.    Stück  V,  Nr.  6.) 

Aus  Anlass  der  von  einem  Statthalter  gestellten  Anfragen  über 
die  Behandlung  der  Bauauslagen  bei  der  anlässlicb  der  Bemessung 
des  Religionsfondsbeitrages  vorzunehmenden  Erniittlung  der  Compe- 
tenz  für  die  grösseren ,  nicht  zu  den  Pfarrpfninden  zählenden  Bene- 
ficien,  dann  für  Stifte  und  Klöster  (§.  4  der  Verordnung  vom  25. 
März  1875,  R.-6.-B1.  Nr.  39)  sind  die  nachfolgenden  Weisungen  er- 
lassen worden: 

Zunächst  muss  unterschieden  werden ,  ob  es  sich  um  Bauber- 
stellung  an  den  dem  Beneficium ,  Stifte  u.  s.  w.  eigenthümlicben 
Gebäuden  oder  um  Bauherstellungen  handelt,  welche  demselben  ans 
dem  Titel  des  Patronats  oder  einem  anderen  speciellen  Rechtsitel 
obliegen. 

Im  ersteren  Falle  hat  wiederum  eine  verschiedene  Behandlung 
einzutreten,  je  nachdem  es  sich  um  Auslagen  für  die  ordentliche  In- 
standhaltung der  Qebäude  (sogenannte  sarta  tecta)  oder  um  grössere 
Bauherstellung  handelt  (§.  9  vorletzter  und  letzter  Absatz  der  citir- 
ten  hierortigen  Verordnung).  Die  Auslagen  der  ersten  Art  werden 
in  der  Regel  nicht  zur  Einstellung  geeignet  sein,  da  bei  Anwendung 
des  in  §.  8  der  Verordnung  vom  25.  März  1875  bezeichneten  Mass- 
stabes das  Reineinkommen  von  den  Qebäuden  ermittelt  wird,  somit 
die  Aaslagen  für  Erhaltung  der  Gebäude  bereits  berücksichtigt  sind. 
Nur  in  den  Fällen,  wo  das  Einkommen  von  Gebäuden  überhaupt 
keinen  Gegenstand  der  Fatirung  bildet,  also  insbesondere  in  dem 
im  §.  5,  letztes  Alinea  bezeichneten  Falle  wird  auch  die  Einstellung 
eines  Pauscbalbetrages  für  die  Instandhaltung  der  Gebäude  zuzu- 
lassen sein. 
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Ueber  die  Berechnung  dieses  Pausclialbetrages  kann  eine  all- 
gemeine Regel  nicht  wohl  aufgestellt  werden,  und  ist  diesfalls  ledig- 
lich auf  die  bisherigen  Uebungen  Bedacht  zu  nehmen ;  in  Fällen,  wo 
eine  solche  Uebung  nicht  besteht,  ist  nach  Analogie  des  §.  6  der 
citirten  Verordnung  ein  Durchschnitt  aus  den  Letzten  sechs  Jahren 
anzusetzen. 

Insofern  es  sich  dagegen  um  grossere  Bauherstellung  an  den 
dem  Beneficium  u.  s.  w.  eigenthümlichen  Gebäude  handelt,  ist  nach 
Analogie  des  letzten  Alinea  des  §.  9  der  citirten  Verordnung  nur 
die  Aufrechnung  des  in  dem  betreifenden  Jahre  effectiv  zu  bestrei- 
tenden Aufwandes  zuzulassen.  Eine  nach  der  Bemessung  des  Bei- 
trages, beziehungsweise  nach  Richtigstellung  des  Einkommenbekennt- 
nisses vorfallende  Bauauslage  dieser  Art  ist  insoweit  zu  berücksich- 
tigen ,  als  sie  auf  das  Ausmass  des  Religionsfondsbeitrages  Einfluss 
bat;  trifft  diese  Voraussetzung  zu,  so  ist  alsdann  nach  Massgabe 
der  §.  33  und  34  der  citirten  Verordnung  entweder  von  Amtswegen 
oder  auf  Anzeige  des  Beitragspflichtigen  der  Religionsfondsbeitrag 
unter  Berücksichtigung  der  neu  hervorgekommenen  Auslage  richtig 
zu  stellen.  In  analoger  Weise  ist  vorzugehen,  wenn  die  Baulast  in 
das  Jahr  fiel,  fQr  welches  das  Bekenntniss  aufgestellt  wurde,  hier  ist 
unter  der  gleiclien  Voraussetzung  wie  oben  die  Richtigstellung  des 
Bekenntnisses  zu  Gunsten  des  Religionsfonds  vorzunehmen  und  der 
hiemach  entfallende  Beitrag  neu  vorzuschreiben. 

Was  den  zweiten  Eingangs  bezeichneten  Fall,  nämlich  die  aus 
dem  Titel  des  Patronats  oder  einem  anderen  Rechtstitel  obliegende 
Baupflicht  anbelangt,  so  ist  bei  grösseren  Bauherstellungen  in  An- 
wendung des  §.  9  letztes  Alinea  ganz  nach  den  eben  angedeuteten 
Bestimmungen  vorzugehen.  Bei  den  Herstellungen  für  blosse  In- 
standhaltung der  Gebäude  ist  hingegen,  soferne  hiebei  eines  Bau- 
pflicht des  Patrones  überhaupt  eintritt,  die  Aufrechnung  eine  ent- 
sprechenden nach  §.  6  der  Verordnung  zu  ermittelnden  Betrages  un- 
bedingt zulässig. 

^.  Das  Einsammeln  von  Almosen  durch  Abgesandte  eines  Mefidi- 
kantenordens  hegründd  nicht  die  üebertretung  der  Landstreicherei. 
Zur  Auslegung  des  §.  1  des  Gesetzes  v.  10.  Mai  187 3 ^  Nr.  108  R.-G.-Bl 

(Aus  der  österreichischen  Zeitschrift  für  Verwaltung  Nr.  7  vom  Jahre  1876.) 

Dem  Eapuziuer-Couvent  in  Fiume  ist  auf  Grund  des  Ouber- 
nial-Reseriptes  Fiume  vom  13.  März  1784  und  des  Erlasses  des 
k.  k.  Minkteriums  fQr  Cultus  und  Unterricht  vom  10.  März   1857 
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gestattet,  durch  seiue  Conventualen  jährlich  Almosen  für  das  Kloster 
einsammelu  zu  lassen.  Derselbe  schickte  daher,  sowie  in  jedem  Jubre, 
auch  im  Jahre  1874  d,en  Ordensbruder  Daniel  Delac  mit  dem  Knechte 
Frs^nz  Mandic  nach  Innerkrain  aus,  um  bei  den  Gläubigen  milde 
Gaben  abzuholen.  Diese  Beiden  wurden  jedoch  am  6.  Juli  darcb 
die  Gendarmerie  zu  dem  k.  k.  Bezirksgerichte  Laas  gestellt  and 
von  diesem  am  7.  Juli  nach  §.  1  des  Gesetzes  vom  10.  Mai  1873, 
Nr.  108  R.-G.-B1.  zu  je  zwölfstündigem  Arreste  verurtheilt.  Der 
Quardian  brachte  den  Vorgang  zur  Kenntniss  des  Ministeriums  des 
Innern,  und  in  Folge  der  hierüber  gepflogenen  Erhebungen  fand  sich 
die  k.  k.  Generalprocuratur  veranlasst,  eine  Nichtigkeitsbeschwerde 
zur  Wahrung  des  Gesetzes  gegen  das  Urtheil  des  k.  k.  Bezirk^e- 
richtes  Laas  einzubringen. 

Bei  der  öffentlichen  Verhandlung,  welche   unter  dem  Vorsitze 
des  Senatspräsidenten  Freiherrn  von  Apfaltern  bei  dem  k.  k.  Cassa- 
tionshofe  am  9.  September  d.  J.  stattfand,  begmndete  der  General- 
procurator-Stellvertreter  Dr.  von  Liszt  die  Nichtigkeitsbeschwerde  im 
wesentlichen  wie  folgt:   »Der  Eapuziner-Convent  in  Fiume  besteht 
mit  behördlicher  Bewilligung  und  gehört  daher  im  Sinne  des  bür- 
gerlichen Gesetzbuches  zu  den  erlaubten  Gesellschaften,   welche  im 
Verhältnisse  gegen  Andere  in  der  Regel  gleiche  Rechte  mit  den  ein- 
zelnen Personen  geuiessen.    So   wenig  man  nun  einzelnen  Personen 
im  Allgemeinen  das  Recht  absprechen  kann,  sich  an  die  MildthäUg- 
keit  zu  wenden,  so  wenig  kann  dieses  Recht  dem  Eapuziner-Gonvente 
in  Fiume  streitig  gemacht  oder  gar,   wenn  er  dasselbe  durch  Mit- 
glieder des  Conventes  ausübt,  gegen  die  Letzteren  im  strafgerichtlichen 
Wege  vorgegangen  werden.   Der  Frater  Daniel  Delac  und  der  Knecht 
Franz  Mandic,  welche  im  Auftrage  des  Ordens  nach  der  bestehenden 
Uebung   die  jährlichen  Beiträge  an  Geld   und  Naturalien  von  den 
Unterstützem  des  Klosters   für   dasselbe  einsammelten ,  er^heinen 
daher,  solange   nicht  der  Thatbestand  des  §.  517  St.-G.  vorliegt, 
keiner  im  allgemeinen  Strafgesetzbuche  verpönten  Handlung ,  und 
gewiss  auch  nicht  der  im  §.  1  des  Gesetzes  vom  10.  Mai  1873,  Nr. 
108  R.-G.-Bl.  bezeichneten  Uebertretung  schuldig,  wegen  welcher  sie 
Beide  von  dem  Bezirksgerichte  Laas  mit  Urtheil  vom  7.  Juli  1874, 
Z.  8 IG,  zur  zwöMstfindigen  Arreststrafe  verurtheilt  worden  sind. 

Dieses  Urtheil  enthält  eine  offenbare  Verletzung  des  Gesetzes. 
Die  Uebertretung  des  §.  1  des  erwähnten  Gesetzes  fallt  Demjenigen 
zur  Last,  »der  ohne  bestimmten  Wohnort  oder  mit  Verlassung  sei- 
nes Wohnorts  geschäfte-  und  arbeitslos  nmherzieht  und  sieh  nicht 
auszuweisen  vermag,  dass  er  die  Mittel  zu  seinem  Unterhalte  besitze 


Oesterr.  Caäs.-Hof-Entsch*  v.  9.  Sept.  1876,  CoUecten  v,  Mendikanten.     141 

oder  redlich  zn  erworben  suche. c  Um  dieses  Gesetz  anf  eine  be- 
stimmte Person  anwenden  zu  können,  muss  erwiesen  vorliegen:  1.  dass 
dieselbe  keinen  bestimmten  Wohnort  besitzt  oder  ihn  verlassen  hat, 
2.  dass  sie  geschäftslos  and  arbeitslos  heromzieht,  3.  dass  sie  Jiach- 
weislich  die  Mittel  znm  Unterhalte  nicht  besitzt,  noch  redlich  zu 
erwerben  sucht.  Auf  den  Frater  Daniel  Delac  und  den  Knecht  Man- 
dic  trifft  nicht  ein  einziges  dieser  drei  Merkmale  zu.  Sie  gehörten 
dem  Kapuziner-Gouvente  in  Fiume  an  und  hatten  daher  ihren  be- 
stimmten Wohnort.  Ein  Verlassen  des  Wohnortes  kann  in  dem  über 
Auftrag  ihres  Oberen  erfolgten  Herausgehen  aus  dem  Kloster  eben- 
sowenig erkunnt  werden,  als  man  irgend  Jemanden,  der  eine  mehr- 
tägige Vergnögungsreise  antritt,  deswegen  zumuthen  darf,  dass  er 
seiaen  Wohnort  aufgegeben  habe.  —  Beide  zogen  auch  nicht  be- 
schäftigungslos herum,  sonüem  sie  sammelten,  in  Gemässheit  des  er- 
haltenen Auftrages  und  der  bestehenden  Uebung,  die  Liebesgaben  für 
den  Orden  ein.  Nicht  einmal  dem  Touristen,  der  zu  seinem  Ver- 
gnügen Berge  besteigt  und  Wasserfälle  aufsucht,  oder  dem  Wall- 
fahrer, der  auszieht,  um  am  Fusse  eines  Gnadenbildes  seine  Gebete 
zu  verrichten,  kann  Beschäftigungslosigkeit  im  Sinne  des  erwähnten 
Gesetzes  zur  Last  gelegt  werden.  Beide  besasseu  endlich  als  Ange- 
hörige des  Klosters  die  Mittel  zu  ihrem  Unterhalte,  denn  es  wurde 
von  keiner  Seite  behauptet,  dass  der  Kapnziner-Convent  in  Fiume 
seiner  VidrpHichtung,  die  Mitglieder  und  Dienstleute  des  Klosters  zu 
erhalten,  nicht  nachgekommen  sei. 

Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  können  daher  Beide  nfcht 
als  der  erwähnten  Uebertretung  schuldig  angesehen  werden.  Eben- 
sowenig bietet  aber  die  Tendenz  des  Gesetzes  einen  Anlass,  sie  wegen 
der  besagten  Uebertretung  zu  strafen.  Der  Inhalt  des  Gesetzes  und 
die  Motive  zu  demselben  zeigän  deutlich,  dass  es  die  Absicht  der 
Gesetzgebung  war,  der  namentlich  auf  dem  Lande  durch  die  Land- 
streicher arg  gefährdeten  öffentlichen  Sicherheit  einen  ausgiebigen 
Schutz  zu  gewähren.  Es  dürfte  aber  Niemanden,  und  wohl  auch 
dem  Bezirksgerichte  von  Laas  nicht  eingefallen  sein,  die  öffentliche 
Sicherheit  durch  das  Absammeln  von  Geld  und  Naturalien  von  Seite 
des  Fraters  und  seines  Begleiters  für  bedroht  zu  halten. 

Die  Generalprocuratur  stellt  daher  den  Antrag,  der  hohe  Cas- 
sationshof  wolle  erkennen:  Es  sei  durch  das  Urtheil  des  Bezirksge-» 
lichtes  Laas  das  Gesetz  verletzt  worden,  sohin  aber  dieses  Urtheil 
aufzuheben  und  die  beiden  Verurtheilten  von  der  ihnen  zur  Last  ge- 
legten Uebertretung  freiszuprechen.« 

Der  k.  k.  Cassationshof  erkannte  mit  Plenarentscheidung  yom 
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9.  September  1875^  Z.  7559,  dnrch.das  von  dem  k.  k.  B^irksge- 
richte  in  Laas  gegen  Daniel  Delac  nnd  Franz  Mandic  geschöpfte 
Urtheil  vom  7.  Juli  1874,  Z.  816,  sei  das  Gesetz  verletzt  worden. 
Dieses  Urtheil  werde  sohin  aufgehoben  und  die  beiden  Abgenrtheil- 
ten  von  der  im  §.  1  des  Gesetzes  vom  10.  Mai  1873,  Nr.  108  R.- 
G.-Bl.,  bezeichneten  üebertretung  nach  §.  295,  Z  3  St.-P.-O.,  frei- 
gesprochen und  nach  §.  390  St.-P.-0.  vom  Ersätze  der  Kosten  des 
Strafverfahrens  losgezählt. 

Gründe:  Der  im  §.  1  des  Gesetzes  vom  10.  Mai  1873,  Z.  108 
B.-G.-B1.  besprochenen  Üebertretung  gegen  polizeilich  strafrechilicbe 
Vorkehrungen  macht  sich  nach  dem  Wortlaute  des  gedachten  Pa- 
ragraphen nur  Derjenige  schuldig,  der  ohne  bestimmten  Wohnort 
oder  mit  Verlassung  seines  Wohnortes  geachäfts-  und  arbeitslos  nm- 
herzieht  und  sich  nicht  auszuweisen  vermag,  dass  er  die  Mittel  zn 
seinem  Unterhalte  besitze,  oder  redlich  zu  erwerben  suche.  —  Diese 
wesentlichen  Merkmale  aber,  welche  das  Gesetz  zum  Thatbestande 
der  obbezeichneten  Üebertretung  in  ihrer  Gesammtheit  anfordert, 
sind  aus  dem  gegen  den  Frater  Daniel  Delac  und  den  Knecht  Franz 
Mandic  erhobeneu  Thatbestande  auch  vereinzelt  nicht  vorgelegen. 
Denn  es  war  dem  Bezirksgerichte  in  Laas  sicher  nicht  unbekannt, 
dass  die  Mendikantenorden  zur  Deckung  der  Subsistenz  ihrer  Con- 
ventualen  nach  den  Ordensstatuten  auch  an  die  Sammlung  milder 
Gaben  gewiesen  sind,  und  mit  Bezug  darauf  hat  sich  der  wegen 
Betteins  augelialtene  Daniel  Delac  vor  Gericht  dahin  verantwortet, 
dass  er  dem  Eapuziner-Convente  in  Fiume  als  Frater  angehöre,  vom 
Elosterquardian  zur  Sammlung  milder  Spenden  in  den  Bezirk  Laas 
abgeordnet,  und  dass  ihm  zu  dem  Ende  auch  der  bei  dem  Convente 
bedienstete  Knecht  Franz  Mandic  als  Träger  beigegeben  worden  sei ; 
dass  er  endlich  eine  schriftliche  Legitimation  nur  aus  dem  Grunde 
nicht  mitgenommen  habe,  weil  er  im  Bezirke  Laas  ohnehin  bereits 
gut  bekannt  sei.  —  Damit  im  Wesentlichen  ganz  übereinstimmend 
war  auch  die  damalige  Verantwortung  des  Knechtes  Franz  Mandie. 
üeber  diese  Aussagen  der  beiden  Augeklagten  hat  das  Bezirksge- 
richt in  Laas  weder  durch  Vernehmung  der  Uezirksinsassen  die  Per- 
sonenidentität erhoben,  noch  mit  einer  einfachen  Zuschrift  an  den 
Conventvorsteher  die  thatsächliche  Bestätigung  ihrer  Angaben  ein- 
geholt, im  Gegenstande  keine  weitere  Erhebungen  veranlasst  Es 
musste  sohin  die  Glaubwürdigkeit  obiger  Verantwortung-  gar  nicht 
bezweifelt  und  letztere  als  wahrheitsgetreu  angesehen  haben.  —  Bei 
dieser  Sachlage  aber  waren  die  beiden  Angeklagten  durchaus  nicht 
ohne  bestimmten  Wohnort,  sondern  hatten  ihren  bleibenden  Aufent- 
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halt  in  dem  Kloster  des  Kapazines-Conventes  in  Finme;  sie  haben 
auch  im  Sinne  und  Geiste  des  Qesetzes  diesen  Wohnort  nicht  ver- 
lassen, sondern  nur  ^nf  ganz  kurze  Zeit  ~~  nur  bis  zur  Verrichtung 
des  von  ihrem  Elosterobern  ihnen  aufgetragenen  Geschäftes  sich  aus 
demselben  entfernt,  und  nicht  geschäfts-  und  arbeitslos  sind  sie  um- 
hergezogen j  sondern  im  Vollzuge  eines  bestimmten  Geschäftes ,  in 
der  Vornahme  der  für  den  Convant  ihnen  anbefohlenen  Sammlung 
haben  sie  die  Ortschaften  des  Laaser  Beziiltes  besucht ;  endlich  hat- 
ten sie  den  ihrer  Stellung  angemessenen  Unterhalt  vom  Eloster-Gon- 
vente  anzusprechen  und  daselbst  gesichert ,  daher  auch  die  Anfor- 
derung eines  Nachweises  weiterer  Mittel  entfiel.  In  dem  wider  die 
beiden  Angeklagten  vorgelegenen  Thatbestande  fehlen  sohin  alle 
wesentlichen  Merkmale  der  im  §.  1  des  Gesetzes  vom  10.  Mai  1873, 
Nr.  108  R.-G.-B1.,  bezeichneten  üebertretung ,  daher  sie  nur  mit 
einer  offenbaren  Verletzung  des  Gesetzes  dieser  Üebertretung  schuldig 
erkannt  worden. 

3.  Durch  die  auf  Äfwrdnung  des  Pfarrers  vorgenommene  Verschie- 
bung des  einer  Person  gehörigen  Kirchensitzes  von  dem  [bisherigen 
Platze  auf  einen  andern  wird  eine  Besitzstörung  nicht  begangen, 

{§.  2.  poss.  summ.) 

(Aas  der  österreichischen  Zeitschrift  für  Verwaltung.) 

A.  benützte  seit  Jahren  einen  von  ihm  um  den  Preis  von  6  fl. 
von  B.  erkauften,  auf  dem  Chore  der  Pfarrkirche  befindlichen  Bet- 
stuhl während  des  Gottesdienstes  zur  Verrichtung  seiner  Andacht. 
Am  4.  October  1874  fand  derselbe  den  Platz  auf  welchem  sonst  sein  Bet- 
stuhl stand,  vergittert,  den  Betstuhl  selbst  aber  an  einem  anderen  Platz. 
A.  hob  nun  den  Betstuhl  über  das  verschlossene  Gitter  auf  den  alten  Platz 
und  benützte  ihn  noch  an  diesem  Tage.  Am  5.  October  1874  wurde 
der  Betstuhl  ohne  Einwilligung  des  A.  auf  ausdrückliche  mündliche 
Anordnung  des  Pfarrers  C.  wieder  entfernt.  A.  erblickte  in  dieser 
Handlungsweise  des  Pfarrers  eine  Besitzstörung  und  belangte  den- 
selben bei  dem  k.  k.  Bezirksgerichte  Kötschach.  In  der  Einrede 
wird  vom  Geklagten  C.  darauf  hingewiesen,  dass  es  sich  im  vorlie- 
genden Falle  keineswegs  um  den  Betstuhl,  sondern  vielmehr  um  den 
Platz  handle,  auf  welchem  derselbe  stand.  Die  Plätze  in  einer  Kirche 
seien  aber  kein  Gegenstand  eines  privatrechtlichen  Verkehres.  Durch 
den  auf  dem  Chore  befindlich  gewesenen  Betstuhl  des  A.  sei  der 
Platz  für  Sänger  und  Musiker  so  eingeengt  worden ,  dass  sich  die 
Entfernung  desselben  als  nothwendig  herausstellte. 

Das  k.  k.  Bezirksgericht  KOtschach  wies  den  Kläger  mit  sei« 
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ner  Klage  und  dem  darin  gestellten  Begehren  in  der  Erwägung,  dass 
nach  §.  2  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  27.  October  1849, 
Z.  12  R.-G.-BI  nur  Derjenige  zur  Besitzstörungsklage  legitimirt  er- 
scheint, welcher  im  Besitze  einer  Sache  oder  eines  Rechtes  beein- 
trächtigt oder  dieses  Rechtes  widerredlich  ensetzt  wird :  in  der  &- 
wägung,  dass  der  Kläger  durch  den  Ankauf  eines  auf  dem  Musik- 
chore  der  Kirche  gestandenen  Betstuhles  wohl  in  den  Besitz  dieses 
Stuhles,  nicht  aber  auch»  des  Platzes,  ^uf  dem  sich  derselbe  befand, 
gekommen  ist,  weil  der  Platz  in  einem  Ootteshause,  welches  zum 
öffentlichen  und  allgemeinen  Gebrauche  bestimmt  ist,  nach  §.  311 
a.  b.  G.  B.  kein  Gegenstand  des  pri?atrechtlichen  Verkehres  sein 
kann;  in  Erwägung,  dass  dem  Geklagten  in  seiner  Eigenschaft  als 
Ortspfarrer  die  Handhabuug  der  kirchen-  und  gottesdienstlichen  Dis- 
ciplin  zusteht  und  seine  Anordnung  wegen  Entfernung  des  fraglichen 
Betstuhles  aus  dem"  fnr  die  Musikfreunde  gewidmeten  Räume  daher 
nicht  als  eine  widerrechtliche  Störung  angesehen  werden  kann,  und 
in  endlicher  Erwägung,  dass  der  Pfarrer  fdr  seine  Handlungen  in 
kirchlichen  Angelegenheiten  nicht  dem  Civilrichtcr,  sondern  nur  sei- 
nem Vorgesetzten  verantwortlich  ist  —  ab. 

Auf  den  vom  Kläger  A.  gegen  diese  Erledigung  erhobenen 
Recurs  bestätigte  das  k.  k.  Oberlandesgericlit  Graz  die  erstrichter- 
liche Entscheidung,  und  auch  der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  verwarf 
unterm  12.  October  1875,  Z.  10,956  den  vom  Kläger  eingebrachten 
ausserordentlichen  Revisionsrecurs  mit  Bezug  auf  die  Grunde  der 
unterm  Gerichte  und  in  der  Erwägung,  dass  der  Kläger  im  Besitzt? 
seines  an  der  rechten  Chorseite  der  Pfarrkirche  in  Kötschacli  ge- 
standenen Betstuhles  nur  dadurdh  gestört  sein  will,  weil  ihm  der 
Geklagte  diesen  Betstuhl  an  einen  anderen  Platz  des  Kirchenchores 
überstellen  und  dessen  früheren  Standort  vergittern  liess:  dann  in 
Erwägung,  dass  in  einer  dem  öffentlichen  Gottesdienste  gewidmeten 
Kirche  die  Bestimmung  der  Plätze,  an  welchen  die  einzelnen  Bet- 
stühle mit  Rücksicht  auf  den  jeweiligen  Kirchenbesuch  und  auf  die 
ungestörte  Ausübung  der  gottesdienstlichen  Functionen  aufgestellt 
werden  können  und  sollen ,  selbstverständlich  nur  den  zur  Aufrecht- 
haltung  der  kirchlichen  Disciplin  und  Ordnung  berufenen  Organen 
überlassen  und  gewahrt  bleiben  muss ;  in  Erwägung  sonach,  dass  die 
Besitzer  solcher  Betstühle  auf  die  hiefar  immer  nur  pro  Interim  an- 
gewiesenen Aufstellungsplätze  einen  Besitz  gegenüber  den  gedachtes 
Kirchenvorstehern  nicht  erwerben,  daher  auch  aus  einer  vom  Leti- 
teren  getroffenen  Aenderung  dieser  Aufstellungsplätze  eine  Besitz- 
Störung  nicht  folgern  können  ... 


öesierr,  ÖuU.'iiiin,*kni8ch.  t>.  24.  Januar  iBfß,  betr.  Öpfersammetn.    145 

4.  Die  Besorgung  des  Opfersammehs  für  die  S^rche  Seitens  der 
Chmeindegenossen  ist  (üs  ^Leistung  für  CMussweeket  im  Sinne  des 
§.  65.  des  Cresetees  vom  7.  Mai  1874,  R.-G.Sl.  Nr.  50  anzusehen^ 
und  es  hat  daher  hei  StreiKgkeUen  darüber  nicht  die  Gemeinde,  son' 

dem  die  politische  Behörde  zu  entscheiden. 

(Ans  der  österreichischen  Zeitschrift  fOr  Verwaltung  Nr.  8  y.  Jahre  1876.) 

Laut  AnszQges  ans  dem  Kircheobaehe  der  Caratie  W.  sind 
52  Gutsbesitzer  (darunter  Johann  T.  als  Besitzer  des  Toglergntes) 
in  demselben  verzeichnet,  welche  seit  Jahren  in  einer  bestimmten 
Reihenfolge  in  der  Kirche  die  Sammlung  vornehmen. 

Im  Jahre  1864  verlangte  Johann  T.  die  Bewilligung  zur  Auf- 
theilung  des  Hofes  und  erklärte  er  schriftlich,  dass  er  die  auf  dem 
Yogiergute  haftenden  Lasten  aufrecht  erhalten  und  dass  er  die  Qe- 
meinde  jeden  alUälligen,  aus  seiner  Gutsertheilung  erwachsenden 
Schaden  verguten  werde.  Dieser  Recurs  wurde  mit  dem  Verkaufs- 
vertrage im  Verfachbuche  gerichtlich  eingetragen. 

Die  Qemeindevorstehung  W.  beauftragte  am  10.  Februar  1875 
den  Johann  T.  unter  Hinweisung  auf  den  von  ihm  ausgestellten  Re- 
vers und  auf  die  bisherige  Gepflogenheit,  die  Sammlungen  in  der 
Kirche  für  das  Jahr  1875 — 187Q  als  hiezu  verpflichtet  vorzunehmen 
oder  einen  Sammler  zu  stellen.  Als  T.  diesem  Auftrage  nicht  nach- 
kam, er^iffnete  die  Gemeindevorstehung  am  2.  März  1875  demselben^ 
dass  sie  ffir  ihn  nach  den  §§.  48 ,  54  und  55  der  Gem.-Ordn.  fSr 
Tirol  einen  Sammler  aufgestellt  und  dass  er  die  betreflfenden  Kosten 
per  18  fl.  einzuzahlen  habe. 

Als  nun  Johann  T.  auch  dieser  Wteisung  nicht  nachkam ,  er- 
liess  die  Bezirkshau])tmannschaft  unterm  2.  April  1875  aber  Ein- 
schreiten der  Gemeinde  den  Auftrag  an  denselben,  dass  er  den  Be- 
trag von  18  fl.  auf  Grund  der  rechtskräftigen  Gemeindedecrete  bin- 
Den  8  Tagen  an  die  Gemeindevorstehung  einzuzahlen  habe;  widrigen 
Falles  werde  die  executive  Eiiihebung  sofort  erfolgen. 

Johann  T.  recurrirte  an  die  Statthalter  ei,  welche  inUeberein- 
stimnkung  mit  der  einvernommenen  Finanzprocuratur  unterm  19. 
November  1875  folgendermassen  entschied:  »Ob  nach  Inhalt  des 
Kirchenbuches  die  Hofbesitzer  zur  Kirchensammlung  durch  be- 
stimmte Verpflichtungen  verbunden  seien,  lasse  sich  nicht  entneh- 
men, weil  das  Kirchenbuch  nicht  vorliege.  Es  sei  anzunehmen,  dass 
diese  Verpflichtung  auf  altem  Herkommen  und  in  dem  allgemeinen 
Grunde  der  Zugehörigkeit  der  Hofbesitzer  zur  kirchlichen  Gemeinde 
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in  W»  beruhe.  Desshalb  und  weil  ein  besonderer  Bechtstitel  nur 
gegenständlichen  Verpflichtung  nicht  nachgewiesen  erscheint ,  habe 
fiber  diese  Streitigkeit  nach  §.  55  des  Gesetzes  Tom  7.  Mai  1874, 
B^-O.-Bl  Nr.  50,  ausschliesslich  die  politische  Behörde  zu  entschei- 
den« Nachdem  in  vorliegender ,  den  Wirkungskreis  der  Oemeinde 
nicht  berührender  Sache  die  Gemeinde  als  Instanz  entschieden  hat, 
so  müsse  die  Verfügung  der  Bezirkshauptmannschaft  aufgehoben  und  ' 
femer  erkannt  werden,  dass  der  Auftrag  der  Gemeinde  vom  10. 
Februar  1875  ausser  Kraft  zu  treten  und  keine  Wirksamkeit  lo 
äussern  hatc 

Das  Ministerium  des  Innern  hat  unterm  29.  Jänner  1876,  Z. 
55.  dem  Becurse  der  Gemeinde-  und  Eirchenvorstehung  ?on  W.  ge- 
gen die  Statthalterei-Entscheidung  keine  Folge  gegeben. 


u? 


VIII. 
Die  Bewerbung  um  Antheilnahme  an  der  s.  g.  Staatssubven- 
tion und  die  diese  Subvention  und  mittelbar  die  künftige 
Congruaverbesserung  betreffenden  Verhandlungen  in 

Oesterreich. 

Das  Linzer  Diöcesanblatt  1876,  St&ck  XL  enthält  folgende 
Mittheilung: 

Es  scheint  der  göttlichen  Vorsehung  zu  gefallen ,  von  meinem 
and  tausend  treuen  Priesterherzen  einen  Kummer  fortzunehmen,  der 
uns  durch  Jahre  gedrückt  )iat:  den  Kummer  wegen  der  s.  g.  Staats- 
subvention. Ich  bin,  wie  schon  aus  der  Bubrik  zu  entnehmen  ist, 
heute  in  der  Lage,  unbeschadet  der  strengsten  kirchlichen  Grund- 
sätze die  ärmeren  Seelsorgspriester  der  DiQcese  zur  Bewerbung  um 
Antheilnahme  an  der  s.  g.  Staatssubvention  eifijsnUadcnj  was  ich  seit 
der  ersten  Vertheilung  einer  solchen  Subvention  im  Jahre  1872  — 
um  das  Wenigste  zu  sagen  —  nicht  mehr  getban  habe.  Diese  Wen- 
dung hat  eine  uiu  so  grössere  Bedeutung,  da  zugleich  die  im  Zuge 
befindliche  Aufbesserung  der  Congrua  einen  anderen  Charakter  be- 
kömmt, als  sie  zu  bekommen  schien,  nämlich  einen  kirchlich  correc- 
ten,  dem  zufolge  sie  ohn  Verletzung  des  Gewissens  wird  angenom- 
men werden  können.  ... 

1.  Unter  dem  18.  April  d.  J.  Z.  1153  Praes.  erliess  der  Herr 
k.  k.  Statthalter  folgende  Note  an  das  bischöfliche  Ordinariat: 

In  Ergänzung  des  Finanzgesetzes  vom  26.  December  1875  (Nr. 
159  des  B.-G.-B1.)  ist  mit  Gesetz  vom  18.  März  d.  J.  (B.-G.-B1. 
Nr.  34)  för  das  Jahr  1876  zu  Cap.  9.  Minst.  für  Cultus  und  Un- 
terricht Titel  9.  ausserordentliches  Erforderniss  der  Beligionsfonde 
ein  Nachtragscredit  von  600,000  fl.  bewilligt  und  die  Begierung  er- 
mächtigt worden,  aus  diesem  Credite  jenen  katholischen  Seelsorge- 
geistlichen, deren  Einkommen  den  Bedürfnissen  nicht  entspricht,  für 
das  Jahr  1876  und  ohne  Verbindlichkeit  für  die  Folgezeit  eine  pro- 
visorische Verbesserung  der  Bezüge  zu  gewähren. 

Ich  gebe  mir  die  Ehre,  das  hochwnrdige  bischöfliche  Ordina- 
riat bievon  in  Folge  hohen  Erlasses  des  Herrn  Ministers  für  Cultus 
und  Unterricht  vom  6.  d.  Mts.  Z.  5530  mit  dem  Bemerken  in  die 
Eenntniss  zu  setzen,  dass  hinsichtlich  der  Ausführung  dieser  gesetz- 
lichen Bestimmungen  die  in  dieser  Angel^enheit  in  früheren  Jah- 
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ren  .  .  .  .  erlassenen  Weisungen  massgebend  sind ....  ferner,  dass 
bei  Erörterung  der  Frage  über  die  Betheilung  oder  Nicbtbetheilang 
der  sich  meldenden  Qesuchsteller  vornehmlich  auf  das  nachweisbare 
Moment  der  grösseren  oder  geringeren  Bedürftigkeit  derselben  Bück- 
sicht zu  nehmen  und  nicht  ausser  Acht  zu  lassen  sein  wird,  dass  diese 
Betheibing  im  Wesentlichen  nach  denjenigen  Grundsätzen  zu  bean- 
tragen ist,  welche  seinerzeit  bei  definitiver  Erhöhung  der  Congnut 
zur  Anwendung  zu  bringen  sein  werden. 

Im  Falle  das  hochwfirdige  bischöfliche  Ordinariat  geneigt  ist, 
sich  bei  der  Vertheilung  dieser  Subvention  zu  betheiligen,  wolle  es  ge- 
ßillig  sein ,  den  katholischen  Diöcesan-Seelsorge-KIerus  hienach  za 
verständigen,  damit  er  sich  um  Antheilnahme  an  derselben  in  der 
in  den  vorausgegangenen  Jahren  geübten  Art  zu  bewerben  in  die  Lage 
komme ,  wobei  ich  bemerke ,  dass  von  dem  Oesammteredite  pr. 
600,000  fl.  auf  Oberösterreich  die  Quote  von  18,000  fl.  d.  i.  Acht- 
zehn Tausend  Gulden  zur  Verwendung  kommen  kann. 

2.  Ich  beantwortete  am  6.  v.  Mts.  Z.  1906^  wie  folgt : 

Hochwohlgebomer  Herr  Statthalter! 

Auf  die  sehr  geschätzte  Note  vom  18.  v.  M.  Z.  llSSTraes^ 
betreffend  die  Mitwirkung  des  bischöflichen'  Ordinariates  bei  der  Ver- 
theilung dea  durch  das  Gesetz  vom  18.  März  d.  J.  (B.-G.-Bl.  Nr.  34) 
bewilligten  Nachtragscredites  unter  die  ungenügend  dotirten  Seel- 
sorgsgeistlichen ,  beehre  icli  mich  Euer  Hochwohlgeboren  Folgendes 
zu  erwiedem. 

Bei  der  Vertheilung  der  s.  g.  Staatssubventiön  unter  die  ge- 
dachten Seelsorgsgeistlichen  habe  ich  die  Mitwirkung  von  dem  Au* 
genblicke  an  verweigert,  als  es  sich  herausstellte,  dass  diese  Sub- 
vention, wenigstens  in  Oberösterreich,  zum  guten  Theile  als  Mittel 
.zur  Förderung  des  gegenwärtigen  Begierungssystems  in  kirchüchen 
Angelegenheiten  benützt  werden  wolle.  Die  Gesetze  vom  25.  Mai 
1868  und  die  seither  auf  dieselben  gegründeten  oder  sonst  in  ihren 
Geiste  gegebenen  Gesetze  sind  in  vielen  Punkten  im  Widerspruche 
mit  dem  Gesetze  Gottes  und  mit  dem  —  vor  dem  Forum  des  Ge- 
wissens nach  wie  vor  geltenden  -—  Concordate  vom  Jahre  1855,  und 
ich  kann  daher,  ohne  Verrath  an  meinem  heiligen  Amte  zu  üben, 
ein  auf  diese  Gesetze  gegründetes  System  nicht  unterstützen. 

Ich  begrüsse  die  Mitth^ilung  Euer  Hochwohlgeboren  mit  Freu- 
den, dass  bei  der  nunmehrigen  Vertheilung  vornehmlich  auf  das 
nachweisbare  Moment  der  grösseren  oder  geringeren  Bedürftigkeit 
der  Gesttchsteller  Bücksicfat  zu  nehmen  sei,  wie  ich  denn  auch  Ina- 
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ber  auf  massgebende  Beachtung  dieses  Momentes  mit  dem  Beisats^ 
gedrungen  habe,  dass  ich  absehen  wolle  von  dem  Grade  der  kirch- 
lichen Gesinnung  bei  den  Petenten,  wenn  von  Seite  der  weltlichen 
Gewalt  abgesehen  werde  von  dem  Grade  der  staatsbürgerlichen.  Im 
Einklänge  mit  diesem  Grundsatze  und  mit  meiner  mehrfach  gestell- 
ten |*orderung  ist  die  weitere  Eröffnung,  dass  die  Betheilung  im 
Wesentlichen  nach  denjenigen  Grundsätzen  zu- beantragen  sei,  welche 
seinerzeit  bei  definitiver  Erhöhung  der  Cpngrua  zur  Anwendung 
kommen  mfissen. 

Wenn  indessen  die  Bedenken  gegen  eine  Mitwirkung  bei  der 
in  S^e  stehenden  Vertheiluug  in  Betreff  der  Auswahl  der  zu,  be- 
theilenden Personen  nunmehr  glücklich  beseitigt  sind,  so  walten  doch 
noch  solche  ob  in  Betreff  des  zu  vertheilenden  Geldes^  und  zwar  um 
80  mehr,  als  sich  obiger  Andeutung  zufolge  hiebei  mittelbar  fiber 
die  definitive  Erhöhung  der  Congrua,  somit  über  einen  bleibenden 
Znstand  ausgesprochen  werden  soll. 

Das  Geld ,  das  zur  Yertiietlung  kommen ,  und  später  zur  Er- 
höhung der  Congrua  dienän  soll,  hat  seinen  Ursprung  Im  Gesetze 
vom  7.  Mai  1874,  betreffend  die  Beiträge  zum  Religionsfonde.  Die 
Znlässigkeit  einer  Theilnahme  an  diesem  Gelde,  daher  auch  an  der 
Yertheilung  desselben,  ist  desswegen  bedingt  durch  die  Gerechtig- 
keit des  Gesetzes  gelbst 

Dass  aber  dieses  Gesetz  ein  gerechtes  sei,  kann  leider  nicht 
behauptet  werden.  Ich  beehre  mich  das  Stück  X.  meines  Diöcesan- 
blattes  vom  Jahre  1874  hier  beizulegen,  in  welchem  die  Erklärungen 
de<  heil.  Vaters  und  des  österreichischen  Episcopates  über  jene  Re- 
gierungsvorlagen enthalten  sind,  die,  mit  mehreren,  aber  für  die 
^Kirche  beinahe  durchgängig  nur  ungünstigen  Abänderungen,  unter 
dem  7.  Mai  1874  Gesetze  wurden.  Aus  der  Encyclika  des  heil.  Tk- 
ters  gehört  hieher  vornehmlich  folgender  Passus:  Temporalium  de- 
nique  bonorum  jactura ,  quae  imminet ,  tanta  est ,  ut  a  manifesta 
publicatione  et  direptione  vix^  differat.  Ea  bona  siquidem  post  in- 
feosas  leges  probatas,  civile  gubernium  in  potestatem  suam  erit  re- 
dacturum,  sibique  jus  et  fas  esse  ducet  cadimdere^  eonferre  et  vec- 
iigalibus  ifkposUis  sie  exlenuare^  ut  misera,  quae  dabitur,  possesio 
et  usus.nön  ad  Ecclesiae  decus,  sed  ad  ejus  ludibrium  et  ad  vela- 
mentum  injustitiae  relicta  band  immerito  existimetur.c 

Aus  der  Erklärung  des  österreichischen  Episcopates  gehörea 
hieher  vorzüglich  folgende  Stellen: 

„Das  Kirchengut  soll  nach  den  Kirchengesetzen  verwaltet  wer- 
den.   So  will  es  die  Gerechtigkeit,  so  will  es  die  mit  deni  heiligen 
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Stuhle  geschlossene  Vereinbarung,  so  will  es  die  der  Kirche  zuge- 
sicherte Selbstständigkeit  in  der  Verwaltung  ihrer  inneren  Ange- 
legenheiten.** 

„So  lange  der  Religionsfond  als  das  was  er  ist,  nämlich  als 
Eirchengut  anerkannt  bleibt,  erachten  die  Bischöfe  ihre  Geistlich- 
keit und  sich  selbst  verpflichtet,  zu  demselben  Beiträge  zn  geben. 
Diese  sind  zwar  von  der  Gewalt,  die  den  Religionsfond  aus  einge- 
zogenem Kirchenvermögen  schuf;  eigenmächtig  festgesetzt  worden; 
4och  in  Anbetracht  der  kirchlichen  Eigenschaft  des  Fondes  sehen 
sie  in  demselben,  eine  verjährte  Leistung  fnr  kirchliche  Zwecke. 
Nach  dem  Ansätze,  in  welchem  die  Verjährung  for  sie  streitet,  ist 
sie  sehr  massig,  und  die  Bischöfe  würden  zu  einer  angemessenen 
Erhöhung  derselben  bereitwillig  die  Hand  geboten  haben.  Die  Un- 
terzeichneten haben  die  Verantwortlichkeit,  welche  der  Besitz  geist- 
licher GQter  mit  sich  bringt,  stets  vor  Augen,  und  kein  Opfer  wird 
ihnen  zu  gross  sein,  um  über  den  pflichtmässigen  Gebrauch  des 
Anvertrauten  sich  vor  Gottes  Richterstnhl  ausweisen  zu  können. 
Allein  sie  vermögen  nicht  abzusehen,  mit  welchem  Rechte  die  SkuUs- 
gewali  über  das  Einkommen  der  Geistlichkeit  eine  einseitige  Ver^ 
fügung  trifft,  und  zwar  eine  Verfügung,  welche  fiir  jedes  JiArzehent 
bis  1272  Percent"  (das  Gesetz  änderte  den  Antrag  in  10)  „von  dem 
Stamm  vermögen  fordert.  Der  geistliche  Besitz  zahlt  dieselben  Ab- 
gaben wie  der  weltliche:  überdies  entrichtet  auch  jenes Kirchengnt, 
welches  ganz  die  Natur  ^  eines  Fideicommisses  hat,  das  Ver&nder- 
ungs-GebührenäqniValent,  dem  die  weltlichen  Fideicommisse  nicht 
unterliegen.  Wenn  nun  die  Staatsgewalt  sich  noch  das  Recht  bei- 
legt, die  kirchlichen  Einkünfte  nach  eigenem  Ermessen  zu  besteuern 
und  damit  kirchliche  Zwecke  nach  eigener  Wahl  zu  betheilen,  wie 
kann  denn  noch  von  einer  Anerkennung  des  kirchlichen  Eigenthums- 
rechtes  die  Rede  sein  ?  Wir  kommen  dann  mitte^  in  die  Zeit  eo- 
rück,  wo  Joseph  ü.  fortgerissen  von  einer  Strömung,  über  deren 
Ziele  man  durch  die  Erfahrung  noch  nicht  belehrt  war,  den  Landes- 
fürsten  für  berechtigt  hielt,  über  die  kirchlichen  Anstalten  und  Güter 
nach  Gutdünken  zu  verfügen.  Dennoch  spricht  der  Motivenbericht 
von  der  Autonomie  der  Kirche. •* 

Da  nun  einerseits  die  Betheiligung  dürftiger  Priester,  resp.  die 
Congraa-JIrhöhung  gering  dotirter  Seelsorgsposten,  sehr  erwünscht, 
anderseits  die  Mitwirkung  des  Ordinariates  hiebeiohne  competente  Er- 
mächtigung unzulässig  ist,  so  wendeich  mich  unter  Einem  om  solche 
Ermächtigung,  beziehungsweise  um  die  nöthigen  Verfügungen  an 
den  heil.  Vater.  Der  heil.  Vater  ist  kraft  göttlicher  Anordnung  der 
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oberste  Vorsteher  der  Kirche,  daher  aach  der  oberste  Verwalter  des 
gesammten  KirchenvennOgens.  Wenn  er,  wie  ich  hoffe,  Verffigungen 
trifft,  die  mir  eine  Mitwirkung  bei  der  Betbeilang  zulässig  machen, 
werde  ich  gern  mitwirken,  während  ich  mich  im  entgegengesetsten 
Falle  selbstverstäpdKch  von  jeder  Mitwirkung  enthalten  muss.  Ich 
werde  den  heil.  Vater  auch  bitten,  dass  er  mir  seine  Entschliessung 
ehemöglich  begannt  gebe,  und  sofort  Euer  Hochwohlgeboren  das 
Weitere  mittheilen.    Genehmigen  etc. 

3.  Der  Inhalt  des  in  diesem  Schreiben  erwähnten  Gesuches 
an  den  heil.  Vater  von  demselben  Datum  ist  nachstehender: 

Sanctissime  Pater! 

In  arduo  et  gravis  momenti  negotio  ad  Sapieotiam  et  Aposto- 
licam  Auctoritatem  Sanctitatis  Vestrae  hisce  recurro.  Agitur  de 
quaestione,  an  et  quaetenus  sacefdotes  salva  conscientia  participare 
possint  de  pecuniis  ex  lege  austriaca  dd.  7.  Maji  1874  oriundis,  et 
si  alitejr  non  possint,  an  Sanctitas  Vestra  suprema  Sua  potestate  effi- 
cere  velit,  ut  possint. 

Lex  ista  Sanctitati  Vestrae  nota  praescribit  contribntiones  Be- 
neficiatornm  et  Gommunitatum  regularium  ad  fundum  rdigionis  cum 
in  finem  praestandas,  ut  cultui  divino  provideatur,  et  praecipue  do- 
tatio  normalis  sacerdotnm  in  cura  animarum  laboraatium  attgeatur. 

£o  tempore,  quo  disceptabatur  in  coniitiis  publids  de  legibus^ 
qoae  dende  die  7.  Maji  1874  in  lucem  prodierunt,  die  nimirum  7; 
Martii  1874,  Sanctitas  Vestra  in  Epistola  Encyclica  ad  Antistites 
Anstriaci  Jmperii  iuter  alia  scripsit :  »Temporalium  denique  bonorum 
JBctura,  quae  imminct,  tanta  est,  ut  a  manifesta  publicatione  et  di- 
reptione  vix  differat.  Ea  bona  siquidem  post  infensas  leges  probatas 
civile  gubemium  in  suam  potestatem  erit  redacturum,  sibique  jus 
et  fiis  esse  ducet  ea  dividere,  conferre  et  vecti^ibus  i$npo8ias  sie 
extetmare,  ut  misera  quae  dabitur  possessio  et  umis  non  ad  Ecclesiae 
decus,  sed  ad  ejus  ludibrium  et  ad  velamentum  injustitiae  relicta 
haud  immerito  existimetur.c  His  verbis  Sanctitas  Vestra  plures 
dispositiones  legis  de  exterioribus.  juris  Ecclesiae  rationibns,  sed  haud 
dnbie  etiam  legem  de  istis  contributionibus  notavit 

Antistites  vero  Austriae  in  sua  »Declarationec  dd.  20.  Mart. 
1874,  quam  Cardinales  hujus  Imperii  die  26.  ejusdem  mensis  et 
anni  Sanctitati  Vestrae  substraverunt,  de  hac  lege  ita  locnti  sunt: 

»Quamdiu  fundus  religionis  agnosdtur  tanquam  id,  quod  est, 
nempe  peculium  Ecclesiae,  Episcopi  suum  suique  Gleri  officium  esse 
existimant«ad  eum  praestare  contribntiones.  Hae  quidem  a  potestate, 
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qoae  fondoin  religioo»  ex  publicaüs  bonis  eociesiasticis  creavit,  pro- 
prio Marto  sunt  definitae;  ast  ratioiie  naturae  ecdesiastkiie  fondi 
eas  praestationes  ad  usus  ecclesiasticos  per  praescriptionem  aandtas 
habeoi  Hae  praestationes  in  ea  «aensara,  in  qua  praescriptio  pro 
eis  stat,  sunt  valde  modicae  et  Episcopi  parati  fnissent  eas  compe- 
tenter  augere  ...  ast  non  possunt  perspicere,  quo  jnre  potestas 
civilis  per  se  sola  dispositionem  faeere  possit  de  reditibns  den,  et 
quidero  dispositionem,  qua  singulis  decennüs  12*/«  centesimae  nsqae 
partesc  (in  ipso.  lege  numerus  iste  ad  10  diminutos  est)  »bonoram 
iundam^ntalium  exiguntnr  .  •  .  Si  potestas  civilis  sibi  jus  vindicat, 
reditus  ecciesiasticos  pro  suo  arbitrio  onerandi  impositis  contribntio- 
nibus,  et  has  ad  usus  ecciesiasticos  ipsi  placitos  distribuendi,  quo- 
modo  tum  adhuo  sermo  esse  potest  de  agnitioue  juris  prc^etaUa 
Ecclesiae  ? .  •  Nihilomiuus  Expositio  Motivorum  loqoitur  de  aatooo- 
mia  £oclesiae.€ 

Antistites  igitur  Austriaci  legem  istam  aperte  declararmift 
injustam. 

Si  vero  lex,  quae  a  Beneficiatis  et  a  familiis  religiosis  contri- 
bationes  extorquet,  non  est  jnsta,  salva  conscientia  sacerdotes  de 
ipsis  contnbutionibus  participare  non  posse  videntur,  nisi  iste  defeo- 
tus  eompetente  potestate  sanetur.  Haec  vero  potestas  non  est  niri 
penes  Romanum  Pontificem,  qui  sicut  in  omnibus  rebus  ecelesiasticis 
jure  divino  eSst  supremus  Rector,  ita  et  speciatim  in  temporalibns 
Ecclesiae  bonis:  etiam  bic  quodcunque  ligaverit  et  soI?erit  super 
terraro,  ligatum  et  solutum  erit  in  coells ;  id  quod  praxis  etiara 
Sedis  apostolicae  confirmat. 

Potent  igitur  Sanctitas  Vestra  statuere,  ut  sacerdotes  in  eora 
animamm  laborantes  nirois  tenuiter  dotati  juxta  tenorem  legis  dd. 
7.  Maji  1874,  licet  non  proptcr  legem,  sed  vi  dispensationis  et  ordina- 
tionis  apostolicae,  rite  participare  possint  de  isUs  contribatiombos, 
quamdiu  lex  ipsa  duraverit 

Decemat,  quaeso,  Sanctitas  Vestra,  super  bac  quaestioDe,  quid- 
quid  voluerit;  id  quod  decreverit,  certe  Optimum  erit. 

Si  mihi  licet  sententiam  meam  proferre,  non  dnbito  declamre, 
consultum  mihi  viderif  ut  Sanctitas  Vestra  hujusmodi  diqiensatioDem 
et  ordinationem  edat.    Etenim 

a)  ccrtum  est,  permultos  sacerdotes  in  cura  animarum  consti- 
tutos  post  relutas  decimas  et  alias  cum  exoneratione  fundorum  4d- 
ductas  mutationes,  postmnltiplicationem  ingentem  tribut(mtm  publi- 
corum,  ac  crescente  in  dies  pretio  rerum  ad  vitam  iiecessarianuB 
summopere  indigere  dotationis  augmento.  # 
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b)  Certnm  porro  est,  me,  qntnidia  non  habeo  admioirtnitioiiein 
fondi  religkuiis  et  stadioruoi,  et  qvamdiu  inauper  longe  majori  parte 
dotationis  episcopalis  mihi  debitae  privataa  existo,  non  posse  illioo 
bis  iodigentiia  occnrrere,  licet  jam  ab  initio  mnneris  mei  faudnm 
aotiliarem  dioecesanom,  et  naper  fondam  specialem  pro  juvandis 
aacerdotibaSf  non  sine  saecessu,  creare  coeperim,  sed  et  aliis  sabsi- 
düs  opus  esse  ad  banc  finem  asaequeadum. 

c)  Certam  etiam  est,  gravem  confiietiim  ioter  me  et  Guber- 
Dinm  esse  exoritumm,  si  in  ista  dotationis  melioratione  cooperatiO' 
nem  detrecta?ero,  vel  omnino  sacerdotibos  ejos  aoeeptatioBem  pro* 
bibuero. 

d)  Panpertas  meretrix.  In  casn  talis  detrectationis  vel  omnino 
probibitionis  in  Clero  dioecesano,  utat  generatim  optimo,  aliqni,  fors 
non  adeo  panci  ernnt,  qui  tarnen  pu'ticipent.  Sic  nnitas  inter  Epis- 
copnm  et  istos  Saoerdotes,  et  unitas  ioter  Sacerdotes  dioeceseos  dis- 
solvetnr^  et  inin\icis  IScclesiae  faoile  erit  bac  discordia  in  rem  snam 
pessime  abnti.  Gansam  timendl  eo  magis  babeo,  qnia  tristis  expe- 
rientia  m^  tenret;  et^iim  cnm  Gnbeminm  inde  ab  aliqnot  annis  ex 
aerario  pnblico  (ad  ouns  tamen  fnndi  religionis)  panperibns  aninuk 
ram  cnratoribns  aliqnam  subTontionem  ministraret,  non  panci,  inter 
eos  etiam  bonae  existimationig^  Tiri,  banc  snbventionem  acceptamnt, 
licet  scirent,  Ckiberninm  hac  largitione  ....  (hier  erwfthnte  ich  den 
nach  meiner  im  angeführten  Schreiben  an  den  Herrn  Statthalter 
vom  6.  T.  Mts.  ansgesprocbenen  Meinung  mit  der  Snbrention  ver- 
bundenen politischen  Zweck)  et  lio^  scirent,  hanc  acceptationem 
mihi  valde  displicere.  Quando  dotationes  ipsae  fuerint  auctae,  hoc 
periculum  diseordiae  et  simnl  corrnptionis  Gleri  ielidter  eeasabit, 
quia  officia,  et  non  qnalitates*  personiM^um  in  bis  officiis  constituta- 
rom  respicientnr. 

Melioratio  dotationum  ex  contributionibus  praedictis  anno  pro- 
xime  seqnente  locom  babebit;  anno  corrente  ideo  fieri  non  potest, 
qnia  eamm  mensnra  adhuc  in  mnltis  casibos  conlroversiis  snbjacei 
Hoc  praesente  aoao  distributio  istamm  pecnniarnm  adhnc  fit  res* 
pectu  personanim,  non  respectn  locornm  sen  officiornm;  promisit  ta- 
rnen Gnbemiani,  se  in  hac  distributione  actnmm  secundum  principia 
pro  angmento  dotationum  ipsamm  stabilita,  et  propterea  quam  maxime 
paupertatis  sacerdotum  rattonem  babitnrum.  Declaravi,  me  snb  hac 
conditione  cooperatumm  in  ista  distributione,  dummodo  quoad  acqui- 
sitionem.  pecnniarnm  distribu^daram  Auctoritas  Sedis  Apostolicae 
suffragetur. 

6ubffl*nium  urget,  ut  istbaec  distributio  mox  instituatur,   et  . 
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verosimiliter,  si  cooperari  noo  poBsom,  mox  etiam  sine  ne  in  es 
prooedet  Hinc  haroillime  rogo,  nt  Sanctitas  Vestra  super  bac  mea 
»applicatione  qnantocyQS  decernere  digoetar. 

Superest,  otexponam,  cur,  cum  causa  oommanis  onniiui 
Episcoporam  Aastriae  sit,  noo  communis  suppUcatio  ad  pedes  Saac- 
titatis  Vestrae  deponatur.  Ratio  est,  qnia  cooventus  Episcopomm 
nunc  non  habetur,  in  praeteritis  conventibus  haec  materia  non  trae- 
tabatur,  et  res  adeo  urgens  est,  ut  sine  perieulo  magni  detriineoti 
differri  non  possit 

lUud  adhuc  commemoro,  quod  considerari  possit,  an  partici- 
pantes  de  istis  coutributionibus  ab  Auctoritate  ecclesiastica  non  poa- 
sint  obligari,  ut  partem  aliquam  subsidionim  acceptomm  resarcimnt 
its,  qui  injuste  contribuere  coguntur,  praesertim  si  bi  ipsi  per  faas 
coBtributiones  nimis  afflicti  fuerint. 

Provolutus  ad  pedes  Sanctitatis  Vestrae  mihi  gregique  mihi 
concredtto  Apostolicam  Benedictionem  exoro. 

4.  Meine  Zuschrift  vom  6.  Mai  d.  Js.  Z.  1609  beantwortete 
der  Herr  Statthalter  unter  dem  20.  v.  Mts.  Z.  1413  Prae&  mit 
Folgendem : 

Hoch  würdigster  Herr  Bischof! 

Indem  ich  die  mit  der  geschätsten  Zuschrift  vom  6.  Mai  1876 
Z.  1906  ausgesprochene,  eventuelle  Mitwirkung  bei  der  Vertheilvog 
der  pro  1876  bewilligten  Staatssubvention  für  die  bedürftige  katho- 
lische Seelsorgegeistlichkeit  vorerst  zur  Wissenschaft  nehme,  fHkle 
ich  mich  jedoch  zugleich  verpflichtet,  die  den  diessmiigen  früheren 
Vertheilnngen  unterschobene  Absicht,  dass  diese  Subvention  wenig- 
stens in  Oberösterreich  zum  guten  Theile  als  Mittel  zur  Fürdenmg 
des  gegenwärtigen  Regierungssystems  in  kirchlichen  Angelegenheiten 
benützt  werden  wolle,  oder  gar  benütet  wurde,  als  den  hohen  Wei- 
sungcoi  und  den  thatsftchlichen  Verhältnissen  widerspreetoid,  auf 
das  Entschiedenste  zurückzuweisen. 

Wenn  es  Euer  bischöflichen  Gnaden  im  weiteren  in  sachliebor 
Beziehung  noch  für  nothwendig  erachteten,  sich  diessfalls  um  die 
Ermächtigung,  beziehungsweise  um  die  nöthigen  Yertügungen  an 
den  heiligen  Täter  zu  wenden,  so  entzieht  sich  diess  vollständig 
meiner  Beurtheilung  und  mMnem  Einflüsse,  so  wie  ich  auch  keinen 
Anlass  finde,  im  Gründe  der  bestehenden  Gesetze  in  die  hierbei  vom 
kirchlichen  Standpunkte  aus  entwid^dten  Ansichten  und  Fdgemngen 
meritorisch  einzugehen. 

Um  jedoch  andererseits  den  mir  zur  Vorlage  der  BethcHungs- 
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Uebersicbt  hoben  Orts  gegebenen  Termin  genau  einhalten  zu  können, 
sehe  ich  mich  zugleich  genötfaigt,  Euer  bischöflichen  Gnaden  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  ^lass  die  Ausschreibung  zaf  Bewerbung  so 
bald  als  thunlich  und  jedenfalls  derartig  erfolgen  mfisste,  dass  das 
bezügliche  dortige  Verzeichniss  l&ngstens  am  1.  Juli  1.  J.  hier 
einlange. 

5.  Der  heil.  Yatw  erledigte  mein  Gesuch  mit  folgendem 
Schräben  Tom  29.  Mai  1876: 

PiU8  P.  P.   IX. 

Yenerabilis  Frater,  Salmtem  et  Apestolicam  Beaedictionem. 
Qui  jam  ab  ineunte  Martio  anni  1874  injustitiam  reprobavimus 
editae  po^tea  mense  Maio  legis,  ausumque  taxaviraus  laicae  pot^s- 
tatis  in  ecclesiastica  bona;  deplorare  nunc  cogimur,  praeter  cetera 
detrimenta,  quae  jam  tnne  secutura  praediximus,  injuriam  per  illius 
legis  exequutionem  illatam  Clerids  ecclesiastieo  proyeatu  gaudentibus, 
et  objeetam  inde  difßcultatem  inopibus,  quibus  per  eorumdem  pro- 
Yentuum  resectionem  consuli  vellet.  Equidem  Dominus  ardkuwU 
iis^  qui  evapgelium  annuntiant^  de  evangelio  vivere;  et  aequissimum 
est  omuini),  ut  qui  in  sacrario  operantur^  quae  de  sacrario  sunt 
edani^  ei  qui  altari  deserviunt^  cum  dltari  pattidpent:  Id  tamen, 
ut  rite  perficiatur,  opus  est  ecclesiastica  auctoritate,  et  in  chsu,  de 
quo  agitur,  Romani  Pontificis,  quf  non  solum  beneficia  conferre,  sed 
etiam,  uti  generalis  sacrorum  bonorum  administrator ,  beneficiis  iis- 
dem  et  religiosis  domibus  onera  imponere  potest  in  pauperioris  Gleri 
susteiitationem.  At  ubi  a  laica  potestate  omni  Juri  destituta,  legi- 
timi  ecciesiasticorum  proventuum  possesores  immanibus  gravantur 
tributis,  si  lex  praeterea  e  redituum'  reliquiis  subsidia  decemat  in 
pauperes  eroganda  Clericos,  cum  alinea  ecclesiastica  bona  sie  pro  lu- 
bitu,  transferantur  in  alios,  patet,  hujusmodi  suppeditationes  percipere 
Don  licere.  Verum  cum  angustiae  cleri  ad  inopiam  redacti  sit  om* 
nio  prospiciendum ,  et  res,  quatenus  extrinseco  laborat  illegitimae 
potestatis  yitio,  licita  fieri  possit  Auctoritate  Nostra;  merito  sane, 
Yenerabilis  Frater,  negocium  istud  ad  haue  Aposiolicam  Sedem  de- 
tulisti,  eins  imploratnrus  opcm:  quod  sane  et  a  Coepiscopis  tnis, 
qui  in  eodem  casu  versentur,  fiictum  iri  non  ambjgimus.  Itaque, 
consideratis  adjunctis  rerum  et  tempomm,  potestatem  tibi  facimus 
indulgeadi  Ölericis,  quibus  subsidia  decementur,  veniam  ea  percipi- 
endi  libere  et  licite.  Ne  tamen  quis  arbitretur  illa  sibi  obTonire  e 
saecnlari  auctoritate,  nere,  quod  äd  tempus  conceditur  in  consuetu- 
dinem  transire  valeat  et  quamdam,  reluti  praescriptionem,  inducere; 
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tnom  erit  Clericis  Ha  adjntis  praecipere,  ut  qaotannUi  vel  qnelibet 
bieonio,  eamdem  a  te  voniam  postnlent,  ac  praeterea  üsdem,  a^ae 
eliam  Oobernio  sigoificare,  prndentiora  qna  cendebis  ratiotief  haee 
admitU  subsidia,  oon  ex  lege  sed  ex  auctpritatis  ecclesiastieae  benigoa 
concessione.  Id  vero  fieri  ad  grayiora  taDtam  mala  vitanda,  atqoe  ot 
eorum  conscientiae  consulatur,  qui  jam  aubsidia  istaec  a  Gubernio 
iudieta  percipinnt.  Cum  autem  prudenter  aniinadverteris,  fieri  posse, 
nt  qni  jam  ingentibns  gravantur  tribqtis,  oon  modo  fractaosonim  bo- 
norum nomine,  sed  etiam  carentium  plane  fenore,  imo  et  snmpta 
indigentium,  opprimantnr  praeterea  irrogatione  ^absidii:  poteria  certe 
Clericis,  qHibns  illa  aliquante  largius  decernentur,  partem  afiquaro  ae- 
ceptae  peetmiae  repetere,  apud  te  deponendam,  nt,  ratione  habita  il- 
lati  singulis  4etrimenti,  valeat  a  te,  juxta  aequitatis  leges  contri- 
buentibus  reddi.  Ceterum,  cum  in  valesc^te  quotidie  rerum  diffi« 
cultate  copiosiore  semper  egeamus  dtvino  lumine  supemaque  rir- 
tute,  haec  tibi  affatim  adprecamor;  caelestisque  fa?(»i8  auspicem 
esse  cupimns  Apostolicam  Benedictionem ,  quam  tibi^  Venerabilis 
Frater,  nniversaeque  Dioecesi  tuae  praecipnae  Nostrae  benerolentiie 
pignus  peramanter  impertimus. 

6.  Auf  den  Eingang  der  Zuschrift  des  Herrn  Statthalters 
vom  20.  T.  Mts.  Z.  1413  antwortete  ich  am  5.  d.  Mts.  Z.  2446 
wie  folgt: 

Hocfawohlgebomer  Herr  Statthalter! 

In  der  verehrten  Zuschrift  vom  20.  v.  Mts.  Z.  1413  Praes. 
weisen  Eure  Hochwohlgeboren  vorerst  die  den  frühern  Yertheilungen 
der  Staatssubvention  unterschobene  Absicht,  dass  diese  Subvention 
wenigstens  in  Oberösterreich  zum  guten  Theile  als  Mittel  zur  För- 
derung des  gegenwärtigen  Begierungssystems  in  kirchlichen  Ange- 
legenheiten benfitzt  werden  wolle  oder  gar  benfltzt  wurde,  als  deo 
hohen  Weisungen  und  den  thatsächlichen  Verhältnissen  wieder^re- 
chend  auf  das  Entschiedenste  zurück. 

Wie  sehr  ich  von  der  Wahrheit  meiner  diessf&Uigen  Behaap- 
lung  im  Schreiben  an  Hochdieselben  vom  6.  Mai  d.  J.  Z.  1906 
aberseugi  war,  mdgen  Hochdieselben  bei  meinem  gewiss  nicht  zwä- 
jfeUiaften  Wunsche,  die  Lage  der  armen  Seelsorgspriester  zu  v^bes- 
sem,  aus  d^n  Umstände  echliessen,  .dass  ich  von  dem  Tage  an,  als 
mir  die  Art  and  Weise  der  ersten  Yertheilung  solcher  Sabventionai 
im  Jahfe  1872  bekannt  wurde,  jegliche  Mitwirkung  bti  der  Ver- 
iheilnng  derselben  in  den  späteren  Jahren  verweigerte. 
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CM)  diese  Uebenengmig  ^ine  gereMferligk  war,  wollen  Euer 
Hochwohlgeboren  unter  Andern  ans  folgenden  Momenten  benrtheüen. 

Es  ist  nicht  nothwendig,  die  Begründang  meiner  üeberzengnng 
hier  wörtlich  anzuführen ;  ich  wies  hin  auf  meine  im  DiOc.*BI.  pro 
1873  S.  80  enthaltene  Zuschrift  an  den  Herrn  Minister  Ar  Cultus 
und  Unterricht  vom  29.  März  1878  Z.  1433  nnd  auf  meine  eben 
dort  S.  82  angefahrte  Znschrift  an  den  Herrn  Statthalter  Baron 
Conrad  vom  18.  Juni  1872  Z.'2186,  wo  die  gleiche  Ansieht  fiber 
den  Mitzweck  der  Subvention  ausgesprochen  wurde,  ohne  dass  diese 
Behauptung  irgend  .eine  Zurfickweisung  ertuhr;  dum  auf  die  im 
Didcesanblatt  pro  1875  St  V.  mitgetheüte  Verhandlung  wegen  der 
8.  g.  Staatssubvention,  der  zufolge  der  Herr  Minister  in  meinem  An-, 
trag,  dass  ich  bei  den  zu  Betheilenden  nicht  auf  den  Grad  der  kirch- 
lichen Gesinnung  sehen  wolle,  und  von  Seite  der  Staatsregierung 
nicht  auf  jenen  der  staatsbSrgerlichen  gesehen  werden  möge,  sondern 
lediglich  die  Bedfirftigkeit  den  Ausschlag  geben  soll,  nicht  einge- 
gangen ist;  endlich  auf  die  Verhandlungen  im  Abgeordnetenhause 
am  1.  M&rz  d.  J.,  wo  der  Herr  Abgeordqete  Dechant  v,  PflSgl  und 
noch  ein  anderer  Abgeordneter  die  gleiche  Anschauung  zum  Aus- 
druck brachten,  ohne  dass  von  Seite  der  hohen  Regierung  den  Red- 
nern hierin  entgegengetreten  wurde. 

7.  Den  Hauptinhalt  der  gedachten  Zuschrift  endlich  beant- 
wortete ich  am  heutigen  Tage  Z.  1619  in  nachfolgender  Weise: 

Hochwohlgebomer  Herr  Statthalter! 

Ich  beehre  mich  Euere  Hochwohlgeboren  die  in  meinem  Schrei- 
ben vom  5.  d.  Mts.  Z.  2446  versprochene  weitere  Mittheilung  über 
Hochdero  sehr  geschätzte  Zuschrift  vom  20.  v.  Mts.  Z.  1413  Praes. 
und  beziehungsweise  jene  vom  18.  April  d.  J.  Z.  1153  Praes.  zu 
machen. 

Der  heil.  Vater  hat  mir  auf  das  in  meiner  Zuschrift  vom  6. 
y.  Mts.  Z.  1906  erwähnte  Schreiben  unter  dem  29.  desselben  Mo- 
nats eine  Antwort  gegeben,  welche  mir  die  Mitwirkung  bei  der  Ver- 
theilung  der  diesjährigen  Staatssubvention  und  in  Zukunft  bei  der 
beschlossenen  Congruaverbesserung  zu  meinem  grossen  Tröste  mög- 
lich macht,  indem  er  fflr  diese  Massregeln  eine  kirchliche  Basis  ge- 
schaffen hat. 

Im  Eingange  seiner  Antwort  führt  er  aus  den  Grfinden,  die  ich 
fSr  die  Bedenklicfakeit  der  Vertheilungs-  beziehungsweise  CongrUa- 
erhOhungsmasse  im  Schreiben  vom  6.  Mai  d.  J.  Z.  1906  geltend  ge- 
macht habe ,  den  Satz  aus,  dass  an  und  fttr  sich  eine  Antheilnahme 
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an  dieseF  Masse  nicbt  eriubt  sei.  Sr  sagt :  »Qoi  jam  ab  inennte 
Martio  aDüi  1874  n.  s.  w.  —  ich  fiilirte  da  die  Worte  des  pfipst- 
liehen  Schreibens,  wie  sie  oben  aufscheinen  an  bis:  percipere  noo 
licere.t 

Dann  sagte  ich  weiter:  »Sofort  macht  er  aber  dnreh  den.Em- 
satz  seiner  rechtmässigen  Autorität  klaubt,  was  an  und  for  sich  nicht 
erlaubt  war;  er  sagt:  »Yerum  cum  angostiae  n.  s.  w.  und  f&hrte 
die  Worte  des  heil.  Vaters  an  bis:   libere  et  licite.€ 

Dann  fahr  ich  fort :  »Alsdann  ordnet  er  Vorsichten  an,  damit 
dnrch  die  Annahme  der  Unterstützung  aus  der  besagten  Masse  dte 
ächten  ürundsätze  nicht  geschädigt  werden.  Er  sagt:  Ne  tarnen 
etc.  und  ich  citirte  das  päpstliche  Schreiben  bis:  indicta  perd- 
piunt.t 

Weiter  sagte  ich :  »Endlich  gibt  mir  der  heil  Vater  die  Fa- 
cultät,  von  den  mit  Subvention  oder  mit  Congruayerbesseiung  nam- 
haft bedachten  Priestern  einen  Theil  dieser  Bezüge  zu  dem  Ende  im 
Namen  der  kirchlichen  Autorität  abzufordern,  um  die  durch  die 
Beligionsfondsbeiträge  übermässig  in  Anspruch  genommenen  Contri- 
buenten  zu  unterstützen.  Es  wird  sich  bald  zeigen,  wie  nothwen- 
dig  diese  Massregel  ist,  da,  wenn  auch  meines  Wissens  die  Becurse 
dieser  Contribuenten  in  OberQsterreich  im  Allgemeinen  mit  dankens- 
werther  Bücksicht  behandelt  wurden,  dennoch  zu  fürchten  ist,  dass 
einzelne  Pfründen  oder  KlQster  durch  die  neue  Steuer  überaus  hart 
getroffen,  oder  sogar  in  ihrer  Existenz  gefährdet  werden.  Der  heil. 
Vater  sagt :  Cum  imtem  prudenter  animadverteris  ,€  und  ich  führte 
die  Worte  des  heil.  Vaters  an  bis:   reddi. 

Dann  schloss  ich  wie  folgt:  »Indem  sonach  eine  geredite, 
kirchliche  Basis  für  die  Subvention,  beziehungsweise  Congruaverbes- 
serung  aus  den  Beligionsfondsbeiträgen  gefunden  ist,  kann  ich  in  er- 
wünschter Weise  zur  Ausführung  dieser  beiden  Massregeln  mitwir- 
ken, und  ich  erlasse  desswegen  unter  Einem  das  Nöthige  an  den 
Diöcesanklerus ,  um  die  betreffenden  Mitglieder  desselben  vor  d^ 
Hand  zur  Bewerbung  um  die  Subvention  pro  1876  einzuladen;  das 
Verzeichniss  der  Bewerber  werde  ich  sofort  ehetb  unlieb  Euren  Hoch- 
wohlgeboren  vorlegen. 

Da  übrigens  der  heil  Vater  mir  aufgegeben  hat,  der  hohen 
Regierung  den  Standpunkt  zu  bezeichnen,  von  welchen  aus  er  die 
Antheilnahme  an  dem  durch  die  im  Gesetze  vom  7.  Mai  1874  nor- 
mirten  Beligionsfondsbeiträge  aufgebrachten  Oelde  erlaubt  nennet, 
80  ersuche  ich  Eure  Hochwohlgeboren ,  diese  meine  Zuschrift  oder 
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doch  den  einschlägigen  Theil  derselben  dem  Herrn  Uinister  ifir  Cul- 
tos  und  Unterricht  gefälligst  snr  Kenutniss  zu  bringen. 

Genehmigen  etc. 

8.  Anf  Qrund  dieser  Eröffnungen  lade  ich  also  die  in  der  ac* 
tiven  Seelsorge  stehenden  Priester,  deren  Einkommen  dem  Bedfirf- 
nisse  nicht  entspricht,  hiemit  ein,  ein  Bittgesuch  um  Betheiligung 
ans  der  sogenannten  Staatssubvention  an  das  bischöfliche  Ordinariat, 
und  zwar  ehäJiunlichst  (auf  einen  50  kr«  Stempel)  längstens  bis  zum 
25.  d,  Mts.,  einzureichen.  Wie  diese  Gesuche  einzurichten  seien, 
wolle  aus  dem  Diöcesan-Blatte  pro  1872!  Stuck  IX.  entnommen 
werden. 

Der  oben  angeführten  Weisung  des  heil.  Vaters  gemäss  setze 
ich  übrigens  fest,  dass  die  Priester  welche  an  der  Congruaverbesser- 
ung,  und  bis  zu  der  —  etwa  noch  länger  ausstehenden  —  Durch- 
fohrnng  derselben  an  der  s.  g.  Staatssub?ention  Theil  nehmen  wol- 
len, jedes  Jahr  bis  Mitte  Jänner  die  Bewilligung  des  Ordinariates 
hiezu  einholen  sollen. 

Wie  es  eine  Forderung  der  Billigkeit  nicht  nur,  sondern  auch 
der  Gerechtigkeit  sei,  dass  diejenigen  Priester,  die  aus  der  jq  Bede 
stehenden  Massa  eine  reichlichere  Betheilung  erhalten,  davon  etwas 
zuräckgeben,  wenn  die  Beitragenden  zu  sehr  in  Anspruch  genommen 
werden,  bedarf  einer  Erörterung  nicht.  Es  passt  hieher  die  Mah- 
nung, die  der  Apostel  den  Christen  in  Corinth  (11.  Cor.  8)  gibt,  da 
er  sie  zum  Almosen  far  die  Christen  in  Palästina  auffordert :  »Denn 
nicht  80,  dass  Andere  Erleichterung,  ihr  aber  Trübsal  haben  sollet; 
sondern  dass  Gleichheit  sei.  In  der  gegenwärtigen  Zeit  soll  euer 
üeberflnss  ihrem  Mangel  abhelfen :  damit  auch  ihr  Ueberfluss  eurem 
Mangel  Schelfe,  auf  dass  Gleichheit  sei,  wie  geschrieben  steht :  Wer* 
Vieles  (sammelte),  hatte  nicht  Ueberfluss,  wer  wenig  hatte  nicht 
Maugel.« 

Das  Mass  der  zurückzugebenden  Beträge  und  die  Modalitäten 
der  Gebarung  mit  denselben  können  dermalen  noch  nicht  festgesetzt 
werden,  und  wird  erst  eine  Verfügung  erfolgen,  wenn  nach  weiterer 
Entwicklung  der  Sache  zu  einer  solchen  die  nötbigen  Grundlagen  ge- 
geben sind. 

Lim^  den  7.  Juni  1876. 

Fransf  Joseph  m.  p.  Bischof. 
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IX. 

Neuere  kirchlich-politische  Entscheidungen  des  preusdschn 

Obertribunals  0- 

I.  Ueber  Collectenpaesen. 

Die  Vorschriften  fiber  das  CoUectenwesen  sind  in  der  letzten 
Zeit  vielfach  Gegenstand  der  Aufmerksamkeit  der  Yerwaltnngs-Be- 
hörden,  sowie  der  Entscheidung  der  Gerichte  gewesen.  Besondere 
Wichtigkeit  haben  die  Anweisungen  der  Minister  des  Innern  nod 
der  geistlichen  Angelegenheiten  an  die  Oberpräsidenten  d.  d.  Berlin, 
17.  Juli  1875,  worin  nnter  Anschlnss  an  den  Circnlar-Erlaas  ?.  25. 
September  1874  betreffend  das  Collectiren  geistlicher  Genossenschaf- 
ten, und  unter  namentlicher  Hervorhebung  der  Kirchen-CoUecten,  so- 
wie der  von  Haus  zu  Haus  bewirkten  Einsammlung  des  Peterspfennigs 
die  Poli2ei-Behörden  zur  »gleicHmässigem  und  strengeren  Handla- 
bung der  bestehenden  Bestimmungenc  aufgefordert  werden.  Die 
Beschwerden,  welche  dieser  Erlass  hervorgerufen  hat,  sind  die  Ver- 
anlassung zu  einer  von  denselben  Ministem  in  jüngster  Zeit  gege- 
benen nähenr  Erklärung  desselben  geworden.  Auch  hat  die  köoig- 
liche  Regierung  zu  Köln  unterm  24.  Februar  d.  J.  eine  neue,  das 
CoUectenwesen  betreffende  Polizei- Verordnung  unter  Aufhebung  der 
früheren  vom  26.  August  1853^  erlassen. 

Die  Gerichte  haben  wiederholt  Gelegenheit  gehabt,  die  vor  ihr 
-Forum  gebrachten  Besi^huldigungen  des  unbefugten  Collectirens  zn 
verhandeln  |ind  darüber  zu  erkennen.  In  den  meisten  Fällen  be- 
trafen dieselben  die  ünterstützuug  von  katholischen  Geistlichen.  Die 
ergangenen  Urtheile  der  Polizei-  und  Zuehtpolizeigerichte  sind  ver- 
schieden ausgefallen  und  weichen  sehr  von  einsmder  ab.  Es  wird 
daher  von  Interesse  sein,  drei  Entscheidungen,  welche  das  Oberiri' 
buncd  in  jüngster  Zeit  über  diese  principiell  wichtige  Frage  erlasseo 
hat,  kennen  zu  lernen. 

1.  Am  18.  Juli  1875  machte  der  katholische  Pfarrer  zu  Deok- 
lingen  während  der  Frühmesse  in  der  Kirche  daselbst  öffentlich  be- 
kannt ,  dass  er  in  Folge  des  Gesetzes  vom  22.  April  ej.,  betceffend 
die  Einstellung  der  Leistungen  aus  Staatsmitteln  für  die  rOmiscbr 
katholischen  Bischöfe  und  Geistlichen,  eine  Entschädigung  für  das 

1)  Soweit  nicht  eine  andere  Quelle  angegeben  ist,  wurden  die  fintidiei- 
dongen  entnoinmen  aas :  OppenHof.  Die  Rechtsprechung  des  k.  Obertrihuaili 
in  Strafsachen. 
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liesen  der  Frühmesse  nicht  mehr  erhalte,  und  diese  Messe i  welche 
za  lesen  er  nicht  verpflichtet  sei,  weiterhin  nicht  lesa^  werde,  wenn 
er  nicht  von  den  Kirchenbesachern  durch  freiwillige  Gaben  entschä- 
digt werde;  er  werde  fernerhin  während  jeder  sonntäglichen  FrAh- 
messe  einen  Teller  herumtragen  lassen,  nm  die  Beiträge  einzosam- 
meln.  In  Folge  dieser  Erklärung  ist  dann  der  Kfister  am  18«  und 
25.  Juli  1875  während  der  Frühmesse  mit  einem  Teller  bei  den  Kir* 
chenbesuchern  umhergegangen,  und  hat  die  Beiträge  f&r  den  ange- 
gebenen Zweck  eingesammelt,  ohne  dass  hierzu  eine  Genehmig- 
ung eingeholt  worden  wäre. 

Der  Pfarrer,  sowie  der  Käster  wurden  desshalb  unter  der  Be- 
schuldigung, ohne  Genehmigung  der  zuständigen  Behörde  zu  milden 
Gaben  öffentlich  aufgefordert,  beziehungsweise  solche  gesammelt  zu 
haben,  vor  das  Polizeigericht  zu  Eckenhagen  gestellt.  Dasselbe  ver« 
nrtheilte  unterm  23.  September  1875  auf  Grund  der  Bezirks-Polizei- 
Verordnung  vom  26.  August  1853  einen  jeden  der  beiden  Beschul- 
digten, welche  das  vorerwähnte  Factum  einräumten,* in  eine  Geld- 
strafe von  sechs  Mark. 

Auf  die  Berufung  der  Beschuldigten  sprach  das  Zuchtpolizeigericht 
zu  Bonn  durch  Urtheil  vom  18.  November  1875  dieselben  unter  Be- 
ibrroation  des  polizeilichen  Erkenntnisses  voh  Strafe  und  Kosten  frei. 
Gegen  dieses  fi^eisprechende  Urtheil  legte  der  Oberprocurator  zu  Bonn 
den  Cassations-Recurs  ein,  worauf  das  Obertribunal  zu  Berlin  un- 
term 10.  Februar  1876  seine  Entscheidung  erlassen  hat  Durch  die- 
selbe wird  das  freisprechende  Urtheil  des  ZuchtpoUzeigerichtes  co«- 
sirt  und  das  verurtheilende  Erkenntniss  des  Polizeirichters  bestäiigt. 
(Das  polizeiliche  sowohl  wie  das  zuchtpolizeiliche  Urtheil  ist  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  in  der  »Köln.  Volksxtg.c  von  1875  Nr.  327 
1.  Bl  mitgetheilt  worden.)  Die  Erwägungsgrunde  des  ObrnTtribunals, 
welche  im  Wesentlichen  mit  denen  des  Polizeirichters  fibereinstim- 
men,  sind  hauptsächlich  folgende: 

»la  Erwägung,  dass  die  Polizei- Verordnung  vom  26.  August 
1853  für  alle  CoUecten,  mit  einziger  Ausnahme  der  in  Privatkreisen 
abgehaltenen,  ferner  f&r  jede  öffentiiche  Aufforderung  zu  milden,  so- 
wie fSat  das  Einsammeln  dieser  Beiträge  durch  Verbreitung  von  Un- 
terzeichnungslisten oder  durch  persönliches  Gollectiren  die  Geneh* 
migung  der  zuständigen  Behörde  erforderlich  Erklärt,  und  im  §.  4. 
demjenigen,  der  ohne  solche  Genehmigung  Gollecton  veranstaltet  oder 
abhält,  zu  milden  Beiträgen  öffentlich  auffordert,  solche  Aufforde- 
rongea  öffentlich  verbreitet  oder  sich  mit  dem  Einsammln  von  Bei- 
trägen befaast,  Strafe  androht ; 
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»dass  die  Polizei-Yerordnnng  sich  anf  alle  öffenüicbmi  Col- 
leeten  nnd  namentlich  anch  anf  Kirchen-Collecten  bezieht,  welche 
letztere  in  den  einleitenden  Motiven  derselben  ausdrflcklich  haror- 
gehoben  sind; 

»dass  es  sich  daher,  ob  die  Zuchtpolizeikammer  mit  Recht  deo 
Bestimmungen  der  Verordnitng  die  Anwendung  auf  den  Torliegendee 
Fall  versagt  hat; 

»dass  zunfichst  davon  auszugehen  ist,  dass  die  Erklärung  des 
Pfarrers  eine  Aufforderung  zu  milden  Beiträgen  im  Sinne  der  be> 
zogenen  Polizei-Verordnung  enthielt,  da  die  Kircheubesucher  zu  Lei- 
stungen für  den  angegebenen  Zweck  rechtlich  nicht  verpflichtet  wa- 
ren, und  sowohl  das  Geben  überhaupt  als  namentlich  die  Höhe  d«r 
Qabe  anf  der  freien  Liberalität  des  Einzelnen  beruhte,  —  in  dieser 
Beziehung  auch  darauf  nichts  ankommt,  dass  die  Geber,  wie  das 
zuchtpolizeiliche  Urtlieil  annimmt,  an  dem  Fortbestehen  der  Frfih« 
messe  ein  Interesse  hatten,  und  dem  Pfarrer  eine  Wohlthat  zu  er- 
wmsen  nicht  beabsichtigten ; 

»dass  insbesondere  nicht  mit  der  Zuchtpolizeikammer  in'der 
erwähnten  Erklärung  die  Forderung  eines  Honorars  f^  die  bestimmte 
Leistung  gefunden  werden  kann ,  indem  dieselbe  weder  auf  ein  be- 
stimmtes Aequivalent,  noch  an  bestimmte  (verflichtete  oder  zu  ver- 
pflichtende) Personen  gerichtet  war,  vielmehr  ganz  allgemein  den 
Kircheobesucher  za  freiwilligen  Beiträgen  für  den  fraglichen  Zweck 
aufforderte,  deren  Ergebniss  ohne  Rücksicht  auf  den  höheren  oder 
niedem  Betrag  derselben  dem  Auffordernden  ganz  zukommen  sollte; 

»dass  sodann  auch  die  Annahme  einem  begründeten  Zweifel 
nicht  unterliegt,  dass  das  auf  Veranlassung  des  Pfarrers  von  dem 
Küster  während  des  öffentlichen  Gottesdienstes  durch  Ümhergeben 
von  Person  zu  Person  bewirkte  Einsammeln  von  Beiträgen  unter  die 
bezogenen  Bestimmungen  der  Polizei-Ordnung  fällt; 

»dass  es  far  die  Anwendbarkeit  der  letztern  auf  den  Zweck  der 
einzelnen  Collecten  nicht  ankommt; 

»dass  nach  dem  Vorstehenden  die  Zuchtpolizeikammer,  wenn 
sie  die  PolizeirVerordnung  vom  26.  August  1853  für  den  vorliegen- 
den Fall  nicht  massgebend  erachtete,  diese  Verordnung  durch  Nicht- 
anwendung verletzt  hat,  das  Urtheil  derselben  daher  der  Cassation 
unterliegt ; 

»In  Erwägung  zur  Sache,  dass  nach  der  thatsächlichen  Fest- 
stellung des  ersten  Erkenntnisses,  die  von  dem  zweiten  Kchter  nicht 
reprobirt  ist,  die  Cassations-Verklagten  eine  Genehmigung  zu  der  in 
{lede  stehenden  Aufforderung  resp«  Sammlimg  nicht  nachgesucht 
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haben,  gegen  dieselben  somit  Straft)e8timmnng  des  §*  4  der  bezöge« 
nen  Polizei-  Verordnung  Anwendnng  findet,  und  daher  ihre  Bemfnng 
gegen  das  erstgenannte  yomrtheilende  Erkenntniss  zu  yerwerfen  ist; 

»Aus  diesen  Gründen  cassirt  das  Obertribunal,  Senat  fdr  Straf- 
sachen, zweite  Abtheilnng,  das  ürtheil  der  Zuchtpolizeikamm^  des 
königlichen  Landgerichtes  zu  Bonn  vom  Id.  November  1875  etc^ 

»verwirft  sodann ,  in  der  Sache  selbst  erkennend ,  die  von  den 
Cassations-Verklagten  gegen  das  ürtheil  des  königlichen  Polizeige- 
richtes zu  Eckenhagen  vom  23.  September  1875  eingelegte  Beru- 
fung etcc  (Köln.  V.-Z.  1876  Nr.  136.  II.  Bl.;  Opp.  Bd.  17  S.  105  ff.) 

2.  Der  zweite  Fall,  welcher  besonderes  Interesse  fär  die  rechts- 
rheinischen bergischen  Gegenden  bat,  wo  vielfach  in  den  katholi- 
schen Kirchen  das  sogenannte  Bannopfer  üblich  ist,  kam  eben- 
falls zunächst  vor  dem  Polizeigericht  zu  Eckenhagen  zur  Verhandlung. 

In  der  dortigen  Pfarrkirche  wird  seit  langen  Jahren  an  sieben 
hohen  Festtagen  im  Jahre  jenes  Opfer  theils  durch  Herumtragen  ei- 
nes Tellei:s  bei  den  einzelnen  Kircbenbesuchem ,  theils  durch  Bund- 
gang um  den  Altar  abgehalten.  An  dem  vorhergehenden  Sonntag 
wird  die  .Sammlung  von  dem  Pfarrer  jedes  Mal  bekannt  gemacht«. 
Das  öffentliche  Ministerium  nahm  hieraus  Veranlassung,  1.  den  Pfar- 
rer und  2.  den  Röster  vor  das  Polizeigericht  vorladen  zu  lassen  we- 
gen der  Beschuldigung,  ohne  höhere^  Qenehmigung  ad  1  zu  milden 
Gaben  öffentlich  aufgefordert,  ad  2  solche  gesammelt  zu  haben.  In 
der  Sitzung  vom  9.  December  1875  sprach  der  Friedensrichter  unter 
besonderer  Berücksichtigung  des  Umstandes,  dass  das  Bannopfer  seit 
langen  Jahren  stets  in  derselben  Weise  au  sieben  hohen  Festtagen  im 
Jahre  abgehalten  worden,  und  hierin  bis  in  die  allerjfingste  Zeit 
keine  Veränderung  eingetreten  sei,  beide  Beschuldigte  von  Strafe  und 
Kosten  frei.  Gegen  dieses  Erkenntniss  legte  der  Polizei-Anwalt 
Cassations^Becurs  ein.  Am  16.  März  1876  erliess  das  Obertribunal 
zu  Berlin  Sein  Ürtheil ,  wodurch  der  angemeldete  Recurs  verworfen 
und  das  freisprechende  ürtheil  des  Polizeigerichtes  aufrecht  erhalten 
wird;  das  Obertribunal  erwägt: 

»dass  die  Freisprechung  des  beschuldigten  Pfarrers  ans  dem 
Grunde  gerechtfertigt  erscheint,  weil,  wie  der  Polizeirichter  that- 
sächlich  festgestellt  hat,  das  fragliche  Bannopfer  seit  langen  Zeiten 
stets  in  derselben  Weise  an  sieben  Festtagen  im  Jahre  abgehalten 
worden ,  und  hierin  bis  in  die  allerjüngste  Zeit  keine  V^änderung 
eingetreten  ist; 

»dass  nämlich  nach  §.  3  der  Begiemngsverordnung  vom  26. 
August  1853  Personen,  Vereine  und  Gorporationen,  welchen  die  Be^ 
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ftigniss,  zu  Gollectiren  sowie  zu  Beiträgen  anfrofordern ,  zusteht,  für 
die  einzelnen  und  wiederkehrenden  Sammlungen  einer  besondem  Ge- 
nehmigung nicht  bedürfen,  nun  aber  zu  den  erwähnten  Personen  ins- 
bosondere  auch  Geistliche  zu  zahlen  sind«  welche  nach  altem  Her- 
kommen zu  bestimmten  Zeiten  in  der  Ktrche,  sei  es  für  kirchliche 
Zweeke  im  eigentlichen  Siime ,  sei  es  für  sich  selbst ,  sogen.  Opfer 
einsammeln  oder  einsammeln  lassen,  indem  anzunehmen  ist,  dass  ih- 
nen hierzu  zur  Zeit  des  Erlasses  der  gedachten  Verordnung  die  Be- 
fiigniss  zugestanden  habe; 

»dass  es  für  die  Frage  dieser  Befngniss  des  Beschuldigten  auch 
rechtlich  unerheblich  erscheint,  ob  derselbe  in  einer  von  ihm  im 
Jahre  1874  aufgestellten  Berechnung  des  Pfarreinkommens  den  Er- 
trag dieser  Collecte  als  einen  Theil  des  Gehaltes  nicht  angestellt  bat: 

»In  Erwägung  endlich,  dass  aus  dem  gleichen  Gründe  auch  der 
gegen  die  Freisprechung  des  beschuldigten  Kfisters  gerichtete  Cas- 
sations-Recurs  sich  als  unbegrändet  darstellt; 

»Aus  diesen  Gründen  verwirft  das  königliche  Obertribunal,  Se- 
nat fär  Strafsachen,  zweite  Abtheilung,  den  Gassations-Becurs  des 
Polizei-Anwaltes  wider  das  Urtheil  des  königlichen  Polizeigerichtes 
zu  Eckenhagen  vom  9.  December  ISTS.c     (Köln.  V.-Z.  ebend.) 

3.  W^m  für  einen  kirchlichen  Beamten  eine  demselben  bei 
seiner  Anstellung  zugesagte  Leistung  bei  den  Gemeiadeangehörigen 
einzusammeln  ist,  so  ^ällt  dieses  nieht  unter  den  B^iff  einer  Col- 
Ude  und  unterliegt  desshalb  nicht  den  für  das  Gollectiren  von  der 
zuständigen  Staatsbehörde  bestimmten  Beschränkungen. 

Erkenntniss  des  rheinischen  Senats  des  Ob.  Trib.  v.  11.  Mai  1876. 

Der  Küster  Boddenberg  wurde  im  October  1873  von  dem 
Kircbenvorstande  zu  Frenz  als  Küster  engagirt  und  ihm  in  dem  Be- 
ni&briefe  f&r  das  tägliche  Läuten,  Sturmläuten  etc.  eine  Natoral- 
leistung  von  bestimmter  Höhe,  sog.  Kleppbrod^  zugesagt,  welche  er 
regelmässig  von  den  Gemeindeangehörigen  einzusammeln  habe.  Tkt 
Küster  gab  demzufolge  der  Wittwe  S.  regelmässig  den  Auftrag,  das 
Kleppbrod  einzusammeln,  und  die  Gemeindeangehörigen  gaben  ihr 
auch  regelmässig  ihre  Beiträge  für  den  Küster.^  Gegen  Ende  des 
Jahres  1875  sammelte  Erau  S.  im  Auftrage  des  Küsters  wiedemm 
das  Kleppbrod  ein,  und  in  Folge  einer  Denunciation  wurde  sowohl 
der  Küster  als  auch  die  S.  unter  der  Beschuldigung  des  mibefugie» 
CUhctirens  vor  das  Polizeigericht  zu  Düren  gestellt  Der  Polizei- 
richter sprach  jedoch  die  Beschuldigte  frei.  Gegen  dieses  Urtheil 
meldete  der  Polizeianwalt  den  GassaUonsrecurs  an,  in  dem  er  aaf 
•ine  YerfAgung  der  Aachener  Begierung  hinwies,  worin  unter  An» 
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Anderem  gesagt  wird:  »Collecten,  welche  tod  Hans  zn  Hatis  statt- 
finden, bedärfea  stets  fmd  ganss  ausnahmslos  »soweit  dieselben  nicht 
nachweisbar  auf  ansdrücklicher  landesherrlicher  Bewilligung  bemhen, 
d£r  vorgängigen  nnr  von  dem  Herrn  Oberprftsidenten  zq  ertbeHen- 
den  Genehmigung.  €  Das  Obertribnnal  verwarf  jedoch  den  eingeleg- 
ten Cassationsrecars  f  indem  es  in  seinem  Erkenntnisse  aasfSbrte: 
»Znm  Begriife  einer  Collecte  gehört,  dass  Beiträge  zn  irgend  einem 
bestimmten  Zwecke  von  «solchen  Personen  eingesammelt  werden, 
welche  zu  deren  Qexcöhrung  Tceinerlei  Verpflichtung  habenj  bei  Wel- 
chen es  sich  also  lediglich  um  freiwillige  Qaben  handeln  kann ,  .  . 
ICs  bedarf  der  Erörterung  nicht,  ob  eine  von  dem/  Eirchenvorstande 
dem  Käster  in  dem  Berufsbriefe  zugesagte  Natnralleistung  der  Pfiur- 
eingesessenen  den  Character  einer  ordnnngsmässigen  Umlage  auf  den 
Verpflichteten  hat,  da  die  auf  Grund  des  Berufsbriefes  erfolgende 
Gewährung  einer  solchen  Natnralleistung  seitens  der  Pfarreingesesse* 
senen  sich  jedenfalls  nicht  als  eine  freiwillige  Gabe  im  obigen  Sinne 
darstellt  nnd  daher  auch  die  Erhebung  derselben  seitens  des  dazu 
för  berechtigt  Erklärten,  auch  wenn  sie  durch  Einsammeln  von  Haus 
zn  Haus  geschieht,  als  ein  Collectiren  im  obigen  Sinne  nicht  Mge» 
sehen  werden  kann.c    (Germania  1876  Nr.  131). 

IL  Die  sogenannte  aUkaiholische  Gesellschaft  betreffend. 

Die  Gi^meinschaft  dei*  Altkatholiken  fSlIIt  vom  staatlichen  Stand- 
punkt aus  unter  den  Begriff  der  katholischen !  also  einer  christlichen 
Kirche  im  Sinne  des  St..G.-B.  §.166.  (Vgl.  Opp.  Bd.  14.  S.  399; 
Bd.  15.  S.  687).  Archiv  Bd.  30  S.  830  ff.  Vering,  Lehrbuch  desKir- 
chenrechts  S.  435  ff.  Note). 

Erk.  (Z.  11.)  V.  12.  Juli  1875  c.  Wissmann  (Opp.  Bd.  16.  8. 537). 

HL  Ueber  den  sog.  Kanzelparügraph  (Lex  Ltäziana). 

1 .  Ein  Geistb'cher,  welcher  in  einer  Kirche  vor  Mehreren  Angelegen- 
heiten des  Staates  in  einer  den  Frieden  gefährdenden  Weise  erörtert,  ver- 
wirkt,, auch  wenn  er  nicht  in  Ausübung  seines  Berufs  öffentlich  vor  ei- 
ner Menschenmenge  handelte,  die  Strafe  des  St.-G.-B.  §.  130  a. 

Erk.  (Z.  IT.)  V.  28.  Januar  1875  c.  Krebs  (Opp.  Bd.  16  S.  89  f.) 

2.  Das  in  §.  130  a.  des  d.  B.  St-G.-B.  vorgesehene  Vergeben 
können  Geistliche  auch  durch  Yerkflndung  von  Erlassen  ihrer  Oberen 
begehen.  Als  Dolus  genagt  das  Bewusstsein  von  dem  den  öffent- 
lichen Frieden  gefährdenden  Inhalt  des  Erlasses. 

Erk.  (Z.  II.)  v.  10.  Juni  1875  c.  Caspari  (Opp.  Bd.  16.  S.  443). 

3.  Die  auf  das  Verhalten  des  Staates  der  Kirche  gegenfiber  be- 
zfiglichen  Massregeln  sind  Staatsangelegenheiten.  —  Geßhrdung  des 
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öiTentliebeii  Friedens  kann  darin  gefunden  werden.  Dass  die  fing- 
iicben  ErOri^run^en  geeignet  waren,  den  öffentlichen  Frieden  sn  ge- 
fthrden.  —  Das  Bewusstsein  einer  Qe Ahrdong  des  öffentlichen  Frie- 
dens enthält  den  erforderlichen  Dolus.    (St-G.*B.  §.  130  a.) 

Anstiftung  mehrerer  Personen  durch  dieselbe  Handlung  be- 
grfindet  Tbeilnahine  bezflglich  aller  in  deren  Folge  begaogeneu  straf- 
baren Handlungen  in  realer  Concurenz  und  folgeweise  Anwendimg 
der  Bestimmungen  des  §.  74  und  79  St.-6.-B.'s.  (St.-a-B.  §.  48^ 

Erk.  (Z.  II.)  V.  22.  Juni  1875  c.  Queren  (Opp.  Bd.  16.  S.  478  f.) 

4.  Zu  den  -öffentlichen  Angelegenheiten  im  Sinne  des  Vereins- 
gesetzes  vom  11.  März,  1850  gehören  nicht  bloss  die  politischen  soa- 
dem  auch  die  kirchlichen  Angelegenheiten. 

Versammlungen,'  welche  zu  kirchlichen  und  religiösen  Zweckes 
stattfinden,  sind  desshalb  grundsätzlich  als  solche  zu  betrachten,  in 
welchen  öffentliche  Angelegenheiten  erörtert  und  berathen  werden 
und  den  Bestimmungen  des  Vereinsgesetzes  unterworfen,  sofern  die 
religiösen  Vereine  Corporationsrechte  haben. 

firk.  (V.  n.)  V.  11.  Januar  1876  c.  Haupt  (Opp.  Bd.  17.8. 
14  ff.).  ; 

IV.    Zeuffnissverweigenwg   wegen   Oewissenshedenken  ^    wegen  der 
Pflichten  gegen  einen  geistlichen  Oberen,  wegen  Gefahr  sich  sonst 

der  Excommunicatian  auszuseUfen, 

1.  Die  Pflicht,  sich  als  Zeugen  vernehmen  zu  lassen,  wird  doreh 
Oewissensbedenken  des  zu  Vernehmenden  und  durch  seine  Fflicbtea 
gegen  einen  (geistlichen)  Oberen  nicht  ausgeschlossen. 

(Verordn.  v,  8.  Januar  1849.  §.  20;  Krim-Ord,  §.  7.  312.) 
Besohl.  (T.)  V.  16,  Januar  1875  c.  den  Qeistlichen  Bath  (Opp. 
Bd.  16.  S.  58  f.). 

2.  Die  Ablegung  eines  gerichtsseitig  geforderten  Zeugnisses 
kann  nicht  aus  dem  Grunde  abgelehnt  werden,  dass  sich  dadurch  der 
zu  Vernehmende  der  grossen  Ezcommunication  aussetzen  würde. 

(Verordn.  v.  8.  Januar  1849.  §.  20). 
Beschl.  (I.)  V.  12.  Februar  1875  c.  den  Qeistlichen  K  (Opp. 
Bd.  16.  S.  124). 

F.  Die  Grenzen  kirchlicher  Straf-  und  Zuchtmitid. 

Das  Gesetz  vom  18.  Mai  1878  aber  die  Grenzen  des  Becbts 
zum  Gebrauche  kirchlicher  Straf-  und  Zuchtmittel  ist  in  seiner  An- 
wendung nicht  auf  die  Laien  beschränkt,  sondern  leidet  auch  anf 
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Eirchendiener  und  Eirchenbeamte  Aawendung  {Qe8.  y.  12.  Mai  1873 ; 
Ges.  T.  13.  Mai  1873). 

Insoweit  die  Excommanication  ein  Verbot  des  bärgerlieben 
Yerkebres  mit  Mitgliedern  der  Eirche  in  sich  schliesst,  gehört  die* 
8e8  Strafmittel  nicht  dem  rein  religiösen  Gebiete  an. 

(Ges.  V.  13.  Mai  1873.  §.  1.  Abs.  1.). 

Die  Feststellong ,  dass  ein  zur  Anwendung  gebrachtes  Sucht- 
mittel nicht  dem  rein  religiösen  Gebiete  angehöre,  rechtfertigt  nicht 
ohne  Weiteres  die  Anwendung  des  Strafgesetzes,  solange  nicht  das 
Vorhandensein  der  beiden  anderen  Fälle  der  Zülässigkeit  im  Sinne 
des  §.  1.  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1873  verneint  ist. 

(Ges.  V.  3.  Mai  1873.  §.  h). 

Erk.  (V.  I.)  vom  28.  Januar  1876  c.  Dr.  F.  (Opp.  Bd.  17.  S. 
71  ff.). 

VL  Hemmung  der  FUnctiotien  des  Weihbischofs  eines  vom  köniff' 
lieh  preussisehen  Kirchengerichtshof  ^abgeseUten€  Bisehofs. 

Die  rechtliche  Wirksamkeit  der  Erkenntnisse  des  königlichen 
Gerichtshofs  f&r  kirchliche  Angelegenheiten  unterliegt  keinem  An- 
griff vor  den  ordentlichen  Gerichten. 

(Ges.  V.  12.  Mai  1873.  §.  35.) 

Ein  Weihbischof  fibt  bischöfliche  Rechte  nur  im  Auftrag  des 
Diöcesanbischofs  aus.  Seine  Beftigniss  dazu,  z.  B.  zu  Firmungen  fiber- 
dauert daher  die  Amtsentlassung  des  Diöcesanbischofs  nicht,  üeber- 
baupt  dfirfen  im  Fall  der  Erledigung  eines  bischöflichen  Stuhls  die 
gesammten  hiit  dem  bischöflichen  Amte  verbundenen  Rechte,  sowohl 
die  des  ordo  als  die  der  jurisdictio,  von  Niemanden  ausgefibt  werden, 
solange  nicht  den  §§.  2.  und  3.  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1874  ge- 
nfigt ist. 

(Ges.  V.  20.  Mai  1875.  §§.  1  und  4.)  Erk.  (Z.  I)  v.  4.  Juni 
1875  c.  Janiszewski  (Opp.  Bd.  16.  S.  427  ff.). 

yil.  Zur  Anwendung  der  Gesetze  vom  11.  Mai  1873  und  JSt  Mai 
1874,  betreffend  Vorbildung  und  Anstellung  der  OeiMichen. 

Wir  verweisen  hier  auf  die  bereits  im  Bd.  33.  des  Archivs  S. 
397  ff.  zusammengestellten  Entscheidungen  des  Obertribunals  «her 
32  Streitfragen  und  ergänzen  dieselben  durch  einige  ältere  und  die 
seitdem  ergangenen  neuen  Entscheidungen. 

{OeisUiches  Amt  und  geistliche  Amtshandlungen  und  ütAertragung 

solcher). 
1.  Geistliche,  welche  in  Gemässheit  der  Landesgesetzgebung 
die  Klrchenbficher  als  Civilstandsr^ster  ffibren  oder  aus  denselben 
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unter  dem  Eirchensiegel  als  Pfarrer  etc.  Auszfige  ertheilen,  tibea  ein 
öffentliches  Amt  ans.  Tbnn  sie  dieses ,  obgleich  ihnen  das  Pfarr- 
amt nicht  in  Gem9ssheit  der  geltenden  Staatsgesetze  fibertragen  ist, 
80  verwirken  sie  nicht  die  Strafe  eines  Landesgesetzes  (z.  B.  des 
Prenssischen  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873),  sondern  die  des  dentscheD 
Strafgesetzbuches  §.  132:  Eotscheidnng  vom  10.  Juni  1874  c.  Sie- 
vers (Vgl.  die  Maigesetze  .  .  in  der  Auffassung  des  Obertribnoals 
Münster  1876  S:  64  f.). 

2.  Ein  geistliches  Amt  ist  kein  »öffentliches  Amt^c  ein  Geirt- 
lieber  kein  »Beamterc  im  Sinne  des  Strafgesetzbuchs.  (Vgl.  aneh 
Entscheidung  der  2.  Abth.  des^  Obertribunals  vom  28.  Mai  1874  c 
Niessen,  (Opp.  Bd.  15.  S.  335;  Archiv  Bd.  33.  S.  397  ff.  Nr.  2. 
15.  27.)  Das  Gegentheil  ist  aber  anzunehmen,  insofern  ein  Geist- 
licher nach  den  Landesgesetzen  zur  Ffihrung  der  Kirchenbucher  als 
Givilätandsregister  berufen  ist 

Erk.  des  Obertribnnals  v.  12.  November  1874  c.  Keroper  (S. 
61  ff.  der  cik  Sehr,  die  Maigesetze  etc.). 

8.  Nicht  jede  geistliche  Function,  zu  welcher  die  Priesterweihe 
befähigt,  ist  eine  »Amtshandlung.c  —  Andrerseits  ist  eine  solche 
auch  nicht  durch  ein  Handeln  in  einem  Amte  bedingt.  Es  genagt, 
wenn  eine  geistliche  Handlung  objectiv  ihrem  Wesen  und  ihrer  äos- 
8«m  Erscheinung  nach  sich  als  Ausfluss  der  Ausfibung  eines  geist- 
lichen Amtes  darstellt;  dann  ist  nicht  erforderlich,  dass  der  Geist- 
liche dabei  auch  subjectiv  in  Aosfibung  eines  solchen  Amts  handle. 

Die  Yömahme  einer  geistlichen  Handlung  in  einer  einem  Pri- 
vaten geh^enden  Kirche,  in  der  Eigenschaft  eines  Privatgeistlichen 
des  Letzteren  kann  als  »Amtshandlungc  angesehen  werden,  wenn  sie 
nicht  auf  den  häuslichen  Kreis  jenes  Privaten  beschränkt  blieb,  son- 
dern in  der  Weise  geschah,  dass  dem  Publikum  der  Zutritt  zur 
Kirche  gestattet  wurde,  und  dass  durch  sie  das  Bedürfniss  desselben 
zur  Theilnahme  an  diesen  Handlungen  seine  Befriedigung  fand. 

(Ges.  V.  21.  Mai  1874.  Art.  2.):  Erk.  (Z.  2.)  v.  25.  Februar 
1875  c  Bispink  (Opp.  Bd.  16.  S.  149  ff.,  Maigesetz  etc.  S.  7. 3  ff.). 

41  FAr  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  das  Lesen  einer  stillea 
Messe  eine  »geistliche  Amtshandlungc  sei,  ist  die  Absicht  des  be- 
treffenden Geistlichen  nicht  allein  entscheidend  es  kommt  vielmeiir 
auch  auf  die  Erscheinungsform  dieser  Function  dem  Publicum,  be- 
sonders den  Gemeindegliedern,  gegenQber  an. 

(Ges.  V.  11.  Mai  1873  §.  23.)  Erk.  des  Obertribunals  (V.II) 
V.  4.  März  1875  c.  Heyers.     (Opp.  Bd.  16.  S.  184  f.;   die  Maige- 
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setze  etc.  S.  78.)  Vgl.  Archiv  Bd.  33.  S.  399.  Nr.  19,  die  Maige- 
setze etc.  S.  97;  Archiv  a.  a.  0.  Nr.  21.,  ebendas.  Nr.  23.  24., 
Maigesetze  etc.  S.  81 ;  Archiv  a.  a.  0.  Nr.  15,  23;  Maigesetze  S.  77. 
und  das  Erk.  t.  25.  Februar  1875  c.  Bispink  unter  dem  hier  vor^ 
hergehenden  Nr.  3,  Maigesetze  S.  73.- 

5.  Eine  geistliche  Function  hat  den  Gharacter  einer  »geist- 
lichen Amtshandlung  ,€  sobald  sie  objectiv  die  Natur  einer  Hand- 
lang an  sich  trägt,  durch  welche  regelmässig  der  Inhaber  eines  geist- 
lichen Amtes  das  religi(^  Bedfirfniss  der  Geroeindemitglieder  zu  be- 
friedigen pflegt,  sollte  auch  die  Absicht  des  Geistlichen  hierauf  nicht 
gerichtet  gewesen  sein. 

(Ges.  V.  3.  Mai  1873.  §.  23.    Vgl.  das  Yorhergehende  Erk.  t. 

4.  März  1875). 

~~  Die  Strafbarkeit  eines  Geistlichen,  welcher  geistliche  Amtshand- 
loDgen  vorgenommen  hat,  ohne  den  im  Gesetz  vom  21.  Mai  1874, 
Art.  2.  geforderten  Nachweis  fahren  zu  können,  ist  nicht  dadurch 
bedingt,  dass  jene  Amtshandlungen  »in  einem  Amte«  vorgenom- 
men seien. 

(Ges.  V.  21.  Mai  1874.  Art.  2.)  Erk.  (Z.  IL)  v.  6.  Aprü  1875 
c.  Feihen  (Opp.  Bd.   16.  S.  267  ff.;  die  Maigesetze  etc.  S.  88  f.). 

6.  Die  Wahrnehmung  der  Functionen  eines  geistlicben  Amtes 
darch  einen  im  Voraus  bestellten  Siellvertr^r.isi  nicht  durch  eine 
neue  der  Anzeige  bedürfende  Anstellung  oder  Beauftragung  bedingt. 

(Ges.  V.  11.  Mai  1873.  §.  3.  Vgl.  das  Erkennt,  v.  8.  October 
1874  im  Archiv  Bd.  33.  S.  398,  f.  Nr.  13.)  Erk.  des  Obertribunals 
(Z.  II.)  V.  4.  Mai  1875  c.  M.  und  St.  (Opp.  Bd.  16.  S.  337  f.;  die 
Maigesetze  S.  35  ff.) 

7.  Die  Genehmigung  der  Anstellung  eines  Geistlichen  ist, 
w^nn  sie  den  gesetzlichen  Vorschriften  zuwider  erfolgte  auch  dann 
strafbar,  wenn  sie  nicht  auf  die  Uebertragung  eines  bestimmten 
Amtes  gerichtet,  sondern  in  der  Form  einer  generellen  Ermächtigung 
zu  geistlichen  Amtshandlungen  ertheilt  war. 

(Ges.  V.  11.  Mai  1873.  §.  22.)  Erk.  (V.  H.)  v.  4.  Mai  1875  c; 
M.  (Opp.  Bd.  16.  S.  338  ff ;  die  Maigesetze  etc.  S.  31  ff.). 

8.  Die  bischöfliche  Verleihung  einer  Urkunde  über  den  recht- 
lichen Besitz  einer  Pfarre  an  den  bisherigen  Administrator  derselben 
enthält  die  uebertragung  eines  geistlichen  Amtes. 

(Ges.  V.  II.  Mai  1873.  §.  1.,  22):  Erk.  (Z.  II.)  v.  28.  Mai 
1875.  c.  Krementz.    (Opp.  Bd.  16.  S.  397  f.;    die  Maigesetze  etc. 

5.  33.) 

9.  Die  Strafbarkeit  eines  Geistlichen  aus  Art.  2.  des  Gesetzes 
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vom  21.  Mai  1874  b&ngt  lediglicli  davon  ab,  dass  er  Amtsband- 
iQHgen  vornimmt,  ohne  den  vorgeschriebenen  Nachweis  IQhren  so 
können.  Die  vorgenommenen  Handlangen  mässen  sich  objeetiv  ab 
geistliche  Amtshandlangen  darstellen. 

Erk.  (Z.  II.)  V.  17.  Jani  1875  c.  Stracke  (Opp,  Bd.  16.  S. 
4C0  ff. ;   die  Maigesetze  etc.  S.  90  f.) 

10.  Die  üebertragang  der  Vertretnng  dnrch  vertragsmtatge 
Annahme  eines  ständigen  Amtsgehülfen  von  Seiten  eines  kathoKscfaen 
Pfarrers  ist  erst  in  der  Ertheilang  der  gesetzlich  erforderlichen  Ap- 
probation des  geistlichen  Oberen  zn  finden. 

(Ges.  V.  11.  Mai  1873.  §.  23;  Ges.  v.  21.  Mai  1874  Art.  2; 
A.  L.  B.  n.  11.  §.  510.  513t)  Erk.  (Z.I.)  v.  18.  Jnni  1875  c 
Bak  (Opp.  Bd.  16.  S.  465;  die  Maigesetze  S.  34.). 

11.  Eine  von  einem  Geistlichen,  welcher  den  Nachweis  ge- 
setzlicher Bernfting  zn  einem  daza  ermächtigenden  Amte  nicht  Ähren 
kann,  gelesene  stille  Messe,  ist  nicht  unter  allen  Umständen  ab 
geistliche  Amtshandlang  anzaseheti.  Ob  es  im  Einzelfall  anzuneh- 
men sei,  ist  aber  nicht  blos  nach  der  Absicht  des  Geistlichen,  son- 
dern nach  der  äusseren  Art  und  Erscheinungsform  des  Messelesens 
zu  beurtheilen.     ^ 

(Qes^  V.  2J.  Mai  1874.  Art.  2;  Vgl.  Opp.  Bd.  15.  S.  172, 
353,  867.)  Erk.  {V:^\)  v.  8.  Juli  1875  c.  Schneiders.  (Opp.  Bd. 
16.  S.  526  f.;   die  Maigesetze  S.  79  f.). 

12.  Ob  das  Lesen  einer  stillen  Messe  als  eine  geistliche  Amts- 
handlung anzusehen  sei  oder  nicht ,'  unterliegt  selbst  dann ,  wenn 
jenes  in  Gegenwart  von  Gemeindemitgliedem  geschah,  lediglich  der 
thatsächlichen  Beurtheilung  des  Instsmzrichters. 

(Ges.  V.  11.  Mai  1873.   §.  1-3.  23.;  Ges.  v.  21.  Mai  1874). 
Erk.  (Z.  II.)  V.  7.  October  1875   c.  Feldmann  (Opp.  Bd.  16. 
S.  638  ff.;  die  Maigesetze  S.  79). 

13.  In  der  Kegel  kann  ein  Kaplau  ans  eigenem  Rechte  die 
eigentlichen  —  pfarramtlichen  —  Handlungen  (Taufen,  Beerdigungen 
etc.)  nicht  vornehmen,  vielmehr  bedarf  er  dazu  der  Ermächtigung 
des  Pfarrers. 

(Ges.  vom  21.  Mai  1874.  Art.  2.) 

Erk.  (V.  II.)  V.  28.  October  1875  c.  Brögge  (Opp.  Bd.  16.  S.  698.) 

14.  Die  Ertheilung  einer  approbatio  'pro  cura  Seitens  eines 
geistlichen  Oberen  ist  als  die  Genehmigung  der  Üebertragang  eines 
geistlichen  Amtes  anzusehen.  Der  Geistliche,  welcher  auf  Grand 
einer  solchen  Approbation  geistliche  Amtshandlungen  vornimmt,  ohne 
dass  die  Vorschriften  der   §§.  1—3.  des  Gesetze^  v.  11.  Mai  1873 
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beobachtet  sind,  verwirkt  die  Strafe  des  eit.  Ges.  v.  11.  Mai  1873. 
§.  23.  (Vgl.  Opp.  Bd.  16.  S.  339). 

Erk.  (V.  IL)  V.  21.  October  1875  c.  Gierse  (Opp.  B.  16.  S. 
679  ff.;  die  Maigesetze  etc.  S.  43.) 

15.  Die  Strafbarkeit  der  Uebertragnng  eines  geistlichen  Amtes 
darch  den  geistlichen  Oberen  setzt  das  Bewnsst«ein  voraus,  dass  sie 
eine  solche  sei,  die  unter  das  Strafgesetz  falle. 

(Ges.  V.  11.  Mai  1873.  §§.  15.  22.;  Str.-G.-B.  §.  59.  [n.  6.]) : 
Erk.  (Z.  II.)  V.  25.  November  1875  c.  Giese.  (Oppeuh.  Bd.  16.  S. 
754  f.). 

16.  Der  Geistliche ,  welcher  den  Religionsunterricht  an  einer 
öflfentlichen  Volksschule  ertbeilt,  fibt  —  wenigstens  im  Gebiete  des 
A.  L.  B.*s  —  ein  Öffentliches  Amt  aus  (St.  G.  B.  §.  132).  Auch 
der  in  der  Kirche  abgehaltene  Beligionsuoterricht  kann  nach  den 
Umständen  des  Falles  als  Religionsunterricht  an  der  öffentlichen 
Volksschule  anzusehen  sein. 

Erk.  V.  6.  Januar  1876.  c.  Zarmba  (Opp.  Bd.  17.  ^.  10  ff.; 
Maiges.  etc.  S.  71.) 

17.  Die  Amtshandlungen  eines  örtlich  nicht  zuständigen  Geist- 
lichen unterliegen  nicht  nur  der  disciplinarischen  Ahndung,  sondern 
der  strafgerichtlichen  Verfolgung. 

Beschluss  des  Obertr.  v.  26.  Januar  1876.  c.  P.  (Maiges.  etc. 
S.  83  f.;  Opp.  Bd.  17.  S.  58  ff.)    . 

18.  Ein  Gehülfe  des  Pfarrers,  welcher  geistliche  Amtshand- 
lungen an  einer  Pfarrkirche  vornimmt,  an  der  das  Pfarramt  selbst 
seit  mehr  als  Jahresfrist  erledigt  ist,  (Mit  nur  dann  unter  die  Vor- 
schrift des  §.  23.  Abs.  2.  Ges.  v.  11.  Mai  1873,  wenn  er  diese 
Handlungen  nicht  kraft  eigenen  Rechts ,  sondern  in  Ausübung  der 
Rechte  des  Pfarrers  vornimmt. 

Nach  der  Entwickelung,  welche  das  canonische  Recht  seit  den 
Beschlflssen  des  Tridentiner  Concils  über  die  Stellung  der  Pfarrge- 
hülfen  zum  Pfarrer  durch  Gewohnheitsrecht  und  Diöcesanstatuten 
genommen  hat,  gibt  es  in  manchen  Diöcesen  Kapläne  oder  sonstige 
Pfarrgehülfen,  welche  ein  eigenes  neben  dem  Pfarramte  bestehendes 
kirchliches  Amt  bekleiden.    . 

Für  die  Frage,  ob  im  einzelnen  Falle  ein  Pfkrrgehülfe  ein 
derartiges  Amt  bekleidet  oder  lediglich  als  ein  der  Person  des 
Pfarrers  beigegebener  Hülfsgeistlicher  anzusehen  ist,  ist  nicht  der 
Umstand,  dass  er  durch  den  Bischof  ernannt  worden ,  sondern  die 
Beschaffenheit  seiner  Stelle  entscheidend  und  hierbei  insbesondere 
auf  den  Inhalt  der  Bestallungsurkunde,  auf  die  Verbindung   eines 
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» 
'  besonderen  beneficium  mit  der  Stelle,  sowie  auf  den  Entwickelntigs- 
gang,    welchen    die  Stellung   der  Hülfsgetstlicben   ini  AlIgenieiiieD 
nach  Gewohnheitsrecht  oder  besonderen  Statuten  in  der  beUeffenden 
Diöcese  genommen  hat,  Gewicht  zu  legen. 

Erk.  des  Obertr.  v.  3.  Februar  1876  c.  Bresser  (Maiges.  et«. 
S.  49  ff.;  Opp.  Bd.  17.  S.  82  ff.) 

19.  Das  geistliche  Amt  ist  als  solches  nicht  unter  den  dffimt- 
liehen  Aemtern  des  §.  132.  St.  G.  B.*s  begriffen.  Auch  der  beson- 
dere Rechtdzustand  in  dem  ehemaligen  Kurhessen  berechtigt  nicht 
zu  einer  entgegengesetzten  Annahme.  (St.  G.  B.  §.  132.) 

Erk.  (Z.  I.)  V.  4.  Febi-uar  1876  c.  R.  (Opp.  Bd.  17.  S.89ff.; 
Maigesetze  etc.  S.  60.) 

20.  Die  Vornahme  einzelner  Amtshandlungen  eines  Geistlichen 
in  einer  Nachbargemeinde  iUlIt  unter  den  Begriff  einer  Hülfsleistong ' 
im  Sinne  des  Art.  2.  des  Ges.  v.  21,  Mai  1874. 

Erk.  des  Obertr.  (V.  I.)  v.  16^  Februar  1876  c.  Rakowski  (Mai- 
gesetze etc.  S.  84  ff.;   Oppenh.  Bd.  17  S.  114). 

21.  Die  üebertragung  eines  geistlichen  Amtes  seitens  eines 
geistlichen  Oberen  ist  niiht  nnr  in  der  ausdrücklichen  Ertheiinng 
eines  Auftrages,  sondern  auch  in  d^  stillschweigenden  Genehmigung 
der.  freiwilligen  üebernahme  einzelner  Amtshandlungen  zu  finden, 
und  eine  derartige  stillschweigende  Üebertragung  ist  desshalb  ancii 
strafbar,  wenn  sie  den  maigesetzlichen  Vorschriften  widerspricbL 
Ebenso  ist  die  den  maigesetzlichen  Vorschriften  widersprechende  Ge- 
nehmigung einer  üebertragung  strafbar,  nicht  nur  wenn  die  üeber- 
tragung durch  einen  berechtigten  Dritten  (Patron),  sondern  auch  wenn 
sie  durch  einen  Unberechtigten  erfolgt,   (Vgl.  Germ.  1876  Nr.  148.) 

Erk.  des  Obertr.  (V.  I.)  vom  1.  März  1876  c.  Kopp.  Prohms 
und  Vogt  (Maiges.  etc.  S.  30  ff.;   Opph.  Bd.  17.  S.  152  ff.) 

22.  Das  »Vicariirenc  eines  angestellten  Geistlichen  in  benach- 
barten Amtsliezirken  ist  als  »Stellvertretung  oder  Hülfsleistungc  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873  zu  erachten  und  bedarf  dem- 
nach der  staatlichen  Genehmigung,*  widrigenfalls  der  betreffende 
Geistliche  strafbar  ist,  gleichviel  ob  er  mit  Autorisation  seines 
geistlichen  Oberen,  oder  ohne  eine  solche  vicariirte. 

Erk.  des  Obertr.  vom  1.  März  1876.  c.  Kopp  u.  (Jen.   (Maiges. 
etc.  S.  84.) 

23.  Das  Spenden  der  Sterbe^cramente  gehört  an  sich  zu  den 
pfarramtlichen  Handlungen  und  bedarf  des  Nachweises  von  Seiten 
des  spendenden  Geistlichen,  dass  ihm  unter  Beohachtune  derstaats- 
gesetzTichen  Vorschriften  ein  selbstständiges  Amt  als  Kaplan  oder 
sonstiger  Hülfsgeistlicher  verliehen  worden  sei ,  mit  welchem  die 
Befugniss  zur  Vornahme  jener  Function  •—  unabhängig  von  dem 
Auftrage  des  Pfarrers  —  verbunden  ist. 

Erk.  des  Obertr.  vom  9.  März  1876  (Maiges.  etc.  SL  83.) 

24.  Die  Abhaltung  von  Hausandachten,  bei  welchen  sich  nur 
die  Familienglieder  unter  Ausschluss  aller  anderen  Personen  und  der 
Oeffentlichkeit  betheiligen,  fällt  nicht  unter  den  Begriff  der  »geist- 
lichen Amtsbandlungen,  c    (Ges.  vom  21.  Mai  1874.  Art.  2.): 
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Erk.  (Z.  n.)  V.  9.  März  1876  c.  Gierse  (Oppenh.  Bd.  17.  S. 
190.  Vgl.  ebend,  Bd.  16.  S.  149.). 

25.  Das  Halten  einer  Predigt,  das  Verlesen  eines  pdpstlicLen 
Erlasses  und  die  Erläntemng  eines  solchen  in  der  Kirelie  von  Sei- 
ten eines  katLoliscben  Geistlichen  ist  eine  Handlung,  welche  sich 
unter  allen  Umständen  als  Ausfluss  eines  geistlichen  Amtes  dar- 
stellt nnd  welche  nur  von  einem  vorschriftsmässig  berufenen  Geist- 
lichen T<Nrgenofflmen  werden  kann. 

Erk.  des  Obertr.  (Z.  U.)  v.  9.  März  1876  c.  Sie?ering  (Maiges. 
etc.  S.  82  f.;  Opp.  Bd.  17.  S.  192.) 

26.  Nach  canonischen  Grundsätzen  ist  es  statthaft,  einem  er- 
krankten Pfarrer  einen  mit  der  vollen  Seelsorge  ausgestatteten 
Stellvertreter  zur  Seite  zu  stellen,  und  diesem  auch  sofort  für .  den 
dereinstigen  Fall  der  Erledigmig  der  Pfarrstelle  die  Administration 
dieser  letzteren  zu  übertragen. 

Erk.  des  Obertr.  vom  16.  März  1876  c.  Lüns ,  übereinstim- 
mend mit  Erk.  des  Obertr.  vom  8.  October  1874  c.  Martin.  Vergl. 
Archiv   Bd.  33.  S.  398  (Maiges.  etc.  S,  38  ff.). 

27.  Die  in  dem  Gesohäftskreis  einer  anderen  geistlichen  Stelle 
verrichteten  Amtshandlungen  eines  rite  angestellten  Geistlichen,  zu 
welchen  derselbe  in  Folge  eines  alten  Brauchs  alljährlich  zu  einer 
bestimmten  Zeit  zugezogen  war,  sind  als  ein  Aufluss  seiner  eigenen, 
ihn  zufolge  des  Herkommens  zu  einer  derartigen  Hülfsleistung  er- 
mächtigenden Amtes  zu  erachten  und  fallen  desshalb  nicht  unter  die 
maigesetzlichen  Strafbestimmungen. 

Erk.  des  Obertr.  vom- 16.  März  1876  c.  Graf  und  Gen.  (Mai- 
ges. S.  86  ff.).  (Man  sehe  auch  den  Artikel  im  Mainzer  Journal  1876. 
Nr.  62:  Verschiedene  Entscheidungen  in  derselben  Angelegenheit«). 

28.  Das  Herüberbringen  des  Ciboriuins  aus  einer  Kirche  in 
eine  andere  Kirche  ist  nicht  als  eine  geistliche  Amtshandlung  anzu- 
sehen, wenn  dasselbe  nur  in  Befolgung  einer  desfailsigen  Vorschrift  der 
katholischen  Kirche  im  Auftrage  des  Bischof;$  zum  SchtUze  des  Sanc- 
tissinmm  geschieht,  mithin  keineswegs  eine  den  religiösen  Bedürf- 
nissen der  Gemeindeglieder  dienende  gottesdienstliche  Handlung  ist. 

Erk.  des  Ober-Trib.  v.  6.  April  1876  c.  Richartz.  (K.  V.  Z. 
1876;  Nr.  171.  It.  Bl). 

29.  unter  einem  »Coadjntor  oder  Cooperatorc  in  einer  katho- 
lischen Diöcese  oder  Pfarre  ist  rechtlich  ein  Hfllfsgeistlicher  zu  ver- 
stehen, welcher  den  Bischof  oder  Pfarrer  zu  unterstützen  hat  und 
dessen  Functionen ,  wenn  nicht  im  einzelnen  Falle  die  Bestellung 
auch  über  den  Tod  des  zu  vertretenden  Pfarrers  erfolgt  ist,  mit  dem 
Tode  des  Pfarrers  resp.  Bischofs  erlischt  Die  vor  Emanation  der 
Maigrsetze  angi^tellten  Coadjutoren  oder  GooperatorQu  bedürfen  da- 
her nunmehr  nach  dem  Tode  des  Bischofs  oder  Pfarrers,  an  dessen 
Seite  sie  gesetzt  sind,  zur  ferneren  Ausübung  ihrer  geistlichen  Thä- 
tigkeit  der  staatlichen  Genehmigung. 

Erk.  des  Obertr.  vom  18.  Mai  1876  c.  Kaplan  Strickmann 
(Germania  1876,  Nr.  128,  129). 


m 


X. 

Zum  preussischen  Gesetz,  betreffend  die  Einstelliifig  der 

Leistungen  aus  Staatsmitteln  fUr  die  rOmisdi-lcatholisciien 

SisttiDmer  und  Geistliclien  vom  22.  Aprii  1075, 

von  Uc.  Pfarrer  AuguUin  Swientek  in  Czamowanx. 

In  der  Einleitung  za  den  Motiven  des  genannten  Gesetzes 
werden  die  in  der  Bulle  De  salnte  animanim  staatlicherseits  über- 
nommenen  Verpflichtungen  resp.  Leistungen ,  welche  in  Folge  der 
Säcularisation  der  reichen  geistlichen  Güter  als  rechtliche  Gegen- 
leistung zugesichert  wurden  und  theil  weise  zur  Sicherung  auf  Staats- 
Domänen  (Waldungen)  eingetragen  werden  sollten;  dem  Majestäts- 
recht  gegenüber  als  nicht  verbindlich  erklärt ,  so  dass  dieses 
Majestätsrecht  die  genaue  Befolgung  dUer  Landesgesetze  in  sich 
schliesst  und  jede  anderweitige  Rechtskraft  z.  B.  die  eines  Vertra- 
ges ausschliesst. 

Wäre  die  versprochene  Hypothecirung  der  Dotationen  erfolgt, 
so  hätte  die  Kirche  den  Ausfall  jetzt  nicht  tragen  dürfen.  Nach  §.  1. 
werden  sämmtliche  für  die  Bisthümer,  die  zu  denselben  gehöri- 
gen Institute  und  die  Geistlichen  bestimmten  Leistungen  aus  Siaats^ 
mittein  eingestellt.  Zu  den  Staatsmitteln  gehören  auch  die  unter 
dauernder  Verwaltung  des  Staates  stehenden  besonderen  Fonds.  Es 
lässt  sich  begreifen,  wenn  es  demgemäss  in  den  Motiven  heisst:  Der 
Staat  ist  ebenso  berechtigt  als  verpflichtet,  bis  dahin ,  dass  der  rö- 
misch-katholische Klerus  zum  Gehorsam  gegen  die  Gesetze  zurück- 
kehrt, ihm  zunächst  alle  diejenigen  Mittel  zu  entziehen ,  welche  er 
selbst  bisher  zur  Unterhaltung  dieses  Klerus  beigetragen  hat.  Die- 
ser Grundsatz  bilde  die  selbstverständliche  Voraussetzung  fBr  alle 
Leistungen  des  Staates  an  die  katholische  Kirche,  auf  welchem 
Becbtsgrunde  immer  dieselben  beruhen. 

Es  ist  aber  schwer  zu  begreifen,  wie  z.  B.  Fundattons-Geftlle, 
welche  meistens  ausdrücklich  in  den  Fundations-Urkanden  unter 
geistliche  Verwaltung  gestellt  und  von  besonderen  Verrichtungen  an 
einer  bestimmten  Kirche  abhängig  gemacht  sind,  von  diesem  Gesetze 
betroffen  werden.  Slaaislminngen  sollen  eingestellt  werden ,  nicht 
Leistungen  einzelner  Bürger ,   welche  durch  besondere  feierliche  Ur« 
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künden  die  Verwendung  ibres  Vermögens  bestimmten  und  unter  den 
Rechtsscbntz  des  Staates  stellten.  Oft  sind  es  sogar  Bfirger  anderer 
Staaten.  Das  Majestäts-Recbt  verlangt  vielmehr^  dass  das  Vertrauen 
der  Fundatoren  gerechtfertigt  und  ihr  Wille  erf&Ut  werde.  Die 
etwaige  Nichtbeobachtung  eines  seinem  Gewissen  widerstrebenden 
Gesetzes  verletzt  beim  Oeistlichen  ebensowenig  die  Majest&ts-Treue 
wie  beim  Offizier,  der  das  gesetzlich  verbotene  Duell  annimmt. 

Die  sogenannten  Staatsleistungen  »nd  doch  blos  geringe  Pro- 
cente  vom  sftcularisirten  Kirchengut;  sofern  sie  aber  Fundaüonsge- 
fälle  sind,  muss  der  Staat  dafür  sorgen,  dass  der  Wille  der  Funda- 
datoren erfällt  werde.  Ihr  Recht  kann  nicht  verjähren,  nicht  durch 
spätere  Qesetze  aufgehoben  werden,  so  lange  Gesetze  keine  rück^ 
wiricende  Kraft  haben.  Wie  sollte  noch  Jemand  eine  neue  Funda^ 
tion  machen  wollen,  wenn  solche  Sperrungen  erfolgen?  In  Preussen 
gibt  es  manche  österreichische  Fundation ,  z.  B.  die  josepbinisehen 
Guratien.  Als  Schlesien  an  Preussen  fiel,  wurde  die  Verwaltung  der 
von  Kaiser  Joseph  für  die  ihres  Kirchenguts  entbli^ssten  Katholiken 
bestimmten  Gelder,  20dg000  fl.,  unter  Aufsicht  der  geistlichen  Be- 
hörde in  Breslau  gestellt  Hehrere  geistliche  Gehonter  wurden  von 
den  Zinsen  dieses  Capitals  gezahlt  —  auch  diese  sind  jetzt  einge- 
stellt, falls  nicht  die  von  dem  neuen  Gesetz  geforderte  Gehorsams- 
Erklärung  abgegeben  ist.  Es  wird  aber  in  derselben  die  Befolgung 
aUer  Gesetze,  nicht  nur  der  gegenwärtigen ,  sondern  auch  der  zu- 
künftigen verlangt,  nicht  etwa-  blos  im  Allgemeinen  die  Unterwer- 
fung unter  die  Gesetze  und  Anerkennung  derselben,  welche  nicht 
versagt  wird.  Die  staaisrechüiche  Gültigkeit  der  Gesetze  bestreitet 
die  Kirche  nicht.  Die  Rechtsregel:  Odia  restringi,  favores  convenit 
ampliari,  dass  in  zweifelhaften  Fällen  zu  Gunsten  des  Besitzenden 
und  Bedrohten  entschieden  würde  und  im  Gesetze  nur  enthalten 
sei,  was  Unter  die  Worte  des  Gesetzes  ßUt,  sclieint  auf  das  vorlie- 
^  gBoAe  Gesetz  keine  Anwendung  zu  finden.  Der  Staat  fordert  Lei- 
stungen von  den  geächteten  Geistlichen,  z.  B.  Berichtigung  seiner 
neuen  Standesregister  u.  s.  w. ,  er  verweigert  aber  den  von  ihm  in 
Anspruch  Genommenen  jede  Leistung.  Ein  Beispiel  möge  genügen  : 

Der  Pfarrer  des  Klosterdorfes  Gzamowanz,  in  dem  früher  Klo- 
sterprobst und  Ortspfarrer  nur  eine  Person  war ,  wurde  nach  der 
Säeularisation  des  sehr  reichen  Prämonstratenserklosters ,  nicht  mit 
Land,  welches  damals  wenig  Werth  hatte,  sondern  mit  Geld  dotirt, 
far  diese  Dotation  aber  zu  hundert  Messen  jährlich  verpflichtet,  um 
Fundationen,  deren  Capitalien  der  Staat  einzog ,  zu  genügen.  In 
Folge  des  Gesetzes  wird  nun  das  Geld  verweigert,  der  Genuss  von 
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Ländereien  aber,  welche  jetzt  grösseren  Werth  haben ,  bleibt  unge- 
stört. Die  Geistlichen  I  welche  in  Land  und  also  besser  dottrt 
sind,  behalten  ihr  Einkommen.  Der  Eirchenvorstand  fordert  von 
der  für  die  Kirchenkasse  bestimmten  Dotation  wenigstens  so  lUi  als 
zur  Persolvirung  der  qn.  Messen  nöthig  ist  Die  Königliche  Begie- 
rung  zu  Oppeln  erwiedert  unterm  17.  August  1875:  dass  die  ia 
Folge  des  Gesetzes  von  der  Einstellung  der  Slaatsleistungen  betrof- 
fenen Geistlichen  nicht  behindert  sind  (?),  diejenigen  geistlichen  Ver- 
irichtungen  vorzunehmen,  welche  sich  als  Gegenleislungen  darstelleir 
und  dass  auch  die  Wiederaufnahme  der  staatlichen  Leistungen  nach 
§.  6.  des  Gesetzes  von  dem  Entschlösse  der  Geistlichen  abhängig  ist!— 
Ein  Becurs  beim  Cultusminister  hebt  hervor,  dass  dieErluUung  der 
alten  t'undationen  nicht  von  einer  zukünftigen  schriftlichen  Zusage 
eines  unbedingten  Gehorsams  für  alle  Fälle,  zu  dem  sich  ein  gewis- 
senhafter Priester  nicht  eutschliessen  könne,  abhängig  sein  dürfe. 
Die  Ministerial- Antwort  vom  5.  April  1870  lautet:  »dass  durch  das 
Gesetz  alle  Leistungen  aus  Staatsmitteln  an  die  Geistlichen  einge- 
stellt sind,  ohne  Rücksicht  auf  welchen  Rechtstiteln  sie  beruhen  und 
ob  mit  dem  Bezüge  derselben  die  Verpflichtung  zu  bestimmten 
geistlichen  Verrichtungen  verknüpft  ist.c  Fundationen  also  gelten 
als  Staatsmittel  und  der  Arbeiter  ist  seines  Lohnes  nicht  wertb! 
Wenigstens  müsste  doch  für  anderweitige  Erfüllung  der  Fundaüonen 
gesorgt  werden.  Nun  wird  dem  Pfarrer,  der  fär  die  frühere .  dem 
Fiscus  geräumte  grosse  Prälaturwohnung ,  eine  sehr  mangelhafte, 
deren  Unterhaltung  der  Kirchengemeinde  oblag,  erhalten,  diese  letz- 
tere gewaltsam  genommen.*  Die  Schulgemeinde  bietet  in  dem  von 
ihr  allein,  mit  alleiniger  Hülfe  der  Kirchencollecte,  erbauten  Schul- 
gebäude, in  dem  eine  leere  Wohnung  steht,  dem  Ort^arrer  und 
Schulrevisor  eine  vorläufige  Wohnung.  Die  Königliche  Regierung 
verbietet  unterm  26.  Januar  1876  die  Einräumung  dieser  Wohnung 
in  einem  Volksschulgebäude ,  dessen  Benützung  unter  staatUcb^ 
Aufsicht  stehe,  als  eine  mit  der  Bedeutung  des  Gesetzes  in  Wider- 
spruch stehende- Massregel.  Eine  Beschwerde  beim  Gultnsministe- 
rium  beklagt  eine  solche  Ausdehnung  des  Gesetzes  auf  ein  Gebäude, 
zu  dem  der  Staat  keine  Mittel  beigetragen,  während  früher  die 
Ortspfarrer  sowohl  die  Schul-  als  Pfarrgebäude  allein  ohne  Bethei- 
ligung des  Volices  herstellten.  Röppel's  Zeitschrift,  Jahrgang  1858, 
schreil>t  über  Propst  Scrabo  in  Gzamowanz:  beneiactor  magnus, 
dass  er  nach  Zerstörung  fast  der  ganzen  Gegend  duircU  die  Schwe- 
den, Alles  nebst  Kirche  und  Pfarrei  neu  baute ,  nicht  mit  Staats- 
mitteln Preussens.    Eben  so  viel  Neubauten  vollendete  im  Anfai^ 
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des  Jahrhunderts  nach  dem  Zeugniss  des  Nekrologs  im  Martyrologium 
der  letzte  Prälat  Hemnann  Erusche,  dessen  Namen  noch  über  der 
Thüre  der  Schule  stand.  Das  Ministerium  antwortete  durch  die 
Ae*gierung,  der  Pfarrer  hätte  ja  unterdessen  in  dem  von  ihm  ge- 
pachteten Elostergebäude  Wohnung  gefunden ,  die  Sache  sei  somit 
erledigt!  '— 

Es  lag  indessen-  gerade  daran,  den  Bechtsstandpunkt  festzu* 
stellen.  Der  Rechtsweg  ist  durch  das  Competenzgeseü,  welches  die 
Klage  gegen  die  Verwaltungsbehörden,  welche  ein  Gesetz  ausführen, 
nicht  zulässt,  abgeschnitten.  So  ist  denn  die  Lage  der  Geistlichen 
eine  bedauemswerthe ;  sollten  sie  auch  nach  Wunsch  das  Verspre- 
chen —  Alles  zu  befolgen  —  geben,  so  droht  doch  der  Paragraph: 
Wer  die  schriftlich  erklärte  Verpflichtung  widerruft  oder  ihr  zu- 
wider bündelt,  ist  durch  gerichtliches  ürtheil  aus  seinem  Amte  zu 
entlassen. 

(In  der  Berliner  Germania  1876  Nr«  128.  findet  man  eine 
Reihe  anderer  Illustrationen  zur  unqualificirbaren  Art  der  Ausffih- 
rung  des  uflqualificirbaren  sog.  Sperrgesetzes). 
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XI. 

Zur  Ausführung  des  preussischen  Kirchenvermögens-Vo^ 
waltungsgesetzes  vom  20.  Juni  1875. 

(Vgl.  Archiv  Bd.  34.  8.  167  ff.,  Bd.  35.  S.  161  ff.) 

Erlass  des  preussischen  CuUusministers  f.  8.  Mai  1876. 

»Ew.  Hoch]!rohlgeboren  erwidere  ich  auf  den  gef&Uigen  Berteht 
vom  15.  Y.  M«  ergebenst,  dass  ich  aus  dem  wiäer  beifolgenden 
Schreiben  des  Erzbischofii  von  Köln  vom  6.  d.  M.  keine  Veranlassung 
habe  entnehmen  können ,  in  der  von  mir  auf  Grund  des  §.  60 ,  Ab- 
satz 1  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  v.  J.  in  meinen  Erlassen  vom  7. 
December  V.  J.  und  13.  Januar  d.  J.  getroffenen  Anordnung,  dass 
der  eine  der  drei  Schlüssel  zu  der  Kirchenkisic  nicht  von  dem  Pfarrer 
oder  dem  Geistlichen ,  sondern  von  einem  der  Kirchen-Vorsteher  in 
Verwahrung  zu  nehmen  sei,  eine  Aenderung  eintreten*  zu  lassen. 
Die  Nothwendigkei  t  dieser  Anordnung  ergab  sich  von  selbst  ans 
meinen  früheren  Erlassen  vom  25.  September  {Archiv  Bd.  35.  S.  168  f.) 
und  15.  November  v.  J.  >),  wonach  der  Pfarrer  oder  ein  anderer 
Geistlicher  nach  den  jetzt  massgebenden  Vorschriften  des  Gesetzes 
vom  20.  Juni  v.  J.  nicht  berechtigt  ist,  sich  an  den  Geschäften  der 
in  §.  10.  des  Gesetzes  bezeichneten  Kassen-Verwaltung  und  Rech- 
nungsföhrung  zu  betheitigen.  Hiernach  wfirde  es,  da  die  Kirchen- 
kiste zur  Niederlegung  der  baaren  Gelder,  der  geldwerthen  Papiere, 
der  Effecten  und  der  sonst  zu  dem  kirchlichen  Vermögen  gehöriega 
Urkunden  und  Documente  dient,  ihre  Verwaltung  also  einen  wesent- 

1)  Es  ist  ohne  Zweifel  der  Minister.-Erlass  vom  15.  November  1875,  des- 
sen Inhalt  in  dem  nachfolgenden  Schreiben  des  Oberpräsidenten  der  BheinDro- 
vinz  angegeben  ist:  »Koblenz  den  29.  März  1876.  In  der  von  Ew.  Enbisdidf- 
liehen  Gnaden  nnter  dem  3.  November  ▼.  J.  erlassenen,  die  Ueberleitang  der 
Verwaltung  des  Kirchenvermögens  in  die  Hand  der  neuen  KirchenTorstiade 
betreffenden  Verfügung,  mit  welcher  ich  mich  nachträglich  einverstanden  erklärt 
habe,  ist  angeordnet  worden  (cfr.  1. 2  litt.  d.  derselben),  dass  die  drei  Schlfissel 
der  Kirchenkiste  bis  zu  anderweitiger  Anordnung  von  dem  Vorsitzenden  und  dem 
Bendanten  des  neuen  Kirchen  Vorstandes  und  von  dem  Pftu'rezn  bewahren  seien. 
Der  Herr  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  hat  jedoch  kOnlidi  Ent- 
scheidung dahin  getroffen,  dass  der  eine  der  drei  SchlOssel  zu  der  Kirchenkiste 
tdcht  von  dem  Hfurrcr  oder  dem  Geistlichen,  welche  nach  §.  10  des  Gesetzes 
vom  20.  Juni  v.  J.  sich  mit  der  Kassenverwaltung  und  der  Rechnungsführung 
nicht  befassen  sollen ,  sondern  von  einem  der  Kirchenvorsteher  in  Verwahrung 
zu  nehmen  sei.  Mit  RQcksicht  auf  die  gedachte,  gemäss  §.  60  1.  c.  ergangene 
Entscheidung  muss  daher,  wie  Ew.  Erzbischöflichen  Gnaden  mitzutheilen  ich 
mich  ganz  enrebenst  beehre,  die  in  Rede  stehende  Bestimmung  für  modificirt 
erachtet  werden.  Der  Ober-Präsident  der  Bheinprovinz.  An  den  Erzbischof  von 
Köln,  Herr  Dr.  Melchers.c 

Man  verbinde  damit  die  gute  Kritik  dieses  Erlassee  in  der  Köbiisdie& 
Volksleitung  1876,  Nr.  111.  L  Bl. 
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liehen  Theil  der  Kassen-  nnd  Rechnnngsfahrnng  bildet,  einer  wei- 
teren Prüfung  darüber,  ob  der  Plarrer  oder  ein  anderer  Geistlicher 
nach  den  früher  in  Geltung  gewesenen  Bestimmungen  das  Recht  ge- 
habt habe,  den  einen  der  arei  Schlüssel  zur  Kirchenkiste  in  Verwah- 
rung zu  nehmen,  überhaupt  nicht  bedürfen,  weil  diese  ältere  Be- 
stimmungen gegenwärtig  gesetzliche  Gültigkeit  nicht  mehr  haben. 
Aber  auch  indem  man  eine  solche  Prüfung  anstellt,  kommt  man  t\\ 
keinem  andern  Ergebnisse.  Wenu  der  Art.  50.  des  Decretes  vom  30. 
December  1809  anordnet:  Chaque  fabrique  aure  une  caisse  ou  ar- 
moire  fermant  ä  trois  clefs,  dont  une  restera  dans  les  mains  du 
tr^sorier,  Pautre  dans  Celles  du  eure  ou  desservant,  et  la  troisiime 
dans  Celles  pr^ident  du  bureau,  so  leuchtet  ein,  dass  diese  Anord- 
nung gemäss  §.  57,  Absatz  1,  und  §.  59.  des  Gesetzes  ?.  20.  Juni 
T.  J.  jedenfalls  so  weit  aufgehoben  ist,  als  sie  vorschreibt,  in  wessen 
Händen  sich  die  drei  Schlüssel  zur  Kirchenkiste  befinden  seien.  Denn 
nach  der  durch  das  bezeichnete  Gesetz  geregelten  Organisation  der 
Vermögens- Verwaltung  gibt  es  weder  einen  Präsidenten  des  Kirchen- 
meister-Bureau's,  noch  einen  Schatzmeister  oder  einen  Hilfäpforrer 
in  dem  Kirchen-Vorstande,  noch  auch  einen  Pfarrer',  welchem  wie 
Art.  4«  des  obigen  Decretes  dies  bestimmte,  »la  premi^re  placet  in 
dem  Verwalstungs-Organe  zukäme.  DasselbeT  gilt ,  was  das  ehema- 
lige Grossherzogthum  Berg  anbetrifft,  von  der  Verordnung  vom  10. 
September  1744  und  den  Bestimmungen  des  dem  Decret  vom  30. 
Deceraber  1809  nachgebildeten  Decrets-Entwurf  vom  24.  Juli  1818, 
da  auch  die  hier  vorgesehenen  Organe  der  Vermögens- Verwaltung 
gegenwärtig  nicht  mehr  bestehen.  Im  Uebrigen  ist  den  von  der 
erzbischöflichen  Behörde  unterem  16.  Mai  1827  und  24.  Nov..  1866 
erlassenen  Verfügungen  eine  entscheidende  Bedeutung  desshalb  nicht 
beizulegen,  da  im  §.  47.  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  v.  J.  nur  die 
gesetzlichen  Verwaltungsnormen  aufrecht  erhalten  sind,  zu  diesen 
aber  die  von  den  erzbischöflichen  Behörden  einseitig  getroffenen  An- 
ordnungen ohne  weiteres  nicht  gezählt  werden  können.  Wenn  end- 
lich noch  darauf  hingewiesen  wird,  dass  in  der  Kirchenkasse ,  den 
geltenden  Vorschriften  gemäss,  auch  die  zu  dem  Pfarrvermögen  ge- 
hörigen Werthpapiere,  Urkunden,  Documente  etc.  aufbewahrt  werden, 
so  scheint  übersehen  zu  sein,  daps  nach  §.  3.  Nr.  1.  desselben  Ge- 
setzes auch  die  zur  Besoldung  der  Geistlichen  und  andern  Kirchen- 
dienern bestimmten  Vermögensstücke  einen  Theil  des  Kirchenvermö- 
gens bilden  und  daher  nach  §.  8.  des  Gesetzes  ebenfalls  der  Ver- 
waltung des  Kirchen- Vorstandes  unterliegen.  Die  Vorschrift  in  §,  8, 
Absatz  3,  steht  diesem  nicht  entgegen,  da  unter  den  dort  bezeich- 
neten Rechten  der  jeweiligen  Inhaber  nicht  Verwaltun'gsrechte,  son- 
dern die  dem  Nutzniesser  zustehenden  Gebrauchs-  und  Nutzungs- 
rechte an  den  Vermögensstücken  gemeint  sind^c 
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XII. 

Preussisches  Gesetz  vom  7.  Juni  1876  Ober  die  Aiifsichts- 
rechte  des  Staates  bei  der  Vermögensverwaltung  in  den 

katholischen  Diöcesen. 

Wir  W^Xhdm ,  von  Qottes  Gnadeu  König  von  Preossea  etc. 
verordnen,  mit  Zostimmnng  beider  Häuser  des  Landtag,  für  den 
Umfang  der  Monarchie,  was  folgt: 

§.  1.  1.  Die  Aufsicht  des  Staats  über  die  Verwaltung 

1)  der  fQr  die  katholischen  Bischöfe/  Bisthumer  und  Capitel 
bestimmten  VermögensstQcke, 

2)  der  zu  kirchlichen,  wohlthätigen  oder  Schulzwecken  bestimm- 
ten und  unter  die  Verwaltung  oder  Aufsicht  katholisch-kirchlicher 
Organe  gestellten  Anstalten,  Stiftungen  und  Fonds,  welche  nicht  von 
dem  Gesetze  vom  20.  Juni  1875  betroffen  werden, 

wird  nach  Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen  ausgeübt. 

§.  2.  Die  verwaltenden  Organe  bedürfen  der  Genehmigung  der 
staatliehen  Aufsichtsbehörde  in  nachstehenden  Fällen: 

1)  Zu  dem  Erwerb,  der  Veräusserung  oder  der  dinglichen  Be- 
lastung von  Grundeigenthum ; 

2)  zu  der  Veräusserung  von  Gegenständen ,  welche  einen  ge- 
schichtlichen, wissenschaftlichen  oder  Eunstwerth  haben; 

3)  zu  ausserordentlicher  Benutzung  des  Vehnögens,  welche  die 
Substanz  selbst  angreift ,  sowie  zu  der  Kündigung  und  Einziehaog 
von  Gapitalicn ,  sofern'  sie  nicht  zur  zinsbaren  WiederbeleguDg 
erfolgt;; 

4)  zu  Anleihen,  sofern  sie  nicht  blos  zur  vorübergehenden 
Aushilfe  dienen  und  aus  den  Ueberschüssen  der  laufende  Einnah- 
men über  die  Ausgaben  derselben  Voranschlagsperiode  zurückerstattet 
werden  können; 

5)  za  der  Errichtung  neuer ,  fEür  den  Gottesdienst  bestimmter 
Qebäudie; 

6)  zu  der  Anlegung  oder  veränderter  Benutzung  von  Begräb- 
nissplätzen ; 

7)  zu  der  Einführung  oder  Veränderung  von  Gebührtaxen; 

8)  zu  der  Ausschreibung,  Veranstaltung  und  Abhaltung  von 
Sammlungen,  CoUecten  etc.  ausserhalb  der  Eirchengebäude; 
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Eine  auf  Anordhimg  der  bischöflichen  Behörde  jfthrlich  statt- 
findende Hauscollecte  znm  Besten  bedfirftiger  Gemeinden  der  Diö- 
0686  bedarf  nicht  der  besonderen  Ermftchtignng  einer  Staatsbehörde; 
die  Zeit  der  Einsammlung  mnss  aber  dem  Oberpr&sidenten  yorher 
imgezeigt  werden; 

9)  zu  der  Verwendung  der  Einkaufte  erledigter  Stellen  (Va- 
canzeinkänfte,  Intercalarfrüchte) ; 

10)  zu  der  Verwendung  des  Vermögens  ffir  nicht  stiftungs- 
mässige  Zwecke. 

In  dem  Falle  zu  10  gilt  die  Genehmigung  als  ertheilt,  wenn 
die  staatliche  Aufdichtsbehörde  nicht  binnen  dreissig  Tagen  nach 
Mittheilung  von  der  beabsichtigten  Verwendung  widerspricht 

Ist  die  Genehmigung  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  nicht 
ertheilt)  so  sind  die  in  den  vorstehenden  Fällen  vorgenommenen 
Rechtsgeschäfte  ungiltig. 

§.  3.  Die  verwaltenden  Organe  bedurfoD  zur  Führung  von 
Processen  keiner  Ermächtigung  von  Seiten  einer  Staatsbehörde. 

Atteste  über  die  Legitimation  der  verwaltenden  Organe  zur 
Besorgung  von  Bechtsangelegenheiten  oder  Atteste  über  das  Vorhan- 
densein derjenigen  Thatsachen ,  welche  den  Anspruch  auf  Eosten- 
freiheit  begründen,  können  giltig  nur  von  der  staatlichen  Aufsichts- 
behörde ertheilt  werden. 

§.  4.  Die  staatliche  Aufsichtsbehörde  ist  berechtigt,  die  Auf- 
stellung und  Vorlegung  eines  Inventars  zu  fordern,  Einsicht  von  den 
Etats  zu  nehmen  und  die  Posten,  welche  den  Gesetzen  widersprechen, 
zu  beanstanden.  Die  beanstandeten  Posten  dürfen  nicht  in  Vollzug 
gesetzt  werden. 

Die  Etats  solcher  Verwaltungen,  welche  Zuschüsse  aus  Staats- 
mitteln erhalten,  sind  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  zur  Geneh- 
migung einzureichen.  Diese  Behörde  bestimmt  den  Zeitpunkt  der 
Einreichung,  sie  regelt  die  formelle  Einrichtung  der  Etats  und  setzt 
die  Fristen  zur  Erledigung  der  Erinnerungen  fest. 
^  §.  5.    Weigern  sich  die  verwaltenden  Organe 

1)  Leistungen,  welcher  aus  dem  im  §.  l.  bezeichneten  Vermögen 
zu  bestreiten  oder  für  dasselbe  zu  fordern  sind  ^  auf  den  Etat  zu 
bringen,  festzusetzen  oder  zu  genehmigen.        • 

2)  Ansprüche  des  im  §.  1.  bezeichneten  Vermö^^^ens,  insbeson- 
dere auch  Entschädigungsforderungen  aus  der  Pflichtwidrigkeit  d^ 
Inhabers  einer  für  die  Vermögensangelegenheiten  bestehenden  Ver*^ 
waltungsstelle,  gerichtlich  geltend  zu  machen, 

so  ist  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  bischöfliche  Behörde 
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das  Becht  der  Aufsicht  ist,  sowohl  diese ,  als  auch  die-  staatliche 
Aufsichtsbehörde,  unter  gegenseitigem  Einvernehmen  in  allen  ande- 
ren Fällen  die  staatliche  Aufsichtsbehörde  allein  befugt,  die  fin- 
tragung  in  den  Etat  zu  bewirken  und  die  gerichtliche  Geltendmadi- 
ung  der  Ansprüche  anzuordnen,  auch  die  hierzu  nöthigen  Massregda 
zu  treffen. 

In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  das  Einvernehmen  der  biscb6f- 
lichen  Behörde  und  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  erforderlich  ist 
rouss  die  um  ihrer  Zustim^iung  angegangene  Behörde  sich  binnen 
dreissig  Tagen  nach  dem  Empfange  der  Aufforderung  erklären.  Er- 
klärt sie  sich  nicht ,  so  gilt  sie  als  zustimmend.  Bei  erhobenem 
Widerspruch  entscheidet  die  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  vorge- 
setzte Instanz. 

§.  6.  Bestreiten  die  verwaltenden  Organe  die  Gesetzwidrigkeit  der 
nach  §«  4  beanstandeten  Posten  oder  das  Vorhandensein  ^der  Ver- 
pflichtung zu  den  in  §.5.  sub  1.  erwähnten  Leistungen,  so  entschei- 
det auf  die  Klage  der  verwaltenden  Organe  im  Yerwaltnngsstreit- 
ferfahren  hierüber  das  Oberverwaltungsgericht. 

§.  7.  Die  staatliche  Aufsichtsbehörde  ist  berechtigt,  Einsicht 
von  der  Jahresrechnung  zu  nehmen. 

Die  Jahresrechnung  solcher  Verwaltungen ,  deren  Etats  der 
Genehmigung  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  bedürfen ,  ist  dieser 
Behörde  zur  Prüfung,  ob  die  Verwaltung  etatsmässig  geführt  worden 
ist,  einzureichen. 

§.  8.  Die  staatliche  Aufsichtsbehörde  ist  berechtigt,  die  Ver- 
mögensverwaltung Revisionen  zu  unterwerfen. 

§.  9.  Die  staatliche  Aufsichtsbehörde  ist  berechtigt,  die  Be- 
folgung der  in  den  §§.  4,  5,  7  und  8.  enthaltenen  Vorschriften  und 
der  zu  ihrer  Ausführung  getroffenen  Anordnungen  von  den  yer- 
waltenden  Organen  durch  Geldstrafen  bis  zu  dreitausend  Mark  za 
erzwingen. 

Die  Androhung  und  Festsetzung  der  Strafe  darf  wiederholt 
werden,  bis  dem  Gesetze  genügt  ist. 

Ausserdem  können  die  zu  Zwecken  des  im  §.  1.  bezeichneten 
Vermögens  bestimmten  Leistungen  aus  Staatsmitteln  ganz  oder  tbeil- 
weise  einbehalten  oder  unmittelbar  an  die  Empfangsberechtigten 
verabfolgt  werden. 

Erweisen  sich  die  vorstehenden  Massregeln  als  erfolglos  oder 
unanwendbar,  so'  ist  die  staatliche  Aufsichtsbehörde  berechtigt,  di» 
commissarische  Besorgung  der  Vermögensangelegenheiten  unter  sinn- 
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gemftsser  Anwendong  der  §§.  9.  bis  1 1 .    des  Gesetzes  vom  20.  Mai 
1874  anzuordnen. 

§•  10.  Welche  Staatsbehörden  die  in  den§§.  2.  bis  5.  und  t. 
und  9  angegebenen  Aufeiehtsrechte  auszuüben  haben,  wird  durch 
königliche  Verordnung  bestimmt. 

§.  11.  Wegen  der  Schenkungen  und  letztirilligQii  Zuwendiogen 
bewendet  es  bei  dem  Gesetze  vom  23.  Februar  1870. 

§.  12.  In  Betreff  des  Vermögens  der  Orden  und  ordensfthn- 
lichen  Congregationen  bewendet  es  bei  den  §§.  3.  und  5.  des  Gesetzes 
vom  31.  Mai  1875. 

§.  13.  Die  dem  Staate  zustehenden  Eigenthums-  oder  Ver* 
wallungsrechte  an  dem  im  §.1.  bezeichneten  Vermögen  werden  durch 
dieses  Gesetz  nicht  berfihrt. 

§.  14.    Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  October  1876  in  Kraft. 

§.  15.  Der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten-  ist  mit 
der  Ausführung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und 
beigedrucktem  königlichen  Ihsiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  7.  Juni.  1876. 

(L.  S.)        Wühelm. 

Fflrst  V.  Bismarck.     Camphausen.     Graf  zu  Eulenburg. 

Leonhardt    Falk.  v.  Eameke.    Achenbach.  Friedenthal. 
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Xiil. 

Tragwette  der  Vollmacht  der  Bischöfe  zur  Gewährung  von 

Dispensen  von  dem  Ehehindernisse  der  Verwandtschaft  und 

Schwägerschaft  auf  Grund  der  Quinquennalien. 

(Aqs  dem  Diöcesanblatte  der  Erzdidccse  Gmn  v.  J.  1876  Nr.  IV.) 

Ordinarios  vigore  facultatum,  quae  quinquennales  dicuntur,  in 
multiplici  consangninitate  et  afflnitate ,  intra  tarnen  gradus  in  ipsa 
concessioue  expressos,  dispensare  posse  ad  effectnm  legitime  contra- 
hendi  matrimonii,  porro  valere  etiam  dispensationem ,  informiter  at 
ainnt,  concessam  et  expeditaro,  patet  e  snbnexa  declaratione ,  quam 
Congregatio  S.  Bomanae  et  universalis  Inqnisitionis  edidit,  decisiye 
respondendo  ad  quaestiones,  a  Vicario  Generali  Archi-Episcopi  S.  Ln- 
dovici  eatenas  propositas.  qnaram,  prout  et  ipsius  declarationis  tenor 
sequens  est: 

Beatissime  Pater!  Vic.  Gen.  Sti.  Ludovici  ante  pedes  S.  V. 
provolntns  solntionem  sequentium  dubionim  petit. 

1.  An  in  multiplici  consangninitate  sen  cum  consanguineis,  qni 
ex  multiplici  stipite  invicem  conjuncti  sunt,  Ordinarius  dispensare 
possit  juxta  facultates  a  Sancta  Sede  impetratas  tenoris  sequentis: 
Dispensandi  in  3.  et  4.  consanguinitatis  et  af&nitatis  gradu  simplici, 
et  mixto  tantum,  et  in  2,  3.  et  4.  mixtis  non  tamen  in  2.  solo  quoad 
futura  matrimonia  atque:  Dispensandi  in  utroque  foro  cum  catho- 
licis  ejus  jurisdictioni  subjectis  in  matrimoniis  sive  contractis  sive 
contrahendis  super  impedimento  secundi  gradus  consanguinitatis  vel 
affinitatis  in  linea  transversali  aequali,  in  centum  casibus. 

2.  An  in  multiplici  affinitate  dispensare  possit. 

3.  An  dispensatio  super  iropedimentis  matrimonialibus  ab  Or- 
dinario  hujus  regionis  juxta  consuetas  facultates  Apostolicas  concessa, 
quamvis  graviter  ilHcita,  tamen  valida  sit,  quando  data  sit  informis, 
propterea  quod  tenor  facultatis  a  S.  Sede  delegatae,  vel  tempus  ad 
quod  expressa  non  sint,  vel  (Juia  telegraphice  paucis  verbis  vel  ore- 
tenus  tantum  eoncessa  sit. 

Dubium  hoc  oritur  ex  omissione  clausulae :  alias  nuUae  sunt, 
in  facultatibus  Ordinariis  Americae  nunc  concessis;  quae  clausula 
olim  in  hujusmodi  facultatibus  expresse  apposita  fuerat. 
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Feria  III.  loca  IV.  die  15.  Juni  1875. 

In  CoBgregatione  generali  S.  Bomanae  et  UniTersalis  Inquisi- 
tionis  habita  coram  Emm.  ac  Beydm.  DD.  S.  B.  E.  Cardinalibns 
Oeneralibns  Inqnisitoribus,  propoatis  snpradictis  duSiis  et  praehabito 
Yoto  DD«  Cousultorum :   lidem  Ernm.  Beydm.  DD.  respoiidarant : 

Ad  Primum  et  Secundum:  aifirmative,  scilicet  declararunt — 
Episcopos,  qui  facuUate  gaudent  quinquennali ,  dispensandi  in  3.  et 
4.  consangninitatis  et  affinitatis  gradu  simplici ,  et  roixto  tantum, 
et  in  2.,  3.  et  4.,  non  tarnen  in  «ecundo  solo ,  quoad  futura  matri- 
monia  posse  dispensiere  in  3.  et  3.  in  4.  et  4.,  in  3.  roixto  cnnr  4., 
nee  non  in  3.  et  4.  cum  2.  roixtis ,  sive  gradus  oriatnr  ex  uno,  sive 
ex  mnltiplici  stipite,  facto  verbo  cum  Sanctissimo. 

Ad  Tertiam  —  Affirmative ;  dummodo  reapse  mulier  rapta  non 
fuerit,  vel  si  rapta  in  potestate  raptoris  non  existat.  Clausulas  vero 
servandas  ad  amussim  esse;  quantum  tarnen  rerum,  temporum  loco- 
i^umqqe  adjnncta  ferro  possunt. 

Eadem  die  ac  feria. 

Sanctissimus  D.  N.  D.  Pius  Divina  Providentia  PP.  IX.  in  au- 
dentia  B.  D.,  Adsesori  S.  Oflfcii  impertita,  audita  relatione  ut  supra, 
declarationem  ab  Emm.  ac  Bevdm.  DD.  Cardinalibus  factam  con- 
linnavit. 

G.  Pelamif  S.  Bom.  et  Univers.  Inquisit.  Notar, 
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XIV. 

Das  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  vereinbarte  Pre- 

tocoll  vom  7.  October  1874,  betreffend  die  Festsetzung  der 

DiScesangrenzen  zwischen  Deutschland  und  Franl(reich. 

(Deutsches  Bekhsges.  61.  1874  Nr.  24.  ausgegeben  am  26.  October  1874.) 

Die  unterzeichneten,  von  Seiner  Majestät  dem  Deutschen  Kaiser 
und  Könige  von  Preussen  einerseits  und  von  dem  Präsidenten 
der  französischen  Bepublik  andererseits,  zum  Zwecke  der  im  Artikd  6. 
des  Friedensvertrages  vom  10.  Mai  1871  vorgesehenen  Festsetzung 
der  Diöcesangrenzen  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  bestell- 
ten Bevollmächtigten  sind  heute  im  Ministerium  der  auswärtiges 
Angelegenheiten  hierselbst  zusammengetreten,  um  auf  Grund  ihrer 
früheren  Berathungen  sich  endgültig  zu  verständigen. 

Die  französischen"Commissarien  haben  mitgetheilt,  dass  mittelst 
zweier  Consistorialdecrete  vom  10.  und  J4.  Juli  dieses  Jahres  die 
römische  Curie  die  Bisthümer  Strassburg  und  Metz  von  der  Kirchen- 
provinz Besan9on  abgelöst  und  dieselben  als  von  jeder  .erzbischöflichen 
oder  Metropolitan- Jurisdiction  eximirt  erklärt  hat; 

daas  die  Curie  ferner,  um  die  Grenzen  der  Bisthümer  Nancy, 
St.  Di^,  Be8an9<m,  Metz  und  Strassburg  mit  der  politischen  Gr^iie 
in  üebereinstimmung  zu  bringen,  die  hierzu  erforderlichen  Ablösungtti 
und  Zutheilungen  auf  Grund  der  ihr  seitens  der  fhinzösisdien  Be- 
gierung  vorgelegten  Verzeichnisse  ausgesprochen  hat. 

Die  französischen  Bevollmächtigten  haben  endlich  beigefügt, 
dass  der  Präsident  der  französischen  Bepublik  durch  ein  im  Staato- 
rath  erlassenes  Beeret  vom  10.  August  laufenden  Jahres  die  Eäore- 
gistrirung  und  Veröffentlichung  der  -beiden  vorerwähnten  Consist(Hrial- 
decrete  innerhalb  des  französischen  Gebiets  angeordnet  und  hierzu  die 
weiter  erforderlichen  Verwaltungsmassregeln  erlassen  hat. 

Demgemäss  sei  die  französische  Begierung  bereit,  soweit  es  an 
ihr  liege,  die  Bestimmung  des  Art»  6.  des  Frankdurter  Friodoi- 
vertrages  vom  10.  Mai  1871  in  Vollzug  zu  setzen. 

Die  deutschen  Bevollmächtigten  haben  von  dieser  Erkläitmg 
Kenntniss  genojnmen  und  die  Erklärung  abgegeben,  dass  die  dmitscbe 
Begierung  ihrerseits  ebenfalls  bereit  sei ,  die  zur  neuen  Abgrensug 
der  bezüglichen  Bisthümer  erforderlichen  Massnahmen  zu  treffen. 
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Hiemach  sind  die  betreffenden  BevoUrnftchtigten  auf  Grund  ih- 
rer bereits  in  den  Yorrerhandlungen  beiderseits  anerkannten  Voll- 
machten aber  Nachstehendes  Qbereingekommen  : 

1 .  Die  Pfarreien  oder  Theile  7on  Pfarreien  der  Kantone  Albes- 
dorf, Chateau^Salins,  Delme,  Dienze,  Yic-snr-Seille,  Finstingen,  Lör- 
chingen,  Pfalzbnrg,  Bixingen  und  Saarbnrg,  welche  auf  deutschem 
Gebiete  gelegen  sind  und  gegenwärtig  einen  Bestandtheil  des  Bis- 
tbums  Nancy  bilden,  —  die  Pfarreien  oder  Theile  von  solchen  der 
Kantone  von  Saales  und  Schirmeck ,  welche  auf  deutschem  Gebiete 
liegen  und  gegenwärtig  einen  Bestandtheil  der  Diöcese  St.  DU  bil- 
den, scheiden  von  einem  jeden  Verbände  mit  BisthQmem,  deren  Sitz 
auf  französischem  Gebiete  gelegen  ist,  aus. 

2.  Die  Pfarreien  oder  Theile  von  Pfarreien  der  Kantone  Briey, 
Audun  le  Koman,  Chambley  (vormaliger  Kanton  Gorze),  Conflans, 
Longujon  und  Longwj,  welche  auf  französischem  Gebiete  gelegen 
sind  und  gegenwärtig  einen  Bestandtheil  des  Bisthnms  Metz  bilden ; 
die  Pfarreien  oder  Theile  von  Pfarreien  der  Kantone  Beifort,  Delle, 
Fontaine,  Giromagny  und  der  vormaligen  Kantone  von  Dannemarie 
und  Massevaux,  welche  auf  französischem  Gebiete  gelegen  sind  und 
gegenwärtig  einen  Bestandtheil  des  Bisthnms  Strassburg  bilden, 
scheiden  von  einem  jeden  Verbände  mit  Bisthnmem ,  deren  Sitz  auf 
deutschem  Gebiete  gelegen  ist,  «us. 

3.  Die  beiderseitigen  Regierungen  verpflichten  sich,  spätestens  bis 
zum  1.  November  laufenden  Jahres  die  erforderliche  Anordnung  zu 
trefTen,  um,  soweit  es  eine  jede  von  ihnen  betrifft,  die  Wirksamkeit 
der  vorstehend  bezeichneten  neuen  Abgrenzung  der  Diöcesanbezirke 
sicher  zu  stellen. 

4.  Die  Theilung  des  Vermögens  und  die  Regelung  der  pecu- 
niären  Interessen  der  in  Folge  der  neuen  Diöcesanabgrenzung  durch- 
schnittenen Pfarreibezirke  werden  der  zur  Prüftang  und  Entscheidung 
analoger  Fragen  durch  Art.  11.  der  Zusatzconvention  vom  11.  De- 
cember  1871  eingesetzten  gemischten  Gommission  äberwiesen. 

So  geschehen,  in  deutscher  und  französischer  Sprache  doppelt 
ausgefertigt  und  vollzogen  zu  Paris  den  siebenten  October  Eintau- 
send achthundert  vier  und  siebenzig. 

Ledderhose.    Or.  v.  Wesdehlen.    H.  Duprez.    Ad.  Tardif. 
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XY. 
Literatur. 

1,  Das  kirchliche  Vermögen  von  der  ältesten  Zeit  bis  auf  Constanr 

tinjien  Grossen.  Inaugural- Dissertation  gur  Erlangung  der 
Doctorwürde  bei  der  juristischen  Factütät  der  Ruprechis-CarU' 
Universität  zti  Heidelberg  vorgelegt  im  August  1875,  von 
Heinrich  Helle,  Curatpriester.  Paderborn  1876.  VHI. 
und  58  S.  8. 

Diese  Erstlings-Arbeit  eines  strebsamen  jungen  Geistlichen  enthält 
eine  kurze  Begründung  der  Zulässigkeit  und  Noth wendigkeit  des  Eir- 
chenvermögens,  erörtert  sodann  die  Entstehung  und  Vermehrung,  Ver- 
wendung und  Verwaltung  desselben  bis  zum  fünften  Jahrhundert  nnd 
erörtert  schliesslich  die  Frage  nach  dem  Eigenthümcr  des  Kirchen- 
vermögens, wobei  er  sich  im  Resultate  der  Ansicht  anschliesst,  dass 
die  einzelnen  Kirchen  und  nicht  die  Gesammtkirche  oder  die  Eir- 
chengemeinden  in  der  vorconstantinischen  Zeit  sowie  auch  von  Con- 
stantin  selbst  als  Bechtssubject  des  Kirchenvermögens  betrachtet 
wurden. 

2,  Katholische  Studien.  H.  Jahrgang  3.  Heft:  PiemmCs  Unterhand- 

lungen mit  dem  heiligen  Stuhle  im  18.  Jahrhundert.  7o% 
Prof  Dr.  J.  Hergenröther.  Würeburg  1876.  Leo  Woerl 
103  S.  8. 

"  4nf  Grund  des  vielen  wichtigen  durch  piemontesische  Schriß* 
steller  in  unserer  Zeit  zugänglich  gewordenen  Materials  und  der  ge- 
legentlichen Mittheilung  und  Erörterung  älterer  Ganonisten  gibt  uns 
Prof.  Joseph  Hergenröther^  unter  Vorausschickung  des  Wichtigsten 
aus  der  früheren  Geschichte  des  sardinischen  Königsgeschlecbtes 
eine  Darstellung  der  interessanten  Verhandlungen  des  römischen  Stuh- 
les namentlich  Benedict's  XIV.  mit  den  Herzögen  Savojens  xaA 
Königen  von  Sardinien.  Er  schildert  uns  anschaulich  verschiedene 
kirchenrechtliehe  Verhältniitse  von  Bedeutung,  über  welche  verhan- 
delt wurde  und  die  Personen  der  Unterhändler.  Nacheinander  wer- 
den hier  eingehend  behandelt  die  kirchlich-politischen  Verhältnisse 
unter  Victor  Amadeus  III.  (1665—1730),  unter  Carl  Emmanuel  UL 
(1730—1773)  und  daran  schliesst  sich  noch  ein  Rückblick  über  die 
letzten  hundert  Jahre. 


küdorft,  Sirafge8e(%huch.  Die  Maiges.  üher  Vorhitd.  d,  Qeistl     ISÖ 

3.  Straf^äsAueh  für  Sas  deubehe   Beich   (Neue  Fassung)  flehst 

dem  ReichsgeseUf  über  die  Presse  etc.    Textausgabe  mü  An- 
merkuhgen  von  H.  JRüdorff,  Geh.  Fmafunralh  au  Berlin.  8.  Aufl. 
Berlin,  J.  GuUentag,  1876.  XXVIll.  und  212  S.  in  32. 
Im  März  dieses  "Jahres,  sogleicb  nach  Publication   der  Abän- 
derangen,    die   an   dem    deutschen  Beichsstrafgesetzbuch   gemacht 
wurden  (s.  S.  6  f.),   erschien  die  siebente  tind  einen  Monat   später  ' 
die  Yorliegende  achte ,   wiederum   etwas  vermehrte  und  verbesserte 
Auflage  der  beliebten  BüdorfTschen  Ausgabe,   in   welcher  die  An- 
merkungen ausser  kurzen  Erläuterungen  hauptsächlich  Verweisungen 
auf  die  Bechtssprechung  der  obersten  Qerichtshöfe  enthalten. 

4.  Die  MaigeseUfe  über  die  'Vorbildung  Md  Anstellung  der  Geist' 

liehen  vom  11.  Mai  1873  und  2t  Mai  1874  in  der  Auffas- 
sung  des  ObertrUmnals.  Münster  1876.  Theissiiig'sche  Buch-^ 
Handlung.  104  S.  8.  (1  Mark). 

Ueber  dieselben  Gesetze  brachte  das  Archiv  bereits  im  Band 
33.  S.  397  S.  eine  Zusammenstellung  der  Entscheidungen  des  ober- 
sten (jorichtshofes  über  32  Streitfragen  aus  dem  Jahre  1874  und 
wurde  dabei  bezüglich  der  näheren  Motivirung  der  Entscheidungen 
auf  0/2penAo//'«  Bechtsprechung  des  preussischen  Obertribunals  in 
Strafsachen  verwiesen^  Die  vorliegende  praktisch  und  zweckmässig 
eingerichtete  Schrift  veriolgt  denselben  Zweck.  Dieselbe  stellt  den 
Text  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1873  und  der  Declaration  desselben 
durch  Gesetz  vom  21.  Mai  1874  voran,  und  lässt  dann ,  indem  es 
den  Inhalt  derselben  unter  sechs  verschiedene  Bubriken  eintheilt, 
nach  diesen  Bubriken  systematisirt  die  Entscheidungen  des  Obertri- 
bunal^,  meistens  aber  zugleich  unter  Beifügung  des  zu  Grunde  lie- 
genden Falles  und  der  hauptsächltehsten  Motivirung  folgen.  Eilf 
im  Archiv  a.  a.  0.  berücksichtigte  Entscheidungen  sind  nicht  mit 
aufgenommen  worden,  dagegen  zwei  andere  vom  Jahre  1874  und 
die  des  Jahrea  1875  und  vom  Jahr  1876  bis  zum  16.  März  sind  in 
der  Schrift  mit  enthalten.  Gut  würde  es  auch  sein,  wenn  bei  jedem 
Urtheile,  so  weit  die  für  dessen  Mittheilnng  zu  Gebote  gestandenen 
Quellen  es  ermöglichten,  beigefügt  worden  wäre,  ob  es  ein  Urtheil 
des  I.  oder  II.  Senats,  deren  Entscheidungen  sich*  mit  unter  wider- 
sprechen oder  ein  Plenarbeschluss  sei,  und  wenn  ausserdem  auch  je- 
desmal die  Quelle,  woher  die  Mittheilung  entnommen  wurde,  beige« 
fügt  wäre,,  sei  dieses  nun  Oppenhoffs  von  den  Mitgliedern  der  Ge- 
neral-Staatsanw.  fortgesetzte  Bechtssprechung  des  Obertribunals 
in  Strafeachen  oder  die  Zeitung  »Germaniat  oder  eine  andere 
Zeitschrift.   (M.  s.  jetzt  auch  oben  S.  160  ff.) 


Idö    Maufüfig,  Atien.  Pondsi  brück  reUg.  Vnierr;  Oeisset,  Aeden  eic^ 

5.  Die  ReektaverkäUnisse  des  AUefiauer  Fonds  und  der  Englischen 
Frändein  in  Mains.  Aktenmässig  dargelegt  von  Dr.  Ckrid. 
Moufcmg^  Domeapittdar^  Mains,  Ihxns  Kirckkeim  1876. 
24.  8.  8. 

Nach  dem  neuen  Hesaschea  Scbnlgesetze  Art  38.  können  Mit- 
glieder geisUichei  Orden  od^r  (»rdens&hnlicher  Congregationen  nicht 
als  Lehrer  oder  Lehrerinnte  an  ÖÜfentlichen  VoIkHsobalen  verwendet 
werden«  In  Mainz  wollte  abw  der  Börgermoieter  den  Englischen 
Fräulein  auch  sogar  ihre  private  höhere  Töchterschule  mit  Pensionat 
zerstören  und  denselben  die  ihnen  von  dem  1766  verstorbenen  Cas- 
par Alteneuer  f&r  ewige  Zeiten  zugewandte  Schulstiftung  entziehen. 
Oewalttbfttig  hatte  der  Börgermeister  bereits  von  den  Schulztmmem 
des  Klosters  für  die  öffentlichen  städtischen  Schulen  Besitz  ergriffen, 
als  er  auf  die  Inaussichtstellung  einer  dessfallsigen  gerichtlichen 
Klage  wieder  einlenkte.  Die  genannte«  gut  jmisdsch  gehaltene 
Schrift  Dr.  Moufang*s  enthält  die  Akten  der  Altenauer'schen  Stif- 
tung und  dessen  Geschichte  mit  dem  Nachweiss  des  Rechtes,  wel- 
ches den  Englischen  Fräulein  auf  den  Genuss  dieser  Stiftung  und 
auf  ungehinderte  Fortf&hrung  ihrer  höheren  Töchterschule  und  ihres 
Pensionates  zusteht. 

6.  Der  religiöse  UmerridU  für  Jugend  und  Volk  in  Deuischlani 
in  der  2.  Häifle  des  15.  Jahrhunderts  von  Dr.  H.  Brück, 
Professor  der  Theologie  am  bischöflichen  Seminar  su  Mains. 
Daselbst  1876.  Frans  Kirchheim.  42  S.  (Seperarai-Äbdrnck 
aus  dem  9Kaiholik€). 

^  Eine  interessante  Schilderung  der  Art  und  Weise,  des  ümfangs 
des  religiösen  Unterrichtes  in  jener  Zeit  und  der  literarischen 
Hilfsmittel  ßir  denselben.  Scliriftsteller  und  Synodalvorschriften  des 
15.  Jahrhunderts  bilden  die  Quellen,  aus  welchen  der  Verfasser  sei- 
nen Stoff  geschöpft  hat 

7.  Schriften  unpt  Reden  von  Johannes  Cardinal  von  Chissel,   ErS" 

bischof  von  Köln.   Herausgegeben  von  K.  Th.  Dumont,  Dr.  der 

Theologie,    Domcapitular  etc.    Band  4.     Der  Kaiserdom  su 

Speyer.    2.   vermehrte  Auflage.    Köln  1876.    J,  P.  Bachern. 

XXVm  u.  599  S.  gr.  8.  {9  M.) 

Diese  vortrefBiche,  vor  50  Jahren  zuerst  erschienene  Geschichte 

des  Kaiserdomes  zu  Speyer  ist  in  dieser  neuen  Ausgabe  aus  Bem- 

littg's  Geeohichte  der  Bischöfe  zu  Speyer  und  anderen  Quellen  durch 

den  Stiftsherrn  Dr.  Kessel  zu  Aachen  an  werthvollem  historisdiein 

Material  vielfach  bereichert,  ergänzt  und  verbessert  worden.    Das 

Buch  enthält  in  der  mannigfachsten  Beziehung  wertbvoUe  bisto- 


PoUhasi,  RegtBia;  Stanonik,  tHonyaius  Peiavini.  Idl 

riflche  Notiaen,  darunter  aacb  viele  kircUicb- politische  Nachrichten 
und  besonders  solche  ftber  die  Intoleranz  der  Protestanten  gegenäber 
den  Katholiken.  Weniger  als  die  vom  Lii  Hdw.  vernusste  Kunst- 
geschichte des  Speyerer  Doms  vermissen  wir  ein  Sachregister,  wel- 
ches leicht  and  bequem  das  Auffinden  und  die  Uebersicht  der  vielen 
Einzelnheiten  vermittelt. 

8,  Begesta  Ptmlificum  Romanarum  ifide  ah  a.  posi  Christum  natum 
MCXCVUI  ad  a.  MCCCIV  edidü  Aug.  Potihast,  Huxariensis, 
Westfalus.  Opus  ab  acadcmia  literarum  B^ciinensi  duplici 
praemio  amaium  e^usque  subsidiis  liberalissime  cancessis  editum. 
Fasde.  XJIL  plagula  239  ad  270^  praefatio  et  piagula  suppie^ 
tiva  (Cariim)  pro  pag.  461—468.  Berol.y  prost,  in  aedibus  Rud. 
de  Decker,  prototypographi  regit  off  iniimis.  MDCCCLXXV.  4. 

Der  Schluss  des  grossen  werthvollen,  zweibändigen  Werkes, 
dessen  früheren  Hefte  im  Archiv  schon  besprochen  wurden.  Es  ent- 
hält auf  2138  Seiten  26,662  Begesten  aus  dem  Zeiträume  von  106 
Jahren  von  der  Wahl  Innocenz  III.  bis  zum  Tode  Benedictes  XI. 
Das  Schlasshefk  (18)  beschäftigt  sich  p.  1908—15  noch  weiter  mit 
Nicolaus  IV.,  sodann  p.  1915—22  mit  Gölestin  7.,  darauf  p.  1923 
bis  2024  mit  dem  grossen  oft,  besonders  wieder  in  der  nettesten 
Zeit  sehr  verläumdeten  Bonifacius  VIII.  und  endlich  p.  2025 — 2038 
mit  Benedict  XI.  Daran  scbliessen  sich  p.  2041 — 2138  Addenda 
et  Corrigenda,  worunter  besonders  viele  Nachträge  für  Innocenz  III. 
Gregor  IX.  und  Innocenz  IV.  und  noch  mehr  fiEir  Honorius  III. 
Uebet  letzteren  sind  556  neue  Nummern  beigefügt,  die  hauptsächlich 
aus  ^etro  Pressutti,  i  regesti  de'  Borna  ni  Pontefid  etc.  Osservazioni 
storico-critiche.  Rom.  1874 ,  entnommen  sind.  Pressutti^s  genannte 
Kritik  des  Pottbastschen  Werkes  macht  demselben  mit  Unrecht  zum 
Vorwurfe,  dass  derselbe  ihm  unzugänglich  gebliebene  Archive  nicht 
auch  benutzt  hat.  Pressutti  bat  eine  eigene  Arbeit  über  die  päpst- 
lieben  Erlasse  in  Aussicht  gestellt,  wofür  ihm  das  Vatican.- Archiv  die 
Quellen  liefern  soll.  Möge  Pressutti  seinen  Stoff  so  gründlich  und 
sorgfältig  verarbeiten  wie  unser  deutscher  Gelehrter  es  gethan  hat. 
Ein  Verzeichniss  der  benutzten  Bficlier  (p.  2139—2157)  schliesst 
Potthast's  verdienstliches  Begesten  werk ,  auf  dessen  reichen  Inhalt 
zurückzukommen  uns  öfter  Gelegenheit  geboten  sein  wird. 

9.  DUmysius  Päavius.  EUie  Leitung  zur  OeUhrtengesehiehte  des 
XyiJ.  Jahrhunderts,  von  Dr.  Franst  Stanonik,  Professor  der 
Dogmaiik.  Festschrift  der  k.  k.  Universität  Gras  aus  Änlass  der 
JcJiresfeier  am  15.  November  1875.  OrojB  1876.  Vertag  von 
Leusdmer  und  Lubensky.  123  8.  4. 


1^2  Adamst  ^epeMoHum  der  kathotischen  fheotogU. 

Zn  der  Zeit,  wo  noch  die  jEünhaltang  eines  Tarnns  nnter  den 
verschiedenen  Facnltäten  bei  der  Bectorswahl  vorgeschrieben  war, 
beschlossen  die  Orazer  Professoren  die  jährliche  Heransgabe  einer 
Festschrift,  die  ein  Hitglied  der  Facultät  verfassen  solle,  welcher 
der  jeweilige  Bector  angehöre.  Seitdem  jener  Tnmus  aufgeboben 
wurde,  hat  man  in  Graz ,  wie  an  anderen  Osterreichischen  Universi- 
täten bei  den  Rectorswahlen  die  theologische  Facultät  übergangen. 
Bezüglich  der  jedesmaligen  Festschrüt  hat  man  aber  die  Reihenfolge 
der  Facultäten  beibehalten,  und  so  erhielten  wir  diesmal  eine  hOcl^ 
gediegene  Monographie  von  Professor  Stanonik  über  einen  berühmten  Je- 
suiten, den  gelehrten  Petavius,  einen  Mann  von  vielseitigstem  Wis- 
sen, der  in  allen  humanistischen  Studien  erfolgreich  thätig  war,  o. 
A.  auch  ein  mit  Recht  gerühmtes  chronologisches  Lehrgebände  be- 
gründete, seine  Hauptverdienste  aber  auf  dem  Gebiete  der  Theolo- 
gie hut,  wo  er  namentlich  der  Dogmeugeschichte  zuerst  Bahn  bracb. 

Stanonil('s  musterhafte  Schrift,  der  noch  eine  weitere  über 
Petavius  als  Theologen  folgen  soll,  gibt  uns  ein  anschauliches  Bild 
nicht  bloss  von  dem  ganzen  geistigen  Entwickelungsgange  des  Pe- 
tavius, sondern  auch  von  den  humanistischen  und  jansenistiscben  Be- 
wegungen des  17.  Jahrhunderts. 

10.  Mepetitorium  der  katholischen  Theologie^  von  Heinrich  Adams^ 
Becior  in  JSiederdrees  hei  Bonn.  Bd.  I.  Dogmaiik.  Begensburg 
G.  J.  Manz  VIII  und  463  S.  8. 

Dieses  Repetitorium  soll  in  sieben  Abtheilungen :  1.  Dogmatik, 
2.  Moral,  3.  Eirchenrecht,  4.  Kirchengeschichte,  5.  Pastotal,  6.  An- 
leitung [?],  7.  Liturgik  enthalten,  und  jede  Ahtheilung  soll  aos 
einem  circa  30  Bogen  starken  Bande  bestehen.  Die  Dogmatik  liegt 
vor  und  die  Moral  ist  nach  des  Verfassers  Versicherung  drnckfertig. 

Die  Bezeichnung  des  Werkes  als  Repetitorium  erscheint  uns 
nicht  zutreffend.  Besser  würde  dasselbe  heissen :  Katholische  Theo- 
logie für  Klerus  und  Volk.  Durch  einen  solchen  Titel  würde  der 
€haracter  des  Werkes,  wie  er  in  der  vorliegenden  Dogmatik  berv<»^ 
tritt,  bezeichnet  sein.  Das  Buch  ist  frisch  und  anr^nd,  klar  und 
fasslich,  ohne  eigentlich  gelehrten  Apparat  (sogar  die  griechischen 
Bezeichnungen  sind  lateinisch  geschrieben,  um  sie  in  weiteren  Krei- 
sen lesbar  zu  machen) ,  jedoch  nicht  ungründlich  und  unter  Be- 
nutzung der  besten  einschlägigen  Werke  verfasst.  Auch  in  der 
Polemik  ist  Herr  Adams  nicht  ungeschickt.  Vorzüglich  bemüht  er 
sich  in  seiner  Dogmatik  auch,  die  dogmatischen  Grundlagen  des 
Kircheorechts  darzustellen.  So  geht  er  namentlich  näher  ein  anf 
das  Verhältn^  zwischen  Ehecontract  und  Ehesacrament,  den  unter- 
schied und  die  Tragweite  von  jurisdictio  und  ordo,  das  Amt  und 
4ie  Einheit  des  regierenden  corpus  ecclesiae.  Vering. 
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XVI. 

Die  Gesetze  der  römischen  Kaiser  über  die  Verwaltung  und 

Veräusserung  des  kirchlichen  Vermögens 

von  Otto  Grashof,  Priester  der  Diöcese  Hildesheim. 
J.  Die  Verwaltung  des  Kirchenguies. 

Die  Verwaltung  der  kirchlichen  Einkünfte  befand  sich  in  der 
frühesten  Zeit  in  den  Händen  der  Apostel^),  welche  selbst  schon 
andere  geistliche  Kräfte  znr  Hülfe  nahmen  ^).  Mit  dem  Hinscheiden 
der  Apostel  traten  dann  allgemein  deren  Nachfolger,  die  Bischöfe, 
an  die  Stelle,  und  es  stand  dazumal  bereits  practisch  und  gesetz- 
lich fest,  dass,  wie  den  Aposteln,  so  den  Bischöfen  als  ächten  und 
wahren  Nachfolgern  der  Apostel  die  Sorge  für  die  Verwaltung  des 
Eirchengutes  zukomme  3).  »Dem  Bischofe,€  wie  die  Ganones  sich  aus- 
drücken, »dem  die  weit  kostbareren  Seelen  der  Gläubigen  anvertraut 
seien,  gebühre  um  so  mehr  die  Sorge  f&r  das  zeitliche  Gut  —  multo 
magis  oportet  eum  (episcopum)  curam  pecuniarem  gerere^).€  Bei 
der  rasch  sich  mehrenden  Zahl  von  Gläubigen  zogen  die  Bischöfe 
wiederum  Diaconen  zur  Hülfeleistung  heran,  aber  so,  dass  die  Diaco- 
nen  den  Bischöfen  gegenüber  stets  zur  Bechnungsablage  verpflichtet 
waren.  Die  Bischöfe  selbst  waren  nicht  verbunden,  Rechenschaft 
über  die  Vermögensverwaltung  abzulegen,  sie  wurden  von  nieman- 
den controlirt,  sie  waren  nur  Gott  allein  im  Gewissen  verantwortlich  ^. 

Wer  will  es  nun  auffällend  finden,  wenn  unter  allen  damals 
amtirenden  Bischöfen  einige  sich  Vernachlässigungen  in  der  Verwal- 
tung des  kirchlichen  Vermögens  zu  Schulden  kommen  Hessen,  wenn 
man  einzelnen  Inhabern  bischöflicher  Stühle  bei  der  stets  zunehmen- 
den Zahl  derselben  geradezu  Veruntreuungen  nachsagte?  Derartige 
Klagen  wurden  schon  gehört,  ehemal  die  Kaiser  christlich  waren, 
sie  wurden  auch  laut  in  der  Regierungszeit  Constantins  und  seiner 
nächsten  Nachfolger,  aber  Gon5{tantin  so  wenig,  wie  etwas  später  die 
Kaiser  Jovian  und  Gratian ,  die  doch  das  Kirchenvermögen  durch 
ausdrückliche  und  feierliche  Staatsgesetze  beträchtlich  gehoben  hat- 
ten und  desshalb  am  ersten  berechtigt  gewesen  wären,  ein  Wort  in 
die  Verwaltung  hineinzureden,  erlaubten  sich  einen  solchen  Schritt^ 
sondern  sie  überliessen  die  Administration  des  Kirchenvermögens 
ansschliesslich  der  Kirche  selbst. 

1)  Apoetelgesch.  4,  35.  —  2)  Ap.  6,  1  ff,  —  3)  Thomass,  1.  c.  ITI,  1.  c. 
3.  —  4)  c  25.  Cau«.  Xu,  q.  1.  —  5)  Const.  ap.  VIII,  30. 
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Anders  dachte  und  beschloss  der  morgenländische  Kaiser  Valens 
(634—378).  Es  ist  bekannt,  dass  derselbe  zeitweise  starke  coltar- 
kämpferische  Anwandinngen  hatte ,  die  unter  anderen  zumal  der 
grosse  Athanasius  erfahren  musste.  Kaiser  Valens  nun  glaubte  \n 
den  einlaufenden  Klagen  über  die  schlechte  bischöfliche  Verwaltung 
des  kirchlichen  Vermögens  hinreichende  Motive  gefunden  zu  haben 
zum  Erlass  eines  Gesetzes ,  welches  eine  staatliche  Conirole  der  bi- 
schöflichen Vermögensverwaltung  anordnete.  Die  Kirche  meinte  der 
Kaiser,  sei  verpflichtet,  über  ihre  Vermögensverwaltung  dem  Staate 
Bechenschaft  abzulegen  und  sich  eine  staaüiche  Bevision  ihrer  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  gefallen  zu  lassen.  So  der  Oesetzentwurl 
Wie  verhielten  sich  die  Bischöfe  diesem  Entwürfe  gegenüber?  War 
der  Kaiser  zum  Erlass  eines  solchen  Gesetzes  berechtigt? 

Kaum  war  die  kaiserliche  Absicht  bekannt  geworden,  so  erhob  sich 
auch  schon  die  Kirche  dagegen  unter  lautem  Protzte.  Sie  sah  sich  in  ihrer 
Freiheit  und  Unabhängigkeit  bedroht,  sie  betrachtete  die  kaiserliche 
Forderung  geradezu  als  einen  Eingriff  in  ihr  natürliches  und  histo- 
risches und  von  den  früheren  Kaisern  heilig  gehaltenes  und  respec- 
tirtes  Becht.  Gjrill  besonders,  Patriarch  von  Alexandrien  sprach  sich 
einige  Zeit  nachher  noch  sehr  scharf  gegen  derartige  staatliche  üe- 
bergriffe  in  kirchlichen  Angelegenheiten  aus  und  behauptete,  die  Bi- 
schöfe seien  in  ihrem  Gewissen  nur  Gott,  unter  keinen  umständen 
aber  einer  staatlichen  Gewalt,  einem  weltlichen  Machthab^  Bechen- 
schaft  zu  geben  schuldig.  Da  Valens  sah,  wie  entschieden  die  Kirche 
sich  seinem  Gesetzentwurfe  gegenüberstellte,  war  er  so  vernünftig, 
ihn  nie  als  förmliches  Gesetz  zu  promulgiren,  er  ist  niemals  in  die 
kaiserliche  Gesetzsammlung  aufgenommen. 

Kaiser  Valens  hat  in  den  Augen  eines  guten,  gesinnungstuch- 
tigen  Liberalen  unserer  Tage  natürlich  einen  unverzeihlichen  Fehler  be- 
gangen, dass  er  seinen  Gesetzentwurf  Entwurf  sein  und  bleiben  liess. 
Das  heisst  jp.  nichts  anderes,  als  sich  beugen  vor  der  Hierarchie,  als  das 
Oberhoheitsrecht  des  Staates  preisgeben,  das  heisst  halb  auf  dem 
Wege  nach  Ganossa  öein!  Wir  wissen  nicht,  ob  Valens  aus  üeber- 
Zeugung  oder  aus  Politik  seine  Absicht  aufgegeben  hat  angesichts 
des  passiven  Widerstandes  der  Bischöfe;  genüge  es  ist  geschehe, 
das  Gesetz  kam  nicht  zu  Stande.  Die  Frage  ist  jetzt  die :  Lag  für 
den  Staat  eine  Berechtigung  oder  gar  eine  nothwendige  Pflicht  vor, 
sich  unaufgefordert  und  ungerufen  in  die  Verwaltung  des  kin^hlichen 
Vermögens  einzumischen  zufolge  der  lautgewordenen  Klagen  über 
die  Administration  Seitens  einzelner  Bischöfe  ?  Die  Frage  muss  ent- 
schieden verneint  werden ;  denn  die  Kirche  selbst  hatte  nicht  Mos 
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den  Willen,  sondern  derzeit  auch  die  Macht,  Abhülfe  dieser  üebel- 
stände  zu  schaffen.     Dazu  wurden  seit  den  Aposteltagen  Synoden 
abgehalten,  nicht  allein,  um  in  Sachen  des  Qlaubens  Entscheidungen 
zu  treffen,  sondern  auch  in  Sachen  der  Disdplin.    Wir  wollen  hier 
nnr  das  Facit  der  Concilsentscheidungen  hinsichtlich  unseres  Gegen- 
standes ziehen;    es  lautet:  Jeder  Bischof  habe  mit  Sorgfalt  darauf 
zu  halten,  dass  das  Eirchenvermögen  cum  timore  et  reverentia  Dei 
verwaltet  werde.    Wenn  man  in  Erwägung  zieht,  von  welchem  Ge- 
wichte und  welcher  Auctorität  far  die  Glieder  der  Kirche  die  Aus^ 
Sprüche  und  Verordnungen  der  Concilien  zu  allen  Zeiten  gewesen 
sind,  dann  wird  man  zugeben,  wie  schon  dieses  Mittel  trefflich  im 
Stande  war,  gegenüber  einzelnen  eingerissenen  Missbräuchen   in  der 
Verwaltung  des  kirchlichen  Vermögens  ßemedur  zu  schaffen.   Indes- 
sen, es  waren  damals  wildbewegte  stürmische  Zeiten  innerhalb  der 
Kirche,  Zeiten,  in  welchen  die  auf  den  Synoden  versammelten  Vfttet 
nicht  selten  unter  starkem  ^errorismus  zu  leiden  hatten ,  Zeiten,  in, 
welchen  ein  Dioscurus  die  Bäubersynode  zu  Ephesus  in  Scene  setzen 
konnte.    Gerade  über  diesen  Dioscurus,  den  Patriarchen  von  Alexan- 
drien  wurden  Klagen  über  Klagen  laut  hinsichtlich  seiner  Verwal- 
tung des  Kirchengutes.    Der  Diacon  Ischirios  beschuldigte  ihn  grade- 
zu  der  Veruntreuung,  er  habe  das  Getreide,  welches  der  Kaiser  den 
Kirchen  von  Libyen  geschenkt,  in  Geld  umgetauscht,  um  später  das 
Getreide  selbst  zur  Zeit  der  Noth  zu  einem  höheren  Preise  verkau- 
fen zu  können.     Ebenso  war  Bischof  Ibas  von  Edessa  nachlässiger 
Verwaltung  des  Kirchengntes  und  ungerechter  Eingriffe  in  dasselbe 
angeschuldigt;    er  sollte  die  Gelder,  die  zur  Auslösung  christlicher 
Gefangener  gesammelt  waren,  zu  eigener  und  seiner  Verwandten  Be- 
reicherung verwandt  haben.    Die  Kirche,   oder   sagen  wir  richtiger 
die  meisten  Einzelkirchen,  die  einzelnen  Diöcesen  hatten  aber  auch 
hier  schon  ihrerseite^  aus  eigenem  Antriebe  eine  Einrichtung  getrof- 
fen zur  Verhinderung  etwaiger  Unredlichkeiten  und  Veruntreuungen 
einzelner  gewissenloser  Bischöfe. 

Wir  kommen  hiermit  auf  ein  Institut,  auf  eine  Art  von  Be- 
amtenthum,  von  dem  in  der  kaiserlichen  Gesetzgebung  zahllose  Male 
die  Bede  ist.  Es  ist  das  Institut  der  Oeconomen^  der  Vermögens^ 
Verwalter^  der  Commissäre  zur  Verwaltung  des  kirchlichen  Vermögens, 
Comiuissäre  und  Oeconomen,  aber  nicht  nach  Art  gewisser  Beamten 
in  einem  jetzt  cultnrkämpfenden  Königreiche,  aufgestellt  und  gesandt 
und  bevollmächtigt  von  der  Staatsregiernng,  das  Kirchengut  in  Ver- 
waltung zu  nehmen,  mit  der  Motivirung,  die  unter  der  bischöflichen 
Verwaltung   vorgekommenen  Missbräuche  erforderten   das!    Nichts 
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davon!   Die  Bisehöfe  selbst,  niemand  anders,  sind  die  Schöpfer  die- 
ser Beamtengattung,  die  in  einzelnen  Kirchen  schon  frühe,  nach  und 
nach  in  vielen  Kirchen  und  bald  allgemein  in  allen  eingeführt  wurde. 
Der  Gründe  dazu  waren  mehr  als  einer.    Zunächst  wurde  bei  dan 
fort  und  fort  anwachsenden  Vermögen  der  Kirche   die  Verwaltung 
desselben    täglich    verwickelter    und    zeitraubender;    die   Bischöfe 
wurden  dadurch  von  ihrem   eigentlichen  apostolischen  Berufe  mehr 
und  mehr  abgezogen.    Chrysostomus  beklagt  sich  geradezu,  die  Bi- 
schöfe würden  durch  die  vielen  äusseren  Geschäfte,  in  die  sie  durch 
die  Vermögensverwaltung  verwickelt  wurden,  zu  dispensatores ,  cau- 
pones,  procuratores  publicanos  et  quaestores  ^).     Wie  Chrysostomus, 
so  wünschten  die  meisten  Bischöfe,  in  getcissem  Grade  dieser  Last 
bei    ihren   vielen    anderweitigen    wichtigeren   Arbeiten    überhoben 
zu   werden.      Dazu    kamen    die  vielen   Verläumdungen    gegen   die 
Bischöfe,  die  zu  keiner  Zeit,  heute  nicht  und  damals  nicht,  ausblei- 
ben.   Es  gab  Missvergnügte  genug,  deren  Habsucht  bei  Vertheilang 
der  Gaben  durch  die  Bischöfe  nicht  befriedigt  wurde ,  die  Verdäch- 
tigungen über  Verdächtigungen  gegen  die  Bischöfe,  als  seien  sie  ge- 
wissenlose, parteiische  Verwalter  des  Kirchenvermögens,  ausstreueten. 
Endlich  aber  auch  die  schon  angeführte  traurige  Erscheinung,  dass 
wirklich  einige  Bischöfe  das  in  sie  gesetzte  Vertrauen  täuschten  und 
ungerecht  verftihren,  aber  dadurch  .bei  dem  weitaus  grössten  Theile 
des  Episcopates  Ekel  und  Abscheu  erregten:  alles  das  bewog  die^ Bi- 
schöfe, um  sich  selbst  ihr  Amt  zu  erleichtern,  um  schlechtgesinnten 
wenigstens  einen  Zeugen ,  der  in  die  Verwaltung  des  Kirchengutes 
Einblick  hatte,  zur  Seite  zu  geben  und  auf  diese  Weise  zugleich  et- 
waigen Verläumdungen  entgegentreten  zu  können,  das  Institut  der  Ue- 
conomen,  der  aerarii  zu  Runden.     Suchten  auf  diese  Weise  die  Bi- 
schöfe einerseits  die  Last  der  Vermögensverwaltung  auf  andere  Schul- 
tern zu  legen,  so  durften  sie  auf  der  anderen  Seite  diesen  Zweig  der 
bisherigen  bischöflichen  Amtsthätigkeit  nicht  ganz   vernachlässigen, 
mussten  auch   femer  wenigstens  die  Oberaufsicht  sich  vorbebalt^i 
und  legten  desshalb  das  Amt  des  Oeconomen  in  die  Hände  v<m 
Geistlichen  ihrer  Diöcese,  die  ihnen,  als  dem  Ordinarius,  so  wie  so 
schon  untergeben  waren. 

Dass  das  Institut  der  kirchlichen  Oeconomen  schon  früh  io 
Uebung  war,  dafar  sprechen  Zeugnisse  genügt);  eine  gesetzliche,  d.  b. 

1)  Homil  86.  —  2)  Vgl.  die  Synodalschreiben  von  Ephemu  t.  J.  4SI,  ron 
Qangra  t.  J.  330,  den  Aasspnich  Oregon  von  Nanans  bei  Thofna$8.'l.  c  IH, 
2.  c.  1.  Ferner  s.  Cod.  Theod.  Hb.  V.  tit.  3.  lex  unic,  v.  J,  434 ;  üb.  IX,  tit- 
45,  lex  3.  V.  J.  398, 
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kircheogesetzliche  Fixirnng  erhielt  diese  Praxis  auf  dem  allgemeinen 
Concil  zu  Chalcedon  v.  J.  451  durch  den  Canon  21  ^).  So  hat  die 
Kirche  Mittel  und  Wege  zu  finden  gewusst,  um  etwaigen  üngehörig- 
keiten  innerhalb  der  Verwaltung  ihres  Vermögens  zu  steuern,  sie  hat 
desshalb  auch  jedes  einseitige  Sicheinmischen  des  Staates  in  dieselbe 
auf  das  entschiedenste  sich  yerbeten.  Aber  dabei  hat  die  Kirche  ge- 
gen die  Staatsregierung  sich  nicht  vollständig  abgesperrt ,  sie  hat 
nicht  gezögert,  wenn  es  ihr  nöthig  oder  auch  nur  zweckmässig  schien, 
sich  mit  der  Staatsgewalt  in  Verbindung  zu  setzen  und  gemein- 
schaftlich mit  ihr ,  runter  gegenseitigem  euvorigen  Einveme'hmen€ 
ihre  Vermögensverwaltung  zu  ordnen. 

(Gerade  von  der  Kirche  selbst  ist  die  erste  Veranlassung  aus-^ 
gegangen,  dass  der  Staat  sich  um  die  Verwaltung  des  Kirchengutes 
mit  bekümmere.  Schon  die  auf  dem  Concil  zu  Carthago  i.  J.  407 
versammelten  afrikanischen  Väter  hatten  beschlossen,  nicht  blos 
Kleriker  mit  der  Verwaltung  des  Kirchonvermögens  zu  betrauen,  son- 
dern auch  Laien,  weil  letztere  als  Advocaten  und  Sachverständige 
oft  besser,  als  Kleriker,  geeignet  waren,  die  zeitlichen  Interessen  der 
Kirche  wahrzunehmen  und»  wenn  nöthig,  vor  Gericht  zu  verfolgen. 
In  diesem  Sinne  wandte  sich  die  Synode  an  den  Kaiser  Honorius. 
»Placuit  etiam,€  so  heisst  es  in  den  Concilsacten  (can,  97),  »ut  pe- 
tant  ex  nomine  pravinciarum  omnium  Legati  perrecturi  Vincentius 
et  Fortunatianus  a  gloriosissimis  Imperatoribus,  ut  dent  facultatem, 
Defensores  constituendi  Scholasticos,  qui  in  actu  sunt  vel  in  munere 
defensionis  causarum,  ut  more  sacerdotem  provinciae  iidem  ipsi,  qui 
defensionem  ecclesiarum,  quoties  necessitas  flagitaverit,  vel  ad  obsis- 
tendum  obrentibus  vel  ad  necessaria  suggerenda  ingredi  judicum 
secretaria.€ 

Auf  diesen  bischöflicherseits  ausgesprochenen  Wunsch  hin  er- 
liess  Honorius  ein  Gesetz,  welches  in  die  kaiserliche  Gesetzsammm- 
iung  aufgenommen  ist:  »  .  .  .  .  üt,  qnaecunque  de  nobis  ad  eccle- 
siam  tantnm  pertinentia  specialiter  fuerint  impetrata,  non  per  Coro* 
natos  sed  ab  Advocatis  eorum  arhüraiu  et  judicibus  innotescant  et 
sortiantur  effectum^).€     An  Stelle  der  Kleriker  —  Goronati,  so  ge- 


1)  »Qaoniam  in  quibuadam  ecclesiis,  nt  rumore  comperimus,  praeter 
oeeonomos  episcopi  facoltates  ecclesiasticas  tractant,  placnit,  omnem  ecclesiam 
habentem  episcopum  habere  oecononnm  de  clero  proprio,  qui  dispenset  res  eocles. 
secundnm  sententiam  proprii  episcopi,  ita  ut  ecclesiae  dispensatio  praeter  tes- 
timoniunh  non  ait,  et  ex  hoc  dispergautur  eocles.  facultates,  et  sacerdotio 
nudedictionis  derogatio  procuretur.«  s.  bei  Thom,  1.  c.  HI,  2,  c.  1 ;  bei  Har- 
duin.  Collect.  Concil.  tom.  11.  p.  606.  -  2)  Cod.  Theod.  XVI.,  2,  88. 
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nannt  wegen  der  Tonsur,  welche  die  Kleriker  tragen  —  können  Ad- 
Yocati,  Bechtsgelehrte  zn  Verwaltern  des  Kirchengutes  bestellt  wer- 
den. Welche  Stellung  nahmen  nnn  diese  weltlichen  VennögensYer- 
walter  gegenüber  den  Bischöfen  und  den  bischöflichen  achten  an 
der  Yerwsdtung  ein?  Kaiser  Honorius  verfährt  hier  sehr  weise,  in- 
dem er  zn  obigem  Gesetze  den  Zusatz  macht :  »Sacerdotes  vero  pro- 
vinciae  erunt  solliciti,  ne  sub  hac  scilicet  privilegii  excnsatione  etiam 
contra  eorum  utilitateQi  aliquid  his  inferatur  incommodum.c  Die 
geistliche  Behörde  soll  wachen,  dass  durch  die  weltlichen  Verwalter 
das  E^irchenvermögen  nicht  benachtheiligt  werde,  mit  andmi  Wor- 
ten: Honorius  wünscht  selbst,  dass  die  Bisehöfe  vox  wie  nach  die 
Oberaufsicht  behalten;  er  glaubt,  dass  auch  weltliche  Gommissäre 
fähig  sein  könnten ,  sich  Ungerechtigkeiten  zu  erlauben ,  und  dass 
unter  der  Aufsicht  der  Bischöfe  das  Vermögen  der  Kirche  immer 
am  sichersten  sich  befinde.  Heutigen  Tages  ist  man  gewissen  Orts 
der  Ansicht,  unter  bischöflicher  Verwaltung  sei  der  Bestand  des 
Kirchengutes  am  meisten  gefährdet;  wenn  erst  überall  staatliche 
Commissäre  und  Oeconomen  für  die  kirchliche  Vermögensverwaltung 
ernannt  seien ,  dann  sei  das  KirchenTcrmögen  in  einzig  sichow 
Hut!!  Damals  scheint  es  nicht  lange  gedauert  zu  haben,  da  madi- 
ten  Kirche  wie  Staat  bereits  nicht  die  besten  Erfahrungen  mit  ihren 
Laienöconomen,  Auf  dem  schon  genannten  Concil  von  Chalcedon, 
woselbst  allen  Bisehöfen  die  Aufstellung  von  Oeconomen  zur  Pflicht 
gemacht  wurde,  ward  die  ausdrückliche  Bestimmung  getroffen,  die 
Oeconomen  seien  zu  wählen  Ix  xou  idiou  xXifpou  xaxa  YV(t>(ii]v  too 
idiou  lictaxoicou.  Nirgends  begegnet  uns  ein  Anzeichen,  als  hätten 
die  E!aiser  durch  diese  kirchliche  Verordnung  sich  in  ihren  Bechten 
irgendwie  verletzt  gefühlt.  Die  Kirche  kannte  seitdem  und  der 
Staat  anerkannte  nur  geisäiche  Oeconomen. 

Einmal  wurde  in  jener  ganzen  Zeit  noch  der  Versuch  gemacht, 
die  geistlichen  Oeconomen  zu  veranlassen,  dem  Givilmagistrate  die 
Rechnungen  der  Verwaltung  vorzulegen.  Dieser  Versuch  war  aber 
nur  ein  localer,  und  zudem  blieb  es  auch  hier  wiederum  beim  Ver- 
suche, der  nie  zur  Ausführung  kam.  Wir  erfahren  die  Thatsache 
aus  einem  Briefe  des  grossen  Papstes  Leo  I.  an  Kaiser  Marcian  v. 
J.  455.  Papst  Leo  nennt  das  vom  Kaiser  angestrebte  Verfahren, 
wonach  die  geistlichen  Oeconomen  in  der  Stadt  und  im  Patriarchate 
Constantinopel  nicht  vor  der  geistlichen,  sondern  vor  der  weltlichen 
Oberbehörde  Rechnung  ablegen  sollen,  ein  neues  Verfahren,  ein  Un- 
recht, eine  ungerechte,  willkährliche  Verfügung  und  dringt  in  wie- 
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derholten  Schreiben  —  prioribus  litteris  —  in  den  Kaiser,  eine  solche 
Verordnung  zarückzanehmen  ^).  Kaiser  Marcian  schenkte  anch  den 
Vorstellungen  des  Papstes  Gehör  und  stand  von  seinem  Vorhaben  ab. 

Von  nun  an  begegnen  wir  einer  Beihe  einschlägiger  kaiserli- 
cher Gesetze,  welche  durchaus  das  Beste  der  Kirche  beweckten  und 
zugleich  stets  die  Selbstständigkeit  und  die  Rechte  der  Kirche  respec- 
tirten.  Es  gehören  zunächst  hierher  einige  Verordnungen  der  Kaiser 
Leo  und  Anthemius,  die  wir  nur  im  Vorübergehen  zu  erwähnen  brau- 
chen, weil  dieselben  Gegenstände  in  der  Gesetzgebung  Justinians 
wiederholt  und  ausführlicher  behandelt  werden.  Die  beiden  Kaiser 
beseitigten  gewisse  Pseudoöcomen ,  die  in  die  Vermögensverwaltung 
hineinpfuschten  gelegentlich  solcher  Fälle,  in  denen  jemand  bei  sei- 
nem Tode  eine  Stiftung  zu  frommen  Zwecken  schuf,  ohne  einen  Exe- 
cntor  namhaft  gemacht  zu  haben.  Von  nun  an  sollte  jedesmal,  wenn 
vom  Erblasser  kein  Executor  genannt  war  »persona  non  designata, 
vir  reverendissimus  Episcopus  illius  civita,tis,  ex  qua  testator  oritur, 
habeat  facultatem  exigendi,  quod  hujus  rei  (seil,  der  pia  causa)  gra- 
tift  fuerit  derelictum  2).€ 

Kaiser  Justinian  beschäftigt  sich  zuerst  mit  der  Wahl  der  Oe- 
conomen  und  schliesst  sich  dabei  ganz  der  uns  bereits  bekannten 
Ansicht  der  Kirche  an.  Ein  kaiserliches  Gesetz  v.  J.  528  verfugt: 
»Tpsos  quidem  ooconomos  cum  jndicio  et  diligenti  discussione  creari 
praecipimus,  scientibud  ipsis,  quod  singulis  ännis  raisume  referent 
sancHssimo  episcopo  suae  administrationis.c  Von  Bechnungsablage 
gegenüber  dem  Civilmagistrate  ist  keine  Rede  mehr.  Wohl  aber 
zwingt  die  Staatsgewalt  diejenigen  Oeconomen,  durch  deren  Schuld  das 
Kirchengut  Schaden  gelitten  hat,  oder  die  sich  durch  Eingriffe  in  das- 
selbe bereichert  haben,  alles  zurückzuerstatten,  »quacunque  in  re  vi- 
debuntur  res  ecclesiasticas  minuisse  vel  laesisse  vel  proprium  quaes- 
tum  quaesisse,  hoc  ecclesiasticis  rebus  restituent.c  Nöthigenfalls  sol- 
len selbst  die  Erben  dazu  noch  angehalten  werden  3). 

Justinian  gibt  dann  weitere  und  ausführlichere  Bestimmungen 
in  dem  von  seinen   Vorgängern  bereits  behandelten  Falle.     Immer 


1)  Der  betreffende  Theil  des  päpstlichen  Schreibens  lautet :  >Illnd  etiam 
rationablliter  huic  ^pistolae  credidi  copalandnm,  nt  de  eo,  quod  Pietatem  Ves- 
tram  prioribus  petü  litteris,  deprecarer,  nt  Oeconomos  Constantinopol.  ecclesiae 
novo  exemplo  et  praeoipne  Pietatis  Vestrae  temporibns  a  pnblicis  jndicibns  non 
sinatis  andtri  et  hanc  quoqne  injoriam  sacris  removeatis  ordinibns,  sed  rationes 
ecclesiae  secundum  traditum  morem  sacerdotali  examine  jnbeatis  inqniri.« 
Epist.  108  in  der  edit.  Qaesn;   in  dem  ordo  nov.  epist.  37. 

2)  Cod.  Just  U  3,  28.  —  3)  Cod.  Just.  L,  3,  42.  §.5. 


200     GrcUhoft  Die  rötn.  Kaiser  u,  d.  Verwaltung  d,  Kirchenvermögens. 

soll  es  der  Bischof  sein ,  in  dessen  Hände  die  Verwaltung  alles  des- 
sen übergebt ,  was  jemand  pro  redeniptione  captivomm  ant  alimeo- 
tis  pauperum  u.  s.  w.  in  rebus  mobilibus  aut  immobilibus  sive  semei 
sive  annale  reliquerit,  si  non  nominatim  testator  dixerity  per  quon 
oporteat  fieri  redemptionem  captivomm  et«^^). 

Nun  war  es  mehrfach  vorgekommen ,  dass  Erben  sich  saumse- 
lig oder  gar  geradezu  abgeneigt  zeigten,  den  letzten  Willen  des 
Testators,  in  dem  die  Kirche,  kirchliche  Anstalten,  die  Armen  be- 
dacht waren,  auszufuhren.  In  solchem  Falle  musste  naturlich  die 
kirchliche  Verwaltung  für  ihr  Recht  eintreten  und  auf  Vollziehung 
des  Testamentes  dringen.  Dabei  war  dann  aber  hin  und  wieder  ein 
zweiter  Uebelstand  eingetreten ,  indem  nämlich  die  Verwalter  des 
Eirchengutes ,  die  Bischöfe,  beziehungsweise  die  Oeconomen  nicht 
inamer  das  Interesse  der  Kirche  wahrnahmen  und,  sei  es  aus  Nadi- 
lässigkeit ,  sei  es  durch  feile  Bestechung  bewogen ,  die  Erben  nicht 
zur  Erfüllung  ihrer  Pflicht  anhielten.  Die  Kirche,  die  sich  nicht 
im  Stande  sah,  nöthigenfalls  auch  mit  Gewalt  ihre  Interessen  gegen 
gewissenlose  Laien  und  Bischöfe  zu  verfechten,  war  in  solchen  Fällen 
auf  den  Beistand  des  Staates  angewiesen,  den  dieser  ihr  auch  durch 
scharfe  Gesetze  zu  Theil  werden  liess.  Wir  können  nur  in  gedräng- 
ter Kürze  ihren  Inhalt  wiedergeben. 

Weigert  sich  ein  Erbe  oder  zeigt  er  sich  saunoisellg  in  Er- 
füllung des  Testamentes,  so  haben  die  Bischöfe  als  rechtmässige 
Verwalter  des  Kirchengutes  auf  Erfüllung  zu  dringen.  Die  welt- 
liche Macht ,  die  praesides  provinciarum ,  stehen  hinter  den  Bi- 
schöfen, um  ihren  Mahnungen  den  nöthigen  Nachdruck  zu  geben  ^). 
Ist  nun  der  Wille  des  Erblassers  erfüllt,  sind  die  kirchlichen  An- 
stalten, etwa  ein  Armen-,  Waisen-,  Kranken-,  Findelhaus,  ein  Hospi- 
tal zur  Aufnahine  armer  Fremden  oder  hülfsbedürftiger  Greise  u. 
dgl.  aufgebaut,  dann  soll  der  Bischof  als  oberster  Verweser  desig- 
nare  et  praeficere,  qui  haec  administrent;  die  zum  Bau  Verpflich- 
teten konnten  ein  Verwaltungsrecht  in  diesem  Falle  durchaus  nicht 
beanspruchen 3).  Nur  in  dem  Falle,  wo  der  Erblasser  selbst  die  Ver- 
walter fnr  die  von  ihm  erbauten  kirchlichen  Anstalten  bestimmt 
hatte,  sollen  die  Bischöfe  diesen  die  Administration  überlassen, 
so  jedoch ,  dass  sie ,  die  Bischöfe ,  selbst  die  Oberaufsicht  be- 
halten. »lUos  (seil,  die  administratores  piarum  actionum)  episcopi 
permittant  habere  administrationem,  ipsi  vero  non  administrent  qui- 
dem,  sed  administratianem  Hierum  inspiciant  aut  observenif  et  recte 

1)  Nov.  131,  c.  IL  cf.  Cod.  Just  I,  3,  49,  §.  2  ff. 

2)  Cod.  Juaf.  I,  3,  46.  —  3)  Ebend.  §.  1. 
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quidem  habentem  laudent,  in  quibosdam  autem  aliquid  praetergre- 
dientem  corrigant;  pessima  autem  administratione  facta  etiam  eos 
expeliant  et  cäios  in$tüuant^).€  Hat  ferner  ein  Testator  die  Wahl 
des  Administrators  seinem  Erben  überlassen,  dieser  aber  dieselbe 
yernachlässigt,  so  wird  so&rt  der  Bischof  Verweser  und  kann  sich 
einen  Oeconomen  nach  eigener  Wahl  bestellen  2). 

Durch  diese  und  viele  ähnliche  verwandte  Bestimmungen  legte 
Justinian  deutlich  an  den  Tag,  wen  er  f&r  den  rechtmässigen  und 
zuverlässigsten  Verwalter  des  der  Kirche  zugewendeten  und  zuge- 
hörigen Vermögens  angesehen  wissen  wolle.  Die  Administration  der 
kirchlichen-  und  Stiftungsgelder  und  Güter  war  nach  seiner  Ueber- 
zeugung  am  sichersten  in  die  Hand  der  Bischöfe  gelegt.  Ging  doch 
der  Kaiser  sogar  soweit,  dass  er  wünschte,  es  möchten  die  Bischöfe 
die  Controle  auch  über  jS^ootoeinnahmen  und  über  Leistungen  an 
den  iS^toa^  ^zugleich  mit  den  Präfecten  fuhren  ^)\ 

Dabei  übersah  aber  Justinian  durchaus  nicht  jenen  UebelAand, 
dass  einzelne  Bischöfe  in  der  Verwaltung  des  Kirchengutes  sich  ge« 
wkse&los  benommen  hatten.  Selbst  die  Aufstellung  von  Oeconomen 
hatte  dem  Unwesen  in  dieser  Zeit  nicht  überall  mehr  gesteuert,  in- 
dem manchmal  die  Oeconomen  den  M^nth  nicht  hatten ,  die  Unge- 
rechtigkeiten des  Bischofs  aufzudecken ,  ja  manchmal  Oeconomen 
und  Bischöfe  zu  gemeinsamer  Unredlichkeit  sich  die  Hände  reichten. 
Zunächst  versuchte  der  Kaiser  den  Bestechungen  ein  Ende  zu  ma- 
chen, durch  welche  einzelne  Bischöfe  sich  hatten  verleiten  lassen, 
nicht  auf  die  Auszahlung  einer  der  Kirche  testamentarisch  vermach- 
ten Summe  oder  auf  den  Bau  einer  kirchlichen  Anstalt  von  Seiten 
des  Erben  zu  dringen,  wozu  sie*  als  oberste  Verwalter  doch  Bbreng 
verpflichtet  waren.  >Si  negligentes  fuerint  episcopi,€  sagt  Justinian, 
>id  agere,  forte  gratia  corrupti  a  scriptis  heredibus  vel  legatarüs 
vel  fideicommissariis,  licentia  erit  aut  Metropolitano  provinciae  aut 
Archiepiscopo  illius  dioeceseos  haec  cognoscenti,  inquirere  et  cogere 
pium  opus  aut  piam  liberalitatem  omnimodo  impleri  *).€ 

Aber  nicht  allein ,  dass  also  der.  Erzbischof  oder  Patriarch  in 
solchen  Fällen  die  Verwaltung  in  die  Hand  nehmen  soll,  die  pflicht- 
vergessenen Bischöfe  sollen  auch  nicht  ungestraft  bleiben,  »sciente, 
qui  haec  neglexerit,  episcopo,  quod  et  ipse  praeter  imminentes  e 
coelo  poenas  etiam  imperialem  motuni  super  hujusmodi  contemptu 
experietur  *).€ 

1)  Ebend.  §.  3.  cf.  Nov.  131,  a  10.  —  2)  Ebend.  §.  3.  —  3)  Cod.  Juat. 
I,  4,  26.  —  4)  Cod.  Just  1,  3,  46.  §.  6*  cf.  Nov.  131,  c.  11  in  fin.  —  5)  Ebend. 
u.  I,  49,  §.  8. 
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Der  Umstand,  dass  der  Kaiser  mit  seinem  Zorne  and  mit  Yer- 
hängung  weltlicher  Strafen  drohte ,  wirkte  besonders  mit  zur  Ab- 
schaffang  des  ärgerlichen  Treibens  einiger  Bischöfe  nnd  Oeconomco, 
die  Gomplottniässig  zu  eigener  Bereicherung  ihr  Verwaltungsant 
fibten.  Ein  gewisser  Bischof  Gaudentins  z.  B.  hatte  mehrere  Jahre 
lang  alle  Einkünfte  der  bischöflichen  Kirche  ffir  sich  selbst  aufge- 
zehrt allen  kirchlichen  Gesetzen  zum  Hohne.  In  der  Person  eines 
Presbyters  Onagrus  stand  der  Verwaltung  des  Kirchengutes  zwar 
nach  bereits  ergangener  canonisdier  Verfügung  ein  Oeconom  vix, 
allein  dieser  Onagrus,  weit  entfernt,  sich  der  bischöftichen  Willkür 
und  Ungerechtigkeit  zu  widersetzen ,  scheint  mit  seinem  Bischöfe 
gleiches  Spiel  getrieben  zu  haben.  Jetzt  erhielt  der  Papst  Simpli- 
cius  von  diesem  ärgernissvollen  Treiben  Kunde  und  legte  sofort  dem 
pflichtvergessenen  Bischöfe  auf,  das  geradezu  gestohlene  Kirchengut 
ZU' ersetzen,  während  er  dem  Presbyter  Onagrus  auftrug,  sofort,  bei 
Verlust  seiner  priesterlichen  Würde  die  gesetzliche  Veriiheilung  des 
Kirchengutes  an  die  Armen  u.  s.  w.  vorzunehmen  ^).  Wollte  jetzt 
ein  solch  pflichtvergessener  Bischof  oder  Oeconom  daran  denken, 
der  Aufforderung  von  Seiten  seines  Metropoliten  oder  gar  des 
Papstes  selbst  zu  trotzen,  so  fiel  ein  solcher  ungerechter  Verwalter 
zudem  der  weltlichen  Strafe  anheim ;  denn  wiederholt  erklärt  Jmti- 
nian,  was  auch  schon  frühere  Kaiser  gethan  hatten  bei  andern  Ge- 
legenheiten und  Vorfällen  ^X  ^^^  ^i^  Kirchengeeetze  angesehen 
werden  sollten,  wie  Staatsgesetze  und  dass  die  üebertreter  jraer  in 
derselbeli  Weise  und  in  demselben  Masse  strafbar  sein  sollte ,  wie 
die  Frevler  gegen  diese.  » Jubemus,€  so  heisst  es  am  Schlüsse  eines 
schon  angezogenen  Gesetzes  3),  »eos,  qui  aliquid  praetermisisse  in 
suspicionem  venerint,  primum  quidem  ex  Domini  Dei  judicio  perica« 
lum  ac  deinde  positas  in  hac  lege  poenas  sustinere  *).c 

Ein  solches  Eingreifen  der  Staatsgewalt  bei  Gelegenheiten,  in 
welchen  die  Zwangsmittel  der  Kirche  vor  der  Hand  sich  unwirksam 
erwiesen ,  eine  solche  Hilfe  und  Stütze  von  Seiten  des  Staates  in 
der  Durchfuhrung  der  kirchlichen  Gesetze  und  Canones  erkannte 
und  nahm  die  Kirche  dankbar  an,  und  sie  missbilligte  es  nicht, 
wenn  von   diesem  Gesichtspunkte  aus   gegen  geistliche  Oeconomen 

1)  Epist.  3.  Simpl.  b.  Harduin  1.  c.  n.  p.  804. 

2)  S.  Cod.  Theod.  XVI,  6,  4 ;  Cod.  Just  I,  3,  42,  §.  9.  u.  11 ;  47.  §.  l. 

3)  Cod.  Juat  I,  3,  42,  §.11. 

4)  Anderwärts  sagt  Jostinian  ausdrücklich,  die  Güter  der  Kirche  sollt« 
•verwaltet  werden  secundnm  sacros  canones  et  secundaun  nostras  leges.  Nov.  137- 

c.  4 ;  Nov.  3.  nnd  6.  Praef.    Was  der  Ausdruck  besagen  will,  kann  den  übrigen 
Gesetzen  Justinians  gemäss  keinen  Augenblick  zweifelhaft  sein. 
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und  selbst  gegen  Bischöfe,  die  sich  gemeiner  Betrügereien  schuldig 
gemacht,  nach  vorhergegangenem  kirchlichen  Processe,  weltliche 
Strafen  erkannt  wurden. 

IL  Die  Gesetze  über  die  Veräusserung  von  Kirchengui, 

Wenn  wir  die  Kirche  im  Interesse  ihres  Vermögens  seit  den 
ältesten  Zeiten  bestrebt  sehen,  die  Verwaltung  ihrer  Güter  nur  der 
Hand  der  Bischöfe  oder  unter  der  Oberaufsicht  dieser  der  Obhut 
von  [geistlichen]  Oeconomen  anzuvertrauen,  wenn  wir  bemerken,  dass 
sie  mit  scharfen  Augen  auf  die  Haltung  ihrer  Ganones,  die  sie  zum 
Zwecke  geregelter  Verwaltung  erlassen,  achtete  und  sogar  die  Ver- 
mittlung und  das  thätige  Eingreifen  der  Staatsgewalt  da  wü^ßchte 
und  beanspruchte  ,  wo  man  ihren  Gesetzen  kein  Gehör  schenken 
wollte:  so  können  wir  erwarten,  dass  sie  auch  und  zwar  ganz  be- 
sonders Gesetze  aufgestellt  habe,  um  das  Kirchenvermögen  bei  sei- 
ner Bestimmung  zu  erhalten  und  leichtfertigen  Veräussertmgen  des- 
selben vorzubeugen.  Und  in  der  That,  wir  finden  die  Gesetzgebung 
der  Kirche  auch  nach  dieser  Seite  hin  reichlich  entwickelt.  Die 
kirchlichen  Ganones  untersagten  strenge  jede  Art  von  Vetäusserung 
kirchlichen  Gutes,  wenn  nicht  ein  Fall  dringendster  Nothwendigkeit 
vorlag,  wie  z.  B.  Unterhalt  der  Armen  zur  Zeit  einer  Hungersnoth, 
Loskaufung  von  Gefangenen ,  Bezahlung  von  Kirchenschulden  und 
dergleichen  mehr,  oder  es  musste  eine  etwaige  Veräusserung  der 
Kirche  entschiedenen  Vortheil  bringen  ^).  Allein  es  liegt  auf  der 
Hand,  dass,  wenn  die  die  Verwaltung  führenden  Bischöfe  ujad  Oeco- 
nomen sich  einmal  Unredlichkeiten  zu  Schulden  kommen  Hessen, 
wenn  sie,  statt  die  zu  einer  Zahlung  an  die  Kirche  Verpflichteten 
zur  Ausfühmqg  zu  zwingen,  sich  lieber  bestechen  Hessen,  wenn  sie, 
anstatt  die  gesetzliche  Theilung  vorzunehmen  ,  ihr  oder  ihrer  Ver- 
wandten Vermögen  durch  Eingriffe  in  das  EUrchengut  zu  vergrössern 
strebten,  sich  für  solche  gewissenlose  Verwalter  kei^i  leichteres  Mit- 
tel zur  Befriedigung  ihrer  Habsucht  bot,  als  eine  geräuschlose  Ver- 
äusserung kirchlichen  Eigenthuros ,  sobald  üch  dabei  ein  persönlich 
grösstmöglichster  Nutzen  herausschlagen  liess.  In  der  orientalischen 
Kirche  ging  man  stellenweise  mit  schamloser  offener  Unredlichkeit 
zu  Werke;  die  kirchlichen  Verbote  wurden  ohne  Scheu  übertreten. 
Es  war  doch  gewiss  weit  genug  gekommen,  wenn  man  sich  nicht 
entblödete,  Klöster  zu' verschenken,  zu  verkaufen  oder  zu  vertauschen, 
Fälle,  wie  sie  nicht  selten,  zumal  in  Aegypten  vorkamen  ^), 

1)  c.  13.  15.  19.  20.  41.  49^  50.  52.  70.  C.  XII.  q.  2. 

2)  Nov.  7.  c   11 ;   120.  c.  7. 


204     Grashof,  Die  rOm,  Kaiser  u,  d.  V er  ausser  ung  d.Kirckenvermög 

Aber  es  braachte  nicht  einmal  in  so  grober  and  gemeiner 
Weise  das  Gut  der  Kirche  verschleudert  zu  werden,  auch  in  anderer 
Weise  ward  durch  eingerissene  Missbräuche  das  Vermögen  der  Kirche 
arg  geschädigt. 

Es  war  nämlich  hier  und  da  Sitte  oder  besser  Unsitte  gew(»- 
den,  dass  man  nicht  mehr ,   wie   es   seit   der  Apostel  Zeiten  üblich 
gewesen,  auch  die  Kleriker  mit  in  die  Zahl  Derer  aufnahm,  die  bei 
der  allgemeinen  Vertheilung   die  nöthigen  Mittel   zum  Lebensunter- 
halte  erhielten,  sondern  dass  ihnen  von  den  liegenden  Gründen  der 
Kirche  zum  ständigen  Unterhalte  ein  Grundstück  zugewiesen  warde. 
Dann  ereignete  es  sich  aber  nicht  selten,  dass  beim  Tode  eines  sol- 
chen Klerikers  dessen  Erben  auch  das  der  Kirche  gehörige  Grund- 
stück als  Privateigenthum  des  Erblassers  ansahen  und    beanspruch- 
ten und  diesen  ungerechtfertigten  Anspruch    mit  Glück    verfochten. 
So  diente  also  das  ISrchengut,  dieses  Patrimonium  pauperum,  dieser 
(iscus  reipublicae  Domini,    wie    sich    einst    der  heilige  Augustinns 
trefflich  ausgedrückt  hatte,   zur  schmählichen  Bereicherung  Einzel- 
ner.   Wir  werden  es  nicht  auffallend  finden,  wenn  die  Kaiser,   nra 
diesem  und  ähnlichem  Unfage,  der  nicht  allein  der  Kirche,  sondern 
auch    dem  Staate   in  seinen   armen  Bürgern    den   empfindlichsten 
Nachtheil  zufügte,  zu  steuern,  strenge  Verordnungen  eriiessen.    Die 
Kaiser  hielten  es,  da  die  Gewissenlosigkeit  delbst  den  Kirchenstrafen 
Trotz  bot,  mit  Becht  für  ihre  Pflicht,  den  Bestand  eines  Vermögens 
unverkürzt    zu    erhalten    und  sicher  zu  stellen,    zu  dem  ihre  Vor- 
gänger so  reichlich  beigetragen,  das  sie  selbst  durch  Spenden   and 
Ertheilung  yqu  Privilegien  gehoben,    dessen  Zinsen  zu  den  edelsten 
Zwecken  verwandt  waren  und  zum  gleichmdssigen  Nutzen  der  Kirche 
wie  des  Staates  gedient  hatten.    Dass  und  wie  ein  Kaiser  bei  die- 
sem Hinübergreifen  in  ein  an  sieh  rein   kirchliches  Gebiet   zn  wmt 
gehen  konnte,  wird  der  Verlauf  zeigen ;    ein  staatliches  Einschreiten 
überhaupt  war  nothwendig,  geschah   mit  Einwilligung   der  Kirche, 
ward  von  ihr  dankbar  acceptirt,  während  die  Ursachen ,    die   solche 
Nothwendigiceit  hervorriefen,  zu  beklagen  sind. 

Wir  haben  als  das  erste  der  hierher  gehörigen  Staatsgesetze  das 
von  den.  Kaisem  Leo  und  Anthemins  im  Jahr  470  erlassene  zn  be- 
trachten ;  dasselbe  enthält  bereits  sehr  detaillirte  Bestimmungen.  Zu- 
erst wird  dem  Bischöfe  und  dem  Oeconomen,  cui  res  ecelesiastica 
gubemanda  mandatur,  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Constanti- 
nopel  das  Recht  abgesprochen,  irgendwelche  Liegenschaften  oder  un- 
bewegliche Habe  der  Kirche  nebst  den  darauf  ansässigen  und  be- 
findlichen Hörigen  uhd  Sclaven  zu  veräussern ,   möchte   diese   Ver- 
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Snsserung  anter  einem  Namen  vor  sich  gehen  sollen ,  wie  immer  sie 
wolle.  Weder  dnrch  Tausch  noch  durch  Verleihen ,  weder  durch 
Verkauf  noch  durch  Schenkung  dfirfen  die  Verwalter  die  res  immo- 
biles oder  die  auf  diesen  befindlichen  coloni  et  mancipia  der  Kirche 
entziehen,  und  wenn  auch  der  gesammte  Klerus  nebst  Bischof  und 
Oeconomen  für  die  Veräusserung  gestimmt  hat,  »hec  si  omnes  cum 
religiöse  episcopo  et  oeconomo  in  earum  possessionum  alienationem 
coQsentiant.  Ea  enim,€  so  fugen  die  Kaiser  als  leitendes  Motiv  an, 
>quae  ad  beatissimae  ecclesiae  jura  pertinent  vel  post  hac  forte 
pervenerint,  tanquam  ipsam  sacrosanctam  ecclesiam  intacta  convenit 
venerabiliter  custodiri ,  ut  sicut  ipsa  religionis  et  fidei  est  mater 
perpetua,  ita  ejus  Patrimonium^  jugiter  servetur  illaesum  ^).€  Die 
Kaiser  begnügen  sich  aber  nicht  mit  dem  blossen  Verbote,  sondern 
sie  setzen  sofort  für  alle,  welche  an  der  genannten  Verftusserung 
von  Kirchengut  theilnehmen,  sie  direct  oder  indirect  begünstigen, 
die  Strafe  fest.  Jeder,  welcher  der  Kirche  gehörige  Grundstücke 
unter  irgend  einem  Erwerbstitel  —  das  Gesetz  führt  diese  Titel 
nochmals  einzeln  auf  —  an  sich  gebracht  hat ,  verliert  nicht  allein 
diese  Grundstücke,  sondern  auch  alle  Früchte,  die  ihm  etwa  daraus 
bereits  erwachsen  sind;  ausserdem  hat  er  den  Schaden  zu  gewärti- 
gen, dass  ihm  für  alle  Anlagen ,  die  er  auf  dem  unerlaubterweise 
erworbenen  Grundbesitze  gemacht  hat,  nichts  vergütet  wird  ^).  Die 
Oeconomen,  *  welche  eine  Veräusserung  irgend  welcher  Art  veranlas- 
sen oder  zu  derselben  ihre  Zustimmung  geben,  gehen  'ihrer  Stellung, 
ihres  Amtes  verlustig,  und  nicht  allein  das,  auch  müssen  sie  mit 
ihrem  Vermögen  für  jeden  der  Kirche  erwachsenen  Nachtheil  haften, 
so  zwar,  dass  selbst  ihre  Nachkommen  und  Erben  eventuell  von  d^ 
Kirche  zur  Scfaadloshaltung  und  Restitution  angehalten  werden  kön- 
nen 3).  Selbst  die  Schreiber ,  welche  derartige  Veräosserungscon- 
tracte  ausfertigen,  entgehen  ihrer  Strafe  nicht,  sie  gehen  einer  le- 
benslänglichen Verbannung  entgegen  ^).  Jeder  Richter  endlich, 
welcher  solchen  Vertrag ,  solchen  gesetzwidrigen  Contract  aufsetzt 
und  beglaubigt,  verliert  sein  Amt  und  sein  gesammtes  Vermögen  ^. 

Jedoch  wollen  die  Kaiser  durch  die  vorgenannten  Bestimmun- 
gen den  Oeconomen  nicht  auch  die  Gelegenheit  abschneiden ,  wenn 
durch  eine  zeitweilige  Veräusserung  von  Kirchengut  ein  Gewinn  für 
die  Kirche  selbst  erzielt  werden  konnte.  Aber  nur  sub  cautelae  ob- 
servatione,  unter  Verantwortlichkeit  der  Oeconomen   und    unter  ge- 


1)  Cod.  Ju9t  I,  2,  14.  —  2)  Ebend  §.  1.  —  8)  Ebend.  §.  2.  —  4)  Ebend. 
§.  3.  —  5)  Ebeid»  §.  4, 
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nauer  BeobacMutig  aUer  gegebenen  Rechtsformen^  sowohl  was  die  Zeit 
einer  Belehnung  mit  einem  kirchlichen  Grundstücke  als  was  die  da^ 
für  zu  entrichtende  Rente  betraf,  gestatteten  die  Imperatoren  die 
üeberlassnng  von  Grundbesitz  der  Kirche  zur  Nntzniessung,  so  dass, 
wenn  die  gerichtlichen  Formen  nicht  beobachtet  waren ,  der  ganze 
Act  zum  Schaden  des  Belehnten  ungiltig  war,  »nisi  h'ac  conditioae 
pacta  inita  fuerint,  ea  quoque  decemimus  non  valere,  sed  possessio- 
nem  ecclesiasticam  tanquam  nuUo  jure  transscriptam  in  jure  ipsios 
ac  dominio  permanere  et  ab  ecclesiasticis  oeconomis  vindicari  ^.c 

Wir  deuteten  oben  schon  an,  dass  in  der  orien^i^cAen  Km:be, 
die  von  fläresieen  kläglich  zerrissen  war  ,  der  Unfug  hinsichtlich 
der  Veräusserung  und  Verschleuderung  von  Kirchengütern  bei  wei- 
tem am  stärksten  eingerissen  war.  ^ 

In  Rücksicht  darauf  erschien  das  eben  besprochene  kaiserlidie 
Gesetz  gerade  fflr  die  S^adt  Gonstantinopel.  Das  folgende  vom  Kai- 
ser Anastasius  erlassene  Gesetz  zieht  in  seinen  Kreis  auch  alle  Kir- 
chen und  kirchlichen  Anstalten,  die  zu  dem  Patriarchate  von  Con- 
stantinopel  gehörten.  Von  dem  eigentlichen  Heerde  hatte  sich  das 
Verderbniss  bald  weitiar  verbreitet.  ^  Darum  befiehlt  der  Kaiser,  da« 
auch  die  >aliae  ecclesiae  et  monasteria  et  ptochia  et  xenodochia  et 
orphanotrophia  ejusdem  civitatis  (seil.  Constantinop.)  et  confinionun 
ejus  et  quae  sub  ordinatione  episcopi  ejusdem  sunt,c  .  .  .  eine  Ver- 
äusserung ihrer  G^ter^  unter  welchem  Namen  dieselbe  auch  ge- 
schehen möge,  nur  dann  vornehmen  dürfen,  wenn  sie  dient  and 
nöthig  ist  >ad  liberationem  debiti  ex  successione  contracti,  ant  ad 
usus  alios  necessarios  loco  venerabili  impendentes,  aut  ad  aliam  rem 
magis  necessariam  redimendam,  aut  ad  imminentem  venerabilis  domus 
restaurationem  ^).€ 

Aber  auch  in  diesen  Fällen  hat  die  Veräusserung  nur  Gültigkeit, 
wenn  sie  in  actis  manifestatur,  wenn  sie  öffentlich,  im  Beisein  welt- 
licher und  geistlicher  Oberbehörden  vollzogen  wird  3).  Bs  folgt  dann 
wieder  eine  Reihe  von  Stra&ndrohungen  für  alle,  welche  gegeowär- 
tiges  Gesetz  übertreten*).  Ist  nun  eine  Veräusserung  von  Kirchen- 
gut aus  einem  der  angefahrten  Gründe  nothwendig,  so  soll  sie  ge- 
schehen zunächst  von  beweglicher  kirchlicher  Habe,  mit  Ausnahme 
jedoch  der  hl.  GeAsse.  Erst  wenn  die  res  mobiles  zu  dem  betref- 
fenden Zwecke  nicht  ausreichen,  dann  dürfen  auch  Immobilien  ange- 
griffen werden'). 


1)  Cod.  Just,  §.  5.  Das  einzuschlagende  rechtliche  Yerfahren  findet 
genau  angegeben  NoTelle  7,  c.  3,  6.  n.  7.  o.  Not.  120,  c.  6  §.  2. 

2)  Cod.  Just  I,  2,  17,  §.  L  —  3)  Ebend.  §.  2.  —  4)  Ebend.  §.  3.  — 
5)  Ebend.  §.  5. 
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Justinian  gibt  aach  hier  wiederum  eine  Fülle  von  bis  ins  Ein- 
zelnste gehenden  Bestimmungen,  vor  der  selbst  B^lin  mit  seiner  sehr 
erbeblichen  Pr^ductionskraft  in  Gesetzen  verwandten  Inhaltes  weit 
zurücktreten  muss.  Wir  werden  uns  kurz  fassen,  zumal  viele  Justi- 
nianische Gesetze  nichts  sind  als  ei^ie  Wiederholung  der  bereits 
characterisirten  Leonischen  und  Anastasianischen  Verordnungen,  allen- 
falls mit  dem  Beiwerk  einiger  zierlicher  rednerischer  Floskeln  <). 

Zunächst  verbietet  Justinian  jede  Veräusserung  von  heiligen 
Oefässen,  Gewändern  und  dergleichen,  »sacratissima  atque  arcana 
vasa  vel  Vestes  ceteraque  donaria,  quae  ad  divinara  religionem  neces- 
saria  sunt  ^),«  —  Gegenstände,  die  Anastasius  bereits  geschont  wis- 
sen wollte.  Nur  in  dem  Falle  dürfen  sie  veräussert  werden,  wenn  da- 
durch Gefangene  losgekauft  werden  können,  »quoniam  non  absurdum 
est,  animas  hominum  quibuscunque  vasis  vel  vestimentis  praeferrLc 
Das  war  auch  ganz  der  Grundsatz  der  Kirche.  —  Hat  nun  die 
Kirche  Schulden,  aber  dabei  überflüssige  heilige  Geräthe,  so  können 
diese  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  hingegeben  werden,  damit  die 
Immobilien  der  Kirche  unversehrt  bleiben.  Um  letzteres  ist  es  dem 
Kaiser  besonders  zu  tbun;  darum  häufen  sich  hier  seine  Verord- 
nungen. Es  soll  künftighin  weder  einem  magistratus  von  Con- 
stantinopel  noch  einem  oeconomus  gestattet  sein,  wenn  er  in  actu 
eine  Immobilie  der  Kirche  sei  es  eigenpersönlich  oder  durch  eine  Mit- 
telsperson an  sich  gebracht  hat,  dieselbe  zu  besitzen;  der  Act  ist 
ungültig,  der  unrechtmässige  Besitzer  verliert  den  Preis  an  die 
Kirche^.  Auch  die  »Chartularii  ecclesiae  magnaec  (nämlich  in  Con- 
stantinopel)  sollen  neque  per  intermediam  personam  rem  immobilem 
ipsius  per  conductionem  aut  emphyteusin  aut  alium  modum  em- 
pfangen können*),  üeberhaupt  aber  30II  eine  Veräusserung  eines 
kirchlichen  Immobiles  nie  über  einen  Zeitraum  von  20  Jahren  statt- 
finden ,  eine  Bestimmung ,  durch  welche  eo  ipso  jedes  vollständige 
Abgeben  inhibirt  wurde  5). 

Weil  nun  der  Terminus  »Veräusserung«  ein  sehr  dehnbarer, 
weiter  ist,  so  sagt  Justinian,  er  habe  gerade  ihn  gewählt,  alienatio- 
nis  autem  nomen  generalius  ideo  posuimus,  um  dadurch  alle  Species 
dieses  generellen  Begriffes,  venditio,  donatio,  commutatio  u.  s.  w.  un- 
möglich zu  machen  %  Alle  die  Strafgesetze ,  die  schon  Kaiser  Leo 
gegeben,  sollen  in  Kraft  bleiben,  und  damit  sie  jeder  um  so  genauer 


1)  Vergl.  Novelle  7,  Praef.  —  2)  Cod.  Just  I,  2,  21.  Nov.  7,  c.  8;  120, 
c.  10.  —  3)  Ebend.  I,  2,  24,  §.  2.  —  4)  Ebend.  I,  2,  25.  u.  §.  2.  —  5)  Ebend. 
I,  2,  24.  §.  3.  -^  6)  Nov.  7,  c.  1. 
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sich  einpräge,  so  sollen  die  bezüglichen  Bestimnoungen  in  lateinischer 
Sprache  so  gnt  wie  in  griechischer  gegeben  werden  »propter  facilem 
interpretationem  ^).€  Aber  es  folgen  noch  nene  ansfährlichere,  scbir- 
fere  Straf bestimmongen.  Kaiser  Leo  hatte  hauptsächlich,  wie  Jas- 
tinian  sagt^),  nur  die  Käufer  von  Kirchengnt  mit  Strafen  bedacht; 
Jnstinian  will  jetzt  dem  Verschenken  ein  Ziel  setzen ,  so  dass  jeder 
in  Znknnft  sich  höflich  solchem  Anerbieten  gegenüber  bedanken 
wird.  Denn  der  mit  kirchlichem  Eigenthum  Beschenkte  verliert 
nicht  bloss  das  Geschenk «  sondern  von  seinem  eigenen  ihm  zuge- 
hörigen Besitzthume  einen  dem  Geschenke  an  Werth  gleich  kom- 
menden Theil,  und  zwar  fällt  das  eine  wie  der  andere  derjenigen 
Kirche  oder  ehrwürdigen  Anstalt  zu,  von  der  das  Geschenk  genom- 
men war  3).  Wer  auf  dem  Wege  des  Tausches  von  Kirchengut  et- 
was erworben  hatte,  verlor  nicht  nur  das,  was  ein|^etauscht,  sondern 
auch  was  er  dafür  hingegeben  hatte ;  das  beiderseitige  Tauschobjeet 
wurde  Eigenthum  der  Kirche^). 

Wenn  ein  Gläubiger  einer  Kirche  oder  Anstalt  Geld  gdidun 
hatte  gegen  Hypothek  auf  ihre  Immobüieni  so  verior  er  dieses  Geld 
an  die  Kirche  oder  Anstalt,  der  er  es  geliehen,  wobei  eine  Klage  nor 
gegen  den  Oeconomen,  nicht  gegen  die  Kirche  anhängig  gemacht  wer- 
den konnte  ^).  War  jedoch  eine  Anleihe far  die  Kirche  unumgänglich  noth- 
wendig,  so  konnte  von  den  Vorstehern  derselben  eine  allgemeine  Hypothek 
errichtet  werden,  nie  aber  auf  einzelnes  Grundstück,  speciale  pignos  % 

Besonders  scharf  äussert  sich  der  Kaiser  über  die  schon  er- 
wähnte Unsitte  »pessimum  delictum  factum  et  apud  Alexandrinos  et 
apud  Aegyptios,  jam  autem  et  in  aliis  quibusdam  imperii  locis,€  Klö- 
ster zu  verkaufen,  zu  vertauschen  oder  zu  verschenken.  »Haec  om- 
nino  de  cetero  fieri  prohibemus  nuUi  hominum  permittentes  hoc  de- 
linquere ;«  ein  derartiger  Act  ist  durchaus  ungültig,  und  die  schwer- 
aten  Strafen  sind  darauf  gesetzt.  Der  Kaiser  will  diese  Stätten,  in 
quibus  altare  coUocatum  est  et  sacrum  exhibitum  ministerium  .  .  . 
sacris  quippe  lectis  scripturis  et  sacrosancta  et  ineffabili  commaaiose 
tradita,  heilig  gehalten  wissen  ^), 

Wie  indessen  schon  frühere  Kaiser  eine  Veräusserung  von  Kir- 
chengut, selbst  von  Immobilien,  für  den  Fall  erlaubt  hatten,  dass 
sich  dabei  ein  Gewinn  für  die  Kirche  herausstellte,  so  gestattete  dies 
auch  Justinian,  aber  nur  unter  Beobachtung  folgenden  Verfahrens: 
der  Act  musste  nicht  nur  vor  dem  Bischöfe  des  Ortes  und  dessen  Klerus, 
sondern  auch  vor  dem^  Metropoliten  stattfinden,  und  anderseits,  wenn 

^  1)  Nov.  in  ftne  -  2)  Nov.  7.  c  5.  —  3)  Bbend.  §.  1.  —  4)  Ebend.  §.  2. 

5)  Not.  7.  c.  6.  —  6)  Ebend.  §.  1.  cf.  Nov.  46,  c  1.  —  7)  Ebend.  11. 
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ein  Metropolit,  in  eigener  Person  oder  durch  seinen  Oeeonomen  einen 
Yerkaof  machen  wollte,  so  sollten  zwei  der  ihm  unterstehenden  Bi- 
schöfe, die  er  wählen  konnte,  dem  abzuschllessenden  Handel  bei- 
wohnen  und  durch  ihr  Zeugniss  be  kräftigen  ^).  Wer  nun  ein  der 
Kirche  oder  einer  frommen  Stiftung  gehörendes  ImnYObil  zum  Niess* 
brauch  zu  erhalten  wünscht,  muss  znvOrderst  ein  anderes  Object  von 
gleichem  Werthe  und  Ertrage,  als  das  zu  empfangende  hat,  hingeben.  > 
Beides  fSllt  sodann  nach  dem  Tode  des  üsuimctuars  oder  nach  Be- 
endigung des  üsufructus  als  Eigenthum  und  zum  Niessbrauch  der 
betreffenden  Kirche  oder  frommen  Anstalt  zu  »utraque  res  integra 
et  in  dominium  et  in  usum  in  eandem  venerabilem  domum  perve- 
niat^).€ 

Hier  muss  nun  auch  der  Bestimmungen  über  die  Emphyteuse 
gedacht  werden,  eine  Art  von  Veräusserung,  wie  sie  in  jenen  Zeiten 
in  der  Kirche  sehr  oft  vorkam.  Die  Emphyteuse,  ijui^oTeuotc,  ist  eine 
Verpachtung  oder  Vermiethung,  der  die  Wirkung  eines  dinglichen 
Bechtes  zukommt,  sie  ist  ^in  dem  Eigenthum  nachstehendes,  ding- 
liches Recht.  Bei  den  damaligen  römischen  Juristen  war  es  eine 
offene  Frage,  ob  der  Emphyteuta,  der  Grundpächter,  nicht  als  Eigen- 
thümer  anzusehen  sei,  eine  Unsicherheit,  der  Kaiser  Zeno  durch  den 
Erlass  eines  Gesetzes  glaubte  ein  Ende  machen  zu  müssen  3).  Ge- 
mäss der  in  Rom  ausgebildeten  Theorie  über  das  emphyteutische  Rechts- 
verhältniss  ward  durch  die  Bestellung  der  Emphyteuse  weder  der  Emphy- 
teuta  bereichert  wegen  der  zu  machenden  Leistungen  an  den  eigent- 
lichen Eigenthflmer,  noch  erlitt  dieser  letztere  auf  diese  Weise  einen 
Verlust  durch  die  dem  Erophyteuta  eingeräumte  Benutzung.  Diesen 
Funkt  nv&ssen  wir  festhalten;  denn  er  erkärt  uns,  wie  Kirche  und 
andere  ehrwürdige  Häuser  nach  Staatsgesetzen  für  immer  Emphy- 
teusen unter  einander  eingehen  konnten  ^),  während  doch  sonst  eine 
Veräusserung,  welcher  Art  sie  auch  sein  mochte,  nur  aus  dringen- 
den Gründen  geschehen  durfte. 

Die  Kirche  hatte,  nachdem  sie  zu  Grundbesitz  gelangt  war, 
angefangen,  Emphyteusen  zu  errichten,  war  aber  dabei  durch 
Nachlässigkeit  und  Unredlichkeit  ihrer  Verwalter  zu  Schaden  ge- 
kommen. Justinian  greift  darum  hier  sehr  entschieden  ein.  Vor 
allem  ist  jedesmal  bei  Errichtung  kirchlicher  Emphyteusen  ein  be- 
sonderer schriftlicher  Vertrag  nothwendig^.  Eine  Emphyteuse  auf 
immer,  emphyteusis  in  perpetuum  extenda,  war  durchaus  untersagt ; 


D  Nov.  67,  e.  4.  —  2)  Not.  120,  o.  2.  —  3)  Cod.  Ju8t,  IV,  66,  1 
4)  Nov.  123,  c.  6.  —  5)  Nov.  7.  o.  3;   120,  c.  6. 
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sie  durfte  sich  nur  bis  auf  das  dritte  Glied  in  grader  Linie  er- 
strecken, ausserdem  durite  nur  mit  dem  sechsten  Theile  des  ganz^ 
Kircheneigenthums  eine  Veräusserung  dieser  Art  vorgenommen  wer- 
den %  Der  von  dem  Emphyteuta  zu  entrichtende  Canon  soll  stets 
ganz  genau,  cum  omni  veritate  et  subtilitate,  bestimmt  werden.  Zahlte 
der  Erblebnträger  den  Canon  innerhalb  zweier  Jahre  nicht,  so  ging 
ihm  das  Lehen  verloren,  ohne  dass  er  for  etwa  darauf  vorgenom- 
mene Meliorationen  Anspruch  auf  Entschädigung  erheben  konnte^. 
War  das  Eircbengut  durch  die  Schuld  des  Emphyteuta  deteriorirt, 
so  sollte  dieser  mit  seinem  eigenen  Vermögen  dafür  haften  und  es 
in  den  früheren  guten  Zustand  bringen ;  eventuell  waren  dazu  noch 
die  Nachkommen  und  Erben  jenes  anzuhalten  S).  Damit  die  Eirche 
sich  in  jedem  Falle  einer  Deterioration  ihres  E^enthumes  schadlos 
halten  könne ,  so  sollte  letzteres  nur  Beichen  in  Emphyteuse  gegeben 
werden  »solis  locupletibus  licet  et  oportet  ecclesiasticas  res  in  em- 
phyteusin dare  propter  restitutionem  aspectus  ^).€ 

Die  Emphyteuse  nun,  deren  Objecto  naturgemäss  ursprünglich 
zunächst  Grundstücke,  die  2ur  Agricultur  dienten ,  waren ,  umfasste 
nach  Justinianischem  Gesetze  das  gesa/mnUe  Immobü ;  sie  erstredrte 
sich  von  nun  an  >non  sölum  super  constantibus  domibus  et  suburbams 
et  hortis  et  agris,  sed  etiam  super  rmnis  sive  ex  igue  sive  ex  terrae  mota 
sive  ex  qualibet  alia  causa  ruina  sit,  sed  etiam  in  iis,  quae  oomino  des- 
tructa  sunt  et  in  pavimento  jacent  sive  etiam  in  puris  ruinis  nullum 
aedificium  habentibus  neque  materiam  jacentem  ')•«  Alle  diese  Ln- 
mobilien  konnten  aber,  wie  noch  oft  ausdrücklich  wiederholt  wird, 
nicht  anders  in  Erbpacht  gegeben  werden,  nisi  in  sola  emphytensi 
temparali  und  zwar  nur  usque  ad.  duas  succesiones  oder  wie  es  an- 
derwärts gleichbedeutend  heisst,  in  tribus  personis.  Nach  dem  Tode 
der  dritten  Person  fiUlt  das  Gut  stets  an  die  Eirche  zurück.  Hätte 
jemand  es  auf  ewige  Zeiten,  oder  auf  länger,  als  gesetzlich  gestat- 
tet war,  so  verlor  er  dasselbe  und  musste  ausserdem  der  Eirche  le- 
bendänglich  den  stipuürten  Canon  entrichten  >cadat  ab  emphytensi 
.  .  .  det  autem  continuo  et  post  casum  emphy teumatis ,  quantno 
futurus  erat,  solvere,  si  secundum  legem  subjisset  emphytenisin^« 
Das  schon  früher  angebene  bei  Veräusserungen  stattfindende  Ver- 
fahren musste  auch  hier  beobachtet  werden.    Mit  Rücksicht  auf  die 


1)  Nov.  7,  Praef.  und  c.  1 ;  120,  c.  1.  Cod.  Juat.  h  2,  24,  §.  3. 

2)  Nov.  120,  c.  8.  —  3)  Nov.  7,  c.  3,  §.  2. 

4)  Cod.  Juat'  I,  2,  24,  §.  4.  Andere  das  Kirchengut  sichernde  GtoMlse  •. 
Nov.  55,  c.  1 ;  120,  c  5.  6,  §.  1.  und  zahlreiche  weitere  Stdlen. 

5)  Nov.  7.  c.  3,  §.  2.  —  6)  £benda8.  u.  c.  7. 
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nun  etwa  in  Emphyteuse  zu  gebenden  Ruinen  ward  als  nene  Bestim- 
mung beigef&gt,  es  solle  die  Yeräusserung  geschehen  im  Beisein  des 
*  Klerus  und  unter  Zuziehung  von  sachverständigen  Bauleuten  »duo- 
bus  pro  tempore  primatibus  mechanids  aut  architectis  unacumDeo 
amabilibus  oeconomis  et  quinque  reverend.  presbyteris  et  duobus  dia- 
conis,  praesente  quoque  Deo  amabili  episcopo^).€ 

Kirchen  und  Klöster  konnten  ihre  Immobilien  in  Emphyteuse 
geben  sowohl  an  Laien  und  an  nicht  geistliche  Anstalten ,  als  auch 
an  sich  gegenseitig,  ad  invicem  ^).  Ebenso  konnte  ein  Kleriker  Em- 
phyteuta  der  Besitzungen  der  Kirche  werden ,  *  an  welcher  er  an- 
gestellt war,  aber  nur  mit  Erlaubniss  des  Bischofes  und  Oecono- 
men^). 

Man  liest  aus  den  Oesetzen  Jastinians  heiiaus,  dass  es  ihm  darum 
zu  thun  war,  nach  allen  Kräften  das  kirchliche  Vermögen  vor  den 
ungerechten  Händen  gewissenloser  Oeconomen  sicher  zu  stellen«  Da- 
her auch  wollte  er  die  Gesetze  seiner  Vorgänger  sowohl,  wie  seine 
eigenen  räumlich  weiter  ausgedehnt  wissen^  nämlich  nicht  mehr  blos 
auf  die  Kirche  von  Constantinopel  und  die  Kirchen-  dieses  Patriar- 
chates, sondern  auf  alle  Kirchen  und  hirchliche  ÄnsläUen  in  seifiem 
ganeen  Reiche,  üeberall  waren  Patriarchen ,  Bischöfe  und  andere 
Verwalter  des  Kirchengutes  an  die  kaiserlichen  Bestimmungen  ge- 
bunden ;  —  »dicimus  autem  et  eos,  qui  in  Oriente  et  in  niyrico,  in- 
super  et  in  Aegypto  et  in  Lycaonia  atque  in  Lycia  et  eo&,  qui  in 
Afiricana  provincia  sunt,  et  complexive  dicendo  per  omnes  quaecunque 
nostrae  sunt  terrae,  necnon  in  Occidente  sunt  Deo  amabiles  episco- 
pos  ab  ipsa  seniori  Boma  usque  ad  Oceanum  consistentium  ss.  ortho- 
doxarum  ecclesiamm^).« 

Die  Kaiser  handelten  darin  ganz  correct,  dass  sie  von  dem  Ver- 
bote der  Veräusserung  von  Kirchengut  dann  eine  Exception  machten, 
wenn  sich  aus  einer  etwaigen  Veräusserung  für  die  Kirche  ein  Qe- 
winn  ziehen  liess.  Sicherung,  beziehungsweise  Förderung  des  kirch- 
lichen Vermögens  war  ja  der  ausgesprochene  Zweck  aller  kaiserlichen 
Oesetze.  Es  ist  zu  bedauern ,  dass  Justinian,  dessen  sonstige  hier 
einschlägige  Gesetze  nichts  Anmassendes,  nichts  die  Kirche  Bevor- 
mundendes oder  Verletzendes  enthalten,  eine  Verordnung  erliess,  die 
wir  als  eine  üeberscbreitung  seiner  Befugnisse,  die  wir  geradezu  als 
ein  unrecht  an  der  Kirche  und  ihrem  Eigenthum  bezeichnen  müssen. 

1)  NoY.  c  8,  §.  2.  —  2)  Im  letzteren  Falle  gestatte  das  Gesetz  die  em- 
phytensis  perpetua,  weil  hier  Batürlich  keine  Beeinträchtigung  des  kirchlichen 
Vermögens  zu  befUxehten  war.    s.  Nov.  55,  c.  2.     . 

3)  Nov.  123,  c  6.  —  4)  Nov.  7,  c.  1. 
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Der  Kaiser  bestimmte  n&mlicb,  dass  ancb  dann  sa  oft  das  Staais^ 
uhM  es  erhekcbe,  eine  Yerftnssenmg  von  Eirehengute  vorgenommen 
werden  könne.  Der  Staat  soll,  wenn  er  es  tax  nöthig  erachtet, 
von  den  Kirchen  and  kirchlicben  Anstalten  Immobilien  beansprncben 
dürfen  »si  qna  communis  commoditas  est  et  ad  utilitatem  reipubb- 
cae  respiciens  et  possessionem  exigens  talis  aUcnjus  immobilis  rei^ 
qnalem  proposnimns,  boc  ei  a  ss.  ecclesüs  et  aliis  venerabilibns  do- 
mibos  et  coUegiis  percipere  Heere,«  allerdings  gegen  eine  angemessene, 
sogar  noble  Entscb&dignng  »nndique  sacris  domibus  indemnitate  ser- 
vata  et  recompenswida  re  eis  ab  eo,  qai  percepit,  aeqtta  atU  eüam 
majore^  quam  data  est.«  Jnstinian  ffibrt  nnn  recht  erbauliche  Grfinde 
an,  welche  nach  seiner  Meinung  ein  solches  Verfahren  des  Staates 
vollkommen  rechtfertigen.  »Warum,«  fragt  er,  »sollte  der  Kaiser 
ffir  ein  der  Kirche  genommenes  Gut  nicht  ein  besseres  geben  kön- 
nen, er,  dem  Oott  verliehen  hat,  so  vieles  zu  besitzen,  Herr  über  so 
vieles  zu  sein  und  besonders  den  Kirchen  Geschenke  machen  2U  kön- 
nen, denen  ohne  Mass  zu  schenken  das  beste  Mass  ist?«  Kirche  und 
Staat,  meint  Justinian  dann  weiter,  Kirchenvermögen  und  Staats- 
vermögen unterschieden  sich  nicht  viel  von  einander,  da  ja  alle  Habe, 
alles  Yermögen  der  Kirche  von  der  Freigebigkeit  und  Munificenz  der 
Kaiser  herrühre;  »cum  nee  mnltum  differant  ab  ulterutro  sacerdo- 
tium  et  imperium  et  res  sacrae  a  communibus  et  publicis ,  qnando 
omnis  ss.  ecclesiis  abundantia  et  Status  ex  imperialibus  munificentüs 
perpetuo  praebeatur.«  In  diesen  Worten  kommt  die  bysatiHnisirenäe 
Ansicht  Justinians,  die  bei  ihm,  wie  bei  den  meisten  griechischen 
Kaisem  in  den  innem,  dogmatischen  Fragen  der  Kirche  wiederholt 
in  beklagenswerther  Weise  sich  Luft  machte ,  auch  hier ,  auf  dem 
Vermögensgebiete ,  einmal  zum  Durchbruche.  Der  Kaiser  scheint 
ganz  vergessen  zu  haben,  was  er  sonst  mehr  als  einmal  versicherte, 
dass  ein  gewichtiger  Unterschied  zwischen  dem  jus  sacrum  und  jus 
publicum  bestehe.  Wenn  man  dieses  Justinianische  Gesetz  liest,  so 
wird  man  unwillkürlich  an  das  beliebte  Wort  aus  der  Beformations- 
Periode  der  neueren  Geschichte  erinnert,  es  sei  das  Kirchenvermögeo 
ein  von  den  Yoifahren  hinterlegter  Schatz,  um  in  drohenden  Lagen 
des  Staates  zu  seiner  Wohlfahrt  verwendet  zu  werden.  Wo  diese  und 
ähnliche  Grundsätze  gelten,  da  wird  das  gesammte  kirchliche  Ver- 
mögen über  kurz  oder  lang  jedesmal  eine  Beute  eines  in  finamdeUoi 
Nöthen  liegenden  Ministeriums,  oder  es  fliesst  in  die  Tasdie  eines 
verschwenderischen  Fürsten.  Die  Zusicherung  einer  »compensatio  ae- 
quae  aut  etiam  major«  ist  nie  etwas  werth;  entweder,  so  zeigt  es 
die  Geschichte,  ist  sie  überhaupt  blos  auf  dem  Papiere  stehen  ge- 
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blieben,  oder  man  bat,  wo  noan  MüUonen  »om  des  dringenden  Woh- 
les des  Staates  willen«  hinnahm,  einige^  Hunderte  aar  Gompensation 
verwandt,  um  zn  gelegener  Zeit  auch  diese  noch  einzubdialten !  Jus- 
tinian  selbst,  so  glauben  wir,  mag  es  fem  gelegen  haben,  jemals 
der  Kirche  an  ihrem  Vermögen  Unrecht  zu  thun ;  er  für  seine  Per- 
son wird,  wofern  das  genannte  Gesetz  zu  seiner  Zeit  in  Kraft  trat, 
die  Kirche  nicht  blos  entsprechend,  sondern  auch  reichlich  entschä- 
digt haben,  aber  durch  den  Erlass  einer  solchen  Verordnung  hat  er 
an  der  Kirche  und  ihrem  Vermögen  Willkür  und  Unrecht  geübt. 
Spätere  weniger  billig  denkende  Kaiser  knden  zudem  in  diesem  Ge- 
setze einen  bequemen  Ausgangspunkt  zu  weitern,  das  kirchliche  Ver- 
mögen gefährdenden  Gesetzen  und  Handlungen. 

Fassen  wir  nun  die  verschiedenen  Arten,  wie  die  römischen 
Kaiser  an  der  Frage  über  das  Kirchenvermögen  sich  betbeiligt  ha- 
ben, zusammen,  so  erweist  sich  dieser  Antheii  als  ein  sorgfältiges 
Streben  nach  Mehrung  und  Wachsthum  des  Kirchengutes,  nach  Ue- 
berwachung  der  Verwaltung  desselben  zu  dem  Zwecke,  dass  die 
Kirche  an  ihrem  Vermögen  keinen  Schaden  leide.  Damit  kamen  die 
Kaiser  dem  Wunsche  der  Kirche  entgegen,  der  besonders  daran  ge- 
legen war,  dass  die  Staatsgewalt  ihren  mächtigen  Arm  einsetzte  für 
den  Fall,  dass  die  canonischen  Vorschriften  freventlich  übertreten  wur- 
den ,  wenn  nur  dabei  die  Imperatoren  nicht  zu  weit  gingen  und 
Rechte  verletzten,  die  die  Kirche  ausschliesslich  beanspruchte  und 
beanspruchen  musste.  Wir  sind  im  Laufe  unserer  Darstellung  hier 
nnd  dort  nun  wohl  solchen  Verletzungen^  sind  ungerechten  Eingriffen 
der  Kaiser  in  die  nur  der  Kirche  zustehenden  Rechte  begegnet,  al- 
lein im  allgemeinen  dürfen  wir  behaupten,  dass  die  römischen  Im- 
peratoren in  diesem  Punkte  ihre  Aufgabe  verstanden,  dass  sie  ihre 
Pflichten  gegen  die  Kirche  erfüllt  und  die  derselben  gebührenden 
Recbten  und  Freiheiten  respectirt  haben.  Die  Kirche  sah  unter  und 
in  Folge  der  Gesetzgebung  der  römischen  Kaiser  ihr  Vermögen  ge- 
waltig sich  mehren,  sie  sah  sich  frei  und  ungehemmt  in  der  Verwal- 
tung desselben,  sie  sah  ihre  Güter  geschützt  und  geschirmt  gegenüber 
betrügerischen  und  gewaltsamen  Eingriffen. 

Jetzt  ergibt  sich  nun  von  selbst  die  weitere  Frage,  ob,  wenn 
die  Kirche  ihi;  Vermögen  in  derselben  Weise  besitzt  und  verwaltet, 
wie  jede  Privatperson  ihr  Eigenthum,  dann  nicht  auch  die  Kirche 
mit  diesem  ihrem  Vermögen  in  derselben  Weise  und  in  demselben 
Masse  dem  Staate  verpflichtet  sei ,  wie  es  der  Einzelne  mit  seinem 
Besitze  ist,  mit  anderen  Worten,  ob  nicht  die  Staatsgewalt  auf  das 
Kirchengut  dasselbe  Recht  hat,  wie  auf  jeden  andern  Besitz  in  ih- 
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rem  Oebiete,  wenn  es  sich  darnm  bandelt,  Steaern  anszaschreibeo, 
Abgaben  za  erbeben,  zn  gemeinnützigen  Leistungen  aufzufordern  n. 
s.  w.  Die  nächstliegende  Antwort  wird  sein,  dass  die  Kirche  mit 
ihrem  Vermögen  ganz  ebenso  gehalten  und  angesehen  wird,  wie  je- 
der Besitzende  im  Staate,  so  dass  ihr  ebenso  wie  jedem  Besitzer  die 
gemeinrechtlichen  Prästationen  zum  allgemeinen  Besten  des  Staates 
abgefordert  werden.  Tritt  dieser  Fall  nicht  ein ,  so  ist  damit  eine 
Ausnahme  von  dem  stehenden  Rechte  gegeben,  an  Stelle  des  letzte- 
ren treten  dann  Vergünstigungen,  Privilegien.  Diese  Seite  in  iem 
Verhältnisse  des  Staates  zu  dem  kirchlichen  Vermögen  findet  ihre 
Berücksichtigung  am  besten  im  Folgenden,  wo  von  den  Immmüätm 
zn  sprechen  ist. 
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XVII. 
Herzoglich  Gothaer  Staatskirchenrecht  0- 

1.  Begulativ  für  die  kirchliche  Verfassung  der  rötnisch-JcathoUschen 

Glaubensgenossen  im  Herzogthum  Ootha^ 
(vom  Jahre  1811)»). 

I.  Verhältnisse  der  katholischen  Kirchengemeinden  und  ihrer  geistlichen 

Vorsteher  zum  Staate  Überhaupt. 

i.  Freie  Hebung  des  Gottesdienstes. 

Die  römisch-katholische  Confession  wird  im  Staate  frei  geübt, 
ihr  Gottesdienst  darf  öffentlich  gehalten  werden:  jedoch  haben 
sich  die  Confessionsverwandten  in  dessen  Anordnungen  nach  den  Po- 
lizeigesetzen zu  richten,  welche  der  Staat  in  Absicht  auf  die  öffent- 
liche Buhe  und  Ordnung  für  nöthig  finden  wird. 

2,  Attfsicht  Ober  das  Eigenthüniliche  des  rönUsch-katJtolisctten 

Gottesdienstes. 

Alles  was  das  Eigenthümliche  des  römisch-katholischen  Gottes- 
dienstes betrifft,  wird  vor  der  Hand  der  Fürsorge  der  Kirch-Gemeinde 
selbst  überlassen,  bis  dieselbe  einem  Bischof  untergeordnet  sein  wird, 
welchem  sodann  diese  Aufsicht  oblieget. 

3.  InteriminisUsche  Einrichtung,  Wahl  sowohl  des  Pfarrers  als  des- 
sen Stellvertreters  und  deren  Bestätigung. 

Bis  zu  Ernennung  eines  Bischofs,  an  welchen  die  hiesige  ka- 
tholische Eirchen-Gemeinde  sich  zu  halten  angewiesen  werden  wird, 

1)  Vgl.  dazu  Vering  Lehrbuch  des  Kirchenr.  §.  37.  Nr.  IV.  S.  143  ff. 

2)  Dieses  hier  zum  ersten  Male  gedruckte  Regulativ  ist  im  Drucke  gar 
nicht  publicirt,  sondern  befindet  sich  nur  in  der  urschriftlichen  Ausfertigung  im 
Ardiive  der  henogl.  Staatsregierung  zu  Grotha,  von  welcher  es  als  Bichtschnur 
für  Beurtheilung  und  Ordnung  der  Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  im 
dortigen  Lande  betrachtet  wird.  Das  Regulativ  trägt  im  Original  kein  Datum, 
das  herzogl.  Decret  dagegen,  durch  welches  dasselbe  an  das  damalige  (protes- 
tantische) Oberconsistorium  zur  Nachachtung  und  Vorlegung  an  die  katholischen 
Glaubensgenossen  binausgegeben  worden  ist,  trägt  das  Datum  vom  23.  August 
1811.  Das  herzogl.  Staatsministerium  hatte  die 'Freundschaft,  auf  das  von  Hm. 
Rechtsanwalt  Knauer  zu  Gotha  für  den  Herausgeber  dieses  Werkes  gütigst  ein- 
gereichte Gesuch  (schon  im  Jahre  1862)  eine  Abschrift  in  das  Archiv  mitzu- 
theilen,  deren  Abdruck  wegen  Häufung  des  Stoffes  seither  immer  unterblie- 
ben war. 
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bleibt  derselben  gestattet,  den  zur  Besorgung  des  Gottesdienstes 
und  anderer  kirchlichen  Handlangen  nöthigen  Pfarrer  oder  dessen 
Stellvertreter  zu  erwählen,  nnd  dem  Landesherm  solchen  in  i& 
Masse  vorzuschlagen,  dass  in  dem  Falle,  wo  von  der  Anstellung  ei- 
nes Pfarres  oder  eines  Stellvertreters  oder  Gehülfen  desselben,  seine 
Benennnng  mag  sein,  welche  sie  .wolle,  die  Rede  ist,  zwei  Subjeete 
präsentirt  werden  müssen,  von  welchen  der  Landesherr  Eines  aus- 
erwählt, ohne  jedoch  auch  an  diesen  Vorschlag  gebunden  zu  sein. 
Wurde  vielmehr  der  Fall  eintreten,  dass  der  Landesherr  keines  der 
beiden  ihm  präsentirten  Subjeete  annehmlich  finden  und  solches  vi 
bestätigen  sich  nicht  bewogen  finden  könnte,  so  bleibt  demselben 
vorbehalten,  Selbst  eine  schickliche  Person  zum  Pfarrer  der  katho- 
lischen Gemeinde  auszuwählen,  wofern  er  nicht  der  letztem  zu  einer 
nochmaligen  Präsentirung  zweier  Subjeete  zu  gedachter  Stelle  YergüD- 
stigung  zu  ertheiien  Sich  entschliessen  wollte. 

4,  Forisetsttmg. 

Die  erwählten  und  bestätigten  Pfarrer  sowohl,  als  die  Stell- 
vertreter derselben,  sind  mit  Leistungen  eines  Yerpflichtungs-Eides 
an  den  Landesherrn,  nach  der  anliegenden  Verpflichtungs-Formel 
sub  A.  bei  dem  Ober-Consistorio  zu  belegen.  Bevor  diese  Verpflich- 
tung stattgehabt  hat,  dürfen  diese  Personen  sich  irgend  einer  kirch- 
lichen Verrichtung  nicht  aamassen. 

5.  Fernere  inierimistische  Einrichtung. 

Würde,  ehe  ein  Bischof  für  die  k^ktholische  Gemeinde  ausge- 
wählt und  bestellt  sein  wird,  der  Fall  vorkommen,  dass  die  Gemeinde, 
oder  deren  Pfarrer,  die  persönliche  Gegenwart  oder  sonstige  unmit- 
telbare Einwirkung  eines  Bischofs  in  Gegenständen  des  äusseren  Cul- 
tus  und  der  Verfassung  der  Eirchengemeine  fui  nothwendig  halte, 
so  hat  der  P&rrer  oder  die  Gemeinde  so  oft  ein  solcher  Fall  eintritt, 
und  bevor  sie  dieserhalb  irgend  einen  Vorschritt  thun,  diesfaUsige 
Anzeige  bei  der  ihnen  vorgesetzten  Behörde  zu  erstatten,  mnd  ^ 
in  dieser  Rücksicht  zu  treffende  Verfügung  zu  erwarten.  Dagegen 
ist  dem  Pfarrer,  und  jedem  einzelnen  Gliede  der  katholischen  Ge- 
meinde, unbenommen,  in  Glaubens-  und  Gewissenssachen,  sowif  ui 
allen  Gegenständen,  welche,  das  Eigenthümliche  des  Innern  katholi- 
schen Cultus  betreffen,  so  lange  sie  an  einen  Bischof  nicht  gewiesen 
sind,  sich  an  einen  von  ihnen  selbst  auszuwählenden  Bischof  zu  wen- 
den, und  dessen  Belehrung  sich  zu  erbitten. 
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6.  Anordnung  des  öffentlichen  und  äussern  Oidtus. 

Ausser  den  im  vorigen  §.  gedachten  ausserordentlichen  Fällen, 
wo  der  persönlichen  oder  sonst  unmittelbaren  Einwirkung  eines  Bi- 
schöfe auf  vorhergegangene  Anzeige  statt  gegeben  werden  dürfte, 
hat,  so  lange  die  katholische  Gemeinde  an  einen  Bischof  nicht  aus- 
drücklich gewiesen  ist,  der  Pfarrer  deu  öffentlichen  Oultus  einzurich- 
ten und  anzuordnen,  jedoch  die  diessfallsigen  Einrichtungen  nicht 
nur  überhaupt  so  zu  machen,  dass  solche  mit  den  bestehenden  Ge- 
setzen und  Anordnungen  des  Staates  nicht  in  Widerspruch  stehen, 
sondern  auch  insbesondere  die  zutreffenden  Einrichtungen  dem  Ober- 
Consistorio  zur  Beurtheilung  und  Einholung  der  Herzoglichen  Ent- 
schliessung  vorzulegen. 

7.  Oeffenlliches  Kirchen-Qebet. 

Auch  ist  bei  Einrichtung  des  Gultus  auf  Verrichtung  eines 
Eircbengebets ,  in  welchen  des  Landesherrn  und  seines  Hauses 
Erwähnung  geschieht,  Bücksicht  zu  nehmen,  und  hierzu  das  von 
dem  Landesherrn  vorzuschreibende  Formular  zu  brauchen. 

8.  Aeuasere  Verfassung  der  Kirchen-Oemeinde. 

So  wie  vor  der  Hand  dem  Pfarrer  übrigens  die  Anordnungen 
des  römisch-katholischen  Gultus  unter  vorgedachten  Bestimmungen, 
anheimgestellt  bleiben,  so  hat  hingegen  derselbe,  so  wie  überhaupt 
die  katholischen  Religionsverwandten  in  Ansehung  der  äussern 
Verfassung  der  Kirchen-Gemeinde  weiter  nicht,  als  im  Obigem  aus- 
drücklich nachgelassen  worden  ist,  einzugreifen. 

9,  Verordnungen  fremder  Behörden  an  die  Oemeindemitglieder. 

Es  darf  daher  in  allen  dergleichen  der  äussern  Verfassung  der 
Kirchengemeine  angehenden  Gegenständen  schlechterdings  keine  Bulle, 
Bescript,  Decret,  Mandat,  Provision,  Signatur,  noch  irgend  eine  an- 
dere Ausfertigung  des  römischen  Hofes ,  des  Bischofs,  des  Pfarrers, 
oder  einer  anderen  Person,  wenn  auch  solche  nur  einzelne  Privat- 
personen betreffen  sollten,  angenommen,  bekannt  gemacht,  gedruckt 
oder  in  Wirkung  gesetzt  werden,  ohne  dass  der  Landesherr  solche 
eingesehen  und  autorisiret  habe. 

10.  Fortsetjnmg, 

Eben  so  wenig  können  Decrete  fremder  Synoden  und  selbst 
allgemeiner  Concilien  im  Lande  publicirt  werden  bevor  die  vom  Lan- 
desherrn hierzu  verordnete  Behörde  ihre  Uebereinstimmung  mit  der 
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Verfassung  des  Staates  und  mit  seinen  sonstigen  Gesetzen,  inglei- 
chen ob  dabei  die  öffentliche  Buhe  in  irgend  einer  Racksicht  ge- 
fährdet sein  möchte,  untersucht  und  der  Landesherr  die  zu  erlassende 
Bekanntmachung  autorisirt  hat. 

11.  Fortsetzung, 

Insbesondere  darf  bei  den  öffentlichen  Unterrichtsstunden  und 
Predigten  Nichts,  was  nicht  in  unmittelbarer  Beziehung  auf  Haltung 
des  Gottesdienstes  steht  bekannt  gemacht  werden,  wenn  die  Staats- 
behörde solches  nicht  genehmigt. 

<12.  Einwirkung  fremder  Behörden  auf  die  Gemeinde. 

Auch  kann  Niemand,  er  nenne  sich  Nuntius,  Legat,  Yicar 
apostolischer  Commissarius ,  oder  wie  er  immer  wollte,  ohne  eine 
gleiche  Autorisation  von  Seiten  des  Landesherrn,  irgend  eine  Art  des 
Ansehens  oder  einen  wirkenden  Einfluss  auf  die  üntertbanen  des 
Staates  ausüben. 

13.  Versammlung  der  Kirchengemeinde  unter  sich  oder  mü  anderen 

Gemeinden. 

Keine  allgemeine  Zusammenkunft  oder  Goncilium,  keine  Synode, 
keine  Vereinigung  mehrerer  in-  oder  ausländischer  Kirchen  darf, 
ohne  ausdrückliche  vorhergegangene  Genehmigung  des  Landesherm, 
gehalten  werden. 

14.  Gerichtsbarkeit  über  die  hei  der  Kirchengemeinde  angestdUen 

Personen. 

Die  von  dem  Landesherrn  für  die  kirchlichen  Angelegenheiten 
der  katholischen  Gemeinde  angeordnete  Behörde  hat  Aufsicht  zu  fuh- 
ren, dass  von  Seiten  der  Kirchengemeinde  und  der  derselben  vor- 
stehenden Pfarrer  oder  andern  geistlichen  Personen  in  ihrem  Amte 
oder  ausser  demselben  kein  Missbrauch  getrieben  werde,  welcher  das 
Wohl  des  Staats,  oder  seiner  Bürger  gefährde,  vorzüglich  bat  jene 
Behörde  dahin  zu  achten,  dass  bei  den  kirchlichen  Verhandlungoi 
die  Ehre  der  Bürger  im  Staate  nicht  angegriffen  und  verletzt,  ihr 
Gewissen  nicht  blos  aus  Willkühr  beunruhigt,  oder  sonst  etwas  vor- 
genommen werde,  was  ein  öffentliches  Aergerniss  geben  könnte. 
In  allen  solchen  und  ähnlichen  Fällen  hat  die  verordnete  Behörde 
zur  Ahndung,  sowohl,  als  Abwendung  des  stattgehabten  Missbrauchs 
die  erforderlichen  Verfügungen  und  Anordnungen  zu  treffen. 

15.  Bestimmung  der  Behörde. 
Zu  der  Behörde  bei  welcher  das,  was  die  äussere  Verfiissnng 
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der  Kirche,  die  Yerpflichtong  der  Geistlichen,  die  Anordnung  aas- 
serordentlicher  Feste,  die  Erlaubniss  zu  Frühbeerdigungen,  die  Dis- 
pensationen vom  Aufgebote  oder  dessen  Zusammenziehung,  die  Er- 
laubniss zu  auswärtigen  Trauungen,  der  Ehescheidungsprocess,  die 
Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  des  kirchliehen  Venn(^geus,  sowie 
über  die  Führung  der  Kirchenbücher  betrifft,  verhandelt  werden  muss, 
wird  das  Ober-Oonsistorium  zu  Gotha  bestimmt. 

16.  Gerichtsbarkeü  in  Beschwerden  der  Kirchengemeinden  oder  der 

dabei  angestellten  Personen  gegen  andere. 

In  allen  Fällen,  wo  die  öffentliche  Ausübung  des  Gottesdien- 
stes der  römisch-katholischen  Confessionsverwandten ,  die  Berechtig- 
ungen ihrer  geistlichen  Oberen  und  ihrer  Kirchendiener,  sowie  auf 
irgend  eine  Weise,  Freiheiten,  Rechte  und  Besitzungen  ihrer  Kirche 
angegriffen  und  gefährdet  werden,  hat  ebenfalls  der  Landesherr  und 
die  von  ihm  zu  diesen  Behuf  beauftragte  im  vorigen  §.  namhaft  ge- 
machte Behörde* das  Erforderliche  anzuordnen  und  Abhülfe  zu  ver- 
schaffen. 

17.  Kirchen-Vermögen. 

'  Wenn  die  katholische  Kirche  zu  einigem  Vermögen  und  Eigen- 
tbum  gelangen  sollte,  so  hat  dasselbe  aller  der  Rechte  und  Privile- 
gien zu  geniessen,  welche  dem  Vermögen  der  lutherischen  Kirche  in 
den  Gesetzen  beigelegt  sind.  Jedoch  hat  die  katholische  Gemeinde 
von  der  Verwaltung  ihres  Kirchen-Vermögens  jedes  Jahr  der  ihr 
vorgesetzten  obrigkeitlichen  Behörde  Bechenschaft  zu  geben,  und 
daher  wie  alle  andere  Kirchen  des  Landes,  die  Bechnung  zur  Durch- 
sicht einzusenden. 

II.  Verhältnisse  der  Kirchendiener  insbesondere. 

18.  ÄttfenthaU  des  Pfarrers. 
Jeder  Pfarrer  muss  in  seinem  Kirchspiele  sich  aufhalten. 

19.  Wohnmg. 

Die  Vorsteher  der  Gemeinde  haben  zu  dem  Ende  dafür  zu  sor- 
gen, dass  dem  Pfarrer  eine  schickliche  Wohnung  eingeräumt  werde. 

30.  Behörde  der  Pfarrer  in  Ansehung  ihrer  Dienstverrichtungen. 

In  Ansehung  aller  Vorrichtungen  des  Pfarrers,  welche  den  in- 
nem  Gultus  angehen  ist ,  so  lange  derselbe  dieserhalb  nicht  an  ei- 
nen Bischof  gewiesen  ist ,  sein  Verhalten  lediglich  seinem  eigenen 
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Gewissen  überlassen,  dagegen  bleibt  derselbe  in  Bfidcsicbt  der  dem 
äussern  Gultus  und  die  äussere  KircheneiDrichtnngen  angehenden 
Handlungen  der  Aufsicht  der  von  dem  Landesherrn  hierzu  verord- 
neten Behörde  unterworfen. 

2L  Aufsicht  ßuf  die  Vicarien  und  SteUverirder. 

Die  Vicarien  und  Stellvertreter  besorgen  ihre  Dienste  unter 
Aufsicht  der  Pfarrer  selbst ,  welche  letztere  aber  auch  for  der  Er- 
stem Person  und  Handlungen  verantwortlich  bleiben. 

22.  Befugniss  zu  geistlichen  Verrichtungen. 

Es  darf  überhaupt  Niemand  geistliche  Verrichtungen  vornifh- 
men,  wenn  er  nicht  in  irgend  einer  inländischen  Diöcese  zu  solchen 
wirklich  angestellt  ist  oder  dazu  mit  (Genehmigung  des  Laudesherro 
die  besondere  Erlaubniss  erhalten  hat. 

23.  Parochial'VerhäUnisse. 

Vor  der  Hand  und  bis  sich  erst  noch  mehrere  katholische  Pa- 
rochien  in  den  Herzoglich  Gothaischen  Landen  gebildet  haben ,  ist 
die  Parochie  der  katholischen  Qlaubensgenossen  der  Stadt  Gotha  die 
einzige  in  derselben. 

Wenn  ein  Bekenner  einer  andern  (Konfession  mit  einem  zu  einer 
katholischen  Parochie  gehörigen  Katholiken  in  Verbindung  steht,  so 
ist  er  dieserhalb  keineswegs  zu  der  Parochie  des  letztem  zu  zählen, 
sondern  er  bleibt  ferner  bei  der  Parochie  zu  welcher  er  für  seine 
Person  gehört.  Ol)  nun  wohl,  nach  dieser  Begel  der  Lathoraier 
oder  El^rmirte,  welcher  mit  einem  Katholiken  in  einer  entfernten 
oder  nähern  Verbindung  steht,  alle  geistlichen  Handlungen  in  der 
Parochie,  wohin  er  ohne  seine  Verbindung  mit  den  Katholiken  ge- 
hören würde,  verrichten  zu  lassen  hat,  so  leidet  dieses  jedoch  bei 
der  Verbindung  zweier  Personen  von  verschiedenen  Confessioneo 
durch  die  Ehe  eine  Ausnahme. 

In  diesem  Falle  gehört  nämlich: 

1.  Was  die  Schliessung  der  Ehe  durch  die  Copulation  betrifft, 
die  Trauung  dem  Pfarrer^  zu  dessen  Parochie  sich  der  Bräutigam 
zu  zählen  hat,  und  es  kann  solche  ohne  Dispensation  und  ohne  Eot^ 
Schädigung  des  Berechtigten  Parochie,  in  eineir  andem  Parochie  niebt 

Vorgenommen  werden.  Es  darf  jedoch  die  Trauung  nicht  eher  ge- 
schehen, als  bis  von  dem  parocho  des  andern  Theils  ein  Zengniss 
des  stattgehabten  Aufgebots  beigebracht  worden  ist. 

2.  Die  Taufe  der  in  einer  solchen  gemischten  Ehe  enengteo 
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Kinder  bebreffend,  ist  nun  die  Gleichheit  der  verschiedenen  Beligions- 
parteien  festzustellen  folgendes  zu  beobachten. 

In  der  Begel  entscheidet  die  Parochie  des  Vaters  und  es  ist 
in  dieser  die  Taufe  zu  verrichten ;  es  bleibt  jedoch  den  Eltern  nach- 
gelassen, eüie  Vereinigung  dahin  zu  treffen,  dass  die  Söhne  in  der 
Parochie  des  Vaters,  die  Töchter  in  der  Parochie  der  Mutter  getauft 
werden,  jedoch  haben  sie  diese  Abweichung  von*  der  Begel  soglmch 
bei  der  Geburt  des  ersten  Kindes  zu  erklären  und  kann  solche  in 
der  Folge  weder  zum  Vortheil  der  einen,  noch  der  andern  Parochie 
wieder  aufgehoben  werden:  Hingegen  steht  es  dem  Vater  nicht 
firei,  der  Parochie,  in  welcher  die  Taufe  der  Begel  nach  stattfinden 
muss,  zum  Vortheil  einer  andern  Parochie  zu  entsagen,  wenn  nicht 
die  erste  dieserhalb  vollkommen  entschädiget  wird. 

3.  Bei  der  Taufe  unehelicher  Kinder  folgt  das  Kind  jedesmal 
der  Parochie  der  Mutter. 

4.  Auch  ausser  der  Taufe  folgen  die  Söhne  ihrem  Vater  und 
die  Töchter  ihrer  Mutter  dergestalt,  dass  sie  nicht  nur  überhaupt 
in  deren  Parochial- Verhältnisse  treten  und  zu  der  Parochie,  zu  wel- 
cher jene  gehören,  gezogen  werden,  sondern  dass  auch  in  Ansehung 
ihrer  Erziehung  und  des  Beligions-Unterrichts  sie  bei  der  Gonfession 
ihrer  Eltern  bleiben.  Diese  Begel  leidet  nur  alsdann  eine  Ausnahme 
wenn  die  Eltern  entweder  bei  Schliessung  der  Ehe ,  oder  nachher 
durch  ausdrückliche  Verabredung  und  Verträge  etwas  Anderes  die- 
serhalb festgesetzt  haben.  Jedoch  muss  jede  solche  Abänderung  der 
obgedachten  Begel ,  sie  mag  früher  oder  später  erfolgen ,  jederzeit 
zeitig  und  sofort,  wenn  die  Verabredung  selbst  stattgef\inden  hat, 
keiireswegs  aber  erst  dann,  wenn  ein  hiernach  zu  entscheidender  FaU 
eintritt,  der  vom  Staate  zur  diesfallsigen  Aufsicht  verordneten  Be- 
hörde angezeigt  worden,  indem  ausserdem  das  Vorgeben  einer  sol- 
chen Abänderung  vorkommenden  Falls  keine  Berücksichtigung  fin- 
den wird. 

5.  Sobald  eine  Person  das  achtzehnte  Jahr  ihres  Alters  zurück- 
gelegt hat,  ist  es  ih^  an  sich  zwar  unverwehrt ,  von  der  Kirche  ei- 
ner Gonfession  zu  der  Kirche  einer  andern  Gonfession  überzutreten :  je- 
doch ist  in  einem  solchen  Falle  jederzeit  eine  förmliche  Anzeige  bei  der 
verordnet6D.BefaöEde  noch  ehe  der  Ueb«rtritt  selbst  geschieht,  erforderlich. 

24,  Parochi(ü^VerbaUms6e  der  amaerhdtt}  der  Residenzstadt  Gotha 

wohnenden  Katholiken. 

Da  die  erste  und  wesentlichste  Bestimmung  einer  jeden  Paro- 
chie auf  dem  Wohnorte  der  dahin  zählenden  Personen  beruht,  und 
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nach  diesen  beurtheilt  werden  mnss,  wer  zu  einer  ParocUe  gerech- 
net werden  könne ;  so  folgt  hieraus  von  selbst,  dass  die  ausserhalb 
der  Residenzstadt  Gotha  wohnenden  katholischen  Glaubensgenossen 
auch  noch  ferner  derjenigen  Parochie,  in  welcher  sie  ihren  bestimm- 
ten Wohnort  haben,  sso  lange  angehörig  bleiben,  als  jlie  katholischen 
Glaubensgenossen  für  diesen  Ort  nicht  auch  die  p&rrlicben  Rechte 
erlangt  haben.  E0  haben  daher  auch  dieselben  die  eigentlichen 
Parochial-Handlungen ,^ als  Taufe,  Trauung,  Begräbniss,  lediglieh 
in  der  Parochie  ihres  Wohnorts  und  von  dem  parocho  derselben  ver- 
richten  zu  lassen.  Da  hingegen  bleibt  ihnen  unbenommen,  nicht 
nur  dem  Gottesdienst  der  in  der  Residenzstadt  Gotha  wohnenden  ka- 
tholischen Glaubensgenossen  beizuwohnen  und  das  Abendmahl  da- 
selbst zu  geniessen,  so  wie  ihre  in  der  katholischen  Glaubenslehre 
erzogenen  Kinder  zur  Firmung  daselbst  zu  stellen,  sondern  es  wird 
ihneo  auch  nachgelassen,  sich  in  ihrem  Wohnorte  selbst,  \m  &ank- 
heits-  oder  andern  als  den  obenerwähnten  Prochial-FäUen  des  Bei- 
standes eines  im  Lande  gehörig  angestellten  Geistlichen  ihrer  Con- 
fession  zu  bedienen. 

35.  Einkünfte  der  Pfarrer. 

Die  Einkünfte  der  Pfarrer  bestehen  theils  in  festen  Besoldungen 
tbeils  in  Oblationen.  Diß  ersten  sind  ihnen  von  den  Gemeinden  der- 
gestalt auszuwerfen,  dass  dieselben  dem  Landesherrn,  wie  solches 
auf  eine  genugthuende  und  sichere  Weise  geschehen  sei ,  nachzo- 
weisen  haben ;  die  Oblationen  hat  die  Kirchengemeinde  durch  üeber- 
einkunft  mit  dem  Pfarrer  zu  reguliren  und  das  diesfalls  entworfene 
Reglement  vom  Landesherrn  bestätigen  zu  lassen. 

26.  Kleidung  der  geisÜichen  Personen. 

Die  geistlichen  Personen  haben  siöh  bei  üebung  der  gottes- 
dienstlichen Handlungen  der  herkömmlichen  Kleidung  zu  bedienen; 
ausser  ihren  Amtsverrichtungen  hingegen  haben  sie  sonstige  anstän- 
dige und  ihren  Verhältnissen  angemessene  Kleidung  von  dunkler 
Farbe  zu  tragen,  und  dürfen  die  Pfarrer  insbesondere  sich  hierb« 
keiner  Auszeichnung,  die  nur  den  Bischöfen  zukommen,  anmassen. 

III.  Verrichtungen  der  gotteedienstlichen  Mandlimgen  selbst 

27.  LUurgie  und  Katechismus. 

Die  Liturgie  und'  der  Katechismus,  welche  in  den  Kirchen  der 
katholischen  Confessions-Verwandten  gebraucht  werden  sollen,  müs- 
sen für  alle  Kirchen  eine  und  dieselbe  sein. 
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^9.  Bestätigung  vom  Staate. 

Damit  beurtheilt  werden  könne,  ob  solche  mit  den  bestehen- 
den Anordnungen  des  Staats  sich  nicht  in  Widerspruch  befinden,  hat 
der  Pfarrer  solche  dem  Landesherm.  zur  Beurtheilüng  und  Qeneh- 
migung  vorzulegen. 

29,  Oeffenüicbe  ausserordentliche  Qthete. 

Wenn  der  Landesherr  ausserordentliche  Gebete  vorschreibt,  so 
sind  solche  in  der  katholischen  Kirche  ebenso,  wie  in  der  Lutheri- 
schen zu  verrichten. 

30.  Feier  von  Festtagen  ausser  den  Sonntagen. 

Die  katholische  Gemeinde  hat  in  der  Begel,  ausser  den  Sonn- 
tagen und  denjenigen  Festtagen,  welche  auch  in  der  lutherischen 
Kirche  dieses  Landes  beibehalten  worden  sind,  so  wie  hiem&chst 
die  von  dem  Landesherrn  angeordneten  allgemeinen  Feste,  in  sofern 
sie  der  lutherischen  Kirche  nicht  eigenthümlich  sind,  zu  feiern.  So 
wie  daher  die  abgeschaffte  Feier  der  dritten  Feiertage  auch  in  der 
katholischen  Kirche  nicht  stattfinden  darf,  so  hat  sich  hingegen  die- 
selbe der  Feier  der  Busstage,  des  Erndtefestes ,  oder  andrer  noch 
anzuordnenden  ähnlicher  Feste  nicht  zu  entziehen.  Nicht  minder 
hat,  so  viel  die  der  katholischen  Kirche  eigenthümlichen  Feste  be- 
trifft, der  Pfarrer  ein  Verzeichniss  derjenigen,  welche  seine  Gemeinde 
regelmässig  zu  feiern  wünscht,  bei  dem  Ober-Consistorio  als  der  be- 
stellten Behörde  einzureichen,  und  diesfallsige  Genehmigung  zu  er- 
warten. 

31.  Fortsetzung. 

Ausser  den  in  der  vorgedachten  Masse  regulirten  Festtagen 
darf  auf  keinerlei  Veranlassung  und  Verwandt  irgend  ein  Festtag 
angesetzt  und  gefeiert  werden,  wenn  solches  nicht  bei  vorkommen- 
den ausserordentlichen  Fällen  zuvor  bei  der  vorgesetzten  Behörde 
angezeigt  und  von  dieser  genehmigt  worden  ist. 

32.  Haus-Capellen  und  Privat^Bethäuser. 

Hans-CapeUen  und  Privat-^Bethäuser  oder  Säle  sind,  ohne  aus- 
drfickliche  Erlaubniss  des  Landesherm,  um  welche  dermalen  der 
Pfarrer  nachzusuchen  hat,  nicht  gestattet. 

33.  Oottesdienstliche  Handlungen  ausser  den  Kirchen. 

Alle  kirchlichen  Handlungen  und  Geremonien  dürfen  in  der 
Regel  nur  in  der  dem  katholischen  Cultus  gewidmeten  Kirche  ver- 
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richtet,  und  insbesondere  ausaer  derselben  keine  öffentlichen  Um- 
gänge gehalten  werden.  Bei  solchen  gottesdienstlichen  Y^hand- 
langen  aber,  welche  ihrer  Natur  nach  ausserhalb  dieser  Kirche  be- 
wirkt werden  müssen,  wie  bei  Begräbnissen  und  bei  Beichung  des 
Abendmahls  an  Kranken  der  Fall  ist,  insbesondere  aber  bei  der 
durch  die  letztere  Veranlassung  nothwendig  werdenden  Ueberbring- 
ung  der  Monstranz  in  die  Wohnung  des  Kranken,  haben  die  Pfiurro' 
und  die  Glieder  der  katholischen  Gemeinde  Alles  zu  vermeiden,  was 
den  Bekennem  einer  andern  Confession  auffallend  und  anstössig  sein, 
oder  ein  öffentliches  Aergemiss  nach  sich  ziehen  könnte. 

34.  Aussclüiessliche  Bestimmung  der  Kirche  für  dm  katholischen 

OuUus. 

Die  zur  Uebung  des  katholischen  Gultns  bestimmte  Kirche 
kann  nur  für  diesen,  nicht  zugleich  für  den  Cultus  einer  andern 
Confession  bestimmt  werden.  Ebenso  kann  aber  auch  die  Kürcbe 
einer  andern  Confession  nicht  zugleich  für  den  römisch-katholischen 
Cultus  angewiesen  werden. 

35.  Zusammenrufung  der  Gemeinde  zum  Gottesdienste. 

Glocken  zu  gebrauchen  ist  der  katholischen  Kirchengemeinde, 
sowohl  um  dieselbe  zu  den  sonn-  und  festtäglichen  Versammlungen 
zusammen  zu  rufen,  als  auch  bei  Begräbnissen,  wenn  solche  am 
Tage,  und  solenn  stattfinden,  verstattet.  Zu  andern  Zwecken  als 
diesen  dürfen  die  Glocken,  ohne  ganz  ausdrückliche  Genehmigung 
der  Polizei  des  Orts  nicht  gebraucht  werden. 

36.  VerhaUen  gegen  andere  Confessionen  bei  den  öffenüichen  Vor- 
trägen. 

Bei  allen  Vorträgen  haben  die  Priester  jeder  Aeusserung,  welche 
mittelbar  oder  unmittelbar  gegen  eine  andere  vom  Staat  geduldete 
Confession  gerichtet  ist,  sich  zu  enthalten. 

IV.  Verrichtung  anderer  Handlungen ,  welche  dem  Pfarrer  aufgetragen 
sind,  aber  meht  unmittelbar  auf  den  CMtesdienet  Bezug  haben. 

37.  Ä.  Ehe.    Voraussetzungen  bei  Schliessung  einer  Ehe. 

Die  priesterliche  Einsegnung  neuer  Ehepaare  kann  nur  dann 
statthaben,  wenn  von  denselben  alle  nach  den  Gesetzen  des  Staats, 
welche  sieb  in  Ansehung  der  von  dem  Staate  sanetienirten  Eheyer- 
verbote  in  der  Landes-Ordnung  mid  in  Ansehung  der  übrigen  Vor- 
schriften in  dem  Ehemandate  vom  21.  September  1780  und  dessen 
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Zasätzen^  befinden ,  zu  Schliessung  einer  gültigen  Ehe  erforderliche 
Bedingungen  dargethan  worden.  Nicht  minder  haben  die  Katholi- 
ken diejenigen  Vorschriften,  welche  in  den  Jjandesgesetzen «  sowohl 
wegen  der  Eheverbote ,  als  wegen  der  Nothwendigkeit  dreimaliger 
Proclamation,  ingleichen  dass  die  Trauungen  an  dem  Wohnorte  und 
in  der  Parochie  des  Bräutigams,  und  wenn  dieser  ein  Ausländer  ist, 
an  dem  Wohnorte  der  Braut  geschelien  müsse ,  ferner ,  dass  sich 
keine  Mannsperson  vor  erlangtem  vierundzwanzigsten  Jahre  verhei- 
rathen  dürfe,  und  alle  andern  ähnliche  Yorscbriften  sich  zur  Richt- 
schnur dienen  zu  lassen.  Sollte  jedoch  ein  'oder  das  andere  Mitglied 
der  Gemeinde  glauben ,  in  dem  Falle  zu  sein ,  sich  von  der  Befolg- 
img  eines  oder  des  andern  dieser  Gesetze  befreit  zu  sehen ,  so  hat 
'sieh  dasselbe,  wegen  diesfallsiger  Dispensation  bei  der  Behörde  zu 
melden,  und  dict  nöthige  Verfügung  zu  erwarten. 

38.  Bitwü  der  Einsegnung. 

Das  Bitual  der  Einsegnung  bleibt  unter  den  im  Vorhergehen- 
den angegebenen  Bestimmungen  der  Anordnung  des  Pfarrers  unter- 
worfen. 

39.  Ehescheidung. 

Die  Ehescheidung  muss  in  der  äussern  Form  vor  den  Behör- 
den des  Staates  und  nach  dessen  Gesetzen  ausgewirkt  werden.  In 
wiefern  sie  von  der  Kirche  anerkennt  wird,  bleibt  dem  Gewissen 
der  Geschiedenen  überlasseiu 

40.  B.  Kirchenbücher.    Führung  derselben. 

Die  Kirchenbücher  hat  der  Pfarrer ,  oder  der  welcher  hierzu 
dem  Ober-Consistorio  ausdrücklich  namhaft  gemacht  und  von  ihm 
bestätigt  wird,  zu  führen;  der  eine  oder  der  andere  sind  auf  diese 
Führung,  insbesondere  auf  Beobachtung  des  diesfallsigen  Begulativs 
vom  14.  November  1808  ausdrücklich  zu  verpflichten.  Nur  die  von 
dergleichen  verpflichteten  Personen  geführten  Bücher  haben  öffent- 
lichen Glauben  9  wenn  es  auf  daraus  entlehnte  Bescheinigung  an- 
kömmt. 

41.  C.  Sehulunterrieht. 

Die  katholischen  Confessionsverwandten  sind  an  alle  Vor- 
schriften gebunden,  welche  in  Ansehung  des  öffentlichen  Schulunter- 
richts und  der  Besuchung  der  Academien  überhaupt  bestehen  und 
deren  Beobachtung  vorausgesetzt  wird,  um  die  Fähigkeit  zu  Staats- 
Aemtern  zu  verlangen :   Jedoch  dürfen  ihre  Kinder  nicht  gezwungen 
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werden,  in  den  öffentlichen  Schulen  dem  f6r  die  *  Kinder  der  andern 
Gonfessionen  ertheilten,  positiven  Beligions-Ünterrichte  beizuwohnen. 
Ueberhaupt  sind  von  diesen  Vorschriften  alle  diejenigen  ausgenom- 
men, welche  sich  dem  geistlichen  Stande  widmen  und  es  bleibt  ih- 
nen, eine  andere  Lehranstalt  als  das  Gynmasium  zu  Gotha  oder  die 
Landes-Universität  Jena  zu  besuchen,  so  lange  unbeommen,  als  bei 
diesem^nstitute  die  erforderlichen  Einrichtungen  für  mlche  Studirende 
welche  sich  dem  geistlichen  Stande  widmen,  nicht  getroffen  sein 
werden. 

42.  Einrichtung  von  Schulen  für  denIcaiholischenIteligianS'UntefrickL 

Wollen  die  katholischen  Confessions-Verwandten  eigene  Sclra- 
len  für  den  Religions-Ünterricht  ihrer  Kinder  errichten,  so  kann  die- 
ses unter  Genehmigung  des  Ober-Gonsistorü  —  ohne  diese  jedodi 
auf  keine  Weise  ~  geschehen.  Die  nächste  Aufsicht  über  die  Scha- 
len fuhrt  alsdann  der  Pfarrer;  die  Ober-Aufsicht  bleibt  dem  Ober- 
Gonsistorio. 

2.  PromemoHß  des  hochwürdigsten  Bischofs  Dr.  Franz  Dregper 
von  Paderborn  vom  13.  Juni  1853  zu  dem  herzoglich  gaOmsdum 

Bdigionsedikt  vom  Jahre  1811. 

L  Statt:  »Regulativ  für  die  kirchliche  Verfassung  etc. c  müsste 
es  eigentlich  heissen:  Regulativ  für  die  äussern  und  rechtUchen  Ver- 
hältnisse der  römisch-katholischen  Gemeinde  im  Herzogthume  Gotha. 

n.  §.  1.  und  2.  mflssten  folgende  Fassung  haben: 

§.1.  Die  römisch-katholische  Kirche  hat  im  Staate  freie  Be- 
ligionsübung ;  ihr  Gottesdienst  darf  öffentlich  gehalten  w^en;  je- 
doch haben  die  Katholiken  hinsichtlich  der  Anordnung  ihres  Gottes- 
dienstes sich  nach  den  Polizeigesetzen  zu  richten ,  welche  der  Staat 
in  Absicht  auf  die  öffentliche  Buhe  und  Ordnung  für  nothwendig 
finden  wird. 

§,  2.  Alles,. was  das  Eigenthümliche  des  römisch-katholisdieD 
(Gottesdienstes  betrifft,  hat  der  ordentliche  Seelsorger  der  katholischen 
(Gemeinde  zu  ordnen;  und  ist  derselbe  dabei  selbstredend  an  die 
Satzungen  und  Vorschriften  der  katholischen  Kirche  überhaupt,  and 
an  die  Anordnungen  seines  vorgesetzten  Diöcesanbischofis  insbeson- 
dere gebunden. 

III.  §.  3.  wonach  dem  Herzoge  zwei  Subjecte  von  der  Gtomeinde 
zu  der  Pfarre  präsentirt  werden  sollen,  aus  denen  er  einen  zum  Pfar- 
rer ernennt,  ist,  weil  der  Herzog  nicht  dotator  der  Stelle  ist,  sondern 
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nur  75Thlr.  widerruflich  per  Jahr  zuscbiesst,  dahin  abzuändern,  dass 
der  Bischof  ernennt,  dem  Herzoge  jedoch  concedirt,  dass  ein  Pfarrer 
nur  nach  geschehener  Zustimmung  des  Herzogs,  ernannt  werden  soll* 

IV.  Der  §.  4.  soll  in  folgender  Weise  gefasst  werden: 
Die  in  vorstehender  Weise  ernannten  Pfarrer  sowohl  als  deren 
Stellvertreter  haben  dem  Landesherm  vor  einem  von  demselben  zu 
bestimmenden  Begierungs-Beamten  vor  dem  Antritte  ihres  Amtes, 
den  in  der  Anlage  A.  enthaltenen  Verpflichtungseid  zu  leisten. 

y.  Was  §.  5.  und  §.  6.  anlangt,  so  wird  verlangt,  dass  die 
Katholiken  resp.  der  katholische  Pfarrer  in  Gotha  in  Bezug  auf  ihre 
äusseren  kirchlichen  Verhältnisse  nicht  dem  Consistorium,  welches  eine 
kirchliche  Behörde  der  protestantischen  Kirche  sei,  sondern  der  Lan- 
desregierung resp.  dem  Gultusmiuister  untergeben  sei.     , 

VI.  Das  Gebet  fär  den  Landesherrn  (§.  7.)  soll  nach  dem  For- 
mulare, welches  in  der  katholischen  Kirche  üblich  ist  (Allgemeines 
Gebet),  und  in  der  bei  den  Katholiken  üblichen  Weise  geschehen. 

VII.  §.  9. — 14.  in  der  vorliegenden  Form  anzunehmen ,  ist 
theils  unmöglich  (Fastenhirtenbrief,  Dispensen,  die  häufig  das  forum 
internum  betreffen),  theils  überflüssig  (§§.  12.  und  13.),  weil  die  ge- 
nannten Eventualitäten  nicht  vorkommen  oder  durch  den  geleisteten 
Eid  erledigt  sind. 

VIII.  §.15.  Statt :  Consisiorium  muss  es  heissen :  landesherr- 
liche Behörde. 

Auseergewbhnliche  religiöse  Feierlichkeiten  hat  der  Bischof  an- 
zuordnen. 

Dispensation  vom  Aufgebote  von  weltlicher  Seite  gibt  der  Lan- 
desherr; die  kirchliche  Proclamation  muss  nach  Kirchengesetzen 
dennoch  geschehen  oder  in  derselben  vom  Bischöfe  dispeusirt  werden. 

Ehescheidung  quoad-.thorura  et  mensam  verfügt  der  Bischof; 
quoad  vinculum  nach  katholischer  Principien  unerlaubt ;  Geschiedene 
aufs  neue  zu  trauen,  ist  nicht  erlaubt. 

IX.  In  §.  16.  statt  Oberconsistorium,  »landesherrliche  Behördec 
zu  setzen. 

X.  Die  Kirchenrechnüng  wird  nach  erfolgter  kirchlicher  De- 
chargirung  der  Landesbehörde  zur  Einsicht  mitgetheilt  (§.  17.) 

§.  18.  und  §.  19.  cessat. 

XI.  In  Bezug  auf  §.  20.  wird  auf  die  Bemerkung  §.  2.  hin- 
gewiesen und  ist  demnach  zu  ändern.  §.21.  cessat. 

XII.  Für  §.  22.  wird  folgende  Fassung  vorgeschlagen: 

Es  darf  überhaupt  Niemand  geistliche  Functionen  vornehmen, 
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wenn  er  nicht  zuvor  seine  Qualification  und  Bereifung  dem  Pfarrer 
nachweiset,  wobei  zunächst  der  letztere  verantwortlich  bleibt. 

XIII.  Im  §.  23.  ist  folgende  Fassung  vorgeschlagen: 

Was  die  Schliessung  der  Ehe  durch  die  Gopulation  angeht,  so 
gehört  die  Trauung  der  Begel  nacirdem  Pfarrer,  zu  dessoi  Paro- 
chie  der  Bräutigam  gehört  und  es  kann  dieselbe  ohne  Entscbädigoog 
des  berechtigten  Pfarrers  in  piner  andern  Parochie  nicht  vorgMiom- 
meu  werden.  Es  darf  jedoch  die  Trauung  nicht  eher  geschehen,  \m 
von  dem  Pfarrer  des  andern  Theiles  das  Zeugniss  über  die  stattge- 
I^abten  Aufgebote  beigebracht  ist.  Was  die  Taufe  und  die  religiöse 
Erziehung  der  Kinder  aus^  gemischter  Ehe  angeht,  so  haben  die  El- 
tern derselben  das  Becht,  darüber  unter  sich  durch  Verträge  zu  be- 
stimmen. Sind  solche  Verträge  geschlossen,  so  sind  sie  rechtsgültig 
und  massgebend.  In  Ermangelung  derselben  aber  entscheidet  in  Be- 
ziehung auf  Taufe  und  religiöse  Erziehung  der  Kinder  die  Parochie^ 
des  Vaters.  Tritt  durch  Vereinbarung  der  Eltern  eine  Abweichung 
von  dieser  Begel  ein,  so  ist  dieselbe  gleich  bei  der  Taufe  des  ^rsteo 
Kindes  dem  competenten  Pfarrer  mitzutheilen. 

3.  Bei  der  Taufe  der  unehelichen  Kinder  folgt  das  Kind  jedes- 
mal der  Parochie  der  Mutter. 

4.  Sobald  eine  Person  das  14.  Jahr  ihres  Alters  zurückgelegt 
hat,  ist  es  ihr  unverwehrt,  von  einer  Confession  zu  einer  andern 
überzugehen ,  jedoch  ist  in  einem  solchen  Falle  jedesmal  eine  förm- 
liche Anzeige  bei  dem  competenten  Pfarrer,  noch  ehe  der  üebertritt 
selbst  geschieht,  erforderlich. 

XIV.  Der  Pfarrzwang  ist  durch  Artikel  16.  der  deutschen 
Bundesacte  vom  8.  Juni  1815  aufgehoben  und  hat  demnach  die  Ge- 
setzgebung fast  aller  deutschen  Begierungen  denselben  aui^egebeo, 
so  z.  B.  die  Begierungen  von  Oesterreich  (1.  Juli  1849),  Grosaher- 
zogthum  Hessen  (28.  Juli  1827  und  25.  September  1833) ,  Bad^ 
(1.  November  1840),  Württemberg  (12.  September  1818),  Hannover 
(28.  September  1824),  Bayern  (26.  Mai  1818),  Sachsen  (19.  Februar 
1827),  Churhessen  (30.  Januar  1830),  Weimar  (7.  Octob^r  1823); 
ebenso  wird  er  in  den  zum  deutschen  Bunde  gehörigen  Theilen  Preos- 
sens  nicht  mehr  gehandhabt. 

Es  wird  folgende  Fassung  des  §.  24.  vorgeschlagen : 
Da  die  in  Gotha  errichtete  katholische  Pfarrstelle  dem  gottee- 
dienstlichen  und  seelsorglichen  Bedürfhisse  s&mmtlicber  Katholiken 
des  Herzogthums  dienen  soll,  so  werden  sowohl  die  in  als  ausserhalb 
der  Besidenzstadt  Gotha  wohnenden  katholischen  Glaubensgenossen 
der  ebengenannten  Parochie  zugewiesen  und  ist  der  Pfarrzwang,  wel- 
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ehern  die  ausserhalb  der  Residenz  wohnenden  Katholiken  seither  noch 
unterlagen,  mit  seinen  Folgen  anfgehoben« 

XV.  Statt  des  §.  25.  ist  folgende  Fassung  vorgeaphlagen : 
Wie  das  im  §.  17.  bemerkte  Eirchen?erm5gen,  so  ist  auch  die 

Confarolirung  und  Regulimng  des  Pfarreinkommens  zunächst  Sache 
der  geistlichen  Behörde.  Doch  ist  die  Landesbehörde  von  der  Lage 
desselben  durch  Mittbeilung  der  jedesmaligen  periodischen  Etats 
in  Eenntniss  zu  setzen.  Sollten  Zuschüsse  seitens  der  Eirchenge- 
meinde  nöthig  werden,  so  ist  das  Verfahren  folgendes: 

1.  Es  werden  aus  den  beitragspflichtigen  Mitgliedern  der  kirch- 
lichen Gemeinde  fadf  Repräsentanten  gewählt,  welche  in  Gemeinschaft 
mit  dem  Kirchenvorstande  die  Bedarfissummen  ermitteln  und  über 
die  zweckmässige  Vertheilung  derselben  auf  die  Beitragspflichtigen 
Vorschläge  machen. 

2.  Die  bemerkten  Vorschläge  werden  der ,  geistlichen  Behörde 
zur  Prüfung  vorgelegt,  und  nach  erfolgter  Genehmigung  und  Fest- 
setzung der  Landesregierung  zur  Ertheilung  des  Exequatur  vor- 
gelegt. 

Ist  letzeres  ertheilt,  so  werden  die  Beiträge  durch  einen  vom 
kirchenvorstande  mit  Genehmigung  der  geistlichen  Obern  zu  bestel- 
lenden Erheber  und  von  den  Säumigen  auf  Ersuchen  des  Eirchen- 
vorstandes  im  Wege  der  Steuer-Execution  eingezogen. 

XVI.  §.  26.  ist  als  ganz  zur  Competenz  der  geistlichen  Behörde 
gehörend,  wegzulassen. 

XVU.  Wie  zu  §.  26,  ebenso  bei  §.  27.  Was  die  §.  28.  er- 
wähnte Liturgie  I^Eatechismus,  Ertheilung  des  Religionsunterrichtes 
betrifft ,  so  ist  dies  allein  Sache  der  geistlichen  Behörde ;  dies  ist 
auch  durch  die  Gesetzgebung  aller  Staaten  anerkannt. 

§.  29  ist  folgendermassen  zu  fassen: 

WeJin  der  Landesherr  ausserordentliche  Gebete  anordnet,  so 
sind  dieselben  auch  in  der  katholischen  Eirche  nach  einem  vom  Bi- 
schöfe zu  bestimmenden  Formulare  abzuhalten. 

XVIII.  §.30  wird  folgendermassen  gewünscht: 

Die  katholische  Gemeinde  in  Gotha  feiert  ausser  den  Sonntagen 
und  ausser  einigen  auf  die  folgenden  Sonntage  verlegte  Festen,  die- 
jenigen besondere  Festtage,  welche  in  der  Festordnung  vom  Jahre 
1829  vom  päpstlichen  Stuhle  vorgeschrieben  sind,  (diese  werden  na- 
mentlich angeführt).  Wenn  von  dem  Landeshefrn  ausserordentliche, 
alle  Unterthauen  berührende  Feste  angeordnet  werden,  so  sind  die 
EathoUken  verpflichtet,  dieselben  nadi  dem  Ritus  ihrer  Eirche  eben- 
falb  zu  feiern.    - 
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§.  31  lautet  nanmehr:  Ausser  den  in  der  vorgenannten  Fest« 
Ordnung  regulirten  Festtagen  bedarf  etc. 

XIX.  §.  32  wäre  zu  formuliren: 

Die  Errichtung  von  bleibenden  Hauscapellen  oder  Privatbet- 
häusern kann  ohne  ausdrückliche  Qenehmigung  des  Landesherm 
nicht  erfolgen.  Dagegen  steht  es  dem  Pfarrer  zm,  priesterliche  und 
seelsorgerliche  Functionen  in  einem  Privatlocnl?  vorzunehmen,  wenn 
ihm  solches  zur  Befriedigung  des  religiösen  Bedürfnisses  Kranke 
oder  schwächlicher  Personen,  welche  die  Kirche  nicht  besuchen  kön- 
nen, in  vorübergehender  Weise  nöthig  scheint. 

XX.  §.  33.  Die  Monstranz  wird  nie  zu  Kranken  getragen. 
Demnach  muss  es  heissen:  Bei  solchen  gottea^lienstlichen  Hand- 
lungen, welche  ilirer  Natur  nach  ausserhalb  der  Kirche  bewirkt  wer- 
den müssen,  wie  bei  Begräbnissen  und  Spendung  der  Sterbesacia- 
mente  an  Kranke  der  Fall  ist,  insbesondere  aber  bei  der  durch  die 
letztere  nothwendig  werdenden  Ueberbringung  des  hl.  Abendmahles  etc. 

XXI.  §.  34.  ist  von  der  Zeit  zu  verstehen,  in  welcher  die  Ka- 
tholiken sich  einer  für  den  Cnltus  bestimmten  Kirche  erfreuen. 

XXn.  Nach  dem  Worte  i^erstaüeU  (§.  35.)  dürfte  hinzuzo- 
setzen  sein :  und  eu  dem  in  der  katholischen  Kirche  üblichen  hörn- 
ten: der  Betglocke. 

§.  36.  wäre  zu  fassen:  bei  allen  Vorträgen  haben  die  Priester 
jeder  Aeudserung,  welche  für  eine  andere  vom  Staate  geduldete  Coo- 
fession  beleidigend  ist,  sich  zu  enthalten. 

XXm.  Zu  §.  37.  siehe  das  oben  §.  15.  und  §.  23.  Gesagte. 

In  §.  38.  ist  statt  »Anordnung  desjyhrrer^c  zu  setzen:  »An- 
ordnung des  Diöcesanbisehofs.^ 

Zu  §.  39  cf.  die  Bemerkungen  zu  §.  15.  In  kürzerer  Fassung 
wäre  zu  bemerken,  dass  die  priesterliche  Einsegnung  eines  Ehepaares 
nur  eben  statthaben  darf «  3yenn  die  nach  den  Gesetzen  des  Staates 
zur  Schliessung  einer  gültigen  Ehe  erforderlichen  Bedingungen  und 
Requisite  erfüllt,  und  beigebracht  sind. 

Die  Führung  dar  Kirchenbücher  (§.  40.)  ist  Sache  des  Pfiir- 
rers.  Dieselbe  zu  beaufsichtigen  ist  ein  Recht  der  geistlichen  Be- 
hörde. 

In  §.  41.  ist  nach  den  Worten  ^positiver  Religionsunterrichte 
zu  setzen:   und  biblische  Geschichte. 

XXIV.  In  Rücksicht  auf  §.  42.  siehe  das  zu  §§.  5--6.  Gesagte. 
Die  Oberaufsicht  über  den  Religionsunterricht  steht  dem  Diöcesan- 
bischofe  zu.    Der  Lehrer  darf  sein  Amt  nicht  antreten,  bi^  er  über 
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seine  Fähigkeiteü  and  seine  Mission  zur  Ertheilong  des  Religions- 
nnterrichtes  durch  eine  von  der  bischöflichen  Behörde  ausgestellte 
Urkunde  sich  legitimiren  kann. 

Anlage  A. 

Eidesformel  des  Pfarrers. 

Sie  sollen  geloben  und  beschwören,  dass  Sie  dem  durchlauch- 
tigsten Herzoge  und  Herrn,  N.  Herzog  zu  Sachsen  etc.,  unserro  gnä- 
digsten Fürsten  und  Herrn,  wollen  getreu,  hold,  gewärtig,  den  Lan- 
desgesetzen gehörsam  sein,  die  landesherrlichen  Rechte  und  Yor- 
theile,  soviel  an  Ihnen  ist,  befördern,  sich  auf  keine  diesen  Rechten 
und  Yortheilen  und  Oberhaupt  der  Ruhe^  des  Staates  entgegenstre- 
bendes Verständniss  oder  auf  eine  diesfallsige  Verbindung  weder  im 
In-  noch  Auslande  einlassen  und  dazu  beförderlich  sein ,  auch  wenn 
Sie  in  Erfahrung  brächten,  dass  innerhalb  Ihrer  Parochie  oder  sonst 
Etwas,  das  jenen  Beziehungen  nachtheflig  sein  könnte ,  vorfiele  und 
eingeleitet  würde,  dieses  unverzüglich  zur  Wissenschaft  der  herzog- 
lichen Landesregierung  bringen,  auch  Sich  überall  und  in  Ihrem 
ganzen  Wandel  so  verhalten,  wie  es  einem  treuen  Unterthanen  über- 
haupt und  Ihnen  in  Ihrem  geistlichen  Amte  insbesondere  zukömmt 
and  obliegt. 

Eid. 

Alles,  was  mir  soeben  vorgesagt  und  vorgelesen  worden  ist, 
und  ich  auch  wohl  verstanden  habe,  das  will  ich  fest  und  unver- 
brüchlich halten,  so  wahr  mir  Gott  helfe  und  sein  hl.  Evangelium. 
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XVIII. 
Sachsen-Weimaer  Volksschulgesetz  vom  24.  Juni  1874. 

Regiernogsblatt  für  das  Groflsherzogthui»  Sachsen- Weimar-Eisenach.  (Nr.  19. 

vom  10.  JuU  1874). 

Wir  Carl  Alexancier^  van  Qottes  Onaäen  Qrosshereog  van  Saeksm' 

Wei$nar'Eisenach,  Landgraf  van  Thüringen^  Markgraf  ssu  Meissaa, 
gefürsteter  Qraf  zu  Henneberg^  Herr  au  JSlankerüuiin^  NeuskM 

und  Tauienburg  etc.  etc. 

Nachdem  Wir  fSr  nöthig  erkannt,  das  Yolksschnlwesen  des 
Qrossherzogthnms  anf  der  bisherigen  Grundlage  in  umÜEissender 
Weise  neu  za  ordnen  nnd  den  Bedürfnissen  der  Gegenwart  entspre- 
chend fortzubilden ,  yerordnen  Wir  hierdurch  mit  Zustimmung  des 
getreuen  Landtags  was  folgt: 

A.  Die  Elementarschule. 
I.  Die  Schule. 

§.  1.  Die  Volksschule  hat  die  Aufgabe,  der  Jugend  durch  Un- 
terricht und  Erziehung  die  Grundlage  sittlich-religiöser  Bildung  und 
die  für  das  bürgerliche  Leben  nöthigen  allgemeinen  Kenntnisse  nnd 
Fertigkeiten  zu  gewähren. 

§.  2.  Unbedingt  nothwendige  Gegenstäode  des  Unterrichts  in 
der  Volksschule  sind: 

Religions-  und  Sittenlehre, 
Deutsche  Sprache  mit  Lesen  und  Schreiben, 
Bechnen  mit  Zahlen  und  Baumgrössen, 
Natur-  und  Erdkunde, 
Geschichte, 
Gesang, 

Turnen  und  Zeichnen  für  Knaben. 
Daneben  nach  Bedürfnisse  und  Füglichkeit : 
Obstbaumzucht  fiir  Knaben, 

weibliehe  Handarbeit,  Turnübungen  und  Zeichnen  fürMidchau 
§.  3.  Der  Unterricht  soll  das  Fassungsvermögen  der  Eindtf  ■ 
nicht  übersteigen,  die  Schulzucht  den  yäterlichen  Charakter  nicbt 
verläugnen. 
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üeber  die  jeweilige  Einrichtung  der  Schalen ,  sowohl  was  den 
Unterrichtsplan  (den  allgemeinen  wie  den  besonderen  Ortliehen)  als 
was  die  Erziehungs-  nod  Lehrmittel  und  die  Schnlzncht  anbelangt, 
trifft  die  oberste  Staatsbehörde  ffir  das  Schulwesen  Bestimmung. 

Bei  Anordnung  und  Ueberwachung  des  Religionsunterrichtes 
steht  der  kirchlichen  Behörde  das  Recht  der  Mitwirkung  zu,  unter 
der  entscheidenden  Oberaufsicht  des  Staates. 

§.  4.  Jede  Schule  muss  ein  fBr  Schulzwecke  bestimmtes  Ge- 
bäude haben,  welches  nach  Lage,  Einrichtung  und  Ausstattung  den 
BedGrfoissen  des  Unterrichts  und  den  Anforderungen  der  Gesund- 
heitspflege entspricht.  Die  in  dieser  Beziehung  zu  erfüllende  Be- 
dingung schreibt  die  oberste  Schulbebörde  vor  und  macht  sie  im 
Wege  der  Verordnung  bekannt. 

Jedes  Kind  hat  acht  Jahre  lang  ununterbrochen  die  Volksschule 
zu  besuchen. 

Der  Eintritt  der  Kinder  erfolgt  zu  Ostern  und  zwar  für  die- 
jenigen welche  das  sechste  Lebensjahr  bis  dahin  vollendet  haben, 
oder  bis  Ende  April  vollenden  werden. 

Der  Regel  nach  hat  jedes  Kind  die  Volksschule  im  Schulbe- 
zirke seines  Aufefnthaltsortes  zu  besuchen,  jedoch  bleibt  auch  der  Be- 
such der  Schule  eines  Nachbarortes,  insoweit  dessen  Schulvorstand 
es  genehmigt,  nachgelassen. 

Gänzliche  oder  theilweise  Befreiung  von  der  Pflicht  des  acht- 
jährigen Schulbesuchs  kann  nur  insoweit  eintreten,  als  entweder  kör- 
perliche oder  geistige  Unfähigkeit  zur  Theilnahme  am  Unterricht  vor- 
handen ist  oder  anderweiter  ausreichender  Unterricht  ertheilt  wird. 
Und  ebenso  bleibt  die  Gestaltung  der  Verschiebung  oder  Unterbre- 
chung des  oben  bestinmiten  Zeitraums  dann  vorbehalten,  wenn  dring- 
liche Ursachen  vorliegen  und  die  Abweichungen  ohne  Beeinträch- 
tigung des  wesentlichen  Schulzweckes  geschehen  kann. 

Andererseits  bleibt  aber  auch  die  Verlängerung  der  Zeit  der 
Schulpflichtigkeit  bis  zu  einem  Jahre  über  das  regelmässige  Mass 
hinaus  im  einzelnen  Falle  da  vorbehalten,  wo  die  Erfüllung  des 
wesentlichen  Schulzwecks  dies  erfordert. 

§.  6.  Die  Ferien  der  Volksschule  sollen  im  gtuizen  Schuljahre 
zusammen  die  Dauer  von  zehn  IJVochen  haben.  Die  näheren  Be- 
stimmungen über  die  Schulferien  trifft  die  oberste  Schulbehörde. 

§.  7.  Die  Eltern,  Vormünder  oder  sonstigen  Erzieher  der  im 
Grossherzogthum  schulpflichtigen  Kinder  sind  verpflichtet,  dieselben 
zum  regelmässigen  Besuch  der  Schule  anzuhalten. 
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Die  VoraussetzuDgeD ,  unter  welchen  Schulversänmnisse  ent- 
schuldbar sind,  bestimmt  die  oberste  Schulbehörde. 

§.8.  Ist  ein  Kind  aus  disciplinaren ,  polizeilichen  oder  sbaf- 
rechtlichen  Gründen  oder  wegen  geistiger  Schwäche  oder  körper- 
licher Gebrechen  vom  Besuche  der  Volksschule  auf  längere  Zeit 
oder  überhaupt  ausgeschlossen,  so  ist  für  anderweiten  ünterrieht 
im  geeigneten  Fall  und  in  geeigneter  Weise  Sorge  zu  tragen. 

§.  9.  An  Orten,  wo  besondere  Confessionsschulen  neben  der  all- 
gemeinen Ortsachule  bestehen ,  haben  die  schulpflichtigen  Kinder 
nach  der  Wahl  und  Bestimmung  ihrer  Eltern  oder  Krzieher  ent- 
weder die  Schule  ihrer  Confession  oder  der  allgemeinen  Ortsschnk 
zu  besuchen. 

Zur  Theilnahme  am  Beligionsuuterrichte  der  Schule,  die  sie 
besuchen,  sind  die  Kinder  dann  nicht  verpflichtet,  wenn  in  ihrer 
Confession  kein  Beligionsunterricht  an  der  Schule  ertheilt  wir! 
(cf.  §.  47.) 

Die  neben  der  allgemeinen  Ortsschule  bestehenden  besonderen 
Confessionsschulen  haben  den  Charakter  von  Privat- Unterrichts- An- 
stalten. 

§.  10.  Privatunterricht,  welcher  den  Unterricht  der  Volksschule 
vertreten  soll,  kann  nur  von  Lehrern  oder  Lehrerinnen  ertheilt 
werden,  welche  die  geordneten  Prüfungen  bestanden  haben  oder  sonst 
von  der  Oberschulbehörde  für  qualificirt  erachtet  werden. 

Privatunterrichte-Anstalten  und  Pabrikschulen  mit  solcher  Be- 
rechtigung bedürfen  überhaupt  der  Genehmigung  der  obersten  Sdiol- 
behörde  und  stehen  unter  der  Aufsicht  derselben.  Die  Geneh- 
migung darf  nur  unter  ausdrücklicher  Anführung  der  Gründe  ver- 
sagt werden. 

§.11.  Wenn  die  Eltern  eines  schulpflichtigen  Kindes  oder  deren 
Stellvertreter  ihre  Verpflichtung  in  Bezug  auf  die  Unterrichtnng  ih- 
res Kindes  in  einer  der  in  diesem  Gesetze  namhaft  gemachten  Ach- 
tungen versäumen,  so  sind  dieselben,  namentlich  im  Wiederholong»- 
falle,  auf  Antrag  der  Schulbehörde  mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Reichs- 
mark oder  mit  Haftstrafe  zu  belegen; 

Die  beigezogenen  Geldstrafen  fallen  der  betreffenden  Schulge- 
meinde zur  Verwendung  für  Schulzwecke  zu. 

Im  äussersten  Falle  kann  auf  Antrag  der  Schulbehörde  die 
Erziehung  den  Eltern  oderderen  Stellvertretern  durch  das  Vormund- 
Schaftsgericht  ganz  entzogen  und  einer  andern  Pflege  uivertraot 
werden,  (cf.  §.  16.  des  Gesetzes  über  die  elteriiche  Gewalt  und  das 
Vormundschaftswesen  vom  27.  März  1872.) 
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Die  Zahl  der  von  einem  Lehrer  zn  unterrichtenden  Kinder  darf 
in  der  Regel  80  nicht  übersteigen.  Wird  diese  Zahl  nach  dem 
Durchschnitte  der  letzten  f&nt  Jahre  überstiegen,  so  ist  für  die 
Errichtong  einer  zweiten  Classe  unter  einem  zweiten  Lehrer  und 
fSr  die  Herstellung  der  nöthigen  Localitäten  und  Schuleinrichtungen 
zu  sorgen. 

Ein  eeitweüiger  NacJUass  hierin  kann  ?on  der  obersten  Schul- 
behörde nur  unter  besonderen  Umständen,,  namentlich  dann  zuge- 
standen werden,  wenn  die  Gemeinde  dürftig  ist  und  der  Lehrer  zu- 
gleich durch  besondere  Anstrengung  und  Leistungsfähigkeit  auch  bei  ge- 
tbeiltem  Unterrichte  die  grosse  Einderzahl  nach  dem  Urtheile  der  ober- 
sten  Schulbehörde  zu  befriedigendem  Schulziele  zu  bringen  vermag. 

Lehrefn,  welche  zeitweilig  durch  gesteigerte  Eraffcanstrengung 
die  Beanstandung  der  Errichtung  einer  zweiten  Schule  solchergestalt 
möglich  machen,  ist  von  der  betreffenden  Schulgemeinde  eine  von 
der  obersten  Schulbehörde  zu  bestimmenden  jährliche  Extravergütung 
zu  gewähren. 

§.  13.  Schulen,  an  denen  wenigstens  drei  Lehrer  in  ebenso  viel 
Classen  tiiätig  sind,  können  als  gegliederte  Schulen  der  Leitung  des 
ersten  Lehrers  unterstellt  werden,  auf  welchen  alsdann  zugleich  die 
nächste  Aufsicht  über  die  ganze  Schule  übergeht.  Ist  die  Zahl  der 
Schnlclassen  so  gross,  dass  nach  dem  Ermessen  der  obersten  Schul- 
behörde diese  Einrichtung  nicht  mehr  genügt,  so  ist  zur  Anstellung 
eines  Bectors  zu  schreiten. 

IL  Die  Schullehrer. 

§.  14.  Die  Ausbildung  der  Volksschullehrer  des  Grossberzog- 
thums  erfolgt  auf  den  vom  Staat  zu  diesem  Zwecke  errichteten  und 
unterhaltenen  SchuUehrer-Seminarien  und  deren  Vorbereitungsschulen. 

Der  obersten  Schulbehörde  bleibt  jedoch  vorbehalten,  auch  an- 
derswo hinreichend  ausgebildete  Volksschullehrer ,  welche  sich  über 
ihre  Qualification  genügend  auszuweisen  vermögen,  im  Schuldienst 
anzustellen. 

.  §.  15.  Die  Einrichtung  und  die  Lehrziele  dieser  Seminare  sind 
von  der  obersten  Schulbehörde  so  zu  bestimmen,  dass  die  darin  den 
künftigen  Lehrern  ertheilte  theoretische  und  praktische  Unterweisung 
dem  Bedürfhisse  der  Volksschule  entspricht. 

§.  16.  Der  Seminarist,  welcher  nach  vollendetem  Schulcursus 
das  Zeugniss  der  Beife  erlangt  hat,  wird  unter  die  Schulamts-Can- 
didaten  aufgenommen  und  ist  verpflichtet,  zunächst  in  provisorischer 
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Anstellong  sich  im  Volksschuldienst  des  Grossherzogthtims  Terwen- 
den  zu  lassen. 

Die  in  solcher  provisorischer  Anstellung  zurückgelegte  Dienst- 
zeit gilt  als  Vorbereitungsdienst. 

§.  17.  Nach  dieser  provisorischen  Verwendung,  die  in  der  B»- 
gel  zwei  Jahre  währt,  und  nach  bestandenem  zweiten  Examen  erfolgt 
die  denfinitive  Anstellung  durch  die  oberste  Schulbehörde  mittebt 
Ministerial-Decrets. 

Die^  Anstellung  als  Bector  setzt  in  der  Regel  eine  wohlbestan- 
dene  besondere  Bectorats-Prüfung  voraus. 

§.  18.  Jeder  Lehrer  ist  verpflichtet,  sich  auf  eine  andere  Schul- 
stelle versetzen  zu  lasscQ,  sobald  dies  ohne  Einbusse  in  seinem  Dienst- 
einkommen geschieht.  Vor  der  Beschlussfassung  hierüber  ist  ist 
Lehrer  und  die  betroffene  Gemeinde  zu  hören. 

§.  19.  Jeder  Lehrer  ist  verpflichtet,  wöchentlich  bis  zu  32  Lehr- 
stunden, einschliesslich  des  Turnunterrichtes,  aber  ausschliesslich  des 
gegen  besondere  Vergütung  zu  ertheilenden  Unterrichts  in  der  Fort- 
bildungsschule (§.  75),  bei  sich  nöthig  machender  Vertretung  eines 
andern  Lehrers  vorübergehend  auch  noch  mehr  Lehrstunden  nach 
Anordnung  der  Schulbehörde  zu  halten,  den  vorgeschriebenen  Lehr- 
plan nicht  ohne  ausdrückliche  Genehmigung  dieser  letzteren  zn  ver- 
ändern, überhaupt  die  ihm  von  seine  vorgesetzten  Behörden  erthdl- 
ten  Weisungen  zu  befolgen,  namentlich  auch  in  der  Handhabung  d^ 
Disciplin  und  im  Gebrauche  der  St^afmittel. 

§.  20.  Jeder  Lehrer  ist  verpflichtet,  auf  seine  stete  Fortbüdong 
bedacht  zu  sein  und  an  den  amtlichen  Lehrer-Conferenzen  und  Lese- 
zirkeln sich  zu  betheiligen. 

Die  Ertheilung  von  Privat-Ünterricbt,  die  Führung  der  Kirch- 
und  Gemeinde-Bechnungen  und  die  Besorgung  der  Gemeindesdirei- 
berei  ist  dem  Lehrer  gestattet,  so  weit  und  so  lange  dies  nach  Am 
Urtheile  seiner  vorgesetzten  Behörde  ohne  Nachtheil  für  seinen  Schul- 
dienst geschehen  kann. 

Zn  anderen  Nebengeschftften  bedarf  er  der  vorgängigen  Erhiih- 
niss  seiner  vorgesetzten  Dienstbehörde. 

§.  22.  Während  der  Krankheit  oder  sonstigen  Behinderung  ei- 
nes Lehrers  oder  Bectors,  sowie  während  der  Vacanz  einer  solchen 
Stelle  sind  die  übrigen  Lehrer  desselben  Orts  oder  der  Umgegend 
nach  näherer  Bestimmung  und  Anordnung  der  Bezirks-Sehulbehörde 
zur  stellvertretenden  Aushilfe  verpflichtet.  Wenn  die  Zeit  dieser 
Stellvertretung  nicht  länger  als  einen  Monat  währt,  so  ist  äe  uiieni- 
geldlich  zu  leisten.    Eristreckt  sie  sich  aber  über  diese  Frist  hinaus^ 

/ 
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SO  ist  sie  nach  den  im  Yerordnungswege  zu   bestimmenden  Sätzen 
zu  yergüten. 

§.  23.  Die  Reinigung  und  Heizung  der  Schnllocalitäten  darf 
dem  Lehrer  nicht  angesonnen  werden,  dafem  er  sich  nicht  bereit  er- 
klärt, dieselbe  zn  übernehmen. 

§.  24.  Die  dem  Lehrer  nach  jedes  Orts  Herkommen  obliegen- 
den kirchlichen  Functionen  ist  derselbe  auch  kQnftig  zu  verrichten 
verbunden,  (cf.  §.  34.)  Dagegen  ist  er  zu  dem  Olocken-  und  Uhr- 
dienst, dem  Gregorius-  und  Neujahrs-Singen,  dem  Gevatterbrief- 
tragen, Hochzeitsbitten  und  Cherrock-Tragen  nicht  verpflichtet. 

§.  25.  Diejenigen  Gemeinden,  welche  ohne  Staatshilfe  für  die 
Besoldung  ihrer  Lehrer ,  einschliesslich  der'  Alterszulagen ,  und  die 
sonstigen  Bedürfhisse  ihrer  Schule  sorgen,  haben  das  Recht  der  An- 
stellung ihrer  Lehrer  unter  Vorbehalt  des  Bestätigiingsrechts  der 
obersten  Schulbehörde. 

Dieses  Anstellungsrecht  wird  durch  den  Orts-Schulvorstand  aus- 
geübt. Zu  der  Wahl  ist  der  Gemeinde  eine  vierwöchige  Frist  nach- 
gelassen. Läuft  diese  Frist  ohne  Erklärung  der  Wahl  von  Seiten 
der  Gemeinde  ab,  so  besetzt  die  oberste  Schulbehörde  die  erledigte, 
bezüglich  neu  begründete  Schulstelle. 

In  allen  übrigen  Gemeinden  des  Grossherzogthums  werden  die 
Schalstellen  von  der  obersten  Schulbehörde  besetzt. 

§.  26.  Vor  definitiver  Anstellung  eines  Schullehrers  wird  der 
Schalvorstand  auch  der  nicht  mit  Patronatsrecht  versehenen  Ge- 
meinde mit  seinen  etwaigen  Einwendungen  gehört.  Ueber  den  Werth 
derselben  entscheidet  die  oberste  Schulbehörde ,  unter  Angabe  der 
Gründe  im  Falle  der  Abwisung  des  Wiederspruchs  der  Gemeinde. 
Hat  sich  der  Schulvorstand  nicht  binnen  4  Wochen  vom  Tage  der  an  ihn 
gelangten  Aufforderung  an  vernehmen  lassen,  so  schreitet  die  oberste 
Schulbehörde  auch  ohne  Gehör  desselben  mit  der  Stellbesetzung  vor. 

§.  27.  Die  üebertragung  von  Eirchendieusten  an  den  einzelnen 
Lehrer  Seitens  der  obersten  Schulbehörde  kann  nur  mit  Zustimmung 
des  betreffenden  Kirchgemeinde- Vorstandes ,  bezüglich  der  höheren 
kirchlichen  Behörde  geschehen. 

Wo  mit  Bectorstellen  noch  kirchliche  Functionen  verbunden 
sind,  ist  dem  Landesffirsten  vorbehalten,  deren  Abtrennung  anzuord- 
nen ,  sobald  dies  im  Interesse  der  kirchlichen  oder  Schulverwaltung 
angemessen  erscheint.  Solange  diese  Abtrennung  nicht  erfolgt  ist, 
bleibt  die  Regulirung  ihrer  Gehalts- Verhältnisse  in  das  Ermessen  der 
Staatsregierung  gestellt. 

§.  28.  Bei  der  mit  einem  Umzüge  verbundenen  ersten  Anstel- 
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lung  eines  Lehrers  wie  bei  der  Yersetzang  desselben  in  einen  ande- 
ren Schnlort  hat  die  Schulgemeinde,  in  welcher  er  angestellt  oder 
an  welche  er  versetzt  wird,  für  die  ümzogskosten  eine  Yergütong 
von  60  Reichsmark  an  den  definitiv  angestellten  and  von  30  Reichs- 
mark an  den  provisorisch  verwendeten  Lehrer  zu  gewähren,  sofern 
sie  nicht  den  Umzug  in  natura  bewirkt.  In  FäUlen  des  Umzugs 
eines  definitiv  angestellten  Lehrers,  wo  letzteres  nicht  thunlich  ist 
und  die  ^wirklichen  Umzugskosten  den  Betrag  von  60  Reichsmark  er- 
heblich übersteigen,  bleibt  der  obersten  Schulbehörde  vorbehalten, 
dem  Lehrer  aus  der  Yolksschulcasse  einen  angemessenen  Zuschuss  zn 
bewilligen. 

Ein  Lehrer,  welcher  früher  als  sechs  Jahre  nach  Uebernahme 
der  Stelle  dieselbe  aus  eigenem  Antriebe  wieder  verlässt  oder  auf 
sein  Ansuchen  versetzt  wird,  hat  auf  Verlangen  der  Schalgemeinde 
die  von  dieser  empfangene  Umzugsentschädigung  zurückzo^rstatten. 
Wenn  dia  oberste  Schulbehörde  einen  Lehrer  vor  Ablauf  von  sechs 
Jahren  aus  anderen  Gründen  als  auf  Antrag  des  Lehrers  oder  der 
Gemeinde  versetzt,  bleibt  eine  billige  Entschädigung  der  Gemeinde 
für  die  gehabten  Umzugskosten  aus  der  Volksschulclasse  nadi  dem 
Ermessen  der  obersten  Schulbehörde  vorbehalten. 

§.  29.  Die  Berechnung  des  mit  jeder  Schulstelle  verbundenen 
Diensteinkommens  erfolgt  nach  der  jedesmal  neuesten  Veranschlagung 
der  einzelnen  Besoldungstheile  in  der  Besolduqgstabelle.  Etwaige 
von  der  Gemeinde  dem  Lehrer  für  seine  Person  über  die  eigentUdie 
Stelldotation  und  die  gesetzliche  Minimal-Besoldung  hinaus  bewil- 
ligte Zuschüsse  werden  bei  Berechnung  der  Alterszulagen  wie  der 
Pension  und  des  Wartegeldes  nicht  mit  in  Betracht  gezogen. 

§.  30.  Die  vorhandenen,  über  die  Minimal-Besoldung  hinaus- 
gehenden Stelldotationen  sollen  in  der  Regel  sowohl  hinsichtlich  ia 
Gesammtbetrags  als  hinsichtlich  der  einzelnen  Besoldungstheile  uo- 
verändert  bleiben ;  es  dürfen  jedoch  zur  billigen  Ausgleichung  oder 
Abstufung  des  Einkommens  schon  vorhandener  oder  neue  zu  begr&h 
dender  Schulstellen  in  einer  und  derselben  Gemeinde  bleibende  De- 
bertragungen  von  einer  Stelle  auf  eine  andere  durch  Beschluss  to 
Schulvorstandes  mit  Genehmigung  der  obersten  Schulbehörde  statt- 
finden, soweit  nicht  wohlerworbene  Rechte  entgegenstehen. 

§.  31.  Ueber  die  den  Lehrern  zu  gewährenden  Minimal-Be- 
soldungen  und  Alterszulagen  trifft  ein  besonderes  Gesetz  Bestim- 
mung. 

In  Bezug  auf  die  Normirung  der  Minimal-Besoldungen  und 
Alterszulagen  sind  sämmtliche  Orte   in  classificirte  und  nicbtclassi- 
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ficirte ,  die  ersteren  wiederum  in  drei*  Classen  einzntheilen.  Diese 
Eintheilang  wird  Ton  der  Staatsregierung  auf  Grund  der  seitherigen 
bewirkt.  Es  bleibt  derselben  jedoch  vorbehalten,  im  Einvernehmen 
mit  dem  betreffenden  Bezirks-Ausschusse  nicht  classificirte  Orte  un- 
ter die  classificirten  und  umgekehrt  classificirte  unter  die  nicht  clas- 
sificirten  zu  versetze^  und  Versetzungen  aus  einer  Classe  in  die  an- 
dere vorzunehmen. 

In  den  nichtclassificirten  Orten  ist  dem  Lehrer  eine  Dienst- 
wohnung in  Natur  zu  gewähren,  welche  nicht  blos  die  nöthigen 
Wohnungs-,  sondern  auch  die  nOthigen  Wirthschaftsräume ,  wie  sie 
der  mit  der  Stelle  verbundenen  Oeconomie  entsprechen ,  zu  erhalten 
bat.  üeber  das  Einzelne  dieser  Erfordernisse  werden  Vorschriften 
im  Verwaltungswege  ertheilt. 

In  den  classifizirten  Orten  ist  das  Einkommen  der  einzelnen 
Stellen,  mit  welchen  in  der  Begel  (§.  30)  die  bisherigen  Besoldungs- 
theile  verbunden  bleiben,  durch  Ortsstatute,  welche  der  Bestätigung 
der  obersten  SchulbehOrde  unterliegen,  in  angemessener  Abstufung 
festzustellen. 

§.  32.  Die  Erträge  vacanter  Lehrerstellen,  soweit  sie  nicht  fir 
die  sogenannte  Onadenzeit  und  zur  Bestreitung  des  Vicariats  zu  ver- 
wenden sind,  wie  die  vacanten  Mehrbeträge  in  den  Fällen,  wo  noch 
nicht  definitiv  angestellten  Lehrern  oder  wenn  Lehrerinnen  nicht  das 
volle  Stelleinkommen  gewährt  wird,  fallen  dem  Wittwen-Fiscus  der 
Schullehrer  insoweit  zu,  als  sie  nicht  in  Zuschüssen  aus  Staatsmit- 
teln bestehen. 

§•  33.  Der  obersten  Schulbehörde  bleibt  vorbehalten,  Lehrern 
an  solchen  Orten  deren  Lage  und  Beschaffenheit  ihnen  besondere 
Entbehrungen  und  Schwierigkeiten  bereiten,  Localzulagen  innerhalb 
der  Grenzen  der  hierfOr  etatmässig  zur  Verfügung  stel^nden  Mittel 
sni  bewilligen. 

§.  34.  Die  Accidenden,  welche  einem  Lehrer,  der  zugleich 
einen  niederen  Kirchendienst  versieht,  für  diesen  Dienst  zufliessen, 
gelten  als  Nebeneinkommen,  welches  bei  Berechnung  der  Lehrer- 
Besoldung,  der  Altersznlagen  und  der  Pension  nicht  in  Betracht 
konamt. 

§.  35.  Ein  definitiv  angestellter  Lehrer,  welcher  entweder  40 
Jahre  lang  in  definitiver  Anstellung  gedient  hat  oder  70  Jahre  alt 
oder  wegen  einer  nicht  durch  eigene  grobe  Verschuldung  herbeige- 
führten körperlichen  oder  geistigen  Schwäche  zur  Verwaltung  seines 
Amtes  bleibend  untähig  geworden  ist,  hat  ein  Becht  darauf,  mit 
der  gesetzlichen  Pension  in  den  Buhestand  versetzt  zu  werden.  Unter 
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denselbeD  Yoranssetzangen  hat  aber  anch  die  oberste  Schulbehörde 
das  Becht ,  ihn  ohne  sein  Ansuchen  in  Ruhestand  mit  der  gesets- 
lichen  Pension  zu  yersetzen. 

Der  Buhegehalt  der  Lehrer  wird  nach  denselben  Orundsfttzee 
bemessen,  welche  jeweilig  för  die  Pensionen  der  Grossherzoglicbeo 
Staatsdiener  gesetzlich  gelten.  Dabei  ist  jedoch  der  Besoldung  auch 
die  Alterszulage,  ungeachtet  ihrer  Widerruflichkeit,  soweit  der  Leh- 
rer zur  Zeit  der  Pensionirung  sich  thatsächlich  im  Genüsse  dersd- 
ben  befindet,  hinzuzurechnen. 

An  den  Pensionen  der  dermalen  schon  emeritirten  Lehrer  wird 
durch  dieses  Gesetz  nichts  geändert. 

§.  36.  Das  Becht  auf  3ezug  der  Pension  geht  verloren,  wenn 
der  pensionirte  Lehrer  ohne  eingeholte  Erlaubniss  bleibend  in  andere 
öffentliche  Dienste  tritt. 

§.  37.  Will  ein  Lehrer  aus  dem  Volksschuldienste  des  Gross- 
herzogtbums  freiwillig  ausscheiden,  so  kann  er  dies  ohne  vorherige 
Genehmigung  der  obersten  Schulbehörde  nur  am  ScElusse  eines  Schul- 
halbjahres und  nur  nach  Torgängiger,  mindestens  dreimonatlicber 
Kündigung. 

§.  38.  Gegen  den  Lehrer,  welcher  sich  grober  Pfliehtwidrig- 
keiten  schuldig  macht,  oder  Ordnungswidrigkeiten  wiederholt  begeht, 
tritt,  unbeschadet  de^  sonst  etwa  verwirkten  Strafe,  das  Besserungs- 
verfahren ein,  namentlich  -wenn  er : 

1)  ohne  den  erforderlichen  Urlaub   sich  von   dem  ihm  ange- 
•     wiesenen  Wohnorte  entfernt  und  dabei  seine  Amtspflicht 

verabsäumt, 

2)  es  an  Fleiss  und  Pünktlichkeit  bei  der  Vorbereitimg  zun 
Unterricht  und  bei  dem  Unterricht  selbst  fehlen  lässt, 

3)  ungehorsam  gegen  die  Anordnungen  der  Schulbehördea  oder 
achtungswidrig  gegen  seine  Vorgesetzten  sieh  braimmt, 

4)  unverträglich  in  dienstlicher  Beziehung  ist, 

5)  die  amtliche  Stellung  zu  eigennötzigen  Zwecken  missbraocht, 

6)  die  Schuljugend  hart  oder  unangemessen  behandelt, 

.7)  der  Trunk-  oder  Spielsucht  fröhnt^  leichtsinnig  Schuld« 
macht,  mit  Abel  berflchtigten  Personen  oder  an  unpassen- 
den Orten  verkehrt,  oder  sonst  in  unwürdiger,  sraie  borol- 
liehe  Wirksamkeit  beeinträchtigender  Weise  sich  benimmt 

Das  Besserungsverfahren  beginnt  mit  einem  von  dem  Besirks- 
sehulamte  nach  v<M:gängiger  Feststellung  der  beschwerenden  Hand- 
lungen  zu    ertheilenden   schrifüicken   Vorhalte  und  Verweise  und 
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einer  Bedrohung  mit  zeitweiliger  Amtsenthebung  und  Gehaltsent- 
ziehnng  bis  zu  drei  Monaten,  &Ils  keine  Bessenmg  eintritt. 

Dieser  Vorhalt  verliert  seine  Wirkung,  wenn  nach  Erthei- 
lang  desselben  drei  Jahre  verflossen  sind,  ohne  dass  der  Lehrer  von 
Neuem  Anlass  zur  ünfriedenheit  gegeben  hat. 

Werden  dagegen  wider  denselben  innerhalb  dieses  Zeitraums 
neue  derartige  Beschwerden  erhoben,  so  ist  nach  vorgängiger  Fest- 
stellung des  Thatbestandes  Aber  die  bereits  angedrohte  zeitweilige 
Amtsenthebung  oder  Ertbeilung  eines  Verweises  Beschluss  zu  fassen? 
und  zugleich  der  gweüe  VorhdU ,  ebenfalls  schriftlich,  zu  ertbeilen- 
und  zwar  dieser  mit  der  Androhung  bleibender  Dienstentlassung  bei 
nicht  eintretender  Besserung.  Dieser  zweite  Vorhalt  sowie  die  zeit- 
weilige Amtsenthebung  wird  nach  Oehör  des  Lehrers  von  der  ober- 
sten Schulbehörde  verfügt  und  eröffnet. 

Bleibt  auch  dieser  zweite  Vorhalt  ohne  Wirkung,  so  kann 
von  der  obersten  Schulbehörde  nach  GFehör  des  Lehrers  die  bleibende 
Dienstentlassung  verfugt  werden. 

§.  39.  OAne  vorat^g^aitj^enes  JBeff9ert<9t^«t^aAren  kann  Dienst- 
entlassung von  der  obersten  Schulbehörde  nach  Oehör  des  Lehrers 
und  Feststellung  des  Thatbestandes  verfugt  werden,  wenn  der  Lehrer 

a)  zu  Freiheitsstrafe  von  wenigstens  zwei  Monaten  strafrecht- 
.lich  verurtheilt  wird,  oder 

b)  fleischlich  sich  vergebt,  sonst  unzüchtig  sich  benimmt,  oder 
gar  die  Schuljugend  unzüchtig  behandelt,  oder  sonst  eine 
Handlung  begeht,  welche  eine  Fortsetzung  seiner  amtlichen 
Wirksamkeit  unmöglich  macht. 

§.  40.  Gegen  die  von  der  obersten  Schulbehörde  verfügte  Dienst- 
entlassung steht  dem  Lehrer  Becqrs  an  die  Entscheidung  des  Gross- 
herzogs im  Gesammt-Miuisterium  binnen  zehn  Tagen  zu.  Neben 
diesem  Becurse  steht  dem  Lehrer  alternativ  binnen  gleicher  aus- 
schliesslicher, nicht  erstreckbarer  Frist  Provocation  auf  gerichtliche 
Entscheidung  zu ,  welchen  Falls  der  Staatsanwalt  unter  Mittheilung 
der  betreffenden  Akten  beauftragt  wird ,  den  entsprechenden  Antrag 
nach  dem  Beschlüsse  der  obersten  Schulbehörde  auf  Dienstentlassung 
bei  dem  zuständigen  Kreisgerichte  zu  stellen,  dieses  aber  den  Leh- 
rer über  die  Anschuldigungspunkte  zu  vernehmen,  alle  erforderlichen 
Erörterungen  anzustdlen  und  nach  Massgabe  dieses  (Gesetzes  zu  ent- 
scbdden  hat,  ob  dem  Antrage  stattzugeben  sei  oder  niohi. 

Gegen  diese  Entscheidung  steht  beiden  Theilen  Berufung  an 
das  Appellationsgericht  zu,  welches  in  zweiter  und  letzter  Instanz 
erkennt. 
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Mit  der  Dienstentlassung  hört  der  Bezug  des  Qiensteinkom- 
mens,  sowie  der  Anspruch  auf  Pension  und  die  Mitgliedschaft  am 
Lehrer- Wittwen-Fiscus  auf. 

§.  41.  Dienstentseteung  tritt  unbedingt  ein,  wenn  gegen  eioea 
'  Lehrer  wegen  einer  strafbaren  fiandlung  auf  Zuchthausstrafe  oder 
auf  Verlust  der  bflrgerüchen  Ehrenrechte  oder   auf  Unfähigkeit  zur 
Bekleidung  öffentlicher  Aemter  richterlich  erkannt  wird. 

§.  42.  Ob  während  der  gegen  einen  Lehrer  eingeleiteten  ge- 
richtlichen Untersuchung  dessen  yorläufige  Amts-Suspension  zu  ver- 
fügen sei,  bleibt  dem  Ermessen  der  obersten  SchulbehOrde  überlassen. 

§.  43.  Abgesehen  von  den  in  den  vorhergehenden  Paragraphen 
l/ezeichneten  Fällen  der  Unwürdigkeit  oder  Dienstuntauglichkeit, 
welche  Dienstentsetzung »  Dienstentlassung  oder  Pensionirung  zur 
Folge  haben,  können  Lehrer  auch  zur  Disposition  gestellt,  d.  h.  ih- 
res Amtes  unter  Belassung  von  Vs  ^^^^  bisherigen  Diensteinkom- 
mens dann  enthoben  werden,  wenn  sie  entweder 

1)  in  Folge  yeränderter  Schuleinrichtung  entbehrlich  oder 

2)  durch  eine,  die  Wiedergenesung  nicht  ausschliessende,  Krank- 
heit länger  als  ein  halbes  Jahr  an  Besorgung  ihrer  Dieostr 
geschäfte  fast  gänzlich  behindert  worden  und  eine  baldige 
Besserung  nicht  zu  hoffen  ist,  oder  wenn  es 

3)  sonst  aus  Bfickaicbten  auf  den  öffentlichen  Dienst  erforder- 
lich erscheint. 

In  Betreff  des  Verfahrens  bei  der  Stellung  eines  Lehrers  xnr 
Disposition ,  in  Betreff  des  Beginns  und  Anfhörens  des  Wartegeldes 
und  ia  Betreff  der  sonstigen  Bechtsferbältnidse,  namentlioh  auch  der 
Wiederverwendung  des  zur  Disposition  gestellten  Lehrers  gelten 
dieselben  Grundsätze,  wdche  in  Betreff  der  Stellung  eines  wirkliehoi 
Staatsdieners  zur  Disposition  gesetzliche  Geltung  haben. 

Das  Diensteinkommen  des  Lehrers  wird  bei  Feststellung  des 
Wartegeldes  ebenso  bereöhnet  wie  bei  Feststellung  der  Penaoi 
(cfr.  §.  35). 

§.  44.  Der  Unterricht  in  der  Volksschule ,  namentlich  f&r  die 
drei  ersten  Schuljahre  kann  auch  einer  Lehrerin  übertragen  werden, 
über  deren  hinreichende  Vorbildung  genügender  Ausweis  vorB^ 
Das  Urtheil  über  diesen  Ausweis,  wie  die  Beschlussfassung  über 
die  Verwendung  der  Lehrerin  selbst,  steht  der  obersten  Schulbe- 
hörde zu. 

Die  Bedingungen  ihrer  Anstellung  dagegen  werden  in  jedem 
einzelnen  Falle  durch  einen  vom  Schulvorstand  mit  der  Lehrerin  ab- 
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zaschliessende  und  von  der  obersten  SchulbehOrde  zn  genehmigende 
Vertrag  festgestellt. 

IIL  Die  Schfdgemeinde. 

§.  45.  Jede  politisebe  Gemeinde  bildet  für  sich  allein  oder  mit 
anderen  politischen  Gemeinden  zusammen  eine  Schnlgemeinde.  Ge- 
ber die  Bildung  und  Trennung  zusammengesetzter  Schulgemeinden  — 
Einschulungen  und  Ausschulungen  —  beschliesst  der  Landesftrst  mit 
Zustimmung  der  darüber  zu  hörenden  betheiligten  Gemeinden.  Die 
von  den  Gemeinden  versagte  Zustinmiung  kann  von  den  betreffenden 
Bezirk-Ausschässen  ergänzt  werden. 

§.  46.  üeber  die  Einziehung  bestehender,  wie  über  die  Grün- 
dung neuer  Schulen  und  Schulelassen  nach  dem  hervortretenden  Be- 
dürfhisse und  der  gesetzlichen  Kegel  (cfr.  §.  12.)  entscheidet  die 
oberste  SchulbehOrde. 

§.  47.  Die  Sorge  für  Erhaltung  der  Volksschulen  Hegt,  soweit 
nicht  etwa  Kircheassen  oder  andere  Institute  oder  Personen  zu- 
folge eines  Privatrechtstitels  beitragspflichtig  sind,  zunächst  den 
Scfaulgemeinden  ob. 

Diese  Pflicht  der  Gemeinde  zur  Herstellung  und  Unterhaltung 
einer  Volksschule  fOr  die  in  ihrer  Mitte  wohnenden  schulpflichtigen  Kin- 
der erstreckt  sich  jedoch  nur  auf  eine  —  wenn  auch  nach  der  Be- 
stimmung des  §.  12  mehrclassige  —  Schule  ohne  Unterschied  der' 
Confession  der  einzelnen  Kinder. 

Gehören  Kinder  verschiedener  Confession  der  Ortsschule  an,  so 
kann  von  der  obersten  Schulbehörde  nach  Vernehmung  der  betreffen- 
den kirchlichen  Behörden  auch  ein  mehrfacher  Religionsunterricht 
an  derselben  Schule  angeordnet  werden. 

§.  48.  Die  Leistungspflicht  der  Schulgemdnden  in  Bezug  auf 
die  Volksschule  nmfasst  namentlich  folgende  Leistungen :  sie  hat  zu 
sofgen: 

1)  fär  die  Errichtung  und  Unterhaltung  der  nöthigen  Schul- 
häuser und  Lebrerwohnungen  nach  Vorschrift  der  obersten 
Schulbehörde,  sowie  für  die  Erhaltung  der  zu  den  Schul- 
stellen gehörigen  Grundstücke; 

2)  f&r  die  Deckung  der  Umzugs-  und  Einführungskosteo  der 
Lehrer  nach  Massgabe  des  §.  28.; 

3)  für  die  Aufbringung  der  gesetzlichen  Minimal-Besoldungen 
der  Lel^rer ,  ink)weit  nicht  bereits  höhere  Besoldungen  von 
ib.nen  erbracht  werden,  ingleichen  der  Besoldungen  der  Leh- 
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4)  für  die  SchuleiDriefatnugen,  sowie  för  die  Beinigmig  und  fiei- 
zang  der  Schalstaben; 

5)  für  die  Lehrmittel  derjenigen  Kiader,  deren  Eltern  oder 
Erzieher  sie  aas  Dürftigkeit  nicht  anzaschaffen  vermögen: 

6)  für  die  etwaigen  Kosten  eines  gesonderten  Unterrichts,  falls 
die  Familie  des  abgesonderten  Kindes  dieselbe  nicht  aafta- 
bringen  vermag ; 

*    7)  für  die  Aafbringung  der  Extra- Vergfitang  fBr  den  Lehrer 
im  Falle  des  §.  12; 

8)  für  die  Aafbringang  der  Kosten  der  Stellvertretnng  er- 
krankter oder  sonst  behinderter  Lehrer  nach  Massgabe 
des  §.  22. 

9)  für  die  Pension  der  in  Bahestand  versetzten  and  für  das 
Wartegeld  der  zar  Disposition  gestellten  Lehrer  in  ijtestalt 
einer  aversionellen  aaf  Mark  abwärts  abgerandeten  Leistnng 
von  4  Procent  d^r  bei  der  Bemessong  der  Pension  in  Be- 
tracht kommenden  Schal-Besoldangen  von  Seiten  der  Schol- 
gemeinde  an  die  Yolksschnlcasse. 

§.  49.  Die  für  die  Schale  ihres  Bezirks  erforderlidien  Mittel 
werden  von  der  einzelnen  Gemeinde  ebenso  aafgebracht,  wie 
andere  Gemeindelasten. 

In  Betreff  des  Schalgeldes  gelten  folgende  Bestimmangen : 

1)  die  Einführnng  eines  Schalgeldes  da,  wo  gegenwärtig  kei- 
nes erhoben  wird,  wie  die  Erhöhang  oder  Herabsetzang  des 
bestehenden  Schalgeldes  erfolgt  darch  ein  Ortsstatat,  das 
der  Bestätigang  der  obersten  SchalbehOrde  bedarf; 

2)  das  Schalgeld  ist  aar  von  denjenigen  Kindern  za  ratrichten, 
welche  die  Schale  wirklich  besachen; 

3)  es  mass  von  der  Gemeinde  eincassirt  werden; 

4)  die  Kinder  der  an  derselben  Schule  thätigen  Lehrer,  sowie 
die  Zöglinge  der  Waisenanstalt  sind  frei  von  Scholgeld- 
entrichtang ; 

5)  80  lange  eine  Gemeinde  kein  angemessenes  Schalgeid  er- 
hebt, hat  ^  sie  keinen  Ansprach  aaf  Staats^Zaschoss  lor 
Ergänzung  der  gesetzlichen  Minimal-Dotation  ihrer  Schul- 
stellen. 

§.  50.  Bei  Büdang  einer  zusammengesetzten  Schalgememde 
trifift  über  die  Yertheilung  der  Schullasten  unter  die  einzelnen  Ge- 
meinden, aus  denen  sie  besteht,  die  oberste  Schulbehörde,  mit  Aos- 
schluss  des  Rechtswegs,  Entscheidung  nach  Vernehmung  des  betref- 
fenden Bezirks-Ausschusses. 
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Bei  dieser  obersten  EDtseheidung ,  welcher  zunächst  der  Ver- 
such der  eigenen  Einigung  der  betreffenden  Gemeinden  vorauszu- 
gehen hat,  wird,  unter  billiger  Berficksichtiguiig  des  Herkommens, 
die  Seelenzabi  und  das  Einkommen  nach  der  Aufstellung  ffir  die 
Staatssteuer,  der  Besitz  der  Schule  im  Orte  und  die  grössere  oder 
geringere  Entibmung  von  demselben  in  Betracht  kommen. 

In  gleicher  Weise  kann  die  Vertheilung  der  Schullasten  bei  be- 
reits bestehenden  zusammengesetzten  Schulgemeinden  von  der  ober- 
st^i  SchulbehOrde  nach  Vernehmung  des  Bezirks-Ausschusses  abge- 
ändert werden. 

§.  51.  Bei  Trennung  einer  zusammengesetzten  Schulgraieinde 
erfolgt  die  finanzielle  Auseinandersetzung  der  dieselbe  bildenden  ein- 
zelnen Gemeinden,  dafem  sich  diese  nicht  freiwillig  in  anderer  Weise 
einigen,  gleich&lls,  und  zwar  mit  Ausschluss  des  Bechtswegs,  nach 
Bestimmung  der  obersten  Schulbehörde,  nachdem  dieselbe  den  Be- 
zirks-Ausschuss  darübei  vernommen  hat 

§.  52.  Die  einzelne  Ortsscbule  wird  in  ihren  rechtlichen  Be- 
ziehungen durch  den  Schulvorstand  vertreten. 

Der  Schulvorstand  ist  zugleich  die  unterste  Schulbehörde. 

§.  53.  Der  Schulvorstand  besteht 

1)  in  einfachen  Schulgemeinden : 

a.  aus  dem  Bfirgermeister  und  seinem  Stellvertreter, 

b.  aus  dem  oder  den  Geistlichen  des  Orts,  in  deren  ConfBssion 
Unterricht  in  der  Volksschule  ertheilt  wird;  —  wo  mehr 
Geistliche  je  einar  solchen  Gonüdssion  am  Orte  sind,  bestimmt 
die  oberste  Schulbehörde  denjenigen  v<m  ihnen,  weldier  dem 
Schulvorstande  angehören  soll; 

c.  aus  dem  Schullehrer,  —  wo  mehrere  an  einer  Schule  ange- 
stellt sind,  aus  dem  ersten  derselbe  — ,  wo  gegliederte 
Schulen  mit'  wenigstens  fünf  Lehrern  bestehen,  aus  dem 
Leiter  jeder  Schule  und  einem  von  dem  Lehrer-GoUeginm 
jährlich  zu  wählenden  weiteren  Lehrer  dieser  Schule; 

d.  aus  soviel  vom  Gemeinderathe,  oder  —  wo  ein  solcher  nicht 
besteht  —  von  der  Gemeindeversammlung  aus  ihrer  resp. 
Mitte  jährlich  gewählten  Schulverordneten,  als  andere  Mit- 
glieder (a.  b.  c.)  im  Schulvorstande  sich  befinden. 

In  classificirten  Orten  I.  Glasse  sind  mindestens  sechs 
Schnlverordnete  ans  dem  Gemeinderathe  jährlich  zu  wählen. 

2)  In  susammengesdzten  Schulgemeinden  treten  den  vorstehend 
unter  1,  a.  b.  c.  und  d.  bezeichneten  Mitgliedern  aus  der 
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Mattergemeinde  noch  die  Bärgermeister  der  eingescholteo 
Gemeinden  und  deren  Stellvertreter  zq  einem  znsammeDge- 
setzten  Sehnivorstande  hinzu.  Wo  aber  eine  Gemeinde  es 
verlangt  und  die  Rücksicht  auf  Ansgleichong  einer  auf- 
feilenden Ungleichheit  des  Stimmenverhältnisses  gegenöber 
dem  Beitragsverhältnisse  bei  Aufbringung  der  SchuUasteo 
es  erfordert,  soll  eine  veränderte  Vertretung  der  Gemein- 
den im  Sehnivorstande  mit  Zustimmung  des  Beadrks-Am- 
Schusses  von  der  obersten  Schulbeh^^rde  angeordnet  werden. 

§.  54.  Der  Scbnlvorstand  ist  betraut  mit  der  Aufsicht  iSber 
die  Ofisschule,  vorbehaltlich  der  an  gegliederten  Schulen  vom  ersten 
Lehrer  oder  Bector  zu  führenden  nächsten  Aufsicht,  und  mit  dm 
Fürsarge  für  die  Interessen  derselben  in  aUen  Besfiehungen,  sowohl 
was  die  äusseren  als  .was  die  inneren  Verhältnisse  betrifft. 

Er  bereitet  die  Vorlagen  für  die  vorgesetzte  Schulbehdrde  vor 
und  f&hrt  die  Beschlüsse  derselben  aus. 

Er  verwaltet  und  vertritt  das  Schulvermögen. 

§.  55.  Was '  insbesondere  die  Verwaltung  des  Schulvennögei» 
und  die  Verfügung  über  dasselbe  betrifft,  so  hat  der  Schulvorstand 
dieselben  Bechten  und  Pflichten,  welche  in  Anderen  Gemeindeangele- 
genheiten der  Gemeindevorstand,  bezüglich  der  Gemeinderath  und 
die  Gemeindeversammlung,  nach  Vorschrift  der  Gemeindeordnong 
haben ,  jedoch  in  solchen  Fällen,  welche  eine  Ruckwirkung  auf  den 
Gemeindehaushalt  haben ,  nur  innerhalb  der  Grenzen  des  von  dm 
Schulvorstande  jährlich  aufzustellenden  und  von  dem  Gemeinderatbe, 
bezüglieb  von  der  Gemeindeversammlung,  genehmigten  Etats.  Nor 
wo  es  sich  um  Errichtung  von'Ortsstatuten,  um  die  Veräusserung  von 
Grundstücken,  welche  der  Schule  gehören,  oder  von  diesen  gleich- 
stehenden Gerechtigkeiten,  um  den  Neubau  oder  sonstigen  Erwerb 
von  Schulhäusem  und  anderen  Grundstücken  zum  Besten  der  Schule, 
um  die  Aufnahme  eines  Darlehens  oder  um  Bewilligung  einer  Be- 
soldungs-Erhühung  fix  den  Lehrer  über  das  gesetzliche  Mass  hiBtos, 
oder  un!i  andere  in  dem  Etat  nicht  vorgesehene  Ausgaben  handelt, 
ist  die  Zustimmung  der  Gemeinde  erforderlich.  Zu  solchen  Verhand- 
lungen des  Gemeinderathes  sind  auch  die  Geistlidien  und  SchoUeh- 
rer,  welche  im  Schulvorstande  sitzen,  zuzuziehen  und  nehmen  ao  den- 
selben mit  berathender  Stimme  Theil. 

Zur  Errichtung  von  Ortsstatuten,  zur  Veräusserung  von  Grund- 
stücken oder  ihnen  gleichstehenden  Gerechtigkeiten,  zum  Neubau 
oder  sonstigen  Erwerb  von  Schulhäusern  oder  anderen  Grundstücken 
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zum  Besten  der  Schule  bedart  es  überdies  noch  der  Genehmigang 
der  obersten  Scbolbehörde. 

§.  56.  Die  innerhalb  der  Grenzen  der  Zuständigkeit  von  dem 
Schulvorstande  oder  andern  Schulbehörden  gefassten  Beschlösse  sind» 
auch  insofern  sie  eine  Kuckwirkung  auf  den  Gemeindehanshalt  haben, 
für  letztem  massgebend  und  von  der  Gemeindebehörde  auszufahren. 

§.  57.  Wird  vom  Schulvorstuide  oder  vom  Gemeinderathe,  be- 
zöglich  der  Gemeindeversammlung,  die  Nothwendigkeit  einer  von  der 
competenten  SohulbehOrde  angeordneten  Ausgabe  fBr  Scbulzwecke 
bestritten  oder  verweigert,  so  hat  die  Schulbehörde  das  Becht,  das 
durch  die  Gemeinddordnung  für  den  Fall  der  Verweigerung  noth- 
wendiger  Gemeindeausgaben  Seitens  der  Gemeinde  geordneten  Ver- 
fahren beim  Bezirks-Ausschusse  einzuleiten.  Die  fiber  die  Nothwen- 
digkeit einer  Gemeindeausgabe  for  Schulzwecke  von  der  obersten 
Schulbehörde  ausgesprochene  Entscheidung  ist  massgebend. 

§.  58.  Den  Vorsitz  im  Schulvorstande  fOhrt  der  Bfirgermeister, 
in  Verhinderungsfällen  dessen  Stellvertreter. 

Der  Vorsitzende  leitet  die  Verhandlungen  des  Schulvorstandes, 
bereitet  die  Berathungsgegenstände  fßr  densdben  vor  und  sorgt  für 
den  geordneten  Geschäftsgang  in  demselben,  namentlich  auch  f&r  die 
ordnungsmässige  Erstattung  der  Berichte  an  die  vorgesetzte  Schul- 
behörde und  für'  die  Erledigung  der  sonstigen  Geschäftsaufgaben  des 
Schulvorstandes. 

An  Berathungen  und  Beschlussfassuiigen,  welche  die  Person  oder 
das  persönliche  Interesse  des  Schullehrers  berühren,  nimmt  dieser 
letztere  keinen  Theil. 

§.  59.  Der  Schulvorstand  ist  befugt,  einzelne  Verwaltungsan- 
gelegenheiten einzelnen  seiner  Mitglieder  zur  besonderen  Besorgung 
—  immer  jedoch  unter  Wahrung  der  eigenen  Aufsichtspflicht  —  zu 
übertragen. 

Die  ihm  nach  §.  54  zugewiesene  Aufsicht  über  die  Ortsschule 
muss  der  Schulvorstand  unter  obigem  Vorbehalte  an  eines  seiner 
Mitglieder«  übertragen.  Diese  Wahl  findet  auf  drei  Jahre  statt; 
scheidet  das  fär  diese  Aufsicht  gewählte  Mitglied  früher  aus,  so  muss 
eine  Neuwahl  erfolgen.  Sollte  der  Schulvorstand  die  Wahl  unter- 
lassen oder  sollte  das  erwählte  Mitglied  sich  nach  dem  ürtheile  des 
Schulamtes  und  nach  der  Ansicht  der  obersten  Schulbehörde  als  un- 
fähig zur  Ausfuhrung  der  ihm  übertragenen  Au&icht  erweisen,  so 
ist  die  oberste  Schulbehörde  berechtigt,  unter  Anführung  der  Gründe 
far  den  einzelnen  Fall  ein  anderes  Mitglied  des  Schulvorstandes 
mit  der  Führung  dieser  Aufsicht  auf  so  lange  zu  beauftragen ,  als 
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die  Functionen  des  von  dem  Schnlvorstande  gewählten,  von  der 
obersten  Schalbehörde  znrfickgewiesenen  Mitgliedes  gedauert  haben 
wurden. 

Das  mit  der  Aufsicht  öbw  die  Ortsschule  beauftragte  Mitglied 
des  Schulvorstandes  hat  das  Becht,  dem  Schullehrer  Urlaub  bis  n 
drei  Tagen  zu  ertheilen. 

§.  60.  Die  Bestimmungen  der  Oemeindeordnung  über  die  Ver- 
handlungen und  den  Geschäftsgang  bei  den  Gemeinderäthen  sind  auch 
lür  die  Sehulvorstände  massgebend,  soweit  im  Vorstehenden  nicht  et- 
was Anderes  geordnet  ist. 

ir.  Der  Staat. 

§.  61*  Der  Staat  ordnet  und  überwacht,  unterstützt  und  er- 
gänzt die  Pflege  der  Volksschulen  Seitens  d^r  Gemeinden;  ersteres 
durch  Führung  der  Oberaufincht  über  das  ganze  Volksschulwesen 
und  durch  Bestimmung  seiner  Einrichtung  in  allen  Stücken,  letz- 
teres durch  Darbietung  nöthiger  Zuschüsse  und  Beihälfen. 

§.  62.  Die  finanzielle  Beihülfe  des  Staates  besteht  darin,  dass 
aus  Staatsmitteln 

1)  da,  wo  die  Gemeinden  nach  dem  Ausspruche  des  Bezirks- 
Ausschusses  zu  dürftig  sind,  um  die  Last  sdibst  und  allaii 
tragen  zu  können. 

a)  die  Lehrer-Besoldung  bis  auf  den  gesetzlicben  Ifini- 
malbetrag  erhöht, 

b)  die  Kosten  des  gesonderten  Unterrichts  dnes  Eindei 
(§§.  8,  48  Z.  6), 

c)  die  Kosten  der  Stellvertretung  erkrankter  oder  sonst 
behinderter  Lehrer  (§§.  22,  48  Z.  8)  getragen,  sowie 

d)  zum  Neubau  und  zur  Reparatur  der  Schulhäuser  und 
Schullehrer- Wohnungen  innerhalb  der  Grenzen  der  da- 
zu verfassungsmässig  bewilligten  Mittel  Unterstützangeo 
gewährt  werden; 

2)  zur  Erreichung  der  gesetzlichen  Alterszulagen  der  Lehrer 
daqenige  zugeschossen  wird ,  was  die  Stelldotationen  noch 
ungedeckt  lassen; 

3)  den  Lehrern  an  besonders  entbehrungsreichen  Orten  Loctl- 
Zulagen  innerhalb  der  Grenzen  der  daf&r  verfassungsmlBng 
bewilligten  Mittel  (cf.  §.  33)  gewährt;. 

4)  die  gesetzlichen  Pensionen  und  Wartegelder  der  Lehrer^ 
gegen  Empfangnahme  des  gesetzlichen  Zuschusses  der  Ge- 
meinden von  den  Stelldotationen  (§.  48)  —  bestritten  and 
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5)  zar   Gewährung  von  Pensionen  der  Wittwen  and  Waisen 
verstorbener  Volksscbullehrer  diejenigen  Zuschüsse  geleistet 
werden,  welche  neben  den  sonstigen  Einnahmequellen  des 
Lehrerwittwenfiscus  ?erfa»sungsn)ftssig  verwilligt  werden. 
§.  63.  Das  dem  Scbulvorstande  der  Qemeinde  zunächst  überge- 
ordnete Organ  des  Staats   zur  Beau&ichtigung  und  Ordnung  des 
Volksschnlwesens  ist  einerseits 

1)  der  Schul-Inspector  als  technischer  Beamter  für  die  Beauf- 
sichtigung der  Lehrer  in  ihrem  Leben  und  Wirken,  der 
Schuleinrichtung  und  des  Schulunterrichts  in  dem  ihm  von 
der  obersten  Schulbehörde  zugewiesenen  Bezirke; 

andrerseits 

2)  das  Schulamt,  welches  aus  dem  betreffenden  Bezirks-Direc- 
tor  und  dem  zuständigen  Schul-Inspector  gebildet  wird, 
und  die  Aufsicht  über  die  äusseren  (Verwaltungs-  und 
Disciplinar-)  Angelegenheiten  der  Schulen  und  der  Lehrer 
des  Bezirks  fahrt. 

§.  64.  Der  Schul-Inspector  muss: 

1)  die  Schulen  seines  Bezirks  von  Zeit  zu  Zeit  visitiren  und  die 
dabei  oder,  auf  sonstigem  Wege  zu  seiner  Kenntniss  kom- 
menden Mängel  des  ünterrichtswesens  entweder  —  soweit 
dies  thunlich  —  selbst  alsbald  abstellen  oder  h(^ereu  Orts 
zur  Anzeige  und  Abstellung  bringen.  Er  hat  vorzugsweise 
seine  Aufmerksamkeit  zu  richten : 

a.  auf  die  Einhaltung  der  gesetzlichen  Vorschriften  und  der 
ertheilten  Instructionen  und  sonstigen  Anordnungen  in 
Betreff  der  Schuleinrichtungen, 

b.  auf  die  amtliche  Wirksamkeit  des  Schulvorstands, 

c.  auf  den  Fleiss  und  das  Verhalten  der  Lehrer,  ihre  Lehr- 
methode und  die  Fortschritte  der  Kinder,  die  Disciplin, 
Ordnung  und  Reinlichkeit,  die  in  der  Schule  herrscht, 

d.  auf  die  wissenschaftliche  Fortbildung  der  Lehrer  und 
deren  Nebenbeschäftigung, 

e.  auf  die  äusseren  Bedürfoisse  der  Schule  und  das  Ver- 
halten der  Oemeinde  ihren  desfollsigen  Pflichten  ge- 
genüber. 

2)  Der  Schul-Inspector  hat  die  Lehr-  und  Stundenpläne  der 
Schulen  seines  Bezirks  entsprechend  den  bestehenden  allge- 
meinen Vorschriften  festzustellen, 

3)  die  einstweilige  Verwaltung  erledigter  Stellen ,  der  Lehrer 
sei  gestorben  oder  erkrankt  oder  sonst  behindert,  zu  ordnen. 
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4)  über  ürlaabsgesnche  der  Lehrer ,  sofern  sie  mehr  als  drei 
und  wenige  als  vierzehn  Tage  zum  Gegenstände  haben, 
Botschliessang  zu  fassen, 

5)  die  der  Entwickelang  des  Schulwesens  und  der  FortbilifaiDg 
der  Lehrer  dienenden  Oonferenzen  zu  veranstalten  und  zq 
leiten, 

6)  die  Privatschulen  seines  Bezirks  zu  beanfeichtigen. 

§.  65.  Jeder  Schul-Inspector  hat  am  Jahresschlüsse  eioen  ein- 
gehenden Bericht  über  den  Befund  der  abgehaltenen  Schulvisita- 
tionen  und  über  den  Zustand  der  Schulen  seines  Bezirks  überhaupt 
zu  erstatten  und  .darin  die  zur  Hebung  bestehender  üebelstände 
als  nöthig  erscheinenden  Massnahmen  in  Vorschlag  zu  bringen. 

§.  66.  Dem  Schulamte  liegen  —  bezüglich  unbeschadet  der 
Mitwirkung  des  Bezirks- Ausschusses  (§.  62)  —  ob: 

1)  die  Sorge  für  die  Ausführung  der  Gesetze  und  Anord- 
nungen in  Bezug  auf  die  äusseren  Angelegenheiten  der 
Schulen, 

2)  alle  Geschäfte,  welche  die  Anstellung,  disciplinarische  Be- 
bandlupg  und  Bestrafung,  Dispositionsstellung,  Pensioninmg, 
Entlassung  und  Absetzung  eines  Lehrers  mit  sich  bringt; 

3)  die  Leitung  der  Yerliandlungen .  über  Aus^  und  Einschu- 
lungen ,  die  Oberaufsicht  über  die  Schulbauten ,  über  die 
Schullocalitäten  und  Schuleinricbtungen ,  über  die  Vermd- 
gensangelegenheiten  der  Schulstelleh,  mit  Einschluss  der  Fest- 
stellung der  Schulbesoldungs-Tabellen ,  über  die  Erfüllung 
der  den  Gemeinden  obliegenden  Leistungspflichten; 

4)  die  Begutachtung  der  Gesuche  um  Zuschüsse  aus  Staats- 
mitteln und  Erstattung  sonst  erforderter  Gutachten. 

§.  67.  Oberste  Schulbeb(h:de  ist  das  Staats-Ministerium,  Depar- 
tement des  Gultus.  Ihm  steht  die  oberste  Leitung  des  gesanmiteu 
Volksschulwesens  im  Grossherzogtfaum  in  allen  Beziehungen  und  oacb 
allen  Richtungen,  die  oberste  Anordnungen  alles  dessen,  was  zur  Aus- 
führung dieses  Gesetzes  nöthig  oder  diensam  ist,  und  die  endgiltige 
Entscheidung  aller  in  der  Verwaltung  des  Volksschulwesens  erhobenen 
Fragen  zu. 

Auch  auf  die  katholischen  Volksschulen  des  Grossherzogthnms 
leiden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Anwendung,  namentlich 
auch  was  die  Ernennung  und  Wirksamkeit  der  Schul-Inspectoren 
und  die  Znsammensetzung  und  Competenz  der  Schulftmter  brtrifft 
Nur  hinsichtlich  des  Geschäftsverkehres  zwischen  den  Schul-Iospec- 
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toren  and  Schul&mtern  der  katholischen  Schulen  einerseits  nnd  der 
obersten  Schulbebönje  (dem  Staats-Ministerinm)  andererseits  ver- 
bleibt es  dabei,  dass  dieser  Oescbäftsverkehr  durch  die  Immediat- 
G<»nmis8ion  für  das  katholische  Kirchen-  und  Schulwesen  vermit- 
telt wird. 

Die  Mitwirkung  des  Landesfärsteni  ist  in  den  Fällen  erforder- 
lich in  welchen  das  Oesetz  sie  ausdrücklich  vorschreibt. 

B.  Die  Fortbildungsschulen. 

§.  68.  Aufgabe  der  Fortbildungsschulen  ist,  die  aus  der  ein- 
fachen Volksschule  entlassenen  Knaben  in  den  erlangten  Kenntnissen 
zu  befestigen  und  in  denjenigen  Kenntnissen  und  Fertigkeiten,  welche 
vorzugsweise  f&rderlich  für  das  bürgerliche  Leben  sind,  weiter  zu 
bilden. 

§.  69.  In  jedem  Schulbezirke  ist  eine  Fortbildungsschule  zu 
errichten,  welche  die  aus  der  einfachen  Volksschule  entlassene»  Kna- 
ben noch  zwei  Jahre  lang  zu  besuchen  verpflichtet  sind,  wenn  nicht 
in  anderer  Weise,  z.  B.  durch  den  regelmässigen  Besudh  einer  Schule 
mit  höheren  Zielen,  f&r  ihre  Fortbildung  genügend  ges<»rgt  ist.  Der 
obersten  Schulbehörde  bleibt  nachgelassen,  nadi  Gehör  des  Bezirks- 
Ausschusses  von  dieser  Verpflichtung  zu  dispensiren. 

§.  70.  Der  Unterricht  wird ,  mindestens  während  der  Wint^r- 
monate,  wöchentlich  zweimal  ertheili 

Der  Schulvorstand  ist  berechtigt,  denselben,  sei  es  während  des 
ganzen  Jahres  oder  nur  während  eines  Theils  desselben,  mit  Er- 
höhung des  Lehrziels  zu  erweitem,  jedoch  höchstens  nur  bis  zu  sechs 
Stunden  wöchentlich. 

§.71.  Wird  eine  Fortbildungsschule  mit  einer  gewerblichen, 
landwirthschaftlichen,  oder  handelswiasenschaftlichen  Bildungs-Anstalt 
verbunden,  so  muss  Sorge  dafür  getragen  werden,  dass  denjenigen 
Schülern,  welche  eine  solche  Fachbildung  nicht  suchen,  ein  dem  aU^ 
gemeinen  Fortbildungszwecke  entsprechender  Unterricht  darin  zu 
Theil  werde. 

§.  72.  Auch  für  die  aus  der  einfachen  Volksschule  entlassenen 
Mädchen  kann  der  Schulvorstand  eine  Fortbildungsschule  errichten 
und  die  Verpflichtung  zum  Besuche  derselben  auf  zwei  Jahre  er- 
strecken. 

§.  73.  In  besonderen  Fällen  darf  der  Schulvorstaud  vom  Be- 
suche der  Fortbildungsschule  ausnahmsweise  dispensiren. 

§.  74.  Die  Verpflichtung  zum  Besuche  der  Fortbildungsschule 
hebt  etwa  entgegenstehende  privatrechtliche  Verpflichtungen  auf. 
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§.  75.  Die  im  Schulbezirke  angestelUen  VolksschoUriirer  oder 
LehreriimeH  sind  auf  Verlangen  des  Schul?  orstandes  auch  zur  Un- 
terriehtsertheiliing  in  der  Fortbildungsschule  verpflichtet.  Sie  be- 
ziehen dafür  ein  besonderes,  zunAchst  zwischen  ihnen  und  dem  Schnl- 
vorstande  zu  yereinbarendes,  eventuell  von  der  obersten  SchulbehOrde 
festzustellendes  HoncHrar.  Dieses  Honomr  bildet  keinen  Theil  ihres 
eigentlichen  Diensteinkommens. 

§.  76.  Die  Unterhaltung  der  Fortbildungsschule  liegt  der  Schnl- 
gemeinde  ob,  sowohl  was  das  Honorar  des  Lehrers  oder  der  Leh- 
rerin, als  auch  was  die  Erhaltung,  die  Verheizung  und  Reinhaitang 
der  Schulstabe  und  die  Beschaffung  der  Lehrmittel  betrifft. 

Auch  zur  Deckung  der  Kosten  der  Fortbildungsschule  darf  die 
Gemeinde  ein  Schulgeld  erheben. 

§.  77.  Denjenigen  Schulgemeinden,  welche  wegen  grosser  Dorf^ 
tigkeit  von  dem  betrefi^Niden  Bezirks*Ausschusse  dazu  empfohlen 
werden,  wird  auch  zu  diesen  Schulaufwänden  eine  angemessene  Bei- 
hälfe aus  der  Vdksschulcasse  gewährt. 

§.  78.  Die  Aufisicht  über  Errichtung,  Einrichtung  und  Onte^ 
haitun g  der  Fortbildungsschulen  liegt  denselben  Behörden,  weicke 
die  einfache  Volksschule  zu  beau&ichtigen  haben,  und  in  demselben 
Instanzenzuge  ob. 

Die  gesetsUchen  Bestimmungen  über  die  Schulpflicht  der  Kin- 
der, über  die  Pflichten  der  Eltern  und  iärzieher  in  Bezug  auf  die 
Erifillung  dieser  Sdiulpflicht  der  Kinder,  sowie  über  die  Bestrsfdng 
der  Versäumniss  diesm*  Pflichten  finden  auch  auf  den  Besuch  der  Forl- 
biMungssdiule  analoge  Anwendung. 

§.  79.  Die  Bestimmungen  unter  4.  und  5.  des  Patents  vom  28. 
Februar  1817,  über  die  Verbesserungen  des  Landschnlwesens ,  Ab- 
gaben bei  Trauungen  und  Kindtaufen  betreffend, 

das  Gesetz  vom'l.  Juni  1848  über  die  Haftpflicht  der  Oeoieii- 
den  für  die  Bezüge  der  Geistlichen  und  Schullehrer  an  Zin- 
sen^ Zehnten  und  andermi  Abgaben, 
das  (j^esetz  vom  3.  November   1848  über  die  Verheizung  der 

Schulstuben  und 
das  Gesetz  vom  29.  März  1873  über  die  executivische  Beitrei- 
bung des  Scliulgeldes  u.  s.  w.  bleiben  in  Kraft. 

Alle  übrigen,  das  Volksschulwesen  betreffenden  Gesetze  nnd 
aufgehoben. 

§.  80.  Uebergängt-Bestimmung. 

Bei  Ausföhrung  des  §.  63.  ist  die  Staatsregierung  ermächtigt, 
bis  zur  Anstellung  besonderer  Schul-Inspectoren  als  technische  Hit- 
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glieder  des  Schulamtes  neben  dem  Bezirks-Director  zunächst  die 
seitherigen  Schul-Ephoren  weiter  fungiren  zu  lassen. 

§.  81.  Das  gegenwärtige  Qesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1875 
in  Kraft. 

Urkundlich  haben  Wir  dieses  Gesetz,  höchsteigenhändig  voll- 
zogen und  mit  Unserem  Qrossherzoglichen  Staats-Insiegel  versehen 
lassen. 

So  geschehen  und  gegeben  Weimar  am  24.  Juni  1874  % 

Carl  Alexander. 
G.  Thon.    Stichling.    von  Gross. 

1)  Mit  dem  Gesetze  über  das  Volksschnlwesen  im  Grossherzogtlmm 
SfM^sen  wurde  in  demselben  Reg.-BL  zugleich  eii^  weiteres  Gesetz  vom  24.  Jimi 
1874  zar  Verbesserang  des  Diensteinkommens  der  Volksscbnllehrer  pnblicirt. 


254 


XIX. 
Akten  zum  kirchlich-politischen  Schulconflict  in  Preussen  (1876.) 

1.  Preussischer  GuU.-Min.'Erlass  vom  8.  Mai  1876^  betreffend  die 
BemUaung  von  SchuUocalen  für  den  Beicht^  und  Commununi' 

Unterricht. 

Der  k.  Begierang  erwiedere  ich  auf  den  Bericht  vom  2.  ?.  IL, 
dass  nachdem  die  Ertheilung  and  Leitung  des  schulplanm&ssigeD 
katholischen  Beligions-Unterrichts  und  den  Volksschulen  durch  meine 
Giroularverfflgung  vom  18.  Februar  d.  J.  Nr.  III.  1025.  {Arekk 
Bd.  35.  S.  464  ff.)  in  ordnungsmässiger  Weise  gesichert  ist,  nicht 
in  meiner  Absicht  liegen  kann,  darüber  hinaus  die  Ertheilung  des 
hirMichen  Beicht-  und  Communionunterriohts  in  anderer  Weise  m 
beschränken,  als  dies  in  der  beregten  Verfügung  geschehen  ist 

Demnach  wird  auch  das  SchuUocal  zu  diesem  Zwecke  nur  oo- 
ter  den  in  Nr.  12.  daselbst  angegebenen  Voraussetzungen  genereD 
versagt  werden  dürfen. 

Der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten. 

Falk. 

2.  In  Sachen  des  Beligionsuniefrichtes  haben  die  Pfiurrer  ans 
der  Diöcese  Paderborn  an  den  hoch  würdigsten  Bischof  Dr.  Konrad 
Martin  folgendes  Schreiben  gerichtet. 

Am  28.  Juni  1876. 

Hochwürdigster  Bischof! 

Euer  bischöfliche  Gnaden  sind  nun  schon  Monate  lang  von  der 
Diöcese  entfernt,  zu  deren  Hirten  Sie  Gott  bestellt  hat.  Ihr  Hefx, 
welches  der  von  Gott  Ihnen  anvertrauten  Diöcese  bis  zum  letxtao 
Hauche  Ihres  Lebens  gehört,  muss  schmerzlich  bewegt  sein  im  As- 
blick  der  Gefahren,  welche  dem  katholischen  Character  wutm 
Schulen  drohen.  Wir  wollen  Euer  bischöflichen  Gnaden  die  Klagen, 
die  wir  zu  führen  uns  berechtigt  halten,  im  Einzelnen  nicht  wie- 
derholen:  die  Thatsachen  sprechen  ja  auch  fär  sich  laut  genug. 

Für  Einen  Punkt  aber,  der  erst  jetzt  in  seiner  ganzen  bedroh- 
lichen Schärfe  uns  entgegentritt,  erlauben  wir  uns,  Euer  bischöflichen 
Gnaden  Aufmerksamkeit  zu  erbitten. 

Es  ist  ein,  auch  von  der  königlichen  Staatsregierung  anerkann- 
ter Grundsatz,  dass  Niemand  zur  Ertheilung  des  Beligions-Unter- 
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richts  zugelassen  werden  darf,  der  nicht  in  irgend  einer  Weise  vor- 
her den  Auftrag  oder  doch  die  Zustimmung  der  Kirche  erhalte 
hat.  So  lange  die  staatlichen  und  kirchlichen  Autoritäten  rücksicht- 
lich der  Herheifahrung  des  gegenseitigen  Einverständnisses  principiell 
einig  waren,  konnte  der  Ausdruck  dieses  Einverständnisses  nur^  un- 
tergeordnete Bedeutung  beanspruchen.  Danach  ist  es  denn  auch  er- 
klärlich, dass  in  den  preussischen  Diöcesen  die  Ertheilung  der  soge- 
nannten i^Tcirchlichen  Sendung^  unter  verschiedenen  Formen  statt- 
fand. Für  die  Diöcesen  Münster  und  Paderborn  iät  diese  Angelegen- 
heit durch. die  allerhöchste  Cabinetsordre  vom  9.  August  1858  dahin 
geregelt,  dass  die  förmliche  Ertheilung  der  kirchlichen  Sendung  als 
die  Vorbedingung  für  die  Einführung  in  das  Schulamt  bezeichnet 
wird.  Als  das  geringste  Mass  der  der  Kirche  zugestandenen  Be- 
theiligung erscheint  die  von  Commissaren  des  Staates  und  der  Kirche 
gemeinsam  abzuhaltende  Prüfung  der  Schulamts-Candidaten.  Die 
königliche  Staatsregierung  hat  wiederholt  und  in  der  bindendsten 
Form  anerkannt ,  dass  damit  die  Basis  gegeben  sei,  auf  welcher  die 
nöthige  Vereinbarung  anzustreben  sei. 

Inzwischen  ist  durch  die  schmerzlichen  Ereignisse,  welche  die 
Thätigkeit  der  von  Gott  gesetzten  Oberhirten  in  den  Diöcesen  Mün- 
ster und  Paderborn  gehemmt  haben,  jede  Betheiligung  bei  den  Prü- 
fungen der  Schulamts-Candidaten  in  den  gedachten  Diöcesen  unmög- 
lich gemacht.  Die  Lehrer  treten  demnach  von  jetzt  an  in  das 
Schulamt  ein,  ohne  irgend  einen  Auftrag  oder  auch  nur  eine  Billig- 
ung von  Seiten  der  Kirche  nachweisen  zu  können. 

Die  königliche  Staatsregierung  hat  auch  ihrerseits  diesen  unver- 
kennbaren Nothstand  beklagt;  sie  wird  aber  nach  der  augenblicklichen 
Lage  der  Gesetzgebung  kein  Mittel  zur  Hand  haben,  um  denselben 
zu  beseitigen.  Für  uns  wird  der  Nothstand  um  so  gefährlicher,  als 
die  Verwaltungsbehörden  in  neuester  Zeit  rücksichtlich  der  Leitung 
des  Beligions-Üfiterrichtes  Grundsätze  befolgen,  welche  das  Recht 
der  Kirche  auf  diese  Leitung  und  damit  ein  verfassungsmässiges 
Recht  der  katholischen  Bewohner  des  preussischen  Staates  nach  un- 
serer Ueberzeugung  in  Frage  steUen  müssen. 

Auf  den  Religionsunterricht  in  den  königlichen  Seminaren  ist 
in  denjenigen  Diöcesen,  welche  keinen  staatlich  anerkannten  Bischof 
haben,  der  Kirche  jeder  Einfluss  genommen.  Einer  nicht  unbedeu- 
tenden Anzahl  von  Pfarrern  ist  die  Leitung  des  Religions-Unterrich- 
tes  in  ihren  Pfarreien  geradezu  untersagt.  Principiell  aber  bean- 
sprucht die  Staatsregieruug  das  Recht,  jeden  Priester  von  der  Lei* 
tong  des  Religions-Ünterrichtes  auszuscbliesseii,  dessen  Verhalten  sie 
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mit  dem  jeweiligen  Staats-Interesse  nicht  in  Einklang  bringen  zn 
können- glaubt. 

Das  ist,  hochwfirdigster  Bischof!  eine  Lage,  deren  roliige  Hin- 
nahme nar  mit  der  Vernichtung  jeder  Selbständigkeit  der  katho- 
lischen Kirche  abschliessen  kann.  Zwar  können  wir  der  grossen  Mehr- 
zahl unserer  Lehrer  und  Lehrerinnen  vor  Oott  und  der  Welt  das 
ehrende  Zeugniss  geben,  dass  sie  alles  thun,  was  in  ihren  Krifteo 
steht,  um  die  ihnen  anvertrauten  Kinder  für  Oott  und  die  Krcbe 
zu  erziehen.  Dieselben  erwerben  sich  gerechten,  mit  jedem  Tzgd 
steigenden  Anspruch  auf  den  Dank  der  katholischen  Eltern,  auf  den 
Dank  unserer  heiligen  Kirche,  der  sie  mit  inniger  Liebe  ergeben  sind, 
und  auf  den  Lohn,  den  der  Herr  der  Kirche  Seinen  treuen  Dienern 
zugesichert  hat.  So  freudig  wir  dieses  aussprechen ,  sind  wir  doch 
nicht  im  Stande,  wegen  dieser  in  den  Personen  gründenden  augen- 
blicklichen günstigmi  Lage  von  der  prine^neUen  Begelung  einer  An- 
gelegenheit absehen  zu  dürfen,  von  welcher  die  Zukunft  der  Kurche 
in  unserm  Väterlande  abhängt. 

Wir  erachten  ans  zunächst  für  verpflichtet,  der  Staatsregieru^ 
das  Recht  zu  bestreiten,  dass  sie  einseitig^  ohne  jede  Theünihme 
der  Kirche,  zur  Ertheilung  des  katholischen  Beligionsunterricht« 
den  Auftrag  ertheilen  dürfe.  Wir  sind  entschlossen,  jedes  gesetsheh 
erlaubte  Mittel  zu  gebrauchen ,  um  die  Zulassui^  von  Lehrern  wai 
Lehrerinnen,  welche  keine  kirchliche  Sendung  nachweisen  ktonen,  a 
hindern.  Damit  wollen  wir  aber  nicht  sagen,  dass  wir  solchea  Leh- 
rern die  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  geradezu  unmöglick 
machen  werden :  wir  sind  vielmehr  gern  bereit,  auch  unaeraaits  nr 
Herbeiführung  eines  Verhaltens  beizutragen,  welches  Lehrer  oai 
Schule  möglichst  schont.  Wir  halten  uns  nämlich  fSr  berechtigt, 
während  der  Dauer  des  jetzigen  Nothstandes  den  neu  eintreteodei 
Lehrern  die  Erlaubniss  zur  Ertheilung  des  Religionsunterrichtes  in 
unseren  Pfarreien  zu  geben,  sofern  die  betreffenden  Lehrer  sich  tv 
gegenüber  verpflichten,  in  treuem,  engem  Anschlüsse  an  die  kirch- 
lichen Vorschriften  den  Religionsunterricht  zu  ertheilen.  Wir  geben 
uns  der  Hoffnung  hin,  dass  auch  die  Staatsregierang  ein  derar- 
tiges vermittelndes  Verhalten  nicht  missbilligen  oder  hindern  wird. 

Sofern  aber  ein  Lehrer  sich  weigern  möchte,  die  verhiigte 
Zusage  zu  geben,  oder  wenn  er  sich  des  ihm  geschenkten  Verirmtens 
ihais&chlich  umoärdig  machen  solUe:  so  würden  wir,  —  wem  andi 
mit  schwerem  Herzen  —  uns  entschliessen  müssen,  zur  Versagvig 
der  kirchlichen  Onadenmittel  unsere  Zuflucht  zu  nehmen,     ffläcb- 
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zeitig  »ber  wflrden  wir  bei  nnsern  Gemeinden  darauf  dringen ,  dasa 
sie  dnrcb  alle  Instanzen  der  staatlichen  Verwaltung  den  Antrag 
auf  Entsendung  eines  auch  kirchlich  qualifidrien  Lehrers  fOhren 
mochten. 

Von  der  Richtigkeit  der  hier  ausgesprochenen  Grundsätze  glau- 
ben wir  flberzeugt  sein  zu  dürfen.  Gleichwohl  sind  wir  der  Meinung, 
dass  wir  die  entsprechende,  vielleicht  folgenschwere  Handlungsweise 
nicht  eintreten  lassen,  ehe  wir  durch  oberhirtliche  Entscheidung  ver- 
gewissert sind ,  dass  uns  dabei  die  kirchliche  Bewilligung  zur  Seite 
gteht.  Die  Natur  der  in  Rede  stehenden  Angelegenheit  verlangt 
aber,  dass  wir  von  .der  autoriativen  Entscheidung  unsern  Gemeinden 
offen  und  rQckhaltslos  Eenntniss  geben.  Dieser  Umstand  verbietet 
ans,  Euer  bischöflichen  Gnaden  Entscheidung  zu  erbitten.  Wir  wflr- 
den bei  der  augenblicklichen  Lage  unserer  Gesetzgebung  durch  den 
offenen  Gebrauch  eines  von  Euer  bischöflichen  Gnaden  ausgebenden 
Mandats  Sie  selb9t  und  uns  Gefahren  aussetzen,  deren  Vermeidung 
uns  als  Pflicht  erscheint,  weil  sie  ohne  Schädigung  der  kirchlichen 
Interessen  möglich  ist. 

Von  einer  andern  Stelle  aber  kann  zu  uns  mit  dem  Gewichte 
göttlicher  Autorität  gesprochen  werden.  Der  Papst  als  das  Oberhaupt 
der  Kirche,  als  der  Statthalter  Christi  auf  Erden,  kann  durch  keine 
Macht  der  Welt  gehindert  werden,  zu  uns  zu  reden^  Indem  wir 
seine  Entscheidung  zur  Sache  anrufen,  wollen  wir  gleichzeitig  das 
offene  Bekenntniss  unserer  Glaubensüberzeugung  ablegen:  dass  es 
der  apostolische  Stuhl  ist,  von  dem  wir  in  letzter  Instanz  die  Ent- 
scheidung über  unser  Verhalten  in  allen  kirchlichen  Angelegenheiten 
erbitten  und  annehmen.  Nichts  soll  uns  hindern,  offen  auszuspre- 
chen :  Wenn  der  heilige  Vater,  wenn  unser  in  aller  Noth  glorreich 
regierender,  heissgeliebter  Papst  Pius  IX.  zu  uns  redet,  so  verehren 
wir,  der  ganzen  feindlichen  Welt  zum  Trotze,  in  seinem  Ausspruche 
den  Ausspruch  Jesu  Christi.  Wir  bitten  heute  nur  um  ein  Wort, 
das  uns  sagt,  ob  unser  nach  den  angeführten  Grundsätzen  einzurich- 
tendes Verhalten  dem  Geiste  der  Kirche  entspricht. 

Genehmigen  Sie,  hochwflrdigster  Bischof!  die  Versicherung  der 
innigsten  Verehrung  und  Liebe,  womit  wir  verharren. 

Euer  bischöflichen  Gnaden  treugehorsamste  Pfarrer. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

3.  Die  in  dem  vorstehenden  Schreiben  ausgesprochenen  Grund- 
sätze erhielten  die  förmliche  kirchliche  Anerkennung  in  einem  an 
den  hoohwürdigsten  Bischof  Dr.  Conrad  Martin  gerichteten  Breve  8r. 

Archiv  flir  Kiroh«iir«obt.  XXXVI.  X7 
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Heiligkeit  vom  31.  Juli  1876'.  Der  auf  die  Paderborner  Angelegen- 
heit bezfigliche  Theil  lautet  in  wortgetreuer  Uebersetzung  wie  folgt: 

Papst  Pius  IX. 

Ehrwürdiger  Bruder,  Gross  und  apostolischer  Segen. 

Wenn  nach  dem  Ausbruch  des  Apostels  seit  den  ältesten  Zei- 
ten Jene,  die  durch  den  Glauben  Gerechtigkeit  wirkten,  geprüft 
worden  sind  und  das  Schwerste  erduldeten,  umherirrten  in  Mangel, 
bedrängt  und  misshandelt,  dann  darfst  Du,  ehrwürdiger  Bruder,  in 
der  That  dich  freuen,  weil  in  deinem  Schicksal  das  Bild  der  Ge- 
rechten sich  ausprägt,  und  zwar  jener,  welche  die  Freilassung  Dicht 
annahmen,  um  eine  herrliche  Auferstehung  zu  erlangen.  Danun 
wünschen  wir  dir  ?ielmehr  Glück  zu  deinem  Loose,  als  dass  Wir  es 
betrauern,  und  dies  um  so  mehr,  weil  du  durch  solchen  Starkmuth 
nicht  blos  deine  und  deines  Amtes  Würde  wahrest,  sondern  auch 
für  das  Heil  der  dir  anvertrauten  Heerde  Sorge  zu  tragen  fortßhrsL 
Wir  freuen  Uns  aber,  dass  du  reichliche  Früchte  hiervon  erntest  io 
der  Treue  und  Liebe  deines  Klerus  und  deines  Volkes,  sowie  in  je- 
ner Freudigkeit,  mit  welcher  sie  die  Bedrängnisse  ertragen  und  die 
Reinheit  ihres  Glaubens  und  die  Bewahrung  der  Einheit  über  llles 
setzen.  Ein  herrliches  Zeugniss  dafar  sehen  Wir  in  der  Besorgoisa. 
von  welcher  dein  Klerus  mit  dir  für  die  Erziehung  der  Jugend  er- 
füllt ist,  und  in  dem  von  ihm  gefassten  und  von  dir  gebilhgtea 
Plan,  wonach  die  von  der  weltlichen  Gewalt  einseitig  angestellt«! 
Lehrer  angehalten  werden  sollen,  ihren  Gehorsam  gegen  die  Kirche 
zu  beweisen  und  die  gesunde  Lehre  durch  Wort  und  Beispiel  vor- 
zutragen. Freilich  bedarf  es  einer  mehr  als  gewöhnlichen  Kraft 
um  dieses  auszuführen,  und  nicht  geringerer  Festigkeit,  um  die 
sich  entgegenstellenden  Schwierigkeiten  zu  überwinden;  allein  Gott, 
der  diesen  Plan  eingegeben,  wird  ohne  Zweifel  auch  die  nothwendige 
Kraft  verleihen,  ihn  durchzuführen 

Empfange  unterdess  den  apostolischen  Segen,  den  Wir  als  üd- 
terpfand  der  göttlichen  Huld  und  als  Zeichen  unseres  vorzüglieben 
Wohlwollens  dir ,  ehrwürdiger  Bruder ,  und  deinem  ganzen  Kltns 
und  Volk  voll  Liebe  ertheilen. 

Gegeben  zu  Rom  bei  St.  Peter,  den  31.  Juli  1876,  im  31.  Jahre 
Unseres  Pontificates. 

IHu8  IX.,  Papst. 

4.  Auch  die  sämnUUehefi  Pfarrer  der  neunzehn  Decanfte  des 
Bisihums  Münster  —  mit  Ausnahme  von  moei  P&rrera,  haben  im 
Juli  und  August  1876  mit  vollster  Einmüthigkeit  in  Bemtf  oMf 
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die  Nathwendigkeit  der  missio  eanonica  für  Ertheüung  des  BeU-' 
giansunterrichtes  eine  Adresse  vereinbart,  welche  zunächst,  wie  die 
kirchliche  Ordnung  es  erfordert,  an  den  hochwürdigsten  Bischof  ge- 
richtet ist  and  sodann  an  den  hl.  Vater  soll  fibermittelt  werden. 
Der  Wortant  der  Adresse  ist  folgender: 

1^ Hochwürdigster  Bischof! 
Gnädiger  Herr! 

Die  Pfarrer  der  Diöcese  Münster  sind  in  die  traurige  Noth- 
wendigkoit  versetzt,  zu  £w.  Bischöfl.  Gnaden  in  der  Verbannung  ihre 
Zuflucht  zu  nehmen  und  Ehrerbietigst  eine  Angelegenheit  vorzu- 
tragen, welche  das  ii:inerste  Leben  der  Diöcese  b^ührt  und  von  den 
weitragendsten  Folgen  für  die  Zukunft  des  Landes  werden  kann. 
Wir  übergeben  vorliegendes  Schreiben  den  öffentlichen  Blättern,  mit 
dem  Wunsche,  dass  es  dadurch  zur  Eenntniss  Euer  Bischöfl.  Gna- 
den gelangen  möge,  und  in  der  Hoffnung  zugleich,  dass  es  die  Zu- 
stimmung unseres  geliebten  Oberbirten  finden.  Seine  Gutheissung  er- 
halten werde. 

Ew.  Bischöfl.  Gnaden  sind  die  Verordnungen  bekannt,  welche 
von  der  königlichen  Begieruug  in  Bezug  auf  die  Ertbeilung  des  Be- 
ligionsunterrichtes  erlassen  wurden.  Diesen  gemäss  wurde  der  schul- 
planmässige  Unterricht  den  Geistlichen  untersagt  und  den  Lehrern 
resp.  Lehrerinnen  übertragen.  Mit  geringen  Ausnahmen  sind  sämmt- 
liche  Pfarrer  der  Schulinspection  enthoben,  und  ist  ihnen  sogar  ver- 
boten, die  Schule  zu  betreten.  Bischöfliche  Commissare,  welche 
früher  bei  den  Schlussprüfungen  in  Lehrer-Seminarien  zugegen  waren, 
um  wenigstens  in  etwa  die  Candidaten  des  Lehramtes  kennen  zu 
lernen  und  von  ihrer  Befähigung  namentlich  in  Bezug  auf  den  Be- 
ligionsunterricht,  sich  zu  überzeugen,  existiren  nicht  mehr.  Was  aber 
vor  Allem  schwer  ins  Gewicht  fällt  und  von  unberechenbaren  Folgen 
für  die  Zukunft  ist,  —  der  Staat  betrachtet  die  Lehrer  und  Lehre- 
rinnen, welche  ihr  Examen  bestanden  und  vom  Staate  angestellt  sind, 
damit  auch  zugleich  als  berechtigt  und  bevollmächtigt,  den  Bell- 
gionsunterricht  zu  ertheilen.  Von  der  Nothwendigkeit  einer  kirch- 
lichen Sendung  ist  gänzlich  Abstand  genommen,  die  missio  eanonica 
ist  aufgehoben,  und  dies  wurde  wesentlich  die  Ursache,  dass  aber- 
mals und  aller  Orten  die  Sache  des  Beligionsunterrichts  in  die  ernst* 
liebste  Erwägung  gezogen  wurde. 

Wenng^leich  im  gegenwärtigen  Augenblick  die  Mehrzahl  der 
Lehrer  und  Lehrerinnen  noch  im  Besitzä  der  missio  eanonica  sich 
befindet,  und  zur  Ehre  des  Lehrerstandes  sei  es  gesagt  —  treu  und 
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gewissenhaft  in  Bezog  auf  Ertheiiang  des  Religionsunterrichtes  ihre 
Pflicht  erfüllt,  so  liegt  der  Zeitpunkt  nicht  fem,  wo  eine  stetig  rieh 
mehrende  Anzahl  von  Lehrern  und  Lehrerinnen  ohne  kirchliche  Sen- 
dung angestellt  ?rird  und  in  die  peinliche  Lage  sich  versetzt  riebt, 
entweder  den  Religionsnnterricht  ohne  Bevollmächtigung  seitens  d^ 
rechtmässigen  geistlichen  Behörde  zu  ertheilen,  oder  sogar  auf  die 
Stelle  zu  verzichten. 

Was  die  principieUe  Seite  dieser  Angelegenheit  betrifft,  so  rind 
wir  durch  Aufhebung  der  missio  canonica  für  den  Lehrstand  em^ 
Thatsache  gegenüber  gestellt,  welche  mit  der  katholischen  Lehre  und 
Auffassung  in  geradem  Widerspruche  steht. 

Freilich  ist  wiederholt  seitens  der  Staatsregierung  ausdrücklich 
betont  worden,  der  Staat  wolle  durch  die  gesammte  neue  Gesetzge- 
bung in  das  innere  Olaubensleben  nicht  übergreifen ;  aber  leider  ge- 
schieht dieses  durch  Aufhebung  der  missio  canonica  nicht  minder, 
als  durch  die  Maigesetze,  und  tritt  dieses  um  so  sichtbarer  her- 
vor, da  der  Staat  auch  bereits  über  die  Katechismen  verfögt ,  be- 
stehende abschafft,  neue  ohne  kirchliche  Approbation  einfahrt 

Man  mag  zugeben,  dass  derartige  üebergrifife  vielfach  in  Un- 
kenntniss  katholischer  Verhältnisse  ihren  Orund  haben,  aber  dies 
entbindet  nicht  im  Mindesten  die  Hirten  der  Gemeinden  der  Pflicht, 
den  principiellen  katholischen  Standpunkt  unerschütterlich  und  beharre 
lieh  im  Auge  zu  behalten  und  die  gesammte  Handlungsweise  dar- 
nach zu  bemessen. 

Christus  hat  in  seiner  Kirche  ein  Lehramt  gegründet.  Trftger 
dieses  Amtes,  d.  h.  der  aus  demselben  hervorgehenden  LehrpflieJd 
und  Lehrgewalt^  sind  zunächst  und  unmittelbar  der  Papst  und  die 
Bischöfe  als  Nachfolger  der  Apostel ;  alle  Anderen  aber  können  nur 
insofern  an  dieser  amtlichen  Lehrgewalt  Theil  nehmen,  als  sie  von 
den  unmittelbaren  Trägern  derselben  ihre  Sendung  erhalten  hab^u 
Der  Priester  —  trotz  der  Standesgnade,  die  er  durch  die  Weihe 
auch  für  das  Lehramt  erhält  —  lehrt  nicht  aus  eigener  Vollmacht; 
er  muss  durch  einen  Willensakt  des  Bischofes  in  die  von  Christus 
absteigende  Kette  der  Glaubenslehrer  eingefügt  sein.  Um  so  mehr 
bedarf  der  Laie^  welcher  nur  als  Gehilfe  des  Geistlichen  in  Eärthei- 
lung  des  Religionsunterrichtes  aufzufassen  ist,  der  kirchlichen  Sen- 
dung. Weder  das  Mass  seiner  Kenntnisse  noch  die  Anstellung  sei- 
tens des  Staates  ist  der  Grund  einer  Berechtigung ,  den  Religions- 
unterricht zu  ertheilen,  sondern  seine  Eingliederung  in  den  Orga- 
nismus des  von  Christus  gestifteten  Lehramtes,  und  diese  hmn  und 
darf  nur  bei  solchen  Lehrern  vollzogen  werden,  welche  einerseits 
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hinreichende  Eenntniss  haben  und   andrerseits  durch  Glauben  und 
Sitte  den  Lehren  und  Vorschriften  der  Kirche  entsprechen. 

Das  ist  die  katholische  Lehre. 

Ein  Lehrer  also,  welcher  sich  unterfinge,  ohne  kirchliche  Sen- 
dung den  Religionsunterricht  zu  ertheilen ,  wfirde  sein  Gewissen 
schwer  verletzen;  eine  Gemeinde  aber,  welcher  ein  solcher  Beli- 
gionslehrer  aufgedrängt  würde,  könnte  ihn  als  katholischen  Lehrer 
nicht  anerkennen  und  desshalb  auch  ihre  Kinder  ihm  nicht  anver- 
trauen. 

An  dieser  Auffassung  hat  immer  und  fiberall  die  Kirche  fest- 
gehalten. Die  tausendjährige  Geschichte  unseres  Bisthums  ist  Zeuge 
davon.  Sämmtliche  Verordnungen ,  welche  im  Laufe  der  Jahrhun- 
derte von  den  Bischöfen  unseres  Landes  in  Bezug  auf  die  Schulen 
erlassen  wurden,  namentlich  aber  die  constitutio  Bemhardina  und 
die  Mfinsterische  Schulordnung  sprechen  sich  in  diesem  Sinne  aus. 

Die  Aufhebung  der  missio  canonica  ist  daher  nicht  nur  ein 
Eingriff  in  die  Lehre  und  Auffassung  der  katholischen  Kirche,  son- 
dern auch  zugleich  ein  Bruch  mit  der  tausendjährigen  Geschichte 
unseres  Landes. 

Daraus  erklärt  sich  die  Erscheinung,  dass  in  den  Conflicten 
über  die  Schule,  welche  seit  dem  Jahre  1817  wiederholt  in  unserem 
Ksthnme  zwischen  der  Begierug  und  der  bischöflichen  Behörde  auf- 
tauchten und  in  den  vierziger  Jahren  zu  der  Höhe  sich  steigerten, 
dass  ganze  (Gemeinden  solche  Lehrer,  welche  einseitig  vom  Staate 
angestellt  waren,  zurfickgewiesen  und  trotz  aller  Strafen  ihre  Kin- 
der nicht  schickten,  unerschfitterlich  an  der  Nothwendigkeit  der  mis- 
sio canonica  festgehalten  wurde. 

Der  letzte  ernste  Conflict  endete  damit,  dass  ein  Gompromiss 
geschlossen  wurde,  wonach  bei  Anstellung  eines  Lehrers  zuerst  der 
Bischof  solle  befragt  werden,  ob  gegen  den  Lehrer  in  religiöser  oder 
moralischer  Beziehung  etwas  einzuwenden  sei ;  sodann  soUe  die  An- 
stellung seitens  der  Regierung  erfolgen  und  gleichzeitig  vom  Bi- 
schof die  missio  canonica  ertheilt  werden.  Die  Anstellungsurkunde 
und  die  missio  canonica  wurden  von  dem  Pfarrer  in  Gegenwart  des 
Schulvorstandes  dem  betroffenden  Lehrer  überreicht  und  legte  bei 
Einführung  in  sein  Amt  der  Lehrer  den  Staatseid  und  das  Glaubens- 
bekenntniss  ab.  So  war  die  bisherige  Praxis,  und  dadurch  war 
dem  Staat  sowohl  als  der  Kirche  Gerechtigkeit  geschehen,  zumal 
ausserdem  festgestellt  wurde,  dass  bischöfliche  Gommissarien  bei  Ab- 
haltung der  S<Alussprüfungen  in  den  Lehrerseminarien  zugegen  sein 
sollten. 
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unter  gegenwärtigen  Umständen  befinden  sich  Pfarrer^  Lehrer 
und  Gemeinden  in  einer  sehr  schwierigen  Lage.  Sie  sehen  sich,  um 
es  einfach  auszudrüclcen ,  hingestellt  zwischen  eine  Massregel  der 
Regierung  und  ilir  Gewissen.  Wir  beförchten  neue  VerwidcluDgen, 
grosse  Verwirrung  im  Lande,  und  wünschen  von  Herzen  im  Interesse 
des  Friedens  eine  Vermittlung. 

Pie  Staatsregierung  scheint  theilweise  selber  die  Schwierigkeit 
der  Lage  gefühlt  zu  haben,  und  nach  den  Aeusserungen  des  Be- 
gierungscommissars  in  der  Unterrichtscommission  des  Abgeordneten- 
hauses will  man  alle  Mittel  versuchen,  um  Geistliche  zu  finden, 
welche  auf  neutralem  Boden  stehen  und  als  katholische  Commissare 
bei  den  Schulprüfungen  der  Lehrer  zugegen  sein  sollen.  Aber  be- 
dürfen denn  diese  nicht  der  kirchlichen  Sendung?  Kann  ein  katho- 
lischer Geistlicher  eine  solche  Stellung  übernehmen ,  ohne  vom  Bi- 
schöfe autorisirt  zu  sein?  Würde  er,  wenn  er  ohne  die  Autorisation 
fungirte,  das  Vertrauen  der  Bevölkerung  haben  ?^ Und  was  ist  denn 
doch  unter  dem  neutralen  Boden  zu  verstehen?  —  —  — 

Wie  ferner  verlautet  und  an  einzelenen  Stellen  bereits  ausge- 
führt ist,  sollen  in  den  verschiedenen  Decanaten  Geistliche  ermittelt 
werden,  welche  den  Anforderungen  der  Begierung  entsprechen,  und 
diese  sollen  dann  bevollmächtigt  werden,  den  schulplanmässigen  R»* 
ligionsunterricht  wieder  zu  übernehmen ,  während  die  abgesetzten 
Pfarrer  von  der  Schule  sollen  ausgeschlossen  bleiben. 

Gewiss  wäre  nichts  wünschenswerther,  als  dass  die  Geistlichen 
den  schulplanmässigen  Unterricht  in  den  Schulen  wieder  aufbebmeR 
könnten.  Aber  wir  fragen:  Kann  ein  Geistlicher  die  Bedingungen 
annehmen,  welche  die  Regierung  gestellt  hat?  —  Einmal  sollen  alle 
der  Schulinspection  enthobenen  Pfarrer  vom  Religionannterricbt  in 
der  Schule  ausgeschlossen  bleiben  und  die  Schule  nicht  betreten; 
der  eigentliche  Beligionslehrer  der  Gemeinde  also,  der  die  letzte 
Verantwortung  für  die  Reinheit  der  Lehre  und  die  Erziehung  trftgt, 
ist  beseitigt.  Man  sucht  nunmehr  die  Ueligionslehrer,  welche  den 
Wünschen  der  Regierung  entsprechen,  wesentlich  unter  den  Hüft- 
geistlichen,  aber  unter  welchen  Bedingungen?  >Sie  sollen  aUen  ree- 
sortmässigen  Anordnungen  der  Schulaufeichtsbebörde ,  insbesondere 
hinsichtlich  der  Lehrbücher^  der  Verikei^wig  des  Unterrichissioffes 
und  der  SchuUucU  entsprechen.  Wegen  Uebernahme  eines  Tbeiles 
des  Religionsunterrichtes  sollen  sie  mit  den  betreffenden  Scholror- 
ständen  sich  ins  Einvernehmen  setzen  und  diese  werden  vorn  Kreis- 
schulinspector  mit  Weisung  versehen  weiden. c  Hiedurcb  ist  die 
kirchliche  Ordnung  völlig  aufgehoben.   Nicht  die  Regierung,  soidera 
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der  Bischof  sendet  die  Hilf^geistlichen  als  Religionslehrer  in  die  Ge- 
meinde; der  Hilfsgeistlicbe  lehrt  nnter  Aufsicht  nnd  nach  Anord- 
nung des  Pfarrers.  An  Stelle  des  Bischofs  ist  die  Regierung,  an 
Stelle  des  Pfarrers  der  Schulinspector  und  der  Schulvorstand  getre- 
ten, der  möglicherweise  geradezu  kirchenfeindlich  sein  kann.  Auf 
diese  Anordnung  eingehen,  liiesse  beitragen  zur  Zerstörung  der  kirch- 
lichen Ordnung.  Kann  aber  ferner  ein  Geistlicher  auf  die  andere 
Bedingung  eingehen ,  sich  allen  ressortmässigen  Anordnungen  der 
Scbulaufsicbtsbehörde  d.  b.  der  Regierung,  insbesondere  hinsichtlich 
der  Lehrbücher,  der  Vertheilung  des  Unterrichtsstoffes  und  der  Scbul- 
zucht  zu  unterwerfen?  Wer  bestimmt  über  die  Lehrbücher,  Kate- 
chismus, biblische  Geschichte?  Nur  der  Bischof.  Nimmer  kOnnen 
wir  auf  diesem  Gebiete  der  Regierung  ein  Recht  zugestehen.  Wer 
trifft  die  näheren  Anordnungen  für  den  Religionsuntemcht  in  der 
Gemeinde,  wer  führt  die  Aufsicht  ?  Ein  Pfarrer.  Ein  Priester,  wel- 
cher gewissenhaft  an  der  kirchlichen  Ordnung  festhalten  will,  kann 
auf  das  Anerbieten  der  Regierung  nicht  eingehen.  Wir  können  in 
diesem  scheinbar  einleitenden  Vorgeben  der  Regiernag  nichts  ande- 
res erkennen,  als  den  Versuch,  die  Staatsschule  durch  allmälige  Ge- 
winnung von  Staatsgeistlichen  weiter  auszubauen.  Das  Resultat  ist 
nicht  zweifelhaft.  Die  Reihe  der  Täuschungen,  denen  die  Regierung 
sieb  hingibt,  wird  sich  um  eine  neue  vermehren,  und  die  peinliche 
Lage  ist  dieselbe  geblieben.  — 

Bei  so  verwickelter  Lage  der  Dinge  erlau))en  sich  die  unter- 
zeichneten Pfarrer  der  DiOcese  einen  anderen  Vermittelungsvorschlag 
Ehrerbietigst  vorzulegen:    . 

»Es  möge  nämlich  der  betreffende  Pfarrer  berechtigt  sein, 
während  der  Dauer  des  jetzigen  Nothstandes  den  neu  eintreten- 
den Lehrern  resp.  Lehrerinnen  die  Ermächtigung  zur  Ertheilung 
des  Religionsunterrichts  zu  ertheilen,  sofern  der  Lehrer  sich  dem 
Pfarrer  gegenüber  verpflichtet,  in  treuem  und  gewissenhaftem  An- 
schluss  an  die  Lehren  und  Vorschriften  der  katholischen  Kirche 
den  Religionsunterricht  zu  ertheilen  und  zum  Unterricht  der 
Bücher  sich  zu  bedienen,  welche  mit  der  kirchlichen  Approbation 
versehen  und  vom  Bischöfe  als  Lehrbücher  für  die  Diöcese  be- 
stimmt sind. 

»Sollte  aber  ein  Lehrer  sich  weigern,  die  verlangte  Zusage  zu 
geben,  so  würden  wir,  wenngleich  mit  schwerem  Herzen,  die 
kirchliche  Geraeinschaft  mit  ihm  abbrechen  und  die  kirchlichen 
Gnadenmitteln  ihm  versagen  müssen;  die  Gemeinde  aber  würde 
durch  alle  Instanzen  hindurch  die  Anstellung  eines  Lehrers  be- 
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antragen  mflssen,  welehar  durch  kirchlicbe  Sendung  sur  Ertbei- 
Jung  des  Beligionsunterrichtes  berechtigt  i8t.c 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache ,  dass  dieser  Yermittlongg- 
yorschlag  nicht  zur  Geltung  und  Ausfahrung  gelangen  kann,  ohne 
dass  uns  die  kirchliche  Billigung  und  Bestätigung  zur  Seite  stehL 
Ew;  Bischöfl.  Gnaden  Entscheidung:  und  Mandat  zu  erhitteo 
wtirde  bei  der  gegenwärtigen  Lage  der  Gesetzgebung  nur  Verwick- 
lungen herbeiführen  und  uns  sowohl  als  Ew.  Bischöflichen  Gnaden 
neuen  Schwierigkeiten  aussetzen. 

Doch  sind  wir  unbehindert,  die  Entscheidung  des  Oberhauptes 
der  Kirche  anzurufen.  Wir  appelliren  tils  gehorsame  Söhne  der 
Kirche  an  unsere  höchste  geistliche  Autorität,  an  unsern  hl.  Vater 
Pius  IX.  und  unterwerfen  uns  in  kindlicher  Ehrfurcht  Seinem  Ur- 
theil ,  in  dem  festen  und  zuversichtlichen  Vertrauen,  dass  die  Weis- 
heit Sr.  Heiligkeit  beschliessen  werde ,  was  zum  wahren  Heile  un- 
serer Diöcese  dient. 

In  Verehrung  und  Liebe 

Ew.  Bischöfl.  Gnaden 

Oehorsamste  Dieners 


265 


Ertasse  preuss.  Regierungsbehörden  betreffend  die  Verwal- 

tung  des  KirchenvermOgens. 

1.  Die  königliche  Regierung  gu  Kdtienz  bat  in  Betreff  der 
Beviaion  der  Kirehenreehnw\gen  von  1875  nachstehende  wichtige 
Oircularverfügung  erlassen«  Mit  Rüchsicht  darauf,  dass  die  PrfiAing, 
ob  die  Becbnnng  etatsmässig  geführt  sei,  nur  auf  die  Zeit  vom  1.  Oc- 
tpber  bis  31.  December  1875  sich  beziehen  kann  und  dass  diese 
Prüfung  nicht  möglich  ist,  wenn  für  diese  Zeit  nicht  ein  besonderer 
Etat  gemäss  den  §§.  11  und  21  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  v.  J. 
aufgestellt  war,  kann,  wie  man  der  »Köln.  Yolksztg.c  berichtet,  die 
Auffassung  der  königlichen  Regierung,  dass,  wo  diese  Voraussetzung 
nicht  zutrifft,  von  einer  Prüfung  der  Jahresrechnung  auch  pro  IV. 
Quartal  1875  abzusehen  ist,  nur  als  vollkommen  richtig  anerkannt 
werden.  Dies  gilt  auch  Ar  diejenigen  Pfarreien,  wo  der  necie  Eir- 
chenvorstand  bereits  mit  dem  1.  October  v.  J.  in  Function  getreten 
ist;  denn  so  weit  die  Rechnung  von  dem  frühern  Rendanten  aufge- 
stellt ist,  unterliegt  sie  ohnehin  nicht  der  Revision  des  Regierungs- 
präsidenten.   Die  obengedachte  Verfügung  lautet: 

Koblenz,  22.  Mai  1876. 

In  dem  anliegenden  Berichte  vom  18.  d.  hat  der  königliche 
Regierungspräsident  zu  Trier  angefragt»  ob  er  die  Prüfung  der  Rech- 
nungen der  katholischen  Eirchengemeinden  aus  dem  Jahre  1875 
auf  Grund  des  §.  54  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  v.  J.  vorzunehmen 
habe. 

Die  in  letzterem  Gesetze  vorgeschriebene  StaatsauMcht  kann 
meines  Erachtens  sich  nur  auf  die  Vermögensverwaltung,  welche  von 
den  neuen  kirchlichen  Organen  besorgt  worden  ist,  beziehen.  Die 
durch  den  genannten  §.  54  vorgesehene  Prüfung  dürfte  sich  daher 
blos  auf  diejenige  Rechnung  zu  erstrecken  haben,  welche  von  dem 
gemäss  §.  10  1.  c.  gewählten  Rendanten  geführt  worden  ist  und  sei- 
tens des  Letzteren  dem  Kirchenvorstande  vorgelegt  werden  muss. 
Ich  glaube  mich  daher  dahin  anssprecheü  zu  sollen,  dass  lediglich 
die  Rechnung,  welche  die  V^niraltung  des  letzten  Quartals  des  ver- 
gangenen Jahres  betrifft,  der  Prüfung  des  Regierungspräsidenten  un- 
terworfen werden  kann,  dass  dieselbe  mit  Rücksicht  auf  die  impera» 
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tive  Fassung  des  §.  54  dieser  Prüfung  auch  unterworfen  werden 
muss.  Bei  der  Erörterung  der  Frage,  ob  die  Verwaltung  datsmässig 
gefährt  worden,  wird  der  für  das  Jabr  1874  festgestellte  Etat  sa 
Grunde  zu  legen  sein,  es  müssteii  denn  die  neuen  kircblichen  Organe 
in  der  durch  die  §§.  11  und  21  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  ?.  J. 
vorgeschriebenen  Weise  einen  besonderen  Etat  fQr  ihre  Verwaltungs- 
zeit aufgestellt  haben. 

Sollten  Eirchenvorstände,  wie  vielfach  geschehen  ist,  erst  nach 
Ablauf  des  Jahres  1875  constituirt  worden  sein,  so  wurde  nach  im 
Vorstehenden  die  fragliche  Thätigkeit  des  Regierungspräsidenten  weg- 
fallen. 

Ew.  Excellenz  gestatte  ich  mir  gehorsamst  um  geneigten  Be- 
scheid zu  bitten,  ob  Hodhdieselben  meiner  Ansicht  beitreten. 

Der  Oberpräsident  der  Ilheinprovinz,  gez.  t;.  Bardeleien, 
An  den  kgl.  Staats-  und  Minister  der  geistlichen  Angel^^enheiteo 

Herrn  Dr;  Falk  Excellenz  zu  Berlin. 

Koblenz,  22.  Juni  1876. 

Abschrift  erhält  das  königliche  Landrathsamt  mit  dem  Bemer- 
ken, dass  der  Herr  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  sich 
mit  den  vorstehend  entwickelten  Grundsätzen  einverstanden  er- 
klärt hat. 

Da  fibrigens  eine  Rechnung  pro  IV.  Quartal  1875  nur  in  so 
weit  geprüft  werden  kann,  als  für  dasselbe  Quartal  eine  besondere 
Rechnung  überhaupt  gefahrt  und  ein  besonderer  Etat  festgestellt 
worden  war,  so  ergiebt  sich  hieraus,  dass  von  einer  Prüfung  der  Jah- 
resrechnungen pro  1875  allgemein  abzusehen  ist,  in  so  fem  nicht  in 
einem  einzelnen  Falle  jene  beiden  Voraussetzungen  ausnahmsweise 
zutreffen  sollten. 

Das  königliche  Landrathsamt  wolle  —  mit  vorläufiger  Ausser- 
achtlassung  der  sogenannten  bischöflichen  Pfarreien,  Eapellengemein- 
den  etc.  —  feststellen,  bei  welchen'  Pfarrgemeinden  jene  Vorans- 
setzungen  etwa  zutreffen,  dieselben  zur  Einreiclmng  des  Voranschlages 
nebst  Rechnung  pro  IV.  Quartal  1875  an  uns  auffordern  und  gleich- 
zeitig uns  innerhalb  sechs  Wochen  namhafk  machen. 

Event,  sehen  wir  innerhalb  derselben  Frist  einer  Vaoantanzeige 
entgegen. 

Abdrücke  für  die  Herren  Bürgermeister  sind  beigef&gt 

Königliches  Regierungspräsidinm,  get.  SaA. 
An  sämmtliche  königliche  Landrathsftmter  des  Bezirkes. 
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2.  Den  Kirchenvorständen  in  Köln  ist  durch  den  Oberbärger- 
meister  das  folgende  Schreiben  des  königlichen  Begiermigspräsidenten 
zugestellt  worden: 

»Kölo,  den  15.  Juli  1876. 

Nachdem  der  Erzbischof  von  Köln,  Dr.  Melchers,  durch  Er- 
kenntniss  des  königlichen  Gerichtshofes  ffir  kirchliche  Angelegenheiten 
aus  seinem  bisherigen  Amte  entlassen  worden  ist,  kommt  der  §»  58 
des  Gesetzes  vom  20.  Juni  v.  J.  über  die  Vermögensverwaltung  in 
den  katholischen  Kirch^ngemeinden  in  so  weit  in  Anwendung,  als 
von  jetzt  ab  die  nach  §.  32.  des  Gesetzes  und  nach  den  Artikeln  2, 
13  und  1.4  der  Wahlordnung  von  dem  Bischöfe  im  Einvernehmen 
mit  dem  Regierungspräsidenten  zu  treffenden  Entscheidungen*  von  mir 
allein  zu  treffen  sind.  In  vorkommenden  Fällen  ist  hiernach  zu  ver- 
fahren, wovon  ich  die  Kirchen  vorstände  in  Kenntniss  zu  setzen  ersuche. 

Der  Regierungspräsident,  gez.  v.  BemtUh. 
An  den  Oberbürgermeister  Dr.  Becker  hier.t 

Die  lEöln.  V.-Z.€  begleitete  dieses  Schreiben  mit  folgenden 
Bemerkungen : 

»Der  §.  58  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1875  hat  folgenden 
Wortlaut:  j^Die  den  bischöflichen  Behörden^  gesetzlich  anstehenden 
Hechte  in  Bezug  auf  die  Vermögensverwaltung  in  den  Kirchenge- 
meinden ruhen,  so  I^ge  die  bischöfliche  Behörde  diesem  Gesetze 
Folge  zu  leisten  verweigert,  oder  so  lange  das  betreffende  Amt  nicht 
in  gesetemässiger  Weise  besetzt  oder  verwaltet  ist.  Eine  solche  Wei- 
gerung ist  als  vorhanden  anzunehmen,  wenn  die  bischöfliche  Behörde 
anf  eine  schriftliche  Aufforderung  des  Oberpräsidenten  nicht  binnen 
30  Tagen  die  Erklärung  abgiebt,  den  Vorschriften  des  Gesetzes  Folge 
leisten  zu  wollen.  Die  den  bischöflichen  Behörden  zustehenden  Be- 
fugnisse gehen  in  solchen  Fällen  auf  die  betreffende  Staatsbehörde 
über.c  Daraus,  dass  der  königliche  Begierungspräsident  zu  Köln  er- 
klärt, die  nach  §.  32  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1875  und  Art.  2, 
13  und  14  der  Wahlordnung  von  dem  Bischöfe  im  Einvernehmen 
mit  dem  Regierungspräsidenten  zu  treffenden  Entscheidungen  nach 
erfolgter  »staatlicher  Absetzung!  des  Herrn  Erzbischofes  seien  von 
ihm  (dem  Regierungspräsidenten)  allein  zu  treffen,  geht  mit  Sicher- 
heit heryor,  dass  die  königliche  Staatsregierung  von  ihrer  bisherigen 
Interpretation  des  oben  citirten  §.  58,  nach  welcher  in  den  Diöcesen 
staatlich  abgesetzter  Bischöfe  die  den  letzteren  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  20.  Juni  1875  über  Vermögensverwaltung  etc.  zustehenden 
Befugnisse  auf  den  Staatscommissar  für  die  bischöfliche  Vermögens- 
Verwaltung  fibergehen  sollten,  aurückgekommen  ist.    Sie  adoptirt  nun* 
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mehr  die  allein  richtige  Anslegong  jenes  Paragraphen,  wonach  ia 
Diöcesen,  in  welchen  das  bischöfliche  Amt  nicht  in  »geseümä»- 
siger€  Weise  besetzt  oder  verwaltet  ist  (weil  der  Bischof  staat- 
lich »abgesetzte  ist  nnd  das  Dorocapitel  die  Wahl  eines  Gapitel?ican 
verweigert  hat)  in  den  Fällen,  in  welchen  deq  B^timmangen  des 
Gesetzes  nach  die  bischöfliche  Behörde  im  Einvernehmen  mit  einer. 
Staatsbehörde  eine  Anordnung  oder  Entscheidung  zn  treffen  hat,  die 
betreffende  (zur  Mitwirkung  in  dem  bezüglichen  Falle  benfen^ 
Staatsbehörde  (in  §.  32  und  Art.  2,  13  und  14  der  Wahlordnung 
der  Regierungspräsident)  die  Anordnung  oder  Entscheidung  aUm 
trifft  (§.  58  Abs.  3),  sftmmtliche  der  bischöflichen  Behörde  in  Bezog 
auf  die  Vermögensverwaltung  in  den  Eirchengemeinden  zustehenden 
Befugnisse  aber  ruhevt  (§.  58  Abs.  1),  der  Stcutiscommissar  also  in 
Bezug  auf  die  Vermögensverwaltung  in  den  Kirchengemeinden  gar 
keine  Reckte  auszuüben  befugt  ist.€ 

3.  Aus  der  Diöcese  Münster  publicirte  die  »Germaniac  1876, 
nachstehendes  Aktenstück^  welches,  wie  es  scheint,  allen  dem  königL 
Staatscommissar  zu  Münster  >unterstellten€  Kirchenvorstftnden  der 
Münster*schen  Diöcese  zugegangen  ist: 

»Münster,  10.  August  1876. 
Der  königl.  Ciommissar  für  die  bischöfliche  Vermögensrer- 
waltung  in  der  Diöcese  Münster. 

Den  Eirchenvorstand  veranlasse  ich,  mir  binnen  vier  Wochea  zv 
Einsicht  und  Prüfung  einzureichen.  ' 

1.  Das  Inventar  des  gesammten  Vermögens  dortiger  Kirdieo- 
gemeinde,  insbesondere  des  Vermögens :  a)  der  Kirche;  b)  der  Pfarre; 
c)  der  Küsterei;  d)  der  etwa  zugehörigen  Stiftungen  (§§.3. 11. Ge- 
setz vom  20.  Juni  1875). 

2.  Den  VoramMag  (Etat,  Budget)  f&r  1876  in  2  Exemplarei 
nebst  Erl&uterungen,  Kostenanschlägen  für  Bauten,  und  son^gan 
etwaigen  Zubehör. 

Zur  Verhütung  von  Verzögerungen  bemerke  ich  folgendes: 
Zu  1.  Da  das  Inventar  die  Grundlage  der  gesammten  VenB6- 
gensverwaltung  des  Kirchenvorstandes  ist,  so  wird  vorausgesetit,  dis 
dasselbe  durch  den  Herrn  Vorsitzenden  und  das  rechnungsflUireBde 
Vorstandsmitglied  (Sendant)  mit  besonderer  Sorghilt  aufgestdlt,  ukI 
alsdann  auf  seine  Vollständigkeit  durch  alle  Vorstandsmitglieder  ge- 
prüft ist. 

Zum  Nachweise  dessen  bedarf  das  Inventar  am  Schlüsse  der 
Bescheinigung,  dass  dasselbe  durch  den  genannten  KircheDVCtfataad 
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geprüft  und  dabei  richtig  und  yollständig  befanden  ist,  und  zwar 
unter  der  Unterschrift  des  Vorsitzenden  und  zweier  Vorstandsmit- 
glieder,  sowie  unter  Beifflgung  des  Amtssiegels. 

^u  2.  Der  Voranschlag  muss  Yom  Eirchenyorstande  und  von 
der  Gemeindeyertretung  (§.  21.  Nr.  12)  unterschrieben  sein. 

Ein  etwaiger,  vor  dem  1.  October  1875  durch  den  fräheren 
Kirchenvorständ  aufgestellter  Vcnranschlag  f&r  1876  ist,  wenngleich 
durch  die  bischöfliche  Behörde  genehmigt,  doch  nur  dann  massge- 
bend, wenn  nach  dem  1.  October  1875  der  jetzige  EirchenYorstand 
nebst  der  Gemeindevertretung  jenen  Voranschlag  durch  besonderen 
Beschluss  für  1876  angenommen  und  vollzogen,  auch  die  Kirchen- 
aufsichtsbehörde denselben  nochmals  genehmigt  hat. 

Sollten  einzelne  Kirchenvorstände  etwa  die  Vermögensverwal- 
tung etatswidrig  oder  gar  ohne  einen  gehörig  festgestellten  Etat 
fähren,  so  würde  sich  jedes  einzelne  Vorstandsmitglied  verantwortlich 
machen. 

Zum  1.  November  1876  wolle  der  Kirchen  vorstand  den  Voran- 
schlag für  1877  nebst  dem  oben  bezeichneten  Zubehör  mir  einreichen. 

gez.  Gedike^  Begierungsratb. 
An 
den  Kirchenvorstand  zu  N.  N. 

Zu  Händen  des  Vorsitzenden  N.  N.t 

Unter  Nr.  2  haben  wir  eine  Verfagnng  des  Begierungspräsi- 
denten V.  Bemuih  ans  Köln  mitgetheilt,  wonach  derselbe  auf  Grund 
des  §.  58  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1875  alle  zutreffenden  Ent- 
scheidungen sich  dUein  vorbehält,  und  woraus,  wie  die  »Germaniat 
1876,  Nr.  187,  bemerkte,  hervorgeht,  dass  die  dortige  kgl.  Begie- 
rung  von  ihrer  bisherigen  Interpretation  des  citirten  §.  58,  nach 
welcher  in  den  Diöcesen  staatlich  »abgesetztert  Bischöfe  die  den  Letz- 
tern auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  v.  J.  über  die  Vermö- 
gensverwaltung u.  s.  w.  zustehenden  Befugnisse  auf  den  »Staatscom- 
missar  für  die  bischöfliche  VermögensverwaUung^  übergehen  soüten, 
zurückgekommen  ist.  Der  Staatscommissar  fSkx  die  Diöcese  Münster 
dagegen,  Herr  Gedike,  scheint,  nach  dem  obigen  Erlasse  zu  schliessen, 
die  Ansicht  des  Herrn  Begierungspräsidenten  von  Köln  nicht  zu  thei- 
len,  sich  vielmehr  selbst  als  die  vorgesetzte  Kirchenbehörde  zu  be- 
trachten. In  dieser  Beziehung  theilt  er  ja  allerdings  auch  die  An- 
sicht des  Herrn  Cultusministers,  der  nach  einem  im  »Staatsiinzeiger« 
nnterm  29.  Januar  d.  J.  erlassenen  Bescheide  den  »königlichen  Com« 
missarius«  ausdrücklich  als  zu  den  im  §.  58  Nr.  3  des  Gesetzes  vom 
20.  Juni  1875  angeführten  Staatsbehörden  gehörig   bezeichnet  hat; 


^ö    Erlaase  pr.  Jfiegierungsheh.  betr.  d,  Verwatt  d.  kath,  Jlirckenvena^ 

ja  er  tbeilt  sogar  die  ADsicht  der  Majorität  des  AbgeordneteBhanses, 
welche  über  die  den  gegentbeiligen  JStandpnnkt  yertretenden  Petitio- 
nen s.  Z.  zur  Tagesordnung  übergegangen  ist ;  aber  er  hat  doch  ebea 
nicht  Recht.  Da  indess  die  Bischöfe  in  anderen  Diöcesen  die  Cor- 
respondenz  mit  dem  Staatscommissarins  unier  VorhehaU  der  hrd^ 
Uchen  Rechte  freigegeben,  so  dürfte  dies  auch  in  der  Diöcese  Münster 
der  Fall  sein,  und  desshalb  können  unseres  Erachtens  die  Kreheo- 
Yorstftnde  unter  gedachtem  Vorbehalt  mit  dem  Commissarins  in  Ver- 
bindung treten.  Jedenfalls  hat  aber  dieser  kein  Recht,  sich  den  Vor- 
behalt zu  verbieten,  oder  gar,  wie  es  Herr  v.Schuckmann  m^realan 
gegenüber  dem  Kirchenvorstande  zu  Qrottkau  beliebte,  untar  An- 
drohung von  Ordnungsstrafen  »dergleichen  ungehöriges  Beiwerke  za 
untersagen.  Wir  haben  bisher  auch  noch  von  keinem  Staatscom- 
missar  gehört,  dass  er  sich  derartige  Proteste  verboten  hätte;  ihn 
kann  es  gewiss  genügen,  wenn  die  Kirchenvorstande  ihrerseits  tkat' 
sächlich  das  Nöthige  zum  Vollzuge  des  Gesetzes  beitragen.  Hat  doch 
selbst  der  »königliche  Gerichtshof  f^r  kirchliche  Angelegenheitenc 
in  dem  gegen  den  Herrn  Erzbischof  von  Köln  erlassenen  »Absetzungs«- 
erkenntniss  die  charakteristische  Aeusserung  gethan: 

T^Selbst  unter  FesÜialtung  seines  Standpunktes,  jede  AnerhMr 
nung  der  Gesetze  zu  vermeiden^  würde  es  dem  Angeschuldigten,  toi 
dem  bis  zu  dem  Gesetze  vom  Mai  1874  eine  ausdrückliche  Anerken- 
nung  der  Gesetze  nicht  gefordert  wurde,  ein  Leichtes  gewesen  sein, 
diese  Anzeige  [betreffs  der  Besetzung  der  Pfarrstellen]  an  den  Ober- 
präsidenten in  einer  ^eise  zu  machen,  in  welcher  seinem  Siani- 
punkte  der  Jjfichianerkennung  nicht  präjudieirt  wurde,  und  welche 
ihn  doch  in  den  Stand  setzte,  nach  Ablauf  der  Einspruchshrtst 
eine  nicht  anfechtbare  Ernennung  vorzunehmen.  Aber  nicht  nnr  ha- 
ben die  leipht  vorauszusehenden  Leiden  der  Pfarreien  und  der  Priester 
den  Angeschuldigten  nicht  bewogen,  in  dieser  fär  ihn  unverfing- 
lichen  milden  Weise  vorzugeben,  sondern  er  hat  auch  in  der  Auge* 
legenheit  der  Succursal-Pfarreien,  in  welcher  ihn  die  obersten  Staats* 
behörden  darüber  vergewisserten,  dass  in  den  meisten,  wenn  nicht  m 
allen  Fällen  bezüglich  der  gegenwäHigen  Inhaber  der  Stellen  ein  Ein- 
spruch nicht  erfolgen  würde,  rücksichtslos  die  weit  hinüber  angebo- 
tene Hand  der  Milde  zurückgewiesen,  t 

Auch  das  Kirchenvermögensgesetz  gestattet  den  Kirchenvor- 
ständen »in  einer  Weiset  mit  dem  Staatscommissar  zu  correspondireo, 
in  welcher  dem  »Standpunkte  der  Nichtanerkennung  nicht  präjudi- 
cirtt  -werde  —  ganz  abgesehen  davon,  dass  hier  der  Fall  noch  an- 
ders liegt  als  bei  den  Maigesetzen. 
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4.  In  Nr.  189  ffigt  die  »Germania«  dem  Vorstehenden  noch 
folgende  Mittheilungen  hinzu:     . 

Herr  Regierungsrath  Gedike  fordert  von  den  Eirchenvorstftnden 
der  Diöcese  Munster  nicht  allein  die  Vorlage  des  Etats,  sondern  auch 
des  Inventars,  und  zwar  des  nach  §•  11  des  Oemeindekirchenvermtf- 
gensgesetzes  zu  fuhrenden  Inventars,  welches  nach  §.  3  desselben 
Gesetzes  auch  die  BeneficiaigiUer  umfasst^).  Es  erinnert  diese  For- 
dernng  daran,  dass  auch  die  ^staaüiche  AufsuMsbehörde^  in  Münster 
einmal  Lust  gespürt  hat,  von  dem  gemäss  §.11  aufgestellten  In- 
ventar Einsicht  zu  nehmen.  Unter  dem  26.  Januar  }876  erging 
folgendes  Schreiben  an  die  Eirchenvorstände : 

»Den  Eirchenvorstand  veranlasse  ich,  gleichzeitig  mit  dem  Etat 
für  die  Verwaltung  des  kirchlichen  Vermögens  auch  das  die  Grund- 
lage desselben  bildende  nach  §.  11  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1875 
aufzustellende  Inventar  mit  einzureichen.  Der  Begierungs-Viceprä- 
sident  gez.  Delitis. 

Gegen  diese  Verfügung  —  welche  sich  schon  dadurch,  dass  die 
Forderung  nicht  mit  einem  Paragraphen  des  Gesetzes  motivirt  ist, 
als  verdächtig  erwies  —  wurde  unterm  81.  Januar  187$  seitens  des 
bischöflichen  Generalvicariats  beim  Oberpräsidenten  remonstrirt  Die 
bezüglichen  Stellen  der  Eingaben  lauten : 

Vor  Allem  aber  muss  ich  Ew.  Excellenz  Aufmerksamkeit  da- 
rauf hinzulenken  mir  gestatten,  dass  in  der  Verfugung  des  Herrn 
Regierungsvicepräsidenten  vom  14.  Januar  N.  120  Pr.  des  §.  8  des 
Gesetzes  ganz  unerwähnt  geblieben  und  dadurch,  sowie  durch  die 
Fassung  jener  Verfügung  den  Eirchenvorständen  die  Vermuthung 
nahe  gelegt  wird,  als  wenn  die  Etats  und  Eirchenrechnungen  auch 
das  Pfarr-  und  sonstige  Pfründenvermögen  (das  Beneficialvermögen) 
zu  umfassen  hätten. 

Im  dritten  Absätze  des  vorgedachten  Paragraphen  wird  geradezu 
das  Gegentheil  ausgesprochen  und  in  den  Motiven  zu  demselben  auch 
ausdrücklich  erklärt,  dass  die  Verwalt^ngsbefugniss  des  Eirchenvor- 
standes  ihre  tiaiürliche  Beschränkung  finde  in  den  Rechten  der  je- 
weilige Inhaber  solcher  Vermögensstücke,  welche  zur  Besoldung  der 
kirchlichen  Beamten  dienen  (§.  3.  Nr.  1). 

Auch  hat  der  Berichterstatter  Professor  Dr.'Gneist  bei  der  Be- 


1)  Die  in  der  Presse  zum  Aosdnick  gekommene  Ansicht ,  dass  das  In- 
ventar sich  nicht  auf  das  Pfarr-  und  sonstige  BeneücialyermSgen  zu  erstre- 
cken habe,  ist  irrig.  Nach  %,  8.  und  §.  11.  hat  das  Inventar  das  ganze  im 
§.  %,  angezahlte  Yennögen  zu  urafassen.  Etwas  Anderes  ist  es  mit  den  Etat9 
i&id  Jahrturevhnunytn, 
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rathang  des  §.  8  im  Plennm  darauf  bingewiesen,  dass  der  letzte  Ab- 
satz eine  erhebliche  Tragv^eite  habe.  »Er  bestätigt  nämlich,  fiUirt 
der  Berichterstatter  wSrtUch  fort,  »den  statns  qno  des  Pfamrormd- 
gens,  bestätigt  dem  Pfarrer  die  Katuralyerwaltnngs-  und  Nntsnngs- 
rechte,  die  er  bisher  hat,  lässt  also  stehen  die  umfangreichen  Ab- 
schnitte des  Landrechtes  und  der  parallelen  Gesetze  Aber  das  Ffiur- 
vermögen,  ausser  etwa  in  ein  paar  Punkten,  die  später  durch  Spe- 
cialbestimmungen des  Gesetzes  modificirt  werden  (Stenogr.  Ber. 
S.  1474).€ 

Und  der  Abgeordnete  Windthorst  (Meppen)  constatirte  (1.  c 
S.  1624),  wie  Absatz  3  des  §.  8  dabin  zu  verstehen  sei,  »dass  die 
Beneficialgüter,  die  Pfründen,  soweit  der  jeweilige  Inhaber  in  Frage 
ist,  durch  die  sämmtlichen  Bestimmungen  dieses  (Gesetzes  in  kein» 
Weise  haben  alterirt  werden  sollen.  Von  den  Bestinsmungen  des 
allgemeinen  Landrechts,  auf  welche  Herr  Gneist  verweist,  kommm 
hier  vorzugsweise  die  §§.  772  und  778  Tbl.  ü,  Tit  XI.  in  BetoachL 
Nach  dem  ersteren  mässen  die  zur  Unterhaltung  des  Pfarrers  osd 
der  übrigen  Eirchenbedienten  bestimmten  Gütern  und  ISnkOnfte  von 
dem  Eirchenverml^gen  wohl  unterschieden  werden,  und  der  andare 
Paragraph  vindicirt  den  Pfarrern,  welchen  die  übrigen  BenefidatcB 
in  dieser  Hinsicht  gleichstehen,  ausdrücklich  das  Recht  der  Fenral- 
tung  jmd  des  Niessbrauches. 

Nach  Vorstehendem  beschränkt  «ch  die  Verwaltungsbeftigniaa 
der  Eirchenvorstände  bezüglich  der  Beneficialgüter,  wenn  die  Pfrüa- 
den  besetzt,  wenn  »Stelleninbaberc  vorhanden  sind,  auf  die  im  Ab- 
satz 2,  §.  8  hervorgehobene  Vertretung  in  vermögensrechtlicfaer  Be- 
ziehung, also  namentlich  bei  allen  Akten  der  SubstanzverändOTmg, 
nach  Massgabe  der  hierüber  sich  verhaltenden  landrechtlichen  Be- 
stimmungen. Dieses  folgt  auch  aus  dem  Wesen  und  Begriff  des 
Niessbrauchrechtes  und  ist  in  den  landrechtlichen  BestimmusgeB 
fiberall  festgehalten,  z.  B.  §.  779,  780^  782,  799,  800,  814,  815, 
823,  881,  Th.  II,  Tit.  XL  Die  mehr  erwähnten  Verfügungen  des 
Herrn  Begierungsvicepräsidenten  vom  14.  d.  M.  erscheinen  demge- 
mäss,  damit  Missverständnisse  vermieden  werden,  einer  Declaratk» 
bedürftig,  welche  herbeizuführen,  Ew.  Excellenz  ich  ganz  ergebenst 
ärsuche. 

Durch  die  oben  schon  erwähnte  Verfügung  vom  24.  d.  hat  der 
Herr  Regierungsvicepräsident  auch  die  Einsendung  des  Inventan 
von  den  EirchenvorsÄänden  verlaugt.  Nach  meinem  ErmesMB  bit- 
tet das  Oesetz  vom  20.  Juni  v.  J.  für  die  Berechtign^  dieser  Fer- 
deruug  keine  Anhaltspunkte,  und  kann  ich  desshalb  die  Eircbenvor- 
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stände  nicht  fwt  yerpflichtet  halten,  der  Requisition  Folge  za  geben. 
Der  §.11  verpflichtet  dieselben  zur  Errichtung  und  FortfBhrnng 
eines  Inventars,  nicht  aber  zur  Mittheilung  desselben  an  die  staat- 
liche Aufsichtsbehörde.  Auch  ist  von  einer  solchen  Verpflichtung 
in  dem  Abschnitte  YlII.  des  Gesetzes,  wo  die  Aufeichtsrechte  des 
Staates  specialisirt  und  präcisirt  werden ,  nirgends  die  Bede.  Die 
Berechtigung  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde,  d.  L  in  diesem  Falle 
des  Regierungspräsidenten,  zur  Einsichtnahme  des  Etats  und  zur  Prü- 
fung der  Jabresrechnung  ist  daselbst  in  den  §§.  52  und  54  bestimmt 
ausgesprochen.  Hätte  es  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  gelegen, 
die  Ermächtigung  zur  Einforderung  des  Inventars  zu  ertheilen,  so 
hätte  es  an  dieser  Stelle  geschehen  mässen  und  wfirde  sicher  nicht 
unterblieben  sein. 

In  der  Folge  hat  die  staatliche  Aufsichtsbehörde  von  der 
Einforderung  des  Inventars  Abstand  genommen  und  auch  nicht 
monirt,  dass  die  eingesandten  Etats  sich  nicht  über  die  Verwaltung 
des  Pfarrvermögens  erstreckten.  Der  Herr  »Commissariust  erneuert 
nun  diese  Forderungen,  aber  auf  andererer  Grundlage.  Nicht  die 
siaaüiche  Aufsichtsbehörde,  sondern  die  kirchliche  ^  welche  er  nach 
dem  »Gesetze«  vom  20,  Mai  1874  zu  repräsentiren  glaubt,  soll  Ein- 
sicht von  dem  Etat  und  dem  Inventar  haben  und  zwar  auf  Grund 
der  vor  und  neben  dem  Gesetze  vom  20.  Juni .  bestehenden  herkömm- 
lichen bischöflichen  Aufsichtsrechte.  Die  Eirchenvorstände  in  der 
Diöcese  Münster  werden  keinesfalls  geneigt  sein,  der  bischöflichen 
Behörde  das  Recht  zu  bestreiten,  die  Aktenstücke  der  Vermögens  r 
Verwaltung  der  Gemeinden  einzusehen  und  zu  prüfen.  Es  ist  un- 
nütz, dem  Herrn  Gedike  beweisen  zu  wollen,  dass  er  die  Verwal- 
tungsbefugnisse  des  Bischofs  nicht  haben  könne,  da  er  sich  natürlich 
auf  das  »Gesetz«  vom  20.  Mai  1874  steift.  Es  wird  also  die  Ent- 
scheidung des  Bischofs  vermuthlich  dahin  ausfallen,  dass  man,  zur 
Vermeidung  grösserer  Nachtheile  fär  die  kirchliche  Vermögensver- 
waltung, unter  Protest  die  Wünsche  des  Herrn  Gedike  befriedigen 
möge. 


Arehhr  för  Klrcbtnrecht  XSUVI.  lg 
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XXI. 

Die  staatliche  Uebertragung  eines  Kirchenamts. 

von  Dr.  Heinrich  Maas,  Erzbisch.  Officialatsrath. 

Facta  loquntur:  die  Vorgänge  bei  der  staatlichen  Besetzong 
der  Pfarrei  Balg  sprechen  so  laut ,  dass  es  zu  deren  Beortheilunj,' 
nur  einer  Darstellung  demselben  und  der  in  dieser  Frage  massgeben- 
den Rechtssätze  bedarf. 

I.  Das  Patronatsreeht  unterliegt  als  ein  jus  spirituali  anneximif 
als  ein  von  der  Kirche  verliehenes  jus  singulare  der  kirchlichen  Ge- 
setzgebung und  Gerichtsbarkeit  (Fmtt^,  Lehrbuch  des  Eirchenrechts 
S.  485.)  Daraus  folgt,  dass  es  »kein  landesherrliches  Patronatrecht 
und  noch  weniger  ein  staatliches  Verleihungsrecht  der  Pfründen  auf 
Grund  der  Landeshoheit,  der  landesherrlichen  (Staats-)  Aeraterlio- 
heit  oder  auf  Grund  der  Säcularisation  gibt.t  {Vering^)  a.  a.  0. 
S.  448.) 

Das  von  der  kirchlichen  Autorität  constituirte  oder  anerkannte 
Präsentationsrecht  ist  diejenige  Mitwirkung  bei  der  Besetzung  der 
Pfiiinden,  wodurch  dem  zur  Verleihung  des  Beneficiums  berechtigten 
Kircbenobern  Seitens  des  Patrons  ein  taugliches  Subject  mit  der 
Wirkung  vorgeschlagen  wird,  dass  wenn  dasselbe  (der  Präsentirte) 
nach  kirchlichem  .ürtlieile  als  im  Besitz  der  erforderlichen  Eigen- 
schaften befunden  wird,  diesem  das  Beneficium  verliehen  werden  moss. 
{Vering,  a.  a.  0.  S.  492.  543.  Craisson,  jus  can.  II.  19.) 

Während  also  der  Präsentirte  durch  die  Präsentation  den  be- 
rührten bedingten  Anspruch  ein  jus  ad  rem  auf  den  Besitz  der 
Pfründe  erwirbt,  kann  er  das  Beneficium  und  Officium  nur  durch 
die  bischöfliche  Einsetzung  auf  die  Pfründe  erhalten.  {Vering ,  t. 
a.  0.  S.  749  ff.)  Jede  andere  uebertragung  eines  Beneficium  ist 
rechtsungültig.  ^  Die  Annahme  eines  solchen  ohne  die  Zustimmong 
des  Bischofs,  ohne  die  kirchliche  Institution  zieht  für  den  betreffen- 
den Geistlichen  ipso  facto,  also  ohne  einer  ausdrücklichen  nominellen 
kirchlichen  Sentenz  zu  bedürfen,  die  Excommunication  nach  sich. 


1)  Daraas  geht  hervor,  dass  die  in  diesem  Lehrbach  S.  487  enthiltaw 
Bemerkang  über  das  jas  patronatas  regiam  ecclesiastlcam  in  der  badisch» 
Kammer  falsch  verstanden  and  anzolassig  mit  der  staatlichen  Yerteihang  der 
Beneficien  yerwechselt  warde. 
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OemSss  der  dogmatischen  Bestimmang  Conc.  Trid.  sess.  23. 
c.  IV.  und  can.  7.  kann  die  Staatsregierung  ohne  Verletzung  des 
katholischen  Glaubens  keinem  Geistlichen  ein  Eirchenamt  flbertra^ 
gen.  Kraft  Art.  18.  des  UI.  bad.  Organisatiims-Edicts,  der  hierdurch 
anerkannten  Bestimmungen  des  Artikel  5,  §.  48.  Inst.  Pac.  Osn. 
§.  63.  R.  D.  H.  und  §.  18.  der  bad.  Verfassung  ist  die  freie  kath. 
Keligionsübung  und  sind  diese  Rechtssätze  des  Kirchenrechts  als 
Norm  bei  der  Besetzung  der  katholischen  PAr&nden  in  Baden  an- 
erkannt. Das  ist  überdies  durch  die  specielle  badische  Gesetzge* 
bung  bestätigt. 

Durch  §.  34.  der  kurbadischen  katholischen  Kirchencommissiotts- 
ordnung  ist  yerffigt:  »dass  Niemand  in  den  Besitz  einer  Pfrfinde 
sich  einschleiche,  der  nicht  zuvor:  gegen  den  Bischof  seine  Schul- 
digkeit beobachte.  Jeder  Präsentirte  muss  seinen  erhaltenen  bi- 
schöflichen In?estiturbrief  dem  Kirchenvogt  vorweisen,  welcher  den 
Befehl  zu  erlassen  hat,  ihn  in  den  Genuss  der  Pfründe  zu  setzen.« 
Obgleich  das  I.  badische  Constitutions-Edict  vom  14.  Mai  1807 
(wie  wir  gesehen  widerrechtlich)  den  s.  g.  allgemeinen  landesherr- 
lichen Patronat  constituirte ,  erkannte  dasselbe  die  Erforderlichkeit 
der  kirchlichen  Institution  zur  Erwerbung  eines  Kirchenamtes  mit 
den  Worten  an:  »Rechtmässige  Gegenstände  der  Kirchengewaltf 
über  welche  sich  ihre  Wirksamkeit  nach  der  Grundverfassung  jeder 
Kirche«  (des  Kirchenrechts)  »verbreiten  mag,  sind  . . .  Prüfting,  Zu- 
lassung oder  Verwerfung  derjenigen,  die  sich  als  befähigt  zu  Kir- 
chendienstea  darstellen  . . .  Ermächtigung  zur  Amtsführung«  (kirch- 
liche Institution)  für  jene  »befähigt  erkannten  Candidaten,  welche 
zur  eigenen  Führung  eines  Kirchenamts  von  der  Behörde  ernannt« 
(d.  h.  präsentirt)  sind.  Das  badische  Kirchenlehenherrlichkeitsedict 
vom  24.  März  1808  verfSgt:  »§.  12.  Würde  von  der  Kirchenobrigkeit 
der  Ernannte  wegen  Untauglichkmt  oder  Unfähigkeit  verworfen,  so  hat 
der  Lehenherr  von  der  Zeit  an,  wo  eine  Stelle  ihm  diese  Entschlies- 
sung  bekannt  macht,  einen  weiteren  Monat  zur  Verbesserung  seiner 
Ernennung.« 

Das  badische  Staatskirchenrecht  vor  1860  räumte  also  dem 
Patron  (Lehenherm)  nur  das  kirchenrechtliche  Präsentations-,  dem 
Kirchenobem  aber  das  Verleihungsrecht  der  Pfründen,  das  Recht 
den  Präsentirten  zu  rejiciren ,  ihm  nach  canonischer  Sentenz  das 
Beneficium  und  Officium  zu  versagen,  ein.  Im  letzteren  Falle  stand 
auch  nach  de^berfihrten  badischen  Bestimmung  dem  Patron  das  jus 
variandi  zu.  Das  wird  auch  in  der  Begründung  des  Gesetzes  vom 
9.  October  1860  anerkannt  mit  den  Worten: 

18* 
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»Das  landesfaerrliche  ErneDnungsreclit  enthält  seinem  Weeeo 
nach  wenig  mehr  als  ein  landesherrliches  Patronatsrechtc  also  nicht 
die  Befngniss  ein  Kirchenamt  zn  verleihen.  »Neben  dem  Qnmdsati 
des  §.  7.  konnte  ein  solches  allgemeines  landesherrliches  Pätronat 
cliensowenig  festgehalten  werden,  als  ein  Recht  der  Staatsgewalt,  die 
Kirdien&mt^  zu  verleihen,  sich  begründen  lässt.t 

Während  also  nicht  blos  die  rechtliche  ünhaltbarkeit  einer 
staatlichen  Verleihung,  sondern  auch  der  auf  die  staatliche  Aemter- 
hobeit  sich  stützenden  staatlichen  Präsentation,  der  Mitwirkang  bei 
der  Besetzung  der  Pfründen  als  eines  staatlichen  Rechts  anerkannt 
wurde ,  garantirte  der  cit  §.  7  die  Selbstständigkeit  der  Kirche  bei 
der  Ordnung  und  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten.  Im  §.  8.  die- 
ses Gesetzes  von  1860  wird  die  Verleihung  der  Kirehenämter  als  eine 
kirchliche  nach  dem  Kirchenrecht  also  zu  regelnde  Angelegenheit 
mit  den  Worten  erklärt:  »Die  Kirehenämter  werden  durch  die 
Kirche  selbst  verliehen  unbeschadet  der  auf  öffentlichen  oder  aof 
Privatrechtstiteln,  wie  insbesondere  dem  Patronat  beruhenden  Be- 
fugnisse.! 

Dass  weder  durch  diese  Bestimmung  noch  durch  den  §.  17. 
dieses  Gesetzes  das  landesherrliche  Präsentationsrecht  auf  andere 
als  auf  kirchenrechtliche  Titel  existent  oder  gestutzt  werden  könne, 
nur  innerhalb  der  Grenzen  dieses  Rechts  ausgeübt,  also  keineswegs 
zum  staatlichen  (Kirchen-:)  Aemterboheitsrecht  ausgedehnt  und  die 
kirdiliche  Ptrüudeverleihung  dadurch  absorbirt  werden  dürfe,  ist  in 
der  erwähnten  Begründung  der  Regierung  zu  diesen  §§.  mit  den 
Worten  ausgesprochen :  »im  zweiten  Theil  des  §.  8.  ist  das  Patro- 
nat als  eine  Befügniss,  welche  auf  Privatreclitstitel  sich  gründet, 
aufrecht  erhalten.  Daneben  rousste  der  sonstigen,  auf  öffenUichen 
Titeln  beruhenden  Rechte  der  Krone  gedacht  werden,  wohin  nament- 
lich die  nach  der  Bulle  ad  dom.  greg.  custod.  von  1827  der  Staats- 
gewalt eingeräumten  Rechte  hinsichtlich  der  Besetzung  des  Enbi- 
schöflichen  Stuhls  gehören.  € 

Die  transitorische  Bestimmung  dieses  Gesetzes  (§.  17.)  besagte: 
»Die  landesherrlichen  Patronate  . .  bleiben  in  ihrer  hüherigeii  Wirk- 
samkeit, bis  im  Wege  der  Verordnung  ihre  Aufhebung  in  VoUng 
gesetzt' wird. €  In  der  Begründung  zu  diesem  §.  heisst  es:  »Es ist 
die  Absicht  der  Regierung  die  landesherrlichen  Patronatrechte  ^) 
Vereinbarung  mit  der  Kircheugewalt  so  zu  ordnen,  wie  die  Conven- 
tion mit  dem  päpstlichen  Stuhle  die  Regelung  getroffen  hat^c  also  ge- 
mäss den  hiebei  zur  Anwendung  gekommenen  Bestimmungen  des 
Kirchenrechts.    »Bis  inzwischen  diese  Ordnung  getroffen  ist,  müssen 
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die  bisherigen  Gereebtsanie  ni^d  Verordnungen  einstweilen  anfrecht 
erhalten  werdep.« 

Diese  Ordnung  wurde^  durch  die  Vereinbarung  zwischen  der  badi- 
schen Begierung  und  dem  Erzbishof  vom  10.  November  1859  und  18. 
März  1861  resp.  durch  die  l^indesberrliche  Verordnung  vom  21.  Novem- 
ber 18&1  getroffen.  Hierdurcl»  sowie  durch  die  im  lüinvernehmen  mitd^ 
Regierung^)  erlassene  Erzbischöfl.  Verordnung  vom  30.  November 
1861  über  das  Verfahren  bei  Besetzung  erledigter  Pfründen  (abge- 
druckt in  den  officiellen  Aktenstücken  eben  die  Eirohenfrage  in 
Baden  Freiburg  1869,  Hefli  VI.  S.  150  ff.)  ist  festgesetzt  dass: 

1.  der  cit.  §.  17.  des  Gesetzes  vom  9.  October  1860,  also  »die 
bisherigen  staatlichen  Gerechtsame  und  Verordnungen  über  die  Be- 
setzung der  Pfründent  aufgehoben  bleiben, 

2.  dass  aber  auch  hiernach  ein  staatliches  Verleihungsrecht  der 
Pfründen  nie  existirte, 

S.Mass  die  Begründung,  die  reclitliche  Existenz  und  die  Aus- 
übung des  Präsentationsrechts  wie  überhaupt  die  Besetzung  der 
Pfründen  »nach  den  ßestimmungen  des  Kirchenrechts«  zu  normi- 
ren  sei, 

4.  dass  der  Grossherzog  lediglich  das  im  Eirchenrecbt  nor- 
mirte  Präsentationsrecht  auf  die  in  der  Vereinbarung  als  Höchst- 
Seiner  Präsentation  unterstehend  anerkannten  Pfründen  auszuüben 
berechtigt  ist, 

5.  dass,  wie  es  in  der  Vereinbarung  vom  10.  November  1859 
und  im  §.  15.  der  cit.  Verordnung  vom  80.  Novembw  1861  heisst, 
der  Präsentirte  erst  durch  die  kirchliche  Institution  »mit  dem  Tage 
der  geschehenen  Investitur  in  den  Piründegenuss  tritt,  ein  jus  in  re 
an  der  Pfründe  erwirbt.« 

0 

Diesen  Rechtssfttzen  widerspricht  das  Vorgehen  der  Regierung 
bei  der  Besetzung  der  katholischen  Pfarrei  Balg.  Bei  der  nun  fol- 
genden Darstellung  desselben  enthalten  wir  uns  einer  Besprechung 
der  Verhandlungen  der  II.  Kammer  über  die  Interpellation  der 
katholischen  Fraction  bezüglich  der  rechtswidrigen  staatlichen  Be- 
setzung der  Pfarrei  Balg,  der  gesetzwidrigen  Hemmung  der  kirch- 
lich verordneten  Pastoration  und  des  staatlichen  Zwanges  zum  Be- 
such der  staatspfarrlichen  Religionsunterrichts,  sowie  über  die  Pe- 


1)  Friedberg,  Der  Staat  und  die  katholische  Kirche  im  Qrossherzog^ 
thum  Baden  (Leipzig  1871.)  S.  18  ff.  weist  nach,  dass  obige  Verordnung  ver- 
einbart ist. 
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tition  der  Katholiken  Yon  Balg  »wegen  Kränkung  verfassangsinSs- 

siger  Gerechtsame  0.« 

Die  katholische  Abgeordneten  liaben  bei  dieser  Verhandlaog 
das  oben  dargestellte  Recht  der  Kirche  gegenüber  dem  unten  ge- 
schilderten, damit  nicht  im  Einklang  stehenden  Einschreiten  der 
Regierung  gründlich'  vertheidigt.  Sie  haben  nachgewiesen,  dass  die 
nachstehenden  Einwendungen  der  Regierung,  um  die  von  derselben 
und  den  Abgeordneten  Lamey,  Kiefer  und  Schmidt  in  den  Vorder- 
grund geschobenen  Behauptungen  unbegründet  resp.  unerheblich  seien, 
dass  also  durch  das  Vorgehen  der  Regierung  in  das  innere  Jjeben 
der  Kirche,  in  die  Gewissens-  und  persönliche  Freiheit  der  Katholi- 
ken ein  imgesetzlicher  Eingriff  geschehen  sei.  Die  Vertreter  and 
Vertheidiger  der  Regierung  haben  bei  diesen  Debatten  wesentlich 
nur  die  Behauptung  und  Anschauung  wiederholt,  welche  wir  in  dem 
nachstehenden  Auszug  aus  den  betreffenden  Verhandlungen  zwischen 
der  Regierung  und  dem  Erzbischöflichen  Capitelsvicariat  wieder 
finden. 

II.  Während  wir  aus  diesen  Gründen  uns  auf  die  Darlegung 
des  Inhalts  dieser  officiellen  Correspondenz .  beschränken ,  scheiden 
wir  auch  hieraus  sowohl  die  Geschichte  des  Verhaltens  des  präsen- 
tirten  Priesters  Glattfelder  als  nachstehende  rechtlich  irreleTsnte 
Momente  aus. 

1)  Priester  Glattfelder,  der  ausser  Verwendung  in  der  Seelsorge 
als  sog.  Tischtitulant  in  Offenburg  lebte,  erwirkte  trotz  des  bischöf- 
lichen Verbots  Dispens  von  der  Staatsprüfung  und  competirte  ab- 
dann,  wie  er  behauptete,  auf  Aufforderung  der  Regierung,  aber  narh 
Umfluss  der  Bewerbungsfrist  um  die  Pfarrei  Balg.  Er  wurde  durch 
höchste  EntSchliessung  des  Grossherzogs  aus  dem  StaatsmiBisteriam 
vom  10.  Juni  1875  auf  die  Pfarrei  Balg  präsentirt,  und  ihm  »an- 
heim  gegeben,  die  kirchliche  Amtseinsetzung  zu  erwirken.c  Das 
Ministerium  theilte  am  12.  Juni  diese  Entschliessung  dem  Erbiscb^* 
liehen  Capitelsvicariat  unter  dem  Anfügen  mit :  da  letztere  Behörde 
auf  die  Anfrage  über  Glattfelder  vom  18.  März,  monirt  am  21. 
April  1875  nichts  erwiedert  habe ,  so  werde  nach  »§.  8.  der  Enbi- 
schöflichen  Verordnung  vom  SO.  November  1861  angenommen,  daa 
gegen  die  Präsentation  des  Emil  Glattfelder  auf  die  Pfarrei  Balg 
Seitens  der  Kirchenbehörde  nichts  zu  erinnern  sei.c 


1)  cf.  Carlsruher  Zeitung  vom  26.  Febmar  1876  und  Bericht  der  Peü- 
tionscommksion  Qber  die  obeDerwäbnte  »Vontdlang  einer  Aniahl  BOrger  der 
Gemeinde  Balg,  erstattet  Yon  dem  Abgeordneten  Schmidt.«  Beilage  lam  Pro- 
tocoll  der  48.  öffentlichen  Sitzung  der  II.  Kammer  vom  26.  Mai  1876. 
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Im  Art.  6.  der  VereiDbarang  vom  13.  März  1861  über  die 
Pfrändebesetzung  lautet  die  hier  einschlagende  Bestimmeng:  »Die 
Regiernng  gibt  ihre  Geneigtheit  zu  erkennen,  die  laste  der  Beworber 
um  die  Pfrauden  landesiürstlicber  Präsentation  in  der  Regel  dem 
Erzb.  Ordinariat  vor  der  Präsentation  mitzutheilen,  damit  sich  Das* 
selbe  über  die  Würdigsten  und  Tanglichsten  unter  den  Bewerbern 
«ifutäehtlich  äussere.c  Die  von  der  Regierung  angerufene  Verfügung 
i§.  8.  der  cit.  Verordnung  von  1861)  gehört  nicht  hierher^  denn 
diese  handelt  von  dem  Einsprachsrecht  der  Regierung  bei  der  Be- 
setzung der  Pfründen  Areier  Collatur  und  knüpft  dessen  Geltend- 
loachnng  an  eine  Präclusivfrist,  während  die  oben  erwähnte,  hier  allein 
massgebende  Norm  kein  eigentliches  Recht  des  Bischofs  und  dess- 
halb  keine  Rechtspflicht,  sondern  eine  res  merae  facultatis  des  Bi- 
schofs, demnach  auch  ohne  Präclusivtermin  statuirt. 

2.  Ebenso  unerheblich  wie  diese  Einrede  der  Regierung  gegen  die 
auf  die  Präsentation  erfolgte  kirchliche  Sentenz  (welch  letztere  uncano- 
jusch  mit  jenem  der  Präsentation  vorhergehenden  bischöflichen  Gutach- 
ten verwechselt  wird)  ist  die  weitere,  dass  diese  bezüglich  der  kirchlichen 
Institution  ergangene,  sowie  das  unten  zu  berührende  kirchliche  Disci- 
pliuarerkenntniss  nicht  rechtswirksam  sei,  weil  denselben  die  gemäss 
§.  16.  des  Gesetzes  vom  9.  October  1860  erforderliche  Vollzugsreif- 
erklärung der  Staatsregierung  fehle  und  nicht  ertbeilt  werde. 

Am  17.  Juni  1875  theilte  das  Capitelsvicariat  dem  Ministerium 
die  auf  die  berührte  Präsentation  ergangene  kirchliche  Sentenz  mit. 
Da  die  im  §.4.  der  cit.  Erzb;  Verordnung  von  1861  fixirte  Aumel- 
dungsfrist  vor  der  Bewerbung  Glattfelders  um  die  Pfarrei  Balg 
abgelaufen  gewesen,  diesem  Competenten  resp.  Präsentirten  das  »nur 
durch  päpstliche  Dispens  zu  hebende  Hindemiss  der  unehelichen  Ge- 
burt  entgegen  stehe,€  die  Ertheilung  derselben  »bei  dem  seitherigen 
den  priesterlichen  Pflichten  nicht  entsprechenden  Benehmen  desselben, 
welches  das  Vertrauen  nicht'hegen  lasse,  dass  Glattfeldermit  erspriess- 
lichem  Erfolg  einer  Pfarrei  vorstehen,«  aber  nicht  empfohlen  werden 
könne;  so  werde  diesem  Präsentirten  die  kirchliche  Institution  auf 
die  Pfarrei  Balg  versagt.  Diese  Sentenz  wurde  gleichzeitig  auch' 
dem  Präsentirten  eröfl'net. 

Der  berührte  §.  16.  des  Ges.  v.  9.  Oct.  1860  und  die  Strafbe- 
bestimmung des  Art.  3,  §.  16  a.  des  Gesetzes  vom  19.  Februar  1874 
verlangen  die  Vollzngsreiterklärung  der  Staatsbehörde  nur  für  solche 
kirchliche  Erkenntnisse,  welche  gegen  die  Freiheit  oder  das  Ver- 
mögen einer  Person  wider  deren  Willen  vollzogen  werden.  ,  Sowohl 
diese   kirchliche  Sentenz,   als  das  kirchliche  Disciplinarerkenntniss, 
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welches  dem  Olattfelder  die  fernere  üebertragung  kirchlicher  Fqdc- 
tionen  versagt,  entriehen  demselben  seine  bürgerliche  Freiheit,  oder 
einen  Gegenstand  des  Besitzes  oder  Einkommen^  nicht.  Wie  er- 
w&hnt,  hat  der  Präsentirte  nur  dann  ein  existentes  Recht  anf  die 
Pfrflnde,  wenn  die  Bedingung  seiner  Tauglichkeit  durch  die  kirch- 
liche Sentenz  über  die  Institution  eintritt.  Wird  letetere  ihm  ver- 
sagtf  deficirt  also  die  Bedingung,  so  bat  er  kein  YermGgensrecht  an 
der  Pfründe,  die  betreffende  kirchliche  Sentenz  entzieht  ihm  alst 
auch  solches  nicht,  Sie  rersagt  ihm  lediglich  die  Udferiragmg  rein 
kirchlicher  Befugnisse,  deren  Verleihung  also  auch  Verwerfung  ein.» 
untauglichen  Präsentirten  der  Kirche  selbständig,  gemäss  §.  7.  und  8. 
des  citirten  Gesetzes  von  1860  und  der  oben  erwähnten  Vereinbarung 
von  1861  zusteht. 

3.  Ehe  der  Kirchenbehörde  die  Dispensertheilung  vom  Staats- 
examen oder  .die  Bewerbung  des  Olattfelder  um  eine  Pfründe  bekannt 
war,  wurde  derselbe  in  Disciplinaruntersuchung  genommen.  Da  diese, 
weil  Olattfelder  wegen  der  an  mehreren  Orten  begangenen  Vergehen  be- 
schuldigt war,  resp.  Zeugen^  die  in  verschiedenen  Theilen  des  Landes 
domiciUrten,  zu  vernehmen  waren,  als  die  berührte  Anfrage  der  Re- 
gierung im  März  und  April  1875  erfolgte,  noch  nicht  geschlossen 
war,  die  Kirchenbehörde  sich  aber  ihr  Outachten  über  die  Person 
desselben  bis  dahin  reserviren  wollte ;  so  erfolgte  solches  vor  der 
2 — 3  Monate  hierauf  ergangenen  Präsentation  nicht.  Es  ist  ja  be- 
kannt, dass  die  Regierung  in  andern  Fällen  nicht  blos  die  canoniscbe 
Frist  zur  Ausübung  des  Präsentationsrechts  oft  fruchtlos  verstreich« 
lässt,  und  dass  sie  ebenso  die  zur  Ausübung  ihres  berührten  Vetos 
gesetzte  Frist  nicht  einhält,  ohne  dass  der  Bischof  im  ersteren  Falle 
von  dem  jus  devolutionis  Oebrauch  macht,  im  letzteren  die  v^spl- 
tete  Erinnerung  der  Regierung  unberücksichtigt  lässt. 

Das  am  8.  Juli  1875  gegen  Olattfelder  erlassene  kirchlidM 
Disciplinarerkenntniss  erklärt  denselben  wegen  fortgesetzter  gehässigeri 
unkirchKcher  Ausfälle  gegen  die  Lehren,  Vorschriften  tmd  Vorge- 
setzten der  Kirche,  wegen  Umgangs  mit  kirchenfeindliehen  PeraoncSi 
wegen  nicht  vorschriftsgemässer  Verrichtung  seiner  kirchlichen  Finc- 
tionen  und  fortgesetzten  Besuchs  von  Wirthshäusem,  als  unfähig  zor 
Verwendung  in  der  Pastoration,  bis  er  durch  ein  priesterliches  Ver- 
halten des  zur  erapriesslichen  Ausübung  derselben  erforderiichen  Ver- 
trauens seiner  kirchlichen  Obern  sich  würdig  gezeigt  haben  wird. 

Dieses  Erkenntniss  ist,  wie  man  sieht,  naeh  der  kirchlichen 
Sentenz  über  die  kirchliche  Institution  erlassen  worden,  und  stdit 
desshalb,  sowie  seiner  Natur  gemäss  mit  diesem»  also  mit  der  hier 
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vorliegenden  Frage  in  gar  keinem  rechtlichen  Znsammenbange.  Die 
hieraus,  resp.  ans  dessen  angeblicher  Unbegründetheit  abgeleitete 
Einwendung  der  Regierung  gegen  die  liier  in  Frage  stehende  Sentenz 
erscheint  desshalb  als  unerheblich. 

4.  In  noch  höherm  Grade  ist  dies  mit  der  Vermuthnng  der 
Regierung  der  Fall,  dass  »der  entscheidende  Grundt  der  Rejection 
die  Dispenseinholung  vom  Staatsexamen  sei.  In  keinem  der  hier  in 
Frage  stehenden  kirchlichen  Urtheile  Jst  dieser  Umstand  auch  nur 
mit  einer  Silbe  erwähnt.  De  intimis  non  judicat  praetor.  Quod  non 
est  in  actis,  non  est  in  mundo.  Die  auf  dieser  also  durchaus  unbe- 
gründeten Vermuthnng  gestützte  Behauptung  der  Regierung,  dass 
die  fragliche  kirchliche  Sentenz  dem  cit.  Strafgesetze  von  1874  zu- 
wider erlassen  sei,  erscheint  also  auch  als  unerheblich. 

III.  Die  gegen  den  Inhalt  der  in  Rede  stehenden  kirchlichen 
Sentenz  von  der  Regierung  erhobenen  Beschwerden  erscheinen  in- 
dessen gleichfalls  als  nicht  begründet.  Sie  anerkannte,  dass  die  Be- 
werbungsfrist verstrichen  sei  mit  dem  Anfügen,  dass  wenn  sie  »von 
di^em  Einwand  rechtzeitig  (!)  Mittheilung  erhalten  haben  würde,  sie 
keinen  Anstand  genommen  hätte,  zur  Beseitigung  des  Einwands  eine 
Wiederholung  des  Ausschreibens  der  Pfarrei  Balg  zu  verlangen.c 
Da  für  diese  Mittheilung  der  Eirchenbehörde  keine  Frist  gesetzt  ist, 
sie  überdies  sofort  nach  geschehener  Präsentation  erfolgte,  also  recht- 
zeitig ;  so  kann  dieser  Entscheidungsgrund  der  fraglichen  kirchlichen 
Sentenz  von  der  Regierung,  im  Hinblick  auf  die  cit,  von  ihr  selbst 
als  rechtsgiltig  angerufene  vereinbarte  Verordnung  nicht  mit  Recht 
angefochten  werden. 

Die  von  derselben  gegen  den  zweiten  Entscheidungsgrund  er- 
hobenen Bedenken  sind  rechtlich  unstichhaltig.  »Nachdem  zur 
Priesterweihe  dem  Glattfelder  a  defectu  natalium  Dispens  ertheilt 
worden  sei,  bedürfe  er  keiner  weiteren  zur  Erlangung  eines  Benefi- 
cium  curatum.c  Diese  ist  hiezu  aber  allerdings  auch  für  einen  mit 
Dispens  von  diesem  Defect  geweihten  Priester  zur  Erlangung  einer 
Cnratpfründe  erforderlich  (SchuUe^  System  S.  318,  c.  1,  lib.  1,  Tit. 
11.  in  VI,  c.  7.  20.  X.  deeleci).  Der  Umstand^  dass  dieser  Priesier 
früher  als  zur  »cura  animamm  befähigt  erachtet  wurde,«  dass  er  die 
admissio  ad  curam  erhielt,  kann  die  hier  erforderliche  kirchliche  Ue- 
bertragung  das  Officium  nicht  ersetzen.  Die  Regierung  verwechselte  hier 
die  facultas,  die  admissio  mit  der  zur  Erlangung  einer  Pfarrei  erforder- 
lichen speciellen  Institutio  autorizabilis  deip  actuellen  Recht.  Sie  erkannte 
selbst,  dassGlattifelder  auf  die  Pfarrei  Balg  nicht  passe,  er  also  die  Eigen- 
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Schäften  nicht  besitze,  welche  zur  Empfehlung,  resp.  Ertheilung  der 
fraglichen  Dispens  zur  kirchlichen  Institution  erforderlich  sind. 

Wenn  so  die  kirchliche  Bejection  der  Präsentirten  formell  wie 
materiell  begründet  erscheint,  so  konnte  auf  der  Uebertnigung  dieser 
Pfarrei  an  den  Präsentirten  rechtlich  nicht  bestanden  werden;  dieses 
ura  so  weniger,  weil  die  fragliche  kircl: liehe  Sentenz  die  Rechtskraft 
beschritten  hat.  Weder  der  Präsentirtc,  noch  die  Regierung  haben 
hiegegen  ein  rechtlich  zulässiges  Rechtsmittel  ergriffen.  Ebenso  we* 
nig  liat  die  Regierung  den  ihr  von  der  Krrchenbehörde  vorgeschla- 
genen rechtlichen  Ausweg  betreten,  einen  andern  Geistlichen  zn  prä- 
sentiren. 

Als  das  Erzb.  Capitelsvicariat  auf  der  Rejection  des  PrStsea- 
tirten  bestand,  weil  dadurch  »kein  Recht  verletzt,  sondern  nur  seine 
Pflicht  erfüllt  sei,  die  Reinerhaltung  der  Seelsorge,  die  Selbständig- 
keit der  Kirche  zu  wahren  und  die  kirchliche  Institution  nicht  der 
Entscheidung  der  Staatsregierung  zu  unterstellen  ,€  erfolgte  die 
Staatsministerialentschliessung  vom  4.  November  1875  dahin:  »Die 
Weigerung  des  Erzb.  Capitelsvicariats,  dem  Glattfclder  die  kirch- 
liche Einsetzung  auf  die  Pfarrei  Balg  zn  ertheilen,  sei  für  ungerecht- 
fertigt zu  eririären  und  Pfarrer  Glattfelder  in  den  Bezug  des  Ein- 
kohimens  der  Pfarrei  Balg  einzusetzen,  c  Das  Ministerium  des  In- 
nern »übertrug  das  Kirchenamt«  Balg  diesem  Priester  durch  ErUs8 
vom  8.  November  1875,  und  erklärte  dem  Erzb.  Oapitelsvicariat: 
»dass  eine  Missachtung  von  Recht  und  Gesetz  darin  erblickt  werden 
müsse,  dass  Wohldasselbe  der  kirchlichen  Autorität  die  Stellung  einer 
Entscheidungsiustanz  über  landesherrliche  Rechte  beilegen  will,  in- 
dem der  Vollzug  einer  landesherrlichen  Ernennung  lediglich  von  der 
canonisch  rechtskräftigen  Entschliessung  der  Kirchenbehörde  abhängig 
gemacht  werden  will.  Das  Capitelsvicariat  werde  aufgefordert,  dem 
Pfarrer  Glattfelder  die  kirchliche  Einsetzung  in  die  Pfarrei  Balg 
nunmehr  zu  ertheilen,  seine  fortgesetzte  Renitenz  aufzugeben.c 

Am  11.  November  1875  erwiederte  das  Erzb.  Capitelsvicariat, 
»dass  nach  katholischem  Glauben  und  positivem  Recht  nicht  der 
staatlichen,  sondern  der  kirchlichen  Autorität  die  Lehre  der  Heib- 
wahrheiten,  die  Spendung  der  Sacramente,  die  Leitung  des  Seelsorge« 
also  die  Uebertragung  der  'Kirchenämter  anvertraut  sei.c  Auch  die 
badischen  Bestimmungen  vor  1860  hätten  (wie  wir  oben  gesehen 
haben)  die  »oberste  Entscheidung  der  Kirchenbehörden  über  die  (ja 
hier  lediglich  in  Frage  stehende)  Zulassung  oder  Verwerfung  von 
Geistlichen  zu  Kirchenämtem  anerkannte  Wenn  also  auch,  wie 
nicht  der  Fall,  die  Vereinbarung  von  1861  Seitens  der  Eirehe  ge- 
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brochen,  und  wie  noch  weniger  der  Fall,  dadurch  die  Regierung  be- 
rechtigt wäre,  in  einem  Fall  solche  als  aufgehoben,  sonst  aber  all- 
gemein sie  als  bestehend  zu  erklären,  so  würde  doch  die  Kirche  über 
die  fragliche  Institution  zu  entscheiden  ebenso  berechtigt  sein,  als 
die  Staatsregierung  auch  nach  der  älteren  badischen  Gesetzgebung 
unbefugt  ist,  eine  Pfründe  oder  gar  ein  Kirchenamt  zu  übertragen. 
Der  §.  17.  ies  Gesetzes  vom  9.  October  1860  *)  ist  seinem  Zweck  und 
Wortlaut  gemäss  eine'transitorisohe,  seit  der  Vereinbanmg  von  1861 
aufgehobene  Bestimmung,  welche  überdies,  wenn  sie  noch  bestehen, 
nur  den  Status  quo  ante  aufrecht  erhalten,  also  die  kirchliche  Ju- 
risdiction, die  Kirchenämterverleihung  nicht  als  der  Staatsgewalt 
unterstehend  erklären  würde.  Gemäss  dem  §.  7.  und  8.  des  cit.  Ge- 
setzes von  1860  steht  aber  die  Verleihung  der  Kirchenämter  und  die 
Jurisdiction  hierüber,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  lediglich  der 
Kirchen-,  nicht  aber  der  Staatsgewalt  zu. 

Trotzdem  rescribirte  das  Ministerium  des  Inn^n  am  4.  Decem- 
ber  1875  an  das  Bezirksamt  Baden:  »Durch  die  landesherrliche  Er- 
nennung des  Pfarrers  Glatttelder  auf  die  Pfarrei  Balg  sei  die  Be- 
stellung Schäfers  als  Pfarrverweser  hinfällig  geworden,  und  sei  der- 
selbe zur  Ausübung  irgend  welcher  pfarrlicher  Functionen,  auch  der 
Ertheilung  äes  Religionsunterrichts  nicht  weiter  befugt.«  Wenn 
dieser  vom  Bischof  rechtmässig  bestellte  Seelsorger  noch  weiter  pas- 
torire,  so  sei  derselbe  »mittels  polizeilichen  Zwangs  daran  zu  hindern, 
d.  h.  über  jeden  Sonn-  und  katholischen  Feiertag  in  polizeilichen 
Gewahrsam  zu  nehmen.  Ebenso  bei  jedem  Todes-  oder  Geburtsfall 
in  Bajg  fär  die  Daner  von  48  Stunden.« 

Zugleich  theilte  das  Ministerium  dem  Erzb.  Capitelsvicariat  mit,  dass 
diesem  von  ihm  bestellten  Pfarrverweser  der  Gehalt  (entgegen  §.  13  AT. 
der  Vereinbarung  von  1861)  gesperrt  werde.  Glattfelder  habe  »das 
Einkommen  der  Pfarrpfründe  Balg  zu  beziehen  und  als  der  allein 
rechtmässige  Inhaber  des  mit  der  Pfründe  verbundenen  Kircheuamts 
zu  gelten.  Das  Gesetz  von  1860  unterstelle  das  Erkennungsrecht 
des  Landesherrn  nicht  den  canonischen  Bestimmungen  und  behalte 
die  Regelung  des  Besetzungsrechts  der  Regiering  vor  (?).  Die  recht- 
liche Wirksamkeit  des  Regierungsakts  der  landesherrlichen  Ernennung 
kOnne  nicht  von  der  Entschliessung  einer  der  staatlichen  Autorität 
unterworfenen  Person  oder  Behörde,  oder  einer  auswärtigen  Person 
oder  Behörde  abhängig  sein.« 

1)  »Die  landesherrlichen  Patronate  bleiben  in  ihrer  bisherigen  Wirk- 
samkeit bis  im  Wege  der  Verordnung  (Vereinbajang)  ihre  Aufhebung  in  Voll- 
ziig  gesetzt  wird.« 
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Das  Erzbiscliöflicbe  Capitelsvicariat  hatte  schon  früher  der  Re- 
gierung und  dem  Priester  Glattfelder  er()ffnett  dass  derselbe  durch 
Annahme  dieser  Pfründe  aus  Laienhand  und  ohne  kirchliche  losli- 
tution  der  Excomrounication  verfallen  sei.  Als  einzig  rechtmissiger 
Pastor  für  die  Pfarrei  Balg  bat  die  Eirchenbehörde  vor  wie  oach 
den  berührten  P&irrverweser  Schäfer  erklärt.  Die  Katholiken  ron 
Halg  lassen  sich  auch  nur  von  diesem  pastoriren,  d.  h.  sie  besucheo 
seinen  in  der  Nähe  von  Balg  abgehaltenen  Gottesdienst  und  lassen, 
ihre  Abgestorbenen  civiliter  beerdigen.    Den  intrusus  meiden  sie. 

Am  16.  December  1875  erwiedcrte  das  Capitelsvicariat  im 
Ministerium,  es  handle  sich  nicht  um  die  Präsentation,  sondern  um 
die  kirchliche  Institution,  um  die  Verleihung  des  Eirchenamts,  welche 
der  Jurisdiction  der  Eirche  untersteht.  »Die  staatliche  Uebertragnog 
eines  katholischen  Eirchenamts  verletze  die  Qrundprincipien  dei 
Christenthums ,  des  Rechts  und  der  Freiheit,  wornach  Staat  ond 
Eirchie  zwei  selbständige  Organismen  seien.«  Das  Tragliche  kirch- 
liche Bechtsverhältniss  unterstehe  nach  bestehendem  Recht  nnd  der 
cit.  Vereinbarung  den  Normen  des  EirchenrechtSf  der  selbständigen 
Entscheidung  der  kirchlichen  Instanzen.  Die  factisch  verfügte  Sis- 
tirung  der  kirchlichen  Functionen  oder  staatliche  Leitung  des  Religions- 
unterrichts Verstösse  nicht  blos  gegen  das  jeder  Secte  eingeräumte  Te- 
leranzrecht,  (§.  25.  I.  bad.  Const  Ed.  ^)  sondern  gegen  die  verfassungs- 
mässige Religionsfreiheit,  gegen  die  berührte  Vereinbarung,  §.  1 ,3,  7, 
12.  des  cit.  Gesetzes  von  1860  und  gegen  die  in  §.  6,  7.  und  27.  des 
Schulgesetzes  von  1808  ^)  bezüglich  der  religiösen  Erziehung  und  Bil- 
dung der  Eirche  und  den  Eltern  garantirte  Freiheit. 


1)  »Jedem. .  yeduldtfin  Bürger  bleibt  dk  ÜaoFandacht,  das  Recht  mit 
seiner  Familie  auch  andern  Glaubensgenossen  des  Orts  zu  Heligionsübungen 
zu  vereinigen^  seine  Kinder  mit  Hauslehrern  seines  Glaubens  zu  TerscbeB, 
an  Orteseiner  Confession  zur  Erziehung  zu  versenden,  l&r  religiöse  Haiidloiig«i 
Geistliche  zu  sich  kommen  zu  lassen.« 

2)  >§.  7.  Die  Kinder  andern  Bekenntnisses  sind  nicht  anzuhalten  an  ^em 
ihnen  fremden  Religionsunterricht  Theil  zu  nehmen.  §.  6,  27.  Der  Relijj'ioiisanler- 
rieht  wird  durch  die  ,betr.  Kirchen  besorgt  und  überwacht  Die  von  der  Kirche 
als  befähigt  erklärte  Lehrer«  der  betr,  Confession,  also  nicht  Excommuuicirte, 
sind  zu  dessen  Ertheilung  befugt. 
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XXI. 
Oesterreichische  Culius-Ministerial-Erlasse  (1873—1874.) 

1.  Culiusmwisterialei'lass  vom  20.  Februar  1873  Z.  2199  über  die 
Frage:    welche  Messeinkünfte  nicht  in  die  Congrtta  eingerechnet 

werden  sollen? 

(Lemborger  Metropolit.  Cnrr.  1873  S.  14.) 

Ueber  die  unter  dem  3.  Febraar  1873,  Z.  54767  behufs  der 
Ausführung  der  Vorschrift  vom  29.  December  1851  Z.  169,  wonach 
bei  künftig  zu  errichtenden  Messstiftungen  der  Stiftungsbezug  in  die 
Congrna  der  Seelsorger  und  die  Dotation  der  Mendikanten  nicht  einzu- 
rechnen ist,  gestellte  Anfrage,  in  welchem  Zeitpunkte  eine  Messen- 
Stiftung  als  errichtet  anzusehen  sei  ?  beehre  ich  mich  Euer  Excel- 
lenz Nachstehendes  zu  eröffnen. 

Die  bei  einer  Kirche  oder  bei  einem  kirchlichen  Institute  an- 
geordnete Stiftung  muss  dann  als  errichtet  angesehen  werden,  wenn 
die  betreffende  Anordnung  des  Stifters  von  der  hiezu  condpetefiten 
Kirchenbehörde  angenommen,  somit  von  dieser  Behörde  die  Zu- 
sage gegeben  ist,  dass  die  von  dem  Stifter  getroffene  Vertilgung 
durch  die  Bestifteten  vollständig  und  genau  in  Erfüllung  kommen 
werde. 

Bei  kirchlichen  Stiftungen  älteren  Ursprungs  muss  die  kirchen- 
behördliche  Annahme  der  Stiftung,  wenngleich  dieselbe  durch  eine 
gesetzlicher  Weise  ausgefertigte  Fundationsurkunde  nicht  nachweis- 
bar ist,  aus  der  Thatsache  gefolgert  werden,  dass  die  bestifteten 
kirchlichen  Personen  oder  Institute  in  dem  fortwährenden  Genüsse 
der  SUftungsemolumeute  gestanden  sind,  in  dem  diese  Tathsache 
zu  der  Annahme  berechtigt,  dass  die  betreffenden  Personen  und  In- 
stitute die  Verpflichtung  zur  Erfüllung  der  Stiftungsverbindlichkeiten 
übernommen  haben,  und  diese  Uebernahme  von  der  competenten 
Kirchenbehörde  gebilligt  worden  ist 

Hiermit  sind  die  erforderlichen  Anhaltspunkte  geboten,  welche 
bei  der  Anwendung  der^  Eingangs  bezogenen  Vorschriften  massgebend 
zu  sein  haben. 
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2.  (Miusminisierialerlass  vom  12.  Februar  1874  Z.  1551^  die  Be- 
schränkung des  den  EigenÜhümem  der  früher  fisccdischen  und 
FondsffiUem  anstehenden  Präsentalionsrechtes  betreffend. 

(Ans  der  Lemberger  romiBdi-katbolischen  Metrop.-Curr.  1874.) 

Die  k.'k.  Stattbalterei  theilte  Uns  die  Abschrift  des  an  das 
gr.  katholische  Ordinariat  in  Przemyfl  imter  dem  13.  Hftrz  1874, 
Z.  9418  gerichteten  Rescripts  folgenden  Inhalts  mit: 

»üeber  die  vom  hochwürdigsten  gr.  katholischen  bisch()flichen 
Ordinariate  Sr.  Excellenz  dem  Herrn  k.  k.  Minister  für  Caltus  und 
Unterricht  unterm  17.  Jänner  L  J.  vorgelegte  Frage,  ob  die  Annahme 
mehrerer  Laienpatrone  in  Galizien  gegründet  sei,  dass  dnrch  die 
a.  h.  EntSchliessung  vom  22.  Juli  1866  (Staats-Ministerial-Erlass  vom 
31.  Juli  1866,  Z.  6235  C.  U.)  betreffend  den  Vorgang  bei  der  Be- 
setzung kirchlicher  Pfründen  des  Laienpatronates  in  Galizien  ond 
in  der  Bukowina  die  auf  der  a.  h.  Entschliessung  vom  24.  October 
1818  beruhende  Verfügung,  wonach  jene,  die  Staats-  oder  öffenüicbe 
Fonds-Güter  seit  dem  Erlasse  dieser  Verfügung  an  sich  gebracht 
haben,  bei  der  Uebung  des  Präsentationsrechtes  für  kirchliche  Pfrün- 
den' des  an  solchen  Gütern  haftenden  Patronates  an  die  Vorschlags- 
Terna  des  betreffenden  bischöflichen  Ordinariates  gebenden  sind, 
ausser  Wirksamkeit  getreten  sei,  hat  Seine  Excellenz  der  Hinister 
far  Cultus  und  Unterricht  mit  Eriass  vom  12.  Februar  1.  J.  Z.  1S51 
Folgendes  bedeutet : 

Die  a.  h.  Entschliessung  vom  22.  Juli  1866  war  bekanntlich 
durch  die  Einwendungen  hervorgerufen ,  welche  die  Laienpatrone  b 
Galizien  gegen  die  Vorschrift  vom  6.  März  1847  geltend  machteo, 
indem  sie  vermeinten ,  dass  diese  Vorschrift,  die  das  Präsentations- 
Becht  sämmtlicher  Laienpatrone  für  alle  in  Galizien  und  Bukowina 
erledigten  Pfründen  auf  die  Ordinariats-Tema  beschränkte,  geg^  die 
allgemeine  gesetzliche  Norm  Verstösse,  wornach  es  den  Laienpatronen 
unbenommen  ist,  aus  sämmtlichen  von  dem  bischöflichen  Ordinariate 
als  geeignet  und  würdig  erkannten  Bewerbern  die  Wahl  zu  treico. 
Keineswegs  aber  war  es  beabsichtigt  in  der  Beschränkung  der  Ue- 
bung des  Präsentationsrechted  für  jene  Pfründen  eine  Äendemng 
herbeizuHihren  die  im  Patronate  ehemaliger  Staats-  und  üffentücber 
Fonds  unterstehen,  welche  durch  Vertrag  in  das  Eigenthum  von 
Privaten  mit  der  durch  die  a.  h.  Entschliessung  vom  24.  October 
1818  angeordneten  Bedingung  übergegangen  sind,  dass  die  jeweiligen 
Besitzer  solcher  Güter  bei  der  Besetzung  der  Pfründen  des  an  den- 
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selben  haftenden  Fatronates  anf  den  Teroavorsehlag  der  Ordinariate 
beschränkt  sein  sollen. 

So  lange  demnach  in  gesetzlichem  Wege  nicht  etwas  An- 
deres festgesetzt  wird,  mnss  es  hinsichtlich  der  Uebnng  des  Präsen- 
tationsrechtes ffir  die  znletzt  erwähnten  Pfründen  bei  der  angedeu- 
teten yertragsmässigen  Beschränkung  um  so  mehr  verbleiben,  als  es 
keinem  Gesetze  widerstreitet,  die  Uebung  des  in  Bede  stehenden 
Hechtes  durch  einen  nichts  Unerlaubtes  stipulirenden  Vertrag  zu. 
begrenzen. 

Hiervon  wird  das  hochwurdigste  gr.  katholische  bischöfliche 
Ordinariat  im  Grunde  obbezogenen  1).  Ministerial-Erlasses  in  Kennt- 
niss  gesetzt« 

3.  CidtuS'Ministeridl'Erlass  vom  27.  Februar  1874^  Z,  1702, 

Seine  Excellenz  der  Herr  k.  k.  Minister  des  Innern  bat  mit 
dem  Erlasse  vom  27.  Februar  1874,  Z.  1702  eröffnet,  dass  Aus- 
länder, welche  in  den  im  Keichsrathe  vertretenen  Königreiche  und 
Ländern  sich  verehelichen  wollen,  sich  in  Gemässheit  der  bestehenden 
Gesetze  bei  den  zur  Eutgegenuahme  der  feierlichen  Erklärung  der 
Einwilligung  zur  Ehe  gesetzlich  berufenen  Functionären  über  die  per- 
sönliche Fähigkeit  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  eine  gültige  Ehe 
zu  schliessen,  auszuweisen  haben. 

Zur  Ausstellung  solcher  Zeugnisse  für  Ehewerber  italienischer 
Staatsangehörigkeit  erscheinen  ausschliesslich  die  Civilstandsbeamten 
berechtigt  und  verpflichtet  und  haben  dieselben  diesbezüglich  seitens 
des  königl.  italienischen  Justiz-  und  Cultusministeriums  die  entspre-  / 
chende  Weisung  bereits  erhalten. 

Als  Civilstandsbeamten  sind  nach  dem  k.  Decrete  vom  15. 
November '  1865  über  die  Regelung  des  Civilstandes  die  Bürger- 
meister und  deren  Stellvertreter  oder  Delegirte  anzusehen.  Eine 
Delegirung  unterliegt  der  Bestätigung  des  k.  Procurators. 

Die  k.  italienische  Consulate  sind  in  Oesterreich  zur  Ausstel- 
lung von  derlei  Zeugnissen  nicht  befugt. 

4.  Oesierreichischer  Cultus-MinisteriaUErlasa  vom  22.  Mai  1874^ 
Z.  Slly  an  alle  Landesichefs^  ^ur  Durchführung  des  Gesetzes  v.  7. 
Mai  1874^  JR.-G.-BL  Nr,  50.  leir.  die  äusseren  Bcchtsverhältnisse 

der  Icatholischen  Kirche. 

Es  wurde  durch  diesen  Präsidialerlass  folgende  allgemeine 
Vollzugs  Vorschrift  erlassen: 

Zum  Zwecke  der  Durchfahrung  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874 
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B.-^.-Bl.  Nr.  50  Aber  die  ftusseren  Beebto^erhältnisseder  katho- 
lischen Kirche  beehre  ich  mich  Eaer  Hochwohlgeboren  Nacbfdgeo- 
des  za  er^^fFhen: 

Das  bezeichnete  Gesetz  hat  die  Oesammtbeit  der  YerhftltoisM 
zwischen  der  Staats-  nnd  der  katholischen  Kirebengewalt  zum  Ge- 
genstande ohne  ffir  jedes  einzelne  dieser  Verbftltnisse  aosdrücklkfa 
besondere  Vorschriften  aofzostelleB.  Insoweit  daher  für  irgend  einei 
Fall  Detailvoischrifben  bestehen,  welche  weder  dem  Wortlaute  nodi 
den  Qmndsätzen  der  neuen  Legislation  widerstreiten,  sind  derartige 
Vorschriften  auch  fernerhin  zur  Biebtschnur  zu  nehmen. 

Dessgleichen  sind  hinsichtlich  jener  Angelegenheiten,  fBr  welche 
in  dem  Gesetze  selbst  Special-Normen  vorbehalten  wurden  (§§.  30, 
31,  32,  37,  43)  vorläufig  die  bestehenden  Vorschriften  insoweit  so 
befolgen,  als  dieselben  nicht  in  einzelnen  Punkten  ausdrücklich  ab- 
geändert wurden  (§.32). 

Hinsichtlich  der  Durchführung  der  einzelnen  neuen  Bestim- 
mungen habe  ich  vom  Standpunkte  der  Centralleitung  nur  folgendes 
zn  bemerken: 

1.  Die  Besetzung  kirchliche  Aemter  und  Pfründen,  hinsichtlich 
derer  der  Regierung  das  Präsentations-,  Nominations-  oder  Besttti- 
gungsrecht  zusteht,  ist  nach  den  bisher  geltenden  Vorschriften  vor- 
zugehen und  haben  dieselben  Insbesondere  auch  bei  Besetzung  derje- 
nigen kirchlichen  Aemter  und  Pfründen  Anwendung  zu  finden,  Ar 
welche  die  Staatsgewalt  nach  §.  4,  Absatz  2.  des  Gesetzes  vom  7.  Mii 
zu  präsentiren  hat.  Behufs  Durchf&hrung  der  eben  bezeichneten  ge- 
setzlichen Bestimmungen  haben  Eure  Hochwohlgeboren  die  Besetzuogs- 
verhältnisse  bei  allen  ans  öffentlichen  Mitteln  subventionirten  Pfrün- 
den, welche  bisher  die  Diöcesanbischöfe  frei  zu  verleihen  hatten,  ge- 
nau zu  prüfen  und  mir  ein  Verzeichniss  derjenigen  vorzulegen,  bei 
denen  die  Bestimmung  des  §.  4,  Absatz  2.  zur  Anwendung  gelangt 

2.  Bei  Ausführung  der  Bestimmungen  des  §.  6.  des  Gesetzes 
ist  zur  Richtschnur  zu  nehmen,  dass  der  Regierung  vor  Allem  dinui 
gelegen  sein  muss,  solche  Priester  von  kirchlichen  Aemtem  aad 
Pfründen  fernzuhalten,  welche  uneingedenk  ihres  erhabenen  B^es, 
der  sie  über  politische  Parteien  stellen  sollte,  nachweisbar  in  p(di- 
tischen  Angelegenheiten  agitiren  und  die  durch  ihre  kirchliche  Stel- 
lung gebotenen  Mittel  im  Dienste  des  Parteitreibensl  missbraacheo. 
Selbstverständlich  kann  auch  der  katholische  Priester  seine  politische 
Ueberzengung  hegen  und  dieselbe  bescheiden  und  anständig  zum  Ans- 
drucke  bringen,  allein  von  der  Befangenheit  und  Leidenschaft  des 
Parteigetriebes  muss  er  sich  unter  allen  Umständen  frei  halten. 
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Nicht  minder  ist  wie  aaf  das  staatsbürgerliche  auch  aof  das 
moralische  Verhalten  der  Candidaten  für  kirchliche  Aemter  und 
Pfründen  zu  achten. 

Bei  Anstellung  der  im  letzten  Absätze  des  §.  2.  bezeichneten 
geistlichen  Personen  hat  das  Verfahren  des  §.  6.  nach  dessen  Wort- 
laut nicht  zur  Anwendung  zu  kommen,  da  jedoch  auch  hinsichtlich 
dieser  Personen  die  Anforderungen  des  §.  2.  bestehen,  werden  Eure 
Hochwohlgeboren  sich  in  zweifelhaften  Fällen  Ton  der  gesetzlichen 
Qualification  dieser  Geistlichen  zu  überzeugen  und  gegen  die  Ver- 
wendung eines  nicht  Qualificirteü  Einsprache  zu  erheben  haben. 

In  Fällen  der  Besetzung  von  Canonicaten  oder  von  solchen 
kirchlichen  Aemtem  und  Pfründen,  welche  nicht  blos  die  Eigenschaft 
einer  Pfarrpfründe  haben,  ersuche  ich  Eure  Hochwohlgeboren  die  all- 
^  fälligen  Einwendungen  gegen  die  zur  Verleihung  namhaft  gemachte 
Person  dem  Bisc)iofe  erst  nach  Einholung  der  Zustimmung  des  Mi- 
nistei'S  für  Cultus  und  Unterricht  mitzutheilen. 

Selbstverständlich  sind  derartige  Verhandlungen  so  zu  beschleu- 
nigen, dass  die  im  §.  6  erwähnte  dreissigtägige  Frist  nicht  verab- 
säumt werde. 

3.  Hinsichtlich  der  Modalitäten,  unter  denen  das  im  §.  7.  nor- 
mirte  Zusammenwirken  der  staatlichen  und  kirchlichen  Behörden, 
dann  der  Pfarrgemeinden  und  Kirchenpatrone  bei  Einführung  der 
kirchlichen  Functionäre  in  die  mit  ihren  Aemtern  und  Pfründen  ver- 
bundenen Einkünfte  vor  sich  gehen  soll,  ist  soiort  das  Einvernehmen 
mit  den  Bischöfen  zu  pflegen  und  das  Resultat  desselben  zur  hier- 
ortigen  Genehmigung  vorzulegen.  Bis  diese  Genehmigung  erfolgt, 
hat  es  hinsichtlich  der  Installations-Akte  bei  den  bisherigen  Vor- 
schriften zu  verbleiben. 

4.  Von  dem  in  §.  8,  Absatz  2.  der  Staatsverwaltung  eingeräumten 
Rechte,  die  Entfernung  eines  Seelsorgers  von  der  Ausübung  seines 
kirchlichen  Amtes  zu  verlangen,  wird  erst  dann  Gebranch  zu  machen 
sein,  wenn  das  Verschulden  des  betreffenden  Geistlichen  durch  ein 
ordentliches  Verfahren,  insbesondere  durch  genaue  Erhebung  des  gra- 
virenden  Thatbestandes  genügend  constatirt  erscheint.  Die  Akten 
über  die  geschlossene  Procedur  sind  in  jedem  Falle  dem  Ministerium 
vorzulegen  und  ist  das  Verlangen  um  die  Entfernung  von  der  Aus- 
übung des  Amtes  erst  dann  zu  stellen,  wenn  Euer  Hochwohlgeboren 
von  Seite  dieses  Ministeriums  die  Mittheilung  zugekommen  ist,  dass 
dies  zu  geschehen  habe. 

Auch  m  einer  nach  dem  letzten  Absätze  des  §.  8.  nöthigeu 
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Verfugung  ist,  abgesehen  von  dringenden  Fällen,  die  Genehmigang 
des  Ministers  einzuholen. 

5.  Von  den  bischöflichen  Erlassen,  welche  nach  §.  16.  zur 
Eenntnissnahme  mitzutheilen  sind,  werden  auch  in  Hinkunft  je  Tier 
Exemplare  ohne  Verzug  dem  hierortigen  Ministerium  vorzulegen  sein. 

6.  Hinsichtlich  der  Ertheilung  der  in  §.  20  vorgesehenen  staat- 
lichen Genehmigung  Verbleibt  es  bei  den  bisherigen  Competenzen. 

7.  Auf  die  Durchfahrung  der  im  zweiten  Absätze  des  §.  21.  ge- 
troffenen Bestimmung  ist  bei  einem  ver&Uenden  Pfründenwechsel 
von  Amtswegen  Bedacht  zu  nehmen. 

8.  Alle  Anträge  auf  eine  nach  §.  54.  in  Aussicht  genommene 
Verfügung  über  kirchliche  Vermögeuß-Üeberschüsse  sind  dem  IGnis- 
terium  vorzulegen. 

9.  Um  vielfachen  Klagen  der  Bevölkerung  gerecht  zu  werden, 
haben  Eure  Hochwohlgeboren  sofort  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  die  im 
dortigen  Verwaltungsgehiete  in  Kraft  stehenden  Stoltaxordnongea 
nicht  einer  Abänderung  bedürfen.  Anträge,  welche  Euer  Hochwohl- 
geboren  diesbezüglich  nach  Einvernehmung  des  Ordinariats  zu  stellen 
finden,  sind  mir  zur  Schlussfassung  nach  §.  24.  des  Gesetzes  vor- 
zulegen. 

10.  Bei  Anwendung  des  §.  27.  werden  Euer  Hochwohlgeboren 
sich  gegenwärtig  zu  halten  haben,  dass  es  nicht  Sache  der  Staats- 
behörden ist,  selbst  nach  kirchlichen  Vorschriften  Becht  zu  sprechen, 
und  dass  daher  die  Bestimnmng  des  §.  27,  wbnach  die  mit  dem 
staatlichen  Arm  zu  vollziehenden  kirchlichen  Erkenntnisse  nicht  den 
im  Staate  geltenden  kirchlichen  Vorschriften  widersprechen  dürfen, 
nur  auf  eine  zweifellose  Verletzung  dieser  Vorschriften,  nicht  hin- 
gegen auf  solche  Fälle  zu  beziehen  ist,  in  denen  nur  eine  verschieden 
mögliche  Auslegung  der  kirchlichen  Normen  u.  dgl.  in  Frage  steht 
Es  versteht  sich  weiters  von  selbst,  dass  auch  gegen  die  zufolge  des 
§.  27.  ergehenden  Verfügungen  der  ünterbehörden  die  gesetzlichen 
Rechtsmittel  offen  stehen. 

11.  Insofern  sich  in  den  Euer  Hochwohlgeboren  unterstehenden 
Verwaltungsgebiete  weltliche  Corporationen  finden,  auf  welche  die 
Bestimmung  des  §.  59,  Absatz  2,  Anwendung  leidet,  haben  Eure 
Hochwohlgeboren  hierüber  vorher  zu  berichten. 

Hiermit  sind  die  Bemerkungen  erschöpft,  zu  welchen  mir  die 
einzelnen,  gesetzlichen  Bestimmungen  dermalen  Anlass  geben.  Euer 
Hochwohlgeboren  werden  gewiss  nicht  verkennen,  wie  sehr  das  neue 
Gesetz  die  Aufgaben  der  staatlichen  Cultus Verwaltung  erleichtert, 
indem  es,  an  die  bestehenden   factischen  Verhältnisse  anknüpfend. 
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far  die  administrative  Wirksamkeit  in  staaUich-kirchlichen  Dingen 
deutliche  gesetzliche  Omudlagen  schafiTt  and  so  Manches,  was  bisher 
nur  auf  schwankendem  Herkommen  oder  allgemeinen  politischen  Er- 
wägungen beruhte,  auf  präcise  Voraussetzungen  stellt.  Ich  spreche 
die  Erwartung  aus,  dass  das  neue  Gesetz  zur  Befestigung  des  guten 
EinTernehmens  und  erspriesslichen  Zusammenwirkens  der  staatlichen 
und  kirchlichen  Behörden  beitragen  werde.  Je  deutlicher  die  zwi- 
schen beiden  Gewalten  gezogene  Grenze  hervortritt,  desto  leichter 
wird  es  sein,  sich  in  einzelnen  Fällen  über  dieselbe  zu  verständigen, 
zumal  es  der  österreichischen  Staatsgewalt  ferne  liegt,  irgendwie  in 
das  kirchliche  Leben  einzugreifen  und  sie  vielmehr  auf  kräftige  Ent- 
wicklung des  religiösen  Wesens,  als  des  stärksten  Pfeilers  der  öffent- 
lichen Moral,  hohen  Werth  legt.  Euer .  Hochwohlgeboren  werden 
daher  nur  in  den  Intentionen  der  Regierung  handeb,  wenn  Sie  be- 
müht sind,  überall  freundliche  Verhältnisse  mit  den  kirchlichen  Or- 
ganen herzustellen  und  zu  erhalten,  soweit  dies  geschehen  kann,  ohne 
gegen  Wort  und  Geist  der  Staatsgesetze  zu  Verstössen.  Eure  Hoch- 
wohlgeboren  werden  insbesondere  in  allen  Fällen,  in  denen  das  Ge- 
setz vom  7.  Mai  1.  J.  das  Einvernehmen  oder  Einverständniss  mit 
den  kirchlichen  Behörden  fordert,  dieselben  rechtzeitig  anzugeben, 
die  einlangenden  Aeusserungen  wohl  zu  beachten  und^den  kirchlichen 
Bedürfnissen  und  Wünschen  soweit  zu  entsprechen  haben,  als  es  die 
öfTentlichen  Bücksichten  gestatten. 

Auf  der  anderen  Seite  werden  Eure  Hochwohlgeboren  dafür  zu 
sorgen  wissen,  dass  dem  Gesetze  überall  genau  entsprochen,  das  be- 
theiligte öffentliche  Interesse  sorgfältig  wahrgenommen  und  jeder 
Missachtung  der  Gesetze  mit  Entschiedenheit  begegnet  werde.  Die 
Mehrzahl  der  österreichischen  Eirchenvorsteher  hat  nie  verkannt, 
dass,  welches  auch  die  üeberzeugung  des  Einzelnen  sein  mag,  das 
Gesetz  von  Allen  den  gleichen  Gehorsam  fordert.  Ich  bin  des  festen 
Vertrauens,  dass  sich  diese  Anschauung  immer  mehr  zur  allgemeinen 
gestalten  werde. 

Wim,  am  22.  Mai  1874. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht: 

Stremayr. 

5.  CidiuS'Minislerial'Erlass  vom  30.  Mai  1874,  zur  Durchßihrung 

des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1814,  (R.  G.  Bl.  Nr.  51),  betr.  Beitrags^ 

leistung  der  Pfründenhesiteer  zum  Rel.*Foiid. 

Das  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  7.  Mai  1.  J.  sank- 
tionirte  Gesetz  wegen  Regelung  der  Religionsfondsbeiträge  (Reg.-Bl. 
Nr.  51)  bestimmt  in  §  4,  Absatz  1: 
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»Die  CultosverwaUang  wird  nach  Einvernebmong  der  Biteböfe 
nnd  mit  Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse  denjenigen  Be- 
trag festsetzen,  welcher  behufis  Deckung  des  standesmässigen  Unter- 
haltes der  geistlichen  Personen  von  dem  Beligionsfondsbeitrage  frei- 
.  zulassen  ist.« 

Weiteres  bestimmt  dieses  Gesetz  in  §.  5: 

»Bei  r^ulären  Gommunitäten  ist  das  aus  dem  Titel  der  kirch- 
lichen Competenz  (§.  4)  freizulassende  Einkommen  in  der  Sniome 
aller  jener  Beträge  anzunehmen,  welche  den  Gorporationsgliedem  nach 
ihrem  kirchlichen  Stande  als  Competenz  zukommen.  Dasselbe  gilt 
bei  weltgeistlichen  Gorporationen  mit  ungetheilter  Dotation  (mensa 
communis).  In  beiden  Fällen  ist  den  einzehien  Gorporationsgliedera 
auch  ein  solches  Pfrundeneinkommen  einzurechnen,  welches  sie  an- 
derswoher als  von  der  Gonununität  beziehen.« 

Aus  diesen  gesetzlichen  Bestimmungen  ergibt  sich  die  Noth- 
wendigkeity  mit  den  Ordinariaten  das  Einvernehmen  darüber  zu  pfle- 
gen, welcher  Betrag  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  als  die  tod 
'  dem  Beligionsfondsbeitrage  freizulassende  kirchliche  Gompetenz  an- 
zunehmen sei. 

Indem  ich  daher  Euer  Hochwohlgeboren  ersuche,  dieses  £in?er- 
nehmen  sofort  einzuleiten,  bemerke  ich  zugleich,  dass  die  von  den 
Ordinariaten  zu  bezeichnenden  Ziffern  sich  nicht  auf  die  eUveehen 
kirchlichen  Functionäre,  sondern  generell  auf  die  in  der  Diöcese  lor- 
kommenden  Categorien  derselben  zu  beziehen  haben  (z.  B.  Ganonid 
der  Metropolitan-,  Cathedral-  und  GoUegiat - Gapitel ,  Pfarrer 
und  die  bei  den  Pfarren  sistemisirten  Gooperatoren,  Localcuraten, 
Verweser  incorporirter  Pfarren  und  ihre  Hilfsgeistlichen,  GonTea- 
tualen  der  verschiedenen  in  der  Diöcese  vorhandenen  kirchlichen  Or- 
den u.  s.  w.) 

Weiters  bemerke  ich,  dass  es  sich  vorläufig  nur  um  FeststeHang 
des  von  dem  Beligionsfondsbeitrage  freizulassenden,  nicht  auch  am 
Bestimmung  jenes  Einkommens  handelt,  welches  den  geistlichen  Per- 
sonen zur  Deckung  ihres  standesmässigen  Unterhaltes  vom  Staate 
garantirt,  daher  auch  bei  Abgang  anderer  Einnahmsquellen  aus  öf- 
fentlichen Mitteln  ergänzt  wird  (»congrua«). 

Die  definitive  Feststellung  dieses  letzteren  Einkommens  wird 
erst  nach  einigen  Erfahrungen  über  den  Erfolg  des  neuen  Gesetzes 
vorgenommen  werden  können,  da  dieses  letztere  ja  eben  den  Zweck 
verfolgt,  eine  Erhöhung  der  Gongrua  der  Seelsorgegeistlichkeit  mög- 
lich zu  machen.  Immerhin  aber  kann  schon  jetzt  mit  den  Ordina- 
riaten auch  über  die  Ziffer,   auf  welche  nach  ihrem   Erachten  die 
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Congrua  für  die  einzelnen  Categorien  der  geistlichen  Personen  ^n  er- 
höhen wäre,  das  Einvernehmen  gepflogen-  und  hierbei  auch  erörtert 
werden,  ob  die  nach  §.  4.  und  5.  des  neuen  Gesetzes  zu  fixirenden 
Ziffern  mit  der  Congrua  in  obigem  Sinne  zusammenfallen  sollen  oder 
nicht,  und  in  letzterem  Falle,  welche  Qrfinde  für  die  Unterscheidung 
angegeben,  und  welche  Ziffern  schon  für  den  einen  und  anderen  Be- 
trag Yorgeschlagen  werden  könnten. 

Zugleich  werden  die  Ofdinariate  darauf  aufmerksam  zu  machen 
sein,  dass  sie  behufs  Feststellung  der  im  §.  5.  des  Gesetzes  erwähnten 
Ziffern  die  Aeusserungen  und  Anträge  der  betheiligten  regulären 
Communitäten  und  weltgeistlichen  Corporationen  entgegen  zu  nehmen 
haben  werden.  Bei  dem  Umstände,  als  das  in  Frage  stehende  Ge- 
setz schon  mit  dem  1.  Januar  1875  in  Wirksamkeit  treten  soll, 
muss  ich  Eure  Hochwohlgeboren  ersuchen,  mir  die  Ordinariatsan- 
träge, begleitet  von  dem  eigenen  Gutachten  Eurer  Hochwohlgeboren, 
bis  längstens  15.  Juli  vorzulegen. 

Aus  demselben  Grunde  thunlichster  Beschleunigung  der  Durch- 
fahrungsmassregeln  ersuche  ich  im  Einvernehmen  mit  dem  Herrn 
Finanzminister  Eure  Hochwohlgeboren  zugleich  durch  die  Finanz- 
Landesbehörde  sofort  jene  die  Entrichtung  des  Gebfihren-Aequiva- 
lentes  betreffenden  Fassionen  und  Amts- Akten  beischaffen  zu  lassen, 
auf  Grund  welcher  nach  §.  2.  und  14.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  L  J., 
B.-G.-B1.  Nr.  51,  die  Bemessung  der  Beligionsfondsbeiträge  zu  er- 
folgen hat. 

G^ehmigen  Eure  Hochwohlgeboren  die  Versicherung  meiner 
vollkommensten  Hochachtung. 

Wieti,  am  30.  Mai  1874. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht: 

Stremayr. 
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XXIII. 
De  MIssa  Conventuali, 

aactore  Ferdinande  Vahrio  Ballay,  0.  S.  B^  vicario  generali 

Montia  Pannoniae. 

Missa  in  sua  spectata  essentia,  quatenos  incrnentam  est  noTae 
legis  sacrificium ,  nna  dumtaxat  est,  et  semper  eadenif  neque  ut  ge- 
nns  qaoddam  alias  sab  se  complectitar  species ;  at  spectato  externo 
ritu  et  caeremoniis  accidentalibas ,  qaae  in  ea  celebrands  adhiben- 
tnr,  varie  distingui  solet,  diversasque  sortitar  denominationes.  Sk 
occnrrit. 

I.  Missa  Solemnis^  et  simpliciter  cantata.  Solemnis  ea  didtor, 
qaae  assistentibos  ministris  sacris  cam  incensatione  cantoque,  et  ge- 
neratim  cam  omni  apporata  per  robricas  praescripto  peragitor.  Ap- 
paratos  hie  exterior  pra  facaltate  ecclesiaram,  locornro  item  ac  tem- 
poram  ratione,  major  minorve  esse  potest  citra  dispendiam  solenuii- 
tatis :  at  ministri  sacri ,  qai  celebrantem  stipent ,  deesse  namqium 
possont ,  quin  missa  cesset  esse  solemnis ;  »alia  enim  vox  et  eantas 
non  facinnt  missam  solemnem,  sed  assistentia  diaconi  et  snbdiaooni,« 
inqait  De  NicoUis^),  citato  sacrae  Congregationis  vitibosTpraepositae 
decreto  18.  Nov.  1684.  —  Missa  simpliciter  cantata  est,  qoam  sa- 
cerdos  cam  canta  qaidem ,  sed  sine  ministris  sacris ,  et  pleromqoe 
etiam  sine  thnrificatione  solus  perficii  Haec  tardius  in  nsam  venit, 
et  hodiedam  Romae,  licet  interdicta  non  sit,  vix  alibi  freqaeotatar, 
qaam  in  ecclesiis  regalariam ,  abi  pro  missa  qootidiana  conTentaali 
celebratnr  ^).  Hac  tamen  referri  nentiqaam  possant  missae  illae, 
qoas  sacerdos  continue  ac  demissa  voce  absolvit,  mosicorom  cboro 
interim  varios  cantns  figaratos  intonante. 

U.  Missa  publica  et  privaia.  —  Missa  publica ,  ut  observat 
Gardinalis  Bona  s),  appellata  est  non  a  loco  com  olim  in  crjptis  ^b- 
ditisqne  locis  celebravetor ;  sed  a  conventn  popali  circomstaotis,  of- 
ferentis  et  commanicantis.    Hnjusmodi  missa,  teste  Walafirido  Stra- 


1)  Praxis  canonica.  Salisb.  1728.  tom.  l.  pag.  111. 

2)  Nilles,  Qaaestiones  in  jus  litnrgic.  t.  Archiv  fDr  kath.  Kirchenreckt 
toni.  I.  pag.  333. 

3)  Bev.  litorgic.  lib.  1.  c.  13.  n.  8. 


Ballapt  De  mUsa  conventualL  295 

bone  I),  legUima  aadiebat;  dicta  quoque  fuit  coUecta  vel  synaocis^ 
quod  ad  offerendum  atque  communicandum  multitudo  fideliam  coUi- 
geretur  ^).  Quare  inter  missam  solemnem  et  publicam  aetate  prisca 
DOD  aliud  fere  vid^tur  intercessisse  discrimeUf  quam  quod  solemnis 
etiam  sine  populi  frequeutia  potuerit  fieri,  publica  vero  numquam. 
Sane  s.  Gregorins  M.  in  compluribus  epistolis^)  episcopos  quosdam 
redarguit,  quod  cathedras  suas  in  ecclesiis  monasteriorum  sacris  ope- 
ratori  coUocassent,  prohibetque  illic  missas  publicas  agi,  non  aliam 
titique  ob  causam,  quam  ne  confluentibus  promiscue  fidelibus  mo- 
nachi  distraherentur ,  et  a  contemplatione  diyinarum  rernm  avoca- 
rentur:  ipsis  tarnen  monachis  integrum  semper  fuisse,  exclnsis  sae- 
cularibus  missam  solemniter  decantare,  antiquissima  ritualia  docent. 
—  Missa  vero  privata  aut  pec^iaris  antiquitus  ea  dicebatur ,  quae 
praeter  publicam  eodem  die  ac  loco  offerebatur.  Cum  missa  publica 
dominicis  festisve  diebus  certa  praestituta  bora  celebranda  faerit,  ne 
fidelinm  cuiquam  occasio  esset  eidem  sese  subducendi,  lege  cautum 
fuit,  ne  in  eadem  paroecia  citra  curatoris  animarum  annutum  missa 
privata  sive  peculiaris  a  quoquam  haberetur,  nt  constat  e  can.  52. 
D.  1.  de  consecraL,  qui  sie  praecipit:  »Et  hoc  attendendnm  est,  ut 
missae  peculiares,  quae  per  dies  solemnes  a  sacerdotibus  fiunt ,  non 
ita  in  publice  fiant,  ut  propter  eas  populus  a  publicis  missarum  so- 
lemnibus ,  quae  hora  tertia  canonica  fiunt,  abstrahatur.c  —  Hodie 
privatae  missae  nomine  venit,  quae  a  solo  sacerdote,  inserviente 
nnico  ministro,  absque  cantu  legitur,  nuUo  habito  respectu ,  praesen- 
tes-ne  sint  alii,  an  non. 

III.  Missa  conventucUis  et  parochialis.  —  Postqnam  lapsu  tem- 
porum  freqnens  illa  desiit  communio  christianorum,  mos  sensim  in- 
valuit  cantandi  missam  sollemnem  non  solum  diebus  dominicis  et 
festivis,  ac  in  diebus  stationum  sive  in  pervigilii^  majomm  festivita- 
tum,  sicut  apostolica  traditio,  et  primi  secundique  saeculi  usus  ferebat ; 
sed  singulis  etiam  diebus,  sola  parasceves  die  excepta.  Quo  praecise 
tempore  sacrum  quotidianum  ac  solemne  ubique  coeperit  frequentari, 
non  satis  constat.  Jam  initio  saeculi  quinti  in  ecclesia  Toletana  id 
obtinuisse,  patet  e  concilii  Toletani  I.  can.  5.  »Presbyter ,  vel  dia- 
conus,  vel  subdiaconus,  vel  quilibet  ecclesiae  deputatus  clericns ,  si 
intra  civitatem ,  vel  in  loco ,  in  quo  ecclesia  est ,  aut  castello  ^  aut 


1)  De  reb.  eccles.  c.  22. 

2)  Du  Cange,  Glossar,  med.  et  infim.  latinit  v.  CoUecta, 

6)  Lib.  3.  epis.  43.  lib.  5.  ep.  46.  lib.  7.  indict.  1.  ep.  6.  indict  2.  ep. 
72.  lib.  8.  ep.  3.  Idem  vetait  Concil.  lateran.  sab  Caiixto  IL  c.  11.  et  Innocent 
III.  lib.  2.  regest.  14.  ep.  18. 
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yico,  aut  villa,  ad  ecciesiam  ad  officium  quotidiannm  non  accesserit, 
clericos  non  habeatur.«  Quo  canone  mii^sam  solemnem  respici,  tum 
inde  liqnet,  quod  obvie  notum  sit,  nomine  officii,  missam  cumprimis 
solemnem ,  usu  loquendi  ecclesiastico,  comprehendi ;  tum  etiam  inde, 
quod  omnia  ordinis  clerici,  ad  illud  couvenire  jubeantur.  Ceterom 
ex  antiquis  sacramentorum  libris,  et  ex  vitualibus  monachorum  ma- 
nifestum est,  octavo  saeculo  morem  hunc  ubivis  fere  locorum  foisse 
receptum;  atque  hie  idem  mos  usque  hodie  in  omnibus  ccclessüs 
cathedralibus  et  collegiatis  observatur  ^).  Est  igitur  missa  cottven- 
tucdisy  quam  rubricae  etiam  principalem  vocant,  quae  in  onmibus  ec- 
clesiis  metropolitanis,  cathedralibus  et  collegiatis  quotidie  solemoiter 
celebranda  est,  inde  sie  nuncupata,  quod  ad  eam  omnes,  qui  praeben- 
dae  aut  quovis  alio  titulo  ad  persolvendum  in  choro  divinum  officium 
obstricti  sunt>  convenire  teneantur.  —  Missa  parochialis  est,  quam 
parochi ,  et  quicumque  animarum  curam  exercent ,  singuUs  diebos 
festivis,  iis  etiam,  qui  pro  foro  externe  abrogati  sunt,  populo  sibi 
credito  applicare  obligantur.  —  Nos  hoc  loca  de  missa  conventoali 
agere  intendimus,  de  qua  sequentia  veniunt  observanda. 

1.  Missam  conventualem  in  cathedralibus  et  collegiatis  eccle- 
siis  quotidie  canendam,  in  genere  pro  earumdem  benefactoribos  de- 
bere  applicari,  rerum  liturgicarum  tractatores  universim  tradimt; 
signanler  Benedictus  XIV.  o))ligationem  hanc  illustratums ,  Tetostae 
illius  consuetudinis  excitat  memoriam,  qua  in  singulis  ecclesiis  ac- 
curata  servabatur  series  omnium  et  singulorum,  quorum  liberalitate 
unaquaeque  aucta  fuerat,  corumque  nomina  sacris  diptychis  consignab 
erant,  ut  pro  iis  tum  preces  funderentur ,  tum  etiam  missa  sacrifi- 
cium  offerretur;  quam  ob  causam  etiam  praedictus  catalogos  ia 
plerisque  ecclesii3  ob  oculos  presbyteri  celebrantis  apponi  consuerit'). 
Cum  igitur  missa  conventualis  pro  benefactoribus  generatim  offeren- 
da  sit,  nitro  sequitur,  consuetudinem  contrariam  quantumyis  imme- 
morabilem,  huic  obligatione  haud  derogare;  adeoque  menti  institii- 
toque  ecclesiae  non  fieri  satis',  si  missa  conventualis  celebretor  pro 
aliquibus  benefactoribus,  aut  plane  pro  aliquo  peculiari  legato  Td 
stipendio  accepto ;  neque  etiam  si  aliquae  interdum  pro  benefactoribus 
preces  fiant,  aut  anniversarias  statis  diebus  sacrificia  pro  illis  offeran- 
tur ;  non  item  si  canonicus  simul  sit  parochus,  et  diebus  festis  eam- 
dem  missam  pro  populo  ac  pro  benefactoribus  suae  ecclesiae  appli- 


1)  Bona,  1.  c.  cap.    18.  n.  4. 

2)  Constit.    Cum  sempcr  oblatos,  §.  14. 
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cet:  nam  in  hoc  casu  tenetur  ipse  missam  conventualem  pro  bene- 
factoribos  generatim  applicäre,  et  alium  arcessere  sacerdotem  qui 
pro  populo  celebret.  Si  ecciesia  catbedralis  aut  collegiata  admo- 
dum  sit  pauper,  et  distribationes  nimis  exiguae,  coDgregatio  concilii 
iQterpellato  interdum  veniam  facit,  ut  applicatio  missae  conventaa- 
lis  pro  benefactoribns  ad  dies  damtaxat  festos  restringatar  ^). 

2.  Obligatio,  quae  ecclesiis  cathedralibus  et  coUegiatis  ipcum- 
bit,  canendi  quotidie  pro  benefactoribus  missam  solemnen  seu  con- 
ventoalem,  gravis  est,  et  sub  mortali  urget.  Ita  Garzias,  de  sacer- 
dotio  tr.  3.  difGcult.  2.  dub.  2.  n.  1.  affirmaDS  sententiam  hanc 
esse  communem;  Leander,  de  sacram.  tom.  2.  tr.  8.  disp.  5.  qu,  8. 
Diana,  par.  10.  tr.  12.  resol.  40.  Verricelli,  in  quaeslion.  mor.  tr.  8. 
qu.  30.  n.  1.  Idque,  ut  verbis  ut^r  Qaarti^),  inde  potissimum  licet 
arguere ,  »qnia  in  praedictis  ecclessis  vi  fundationis  est  obligatio 
celebrandi  quotidie  divina  officia,  videlicet  publice  et  in  choro;  in 
quem  finem  instituta  sunt  beneficia,  ut  canonicatus,  praebendae,  dis- 
tributiones  et  similes  proyentus  in  substentationem  ministrorum :  sed 
nomine  divinornm  officiorum  comprebenditur  etiam  missa  solemnis 
et  cum  cantu,  ut  patet  ex  capitulo  Dölentes^  de  celebrat.  missai!,  et 
capitulo  Cum  creatura.  codem  titulo ,  in  quibus  est  sermo  de  missa 
solenmi :  ergo  sicut  in  praedictis  ecclesiis  est  obligatio  sub  peccato 
mortali  cantandi  officium  in  choro :  ita  pariter  cantandi  missam. 
Immo  missa  solemnis  nedum  comprebenditur  nomine  divinornm  offi- 
ciorum, sed  est  primo  intenta,  et  fini^  ad  quem  diriguntur  horae  ca- 
nonicae  in  choro,  quae  ut  dispositiones  ordinantur  ad  missam.«  At- 
que  haec  ratio  est,  cur  sacrorum  Eituum  Ck)ngregatio  editis  pluribus 
decretis  edixerit :  »Missam  conventualem  de  officio  occurrenti  debere 
celebrari  etiam  iis  diebus,  quibus  canonici  vel  ex  devotione,  vel  pro 
defuncti,  cantant  aliam  missam ;  alias  non  lucrari  distributiones  quo- 
tidianas;  nee  sufficere  missam  in  aurora  lectam  de  officio  occur- 
renti.« In  ürbinaten.  25.  jun,  1611,  er.  4.  jul.  16153).  item:  mis- 
sam conventualem  numquam  omitti  debere,  licet  aliae  sint  missae 
Yotivae  celebrandae  ex  fundatione.  In  Burgen.  16.  maji  1626.  — 
In  Januxn.  16.  jan.  1627.  —  In  Popien.  6.  jan.  1627.  —  In  Nu- 
cerima  16.  febr.  1630.  —  In  Salemitana  5.  febr.  1639^);   omnem- 


1)  Bened.  XIV,  1.  c.  et  Instit.  eccles.  107.  §.  2. 

2)  Bubricae  Missalis  rom.  commentariis  illustratae,  par.  1.  tit.  3.  dub.  1. 

3)  Apud  Gardellini,  Decreta  authent.  Congregationis  s.  B.  ed.  3.  Bo« 
mac  1856.  n.  441. 

4)  Garden,  n.  031.  —  n.  670.  —  n.  671.  n.  851.  —  n.  1123. 
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quo  contrariam  abrogatam  esse  consuetudinem.    In  ürbis  S.  Marke 
ad  Martyres  18.  jun.  1689  i).  — 

Quaestio  heic  sese  ofifert  expedienda :  num  reguläres  qnoqae 
obligeutur  missam  conventualem  quotidie  decantare  ?  Qua  in  re  non- 
nibil  divergentes  reperio  auctoram  sententias.  Sunt,  qui  potent 
ecclesiarum  coUegiatarum  nomine  venire  etiam  conventuales ;  rega- 
larium ;  ac  proinde  quod  de  coUegiatis  lege  dispositdm  est,  acqoe  per- 
tinere  ad  conventuales,  nee,  nisi  mendicantes,  arbitrantur  ab  hac  ob- 
ligatione  immunes.  luter  bos  Carolus  Guyet  ^)  meutern  suam  dt  ei- 
plicat:  »Existimo  ego  reguläres  eeclesias  tam  monacborum  s.  Bene- 
dicti,  quam,  canonicorum  s.  Augustini,  aliosque  ejusmodi  bac  lege 
comprehendi;  tum  quia  plures  in  iis  sacerdotes  quotidie  celebrant, 
quod  rubrica  potissimum  intendisse  videtur;  tum  quia  ad  boc  fm- 
datae  fuerunt  aeque  ac  saeculares,  ut  in  iis  divinum  perinde  atqoe 
in  illis  perageretur  officium ,  prout  fere  semper  deelaratur  in  char* 
tis  fundationum ,  (quae  causa  eadem  est  ob  quam  beneficiorom  et 
ipsae  vationem  babent)  videturque  ipsa  divini  officii  decantatio,  som- 
mum  ac  praecipuum  esse  canonici  et  monastici  ordinis  munus ;  qaod 
proinde  a  regularibus  illis,  quibus  sua  cordi  est  perfectio,  pari,  sd- 
tem  in  majoribus  abbatiis  seu  congre  gationibus,  atque  in  cathedn- 
libus  ipsis  cultu  apparatuque  obiri  consuevit ...  .De  mendicantiiim 
vero  ecclesiis  par  non  est  omnino  ratioc  etc.  Quod  idem  verbis  paulo  al- 
iis  in  ferius  repetens  ait  ^) :  »An  collegiatanün  ecclesiarum  nomine  com- 
prehendantur  etiam  reguläres?  non  negat  Gavantus,  sed  obligatio- 
nem  ad  missam  conventualem,  sicut  et  ad  boras  eanonicas,  iis  tan- 
tum  inesse  ait,  vi  regulae,  et  consuetudinis  interpretantis  r^[ulaim 
non  autem  lege  ecclesiatica ;  quod  etsl  fädle  concesserim,  saltem  de 
ecclesiis  mendicantum,  existimo  tamen  de  ecclesiis  abbatialibus  sia 
conventualibus  tam  monacborum,  quam  canonicorum  regularium  dem 
esse  sentiendum,  quod  ad  praesentem,  questionem  attinet,  ac  de 
cathedralibus  et  coUegiatis ;  tum  quiaperinde  sunt  ad  divinum  of- 
ficium celebrandum  fundatae,  et  institutae  .  .  .  immo  et  afiquae 
illarum,  sunt  aeque  celebres  ac  numerosae;  tum  quia  talis  coa- 
suetudo  in  multis  recepta  est,  nee  nisi  recenti  admodum  usn  cot- 
trarium  inducitür.c  —  Ast  alii,  iique  longe  plurimi  non  läendi- 
cantes  tantum,  sed  reguläres  universim  omnes  ad  missam  conventua- 
lem minime  obstringi  affirmant.    Sic  Quartus*):    »Probabilios  est, 

1)  GardelL  n.  3188.  Conf.  etiam  Barbosa»  de  canonids  c  34.  n.  2(^ 
item  ejusd.  Samma  apostolic.  dedsion.  coUectam.  477. 

2)  Heortologia,  sive  de  festis  propriis  locor.  et^eccles.  lib.  3.  c  30.  qa.3. 

3)  Ibid.  lib.  4.  c^  21.  qu.  6.  —  4)  Bnbr.  missalis  rom.  par.  1.  tit  SL  diib.4. 
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inqait,  in  ecclesiis  regularium  nullam  esse  obligationem  cantandi 
missam,  neque  diobus  ferialibus,  neqae  dominicis  et  festivis.  Pro- 
batur.  Obligatio  cantandi  missam  praesente  cboro,  seu  cum  assisten- 
tia  canonicorum  etc.,  oritur  ex  fondatione  beneficiornm  in  enm  finem : 
ergo  ubi  non  sunt  beneficia,  non  est  obligatio.  —  Dein  reguläres  non 
tenentur  ad  hujusmodi  onera,  nisi  ex  vi  regulae  quam  profitentur: 
ergo  solum  tenentur  cantare  missam  sub  peccato  mortali,  quando 
regnla  id  praecipit ;  sed  communiter  regulae  religionum  id  non  prae- 
cipiunt;  ergo.  Ita  Peyrinus,  de  privil.  com.  3.  c.  1.  n.  19.  Gavan- 
tus,  part.  3.  tit  11.  n.  4.  et  Diana,  par.  3.  tr.  2.  resol.  8.€  --  Cava- 
lieri  vero  %  non  dissimulata  opinionum  discrepautia,  in  hnnc  loquitur 
sensum:  Cum  decreta  s.  Congregationis  Goncilii  signanter  17.  mart. 
et  9.  jun.  1714.  omnesque  aliae  sanctioues  et  rubricae  catbedralibus 
dumtaxat  et  collegiatis  ecclesiis  imponant  obligationem  celebrandi  et 
opplicandi  pro  benefactoribus  quotidie  missam  conventualem :  seqni- 
tar,  quascumque  alias  ecclesias  lege  conventualium  missarum  non 
esse  adstrictas.  Existimant  quidem  nonnulli,  reguläres  quoqne  ec- 
clesias nomine  collegiatarum  comprehendi;  alii  vero  distingnunt:  et 
monachorum  ac  canonicorum  regularium  ecclesias,  quas  instar  col- 
legiatarum spectari  volunt,  obligant;  mendicantium  vero  liberant 
Et  mendicantium  quidem  ecclesias  tum  a  celebratione ,  tum  ab  ap- 
plicatione  missae  conventualis  liberas  esse,  indubium  est ;  in  quibus 
quippe  nee  vi  fundationis,  nee  alicuius  .beneficii ,  neque  emolumenti 
aut  stipendii  canonicum  celebratur  officium ,  cujus  pars  et  comple- 
mentum  censetur  missa  conventualis;  sed  solum  vi  suarum  constitu- 
tionum  et  laudabilis  consuetudinis.  Solum  itaque  ad  conventualem 
missam,  ejusdemque  applicationem  censeri  queunt  adstrictae,  quate- 
nus  et  prout  per  constitutiones  et  consuetudinem  fovent  demandatae : 
non  novi  autem  ex  mendicantibus  religionem  aliquam,  cujus  consti- 
tutiones aut  consuetudo  in  rigorose  praecepto  Constituante  celebratio- 
nem  missae  conventualis,  aut  hujus  applicationem  obligeut  benefac- 
toribus in  genere.  Eationes  ejusmodi  aeque  fere  afficiunt  monacho- 
rum et  canonicorum  regularium  ecclesias,  quas  a  jure  communi  ad 
conventualem  missamnon  esse  adstrictas ,  ostendit  facile  decretum  S. 
ß.  C.  4.  maji  1686  in  una  canonic.  regul.  Lateran,  quod  ad  canoni- 
cos  reguläres  directum,  dum  ultra  missam  de  Eequiem,  imponit  onus 
conventualis  de  die ,  hanc  conditionem  adjicit :  Quatenus  adsü  obli- 
gatio cantandi.  Neque  itaque  ecclesiae  hujusmodi  universim  adstric- 
tae sunt  ad   missam   conventualem;   et  ea   conditio:  quatenus  etc. 


1)  Opera  omnia  liturgic.  tom.  3.  c.  8.  decret.  7.  n.  2.  et  3. 
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dumtaxat  evincit,  earumdem  aliquas  teneri  posse  vi  particulariom  le- 
gum^  consuetudinis  et  iustituti,  non  vero  ratione  alicujus  umrersalis 
legis.  £  recentioribus  De  Herdt,  vestigia  premejis  Cavalieri,  rem  sie 
propojiit^):  »An,  et  in  quibus  ecclesüs  datur  obligatio  quotidie  eele- 
brundi  (missam  convent.)  ?  Affirmative,  scilicet  in  ecciesiis  cathedra- 
libus,  et  collegiatis :  quidam  hanc  obligatiouem  extendant  etiam  ad 
ecclesias  regularium;  .  .  .  alii  existimant  ecclesias  monachorom  et 
canonicorum  regularium  esse  obligatas,  non  vero  illas  mendicantiom ; 
alii  autem  consent,  regularium  ecclesias  ad  missam  quotidianam  sea 
conventualem  non  esse  adstrictas  ex  jure  communi ,  sed  tantum  ei 
propriis  constitutionibus,  aut  laudabili  consuotudine.c  —  Sed  qood 
mihi  certam  ingerit  persuasionem :  reguläres  ad  missam  convcDtiu- 
lem  non  teneri,  illud  est,  quod  Benedictus  XIV.  etsi  saepius  in  boc 
argumento  vdrsetur ,  ac  copiose  de  obligatione  missae  conventuilis 
disserat;  nusquam  regularium  faciat,  mentionem;  quis  enim  credat 
id  praetermissurnm  fui^e  doctissinram  Pontificem,  qui  tam  accunte 
atque  ad  ultimum  usque  apicem  omnia,  quae  pertractat^  enucleire, 
solet^  si  autumasset  reguläres  quoque  ad  missam  conventualem  obli- 
gari?  Quare  si  in  eeclesiis  regularium  conventualis  quotidie  e^ni- 
tur  aut  legitur,  (quod  profecto  integrum  Ulis  esse,  nemo  controver- 
tit),  id  non  e  juris  praescripto,  sed  v^l  e  sponte  introducta  pta  oonsoe- 
tudino,  vel  e  speciali  fundatione,  aliove  titulo  repetendum  est ;  idqne 
inde  etiam  manifestum  est ,  quod  applicatio  ejusmodi  missarum,  — 
quantum  quidem  mihi  observare  licuit,  —  non  fiat  pro  benefactoribss 
in  genere ;  sed  ad  intentionem  fundatorum ,  et  pro  specialibus  mo- 
nasterii  benefactoribus. 

3.  Nonnumquam  plures  eodem  die  missae  conventuales  soit 
canendae.  Quid  hac  in  parte  votum  sit,  non  clarius  neque  meß« 
exponi  posse  reor,  quam  proferondo  doctrinam  Benedicti  XIV. ,  qoae 
sie  habet  ^):  »Praeter  missam  conventualem  quotidie  celebrandam, 
rubricae  secundam,  ac  tertiam  pariter  missam  conventualem  pneci- 
piunt,  quae  certis  anni  diebus  continguät.  Si  officium  novem  lectio- 
num  fiat  in  quadragesimae,  rogationum,  quatuor  temporum  ac  vigi- 
liarum  f eriis,  tunc  duo  sacra  conventualia  jubentnr,  unum  nempe  |^ 
celebritate  diei  post  tertiam,  alterum  pro  feria  post  nonam.  Si  in- 
ter  octavam  Corporis  Christi  pervigilium  accidat,  eüam  duo  sacra 
statuenda  sunt ,  primum  nempe  de  octava ,  alterum  de  pervigilio. 
Quodsi  novem  lectionum  officium  judicatur  in  pervigilio  ascensionis, 


1)  Sacrae  liturgiac  praxis  ed.  3.  Lovan.  1855.'iK)nL  1.  pag.  13. 

2)  Instit.  eccles.  107.  §.  2. 
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tria  Sacra  conventaaUa  facienda  sunt,  priroum  de  sancto  illius  diei 
post  tertiam,  alterum  de  pervigilio  post  sextam,  tertium  de  roga- 
tionibus  post  nonaro.  Primo  die  cnjusvis  mensis,  non  tarnen  in  ad- 
venta  Domini,  in  quadragesima  et  paschali  tempore,  nisi  contingat 
ofBcium  duplex  aut  semida])1ex,  missa  defünctornm  pro  conventnali 
snf^citnr,  ut  animae  sacerdotum  et  aliomm,  qni  bene  meriti  fuernnt, 
expientur.  At  si  prima  die  mensis  ftstum  simplex  obveniat,  aut 
feria  quae  propriam  sibi  missam  deposcat,  aut  si  repetenda  sie  missa 
de  dominica  praecedenti,  nee  alia  dies  per  hebdomadam  ad  illam 
repetendam  statui  possit :  tunc  in  ecclesiis  catbedralibus  et  collegia- 
tis  dao  Sacra  conventualia,  nempe  pro  defunctis,  ac  de  festo  simplici, 
vel  feria  celebrantur.  Die  poriter  commemorationis  omnium  deftmc- 
tomm  habentur  duo  sacra  conventualia ,  de  octava  Sanctorum  om- 
niam,  ac  pro  fidelibus  defunctis.  Haec  a  rubricis  praescribuntur. 
Quartus  rectores  ecclesiarum  monet  curam  maximam  impendere,  nt 
ipsae  diligenter  observentur :  Clericatus  autem  ostendit,  nnllam  con- 
trariam  consnetdinem,  nnllum  tarn  grave  negotium  äffen  posse,  ut  ip- 
sae mbricae  negligantur.    Id  pariter  fuse  demonstrat  P.  Meratus.« 

Quod  applicationem  attinet,  dum  plures  eodem  die  celebrantur 
missae  conventuales,  idem  Pontifex  docet^):  »Declaratutp  nuroquam 
fuisse,  utrum  plures  missae  conventuales,  quae  aliquando  a  rubricis 
ano  die  statuuntur,  omnes  pro  benefacientibus,  an  una  tantum  cele- 
brari  et  applicari  debeat.«  Sapienter  tarnen  alibi  notat^):  »Lau- 
dandos et  confirmandos  esse,  quotquot  sponte  sua  secundam  aut  ter- 
tiam  conrentualem  missam  pro  benefactoribus  in  genere  applicant; 
qui  vero  idem  agunt  ex  vi  consuetdinis  in  ipsorum  ecclesia  vigentis, 
iis  imperandum,  ut  in  ea  consuetudine  perseverent.  Ubi  vero  id  usu 
receptum  non  invenitur,  liberaro  omnino  secundae  tertiaeque  missae 
conventualis  applicationem  celebrantibus  relinquendam  esse,  dummodo 
in  commemoratione  pro  defunctis,  ecclesiae  benefactorum  in  genere 
non  obliviscantur.c 

Porro  obligationem  celebrandi  duas  missas  conventuales ,  quo- 
ties  id  rubricae  praescribunt,  esse  gravissimam,  multis  ostendit  Ga- 
vantns  3),  adducto  etiam  decreto  s.  Caroli  Borromaei  in  concilio  pro- 
vinciali  IV.  edito  in  haec  verba:  »Quibus  diebus  ex  missalis  ro- 
mani  rubricarum  praescripto  in  ecclesiis  catbedralibus  et  collegiatis 
duas  missas  conventuales  celebrari  oportet,  eae  ambae  canantur: 
quod  si  capitulnm  praestare  omiserit  neglexeritoe ,   non   soluro  illius 


1)  liOC.  cit.  —  2)  Constit.  Cum  semper  ohlatos,  §.  22. 
3)  Thesaurus  ss.  ritnnm.  pari.  3.  tit.  11.  n.  7. 
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diei^  in  qao  baic  muneri  deftierit,  verum  etiam  alterios  diei  distri- 
butionibus  mulctetnr.«  »Idcirco,  ut  S.  R.  C.  pronantiavit  ^) ,  si  ex 
rubricae  praescripto  duae  missae  conventuales  cantandae  sint,  alten 
omitti  nequit  sab  praetextu  insufBcientiae  temporis,  ob  alias  missas 
Yotivas  ex  fandatione  cantandas ;  et  satius  est  votivas  legere,  quam 
alterara  ex  conventaalibQs.€ 

4.  Ex  proxime  allegato,  aliisqne  non  paacis  decretis  8.  R  Con- 
gregationis  manifestum  est,  quotiescumque  duaruro  aut  trium  missa- 
ram  conventuälem  obligatio  emergit,  eas,  quotquot  fuerint,  semp^ 
esse  cantandas ;  ita  in  specie  declara^t  S.  K.  C.  in  Urbevetaoi 
Praeemin.  3.  ang.  1737.  >Si  plures  ex  mbricae  praescripto  cele- 
brandoe  sint  in  catbedrali,  omnes  celebrari  debent  cum  cantu ,  nee 
licet  alteram  ad  modum  privatae  legere  3).  c  Hinc  est,  quod  ancto- 
res  qnoque  propemodum  omnes  in  asserenda  in  culcandaque  bac  ob- 
ligatione  consentientes  sint.  Ipse  Quarti^),  qnamquam  putet  eam 
non  stringere  sub  gravi:  probationem  nihilominus  afBrmat  senten- 
tiam^  quae  docet,  consulendum  omnino  esse,  ut  quoad  ejus  fieri  po- 
terit,  duae  missae  canantur  juxta  praescriptum  rubricae.  At  Gavao- 
tus^)  cumulatis  pluribus,  iisque  gravissimis  rationum  momentis,  niilli 
locum  relinquit  dubio,  diebus  per  rubricas  designatu)  utramque  mis- 
sam  conventuälem  cum  cantu  esse  celebrandam.  Ceterum  si  cano- 
nici  tam  exiguo  sint  numero,  ut  oneri  buic  responderie  non  valeant, 
S.  B.  Congregaiio  facultatem  quandoc[ue  tribuit  ut  e  duobus  missis 
altera  legi  possit.  Sic  ad  expositionem  episcopi  Ortani,  canonioos 
civitatis  Castellanae  et  Ortanae  ab  obligatione  duas  missas  canendi, 
cum  id  rubricae  praescribunt,  relevari  petentis  ob  penoriam  canoni- 
corum  dictarum  catbedralium,  censuit  concedendam:  »quod  contatt 
missä  conventuaU  de  feste,  altera  missa  recitetur  sine  cantu,  cum 
interventu  tamen  omnium  canonicorum.c     In  Ortana  5.  jul.  1631'). 

5.  Missam  conventuälem  debere  esse  de  die,  et  secundum  er- 
diuem  officii,  est  communis  omnium  sententia,  et  probatur  campri- 
mis  ex  cap.  11.  X.  de  celebrat.  missar.  (UI.  41),  quo  diaerte  pne- 
cipitur ,  ut  pro  festo  vel  feria  secundum  temporum  congruttdiam 
missarum  solemnia  conventualiter  celebrentur.c  Ex  verbo  anteo 
mandafims^  quo  in  hac  decretali  Honorius  III.  utitur,  infert  Bonacina*): 
obligationem  esse  strictissimam,  ut  missa  conventualis  semper  cum 
officio  concordet,  quod  et  declaravit.  S.  B.  Congregatio  25.  jun.  1612. 

1)  In  Wilnen.  22.  dec  1753.  ap.  Oardellini  n.  4237.  ad  10.  et  IL 

2)  Apud  GardelL  n*  4062.  —  3)  Löc,  cit  tit.  3.  üb.  3.  —  4)  Loc  dt. 
5)  Apud  GardelL  n.   919.  —  6)  De  legib.  disp.  1.   qn.  4.  pooct  7. 

9.  4.  n.  7. 
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decernens,  teneri  canonicos  ad  cantandam  missam  de  die,  ut  parti- 
cipes  sint  distrnbntionum  <).  üode  Begnadellins  ^)  Bassus  non  dubi- 
tat  dicere:  missas  conventaales  cathedralium  et  collegiatarom,  com 
sint  solemnes,  concordare  debere  cnm  officio,  et  tjoidem  sob  in(Jttali ; 
qaia  hae  missae  aequiparantur  boris  canonicis^  qaae  recitantur  in 
chorOy  et  illarnm  snnt  quasi  finis.  —  Missa  igitnr  conventualis  sem- 
per  Sit  conforaiis  officio  diei  oportet;  nisi  pro  hac  missa  praescri- 
batnr,  aut  permittatur  votiva  jnxta  rubric.  general.  tit.  4.  vel  pro 
defiinctis  juxta  tit.  5. 

6.  Denique  qood  teropus  concernit  celebrandi  missam  conven- 
tnalem:  solemnis  est  iste  usus  nbiqae  ecclesiarum  ab  omni  aevo 
receptus,  nt  missa  conventualis  in  cboro  semper  post  aliqnam  divini 
officii  horam  continenti  cantu  celebretnr;  et  quidem  juxta  rubricas 
generales  Missalis  tit.  15.  n.  2.  in  festis  duplicibus  et  semiduplicibus, 
in  dominicis  et  infra  octavas  post  tertiam;  in  festis  simplicibus  et 
ferüs  per  annnm,  post  sextam ;  in  adventu ,  quadragesima ,  quatuor 
temporibnSy  etiam  infra  octavam  pentecostes,.  et  vigiliis  qaae  junan- 
tur,  post  nonam;  cujus  instituti  rationes  causaequae  explicatae  legi 
possunt  apud  Gavantum.  —  Quo  ordine  canendae  sint  plures  missae 
conventuales,  dum  eas  rubricae  praescribunt,  ex  Benedicti  XIV.  loco, 
quem  supra  n.  3.  exscripsimus,  perspicuum  est.  Quam  accurate  ad 
praestituti  temporis  normam  celebratio  missae  conventualis  exigi  de- 
beat,  facile  intelliget,  qui  noverit  a  S.  B.  Oongregatione  iterato  f uisse 
ingemiuatum:  missas  tam  conventuales  quam  pro  defunctis  cantan- 
das  esse  boris  a  rubrica  missalis  romani  statutis,  nee  valere  consue- 
tudinem  contrariam  etsi  immemorabilem.  Ita  in  Polapa  9.  maji  1739. 
—  In  Imolen.  7.  jul.  1759.  —  In  Venusina  9.  aug.  1760  3). 

Et  baec  quidem  sufficere  videntur  ad  ea,  quae  missam  conven- 
tualem  attinent,  rite  intelligenda :  liceat  Interim  norinuUa  adhuc 
partim  anacepbaleosis,  partim  scboliorum  instar  subnectere. 

1.  »Conventualis  missa  debet  semper  concordare  cum  officio.« 
inqnit  Gavantus^). 

2.  In  Omnibus  ac  singulis  ecclesiis  catbedralibus,  coUegiatis  et 
conventualibus  debet  sub  gravi  praecepto  missa  de  officio  diei  quo- 
tidie  ofTerri.  Id  enim  universalis  totius  ecclesiae  consuetudo,  quae 
juxta  commnnem  doctorum  sententiam  vim  habet  legis,  deposcitim- 


1)  Gavanf,  par.  1.  tit.  5.  snb  p. 

2)  Bibliotheec.  juris  canon.  tom.  8.  pag.  148.  sub.  4. 

3)  Apud  Gardellini  n.  4086.  —  n.  4277.  —  n.  4293. 

4)  Pari.  1.  tit.  5.  sab  p. 
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peratque^).  Hac  obligatione  eomprebendi  ecclesias  regulariam  sab 
nomine  conventnalinm,.  passim  docent  auctores^);  immo  comprebendi 
etiam  ecclesias  njonialium  probat  Taroburinns  ^). 

3.  Missa  officio  correspondens,  quae  in  cathedralibns  et  colle- 
giatis  ecclesiis  stata  bora  solemniter  celebratur,  et  pro  benefactoribos 
in  genere  applicatur ,  proprio  ac  siricU  conventoalis  audit ,  qnam 
nnlio  praetextn  fas  est  praetermittere. 

4.  Occurrente  festo  in  die  jejunii,  duae  missae  conventoales  ex 
praeSTJripto  rubricamm  sunt  cantandae ,  dummodo  snffidens  adsit 
sacerdotum  numerus.  Quot  autem  in  specie  reqnirantur  sacerdotes, 
ut  haec  obligatio  urgeat,  auctores  dissident.  Pellizzarius  decem  re- 
quirit ;  Guyeto  numerus  iste  videtur  pauIo  latior ,  cum  multae  sint 
coUegiatae,  in  quibus  ne  decem  quidem  sunt  canonici,  quos  tameo 
nemo  ab  bac  obligatione  eximit ;  putat  proin  sufBcere  septem ;  Pey- 
rinus   tres,  Quartus  denique  numerum,  qui  temarium  superat,  cen- 

,  set  esse  competentem ,  ntpote  qui  etiam  ad  constituendem  ebonim 
^ufficiat,  quemadmodum  ex  communi  sententia  docet  Diana*). 

5.  Missa,  quae  in  ecclesiis  regularium,  secundum  ordinem  ofS- 
cii,  nomine  conventus  quotidie  offertur,  sed  non  applicatur  pro  bene- 
factoribus  in  genere,  pariter  conventualis,  quamquam  mtims  proprie 
dicitur.  ültrum  haec,  aut  quando  per  rubricas  duae  praescribuntur, 
utraque  cantanda  sie  a  regularibus  ?  valde  fiuctuant  auctorum  sen- 
tentiae.  Negat  Gavantus  ^).  —  Quartus  ^}  postquara  probasset  non 
esse  obligationem  cantandi  duas  missas  in  ecclesiis  regularium,  sob- 
jicit:  »curandum  tamen,  ut  dictae  missae  privatim  dicantur.c  Le- 
zana  vero  sie  ait^:  »Circa  reguläres  specialiter  notandum,  qnod 
eorum  ecclesiae  videntur  obligatae  ad  cantantum  duas  missas  in 
feriis  quadragesimae,  quatuor  temporum,  rogationum  et  vigiliarum, 
etiamsi  duplex  vel  semiduplex  festum ,  vel  octava  in  eis  occarrat 
Unam  videlicet  de  festo,  alteram  de  feria.  Declarationes  enim  s. 
Congregationis ,  in  quibus  id  praecipi  videtur,  generales  quoad  om- 

"  nes  ecclesias  orbis  sunt.    Verum  quidem  est,  quod  si  in  talibns  de- 


1)  Ita  Sotus  in  IV.  dist.  3.  qn.  2.  art.  1.  Suarez,  in  3.  part  3.  dup.  ^ 
sect.  2.  Laymann  de  sacrlf.  c.  8.  n.  5. 

2)  Rodriguez,  Quaestion.  regulär,  tom.  1.  qu.  43.  art.  14.  Casialdus  ii 
Praxi  caerem.  lib.  2.  sect.  6.  c.  2. 

3)  De  jare  abbatissar.  disp.  16. 

4)  Par.  2.  in  tract.  de  boris  canon.  resol.  31. 

'  5)  Par.  3.  tit.  ll.  n.  12.  —  C)  Par.  K  tit.  3.  dub.  4. 
7)  Samma  Quaestion.  regnl.  tom.  4.  verb.  Missa.  n.  49. 


ßallay,  De  missa  conveniuati.  S05 


t ' 


clarationibas  solum  esset  sermo  de  ecclesiis  cathredralibas  ant  col- 
legiatk,  Ulis  non  comprehenderentur'ecclesiae  reguläres,  qne  proprie 
loquendo  solum  dicuntur  conventuales ,  et  nonnisi  improprie,  et  so- 
lum quoad  favorabilia  .  .  .  Notandum  etiam,  probabile  esse  sufficere, 
quod  in  ecclesiis  regularium  una  dictarum  missarum  cantetur ,  et 
alia  recitetur;  quia  nee  decreta  s.  Cougregationis  aliud  petunt,  nee 
id  est  in  praxi  receptum.c  —  At  bis  obstare  videtur  decretum  S.  R. 
Congtegationis  Hispanae;  in  hoc  enim  decreto  ad  dubium  proposi- 
tum:  an  in  die  s.  Marcis,  ac  in  tribus  feriis  rogationum  teneantur 
reguläres  cantare  missam  convent.  De  rogationibus ,  seu  potius  de 
feria  currente  cum  commemoratione  rogationum,  cum  reguläres  non 
teneantur  ad  duas  missas  eadem  die?  declaravit  &r.  Gongregatio 
16.  febr.  1781:  »In  duplicibus  primae  et  secundae  classis  canendas 
esse  duas  missas ;  in  reliquis  dilata  ^).€  Hoc  idem  decretum  confirmavit 
ac  servändum  edixit  in  Valentina  seu  Ordinis  eremitarum  s.  Augus- 
tini 19.  sept.  1801*)  —  Quapropter  attentis  iis,  quae  jam.  superins 
de  hac  quaestione  annotavi,  sie  statuendum  arbitror:  reguläres  ad- 
missam  conventualem  proprie  dictam  jure  communi  band  obligari, 
unde  quae  circa  banc  ecclesiis  cathedralibus  et  coUegiatis  injungun- 
tur,  ad  illos  non  pertinere :  at  vero  obligantur  ad  celebrandam  quo- 
tidie  missam  de  officio  diei,  quin  eam  pro  benefactoribus  in  genere 
applicare,  aut  cantare  teneantur.  Quodsi  autem  vi  constitutionum  sua- 
rum  aut  specialis  obligationis  missam ,  quam  ipsi  conventualem  yo- 
cant,  quotidie  cai^tare  teneantur,  praescripto  rubricarum  sese  confor- 
ment  est  necesse. 

6.  Juxta  doxtrinam  Quarti^),  rectores  ecclesiarum  in  quibus 
nulla  est  obligatio  cantandi  missas,  curare  debent,  ut  diebns  Ulis,  . 
quibus  rubricae  missas  votivas  permittunt,  una  saltem  de  die  et  se- 
cundum  ordinem  officiii  celebretur.  ' 

7.  Aflirmat  idem^),  in  illis  ecclesiis,  in  quibus  non  cantantur 
duae  missae,  ut  rubrica  praescribit,  sed  unica  tantum  de  feste:  om- 
nino  expedire,  ut  altera  missa,  saltem  privata,  dicatur  de  feria,  ut 
quoad  ejus  fieri  potest,  servetur  rubrica.  Consequentur  in  illis  ec- 
clesiis ,  in  quibus  non  solent  cantari  missae ,  dicenda  erit  duplex 
missa  conventualis,  utraque  privata  absque  commemoratione  alterius 
in  altera:  Ita  Castaldus  in  Praxi  caerem.  lib. ,  2.  sect  6.  c.  3.  n. 
21.  ubi  etiam  ait,  quod  in  illis  ecclesiis,  in  quibus  una  tantum  cele- 
bratur  missa,  in  praedicto  casir  missa  conventualis  celebrarl  debeat 


1)  Apud   Gardell.  n.  4401.  —  2)  Apud  eumd.  n.  4478.  —  3)  Par.  1. 
tit.  4.  dub.  9.  —  4)  Par.  1.  tit.  3.  dub.  3. 
ArehiT  für  Kirchenrecht.  XXXVI.  20 
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de  Sancto  cum  commemoratione  feriae ;    ubi  enim  plores  quotidie 
celebrant  sacerdotes,  rubrica  est  observanda. 

Non  mibi  temperare  possum,  quin  coronidis  instar  adjidam 
verba  Quarti,  quibus  discrimen  inter  solemnem  et  privatam  missam 
explicat;  proposita  nempe  quaestione:  in  quo  praesertim  differat 
missa  solemnis  a  privata?  respondet:  »requiri  primo  ad  missam 
solemnem  tot  clericos  seu  personas  ecclesiasticas ,  quae  sufßciuDt  ad 
constituendum  chorum ;  quia  missa  cantari  debet  respondeote  choro. 
Secuodo  requiruntur  plures  ministri  principalis  celebtantis,  videlicet 
diaconus  et  subdiaconus;  vel  si  non  suppetat  eorum  copia,  cantari 
pdtest  cum  uno  ministro,  qui  praeter  soUtas  functiones  cantet  epis- 
tolam,  et  deinde  ipse  celebrans  cantet  evangelium.  Ita  Saarez, 
tom.  3.  in  tert  part.  disp.  87.  sect.  Castaldus  in  Praxi  caerem.  lib.  2. 
sect.  5.  c.  3.«  — 
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XXIV. 

Erwirbt  der  Patron  der  Mutterkirche  das  Patronatsrecht  an 

dem  von  derselben  dismembrirten  neuen  Gotteshause? 

cf.  S.  C.  Trid.  S.  14.  (c.  13.)  de  Ref.;  S.  21.  (c.  4.)  de  Ref. 
Ton  Domcapitnlar  v.  Oberkamp  in  Mttnchen. 

Zunahme  der  Bevölkerung  und  vermehrte  Verkehrsmittel  f&h- 
ren  zu  Veränderungen  in  der  Bedeutung  der  Wohnsitze  und  nicht 
selteh  zur  Nothwendigkeit  von  Pfarrdismembrationen. 

In  jedem  dieser  Fälle  entsteht  die  Frage  um  das  Besetzungs- 
recbt  der  neuen  Pfründe ;  eine  Frage,  welche  heutzutage  um  so 
wichtiger,  wenn  die  Mutterkirche  einem  Patronatsrechte  unterstellt  ist. 
—  In  einem  der  verbreitetsten  Lehrbücher  i)  begegnen  wir  der  Be- 
merkung, dass  dem  Patron  der  ecclesia  matrix  in  allen  F&Ilen  auch 
ein  Präsentations-  oder  Nominationsrecht  bei  dem  neu  entstandenen 
Beneficium  erwachse.  Als  Rechtsquelle  dieses  Satzes  wird  eine 
Decretale  P.  Alexanders  in.  angeführt^).: 

1)  Permaneder,  Handbuch  des  gemeingiltigen  katholischen  Eirchenrechts 
etc.  heraosgegeben  Ton  Dr.  J.  SilbemagL  Landshnt  1865,  9*  235,  S.  893: 

»Bei  Theilong  einer  Patronatspfründe  erwirbt  der  Patron  auch  auf 
die  abgetrennte  Pfründe  entweder  das  alleinige  Patronat  oder  das  Compatro- 
nati  je  nachdem  das  nene  Kirchenamt  ganz  oder  theilweise  ans  dem  Vermö- 
gen der  Stammpfr&nde  dotirt  wnrde.    c.  3.  de  eccl.  aedif.  UI.  48.  €  | 

Schulte  dagegen  (System,  §.55):  *  Dem  Pfarrer  der  ecclesia  matrix 
verbleibt  das  Präsentationsrecbt  der  Goratie  des  neuen  Benefidoms,  welches 
Recht  er  jedoch,  wenn  er  ein  tangliches  Snbject  zu  prasentiren  unterlSsst  oder 
die  Theilong  TCrhindem  will,  ohne  Zostandigkeit  der  Appellation ,  Terliert,  so 
dass  der  Bischof  frei  instittiirt.c 

2)  L.  IIL  Decretah  (de  ecclesüs  aedificandis  Tel  reparandis.)  48,  3. 
Propter  nimiam  distantiam  ecclesiae  potest  nova  ecclesia  in  ipsins  parochia 
aedificari,  et  certa  Portio  de  antiqua  sibi  deputari.  Alexander  III.  Eboracensl 
Archiep.  Ad  audientiam  nostram  noTeris  pervenisse  qnod  villa  qnae  didtnr  H. 
tantnm  perhibetor  ab  ecclesia  parochiali  distare  ut  in  tempore  hiemali  quum  pln- 
yiae  immdant,  non  possint  paroehiani  sine  magna  difficultate  ipsam  adire,  nnde 
non  Talent  congmo  tempore  ecclesiasücis  offidis  interesse.  Quia  igitur  dicta 
ecclesia  ita  didtnr  in  reditibns  abnndare  qnod  praeter  illius  vülae  proventns 
minister  illius  couTenienter  Taleat  snstentationem  habere  .  .  .  mandamns,  qna- 
tenns,  si  res  ita  se  habet,  ecclesiam  ibi  aedifices,  et  in  ea  sacerdotem,  snblato 
appellat.  obstaculo,  ad  praesentationem  rectoria  ecdesiae  majoris  cum  cano- 
nico  fundatoris  assensu  institnas,  ad  snstentationem  snam  ejusdem  vülae  obven- 
tiones  ecclesiasticas  perc^ptnmm,  pi>OTidens  tamen,  nt  competens  in  ea  honor 
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Wie  die  richtige  Auslegung  eines  Scbrifttextes  den  gewisen- 
haften  Anscbluss  an  die  kirchliche  üeberlieferung  erfordert:  ebenso 

pro  fftcnltate  loci  matrici  ecclesiae  seryetur  quod  qnidam  fieri  posse  Tidetur, 
quum  ejusdem  villae  dominus  viginti  acraa  terrae  frugiferat  velit  ad 
U8U8  sacerdotis  conferre»  8i  yero  persona  matrids  eceleeiae  Timm  ido- 
neum  prae«entare  distrilerit,  Tel  opus  illnd  Tolnerit  impedire,  tu  nihilominiu  &- 
das  idem  opus  ad  perfectionem  dednci  et  Vimin  bonnm  appellationis  oessante  dif- 
ftigio  institiiere  non  omittas. 

Innoc,  IV,  (Sinibaldi  Fieschi,  Kanzler  der  röm.  Kirche  dann  Papst  1243)  ia 
seinem  vor  der  Glossa  verfassten  Commentar  schreibt  in  c  ad  audientiam  aar. 
*Fundaiori8,<  »et  ambo  sunt  patroni,  matrix  eceleeiae  propter  dotem  qns 
redditibns  ejus  debitis  dotator  eocleda ;  fondator  propter  ftmdationem  et  qniapro 
parte  dotat ;  nnde  est,  quod  ex  dotatione  plnres  esse  possnnt  patroni ,  similiter 
ex  fondatione.« 

Qlossa  ad  V.  Ad  audientiam,  Primo  ponit  facti  narrationem. 
Secnndo  provisionem :  ibi  »qnia  igitnr«  qnae  primo  providet  qnando  rector  coa- 
sentit  Secnndo  qnando  dissentit:  ibi  »si  Tero.c  Ab.  sicu.  Casus.  QnaeduD 
Villa  tantnm  distabat  a  parochiali  eoclesia,  quod  tempore  hiemali  sine  magna 
difficaltate  parocbiani  ipsam  ecclesiam  adire  non  poterani  Unde  congmo  ten- 
pore  non  poterant  divinis  officüs  Interesse.  Unde  dominus  iitius  villae  pe- 
Hit  ut  ibi  posset  ecclesiam  construere^  quam  dolore  volebat,  et  major 
ecclesia  intantum  abundabat,  quod  nnllnm  Tel  modlcnm  praejndicinm  prop- 
ter hoc  fieret  eidem  sine  obTentione  illios  vttlae.  ünde  mandat  papa  dioeoanno 
qnatenns  si  ita  est,  ecclesiam  ibi  aedificet  et  in  ea  sacerdoteminstitnat  ad  praesen- 
tationem  rectoris  majoris  ecclesiae  cnm  assensn  patroni,  pereeptanun  chven" 
tiones  ilUus  villae:  provideat  tamen,  ut  tompetens  honor  secnndnm  facnlta« 
tem  illios  loci  ecclesiae  matrici  servetor  qnod  satis  fieri  potest,  com  domia« 
ejusdem  TÜlae  XX.  acras  terrae  illi  ecclesiae  assignare  Telit  Si  autem  reetor 
matricis  iecclesiae  opns  ülnd  Tollnerit  impedire,  Tel  presbytemm  idoneom  dii- 
tnlerit  praesentare,  archiepiscopns  nihilominns  idem  opns  fieri  &ciat  et  pre»- 
bytenim  institnat  •  .  ad  v.  Praesentationem  rectoris  ....  qoire 
praesentatio  non  spectat  principaliter  ad  patronom:  (nt  5.  dejnre  patr.  per 
totnm).  Potest  dici :  qnod  ideo  spectat  ad  majorem  ecclesiam,  qnia  in  ejns  prv- 
jndidum  fnndatnr  alia,  in  ipsins  parochia,  nnde  qnasi  qnadam  compeasaüsae 
praesientat  cum  assensn  patroni :  et  hoc  proridit  Papa  forte  de  oonsoisa  patrooL 
Vel  potest  did,  qnod  patronns  tantnm  eliget  et  praesentabit  electnm  rectori  ms- 
joris  ecdesiae  qni  illum  postea  episcopo  praesentabit.  «(arg.  24.  disl  qnando.) 
Sed  primnm  Terins  ridetnr.  Sed  quid  si  patronns  non  concordat  enm  Qlo  rce- 
tore?  Nisi  jnstam  cansam  contradictionis  ostendat,  non  nocet.  Vel  die,  qmoä 
ambo  sunt  patroni  et  ambo  debent  similiter  eligere  qnia  de  bonis  vtriosqtf 
dotatnr  ecclesia  et  presbytemm  praesentabnnt  archiepiscopo.  —  ad  r.  Obven- 
tiones  wird  die  Terschiedene  Auslegung  erörtert:  ob  hierunter  der  eigent- 
liche Zehent  mit  zu  Terstehen  sei?  diesen  habe  nur  der  Papst  Ton^  der  tedtCm 
matrix  trennen  können;  oder  ob  es  sich  nur  handle  de  aliis  oblationibus,  z.  R 
mortuarüs  et  consimilibus.  Würde  der  Papst  den  Zehent  haben  tromen  wel- 
len, hätte  er  denselben  ausdrOcklich  genannt  (?). 

Pirhing,  S.  J.  Jus.  can.  L.  HI.  Tit.  48.  §.  2.    (Quaenam  praeter  legi- 
tim, causam ,  conditiones  necessario  requirantur  ad  constituendam  nofam  eodes.) 
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erheischt  die  canonistische  Hermeneutik,  dass   man  bei  den  zu  er- 
klärenden Texten  die  allgemeinen  Bechtsprincipien  sich  vergegenwär- 


5^.  Reqniritar  at  in  erectione  noTae  parochi|k6  jus  pnesentandi  sacerdotem  in 
illa  reservetür  Ulis  qoibas  de  jure  debetor,  yidelicet  in  primis  ei  qui  illam  ex 
proprüs  bonis  fnndavit  et  snffioienter  dotatnr  si  talis  reperiator.  Si  rero  noTa 
ecclesia  fait  fandata  ex  reditibas  ecclesiae  antiquae,  jus  praesenftandi  ad  rec- 
torem  ejnsdem  pertinebit  at  patet  ex  s.  dt.  c.  »Ad  aiid.c  Ita  tarnen  ut  etiam 
fondator  ecclesiae  noyae  qmfandam  dedit,  simnl  dt  pationns  ejofidem  ex. causa 
fandationis  etc. .  .  .  qnodsi  ecclesia  .  .  .  matrix  nüUl  contulit  ex  propriis  . 
rediiibusi  no^i  acquirit  jus  patronaius  in  ecclesia  nova  tum  quia  An  ' 
nullo  jureprobatur  etc,  tum  quia  jus  paironatus  non  acquiritur  nisi  ex 
fundat.,  vel  constructionCf  vel  dotatione  ex  receptissima  omnium  senten- 
fia.  Sed  ecclesia  matrix  ex  eo  qaod  nova  ecclesia  constituatur  intia  limited 
Parochiae  ipsius,  non  dat  fondam. 

Fagnani,  Commentaria  in  IIL  L.  D.  c  »ad  andientiam.«  .  .  »  Similiter 
si  noYa  ecclesia  dotata  fuerit  ex  redditibas  ad  matricem  ecclesiam  pertinen- 
tibns,  planum  erit  jos  praesentandi  sacerdotem  pertinere  ad  rectorem  matricis 
ecclesiae,  nt  probat  haec  littera  ibi  »ad  praesent.«  Joh,  Andr,  ,  ,  Albas 
(Pan.)  qnia  testatnr  hanc  opinionem  commmiiter  tneri  atque  ita  •eeondiUD  eos 
duo  eruni  paironi  parochialis  noviier  erectae,  videlicet ecclesia  matrix.. -.^ 

et  fondator  ex  causa  fundationis  si  tantummodo  fundum  dedit et  dotiif 

redduum,  sicut  in  casu  hujus  decretalis  dominus  villae  etc. 

(Abbas  Panorm.  ergebt  sich  weitläufig  darüber,  dass  die  Ecclesia  Matrix 
welcbe  nicbt  mit  dotirt,  auch  kein  Patronatsrecht  anzusprecbeu  habe.) 

Schmalzgrueber,  ad  h.  tit  n.  28.  Vel  eecles.  nova  conitmcta  est  in 
ftmdo  et  ex  proTentib.  matrids  ecclesiae  aedificata  aut  dotata ,  y.el  sumptus  ad 
hoc  suggessit  alterius  aut  aliorum  liberalitas.  Si  primum,  jus  patr.  pertinebit* 
ad  rectorem  matr.  ecclesiae;  si  secundum  .  .  .  illi  tribuendum  est  qui  eam 
fundavit,  construxit,  dotavit. .  Abb.  in  c.  »ad  audientiam.c  .  .  Teste  Fagnani 
Respondit  s.  Congreg.  Conciliu  Batio  est  quia.  .  .  jus  patronatus  ex  tribus 
solum  causis  ftind.,  dot.,  construct.  acquiritur.  Reiffenstuel,  ibid.  n.  17.  be- 
merkt nach  Fagnani:  Nee  didtur  ecclesiam  antiquam  fondarenoTam  ex  ep  qd. 

futurae  oblationes  de  parte  eidem  decedant  et  accedant  noT^e. 

» 

Leurenius  For.  E.  III.  tit.  48.  q.  998.  Quaenam  praeter  justam  causam 
ad  erectionem  novae  ecclesiae  requirantur  conditiones :  4^.  ut  jus  patr.  seu  jus 
praesentandi  rectorem  novae  ecclesiae  reservetur  matrid  seu  ejus  rectori,-  (non 
tamen  ejus  consanguineis)  juxta  c.  ad  andient.  —  Si  tamen  ex  proprüs  rediü- 
bus  contulit  in  exstructionem  vel  dotationem  novae  parochiae;  hanc  enim  con- 
ditionem  supponit  cit.  c.  ad  aud.  et  qtiidem  cumulative  tantum  cum  eo  qui 
fundum  (quam  matrix  non  praestat  eo  ipso  quod  nova  construatur  intra  limi- 
tes  illius)  ad  hoc  concessit  vel  partem  dotis.  —  Secus,  d  nihil  ad  hoc  contu- 
lit ;  cum  jus  patronatus  juxta  communem  non  nisi  ex  fundatione,  constructione 
vel  dotatione  congrue  competat ;  sed  reservatur  illis  qui  haec  vel  unum  ex  bis 
praestiterunt.  (Qu,  996.  Bequiritur  consensus  patroni  veteris  ecclesiae 
saltem  d  nova  ^clesia  parochialis  dotanda  dt  de  reditibus  dotatae  ab  eo  ecclesiae 
matricis  —  quamvis,  cum  necessitaspostulat  aedificationem,  ad  hanc  eo  invito  procedi 
possit.  —  Doch  von  einem  für  ihn,'den  Patron  der  alten  Kirche,  erwachsenden  Patro« 
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tige,  welche  die  betreffende  Materie  beherrschen  and  deren  in  der 
Begel  dogmatischer  Ursprung  oder  Zusammenhang  im  recbtsge- 
schichtlichen  Verlauf  nur  entfaltet  und  fortgebildet  worden  ist 

Derartige  Priucipien  sind  die  Rechtsvermuthung  für  die  freie 
Disposition  des  Bischofs  fiber  alle  Eirchenämter  seines  Sprengeis;  die 
Unabhängigkeit  dieses  jus  spiriiuale  nach  allen  Seiten  hin ,  dessen 
atmexum  temporale  allein  durch  das  positive  Becht  determinirt  aod 
Beschränkungen  unterworfen  wird. 

Aber  auch  diese  Beschränkungen  sind  strictae  probationis,  weil, 
wiederum  nach  einer  allgemeinen  Bechtsregel,  das  accessorium  dem 
principale  folgt,  dies  principale  aber  unbedingt  in  den  Händen  des 
Bischofes  ruht.  — 

Zu  dem  einen  Schlfissel,  welchen  die  Principien  darbieten,  bat 
man  denjenigen  der  historischen  Thatsachen^  die  genaue  Kenntniss 
des  »Co^ti^c  hinzu  zu  nehmen,  auf  welchen  die  zu  interpretirende 
Gesetzesstelle  oder  richterliche  Entscheidung  sich  bezieht. 

Lässt  man  sich  nun  die  Mühe  nicht  verdriessen,  den  Bechts- 
fall  der  in  Frage  kommenden  Decretale  P.  Alexanders  III.  »ad  aa- 
dientiamc  in  der  Glossa  nachzulesen,  so  erfährt  man  dass  ein  Schloss- 
gutsbesitzer  die  Erbauung  einer  neuen  Kirche  angeregt  und  deren 
völlige  Dotirung  zugleich  versprochen  hat.  Man  erinnert  sieb  nun, 
dass  das  Patronatsrecht,  obgleich  ein  Ab-  und  Ausbruch  aus  dem 
vollen  Bechte  des  Ordinarius,  doch  keineswegs  eine  gratia  ab  homm, 
von  Seite  des  Bischofs,  sondern  eine  gratia  d  lege  ist ;  dass  man 
das  Patronatsrecht  ipso  facto  durch  die  Erfüllung  einer  der  drei  be- 
kannten Bedingungen  erwirbt  und  behaupten  kann,  so  lange  man 
nicht  ausdrücklich  und  f&rmlich  darauf  verzichtet  hat  Der  Ter- 
fasser  der  Decretale  muss  also  das  Patronatsrecht  des  ^ifters  der 
neuen  Kirche  als  unzweifelhaft  bestehend  voraussetsen ;  nur  dieser 
Gutsherr^  der  die  neue  Kirche  dotirt^  kann  mithin  in  diesem  Texte 
gemeint  sein^  wenn  von  einem  Patrone  die  Bede  ist  und  in  der  That 
unverständlich  wird  es,  wie  ein  anderer  Ausleger  hier  für  ein  Patro- 
natsrecht des  Patrons  der  ecclesia  matrix  einen  Anhaltspunkt  hat 


nats-  oder  Praaentationsrecbt  an  der  neuen  Kirche  ist  nirgends  die  Rede,  «ol 
er  dieser  gegenüber  weder  fiindator,  noch  constrnctor,  noch  dotator  ist 

Wenn  HosL  (f  1271)'  in  seiner  Erklärung  dieser  Decretale  von  der  Em- 
stimmigkeit  der  allegirtn  Lehrer  abweicht,  so  ist  dies  wohl  Terstindlidi,  weil 
er  als  Zeitgenosse  zwar  des  Verfassers  der  Glossa  ordin.,  aber  nidit,  wie  dieser, 
in  Italien  geschrieben  hat;  wahrend  der  Letztere  (Bemh.  de  Botone  t  12G6 
in  Bologna)  die  Darlegung  des  richtigen  Sinnes  im  Commtniar  Inno- 
cenz'  IV,  (die  oben  wiedergegeben),  vor  Augen  hatte.  — 
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finden  können.  Um  so  nngerechtfertigter  ist  diese  Interpretation, 
als  nirgend  die  mindeste  Andeutung  gegeben  ist,  ob  die  ecclesia 
matrix  überhaupt  einem  Patronat  unte^eht  oder  nicht  vielmehr  frei 
conferirt  wird  ?  Besteht  aber  hierüber  Ungewissheit,  so  ist  die  Frei- 
heit der  ecclesia  matrix  nicht  blos  mit  gleichem,  sondern  besseren 
Bechte  anzunehmen ,  weil  die  Präsumtion  für  diese  Freiheit  der 
Pfründen  streitet  und  der  Beweis  des  Gegentheils  liegt  Dem  ob,  der 
es  behauptet  oder  eine  Consequenz  daraus  ziehen  will. 

Mithin  ist  fraglicher  Text  schlechthin  nur  dann  verständlich, 
wenn  in  dem  erwähnten  Patron  der  ecclesia  ßia  neviter  erecta  der  Er- 
bauer und  Dotator  derselben  erkannt  wird;  von  einem  Mitpatronat 
oder  Nominationsrechte  eines  zweiten  Patronus,  desjenigen  der  ecclesia 
matrix,  steht  nirgends  eine  Silbe. 

Erwägt  man  endlich,  was  nie  unterlassen  werden  darf,  unter 
wdchem  Tüel  nnsereDecretsLle  aufgenommen  ist:  »De  ecclesisis  aedif.,€ 
so  bemerkt  man  sogleich  ,  welches  deren  Hauptintention  sei;  näm- 
lich den  Neubau  von  Kirchen  und  die  Neuerrichtung  von  Pfarreien 
zu  begünstigen.  Die  ganze  Tendenz  geht  auf  Bestimmung ;  m  Nö- 
thigung  des  B^tors  der  ecclesia  matrix,  dass  er  die  Dismembrirung 
eines  neuen  *  Pfarrsprengels  weder  direct  noch  indirect  erschwere; 
dass  er  vielmehr  bereitwillig  dazu  mitwirke.  Desshalb,  wie  von  dem 
Gesichtspunkte  natürlicher  Gerechtigkeit  dahin  gewiesen,  denkt 
nun  der  Gesetzgeber  darauf,  wie  jener  Bector  und  die  Mutterkirche 
selbst  für  ihre  Verluste  einigermassen  entschädigt  werden  könnten? 
—  Dieses  geschieht.  Das  eigentliche  Patronatsrecht  des  Dotator  kann 
und  darf  ihm  aber  nicht  genommen  werden ;  also  wird  nur  ein 
gewisser,  an  sich  geringfügiger  Theil  von  demselben  ausgebrochen. 
Bei  getheiltem  Patronatrecht  ist ,  nach  der  Natur  der  Sache ,  die 
NominaiiOy  die  Wahl  der  Person^  der  wichtigere  entscheidende  An- 
theil ;  die  Vorstellung  des  Benannten ,  Präsentalionj  an  den  Bischof 
das  minder  wichtige  Ehrenrecht. 

Demnach  muss  das  Nominationsrecht,  das  wertb  vollere,  dem  do- 
tirenden  Patron  verbleiben ;  die  Vorstellung  des  Benannten  wird  dem 
Bector  der  ecclesia  matrix  eingeräumt.  — 

Eine  entgegengesetzte  Auslegung  im  Sinne  des  eingangser- 
wähnten Lehrbuchs,  würde  zu  der  gänzlich  unzulässigen  Folgerung 
gelangen  müssen,  dass  ausser  dotatio,  aedificatio,  fandatio  es  noch 
einen  vierten  Erwerbstitel  des  Patron atsrechtes  gebe:  nämlich  die 
Dismembration  einer  Pfründe  aus  einer  andern;  ohne  dass  eine 
neue  selbstständige  WoMthat  dieses  neue  Privilegium  veranlasst  oder 
gerechfertigt  hätte.  Und  dieses  vierten  Entstehungstitels  des  jus 
patr.  wäre,  merkwürdiger  Weise,  im  Titel  des  Gesetzbuches  »de 
jure  patronatus«  mit  keinem  Worte  gedacht;  sondern  er  wäre  nur 
durch  eine  Entscheidung  über  die  Verpflichtung  eines  rector  ecclesiae, 
eine  Dismembration  sich  gefallen  lassen  zu  müssen,  bei  einer  fremd- 
artigen Materie  beiläufig  erwähnt,  gleichsam  in  das  System  mit  ein- 
geschwärzt? ! 

Diesen  ünzulässigkeiten  gegenüber  liegt  die  Wahrheit  ganz 
einfach  so,  dass  aus  der  Dotation  eines  Beneficiums,  ganaen  odei^ 
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i  theilweisen ,  pro  rata  dieser  Betheiligung  an  dem  Zustandekommen 
des  guten  Werkes  (beneficium) :  ein  Patronatsrecht,  beziehungsweise 
ein  Mitanspmch  auf  solches  entsteht.,  und  dass  also  inx  Casus  der 
Decretale  »ad  audientiam,€  das  Patronatsrecht  zwischen  dem  dotator 
und  aedificator  der  neuen  Kirche  und  dem  dabei  in  Mitleidenschaft 
gezogenen  Rector  ecclesiae  matricis  getheilt  wird.  Dieser  Mitao- 
Spruch  kann  auch  für  letzteres  Bechtssubjcct,  das  beneficium  rectoris  der 
ecclesia  matrix,  durch  Verschulden  des  zeitweiligen  Beneficiaten  kei- 
neswegs verloren  gehen.  Er  für  sich  allein  vermöchte  das  zur  Sub- 
stanz der  Pfründe  gehörige  und  aus  derselben  gewissermassen  er- 
wachsene Recht  weder  aufzugeben  noch  zu  verscherzen.  Die  Keni- 
tenz  gegen  die  Dismembration  hat  nur,  zu  seiner  persönlichen 
Strafe,  die  Folge,  dass  er  bei  der  ersten  Pfründebesetzung  von  der 
Mitwirkung  ausgeschlossen  bleiben  soll. 

Die  in  unserer  Decretale  beobachteten  Grundsätze  auf  einen 
Fall  anwendend,  in  dem  aus  einer  königlichen  Patronatspf runde  em 
Dismenibfatiofi  in  der  Art  stattfindet,  dass  die  Rente  der  neuen 
Pfarrei  ßum  grösseren  Theile  aus  verschiedenen,  dinglichen  und 
persönlichen  Rechten  der  ecclesia  matrix  entnommen  wird,  zum  weit 
geringeren  Theil  aber  aus  t^  Rentenüberschüssen  kcUholischer  Stiflmgm 
dev  Dil^cesQ  ^€  ^^  ohne  jede  neue  WoKUhaivon  Seite  des  Patrons  der 
ecclesia  matrix^  (d.  i.  vom  Staate);  gelangen  wir  zu  folgenden  Er- 
gelftiissen : 

1.  Der  Patron  der  ecclesia  matrix  muss  über  die  Dismembra- 
tion gehört  werden  \  ebenso  wie  der  Rector  der  Kirche  aus  deren 
Sprengel  dismeriibrirt  wird;   vor  Allem,  weil  das  eigene,  materielle 

•Interesse  des  Patronus(und  des  Rectors)  durch  Werthminderungder 
alten  Pfründe  dabei  betheiligt  sein  kann  und  das  Gesetz  es  deshalb 
ausdrücklich  vorschreibt. 

Aber  ein  Titel  auf  ein  zweites^  ganzes  oder  getheiltes,  Patro- 
natsreoht  an  der  neuen  Pfründe  entsteht  nicht  für  den  Patron  der  al- 
ten Pfründe  und  Mutterkirche. 

2.  Die  ecclesia  matrix  beziehungsweise  deren  Rector  besitxt, 
wegen  des  grösseren  Theiles  der  Dotation,  überwiegende  Ansprüche 
auf  das  Patronatsrecht ;  der  Rector  ecclesiae  matricis  hätte  daher  n 
nominiren  und  jenes  Rechtssubject,  welches  den  geringeren  Beitrag 
leistet,  hätte  zu  präsentiren.  Da  es  nun  aber  für  dieses  letztere  Becht- 
subject,  nämlich  die  »Vermöglichen  Stiftungen c  und  deren  Rentenöber- 
schüsse,  keinen  andern  kirchlich-rechtmässigen  Vertreter  ^bt  als  den 
Ordinarius^  so  wäre,  unter  Zustimmung  des  Rectors  jener  Mutterkircbe, 
deren  Patronatsrecht  etwa  so  zu  limitiren,  dass  von  demselben  Bee* 
tor  eine  Liste  von  drei  Candidaten  auszustellen,  und  einer  der  Xomi- 
nirten  vom  Ordinarius  auszuwählen  wäre. 

Es  könnte  aber  auch  der  Rector  der  ecclesia  matrix  im  ersten 
und  zweiten  Falle  unbedingt  präsentiren ;  in  jedem  dritten  Fall  da- 
gegen   das   freie  Collationsrecht  des  Biscliofs  vorbehalten  bloihen. 
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XXV. 
Decretum  &  Poenitent.-Roman.  d.  4.  Augusf  1876. 

Super   söcictate  sie  dicta   cafholica  Italica  cujuß  sit^  revindicare 
jura  ad  poptdtim  Christianum  ätquc  in  specie  ad  cives  Romanos 

pertinentia. 

(Voce  della  Verita  d.  9.  August.  1876.) 

.  Eme  et  Rme  Domine. . 

Nonnnlli  Sacerdotes  Confessarii  in  Alma  Urbe  humiliter  expo- 
nant,  hoc  teoipore  per  eam  circumferri  quoddam  folium  continens 
programma  typis  impressum  cum  adnexis  schedis  associationis ,  quo 
fideles  söllicitantur  adhäerendum  cuidam  Societati  in  eum  finem  in- 
stitutae  vel  instituendae,  ut  quandocumque  Apostolica  Sedes  vacave- 
rit,  populus  romanus  concurrat  in  Summi  Pontificis  electione.  So* 
eietati  nomen  inditum  est  -^  Societä  ccUiolica  iialiana  per  la  ri- 
vendicaeione  dei  diritti  spetianti  äl  popölo  cristiano  ed  in  ispecie 
al  popolo  romano.  —  Qui  autera  huic  Societati  dant  nomen  deda- 
rare  eiq^resse  debent,  proüt  ex  schedarum  forma,  se  assentire  doc- 
trinid  in  programmate  enunciatis,  et  obbligationem  coram  duobiis 
testibus  contrahunt,  se  operam  daturos,  ut  tales  doctrinae  propa- 
gentur,  et  Societas  ipsa  dilatetur.  Itaque  accedentibus  (Deo  opi- 
tulante  gratia  ad  Sacramentalem  Confessionem  iis,  qui  hujus  pra- 
vae  societatis  promotores  extiterunt,  vel  qui  subscripserunt,  caeteris- 
que  adhaerentibus  et  fautoribus,  prefati  Confessarii,  ut  eos  rite  ab- 
solvere  valeant,  programmatis  et  schedarum  exemplum  S.  Poeni- 
tentiariact  expendendum  remittunt,  et  sequentium  dubiorum  solutio- 
nem  expostulant. 

1.  An  önmes  et  siuguli  praedictae  Societati  nomen  dantes,  vel 
eam  promoventes,  aut  ei  quomodocumque  faventes,  vel  adhaereutes 
Excommunicationis   majoris  poenam  ipso  facto  incurrant?  . 

2.  Et  quatenus  affirmative  an  hujsmodi  Excommunicatie  sit 
Romano  Poniifici  reservatat* 

Sacra  Foenitentiaria  attentis  omnibus  expositis,  et  inspecta  na- 
tura ac  fine  huiusmodi  Societatis:  facta  premissorum  r^latione  San- 
ctissimo  Domino  Nostro  Pio  Papae  IX.  et  eodem  SSmo.  Domino 
approbante,  ad  proposita  dubia  respondet  ut  seqnitur: 

Ad  primum  Affirmative. 

Ad  secnndum.  Incurri  excommunicationem  latae  sententiae  spe- 
eiali  modo  Komano  Pontifici  reservatam. 

Datum  Komae  in  S.  Poenitentiaria  die  4.  Augusti  187G. 

JfJ.  Card,  Monaco  pro  P.  M. 

Hip.  Can,  Palombi  S.  P,  Secr, 
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1.  Gladstone^  Die  vaticanischen  Decreie  nach  ihrer  Bedeutung  für 
die  Unferthanentreuej  üeberseizung  von  Dr,  M.  Zossen.  Nord* 
lingen^  Beck.  1875. 

2.  Manningj  Erzhischof  von  Wesiminster^  Die  vaticanischen  Decrde 
in  ihrer  Wirkung  auf  die  Pflichten  der  UntertJianai  gegen  die 
Regierungen^  üebersetzung  von  Graf  vofi  Honipesch-BoUhem, 
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3.  P.  Netvman,  Ist  die  katholische  Kirche  stcuUsgefährlich  ?  Offener 
Brief  an  den  Herzog  von  Norfolk.  Freiburg^  Herder.  1875. 

4.  Gladstone^  Vaticanismus.  Eine  Antwort  auf  Erwiderm^gen  wd 
Vorwürfe,    Nordlingen^  Beck.  1875. 

Im  October  1874  äusserte  der  frühere  englische  Premiermi- 
nister Gladstone  in  einem  kleineren  Aufsätze  einer  Zeitschrift:  Es 
werde  niemals  möglich  sein,  das  englische  Volk  zu  romanisiren,  »di 
Kom  an  die  Stelle  sejnes  stolzen  Bühmens  »semper  eademt  zu  m^ 
eine  Politik  des  Zwanges  und  des  Wechsels  im  Glauben  gesetzt  hat; 
da  es  alle  verrosteten  Werkzeuge,  die  man  gern  ausser  Gebrauch 
gekommen  dachte,  wieder  aufpolirt  und  von  Neuem  zur  Schau  g^ 
stellt  hat ;  da  Niemand  mehr  römischer  Convertit  werden  kann,  ohne 
auf  seine  sittliche  und  geistige  Freiheit  zu  verzichten,  und  ohne  seine 
staatliche  Treue  und  Pflicht  der  Gnade  eines  Andern  preiszugeböi, 
uud  da  es  ebenso  den  modernen  Geist,  wie  die  alte  Geschichte  von 
sich  gestossen  hat.«  Der  Widerspruch,  den  diese  Worte  hervorrielöi, 
veranlasste  Gladstone  zu  der.  ersten  der  obengenannten  Schriften, 
welche  die  Rechtfertigung  der  obigen  vier  Sätze  enthalten  sollte. 
Der  Widerspruch  würde  dadurch  nur  noch  stärker ;  Gladstone  «Ibst 
zählte  später  nicht  weniger  als  21  Entgegnungen  auf,  die  zum  Thefl 
ansehnliche  Broschüren  bilden,  und  mit  diesen  war  die  Zahl  der  Er- 
widerungen noch  nicht  abgeschlossen.  £s  mag  jetzt,  nachdem  die 
Bewegung  ihr  Ende  erreicht,  angemessen  sein,  im  ^Ärchive^  we- 
nigstens die  kirchenrechtlichen  Materien  anzugeben,  welche  in  der 
ganzen  Controverse  zur  Erörterung  kamen.  Sie  finden  sich  freihcb 
vielfach  mit  theologischen,  politischen,  geschichtlicheu  und  selbst 
persönlichen  Erörteruugen  vermischt ;  theils  forderte  es  so  die  Nttor 
des  -Gegenstandes,  theils  die  Person  des  Schriftstellers,  theils  endlich 
die  angenommene  Manier,  kurze  und  gelegentlich  hingeworfene  Sätie 
später  der  Reihe  nach  zur  These  von  langen  AuseinandersetzoogeD 
zu  machen.  Indessen  hat  doch  der  Geist  der  Ordnung  und  der  ein- 
fachen, sachlichen  Discussion  besonders  in  der  Schrift  des  Card.  Man- 
ning,  diese  Mängel  vielfach  weniger  bemerUich  gemacht 
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1.  Die  erste  Schrift  von  Qladstone:  ^Die  vaticanischenDecrete 
nach  ihrer  Bedeutung  für  die  Vnterihanentreue€  sollte  eigentlich 
die  umständliche  Begrändung  der  oben  angefahrten  vier  Sätze  brin- 
gen ;  die  vollen  Phrasen  derselben  zeigen  sich  aber  zum  Theil  sehr 
ungeeignet  ffir  eine  eingehende  Discussion.  Als  die  verrosteten 
Werkzeuge,  die  ivieder  anfpolirt  seien,  werden  eine  Anzahl  von 
Sätzen  des  Syllabns  aufgeführt,  und  zum  Belege  dafür,  dass  ein 
Convertit  jetzt  seiner  sittlichen  und  geistlichen  Freiheit  verlustig 
gehe,  wird  auf  den  Gegensatz  zwischen  einer  Beihenfolge  von  Er- 
klärungen der  apostolischen  Yicare  und  Bischöfe  in  Irland  und  Eng- 
land 1825  und  den  Erklärungen  des  Yatieanums  hingewiesen.  Mit 
Ausnahme  dieses  fQr  Engländer  besonders  pikanten  Punktes  enthält 
die  Gladstone'sche  Schrift  nichts  far  das  Kirchenrecht  Bedeutendes, 
was  nicht  schon  anderswo  öfter  und  wohl  auch  eindringlicher  gesagt 
worden  wäre.  Die  politischen  und  theologischen  Beflexionen  Glad- 
stone*s  bleiben  hier  ausser  Betracht.  Ein  der  deutschen  Ueber- 
setzung  beigegebener  Anhang  enthält  eine  Beihe  von  Erklärungen 
für  und  wider  Gladstone. 

2.  unter  diesen  Erklärungen  waren  jedenfalls  die,  welche  der 
bald  darauf  zur  Cardinalswürde  erhobene  Erzbischof  von  Westmin- 
ster  Edw,  Manning  sofort  veröffentlichte,  von  ganz  besonderer  Be- 
deutung. Diese  Gegenthesen  wurden  in  immer  grösseren  Broschüren 
ebenfaus  wieder  erläutert  und  begründet. 

Die  Thesen  dieser  Schrift  lauten  nun,  wie  folgt : 

1)  Dass  die  vaticanischen  Decrete  in  keiner  Weise  die  Ver- 
pflichtungen oder  die  Bedingungen  der  ünteiibanentreue  geänd^ 
haben.  Das  wird  durch  Mittheilungen  über  die  Verhandlungen  auf 
dem  üoncil  begründet;  das  Concil  habe  über  die  Beziehungen  zwi- 
schen Kirche  und  Staat  gar  nichts  bestimmen  wollen. 

2)  Die  ünterthanentreue  der  Katholiken  ist  ebenso  ungetheilt, 
wie  die  aller  Christen  und  aller  jener,  welche  das  göttliche  oder  das 
Moralgesetz  anerkennen.  Die  ünterthanentreue  keines  Menschen  ist 
ungetheilter  Natur,  vielmehr  ist  die  Ünterthanentreue  aller  jener, 
die  an  Gott  glauben,  oder  ihrem  Gewissen  folgen,  in  diesem  Sinne 
getheilt.  Nur  in  diesem  Sinne ,  und  in  keinem  andern ,  kann  in 
Wahrheit  gesa^  werden,  dass  die  Ünterthanentreue  der  Katholiken 
getheilt  sei.  Die  Ünterthanentreue  jedes  christlichen  Mannes  in  Eng- 
land ist  die  Folge  seines  Gewissens  und  des  göttlichen  Gesetzes  ge- 
theilter  Natur,  und  die  ünterthanentreue  der  Katholiken  ist  nicht 
mehr,  noch  weniger  begrenzt.  Diese  Erklärungen  unterscheiden  sich 
durch  ihre  Präcision  bedeutend  von  den  Gladstone'schen.  Von  den 
Ausführungen  über  dieselben  sind  ganz  besonders  interessant  jene  über 
den  Zweck  der  Kirche  und  des  Staates,  über  die  daraus  sich  ergebende 
höhere  Stellung  der  Kirche  die  sogenannte  »indirectec  Gewalt  des 
Papstes  in  »weltlichenc  Dingen,  die  Bulle:  >ünam  Sanctam«  und 
die  Anwendbarkeit  der  »indirecten  Gewaltc  in  ^er  Gegenwart,  be- 
sonders nach  der  bekannten  Erklärung  Pins*  IX.  Durch  diese  sehr 
klar  gehaltenen  Erörterungen  musste  die  Gladstonische  Aufsteilung 
schon  wesentlich  erschüttert  werden.  Manning  geht  dann  zur  Offen- 
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sive  über  durch  die  Jßegründnng  des  Satzes,  dass  alle  heatigen  Coo- 
flicte  durch  VerändernngeD,  nicht  von  Seite  der  katholischen  Kirche, 
viel  weniger  noch  durch  das  Vaiicanische  üoncil,  sondern  von  Seite 
der  weltlichen  Gewalten,  und  zwar  in  Folge  einer  systematischeD 
Verschwörung  gegen  den  heiligen  Stuhl  hervorgerufen  worden  seien, 
und  dass  durch  diese  Aenderungen  und  Conflicte  die  bürgerlicben 
Gewalten  ihren  eigenen  Bestand  zerstören.  An  diese  jedenfalls  nicht 
kirchenrecMlichen  Auseinandersetzuncfen  schliesst  sich  eine  Darlegoog 
der  Gründe  der  Definition  der  Infallibilität  und  einer  eingehenden  Erklä- 
rung des  Dogmas.  Die  Schrift  enthält  eine  Menge  Material,  sie  macht 
aber  durch  die  klare  scharfe  Angabe  der  Hauptpunkte  und  die  Art 
der  Beweisführung  nicht  den  Eindruck  des  Ueherfüllton  und  Vct- 
wirrenden ,  wie  er  sich  manchmal   bei  der 

3)  Newman'schen  Schrift  aufdrängt.  Der  Gang  derselben  üt 
im  Ganzen  der  nämliche,  wie  jener  der  eben  besprochenen  Schrift. 
Zuerst  wird  durch  eine  Untersuchung  über  die  »altet  und  die 
»päpstliche  Eirchec  der  Vorwurf  des  Wechsels  im  Glauben  oad 
der  Verfassung  zurückgewiesen,  wobei  viele  Notizen  über  die  po- 
litische Stellung  des  Papstes  im  Mittelalter  mit  einfiiessen.  Am 
besten  scheinen  uns  die  Abschnitte  über  die  »getheilte  üntCT- 
thanenpflicht,€  die  Natur  und  die  Grenzen  des  Gehorsams  |;^ 
den  Papst ,  und  die  Freiheit  des  Gewissens  zu  sein.  Daran  8chlM9- 
sen  sich  ausführliche  Erörterungen  über  die  Encyclica  von  1864 
und  den  Syllahus.  NewQian  kommt  bezüglich  desselben  im  Gan- 
zen und  bezüglich  vieler  einzelner  Sätze  zn  Resultaten ,  welche  die 
Bedeutung  des  Aktenstückes  sehr  herabmindern«  In  dieser  Beweis- 
führung liegt  die  Eigenthümlichkeit  der  Schrift,  die  zum  Schlüsse 
wie  die  Manning'sche  auf  die  theologische  Erörterung  über  das  Ya- 
ticanum  und  die  Definition  der  Unfehlbarkeit  eingeht. 

4).Gladstone  sah  sich  veranlagst,  auf  die  zahlreichen  G^fea- 
schriften  zu  antworten.  Er  that  es  in  einer  neuen  Broschüre :  >  Vor 
ticanisfnt4S.€  War  die  erste  schon  nicht  sine  ira  geschrieben,  so 
die  zweite  noch  weniger ;  gleichwohl  scheint  uns  mehr  Studium  lof 
sie  verwandt  als  auf  die  erste  Schrift.  Das  gilt  namentlich  von  da 
Abschnitten,  in  welchen  er  die  Newman'schen  Ausführungen  üb« 
den  Syllahus  zu  bekämpfen  sucht.  Beachtenswerth  ist  diese  Zusam- 
menstellung der  Gegenbemerkungen  immerhin,  ebenso  wie  die  gego) 
Manning  und  Newman  gerichtete  Ausführung  über  die  Erklämngeo 
der  englischen  und  irischen  Würdenträger,  besonders  in  den  Jahren 
1825  und  1826,  Gladstone  hält  übrigens  alle  seine  Behauptungen 
fest  und  glaubt  sie  sogar  noch  schärfer  aussprechen  müssen. 

Gleichzeitig  mit  dieser  Broschüre  gab  er  eine  Zusamnoenstd- 
lung  von  Auszügen  aus  den  Beden  Fius  JX  heraus;  diese  Srbrift 
hat  indessen  so  sehr  den  Charakter  des  Pamphlets,  da^  sie  keine 
Besprechung  verdient.  Entgegnungen  von  katholischer  Seite  sind  unseres 
Wissens  nicht  mehr  erfolgt,  wie  es  scheint,  weil  das  agitatorische  Auf- 
treten Gladstone's  auch  auf  anglikanischer  Seite  nicht  viel  Lob  ernd- 
tete ;   und  weil  die  öffentliche  Aüfinerksamkeit  sich  bald  auf  di« 
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Bill    gegen    die   Bitnalisten   innerhalb   der  anglikanischen   Kirche 
richtete. 

Zwei  kleioe  Schriften : 

5.  »Die  Kirche  bärachtet  mit  Rücksicht  auf  die  gegenwärtigen  Streit- 
fragen  und  die  Bedürfnisse  unserer  Zeit  von  einem  Amerika- 
ner (Freiburg  Herder  1875)  und: 

6^  -i^Anglikanismus^  ÄUkatholicismus  und  die  Vereinigung  der  christr 
liehen  Episcopatkirchen,  von  C.  Tcyndini  (Mainz  Kirchheim  1875) 
enthalten  keine  besonderen  canonistischen  Ausführungen,  man  müsste 
denn  Tondini's  gegen  Reipkens  gerichtete  und  aus  Silbernagl  entnom- 
mene Notizen  über  die  Besetzung  der  Bischofsstühle  in  den  orien- 
talischen schismatischen  Kirchen  hierher  zählen  wollen. 

Dr.  Arcadius  Strackovice. 

7.  Samnüung  kirchlicher  und  staatlicher  Verordnungeu  für  das  Bis* 
thum  Mottenburg  v.  Adolph  v.  Vogt^  Syndicus  des  bisch.  Ordn.  in 
Rattenburg.  Schwab.  Gemünd.  G.  Schmid  1876.  VII  u.  828  S.  8: 

Die  vorliegende  Sammlung  tritt  an  Stelle  der  seit  lange  ver- 
griffenen vom  Jahre  1863  und  deren  Neuer  Folge  vom  Jahre  1870, 
umfasst  jetzt  aber  nicht  bloss  die  kirchlichen,  sondern  auch  die  staat- 
lichen Yerordnnngen  nebst  anderem  für  den  Geistlichen  Wissenswer- . 
then.  Column'enüberschriften  und  ein  ausführliches  Sachregister  er- 
leichtern den  Gebrauch  der  nach  alphabetischer  Folge  der  Materien 
geordneten  werth  vollen  über  die  gegenwärtigen  kirchlichen  •  und 
staatskirchlichen  Verhältnisse  Württembergs  aktenmässig  belehren- 
den Sammlung. 

8.  Sach-  und  Nachschlageregister  zu  den  kirchlichen  Verordnungs- 
blättern für  die^  Seckauer  Diöcese  vom  Jahre  1823  bis  Juli  187 5^ 
insoweit  sie  zum  Amtsverkehr  nothwendig  sind  nach  Materien 
alphabeihisch  geordnet,  von  Anton  Griessl^  Ghorvicar  und  Dom- 
caplan^  Graz  1875.  Vereinsdruckerei^  124  S.  4. 

Dieses-  sehr  zweckmässig  eingerichtete  Begister  enthält  je  ne- 
ben einer  bedruckten  eine  unbedruckte  Seite.  Auf  der  ersteren  ist 
in  alphabetischer  Folge  eine  ausführliche  Inhaltsangabe  der  Diöce- 
sancurrenden  aus  dem  Zeitraum  von  32  Jahren  un^r  columnen wei- 
ser Beifagufig  des  Jahrs  und  der  Nr.  und  Seite  der  Diöcesan-Erlasse. 
Auf  den  unbedruckten  Seiten  ist  ein  leerer  Baum  mit  denselben  Bu- 
briken  für  Beifügung  des  Inhalts  künftiger  neuer  Erlasse.  Eine  ähn- 
liche Art  von  Begistern.  würde  sich  auch  für  die  Verordnungs- 
Blätter  anderer  Diöcesen  empfehlen. 

9.  Sacerdotium  et  imperium  seu  jus  publicum  civüe  ecclesiasticum 
auctore  Salvatore  Pallottini,  s.  theol.  Doctore  et  in  Romana  cu- 
ria advocato  2.  Tomi  Romae  ex  typhographia  Polyglotta  S.  C. 
de  Prop.  Fide.  1875. 

Ein  canonistisches  Werk  ist  dieses  Buch,  dessen  1.  Bd.  489, 
und  dessen  2.  714 Reiten  zählt,  nicht,  ein  dogmatisches,  ein  apolo- 
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gotisches,  ein  kirchengeschtliches,  ein  knnsthistoriscbes  auch  nicht, 
und  doch  bietet  es  in  allen  diesen  Bichtungen,  bald  in  der  einen,  bald  in 
der  andern  etwas,  aber  das  Alles  durcheinander  and  trotz  der  vielen  Worte 
und  der  ersichtlich  vielseitigen  Belesenheit  des  Verfassers  ohne  Oründ- 
iichkeit  und  Tiefe.  Trotz  mancher  guter  Ideen  und  einzelner  besse- 
ren Ausführungen  ist  das  Ganze  ein  abschreckendes  Chaos.  Sollte 
man  in  Som  einmal  eine  neue  s.  congregatio  confusionis  creiren,  so 
dürfte  sich  der  Verfasser  zum  Präfecten  derselben  empfehlen. 

10.  Handbuch  der  allgemeinen  Kirchengeschichte  von  Professor  Dr, 
J.  Hergetiröther.  Bd.  I.  Äbth,  1.  Freiburg.  B.  Herder  1876, 
(Theol.  Biblioih.  VIU.)  VIII  und  480  S.  gr.  8.  (6  Mark.) 

Wir  registrireu  hier  einstweilen  bloss  das  Erscheinen  der  1. 
Abtbeilung  dieses  werthvollen  Werkes,  dessen  Resultate  auf  vielseiti- 
gen selbständigen  Forschungen  beruhen.  Die  1.  Abtheilung  reidit 
bis  in  den  Anfang  des  Mittolaltei'S.  Die  2.  Abtbeilung,  wdche  bis 
auf  Bonifacius  VlII.  reichen  soll ,  wird  in  Kurzem  erscheinen  und 
werden  wir  dann  auf  den  Inhalt  des  1.  Bandes  näher  eingehen. 
Das  Werk  ist  auf  drei  Bände  berechnet ,  von  denen  der  dritte  die 
Quellen  und  Literaturnachweise,  sowie  die  Andeutungen  einer  histori- 
schen Begründung;,  wo  diese  dem  Verfasser  geboten  schien  enthalten  sol- 
len. Es  würde  aber  doch  f&r  den  Leser  bequem  gewesen  sein,  w»m 
solche  Nachweise  und  Ausführungen  sogleich  dem  Texte  araFusseder 
Seite  in  Anmerkungen  beigegeben  wären,  weil  man  künftig  um  da 
Belege  und  Begründung  willen  von  dem  einen  Bande  zum  andern 
greifen  muss. 

IL  Lehrbuch  des  katholischen  und  protestantischen  KirchenrecUs 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  Vaticanische  Concü^  sowte  auf 
Deutschland,  Oesterreich  und  die  Schweiz^  von  Dr.  Fr.  Verwg^ 
Dritte  Äbtheilung  (ScMuss.)  Freiburg.  Herder  1876  gr.  8. 

Das  vom  Herausgeber  des  Archivs  verfasste  Sr.  Eniin^iz  dem 
Cardinal-Frimas  Job.  Simor  von  Ungarn  gewidmete  Lehrbuch  des 
Eirchenrechts  liegt  endlich  vollständig  vor  (beinahe  52  Bogen  stark, 
wovon  785  S.  Text.)  Es  ist  darin  ausser  dem  katholischen  Eirthoi- 
rechte  auch  das  protestantische  dargestellt,  letzteres  theüs  desslialb, 
um  dem  academischen  Bedürfnisse  an  den  deutschen  Universitäten  zn 
entsprechen,  theils  um  den  katholischen  Kirchenrechtsgrundsätzen  die 
Abweichungen  und  Verschiedenheiten  der  Protestanten  geffenüber  zn 
stellen  und  dadurch  die  Einsicht  zu  erleichtern ,  wo  und  wie  man, 
namentlich  in  neuester  Zeit,  vielfach  der  katholischen  Kirche  j^ote- 
stantische  Kirchenrechtsgrundsätze  aufzuzwingen  gesucht  hat 

Die  ältere  Quellengeschichte ,  welche  in  manchen  Lehrbüchern 
des  Kirchenrechts  einen  ungebührlich  grossen  Raum  einnimmt, 
habe  ich  zwar  ausführlich  genug  und  durchaus  dem  neuesten  Stand- 
punkte der  Forschungen  enteprechend,  jedoch  kürzer  und  gedrängter 
dargestellt.  Kürzer  habe  ich  auch  die  Entwickelung  der  kirchlich- 
politischen  Verhältnisse  des  Mittelalters  gehalten,  weil  dieselben  in 
der  Kirchengeschichte  wie  auch  in  der  deutschen  Bechtsg^cliichte 
näher  abgehandelt  werden.    Dagegen  habe  ich  die  staatslarchlichea 
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Verhältnisse  in  den  einzelnen  Ländern  vom  Anfang  dieses  Jahrhun- 
derts an  bis  zur  Gegenwart  sehr  eingehend  und  actenmässig  darge- 
legt, und  hier  zum  ersten  Male  ein  Gesammtbild  gegeben ,  welches 
in  seinen  Einzelheiten  auch  vieles  ganz  Neue  bietet. 

Vollständiger  als  dieses  sonst  irgendwo  geschehen,  ist  ferner 
das  Vaticanische  Concil  berücksichtigt  worden ;  es  sind  bei  den  einzel- 
nen Materien  auch  die  Antr^e ,  die  dort  gestellt  wurden ,  und  die 
Entwürfe  von  Erlassen  desselben,  auch  die  von  der  kirchlich-politi- 
schen Vorbereitungscommission  entworfenen  verzeichnet  und  ihrem 
Hauptinhalte  nach  mitgetheilt  worden. 

Mein  Hauptbestreben  ging  dahin,  das  Werk  den  practischen  Be- 
dürfnissen der  Gegenwart  entsprechend  einzurichten.  Bloss  histo- 
rische Fragea  habe  ich  nur  berührt,  soweit  sie  an  sich  besonders 
bedeutend  oder  für  die  Gegenwart  noch  von  Wichtigkeit  sind.  Den 
practisch  wichtigen  und  den  die  Gegenwart  bewegenden  kirchenrecht- 
lichen Fragen  habe  ich  das  Hauptaugenmerk  zugewendet,  und  sind 
in  Folge  dessen  auch  manche  sonst  in  Eirchenrechtslehrbüchern  nicht  be- 
rücksichtigte Fragen,  z.  B.  die  Lehre  von  dem  Eide  auf  die  Staats- 
verfassung, von  der  Dissimulation  der  Nichtigkeit  einer  Ehe  u.  a.  m. 
von  mir  mit  abgehandelt  worden.  Abgesehen  von  der  zur  allseitigen 
Orientirung  nöthig  erschienenen  Darstellung  der  heutigen  staatskircli- 
Uchen  Verhältnisse,  die  ich  von  der  des  allgemeinen  Eirchenrechts 
möglichst  trennte,  —  habe  ich  im  Texte  in  gedrängter  Form  eine 
fassliche  Uebersicht  des  zu  Erlernenden  und  in  den  Anmerkungen 
kürzere  oder,  wo  es  nöthig  schien ,  längere  Begründungen  und  Aus- 
führungen gegeben. 

Die  Literaturangaben  nicht  unnöthig  zu  häufen,  war  in  dem 
Plane  der  »Theologischen  Bibliothek,€  der  auch  dieses  Kirchenrecht 
eingereiht  ist,  ausdrücklich  vorgezeichnet.  Nur  da,  we  der  Gegen- 
stand eine  erschöpfende  Gegenüberstellung  der  verschiedenen  Mei- 
nujanen  verlangte  oder  die  Quelle  einer  Mittbeilung  oder  der  Beleg 
für  eine  Behauptung  zu  verzeichnen  war,  habe  ich  keinerlei  Litera- 
turangabe unterlassen,  während  ich  dorty  wo  es  sich  bloss  um  eine 
allgemeine  Orientirung  in  Betreff  der  Literatur  handelte,  nur  die  zu 
diesem  Zwecke  ausgewählte  Literatur  angemerkt  habe. 

Das  Erscheinen  der  Schlusslieferung  des  vorliegenden  Werkes 
hat  sich  leider  verzögert,  theils  weil  dem  Verfasser  andere  dringende 
Arbeiten  (die  Bearbeitung  der  vierten  Auflage  seines  Komischen  Pri- 
vatrechts, die  Besorgung  der  lateinischen  Ausgabe  von  Philipps 
Lehrbuch  des  Eircbenrecbts  u.  A.)  dazwischen  kamen,  theils  weil 
derselbe  den  Ort  seiner  Lehr-  und  schriftstellerischen  Thätigkeit  von 
Heidelberg  inzwischen  an  die  ferne  Grenze  des  Orients,  an  die  neue 
k.  k.  österreichische  Franz-Josefs-Universität  nach  Czemowitz  verlegte. 

Um  das  Buch  doch  mögliebst  auf  dem  neuesten  Stande  der 
Dinge  zu  halten,  ist  für  Preussen  ein  Carton  (statt  der  früheren  Sei- 
ten 1  IT,  118  jetzt  sechs  neue  Seiten,  deren  vier  letzte  als  S.  118 
a — d  bezeichnet  sind)  beigegeben,  wodurch  die  dortigen  staatskirch- 
licben  Verhältnisse  bis  zum  Herbst  1876  fortgeführt  sind.  Ausser- 
dem sind  am  Schlüsse  des  Buches  vor  dem  ausführlichen  Sachregis- 
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ter  beinahe  7  Seiten  Zusätze  und  Berichtigungen  angehängt  und  ist 
deren  Hauptinhalt  in  dem  Sachregister  mit  aufgenommen. 

Manche  willkommene  Berichtigung  verdanke  ich  der  gfitigen 
Mittheilung  mir  bekannter  und  unbekannter  Freunde , .  ^ie  mir  die- 
selben theils  in  öffentlichen  Blättern,  theils  in  besonderen  Zuschrif- 
ten zukommen  Hessen.  Abgesehen  von  zahlreichen  mich  in  meiner 
Arbeit  ermunternden  Privatbriefen  und  einigen  zwanzig  anerkennen- 
den Besprechungen  der  ersten  und  Zweiten  Lieferung  meines  Kirchen- 
rechts in  Zeitungen  und  Zeitschriften,  sind  auch  von  zwei  Seiten 
sehr  heftig  gegen  mich  eifernde  Kritiken  der  ersten  Lieferung 
meines  Kirchenrechts  losgelassen,  nämlich  von  einem  mir  vorher  in 
keiner  Weise  bekannten,  wie  es  scheint  hoch  jungem  Manne,  Phillip 
Zorn,  in  der  Munchener  »Kritischen  Ueberschäuc  1874  Heft  4^  S. 
684  f.  und  in  der  »Allgemeinen  Zeitungc  1874  Nr.  302  Beil.,  und 
sodann  in  Form  und  Ausdruck  ähnlich  von  Prof.  Dr.  Hinschius  m 
Berlin  in  der  »Jenaer  Literaturzeitung«  1874  Nr.  51.  (VgL  ÄrcMf 
Bd.  33.  S.  384.)  Diese  heftigen  Vorwürfe  reduciren  sich  darauf,  dass 
der  Verfasser  das  katholische  Kirchenrecht  katholisch  dargestellt  hat, 
ebenso  wie  er  das  protestantische  Kirchenrecht  protestantisch  dar- 
stellte, und  dass  er  nur  da  eine  entschiedene  Abwehr  übte,  wo  nicht 
katholische  canonistische  Schriftsteller  das  katholisch-kirchliche  Ge- 
biet anders  zu  gestalten  sich  bemühten,  als  wie  es  nach  der  katho- 
lischen Lehre,  d.  h.  nach  der  des  Papstes  und  der  römisch-katho- 
lischen Bischöfe  ist.  Ein  Vorwurf  würde  dann  begründet  sein,  wenn 
der  Verfasser  den  Leistungen  von  protestantischen  und  sogenannten 
altkatholischen  Canonisten  nicht  oder  nicht  genügend  gerecht  würde, 
dieselben  absichtlich  zu  ignoriren  oder  zu  verdunkeln  suchte.  Dieses 
ist  aber  im  ganzen  Buche  nirgends  der  Fall.  Eine  »Verunglimpfang 
von  Persönlichkeiteuf  würde  dann  vorliegen ,  wenn  die  Schüderong 
der  Meinungen,  Bestrebungen  und  Handlungen  von  Personen  eine  an- 
wahre oder  entstellte  wäre.  Jedoch  die  Bichtigkeit  meiner  auf  den 
Thatsachen  und  den  beigegebenen  Belegen  beruhenden  Darstel- 
lung vermögen  und  versuchen  meine  Gegner  nicht  zu  bestreiten. 
Wenn  aber  gewisse  Bestrebungen  nicht  das  rechte  Licht  vertra- 
gen können,  vielmehr  durch  deren  Aufdeckung  und  Nachweis  knnd 
wird ,  wie  man  von  gewissen  Seiten  in  der  Gegenwart  die  Wis- 
senschaft des  Kirchenrechts  missbraucht  und  wirklich  in  hohem  Grade 
erniedrigt,  so  ist  das  der  Herren  eigene  Schuld.  Der  Wahrbdt 
überall  die  Ehre  zu  geben,  ist  und  war  stets  mein  Bestreben.  Sollte 
ich  unter  dem  unmittelbaren  Eindrucke  der  Ereignisse,  die  jetzt  die 
katholische  Kirche  in  Deutschland  heimsuchen,  vielleicht  gegen  m«- 
nen  Willen  bei  der  Darstellung  der  gegenwärtigen  staatskirchlichea 
Verhältnis^  mitunter  schärfere  Ausdrücke  gewählt  haben,  so  sind 
dieselben  blosser  Ausfluss  des  verletzten  Beehtsgefühls  und  der  Ver- 
letzung der  heiligsten  Ueberzeugungen.  Ob  ich  auf  Grund  der  tbat- 
sächlichen  Verhältnisse  da,  wo  ich  mir  ein  Urtheil  auszusprechen 
erlaubte,  zu  weit  ging  oder  nur  die  Dinge  bei  ihrem  richtig  Na- 
men nannte,  darüber  möge  der  geneigte  Leser  selbst  urtheiten. 

Vering. 


321 


XXVII; 

Die  Gesetze  der  römischen  Kaiser  Ober  die  Immunitäten  der 

Kirclie  liinsiclitiicli  ilires  Vermögens. 

Von  Otto  Oraahof,  Priester  der  Diöcese  Hildesheün. 

Constantin  L  gab,  naehdem  er  im  Jahre  318  der  Kirehe  i)ir 
ISgenthuin  znrfickgegeben  hatte,  schon  im  Jahre  315  daa  erste  Im« 
mmiitätsgesetz  ^)  za  Gunsten  der  Kirche,  indem  er  bestimmte,  es  sollten 
ausser  den  Privatbesitsnngen  des  kaiserlichen  Hanses  nnd  den  H&n- 
sem  zweier  anderer  M&nner  aach  die  Gfiter  der  katholischen  Kirche 
van  aUen  Steuern  und  Abgaben  frei  sein.  Constantin  beschenkte  so- 
dann die  Khrche  auch  mit  Grundstücken  und  Gebäuden,  und  im  Jahre 
321  erliess  er  ein  Gesetz,  durch  welches  die  passive  Testaments- 
ßhigkeit  der  Kirche  ausgesprochen,  und  für  dieselbe  ein  reicherer 
Erwerb  jon  Grundbesitz  angebahnt  wurde. 

Eine  so  weit  gehende  Immunität,  wie  sie  in  gegenwärtigem  Ge- 
setze ausgesprochen  ist,  eine  Befreiung  Von  äUen  Abgaben  rflcksicht- 
lieh  der  kirchlichen  Güter  hat  kein  anderer  Kaiser  wieder  gewährt, 
wenigstens  nicht  der  gesamnUen  Kirche  ^).  Mit  Bücksicht  darauf, 
dass  der  Erlass  dieses  Gesetzes  noch  in  eine  Zeit  iällt,  in  der  Gon* 
stantin  durchaus  noch  tiicht  aUe  seine  Sympathien  ausscklieaslich 
dem  Christenthum  zuwandte,  hat  man  gemeint,  der  Kaiser  habe 
lediglich  der  ü^itverhältnisse  wegen,  damit  die  in  Armuth  befind- 
liche Kirche  gewissermassen  etwas  lebensfähiger  werde,  seine  Be- 
stimmungen getroffen,  aus  eigentlichem  Wohlwollen  für  die  Kirche 
sei  es  nicht  geschehen.  Die  Ansicht  hat  etwas  für  sich ,  obschon 
wir  lieber  glauben,  man  solle  das  eine  Motiv  festhalten,  das  andere 
aber  nicht  auschliessen.  Beide  sind  hier  in  Bechnung  zu  ^ehen: 
es  war  mehr  RücJcsichtnahme  auf  die  ZeitverhäUnisse ,  auf  die  au- 
genblickliehe Lage,  die  den  Kaiser  zur  Gewährung  jener  wichtigen 
Immunität  bestimmte,  wenn  wir  den  Moment  des  Erlasses  im  Auge 
haben,  es  war  aber  auch.  Interesse ,  lebhaftes  Wohlwollen  für  die 


1)  »Praeter  privatas  re9  nostras  et  eccUsias  catholicas  et  domnm . . . 
nemo  ex  nq^tra  jnssione  prae^ipnis  einolaineiitiB  familiaris  juvetur  gnbstantiae« . . . 
Cod.  Tkeod.  XI,  1,  1.  cf,  Thomass.  1.  c.  III,  1,  cap.  33. 

2)  Ein  paar  EinzetkiichQn  erhielten  von  spateren  Kaisem,  wie  unten  sich, 
uigen  wird,  ein  fthnUehes  Privileg. 
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Kirche^  da  Constantin  das  einmal  ertbeilte  Privileg  nicht  wieder  m- 
ßogj  auch  dann  nicht ,  als  die  ersten  bitteren  Notbjahre  der  Eircbe 
vorüber  waren,  und  ibr  Vermögensstand  sieb  bedeutend  günstiger 
gestaltete.  Es  ist  nämlicb  nicbt  zu  läugnen,  dass  in  den  letzten  zehn 
bis  fünfzehn  Jahren  der  Constantinischen  Begierungszeit  das  Ver- 
mögen der  Kirche,  wie  an  Geld  und  Kostbarkeiten,  so  auch  an  Ue- 
genschaften  sich  zusehends  gemehrt  hatte.  Nun  ergab  sich  aber 
daraus,  dass  fortwährend  fromme  und  reiche  römische  Familien  n 
Gunsten  der  Kirche  sich  grösserer  oder  geringerer  Theile  ihrer 
Grundstücke  entäusserten,  als  nothwendige  Folge,  dass  nach  dem  Er- 
lasse des  Constantinischen  Immunitätsgesetzes  die  Staatseinnahme 
gegen  früher  eine  erheblich  kleinere  wurde.  Mag  immerhin  der 
Gütercomplex  des  Einzelnen  durch  solche  Geschenke  und  Vermächt- 
nisse nicht  oft  bedeutend  verringert  und  dadurch  von  dem  EiMd- 
nen  nur  ein  kleines  Minus-Einkommen  der  Staatscasse  erwachsen  sein, 
aber  dieses  kleine  Minus  von  je  vielen  verursacht  und  zusammenge- 
nommen mag  einen  erklecklichen  Ausschlag  gegeben  haben,  so  dass 
der  Staat  sich  gegen  früher  in  nicht  geringem  Nachtheile  sah.  Die- 
ser letztere  war  nur  zu  heben  entweder  durch  höhere  Bestenenuig 
der  Privatgüter  oder  durch  Aufhebung  unseres  Immunitätsgesetzes 
resp.  durch  eine,  wenn  auch  nur  theilweise  Besteuerung  des  Kirchen- 
gutes.  Ersteres  wäre  indessen  unbillig  gewesen,  und  zu  letzterem 
mochte  Constantin  sich  nicht  verstehen,  und  dass  er  sich  nicht  da- 
zu verstand,  spricht  uns  für  das  reine  Wohlwollen  des  Kaisers  fnr 
die  Kirche,  aus  dem  er  das  G^etz,  wenn  auch  nicht  gegeben,  doch 
während  seiner  ganzen  Begierungszeit  aufrecht  erhalten  hat 

Die  eben  ausgeführten  Gedanken  sollten  uns  zugleich  über  die 
Handlungsweise  des  Nachfolgers  Gonstantins,  über  das  Verfahren  des 
Kaisers  Constantius  orientiren.  Da  nämlich  ConstanUus  ein  neaes, 
weniger  günstiges  Immunitätsgesetz  für  die  Kirche  erliess,  so  könnte 
man  bei  der  notorischen  Zurücksetzung  der  katholischen  Kirche  Sei- 
tens dieses  Kaisers  hinter  die  arianische  Secte  versucht  sein,  n 
glauben,  als  hätte  lediglich  eine  gewisse  Abgeneigtheit  gegen  die 
katholische  Kirche  dem  Constantius  eingegeben,  das  von  seinem  Va- 
ter der  Kirche  ertbeilte  Privileg  einzuschränken.  Wir  wollen  dem 
Kaiser  derartige  Gedanken  durchaus  nicht  ganz  absprechen,  aber 
bei  der  Kritik  des  gleich  folgenden  Gesetzes  muss  vom  rechtlichen 
Standpunkte  ausgegangen  werden. 

Nach  einer  Verfügung  des  Constantius  vom  Jahre  630  sollte 
die  Kirche  fernerhin  nur  von  den  atissergewöhnlichen  Abgaboi  und 
Leistungen  frei  bleiben,  die  regelmässigen  canawischen  Abgaben,  die 
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gewöhnliehe  Lanästeuer  musste  sie  von  da  ab  wieder  entrichten  ^).  — 
Was  zunächst  die  im  Gesetze  angefahrte  Synode  zu  Rimini  betrifft 
so  beschränken  wir  uns  hier,  weil  wir  den  2.  nnd  3.  Theil  vorlie- 
genden  Gesetzes  bei  den  Immunitäten  des  Klerus  ausfUulicher  be- 
handeln müssen,  wobei  jener  Synode  gedacht  werden  wird,  darauf, 
zu  bemerken,  dass  in  ^mini  auch  die  Frage  über  die  Immunitäten 
der  Kirche  und  des  Klerus  besprochen,  und  ein  Bütgeauch  an  den 
Kaiser  Constantius  abgegangen  war,  in  welchem  das  Privilegium 
einer  voUen  uneingeschränkten  Steuerfreiheit,  also  einer  Befreiung 
auch  von  den  regelmässigen  Abgaben  nachgesucht  wurde.  Ein  sol- 
ches Bittgesuch  hätte  keinen  rechten  Sinn,  wenn  nicht  bereits  vcur 
dem  Jahre  359  —  in  diesem  Jahre  fand  die  Doppesynode  zu  Biminni 
und  Sel^ucia  statt  —  die  von  Gonstantin  gewährte  ausserordentliche 
Bevorrechtigung  aufgehört  hätte.  Wann  dieses  geschehen,  ist  mit 
Sicherheit  nicht  anzugeben;  dass  aber  Gonstantius  und  nicht  etwa 
schon  sein  Vater  Gonstantin  der  Kirche  jenes  Privileg  genommen, 
das  beweisen  uns  die  Worte  des  Ersteren,  mit  denen  er  das  Bittge- 
such der  Synode  von  Bimini  einfach  abweist:  »quod  nostra  videtur 
dudum  sanctio  repulisse.c  Wir  besitzen  leider  diese  schon  ^ndum 
gegebene  sanctio  nicht  mehr  und  erfahren  ihre  Existenz  nur  aus 
obigem  Gesetze. 

Nach  Gonstantius  folgte  Julian  der  Apostat.  Dieser  nahm  der 
Kirche  einfach  jede  Begünstigung,  jedes  Vorrecht,  auch  die  bislang 
von  ihr  genossene  Immunität  von  den  aussergewöhnlichen  Lasten 
und  Abgaben  sollte  aufhören.  »Omnia,»  so  bestimmte  Julian,  »quae 
consuetudo  vel  dispositio  nostra  amplectitur,  hoc  est  cursum  publi- 
cum, translationes,  itinerum  soUicitudines  ceteraque  similia  cuncH 
possessores  implere  pariter  compellantur^).«  Diese  einem  jeden  Be- 
sitzer jegliche  Immunität  absprechende  Bestimmung  Julians  steht 
nicht  allein;  sie  ist,  wie  sie  hier  vorliegt,  nur  ein  Glied  einer  fort- 
laufenden Kette  von  Gesetzen  3),  die  alle  darauf  berechnet  sind,  den 
Staat,  das  heidnische  Staatswesen  wieder  zu  heben  auf  Kosten  aller 
derer,  welchen  Privilegien  irgend  welcher  Art  ertheilt  waren.  Zu 
diesen  Privilegirten  gehöi*te  aber  zuerst  und  zumeist  die  katholische 
Kirche,  sie  litt  desshalb  auch  zuerst  und  zumeist  unter  dem  neuen 

1)  »In  Ariminensi  Synodo  snper  eccl<»iarTun  et  clericornm  privilegiis  trac- 
tata  habito  nsqae  eo  dispositio  progrcssa  est,  ut  JQga,  qnae  videntur  ad  eccle^ 
siam  pertinere,  a  publica  fnnctione  cessarent  inqnietudine  dedstente,  quod 
nostra  videtur  dudum  sanctio  repulisse.c  .  .  .  Cod.  Theod.  XYI,  2,  15. 

2)  Cod.  Theod.  XI,  16.  10.  —  3)  Cod.  Theod.  X,  3.  1;  XH,  1,  50; 
Xin,  1,  4;  otc. 
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(besetze.  Betrachten  wir,  nebenbei  bemerkt,  hier  wiedenun  die 
feine,  geräuschlose  Art  und  Weise,  mit  der  Julian  den  Coltarkampf 
gegen  die  katholische  Kirche  ftthrte! 

Die  Kirche  hatte  nicht  lange  unter  der  ihr  aufgebfihrdetoi 
Last  zu  leiden.  Zwar  sind  wir  nicht  im  Klaren  darüber,  ob  oder 
inwieweit  Kaiser  Jovian  das  vor  Julian  bestehende  Veiiiältniss  har- 
gestellt  habe,  da  wir  keinen  Gesetzestext  von  ihm  besitzen,  viehDehr 
nur  eine  allgemeine  Kunde  von  seinen  Reformen  durch  Sozomenos^) 
gewinnen;  auch  aus  dem  ganz  allgemein  gehaltenen  Edicte  deg 
Kaisers  Valens 3)  vermögen  wir  nicht  abzunehmen,  ob  er  die  tot 
Julian  aufgestellten  Qesetze  billigte  und  beibehielt  oder  nicht;  je- 
denfalls wurde  das  drückende  Verhältniss,  in  dem  die  Kirche  zu  den 
Staatsleistungen  gestanden  hatte,  zum  guten  Theile  durch  Kaiser 
Theodosius^  I,  ihr  erleichtert.  Et  verordnete  nämlich  im  Jahre  382, 
es  solle  die  Kirche  befreit  sein  von  der  Leistung  der  tnunera  sor- 
didoy  oder  richtiger  gesagt,  es  solle  ihr  diese  von  Julian  genommefle 
Freiheit  zurüQkgegeben  werden  »vetusto  more  durante  ^).€  Zugleich 
werden  die  Leistungen,  die  Theodosius  zu  den  muneribus  sordidis 
gerechdet '  und  von  denen  er  die  Kirche  befreit  wissen  will,  einzeln 
aufgeführt.    Es  gehörten  dazu: 

1.  Pollinis  conficiendi  cura,  Anfertigung  von  Staubmehl« 

2.  Panis  excoctio,  Brodbacken. 

3.  Pistrini  obsequium,  Mahlen  des  Getreides. 

4.  Paraveredorum  et  Parangiarum  praebitio,  Leistung  von  Mi- 
litärfuhren auf  Haupt-  und  Nebenstrassen. 

5.  Operarum  et  artificum  diversorum  praebitio,  Gestellung  Ton 
Lohnarbeitern  und  Handwerkern. 

6.  Calcis  coquendae  obsequia,  Kalklöschen. 

7.  Adjumenta,  seil,  carpenta,  vehicula,  juncturas,  vecturas  ma- 
teriis  etc.  subvehendis,  Stellung  von  Trainfuhrwerk. 

8.  Materia ,  lignprum  et  tabulatorum  praebitio ,  Lieferung  v(m 
Balken,  Holz  und  Latten. 

9.  Garbonis  praebitio,  Lieferung  von  Kohlen. 

10.  Publicarum  yel  sacrarum  aedium  construendarum  cura  sea 
sollicitudo,  Verpflichtung  zum  Bau  öffentlicher  oder  heiliger 
Gebäude. 


1)  »Ecclesiis  .  .  .  immunitatea  restUuit  et  qaidquid  antea  ad  ntOita- 
tem  atque  honorem  religionis  nostrae  a  Constantmo  ejoBqiie  Uberis  dooatiUD 
citmnye  et  postea  Joliani  temporibos  ademptum  fuerat.«  H.  e.  YI.  B. 

2)  Cod.  Theod.  XI,  16.  11.  -  3)  Cod.  Theod.  XI,  16,  15. 
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12.  Viarnm  et  pontinm  constractionis  sollicitudo ,  Betheilignng 
an  Weg-  und  Brückenbau. 

13.  Capituli  et  Temonis  nc^cessitas,  Zahlung  von  Ersatzgeldem 
für  Becruten. 

14.  Sumptuum  praebitio  seu  collatio  Legatis  et  Allectis,  Bei- 
tragung zu  den  Beisekosten  für  kaiserliche  Gesandte  und  für 
vom  Kaiser  Berufene. 

Dasselbe  Gesetz ,  welches  Tiieodosius  für  die  östliche  Beichs- 
h&lfte  erlassen  hatte,  gab  Valentinian  IL  im  Jahre  390  fär  das 
Abendland ;  hier  waren  gleichfalls  die  munera  ^ordida ,  von  deren  . 
Leistung  die  Kirche  frei  bleiben  sollte,  namentlich  aufgeführt,  »ne 
in  occulto  lateat,  quae  sit  munerum  enumeratio  sordidorum  ^).€  Kei- 
ner der  beiden  Herrscher  verstand  sich  jedoch  dazu,  der  Earche 
auch  die  von  Julian  aufgebürdeten  ausserordentlichen  Abgaben  wie- 
der zu  erlassen ;  diese  »extraordinariae .  collationest  sollte  jeder 
ohne  Ausnahme  zahlen  ^).  Wir  können  uns  über  eine  solche  Bestim- 
mung nicht  wundem  Angesichts  der  hHufigen  und  heftigen  Angriffe, 
welche  die  Barbaren  der  Zeit  auf  das  römische  Beich  unternahmen. 
Der  Staat  bedurfte  zur  Abwehr  dieser  Angriffe  grosser  und  ausser- 
ordentlicher Hülfsmittel  und  konnte  darum  niemandem  in  solch  be« 
drängten  Zeiten  eine  Befreiung  aussergewöhnlicher  Abgaben  zuge- 
stehen. Die  Kirche  hat  es  niemals  für  unbillig  erachtet,  wenn  auch 
sie  alsdann  mit  zur  Besteuerung  herangezogen  wurde ,  sie  hat  kei- 
nen Augenblick  gezögert ,  in  solchen  Zeiten  allgemeiner  Noth ,  wo 
es  sich  ja  um  ihren  und  ihrer  Angehörigen  Fortbestand  und  Wohl- 
ergehen ebensogut,  wie  um  das  des  Staates  handelte,  wo  ihr  Besitz- 
thum  nicht  minder,  wie  das  der  weltlichen  Macht  in  Gefahr  stand, 
gerne  von  ihrem  Vermögen  nach  Kräften  zur  gemeinschaftlichen  Ab- 
wehr der  Feinde  beizutragen.  Den  Vorwurf  der  Staatsfeindlichkeil 
verdiente  damals  die  Eärche  ebensowenig  wie  heute ;  er  traf  sie  aber 
damals  auch  nicht,  ausgenommen  unter  der  neuheiänischen  Julia- 
nischen Begierung. 

Dank  der  energischen  Hand  des  Theodosius  traten  am  Abende  sei- 
nes Lebens  ruhigere  Tage  f3r  das  unter  seinem  JScepter  geeinigte  rö- 
mische Beich  ein,  von  dessen  Begierung  er  leider  zu  früh  abgerufen 
wurde.  Seine  Söhne  Honorius  und  Arcadius  vermochten  nun  aber 
wenigstens  die  Herrschaft  in  einem  nach  aussen  ziemlich  gesicher- 

1)  Cod.  Theod,  XI,  16,  18. 

2)  »Sane  remm  extraordinariamm  mnnas  ab  omnibus  omnino  Magnifi-    ^ 
centia  tua  (nämlich  der  Präfect  Hjrparius)  sciat  esse  poscendnm,  nee  posthac  aut 
petitionem  ant  nsurpationem  cniquam  meminerit  profutoram.« 
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ten  Reiche  anzutreten,  womit  sich  zugleich  für  die  Kirche  etwas  er- 
freulichere Aussichten  eröffneten.  Wir  dürfen  Ton  Honorins,  den  wir 
bereits  als  einen  der  katholischen  Kirche  wohlwollenden  Berrscber 
kennen  gelernt  haben,  hoffen,  es  werde  der  Kirche  die  lästige  Ver- 
pflichtung, an  den  ausserordentlichen  Abgaben  sich  zu  betbeiligen, 
abnehmen  und  den,  unter  Constantius  geschaffenen,  aber  seit  30  Jah- 
ren gestörten  Zustand  wiederherstellen. 

Wir  haben  aus  der  Begierungszeit  des  Honorius  eine  ganze 
Beihe  von  Gesetzen,  die  sich  mit  den  Immunitäten  der  Kirche  Ifed- 
fassen.  Die  ersten  Gesetze  ^)  sind  mehr  allgemein  gehalten :  Hono- 
rius will,  dass  die  von  seinen  Vorgängern  der  Kirche  verlieheDeo 
Privilegien  aufrecht  erhalten  bleiben ;  ja,  nach  seiner  Ansicht  müas- 
ten  derartige  der  Kirche  gewahrte  Verrechte  eher  vermehrt  als  ver- 
mindert werden.  Wer  es  wagen  sollte,  die  kirchlichen  Immunitäten 
anzutasten,  verfällt  der  gesetzlichen  Strafe^).  In  einem  folgenden 
Gesetze  werden  rficksichtlioli  der  römiscJien  Kirche  schon  genauen 
Bestimmungen  gegeben;  Honorius  will,  dass  die  römische  Kirche 
(d.  h.  hier  im  engen  Sinne  genommen)  frei  sei  sowohl  von  den  mn- 
neribus  sordidis  als  auch  extraerdinariis.  »PrivUegia  venerabiüs 
ecclenae,  quae  Divi  principes  contolerunt,  imminui  non  oportet,  qnae 
circa  urbis  JRomae  qnscopum  observatio  intemeiüata  custodiet,  it» 
ut  nihil  extraardinarü  muneris  ecclesia  vel  sordidae  fwfetumis  agnoe- 
cat3).€  —  Wenn  wir  nun  sofort  einon  neuen  Gesetze  begegnen, 
welches  ebenfalls  die  Strafen  festsetzt  für  solche,  welche  die  lo- 
mnnitätsrechte  der  Kirche  zu  schmälern  sich  unter&ngen  soQtea, 
so  bedarf  das  einer  Erklärung.  Der  Kaiser  sagt :  »Si  ecclesiae  fe- 
nerabilis  privilegiae  cujusquam  fuerint  vel  temeritate  violsta  vel  dts- 
simulatione  neglecta,  commissum  quinque  librarum  anri,  sicut  etnn 
prius  constitutum  est  —  eine  nicht  zu  entdeckende  Bestimmung, 
wenn  nicht  etwa  das  obige  Gesetz  mit  seiner  allgemeinen  Strafin- 


1)  Das  erste  Qesetz  datirt  vom  Jahre  995:  »Qnaecnnqne  a  parcnti- 
bns  Doetrie  diyersis  sunt  statuta  temporibos,  manere  inviolata  atqne  incor- 
rapta  circa  sacrosandas  ecdesias  praecipimos;  nihU  igiiur  a  privüegüi 
immutetur,  qoia  temporibns  nostris  addi  potius  Beverentiae  (sciL  eoclenasti- 
cae)  ciipimns,  quam  ez  his,  quae  olim  praestita  sunt,  immntarL«  Cod.  Theod* 
XVI,  2,  29. 

2)  So  im  2.  Gesetze  vom  Jahre  897 :  .  •  .  »Privileg^  igitur ,  quae  oliii 
Beyerentia  reUgionis  obtinoit,  mntilari,  sub  poenae  etiam  intermiiuUione 
prohibemns.«    Cod.  Theod.  XVI,  2,  80. 

8)  Cod.  Theod.  XI,  16,  21.  Ein  ganz  ähnlich  lautendes  Gesetz,  du 
sich  aber   anch  blos  auf  die    römische  Kirche  zu  beziehen  scheint,  ist  & 


J 
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drohnng  gemeint  ist  — ,  condemnatione  plectator  ^).€  Man  könnte 
ans  dem  umstände,  dass  die  Beobachtung  nnd  Durcbführnng  kaiser- 
licher, die  Kirche  begiinstigender  Verordnungen  durch  förmliche 
Strafgesetze  eingeschärft  nnd  erzwangen  werden  musste,  scUiessen 
wollen,  als  sei  damals  bereits  »der  allgemeine  Zeitgeist,€  »die  allge- 
meine Stimmet  gegen  irgend  welche  Begünstigung  und  Bevorzugung 
der  Kirche  gewesen,  als  habe  das  »gebildete  Publicumc  nicht  erst 
im  neuen  deutschen  Kaiserreiche,  sondern  bereits  im  alten  römischen 
Kaiserreiche  fOr  eine  Abschaffung  aller  kirchlichen  Privilegien  vo- 
tirt.  Dem  ist  nicht  so.  Honorius  glaubte  nicht  desshalb  seinen 
Immunitätsgesetzen  zu  Gunsten  der  Kirche  durch  Strafandrohungen 
allgemeine  Geltung  verschaffen  zu  müssen,  weil  man  überhaupt  der 
Kirche  und  ihren  Immunitäten  sich  feindselig  zeigte,  sondern  weil 
Häretiker  und  Sectirer  sich  nicht  an  die  kaiserlichen  Verordnungen 
hielten,  der  Kirche  ihre  Privilegien,  d^ren  sie  sich  selbst  nicht  er- 
freuten, missgönnt^n  und  nicht  selten  sie  im  Genüsse  derselben  stör- 
ten. Das  Gesetz  selbst  sagt  es,  dass  seine  Spitze  gegen  niemand 
anders,  als  gegen  die  genannten  Häretiker  sich  richte:  »Si  quid 
igitur  contra  ecclesias  vel  Glericos  per  obreptionem  vd  oh  haereU^ 
eis  vd  ab  hujuscemodi  hominibus  fuerit  contra  leges  impetratum, 
hujus  sanctionis  auctoritate  damnetur.c  Honorius  hat  auch  hier, 
wie  schon  früher,  hauptsächlich  die  »donatistischen  Altkatholikenc 
im  Auge ;  er  wusste  recht  wohl ,  dass  von  dieser  Sorte  Menschen 
der  Staat  im  Nothfall  keine  Hülfe  zu  erwarten  habe,  daher  er  sie 
auch  keiner  Privilegien  werth  hielt;  ihre  Neidausbrüche  gegen  die 
privilegirte  katholische  Kirche  hat  er  kräftig  geahndet  3). 

Mit  üebergehung  anderer  nichts  Neues  enthaltender  Ver- 
fügungen ^  beschäftigen  wir  uns  mit  dem  letzten  hierhergehörigen 
Gesetze  des  Honorius  vom  Jahre  412^).  Es  wird  in  demselben  mehr 
im  einsfdnen  das  Verhältniss  bestimmt,  in  dem  die  Kirche  mit  ih- 


lex  22.  ebendaselbst:  »Privileg  yenerabilis  Ecclesia  imminni  non  patimnr 
ita  at  mhil  extraordinarii  muneris  Ecclesiae  vel  sordidae  funcHonis  ag- 
noscant.« 

1)  Cod.  Theod,  XVI,  2,  34. 

2)  Ein  späteres  Gesetz  drohte  mit  Deportation,  nicht  mehr  Mos  mit  Geld- 
strafen.   Cod.  Theod.  XVI,  2,  40. 

3)  Cod.  Theod.  XVI.  2.  38. 

4j  Cod.  Theod.  XVI,  2,  40:  »Placet,  rationabilis  consilii  tenore  perpenso 
destricta  moderatione  praescibere,  a  quibns  specialiter  necessitatibns  Ecclesiae 
orbimn  singnlarinm  habentar  immunes.  Prima  qoippe  illius  usurpationis  oon- 
tumelia  depellenda  est ,  ne  praedia  usibus  coelestium  secretorum  dicata 
sordidorum  munerum  fasce  vexentur. 
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ren  Leistongen  mnd  Abgaben  fär  die  Zukunft  zum  Staate  stehen  solL 
um  etwaige  Missdeutungen  und  Missrerständnisse  in  den  BegriffiM 
munera  extraordinaria  et  sordida  vorzubeügenf  werden  diese  termiii 
etwas  specialisirt.  Die  Kirche  soll  von  folgenden  Leistungen  und 
Abgaben  yerschont  bleiben :  Herstellung  von  Brücken,  Yerbesseroog 
und  Fahrbarmacfaung  von  W^en,  von  der  Verpflichtung  femer,  die 
kaiserlichen  Gesandten  und  Beamten  ai^  Beisen  zu  befördern,  Fah- 
ren oder  Vorspann  zu  stellen,  um  entweder  Fourage  für  das  Heer  n 
befördern  oder  um  das  öffentliche  Getreide  aus  entlegenen  Proiinxeo 
des  Beiches  herbeischaffen  zu  helfen,  kurz  von  allem,  was  sich  unter 
den  Begriff  »Frohndienste ,  Frohnzinsenc  subsummiren  Hess.  NieU 
aber  soll  die  Kirche  befreit  sein  von  den  regelmässigen  Abgaben, 
die  »canonica  illatioc  soll  sie  leisten,  »quod  adventiciae  necessitatee 
sarcina  repentina  depoposcerit.€ 

Unter  Honorius  war  die  Lage  der  Kirche  jedenfalls  eine  redit 
günstige  zu  nennen,  wenn  auch  der  ümfiEuig  der  von  Constantin  L 
gewährten  Immunitäten  nicht  erreicht  war.  Letztwes  konnte  osd 
wollte  die  Kirche  auch  gar  nicht  verlangen ,  sie  beanspruchte  ei 
nicht,  dass  ein  in  ihren  drückendsten  Verhältnissen  ihr  verlidieiM 
Privileg  auf  immer  aufrecht  erhalten  bleibe,  auch  dann,  nachdem 
ihre  Situation  eine  ganz  andere,  wesentlich  bessere  geworden.  Die 
Kirche  wcUte  gerne  dem  Kaiser  g^en^  vms  des  Kaisers  is^  und  ae 
hat,  wenn  das  Vaterland  in  Noth  war,  zu  allen  Zeiten  Oirfer  xa ' 
bringen  gewusst,  oft  grössere,  als  man  ihr  abverlangte.  So  auch  in  je- 
nen kriegerischen  Zeiten.  Dafür  aber  trat  die  Kirche  auch  fSr  ihre 
Vermögehsr^cMe  auf,  sie  berief  sich  auf  die  Bereitwilligkeit  od 
Pünktlichkeit,  mit  der  sie  die  ihr  abgeforderten  Steuern  zahle,  «id 
Ambrosius  rief  dem  Kaiser  Valentinian  n.,  der  über  kathidisehe 
Kirchen  und  deren  Vermögen  zu  Gunsten  der  Ariane  zu  di^cmkei 
gedachte,  mit  Erfolg  zu:  »Sifetiem  mögen  sie  nehmen,  ja  auch  die 
Güter,  jedoch  dann  auch  für  die  Armen  sorgen;  aber  die  Erdie 
ist  ChMes  Sache  und  sieht  dem  Kaiser  nicht  mw  VerfSgm^.  Idi 
darf  dem  Tempel  Gottes,  den  ich  zum  Bewachen  und  nicht  zum  Te^ 
ratbea  empfangen  habe,  nichts  entziehen  <).€ 

Theodosius  II.,  Herrscher  im  oströmischen  Beiche,  anerkannte 
gleichfalls  die  Brfreiung  der  Kirche  von  den  muneribus  sordidis  im 
allgemeinen,  er  verband  jedoch  damit  nicht  den  weitgehenden  Be- 

1)  Die  Sprache  der  deatsdien  Bischdfe  yoq  heute,  die  sieh  mMb^amm 
weigern,  auch  nnr  das  Geringste  Tom  Kirchengot  an  eine  T<m  der  katfaolnekfli 
Kirche  abgefallene  Secte  auszuliefern,  ist  also  schon  vor  anderihalbiauiend 
»fahren  geredet 
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griff  seiner  Vorgänger!  Er  war  nämlich  der  Ansiebt,  Brücken-  nnd 
Strassenban  seien  nicht  zu  den  niedrigen  Lasten  zn,  rechnen  nnd  die- 
serhalb  die  Kirche  davon  nicht  zu  dispensiren  i).  —  üebrigens  zeigte 
sich  dieser  Kaiser  bei  anderer  Gelegenheit  der  Kirche  gegenüber  seht 
wohlwollend  und  freigebig.  So  stellte  er  z.  B.  für  die  Kirche  von 
Thessalonich  die  alte  Immunität  selbst  von  den  ordenüichen  Ab- 
gaben  her.  Nachdem  er  nämlich  durch  ein  Gesetz  die  allgemeine 
Steuerpflicht  in  Erinnerung  gebracht  hat,  macht  er  zugleich  den  Zu- 
satz :  »Sacrosancta  Thessalonicensis  ecclesia  civitatis  excepta.€  So- 
fort fugt  er  aber  noch  weiter  bei:  »ita  tarnen,  ut  aperte  sciat 
propriae  tantum  modo  capitationis  modum  beneficio  mei  Numinis 
sublevandum,  nee  extemorum  gravamine  tributorum  Bempublicam 
ecclesiastici  nominis  abusione  laedendam^).€  Also  nur  für  die  Kirche 
von  Thessalonich  und  nur  kraft  eines  bebänderen  kaiserlichen  Pri- 
vilegs soll  ein  solcher  Abgabenerlass  eintreten.  Warum  nun  gerade 
die  genannte  Kirche  sich  dieser  Immunität  zu  erfreuen  gehabt,  da- 
f&r  lassen  sich  leicht  Gründe  ermitteln.  Thessalonich  ^)  war  die 
Hauptstadt  von  Ulyrien  und  nicht  allein  als  Beichsstadt  von  grosser 
Bedeutung,  so  dass  sie  put  den  bedeutendsten  Städten  des  römischen 
Beiches  sich  messen  konnte ,  sondern  auch  als  Metropole  von  ganz 
Macedbnien  in  hohem  Ansehen  bei  der  gesammten  Kirche ,  sie  war 
die  fii)ti)p  icaoi}c  Haxtdov(aCf  die  vom  Weltapostel  zwei  Sendschrei- 
ben au&uweisen  hatte,  sie  war  also  eine  apostolische  Kirche,  in  me- 
ttapoU  urbe  fundata,  deren  Bischof  primae  totius  Illyrici  war  und  stets 
derartig  im  Ansehen  stand,  dass  wir  bis  heute  einen  genauen  und 
vollständigen  Catalogus  aller  alten  dortigen  Bischöfe  besitzen  *).  Dazu 
kam  nun  aber,  dass  wahtscheinlich  die  Kirche  von  Thessalonich 
unter  den  fortwährenden  EinfUlen  der  Barbaren  am  schwerstem  mit 
gelitten  hatte,  somit  am  eraten  einer  aussergewöhnlichen  Immunität, 
anch  von  den  regelmässigen  Abgaben,  bedürftig  war. 

Wir  müssen  auch  auf  die  Form  lachten,  in  der  Theodosiüs  seine 
Vergünstigung  ausspricht;  er  thut  es  auf  eine  Weise,  die  verhin- 


1)  »Absit,  ut  B08  instmctionem  yiae  pnblicae  et  pontimn  stratarumque 
operam,  titiih's  magnorum  prindpura  dedicatam,  inter  sordida  mnnera  numiere- 
iniis.  Igitur  ad  instmctiQiies  reparationesqne  ttinenim  pontinmqiie  nnllam  ge- 
nas hominum  nnlliiisqae  dignitatis  ac  yeneratiQiiis  meritis  cessare  oportet.  Do- 
mos  etiam  divinas  ac  venerandas  ecelesias  tarn  laadabili  titulo  libenter  adacri- 
bimufl,«  .  .  .  Cod.  Theod.  XV,  3>  6. 

2)  Ebend.  XI,  1,  33.  —  3)  Heute  SaloDiclii,  das  jüngst  in  den  orienta^ 
liseheo  Wirren  vielgenannte. 

4)  Baronins  gibt  denselben  a  Constantini  Magni  temporibos. 
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dem  soll ,  dass  diese  Immonität  zum  Nachtheile  des  Staates  nicht 
auch  auf  andere  Kirchen  oder  gar  auf  Priv^tgüter  ausgedehnt  werde, 
indem  man  diese  als  Eigenthum  der  Kirche  von  Thessalonich  be- 
zeichnete. Die  Begünstigung  soll  sich  nur  auf  die  tributa  ecdesiae 
(seil.  Thessalonicensis)  beziehen,  nicht  auch  auf  die  tributa  eiteroo- 
rum,  d.  h.  auf  nichts,  was  nicht  Out  der  Kirche  von  Thessalonich 
ist.  Aus  der  Vorsicht,  mit  welcher  Theodosius  zu  Werke  geht, 
müssen  wir  schliessen,  dass  Betrügereien,  wie  die  genannte,  hin  and 
wieder  vorgekommen  waren,  und  die  Aufmerksamkeit  der  Staatsge- 
walt erregt  hatten.  Wir  werden  kein  Unrecht  begehen ,  wenn  wir 
unsern  Verdacht  unter  andern  auch  auf  den  Bischof  von  Thessalo- 
nich  werfen,  als  habe  derselbe  sich  mit  daran  betheiligt,  unter  dem 
Namen  seiner  Kirche  seine  eigene  und  auch  anderer  Besitzungen  und 
Qüter,  als  gehörten  sie  der  Kirche  von  Thessalonich ,  an  der  dieser 
zustehenden  Immunität  Theil  nehmen  zu  lassen.  Bereits  drei  Jahre 
vor  dem  Erlasse  des  Gesetzes,  das  wir  hier  besprechen,  hatte  Theo- 
dosius d.  J.  Veranlassung  nehmen  zu  müssen  geglaubt,  an  Philippus, 
den  Präfecten  ?on  Ulyrien,  folgende  Weisung  ergehen  zu  lasseo: 
»Omni  invocatione  cessante,  vetustatem  et  canones  pristinos  ecdesias- 
ticos,  qui  nunc  usque  tenuerunt,  per  omnes  Illyrici  provincias  ser- 
vari  praecipimus  ^).€  Diese  Worte  deuten  auf  ungeordnete  Zustände 
auf  Einführung  von  Neuerungen  in  der  Kirche  von  Thessalonich  hin, 
und  Qothofredus  macht  in  seinem  Commentar  darauf  aufinerksam, 
es  habe  der  Bischof  dieser  Stadt  nicht  im  besten  Bufe  gestandeo, 
so  dass  die  Staatsgewalt  sich  veranlasst  sah,  ihn  gewissennassen  ob- 
ter  Controle  des  Bischofs  von  Constantinopel  zu  stellen.  »Si  quid 
dubietatis,€  so  schreibt  Theodosius  weiter  an  den  Illyrischen  Präiec- 
ten,  »emerserit,  id  oportet,  non  absque  scienüa  viri  reverendissiBii 
sac^osanctae  legis  AntistiUs  urbis  Constantinopolitanae,  quae  Bomae 
veteris  praerogativa  laetatur ,  conventui  sacerdotali  sanctoqae  jndicio 
reservari.c  So  ist  es  gar  nicht  unwahrscheinlich,  dass,  wenn  der- 
selbe Kaiser  drei  Jahre  später  der  Kirche  von  Thessalonich  jene 
uns  bekannte  Immunität  verleiht,^  aber  mit  der  auffälligen  Claoael 
»nee.  eiternorum  gravamine  tributorum  Rempublicam  ecclesiastici  no- 
minis  abusione  laedendam,c  er  unter  andern  dabei  auch  den  Bischof 
jener  Stadt  im  Auge  gehabt  habe,  als  könnte  dieser  gewillt  sein, 
das  der  Kirche  verliehene  Privileg  auch  far  sich  und  zum  Nutzen 
anderer  Privaten  auszubeuten.  Mag  indessen  der  Verdacht  gegen 
diesen  Bischof  begründet  oder  unbegründet  sein,  ganz  zweifelsohne 
hatte  eine  derartige  Ausbeutung  von,  einer  bestimmten  Kirche  gewühr- 

1)  Cod.  Theod.  XVI,  2,  45.  (anno  421.) 
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ten  Immooitftten  zu  Gunsten  auch  anderer  oder  Privater  vor  kaum 
einem  Jabrzebend  in  den  Kirchen  von  Constantinopel  und  Alexan- 
drien  stattgefunden,  wie  aus  einer  bundigen  Erklärung  des  Kaisers 
Theodosius  vom  Jahre  415  hervorgebt,  in  welcher  der  Präfect  Au- 
relian  seine  Instructionen  empfängt  ^). 

Uebrigeus  legte  Theodosius  U.  noch  wiederholt  Beweise  seines 
Wohlwollens  gegen  die  Kirche  an  den  Tag.  So  gewährte  er  die- 
selbe volle  Immunität,  auch  von  den  gewöhnlichen,  canonischen  Ab- 
gaben, wie  der  Kirche  von  Thessalonich ,  auch  der  von  Apbrodisium 
io  Carlen.  Hier  bekleidete  Cyrus  die  bischöfliche  Würde,  derselbe, 
welcher  auf  der  allgeroeinen  Synode  zu  Ephesus  als  hauptsächlicher 
Gegner  der  nestorianischen  Häresie  und  Eiferer  für  die  katholische 
Lehre  aufgetreten  war,  so  dass  man  vermutbete ,  auf  des  Cyrus  Be- 
treiben besonders  habe  Theodosius  den  Nestorius  zum  Exile  verur- 
tbeilt.  Der  Kaiser  anerkannte  das  Verdienst,  das  sich  der  Bischof 
Cyrus  um  die  wahre  katholische  Lehre  gegeben,  und  um  die- 
ser Anerkennung  Ausdruck  zu  geben,  sprach  er  der  Kirche  von 
Apbrodisium  die  Immunität  auch  von  den  ordenüiehen  Abgaben  zu  3). 

Während  Theodosius  U.  noch  immer  im  Oriente  herrschte 
(408 — 150),  war  im  Abendlande  Honorius  im  Jahre  423  gestorben, 
und  sein  Tod  hatte  zur  Folge,  dass  ein  gewisser  Johannes  den  Thron 
osurpirte  und  die  Herrschaft  über  Italien  an  sich  riss;  Ulyrien  und 
Afrika  jedoch  vermochte  er  nicht  zu  'gewinnen,  da  der  Statthalter 
Bonifitcitts  diese  Länder  der  Kaiserin  Flacidia  und  Valentinian  HI. 
erhielt.  Der  Ursurpator  Johannes  nun,  ein  Arianer,  hatte  den  ka- 
tholischen Kirchen  alle  Vorrechte  und  Privilegien,  die  ihnen  von  den 
froheren  Kaisem  eingeräumt  waren,  entrissen,  lebte  jedoch  nur  kurze 
2ieit,  nachdem  er  sich  auf  den  Thron  geschwungen,  da  er  im  Kampfe 
gegen  den  von  Theodosius  IL  unterstützten  Valentinian  fiel.   Valen-^ 


1)  .  .  .  »Qnidquid  autem  in  tempoB  usqae  dispositionifl  habitae  auro  il- 
loatri  decesflore  Sublimitatis  tnae  Eoclesiae  yenerabiles ,  id  est  Constantinopoli- 
tana  atqae  Alexandrina,  possedisse  detegnntur,  id  pro  intoita  religionis,  ab  his 
praecipimoiS  finniter  retineri,  sub  ea  videlicet  sorte,  ut  in  futurum  funo 
Hones  omnes.  quas  Metrocomiae  debent  et  publici  vid  pro  antiqna  capi- 
tationis  professione  debent,  sciant  proculdubio  subeundas.€  ....  Cod. 
Theod,  XI,  24,  6. 

2)  Praeteritis,  ntconque  impetrata,  in  sno  statu  manentibos,  qaoniam  ma- 
nificentiam  principalem  nefas  est  revocari,  in  posteraro,  excepto  Cyro,  Reve- 
rendiss,  Afrodiscensium  civitatis  episcopot  cujus  tanta  sunt  meriia, 
at  etiam  contra  generalem  hajoscemodi  sanctionem  speciali  beneficio  perfrui 
non  vetetur,  quicnncqne  .  .  .  partem  quintam  pro  annis  singnlis  solvere  com- 
pellantur.«    (anno  436).    Cod.  Theod.  XI,  1,  37, 
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tinian  IIT,  oder,  wie  wir  wohl  richtiger  sagen  müsseiii  dess^  Mat- 
ter f^lacidia,  da  der  junge  Kaiser  erst  ein  Kind  von  sieben  Jabrea 
war,  erliess  nun  sofort  im  Jahre  425  zwei  Gesetze,  in  welchen 
die  der  Kirche  durch  die  früheren  kaiserlichen  Gesetze  verlieheoeo 
Privilegien  aufrecht  erhalten  wurden.  Baronius ,  der  diese  Gesetz 
in  seinen  Annalen  angefahrt ,  lässt  schon  das.  erste  ^)  derselben  ans 
dem  Grunde  entstanden  sein,  damit  der  Kirche  die  durch  den  üsor-  « 
pator  Johannes  entrissenen  Bechte  und  Immunitäten  wieder  verlieheD 
würden.  Auch  Eiffel^  1.  c.  pag.  156  schliesst  sich  der  Ansicht  des 
Baronius  an.  Indesseh  kann  zu  diesem  Gesetze  das  Verfahren  dei 
Johannes  nicht  wohl  Veranlassung  gegeben  haben:  denn  es  ist  zu 
beachten,  dass  die  kaiserliche  Verordnung  an  den  Proconsul  vod 
Afrika  adressirt  ist  und  sich  nur  auf  die  afrikanische  Kirche  beneht 
.  Afrika  war  aber,  me  bereits  bemerkt,  nie  unter  der  Botmässigkeit  des 
Johannes^),  folglich  konnten  auch  die  kirchenfeindlicfaen  Bestim- 
mungen dieses  Tyrannen  in  Afrika  nie  zur  Geltung  kommen.  Ei 
waren  vielmehr  wiederum  die  Umtriebe  der  damals  in  Afrika  dond- 
nirenden  Häretiker,  besonders  der  mehrfach  genannten  Donatisteo, 
welche  die  kaiserliche  Begierung  bewogen,  die  Immunitäten  der  ka- 
tholischen Kirche  gesetzlich  zu  sichern.  Dieses  Motiv  scheint  ms 
80  mehr  das  wahrere,  als  in  demselben  Jahre  425  aehr  straige  Staats- 
gesetze 3)  gegen  die  Häretiker  erlassen  wurden. 

Anders  ist  es  mit  dem  in  demselben  Jahre  erlassenen  zwdtea 
Gesetze  Valentinians :  »Privilegia  ecclesiarum  amnium^  quaesaecnle 
nostro  Tjrannus  (Johannes)  üwidercU^  prona  devotione  revocamu, 
scilicet  ut  qniquid  a  Divis  Principibus  constitutum  est,  val  quaesis- 
guli  quique  antistites  pro  causis  ecelesiasticis  impetrarant,  sab  poeoi 
sacrilegii  jugi  solidata  aetemitate  serventur  ^).€  Hier  ist  eine  Zi- 
rückerstattung  der  Privilegien  für  aUe  Kirchen  angewdnet,  wdehe 
durch  des  Johannes  Missgunst  (inviderat)  ihre  Vorrechte  verioreo 
hatten. 

Die  Kirche  war  jetzt  wieder  in  den  Status  quo  ante ,  nämikk 
wie  zur  Zeit  des  Constantius,  versetzt,  so  zwar,  dass  sie  sidi  be- 
freit sah ,  sowohl  von  den  ausserordenüichen  Steuern ,  wie  v<m  dea 
niedrigen  Lasten.   Diese  letzteren  indessen,  die  munera  sordida,  nab- 

1)  »Privilegia  praeteritarum  legnm,  ecclesiae  aive  derids  delata,  venrn- 
tur.«    Cod.  Theod.  XVI,  2,  46. 

2)  Das  geht  klar  ans  dem  Berichte  Prosper^  heiror:  »Saperioribns  e«- 
sulibns  Johannes,  dnm  A(ncam,  qnam  Bonifacins  obtinebat,  hello  reposdt,  ad 
defensionem  sni  infirmior  factns  est.«  Ganz  ähnlich  berichtet  auch  Ol/mpo- 
dorns. 

3)  Cod.  Theod.  XVI,  5,  .63  nnd  64!  -  4)  Cod.  Theod.  XVI.  2.  47. 
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men  die  gesetzgeberische  Tbätigkeit  Y^entinians  III;  noch  etwas  in 
Anspruch.  Wir  sind  bereits  zweimal,  in  den  Gesetzen  15.  und  18. 
Ciod.  Theod.  XI ,  16 ,  einer  amtlichen  Erklärung  aber  den  Umfang 
des  Begriffes  »niedrige  Lastenc  begegnet,  allein  jeder  Kaiser  wahrte 
sich  das  Becht,  allerhöchst  nach  eigenem  Ermessen  diesem  terminus 
weitere  oder  engere  Grenzen  zu  ziehen.  So  auch  Yalentinian :  »Wir 
befehlen,  4ass  niemand  der  Lieferung  von  Fuhren,  Transporten  und 
Wagen  oder  andern  derartigen  Leistungen  sich  entziehe,  und  dass 
zur  Erleichterung  der  Reise  unserer  Hohdt  die  Bewohner  aller  Or- 
ten, durch  welche  wir  unsem  Weg  nehmen,  uns  die  herkömmlichen 
Dienste  leisten  sollen,  wenn  auch  die  Besüjmngen  den  hochheiligen 
Kirchen  gehören^),€  Durch  diese  Verordnung  will  der  Kaiser  durch- 
aus nicht  der  Kirche  schlechthin  die  Pflicht  zur  Leistung  der  mu- 
nera  sordida  aufbürden.  Achten  wir  auf  den  Ausdruck  »ad  felicis- 
simam  expeditionem.«  Das  Wort  expeditio  hat  augenscheinlich  die 
Bedeutung :  kaiserliche  Heise,  zum  Zwecke  einer  Unternehmung  ge- 
gen Eeinde  des  Beiches.  Li  Zeiten  aber,  wo  die  Barbaren  die  Gren- 
zen des  römischen  Beiches  aufsi  äu^serste  bedrohten ,  war  es  noth- 
wendig  alle  ertheilten  Privilegien  einzuschränken  und  zu  den  Lei- 
stungen, die  der  Krieg  erforderte,  alle  unterschiedslos  anzuhalten, 
wie  z.  B.  zu  den  angariis  und  parangariis  und  plaustris,  zur  Er- 
bauung femer  von  Mauern  und  Schutzwehren,  zur  Lieferung  von  Proviant 
u.  dergl.  m.  ^).  Leistungen  wie  die  genannten,  welche  Theodosius  L 
und  Honorius  unzweifelhaft  unter  die  munera  sordida  gerechnet  hat- 
ten, zählte  Yalentinian  auch  gar  nicht  darunter.  Hr  meinte,  die 
XJebernahme  solcher  Leistungen ,  wie  Yerpflegung  der  Soldaten ,  die 
Fabrikation  von  WafTen,  die  Herstellung  von  Befestigungsmauern,  das 
Herbeischaffen  von  Proviant  und  Fourage  sei  durchaus  n  ichts  Enteh- 
rendes ,  hier  lägen  gar  keine  munera  sordida  vor ,  solche  Arbeiten 
seien  vielmehr  ehrenvoll,  auch  für  die  Kirche,  da  durch  dieselben 
das  Beich  vertheidigt  und  geschützt  und  der  Glan^  desselben  ver- 
mehrt werde.  *Än  forte  contumeliosum  putandum  est^^  argumen- 
tirt  der  Kaiser^),  »inventum  contra  rationem  nomen  munerum  sordi- 
dorum,  quo  instauratio  militum  virorum,  quo  aimarum  fabricatio,  quo 
murorum  refectio,  quo  apparatus  annonae,   quo  reliqua  opera,   per 

1)  »Neminem  ab  angariis  yel  parangariis  vel  plaustris  yel  qnolibet  mu" 
nere  excnsari  praecipimns,  cum;  ad  felicissimam  expeditiönem  nostri  Numinis 
omniom  provincialium  per  loca,  qua  iter  arripimus,  debeant  solita  nobis  minis- 
teria  exhiberi^  licet  ad  sacrosanctas  ecclesias  possesiones  pertineant.«  (anno 
440).    Cod.  Theod,  I,  2,  11. 

2)  Cod.  Theod.  XI,  17,  4;  15,  2;  Cod.  Just  X,  27,  2. 
8)  Leg.  Nov.  TÄeod.  tit.  21. 
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quae  ad  spendorem  reipublicae  distinctionis  pervenitar,  prava  i]^ 
latione  censentur,  sine  quibus  nnllos  maxiiDanun  rerum  procedU 
eventns ,  quorum  adminicolo  statnm  pariter  ac  decos  toemar  im- 
perii?€  .  .  . 

Ebensowenig  wie  Yalentinian  dnrch  diese  beiden  Yerordnoogen 
die  Kirche  den  niedrigen  Lasten  überhaupt  unterworfen  wissen  wollte, 
sondern  nur  meinte,  es  könne  in  den  genannten  Fällen  von  soldioi 
gar  nicht  die  Bede  sein,  ebensowenig  wollte  auch  Justmian  die  tod 
seinen  Vorgängern  der  Kirche  verliehenen  Immunität  von  ZaUmg 
ausserardenüicher  Abgaben  und  Uebemahme  niedriger  Lasten  auf- 
heben, wenn  er  sich  der  genannten  Ansicht  Valentinians  ansdibs 
und  ein  in  diesem  Sinne  gehaltenes  Gesetz  >)  erliess.  Dasselbe  trigt 
vielmehr  die  Bürgschaft  für  Aufrechthaltung  der  der  Kirche  Ter- 
liehenen  Immunitäten  an  der  Spitze: 

»Wir  verordnen,  dass  den  Besitzungen  aller  hl.  Kirchen  ond 
der  übrigen  frommen  Stiftungen  weder  niedrige  Dienste  noch  aosser- 
ordentUcbe  Auflagen  aufgebürdet  werden  sollen,  c  Dann  heisst  es 
aber  weiter:  »Wenn  jedoch  die  Noth wendigkeit  eines  Strassenbaoes, 
einer  Erbauung  oder  Ausbesserung  von  Brücken  eintritt,  so  sollen 
nach  Art  der  übrigen  Grundbesitzer  auch  die  heiligen  Kirchen  mid 
die  ehrwürdigen  Anstalten  ein  solches  We)rk  verrichten,  wenn  sie  imi- 
Ueh  in  dem  Bejnrhe  derjenigen  Siadt  eine  Besiiaung  haben^  in  wd- 
eher  ein  solches  Werk  ausgeführt  mrd.€  Dieser  letztere  Zusab  ist 
von  Bedeutung  für  die  Kirche ;  denn  damit  wurde  nicht  mehr  so 
allgemein  und  ausgedehnt  die  Verpflichtung  der  Kirche  ausgasprochei, 
wie  es  Valentinian  III.  gethan  hatte. 

Bücksichtlich  der  Abgaben  erliess  Justinian  noch  zwei  weitere 
der  Kirche  zu  Gute  kommende  Immunitätsgesetze.      In   beiden^ 


1)  »Ad  haec  sancimos,  omniam  sanctaram  ecdesiamm'et  Yenerabilramdo- 
mornm  possesiones  neque  sordidas  funcHonea  neque  eztraordimxrias  det- 
criptiones  sostinere.  Si  tarnen  itineris  stemendi  aat  pontiam  aedittcü  id  re- 
parationis  opus  faerit,  ad  instar  aliomm  possessoram  hojasmodi  opus  ei  f.  ec^ 
cleaiaa  et  venerab,  domoa  complere,  dorn  snb  Ula  possident  ciritate,  rab  qvi 
tale  fit  opus.«    NoY.  Just  131,  c.  5. 

2)  »Sandmns,  res  ad  venerabües  ecclesias  vel  zenones,  yel  monasteria  fal 
orphanotrophia  ...  vel  deniqae  ad  aliud  tale  consortioin  descendeotee  ex  qvali- 
conqne  coiiali  liberalitate  sive  inter  yiyos  sive  mortis  causa  sive  in  nltimis  r> 
Inntatibos  habita  a  lucrativorum  inscriptionibns  liberas  immnnesqne  tmt, 
lege  seil.,  quae  saper  hnjosmodi  inscriptionibns  posita  est  ...  in  peu^te  ecett' 
siasHca  vel  alinm  domornm,  qnae  hnjosmodi  piis  consortüs  depntatae  snt, 
yigorem  snnm,  pietalis  intuitu,  mitigante.«  Cod.  Jttst,  I,  2,  22.  No?.  Ja««'* 
181,  c.  5. 
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verordnete  er,  dass,  wenn  einer  Kirche  oder  frommen  Stiftung  aus 
Freigebigkeit,  sei  es  bei  Lebzeiten  oder  letztwillig  von  irgend  meinem 
Cnrialen  Gegenstände  geschenkt  würden,  diese  von  der  l^erhsteuer 
frei  sein  sollten.  »Denn  warum  sollte  nicht, c  fragt  der  Kaiser,  »ein 
Unterschied  zwischen  göttlichen  und  menschlichen  Dingen  gemacht^ 
und  der  himmlischen  Liebe  ein  besonderes  Vorrecht  eingeräumt  wer- 
den —  cur  enim  non  faciamus  discrimen  inter  res  divinas  et  huma- 
nas?  et  quare  non  competens  praerogativa  coelesti  favori  conser- 
veturPc 

Betrachten  wir  nun  die  von  den  römischen  Imperatoren  über 
die  Lnmunität  der  Kirche  rücksichtlich  ihres  Vermögens  gegebenen 
Gesetze  in  einem  Qesammtüberblicke,  so  gelangen  wir,  abgesehen  von 
einzelnen  Ausnahmen,  wie  sie  in  aussergewöhuUchen  Zeiten  oder  in 
FoIp;e  besonderer  Umstände,  sei  es  zum  Vortheil,  sei  es  zum  Nach- 
theil  der  Kirche,  vorkamen ,  zu  folgendem  Resultate :  Die  Kirchen- 
güter waren  der  gewöhnlichen ,  ordenÜichen  Besteuerung  unterwor- 
fen, es  mussten  die  canonischen  Abgaben  vom  kirchlichen  Grundbe- 
sitze sogut,  wie  von  allen  andern  liegenden  Gründen  entrichtet  wer- 
den. Dagegen  hatte  die  Kirche  von  ihrem  Grund  und  Boden  in 
der  Regel  keine  ausserordentlichen  Steuern  zu  zahlen  und  ebenso- 
wenig die  im  allgemeinen  auf  demselben  lastenden  niedrigen  Dienste 
zu  leisten ;  sowohl  von  den  Extraordinariis  als  von  den  muneribus 
sordidis  genoss  die  Kirche  eine  Immunität. 

Wenn  die  römischenHerrscher  durchgehends  in  dieser  Art  das 
Verhältniss  des  Staates  zum  kirchlichen  Vermögen  feststellten,  wenn 
sie  neben  einer  gewissen  Verpflichtung,  welche  die  Kirche  hinsicht- 
lich ihres  Vermögens  gegenüber  dem  Staate  zu  übernehmen  hatte, 
auch  gewisse  Vorrechte  ihr  zustanden,  deren  weltliche  Besitzer  sich 
nicht  erfreuten,  wenn  sie  also  eine  Ausnahme  von  den  bestehenden 
Rechten  zu  Gunsten  der  Kirche  schufen ,  so  erscheinen  die  durch 
diese  Ausnahmen  gebotenen  Immunitäten  zwar  immer  als  ein  Aus- 
fluss  kaiserlicher  Gnade ,  als  ein  Privilegium ,  aber  als  ein  solches, 
das  gewissermassen  den  Gharacter  der  Naturgemässheit ,  der  Noth- 
wendigkeit  an  sich  trug,  wenn  ändert  die  Kirche  mit  ihrem  Ver- 
mögen die  Zwecke  erfüllen  sollte,  zu  deren  Verfolgung  das  üarchen- 
gut  überhaupt  da  war.  Wir  kennen  diese  Zwecke;  sie  waren  an 
erster  Stelle  Unterstützung  der  Armen  und  Bedürftigen,  Aufhülfe 
und  Verbesserung  der  heruntergekommenen  socialen  Verhältm'sse. 
Nun,  was  folgte  daraus  für  den  Staat,  wenn  er  dem  kirchlichen  Ver- 
mögen Immunitäten  wie  die  angeführten  verlieh?  Wir  haben  hier 
nur  eine  bereits  früher  gegebene  Antwort  zu  wiederholen:  Von  den 
verliehenen  Immunitäten  zog  der  Staat  in  der  Unmasse  der  Armen 
und  Nothleidenden  den  eigentlichen  Nutzen ;  er  verlor  oder  verzich- 
tete nur  scheinbar  auf  eine  Einnahmequelle;  im  Grunde  verlor  er 
nicht;  denn  die  Kirche  kam  ihrer  Verpflichtung  zu  Abgaben  und 
Leistungen  nur  auf  eine  andere  ihr  viel  würdigere  Art  und  Weise 
und  so  aber  auch  im  reichlichsten  Masse  nach. 
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(Aas  dem  Kirchlichen  Anzeiger  ftr  die  Diöcese  Lozembiirg.  1870,  Nr.  1—13.) 

PIUS  PP.  IX. 

1.  Ad  perpetuam  rei  ntemariam. 

In  hac  Beati  Petri  Cathedra  snblimi  veluti  in  specola,  arcano 
diTinae  Providentiae  coDsilio,  nallis  quidem  nostris  meritis,  collocati, 
ea  praestare  qnacatnque  ope  possumas ,  matnramiis ,  qnae  catholieo 
nomini  bene  prospere  feliciterque  evenire.  prospexerimns.  Itaque  a- 
mnl  ac  relatum  Nobis  foit,  Catholicae  Fidel  in  Magno  Lnxembv- 
gensi  Dncatu  admodum  profotumm ,  si  Vicariatus  Apostolicns  inibi 
jamdiu  constitatus,  iisdem  servatis  limitibas  in  proprio  dictamDioe- 
cesim,  hnic  Apostolicae  Sedi  immediate  subjectam,  erigeretur,  Nos 
in  id  curos  cogitationesque  Nostras  intendimus,  singulisqne  sedolo 
perpensis,  Consistoriale  Decretnm^  ab  omnibus  interitn  habendom 
perinde  ac  ai  in  id  Litterae  Apostolicae  siye  in  forma  Breyis,  sve 
sub  plambo  de  more  faissent  per  Apostolicam  Cancellariam  expeditae^ 
xea  de  re  expediri  mandayimas.  At  enim  cnm  Yenerabüis  Frater 
Nicolaus  Adames  Episcopos  Alicarnassensis  et  Yicarins  Apostolicos 
in  memorato  Dncatn,  enixe  postulaverit,  ut  nova  Lnxembiirgensis 
Ecclesia  non  secus  ac  Vicariatus  antea  existens,  caeteraeque  ^isco- 
pales  Ecclesiae  in  HoUandia  erectae  sub  directione  et  dependentia 
maueret  Gongregationis  Venerabilium  Fratrum  Nostrorum  S.  B.  £ 
Üardinalium  Fidei  Propagandae  negotüs  praepositorom,  No6  ad  rm 
iterum  animum  appulimus,  atque  attente  cohsideratis  omnibus  ntio- 
num  momeutis,  quae  ab  Alicamassensi  Episcopo  adductae  sunt,  moto 
proprio,  certa  scientia,  deque  Apostolicae  potestatis  Nostrae  plenitn- 
dine,  haec,  quae  infra  scripta,  sunt,  decrevimus.  —  I.  —  Vicartttom 
Apostolicum  Luxemburgensem  osque  adhuc  extantem  omnino  suppras- 
snm  atque  extinctum  declaramus.  —  11.  .—  Givitatem  Laxefld>or- 
gensem  in  Magno  ejusdem  nominis  Ducatu  ad  Bpiscopalia  CSritatis 


1)  YergK  Vering,  Lehrbach  des  Eirchenrechts.  S.  222  £  S.  786. 
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tituhiiD,  bonorum  et  priTilegiam  sicutt  cetera«  Episcopales  Ci?itite8 
in  Hollandia  evebimns,  eamqne  pro  nno  ejaadem  npminis  Ordinario 
Pastore  residentiam  statnimus,  adaignamna.  —  IIL  —  Eeclesiatn, 
quae  inibi  praestat,  sab  titalo  Beatae  Mariae  Virginia  Oonsolatriois 
AfiBictomnir  qnae  satis  apta,  deoora  et  opportnna  dignoscitnr,  retenta 
sni  prisci  nominis  invoeatione  nee  non  Paroecialitate ,  quam  habet, 
ad  Episoopalem  Eeclesiam  efferimos,  cum  omnibns  bonoribns,  joribaSf 
privil^is,  quibns  ex  jure  cbmmuni  ceterae  Episcops^  Ecclesiae  in 
Hollandia  nnperrime  erectae  utantnr,  fhiuntor.  —  IV.  -^  IniM  igi- 
tar  Cathedra  constitnatar,  et  Sedes  Episcopalis  pro  nno  adseiseendp 
Ordinario  Episcopo  Luxemburgensi ,  cnm  omnibns  item  bonoribns, 
jnribns  ac  privilegiis,  qnibus  ex  commnni  jure  et  legttima  consüetu« 
dine  in  Hollandiae  Begno  caeteri  noTissimi  Epjscopi  potiuntur.  — 
V.  —  Delegato  Apostolico  haec  ad  exeqnenda  infra  designando  com- 
mittiii3us,  nt  capitulum  Canonicorum,  caeterorumqne,  qni  Ecclesiae  Ca- 
tbedralis  ser?itio  debent  esse  mancipati  erigat ,  institnat,  jnxta  nor- 
mam  sacri  Concilil  Tridentini,  Apostolicamm  Constitntionnm ,  nee* 
non  aiiarum  in  Hollandia  Cathedralium  novissime  erectamm.  —  VI.  — 
Idem  Delegat  US  tum  Cathedralis  Ecclesiae  servitinm,  com  indgnia 
bujnsmodi  Luxemburgensis  Capituli  Cathedralis,  tum  alia  omnia,  qnae 
necessaria  sunt  ad  hanc  rem  rite  juxta  Saeros  Canones  eonficiMidam, 
ad  normam  etiam  aiiarum  in  Hollandia  mox  erectarum  Cathedralinm 
constituat,  decemat  —  VH.  —  Cum  vero  in  Civitate  Luirambur- 
gensi  jam  extet  Clericomm  Seminarium,  idcirco  Delegatns  ApostoH- 
CQ8  omnia  similiter  statuat,  declaret,  quae  ad  Episcopale  SenÄuirium 
consütuendum  necessaria  dignoscuntur ,  juxta  Sacrorum  Conoiliomm 
praesertim  Tridentini ,  et  ApostoUcarum  Constitutionum  sanctiones. 

—  VIU.  —  Nova  haec  sie  erecta  et  constituta  Episcopalis  Sedes 
Luxemburgensis  iisdem  omnino  Dioecesaiiis  limitibus  contineatur,  qni- 
bus antea  sub  Apostolico  mox  suppresso  Vicariatu  sepiebatur,  reser- 
vata  tarnen  Nobis  et  Sanctae  buic  Sedi  Apostolicae  facultate,  alte- 
ram   quandocunque  instituendi  totius  Dioecesis   circumscriptionem. 

—  IX.  —  Ferro  volumus,  mandamus,  praecipimus,  ut  Luxemburgen- 
sis Episcopatus  Sanctae  huic  Sedi  Apotolicae  sit  immediate  subjectus, 
ita  tamen,  ut  sub  dependentia  Congregationis  Venerabilium  Fratmm 
Nostrorum  S.  B.  E.  C^rdinaUum  negotiis  Propagandae  Fidei  prae- 
positorum  manere  pergat  —  X.  •—  Tandem  Apostolicum  ad  haec  mn- 
nia  exeqnenda  Delegatum  statuimus,  deputamus  dilectumfilium  An- 
gelnm  Biancfai,  Nostrum  et  Sanctae  hujus  Sedis  apud  Hollandiae 
Aulam  Jntemuntium,  eique  idcirco  omnes  et  singulas  facultates  ne- 
cessarias,  et  opportunas  tribnimus  ae  impertinius :  facta  eidem  venia  al- 
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teram  personam  in  Ecclesiatica  dignitate,  constitatam  snbdelegandL  IpM 
vero«  ac  subdelegata  persona  teneantur,  poat  tres  menses  ab  exeqou- 
tioQd  coafocta,  connia  acta^  qaae  in  id  lata  fneriiitf  ad  memorataai 
yeQeraJl>ilHim  Fratrum  Congregationem  negotiis  Propagandae  Kdei 
pmapoaitam  transmittere,  acyecta  Charta  .topographica  bojiis  mYH/e 
sie  erectae  Dioeceaeoa  Laxembiirgensis.  Haec  volnmus,  statnimos, 
edicimus  decernentes  praesentes  Nostras  Litteras  firmas «  validas  et 
efficaces  exiatere  et  fore  suosqae  plenarios  et  integros  effectos  8or« 
tire  et  obtinere,  ac  illis  ad  qoos  spectat,  et  pro  tempore  quandociiin- 
que  spectahit  plenissime  suffragari ;  sicque  in  praemissis  per  qaoe- 
cumque  judioes  ordinarios,  et  delegatos  etiam  Causarum  Palatii  Apo- 
stolici  Auditores  jadicari  et  definire  dcbere  irritumque  et  inane  ä 
secus  super  bis  a  qnoquam  quavis  auctoritate  scienter  vel  ignoranter 
contigerit  attentari.  Non  obstantibus  quatenus  opus  sit  Nestra,  et 
Canoellariae  Apostolicae  regüla  de  jure  quaesito  non  toUmdo,  Bene* 
dicti  XIV.  Praedecessoris  Nostri  recoL  mem.  super  Divisione  Mate- 
riar.  aliisque  Apostolicis  ac^  in  Universalibns  Provincialibusque  et  qr- 
nodalibus  ConcUiis  editis  generalibus  vel  sperialibiis  Constitntionibns 
et  Ordinationibus ,  nee  non  dicti  Vicariatus  Luxemburgensis  etiani 
juramento  coofirmatione  Apostolica  vel  quavis.  firmitate  alia  robort- 
tis  statutis  et  cotisuetudiaibus ,  caeterisque  contrarüs  quibuscnnM|iie. 
Uem  volumus,  ut  praesentium  Litterarum  transuroptis  sive  exemplis 
etiaitt  impressis,  manu  alicujus  Notarii  publici  subscriptis,  et  sigilio 
personae  in  ecclesiastica  dignitate  constitütae  munitis  eadem  pronas 
fides  adbibeatur,  quae  adbiberetur  ipsis  praesentibns  si  forent  exhibi- 
tae  et  ortensae. 

Datum  Bomae  apud  Sanctum  Petrura  sub  Annulo  Piscatoris 
die  XX VU.  Septembris  MDGGOLXX. 

Pontificatus  Nostri  Anno  Vigesimo  quinto. 

L.  S.  (Sig.)  N.  Card.  Paracdani  ClareOi 

2.  Vener dhüi  Frairi  Nicoiao  AdameSf  Episcopo  Alicamassensi  in 
pariibus  infidelium  et  Vicario  Apostolico  Luxemburgensi. 

PIÜS  PP.  IX 

Yenerabilis  Frater  Salutem  et  Apostolicam  BeiedidioiieiD. 
Apostolatas  officium,  meritis  licet  imparibus,  Nobis  ex  alto  coamiii- 
8um  quo  Eccleaiarttm  omnium  divina  dispositione  praesidemna,  uti- 
liter  exequi ,  adjuvante  Domino ,  cupientes ,  solliciti  corde  reddimor 
et  solertes,  ut  quum  de  Ecclesiarum  ipsamm  regiminibus  agitnr 
committendis,  tales  eis  in  Pastores  praeficere  studeamns,  iqui  F^ 
pulum  suae  curae  creditum  sciant  non  solum  doctrioa  Torbi,  aed 
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eüam  exemplo  boni  operis  informare  commissasqües  ibi  Ecelesias  in 
statu  pacifico  et  tranquillo  velint  ei  valeaut,  auctore  Domino,  sn- 
lubriter  regere  et  feliciter  gubemare.  Dndnm  siqnidem  provisionem 
Ecclesiarum  omniam  tunc  vacantiam  et  in  postenim  vacätnramm  ordi- 
nationi  et  provisioni  Nostrae  reservavimas ,  decementes  ex  ttinc  ir- 
ritom  et  inane,  si  secus  super  bis  a  quoquam  qnavis  anctoritate  seien« 
ter  vei  ignoranter  contigerit  attentari. 

Postmodnm  vero  Vicariatn  Apostolico,  in  Magno  Ducatn  La- 
xemburgensi  jampridem  constituto,  iisdem  servatis  limitibas,  in  pro- 
prio dictam  Dioecesiin,  Sanctae  buic  Apostolicae  Sedi  hnmediate  sub» 
jectam,  a  Nobis  erecto,  Nos  ad  novae  istins  Sedis  provisionem  cele- 
rem ,  atque  felicem ,  in  qua  nemo  praeter  Nos ,  se  potest ,  poteritve 
immiscere,  decreto  et  reservatione  obsisteutibus  bujusmodi,  paterno 
et  sollicito  studio  intendentes ,  post  deliberationem,  quam  de  praefi- 
ciendo  eidem  Ecclesiae  personam  utilem,  atque  fructuosam  cum  YV. 
FF.  NN.  S.  B.  E.  Cardinalibus  negotiis  Propagandae  Fidei  piraepo- 
sitis  habuimus  diligentem,  denram  ad  te,  Venerabilis  Frater,  qui 
Vicarii  Apostolici  munus  in  ipso  Magno  Ducatii  Luxemburgensi, 
summa  cum  laude  funetus  es,  oculos  mentis  Nostrae  convertimus. 
Quae  cum  ita  sint ,  a  Tinculo ,  quo  Alicamassensi  isti  Ecclesiae  ad- 
strictns  detineris,  ex  Apostolicae  Potestatis  Nostrae  plenitudine ,  te, 
Venerabilis  Frater,  tenore  praesentium  solventes,  nee  non  ab  quibus- 
vis  excommunicationis  et  interdicti,  aliisque  Eeclesiastieis  sententiis, 
censuris,  jet  poenis  quovis  modo ,  vel  quavis  de  causa  latis ,  si  quas 
forte  incurreris,  bujus  tantum  reL  gratia  absolventes,  et  absolntum 
fore  censentes,  de  eorumdem  VV.  FF.  NN.  consilio,  anctoritate  Nos- 
tra  Apostoliea,  ad  novam  Sedem  Luxemburgensem  transferimus^  te- 
que  eidem  in  Episcopum  praefioimus  et  Pastorem,  curam,  regimen, 
et  administrationem  ejusdem  Ecclesiae  tibi  in  spiritualibus  et  tem- 
poralibus  plenarie  committendo,  in  UIo  qui  dat  gratias  et  largitur 
dona  confisi,  quod,  dirigente  Domino  actus  tuos ,  praedicta  Ecclesia 
Luxemburgensis  per  tuae  circumspectionis  industriam  et  Studium  uti- 
liter  ac  prospere  dirigatur,  grataque  in  ipsis  spiritualibus  actempo- 
ralibos  incrementa  -suscipiat.  Jugum  igitur  Dni  tuis  impositum  hu- 
meris  prompta  devotione  animi  amplectens  curam  administrationem 
praedictas  ita  studeas  fideliter  prudenterque  exercere,  ut  Ecclesia 
praedicta  gaudeat  se  provido  gubernatori  et  fruetuoso  administratori 
esse  concreditam,  tuque,  praeter  aetemae  retributionis  praemium, 
Nostram  quoque  et  Sanctae  bujus  Sedis  uberius  exinde  consequi 
merearis  benedictionem  et  gratiaro.  Non  obstantibus  Apostolicis  ac 
in  universalibus  provincialibusque  et  synodalibus  Conciliis  editis,  ge- 
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neralibns  vel  specialibus  CoBstitoticmibiis  et  Ordinationibiis,  necoon, 
qaateniis  opus  sit,  dictae  Alicaraassensis  Ecclesiae,  etiam  juramento, 
Gonfirmatione  Apostolioa,  vel  quavis  finnitate  alia  roboratis  statatis 
et  conaiietodinibas,  ceterisque  contrariis  qQiboscumqQe. 

Datnm  Bomae  apad  s.  Petrnm ,  sub  Annnlo  Piscatoris  die 
XXX.  Septembris  MDCGGLXX. 

Pontificatus  Nostri  Addo  Vigesimo  Qoioto. 
l«.  S.  (Sig.)  N.  Card.  Parradani  Clardli. 

3.  Nos  ANGELUS  BIANCHI, 

Protonotarius  Apostolieus  SS.  DD.  NN.  PH,  divina  Providentia  Apof 

IX. ,  ac  S.  Sedis  Apostolicae  apud  Sereiiissimi^m  et  poieniisskmm 

Gulielmum  III.  NeerlandicLe  regem  inteniuntius  Clero   et  Popvio 

Magni  Ducatus  Luxemburgensis. 

SdhUefn  in  Domino  sempüeriiam. 

Quod  jamdiu  in  votis  vestiis  erat,  nempe  ut  in  florenti  Utgoo 

Ducatu  LoxemburgeDsi,  qui  separatim  a  Neerlandici  Segni  pro?iiidis 

civili  regimiiü  Serenissimi  Neerlandiae  Begis  snbjicitur,  et  cujus  ad- 

ministratio  ecclesiastica  a  pinribus  annis  per  Vicarinm  Apostolicom 

a.  S.  Sede  deputatum  fait  gesta,  Episcopalis  Sedes  erigeretur,  id  tan- 

dem  contigisse  nobis  compertum  est.     Sanctissimus  enim  DD.  NN. 

Pias,  divina  Providentia  Papa  IX.  qui   restitnta  feliciter  jam  aono 

1853  in  ipso  Neerlandiae  Begno  hierarcbia  ecclesiastica,  Vos  parite 

et  Yestram  regionem  Episcopalis  Ordinariae  Sedis  et  Regiminis  de- 

core  et  beneficio  dotare,  pro  Saa  erga  Vos  pastorali  sollicitadioe, 

maxime  peroptabat,  existimavit  venisse   tempns,   quo  res  tanti  ido- 

menti  ad  effectum  deduci  possit  in  majorem    animarum  veatrinin 

utilitatem  aptioremque  apod  vos  rei  catbolicae  procurationem.     Eo 

igitur  id   post  maturam  deliberationem  volonte,   die  vigesima  Juan 

proxime   elapsi  Consistoriale  Decretum    editum    est,    ab   omnibas 

interim  perinde   habendum   ac  si   in   id  Litterae  Apostolicae  sab 

forma   Brevis  vel  sub    pluinbo   fuissent  expeditae,   quo  Sanctitas 

Sua,  motu  proprio,  deque  Sua  certa  scientia  et  de  Suae  Apostolicae 

potestatis  pKnitudine,  Luxemburgensem  Yicariatum  Apostolicom  as- 

que  adhnc  exstantem  omnino  suppressum  atque  extinctum  declaravit, 

ac  dein  Civitatem  Luxemburgensem  ad  Episcopalem  Civitatem  atqoe 

ad  residentiam  pro  uno  «jusdem  nominis  Ordinario  Pastore,  Eecle- 

siam  vero  quae  iuibi  praestat  sub   titulo  Beatae  Virginia  Mariae 

Consolatricis  Afflictorum,  retenta  sui  prisci  nominis  invocatiooe  saa- 
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qne  {iaraecialitate,  ad  Episcopalem  Ecclesiam,  in  qna  esse  debeat 
Cathedra  et  sedes  enuntiati  Episcopi  Laxemburgensis ,  evexit  jnxta 
norroatn  caeterarum  Giritatuni,  Ecclesiarum  et  Sedium  Episcopa- 
limn  nnperime  in  ipso  Neerlandiae  Regno  erectarnm ,  assipnando 
novae  ita  erectae  Sedi  Episcopali  Luxembargensi  eosdem  diocicsanos 
limites  quibns  antea  Vicariatus  Apostolicos  ejosdem  nominis  moi; 
sappressns  sepiebatur. 

Haec  antem  omnia  et  alia  in  dieto  Constitoriali  Decreto  statuta 
et  sancita  volnit  dein  Sanctitas  Sna  etiam  in  Apostolicis  Litteris 
sab  forma  Brevis  edicere  et  enncleatins  definire,  quamm  Litteramm 
tenor  est  sequens:  {Omnia  ut  Nr.  1.) 

Nos  itaqne  mandatis  hisce  Pontificiis  obsequentes  atqne  delega- 
tione  Apostolica  Nobis  commissa  ntentes ,  praefetas  ApostoHcas  Lit- 
teras  vobis  notas  faeimus ,  praecipientes  nt  omnia  et  singnla  in  eis 
statuta  ab  omnibns,  qnorum  interest,  religiöse  admittantnr,  et  ob*- 
seryentur. 

Notnm  ergo  sit  et  ab  omnibns  firmum  habeatnr  Civitatem  Lu- 
xembnrgensem,  et  Ecclesiam,  qnae  inibi  praestat  snb  titnlo  B.  V. 
Mariae  Gonsolatricis  Afflictomm  in  Episcopales  respective  Civitatem 
et  Ecclesiam  atqne  in  ista  Sedem  Episcopalis  Fraesnlis  pro  nno  dein- 
ceps  Episcopo  Lcixemburgensi  etectas  et  institntas  esse,  huicque  sie 
erectae  Sedi  Episcopali,  qnae  S.  Apostolicae  Sedi  immediate  subjecta 
erit  sab  depenbentia  tamen  S.  Congregationis  de  Propaganda  Fide,  eos- 
dem dioecesanos  limites  assignari  ac  antea  sab  Apostdico  mox  sap- 
presse  Vicariata,  salvo  tamen  jure  S.  Sedis  alteram  quandocnmque 
totios  Dioeceseos  circamscriptionem  instituendi,  quemadmodam  baec 
omnia  in  memoratis  Litteris  Apostolicis  decernnntar.  Igitur  ultra 
civitatem  ipsam  Lnxembnrgensem  cum  suis  Ecclesiis  parochiaHbus 
rel  succursalibus,  Dioecesis  Lnxemburgensis  constabit  ex  caeteris  bis 
centum  qnadraginta  duabus  paroeciis  seu  locis  vulgo  noncupatis: 
Alzingen,  Bartringen,  Contern,  Fentingen,  Hamm,  Hesperingen,  Hol- 
lerich,  Hostert,  Itzig  Merl,  Mntfort,  Niederanven,  Oetringen,  Sand- 
weiler, Schflttringen,  Siebenbrunnen,  Steinsei  cum  Heisdorf  et  Uuns- 
dorf,  Strassen,  Walterdingen,  Weimerskircb  cum  Dommeldingen, 
Bettembnrg  cum  Livingen,  A speit,  Beles,  Bivingen,  Differdingen, 
Dädelingen ,  Ehleringen ,  Ehlingen ,  Esch ,  Frisingen  ,  Hellingen, 
Kayl  cum  Tetingen,  Leudlingen,  Limpach,  Monnerich,  Nieder- 
kom,  Noertzingen,  Oberkorn,  Petingen,  Beckingen,  Bodingen,  Bol- 
liagen,  Roeser  cnm  Peppingen,  Bümelingen,  Sassenheim,  Schifflingen, 
Steinbrdeken  cum  Berohem,  Zolwer,  Betzdorf,  Beidweiler,  Burglin- 
«ter,  Eschweiler,  Flaxweiler,  Oostingen  cum  Bayern,  Junglinster  cum 
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QoBderiDgen  et  Qodforiogen ,  Mensdorf ,  Olingen ,  RodenlxNm ,  £odt^ 
Glerf  cum  Eselborn,  Asselbom,  Boegen  com  Heisdorf,  Boxhom, 
Doenitigen  cum  Stocken),  Heinerscbeid  cum  Fischbach,  HeMogen  com 
Hoffelt,  Holler  cum  Binsfeld,  HüpperdiogeD,  Lieler,  Lullingeu,  Mar- 
nach  cum  Boder,  Munshausen  cum  Buchholtz  et  Neidhansen,  Niederbess- 
^lingen  cum  Huldingen  et  Oberbesslingen,  Trotten,  ülflingen  cum  Büwiseb, 
Weicherdingen,  Weiswampach  cum  Beyler-Leythum,  Wilwerdingeii, 
Diekirch  cum  Ingeldorf  et  Tandel,  Bastendorf,  Bettendorf,  Branden- 
burg, cum  Landscheid,  Burscheid,  Eppeldorf,  Erpeldingen,  Ettelbrück, 
Gilsdorf,  Medernach  cum  Ennsdorf,  Michelau  cum  Lipperscheid, 
Moestroff^  Niederschieren,  Oberfaulen  cum  Niederfeulen,  Obermerlxig 
cum  Niedermertzig  et  Michelbuch,  Beisdprf  cum  Elein-Reisdorf, 
Scblindermanderscheid,  Stegen,  Welscheid  cum  Bnrdien,  Echtemacb, 
Bech,  Befort,  Berdorf,  Born,  Ghristnach,  Consdorf  cum  Breidweiler, 
Hemsthal  cum  Alttrier,  Herbom,  Mompacb,  Moersdorf,  Osweiler,  Bo»- 
port  cum  Qirster-Elause,  Steinheim,  Waldbillig,  Greyenmacher,  Ber- 
burg,  Biyer,  Ebnen,  Lellig,  Machthum,  Manternach,  Mertert,  Nieder- 
donveii,  Wasserbillig,  Wormeldingen  cum  Oberwormeldingen ,  Koe- 
rieh  cum  Qoetzingen  et  Kap,  Bettingen,  Dippach  Eischen,  Fing^, 
Gamich  cum  Dalheira  et  Hivingen,  Hagen  cum  Steinfort,  Hobscheid 
Holzem,  Eah.ler,  Kehlen,  cum  Glni,  Keispelt,  Eopstal,  Käntzig,  Mi- 
mer, Niederkerschen,  Nospelt  cum  Kodt,  Oberkerschen  cum  Linger, 
Sieb^born  cum  Calmus,  Sprinkingen  cum  Schuweiler,  Mersch  cam 
Beringen  et  Beckingen,  necnon  BoUingen,  atque  Schoenfels,  Berg, 
Bissen,  Blascheid  cum  Eisenborn,  Boevingen,  Buschdorf  cum  Brack, 
Cruchten,  Fels,  Fischbach,  Greisch,  HefSngen,  Lintgen  cum  Gössel- 
dingen,  Lorentzweiler  cum  Bofferdingen ,  Meysemburg  cum  Angtls- 
beiy,  Moesdorf  cum  Pettingen,  Nommern  cum.Sdirondweiler,  Saed 
cum  Sdiwebach ,  Tüntingen  cum  Ansemburg  et  Hollenfels ,  Ospers 
cum  Niederpallen,  Arsdorf  cum  Neunhausen,  Beckerich  cum  Loete* 
liiigen,  Bettbom,  Bondorf,  Buschrodt,  Colpach  cum  Klein-Elcherodt, 
Ell,  Elwingen  cum  Noerdingen,  Ewerlingen  cnm  Schandel,  Folscbeid 
cum  Hostert,  Örosbous  cum  Dellen,  Holz,  Oberpallen,  Peri,  Rambmch, 
Bedingen  cum  Nagem,  Bindschieiden  cum  Kuborn  et  Grevels,  Bodt 
.  cum  Launen,  üseldingen  cum  Bippweiler,  Vichten,  Wahl,  Wolflingei, 
Bemich,  Bech-Elein-Macher,  Bous,  Bärmeringen,  Canach«  Dalheim, 
Ellingen,  Elwingen,  Greiveldingen,  Lenningen,  Mondorf,  Remersdiefl, 
Schengen,  Schwebsingen,  Stadtbredimus ,  Syren ,  Trintingen ,  Wald- 
bredimus,  Weiler  zum  Thurm,  Wellenstein,  Yianden  cum  S.  Nicoiao 
et  Biwels,  £!onsthum  cum  Holsthum,  Fouhren  cum  Bettel,  Hoecheid 
cum  Dickt,  Hoeingen  cum  Dorscheid,  Merscheid  cum  Weiler,  Bodars> 


AMen  über  die  Errichtung  des  Bisth.  Luxemhurg  (ISTO-^l^.)    ^43 

hanseo,  Stolzrmbnrg,  üntereisenbacb,  Wahlhavsen,  Niederwiltz  com 
WiDseler,  BaUschleiden  cnm  Baschleiden,  Berte,  Beweno,.  Brachten- 
bach,  DaU  cnm  Nocber,  Derenbach,  Dunckerodt,  Escfaf  Eaehdorf, 
Eschweiler,  6oe8dorf  cum  Bochbolz,  HarHngen,  Heiderscheid  com 
Heiderscbeidter-Grund  et  Merscheid ,  Imeobam ,  Eaondorf  cnm  Bu- 
derscheid,Eaütenbach,Knapho8Gheid,  Merkholz,  Niederwampach,  Noer- 
tiogen,  Oherwampach  cnm  Allerborn,  Oberwiltz,  PintRch  cum  Dranflfelt 
necnon  Enacheringen,  Lellingenqne  et  Siebenaller,  Soller,  Sjr,  Tadler- 
Btngel,  Tardchampe.  —  Declaramus  igitur  snpra  memoratam  Oi- 
vitatem  et  singnlas  paroecias  et  loca  pr^edicta  emmmqne  incolas 
utrinsqne  sexus  praefatae  Ecclesiae  Episcopali  Loxemburgenai  ejasque 
Praesnli  pro  suis  Civitate,  territorio,  Dioecesi,  Clero  aaecolari  ac 
utriusque  aexus  regnlari ,  salvis  tarnen  Begularinm  in  qnantnm  eint, 
exemptionibus,  nee  non  popnlo ,  in  perpetuom  assignari  et  in  spiri«- 
taalibns  snbjici. 

Et  cnm  jaro  in  Constitorio  secreto  die  yigeaima  aeptlma  Jonii 
proxime  elapsi  habito  Summns  Pontifex  ad  memoratam  Eccleeiom, 
ot  ipsa  celeriter  proprio  Ordinario  Fastore  pro^ideretor ,   dignskns 
Sit  promovere  et  in  primnm  ejnadem  Bpiscopum  praeconizare  S.  P.  D. 
Nicolaum  Adamest  nsqne  adhuc  Vicariatns  Apostolici  mox  snpressi 
providum  et  fmetuosum  administratorem ,  transferendo  enm  ab  Ec- 
clesia  Halicamassensi  i.  p.  i.,  cni  obstrictns  erat,  ideo  officio  simnl 
et  gaudio  sibi  dacent  omnes  in  praedictis  civitate  et  loci  permanen- 
tes eumdem  Praesnlem,  cujus  zelum  patemum  jam  perspectum  ha«- 
bent,  imposterum  tanqnam  proprium  Episcopum  agnoscere  et  reverieri 
ejasque  salutaribus  mandatis    ac   monitis    promptiori    et  alacriori 
in  dies  animo  intendere.     Quqniam  vero  Saiictitas  Sua  Nobis  com- 
mltti   voluit ,   nt  Capitulum  Ganonicornm   caeterorumqae   qui  Ec- 
clesiae Cathedralis  Lnxeroburgensis  serviiio  debent  esse  mancipati, 
erigamus   atque  constituamus ,  ac  insuper,  ut  tum  Bcclesiae  ca-» 
thedralis  servitium  tum  insignia  ipsius  Capituli,   tum  alia  omnia 
in    bac  re   necessaria   constituamus  ad   tramites  SS.  Ganonum  et 
ad    normam  Ecciesiarum  Cathedralium  nuper  in  Hollandia  erecta- 
mm,  praeterea,  nt,  relate  ad  Seminarium  Glericorum  Luxemburg! 
jam  existens  omnia  statuamus  et  declarenros  quae  ad  Episcopale  Se* 
minarium  oonstituendum  necessaria  dignoscuntur  juxta  eccle^iasticas 
Sanetiones,  ideo  Nos,  utentes  facultate  Nobis  simul  facta  aliam  per- 
sona m  in  dignitate  ecclesiastica  constitutam  subdelegandi,  deque  pru- 
dentia,  dexteritate  et  scientia  memorati  Episcopi  S.  P.  D.  Nicolas 
Adsnies  jdene  confisi,  eumdem  subdelegandum  ducimus  et  per  prae- 
sentes  subdelegamus  ad  illa  onmia  Junta  nonnas  tum  in  memoratH 
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ApostoUeis  litteris  tum  infra  traditas,  atqne  ex  sabdelegata  sibi  Apoeto- 
lioa  aactoritate,  exequendaf  imposito  ei  onere,  post  duos  menses  ab  expleb 
execntione ,  omnia  acta,  quas  in  id  tülerit,  ad  Nos  mittendi,  nt  Nos 
eadem  ad  S.  Sedem  tempore  debito  transmittere  possimos. 

CapitiiliHn  autem  Ganonicornm  Ecclesiae  GathedraÜB  Luxembar- 
gensiSf  cigns  igitar  erectio  praefato  Episcopo  committitar ,  nt  pri- 
tnnm  institütum  fnerit,  omnibns  fruetnr  jnribus  omnibnsqne  tenebitar 
ra6ribü3  qoae  Catbedralis  cujüscnmqne  Capituli  ex  commoni  SS.  Caoo- 
mm  jure  propria  sunt.  Quere  qnoties  deinde  contigerit,  at  Ecdesit 
Loxemburgeiisis  ex  Pastore  siio  viduetar ,  et  nemo  sit  coi  ejoadem 
administratio  a  8.  Sede  faerit  demandata,  pertinebit  ad  Capitdiim 
in  illa  instittttam,  nt  Dioeceseos  procnrationem  prospiciat  per  depo- 
tatioBem  Viearii  Gai^tnlaris,  atque  ad  enm  modnm  qai  comimnii 
SS.  Ganonum  jure  et  ex  Tridentini  Concilii  decreto  praescriptns  esL 

Gonstabit  porro  Gapitnlum  Ecclesiae  Gathedralis  Loxembargai- 
818  ex  una  tantmn  dignitate  cum  titnlo  Praepositi,  et  octo  canonicis. 
Prima  vice  Capitulares  omnes,  oomprefaensa  dignitate,  per  Episcopom 
snpra  deputatnm  iibere  eligentnr ;  imposternm  Yero  nominatio  fiet 
jaxta  methodom  pro  Gapitnlis  Gathedralium  Ecclesiamm  Neerlandiae 
nnperrime  erectamm  a.  S.  Sede  concessam,  quam  proinde  laodat» 
Episeopus  in  actis  latius  exponere  et  declarare  cnrabit. 

Com  autem  Ganonicales  praebendae  modo  desint ,  et  GaDonid 
deaignandi  corae  animarum,  javentntis  institutioni ,  aliisque  nroniis 
pro  Beligionis  bono,  attento  etiam  sat  mediocri  Sacerdotim  nomartK 
vacare  debeant,  ideo,  nsquedum  a  S.  Sede  aliter  disponator,  C^i\Mr 
lares  ab  onere  residendi  penes  Gathedralem  et  sacra  offieia  penel* 
▼endi  eiimentur  uti  in  Neerlandia,  ita  tarnen  nt  laudatns  Episcop« 
in  8U0  ereetionis  decreto  cnret  de  nonnallis  diebns  infra  annnro  (se- 
mel  saltem  in  mense  qnolibet)  designandis,  in  quibns  GanonidClw- 
rum  adire,  atqne  offieia  peragere  teneantür,  ntqne  etiam  apnd  Epi&- 
copum  advocati  congregentnr  praes^im  pro  negotüs,  circa  qnae  ex 
sacris  Ganonibns  Gapitnli  sententia  est  perquirenda.  Quoad  istes  veiv 
et  alios  eaitraordinarios  conventns  Gapitnli ,  administrationem  bm 
spiritualem  tarn  temporalem  cathedralis  Ecclesiae,  constitntiooMa 
Canonici  Theologi  et  Poenitentiarii ,  eaedem  valebnnt  normae  et  a 
praefato  depotato  Praesule  enncleatae  definientnr,  quae  pro  Gapita- 
lis  Neerlandiae  per  decretum  S.  Gongregationis  de  Propaganda  Vü^ 
die  decima  septima  Julii  1858  datnm  a  Summe  Pontifice  probatae 
et  sancitae  fuerunt.  Pariter  insignia  Canonicoruro  ea  mint  qnae 
per  Beseriptnm  ejuadem  S«  Gongregati(mi8  die  1.  Junii  1862  quibe* 
dam  HoUandiae  Gapitnlis  a  SS.  Patre  conoessa  Aiere. 
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De  eaetero,  postquam  haec  omnia  rite  ordinata  faerint,  cnrare 
debebit  idem  Fraesnlf  vel  ejus  in  Sede  Luxembnrgensi  successor,  ut 
capitulom  LnxemburgeDae  stia  pecnliaiia  statuta,  ad  iraroites  SS. 
CanoDum  et  praedictarum  normarum  condita,  habest. 

Haec  Nos  ex  delegala  Apostalica  auetoritate,  declaramus^  de- 
cernimus  et  committimus,  contrariis  quibuscumque  non  obstantibus. 

Harum  autem  Nostrarum  Litterarum  tria  exeniplaria  conlici 
jussimuSf  quorum  unum  ad  S.  Congregationem  Goostitorialem  aterum 
ad  S.  Gongregatianem  negotiis  Fropagandae  Fidei  praepositam  mittiiDus, 
aliud  tandem  inxarchivoEcelesiae  Episcopalis  Luxemburgensis  asser- 
▼ari  mandamus. 

Datum  Hagae  Comitum  die  septima  l^ovembris  S.  Willibrordo 
saera,  anno  millesimo  octingentesiiuo  septuagesimo,  Fontificatus  SS. 
DD.  NN.  Fü  Fapae  IX.  anno  XXV. 

L.  S.  (sig.)  Ängdus  Bianchij  Int.  et  Deleg,  Apostolicus. 

(sig.)  Marcellinus  Vuillemin,  Secretarius. 

Vorstehendes  Schreiben  wurde  in  deutscher  Uebersetzang  am  letzten 
Sonntag  des  Januar  1870  zufolge  bischöflicher  Anordnung  von  den  Kanzeln 
Terlesen. 

5.  Nicolaus  Adames,  Miseratione  divina  et  Apostolicae  Sedis  gratia 

I^scapus  Luxemburgensis,  Solio  Pontificio  Assistens,  Ommbus 

praesentes  Nostras  Litteras  leciuris  vel  legi  audituris 

Salutem  in  Domino. 

^Fretiosa  san(^torum  Fatrum  scripta  et  antiquitatis  mouumenta 
plenissiine  testificantur,  a  christianae  Beligionis  exordio,  sub  Episcopo 
cujuslibet  ecclesiae  Presbyteros  in  necessaria  dependentia,  quam  sola 
haeresis  non  <)oghont,  positos  fuisse  illi  in  sacro  ministerio  socios  et 
cooperatores ;  ipsum  eorum  consilio  et  juvamine  res  ecclesiasticas 
gessisse,  sacrosancta  fidelibus  sacramenta  dispensasse,  caeteraque  mu« 
neris  sui  officia  peregisse.  Ex  hoc  avito  presbyterorum  coetu  orturo 
duxit  Cdnonicorum  ColUgium,  in  praesens  omni  Ecclesiae  Cathedrali 
episcopali  connexnm,  -cujus  jaxta  s.  Concilium  Tridentinum  praecipuae 
partes  sunt :  ad  conservandam  augendamque  discipUnam  ecclesiasti- 
cam  pietate  proeceXlere,  aliisque  exemplo  esse ;  Episcopum  dpere  et 
officio  juvare,  eidemque  celehranii  atU  alia  Pontificalia  exercenti  as- 
sistere  et  inservire ;  in  choro  ad  psallendum  instittUo  hymnis  et  can- 
ticis  Dei  nomen  reverenter^  distincte  devoieque  laudare,  atque  ca 
moriim  integritate  poUere,  ut  merito  Ecclesiae  Senatus  dici  possit  ^). 

1)  Conc.  Trident.  Bess.  XXIY.  de  Bef. 
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Supremus  omniain  Episcopornm,  Prebyterornm  et  fidelimn  Pas- 
tor^ Sanctissimüs  Dominus  Noster  Pius  PP.  IX.  pro  Sna  ergo  im» 
pastorali  sollicitudine ,  yotis  Cleri  populiqne  obsecnndans  Luenbiir- 
gensis,  Consistoriali  Decreto  die  20.  Junii  anni  proxime  elapsi  dato 
et  per  Litteras  Apostolicas  die  27.  mensis  Sej^embris  ejosdem  anni, 
aperto,  motu  proprio  et  ex  plenitadine  Apostolicae  potestatis  Nos  et 
nostram  regionem  Episcopalis  Ordiuarjae*  Sedis  et  Kegiminis  deoore 
et  benefieio  dotare  dignatus  est,  erigendo  Civitatem  Lnxembargeo- 
sem  et  Ecclesiam,  quae  inibi  praestat  sob  titulo  Beutae  VirgiDis  Ma^ 
.  riae  Consolatricis  Civitatem  Luxembargensem  et  Ecclefnam,  qnae  inibi 
praestat  sab  titulo  Beatae  Virgiuis  Mariae  Consolatricis  Affllctonm, 
in  Episcopales  respective  Civitatem  et  Ecciesiam,  atque  instituendo 
in  ista  Sedem  episcopalis  Praesulis  pro  uno  deinceps  Epiaoopo  La- 
xemburgensi,  juxta  normam  caeterarum  Civitatum,  Ecclesiarom  et 
Sedium  episcopalium  nnperriroe  in  ipso  Neerlandiae  r^^^  erec* 
tarum. 

Sanctitas  Sua  per  easdem  supra  nuemoratas  Litteras  ApostoÜ- 
eas  eommisit  Revereudissimo  Aaigelo  Bianchi,  Protonotario  Aposto- 
.  lico  et  S.  Sedis  apud  Hollandiae  Aulam  Internuntio,  orones  et  sio- 
guias  facultates  necessarius  et  opportunas  ad  exequenda  munia,  ad 
erectionem,  constitutionem  Capituli'Canonicoruro  caeteroromqae  qoi 
Ecclesiae  Nostrae  Cathedralis  servitio  debent  mancipari,  ad  insignia 
ipsius  Capituli  et  alia  in  hac  re  necessaria  spectantia,  facta  eidem 
venia,  alteram  personam  in  ecclesiastica  dignitate  constitutam  sab- 
delegandi.  Praelaudatus  vero  Reverendissioma  Internuntius  Aposto- 
licus,  litteris  Hagae  Comitum  die  7.  mensis  Novembris  proxiow 
elapsi,  s.  Willibrordo  sacra,  Nosmetipsos  subdelegare  dignatus  est, 
ad  illa  omnia  perficienda  juxta  normam  s.  Coucilii  Tridentini,  Ayoe- 
tolicamm  Constitutionum  uecnon  aliorum  in  Hollandiae  Ecciesüs  ei- 
thedralibus  novissime  erectorum  Capitulorum. 

Nos  igitur  hac  concessa  Nobis  potestate  subdelegata  utentes 
per  praesentes  litteras  nomine  S.  Domini  Nostri  Pii  divina  Provi- 
dentia Papae  IX.  in  Cathedrali  Nostra  Ecclesia  erigimiis  et  consti- 
tuimus  Capitulum  unius  Dignitatis  seu  Praepositi  et  octo  Canonioo- 
rum  non  comprehenso  eo,  qui  dignitate  Praepositi  insignis  erit,  qoi- 
que  et  ipse  canönicatum  obtinebit.  Eidem  vero  Capitulo  sie  consti- 
tuto  conferimus  eadem  potestate  onmia  jura,  et  imponimus  omnia 
onera,  quae  Catbedralis'cujuscunque  Capituli  ex  comknuni  ss.  Caoo- 
num  jure  propria  sunt,  sal vis  tamen  onmibus  et  singulis,  quae  pro 
Capitulis  Neerlandiae  per  Decretum  s.  Congregationia  de  Propaganda 
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Fide  de  17.  Julii  1858  datnm  a  Summe  Pontifice  probata  et  san- 
cita  fuerunt,  necnon  iis,  quae  per  Rescripfnm  ejusdem  s.  Gongrega- 
tioois  die  1.  Jüdü  1862  circa  iDsignia  Ganonicoram  quibusdam  Hol- 
landiae  Gapitulis  Sanctissimus  Pater  eoucessit. 

Prima  vice  Nos  ipsi  omnes  Gapitulafes,  comprehensa  Dignitute, 
libere  eligimus ;  imposterum  autem  Canonicatos  in  mensibus  Janua- 
rii,  Martii,  Maji,  Julii,  Septcmbris  ac  Novembris  vacaturi  a  Sancta 
Sede  Apostolica  couferentur.  In  reliquis  sex  mensibus  altemis  no- 
minatio  fiet  vel  libere  per  £piscopum  vel  per  Gapitulum  ea  tarnen 
ratione,  ut  tres  ecclesiastici  yiri  semel,  iterum,  vel  tertio  exhibean- 
tur,  ut  idoneus-  et  uädequaque  commendatus  ab  eodem  canonicus  in- 
stituatnr :  aliter  electio  libere  ad .  Episcopum  pertineat.  Praeter 
Dignitatem ,  Praepositi    titulo  ditatam ,  eonstituendi  sunt  canonicus 

« 

Theologns  et  Poenitentiarius,  qui  prima  vice  a  Nobis,  absque  con- 
cursa  eliguntnr;  in  posterioribus  autem  eorumdem  electionibus  ad 
SS.  Canonum  tramites  perficienda  erit 

Quoties  contigerit,  ut  Ecclesia  Luxemburgensis  Pastore  suovi- 
duetur,  et  nemo  sit,  cui  ejusdem  administratio  a  S.  Sede  fuerit  de- 
mandata,  pertinebit  ad  Gapitulum  in  illa  institutum,  ut  Dioeceseos 
procurationi  prospiciat  per  deputationem  Vicärii  Gapitularis,  atque  ad 
eum  modum,  qui  communi  ss.  canonum  jure  et  ex  s.  Tridentini  Co- 
dlii  Decreto  praescriptus  est. 

Integrum  administrationis  tum  temporalis  tum  spiritualis  Ca- 
thedralis  Ecclesiae  jus  apud  Episcopum  manet,  donec  Apostolica  Se- 
des*  aliter  provideat. 

Cum  autem  canonicales  praebendae  modo  desint  et  canonici 
designandi  curae  animarum,  juventutis  institutioni  aliisque  tnuniis 
pro  Beligionis  bono,  ättento  etiam  mediocri  saoerdotum  numero,  va- 
Gare  debeant,  ideo,  usqnedum  a  S.  Sede  aliter  disponatur,  Gapitula- 
res  ab  onere  residendi  penes  Gathedralem  et  sacra  officia  persolvendi 
eximantur,  uti  in  Neerlandia,  ita  tamen,  ut  Ganonici  semel  in  mense 
diebus  ulterius  designandis,  chomm  adeant,  aique  divina  officia  pe* 
ragaut,  utque  etiam  apud  Episcopum  advocati  congregentur  praeser- 
tim  pro  negotiis,  circa  quae  ex  sacris  canonibus  Gapituli  sententia 
est  perquirenda.  Quoad  extraordinarios  vero  Gonventus  Gapituli,  hi 
cogi  nequeunt,  nisi  de  consensu  Episcopi,  et  in  iisdem  conventibusi 
capitularibus,  etiamsi  de  re  spectante  ad  Gapitulum  agatur,  Episcopo 
liberum  erit,  per  se  vel  per  Qeneralem  suum  Vicarium  intervenire, 
salvis  tamen  canonicis  praescriptionibus.  Authenticum  autem  capi- 
tularium  oinniura  actorum  exemplar  Episcopo  quamprimum  traden- 
dum  erit 
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Cum  congruum  admoduin  sit,  nt  qni  iu  Ecclesiae  Sepatam, 
Consiliarios  £piscopi  ac  praecipuos  ejusdem  Adjutores  pro  Dioeceseoe 
administratione  assumuntur,  aliqua  etiam  ratione  distinguantar,  Ca- 
nonici, nuUa  habita  ratione  grados,  supra  saperpelliceam  indaant 
mozettam  nigram  ab  intus  investitam  serico  rosacei  coloris  aut  pur- 
purei,  sie  ut  fimbriae  ejusmodi  coloris  foris  pateant;  itenique  nodi 
et  scissurae  quibus  nodi  interuntur. 

Haec  omnia  et  singula  Sanctissimi  D.  Nostri  Pii  PP.  IX.  no- 
mine et  Auctoritate  ApostoHca  acta  et  perfecta  in  perpetuum  ?ali- 
tura  jubemus  et  mandamus. 

Ex  eadem  potestate  Nobis  subdelegata  tenore  praesentium  pri- 
mos  canonicos  Capituli  Ecclesiae  Gathedralis  Luxemborgensis  eligi- 
mus,  constituimus  et  nominamus  plurimnm  Beverendos  Dominos: 

1.  J.  M.  Fohr^  Gap.  ad  hon.  S.  Pii  IX.  et  Praesidem  Semin.  cleric 

Luxemb. 

PI.  B.  D.  Bern.  Ambrosy^  Decanus-Parochus  ad  s.  Micbie- 
lern  Luxemburgi,  et  consiliarius  noster  synodalis ,  ci- 
nonicatum  oblatum  propter  inflrmitatem  recnsaTÜ 

2.  J,  Majerus^  Parochum-Decanum  in  Mersch. 
'S,  J.  EngUng^  olim  Professorem  Philosophiae. 

4.  Nie.  Schmiß  Professorem  s.  Scripturae.     | 

5.  Bern.  Weeber^  ProfessoremTheologiae  moral.  j  in  Semin.  der.  Loxemb. 

6.  Leon.  SuhSj  Professorem  Juris  canonici      ] 

7.  Theod.  ScJdoeffer,  Parochum-Decanum  in  Clerf. 

8.  Joan.  Bapt.  Beck,  Parochum  in  Mertert. 

9.  Nie.  Wies,  Institutorem  doctrinae  christianae  in  Atbenaeo  Luxemb. 

Eadem  pariter  potestate  Apostolica  conferimus  et  assignamusDig- 
uitatem  Praepositi  pl.  B.  D.  Joanni  Michadi  FShr^  OfBdum  Ca- 
nonici Theologie  pl.  B.  D.  Bemado  Weber ^  Officium  Canonici  F^ 
nitentiarii  pl.  B.  D.  Nicoiao  Wies^  supra  nominatis.  Die  a  Nobis 
determinanda  Praepositus  caeterique  Canonici  in  Ecclesia  Ottbednii 
Luxemburgensi  convenient,  ut,  senratis,  singuli  in  realmi,  corpora- 
lem  et  pacificam  possessionem  Dignitatis  et  canonicatus  introducan- 
simulque  injungimus,  ut  juxta  praescriptmn  s.  Concilii  Tridratiai 
(Sess.  XXIV.  cap.  12.  de  Bef.)  a  die  adeptae  possessionk  ad  minu 
intra  duos  menses  in  manibus  Nostris  orthodoxae  snae  fidei  publican 
faciant  professionem  et  in  Bomanae  Ecclesiae  obedientia  se  permu- 
suros  spondeant  et  jurent. 

Datum  Luxemburgi  die  19.  Martii  1871  sub  sigillo  Nostro  et 
cum  manus  propriae  subscriptione. 
L.  S.  (Sig.)  t  Nicolaus^  Episc.  Luxemb. 
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6,  Prcjet  de  Lei  atfant  pour  ohjei  la  creation  Wun  Sf^chS. 
1,  Rapport  adresse  au  Conseil  d^£tat,. 

Luxembourg,  le  12.  d^cembre  1872. 
Monsieur  le  Pr^dent, 

Le  6rand-Duch^  de  Luxembourg  forme  an  vicariat  apostolique 
depuis  quHl  est  s^par^  da  dioctee  de  Namur;  il  a  ^t^  constitu^ 
comme  tel  par  Bref  de  SaSaintet^  Gr^oire  XVL  da  2.  jain  1840, 
dont  les  dispositions  ont  6t6  approuv^es  par  arret6  royal  grand-da- 
cal  da  13.  jaillet  suivant. 

Le  vicariat  apostolique  est  consid^r^  comme  an  Etablissement 
anormal  de  l'öglise;  il  est  6ng6  dans  les  pays  non-catholiqnes  qui 
se  trouvent  en  Etat  de  mission.  L'administration  Episcopale  est  ceHe 
des  pays  catholiques  et  y  prEvaut  portoat ;  eile  est  introduite  de 
plos  en  plas  dans  les  autres,  tels  qae  les  Pays-Bas,  TAngleterro. 
Le  Gony^mement  a  done  cra  devoir  arreter  le  projet  de  loi  que  j'ai 
rbonnear  de  soamettre  au  Conseil  d*l!tat  et  qui  a  pour  objet  d'au- 
toriser  TErection  du  Grand-DucbE  en  EvecbE. 

Cette  mesure,  rEclamEe  depuis  longtemps,  entrait  dans  les  vnes 
des  Goavernements  prEcEdents ;  eile  a  eu  Fapprobation  des  reprEsen« 
tants  du  pays;  eile  aurait  6t6  rEalisEe  dEjä,  si  eile  n'ayait  pas  dft 
entrafner  pour  T^tat  des  obligations  qu'il  ne  s'agit  plus  de  lui  im- 
poser  aujoard*bai. 

Je  crois  devoir  rappeler  brievement  les  actes  et  les  faits  qui 
justifient  la  {Hroposition  que  je  viens  d'Emettre. 

Les  nEgociations  pour  la  conclusion  d'un  concordat  eurent  na- 
turellement  pour  principal  objet  le  rEglement  de  la  position  du  chef 
du  clergE.  Le  Gouvernement  luxembourgeois,  qui  avait  d'abord  bE- 
sitE  sur  le  titre  d'EvSque  k  lui  attribuer,  admit  bientöt  ce  titre; 
dans  le  projet  de  concordat  qu'il  arreta  en  1858,  il  adopta  des  disposi- 
tions d'aprEs  lesquelles  de  Grand- DncbE  Etait  constituE  en  EvechE, 
rövSque  Etait  nommE  par  le  Saint-FEre,  jouissait  dHin  traitement  de 
10,000  fr.  outre  TinderonitE  de  voyage,  et  avait  pour  Tassister  un 
vicaire  gEnEral  au  traitement  de  2500  fr.,  nn  chapitre  et  provisoire- 
ment  quatre  conseiller  sayant  droit  chacun  ä  und  inderonitE  de  500  fr. ; 
je  ne  parle  pas  des  attributions  assez  Etendues  qui  lui  Etaient  en 
mime  temps  confErEes.  Une  entente  ne  put  avoir  Heu  k  cause  des 
prEtentions  qu'Elevait  la  Cour  de  Bome.  Dös  1859,  le  Gouverne- 
ment accEda  k  la  proposition  que  le  caractEre  Episcopal  fut  attribuE 
au  vicaire  apostolique  En  attendant  la  conclusion  du  concordat.    Un 
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Bref  du  26.  mars  1863  ^en  älevant  M.  Adames  du  rang  de  prori- 
caire  apostolique  ä  celui  de  vicaire  apostoliqluie ,  confera  ^gal^me 
meutla  dignit^  d'^v^ue  d'Halicamasse.  II  fut  recounu  comme  yieaire 
apostolique  et  4?eque  d'Halicarnasse  en  vertu  d'nn  arret^  r.g.-d.  du 
11.  aoüt  1863,  etremplit  depuis  sa  uomination  jusqu'ä  ce  jonr  les 
fouctions  ^piscopales  dans  le  Grand-Duch^  de  Luxembourg. 

Le  Gouvernement  lüxembourgeois,  d^s  qu'il  connut  les  inten- 
tions  de  la  Cour  de  Borne  d'elever  M.  Adames  &  la  dignit^  d'^vS- 
que,  fit  des  propositions  pour  faire  constituer  le  Grand-Duch^  comme 
äyechä,  meme  avant  la  conclusion  du  concordat.  Ses  propositions 
sout  contenues  dans  une  däpeche  da  26.  miars  1863,  adress^  au  mi- 
nistre  des  Pays-Bas  ä  Borne.  EUes  re^roduisent  Celles  du  projet 
de  concordat  de  1858  que  j'ai  rappelt  plus  haut,  avec  cette  dif- 
f^i^ence  que  le  traitement  de  T^v §qne  est  port^  ä  7000  fir.  seulement 
an  lieu  de  10,000  fr.,  et  que  sa  nomination  aurait  liqp  avec  le  cod- 
sentement  de  Gouvernement  .  Ces  ouvertures  n'Bureut  pas  de  snite, 
parce  que  la  Cour  de  EU)me  ^leva  comme  condition  de  son  assenti- 
roent,  des  exigences  qui  ne  purent  etre  admises.  II  est  done  oer- 
tain  que  le  Gouvernement  lüxembourgeois  n'a  pas  cess^  de  poursaivre 
de  ses  voeux  la  cr^ation  d'un  ^veche  de  Luxembourg.  Ce  qui  snit 
fera  voir  que  la  repr^ntation  du  pays^tait  d'accord  avec  lui. 
•  Lorsque  le  projet  de  concordat  arret^  en  1858  fut  soumis  i 
la  Cour  de  Bome,  ceUe-ci  refusa  de  continuer  les  n^gociations,  si  cet 
acte  une  fois  sign^  devait  §tre  soumis  ä  Tapprobation  de  TAsseiD- 
bl^e  des  lltats;  eile  demanda,  conform^ment  ä  la  d^peche  de  M. 
Duchatel  du  14.  septembre  1858,  »que  le  Gouvernement  luxanboor- 
geois  f!t  connaftre  les  nögociations  pr^liminaires  qui  avaient  eu  lien 
ä  La  Haye,  les  demidres  propositions  qu'il  avait  fiaites  ä  Borne,  ses 
intentions  ult^rieures ,  et  üt  pr^ciser  par  les  £tats  jusqu'ä  quelles 
limites  il  ätait ,  autoriä^  k  aller ;  afin  qu'en  se  tenant  strictement 
aux  prescriptions  des  lltats ,  le  Gouvernement  n'eüt  plus  besoin  de 
soumettre  le  concordat  ä  leur  sanction  et  que  TaflEEure  pftt  etre  con* 
duite  h  bonne  fin.c 

Le  Gouvernement  soumit  la  question  soulev^  it  TAsBenbUe 
des  £tats,  qui  se  constitua  en  comit^  secret  pour  entendre'les  eqdi* 
cations  qui  lui  furent  donn^es  sur  la  Situation  des  n^;ociatioDS. 
Denx  s&inces  h  huis  clos  furent  consacr^  ä  raflbire,  les  9.  et  17. 
d^mbre  1858;  il  est  incontestable,  d*aprte  les  procte-verbanx  de 
ces  s^nces,  que  T Assembl^e  eut  connaissance,  conform^ment  au  d^ 
sir  manifeste  par  la  Cour  de  Bome,  du  projet  de  concordat  arret< 
par  le  Gouvernement  lüxembourgeois,  et  qu*elle  n'avatt  aocoae  ob- 
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jection  'ä  faire  contre  les  dispositioos  qn'il  renfermait  Depnis  lors, 
TAssembl^e  des  l^tats  a  continu^  ä  insister  sor  la  conclBsion  du 
concordat,  dont  eile  counaissait  les  termes,  et  a  ainsi  fait  Toir  qu*elle 
persistait  h  admettre  le  point  qni  en  fait  la  base :  r^tablissement 
d'aii  ävech^  ä  Luxerobourg. 

Le  Gonseil  d'^tat  a  de  son  cöte  reconna  dans  son  avis  22.  aoüt 
1870  qne  la  cr^utiou  d'un  ^v§ch^  h  Lüxemboorg  n'avait  rien  de  con- 
trairie  aux  voeux  du  pays  et  äux  d^sirs  du  Souverain ;  je  pense  dönc 
que  cette  niesore  ne  pent  guere  rencontrer  d*objection  en  principe. 
Le  (joavernement  a  cru  devoir  d*aatant  moins  h^siter  k  la  proposer 
que  r^tat  n^assuroe  aucun  des  engagements  qui  lui  ^taient  impos^s 
par  le  projet  concordat  de  1858  ou  par  les  propositious  de  1863,  et 
qua  la  prestation  de  sernaent  qui  est  exig^e  de  T^veque  constitue 
une  garuntie  ä  laquelle  on  a  toujonrs  attach^  de  Timportance.  Uu 
arrangement  n*a  pas  eu  Heu  relativement  ä  Tintervention  du  Qouver- 
neinent  dans  la  nominatioa  de  T^v^que;  le  projet  de  loi  renferme 
une  disposition  qui  semble  faire  disparaftre  tous  les  inconv^nients 
qu*on  pouvait  craindre  ä  ce  sujet;  eile  pprte  qu'en  cas  de  remplace- 
meut  de  T^veque,  le  nouveau  titulaire  ne  pourra  jouir  d'aucun  trai- 
tement  tant  quUl  n'a  pas  ^t^  agr^^  par  le  Souverain;  de  cette  ma- 
nidre  les  justes  d^siA  de  Tautorit^  civile  semblent  beaucoup  moins 
pouvoir  etre  m^connus  que  si  un  accord  ^tait  interveuu  dans  les 
termes  de  la  disposition  de  l'art.  4  du  project  de  concordat  de  1858. 

II  a  sembl^  qu'il  cohvenait  d^ntroduire  dans  la  loi  une  dispo- 
sition concemant  le  traitement  de  T^feque  afin  qu*aucun  doute  ne 
subsistät  sur  ce  point  Le  traitement  resterait  le  meme  que  celui 
accord^  jusqu'ä  pr^ent  au  vicaire  apostolique  par  la  loi  du  3.  f^- 
Trier  1865,  sauf  qu'il  serait  augment^  comme  celui  des  autres  fonc-^ 
tionnaires. 

Je  crois,  que  le  projet  de  loi,  s'il  est  adopt^,  r^ut  d'une 
manidre  satisfateante  une  question  qui  a  souvent  fait  naitre  des  dif- 
ficult^  et  des  divisions. 

Parmi  les  pitees  que  j*ai  Thonneur  de  communiquer  an  Gon- 
seil d'^tat  se  troa?e  la  d^pSche  par  laquelle  le  nonce  du  Saint-Pere 
ä  La  Haye  donne  des  explications  sur  les  motifs  qui  ont  d^rmin^ 
Sa  Saintet^  ä  äriger  le  Qrand-Duch^  en  ^yech^. 

Le  Ministre  d^£kit,  President  du  Gouvernement^ 

L.-J.-E.  Servais. 

2.  Avant'prcjet. 
Nous  GUILLAÜME  III,  etc.,  etc.,  etc. 
Notre  Couseil  d*£tat  entendu; 
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De  rassentiment  de  la  Chambre  des  d^pnt^; 

Avons  ordonn^  et  ordonnons: 

Art.  1. 
Le  Oonvernement  est  autoris^  k  consentir  k  Tdrection  du  Grand- 
Dachö  en  4vSch^,  sous  la  condition : 

1.  Qo^aucon  changement  ne  sera  apport^  aox  rapports  existaat 
entre  Tautorit^  civile  et  Pautoritä  eccMsiastique,  et  qae  leurs  droits 
et  obligatioDS  continueront  a  etre  r^gl^s  par  les  dispositions  en  Ti- 
gneur ; 

2.  Que  r^veque  pretera  le  serment  suivant: 

»Je  jure  et  je  promets  sur  les  Saints  l^rangiles  de  Dien,  ainsi 
qu'il  convient  k  un  ^veque,  de  garder  obdissance  et  fid^lit^  ä  Sa 
Majest^  le  Boi  des  Pays-Bas,  Qrand-Duc  de  Luxembourg,  men  In- 
time Souverain,  et  k  ses  successeurs.  Je  jure  et  je  promets  anside 
n'avoir  aucune  intelligence  et  de  n*assister  k  aucnn  conseil  qui  soit 
contraire  k  la  tranquillit^  publique  et  de  n'entretenir  aueuo  rapport 
suspect,  soit  au  dedans,  soit  au  dehors  du  territoire  du  Grand-Ducb^, 
et  si  j*apprends  qu*il  se  trame  quelque  chose  au  pr^judice  de  r£utt 
de  ne  rien  omettre  pour  äearter  un  pareil  danger.  c 

Le  traitement  de  l'^vSque  est  fix^  ä  .  .  .  « 

Art.  2. 

Dans  le  cas  de  remplacement  de  r^veque ,  le  nonveau  titolaire 
ne  peut  jouir  d*aucun  traitement  tant  qu*il  n*a  pas  6t6  agr6^  par  le 
Souverain. 

Mandons  et  ordonnons  etc. 

7.  3.  Avis  du  Conseil  cT^^Ko/. 

Par  d^peche  du  12  de  ce  mois,  M.  le  Ministre  d'^t  a  ap- 
pel^  le  Conseil  d'lltat  k  d^Iib^rer  sur  un  projet  de  loi  ajant  pour 
objet  d'autoriser  le  Oouy^nement  k  consentir  k  l'^rection  da  Orand- 
Duch^  en  ävech^  et  k  d^terminer  les  conditions  sous  lesqvelles  ce 
consentement  pourra  §tre  donn^. 

II  y  a  une  question  pr^alable  qui  domine  toot  le  projet  de  loi, 
c'est  Celle  de  savoir  s^il  faut  pr^fiSrer  pour  radministration  de  Teg- 
lise  catholique  dans  le  Qrand-Duch^  lä  forme  hi^rarchique  d'un  ^rtebi 
k  Celle  d'un  vicariat  apostolique. 

Le  Conseil  a  d^jä  touchä  cette  question  dans  son  avis  d^libM 
le  22.  aoüt  1870 ;  il  a  ^mis  Topinion  que  la  cr^^ion  d*nn  ^fecb^ 
n*a  au  fond  et  en  principe  rien  de  contraire  aux  yoeux  du  pays  et 
aux  d^sirs  du  Souverain. 
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Apres  avoir  d^Iib^r^  plus  Bp^cialement  sar  la  meme  qnestion,  le 
GoDseil  d*£tat  n^h&ite  pas  ä  reconnaitre  qne  la  forme  hiörarcUqae  de 
Y6Yech6  doit  etre  pr^f^r^e  ponr  rorganisation  de  T^giise  cathofique 
dans  le  Orand-Duch^  ä  celle  d'an  vicariat  apostolique. 

L'^vecl)^  est  la  forme  hi^rarchique  röguliire  et  normale;  les 
yicariats  apostoliqaes  ne  sont  ^tablis  que  dans  les  pays  ou  T^glise 
catboUqne  existe  ä  T^tat  de  mission ,  et  lä  oü  les  popolations  ca- 
tholiques  sont  dissämin^es  parmi  Celles  en  majorit^  d'un  culte  dis- 
sident 

Dans  r^veoh^  Täveque  et  les  membres  du  clerg^  sout  plac^s, 
sons  Taatorit^  du  droit  canon  et  participent  des  garaoties  que  ce 
dr<nt  renferme;  dans  le  vicariat  apostolique  le  vicaire  apostoli* 
que  reldve  d'une  congr^gation  stabile  ä  Borne  et  il  est  od  nuium 
da  Pape. 

Le  vicaire  apostolique,  ä  moins  qu'il  ne  soit  rev^u  de  ladig* 
nit^  d'un  ävSque  in  partibua ,  manque  de  diff^rents  pouYoirs  essen- 
tiels;  il  ne  peut  pas  erdonner  des  pretres,  il  ne  peut  pas  consacrer 
lee  ^glises,  il  ne  peut  pas  m§me,  sans  autorisation  particulike ,  ad- 
ministrer  le  sacrement  de  la  confirmation. 

Lorsque  par  suite  d'^venements  politiques,  le  Qrand*Dach4  a 
du  etre  s^par^  de  Nvech^  de  Namur,  Ton  con9oit  qu*il  y  avait  des 
difficultäs  k  entrer  en  n^gociations  avec  le  Saint-Si^ge  pour  r^tab- 
lisseraent  d'un  ävech^,  surtout  puisque  le  Saint-Si4ge  n^aurait  sans 
doute  pas  consenti  ä  un  tel  Etablissement ,  sans  qu'il  ait  obtenn  des 
ooncessions  sons  la  forme  d'un  concordat,  Padoption  d'un  vicariat 
apostolique  Etait  donc  absolument  command^e  par  les  circonstances 
du  moment. 

Aujourd'hui  que  la  cräation  d'un  6vech6  peut  se  r^iser  sans 
que  le  pouvoir  civil  ait  ä  faire  des  concessions  quelconques  vis-ä-vis 
de  la  Cour  de  Korne,  et  sans  meme  qu'il  en  r^sulte  une  Charge  spe- 
ciale pour  le  budget  de  r£tat,  le  Gouvernement  agira  bien  en  pr§- 
tsmt  son  concours  ä  une  oeuvre  qui  n'a  d'autre  but  que  d'assnrer  ä 
r^lise  catholique  dans  le  Grand-DuchE  un  regime  normal  et  stable, 
parfaitement  appropriE  ä  ses  besoins,  et  qu'elle  parait  en  droit  de 
r^lamer  comme  Eglise  d'un  pays  parfaitement  indöpendant  et  ren- 
fiNrmant  une  population  presque  enti^rement  catholique. 

Le  Conseil  d'^tat  se  plait  ä  constater ,  au  vu  des  documents 
qui  lui  ont  6t6  commnniqu^,  que  nos  Gouvernements  qui  se  sont 
sncc^däs  dans  les  derniers  temps,  se  sont  placEs,  pour  ce  qui  con- 
ceme  la  questioa  de  Torganisation  de  P^glise  catholique  dans  le 
Grand-Duchö,  au  pomt  de  vue  qui  vient  d'etre  d^veloppE.     A  cet 
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^gard  il  convient  de  citer  le  passage  qui  snii  d'nne  d^pSche  qoe 
11.^  le  bar(m  de  Tornaco  a  adressäe  ^  ä  la  dato  du  16.  mars  1865, 
k  M.  le  comte  Dqchatelf  minißtre  de  notre  SoaYerain  pr^  da  Saint- 
Siöge.. 

»Le  GomTemement  grand-docal  --  porte  la  d^pgobe  —  aime  i 
»consid^rer  la  nominatiaa  propos^  (celle  de  M.  Adames  k  la  dig- 
»nito  d^^v^oe  in  partibus)  comme  an  acheninemeiit  Vers  nne  me- 
»sure  plus  importante.  En  efifet,  dans  la  Situation  ou  se*  troufeat 
»les  n^gociations  ävec  la  Cour  de  Borne,  la  conelusion  d^fimÜTe  d'on 
»eoncordat  pent  encore  subir  des  retardis  prolong^  et  impr^Yos.  Dans 
»ces  circonscanees  le  Gouyernetnetit  s'est  viyement  pr^occup^  de  1*^ 
»tat  piTQvisoire  et  anormal  dans  lequel  se  trouyent  radministration 
»et  Torganisation  de  TEglise  catholique  dans  le  -Orand-Ducfa^  par 
»suite  de  la  cr^ation  faite  en  18^0  et  maintenue  jüsqu'ä  ce  jov 
»d^un  yicariat  apostolique.  D^reux  de  voir  cesser  ce^  Position 
»kx^gnlidre  et  doter  le  pays  des  ayantages  d^une  Organisation  et 
»d'ono  hi^rarchie  eecl&iastiques  fixes  et  durables,  le  Gouverne- 
»ment  ne  serait  pas  ^löign^  d'acc^der  ä  une  proposition  qui  tendrait 
»ä  ^riger  le  Grand-Duch^  en  ^vech^  k  Tinstar  de  ceux  du  Boyanme 
»des  Pays-Bas.c 

Le  Gonseil  d'l^tat  ie  plait  encore  ä  constater,  au  vu  des  düs 
documents,  quo  Sa  Majest^  le  Boi  Grand-Duc ,  dans  Sa  haute  soDi- 
citude  pour  les  int^rSts  de  ses  sujets  catholiques  du  Grand-Du^ 
a  daign^  d^larer  au  Bepr^sentaht  du  Saint-Si^ge  ä  La  Haje  qne 
»F^rection  du  Luxembourg  en  ^vechö  ne  »pourrait  que  Lui  etre 
agrteUe,  puisqu'elle  est  dans  le  voen  du  clerg^  et  de  ses  popula- 
tions.c 

.  Le  Gonseil  d'^tat,  dans  sou  avis  d^lib^r«  le  221  aoftt  1870, 
toüt  en  se  pronon9ant  iavorablement  en  principe  et  au  fend  pour  !'<- 
tabliflsevent  d'un  ä?ech^,  a  ^mis  Tavis  qu'il  n'y  avait  lieu  de  recon- 
naftre  d'aucune  maniöre  r^tablisaement  de  T^vSch^  qui  a  eu  lien  par 
le  Swit  Piro,  jusqu'ä  ce  que  la  Cour  de  Bome  ait  donn^  une  eipU- 
cation  offidelle  sur  sa  port^  r^lle  et  sans  que  <^rtaines  garanties 
ne  fussent  obtenues. 

L'explication  officielle  demandfe  par  le  Gonseil  d'^t  a  ^ 
donn^  dans  la  d^pSehe  du  Bepräsentaut  du  Saint-Si^ge  ä  LaHaje, 
qui  porte  la  dato  du  27.  s^tem^re  demier  et  qui  eet  jointe  m 
dossier«  . 

Le  projet  de  loi  soumis  aux  d^lib^rations  du  Gonseil  d^termine 
lee  conditions  sp^iales  qui  doi?ent  former  les  garantiea  auxquelles  la 
reconnaissänce  de  r^v§ch^  doit  Stre  snbordonn^. 
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Ges  conditions  sont  les  suivantes: 

L  »AucuD  changement  ne  sera  apport^  aux  rapports  existant 
entre  rautorit^  civile  et  rantorit^  leccl^siastiqae,  et  les  droits  et  ob- 
ligations  oontinneront  ä  ^tre  r^gl^s  par  les  dispositions  en  viguennc 

Le  Conseil  d'^tat  n'a  pas  d'obervations  h  präsenter  ä  l'encontre 
de  eette  disposition,  qni  est  cogforme  ä  rarticie  1 19  de  la  Constitu- 
tion, n  est  bien  entendu  que  les  dispositions  des  lois  en  vigaeor 
dans  le  Orand-Duch^  qni  r^glent  en  gdn^ral  la  condition  jaridique 
des  6Y%cli6B,  seront  applicables  au  nouvel  ^vSch^  ä  ctier. 

2.  U^vSqne  pretera  le  serment  suivant: 

»Je  jure  et  je  promets  sor  les  Saiuts  l^vai^iles  de  Dien,  ainsi 
»qu'U  conyient  ä  an  ^?Sqae,  de  garder  ob^issance  et  fld^Iit^  ä  Sa 
»Majebt^  le  Boi  des  Pays-Bas,  Gifand-Dnc  de  Loxembourg,  mon  1^ 
»gitime  Souverain,  et  ä  ses  snccessenrs.  Je  jore  et  je  pronoets  ansei 
»de  n*avoir  ancune  intelligence  et  de  n'assister  ä  aucnn  conseil  qui 
sott  eontraire  ä  la  tranqnillitö  publique  et  de  n'eotretenir  ancnn  rap- 
»port  snspect,  soit  au  dedans,  soit  au  dehors  du -Grand- Duchd ,  et 
»si .  j'apprends  qu'il  se  trame  quelque  chose  an  pr^judice  de  ll^tat, 
»de  ne  rien  omettre  ponr  iScarter  un  pareil  danger.  c 

Le  Conseil  d'j^tat,  dans  son  avis  d^libär^  le  22.  ao&t  1870, 
ayait  ^nonc^  parmi  les  conditions  auxquelles  la  reconnaissance  de 
r^vSch^  devait  etre  subordonn^e,  celle  que  T^vSque  pr^tät  sennent 
au  Souverain. 

Par  Tadoption  de.la  disposition  pr^cit^,  cette  condition  s^ra 
dono  reroplie. 

La  formule  du  serment  est,  en  substance,  celle  stabile  par  Tar- 
ticle  6  du  concordat  de  1801 ;  une  pareiUe  formule  avait  ^t^  ad- 
mise  Sans  discussion  aucune  lors  des  n^göciations  que  le  Gouverne- 
ment grand-ducal  ayait  engag^es  en  1858  avec  la  Cour  de  Borne  pour 
la  conclusion  d'un  concordat;  dans  sa  depSche  du  27.  septembre 
demier,  rintemonce  du  Samt  Pore  ä  La  Haye  se  d^lare  autoris^ 
ä  Tadmettre  comme  ayänt  äijk  6t6  convenue  autörieurement  ei^tre 
le  Saint-Si^ge  et  le  Gouvernement  graQd-ducal ;  la  formule  du  ser- 
ment dont  il  s'agit  a  donc  ponr  ainsi  dire  un  caract^re  contractuel. 

II  doit  gtre  bien  entendu  que  quant  au  serment  tel  qu'il  est 
propos^,  il  n'a  6t&  admis  par  le  Conseil  que  comme  la  reproductton 
d'une  ancienne  formule  impliquant  n^cessairement  la  promesse  ä 
Pob^issance  ä  la  Constitution,  le  Souverain  constitutionn^l  du  Grand- 
Duch^  r^snroant  Tensemble  des  dispositions  legale?  qui  r^gissent 

rfitat. 

3.  En  cas  de  remplacement  de  T^vSque,  »le  nouveau  titulaire 

23» 
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»ne  peut  jouir  d'aucnn  traitement  tant  qall  n'a  pas  6t^  le  Son- 
»verainc. 

Parmi  les  garanties  dont  le  Conseil  d'l^tat  a?ait  reconraiaiid^ 
Tadoption  dans  son  avis  d61ib^6  le  >22.  aoüt  dernier,  fl  se  troare 
Celle  qa'aucan  ^tranger  ne  pourra  §tre  nomm^  ^?§qae. 

G'est  an  point  qu'il  convient  de  r^ler  pan  nne  dispositkm  i 
comprendir^  dans  la  loi  propos^. 

Le  Gonseil  d'l^tat  eat  encore  d'avis  que  la  disposition  projet^ 
snivant  laqnelle  VdvSqae  ne  jouira  d'aucnn  traitement  tant  qa^il  n*i 
pas  6t6  hgr66  par  le  Souverain,  est  incompl^te.  II  propose  de  rem- 
placer  Tart.  3  dn  projet  par  la  disposition  snivante: 

»Le  si^ge  ^piscopal  ne  peut  etve  occnp^  que  par  nn  Lnioii- 
»bonrgeois. . —  La  nomination  d'nn  ^vSque  n^aura  d'effet  Tis-ä-fis 
»de  l'antorit^  civile  qn'apr^s  qu'il  anra  6i6  agr^  par  le  SoaYeraii.< 

Le  projet  de  loi  sonmis  aux  d^Ub^rations  da  Gonseil  renf^rme 
finalement  ane  disposition  qui  a  poar  objet  de  fixer  le  traitement 
de  r^yeqae.  Getto  disposition  se  jasüfie  parfaitement.  La  loi  du 
9.  f^yrier  1865,  qni  fixe  le  traitement  da  yicaire  apostoliqae,  est  es 
effet  ane  loi  qai  a  ,an  caract^re  tont-ä-fait  personne] ;  le  traitement 
n'a  6t6  d^terminö  par  cette  loi  qne  poar  le  titalaire  actael  du  Ti- 
cariat  apostoliqae;  il  convient  donc  de  fixer  d*ane  mani^re  g^ndnüe 
le  traitement  da  chef  da  calte  cat)ioliqae. 

La  loi  da  3.  f^vrier  1865  a  port4  le  traitement  do  titalaire 
actael  da  yicariat  apostoliqae,  y  compris  le  traitement  de  cmi  de 
r^glise  Notre-Dame,  ä  6000  fr.  par  an.  (Jne  indemnit^  de  2800 
fr.  Ini  a  ^t^  alloa^  en  oatre  poar  frais  de  bareaa  et  de  toarn^ 

Le  projet  de  loi  soamis  aa  Gonseil  n^^marge  pas  le  chiffire  4b 
traitement  qai  doit  Stre  alloaö  h  r^ySqae« 

Dans  sa  d^peche  da  12  de  ce  mois,  M.  le  Ministre  d*£tat  du 
qae  le  traitement  resterait  le  mdme  qne  celai  accord^  jnsp'k  pr^seat 
an.  vicaire  apostoliqae  par  la  loi  da  3  f^vrier  1865,  8$of  qa'il  senit 
aagmentä  comme  celai  des  aatres  fonctionnaires. 

Le  Gonsdl  d*£tat  estime  qae  les  fonctions  de  cxa6  de  Notre 
Dame  )6tant  distinctes  de  celles  d*^ySqae,  il  paratt  conyenir  qa'dles 
soient  remplies  par  an  titalaire  special  et  il  serait  donc  joste  de 
ne  pas  coroprendre  dans  le  traitement  de  T^ySqne  celai  de  aai  de 
Notre-Dame. 

L'^yeqae  occopant  ane  position  hiSrarchiqae  tr^»-^yte  et 
6tant  Obligo  ä  des  *  d^penses  diverses  ä  raison  de  cette  positic»,  fl  J 
aarait  liea  d'y  avoir  ^gard  poar  la  fixation  de  son  traitement ,  qai 
ne  devrait  pas  Stre  införiear  k  7000  trancs. 
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Le  Chiffre  de  frais  de  bureau  et  de  tourn^es  ä  alloaef  ä  T^vS- 
que  resterait  le  mSme  que  celui  fix6  par  la  loi  du  3  f^vrier  1865 
poar  le  vicaire  apostoliqne. 

Ainsi  d^Iib^r^  en  s^ance  planiere  le  20.  d^cembre  1872. 

Le  Pr^dent, 

Le  Secrötaire,  Ed.  ThOges. 

P.-A.  Thibeau. 

Avis  separS. 

Le  projet  de  loi  ayant  pour  objet  rörection  du  Grand-Duche 
en  6Yech6  ne  parle  pas  du  chapitro  de  räv§cb& 

Cependant  Töveque  doit  etre  assistö  d'un  conseU,  c'eet  une 
des  nöcessiWs  de  Tinstitution  et  par  consöquent  aussi  une  suite  de 
l*^rection  projet^e. 

Ce  conseil,  compos^  de  pretres  expörimentes  et  ömörites,  sera 
une  garantie  aussi  bien  pour  le  clergö  du  Qrand-Duchö  que  pour  la 
bonne  administration  du  diocese. 

Daus  Pavis  dölibörö  le  7.  d^cembre  dernier  sur  le  projet  de 
majoration  des  traitements  des  fonctionnaires  publics,  le  Conseil  d'Etat 
a  exprim^  l'opinion  que  tout  Service  rendu  dans  un  int^röt  public 
doit  Stre  r^tribu^. 

Ce  principe  appliquö  ä  Finstitution  du  chapitre  de  rövSchö,  de- 
mande  qu'il  seit  accordö  aux  membres  de  ce  corps  des  frais  de  dÄ- 
placement  et  d'assistance. 

üne  somme  globale  modöröe  2000  fr.  serait  ä  mettre  annuelle- 
ment  ä  la  disposition  de  rövöque,  pour  etre  röpartie  entre  les  dits 
membres  ä  titre  d'indemnitö  pour  frais  de  voyage  et  pour  jetons  de 
prcsence. 

Ainsi  d6pos^,  en  conformiti  de  l'art.  32  du  röglement  d'ordre 
int^rieur  du  14  döcembre  1866,  en  la  s^ance  du  Conseil  du  20.  d^- 

cembre  1872. 

Le  Präsident, 

Le  Secrötaire,  Ed.  ThOges. 

R'A.  Thtbeau. 

8.  4.  Bapport  au  Rince-Lieutenant. 

Luxembourg,  le  31.  d^cembre  1872. 

Monseigneur, 
Je  prends  la  respectuense  libertö  de  demander  ä  Votre  Altesse 
Boyale  Tautorisation  de  soumettre  ä  la  Chambre  des  deputfe  un  pro- 
jet de  loi  concernant  l'örection  du  Grand-Duch6  en  övechö.  Cet  pro- 
jet de  loi  qui  est  conforme  ä  Tavis  du  Conseil  d'^t,  ne  parait  pas 
pouYoir  faire  l'objet  d'une  objection  fond^e. 
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La^demande  qae  le  Orand-Dach^  füt  constitaä  en  ^vech^,  a 
plüsieurs  fois  ^t^  formte  par  les  Gonvernemettts  pr^cMents,  aaos 
doate  parcQ  qu'on  a  reconnu  que  ladministration  ^piscopale  est  le  re- 
gime des  pays  catholiques  et  doit  Stre  pr^f^r^  ponr  ce  motif  i 
Celle  d*un  vicaire  apostoliqne.  Les  pr^c^dents  sont  donc  hyorables 
ä  la  mesore  proposto. 

Le  projet  de  loi  ne  fait  d'aillears  aucnne  concession  comme 
conditioD  de  la  cr^ation  de  T^rech^  de  Laxembourg.  Bien  an  con- 
traire^  il  ne  renferme  que  des  dispositions  qui  tendent  ä  maintenir 
les  droits  de  rautoritä  civile.  Ed  effet,  la  l^gislation  qui  r^le  les 
rapports  de  P^glise  et  de  T^tat  est  maintenue ;  r^veque  pr§te  le  ser- 
ment  qni  avait  ^t^  adöpt^  par  an  projet  de  concordat  arretä  en  1858 
par  le  Oouvernement,  ü  doit  etre  Luxembourgepis  et  sa  nominatioa 
ne  prodnit  aucun  effet  vis-ä-vis  de  Pautorit^  civile  qu'apres  aToii 
^t^  agr^äe  par  le  Soaverain.  II  faut  ajouter  qne  T^tablinement  de 
Tevecb^  n'est  la  cause  d'ancnne  nouyelle  cbarge ;  P^veqoe  con»^- 
verait  en  effet  le  traitement  fix^  pour  le  yicaire  apostoliqae ;  ce  trai- 
tement  serait  senlement  augment^  dans  la  meme  proportion  qnece- 
loi  des  fonctionnaires. 

J*ai  donc  lien  d'esp^rer  que  Votre  Altesse  Boyale  daignen 
m'accorder  l'autorisation  soUicit^e. 

Je  suis  etc. 

Le  Ministre  d'^tcU,  FrSsident  du  GouvememeiU^ 

L.-J.-E.  Servais. 

r 

9.   5.  Ptojd  de  Idi. 

Nous  GuiUaume  III,  par  la  gräce  de  Dien,  Roi  des  Pays-Ban, 
Prince  d'Orange-Nassau,  Grand-Duc  de  Luxembourg,  etc.,  etc.,  etc.; 
Notre  Conseil  d*£tat  entendu; 
De  Tassentiment  de  la  Chambfe  des  d^put^; 
.  Avons  crdonnä  et  ordonnons : 

Art,  1. 
Le  Gouvernement  est  autoris^  ä  consentir  ä  F^rection  du  Oraod- 
Duch^  en  ^vech^  sous  la  condition, 

1.  Qu'aucun  changement  ne  sera  apport^  aox  rapports  existaot 
entre  Tautorit^  civile  et  Tautorit^  ecclesiastique,  et  que  leurs  dr«b 
et  leurs  obligations  continuent  ä  etre  r^gl^  par  les  dispositioiis  ei 
vigueur ; 

2.  Que  r^veque  pretera  le  serment  suivant: 

>Je  jure  et  je  promets  sur  les  Saints-£vangiles  de  Dien,  aiin 
»qu*il  convient  ä  un  ^veque ,  de  garder  ob^issance  et  fid^lit^  ä  Sa 
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»Majest^  le  Boi,  6rand-Duc'  de  Laxemboarg«  mon  Intime  Soave- 
»raiiii  et  ä  ses  snccessears.  Je  jure  et  je  promets  anssi  de  n*avotf 
»aocone  mtelligence  et  de  n'assister  ä  aacan  conseil  qui  seit  con- 
»traire  ä  la  tranqoillit^  publique  et  de  n'entretenir  aucu^  rapport 
»soq^t,  seit  au  dedans^  seit  au  dehors  du  territoire  du  Orand- 
»Duch^y  et  si  j^apprends  qu'il  se  trame  qudque  chose  au  pr^judice  de 
>r£tat,  de  ne  rien  oinettre  pour  ^carter  nu  pareil  daoger.t 

Art.  2. 

Le  traitement  de  T^vSque  est  fix^  ä  •  .  .  . 

Art.  8. 

Le  si^ge  äpiscopal  ue  peut  $tre  occup^  q^e  par  un  Luxem- 
bourgeois. 

La  nominatioD  d*un  ^veqvie  n'aura  d'effet  vis-ä-yis  de  Pauto- 
rit^  civile  qu'apr^s  qu'elle  aura  ^t4  agr^^e  par  le  Souyerain. 

Mandons  et  ordonnons  etc. 

Notre  Miuistre  d*^tat,  Pr^ident  du  Gouvernemeut, 
est  autoris^  ä  präsenter  le  projet  de  loi  qui  pri^cMe  ä  la 
Charabre  des  d^put^s.   - 

Walferdange,  le  1.  janyier  1873. 

Pour  le  Boi  Grand-Duc: 
Son  LieutenaDt-Bepr^aeutant  dans  le  Grand-Ducb^, 
Henrik  Frince  des  Pays-Bas. 
.    Le  Ministre  d^^tat^  PresiderU  du  Gouvernement, 

L.-J,-E.  Serfiais. 

10.  Rapport  de  la  Section  Centrale  sur  le  Projet  de  loi  ayant  pour 
objet  la  Oreation  d^un  Jßveche  Presente  en  siancß  de  Mardi^ 

18.  Mars  1873, 

par  M.  le  depute  Paul  Eyscken. 

Pour  bien  appr^cier  le  caractdre  et  la  port^e  du  projet  de  loi 
soumis  ä  n'os  däib^rations,  ilconvient  de  rappeler  succinctemeiit  les 
diverses  phases  qu'ont  travers^es  les  n^gociations  eutre  le  Gouyerne- 
ment  grand-duoal  et  la  Cour  de  Borne  au  sujet  de  F^rection  d'un 
l^wfki .  ä  Lnxembourg.  A  cet  effet  uous  croyous  utile  de  placer 
ägalement  sous  les  yeux  de  la  Chambre  quelques  extraits  des  princi-» 
pales  ptöoes  qoi  uous  out  ^t^  commuDiqu^. 

Depuis  Fätablissement  du  vicariat  apostolique  de  Luxembourg, 
en  1840,  les  divers  Qoavernements  grand-ducaux  n'ont  cess^  de  üaire 
des  efforts  pour  voir  disparattre  F^tat  anormal  dans  lequel  se  trouve 
ches  nous  r%lise  catbolique.      On  esp^ra  obtenir   un  r^glement 
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d^finitif  et  complet  de  nos  affaires  eccl^siastiqaes  a  moyen  d'an  ooa- 
cordat  ä  conclure  avec  la  Cour  de  Borne,  mais  il  a  ^t^  iinpoesibk 
d'^ablir  nne  ehtente  entre  les  deux  Poavoirs.  De  longoes  et  p^oib- 
les  n^gociations  ont  rempli  les  aim^es  qne  neos  avons  larayerste  et 
toos  les  efforts  des  parties  n'ont  ea  poor  r^snltat  qme  des  profoqnfir 
de  part  et  d'antre  une  e^^  de  lassitade  et  de  d^cooragemeot,  et 
d'amener  la  conviction  qu'an  arrangement  döfinitif  sar  toas  les  np- 
ports  existant  entre  r%lise  et  T^tat  n'est  gu^re  encore  ä  esp^rar 
dans  les  premi^res  ann^es. 

n  y  a  cependant  certains  points  sar  lesquels  on  a  r^ussi  ä  se 
mettre  d'accord.  Le  plus  important  de  ces  objets  est  celoi  de  k 
transformation  du  vicariat  apostoliqae  en  4vech^. 

yid^e  d'^tablir  an  ^?ecb^  dans  le  Grand-Dacb^  ne  refat  p(Hnt 
au  commencement,  de  la  part  du  Gouvernement  et  de  la  Gbambre, 
un  accueil  favorable.  Les  divers  projets  de  concordat  ^manant  da 
Gouvernement  depuis  1840  ä  1854  rejetdrent  cette  mesure. 

Le  Premier  Systeme  qu'on  lui  opposa  ^tait  celui  d'une  annexion 
du  Luxembourg  ä  un  övechö  ötranger,  ä  celui  de  TrÄves.  C^tait 
le  mode  le  plus  ^conomique  et  jl  paraissait  au  Conseil  du  Gouver- 
nement d'avant  1848  präsenter  de  grandes  garanties  sous  le  rapport  de 
r^ducation  et  de  Tinstruction  du  clerg^.  Cette  mani^re  de  voir  fiit 
abandonn^e,  parce  qu'elle  repugnait  trop  ä  une  grande  partie  de  la 
Population  et  au  clerg^  entier. 

On  essaya  ensuite  de  combiner  la  forme  administrative  du  vi- 
cariat apostoÜque  avec  un  ^tat  regulier  et  d^finitif  des  autres  affid- 
res  eccläsiastiques.  On  craignait  alors  que  s'il  y  avait  un  ^vecb^ 
Fautorit^  civile  aurait  de  la  peine  ä  lutter  contre  le  pouvoir  spiri- 
tuel,  Organist  d'une  maniere  aussi  forte.  D'autre  part ,  les  cbarges 
r^sultant  de  la  nouvelle  Organisation  paraissaient  trop  on^reuses. 

Cette  appr^ciation  se  maintint  jnsqu'en  1854,  od  l'^rection  d'oa 
si^ge  ^piscopal  ä  Luxembourg  füt  admise  en  principe  par  le  Qoavtf- 
nement  grand-ducal.  Dans  une  d^pecbe  du  21.  jaulet  1854  k  Si 
Majest^  le  Boi  Grand-^Duc,  il  reconnut  qu'on  ne  pourrait  conservor 
la  forme  du  vicariat  apostolique  et  de  T^tat  de  raission,  qoi  itaimt 
une  vMtable  anoi^alie  dans  un  des  plus  anciens  pays  eatboliqiie& 
Les  principales  consid^rations  invoqu^es  dans  cette  pi^  sont  qne 
cet  ^tat  des  choses  laissait  trop  d'incertitude  sur  le  Statut  peraouNt 
du  clergö  des  divers  grades  et  qu'il  y  aurait  des  difficult^  ä  obte- 
nir  du  Saint-Si^ge  une  Organisation  analogue  ä  celle  des  ricariats 
apostoliques  des  colonies  fran9aise9 ,  qui  ressemblent  sous  divirs 
rapports  aux  ^vecb^s.    Depuis  lors  la  cr^tion  de  Viy^hi  sous  C8^ 
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taiiies  condiidons  fut  uae  des  dauses  admises  par  tous  les  Gouver- 
nements. 

En  1857,  le  Gouvernement  admit  encore  en  principe  que»  suos 
certaines  restrictions ,  la  nomination  «de  TävSque  appartiendtait  au 
Saint-Pere.  Ce  droit  devait  etre  inscrit  dans  Tartide  7  du  projet 
de  conoordat  ^laborö  par  le  Gouvernement. 

II  räsulte  explications  fonmies  par  Mgr.  Vecchioti  que  le  Saint« 
Pere  avait  consenti  ä  ce  que,  par  une  note  verbale,  faisant  suite  ou 
partie  du  coocordat,  il  soit  donn^  au  Gouvernement  Fassurance  >que 
>dans  le  cboix  de  l'^veque  le  Saint-Si^ge  fera  attention  ä  ce  que 
>par  de  graves  raisons  politiques.  et  fond^es  sur  des  faits,  il  ne  soit 
»pas  d^gr^ble  ä  Sa  MajestiS.«  C'est  ainsi  qu'il  fut  admis  entre 
parties,  que  »si  le  Saint-Pere  avait  Tintention  d'appeler  par  exemple 
»un  ätranger  au  si^ge  ^piscopal,  le  Gouvernement  pourrait  s'y  op- 
»poser,  par  le  motif  qu*un  ^tranger  ne  pourrait.  pas  §tre  reconnu 
6v§que.«  ^  V 

Void  encore  qudques  dispositions  du  projet  d^finitif  de  concor- 
dat,  ^labor^  par  le  Gouvernement  de  1858 : 

»Art.  2.  —  Sa  Saintet^  Mgera  la  ville  de  Luxembourg  en 
»si^ge  ^piscopal,  relevant  directement  du  Saint- Siäge,  dont  le  dio- 
»cdse  comprendra  tont  le  Graad-Ducb^. 

*Art.  4.  —  L'öglise  catb^drale  de  Luxembourg  aura  un  col- 
»löge  de  cbanoines,  d'aprte  la  norme  des  saints  canons.  L'övSque 
nommera  les  chanoines  d'aprte  le  prescrit  des  canons. 

»Art.  8.  —  Cet  article  prövoit  le  serment  de  fidölitö  tel  qu'il 
»est  libellö  dans  le  projet  de  loi  actuel. 

»Art.  9.  —  Les  Communications  mutuelles  de  Täv^que ,  du 
»clergö  et  des  fiddles  avec  le  Saint-Siäge,  dans  les  affaires  ecclö- 
»siastiques,  seront  libres.  De  memo  FövSque  communiquera '  libre- 
»mient  avec  le  clergö  et  les  fidöles. 

»En  cons^uence,  les  Instructions  et  ordonnances  de  rövdque, 
»ainsi  que  Celles  du  synode  dioc^in,  du  concile  provincial  et  du 
»Haint*Siöge ,  relatives  aux  affaires  ecclösiastiques ,  seront  publikes 
»Sans  inspeetion  ou  approbation  pröables  du  Gouvernement. 

»Art  10.  —  L'^vSque  nommera  et  cboisira  librement,  d'aprds 
»la  forme  des  saints  canons,  son  vicaire  gönöral  pour  les  dieses  spi- 
rituelles. 

»Art.  11.  —  Uiyique  exercera  de  meme  librement  toutes  les 
»attribotions  qui  lui  comp^nt  pour  Tadministration  du  dioc^e,  soit 
»par  disposition,  soit  par  d^laration  des  saints  canons,  conformöment 
»ä  la  discipline  de  rllglise  actuelle,  approuvöe  par  le  Saint-Siöge. 
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»Art.  14.  —  Le  G^uvernemeiit  luxembourgeois  assignwa  poor 
>les  besoins  de  r^vSque,  du  clerg^  et  du  eulte,  des  revenns  snfSsanli 
»stablee  et  ind^endants. 

»Article  additionnel  propos^  par  le  Goaveroemeiit :  —Lestni- 
»tement  du  clerg^  devant,  d'aprte  la  Constitiitioii  da  6rand-Da<^ 
>§tre  fixds  par  la  loi,  le  Qoa?emement  proposera  ä  rAjssenibMe  d« 
»I^ts  Qn  projet  de  loi,  t^ndant  ä  alloner: 

»1.  A  räveque,  an  traitement  annael  de  10,600  fraocs,  et 
»poor  firais  de  voyage  et  de  s^joor  one  indemnitd  annaeUe  de  2,000 
francs; 

>2.  aa  vicaire  g^n^ral,  an  iaraitement  annael  de  2,500  fraaei; 

»3.  an  secr^taire  de  r^veqüe,  an  traitement  annael  de  1,800 
»ftancs; 

»4.  an  soos-seor^taire ,  an  traitement  annael  de  1,200  fnna; 

»5.  ä  cbacan  des  conseillers  eecl^a3tiqae8  de  l'^Teqoe ,  um 
»indemnit^  annaeUe  de  500  francs.t 

Ge  projet  de  coneordat,  pas  plos  qae  ses  devanciers ,  ne  re^ 
l'assentiment  de  la  Gonr  de  Borne,  et  les  contre^propositions  de  cetta 
dernidre  ^taient  ägalement  de  natnre  ä  ne  ponvoir  etre  acc^Ato  par 
le  Goayemement  grand-ducal.  N^moins  les  negociations  otmti- 
nuerent  activement.  On  s'entendait  encore  snr  la  manidre  d^at  VA^ 
sembl^  des  j^tats  devait  donner  son  adh^sion  ä  la  Convention  k  eon- 
elare  et  sar  d'aatres  points  de  moindre  importance.  Mais  oomme  U 
^tait  k  pr^voir  qn'nn  accord  parfait  sor  toates  les  daases  da  eon- 
cordat  ne  poavait  alors  dtre  obtenn,  le  Saint-Si^e  exprima  le  4  Hui 
1859  le  dW  d'accorder  prommrement  an  Provicaire  apostoMqne  «b 
fonctions  le  caract^re  ^piscopal,  afin  qa'il  püt  remplir  les  chaiges 
incombant  ä  cette  dignit^,  comme  par  exemple  Tordination  des  pa- 
tres, la  conßrmation,  etc.  Le  Gtonvernement  n'y  apporta  pas  d'ob- 
stacle.  Le  16.  mars  1861  le  Goayernement  fat  inform^  qoe  la  Cov 
de  Borne  arait  le  projet  de  noinmer  Mgr.  Adamas  ävSqae  mparü- 
bu8,  mais  qae  cette  mesare  ne  changerait  rien ,  absolnment  rieo ,  i 
r^tat  des  choses  existantes.  Oette  assoraaoe  fat  r4p^t^  daas  im 
d^pecbe  da  comte  Dach&tel  en  date  da  3.  mars  1863.  Le  16.  mm 
de  la  mSme  ann^  la  nominatioa  de  Mgr.  Adames  comme  ivSqae 
in  partibus  tat  annpnc^  an  cbnsistoire  secmt  da  PUpe  el  k  1& 
aofit  saivant  le  Goavemement  grandnlacal  reconnat  cet  acte. 

Dans  aned^pScbe  da  16.  mars  1863  notre  GoayemeraeBt  prit 
rinitiative  ponr  demandeir  T^rection  da  Grand-Doch^  de  Loxenibevg 
en  ^vechä  avant  la  conclasion  da  coneordat  däfinitif .  A  cette  ooca* 
sion  ü  8*exprima  d»  la,  inani^  saivante : 
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»Dans  la  Situation  -od  se  tronvent  Ids  n^ociations  aveo  la  Gonr 
»de  Qome,  la  conelnsion  däfimtive  d'nn  coneordat  peut  encore  subir 
»des  retafdä  prolong^  et  impr^yns.  Dans  oes  cirecmstances,  le  Gon- 
»vernement  s'est  r^mment  pr^cnp^  de  T^tat  provisoire  et  anoN 
»mal  dans  leqnel  se  kouvent  Tadministration  et  Porganisation  de 
»r^lise  eatholiqne  dans  le  Grand-Dndiä,  par  snite  de  la  qr^ation 
»faite  en  1840  et  maintenne  josqu'k  ce  joor,  d'an  vicariat  ipostoli- 
»qne.  D^irenz  de  voir  cessw  cette  position  irr^liere  et  doter  le 
»pays  de»  avantages  d'ane  Organisation  et  d'une  hi^rarcfaie  ecd^sias- 
»tiqae  fixes  et  dnrables,  le  Gtonvernemmit  ne  serait  pas  ^loign^  d'ac- 
»cMer  k  nne  proposition  qni  tend  ä  äriger  le  Grand-Ducb^  en 
»^vScb^  k  Pinstar  de  ceux  de  Pays-Bas.  II  y  a  lieu  de  penser  qn'nne 
»proposition  eon9ae  dans  le  sens  indiqu(£  rentre  parfaitement  dans 
»les  vnes  dn  Säint-P&re,  et  dans  ce  sens  eile  devra  sans  donte  ame- 
»ner  nne  entente  alt^rienre  entre  le  Gouvernement  grand-dncal  et 
»la  Conr  de  Borne;  au  sujetde  sa  mise  k  exteution.« 

E Jut  r^pondu  ä  ces  ouvertures  le  22,  avril  1863  ^  »que  le 
»Saint-Sl^ge  atait  pris  en  due  consid^ration  Pof&ee  du  25.  mars, 
»par  lequel  le  Gouvernement  graud-ducal  demande  Ti^rection  en  dio^ 
»cdse  du  vicariat  apostolique  de  Luxembourg ;  que  la  Gour  Ponti* 
»ficale  aimant  ä  en  conclure  que  T^rection  d'un  nouveau  dioc^se  sera 
»an  pr^liminaire  ä  un  Systeme  plus  ^tendu  des  affaires  eccl^stiasti- 
»ques  dans  le  Grand-Duch^ ,  ne  fäisait  aucune  difficult^  de  donner 
»suite  ä  la  demande  susmentionn^e ;  que  cependant  les  motifs  qui 
»qui  d^termin^rent  le  Saint-Si^ge  h  faire  des  commissions  particn- 
»lidres  aux  si^ges  ^piscopaux  en  Hollande,  ne  pourraient  s'appli- 
»quer  au  nouveau  si^ge  ä  ^riger  dans  le  Luxembourg,  pays  enti^re- 
»ment  catholique ;  qu'il  serait  donc  n^cessaire  que  le  SaintSi^ge  et 
»le  Gouvernement  grand-ducal  s*entendissent  pr^alablement  afin  de 
»fixer  Forganisation  du  si^ge  ^piscopal. 

»Cette  entente  se  rappotterait  au  mode  d'apr^  lequel  on  pour- 
»voirait  ä  une  position  convenable  de  T^veque,  du  cbapitre,  du  s^- 
»minaire  et  de  la  cour  ^piscopale,  comme  aux  moyens  d'asstarer  au 
»pr^iat  cette  juste  libert^  d'action  dont  il  doit  jouir,  sans  se  trouver 
»en  conflit  avec  des  dispositions  administratives  qui ,  par  hasard, 
»pourraient  lui  Stre  opposäes.c 

Le  Gtou vernement  r^pondit  le  20.  mars  1864  dans  une  d^pScbe 
ä  M*  le  comte  Dacbätel  en  ces  termes  t 

« 

»Le  Gouvernement  grandnlucal  a  examin^  avec  sollicitnde  les 
»dift^rents  points  qui  doi vent  former  entre  le  Gouvernement  grand-* 
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»dHcal  et  le  Sainb-Si^ge  Uobjet  d'an  aecord  pr^able,  qni  pr^c6- 
>dera  la  mise  ä  ex^cutdon  du  projet  d^jä  agr^ä ,  de  rrion  da  ^tee 
»Grand-Dach^  de  Laxemboarg  en  övdch^.  Le  Gk>ayerneme&t  a  la 
»satisfactioD  de  poayoir  voas  cotnmaniquer  aiojoard'hai  le  r^ltafc 
»de  868  dölib^rations,  eih  osant  se  flatter  de  Tespoir  qae  les  propo- 
»sitions  qa'il  a  formul^es  poar  servir  de  ba8e  k  rarrangement  k  in- 
»tervenir,  tronveront  un  accaeil  favorable  prte  de  la  Coar  Pontificale; 
»voas  voadrez  bien  remarqner^  M.  le  comte,  qae  ces  pn^KMitions  t^ 
»pondent  d'abord  ä  tons  les  points  aignal^  dans  le  Memoria  de  la 
»Conr  de  Borne,  et  qa'elles  ne  sont  en  definitive  qae  la  reprodactkm 
»plas  oa  moins  fidele  de  dispositions  da  projet  de  concordat,  ä  1'^ 
»gard  desqnelles  les  n^gociations  ont  d^jä  stabil  an  aecord  e&tre 
»le  Goavernenoent  grand-dacal  et  le  Saint-Si^ge,  ainä  qae  oela 
»rtealte  da  demier  projet  diSjä  propös^  par  le  Goavemement  gnmd* 
»dncal.« 

Les  vaes  da  Goavemement  grand-dacal  se  r^saroaient  ainsi : 

1.  La  nomination  de  l'^v^ae  appartiendrait  an  Saint-Si^ge, 
mais  Sa  Saintet^  consentirait  ä  80ttmeth*e  le  choix  ä  faire  k  Tagrii- 
tion  pr^alable  de  Sa  Majest^  de  Roi  Grand-Dac;  avant  de  com- 
mencer  Texercice  de  ses  fonctions  ^piscopales,  T^veqae  prSterait  d»- 
vant  Sa  Majest^  le  Boi  Grand-Dac  le  serment  de  fid^lit^ 

Les  traitements  de  toas  les  membres  da  clerg^  devant,  d'apres 
la  Constitation  da  Grand-Dacb^,  §tre  fix^  par  la  loi,  le  Goaver- 
nement  proposerait  ä  TAssembl^e  des  £tats  an  projet  de  loi,  ten- 
dant  ä  aUoaer  ä  Täveqae  an  traitement  annaei  de  7000  fr.,  indi- 
pend^mment  de  frais  de  voyage  et  de  s^joar  ä  fixer  alt^earem^L 

Une  habitation  particnlike  et  convenable  ^tant  däjä  affect^ 
an  logement  da  chef  da  clergä  catholiqae ,  le  Goaveraemeut  n'ia- 
rait  k  assamer  soas  ce  rapport  aucane  nouvelle  Obligation. 

2.  L'institntion  d'an  College  de  chanoines  serait  reconnae  aa 
principe,  mais  le  Saint-Si^ge  consentirait  h  ce  qae  la  creatton  dt 
cbapitre  f&t  remise  ä  dix  ans. 

Si,  ä  Texpiration  de  ce  d^lai,  cette  cr&ition  ^proavait  encore 
des  difficalt^,  les  parties  contractantes  convlendraient  d'an  d^ 
nlt^riear. 

En  attendant  la  cr^ation  da  cbapitre,  le  conseil  de  r^veqoe 
serait  form^  par  qaatre  conseillers  choisis  par  Ini  parmi  les  prStres 
da  dioc^. 

3.  Le  Gh>avernement  da  Grand-Dach^  continaerait  ä  faire  en 
faveur  da  s^minairo  de  Laxemboarg  les  sacrifices  qa'il  fait  actadle- 
ment  et  qni  sont  assaräs  et  fix^  par  des  crMits  port^  an  bodget 
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des  d^penaes  permanentes,  k  savoir  11,783  fr.  ponr  le  directeor  et 
les  professenrs  et  4200  fr.  ponr  des  boorses  ^töves  n^essiteox  do 
söminaire. 

4.  Le  secr^aire  et  le  soos-secr^ire  de  F^v^qae  joniraient  dn 
traitement  dont  sont  actuellement  en  jouissance  le  premier  et  le  se^ 
oond  secr^taire  dn  vicaire  apoBtoUqne. 

Le  Oonvernement  allonerait  en  outre  am  conseillers  ecclteiastU 
ques  de  Mveqne  des  frais  de  voyage  et  de  s^jonr. 

5.  Ponr  ce  qui  concerne  les  rapports  entre  T^Iise  et  T^tat, 
U  ne  serait  rien  chang^  k  T^tat  actael  des  ckoses ;  on  maintiendrait 
la  Bitnation  pr^nte  teile  qu'elle  se  tronye  ^tablie  par  la  lägislation 
qui  existe  de  fait  dans  le  Qrand-Dnch^.  Le  maintien  dn  stßtu  quo 
impliqnerait  dono  entre  antres  la  libert^  assnr^e  ä  F^vSqne  de  com^- 
mnniqner  avec  le  olergä  et  avec  le  Saint-Si^ge  et  la  dispense  dn 
placet  ponr  les  mandements. 

Si  la  Gonr  de  Borne  6tait  dispos^e  ä  n^gocier  snr  les  bases 
d-dessns  indiqn^es,  le  Oonvernement  grad-dncal  s'empresserait  de 
d^l^gner  la  personne  qni  serait  mnnie  des  ponvoirs  n^essaires  ponr 
arreter  et  signer  avec  le  cardinal-secr^taire  d'^tat  l'arrangement 
d^finitif. 

Le  6.  mai  1864,  la  Gonr  pontificale  adh^ra  en  principe  anx 
onvertnres  frdtes  par  le  Gonvernement  ponr  T^ection  dn  Qrand- 
Dnch^  en  ^v§cb^.  Elle  ajonta  cependant  qn'en  donnant  snite  ä  nn 
tel  projet,  on  n'arriverait  qn'ä  faire  cesser  en  partie  T^tat  proyisoire 
de  Tadministration  eccl^siastiqne  dn  Orand-Duobä,  et  eile  insista 
snr  ses  d^irs  r6it4r&  ponr  la  condnsion  definitive  d'nn  concordat 
r^glant  complätement  tontes  les  affaires  religienses  dn  pays. 

A  cette  .occasion  le  Dncbfttel  (v.  sa  lettre  dn  16.  mai  1864) 
infurma  le  Gonvernement  qne  la  Gonr  de  Borne  demanderait  sans 
donte  nne  r^action  plus  daire  de  Part.  5.  des  propositions,  qni  pon- 
vait  faire  naftre  de  s^rienses  difficult^.  G'est  la  disposition  qui 
d^lare  qne  la  l^gislation,  existent  de  fait  dans  le  Grand-Dnch^i  con- 
tinuerait  ä  r^ler  les  rapports  de  r%lise  et  de  TJ^tat.  Ge  fut  Tinter- 
pr^tation  donn^e  ä  cet  article  qni  amena  la  ruptnre  des  nigoda- 
tions.    Yoici  comment  le  Gouvernement  exprima  sa  pens^ : 

>Le  Gonvernement  grand-ducal  ne  se  dissimnle  nnllement  les  dif- 
»ficnlt^  anxqnelles  pent  donner  lien  cette  propodtion.  Vons  n*ignorez 
»pas,  Monsieur  le  comte,  qne  la  l^gislation  dn  Grand-Duch^ ,  coa- 
»cernant  les  rapports  entre  T^tat  et  l%lise,  n'est  pas  stabile  d*nne 
»mani^re  qni  4earte  tont  donte  et  tonte  incertitnde.  Un  point  est 
»certain  ponr  tont  le  monde,  c'est  qn'an   moins  jusqn'en  1830  le 
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»Orand-Dncy  a  6b6  plae^  boos  le  r^me  des  concordats  de  1801 
>et  de   1827 ,  et  qne '  des  lois  nombreosefl ,  r^gissant  le  eolte  et 
»promnlga^es  depuis  la  conclosion  da  concordat  de   1801  jmqo'i 
»cette  ^poqoie  de  1830,  sont  bas^es  snr  ces  deux  coDyentioiia  Mais 
»&  partir  de  1830  des  dontes  se  sont  hievte  aH  sujet  de  ht  Hgida* 
»tioD  r^glant  les  rapports  entre  T^tat  et  T^lise  et  anjoiird'bm  den 
»opinions  divergentem  se  troaTent  en  pr^senoe.  Les  ans,  s'^^pnyant  snr 
»le  fait  de  la  rävolution  beige,  sor  Tacte  de  reprise  de  possessioD  de 
»Grand-Dach^  par  Sa  Hajest^  le  Boi  Ghrand-Dac,  en  date  da  IL 
»juin  1839,  et  sar  r^rection  da  Grand-Dach^  en  yicariat  apostoli- 
»qae,  d^^t^e  en  1840 ,  soatiennent  qne  r%lise  et  le  clerjpS  dam 
»le  Grand-Duch^,  an  moins  dans  le  plat  pays,  sont  l^galement  soo- 
»mis  an  r^me  ^tabli  par  la  (Constitution  beige,  regime  qai  abofit 
»plasiears  dispositions  essentielles  des  concördats.    Les  aatres  coo- 
»siderent  encore  aojord*hoi  les  concordata  de  1801  et  de  1827,  aiBä 
»qae  la  l^gislation  qai  s'y  rattache,  oomme  ayant  force  de  loi  dans 
»le  Grand-Doeb^.    Cette  demike  opinion  a  6t6  däfendae  a?ec  Energie 
»aa  sein  de  TAssembl^e  des  £tats.    Ghaqae  fois  qae  les  rqirfaeD- 
»tants  da  pays  ont  ea  ä  se  prononcer  sor  cette  qaestion,  üs  se  sosi 
»d^lar^s  non  seolement  en  favenr  de  la  force  legale  des  conoNfdats 
»de  1801  et  1827,  mais  encore  en  faveor  des  principes  consaer^  par 
»ces  Conventions.   Le  Goavernement  grand-dacal,  apr^  de  mdres  d^ 
»lib^rations ,  a  acqnis  la  conviction  qne  les  concordats  de  1801  et 
»1827  n'ont  ^t^  abrogds  dans  le  Grand-Dach^  par  aacane  disporitioB 
»l^le ,  mais  qa'ils  penvent  avoir  ^t^  modifi^  dans  Celles  de  lern 
»dispositions  qai  sont  inconciliables  avec  la  (Tonstitotioo-  actaelfe  di 
»Grand-Dach^.  Gela  s*appliqaerüt  notamment  k  la  dispense  da  placct 
»pöär  les  mandements  ^piscopaox  et  ä  la  facaltö  assoite  a«  ehef  di 
»clerg^  de  correspondre  avec  Borna  et  ses  sap^rieors.    Les  coofv* 
»tions  snsdites  ätent  en  vigaear,  le  Goavernement  oonsid^rerait  m 
»cons^aence  Nrection  da  Grand-Dach^  en  ^vSch^  comme  ane  o^ 
»cation  de  Part.  2  da  concordat  de  180L  Le  Goavernement  dWrer* 
»ait  donc  qn'il  föt  reconnn  qa'en  attendant  la  conclasion  da  noaven 
»concordat  qai  se  n^gocie,  les  rapports  entre  T^tat  et  T^Use  de- 
»vaient  Stre  rigliiB  d'apr&s  les  dispositions  des  concordats  de  1801 
»et  de  1827,  poar  aatant  qn'il  n'y  anrait  pas  6i6  d6rog<  par  la  Cob- 
»stitation  actoUe  da  Graad-Duchä  oa  par  Tane  oa  Paatre  des  qiatre 
»premiires  propositions.c 

Le  Goavernement  ajoata  qae  si  son  int^rpr^tation^  rencoatrait 
des  difficalt^  aaprds  de  la  Conr  de  Borne,  il  pi>£f4rerait  reneaeer  aa 
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prqjet  tf^riger  le  Grand-Duch^  en  6vich6  et  reprendre  immödiaitemetit 
les  n^godatioiis  d-un  Donreaa  conöordal. 

Suiyant  d^peche  de  M.  Dachfttel  du  25.  septembre  1864,  la 
Cour  de  Borne  r^pondit  que  »mne  par  le  vif  d^sir  de  procmrer  le 
»plus  promptement  possible  ä  la  popalation  luxemboargeoise  les  pr^ 
»cieux  avantages  qui  doiyent  r^snlter  poar  eile  de  T^rection  du 
»Grand-Doch^  en  ^vech^ ,  die  ^it  tont  dispos^  ä  consenlir  qa'en 
»attendant  la  oonclosion  da  nouvean  concordat  qai  se  n^gocie,  les 
»rapports  entre  ll^glise  et  FJ^tat  fassent  i^gl^s  d'apr^s  les  disposi-^ 
»tioDS  des  Goncordats  de  1801  et  1827,  poar  autant.qa'il  n'y,  avait 
>pas  6t6  d6rog6  par  la  Constitation  actaelle  da  Grand-Dach^  oa  par 
»Fane  oa  Tantre  des  qaatre  premi^res  conditions  faites  par  le  Goa- 
»vernement  graad-dacal,  roais  soas  la  condition  bien  entenda,  qne 
>le  Goavemement  grand-dacal  d^clarerait: 

»a)  qae.  les  articles  organiqäe^  ajoat^s  au  concordat  de  1801 
n*y  seront  pas  compris; 

»b)  qae  toates  les  lois  qai  ne  seraient  pas  conformes  aax  lois 
»de  ll^glise  seraient  consid^rtos  comme  abrog^es  jasqa*ä  la  concla- 
»Bion  da  concordat,  en  d'aatres  termes  qae  jasqa'ä  ce  moment  elles 
»ne  seront  pas  mises  h  execation.c 

Le  Soint-Si^ge  d^larait  Stre  forc^  ä  faire  cette  demande,  paree 
qu'il  n'avait  jamais  reconna  les  articles  organiqaes  ajout^  par  la 
France  an  concordat  de  1801  et  qa*il  avait  protest^  contre  ces  articles 
ä  cbaqae  circonstance. 

Cette  d(^pScbe  da  25.  septembre  1864  est  la  dernike  q  ai  fot 
6ehang^  entre  lex  4eax  Goavemements«  Les  n^gociations  poar  1*6- 
rection  de  r^yechä  n'ont  amen^  aacan  r^ltat  et  Celles  poar  la  oon- 
closion da  concordat  ne  ftarent  pas  non  plas  reprises.  Cet  ^tat  se 
maintint  darapt  sept  ann^es. 

Le23.  join  1870,  Mgr.  Adames,  vicaire  apostoliqae,  fit  connattre 
ä  M.  le  Ministre  d'^tat,  pr^sident  da  Goavernement,  Fintention  de 
la  Coar  Pontificale  d'^lever  le  vicariat  apostoliqae  en  ^vSch^.  Voici 
le  texte  de  cette  d^pSche: 

»Je  prend»  la  tr^s-respectnease  libert^  d'informer  Votre  Excel- 
»leace  qoe  je  viens  d'apprendre  qa'en  saite  d'ane  noavelle  demande 
»de  tont  le  elerg^  laxemboargeois,  notre  Saint-Pdre  aarait  FJntention 
»d'^lever  notre  vicariat  apostoliqae  en  ivScb^  de  Laxemboarg,  comme 
»il  le  fit  aatrefois  poar  les  vicariats  apostoliqaes  des  Pays-Bas. 
»Cette  mesare,  si  eile  aara  Kea,  n'amdnera  pas  de  changements  dans 
»les  relations  aetaellement  existantes  entre  16  Goovernement  grand- 
»daoal  et  le  cbef  eccl^  siastique.  Cehii-ci  ne  fera  qae  changer  de  titre. 
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»et  r^tat  provisoire  et  exoeptionnel  de  son  administration ,  tel  qall 
»existe  dans  les  pays  de  mission,  sera  sealement  converti  en  un  ^ 
»däfinitif  et  regulier/ tel  qa*il  existe  dans  toos  les  pays  cathoUqnes. 
»Les  n^ociations  pendantes  poar  la  conclosion  d*an  concordat  oe 
»seraient  pas  rompaes  par  cet  acte  da  SouTerain-Pontife,  mais  elks 
»pourront  etre  reprises  lorsqae  les  ciroonstances  da  tempe  s^y  pre- 
»teroot  mieox;  qae  maitenant  ce  serait  donc  aniqaement  poor  k 
»bien  spiritad  de  la  population  cat^^oliqae  da  Qrand-Dach^  et  poor 
»r^golariser  enfin  T^tat  provisoire  de  sob  administration  ecclisiasii- 
»qae,  qae,  d'apres  ce  qae  je  viens  d'apprendre,  notre  Saint-Pere  in- 
»rait  rinteotion  de  prendre  la  mesare  qaestion.« 

La  r^solation  da  Saint-Siäge  fat  ex^at^  aa  consistoire  du  28. 
jain.  ün  bref  apostoliqae ,  dat^  de  Borne  le  27.  septembre  1870, 
constate  la  cr^ation  de  T^vSch^  de  Loxemboarg,  et  an  aatre  da  30. 
septembre  nomma  Mgr.  Adames  premier  ^v^ae  da  noaveaa  si^ 
^piscopal. 

M.  le  Mioistre  d'l^tat  ^tait  dispos^  d'agir  comme  on  FaTait 
fait  lorsqae  Mgr.  Adames  a  6i6  nomm^  4veqae  in  partibus^  c'eBt-ii- 
dire  de  donner  acte  h  ce  dernier  de  sa  commanication  avec  la  r^ 
serve  qae  T^rection  de  T^vech^  de  Laxemboarg  ne  changerait  nen 
aax  rapports  existants  entre  FJ^glise  et  l'^tat,  et  n'entrafnerait  pis 
de  noavelles  obligations  poar  ce  demier. 

Le  CoDseil  d'^t  ^mit  le  2.  aöat  1870  an  avis  contraire.  »Od 
»ne  peat  m^connattre,  disait-il,  que  le  procM^  de  la  Cour  de  Borne 
»cr^e  ane  sitaation  assez  difflcile ,  sartoat  en  l'absence  d'nne  noti- 
»fication  offioielle  sar  les  motifs  qai  Tont  gaid^e  et  ses  intentiotf 
^r^elles  qaant  ä  la  port^e  de  la  mesare. 

»Ce  proc^^  est  mSme  en  oontradiction  avec  les  d^daratioas 
»formelles  ^man^es  jasqa'ici  de  la  chancellerie  de  Bome,  qai  a  toa- 
»joars  sabordonn^  la  cr^tion  de  l'^vech^  de  Laxemboarg  ä  one  »- 
»tente  präalable  arec  le  Qoavernement  sar  Torganisation  de  cette  in- 
»stitntion,  et  memo  sar  les  bases  fondamentales  le  radministration 
»da  calte,  ainsi  qa'il  appert  de  la  dernike  commanication  £ute  u 
»Gtoavemement  par  le  comte  Dacbätel,  soas  la  dato  do  25.  s^tem- 
»bre  1864.  Poarqaoi  la  Ck)ar  de  Bome  a-t-elle  toat  k  coop  ckaag< 
»de  Systeme  et  prend-elle,  ä  eile  senle,  ane  r^lution,  aprte  six  aa- 
pn69B  d'abandon  de  la  n^gociation  et  mfime  en  Opposition  avee  k 
»voea  qae  le  Goaremement  lai  avait  fait  manifester  le  18.  aott 
»1864,  ä  sa?oir  qn'il  präf^rerait  voir  les  choses  restw  m  datu  fna^ 
»si  eile  ne  reconnaissait  pas  la  force  .et  vigaear  da  concordat  de  1801 
»et  de  celai  de  1827,  reconnaissance  qae,  saivant  la  oommonieatioo 
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»de  M.  Duchätel  da  25.  septembre  1864,  eile  n'a  youla  donner  qae  , 
»sous  la  condition  qae  les  articles  organiqaes  1801  seraient  consid^- 
»r^s  Sans  vatear  et  qae  le  Gonvernement  d^clarerait,  en  oatre,  qae 
»toutes  les  lois  qai  üe  sont  pas  confonnes  aax  lois  de  F^Iise  se- 
»raient  cousid^r^es  comme  abrog^es,  c'est-^dire  qa'eließ  ne  seraient 
>plas  mises  en  ex^cation,  en  attendant  la  conclasion  d'an  concordat. 
»Apres  Sil  ann^s  d'intermption  des  n^gociations,  les  vaes  et  les  in- 
»tentions  da  Ooayemement  da  Grand-Dach^  pcmyaient  s'§tre  modi- 
»fi^es ,  tont  anssi  bien  sor  la  qaestion  fondamentale  de  la  cr^ation 
»d'an  ^vech^,  qa'en  ce  qai  concerne  le  cboii  de  la  personne  de  Vi- 
»veqae,  et  la  Coar  de  Borne,  sans  avertissement  aacan,  cr^e  l'^y^ch^ 
»et  nomme  I^^y^ae.  La  Coar  de  Rome  s'est-elle  donc  bas^e  snr  des 
»principes  antres  qae  ceax  qa'elle  ^tait  dispos^e  ä  admettre  en  1864, 
»se  croit-elle  en  droit  de  faire  des  ^y^ch^  et  de  nommer  les  ^yS-^ 
»qaes  cömme  bqn  lui  semble?  Ce  serait  mettre  ä  T^cart  non  sen- 
»lenient  les  coneordats,  mais  tontes  les  uormes  saiyies  depais  des 
»siecles  dans  ce  pays.  Et  poartant  la  Coar  de  Bome  ayait  accaeilli 
»fayorablement  les  cinq  conditions  qae  le  Goayernement  ayait  pos^es 
»comme  bases  de  la  cr^ation  de  Nyech^,  et  notamment.  ceUe  de 
»nommer  ^v§qae  ane  personne  agr^able  ä  Sa  Majest^;  On  ne  peat 
»s'expliqner  la  mani^re  de  procMer  adopt^e  par  la  Coar  de  Bome, 
»en  i'absence  d'ane  d^laration  officielle  de  sa  part. 

»D*apr^  les  d^clarations  da  nonyel  ^veque,  il  ne  s'agirait  que 
»d'an  changement  de  titre  et  de  la  transformation  d'an  ^tat  proyi^oire  en 
»^tat  döfinitif.  On  ne  sanrait  admettre  cetfce  explication.  Qa'est-ce  qa'il 
»7  aora  ä  l'äyenir  ?  ün  ^tech^  an  liea  d*an  yicariat  apostoliqne,  ane 
»Organisation  ^piscopale  an  liea  d'ane  mission,  T^tat  normal  an  liea 
»de  r^tat  anormal,  le*  d^finitijf  an  liea  da  proyisoire.  Or ,  la  cr^a- 
»tion  de  cet  ^y^ch^  et  la  nomination  de  cet  6vSqae  sont  des  points 
»principaux  de  Torganisation  d^finitiye  da  calte  qai,  d'apres  Tart. 
»22  de  la  Constitntion ,  doiyent  faire  rt)bjet  de  conyentions  ayec  le 
»Saint«Si6ge.  Si  Ton  peat  admettre  sans  difficnM  que  M.  Adames 
»aorait  6t6  Sigr66  par  Sa  Majest^  comme  dy§qae  de  Laxembarg,  il 
»n'en  est  pas  moius  yrai  qa'il  est  aojoard'hai  investi  de  ce  titre 
»sans  qa*il  eonste  qae  sa  nomination  ait  6t6  Pobjet  d'une  commani- 
»cation  pröalable.  Et  s'il  yenait  ä  disparaitre  demain,  le  Fape  nom- 
»merait-il  son  successear  comme  il  l'a  nomm^  Ini-mSme  P  L'affir- 
»mätiye  est  la  cons^qaence  logiqae  de  la  mesure  qai  yient  d'Stre 
»d^cr^töe.  Si  en  1870  le  Pape  a  pa  nommer  T^yeqae  de  Laxem- 
»boarg  Selon  sa  pare  Volonte,  ponrquoi  ne  le  ponrrait-il  pas  en 
»1871  oa  plas  tard,  sans  s'enqnärir  do  d^sir  da  Soayerain? 
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»En  pr^ence  de  la  mani^re  dont  la  mesore  en  qaestion  a  m 
»prise  tont  ä  fait  en  dehors  da  Goavernenoent ,  sans  avertissement 
»pr^alable  officiel  et  en  temps  opportun ,  sanf  la  simple  annooee 
»officieuse  faite  de  Bome  par  M.  le  vicaire  apostolique,  M.  Adames, 
»sou»  la  date  da  23.  juiu,  c'est-^dire  cioq  jours  avant  la  prodi- 
»mation  faite  par  le  Pape  en  consistoire,  en  absence  de  toote  aatre 
»explication  de  la  Coar  de  Bome,  et  en  pr^nce  de  l'exteutioD  de 
»la  mesure  en  question,  proclam^e  par  le  nouvel  ^veqne  daaa  ooe 
»lettre  pastorale,  le  Gouvernement  doit  prendre  ane  mesore  qai  sao- 
»vegarde  les  droits  de  la  Couronne  et  du  pays. 

»Quant  ä  la  najbure  de  cette  mesure,  le  Conseil  esüme  qne  li 
»cräation  de  Pävechä  et  le  cboix  du  titulaire  n'ayant  au  fond  et  en 
»principe  rien  de  contraire  aux  voeui  du  pays  et  aux  d^rs  do  Soi- 
»yerain ,  il  n'y  a  pas  lieu  de  recourir  ä  une  espece  de  protestatioB 
»formelle,  quoique  celle-ci  serait  bien  fond^e. 

»Mais  le  Conseil  estime  en  m§me  temps  qu'il  n*tehet  pas  de 
»donner  acte  sous  r^serve  ä  M.  Adames,  ainsi  que  le  propose  IL  le 
»Ministre  d'J^tat,  d*abord  parce  que  M.  Adames  n'a  pas  qualit^  poor 
»recevoir  cet  acte  qui  devrait  etre  port^  plus  haut,  et  que  M.  Adi- 
»mes  n'a  fait  conster  d*aucun  mandat  sp^ial  qu'il  aurait  eu  de  faüre 
»une  notification  au  Gouvernement  En  second  lieu,  donner  ade 
»de  la  mesure,  ce  serait  la  reconnattre  tacitement;  les  r^serves  i 
»ä  faire  seraient,  au  moins  en  ce  que  Taote  entraine  comme  oooai- 
»quence  n^cessaire,  ä  considärer  comme  protestation  adus  de  eo/dnr 
»rio ;  la  r^serve  ne  pouvant  döfaire  ni  P4v§ch6  ni  la  nominatkm  de 
»r^veque,  faits  sans  le  concours  du  Souverain,  et  qui  sont  des  par- 
»ties  essentielles  d*une  Organisation  definitive  des  affaires  du  coUe, 
»oü  ce  concours  ^tait  requis  d*apr^  les  concordats  eiistants. 

»Le  Conseil  d'J^tat  estime  dös  lors  qu'il  y  a  lieu  de  ne  dos- 
»ner  aucun  acte  et  de  ne  reconnattre  d*aucune  mani&re  la  raeeore 
»prise,  jusqu'ä  ce  que  la  Cour  de  Borne  aü  donne  une  expUeaüm 
^officieUesur  saportee  reelle  et  accordi  Us  garanties  jugees  tnfy- 
»petisables^  parmi  lesquelles  le  Conseil  ränge,  avant  toot,  le  principe 
»quHl  ne  pourra  Stre  nomm^  aucun  ^veque  sans  VagrSmeni  du  Sm- 
»f;6rain»  ni  aucun  ^veque  äranger^  et  que  le  titulaire  soü  ienu  <m 
^serment  de  fidSlite  au  Souverain ;  qu'en  atlendant ,  le  Gouvene- 
»ment  doit  consid^rer  T^tat  de  mission  subsistant  quant  k  loi,  ee 
»qui  facilitera,  sans  Tintervention  de  la  Chambre,  Temploi  des  cri- 
»dits  destinäs  aux  d^penses  du  culte.« 

Dans  une  d^peche  du  30.  octobre,  Mgr.  Adames  communiqsi 
au  Gouvernement  les  hrefa  apostoliques  des  27,  et  30.  septembre. 
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II  r^p^ta,  ^  cette  occassion,  qne  cet  acte  de  la  saprtme  Jurisdiction 
spirituelle  du  Souverain  Pontife  n^amenait  pas  de  cbangements  daQS 
les  relations  actaeilement  existantes  entre  le  Goaverneineiit  grand- 
dacal  et  le  Chef  eccl^astique.  Celui-ci  ne  iait  que  changer  de  titre, 
et  r^tat  provisoire  et  exceptionnel  de  son  administration ,  tel  qn'il 
existe  dans  les  pays  de  mission ,  est  sealement  conyerti  en  un  6tai 
d^finitif  et  rägolier,  tel  qu'il  existe  dans  tons  les  pays  catholiqnes. 
n  ajouta  que  par  cet  acte  pos4  aniquement  pour  le  bien  spiritael 
de  la  popnlation  catholiqne  du  pays,  les  n^gociations  pendantes  pour 
la  conclusion  d'nn  concordat  n'^taient  pas  rompues;  mais  qu^elles 
ponvaient  etre  continu^es  lorsque  les  circonstances  du  temps  s'y  prd- 
terant  mieux  que  maintenant. 

La  notification  officielle  ainsi  que  les  däclarations  d^r^es  par 
le  Conseil  d'l^tat  eurent  lieu  par  d^pSche  du  27.  septembre  1872. 
Mgr.  Bianchi,  internonce  apostolique  prds  Sa  Majest^  le  Boi  Orand- 
Dac,  charg^  de  ces  deyoirs ,  d^clara ,  entre  autres ,  que  »Pacte  du 
»Saint-Si^e  n'avait  eu  d^autre  but  que  le  bien  spirituel  de  la  po- 
»pnlation  catholique  du  Grand-Ducb^  et  qu'il  ne  portait,  du  reste, 
»aucun  changement  dans  les  relations  existantes  entre  le  Gtouverne- 
»ment  grand-ducal  et  le  Chef  ecd^astique  du  Qrand-Duch^.  Cet 
»acte,  continua-t-il ,  qui  se  renferine  sur  le  terrain  eccl^astique, 
»n'eropSche  et  n'empechera  en  aucune  i&ani^re  de  continner  ou  de 
»reprendre  des  nägociations  pour  la  conclusion  d'un  concordat, 
»ou  d'une  Convention  pour  regier  les  afiaires  dont  un  accord  des 
»deux  pouToirs  serait  n^cessaire.  Enfin,  il  ajouta  qu'en-  atten- 
»dant.  et  pour  donner  un  gage  de  ses  sentiments  et  de  ses  intentions 
»toutas  amicales  pour  la  personne  de  Sa  Majest^  le  Roi  Grand-Duc, 
»le  Saiut-Fere  autorisait  Mgr.  Adames  ä  prSter  le  serment  de  fid4- 
»lit^  d^jä  convenu  antärieurement.« 

Suüe  du  Üapport  de  la  section  centrale  sur  le  prqjet  de  loi  ayant 

pour  dbjet  la  creaiton  cFun  eviche,  presenU  en  sSance  de  Mardi, 

18.  mars  1873^  par  M.  le  depute  Paul  Eyschen. 

Le  12.  d^cembre,  le  Qouvemement  saisit  le  Conseil  d'Jiltat  du 
projet  de  loi  soumis  ä  nos  d^lib^rations.  Cette  fois  le  Conseil  donna 
un  avis  favorable  aux  intentions  du  Gouvernement  Comme  ces 
pieces  ont  d^jä  ant^rieurement  ^t^  imprim^es  et  communiquöes, 
neos  croyons  pouvoir,  pour  le  moment,  les  passer  sous  silence. 


Lors  de  la  discnssion  g^n^rale  du  projet  de  loi,  un  membre  de 
la  section  a  ^mis  l'avis  qu'il  y  avait  avant  tont  lieu  d*examiner,  si 

24» 
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par  r^rection  de  P^vSch^  en  dehors  de  la  partielpation  da  pooYoir 
civil,  la  Cour  de  Borne  n*avait  pos^  un  acte  illegal  et  contraire  k 
la  l^gislatioD  qui  regle  dans  le  pays  la  Situation  de  r%lifle  catho- 
lique.  Foor  le-  cas  oü  cette  qaestion  serait  r^lne  affirmativement, 
rhonorable  membre  propose  de  sarseoir  ä  tont  examen  da  projet  jos- 
qa'ä  ce  qae  le  Saiot-Si^ge  ait  r^tabii  les  choses  dans  leor  ^tat  an- 
t^near.  Discater  la  loi  dans  de  pareilles  circonstances ,  dit-il,  ce 
serait  consäcrer  ane  ill^galit^. 

L'aote  pos^  par  la  Coar  pontificale  aurait,  d'apr^  l'honorable 
membre,  yiol^  les  art.  2  et  17  da  concordat  concla  entre  le  Goa- 
Yernement  fran9ais  et  Sa  Saintetö  Pie  VII,  le  7.  septembre  1801, 
ainsi  qae  les  art.  1  et  2  de  la  loi  organiqae  pabli^e  eo  France  I 
la  soite  de  cette  Convention.    Voici  ces  diverses,  dispositions : 

»Art.  2.  —  II  sera  fait  par  le  Saint-Si^ge,  de  concert  avec 
le  Gouvernement,  ane  nouvelle  circonscription  des  dioc^es  fran(ais.c 

»Art.  17.  II  est  convenu  en^re  les  parties  conkactantes  que, 
dans  le  cas  oü  quelqa'un  des  successeurs  du  premier  consol  ne  se- 
rait pas  catbolique,  les  droits  et  Prärogatives  menlionn^  dans  Far- 
tide  ojrdessus,  et  la  nomination  aux  ^vech^s  seront  r^gl^,  par  rqh 
port  ä  lui,  par  une  nouvelle  Convention,  c 

»Art.  1.  —  Aucune  bulle,  bref,  rescrit«  d^et,  mandat,  provi- 
dout  signatnre  servant  de  provision,  lii  autres  exp^ditions  de  la  Cour 
de  Borne,  menie  ne  concemant  que  les  particuliers,  ne  pourront  &n 
re9us,  piibli^,  imprim^,  ni  autrement  mis  ä  ex^tion,  sans  l'au- 
torisation  du  Gouvernement,  c 

»Art.  2.  —  Aucun  individu  se  disant  nonce,  l^gat,  vicaiie  oi 
commissaire  apostolique  ou  repr^sentant  de  toute  autre  d^nominition 
ne  pourra,  sans  la  mdme  autoriisation ,  exercer  sur  le  sol  fran^ais  oi 
ailleurs  aucune  fonction  relative  aux  affaires  de  T^glise  gallicane.c 

Dans  Topinion  de  Thonorable  membre,  le  concordat  et  la  M 
organique  ont  encore  force  de  loi  dans  le  pays.  L'^tat  provisoire 
cr^^  par  la  publication  de  la  Constitution  beige  dans  le  plat  pays 
avait  abrog^  le  concordat  et  la  loi  organique,  mais  par  le  traitä  de 
Jtiondres  du  19.  avril  1839 ,  Tancienne  16gislation  a  rev^n  en  vertu 
du  droit  poetliminaire.  Aux  termes  de  Tart  23  de  ce  trait^,  il  ny 
a  que  les  jugements,  les  actes.  de  F^tat  civil  et  les  aotes  notariis 
qui  ont  ^t^  maintenus  dans  leur  force  et  vigueur. 

La  plupart  de  nos  hommes  d*£tat  ont  partag^  cette  opinioo. 

Lors  de  la  discussion  de  la  Constitution  de  1848,  le  n^por- 
teur  a  döclarä  que  P«rt.  127  avait  ^t^  introduit  pour  qu'on  os 
puisse  tirer  d^  autres  articles  la  supposition  que  Tabrogatioo  des 
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concor4ats  ant^rienrs  serait  r^connae.  Nos  Goavernements  •  nota- 
ment  ceax  de  1848  et  1865,  ont  aveo  plufflenrs  deput^s  soütenu 
cette  doctrine. 

Or,  si  les  affaires  eccl^siastiques  sont  soumises  ä  <;e  •  r^gime^ 
r^rection  d'an  nouvean  diocdse  ne  poorrait  etre  faite  que  de  concert 
avec  le  Gouvernement. 

Comme  Sa  Majest^  le  Roi  Grand-Dnc  ne  prof esse  pas  le  colte 
catboliqae,  la  nomination  aux  fonctions  d'^vSque  devait  §tre  pr^e4^ 
d^  d'ane  nouvelle-  Convention.  Les  dem  brefs  des  27.  et  30.  sep^ 
tembre  1872  aoraient  du  avant  leur  pablication  etre  soumis  ä  Pap- 
probation  da  Gouvernement,  laqoeUe  ^tait  encore  n^essaire  ponr 
Pinstallation  de  T^veque  par  Mgr.  Bianchi. 

ün  autre  membre  de  la  section  a  d^clar^  se  joindre  h  la  pro« 
Position  d'ajourner  la  discussion  du  projet  jusqu'ä  ce  que  le  chef  de 
TEgUse  ait  retir^  les  d^cisions  prises  unilaiSralement  par  lui  en  1870. 
n  a  motiv4  ses  conclusions  a  peu  pres  de  la  maniöre  suivaote :  En 
admettant  memo  que  le  concordat  de  1801  et  les  artides  organi'- 
ques  n'aient  plus  force  obligatoire  dans  le  pays,  ce  sont  nos  prindpes 
constitutionnels  qui  önt  6t6  no\68  par  la  Coür  de  Borne. 

.  L'art.  22  de  la  Constitution  dispose  ainsi:  »L'intervention  de 
»r^tat  dans  la  nomination  et  Tinstallation  des  chefs  des  oultes,  le 
»mode  de  nomination  et  de  r^vocation  des  autres  ministres  des  cul- 
»tes,  la  facultä  pour  les  uns  et  les  autres  de  correspondre  avec  leurs 
»sup^rieurs  et  de  publier  leurs  actes,  ainsi  que  les  rapports  de 
>r%lise  avec  Tl^tat  fönt  Tobjet  de .  Conventions  ä  soümettre  ä  la 
»Chambre  des  d^put^s  pour  les  dispositions  qui  n^cesdtent  son  in- 
»tervention.€ 

L'art.  119  dit  en  outre:  »En  attendant  la  conclnsion  des  con* 
ventions  pr^vues  ä  Tart  22,  les  dispositions  actuelles  relatives  auz 
coltes  resteiit  en  yigaeur.<  .    ^ 

n  en  r^sulte  que  le  Systeme  de  la  Separation  cpmplete  dePEg- 
lise  et  de  l'^tat  n'a  pas'  6i6  adopt^  dans  le  Grand-Duch^ ;  c'est 
au  contraire  le  regime  des  concordats  que  notre  pacte  fondamental 
a  introduit  dans  le  pays.  L'J^glise  n'y  est  donc  pas  enti^ment 
librCt  conmie  en  Belgique  par  exemple.  Le  oulte  catbolique  est  sa- 
lari^  et  prot^g^  par  T^tat;  des  lors,  Tacte  pos^.par  le  SaintPke, 
Sans  raccord  pr^alable  du  Gouvernement  grand-ducal,  a  ^t^  contraire 
aux  tenaes  et  ä  Tesprit  de  la  Constitution. 

A  Fencontre  de  la  proposition  de  demander  le  retrait  des  actes 
pos^s  par  la  Cour  de  Borne  en  1870,  dn  a  fait  entre  autres  les  ob- 
servations  suivantes:  La  l^gislation  concemant  lea  rapports  entre 
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r^tat  et  r^lise  pr^nte  beaucoup  d'incertitade.  C'est  gnrtout  le 
point  de  sayoir,  si  le  concordat  et  les  articles  organiques  eont  abre- 
gt dans  toat  oq  partie  da  pays,  qai  est  doateax  et  a  toajours  ^te 
vivement  controverse. 

Aa  sein  de  la  section  centrale  6galement  les  avis  ont  ^t^  par- 
tag^  sor  cette  question. 

Les  bonorables  membres  qni  ont  soutenu  qne  les  lois  avaient 
perda  leur  force  obligatoire,  ont  principalement  invoqu^  ä  Fappoi  de 
leur  opinion  Fart.  16  de  la  Constitution  beige,  les  art.  7  et  12  de 
Tarret^  de  reprise  de  possession  du  ll.  join  1839  et  le  fait  de  la 
formation  d*un  vicariat  apostoliqne  dans  le  pays.  Bn  d^larant  qne 
ri^tat  n'avait  aucon  droit  d'intervenir  dans  la  nomination  des  mi- 
nistres  d'nn  cnlte  qnelconque,  ni  de  d^fendre  ä  ceux-d  de  corres- 
pondre  avec  leurs  snp^enrs  et  de  pnblier  lenrs  actes,  la  Constitation 
beige  abolissait  virtnellement  en  1830  les  concordats  ant^rieuis.  Le 
plat  pays  a  Y^n  sons  cette  l^gislation  jusqu'en  1839.  En  reprenant 
possesion  da  Orand-Dacb^  en  vertn  da  trait^  de  Londres  du  19. 
avrilf  le  Soaverain  d^cr^ta  en  termes  explicites  »qae  toat  ce  qoi 
»concernait  le  clerg^,  les  ^glises  et  le  service  di?in,  restait  entiere- 
»ment  dans  F^tat  da  joar  de  la  prise  de  possession  ;€  ce  n'est  qne 
»poar  Fadministration  de  la  justice  qu'on  devait  suivre  le  fond  des 
»Codes,  lois  et  arret^  subsistant  dans  la  ville  de  Luxembourg.c  Ces 
expressions  doivent  faire  admettre  que  tout  ce  qui  conceme  Fexis- 
tenee  du  clerg^,  son  agr^tion  par  Fl^tat,  sa  hi^rarchie,  ses  nf- 
ports  avec  ses  sup^rieurs,  etc.,  a  ^t^  maintenu  dans  le  staht  quo, 

L'empire  du  concordat  cessa  d'ailleurs.dans  la  ville  de  Lniem- 
bourg  dte  1833.  Le  vicariat  apostoliqne,  c'est-ä-dire  F4tat  de  mi»- 
sion,  y  fut  alors»  stabil  du  consentement  du  pouvoir  civil  La  meme 
mesure  füt  d^cr^t^e  en  1840  pour  le  pays  exfyyi  nmros.  Or,  la  mis- 
sion,  c*est  Fadministration  spirituelle  directe  du  Saint-P^re,  s'exer- 
9ant  par  son  d414gu^,  et  cet  ^tat  de  cbose  semble  etre  incompatibla 
avec  Fexistence  du  concordat  de  Fan  X. 

Enfin  les  dispositions  les  plus  importantes  de  la  I^gisIatioB 
de  1801  n'ont  plas  6t6  ex^cut^es  dans  le  pays  depuis  1830.  U 
Oouvernement  n'est  pas  intervenu  dans  la  nomination  des  car^  D 
n*a  pas  exig4  le  serment  des  eccl^siastiques  de  second  ordre,  nn'i 
pas  mis  d^entraves  ä  la  libert^  du  chef  du  clerg^^  de  correspondre 
avec  Borne  et  avec  ses  sup^rieurs.  n  n'a  pas  subordonn^  k  sos 
agrtetion  pr^alable  la  publication  des  bulles  de  la  Cour  de  Borne 
et  des  mandements  du  cbef  du  elergö.  Enfin  Fexerdce  de  YtjifA 
comme  d'abus  semble  ^galement  impossible  sous  la  l^gislation  actuelle. 


Akten  über  die  Errichtung  des  Biath.  Luxemburg  (1870—1873,)    375 

üne  opinion  interm^diaire  admettait  que  le  concordat  ezistait 
encore  ponr  la  ville  de  Lnxemboorg,  mais  qu'il  ^tait  abrogö  pour  le 
plat  pays. 

Qnelque  soit  maintenant  le  Systeme  anquel  on  croira  devoir 
s^arreter,  on  ne  peut  disconyeoir  que  la  qoestion  doit  §tre  envlsag^ 
comme  tres-douteuse. 

Plnsienrs  Gouvernements  et  mSme  la  Constituante  Tont  consi- 
d^r^e  comme  teile.  Les  tribunaux  ne  lui  ont  jusqn'ä  ce  jour  donn^ 
aacune  Solution.  D^s  lonf,  il  semblerait  t^m^raire  de  se  prononcer 
cat^goriquement  sur  ce  point  et  d'infliger  it  la  Cour  pontificale  un 
bläme  pour  avoir  transgressö  des  prescriptions  dont  Teiistence  legale 
est  contest^e  par  de  s^rieux  arguments.  II  n'y  a  donc  pas  non 
plus  lieu  d'examiner  si  les  faits  ont  ^t^  röellement  contraires  ä  cette 
lögislation. 

Pour  7oir  si  la  mesure  prise  unilat^ralement  par  le  Saint-Si^ge 
^tait  contraire  h  nos  principes  constitutionnels,  il  ne  faut  pas  oublier 
comment  ces  actes  ont  ^t^  amen^,  ni  quelle  en  a  6t6  la  y^ritable 
port^e.  Depuis  nombre  d'ann^  d^jä  F^tablissement  d'un  ^y^ch^  ä 
Luxembourg  ^tait  arret^  en  principe  entre  le  Saint-Si^ge  et  IS  Gou- 
vernement grand-ducal.  Les  deux  Pouvoirs  6taient  compldtement 
d'accord  sur  Topportunit^  de  cette  cr^ation.  Seulement  on  ne  pou- 
vait  parvenir  ä  s'entendre  sur  les  conditions  attach^es  ä  cet  acte. 
La  Cour  de  Rome  demanda  que  Tliitat  reconndt  express^ment  la  non- 
existence  des  articles  organiques,  et  consentit  ä  Fabrogation  de  tou- 
tes  les  lois  contraires  aux  droits  de  r%lise.  Elle  demanda  en  outre 
que  r^vSch^  füt  convenablement  dot^.  En  ^tablissant  unilaterale- 
ment  un  siöge  ^piscopal  ä  Luxembourg,  le  chef  de  r%lise  devait 
donc  croire  que  cet  acte  n'^tait  pas  contraire  aux  voeux  du  pays,  et 
il  r6non9ait  en  memo  temps  aux  conditions  qu^il  voulait  y  attacher 
en  1865.  L'%lise  se  soumettait  sans  rteerve  aux  lois  existantes, 
ainsi  qu'aux  prescriptions  du  droit  commun ,  memo  pour  le  cas  oü 
les  autorit^  judiciaires  auraient  admis  que  le  concordat  et  les  ar- 
ticles organiques  continuaient  encore  ä  r^gir  le  pays. 

Dans  son  avis  du  22.  aoüt  1870,  le  Conseil  d*;^tat  avait  fait 
observer  que  le  changement  n'avait  pas  ^t^  noUfi^  dans  les  formes 
usit^,  et  que  la  Cour  de  Bome  n'avait  pas  donn^  d'^claircissements 
sur  les  cons^quences  que  devaient  entrafner  ces  actes.  La  d^pSche 
de  Mgr.  Bianchi  du  27.  septembre  1872  est  venue  remplir  cette  la- 
cune.  Elle  r^p^  les  döclarations  contenues  dans  les  d^pSches  Gen- 
tes par  Mgr.  Adames.  L'acte  du  Saint-Pere  se  renfermait,  d*apr^ 
lui,  aussi  sur  le  terrain  purement  ecclösiastique,  et  aucun  change- 
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ment  n*4taii  introduit  dalis  les  rapports  existauts  entre  les  dem 
Poavoirs.  Le  cb&f  du  colte  n^^tait  pas  chang^,  il  recevait  jseole- 
ment  un  ^atre  titre.  et  d'autres  poavoirs  eccläsiastiques.  L'acte  du 
Saint-Pke  ii'exer9ait  donc  d'iDfluenoe  que  dans  la  sphere  poremeat 
spiritaelle.  n  ne  devait  aYoir  aucun  effet  sur  le  t«rrain  des  rapports 
civils.  On  ne  peut  donc  comprendre  comment  la  Constitaüoii  et  les 
lois  civiles  aoraieat  pu  @tre  viol^es. 

Ces  divers  motife  ont  ameh^  la  majorit4  de  la  section  ä  r^ 
sondre  n^gativement  la  qaestioi>  pr^alable  pos^  par  les  dem  boDO- 
rables  membres  et  ä  d^clarer  qu'il  y  avait  lieu  d^examioer  le  projet 
de  loi  soumis  par  le  Gouvernement. 

Un  membre  de  la  section  a  alors  propos6  de  rejeter  la  loi,  parce 
qne  Tart.  17  du  concordat  de  1801  pr^voyait  übe  Convention  an 
snjet  de  la  nomination  des  öveqnes,  Convention  qui  n'avait  pas  en- 
core  ea  lien.  Get  article  dispose  en  effet  que  si  le  Sonverain  da 
pays  n*est  pas  catholiqae ,  one  nonvelle  Convention  r^glera  la  qiies- 
tion  de  1^  nomination  anx  övSchös. 

Cette  opinion  fat  rejet^e  par  les  consid^rations  d^jä  antuen- 
rement  d^velopp^es. 

On  fit  encore  observer  que  la  pr^ente  loi  avait  pr^cis^ment 
pour  but  d'amener  une  entente  des  deox  Pouvoirs  sur  la  questioo, 
et  de  cr^r  une  espece  de  Convention  sur  le  mode  d*apres  lequel  k 
siöge  ^piscopal  de  Luxembour^  devra  ätra  occup^.  La  loi  ainsi  que 
les  actes  pos^  par  la  Cour  de  Borne  constateront  Taccord  les  d^n 
parties  et  leurs  conditions,  et  auront  le  metne  effet  qu'un  conc(»rdat 
partiel.  C'est  en  definitive  une  espece  de  transaction  sur  d'aocieo* 
nes  difiicult^,  et  dds  lors  il  n'y  a  pas  lieu  de  r^clamer  encore  au 
pr^able  une  autre  Convention. 


La  section  centrale  passe  ensuite  ä  la  discussioh  des  diffärents 
articies  du  projet. 

Art  1.  — Le  projet  de  loi  pour  but  a)  d'autoriser  le  Gouver- 
nement k  consentir  ä  T^rection  du  Grand-Duchä  en  ^vech^,  et  b)  de 
d^terminer  les  conditions  sous  lesquelles  ce  consentement  pourra  eure 
accord^. 

.  n  ne  saurait  etre  douteux  que  pour  Torganisation  de  T^gUse 
catholique  la  forme  hi^rachique  de  F^vSche  ne  soit  sods  tous  les  rap- 
ports pr^f^rable  ä  celle  du  vioariat  apostolique.  Co  demier  est  an 
etat  exceptionnel  et  provisoire  ct66  pour  les  pays  des  missions.  CeA 
le  Pape  lui-mdme  qui  en  est  le  chef  eccläsiastique  direct.  n  exerce 
son  pouvoir  par  un  d^l^gu^ ,  qui  est  r^vocable  au  grä  du  mandaDk 
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Dans  son  adiioinistration  le  vicaire  apostolique  n'est  entonrd  d'aacan 
conseil,  et  eomme  il  releye  de  la  congr^gation  de  Propaganda  fide^ 
son  äction  n'est  restrein te  que  par  la  teneur  de  ses  pouroirs  aposto- 
Uques.  L'ävech^  an  contraire  est  l'institution  reguliere  de  Tl^glise, 
e'est  un  etat  d^finitif  et  permanent.  L'^veque,  une  fois  install^,  ne 
pent  Stre  revoquö  eontre  son  gx6  par  le  Saint-SiögiB  que  dans  les  oas 
et  snivant  les  form^s  prövus  par  les  lois  canoniqnes.  L'administra- 
tion  de  T^veqae  est  limitöe  par  uu  conseil  composö, .  d'au  moins  neuf 
membres  du  clergä,  dont  l'avis  et  souvent  meme  le  consentement 
sont  r^uis  pour  les  actes  importants.  Le  clerg^  dans  cette  Organi- 
sation trouve  les  garanties  que  lui  accorde  le  droit  canon  dans  les 
autres  pays. 

Ia  Ghämbre  est  appel^  ä  examiner  si  r]^tat  doit  donner  son 
concours  ä  cette  derniere  Organisation.  Comme  il  ne  s'agit  que 
d'assurer  dans  le  Grand-Duchö  ä  r%lise  catbolique  une  Institution 
stable  et  normale  qui  soit  en  parfaite  concordance  avec  T^tat  poli- 
tique  du  pays  comme  puissance  autonome  et  ind^pendante  la  ques- 
tion  semble  devoir  @tre  r^solue  af&rmativement  pour  le  cas  qu  il 
n'y  a  pas  ä  craindre  que  les  droits  ou  les  intdrets  de  T^tat  en  re- 
9oivent  une  atteinte. 

Ör,  la  section  a  pu  constater  que  le  projet  de  la  crtotion  de 
rävechä  peut  se  r^aliser  sans  que  le  pouvoir  civil  ait  des  concessions 
quelcoifques  ä  faire  yis-^vis  de  la  Cour  de  Bome  et  sans  meme 
qu'il  en  r^sulte  une  cbarge  speciale  pour  le  budget  de  T^tat.  Elle 
est  danc  d'aris  que  P£!tat  peut  consentir  ä  la  cr^ation  du  nouveau 
diocese,  mais  eile  pense  avec  le  Gouvernement  qu'il  y  a  lieu  de  saisir 
Toccasion  que  pr^sentera .  la  reconnaissance  de  T^vech^ ,  pour  rat- 
tacber  au  mode  de  nomination  cert^ines  conditions  propres  ä  sau*- 
vegarder  dans  une  sage  mesure  les  int^rets  du  pouvoir  ciyil. 

Le  §.  1.  de  Tart.  1.  d^clare  que  par  le  nouvel  ätat  des  choses 
aucnn  changement  ne  doit  etre  apport^  aux  rapports  edstants  entre 
l'autoritö  civile  et  Tautorit^  ecclesiastique  j  et  que  leurs  droits  et 
leurs  obligations  contimieront  ä  etre  reglos  par  les  dispo^tions  en 
vigueur. 

A  l'occasion  de  cet  articlo  un  membre  demandei .  quelles  sont 
les  loi^  qui  en  ce  moment  r^gissent  la  matiere  et,  afin  d'^carter 
toute  ^uivoque,  il  propose  d'ajouter  au  N.  1.  du  §.  1.  les  mots  »et 
notamment  par  la  loi  du  18  germinal,  an  X.€ 

La  section  n'a  pas  cru  pouvoir  se  rallier  k  cet  amendement. 

Le  point  de  savoir,  si  la  MgislaÜou  de  Tan  X  qui  se  compose 
du  concördat  et  des  articles  organiques,   est  encore  en  vigeur  dans 
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le  Grand-Duch^,  est  une  pure  question  de  droit  positif  dont  il  oon- 
vient  de  r^erver  la  döcision  aux  tribanaox,  les  interpretes  natnreb 
de  la  loi.  Qu'arriverait-il  d'ailleurs  si  la  l^gislature  d^cr^tait  uni- 
lat^alement  que  le  concordat  de  1801  continue  ä  r^gir  le  pajs? 
Le  pouYoir  jadiciaire  De  pourrait^il  pas  le  lendemain  de  cette  d^da- 
ration  d^aider  le  contraireP  Le  concordat  est  one  Convention  bilat^ 
rale  qni,  nne  iois  steinte,  ne  pent  revivre  säns  le  consentennent  des 
dem  parties.  Dans  le  cas  od  la  justice  admettrait  que  les  6reiie- 
ments  de  1830  k  1840  ont  abrog^  la  Convention  intervenue  entre 
Pie  VII.  et  le  premier  consul,  il  n'est  pas  au  pouvoir  des  autorit^ 
civiles  de  donner  une  nouvelle  existence  ä  cette  Convention,  sans  Fad- 
b^sion  de  la  Cour  de  Borne. 

L'utilit^  pratique  de  Tamendement  ne  semble  d'ailleurs  pas 
^re  träs-grande  en  tant  quMl  ferait  revivre  le  concordat  Les  ppints 
les  plus  importants  de  ce  contrat  et  qui  ont  encore  de  Tactualit^,  se 
trouvent  ins^r^s  dans  le  projet  soumis  ä  notre  appr^iation.  H  n*j 
a  que  deux  dispositions  tomb^s  en  d^^tude  que  la  proposilioa 
rescusciterait)  c'est  Tart.  10  qui  dit  que  le  cboix  des  cur^s-dojeos 
ne  peut  tomber  que  sur  des  personnes  agr^^  par  le  Gouvernement^ 
et  Tart.  7  qui  assujettit  les  doyens  au  serment  de  fid^lit^  ä  preter 
par  les  ^v^ues. 

Quant  aux  articles  organiques,  il  ne  saundt  etre  douteux  que 
les  principales  dispositions  en  ont  6t6  abrog^es  par  des  lois  ^ostAi- 
eures  ou  sont  ^galement  tomb^es  en  d^su^tude.  Beaucoup  de  eei 
articles  n'ont  d'ailleurs  plus  aucune  valeur  pour  l'autorit^  civile.  D 
est  mSme  douteux  que  Tadoption  de  Tamendement  tel  qü'il  est  pro- 
pos^,  puisse,  r^Uement  faire  revivre  plusieurs  dispositions  des  plos 
importantes  de  la  loi  organique. 

Voici  quelques-uns  des  principaux  de  la  loi  organique,  en  taot 
qu^elle  r^git  les  rapports  g^n^raux  de  TJ^glise  catholique  avec  les 
droits  et  la  police  de  T^tat: 

»Art.  1.  —  Aucune  bulle,  bref,  rescrit,  d^cret,  inandat,  signi- 
ture  servant  de  provision,  ni  autres  exp^ditions.de  la  Ck)nr  de  Borne, 
memo  ne  concernant  que  les  particuliers ,  ne  pourront  §tre  re^ns, 
publik,  imprim^,  ni  autrement  mis  ä  ex^cution,  sans  l'antorisatioB 
du  Gouvernement.  € 

0 

»Art.  2.  —  Aucun  individu  se  disant  nonce,  lägat,  vicaire  oi 
commissaire  apostolique ,  ou  se  pr^valant  de  tonte  autre  d^nomim- 
tion,  ne  pourra,  sans  la  m§me  autorisation ,  exercer  sur  le  sol  frin- 
9ais  ni  ailleurs,  aucune  fonction  relative  aux  afbires  de  l*^liae  gal- 
licane.c 


Akten  Über  die  Errichtung  des  BUth.  Luxemburg  {1870-1873.)    379 

»Art.  3.  —  Les  d^i^rets  des  synodes  ^trangers,  meme  ceux  des 
conciles  g^n^ranx,  ne  pourront  etre  publik  en  France  avant  que  le 
ßoayerDement  en  ait  examin^  la  forme,  leur  conformit^  avec  les  lois, 
droits  et  franchises  de  la  r^publique  fran9aise ,  et  tont  ce  qui ,  dans 
leur  pnblication,  ponrrait  älterer  ou  int^resser  la  tranquillit^  pn- 
bliqne.€ 

Ces  trois  articles  se  rattachaient  aux  anciennes  libert^  de  r%- 
lise  gallicane.  Protecleur  de  la  doctrine  et  de  la  discipline  des  cul. 
tes  feconnns,  F^tat  ne  permettait  pas  que  leurs  r^gles  fussent  cban- 
g^es  ou  modifiöes  sans  son  aatorisation.  Or,  ce  Systeme  est-il  bien 
conforme  aux  id^es  modernes  et  ä  Tind^pendance  des  cultes  procla- 
ro^e  par  la  Constitution  (Art.  19.)  ?  Cette  näcessit^  d*ane  äutori- 
sation  pr^alable  pour  la  publication  des  bulles  et  des  d^crets,  com- 
ment  la  concilier  avec  les  principes  de  la  libert^  de  manifester  ses 
opinions  et  de  la  libert^  de  la  presse  qui^arte  tonte  mesure  präven- 
tive (Art.  24  de  la  Constitution.)?  Enfin,  Tutilit^  pratique  de  ces 
mesures  n'a-t-elle  pas  toujours  ^t^  tres-donteuse  ? 

Une  autre  disposition  importante  de  la  loi  organique  se  trou- 
vait  dans  Tart.  3,  qui  d^clare  qu'il  y  aura  recours  au  Conseil  d'^tat 
dans  tous  les  cas  d'abus  de  la  part  des  sup^rieurs  et  autres  person- 
nes  eccl^siastiques.  Les  cas  d'abos  sont  Tusurpation  ou  Texces  de 
ponvoir,  la  contravention  aux  lois  ou  rdglements  de  la  r^publique, 
Tinfracticm  des  rdgles  consacr^es  par  les  canons  en  France,  Tatten- 
tat  aux  libert^s,  franchises  et  coutumes  de  Tl^glise  gallicane,  et  tonte 
enträprise  qui  dans  Texercice  du  culte  peut  compromettre  Fhonneur 
des  citoyens,  troubler  arbitrairement  leur  conscience  et  d^g^n^rer 
contre  eux  oppression,  injure  ou  scandale. 

L'appel  comme  d'abus  ötait  donc  un  recours  ä  la  puissance 
temporelle  contre  la  violation  des  saints  canons  ou  de  la  loi,  com- 
mise  par  un  ministre  du  culte  dans  Pexercice  de  ses  fonctions  ou 
par  un  fonctionnaire  portant  atteinte  ä  Texercice  public  du  culte  ou 
h  la  libert^  de  ses  ministres.  II  avait  son  fondement  dans  les  deux 
maximes  suivantes :  »Le  Roi  est  ex^cuteur  et  protecteur  des  saints 
canons,  et  il  a  la  puissance  de  faire  des  lois  et  ordonnances  concer- 
nant  la  police  extärieure  de.F^lise.c  Cette  derni^re  consid^ration 
seule  a  conserv^  sa  valeur  dans  le  droit  moderne.  Mais  le  remMe 
qu'on  croyait  trouver  dans  l'appel  comme  d'abus  ne  r^pondait  pas 
au  but  qu'on  en  attendait.  Le  Conseil  d'J^tat,  saisi  du  recours,  n'a- 
vait  pour  ainsi  dire  aucune  action  efßcace.  II  devait  se  bomer  k 
d^clarer  qu*il  y  ayait  eu  ou  non  abus.  Pour  tonte  sanction  de  sa 
d^cision,  il  pouvait  dans  quelques  cas  joindre  ä  sa  däclaration  des 
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iojonctions  ou  certaines  peines  adtninistratives,  teile  que  la  soppree- 
sion  de  Ncrit  abosif.  S'il  y  avait  d^lit ,  il  ponvdit  aussi  renyojer 
devant  rantorit^.  comp^teDte.  Cette  juridiction  n'ätait  donc  goere 
appel^  ä  rendre  de  bien  grand  Services. 

L'institution  a  compl^tement  disparu  de  notre  l^gislatioB ,  ei 
jusqa'ä  ce  jour  on  ne  semble  pas  avoir  ^proay^  le  besoin  de  la  hite 
ressnsciter.  La  simple  proclamation  de  Texistence  des  artidesorganiqQes 
ne  sanrait  d'ailleurs  la  faire  revivre.  La  juridiction  eiceptionnelle,  ap- 
pel^e  ä  connattre  des  appellations  comme  d^abus,  le  Gonseil  d*]^tat,  avait 
oess4  d'exister  dans  le  pays,  et  lors  de  sa  reconstitution  cette  attribatioB 
eiceptionnelle  ne  lui  a  pas  ^t^  rendue.  ( Voir  la  loi  du  16.  janvier 
1866.)  Pour  introduire  de  nouveau  Tappel  comme  d^abns,  il  fiiiidrait 
plus  que  Tamendement  produit ;  une  loi  nouYelle  attribuant  au  Cod- 
seil  d'j^tat  jurMiction  speciale  ä  cet  effet  deviendrait  n^cessaire. 

On  se  demande  d'ailleurs,  avec  raison,  pourquoi  les  lois  pöna- 
les ordinaires  ne  suf&raient  pas  ä  l'avenir ,  comme  elles  ont  sufB 
jusqu'ä  pr&sent,  ä  r^primer  tons  les  v^ritables  abus  de  ministre  des 
cultesP 

D'autres  articles  de  la  loi  organique,  comme,  par  exemple,  ceu 
qui '  prescrivent  qu'il  n'y  aura  qu'une  seule  liturgie  et  un  seul  cat^ 
chisme  pour  tonte  r%lise  de  France,  que  T^veqne  ne  peut  sortir  do 
dioc^e  saus  la  permission  du  Gouvernement,  que  tous  les  eccldsiasti- 
ques  seront  habillte  ä  la  Pran9ai8e  et  en  noir,  etc.,  n'ont  certes  plus 
de  raison  d'Stre  aujourd'hul 

Enfin,  il  y  a  certains  articles  qui  ont  toujours  ^t^  obser?^  dans 
le  pays.  Ce  sont,  entre  autres,  deux  qui  disposent  qn'aucune  partie 
du  territoire  ne  saurait  etre  ^rig^e  en  eure  ou  paroisse  sans  Tasseii- 
timent  du  Gouvernement,  que  Tautorisation  de  ce  demier  est  n^ces- 
saire  pour  la  validit^  des  fondations  faites  en  faveur  de  rexerdoe  da 
culte,  etc.,  etc. 

En  debors  de  ces  derniers  articles  diverses  autres  dispositioos 
legales  r^gissent  chez  nous  les  affaires  eccl^iastiques ,  ainsi  que  les 
rapports  de  T^lise  et  de  L'liitat.  Ce  sont  principalement  les  prin- 
cipes  g^n^raux  qui  sont  proclam^s  par  les  articles  18,  21,  22  et  109 
de  la  Constitution.  Les  d^lits  commis  j>ar  les  ministres  des  cultes 
dans  Fexercice  de  leur  pouvoir,  comme  par  exemple  les  critiquesdi- 
rig^es  en  chaire  contre  Tautorit^  publique,  sont  punis  par  les  ari 
199  ä  206  du  Code  pänal,  modifi^s  eh  partie  par  la  loi  sur  la  presse. 
L'infiuence  dont  jouit  r%lise  sur  Tenseignement  public  est  d^ter- 
min^e  dans  la  loi  du  26.  juillet  1843.  L'art.  26  de  la  Gonstitatioo 
soumet  Fätablissement  des  congr^gations  4  Tagr^ation  du  pouvoir  I^ 
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gislatif.  Uadministration  des  bienp  de  l'^lise  est  r^gie  entre  autres 
par  le  d^ret  dn  30.  d^cembr^  1809  sur  les  fabriqnes  ot  la  loi  »da 
6,  .novembre  1813. 

Dans  ces  circonstances ,  il  a  semblö  ä  la  section  centrale  qu'on 
deyait  et  qü'on  pouvait  sans  b^iiatioD  rejeter  la  proposition  de  pro- 
clamer  dans  la  loi  qae  le  concordat  et  les  articles  organiques  ont 
encore  force  de  loi  dans  le  pays. 

Le  vote  de  la  pr^ente  loi  ne  pr^jugera  d*aillenrs  jen  rien  la 
question  de  sävoir,  s/il  y  a  lien  d'ädicter  de  nouvelles  lois  de  poiice 
oa  autres  poar  atteindre  le  but  que  se  propose  Thonorable  r^dactenr 
de  Famendement,  et  alors  cette  noavelle  l^gislation  pourra  mieux 
s'approprier  ä  la  Situation  particuliere  du  pays  et  ä  la  Constitution 
qui  nous  r^gii 

La  section  pr^före  donc  que  la  Situation  de  fait  teile  qu'elle  a 
6t6  cr66e  par  la  position  particuliere  dans  laquelle  le,  pays  s'est  trouVä, 
soit  provisoirement  maintenue  jusqu'ä  ce  que,  par  an  concordat 
complet  ou  une  loi  nou?elle  et  sp^iale ,  les  rapports  entre  Tllglise 
et  r^tat  soit  d^finitivement  reglos.  G'est  ainsi  d'ailleurs  qu'avait 
proc^d4  la  Constitution  de  1848 ,  laquelle  a  6t6  vot^e  ä  runanimit^ 
de  ses  membres^. 

Une  autre  condition  ä  laquelle  le  projet  de  loi  soumet  T^rection 
de  r^vechö,  consiste  ä  demander  au  fator  ^veque  la  prestation  du 
serroent  de  fid^lit^,  prävu  par  le  §.  2.  de  Tart.  1. 

TJn  membre  proposa  d'exiger  le  serment  d'ob^issance  ä  la  Con- 
stitution. 

La  section  a  admis  la  r^daction  propos^e  par  le  Gouvernement, 
laquelle  est  emprunt^e  en  substance  ä  Tart.  6  du  concordat  de  1801. 
Cette  formule  a  ^tä  maintenue  en  France  malgi;^  tous  les  cbange- 
ments  politiques  et  sous  tous  les  r^gimee  quQ  ce  pays  a  travers^s.  On 
Ty  a  toujours  entendue  en  ce  sens  qu'elle  impllquait  la  prpmesse 
d^ob^issance  ä  la  Constitution,  ä  laquelle,  d'ailleurs,  tous  les  citoyens 
sont  soumis.  II  va  sans  dire  que  la  prestation  du  serment  aurji  dans 
notre  pays  la  memo  signification. 

Ce  libell^  avait  toujours  6t6  proposö  par  les  divers  Gouverne- 
ments luxembourgeois,  et  il  a  Tavantage  d'^e  admis  par  lä  Cour 
de  Bome.  Gomme  il  pr^ente  des  garanties  süffisantes,  il  n'y  a  pas 
lieu  d'entamer  encore  une  fois  des  n^gociations  pour  en  obtenir  le 
cbangement. 

L'art.  2  du  projet  de  loi  est  appel^  ä  fixer  le  cbiffre  du  trai- 
tement  ä  allouer  au  fntur  ^veque. 

Dans  sa  d^pSche  adress^$  au  Conseil  d'^tat  le  Gouvernement 
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arait  propos^  de  maintenir  le  traitement  actuel  da  vicaire  apostoU- 
gne,  tel  qu'il  est  d^termin^  par  la  loi  du  3.  föyrier  1865,  sauf  ä 
Taagmenter  ä  Tinstar  de  celui  des  aatres  fonctionndres.  Comtne 
le  Chiffre  ainsi  majori  n'^tait  pas  indiqu^  dans  le  prcjet ,  la  secüoa 
a  pri^  le  Goavernement  de  lai  faire  ä  ce  sujet'  des  propositioiis  d^ 
finitiYes.  M.  le  Ministre  d'^tat  a  pens6  qa'oD  poayait  alloaer  nn 
traitement  roinimam  de  6,400  francs,  avec  une  augiüentation  himt- 
nale  de  100  francs  pendant  10  ans,  ainsi  que  cela  est  propos^  poor 
les  fonctionnaires  en  g^n^ral. 

Le  Gonseil  d']^tat  propose  un  traitement  fixe  de  7,000  francs. 

La  section  admet  le  principe  du  traitement  inyariable  bmt  en 
rMuisant  le  chiffre  ä  6500  fr.  Elle  a  pens^  qu'on  ne  pouvait  assi- 
miler  Fofßce  de  l'dveque  ä  Pemploi  d'un  veritable  fonctionnaire.  Le 
Systeme  des  augmentations  successives  ne  saurait  @tre  appliqn^  aa 
traitement  du  chef  eccläsiastique  sans  de  s^rienx  inconv^nients.  Par 
exemple,  Part.  3  du  projet  de  loi  g^n^ral  pour  la  majoration  da 
traitements  disposant  que  l'augmentation  biennale  ne  peut  Stre  ac- 
cord^e  qu'apr^s  une  d^lib^ration  du  Gouvernement,  constataat  ks 
bons  et  loyaux  Services  du  fontionnaire. 

Le  Chiffre  de  6500  fr.  propos^  par  la  section  centrale  ne  peut 
paraitre  exag^r^,  quand  on  se  rappeile  que  le  traitement  actnel  du 
vicaire  apostolique  est  de  6000  fr.,  qu*avant  1840  il  6tait  de  8000, 
et  que  les  projets  de  concordat  ^labor^  par  nos  Gouvernements  le 
portaient  ä  7000  et  ä  10,000  francs. 

Les  autres  dispositions  de  la  loi  du  3.  fevrier  1865  sont  main- 
tenues. 

Un  avis  s^par^  du  Conseil  d']^tat  pr<qK)se  d'accorder  annueUe* 
ment  une  somroe  globale  de  2000  fr.  ä  iitte  d'indemnit^  pour  frais 
de  voyage  et  de  jetons  de  pr^ence  aux  membres  du  chapitre.  Ni 
le  Gouvernement,  ni  les  sections  n^ont  reproduit  cette  proposittoa. 
La  section  centrale  u'a  d^  lors  pas  cru  devoir  s'en  occuper. 

La  3.  section  avait  propos^  d'affecter  des^-pr^nt  ä  la  doti- 
tion  de  T^vecbd  la  somme  de  5291  fr. ,  pay^  annuellement  ä  titre 
de  Pension  ä  Mgr.  Laurent,  contorraäment  ä  la  loi  du  18.  d^eembre 
1855,  et  ce  des  que  cette  pension  viendrait  ä  etre  steinte.-  Le  bat 
de  la  proposition  est  le  suivant :  Par  le  §.  2.  de  la  loi  pr^mentionnfe, 
c^tte  pension  serait  supprim^e  en  cas  que  le  pensionnaire  accepterait 
un  ofßce  lui  procurant  un  revenu  äquivalent  ä  6347  fr.  Ju9qu*i  ce 
jour  cette  ^ventualit^  ne  s'est  pas  encore  rtolis^e.  Les  rödacteuis 
de  Tamendement  espörent  que  l'avantange  que  procurerait  cette 
disposition  au  nouvel  ävech^,  aurait  pour  effet  d'engager  Mgr.  Lau* 
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rent  ä  accepter  plus  Cacilement  d^autres  ionctions  et  ä  renoncer  pent- 
etre  en  fayeiir  du  nou¥eau  diocese  ä  la  pension  que  lui  paye  le 
Graad-Duche. 

Cette  proposition  a  ^t^  rejet^  par  deux  voii  contre  dem  et 
une  abstention. 

On  a  fait  observer  que  le  r^sultat  qu'on  eapdre  obtenir  par  cet 
amendement  paratt  tr^s-probl^matique ;  qu'en  tout  cas  la  proposi- 
tion a  quelque  cbose  d'insolite  en  ce  qu^elle  aurait  pour  effet  de 
crfer  en  faveur  de  T^vScb^  une  dotation  purement  Eventuelle.  Si 
r^Uement  il  y  a  lieu  de  subventionner  en  ce  moment  r^vechE,  il 
.semble  qu'on  ne  devrait  pas  faire  d^pendre  TexEcution  de  ce  projet 
de  circonstances  plus  ou  moins  incertaines.  Si,  au  contraire,  le  be- 
soin  d'une  nouveUe  dotation  ne  se  fait  pas  sentir,  on  ne  comprend 
pas  le  motif  pour  lequel  on  ferait  dds4-prEsent  d^jä  une  allocation, 
meme  purement  conditionnelle. 

L'art.  3  du  projet  a  Egaleroent  EtE  admis  par  la  section 
centrale. 

Cet  article  dispose  que  la  nomination  aux  fonctions  d'Eveque 
n'aura  d'effet  vis-ä-vis  de  TautoritE  civile  que  lorsqu'elle  aura  i\& 
agr^^e  par  le  Souverain. 

On  s'est  un  instant  demandE  s*il  ne  convenait  pas  de  faire  dE- 
pendre  Teffet  de  Fagröation  prSalable  du  chef  de  PJ^tat.  La  section 
ne  s'est  cependant  pas  arret^e  ä  cette  id^.  Comme  en  1857  d^jä 
la  Cour  de  Borne  avait  promis  de  s*entendre  au  pr^alable  avec  Sa 
MajestE  sur  le  choix  de  TEvSque  ä  nommer,  mais  avait  Energique- 
ment  r^sistE  ä  mettre  cette  clause  dans  le  concordat,  la  section  a 
cru  ne  pas  devoir  insister  ce  point  Elle  pense  que  Tarticle  tel  qu'il 
est  libellE  dans  le  projet  aura  pour  effet  d'amener  forcEment  entre 
les  deux  Pouvoirs,  döjä  avant  la  nomination  aux  fonctions  Episcopa- 
les,  un  ^bange  d^observations  sur  les  divers  candidats  et  un  accord 
Ecartant  toutes  difficult^s  ultdrieures.  Car,  en  n*obtenant  pas  une 
entente  prEalable  sur  le  choix  du  titulaire,  la  Cour  de  Bome  ris- 
querait,  en  cas  de  non-agr^ation,  de  faire  perdre  ä  r%lise  les  avan- 
tages  dont  eile  jouit  dans  le  Grand-DuchE.  Non  seulement  l'Eve- 
que  non  agr^E  par  le  Souverain  ne  jouirait  des  Emoluments  pEcuniaires 
attach^  k  ces  fonctions ,  mais  par  exemple  toutes  les  nominations 
qu'il  ferait  des  m  erobres  du  culte  seraient  sans  effet  vis-ä-vis  de 
rautoritE  civile,  en  sorte  que  les  cur4s  ainsi  nomm^s  ne  toucheraient 
pas  de  traitement.  L'%li8e  perdrait  encore  une  grande  partie  de 
l'influence  que  les  lois    lui    accordent  sur    Tenseignement ,    en  ce 
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que  l'^ySqne  non  agr^ä  ne  ponrrait  si^ger  k  la  Commissioii  d'instruo- 
tion,  etc. 

C'est  avec  cett$  Interpretation  que  la  section  centrale  a  era 
poUYoir  Sans  ysitation  adopter  ^galement  le  dernier  article  du  pro- 
jet  deloi. 

Ainsi  dü\h6T6  le  mars  1873. 
Le  Bapporteor, 
/     Paid  Eyschen.  Le  President, 

.F.  De  BlochoMsm, 

Die  Eammerdebatten  über  das  Gesetzproject,  die  bfficielle  An- 
erkennung der  Errichtung  eines  Bistbüms  zu  Luxemburg  betreffeiM} 
begän  nen  am  28.  März.  Oegen  die  Gesetzvorlage  sprachen  die  Her- 
ren A.  Brasseur,  K.  Simons  und  N.  Meie ;  das  Project  haböi 
vertheidigt  Hr.  Paul  Eyschen  uiid  der  Staatsminister  Hr.  E.  Servais, 

Am  3.  April  wurden  die  Debatten  geschlossen,  das  Gesetz  to- 
tirt  und  von  den  27  gegenwärtigen  Mitgliedern  mit  21  Stimmen 
gegen  6  angenommen. 

Für  den  Gesetzentwurf  stimmten  die  HH.  Borger^  r.  Bloch- 
auserij  Collart,  Conjsemius^  Eyschen,  Faber ,  FÖhr,  Hamelius,  Hess, 
nTacques^  Kmffj .  Macher^  Mertetis,  PesJcatore,  Risch,  SchmU,  B.  Scr- 
vais,  J.  Servais^  Toutsch,  Veiter,  de  Wdcquant, 

Gegen  den  Gesetzentwurf  stimmten  die  HH.  Andre,  Brasseur, 
Fischer,  MetZy  Pauly  und  Simons. 

Hr.  Lessei  enthielt  sich  der  Abstimmung. 

Nachträglich  erklärten  die  HH.  De  Muyser  und  de  la  Fo«- 
taine,  sie  würden,  wenn  sie  bei  der  Abstimmung  zugegen  gewesen 
wären,  ebenfalls  für  die  Gesetzvorlage  gestimmt  haben. 

Im  »Memorialc  vom  6.  Mai  1873  wurde  das  Gesetz  promd' 
girt.    Es  lautet: 

11.  Wir  Wilhelm  IIL  von  Gottes  Chtaden^  König  der  Niedertattde, 
Prine  von  Orianien- Nassau,  Grosshersog  von  Luxemburg  etc.  etc.  de 

'    Nach  Anhörung  unseres  Staatsrathes ; 

Mit  Zustimmung  der  Kammer  der  Abgeordneten;  Nach  Ein- 
sicht der  Entscheidung  der  Abgeordnetenkammer  vom  2.  April  1873 
und  derjenigen  des  Staatsrathes  vom  18.  des  nämlichen  Monats,  ge- 
mäss welchem  eine  zweite  Abstimmung  nicht  stattfinden  wird; 

Haben  verordnet  und  verordnen: 

Art.  1. 

Die  Regierung  ist  ermächtigt  in  die  Errichtung  des  Gros- 
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herzogthams  zum  Bistham  anter  nachstebenden  Bedingangdn  einzu- 
willigen. 

1.  Dass  an  den  zwischen  der  Staats-  nnd  der  Eirchengewatt 
bestehenden  Beziehungen  keine  Veränderung  stattfinde  und  dass  die 
beiderseitigen  Bechte  Und  Pflichten  fortan  durch  die  zur  Zeit  gel- 
tenden Bestimmungen  geregelt  bleiben; 

2.  Dass  der  Bischof  folgenden  Eid  leiste: 

»Ich  schwöre  und  gelobe  auf  Oottes  heilige  Evangeli^,  wie 
»es  sich  einem  Bischof  geziemt,  Seiner  Majestät  dem  EOnig-Gross- 
»herzog  von  Luxemburg,  meinem  rechtmässigen  Souverän  und  des- 
»sen  Nachfolgern  Gehorsam  und  Treue  zu  wahren.  Ich  schwöre  und 
»gelobe  desgleichen,  kein  Yerständniss  zu  pflegen  und  keiner  Be- 
» rathschlagung  beizuwohnen,  welche  der  öffentlichen  Buhe  zuwider 
»sind,  sowie  auch  keine  verdächtige  Beziehung,  weder  innerhalb 
»noch  ausserhalb  des  Grossherzoglichen  Gebietes  zu  unterhalten,  nnd 
»fisdls  ich  vernehme,  dass  ich  etwas  zum  Nachtheile  des  Staates 
»zettele,  nichts  zu  versäumen  eine  solche  Gefahr  abzuwenden. 

Art  2. 

Das  Gebalt  des  Bischofs  ist  auf  sechstausend  ffinfhundert  Fran- 
ken festgestellt. 

Art.  3« 

Der  bischöfliche  Stuhl  darf  nur  durch  einen  Luxemburger  be- 
setzt werden. 

Die  Ernennung  eines  Bischofs  hat  der  Staatsbehörde  gegen- 
über nur  Wirksamkeit  nach  erfolgter  souveräner  Bestätigung. 

Befehlen  und'  verordnen,  dass  dieses  Gesetz  ins  »Memorialc 
eingerückt  werde,  um  von  Allen,  die  es  betrifft,  vollzogen  und  be- 
folgt zu  werden. 

Haag,  den  30.  April  1873. 
Der  Staatsminister,  Präsident  der  Begierung, 
(gez.)  X.  J.  E.  Servais.  Für  den  König  Qrossherzog, 

Dessen  Statthalter  im  Grossherzogthum, 
(gez.)  Heinrichj  Prinz  der  Niederlande. 


lä.  iS^ömgl.^Cfrossh.  BescJduss  v. 
23.  Juni  1873^  wodurch  das  Bis- 
ihum  Luxemburg  anerkannt  wird. 

Wir  WüMm  IlL,  von  Gottes 
Gnaden,  König  der  Niederlande, 
Prinz  von  Oranien-Nassau,  Gross- 
herzog von  Luxemburg  etc.,  etc. ; 

Archiv  fUr  Kiroheorecht  XXXVI. 


ÄrritS  r.-g.'d.  du  23.juin  1873^ 

portotnt  reconnaissance  de  Viv6(M 

de  Luxembourg. 

Nous  OuiUaume  III  ^  par  la 
grfice  de  Dieu,  Boi  des  Pays-Bas, 
Prinoe  d'Orange-Nassau ,  Grand- 
Duc  de  Luxembourg,  etc.  etc.; 
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Nach  Einsicht  des  Breve  Seiner 
Heiligkeit  Papst  Pius  IX.  vom 
27.  September  1870,  betreffend  die 
Errichtung  eines  Bisthums  Luxem- 
burg an  Stelle  eines  Apostolischen 
Yicariates ; 

Nach  Einsicht  des  Gesetzes 
vom  30.  April  1873,  wodurch  die 
Begierung  ermächtigt  wird  in  die 
Errichtung  des  Qrossherzogthums 
zum  Bisthum  unter  den  Beding- 
ui^en  einzuwilligen: 

1.  dass  an  den  zwischen  der 
Staate-  und  der  Kirchengewalt  be- 
stehenden Beziehungen  keine  Ver- 
änderung stattfinde,  und  dass  die 
beiderseitigen  Eechte  und  Pflich- 
ten fortan  durch  die  zur  Zeit  gel- 
tenden Bestimmungen  geregelt 
bleiben ; 

2.  dass  der  Bischof  folgenden 
Eid  leiste : 

»Ich  schwöre  und  gelobe  auf 
»Gottes  heilige  Evangelien,  wie 
»es  sich  einem  Bischof  geziemt, 
»SeinerMajestätdemKönig,  Gross- 
»herzog  von  Luxemburg,  meinem 
»rechtmässigen  Souverän  und  des- 
»sen  Nachfolgern  Gehorsam  und 
»Treue  zu  wahren.  Ich  schwöre 
»und  gelobe  desgleichen,  kein  Ver- 
»ständniss  zu  pflegen  und  keiner 
»ßerathschlagung  beizuwohnen, 
»welche  der  öffentlichen  Ruhe  zu- 
»wider  sind,  sowie  auch  keine  ver- 
»dächtige  Beziehung,  weder  inner- 
»halb  noch  ausserhalb  des  Gross- 
»herzoglichen  Gebietes  zu  unter- 
»halten,  und  falls  ich  vernehme, 
»dass  sich  etwas  zum  Nachtheile 
»des  Staates  zettele ,  nichts  zu 


Yu  le  bref  de  Sa  Saintet^  le  Fape 
Pie  IX,  en  date  du  27.  septembre 
1870,  relatif  h  r^tablissement  d'on 
^vechä  de  Luxembourg,  qni  rem- 
placera  le  vicariat  apostoliqne; 

Vu  la  loi  du  30.  avril  1873, 
qui  autorise  le  Gouvernement  l 
consentir  h  T^rection  du  Grand- 
Duche  en  ävech^,  sous  les  con- 
ditions : 

1 .  qu'aucun  changement  ne  sera 
apportä  aux  relatious  existant  entre 
Tautöritä  civile  et  Tautorit^  e^ 
cl^siastique  et  que  leurs  droits  et 
leurs  obligations  continuant  i  etre 
r^gl^s  par  les  dispositions  en  vi- 
gueur; 

2.  que  r^veque  pietera  le  stf- 
ment  suivant: 

»Je  jure  et  je  promets  sur  les 
»Saints  l^vangiles  de  Dieu,  ainsi 
»qu'il  convient  ä  un  äveque,  de 
»garder  obäissance  et  fid^ht^  i 
»Sa  Majestä  le  Boi,  Grand-DQC 
»de  Luxembourg ,  mon  Intime 
»Sou verain,  et  ä  ses  successeon 
»Je  jure  et  je  promets  aussi  de 
»n'avoir  aucune  intelligence  et  de 
»n*assister  k  äucun  conseil  qoi 
»soit  contraire  ä  la  tranqniUit^ 
»publique  et  de  n'entretenir  aoeon 
»rappert  suspect,  soit  au  dedaos, 
»soit  au  dehors  du  territoire  da 
»Grand-Duch^,  et  si  j^iq^presdi 
»qu'il  se  trame  quelqne  chose  aa 
»pr^judiee  de  l'^tat,  de  oe  rieii 
»omettre  pour  acuter  an  parefl 
»danger  ;€ 
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»verabsäamen  eine  solche  Gefahr 
»abzuwenden;« 

Nach  Anhörung  unseres  Staats-  Vu  Tayis  du  Conseil  d'!^t ; 
ratbes; 

Auf  den  Bericht  unseres  Staats-  Hur  le  rapport  de  Notre  Ministre 

ministers,  Präsidenten  der  Begie-  d*£tat ,   President  du  6ou?eme- 

rung,  und  nach  Einsicht  der  Con-  roent ,   et  vu  la  d^lib^ration  du 

seilsberathung  der  Regierung;  Gouvernement  en  conseil; 

Haben  beschlossen  und  be-  Avons  arret^  et  arrStons : 
schliessen : 

Art.  1.  Art.  1. 

Pas   Bisthum  Luxemburg  ist  L'^ySch^  de  Luxembourg  est  re- 

anerkannt  unter  den   durch   das  connu  sous  les  conditions  däter- 

Gesetz  vom  30.  April  1873  auf-  minies  par  la  loi  du  30.  avril  1873. 
gestellten  Bedingungen.  * 

Art.  2.  Art.  2. 

Die  Diöcese  Luxemburg  begreift  Le  dioc^se  de  Luxembourg  com- 

das  ganze  Territorium  des  Gross-  prend  tout.  le  territoire  du  Grand- 

herzogthnms.  Duch6. 

Die  Liebfrauenkirche   ist  zur  L*^glise  de  Notre-Dame  est  6ri- 

Eathedralkirche  erhoben,  behält  je-  g^e    en    catb^drale    et  conserve 

doch  ihren  Character  als  Pfarr-  n^anmoins  le  caract^re  d'^glise  pa- 

kirche  bei,  vorbehaltlich  nöthigen  roissiale,  sauf  ä  regier  ult^rieure- 

Falles  das  gegenseitige  Civil- Ver-  ment  les  rapports  civils  entre  les 

hältniss  beider  Anstalten  ander-  deux  Etablissements,  s'il  y  a  lieu. 
weitig  zu  regeln. 

Art.  3,  Art.  3. 

unser  Staatsminister,  Präsi-  Notre  Ministre  d'l!tat,  President 

dent  der  Regierung,  ist  mit  der  du  Gouvernement,  est  chargE  de 

Ausfuhrung  dieses  Beschlusses  be-  Texöcution  du  pr^ent  arretE. 
auftragt. 

Haag,  den  23.  Juni  1873.  La  Haye,  le  23.  juin  1873. 

Für  den  König-Grossherzog:  Pour  le  Roi  Grand-Duc: 

Dessen  Statthalter  Son  Lieutenant-Repr^entant 

im  Grossherzogthum,  dans  le  Grand-DnchE, 

Heinrich^  Prinz  der  Niederlande.  Henri,  Prinze  des  Pays-Bas. 

Der  Staatsminister,  Le  Ministre  d'^tat, 

Präsid.  der  Regierung,  President  du  Gouv., 

L.  J.  E.  Servais.  L.-J,-E.  Servais. 
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13.  Königl.'Grossh.  BescMuss  v. 
23.   Juni  1873  y    wodurch   Er, 
Ädafnes  als  Bischof  von  Luxem- 
hurg^bestäitgt  wird. 

Wir  Wühelm  IIL  von  Gottes 
Gii^de^ ,  König  der.  Niederlande, 
Prinz  von  Oranien-Nasssäu,  Gross- 
herzogvon  Luxemburg  etc.  etc.  etc.; 

Nach  Einsicht  des  unter.  Da- 
tum vom  80.  September  1870  er- 
folgten Apostolischen  Breve,  wo- 
durch Seine  Heiligkeit  Papst  Pius 
IX.  den  Apostolischen  Vicar  von 
Luxemburg,  Bischof  von  Halikar- 
nas8U8,  Hrn.  Nicolaus  Adames 
zui:  Würde  eines  Bischofs  von 
Luxemburg  erhoben  hat; 

Nach  Einsicht  des  Gesetzes  vom 
30.  Aprü  1873  und  des  Art.  109 
der  Verfassung; 

Nach  Einsicht  des  Gutachtens 
Unseres  Staatsrathes ; 

Auf  den  Bericht  unseres  Staats- 
ministers, Präsidenten  der  Ee- 
gierung,  und  nach  Einsicht  der 
Conseilsberathung  der  Regierung ; 

flaben  beschlossen  und  be-^ 
scfaliessen : 

Art.  1. 

Hr.  Nicolaus  Adames  ist  als 
Bischof  von  Luxemburg  bestätigt. 
Derselbe  wird  den  durch  das  Ge- 
setz vom  30.  April  1873  vorge- 
geschriebenen  Eid  in  Unsere  Hände 
oder  in  die  Hände  Unseres  Staats- 
ministers ,  den  wir  zu  diesem 
Zwecke  delegiren,  leisten. 

Art.  2. 

Unser  Staatsminister,  Präsident 
der  Regierung,  i^t  mit  der  AusfQh- 
rüng  dieses  Beschlusses  beauftragt. 

Haag,  Aen  23.  Juni  1873. 

Für  den  König- Grossherzog: 
Dessen  Statthalter 
im  Grossherzogtnum, 
Heinrich,  Prinz  der  NiSierlande. 

Der  Staatsminister, 
Präsid.  der  Regierung, 
L.  J.  E.  Servais. 


ArrHe  royal  grand-^ucal  du  23. 

juin  1873^  portant  agreatUm  de 

M.  Adames  comme  evSque  de 

Luxembourg, 

Nous  (xuittaume  IIL^  par  la 
gräce  de  Dieu,  Roi  des  Pays-Bas, 
Prince  d'Orange-Nassau ,  Grand- 
Duc  de -Luxembourg,  etc.,  etc., 

Vu  le  Bref  apostolique  d^ÜYr^ 
sous  la  da(e  du  30.  septembre 
1870 ,  par  lequel  Sa  Saintet^  le 
Pape  Pie  IX.  a  ^lev^  ä  la  dignit^ 
d'^veque  de  Luxembourg  M.  Ni- 
colas Adames,  vicaire  apostolique 
de  Luxembourg  et  öveque  d'M- 
licamasse ; 

Vu  la  loi  du  30.  avril  1873  et 
Tart.  109  de  la  .Constitution ; 

Vu  Tavis  du  Conseil  d'^tat; 

Sur  le  rapport  de  Notre  ICnistre 
d'^^tat,  Präsident  du  Gouverne- 
ment, et  vu  la  dälibäratioQ  da 
Gouvernement  en  conseU, 

Avons  arretä  et  arrStons: 

Art.  1. 

M.  Nicolas  Adames ,  est  agrit 
comme.  äveque  de  Luxembourg. 
n  pretera  entre  Nps  mains  <m 
entre  Celles  de  Notre  Ministre 
d'^tat  que  Nous  däläguons  ä  cet 
effet,  le  serment  prävu  par  la  ki 
du  30.  avril  1873. 

Art;.  2. 

Notre  Ministre  d'fitat,  Pr^ 
dent  du  Gouvernement,  est  charg^ 
de  rexäcution  du  präsent  arreti 

La  Uaye,  le  23.  join  1873. 

Pour  le  Roi  Grand-Duc: 
Son  Lieutenant-Repr^ntant 

dans  le  Graad-Ducbä, 
Henri,  Prince  des  Pajs-Ba& 
Le  Ministre  d'^tat, 
Präsident  du  Gouv., 
L.-J.-E.  Servais, 
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XXIX, 

Wann  bewirken  litterae  dimissoriae  ad  quemcumque  Episcopum 

die  Excorporation  aus  einem  Sprengel? 

Von  Domcapitnlar  von  Oberkamp  in  MQnohetL 

„Xe  Ovis  qaasi  perdita  aut  errans  inyeniatiU'. 
(c  1.  diflt.  71.) 

Der  organische  Leib  der  Kirche  kann  an  keiner  seiner  übernatür- 
lich oder  natürlich  begründeten  Lebensbedingungen  verletzt  werden, 
ohne  überall  Störungen  zu  erfahren.  Anomalieu  ihres  natürlich- ge- 
schichtlichen  Bestandes  wirken  naittelbar  auf- ihre  übernatürlichen 
und  zur  ünveränderlichkeit  bestimmten  Lebensfunctionen.  Diese  Wir- 
kung selbst  beweist  erfahrüngsmässig  die  innere  Wahrheit  undNoth- 
wendigkeit  auch  ip  Dem,  was  man,  ausserhalb  der  Kitche  stehend, 
für  rein  menschlich  im  Sinne  beliebiger  Modificirbarkeit  halten  möchte. 
In  der  Art  zufälliges  ist  nichts  an  ihr ;  sondern  Alles  göttlich  und 
menschlich  zugleich,  wie  ihr  Stifter  und  Haupt.  — 

Diese  Bemerkungen  treffen  unter  Anderm  auch  die  üebelstände, 
welche  aus  der  Abwesenheit  des  Beneficialsystems  in  vielen  und 
grossen  Kirchenprovinzen  sich  ergeben;  wo  dasselbe  theils  durch 
die  Revolution  zerstört,  theils.  wegen  der  Ungunst  der  Verhältnisse 
niemals  eigentlich  aufgebaut  worden  ist. 

Kleriker,  welche  keine  Beneficien  in  canonischem  Sinne  besitzen,  . 
entsciiliessen  sich  leicht,  Posten  und  Diöcesen  zu  wechseln ;  und  Bi- 
schöfe,  deren  Sprengel  weder  genügende  Incuratbeneficien,  noch  an- 
dere Institute  zur  Versorgung  gealterter  Priester»  noch  Demeriten- 
häuser  oder  zählreiche  und  wohlhabende  Klöster  aufweisen  können, 
sind  versucht,  jede  Gelegenheit  erwünscht  zu"  finden,  um  der  Sorge 
und  Verantwortung  fiir  minderbrauchbare  Priester  sich  zu  ent- 
schlagen. 

'.  _  •  •• 

Welcher  Jurisdiction  ist  also  ein  Kleriker  untersteUt,  wo  hat 
derjenige  väterlichen  Schutss  und  Obsorge  zu  finden^  welcher  Ent^ 
lassbriefe  ^ad  quemcuntque^  von  seinem  Ordinarius  erhalten  hat^ 
ohne  noch  ausdrücklich  oder  stillschweigend  von  einem  andern  auf-' 
genommen  worden  eu  seini 

Vergeblich  haben  wir  in  den  meisten  neuern  Hand-  und  Lehr-, 
bächern  nach  der  Beantwortung  dieser  Frage  uqs  umgesehen.    Nur 
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in  Craissan^s  Manuale  totins  jnr.  can.  (Pictavii  1875)  Tom.  I.  p.  539. 
finden  wir  die  bündige  Erklärung:  »Hujusmodi  litterae  (litterae 
'  excorporationis  Eieats;  olim  »formatae«  dicebantur)  non  operantur 
excorporationem  k  propria  dioecesi  nisi  excorporatns  consentiat; 
ita  enim  se  habet  c.  1.  dist.  72:  »Episcopus  subjecto  sibi  sacer- 
»doti  vel  alii  clerico  nisi  ab  ipso  postulatus ,  dimissorias  non  fadat, 
»ne  Ovis  quasi  perdita  aut  errans  inveniatur.c 

Item  necesse  est  ut  excorporatns  ab  alio  Episcopo  redpiator, 
alioquin  esset  pariter  in  hoc  casu  sicut  ovis  perdita  aut  errans, 
Quandonam  vero  censeatur  admissus  in  aliena  dioecesi ,  vide  id  ex- 
pensum  ä  D.  Bouix  in  collect.  »Beyue  des  sciences  ecclesiastiques, 
n,  25,  20.  janv.  1862.  p.  37.  etc.c 

Dieser  Spur  sind  n^ir  zunächst  gefolgt  und  erachten  die  in  Be- 
zug genommene  nicht  Jedermann  zugängliche  Abhandlung  ^)  des  aas- 
gezeichneten französischen  Ganonisten  für  wichtig  genug,  um  deren 
wesentlichen  Inhalt  hier  anzuführen. 

Der  erste,  einleitende  Abschnitt  erläutert  die  zweifache  Be- 
deutung des  Ausdruckes  »litterae  dimissoriae«  (neben  der  drittai 
synonimen  mit  »Apostoli,€  im  gemeinen  und  canonischen  Processver- 
fahren.)  Nach  den  Oesetzesstellen  can.  1.  dist.  72.  und  dist  73, 
dann  c.  1.  und  2.  Decretal.  (de  clericis  peregrinis)  I,  22;  c  5. 
Decretal.  (de  der.  non  residentib.  m.  4.  c.  glossa;)  c.  8.  DecretaL 
(de  offic.  archidiac.  I.  23.)  und  c.  10.  sess.  7.  des  h.  Conc.  ?.  Tri- 
dent  unterscheide  man  die  Genehmigung  der  Auswanderung  (litt 
dimissoriae),  durch  die  der  Kleriker:  »dimittitur  et  absolvitur  ä  po- 
testate  Episcopi  perhibeturque  hunc  in  finem  clerico  per^rinatoro 
testimonium  de  moribus,  vita  et  ordinibus  illius,  quaeque  etiam 
formatae  dicuntur  ^)  ;€  von  der  urkundlichen  Erlaubnisse  die  W^ien 
von  einem  fremden  Bischöfe  empfangen  zu  dürfen:  »porro  hae  lit- 
terae .  .  .  dimissoriae  vocantur  uti  et  reverendae.^ 

Die  ersteren,  »quia  sunt  species  alienationis,€  können  nur  Tom 
Bischof  selbst,  nicht  sede  yacante  ertheilt  werden. 

Von  den  hier  wiedergegebenen  Aussprüchen  der  Autoren :  Von 
E^enj  scripta  omnia  T.  III.  p.  543.  ed.  Lovan.  1753;  Lewrmus^ 
forum  benef.  vol.  ult.  tractatu  de  Archidiacone,  qu.  656 ;  und  fonun 

\)  De  VExeat  on  des  conditions  reqnises  poor  qn'an  EcclwustiqTi«  Mit 
excorper^  dMn  dioc^e  et  incorper^  dans  an  autre. 

2)  Berardi,  Oommentaria.  IQ.  p.  Lei.  »Oraviter  adterque  in  id  inciiBilii 
oportet  at  Episcopi  dimissorias  litteras  non  indefinite  conoedant  sed  ad  oerta  tu* 
tum  loca  profectüris  ne  alias  veniat  clericos  non  tantnm  a  dioeeesibiu  in  aliu 
migrare,  sed  eüam  quasi  peregrinantiara  niore  yitam  in  incerta  sede  tradncere.« 
(Wohl  »u  beherzigende  Worte!) 
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eccles.  T.  h  qn,  571 ;  Fagnani^  ad  cap.  Sigiiif . ,  de  Officia  Archid. 
n.  2  et  3.  und  PignaielUj  T.  X,  consult.  158.  n.  37.  ist  nur  derje- 
nige des  zuletzt  genannten  belangreicher,  indem  er  den  Dimissorien 
ausdrücklich  die  Wirkung  beilegt:  »ex  ipsorum  (der  entlassenden 
Bischöfe  nämlich)  clericorum  catalogo  expuncti,  älieno  inscribe" 
bantur,€ 

Der  zweite  Theil  der  Abhandlung  beschäftigt  sich  mit  folgen* 
den  Thesen: 

1.  Der  Bischof  kann  keinen  Priester  am  seiner  Diocese  excorpo* 
riren  ohne  dessen  Zustimmung^).  Dieser  Satz  wird  auf  die  oben 
bereits  angeführte  Stelle  des  Decretes  gestützt,  welche  noch  eine 
Verstärkung  in  der  Olossa  finden  solle ,  lautend :  »dixerat  snpra 
magister,  clericmn  sine  commendalibus  litteris  sui  episcopi  non  esse 
recipiendum:  nunc  ostendit  quod  Episcopus  non  debet  eas  dare  nisi 
instanter  rogatus.«  »^6  ipso€  —  iscüicet  qui  eas  habere  desiderat 
et  postulat,  sicut  cum  quis  transit  in  familiam  alterius,  ut  ff.  de 
adoptione,  lege  2.« 

Was  dem  fraglichen  Canon  an  formeller  Sanction  abgeht,  werde 
ersetzt  durch  die  Macht,  welche  in  der  Natur  der  Verhältnisse  selbst 
liegt.  »Ne  ovis  quasi  perdita  aut  errans  inveniaturc  sei  nur  der 
Ausdruck  eines  natürlichen  Gesetzss,  dem  niemals  derogirt  werden 
könne. 

»Clericos  vagos  et  acephalos  magno  odio  semper  habuit  Eccle- 
sia.  Concilium  Moguntinum  c.  22 :  De  clericis  vagis  seu  acephalis, 
id  est,  de  his  qui  sunt  sine  capite,  nee  in  servitio  domini  nostri,  nee 
sub  Episcopo ,  nee  sub  abbate ,  sed  sine  canoniea  et  regulari  vita 
degentes  .  .  .  praecipimus  ut  Episcopi  sine  uUa  mora  eos  sub  cus- 
todia distringant.€  {Gonzalez  Tellezj  ad  oap.  5.  Tit.  de  Cleric.  non 
resident.) 

Selbst  das  üebereinkommen  des  entlassenden  Bischofs  mit  ei- 
nem andern  Ordinarius,  der  den  zu  dimittirenden  Kleriker  aufneh- 
men wollte,  würde  ohne  die  freimUige  Zustimmung  dieser  letztem 
unwirksam  sein.  . 

2.  Die  Zustimmung  oder  die  Bitte  des  zu  Entlassenden  ge^ 
nügt  nicht,  um  die  Excorporation  toirksam  zu  machen,  wenn  nicht 
ein  Bischof  in  die  oberiirtlichen  Rechte  und  Pflichten  desjenigen 
nachzufolgen  bereit  ist,  welcher  jenen  dimitlirt.  —  Zur  Erläuterung 
dieses  Satzes  vergleicht  der  Verfasser  die  Dimissorien  mit  der  Sehen- 


1)  Aber  auch  den  Anstritt  nicht  yerwehren,  »nisi  habeant  (clerici)  in  titth 
Imn  benefidam  requirentia  residentiam.«    cf,  Pirhing  in  1.  I.  Decret.  T.  22< 
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kangsarknnde  über  ein  unbewegliches  Eigenthom,  die  ohne  Accep- 
tation  des  Beschenkten  keinerlei  rechtlichen  Erfolg  zu  ftnssem  rer- 
moehte. 

3.  Die  Aufnahme  eines  Klerikers  vQfi  Seite  eitles  fremden  Bi- 
schafs  kann  nickt  hlos  mittels  einer  ausdrücklichen  ErUärung  gekktkeny 
sondern  auch  durch  ColUUion  eines  (eigentlichen)  Ben^ieiums  mU 
wdchem  die  Be^jidenapfiicht  verbunden  ist.  ^  Als  eine  förmliche 
Erklärung  genüge  die  Aenssemng :  »Das  Exeat  (vom  früheren  Or- 
dinarius vollzogen)  wird  angenömmen.c  (Nämlich  durch  den  accep- 
tirenden,  bisher  fremden  Bischof.) 

Bei  Darstellung  der  factischen  Aufnahme  durch  PfründeeoQa- 
tion  legt  der  Verfasser  das  Prädicat  »perp^tuelc  dem  »Benefidum« 
bei,  indem  er  letzteren  Terminus  nicht  im  eigentlichen  Sinne  nimmt 
sondern  von  den  französischen  Verhältnissen  zu  reden  sich  be- 
wusst  ist. 

Dass  ein  Beneficium  ohne  Besidenzpflicht  in  einer  fremdei^ 
DiScese,  ebenso  wie  die  Weihen,  ron  einem  fremden  Bischöfe  ser- 
vatis  serv.  ohne  Veränderung  an  dem  früheren  Jurisdictionsverbaod, 
angenommen  werden  können,  bestätigt  u.  A.  Garcias,  de  Benefidis 
IL  c.  4.  n.  1.  et  sq. 

4.  Die  Verleihung  eines  Beneficiums  ohne  Besidengpfiickt ; 
oder  die  Übertragung  »od  nutum€  eines  mit  Residenjspflicht  verbm- 
denen  Kirchenamtes  (»beneficiic  iin  weitern  Sinne),  oder  irgend  einer 
andern  Function  berecMiget  nicht  smr  Schlussfolgerung,  dass  der  ver- 
leihende Ordinarius  das  i^Excai^  für  ^^n  beUehenen  Kleriker  on^ 
ftommen,  noch  dass  dieser  aus  seinem  bisherigen  Sprengd  reckÜiA 
entlassen  und  einem  andern  incorporirt  sei. 

Der  erste  der  hier,  vorgesehenen  Fälle  ist  für  Frankreich  in- 
sofern ohne  practische  Bedeutung,  als  es  dort,  ausser  den  biscböf- 
liehen  Stühlen,  hur  Ganonicate  und  Gantonalpfarrt>fründen  gibt,  wel- 
chen die  dingliche  Eigenschaft  oder  die  Inamovibilität  des  BesiUm 
beigelegt  wird.  Der  zweite  Fall  behauptet  dagegen  sowohl  in  Frank- 
reich als  in  Deutschland  seine  Wichtigkeit  und  darf  nach  sein« 
'  rechtlichen  Natur  nicht  aus  dem  Auge  verloren  werden.  Wenn  in 
Frankreich  die  Ernennung  eines  Exdiöcesanen  auf  eine  s.  g.  »Snc- 
<5tirsalpfarrei<  die  Einverleibung  in  die  Diöcese  ipso  jure  nicht  mit 
sich  bringt ;  so  gilt  dasselbe  von  den  norddeutschen  Priestern,  die 
in  süddeutschen  Bisthümem,  oder  von  den  europäischen  Priest^n 
die  in  überseeischen  Missionssprengeln  ohne  förmliche  Aufiiabmser- 
klärung,  sei  es  selbst  als  Pfarrvicare  oder  Professoren,  ad  nu^my 
angestellt  werden. 
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« 

5.  Verlangt  ein  Bischoff  bevor  er  einen  fremden  Kleriker  in 
seinen  Sprengd  aufnimmt  oder  iJiH^  ordinirt,  eine  eigentliche  Ent- 
lassungswrhunde ;  setzt  aber  auf  Grund  einer  solchen ,  den  Namen 
des  bisher  fremden  Klerikers  dem  Catälog  seines  Klerus  (ohne  Vor- 
behalt) bei,  so  scheint  dies  Verfahren  gleicKbedeutend  mit  ausdrück' 
Ucher  Annahme  des  Exeat;  mit  dem  Anstritt  des  Betreffenden  aus 
seiner  früheren  und  dessen  Eintritt  in  eine  andere  JDiocese. 

Bauix  macht  hier  darauf  aufmerksam ,  wie  leicht  und  wün^ 
schenswerth  zugleich  es  sein  würde,  durch  den  Inhalt  der  Dimisso- 
rien  selbst  jedem  Zweifel  über  ihre  Wirksamkeit  vorzubeugen ;  wenn 
man  denselben  z.  B.  die  Gausei  beifügte ,  dass  der  fremde  Bischof 
die  üession  der  ihm  vom  dimittirenden  Ordinarius  angetragenen 
Rechte  und  Pflichten  ausdrücklich  und  schriftlich  anzunehmen  habe. 

6.  Es  gibi  FaXle<t  in  welchen  ein  Kleriker  ohne  Zustimmung 
des  Ordinarittö  seine  jOiöcese  verlassen  kann,  indem  er  zugleich  un^ 
ter  die  Jurisdiction  eines  andern  tritt.  Dahin  gehört  die  Ordens- 
profess ;  die  Annahme  eines  mit  Residenzpflicht  verbundenen  Bene- 
ficiums  in  einer  fremden  Diöcese,  von  Seite  eines  bisher  unbepfrün- 
deten  Klerikers.  Ein  bepfründeter  bedarf  der  Dimissonen,  könnte 
aber  diese  nöthigenfalls  richterlich  erzwingen.  — 

Der  treffliche  Bauix  beschliesst  seine  gelehrte  Abhandlung, 
denselben  Gedanken  wiederholend,  welchen  er  vorausgeschickt:  er 
habe  übqr  die  vorwfirfigo,  in  Frankreich  und  anderwärts  heutzutage 
öfter  verhandelte  Frage  weder  eine  bestimmte  Lehrmeinung  der 
Schule  noch  eine  Gesetzesstelle  ausfindig  machen  können,  um  eine 
Sentenz  genügend  zu  begründen. 

Wir  glauben  eine  Vermuthüng  wenigstens  aussprechen  zu  dür- 
fen, wesshalb  Bouix  die  von  ihm  unter  Nr.  2.  gegebene  Solution 
nicht  mit  grösserer  Bestimmtheit  hervorgehoben  und  ausgeführt  hat. 

Der  Text  des  Canon  1.  dist.  72.  »Episcopus  subjecto  sibisa(;er- 
doti  vel  ^alii  clerico,  nisi  ab  ipso  postulatus ,  dimissorias  non  faciat : 
ne  Ovis  quasi  perdiia  aut  errans  inveniatur,«  scheint  nur  die  freie 
Zustimmung  des  Subjicirten  zu  erfordern,  um  aus  seinem  Subjections- 
Verhältniss  entlassen  werden  zu  können  und  es  ist  aus  demselben, 
so  wie  er  lautet,  schlechterdings  nicht  einzusehen,  wie  dadurch  i2i9 
Vorhandensein  der  vagen  und  herrenlosen  Geistlichen  abgewandt  wer- 
den soll:    »ne  ovis  quasi  perdita  aut  errans  inveniatur.c 

Der  fragende  Blick  findet  aber  die  beruhigende  Lösung  in 
der  Glossa,  welche  ad  v.    »Episcopus«    lautet:    »»Nisi   ab   ipso« 
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scilicet^)  qui  cum  habere  desiderat  et  postulat:  sicnt  cani  qois 
transit  in  familiam  alterius :  ut  ff.  de  ado.  L.  II.  s.  Dist.  70.  c.  2.€< 
Während  die  Worte  ab  ipso  schlechthin  überflässig  oder  doch 
nicht  Veranlassung  zn  einer  erklärenden  Olossa  sein  würden,  wenn 
sie  nur  aussagten,  dass  derjenige,  welcher  die  Dimissorien  erbittoi 
soll,  eben  der  zu  dimittirende  Priester  sei;  so  enthalten  sie  einen 
im  Canon  selbst  sonst  gar  nicht  angedeuteten  neuen  Gedanken^  so 
hold  ipse  quiposttdcU  der  Ordinär  im  ist  ^  ^  qui  cum  i.  e.  saceräotem 
habere  desiderat.* 

Der  Glossator  versichert  ateo,  dass  ein  Bischof  nur  datm  für 
seinen  Diöcesanpriester  Entlassbriefe  ausstellen  dürfe  ^  wenn  ein 
anderer  Bischof  denselben  unter  seine  Jurisdiction  aufnehmen  su 
wollen  erklärt  hat.  Für  diesen  Sinn  der  Glossa  oder  viehnehr  for 
die  sachliche  Richtigkeit  ihres  Inhalts  spricht  nicht  blos  die  ange- 
fügte Parallele  der  Arrogation,  aus  dem  Civilrechte,  welche  die  Zu- 
stimmung des  aus  seiner  Gewalt  entlassenden  leiblichen  Vaters  und 
des  in  eine  bisher  fremde  Familie  Aufnehmenden  erheischt^),  son- 
dern der  Gedankengang  der  Distinction.  Nachdem  hier  die  Ent- 
lassung dflrch  die  anderwärt^^  dargebotene  Aufnahme  bedingt  wird, 
schreibt  der  folgende  Canon  vor,  dass  die  Aufnahme  oder  Promotion 
eines  fremden  Klerikers  von  der  Concession  seines  bisherigen  Bi- 
schofs abhängig  sei. 

Diese  klare  und  bestimmte  Bestätigung  seiner  Ansicht  konnte 
aber  Bouix  nicht  in  der  Glossa  entdecken,  wenn  in  dem  ihm  yot- 
liegenden  Exemplar  zu  lesen  war,  wie  sein  Citat  p.  34  der  »Revne 
dessciences  ecclesiastiques«  v.  1862  lautet:  »ad  v.  nisi  ab  ipso:  Sci- 
licet  qui  eas  habere  desiderat  et  postulat  sicut  etc.c 

Aus  einer  solchen  Erklärung  war  allerdings  nichts  für  den  Sinn 
des  Canon's,  kein  Aufschluss  über  dessen  Verständniss  in  der  Schale 
zu  gewinnen ;  ja  der  Nachsatz  i^sicut  cum  quis  transit  in  familiam 
alterius«  blieb  oder  wurde  dunkel;  das  i>sicut€  gänzlich  ungerecht- 
fertigt. 


1)  Unerheblich  ist  die  Abweichung,  dass  statt  sdlicet  in  den  ältestes 
Codicib.  blos  s.  steht,  da  dieses  erweislich  in  denselben  Drackortcn  bald  dardi 
scz.  (Strassburg.  Codex  n.  1484)  bald  durch  i.,  (Venedig  1479),  bald  durch  5Ci7i- 
cet  (Venedig.  1500)  ersetzt  wurde. 

2)  L.  2.  D.  de  adopt  (1.  7.)  Arrogatio  —  quia  et  is  qui  adoptat  rogator. . . . 
id  est  interrogatnr  an  velit  cum  quem  adoptaturus  sit,  justum  dbi  fiiiom  esse. 
So  auch  in  der  Gl.  zu  Dist.  70.  c.  2.  »in  qua  ecclesia  quilibet  titulatus  est,  in 
ea  perpetuo  .  .  (i.  e.  dnm  yivit .  .  .  filius  enim  non  debet  eete  temporalis  ne« 
heres.)  perseteret. 
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Sollte  an  der  fraglichen  Stelle  ein  Druckfehler  mit  unterlaufen, 
80  ist  dies  nicht  bei  dem  uns  vorliegenden  Abdrucke  der  Fall  (Lug- 
dani.  apud  Hugonem  etc.  1548),  welcher  mit  den  ältesten  Ausgaben 
von  Strassburg  v.  1471  und  1472;  jener  von  Mainz  1472;  Venedig 
1474,  Rom  1470,  aber  auch  mit  der  Pariser  Ausgabe  von  1612  äber- 
einstimmt. 

Könnte  endlich  noch  ein  Zweifel  über  die  wahre  Willensmei- 
nung  des  Gesetzes  oder  der  Glossatoren  obwalten,  so  wird  er  voll- 
ständig, wie  wir  glauben,  beseitigt  durch  den  Text  des  Synodalbe- 
schlusses, welchem  Gratian  seinen  Canon  entlehnt  hat: 

>Ep.  subjecto  sibisacerdoH  vel  alii  clerico^  nisi  ab  alio 
p  osiulatus  dimissorias  non  fadaiy  ne  ovis  quasi  perdita  aut  er- 
rans  inveniaiur:  sed  per  cansensum  unius  in  alterius  inveniaiur 
ovili.  Et  ne  falsae  ut  verae  credantur  et  verae  ut  falsae  suspician- 
tar ,  universalis  pontificis  aut  imperialis  vel  metropolitani  bulla  eas 
roborari  oportet.  Synod.  Roman.  Eug.  P.  II.  a.  826.  c.  XVIII.  bei 
Mansi,  Ed.venet.  1769.  Bd.  4.  Wiederholt  in  dem  Concil.  P.  Leo's 
IV.  V.  J.  853,  ohne  den  Zwischensatz:   »ne  ovis«  bis  »ovili.« 

Allerdings  sind  die  römischen  Synoden  v.  J.  826  u.  853  keine 
öcamenischen  Concilien  und  die  Aufnahme  einer  ihrer  Bestimmungen 
in  die  Sammlung  Gratians  nicht  genügend ,  um  sie  sofort  einem 
geschriebenen  allgemeinen  Kirchengesetze  gleich  zu  achten.  Aber 
feststeht  dennoch :  1)  dass  dieser  Canon  als  Ausdruck  des  geltenden 
Rechtes  von  den  Glossatoren  betrachtet  worden  ist;  2)  dass  der 
Sinn  der  in  einem  wesentlichen  Puncto  den  Text  ergänzenden  Glossa 
mit  der  geschichtlichen  Quelle  übereinstimmt,  aus  welcher  der  Ca- 
non geschöpft  ist;  also  der  historisch-richtige  ist.  Dass  3)  die 
WirksamJceü  der  litt,  ditnissoriae .  eines  Bischofs  auf  die  Entlassung 
eines  Klerikers  aus  dem  Subjectionsverhältnisse  au  ihm ,  bedingt  ist 
durch  die  Aecepttition  der  Jurisdiction  über  denselben  durch  einen 
andern  Ordimmus,  beruht  demnach  nicht  Uos  auf  der  Natur  der 
Sache  oder  dem  natürlichen  Rechte^  sondern  auf  der  Auslegung  und 
dem  Zeugniss  der  Qlossa  eu  dem  c.  1.  der  dist,  72.  des  Decrets. 
4)  Eine  Entscheidung  römischer  Congregationen  der  spätem  Zeit, 
welche  Entgegengesetees  ausspräche,  ist  uns  nicht  bekannt;  wohl 
aber  gibt  es  solche,  die  das  Princip  der  Glosse  zum  c.  .1.  d,  72. 
stillschweigend  vorauszusetzen  scheinen. 
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XXX. 
De  transitu  regularhun, 

auctore  Ferdinando  Valerio  BaUay,  0.  S.  B.  vicario  generali  archiabbatu 

Montis  Pannoniae. 

Nomine  transitos  hoc  loco  venit  viri  regularis  ab  or^ne  mo- 
nasterioque,  cui  per  sacram  protessionem  obuoxias  est,  ad  alium  ot- 
dinem  atque  aliud  monasteriam  sive  ejusdem,  sive  diversi  iostitnti 
commigratio  eo  fine,  at  rupto  priori  vinculo,  iathic  deioceps  fitae 
religiosae  ofGciis  defangatnr.  De  hoc  jam  transitu  qnaeritur:  anh- 
citus  sitP  Prioribus  quidem  ecclesiae  saeculis  illicitum  fuisse,  doq 
paüca  docent.  Sic  s.  Oregorius  M.  prohibuit,  >ne  monacho  de  mo- 
nasterio  in  monasterium  temere  migrare  liceat, .  .  .  sed  si  hoc  prae- 
sumpserit,  monasterio,  in  quo  ab  initio  conversatus  est ,  sub  abbatis 
sui  regula  competenti  coercitipne  reddatur  i).c  Goncilium  vero  äd- 
glicanam  I.,  ut  refert  venerabiUs  Beda^),  decrevit:  »üt  monadii 
non  migrent  de  loco  ad  locum,  hoc  est,  de  monasterio  ad  monasteriinD, 
nisi  per  dimissionem  propra  abbatis;  sed  in  ea  permaneant  obedieu- 
tia,  quam  tempore  suae  conversionis  promiserunt.c  Et  Coocflinm 
Nicaenum  II.  can.  22.:  9Monachu3  vel  satictimonialis  non  re- 
linquat  suam  habitationem,  et  discedat  ad  aliam :  »si  autem  id  coik- 
tigerit,  ipsum  ut  hospitem  recipi  est.  necessarium ,  non  tarnen  sine 
voluntate  praepositi  sui  recipiatur  ^).«  His  Interim  non  obstantib« 
dicenduin:  transitum  ad  strictiorem  religionem  jure  commnni  esse 
permissum;  nam  ut  Joan.  Petrus  Gibert  recte  observat^):  nollos 
exstat  textus  nee  in  corpore  juvis,  nee  in  concilio  Tridentino,  qio 
ejusmodi  transitus  absolute  vetetur;  quod  quidem  adeo  yerum  e^ 
ut  justa  suppetente  ratione,  transitus  in  iis  etiam  ordinibus  coneedt- 
tur ,  qui  speciale  habent  indultum ,  ne  alumni  ipsonun  ad  alios  w- 
dines  transire  queant,  nt  liquet  ex  c.  18/ X.  de  regulär,  et  transe- 
nnt.  (UI.  31.)   Ordines  autem,  qui  hac  de  re  Privilegium  in  corpore 


1)  c.  5.  X.  de  regnlarib.  et  transeont.  (111.  31.) 

2)  Hist.  eccles.  lib.  4.  c.  5. 

3)  Conf.  Oonzalezj  Commentaria  perpetua  in  decretal.  Greg.  IX.  tom.  3.  tit 
31.  cap.  5. 

4)  Gorpas  juris  can.  per  regnlas  natorali  ordine  digestas  expositi  tom. 
3.  tit.  14.  sect.  5.  reg.  1. 
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jnris  claasam  habent,  sunt:  ordo  canonicoram  regulariam  (c.  1.  2. 3. 
C.  XIX.  qa.  3.  et  c.  12.  X.  de  aetatd  et  qudlit.  L  14.),  Gistercien- 
sium,  (c.  7.  X.  de  regtd.  et  transeunti  ni.  31:)  Templarionun  et 
hospitalarionim  (c.  18.  ibid,)  nee  non  mendicantium  (c;  Viam  ambi- 
tiosae  1.  de  regtd.  et  frans.  III.  8.  in  Extravag.  comm.) 

Ceternm  ut  transitus  ad  strictioris  qaoque  observantiae  religio- 
nem  licitas  sit,  sequentes  requiruntur  conditiones :  a)  ut  fiat  sincero 
studio  et  zelo  perfectioris  vitae;  ideo  transiens  tenetur  causam  ez- 
primere  suo  praelato,  et  hie  eam  ponderare;  in  casu  autem  contro- 
versiae,  requirendum  est  indicium  superioris  ipsius  praelati  regularis, 
nempe  sacrae  Congregationis.  b)  Ut  cum  humilitate  a  superiore  mo- 
nasterii  deserendi  licentia  petita  sit.  c)  üt  et  transitu  prima  religio 
jacturam  seu  laesionem  non  capiat.  —  Jnsuper  sacra  Gongregatio 
Concilii  in  decreto  de  apostatis  et  ejectis,  jussu  Ürbani  VIIL  edito, 
§.  3.  statuit,  ut  nuUus  permittatur  ad  arctiorem  transire,  nisi  prius 
praelato  regulari  legitime  constiterit,  religiunem  illam  paratam  esse 
recipere  eum,  qui  hujusmodi  licentiam  petit ;  aliter  superior  prae- 
sumens  facere,  incurrit  eo  ipso  poenam  privationis  vocis  activae  et 
passivae,  et  inhabilitatem  ad  alia,  cujus  dispensatio  reseryatur  Pa- 
pae^):  Si  cui,  dum  requisitae  adsint  conditiones,  a  praelato  trän- 
seundi  yenia  negetur:  >talis,  ut  verbis  utar  Innocentii  Xu.,  post- 
quam  a  praelato  suo  transeundi  licentiam  postulayerit,  ex  lege  pri- 
yata  (quae  publicae  praejndicat)  absolutus ,  libere  potest  strictioris 
vitae  propositum  adimplere ,  non  obstante  proterva  indiscreti  contra- 
dictione  praelati  3).  €  Hinc  auctores,  quos  nominatim  appellat  Gonza« 
lez^),  magno  consensu  docent,  licere  religiosis  majoris  perfectionis 
desiderio  animatis  ad  strictiorem  transire  religionem,  petita,  quamvis 
non  obtentä  praelati  licentia. 

Alia  antem  quaestio  haec  est:  num  quod  licet^  expediat  quo* 
qne,  id  est,  an  deserta,  cui  quis  hactenus  ads(;ripius  erat  religione, 
transire  ad  aliaro,  utile  sit  ac  dignum  laude  ?  Gonsultä  gravissimo- 
mm  aeque  ac  piissimorum  virorum  hac  de  re  sententiä,  facile  de- 
prefaendimus ,  transitum  abiis  vehementer  improbari  disuaderique. 
S.  enim  Basilius  Gonstitutionuro  monasticarum  capite  21  totus  in  ^o 
esi^  ut  ostendat  »eum,  qui  semel  fratemitati  spirituali  alligatus  ^t, 
ab  iis,  quibus  ascitus  est,  nuUo  modo  resecari  ac  separiari  posse.« 


1)  Jac.  Pignatelli,  Oonsult.  Canonic.  tom.  1.  constüt.  39, 

2)  Cit.  c.  18.  X.  de  regnlar.  et  transeant.  (III.  31). 

3)  Loc.  cit.  ad  e.  18.  X.  de  regul.  et  trans. 
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Idem  cap.  33.  monet  praepositos:  »ne  simpliciter  et  inconsid^rate 
desciscentes  fratres  admittant;  hoc'enim  summa  confnsio  est,  duso- 
lutioque  et  eversio  spiritualis  operis^).«  —  Nesterotes  autem  abbas 
apad  Cassianum  Collationum  libro  14.  c.  5.  ait:  »Hoc  oniciuqiie 
utile  ac  conveniens  est,  ut  secundum  propositum  quod  degit,  sive 
gratiam,  quam  accepit,  summo  studio  ac  diligentia  ad  operis  aiTq)ti 
perfectionem  pervenire  festinet:  et  aliorum  quidem  landans  admi- 
ransque  virtutes,  nequaquaro  a  sua,  quam  semel  elegit  prof^ODe 
discedat^).«  S.  vero  Bernardus,  qui  quaestionem  hanc  saepius  at- 
tingit,  suam  de  iUa  mentem  in  libro  de  praeeepto  et  dispensatione 
cap.  16.  copiosius  declarans  sie  loquitur :  »A  bono,  quod  semel  quis 
voyerit,  descendere  non  licere,  et  ad  boc  mutare  locum,  quem  sibi 
quisque  delegerit,  et  cui  se  sua  voluntate  et  voce  firmaverit,  omnino 
non  consulo  ....  Forte  velit  aliquis  de  Cluniacensibus  instiiutis  ad 
Cisterciensium  sese  stringere  paupertatem^  eligens  prae  illis,  niminun 
consuetudinibus,  magis  Regulae  puritatem.  Si  me  consulit,  noo  cod- 
sulo,  si  non  sane  id  abbatis  sui  usurparit  assensu.  Quamobrem? 
Primo  propter  scandalum  ipsorum  quos  deserit.  Deinde  quia  certa 
pro  dubiis  relinquere  tutum  non  est;  forsitan  enim  haec  teuere  po- 
test,  illud  non  potent.  Tertio  suspectam  habeo  levitatem,  qua  id 
saepe,  quod  facile  volumus  antequam  probemus,  experti  jam  nolunms, 
uno  prope  momento  idipsum  et  cupientes  et  respuentes,  tam  le?iter 
quam  et  irrationabiliter.  Quales  utique  non  paucos  frequenter  ei- 
perimur,  quia  una  vix  hora  in  una  voluntate  durantes,  aura  levitatis 
impulsi ,  Vagi  et  instabiles  hac  et  illac  velut  ebrii  nutant ;  mutant- 
que  pro  experimento  Judicium,  imo  sine  judicio  fluctuantes  et  tumol- 
tuantes,  tot  de  se  consilia  praesumunt,  quot  loca  revisunt;  semper 
quod  non  habent  cupientes,  et  quod  haben t  fastidientes  3).€  Unicom 
tantum  Doctor  melliflnus  excipit  casum ,  quo  transitum  nedum  pro- 
bat, verum  etiam  commendat:  dum  yidelicet  aliquis  inter  ea  versa- 
tur  adjuncta,  quae  conversionem  morum,  ceterarumque  per  professio- 
nem  susceptarum  obligationum  exsecutionem  impossibilem  reddnot: 
»Si  baec,  inquit,  ibidem  pro  improbitate  atque  irreligiositate  coha- 
bitantium  obtineri  forte  nequiverint :  duce  spiritu  libertatis  transire 
indubitanter  snadeo  ad  locum  alium,  ubi  non  impediatur  homo  red- 
dere  Deo  vota  sua,  quae  distinxerunt  labia  sua^).€  Attamen  velin 
hoc  etiam  casu  excusandum  eum  putat,  qui  transeundi  licentia  bod 


i;  Opp.  tom.  3.  col.  1394.  et  1422  ed.  Migne. 

2)  Opp.  tom.  1.  coL  959.  ed.  Migne. 

8)  Opp.  tom.  1.  col.  886.  ed.  Migne.  —  4)  Ibid. 
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utitor;  ait  enim:  >Si  quis  ad  Regnlae  cupiat  transire  puritatem, 
sed  propter  scandalnm  non  audeat,  aut  certe  etiam  ob  certam  cor- 
poris infirmitatem ;  puto  quia  non  peccat,  dam  tarnen  in  suo  stu- 
deat  loco  sobrie,  et  juste,  et  pie  conversari.  Nam  si  quae  ex  more 
monasterii  minus  forte  districte  quam  Regula  constituisse  videtur 
observare  compellitur,  exonsabit  hoc  forsitan  aut  illa  Caritas,  qua 
cunctatnr  migrare  ad  melius  propter  scandalum,  .  .  .  aut  illa  humi- 
Utas,  qua  propriae  conscius  infirmitatis ,  se  reputat  imperfectum  ^). 
Qua  de  re  S.  Thomas  Aquinas  ita  sentit :  »Transire  de  religione  ad 
religionem,  nisi  propter  magnam  necessitatem ,  non  est  laudabile: 
tum  quia  ex  hoc  plerumque  scandalizantur  illi,  qui  relinquuntur,  tum 
etiam  quia  iacilius  proficit  aliquis  in  religione,  quam  consuevit,  quam  in 
illa,  quam  non  consuevit  ceteris  paribus  ^).  Quid  igitur  mirum,  post  tot 
sanctos  doctores  spectatissimis  quibusTis  canonistis  eamdem  de  ti*an- 
situ  insedisse  persuasionem.  Unum  omnium  loco  juvat  appellare 
Laurentium  de  Fe^rinis  in  haec  verba  disserentem:  »Vere  maxi- 
mum  est  levitatis  et  instabilitatis,  ne  dicam  ingratitudinis  indi- 
cium  priorem  matrem,  cujus  ubera  sucta  sunt,  deserere,  cum  prae- 
sertim  nuUa  sit  tam  relaxata  religio,  quae  vires,  et  multos  exemplari 
vita,  religiosis  moribus  et  sanctitate  refertos  non  nutriat,  ut  expe- 
rientia  constat ;  non  nego  tamen ,  quod  una  plures  quam  alia  non 
alat^  sed  hoc  nihil  facit ;  nam  decet  religiosum  exempla  perfectionis 
non  a  multis,  sed  ab  uno  vel  paucis  expetere^).  Et  haec  quidem 
satis  osteudunt,  opinor,  transitum  ab  uno  religione  ad  aliam,  etsi 
jure  permissum,  minime  expedire. 

Si  quis  nihilominus  justam  videatur  habere  causam  transeundi, 
quaeritur:  penes  quem  resideat  jus  veniam  ejus  rei  concedendi? 
Lucius  Ferraris  existimat^):  reguläres  professos  non  posse  ad 
aliam  religionem  etiam  strictiorem  transire  sine  licentia  Sedis  apos- 
tolicae.  At  vero  minus  accurate  haec  ita  absolute  a  Lucio  asserun* 
tur;  nam  ut  Card,  de  Luca*),  et  post  illum  Card.  Petra  ^)  obser- 
vant,  dispositio  juris  in  citato  saepius  c.  18.  X.  de  regularibus  et 
transeuntibus  (IlL  31.)  contenta,  qua  licentia  conceditur  ad  stric- 
üorum  transeundi  ordinem,  revocata  neutiquam  est.  Quare  ut  pro- 
posita  qi^aestio  rite  expediatur,  opu^  est  distinctione :  Sermo  enim 
est  de  transitu  vel  ad  strictiorem,  vel  aequalem,  vel  laxiorem   reli- 


1)  Epist.  7.  n.  19.  Opp.  tom.  1.  col.  104.  dictae  ed. 

2)  2.  2.  qu.  189.  art.  8.  —  3)  Subditus,  praelatus  et  formuL  tom.  1.  qu. 
1.  c.  24.  §.  2. 

4)  Prompta  bibliotb.  v.  transitus  n.  1.  —  5)  Discnrs.  37.  n.  3.  item 
disc  38.  n.  35.  —  6)  Tom.  4.  in  constit  1.  BenedicH  XIII.  n.  28. 
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gionem.  Licentiam  antem  transitus  ad  stricHorem  a  praelato  duri 
posse,  e  superioribus  manifestum  est,  e  quibos  patet,  si  praela- 
tos  petitam  bumiliter  licentiam  injnste  neget,  ea  etiam  non  obtmta 
liberam  esse  transeondi  facultatem.  Ceteram  attendendae  semper  sunt 
peculiares  cnjasvis  ordinis  constitntiones,  qitae  nefoors  transitum  oer- 
tis  constringant  limitibns.  Sic  canonicus  regolaris  transitiinis  »pairis, 
totiusque  congregationis  permissionem  babeatc  est  necesse^).  Eeli- 
giosns  etiam  ordinis  mendicantis ,  si  in  ordinem  non  mendicantinm, 
exceptis  Garthusianis,  trausive  velit,  speciali  sedis  apostolicae  indiget 
licentia^).  Transitus  vero  ad  <iequalem  de  jure  communi  fieri  piri- 
ter  potest  ex  sola  licentia  superiorum  cum  justa  causa.  Nam  talis 
transitus  a  jure  non  est  probibitus,  et  concilium  Tridentinum  seissione 
25.  de  regularibus  cap.  19.  nihil  novi  circa  hoc  induxit,  cum  solom 
prohibuerit  transitum  ad  laxiorem  religionem ;  adeoque  non  est  ratio, 
cur  fiere  non  possit  ex  licentia  superioris  regularis  concurrente  justa 
causa  3),  —  Si  vero  agatur  de  transitu  ad  laxiorem,  in  diversa  abe- 
unt  auctores.  Tamburinus  ^)  afBrmat:  abbates  et  praelatos  inferio- 
res, justa  causa  inter?eniente,  posse  religiosis  sibi  subditis  licentiam 
ad  laxiorem  religionem  transeundi  indulgere ;  et  hanc  sententiam, 
quam  etiam  Franciscus  Pellizzar^)  defendit,  communissimam  didt 
Sanchez,  et  practice  probdbilem  Suarez  %  At  vero  sententiam  haue 
pluribus  refellit  Card.  Petra  "^i  omni  hac  in  re  auctoritate  soli  Pod- 
tifici  Bomano  vindicat^.  Et  sane  cum  concilium  Tridentinum  ex- 
presse  decreverit:  »Nemo  regularis,  cujuscumque  facultaüs  vigore 
transferatur  ad  laxiorem  religionem  :€  quis  ambigat,  omne  praelat» 
praecisum  esse  jus  hoc  in  negotio  quicquam  concedendi  ?  —  Pne- 
termittere  heic  non  possum,  quin  levitatem,  aut  potius  ivecxpißetov. 
Fransisci  Pellizzar  paucis  perstringam.  Citat  is  loco  indicato  Lai- 
rentium  de  Peyrinis,  qui  vestigiis  insistens  aliorum  a^erat:  pnh 
habilius  esse,  quod  etiam  praelatus  regularit  possit  dispensare,  etn 
facilis  Sit  aditus  ad  Papam ;  cum  tamen  memoratus  auctor  in  hnne 
sensum  loquatur :  concedere  facultatem  transeundi  ad  laxiorem  com 
legitima  causa,  est  probabile ,  posse  etiam  praelatum  rellgionis  .  . . 
Ceterum  prcbäbiUus  yidetur  hanc  licentiam  transeundi  solum  sam- 
mum  Pontificem  posse  concedere  •). 

1)  c.  3.  C.  XIX.  qu.  3. 

2)  c.  Yiam  ambitiosae  1.  de  regulär,  et  trans.  III.  8.  in  ExtraT.  cooua. 

3)  Ita  Bouix,  Tract.  jure  regulär,  tom.  2.  pag.  527.  sccatoB  Card.  Petra 
tom.  4.  in  Oonstit.  8.  Eugenii  IV.  n.  12  sq. 

4)  De  jure  abbat,  tom.  3.  disp.  8.  qu.  5.  n.  7. 

5)  In  decalog.  IIb.  6.  c.  7.  n.  53.  —  6)  De  relig,  tom.  4.  tract.  8.  lib.  3. 
c.  11.  n.  20.  —  7)  L.  c.  n.  19  ßq.  — 8)  Loc.  sppra  cit. 
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Quisqnis  autem  regnlaris  profeesus  relicto  ordine  suo  transgre-  . 
ditor  ad  alinm  sive  strictiorem,  sive  laxiorem,  ant  etiam  ab  una  fa- 
milia  in  aliam  ejusdero  ordinis:  debet  novam  subire  annam  proba- 
tionis,  novamque  emittere  professionem ;  cujus  rationem  lucoleuter 
explicat  Fagnanns  bis  yerbis:  »Dum  concilium  (Tridentinum  sess. 
25.  de  regulär,  cap.  15.)  deceruit,  necessario  esse  praemittendum  an» 
num  probationis  ad  professionem  emittendam  in  quacnmque  religione^ 
et  adjectis  aliis  yerbis  universalibus  ac  repetitis ;  perinde  est  ac  si 
sänxisset,  id  esse  obseryandum  in  qnacumque  religione , .  sive  illa  sit 
laxior,  sive  strictior,  et  sive  alterius,  sive  ejusdem  ordinis,  in  quo- 
cuüique  casu  tarn  ingredientium,  quam  transeuntium  .  .  .  Praeterea 
ut  religiosus  unius  religionis  fiat  religiosus  alterius,  requiritur,  ut 
canonice  transferatur  c.  32.  de  praebend.  in  6.  IIT.  4.  Sed-  canonice 
non  transfertur  absque  nova  professione ;  ergo  religiosus  unius  reli- 
gionis fieri  non  potest  religiosus  alterius,  absque  nova  professione, 
et  per  consequenß  absque  novo  anno  probationis,  qui  ad  professionis 
validitatem  exigitur,  tarn  de  jure  communi  in  ordinibus  mendican- 
tium  c.  2.  et  c.  3.  de  regulär,  in  6.  III.  14.  quam  generaliter  in 
Omnibus  e  decreto  concilii  in  dicto  paulo  ante  cap.  15.  sess.  25.  de 
regulär.^).«  Idem  Fagnanus^)  refert,  responsum  a  s.  Congrega- 
tione  Concilii  fuisse:  transeuntem  de  licentia  sedis  Apostolicae 
ad  laxiorem  religionem  etiam  ejusdem  ordinis,  teneri  in  secunda 
religione  novum  annum  probationis  peragere.  Deinde,  ut  advertit 
Joannes  de  Lezana^),  etiamsi  religiones  censeantur  caedem  ratione 
regulae  et  fundatoris:  tarnen  simpliciter  sunt  diversae,  quia  habent 
diversas  austeritates ,  vel  adminus  diversum  vivendi  modum;  atque 
ita  necessarius  est  novus  novitiatus,  tum  ad  illa  experienda,  tum  ad 
hoc,  ut  religio  ipsa  experiatur  mores  et  conditiones  admittendorum 
ad  illam.« 

Atenim  insolitum  haud  est,  ut  transeuntes  non  invento  quod 
quaerebant,  ad  priorem  quam  deseruerunt  religioi^em  redire  postu- 
lent;  quaeritur  ergo:  num  integrum  iUis  sit  reverti?  atque  num 
religio  prior  eos  recipere  teneatur?  Qua  in  quaestione  solvenda  prin- 
cipii  instar  tenendum  est :  »Professionem  esse,  quae  incorporat  reli- 
gioni  irrevocabiliter.c  ut  decidit  Bota  romana  ^).  Quare  si  in  secunda 
religione  noviti^tu  expleto,  emissa  sit  professio,  omnem  reditum  prae- 
clusum  esse,  per  se  patet;   at  vero  professione  non  emissa,  si  trau- 

1)  Comment.  in  secand.  part.  iibri  3.  decretal.  ad  cap.  Ad  apoatolicam 
de  regol.  n  52—54. 

2)  Ibid.  n.  67.  *-  3)  Summa  qoaestion.  regulär.  yoL  1.  part.  1.  c.  22. 
n.  16.  —  4)  In  recent.  deois.  115.  n.  7.  part.  2. 
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siens  quamcumque  ob  causam,  e  religione  ad  quam  transgressos  est, 
egrediatur,  aut  ab  ea  dimittatur,  non  tantum  potest,  sed  et  ob- 
ligatur  sub  poena  excommunicationis  redire  ad  priorem,  (utpote  coi 
semper  adbuc  viuculo  professionis  est  adstrictus),  et  haec  illum  rea- 
pere. Ita  uno  veluti  ore  docent  auctores  omnes,  quomm  Donnullos, 
ad  majorem  argumento  praesenti  conciliandam  claritatem  ac  firmi- 
tudinem,  in  medium  producere  liceat.  Agmen  ducat  Franciscos 
Suarez,  cujus  baec  est  sententia  ^) :  >Si  translatus,.  et  in  alio  ordine 
jam  receptus  in  illo  nolit,  vel  non  possit  perseverare,  vel  profiteri; 
teneri  postquam  ab  illo  egreditur  ad  religionem  snäm  sine  roora  re- 
verti,  cujus  ratio  manifesta  est,  quia  ille  semper  manet  reUgiosos 
prioris  religionis,  et  solum  concessum  est  ei  esse  extra  obedientiam 
ejus,  ut  posset  aliam  religiopem  probare ;  ergo  eo  ipso  quod  ab  alia 
deficit,  tenetur  ex  vi  suorum  votorum  ad  propriam  religionem  redir« 
.  .  .  Dubitari  autem  bic  solet,  an  teneatur  prior  religio  sie  redeant«m 
admittere,  quod  tractat  Sylvester  verbo  Religio  4.  qu.  5.  et  affirma- 
tive respondet,  estque  res  manifesta,  quia  nemo  potest  a  religione 
expelli  sine  causa  sufficiente;  ille  autem  qni  ex  legitima  facultate 
voluit  ad  aliam  religionem  transire,  non  dedit  causam  ut  expellatar 
postea,  quia  in  alia  receptus  non  est,  vel  in  ea  non  perseveravit: 
ergo  debet  recipi ,  quin  potius  addo  esse  cogendum  et  ad  hoc  teneri 
praelatum  religionis,  quia  nee  religio,  nee  ipse  religiosus  possunt  in 
boc  cedere  juri  suo ,  quia  esset  contra  bonos  mores,  et  contra  obli- 
gationem  professionis,  quatenus  Deo  principaliter  fit.  Idqne  eonfir- 
mat  cap.  Abbates.  18.  qu.  2.  Et  idem  satis  indicant  Pius  IV.  et 
Pius  y.  in  dicto  Indulte,  quatenus  dicunt  bos  religiosos  teneri  ad 
reditum,  et  excommunicant  tam  ipsos  iif  mora  existentes,  quam  illos 
recipientes ,  vel  eis  auxilium ,  consilium  vel  favorem  praestantes. 
Nam  haec  omnia  supponunt  ex  parte  etiam  religionis  esse  obligatio- 
nem  illos  suscipiendi.«  —  Paulus  Laymann  ait^):  »Qni  proposito 
vitae  austerioris,  aut  ex  justa  dispensatione  ad  aliam  religionem 
transire  cupit,  et  non  recipitur,  vel  receptus  iterum  ante  profeasio- 
nem  egreditur,  is  ad  suum  ordiuem  reverti  ac  recipi  debet,  sieuti 
docet  Sylvester  verbo  Religio  4.  qu.  5.  Miranda  tom.  1.  qu.  31. 
art.  18.  et  seq.  Ratio  est:  quia  non  simpliciter  ex  ordine  dimissos 
foit,  sed  sub  conditione  aut  modo ,  ut  aliam  religionem  ingrediator 
ac  profiteatur :   ergo  hoc  non  secuto  debet  redire  ac  recipi  ad  suom 

ordinem.«  — Ascanius  Tamburinus  baec  habet  ^):    »Teneri  superio- 

/■  • 

1)  De  Tirtute  et  stat.  relig.  tom  4.  tr.  8.  IIb.  3.  c.  12.  n.  80. 

2)  Theolog.  Moral,  tom.  4.  tract.  5.  c.  6.  n.  11.  ed.  Monachie  l(SX, 

3)  De  jure  abbat,  tom.  3.  disp.  7.  qa.  1.  n.  20. 
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rem  recipere  religiosnm  .  .  .  si  ante  eniissam  professionem  in  se- 
cunda  religione,  reverti  vult  ad  priorem,  eo  quod  rigorem  strictioris 
sustinere  neqait,  et  quia  poenitnit.  Batio  est :  quia  licentia  trän- 
seundi  et  renuotiatio  prioris  religionis  facta  fiiit  ex  causa,  qua  non 
secuta,  nuUus  etiam  sequitur  effectus.  Quod  etiam  docent  Miranda, 
tom.  1.  Manual,  praelat.  art.  18.  Rosella , >erb.  Religio^  4.  n.  9. 
Sylvester,  eod.  verbo.  4.  qu.  5.  Idem  dicendum  est  de  religioso,  qui 
injuste  transivit  a  sua  in  aliam  religionem.«  —  Joannes  de  Lezana:- 
.  »Religiosus,  inquit^),  qui  legitime  ad  aliam  religionem  transivit, 
si  ante  professionem  velit  redire  ad  priorem  religionem,  est  in  illa 
adroittendus ;  cum  adhuc  maneat  cum  vinculo  professionis  factae  in 
religione  *a  qua  discessit,  sitque  membrum  illius  .  .  .  Idem  dico, 
etiam  si  injuste  aut  illegitime  ad  aliam  religionem  transivit,  prop- 
ter  eamdem,  imo  majorem  rationem.«  —  Ferdinandus  de  Castro 
l^alao,  proposita  quaestione:  An  Societas,  ex  cujus  licentia  carthu- 
siaro,  vel  aliam  religionem  ingressus  es,  teneatur  te  redeuntem  re- 
cipere ?  ita  prosequitur  2) :  Breviter  respondeo,  si  professionem  fecisti, 
nee  teneri,  nee  posse ;  quia  ea  professione  Socisstatis  professio  ex- 
stincta  fuit.  At  si  ante  professionem  factam  redeas,  omnino  obli* 
gata  est  te  recipere,  quia  verus  religiosus  Societatis  es,  a  qua  non 
es  absolute  dimissus  .  .  .  sed  dimissus  solum,  ut  aliam  religionem 
probes.  Qua  probata  et  repulsa  ad  pristinam  obligaris  sub  poena 
excommunicationis  reservatae  redire.  ErgO'  ipsa  religio  obliga- 
tionem  habet  te  recipiendi.  Adde,  Societatem  non  cessisse,  nee 
cedere  potuisse  jure  te  gubernandi,  alendi,  et  retinendi,  nisi  sub  con- 
ditione  quod  in  alia  religione  profitearis.  Ergo  te  non  profitente, 
cessat  facultas  data,  et  obligatur  te  redeuntem  recipere,  et  nolentem 
revocare.  .  .  .  Verum  si  nuUa  requisita  licentia,  vel  ea  subreptitie 
et  fraudulenter  obtenta  religionem  strictiorem  vel  laxiorem  ingre- 
diaris,  cum  ille  ingressus  nullus  sit,  teneris  sine  mora  ad  pristinam 
religionem  redire,  eaque  religio  obligata  est  te  admittere,  juxta  cap. 
fin.  de  regularibus.«  —  Audiatur  adhuc  Hyacinthus  Donatus,  qui  rem 
ita  expedit^:  »Transiens  in  secundam  religionem,  si  revertatur  ite- 
rum  ad  primam,  an  debeat  recipi  et  admitti  ad  jura  primaeva  ?  Syl- 
vester verb.  Religio^  4.  qu.  5.  Tabiena,  eod.  verb.  n.  24.  in  fin.  Mi- 
randa, tom.  1.  Manual,  qu.  31.  art.  18.  Sanchez,  ad  Decalog.  lib.  6. 
c.  7.  Bonacina,  de  claus.  qu:  2.  punct.  9.  §.  1.  n.,  2.  Bordon.  reso- 
lut. 29.  qu.  16.  n.  57.  respondent  affirmative,  si  fiat  iste  regressus 

1)  Summa  qnaestion.  regulär,  vol.  1.  par  1,  c.  22.  n.  88. 
2]  Operis  moral.  part.  3.  tract.  16.  disp.  4.  punct.  26,  §.  6.  n.  4. 
3)  Berum  regularium  praxis  resolutoria,  tom.  1.  park.  2.  tract.  5.  qu.  52. 
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professione  non  seqnata.  Tum  quia  professas  nomqaam  desinit  esse 
monaclras  primae  suae  religionis,  nisi  per  professioQem  rite  factam 
in  secunda  ;  quia  sola  professio  rite  facta  transfert  profefflum  de  nno 
statu  in  aliam  statnm  irrevocabiliter.  Tum  etiam  quia  licentia  pe- 
tita vel  poncessa  etiam  simpliciter  et  absolute,  est  ex  causa  et  con- 
ditione ,  nempe  valide  profitendi :  cessante  autem  causa ,  ob  quam 
fuit  petita  vel  concessa ,  et  conditione  non  adimpleta ,  cessat  tarn 
petitio  quam  concessio  licentiae ,  adeo  ut  censeatur  non  lic^tia- 
tus  nee  dimissus  ...  Et  sieut  religio  potest  cogi  ad  hoc,  ut  recipiat . 
apostatas  et  fUgitivos  sui  ordinis;  multo  plus  eos,  qui  transiaroot 
ad  arctiorem,  a  qua  recedunt,  vel  quia  poenitet  iyisse ,  vel  quia  an- 
steritates  ^ufferre  non  possunt,  aut  quaris  alia  causa,  adeo  ut  non  co- 
gantur  renovitiare,  nee  profiteri  de'  novo,  quia  hujusmodi  reverten- 
iiurn  mores  noti  sunt,  et  professiones  eorum  non  sunt  disruptae.« 

Haec  sunt,  quae  de  transitu  regularium  dicenda  occurrebant ;  e 
quibns  sinml  darum  est,  reducem,  qui  legitime  transivit,  nee  poenae  ulli 
esse  obnorium,  neque,  ut'nuper  quidam  in  sermone  famillari  perpe- 
ram  arbitrabatur,  ad  subeundum  denuo  probationis  annum  cogi  posse 
aut.  debere. 


Post  haec  supervacaneum  videtur  peculiari  discussioni  sobji- 
cere  qnaestionem :  num  regularis,  qui  per  dispensationem  pontificiam 
ad  statum  clerici  saecularis  translatus  edt,  ad  suum  postliminio,  ci- 
tra  iinpedimentum,  redire  possit  ordinem,  hicque  redpere  illum  te- 
nes^tur?  Staute  namque  principio  in  superioribus  exposito:  >profe»- 
sionem  esse ,  quae  religioni  incorporat  irrevoehbüüer;€  ultro  conse- 
quitur,  nulla  dispensatione  pontificia,  quantumvis  ea  ampla  sit  et 
liberalis,  vinculum  professionis  penitus  dissolvi.  Salvum  illud  m 
3ua  essentia  persistit ,  nee  nisi  in  rebus  accidentalibus  relaxator; 
quod  sane  ex  ipsis  rescriptis  apostolicis,  quibus  ejusmodi  dispensatio- 
nes  conceduntur,  luculentissime  patet;  semper  enim  in  illis  hae  si- 
milesqne  adhibentur  phrases:  concedi  indultum  »manendi  extra 
claustra  in  habitu  presbyjteri  saecularis,  ita  tamen,  ut  substantialia 
Yotorum  suae  religiosae  professionis  obser?et,  signuoi  habitus  ordinis 
sui  interius  defferat«  etc.  Nnmquid  haec  alio  tendunt,  quam  ut  prae- 
caveatur,  ne  dispensatus  umquam  opinetur,  se  charactere  et  ofGdis 
hominis  regularis  exsolutum  esse ,  neve  in  illo  aliquando  factae  Deo 
sponsionis  conscientia  oblitteretur  ?  Falluntur  itaque  non  paruro,  qai 
existimant  regulärem  impetrata  ad  statnm  cleri  saecularis  transe- 
ondi  facultate,  ita  omnem  exuere  monachum,  ut  nulla  plane  retineat 
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conditionis  prioris  vestigia.  Manet  is  religiosns  sni  ordinis  in  habitu 
etiam  presbyteri  saecularis,  omnium  essentialium  ex  solemni  prpfes- 
sione-  ortarnm  obligationum  rens ,  ubicamque  degat  locomm ;  ne- 
-qae  ordo  suo  in  illam  jure  excidit;  atque  adeo  non  modo  iQtegram 
est  dispensato  redire:  verum  at  id  faciat,  vehementer  etiam  conso- 
lendi^m;  ordo  aatem  redncem,  tamqoam  alnmnam  sumn  admittere, 
pristinoque  restituere  loco  tenetar. 

Unicas  est  casus,  in  quo  nexus  omnis  cum  religione  abrumpi- 
tur,  nempe  probata,  et  per  judicis  sententiam  pronuntiata  professio- 
nis  invaliditas;  quia  in  hoc  casu  mutuum,  quod  contrahi  videbatur 
vinculum,  jam  ab  origine  nuUum  fuit;  ac  proptereä  nee  taliter  pro- 
fessus  ullum  habet  jus  redetindi ,  nee  religio  revertentem  obligatur 
recipere;  aut  certe  admissus,  novum  habet  probationis  annum  sub- 
eundum,  novamque  emittendam  professionem. 
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XXXI. 

Die  freiwillige  Trennung  von  Eheleuten. 

(Aus  dem  Pastoralblatte  der  Didcese  Eichstatt.) 

Es  scheinoD  sich  selbst  unter  dem  Landvolke  die  Fälle  zu  meh- 
ren (und  die  Zeitverhältnisse  machen  es  sehr  begreiflich),  dass  Ehe- 
leute das  eheliche  Zusammenleben  aufgeben  und  zwar  nach  eigenem 
Ermessen,  aus  verschiedenen  ihr  Zusammenleben  erschwerenden 
Gründen  uncl  ohne  eine  Entscheidung  des  kirchlichen  Richters  an- 
rufen zu  wollen.  Sie  bringen  dadurch  den  Seelsorger  in  manche 
Verlegenheit  und  stiften  ausserdem  viel  Aergerniss  in  der  Gemeinde. 
Es  ist  daher  schon  mehrmal  die  Anfrage  gestellt  worden,  wie  mit  sol- 
chen Personen  zu  verfahren  sei,  ob  sie  unter  allen  Umständen  und 
selbst  mit  Eirchenstrafen  angehalten  werden  sollen,  die  richterliche 
Entscheidung  zu  suchen,  oder  ob  es  auch  Gründe  gebe,  sie  einst- 
weilen ihrem  Willen  zu  überlassen? 

Es  ist  nun  bei  Beantwortung  dieser  Frag^  im  Allgemeinen  die 
Vorbemerkung  zu  machen,  dass  eine  Entscheidung  des  kirchlichen 
Bichlers  in  solchen  Fällen  nicht  von  jener  unbedingten  Notb  wendigkeit 
ist,  wie  dann,  wenn  es  sich  um  die  Lösung  vom  £atu{e{handeln  würde. 
Im  letzteren  Falle  vernichtet  der  Richter  die  geschlossene  Ehe  über- 
haupt, in  ersteren  constatirt  er  nur,  dass  die  Ehe  zwar  giltig,  aber 
das  Zusammenleben  der  Eheleute  ohne  Gefahr  der  Seele  oder  des 
Leibes  für  immer  oder  für  einige  Zeit  unmöglich  sei.  Es  können 
nun  die  Verhältnisse  so  liegen ,  dass  diese  Gefahr  von  selbst  offen 
vor  Augen  steht,  und  d<mn  bedarf  es  weniger  einer  richterlichen 
Constatirung.  Es  können  aber  die  Verhältnisse  der  Art  gestaltet  sein, 
dass  nur  durch  richterliche  Anerkennung  der  Scheidungsgründe  die 
Aergernisse,  welche  aus  einer  nicht  hinreichend  motivirten  Trennung 
entstanden  sind  oder  entstehen  könnten  verhütet  werden.  Im  All- 
gemeinen aber  wird  immerhin  die  Nothwendigkeit  vorhanden  sein,  ' 
in  jedem  Falle  die  Dazwischenkunft  des  kirchlichen  Richters  früher 
oder  später  anzurufen,  damit  eine  so  wichtige  Sache  nicht  der  Will- 
kür oder  der  Leichtfertigkeit  der  Einzelnen  vollkommen  überlassen 
bleibe. 

Dadurch  wird  die  Frage  genauer  dahin  gestellt :  Ist  der  Pfar- 
rer verpflichtet,  so  oft  ihm  eine  Trennung  von  Eheleuten  bekannt 
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wird ,  dieselben  alsbald  zur  Wiedervereinigung  oder  zur  Klage 
beim  geistlichen  Gerichte  anzuhalten,  oder  kann  er  eine  Zeit  lang 
zuwarten  ? 

Stellen  wir  die  Fälle  voran,  in  welcher  der  eine  Theil  wirk- 
lich das  Eecht  hat ,  ohne  vorgängiges  kirchliches  Urtheil  vom  an- 
dern sich  zu  trennen. 

Dahin  gehört  zuerst  das  adulterium  des  einen  Ehetheiles,  wel- 
ches den  Grund  zu  einer  separatio  perpetua  quoad  torum  et  mensam 
bildet.  Ist  die  Schuld  des  einen  Theiles  eine  öffentliche,  so  hat  der 
unschuldige  Theil  das  Becht,  sich  propria  auctoritate  vom  Schuldi- 
gen zu  trennen,  und  kann  der  Pfarrer  oder  Beichtvater  denselben 
nicht  zurückhalten,  wenn  er  von  diesem  Bechte  Gebrauch  gemacht 
hat.  Er  wird  ihn  nur  erinnern,  für  seinen  Scheidungsgrund  im  In- 
teresse der  Ordnung  eine  kirchliche  Sentenz  zu  erholen.  Jedoch  er- 
mahnen kann  er  den  unschuldigen  Theil ,  dem  schuldigen  zu  ver- 
zeihen, namentlich  wenn  die  fortgesetzte  Trennung  dem  letzteren 
mehr  Anlass  gibt,  die  Sünde  fortzusetzen .  als  sein  Leben  zu  bessern. 

Ist  der  Ehebruch  ein  geheimer,  so  kann  der  unschuldige  Theil 
wohl  auch  auf  dasselbe  Becht  der  Trennung  propria  auctoriate  An- 
spruch machen,  allein  da  in  diesem  Falle  Bücksiebten  auf  die  öffent- 
liche Ehre  der  Familie,  des  schuldigen  Theiles,  der  Kinder  u.  dgl. 
zu  machen  sind,  so  ist  wohl  zu  untersuchen,  ob  nicht  die  PflicM 
für  ihn  vorhanden  sei,  sein  strenges  Becht  zum  Opfer  zu  bringen. 
Ist  diese  Pflicht  vorhanden,  so  hat  der  Seelsorger  Alles  aufzubieten, 
die  Trennung  zu  verhindern,  oder,  falls  sie  geschehen,  dieselbe  wie- 
der aufzuheben,  nicht  aber  kann  er  die  Aufhebung  durch  Androhung 
kirchlicher  Strafe  erzwingen  wollen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  bezüglich  der  Thatsachen  des 
geschehenen  Ehebruches  die  Begel  eintreffen  muss,  welche  der  hei- 
lige Liguori  angibt:  Non  sufficit,  de  hoc  aliquam  habere  probabili- 
tatem,  sed  requiritur,  ut  adsit  talis  praesumtio,  quae  fundet  mora- 
lem  certitudinem. 

Ein  zweiter  Fall,  in  welchem  der  eine  Ehetheil  vom  andern 
sich  trennen  darf,  auch  ohne  vorher  einen  kirchlichen  Bichterspruch 
abzuwarten,  ist  die  apostasia  vel  haeresis  alterius  partis,  in  wieferne 
dieselbe  eine  Gefahr  für  das  Seelenheil  des .  unschuldigen  Theiles 
involvirt.  Diese  Trennung  hört  jedoch  mit  der  Bückkehr  des  Schul- 
digen zum  Glauben  auf  (Instruct.  päst.  Eysett.  pag.  '371.) 

Auch  bei  Gefahr  des  Lebens  und  der  Gesundheit,  welche  durch 
grobe  und  fortgesetzte  Misshandlung  und  Drohung  (saevitia) ,  durch 
eine  Art  von  unerträglicher  Verfolgung  herbeigeführt  wird,  gestat- 
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tet  die  Fastoralinstruction,  sobald  Gefahr  auf  Verjsug  isi,  die  Ttoh 
nung  des  verfolgten  Ehetheiles,  ohne  vorhergegangenes  Urtheil  des 
kirchlichen.  Bichters.  Dieser  wird  immerhin  noch  angerufen  werden 
müssen,  und  hat  der  Pfarrer  den  beleidigten  Tbeil  dahin  zu  ver- 
weisen ;  aber  weil,  die  beschriebene  Art  der  Misshandlung  gewöhn- 
lich evident  und  dem  üitheile  der  öffentlichen  Meinung  verfallen  ist, 
kann  der  Seelsorger  die  vorgängige  Trennung  bestehen  lassen. 

Indessen  sind  es  weniger  die  bisher  genannten  Fälle,  welche 
den  Seelsorger  zweifelhaft  machen,  als  jene,  in  denen  die  Schuld  eint 
beiderseitige  ist  und  das  Quantum  sieb  nicht  so  leicht  vertbeilen 
lässt.  Es  ist  oft  schwer  bis  auf  die  letzten  Ursachen  eines  häusli- 
chen Zwistes  zurückzukommen ,  der  oft  spät  erst  zu  Tage  tritt 
Hier  ist  die  Leidenschaftlichkeit  des  einen  Gatten,  welche  Ungeduld 
und  immer  steigende  Erbitterung  auf  Seite  des  wdetu  hervorrafL 
Dort  ist  eine  Ehe,  wie  heutzutage  so  manche,  geschlossen  worden 
ohne  gegenseitige  Liebe  und  Zuneigung,  lediglich  aus  zeitlichen  In- 
teressen oder  auf  Drängen  der  Eltern  und  Verwandten.  Derlei 
Eheleute  standen  von  Anfang  an  nur  äusserlich  sich  nahe;  ihre 
innere  iBntfiremdung  wird  inunor  stärker,  sie  fühlen  sich  unglücklich, 
sie  quälen  Andere  und  sich  selbst  mit  Klagen  und  Vorwürten,  es 
artet  ihr  Leben  in  einen  ätillen  Krieg  aus,  ihr  gegenseitiges  Beneh- 
men wird  immer  unleidlicher,  und  eines  Tages  verschwindet  der  eine 
Theil  vom  Schauplatz.  Der  Seelsorger  wie  die  Verwandten  bemühen 
sich,  die  Ordnung  wieder  herzustellen,  oft  ohne  nachhaltigen,  öfter 
ohne  allen  Erfolg.  Die  Unglücklichen  bleiben  getrennt  und  lebeo 
in  der  Trennung  fort,  versichernd,  das  Beisammensein  sei  ihnen  od- 
möglich  geworden.  Weil  der  Zwist  solange  geheim  geblieben,  ist 
als  äusserer  greifbarer  Anlass  nur  eine  hie  und  da  geringfügige  Ur- 
sache der  Trennung  erkennbar. 

Was  hat  hier  der  Beichtvater  zu  thun?  Er  wird  unterscheide! 
müssen,  ob  solche  Eheleute  bezüglich  der  Gründe  ihrer  Trennong 
und  deren  Berechtigung  nicht  selbst  zweifelhaft  sind,  dann  ob  sie 
in  ihrer  feindseligen  Stinmiung  beharren.  In  diesen  Fällen  wird  er 
sie  als  der  Lössprechung  unwürdig  anzusehen  haben.  Sind  sie  da- 
gegen bona  fide,  und  hat  der  eine  Theil  sein  möglichstes  gethan,  am 
sich  dem  andern  wieder  zu  nähern,  und  sind  seine  Schritte  und  Ge- 
sinnungen öffentlich  bekannt,  so  kann  Nachsicht  gegen  ihn  gedbt 
werden.  In  der  Begel  wird  indess  auf  beide  Theile  eingewirkt,  oDd 
geschehen  auch  Versuche  von  beiden  Theilen ,  wieder  friedlich  bei- 
sanamen  zu  leben.  Allein  diese  Versuche  fähren  nicht  zum  Ziele 
wegen  der  beiderseitigen  Abneigungi  die  immer  wieder  auftaucht  and 
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zu  Zank  nnd  Hader  führt.  Ist  die  Lage  so,  stehen  keine  schlim- 
meren Folgen  zu  befürchten  für  die  Kinder  oder  für  die  Moralität 
der  Getrennten,  so  kann  sich  der  Beichtvater  entschliessen,  das  fac- 
tisch  gewordene  Verhältnis»  zu  duMen,  natürlich  nicht  ohne  Er- 
mahnungen der  Pönitenten,  zur  besseren  Gesinnung  zurückzukehren. 

Für  den  J^farrer  bleibt  eine  solche  Ehe  immer  ein  wunder 
Fleck  in  der  Gemeinde.  Er  wird  daher  jede  Gelegenheit  ergreifen, 
für  die  Wiedervereinigung  der  Getrennten  thätig  zu  sein.  Sind  die 
Gründe ,  wesshalb  sich  die  Eheleute  getrennt  haben ,  evident  und 
öffentlich  bekannt,  so  kann  er  eine  Zeit  lang  zuwarten,  ob  nicht 
seine  und  die  Bemühungen  Anderer  Erfolg  haben.  Dann  aber  er- 
hole er  sich  Rath  bei  der  kirchlichen  Oberbehörde,  welche  entweder 
die  Einleitung  des  Processes  verfügen  oder  bis  der  eine  Theil  selbst 
klagbar  wird,  einen  modus  vivendi  anordnen  kann. 

fiind  die  Gründe  nicht  evident  oder  nicht  öffentlich  bekannt, 
so  ist  —  an.  und  für  sich  —  die  Entscheidung  des  kirchlichen  Rich- 
ters nothwendig,  damit  der  Pfarrer  die  Trennung  als  erlaubt  erklär 
ren  kann,  ehe  sie  factisch  geschehen  ist. 

Ob  aber,  wenn  diese  Trennung  schon  geschehen,  sofort  die  ge- 
richtliche Klage  gestellt,  oder  der  weggegangene  Theil  zur  Rück- 
kehr gezwungen  werden  solle,  bis  die  richterliche  Entscheidung  er- 
folgt ist,  wird  vom  Urtheil  des  Pfarrers  abhängen,  der  zu  beherzi- 
gen hat  einmal,  ob  nicht  die  Anregung^  der  Klage  die  Rückkehr  er- 
gchweren,  dann  ob  nicht  eine  erzwungene  Rückkehr  eine  zweite  und 
schärfere  Trennung  nach  sich  ziehen  dürfte  ?  Muss  er  diese  Frage 
uDier  den  gegebenen  Verhältnissen  bejahen,  so  mag  er  die  Trennung 
noch  länger  dulden ,  namentlich,  wenn  die  Gründe  derselben  nach 
nnd  nach  bekannt  werden. 

Es  kommt  auch  vor,  dass  der  eine  Ehetheil  lediglich  aus  /Ei- 
gensinn, ohne  legitimen  Grund,  und  gegen  den  ausgesprochenen  Wil- 
len des  andern,  sich  trennt.  Solche  sind  natürlich  unbedingt  zur 
Rückkehr  anzuhalten  und  der  Lossprechung  so  lange  unwürdig,  bis 
sie  sich  zur  Rückkehr  bereit  finden. 
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XXXII. 

Das  Patronatsrecht  des  Patrons  der  Mirtterkirche  an  dem 
von  der  letzteren  dismembrirten  Gotteshause. 

Eine  Antikritik  von  Prof.  Dr.  Isidor  Silbemugl  zu  München. 

Herr  Domcapitular  von  Oberkamp^  polemisirt  in  einem  Artikel 
des  Archivs  (Bd.  XXKVI.  S.  307  f.)  gegen  die  Behauptung  Per- 
maneder's,  dass  bei  Theilung  einer  Patronatspfründe  der  Patron  auch 
auf  die  abgetrennte  Pfründe  entweder  das  alleinige  Patronat  odo' 
das  Goropatronat  erwerbe,  je  nachdem  das  neue  Eirchenamt  ganz 
oder  theilweise  aus  dem  Vermögen  der  Stammpfründe  dotirt  wurde. 
Bei  dieser  Polemik  geht  er  nun  von  der  Ansicht  aus,  als  habe  sich 
Permaneder  für  seine  Behauptung  auf  das  unmittelbar  vorher  citirte 
cap.  3.  de  eccl.  aedif.  X.  HI,  48.  bezogen,  ja  in  dem  Artikel  (1-  c-  S.  307, 
Anm.  1.)  wird  geradezu  diese  Decretale  der  Behauptung  Permanedefa 
beigefügt,  als  ob  sie  Permaneder  hierfür  toirUich  cüirt  hätte  ^  was 
gänelich  unrichtig  ist  Nur  auf  solche  Weise  konnte  die  Behauptung 
Schulte's,  die  sich  auf  den  in  der  erwähnten  Decretale  entschiedenen  Fall 
bezieht,  der  Behauptung  Permaneder's  entgegengestellt  werden.  Es 
konnte  sich  aber  auch  Permaneder  auf  diese  Decretale  gar  nicht  be- 
rufen, weil  hier  von  der  Theilung  einer  Patronatspfründe  durchaas 
nicht  die  Bede  ist,  wie  Herr  von  Oberhamp  selbst  in  longum  et  latum 
nachweist.  Damit  fällt  von  selbst  die  weitere  Schlussfolgerung,  dass 
es  nach  Permaneder  noch  einen  vierten  Erwerbstitel  des  Patronats- 
rechtes  gebe,  nämlich  die  Dismembratio  einer  Pfründe  aus  einer  an- 
dern, in  sich  zusammen. 

Herr  von  Oberkamp  unterscheidet  femer  zwischen  divisio  und  dis- 
membratio nicht,  obschon  bei  seiner  Erörterung  diese  Unterscheidung 
von  Belang  gewesen  wäre.  Wenn  nun  bei  Theilung  einer  Patronats- 
pfründe die  neue  abgetheilte  aus  dem  Vermögen  der  StammpMnde 
dotirt  wird,  so  erscheint  doch  gewiss  der  Patron  der  Stammpfrüade 
auch  als  Dotalor  der  neuen  Pfründe,  und  auf  diese  Dotation  als  eine 
ordentlichen  Erwerbsart  des  Patronatsrechtes  gründet  Permaneder  seine 
Behauptung,  wie  sich  das  aus  dem  Wortlaute  ergibt. 
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XXXIII. 

Forstlich  Schwarzburg-Rudolstadter  Verordnung  v.  J.  1872, 
betreffend  die  katlioliscli-lcirclilichen  Verliältnisse  ^). 

§.  1.  Dem  Bischof  von  Paderborn  wird  die  Ausübung  der  bi- 
schöflichen Jurisdiction  über  die  Katholiken  des  Fürstenthums  in 
demselben  Umfange  und  mit  denselben  Rechten  und  Pflichten  zu- 
gestanden, wie  solche  den  katholischen  Bischöfen  des  Eönigsreichs 
Preussen  zustehen  und  obliegen. 

§.  2.  Dem  Bischof  von  Paderborn  wird  insbesondere  die  Be- 
fagniss  eingeräumt,  in  unserer  Besidenz  eine  ständige  katholische 
Seelsorgerstelle  zu  en-ichten.  Der  vom  Bischof  ausgewählte  Seel- 
sorger ist  jederzeit  vor  der  Einweisung  in  sein  Amt  uns  zur  Geneh- 
migung zu  benennen.  Wir  werden  diese  Genehmigung  nur  aus 
wichtigen  staatlichen  Gründen  versagen.  Der  gedachte  Seelsorger 
übt  die  cura  animarum  über  sämmtliche  in  der  Oberherrschaft  le- 
bende Katholiken,  versieht  alle  pfarramtlichen  Handlungen  bei  den- 
selben mit  Ausnahme  der  Führung  der  Kirchenbücher  und  bezieht 
die  Stolgebühren.  Doch  soll  den  gegenwärtig  im  Amte  befindlichen 
evangelischen  Pfarrern  der  Anspruch  auf  die  in  ihrer  Parochie  vor- 
kommenden Stolgebuhren  ad  dies  muneris  vorbehalten  bleiben.  Die 
anf  der  Gemeindegesetzgebung  beruhenden  Abgaben  werden  hier- 
durch nicht  berührt.  Taufen,  Trauungen  und  Sterbfälle  sind  dem 
evangelischen  Pfarrer,  in  dessen  Parochie  der  Fall  vorkommt,  zur 
Eintragung  in  das  Kirchenbuch  unverzüghch  anzumelden,  und  erhält 
letzterer  für  die  Eintragung  die  betreffenden  Gebühren.  Dies  fällt 
fort,  sobald  sich  eine  selbständige  katholische  Gemeinde  mit  unserer 
Genehmigung  constituirt  haben  wird. 

§.  3.  Der  katholische  Seelsorger,  resp.  Pfarrer  besorgt  auch 
den  Religionsunterricht  der  katholischen  Elementar-Schulkinder.  Auch 
bebalten  wir  uns  vor,  die  Genehmigung  zur  Errichtung  einer  eigenen 
katholischen  Elementarschule, .  wenn  hierzu  das  Bedürfniss  nachgewie- 
sen ist,  zu  ertheilen  und  dem  katholischen  Seelsorger,  resp.  Pfarrer 
nachdem  derselbe  vor  einer  inländischen  oder  königlich  preussischen 
Prüfungscommission  seine  diesfallsige  Qualification  haben, wird,  den 
gesammten  Elementarunterricht  der  katholischen  Schulkinder  bis  zur 
Bestellung  eines  besonderen  katholischen  Elementarlehrers  zu  über- 
tragen. 

1)  Die  Prankfarter  Zeitung  und  die  protestantische  Kirchenaeitung  theil- 
ten  diese  Verordnung  mit  ohne  das  Datum,  welches  auch  wir  nicht  zu  ermitteln 
vermochten.  Der  angeblich  unter  der  Aegide  des  katholischen  Staatsministers 
Benirub  und  des  ebenfalls  katholischen  Hofmarschalls  von  Humbrecht  erlas- 
sene Verordnung  gingen  .Verhandlungen  mit  dem  Bischof  von  Paderborn  voraus. 
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XXXIV. 
Circular  des  italienischen  Justizministers  vom  22.  Sept  1876, 

an  die  Generalprocuraioren  Über  das  sogenannte  Plaeet  in  Bebreff 

der  Bischöfe. 

Aus  Rom^  31.  Ootober  schreibt  man  der  Germania  1876,  Bei- 
lage zu  Nr.  253.  Der  Jusiizminister  Mancini  hat  folgendes  Circdar 
an  die  Generalprocuratoren  erlassen,  welches  die- heutigen  offidöseo 
Organe  publiciren : 

»iJorn,  22.  September  1876.  Nach  der  umfassenden  Discos- 
sion,  welche  in  der  Deputirtenkammer  in  den  ersten  Tagen  des  Mu 
1875,  in  Betreff  der  Eirchenpolitik  stattfand,  glaube  ich,  dass  es 
nicht  nöthig  sei,  Ihaen  die  Grunde  anzugeben,  aus  denen  ich  der 
Ansicht  bin,  dass  die  Acte  und  Anstellungen  der  Bischöfe,  welche 
nicht  officiell  anerkannt  sind,  nicht  mit  dem  Placet  versehen  werden 
därfeh,  ausgenommen  die  Regierung  würde  in  Anbetracht  der  Um- 
stände und  besonderer  Nothwendigkeit,  welche  im  Interesse  d^  Be- 
völkerung vorhanden  sein  können ,  es  anders  ermessen.  In  Polge 
dieses  Priucips  habe  ich  mich  schon  seit  dem  Beginn  meiner  Ad- 
ministration enthalten ,  die  Allerhöchsten  EntSchliessungen  in  aUen 
jenen  Fällen  einzuholen,  in  denen,  dem  königlichen  Decrete  Nr.  320 
vom  25.  Juni  1871  gemäss,  die  Generalprocuratoren  nicht  ermädi- 
tigt  sind,  auf  Verlangen  das  Placet  zu  bewilligen,  und  hierüber  ans 
Ministerium  berichten  müssen.  Nun  aber,  um  einen  Zusammen- 
hang in  das  System  zu  bringen  und,  um  dem  Principe  vollständige 
Geltung  zu  verschaffen,  lade  ich  die  Herren  ein,  sich  gänzlich  zu 
enthalten,  Anordnungen  jener  ßischöfe,  welche  nicht  gesorgt  haben, 
die  officielle  Anerkennung  zu  erhalten,  anzunehmen  und  <£i8  Placet 
zu  ertheilen,  wenn  dieselben  auch  zur  Competenz  der  Generalprocota- 
toren  nach  dem  citirten  Decrete  gehören,  und  ferner  in  jedem  Mo- 
pate  dem  Ministerio  ein  Verzeichniss  der  präsentirten  AnstelhingeD, 
auf  die  keine  Rücksicht  genommen  werden  konnte,  zu  anterl^n. 
Zu  gleicher  Zeit  bitte  ich  die  Herren,  in  jenen  speciellen  Fällen  dem 
Ministerio  Anzeige  n[iachen  und  dessen  Entschliessung  abwarten  n 
wollen,  welche  durch  ausserordentliche  Umstände  schleunig  ii^geod 
eine  aussergewöhtiliche  Anordnung  des  Ministeriums,  vorzüglich  vom 
Gesichtspunkte  dringender  localer  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  ans, 
verlangen.  Ich  behalte  mir  vor,  den  Generalöconomaten  (Krches- 
güterverwaltungen)  Insjiructionen  zu  geben,  damit  in  jedem  FaDe 
der  Pfarrgemeindedienst  gesichert  sei.    Der  Minister  Manemi^ 

£s  ist  dies  ein  bedeutender  weiterer  Schritt  im  Kampfe  gegoi 
die  Kirche. 
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XXXV. 

Oesterreichische  staatskirchliche  Erlasse  und  Entscheidung^. 

1,  Circular-Verordnung  des  k,  k,  Land€SvertheidigungS''Minist€riufn8 
vom  4.  Mai  1876  Z,  47571178  VI. ,  betreffend  organische  Bestim- 
mungen für  die  Landwehr-  {Landesschüteen")  Seelsorger  und  Vor- 
schriften für  die  Matrikelführung  in  der  k,  k.  Landwehr. 

(Mitgetheilt  im  Verordnimgsblatte  für  den  Dienstbereich  des  Ministeriuins  für 

Cultus  und  Unterricht.  St.  XIV.  vom  J.  1876.) 

0 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  geruhten  mit  Allerhöch- 
ster Entschliessung  vom  8.  April  d.  J.  die  nachfolgenden  ^Organi- 
sehen  Bestimmungen  für  die  Landwehr-  (LandesschtUaen-)  Seelsorger  € 
sanimt  der  damit  im  Zusammenhange  stehenden  ^Vorschrift  für  die 
McUrikelführung  in  der  k.  k.  Landwehr^  a.  g.  zu  genehmigen. 
Dazu  wird  bekannt  gegeben : 

1.  Die  Landwehr-  (Landesschutzen-)  Seelsorger  werden  nur  im 
Kriegsfalle  zur  activen  Dienstleistung  in  der  Landwehr  oder  im 
Heere  einberufen  und  haben  vom  Tage  ihres  Einrückens  angefangen 
Anspruch  auf  die  nach  den  Gebühren- Vorschriften  ihrer  Charge  ent- 
sprechenden Gebühren. 

In  diesem  Falle  müssen  sie  mit  der  Torgeschriebenen  Dienst- 
kleidung versehen  sein. 

2.  Dieselben  sind  in  Strafsachen  von  dem  Tage  der  Zustellung 
des  Einberufungsbefehles  oder  der  legalen  Kundmachung  desselben 
(Gesetz  vom  23.  Mai  1871)  angefangen,  den  Militär-Gesetzen  und 
den  bezüglichen  Disciplinar-Vorschriften  unterworfen. 

8.  Im  Frieden  sind  sie,  obwohl  der  Civil-Jurisdiction  unter- 
stehend, zur  Beobachtung  der  Landwehr-Evidenz- Vorschriften,  daher 
.auch  zum  Erscheinen  beim  Offiziers-Rapport  verpflichtet,  (§.  53 
Wehrgesetz  und  Circular- Verordnung  vom  16.  October  1875,  Nr, 
12706/395  VI.) 

4..  Der  Austritt  der  Landwehr-  (Landesschützen-)  Seelsorger 
aus  dem  Landwehr-  (Landesschützen-)  Verbände  hat  nach  beendeter 
Wehrpflicht,  wenn  sie  die  Bitte  zum  freiwilligen  Weiterdienen  nicht 
stellen,  sofort  zu  erfolgen  und  werden  die  Austretenden  von  dem 
Ministerium  für  Landesvertheidigung  mit  Austritts-Certificaten  be-» 
theilt. 
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5.  Im  Falle  ihrer  Entlassung  aus  der  Seelsorge  oder  nach  Auf- 
geben des  geistlichen  Berufes  finden  auf  sie  die  gleichen  Vorschrif- 
ten, wie  für  Landwehr-Offiziere,  Anwendung. 

5.  Die  im  Kriegsfalle  erforderlichen  Feld-Kapellen  oder  die  ao 
deren  Stelle  unumgänglichen  nothwendigen  Kirchen-Paramente  wer- 
den nach  einer  besonderen  Vorschrift  auf  Rechnung  des  Aerars  bei- 
gestellt. 

7.  Rücksichtlich  der  Stola-Gebühren  finden  für  die  k.  k.  Land- 
wehr (Landesschützen)  im  Kriegsfalle  die  bezüglichen  Vorschriften 
des  stehenden  Heeres,  im  Frieden  dagegen  die  Civil-Stola-Ordnung 
volle  Anwendung. 

8.  Mit  diesem  Landwehr- Verordnungsblatte  werden  alle  Land- 
wehr- (Landesschützen-)  Seelsorger  betheilt,  welche  dasselbe  nach 
ihrem  Austritte  oder  ihrer  Entlassung  aus  der  Landwehr-Seelsorge 
an  die  zuständige  Evidenz-Behörde  abzuführen  haben. 

Horst  m.  p. 

Organische  Bestimmungen  für  die  Landwehr-  {Landesschutem-) 

Seelsorger. 

L  Zur  Ausübung  der  Seelsorge  und  zur  Matrikelfuhrung  über 
die  im  Landwehr-  (Landesschützen-)  Verbände  stehenden  Personen 
sind  im  Frieden  die  Civil-Geistlichkeit  und  nur  im  Kriegsfalle  die 
Geistlichkeit  des  Heeres  und  der  Landwehr  (Landesschützen)  berufen 
(§.  25.  W.  G.) 

n.  Im  letzteren  Falle  wird  der  Seelsorgedienst  ausgeübt: 

a)  über  die  der  katholischen  Kirche,  des  lateinischen  oder  grie 
chischen  Ritus,  oder  der  griechisch-orientalischen  Kirche  an- 
gehörigen  Landwehr-Personen  durch  katholische,  beziehungs- 
weise griechisch-orientalische  Landwehr-  (Landesschützen-) 
Kapläne  und  nur  subsidiarisch  durch  die  betreffenden  Militär- 
Seelsorger  des  Heeres; 

b)  über  die  evangelischen  und  israelitischen  Glaubensgenossen 
durch  den  bei  der  mobilen  Armee  aufgestellten  evangelischen 
Feldprediger,  beziehungsweise  Rabbiner  des  Heeres  (X.  und  XL). 

m.  Die  auf  Grund  des  g.  25.  W.  G.  in  die  Liste  der  MiHtär- 
Seelsorger  aufgenommenen  Landwehr-Personen  des  geistlichen  Standee 
bilden  einen  eigenen  Concretual-Status  mit  der  Gruppenbezeichnnng 
»Landwehr-  (Landesschützen-)  Geistlichkeit«  und  rangiren  unter  sich, 
gleich  den  Militär-Kaplänen  IL  Classe  des  Heeres,  in  der  IX.  Diä- 
ten-Classe. 
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IV.  Dieselben  werden  im  Kriegsfälle  nach  Bedarf  znr  Dienst- 
leistung einberufen  und  kommen  in  Verwendung: 

a)  als  Eapläne  bei  den  Landwehr-Briguden ; 

b)  im  Bedarfsfalle  als  Curaten  bei  den  Feld-  und  stabilen  Spitälern ; 

c)  als  Feld-Kapläne  bei   den^  Tiroler  Landesscbützen- Bataillons, 
eventuell 

d)  als  Aushilfs-Geistliche,  beziehungsweise  Prediger  oder  Rabbiner 
bei  der  Armee  im  Felde. 

V.  Die  Ernennung  und  Eintheilung  der  Landwehr-Seelsorger 
erfolgt  mit  Berücksichtigung  der  sprachlichen  und  confessionellen 
Verhältnisse  der  Landwehr-Truppe  im  Einvernehmen  mit  dem  apo- 
stolischen Feld-Vicariate  des  Heeres  durch  das  Ministerium  für 
Landes-Vertheidigung.  ♦ 

VI.  Dieselben  haben  während  der  Dauer  ihrer  Activirung  An- 
spruch auf  dieselben  Gebühren,  wie  die  Militär-Kapläne  IL  Classe 
des  Heeres  und  treten  nach  Aufhören  des  Activitäts- Verhältnisses 
in  die  Civil-Seelsorge  zurück. 

VII.  Die  activirten  Landwehr-Geistlichen  sind  bei  Ausübung 
des  Seelsorger-Dienstes  an  die  bezüglichen  Dienstes- Vorschriften  des 
Heeres  gebunden  und  in  nichtseelsorgerlicher  Beziehung  den  ihnen 
nach  der  Ordre  de  Bataille  vorgesetzten  Commandanten  des  Heeres 
oder  der  Landwehr  untergeordnet. 

VIII.  Die  den  Brigaden  zugewiesenen  Landwehr-Eapläne  sind 
auch  Hilfsorgane  der  Truppen-Divisions-Commanden  und  werden  auf 
dem  Marsche  dem  Truppen-Divisions-Stabe  angeschlossen. 

IX.  Das  bleibend  in  Wien  aufgestellte  apostolische  Feldvicariat 
des  Heeres  ist  im  Kriegsfalle  auch  für  die  Landwehr  die  oberste 
militär-geistliche  Behörde  und  wird  dieser  in  Angelegenheiten  der 
Seelsorge  und  des  geistlichen  Amtes  der  unmittelbare  Verkehr  mit 
der  activirten  Landwehr- Geistlichkeit  gestattet. 

X.  Sobald  eine  Armee  auf  den  Kriegsfuss  versetzt  wird ,  hat 
,der  lür  dieselbe  vom  Heere  beigestellte  Feldsuperior  auch  die  geist- 
lichen Angelegenheiten  über  die  zur  mobilen  Armee  eingetheilten, 
der  katholischen  Religion  angehörigen  Landwehr-Personen  zu  besor- 
gen, die  Seelsorgedienste  der  Landwehr- Brigade-,  Landesschützen- 
Bataillons-  und  Spitals-Seelsorger  zu  überwachen  und  die  geistlichen 
Angelegenheiten  der  Armee- Angehörigen  griechisch- orientalischer  Re- 
ligion zu  vermitteln. 

XI.  Bei  jeder  mobilen  Armee  ist  überdies  noch  ein  evangeli- 
scher Feldprediger  und  ein  Rabbiner  mit  der  Dependenz  vom  Armee- 
Commando  aufgestellt,  welche  vom  Heere  beigestellt  werden  und  den 
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bezüglichen  Seelsorgedienst  auch  über  die  zur  Armee  gehörigen  Land- 
wehr-Personen zu  Tei'sehen  haben. 

XII.  Die  der  Arm^e  als  Aushi1fs70eistliche  allenfalls  zugewie- 
senen Landwehr-Seelsorger  finden  dort  ihre  entsprechende  Dienstver- 
wendung1(IV.  lit.  d.) 

Vorschrift  Über  die  Führung  und  Aufbewahrung  der  Landwehr- 

(LandässchUtzen-)  Matrikeln. 

I..  A  b  s  ch  n  i  1 1. 

Ueber  die  Führung  der  Matrikeln  im  Allgemeinen. 

§.  1.  Die  Führung  der  öeburts-,  Trauungs-  und  Sterb-Matri- 
kein  über  Landwehr-Personen,  sowie  die  urkundlichen  Ausfertigungen 
aus  demselben  obliegen  im  Frieden  den  hiezn  nach  den  gesetzlichen 
Vorschriften  über  die  Civil-Matrikeln  bestimmten  Personen. 

Sobald  jedoch  die  Mobilmachung  der  Landwehr  eintritt,  sind 
die  in  der  Laadwehr  sich  ergebenden  Matrikel-Fälle  von  den  Militär- 
Pfarrern  des  Heeres  und  den  bei  den  stabilen  oder  Feldspitälem  auf- 
gestellten Militär-Guraten  oder  in  dieser  Eigenschaft  in  Verwendong 
kommenden  Landwehr-Eapläne,  so  wie  von  den  griechisch-orientali- 
schen ,  evangelischen  und  israelitischen  Seelsorgern  in  ihre  bezog- 
lichen  Matrikeln  einzutragen. 

§.  2.  Für  den  Kriegsfall  werden  die  Landwehr-  (Landes- 
schüt^en-)  Bataillone  und  Escadronen,  nach  der  beiliegenden  Ueber- 
sicht  dem  Militär-Pfarrer  jener  Militär-Territorial-Behörde  zugewie- 
sen, aus  deren  Bereiche  sich  die  betreffenden  Bataillone  oder  Esca- 
dronen  ergänzen. 

§.  3.  Die  Militär-Pfarrer  haben  far  die  ihnen  zugewiesene  Land- 
wehr- (Landesschützen-  Bataillone  und  Escadrone  eigene  Matrikel- 
Protocolle  (a  conto  aerarii)  anzulegen  und  übertragen  in  diese  die  m 
den  eingesendeten  Matrikel- Duplicaten  und  Temionen  der  Spitab- 
Curaten,  Landwehr-  (Landesechützen-)  Seelsorger  (welche  unter  Ab- 
schnitt n.  und  IV.  behandelt  werden)  verzeichneten,  nach  §.  2.  ifi 
ihren  Amtsbereich  gehörigen  Fälle,  dann  die  sonst  überkommenen 
Matrikel-Scheine. 

Die  vorangef$hrten  Ternione  hat  der  Militär- Pfarrer  einen 
Monat  nach  deren  Empfang  mit  den  Matrikel-Duplicateu  über  die 
von  ihin  selbst  vorgenommenen  Functionen  (§.5.  lit  a)  dem  apc^to- 
lischen  Feld-Vicariate  vorzulegen,  wo  dieselben  als  Orginal-Matrikehi 
zur  Verwahrung  kommen. 

§.  4.  Bei  im  Kriege  vorkommenden  Eheschliessungon  von  Land« 
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wehrrPersonen,  so  wie  auch  bei  Behaadlunj^  der  Trauungs-Matrikel- 
Scheine  und  der  an  die  Parteien  nicht  zurückerfolgenden  Trauungs- 
oder Heiräths-Documente  ist  sich  nach  der  bezüglichen  Heeresvor- 
schrift zu  benehmen. 

§.  5.  Für  die  Evideu?,  der  Matrikel-Fälle  ist  in  nachstehonder 
"Weise  vorzusorgen: 

a)  kommen  derlei  Fälle  am  Amtssitze  eines  Militär-Pfarrers  vor, 
so  sind  dieselben  bei  ihm  rechtzeitig  anzumelden;  er  nimmt 
die  kirchliche  Function  vor,  trägt  den  Vollzug  derselben  in  sein 
Pfarr-Protocoll  und  im  Falle  ihm  dies  nach  §.  2.  zukommt,, 
auch  in  das  Protocoll  des  betreffenden  Truppen-Körpers  ein  und 
stellt  den  Matrikel- Ext ra<?t  dem  letzteren  zum  Grundbuchs-Be^ 
lege,  beziehungsweise  Behandlung  nach  Absatz  b)  zu. 
Wurden  hingegen  die  Functionen  von  dazu  berufenen  Militär- 

Guraten  oder  einem  zur  Versehung  des  Seelsorge-Dienstes  in  einer 
Garnison  bestindmten  Militär-  oder  Landwehr-Geistlichen  vorgenom- 
men ;  so  ist  sieh  bezüglich  der  Einsendung  des  Matrikel-Extractes 
von  Seite  der  Truppenkörper  an  den  zuständigen  (§.  2.)- Militär- Ptarrer 
ebenfalls  in  der  Weise  zu  benehmen,  »welche  im  nachfolgenden  Ab- 
sätze b.  bezeichnet  ist. 

b)  Hai  sich  der  Fall  auswärts  ergeben,  so  ist  der  Matrikel-Extract 
vom  betreffenden  Truppenkörper  dem  zuständigen  Militär-Pfarrer 
(§.  2.)  zu  übermitteln,  welcher  denselben  in  das  beihabende  Pro- 
tocoll aufzunehmen  hat. 

Nach  bewirkter  Protocollirung  macht  der  MilitÄr-Pfarrer  das 
Nummero  und  Folium  der  Matrikel  auf  dem  E^tracte  ersichtlich 
and  stellt  denselben  an  den  Truppenkörper  zum  weiteren  Amtsge- 
brauche zurück. 

§.  6.  Von  den  Todtenscheinen  darf  Seitens  der  Bechnungs- 
Kanzlei  kein  Gebrauch  gemacht  werden,  so  lange  nicht  vom  betref- 
fenden Militär-Pfarrer  (§.  2)  unter  Beisetzung,  des  Nummero  und 
Folium  des  Sterbebuches,  mit  dessen  eigenhändiger  Unterschrift  die 
erfolgte  Protocollirung  in  dorso  bestätigt  ist,  und  haben  die  Land- 
wehr-Controls-Behörden  ihr  Augenmerk  darauf  zu  richten,  dass  diese 
Bestimmung  genau  beobachtet  werde. 

§.  7.  Nach  dem  Vorausgesagten  ergibt  sich,  dass  die  Land- 
wehr-Behörden und  Truppen-Commandanten,  sowie  die  einzelnen  Per- 
sonen um  die  Ausfolgung  von  Matrikel-Scheinen  über  die  während 
der  Dauer  der  Mobilisirung  vorgekommenen  Matrikel-Fälle  sich  an 
den  zuständigen  Militär- Pfarrer  (§.  2)  zu  wenden  haben. 

§.  8.  Wenn  in  der  Landwehr  nach  deren  Mobilisirung  Matrikel- 
Archiv  für  Kirchenrechl:.  XXXVI.  27 
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Fälle  eintreteo,  bei  welchem  Civil-Matrikel-Führer  fungiren,  so  sind 
diese  Fälle  zwar  in  den  betreffenden  Civil-Matril^eln  einzutragen, 
von  diesen  Matrikel-Führern  aber  im  Wege  der  Landwehr-Evident- 
haltungs-Behörden  dem  betreffenden  Trappenkörper  zuzusenden  (§.  5. 
lit.  b). 

II.  Abschnitt. 

Ueber  die  Obliegenheiten  der  Landwehr-Brigade-  und  der  Landes- 

sehiitzen-BataillmS'Kaplänej  dann  der   evangelischen  Milüär-Pre- 

diger  und  der  Armee^Rabbiner  in  Betreff  der  Matrikel-Fuhrung. 

§.  9.  Den  im  Kriege  activirten  römisch-  und  griechisch-kaüio- 
lischen  Landwehr-Brigade-  und  Bataillons-Eapläne  werden  keine 
eigeüen  Matrikeln  beigegeben. 

Dieselben  haben  die  vorgenommenen  geistlichen  Functionen  fnr 
die  Landwehr  (Landesschützen)  und  für  das  Heer  auf  separaten,  je 
nach  Bedarf ,  in  Temionen  gefassten  Matrikel-Bögen  aufzunehmen, 
dieselben  mit  dem  ersten  Tage  eines  jeden  Monates  eigenhändig  zn 
fertigen,  das  Amts-Siegel  beizudrücken  und  auf  der  letzten  Seite  das 
alphabethische  Namens-Verzeichniss  beizusetzen,  dann  diese  Matrikd- 
Bögen,  oder  falls  keine  Function  sich  ergeben  hätte,  den  negativen 
Bericht  dem  Feld-Superior  einzusenden.  Ausserdem  haben  dieselben 
nach  jeder  vorgenommenen  Function  die  Matrikel-Extracte  in  d^ 
erforderlichen  Anzahl  von  Parien  auszufertigen,  eines  derselben  dem 
zuständigen  Militär- Pfarrer  am  Schlüsse  des  Monats  mittelst  Amts- 
i3ericht  einzusenden  und  die  übrigen  sogleich  dem  Militär  (Landwehr-) 
Stations-Commando  oder  bei  Sterbefällen  dem  Commandanten  des 
etwa  in  Loco  ^)efindlichen  Truppen-Spitals  zu  übergeben.  Dieser, 
beziehungsweise  das  Stations-Commando  hat  selbe  zu  bestätigen  und 
dann  ohne  Verzug  der  betreffenden  Truppe  oder  Heeresanstalt  (Land- 
wehr-Behörde) zur  weiteren  vorschriftsmässigen  Behandlung  zura- 
stellen. 

§.  10.  Die  Militär-Seelsorger  der  griechisch-orientalischen  Con- 
fession  und  die  Militär-Prediger  des  Heeres  haben  die  über  Land- 
wehrrPersonen  vollzogenen  Matrikel^'Acte  in  ihre  Matrikeln  einzu- 
tragen und  die  bezüglichen  Etoffo-Matrikel-Extracte  an  den  zustän- 
digen Truppenkörper  (Heeres- Anstalt  oder  Landwehr-Behörde)  einzn- 
senden,  welcher  dieselben,  so  wie  auch  die  Personen  mosaischen 
Glaubens  betreuenden  Matrikel-Scheine  an  die  Armee-Intendanz 
(Militär-Abtheilung)  einzusenden  hat 

Ein  gleicher  Vorgang  ist  auch  bezüglich  der  von  Civil-Seel- 
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sorgern  dieser  Glaubens-Bekeuntnisse  und  von  Babbinern  emlaugen- 
den  Matrikel-Extracte  einzuhalten. 

Von  der  Armee-Intendanz  werden  die  besagten  Documente  an 
den  im  Armee-Hauptquartier  befindlichen  Feld-Superior,  beziehungs- 
weise den  evangelischen  Militär-Prediger  oder  Rabbiner  geleitet, ' 
welche  dieselben  in  ihre  Kirchenbücher  einzutragen/  und  sodann  in 
geeigneter  Weise  dem  zuständigen  Militär-Pfarrer  (§.  2.)  zuzustellen 
haben. 

Von  diesem  ist  liinsichtlich  solcher  Matrikel-Extracte  der  am 
Schlüsse  des  §.  5.  bezeichneten  Vorgang  zu  beobachten. 

Nach  beendetem  Feldzuge  kommen  die  Matrikeln  sammt  dem 
Amts-Siegel  an  das  apostolische  Feld-Vicariat  abzuführen. 

m.  Abschnitt. 

Ueber  die  Obliegenheit  des  Feld-Superiors  bezüglich  der  MatrikeU 

Führung  im  Kriege. 

§.  11.  Der  Feld-Superior  erhält  keine  Matrikeln^  weil  die  ihm 
unterstehende  Militär-  (Landwehr-)  Geistlichkeit  die  Matrikel-Terni- 
one,  wie  aus  dem  hervorgehenden  Abschnitte  II.  erhellet  an  ihn  ein- 
zusenden verpflichtet  ist. 

Er  übermittelt  dieselben,  nach  Truppen-Körpern  und  Armee-» 
Anstalten  (für  die  Landwehr  nach  Landwehr- Commando-Bezirken) 
geordnet,  dem  apostolischen  Feld-Vicariate ,  welches  sie  dem  nach 
§.  2.  zuständigen  Militär- Pfarrer  zur  ProtocoUirung  und  weiteren  vor- 
geschrieben Behandlung  übergeben  wird. 

Die  von  dem  Feld-Superior  selbst  vorgenommenen  Functionen 
wird  derselbe  auf  die  für  die  Kapläne  vorgeschriebene  Weise  (§.  9.) 
ersichtlich  machen  und  die  bezüglichen  Matrikel- Ternione  dem  Aus- 
weise über  die  an  das  apostolische  Feld-Vicariat  einzusendenden 
Ternione  der  Militär-  (Landwehr-)  Geistlichkeit  beischliessen. 

IV.  Abschnitt. 

Ueber  die  Matrihel-Führung  bei  den  Feld-Spitälern. 

§.  12.  Bei  eintretender  Mobilisirung  wird  den  zu  den  Feld- 
Spitälern  bestimmt  werdenden  Curaten  oder  den  als  solche  in  Ver- 
wendung kommenden  Landwehr-  (Landesschützen-)  Kaplänen,  die  mit 
der  Nummer  des  Spitals  versehene  Matrikel,  deren  erster  Einband 
auf  Rechnung  des  Aerars  zu  bewirken  ist,  vom  apostolischen  Feld- 
Vicariate  zugestellt.  Später  etwa  nöthige  Buchbinder-Arbeiten  sind 
von  dem  Feld-Spitale  aus  dem  Schreibspesen-Pausohale  zu  bestreiten- 

27* 
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Nach  Auffassung  des  Spitald  ist  die  Matrikel,  von  dem  Caraten, 
beziehungsweise  Landwehr-  (Landeschützen-)  Kaplan  und  vom  Spi- 
tals-Con^mandanten  gefertigt,  durch  den  Ersteren  allsogleich  an  das 
apostolische  Feld-Vicariat  zurückzustellen,  welches  dieselbe  m  Auf- 
bewahrung zu  nehmen  hat. 

Die  beim  Spitale  laich  ergebenden  geistlichen  Functionen  hat 
der  Feld-Spitals- Curat  (Landwehr-Kaplan)  gleich  nach  deren  Vot- 
nahme  einzutragen. 

lliezu  sind  ihm  die  nöthigen  Behelfs-Documente,  als :  der  ärxt- 
lich  bestätigte  Kopfzettel  und  allenfalls  die  vom  Verstorbenen  m 
Spital  mitgebracht^  Revisionsliste,  der  Leichenschein  etc.  etc.  od- 
verweilt  zu  übergeben. 

Allßrllige  Mängel  odet  widerstreitende  Angaben  dieser  Behelfe 
hat  der  Spitals-Commandant  zu  beheben,  und  das  Resultat  dem  Spi- 
tals-Seelsorger wegen  Ergänzung  und  Richtigstellung  der  Matrikel 
mitzutheilen. 

Die  Matrikel- Extracte  sind  von  Spitals-Curaten  (Landwehr- 
Kaplan)  in  der  im  letzten  Absätze  des  §.  9.  ausgeführten  Weise  zu 
beha,ndeln. 

V.  A  b  s  ch  n  i  1 1. 

Ueber  die  MatrikeUFührung^  betreff  der  vor  dem  Feinde  GMiebenen 
oder  in  der  Kriegs-Gefangenschaft  Verstorbenen. 

§.  13.  Um  während  eines  Feldzuges  die  vollständige  und  ur- 
kundliche Verlässigkeit  der  Sterb-Matrikel ,  welche  einerseits  behofe 
der  richtigen  Standes-Führung  und  anderseits  zur  Wahrung  d«r 
bürgerlichen  Rechte  der  Hinterbliebenen ,  so  wie  zur  Erleichterung 
der  Geltendmachung  dieser  Rechte  von  höchster  Wichtigkeit  ist  — 
durch  einen  gleichförmigen  geregelten  und  die  erforderliche  Sicher- 
heit gewährenden  Vorgang  zu  erzielen,  sind  nach  jeder  Schlacht  und 
nach  jedem  Gefechte,  sobald  es  thunlich  ist,  von  den  Coropagniea, 
Escadronen  und  sonstigen  ünterabtheilungen  mittelst  einer  von  dem 
Commandanten  und  zwei  Augenzeugen  gefertigten  Eingabe  die  Ge- 
blieben dem  vorgesetzten  Truppen-Commando  namhaft  zu  machen, 
welches  die  gesammelten  Eingaben  ohne  Verzug  an  die  Armee-In- 
tendanz behufs  der  Zustellung  an  den  Feld-Superior  einzusenden  hat 

Vermisste  und  sonst  Abgängige,  deren  wirklich  erfolgter  Tod  aaf 
dem  Schlachtfelde  nicht  ausser  allen  Zweifel  gestellt  ist,  dürfen  in 
diese  Eingabe  keinfalls  eingetragen  werden. 

Der  Feld-Superior  protocoUirt  die  Gebliebenen  in  seinen  Ma- 
trikel-Ternionen  nach  den    im  Abschnitte  III.  enthaltenen  Bestim- 
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muDgeu  und  3eiidet  die  Eingaben  nach  geschehener  Ersicbtlichmach- 
ung  der  bewirkten  Protocollirung  an  das  apostolische  Feld-Vicariat, 
welches  dieselben  den  zuständigen  Pfarrern  (§.  2.)  zustellt. 

Der  Militär-Pfarrer  nimnat  die  Gebliebenen  in  seine  Sterb-Pro- 
tocolle  auf  und  übermittelt  die  Eingabe,  nach  beigesetzter  Bestä- 
tigung ihrer  Eintragung  in  das  zuständige  Register,  an  die  betreffenden 
Landwehr-  (Landesschützen-)  Evidenthaltungs-Behörden. 

Diese  Behörden  haben  die  bei  Vergleich  des  Grundbuches  mit 
der  Eingabe  sich  allenfalls  als  mangelnd  oder  unrichtig  darstellen- 
den Daten  denf>  Militär-Pfarrer  behufs  Ergänzung  oder  Richtigstel- 
lung der  Matrikel  bekannt  zu  geben  und  sodann  die  mehrerwähnten 
Verlust-Eingaben  zum  Grundbuchs-Belege  zurückzubehalten. 

§.  14..  Bezüglich  der  in  der  Kriegs-Gefangenschaft  und  in  den 
feindlichen  Spitälern  Verstorbenen  ist  bei  der  Uebergabe  der  Todten- 
Seheine  an  den  zuständigen  Militär-Pfarrer  (§.  2.)  von  den  Truppen- 
Körpern  (Landwehr-Behörden)  stets  das  richtig  gestellte  Nationale 
des  mit  Tod  Abgegangenen  ersichtlich  zu  machen  oder  der  Grund- 
bucbs-Extract  beizulegen. 

VL  Abschnitt. 

Von  den  Andssiegeln  der  Landwehr-  (Landesschütsenr)  GeisiUchkeit. 

§.15.  Die  Amtssiegel  der  Landwehr-  (Landesschützen-)  Seel- 
sorger enthalten  den  kaiserlichen  Reichs- Adler  mit  der  Umschrift: 

Für  die  Brigade-Kapläne : 

»K.  k.  Landwehr-  (Landesschützen-)  Brigade-Seelsorge. 

Für  die  Feld-Kapläne  der  Tiroler  Landesschützen-Bataillone: 
»K.  k.  Landesschützen- Bataillons-Seelsorge.« 

Die  Amtssiegel  far  die  als  Földöpitals-Curaten  in  Verwendung 
kommenden  Landwehr-  (Landesschützen-)  Eapläne  werden  diesen  bei 
Errichtung  der  Feld-Spitäler  vom  apostoligchen  Feld-Vicariate,  wel- 
ches dieselben  in  Verwahrung  hat,  ausgehändiget  werden  und  kom- 
men bei  Auffassung  der  Heilanstalt  mit  den  geistlichen  Protocollen 
von  dem  Curaten  (Landwehr-Kaplan)  gegen  Empfangs- Bestätigung 
an  das  apostolische  Feld-Vicariat  zurückzustellen. 

Die  Amtssiegel  für  die  Landwehr-  (Landesschützen-)  Eapläne 
werden  auf  Rechnung  des  Aerars  beigestellt,  im  Ministerium  für 
Landesvertheidigung  aufbewahrt  und  erst  im  Bedarffalle  binausge- 
geben. 

Dieselben  sind ,  wenn  sie  ans  der  Verwendung  kommen ,  dem 
apostolischen  Feld-Vicariate  zur  Aufbewahrung  zu  übergeben. 
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UehersicM  der  Landwehr-  (LandesschiUeen")  TruppenJcörper^  tvdcke 

im  Krie gS'Falle  behufs  der  MatrikehFuhrung  nachstehenden 

Militär-Pfarrern  des  Heeres  zugewiesen  werden. 

Der  Landwehr-Commando-Bezirk  Wien ,  Landwehr-Bataillone 
Nr.  1  bis  iiiclusive  8  und  die  Landwehr-Dragoner-Escadronen  Nr.  1 
und  2  wird  dem  Militärpfarrer  zu  Wien  zugewiesen. 

Der  Landwehr-Commando  Bezirk  Brunn,  Landwehr-Bataillone 
Nr.  9  bis  inclusive  19  und  die  Landwehr-Dragoner-Escadronen  Nr.  3 
uud  4  wird  dem  Militärpfarrer  zu  Brunn  zugewiesen. 

Der  Landwehr-Commando-Bezirk  Graz ,  Landwehr-Bataillone 
Nr.  20  bis  inclusive  27,  dann  Nr.  72,  73,  74,  und  die  Landwehr- 
Dragoner-EJßcadronen  Nr.  5  und  6  wird  dem  Militärpfarrer  zu  Graz 
zugewiesen. 

Der  LandWehr-Commando-Bezirk  Prag,  Landwehr-Bataillone 
Nr.  28  bis  inclusive  51  und  die  Landwehr-Dragoner-Escadronen  Nr.  7 
bis  inclusive  12  wird  dem  Militär-Pfarrer  zu  Prag  zugewiesen. 

Der  Landwehr-Commando-Bezirk  Lemberg,  Landwehr-Bataillone 
Nr.  52  bis  inclusive  71,  dann  Nr.  75  bis  inclusive  78,  und  die 
Landwehr- Ühlanen-Escadronen  Nr.  1  bis  inclusive  1»S  wird  dem  Mi- 
litärpfarrer zu  Lemberg  zugewiesen. 

Der  Landwehr-Commando-Bezirk*  Zara,  Landwehr- Bataillone 
Nr.  79  und  80  und  die  Abtheilung  der  berittenen  Schützen  wird 
dem  Militärpfarrer  zu  Zara  zugewiesen. 

Der  Landwehr-Commando-Bezirk  Innsbruck,  Landeschützen-Ba- 
taillone Nr.  1  bis  inclusive  10  und  die  Landesschützen  zu  Pferd 
wird  dem  Militärpfarrer  zu  Innsbruck  zugewiesen. 

Anmerkung.  Die  nicht  zum  Stande  der  obengenannten  Tmp- 
penkörper  gehörigen  Personen  und  die  ausserdem  im  Kriegs-Falle 
zur  Aufstellung  gelangenden  Landwehr-Truppen-Abtheilungeu  wer- 
den dem  Militär-Pfarrer  jenes  Landwehr-Commando-Bezirkes  zuge- 
wiesen, in  dessen  Bereiche  sie  in  Evidenz  gefuhrt  beziehungsweise 
errichtet  werden. 

2.  Frlass  des  Ministeriums  d&i  Innern  vom  3.  Juli  1876^  Z.  7S86. 
in  Betreff  efer  Obliegenheit  der  Civilgeistlichkeit  gegen  die  Landwehr 
in  Oemässheit  der  organischen  Bestimmungen  für  die  Landwehr- 
Seelsorger  und  der  Vorschrift  für  die  Mc^rikelführung  m  der 

Landwehr. 

(Aus  der  österreichischen  Zeitschrift  für  Verwaltung  Nr.  37.  v.  J.  1876.) 

Das  Verordnungsblatt  für  die  k.  k.  Landwehr  Nr.  13.  vom  24. 
Mai  1876  enthält  die  Circular-Verordnung  vom  4.  Mai  1876,  Z.  4757 
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VI.  (vergl.  Diöcesanblatt  ei  1876  pag.  167),  mit  welcher  das  k.  k. 
Ministerium  für  Landesvertheidigong  die  mit  Allerhöchster  Ent- 
schliessung  vom  8.  April  1876  allergnädigst  genehmigten  »Orga- 
nischen Bestimmungen  für  die  Landwehr- (Landesschützen-)  Sellsorgerc 
sammt  der  damit  im  Zusammenhange  stehenden  »Vorschrift  für  die 
Matrikelführung  in  der  k.  k.  Landwehr«  kundgemacht. 

Insoferne  in  dieser  Kundmachung  auch  der  Obliegenheit  ge- 
dacht wird,  welche  die  Civilgeistlichkeit  gegen  die  Landwehr  zu 
erfüllen  hat,  findet  sich  das  Ministerium  des  Innern  veranlasst,  die 
Auiinerksamkeit  der  k.  k.  Landesstelle  auf  folgende  Funkte  zu 
lenken : 

Nach  Punkt  7.  der  Circular- Verordnung  findet  rücksichtlich  der 
Stola-ßebühren  für  die  k.  k.  Landwehr  (Landesschützen)  im  Frieden 
die  Civil-Stola-Ordnuug  volle  Anwendung. 

Nach  Artikel  I.  der  organischen  Bestimmungen  ist  zur  Aus- 
übung der  Seelsorge  und  zur  Matrikelführung  über  die  ^m  Landwehr- 
(Landesscbützen-)  Verbände  stehenden  Personen  im  Frieden  die  Ci- 
vilgeistlichkeit berufen. 

Demgemäss  obliegt  nach  §.  1.  der  Vorschrift  über  die  Land- 
wehr-Matriken die  Führung  der  Geburts-,  Trauungs-  und  Sterbma- 
triken über  Landwehrpersonen,  sowie  die  urkundlichen  Ausfertigungen 
aus  denselben  im  Frieden  den  hiezu  nach  den  gesetzlichen  Vorschrif- 
ten über  die  Givilmatriken  bestimmten  Personen  und  beginnt  die 
diessfällige  Gestion  der  Militärseelsorger  erst  mit  der  Mobilmachung 
der  Landwehr. 

Wenn  aber  in  der  Landwehr  nach  deren  Mobilisirung  Matriken- 
fSIle  eintreten,  bei  welchen  Civilmatrikenfuhrer  fungiren,  so  sind  nach 
§•  8.  dieser  Vorschrift  diese  Fälle  zwar  in  den  betreffenden  Civil- 
matriken  einzutragen,  von  diesen  Matrikenfübrer  aber  entsprechende 
Matriken-Extracte  im  Wege  der  Landwehr-Evidenzhaltungs-Behörden 
dem  betreffenden  Truppenkörper  zuzusenden. 

Hiernach  sind  die  unterstehenden  Behörden  und  Matrikenfährer 

zu  belehren 

3.  Die  Anordnung  der  haiserl.  Verordnung  vom  18.  Februar  1860^ 

R.'G.'Bl.  Nr,  45j  dass  Israeliten  das  mit  dem  Kirchen^  und  Pfrün" 

den-Patronate  verbundene  Recht  der  Präsentation  für  eine  Pfarre 

nicht  ausüben  könnenj  ist  durch  Art.  14.  des  Staatsgrtmdgesetjses  v. 

24.  Deceniber  1867^  R.-G.-Bl.  Nr.  142  nicht  hinfällig  geworden. 
(Aus  der  österreichischen  Zeitschrift  fftr  Verwaltung  Nr.  31  v.  J.  1876.) 

Das  Patronat  bezüglich  der  Eircbe  und  der  Pfarre  in  D. 
steht  den  vier  Dominien  Ober-Dom ,  Nieder-Dom ,  Ober-Tosch  und 


•  424    Kann  ein  Jude  in  Oesterr.  ein  Präs.-Recht  als  Patron  ausOben  ? 

Nieder-Tosch.  Die  jeweiligen  Besitzer  dieser  vier  üüter  üben  das 
Präsentationsrecht  fSär  die  Pfarre  in  D.  per  turnum  ans.  Die  Reihe, 
auf  die  gegenwärtig  erledigte  Pfarre  in  D.  zu  präsentiren,  kam  auf 
den  iSutsbesitzer  von  Nieder-Dom,  L.  K.  ^  Da  derselbe  israelitischen 
Glaubensbekenntnisses  ist ,  so  wurde  ihm  .dieses  Becht  Seitens  des 
färstbischöflichen  General- Vicariates  in  Teschen  streitig  gemacht.  L.  K. 
bat  daher  die  Bezirkshauptmannschaft  in  T.  um  Anerkennung  des 
ihm  in  seiner  Eigenschaft  als  Gutsbesitzer  von  Nieder-Dora.  und  als 
(Mit-)  Patron  der  Kirche  und  Pfründe  in  D.  zustehenden  Präsenta- 
tionsrechtes auf  die  Pfarje  in  D. 

In  Gemässheit  des  §.  33.  Absatz  2.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai 
1874  (R.-G.rBl.  Nr.  50)  wurde  Bittsteller  von  der  Bezirkshauptr 
mannschaft  unterm  IT,  März  1876,  Z.  3257.  auf  den  ordentlichen 
Rechtsweg  verwiesen,  da  es  sich  in  dem  vorliegenden  Falle  um  die 
Frage,  wem  das  Pfründenpatronat  zukommt,  handelt.  Die  Bezirks- 
hauptmaniisohaft  ging  nämlich  von  der  Ansicht  aus,  dass  es  sich 
hier  nicht  um  die  Frage,  ob  die  Pfründe  in  D.  einem  Patronate 
unterliegt  oder  nicht,  in  welch  letzterem  Falle  das  freie  Besetzungs- 
r^chl  des  Bischofs  eintreten  würde  (Absatz  1.  des  §.  33.),  sondern 
.un>  die  Frage,  ob  4as ,  Pfründenpatronat,  beziehungsweise  das  [dem- 
selben  anklebende  Präsentationsrecht  dem  L.  K.  oder  dem  Fürstbi- 
schof zukommt  (Absatz  2  des  §.  33),  handelt,  dass  somit  die  Frage, 
ob  die  Pfründe  in  D.  einem  Patronate  unterliegt ,  nicht  streitig  ist 
und  nur  in  Frage  steht,  wem  das  Pfründepatronat  und  beziehungs- 
weise das  damit  verbundene  Phasen tationsrecht  zusteht. 

üeber  den  von  L.  K.  gegen  diese  Entscheidung  ergriffenen 
Recurs,  in  welchem  derselbe  die  Comptenz  der  politischen  Behörden 
zur  Entscheidung  dieses  Streites  aus  dem  Absatz  1.  des  §.  33.  ab- 
leitet und  hervorhebt,  da^is  es  sich  hier  um  die  Frage  handelt,  »ob 
das  israelitische  Glaubensbekenntniss  einen  österreichischen  Staats- 
bürger von  der  Ausübung  des  Präsentaiionsrechtes  ausschliesst  oder 
nicht,«  hat  die  Landesregieruqg  mit  dem  Erlasse  vom  31.  März  1876? 

•  Z.  2747,  den  Bescheid  der  Bezirkshauptmannschaft  aufgehobeh,  »weil 
es  sich  in  dem  vorliegenden  Falle  keineswegs  um  die  Frage,  wem 
das  Patronat  bezüglich  der  Kirche  und  Pfarre  in  D.  zukomme, 
sohdern  um  die  bestrittene  Frage  handelt,  ob  L.  K.  als  Israelit  das 
mit  dem  ihm  zukommenden  Kirchen-,  und  Pfründ  en-Patronate  töt- 
bundene  Recht  der  Präsentation  für  die  Pfarre  in  D.  ausüben  d«f 
oder  nicht.«  GlMchzeitig  hat  die  Landesregierung  diese  Frage  vo"- 
neint  und  dem  Eecurrenten  die  Berechtigung  zur  Ausübung  des  in 
Rede  stehenden  Präsentatioqsrechtes  nicht  zuerkannt,  »weil  derselbe 
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israelitischer  Religion  ist  and  gemäss  der  nach  §.  32.  des  Gesetzes 
vom  7.  Mai  1874  noch  immer  in  Kraft  stehenden  kaiserlichen  Ver- 
ordnung vom  18.  Februar  1860  (R.-G.-Bl.  Nr.  46)  in  dem  Falle, 
wo  das  Patronat  einem  Israeliten  zusteht,  die  Ausübung  der  Patro- 
natsrechte  auf  die  Dauer  des  Patronatsbesitzes  des  Israeliten  sus- 
pendirt  ist.c 

In  der  Ministerialrecui^se  bestreitet  L.  E.  die  <}iltigkeit  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  18.  Februar  1860,  indem  er  behaup- 
tet, dass  diese  Verordnung  mit  dem  Artikel  14  des  Staatsgrundge- 
setzes vom  21.  December  1867  (R.-G.-Bl.  Nr.  142)  im  Widerspruche 
^eht,  daher  nach  dem  Staatsgrundgesetze  »lex  posterior  priori«  diese 
Verordnung  durch  das  letztere.  Gesetz  aufgehoben  ist.  ßecurrent 
stützt  sein  Recht  zur  Ausübung  des  Präsentationsrechtes  auf  dieses 
Staatsgrundgesetz  und  begründet  dies  damit,  dass  das  Patronats- 
und  das  Präsentation^recht  in  die  Kategorie  der  durch  den  Ar-  ' 
tikel  14.  des  bezogenen  Staatsgrundgesetzes  geschützten,  vom 
Glaubensbekenntnisse  des  Besitzers  unabhängigen  bürgerlichen  und 
pplitischen  Rechte  gehört  und  als  ein  solches  vom  allg.  bgl.  Gesetz- 
buch (§.  1471.)  anerkannt  und  berücksichtiget  ist.  Recurrent  behaup- 
tet, dass  die  Ausübung  des  Patronats-  und.  Präsentationsrechtes  ganz 
unabhängig  von  der  Gonfession  des  Berechtigten  ist,  und  dass,  wenn 
die  kaiserliche  Verordnung  vom  Jahre  1860  noch  zu  Recht  bestehen 
würde ,  ihm  auch  die  Ausübung  des  Patronatsrechtes ,  verweigert 
werden  müsste,  was  jedoch  bis  nun  nicht  erfolgte,  im  Gegentheile 
sein  Patronatsrecht  von  den  gerichtliehen,  politischen  und  geistlichen 
Behörden  wiederholt  anerkannt  worden  ist. 

Mit  dem  Erlasse  vom  28.  Mai  1876,  Zahl  6534  bat  das  Mi- 
nisterium for  Cultus  und  Unterricht  dem  Ministerialrecurse  des  L.  K. 
in  dem  Anbetrachte  keine  Folge  gegeben,  »dass  der  §.  14.  des  Staatä- 
grundgesetzes  vom  21.  December  1867,  auf  den  sich  der  Beschwerde- 
führer hauptsächlich  stützt,  auf  den  vorliegenden  Fall  nicht  anwend- 
bar ist,  indem  das  Patronatsrecht  als  ein  Inbegriff  von  Befugnissen 
zu  gewissen  kirchlichen  Acten  und-  von  Ansprüchen  auf  bestimmte 
kirchliche  Ebtenreehte,  obschon  d^r  staatlichen  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  vielfach  berücksichtiget,  als  bürgerliches  oder  politisches 
RecbC  im  Sinne  dieses  titatsgrundgesetzes  nicht  aufgefasst  werden 
kann,  und 'sonach  die  kaiserliche  Verordnung  vom  18.  Februar  1860 
(R.-G.-BL  Nr.  45)  zu  den  Vorschriften  gehört ,  welche  nach  §.  32. 
des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874  (R.-G.-B1.  Nr.  50)  bis  ^ur  gesetzlichen 
Regelong  der  Patronatsverhältnisse  in  Geltung  zu  bleiben  haben.« 

..    (In  demselben  Sinne  entschied  am  20.  Nov.  1876  der  Verw.  G.  H.  ygL 
Vaterland  Nr.  324.)  "  ' 
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4.  Aus  dem  StacUsvertrage  zwischen  der  österreichisch-tmgarisdm 

Monarchie  und  der  Schweiz  vom  7.  December  1875. 

(Reichs-Gesetzblatt  Nr.. 70  vom  Jahre  1876.) 

Artikel  8.  In  allen  Geburts-,  Trauungs-  und  Todesfällen  ögter- 
reichisch-ungarischer  Staatsangehöriger  in  der  Schweiz  und  umge- 
kehrt schweizerischer  Staatsangehöriger  in  Oesterreich-Ungam  wer- 
den die  competenten  kirchlichen  und  weltlichen  Functionäre  die 
amtlichen  Auszüge  aus  den  Eirchenbachem,  respective  Standesre- 
gistem  (registres  d'ätat  civil)  ohne  Verzug  und  kostenfrei  ausfertige 
und  dieselben  in  Oesterreich-Ungam  an  die  Gesandtschaft  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  in  Wien  und  in  der  Schweiz  an 
die  k.  und  k.  österreichisch-ungarische  Gesandtschaft  in  Bern  ge- 
langen lassen. 

Die  Art  und  Weise  der  Legalisation  dieser  Ausfertigungen  rich- 
tet sich  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  wo  sie  zu  geschehen  haben. 

Den  in  Oesterreich-Üngarn  in  einer  anderen  als  in  der  deut- 
schen oder  lateinischen  Sprache  ausgestellten  Geburts-,  Traaangs- 
und  Todesscheinen  ist  eine  lateinische,  von  der  zuständigen  Behörde 
gehörig  beglaubigte  üebersetzung  beizuschliessen ,  dagegen  sind  die 
in  der  Schweiz  ausgestellten  derlei  Urkunden,  wenn  es  sich  um  einen 
österreichischen  Staatsangehörigen  handelt,  und  die  Urkunde  in  an« 
andern  als  in  der  deutschen  oder  lateinischen  Sprache  ausgefertigt 
ist,  mit  einer  deutschen  oder  lateinischen ,  wenn  sie  aber  einen  un- 
garischen Staatsangehörigen  betrifft,  und  nicht  in  der  lateinischen 
Sprache  ausgefertigt  ist,  mit  einer  lateinischen,  von  der  zuständigen 
Behörde  gehörig  beglaubigte^  Üebersetzung  zu  begleiten. 

Weder  durch  die  Ausfertigung ,  noch  durch  die  Annahme  der 
Geburtsscheine  kann  die  Frage  der  Staatsängehörigkeit  der  Betref- 
fenden präjudicirt  werden. 

5.  Zur  Erlätäerung  der   Vorschriften  Ober   die  Legcdisirung  wnd 
Einsendung  der  für  Ausländer  auszufolgenden  Matrikenschdm. 

« 

Laut  der  Gurrende  Nr.  11.  vom  Jahre  1876  des  hochwfirdig- 
sten  bischöflichen  Consistoriums  der  Diöcese  St.  Polten  hat  die  k.  k. 
nieder-österreichische  Statthalterei  in  Betreff  der  Legalisirung  und  Etn- 
sendung  der  auf  Grund  des  Staatsvertrages  vom  7.  December  1875 
far  Schweizer  Staatsangehörige  auszufolgenden  Geburts-,  Trauungs- 
und Todtenscheine  über  eine  Anfrage  des  hoch  würdigsten  bischöf- 
lichen Ordinariates  der  Diöcese  St.  Polten  unter  dem  2.  August  1876 
Zahl  21271  Nachstehendes  eröffnet: 
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»Nach  dem  zwischen  Oesterreich-Üngarn  und  der  Schweiz  un- 
ter dem  7.  December  1875  abgeschlossenen  und  im  Reich sgesetzblatte 
sub  Nr.  70  ex  1876  kundgemachten  Staatsvertrage  Artikel  8.  rich- 
tet sich  die  Art  und  Weise  der  Legalisirung  der  über  Geburts-, 
Trauungs-  und  Sterbefälle  Österreich-ungarischer,  beziehungsweise 
schweizerischer  ünterthanen  aus  den  Kirchenbüchern  und  Standes- 
registern auszufertigende  Scheine  nach  den  Gesetzen  des  Dandes,  in 
welchem  die  Ausfertigung  erfolgt.« 

»Die  gesetzlichen  Vorschriften,  nach  welchen  in  Oesterreich  die 
för  das  Ausland  bestimmten  Urkunden  und  insbesondere  die  Aus- 
züge aus  den  Tauf-,  Trauungs-  und  Sterberegistem  zu  geschehen 
hat,  wurden  mit  dem  Hofkanzleidecrete  vom  18.  März  1805  Z. 
5167/381,  welches  mit  dem  Erlasse  des  Ministers  des  Innern  vom 
31.  Jänner  1854  Z.  32911/2256  ausdrücklich  als  noch  in  Kraft  be- 
stehend repulizirt  wurde,  im  allgemeinen  festgestellt.« 

»Ausserdem  sind  in  einer  Reihe  von  Staatsverträgen  für  die 
ünterthanen  bestimmter  Staaten  betreffende  Ausfertigungen  beson- 
dere Legalisirungsvorschriften  enthalten.« 

»Nach  der  bezogenen  allgemeinen  Vorschrift,  mit  welcher  die 
besonderen  Bestimmungen  der  einzelnen  Staatsverträge,  welche  Le- 
gcdisirungen  zum  Gegenstande  haben,  übereinstimmen,  hat  die  Lega- 
lisirung dller  Tauf-,  Trauungs-  und  Todtenscheine  durch  die  Orts-- 
Obrigkeit  zu  geschehen  und  die  Authentisirung  der  Ortsobrigkeit 
wieder  durch  die  Landesstelle  legalisirt  zu  werden.« 

»Unter  der  OrisobrigJceit  ist  derzeit  die  politische  Be/rirksbe" 
hör  de  zu  verstehen.« 

»Nur  hinsichtlich  der  Todtenscheine  italienischer  ünterthanen 
hat  das  k.  -k.  Ministerium  des  Innern  mit  dem  Erlasse  vom  26.  Sep- 
tember 1872,  Z.  15548  angeordnet,  dass  demselben  die  Legalisirungs- 
clausel  durch  Consistorium  und  Landesstelle  beigesetzt  werde.« 

»Was  nun  die  Art  der  Einsendung  anbelangt,  so  dürfte  es  sich 
nach  dem  Vorstehenden  empfehlen ,  die  Matrikenauszüge ,  welche 
Italiener  nicht  betreffen,  in^  Wege  der  politischen  Bejsirksbehörde^ 
die  italienische  Staatsangehörige  betreffenden  Todtenscheine  aber  im 
Wege  des  bischöflichen  Ordinariats  an  die  k.  k.  Statthalterei  zu 
leiten.« 

6.  Frage  der  Staatsbürgerschaftsfolge  der  gerichtlich  geschiedenen 

Ehefrau, 
(Ans  der  österreichischen  Zeitschrift  für  Verwaltung  Nr.  36  v.  J.  1876.) 

Die  aus  Anlass  des  Einwanderungsgesuches  des  Joseph  R.,  aus 
preussisch  Schlesien  von  der  n.-ö.  Statthalterei  gestellte  Anfrage,  ob 
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sich  die  Ertheilung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  an  den 
Genannnten  auch  auf  dessen  geschiedene  Ehegattin  erstrecke,  ¥rttrde 
vom  Ministerinm  des  Innern  ddo.  19.  Februar  1876,  Z.  531  dahin 
beantwortet,  »dass  die  Verleihung  des  Staatsbürgerrechtes  an  einen 
Fremden  sich  auf  dessen  gerichtlich  geschiedene  Ehegattin  nicht 
erstreckt  c         . 

Weiteres  kam  folgender  Fall  vor; 

Dorothea  H.  ist  die  Ehegattin  des  aus  Nienburg  in  Hannover 
gebürtigen^  Otto  H.,  welcher  in  den  Sechziger  Jahren  aus  Deutsch- 
land nach  Oesterreich  übersiedelte,  in  der  Gemeinde  J.  bei  Wien  die 
Kealität  Nr.  27  besass  und  eine  Färberei  betrieb,  endlich  über  sem 
Einschreiten,  von  der  n.-ö.  Statthalterei  unterm  18.  Juni  1870  die 
'österreichische  Staatsbürgerschaft  zugesichert  erhielt  und  nach  Bei- 
bringung der  heimäthlichen  Entlassung  am  20.  Juli  1870  den  Eid 
uls  österreichischer  Staatsbürger  abgelegt  hat. 

Das  Einschreiten  des  Otto  H.  um  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft bezog  sich  nur  auf  seine  Person  und  seine  fünf  Kinder, 
weil  seine  Ehe  mit  Dorothea  H.  schon  früher,  nämlich  im  J.  1869 
im  Einverständnisse  beider  Theile  gerichtlich  geschieden  worden  isL 

Aus  Anhss  der  Aufnahme  der  Dorothea  H.  in  das  Bochusspi- 
tal  zu  P.  im  März  1874  kam  deren  Heimath  und  Staatsbürgerschaft 
in  Frage. 

Die  Gemeinde  J.  anerkannte  ihre  Zuständigkeit  nicht,  indem  sie 
behauptete,  dass  die  Aufnahme  in  den  österreichischen  Staatsver- 
band und  in  den  Gemeindeverband  von  J.  sich  auf  die  schon  da- 
mals von  ihrem  Manne  geschiedene  Ehegattin  nicht  erstreckt  hab& 

Der  Magistrat  in  Nienberg  bestritt  aber  das  Factum  der  wirk- 
liehen  Trennung  der  Ehe  durch  Scheidung  und  anerkannte  die  Do- 
rothea H.  gleichfalls  nicht  als  Angehörige. 

Dieselbe  Anschauung  vertrat  das  kaiserlich  deutsche  auswärtige 
Amt,  an  welches  sich  durch  Vermittelung  des  Ministeriums  d^ 
Aeussern  gewendet  wurde.  In  der  Verbal-Note  ddo.  Berlin  25. 
Jänner  1876  wird  erklärt,  dass  das  deutsche  auswärtige  Amt  die 
Frau  Dorothea  H. ,  geborene  0.,  als  preussische  Staatsangehörige 
nicht  anerkennen  könne,  weil  die  Voraussetzung ,  dasa  die  Genannte 
zur  Zeit  (Ter  Aufnahme  des  Otto  H.  in  den  österreichischen  Staats- 
verband von  demselben  schon  gerichtlich  geschieden  gewesen  sei, 
nicht  zutreffe,  und  das  auswärtige  Amt  vielmehr  aus  den  Yerhaod- 
hingsacten  die  Ansicht  geschöpt  habe  dass  Dorothea  H.  als  eine  ge- 
ßohiedene  Ehefrau  nicht  zu  betrachten  sei«  Bei  diesen  Veriiand- 
lungen  habe  es  sich  zunächst  nur  um  Herausgabe  yoü  Yermögeus- 
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stücken  pnd  vorläufige  Trennung  von  Tisch  und  Beft  gehandelt, 
während  es  zq  einer  wirklichen  Trennung  der  Ehe  quoad  vinculum 
noch  nicht  gekommen  sei.  Denn  in  der  Yergleichsurkunde  ddo.  15.  Jän- 
ner 1869,  welche  vor  dem  Bezirksgerichte  in  der  ^chtssache  der 
Dorothea  H.  contra  Otto  H.  pcto.  »Herausgabe  von  Effecten ,  ein- 
verständlicher Scheidung  von  Tisch  und  Bett  und  Alimentec  aufge- 
nommen wurde,  haben  sich  beide  Theile  im  Punkte  5  vorbehalten : 
Die  Klage  auf  Trennung  der  Ehe  wegen  unüberwindlicher  Abneigung 
einzubringen.  Es  folge  hieraus,  dass  das  k.  k.  Bezirksgericht  in  dem  . 
ober  diese  Yergleichsurkunde  ergangenen  Bescheide  vom  15.  Jänner 
1869 ,  womit  die  Scheidung  bewilligt  wurde,  nicht  die  Trennung 
quoad  vinculum,  sondern  nur  die  einverständliche  thatsächliche  Schei- 
dung von  Tisch  und  Bett  gemeint  habe.  In  der  That  sei  die  Klage 
auf  Trennung  der  Ehe,  welche  später  am  15.  Februar  1874  einge- 
bracht wurde,  nicht  fortgesetzt  worden,  indem  bei  der  Tagsatzung 
am  19.  März  1874  kein  Theil  erschien.  Die  deutsche  Regierung 
war  sonach  der  Ansicht,  dass  Dorothea  H.  im  Jahre  1870  von  ih- 
rem Manne  noch  nicht  geschieden  war,  wenn  sie  auch  getrennt  von 
ihm  lebte,  und  dass  sie  daher  noch  sein  üeimathrecht  theilt,  wefl 
nur  Auflösung  des  Ebebandes  (Trennung  quoad  vinculum),  nidit  aber 
ein  blosses  einverständliches  Getrenntleben  der  Ehegatten  Ober  das 
staatsrechtliche  Verhältniss  entscheide. 

Diese  Yerbal-Note  übermachte  das  Ministerium  des  Aeussem 
der  n.-ö.  Statthalterei,  welche  an  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern 
die  Anfrage  stellte,  ob  sich  der  mit  dem  Erlasse  desselben  Ministeriums 
vom  19.  Februar  1876,  Z.  531  erfolgte. Ausspruch,  dass  Sich  die 
Verleihung  der  Österreichischen  Staatsbürgersohaft  an  einen  Fremden 
auf  dessen  gerichtlich  geschiedene  Ehegattin  nicht  erstreckt,  auch 
auf  akatholische  £!hen  beziehe,  id  est,  ob  auch  bei  Akatholiken  schon 
die  Scheidung  obige  Wirkung  nach  sich  ziehe  oder  erst  die  wirk- 
liche Trennung  der  Ehe.    (§.  115  allg.  bgl.  6.-B.) 

Das  Ministerium  des  Innern  hat  unterm  31.  Mai  1876,  Z.  6359 
der  Statthalterei  in  Wien  eröffnet,  »dass  der  mit  seinem  Erlasse  vom 
19*  Februar  1876,  Z.  531  erfolgte  Ausspruch,  womach  die  Ver- 
leihung des  Staatsbürgerrechts  an  einen  Fremden  sich  auf  dessen 
gerichtlich  geschiedene  Ehegattin  nicht  erstreckt,  auch  auf  Akatho- 
liken Anwendung  zu  finden  hat. 

Anmerkung  des  Einsenders: 

Zur  näheren  Beleuchtung , der  Frage  wollen  wir  die  rücksicht- 
)ich  derselben  in  juristischen   Kreisen  herrschenden  sich  gegenüber . 
stehenden  Ansichten  hier  kurz  ^kizztrt  anführen. 
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Die  eine  Ansicht  lautet,  wie  folgt: 

Mit  Rucksicht  auf  die  §§.  92,  103.  bis  110.  allg.  bgl.  G.-B., 
dann  Hofdecret  vom  23.  Februar  1833,  Nr.  2595  J.  G.  S.  müsse 
angenommen  werden,  dass  die  Verleihung  der  österreichischen  Staats- 
bürgerschaft an  einen  Fremden  sich  auch  auf  dessen  gerichtlich  ge- 
schiedene Ehefrau  erstrecke,  und  dass  daher  die  seit  25.  J&nner 
1869  von  ihrem  Gatten  Otto  H.  geschiedene  Dorothea  H.  durch  die 
im  Jahre  1870  Ersterem  verliehene  Staatsbürgerschaft  gleichfalls 
österreichische  Staatsbürgerin  geworden  sei;  denn,  da  die  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett  nur  die  eheliche  Gemeinschaft  aufhebt ,  son^ ' 
aber  alle  Wirkungen  der  Ehe,  also  auch  die,  dass  die  Frau  die 
Rechte  des  Standes  ihres  Mannes  geniesst,  bestehen  lässt,  so  ist  Do- 
rothea H.  durch  Verleihung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft 
an  ihren  Mann  österreichische  Staatsbürgerin  geworden.  Es  ist  hie- 
bei  nach  österreichischem  Rechte  ganz  ohne  Einfluss,  ob  die  gericht- 
liche Scheidung  eine  einverständliche  war  oder  nicht,  und  welche 
christlichen  Confession  die  Ehegattin  angehört.  Die  Richtigkeit 
dieser  Auffassung  ergibt  sich  auch  aus  §.  110.  allg.  bgl.  G.-B.,  nach 
welchem  es  geschiedenen  Ehegatten  jederzeit  freisteht,  sich  wieder 
zu  vereinigen.  Ein  paöglicherweise  vorübergehender,  ohne  jede 
behördliche  Mitwirkung  zu  behebender  Zustand  kann  für  die  Staats- 
bürgerschaft wohl  nicht  entscheidend  sein.  Allerdings  lasse  sich 
nicht  verhehlen,  dass  die  dargelegte  Natur  des  civilrechtlichen  V^* 
hältnisses  in  den  Bestimmungen  des  Heimathgesetzes  nicht  xam 
consequenten  Ausdrucke  gelangt  ist.  Allein  obige  Auffassung  steht 
auch  mit  dem  Heimathsg^etze  vom  3.  December  1863,  R.-G.-BL 
Nr.  105  in  keinem  unlösbaren  Widerspruche.  Es  scheint  nämlich, 
dass  nicht  der  §.  11.  dieses  Gesetzes  bezüglich  der  Dorothea  K  an- 
zuwenden ist,  weil  dieser  davon  spricht,  welche  Wirkungen  eine 
Veränderung  in  den  Heimathrechten  des  Mannes  auf  die  der  Frau 
habe,  und  diese  Gesetzesstelle  nur  von  inländischen  Heimathsrechten 
handeln  kann,  indem  sie  doch  nicht  in  Bestimmungen  des  interna- 
tionalen Rechtes  einzugehen  hatte. 

Dieser  Ansicht  entgegen  wird  die  nachstehende,  die  Ministerial- 
Entscheidung  vei*theidigende  Meinung  vertreten: 

Der  §.  92.  des  allg.  bgl.  G.-B.  kann  auf  g;eschiedene  Fraoen 
nicht  volle  Anwendung  haben,  indem  er  in  seinem  zweiten  Satz  auch  voft 
Pflichten  der  Ehegattin  spricht,  von  welchen  bei  geschiedenen  Frauen 
keine  Rede  sein  kann.  Ebenso  ist  auch  die  Berufung  auf  den  §.  110. 
allg.  bgl.  G.-B.  nicht  zutreffend,  weil  nach  demselben  die  Wied»^ 
Vereinigung  geschiedener  Gatten,  wenn  sie  von  rechtlicher  Wirkung 
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sein  soll,  gerichtlich  angezeigt  werden  muss,  daher  nicht  gesagt 
werden  kann,  dass  die  Scheidung  ein  ohne  jede  behördliche  Mitwir- 
kung behebbarer  Zustand  sei,  und  es  wohl  ganz  naturlich  und  leicht  * 
begreifleich  ist,  dass  durch  eine  solche  Wiedervereinigung  als  ein 
neu  hinzukommendes  Factum  auch  die  Rechtslage  der  wiederverei- 
nigten Gattin  sich  ändert  und -sie  dadurch  des  Staatsbürgerschafts- 
rechtes ihres  Mannes  theilhaftig  wird.  Das  Staatsbürgerrecht  ist  ein 
selbstständiges  öffentliches  Recht,  welches  die  Rechte  und  Pflichten 
gegenüber  der  Gesammtheit  des  Staates  umfasst  und  daher  nach 
staatspolitischen  Grundsätzen  zu  behandeln  ist,  nicht  aber  als  reines 
Privatrecht  nur  nach  dem  lediglich  die  Privatrechte  und  Pflichten 
der  Einwohner  eines  Staates  unter  sich  bestimmenden  aUgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuche  oder  gar  nur  nach  den  eherechtlichen  Be- 
stimmungen des  2.  Hauptstuckes,  1.  Theil  des  allg.  bgl.  G.-B.  be- 
urtheilt  werden  kann.  Auch  aus  dem  Hofdecrete  vom  23.  Februar 
1833,  wornach  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  von  einer  Aus- 
länderin durch  ihre  Verehelichung  mit  einem  österreichischen  Staats- 
bürger erworben  wird,  folgt  für  die  Entscheidung  der  vorliegenden  Frage 
nichts,  weil  die  Dorothea  H.  nicht  einen  Oesterreicher,  sondern  ei- 
nen Hannoveraner  geheirathet  und  weil  sich  die  später  erfolgte  Ein- 
bürgerung des  Letzteren  nicht  auf  seine  damals  schon  gerichtlich 
geschiedene  Ehefrau  erstreckt  hat.  Wenngleich  zugegeben  werden 
muss,  dass  die  Bestimmungen  des  allg.  bgl  G.-B.  zur  zweifellosen 
Entscheidung  der  Frage  nicht  ausreichen,  so  scheint  doch  der  §.11. 
des  Heimathgesetzes  vom  Jahre  18^3,  wornach  bei  einer  Verände- 
rung in  dem  Heimathrechte  die  gerichtlich  geschiedene  Ehefirau  dem 
Ehemanne  nicht  folgt,  die  Ansicht,  dass  dieselbe  Ehefrau  in  die^ 
Staatsbürgerschaft  nachfolge,  schlagend  zu  widerlegen,  weil  sie  zu 
einem  unlösbaren  Widerspruche  mit  dieser  Gesotzbestimmung  führt. 
Denn,  wenn  die  gerichtlich  geschiedene  Ehefrau  eines  Ausländers 
dadurch,  dass  ihrem  Manne  das  öste;*reichische  Staatsbürgerrecht  ver- 
liehen wird,  dieses  Recht  erwirbt,  so  muss  sie  des  Heimathrechtes 
ihres  Maünes  in  jener  Gemeinde  theilhaft  werden,  in  welcher  er  zu- 
ständig wird.  Ein  Widerspruch  ist  es  nun,  wenn  man  die  gericht- 
lich geschiedene  Gattin  eines  Mannes,  welcher  in  einer  österreichischen 
Gemeinde  durch  Aufnahme  in  den  Heimathsverband  das  Heimaths- 
recht  erlangt,  nach  §.  11.  des  Heimathgesetzes  diesem  neubegrün- 
deten Heimathrechte  ihres  Gatten  nicht  folgen  lässt,  falls  ihm  das 
Staaisbürgerrecht  durch  die  Geburt  eigen  ist;  wenn  man  sie  da- 
gegen folgen  lässt,  falls  ihm  das  Staatsbürgerrecht  verliehen  worden. 
Die  blosse  Verschiedenheit  der  Rechtsquelle  der  Staatsbürgerschaft, 
in  dem  einen  und  andern  Falle  vermag  die  Verschiedenheit  der 
Entscheidung  nicht  zu  motiviren. 
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XXXVI. 

Ein  Eriass  des  Erzbrschofs  von  K&ln  und  ein  solcher  rhei- 
nischer Bürgermeister  Über  Ausübung  geistlloher  Functionen 

und  Aemter. 

.  1.  Das  »Mainzer  Journal«  veröffentlichte  folgendes  Schreiben  des 
Hoch  würdigsten  Erzbischofs  Dr.  Paulus  Melchers  von  Köln :  »Ew.  Hoch- 
würdeu  erwiedere  ich  auf  die  gefl.  Anfrage  vom  1.  d.  M.,  dass  es  keinem 
Priester  gestattet  ist ,  den  ihm  von  seinena  Bischof  angewiesenen 
Wirkungskreis  zu  verlassen  ohne  dessen  Erlaubniss ,  oder  irgend  ein 
Amt  oder  Officium  und  namentlich  auch  das  eines  Local-  oder 
Kreis-Schulinspectors  oder  eines  Directors  oder  Lehrers  an  einem 
Schullehrer-Seminar  oder  einer  ähnlichen  Anstalt  oder  eine  Militftr- 
oder  Strafanstalts-Seelsorg^stelle  ohne  ausdrücklichen  Consens  des 
Bischofs  zu  fibernehmen.  Es  ist  dieses  nicht  nur  durch  die  allgie- 
m  einen  kirchlichep  Vorschriften  und  insbesondere  durch  das  Kölner 
Provindal-Goncil  vom  Jahre  1860  verboten,  sondern  noch  durch  den 
bischöflichen  CoUectiv-Erlass  d,  d.  Fulda  den  11.  April  1872  in  Be- 
ziehung, auf  die  üebemahme  von  Schul-Inspectionsstellen  nameotlidi 
eingeschärft,  worden.  Ganz  vorzugsweise  ist  es  in  der  gegenwärtigen 
Zeit  des  Conflictes  zwischen  Staat  und  Kirche  nothwendigj  dass  diese 
kirchlichen  Vorschriften  mit  aller  Treue  und  Gtowissenhaftigkät 
pünktlich  befolgt  werden,  wesshalb  die  Herren  Dechanten  und  2üxtG 
über  deren  Beobachtung  zu  wachen  haben  und  nicht  zulassen  dürfea, 
dass  Priester,  welche  denselben  zuwiderhandeln,  kirchliche  Functio- 
nen verrichten,  bevor  sie  den  Consens  des  Bischofs  oder  des  apo- 
stolischen Stuhles  erhalten  und  vorgelegt  haben.  Ew.  Hochwürden 
ersuche  ich,  den  Inhalt  des  Obigen  auch  Ihren  Herren  Confratres 
mittheilen  zu  wollen.  Gruss  und  Segen  im  Herrn! 
Am  8.  September  1876.C 

2.  Vom  Rheine  2.  October  1876  meldete  die  Germania :  Man 
liest  fast  täglich  in  den  Blättern  verschiedener  Gegenden,  dass  Geist- 
liche, die  schon  vor  Eriass  der  Maigesetze  angestellt  waren,  wenn 
sie  an  andern  Orten  bei  Besuchen,  zur  Aushilfe  und  dergL  eine  hL 
Messe  lesen,  eine  Predigt  halten,  im  Beichtstuhl  einmal  aushelfen, 
dafür  zur  Anklage  gezogen  [Vergl.  in  der  Germ,  die  Artikel  über  den 
Process  des  Herrn  Weihbischofs  von  Posen]  und  gar  häufig  verurtheilt 
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werden«  Nun  lese  man  nachstehende  Zuschrift,  die  vielen  Pfarrern 
hiesiger '  Gegend  von  amUicher  Seite,  ohne  vorherige  Anfrage,  zuge- 
stellt worden  ist.  Wie  reimt  sich  die  zu  den  bis  heute  stattfinden- 
den Verurtheilungen  ? 

»Copia. 
Butgermeisteramt  X. 

Bezüglich  der  Grenze  der  Zulässigkeit  geistlicher  Amtsftinctio- 
nen  isi  höheren  Orts  ausgesprochen: 

a.  Die  Vornahme  eineeiner  Amtshandlungen  in  einer  vacantm 
Pfarrei  äwrch  einen  geaetemässig  angeeteUten  Pfarrer  ist  nicht  straf- 
bar. Es  kommt  nicht  darauf  an,  dass  dies  der  Nachbar'VtBiireT  sei, 
sondern  darauf,  dass  der  aushelfende  Geistliche  selbst  gesetsmäasig 
angestdU  sei,  und  dass  die  Hilfsleistung  nicht  den  Charactor  einer 
auch  nur  zeitweisen  Vertretung  annehme; 

b.  Auch  bei  besetzten  Pfarreien  sind  Substitutionen  geseleUeh 
angestellter  Geistlichen  zu  einzelnen  Amtshandlungen,  z.  B.  einer 
Predigt,  gestattet ;  nur  darf  die  Thätigkeit  sich  nicht  als  die  üeber- 
tragung  einer  Stellvertretung  oder  Hilfsleistung  darstellen. 

c.  Das  Lesen  einer  stillen  Messe  ist  einem  niqht  gesetzlich 
qualificirten  Geistlichen  verboten,  wenn  dasselbe  den  Character  einer 
geistlichen  Amtshandlung  hat,  also  z.  B.  in  Gegenwart  der  Gemein- 
deangehörigen geschieht 

X.,  Datum,  1876.  gez.  Der  Bfirgermeister.c 
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XXXVII. 
Weitere  Akten  Über  die  Schulfrage  in  Preussen. 

i.  Auf  das  Schreiben,  welches  die  Pfarrer  der  19  Decanate 
des  Bisthams  Munster  mit  der  Bitte  um  Entscheidung  in  Be^eff 
der  Nothwendigkeit  der  missio  canonica  fCur  Lehrer  und  Lehrerinneo 
zur  Ertheilung  des  Beligionsunterrichtes  an  den  heiligen  Vater  rich- 
teten, erfolgte  eine  Antwort,  aus  welcher  der  »Westphälische  Mer- 
kurc  unter  dem  16.  October  1876  folgende  hauptsächlichste  Punkte 
mittheilte : 

1.  Lehrer  und  Lehrerinnen,  welche  Beligionsunterricht  erthei- 
len,  müssen  durch  kirchliche  Sendung,  die  s.  g.  missio  canonica,  dasa 
ermächtigt  sein.  2.  Die  missio  canonica  wird,  so  lange  die  gegen- 
wärtigen Zustände  andauern,  vom  Ortspfarrer  und  zwar  mündlich  er- 
theilt.  3.  Die  missio  canonica  kann  nur  solchen  Lehrer  und  Leh- 
rerinnen ertheilt  werden,  welche  das  Versprechen  geben,  im  Sinne 
und  Geiste  der  katholischen  Kirche  den  Religionsunterricht  zu  er- 
theilen,  und  die  zugleich  durch  ihren  Lebenswandel  Garantie  bi^en, 
dass  sie  solches  wirklich  thun  werden.  4.  Diejenigen  Lehrer  und 
Lehrerinnen,  welche  ohne  missio  canonica  und  wider  das  Verbot  des 
Pfarrers  Religionsunterricht  ertheilen,  sind  nach  Torgängiger  War- 
nung von  den  hl.  Sacramenten  auszuschliessen.  5.  Lehrern  und  Leh- 
rerinnen, welche  früher  die  missio  canonica  erhalten  haben,  später 
aber  durch  ihr  Verhalten  an  den  Tag  legen ,  dass  sie  die  erforder- 
liehe  Garantie  nicht  mehr  bieten,  muss  dieselbe  wieder  entzogen 
werden.  6.  Der  vom  Bischof  eingeführte  resp.  gutgeheissene  Kate- 
chismus darf  ohne  Zustimmung  des  Bischofs  nicht  entfernt  und  durch 
einen  anderen  ersetzt  werden.  7.  Kein  Geistlicher  darf  von  der  Be- 
gierung  die  Stelle  eines  Schul-lnspectors  oder  irgend  ein  anderes 
Amt  ohne  vorgängige  Erlaubniss  des  Bischofs  annehmen.€  Im  An- 
schluss  daran  sagt  der  »Merkur  :€  »Die  Pfarrer  des  Bisthnms 
Münster  sind  sich  bewusst,  nach  ihrem  Gewissen  gehandelt,  im  In- 
teresse des  Friedois  einen  modus  vivendi  angebahnt  und  die  Elteni 
über  die  katholische  Erziehung  ihrer  Kinder  beruhigt  zu  haben.  Hoffimt- 
lieh  wird  sich  die  Regierung  diesen  friedlichen  Bestrebungen  znm 
Besten  der  Schule  nicht  widersetzen.  Einen  anderen  Weg  gibt  es 
für  die  Katholiken  des  Bisthums  nicht.«  (Vgl.  »Köln.  Volfcsztg. 
1876  Nr.  287.  H.  Bl.).- 
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J2,  Die  »Germaniac  1876.Nr.  239  entnahm  der  »Schles.  Yolksztg.c 
zur  Frage  über  die  missio  canonica  Folgendes: 

»Auf  Grund  eines  Erlasses  unseres  Heirn  Fürst-Bischofe  vom 
12.  Juni  1873  hat  das  fürstbischöfliche  GeneraMcariatsanit  unter 
dem  20.  Juni  1873  (cf.  Verordnungen  Nr.  202  V.),  soweit  die  Er- 
theilung  des  Beligionsunterrichtes  resp.  die  Mitwirkung  bei  demsel-- 
ben  durch  die  Lehrer  und  die  »hierzu  erforderliche  kirchliche  Mission 
in  Frage  kommt,  die  PfaiTer  beauftragt :  1)  Die  Erledigung  s&mmt- 
licher  Lehrerstellen,  sei  es,  daas  diese  durch  Tod,  Resignation  oder 
Enthebung  bewirkt  worden,  demselben  baldigst  anzuzeigen.  2)  Das- 
selbe zu  thun,  sobald  durch  Berufung  eines  neuen  Lehrers  die  Wie- 
derbesetzung der  Stelle  erfolgt  iat ,  und  für  diesen  die  kirchliche 
Mission  nachzusuchen. 

Diese  Verordnung  hat  das  Vicariatamt  unter  dem  18.  Juni 
1874  (cf.  Verordnungen  Nr.  207  IV.)  dahin  declarirt,  dass  die  Pfar- 
rer auch  für  Schuladjuvauten,  sofern  dieselben  beim  Religionsunter- 
richt mitwirken,  die  kirchliche  Mission  bei  demselben  nachzusuchen 
haben.    Daraus  geht  unzweifelhaft  hervor: 

1)  Dass  die  Kirche,  um  Confiicte  zu  vermeiden,  bemüht  ge- 
wesen, auf  die  schonendste  Weise  ihre  Rechte  zu  wahren,  indem  sie 
niemand  anders,  als  die  Pfarrer,  beauftragte,  die  missio  canonica  für 
die  Lehrer  zum  Religionsunterricht  nachzusuchen; 

2)  dass  in  unserer  Diöcese  die  bei  den  Seminarprüfungen  fun- 
girenden  bischöflichen  Commissarien  nicht  berechtigt  sind,  die  missio 
canonica  zu  ertheilen; 

3)  dass  in  dem  preussischen  Bisthumsantheile  unserer  Diöcese 
seit  dem  12.  October  1875,  an  welchem  Tage  der  Herr  Fürstbischof 
die  sämmtlichen  bischöflichen  Behörden  des  preussischen  Bisthums- 
antheils  aufgelöst  hat^  kein  Lehrer,  welcher  von  genanntem  Tage 
ab  ist  angestellt  worden,  die  missio  canonica  zur  Ertheilutig  des 
Religionsunterrichts  besitze.  — 

Wie  hat  nun  die  königliche  Regierung  der  missio  canonica 
gegenüber,  die  nach  katholischem  Dogma  unbedingt  zur  Ertheilung 
des  Religionsunterrichtes  nothwendig  ist,  sich  gestellt? 

Die  folgenden  zwei  Verordnungen  der  königlichen  Regierung  zu 
Oppeln  geben  Aufschluss: 

Oppeln,  den  18.  August  1873. 
Der  Localschulinspector  der  Schule  zu  N.  N.   hat  uns   ein 
Schreiben  Euer  p.  p.  vom  11.  d.  M.  an  den  neu  an  die  Schule  be- 
rufenen Adjuvanten  N.  N.  eingesandt,  in  welchem  Euer  p.  p.  mit- 
theilen, dass  das  furstbischöfliche  Generalvicariatamt  dem  Adjuvanten 
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in  Rücksicht  auf  den  von  ihm  zu  ertheilenden  Beligionsnntenicht 
die  missio  canonica  ertfaeilt  habe.  Zugleich  haben  Sie  den  Adja- 
yanten  aufgefordert,  das  Tridentinische  Olanbensbekenntniss  abzu- 
legen und  demselben  bemerklich  gemacht ,  dass  er  ohne  Ablegung 
des  Bekenntnisses  den  Beiigionsunterricht  in  der  Schule  nicht  er^ 
theilen  dürfe. 

Zur  Vermeidung  von  Conflicten  sehen  wir  uns  veranlasst,  Euer 
p.  p.  darauf  hinzuweisen,  dass  Sie,  da  Sie  nicht  mehr  Localscholin- 
spector  sind*,  nicht  befugt  sind  zu  bestimmen ,  ob  und  in  welclier 
Weise  der  von  uns  als  Schulaufsichtsbehörde  berufene  und  mit  einem 
kirchlichen  Amte  nicht  betraute  Adjuvant  in  der  ^Schule  Unterricht 
zu  ertheilen  hat.  Wenn  er  gewillt  ist,  Ihrer  Aufforderung  als  Seel- 
sorger zu  entsprechen  und  das  Tridentinische  Glaubensbekenntniss 
vor  Ihnen  zu  erneuem,  so  ist  dies  eine  Angelegenheit ,  welche  sich 
unserer  Einwirkung  entzieht.  In  keinem  Falle  aber  können  wir  dul- 
den, dass  die  Ertheilung  des  Unterrichts  in  der  Schule  Ton  der 
missio  canonica  der  kirchlichen  Behörde,  oder  von  der  Ablegung  des 
Glaubensbekenntnisses  abhängig  gemacht  wird.  (§.  10.  des  Gesetzes 
über  die  kirchliche  Disciplinargewalt  vom  12.  Mai  c,  Nr.  4.)  Der 
Beiigionsunterricht  in  den  öffentlichen  Elementarschulen  gehört  zu 
den  ein  Ganzes  bildenden  Lehrgegenständen  der  Elementarschule; 
die  katholischen  Lehrer  werden  auf  den  Seminarien  ordnungsm&ssig 
f^  die  Ertheilung  des  Unterrichts  in  einem  jeden  dieser  Lehrgegen- 
stände vorbereitet  und  nach  bestandener  Prüfung  für  qualificirt  zum 
Amte  eines  Elementarlehrers  erklärt.  Es  bedarf  hiemach  in  keiner 
Weise  zur  Ertheilung  des  Beligionsunterrichtes  in  der  Schule,  welcher 
selbstverständlich  als  solcher  nach  Art.  24.  der  Verfassung  Ton  der 
kirchlichen  Behörde  geleitet  wird,  einer  besonderen  kirchlichen  Mis- 
sion für  den  vom  Staate  berufenen  Lehrer  oder  der  Erfüllung  irgend 
welcher  sonstiger  von  der  kirchlichen  Behörde  gestellter  Bedingungen. 

An  Herrn  Pfarrer  N.  N.  zu  N.  N. 

Oppeln  den  2.  Noveniber  1874. 

Abschrift  erhalten  Euer  p.  p.  aus  Veranlassung  eines  neuer- 
lichst zu  unserer  Kenntniss  gelangten  Versuchs ,  die  Ertheilung  des 
Beligionsunterrichts  anhängig  zu  machen  von  der  missio  canonica 
und  der  Ablegung  des  Tridentinischen  Glaubensbekenntnisses  seitais 
der  Lehrer,  zur  Eenntnissnahme  mit  dem  Beifügen,  wie  die  Seelsor- 
ger nicht  für  berechtigt  erachtet  werden  können,  dem  Llhrer  in  Be- 
zug auf  sein  Amt  Verpflichtungen  aufzuerlegen,  insbesondere  an 
denselben  das  Verlangen  zu  stellen,  dass  er  sioh  der  ErtheQung  des 
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Beligionsunterrichtes  erst  unterziehe,  nachdem  er  zuvor  das  Triden- 
tinische  Glaubensbekenntniss  abgelegt  habe. 

Eönigl.  Regierung.  Abtheil,  fär  Kirchen-  und  Schulwesen. 

An  die  Herrea  Ereisschulinspectocen. 

K.  A.  X.  1216  b. 
*  Also :  um  Gonflicte  zu  vermeiden,  wird  das  Kecht  der  Eirche, 
die  missio  canonica  zum  Religionsunterricht  zu  ertheilen,  ein  Recht, 
das  sich  auf  das  katholische  Dogma  stützt,  nicht  anerkannt.  Wie 
muss  doch  das  Recht  der  Kirche ,  den  Religionsunterricht  in  der 
Schule  nach  Art.  24.  der  Verfassung  zu  leiten,  aussehen,  um  in  den 
Rahmen  der  obigen  Verordnung  zu  passen? 

Ist  da  überhaupt  noch  etwas  von  einem  anerkannten  Recht 
vorhanden?  Bei  solcher  Sachlage  muss  der  Klerua  des  Bisthums 
Breslau,  gleich  dem  der  übrigen  Diöcesen,  baldigst  Stellung  nehmen. 

Es  ist  wohl  selbstverständlich,  ffigt  die  Germania  hinzu,  dass 
die  >Stellung€  dieselbe  sein  wird,  wie  die,  welche  der  Klerus  der 
Paderborner  und  Münsterschen  Diöcese  eingenommen  hat,  und  dass 
ihm  dann  auf  einem  nicht  mehr  ungewöhnlichen  Wege  derselbe  Be- 
scheid wie  dem  der  beiden  genannten  Diöcesen  (Vergl.  »Germ.  Nr. 
179  und  Nr.  238)  werden  wird.  Uebrigens  haben,  officiöse  Corre- 
spondenzen  bereits  darauf  schliessen  lassen^  dass  die  Cbi^oZregierung 
in  Berlin  in  der  beregten  Frage  nicht  so  denkt,  wie  die  Bezirks- 
regierung  in  Oppeln. 

3.  üeber  denselben  Gegenstand  hat  die  königliche  Regierung  zu 
Breslau  unter  dem  25.  October  1876  folgende  Verfügung  erlassen: 

»Sowohl  aus  dem  Schulauf  Sichtsgesetz  vom  11.  März  1872,  als 
aus  der  allgemeinen  Verfügung  des  Herrn  Cultusminister  vom  i'5. 
October  1872  geht  klar  hervor,  dass  der  von  der  Staatsbehörde  an- 
geordnete schuiplanmässige  Religionsunterricht  der  öffentlichen  Volks- 
schule, und  zwar  gleichviel  ob  er  durch  die  vom  Staate  berufene 
Lehrer  oder  durch  zugelassene  kirchliche  Organe  ertheilt  wird,  le- 
diglich der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  unterstellt  ist..  Die  Elemen- 
tarschuUehrer  erlangen  dadurch,  dass  sie  ihre  Qualificatlon  für  das 
Lehramt  überhaupt  nachweisen,  auch  die  Befugniss  zur  Ertheilung 
des  Religionsunterrichtes  in  der  öffentlichen  Volksschule.  Trotzdem 
haben,  wie  zu  unserer  Kenntniss  gelangt  ist,  neuerlich  katholische 
Geistliche  von  den  unsererseits  zum  Lehramt  überhaupt  und  damit 
auch  zum  schulplanmässigen  Religionsunterricht  berufenen  und  da- 
für qualificirten  Lehrern  gefordert,  dass  sie  vor  Ausübung  dieser.  Be  * 
fugniss  vor  dem  Geistlichen  des  tridentinische  Glaubensbekenntniss 
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erneuern  und  den  Nachweis  einer  sogenannten  missio  canonica  fuhren. 
Ein  solcher  Versuch,  das  Tridentinum  —  dessen  kirchliche  Bedeu- 
tung skuälicherseits  durchaus  unberührt  bleibt,  [?]  —  oder  andere 
kirchliche  Gelöbnisse  mit  dem  staatlichen  Lehramte  der  öffentlichen 
Volksschullehrer  in  ein  vorbedingendes  Verhältniss  setzen  zu  wollen,  ist 
ein  unstatthafte;*  Uebergriff.  —  Insoweit  die  Diener  der  katholischen 
Kirche  hierbei  nur  in  ihrer  Eigenschaft  als  Seelsorger  der  Lehrer  m 
Betracht  kommen,  gibt  uns  das  beschriebene  Verfahren  zu  der  Er- 
klärung Veranlassung,  dass  das  von  der  Kirch cnbehörde  aufgestellte 
Verlangen  völlig  einflusslos  [!]  ist  auf  die  Berechtigung  zur  Aus- 
übung der  mit  dem  Lehramt  verbandenen,  vom  Staate  dem  Lehrer 
übertragenen  Pflichten,  und  dass  wir  diejenigen  Lehrer,  welche  sich 
dem  Ansinnen  der  Kirchenbehörde  nicht  fügen ,  gegen  die  illegalen 
Prätensionen  derselben  zu  schützen  wissen  werden.  Wir  werden 
falls  Kirchendiener  über  die  öffentlichen  Lehrer  desshalb  kirchliche 
Strafen  verhängen  sollten,  weil  dieselben,  ohne  das  tridentiniscbe 
Glaubensbekenntniss  zu  erneuern ,  oder  andere  kirchliche  Gelöbnisse 
abzulegen  und  ohne  den  Nachweis  einer  sogenannten  missio  canonica 
zu  führen,  Beligionsunterricht  ertheilen ,  pflichtmässig  dafür  Sorge 
tragen,  dass  die  schuldigen  Kirchendiener  gemäss  §§.  2.  und  5.  des 
Gesetzes  vom  13.  Mai  1873  — jesp.  §.  10  des  Gesetzes  vom  12. 
Mai  1873 ,  sofern  es  sieh  um  Lehrer  handelt ,  die  zugleich  Küster 
sind,  —  wegen  ihres  gesetzwidrigen  Verhaltens  bestraft  werden.  [So !] 

Ganz  ungehörig  und  auch  disciplinarisch  zu  ahnden  ist  jedoch 
das  vorgedachte  Verlangen ,  wenn  es  von  einem  Organe  der  Schd- 
aufsichtsbehörde  ausgeht,  wenn  ein  katholischer  Local-  oder  Kreis- 
schulinspector  vor  der  Vereidigung  des  Lehrers  die  Erfüllung  der 
mehrerwähnten,  ungesetzlichen  Bedingungen  fordert.  Die  Vereidig- 
ung des  Lehrers  geschieht  behufs  Einführung  in  das  Lehramt  und 
soll,  um  diesen  Gesichtspunkt  auch  äusserlich  zur  Anerkennung  zu 
bringen,  gemäss  unserer  Circularverfögung  vom  18.  September  d.  J. 
im  Schulzimmer  stattfinden.  Der  Local-  oder  Kreisschulinspector 
fungirt  bei  dem  Akte  der  Vertheidigung  nur  als  Beauftragter  der 
Schulauf  Sichtsbehörde  ^  und  es  bedarf  keiner  weiteren  Ausfuhrung, 
dass  er  die  ihm  aus  diesem  Auftragsverhältniss  erwachsende  Pflich- 
ten aufs  Oröblichste  verletzt,  wenn  er  die  ErfQllung  illegaler,  von 
der  Auftraggeberin  ausdrücklich  gemissbilligten  Bedingungen  von 
dem  Lehrer  fordert. 

In  jedem  Berichte  über  die  Einführung  resp.  Vertheidigung 
"katholischer  Elementarschullehrer  durch  katholische  Local-  oder  Kreis- 
schulinspector en  ist  künftig  pflichtmässig  zu  versichern,   dass  die 
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Eintühning  resp.  Vereidigung  im  Sinne  dieses  Erlasses  erfolgt  sei. 
Desgleichen  erwarten  wir  Anzeige,  falls  es  zur  Cognition  der  Herren 
Landrätbe  und  Ereisscbulinspectoren  gelangen  sollte,  dass  über  einen 
Lebrer  wegen  der  Weigerung,  eine  sogenannte  missio  canonica ,  Er- 
neaerung  des  tridentinischen  Qlaubensbekenntnisses ,  oder  sonstige 
kirchlicbe  Gelöbnisse  als  Vorbedingungen  für  die  Ertheilung  des  Be- 
ligionsunterricbtes  anzuerkennen,  kircbliche  Strafen  verhängtworden.c 

Einer  derartigen  Verfügung  gegenüber  meinte  die  Germania,  war 
es  an  der  Zeit,  dass  die  katholische  Oeisüichkeit  Schlesiens  in  der- 
selben Weise  vorging,  wie  die  der  Diöcesen  Münster  und  Paderborn. 
Ein  katholischer  Geistlicher  ist  nach  diesem  Erlass  für  die  Zukunft 
als  Local-  oder  Kreis-Schulinspector  unmöglich  geworden,  wenn  er 
nicht  mit  seinem  Gewissen  in  Widerspruch  gerathen  will.  Wie  üb- 
rigens die  Behauptung,  »die  kirchliche  Bedeutung .  des  Tridentinum 
bleibe  staatlicherseits  durchaus  unberührt,  c  mit  der  obigen  Verfügung 
vereinigt  werden  kann,  ist  uns  unerfindlich.  Was  die  angedrohte 
Bestrafung  wegen  »gesetzwidrigen  Verhaltens  ,€  d.  h.  we^en  Ver- 
hängung der  kirchlichen  Censuren  über  jene  Lehrer,  die  ohne  missio 
canonica  Beligionsunterricht  ertheilen  sollten,  betrifiFt,  so  verweisen 
wir  in  dieser  Beziehung  auf  die  bereits  ergangenen  Erkenntnisse  ge- 
gen den  Herrn  Fürstbischof  Dr.  Förster,  Weihbischof  Janiszewski, 
Propst  Chmielinski  in  Same  u.  s.  w. :  sämmtliche  endeten  mit  JEVei- 
sprechung.  Nach  diesen  Antecedentien  ist  die  kühne  Androhung 
der  sicheren  Strafe  mindestens  noch  sehr  eweifelhaft  Das  Verhal- 
ten der  Eltern  und  ihrer  Kinder  gegenüber  den  Lehrern  ohne  missio 
canonica  wird  jedenfalls  ein  solches  sein,  wie  gegenüber  den  »Staats- 
pfarrernc  deren  Kirchen  leer  stehen.  Wir  erinnern  hier  noch  an  das 
Verhalten  der  Katholiken  zu  Erpel  \  sie  haben  durch  ihr  geschlos- 
senes Vorgehen  erreicht,  dass  der  von  Messenich  in  jene  Gemeinde 
versetzte  »altkatholische«  Lehrer  Philippsen  laut  einer  Verfügung 
der  Regierung  zu  Koblenz  den  römisch-katholischen  Kindern  Erpels 
keinen  Religionsunterricht  mehr  ertheilen  darf. 

4.  Die  Pfarrer  der  beiden  Diöcesen  Münster  und  Paderborn 
richteten  nach  dem  »Wph.  Merkurc  folgende  Eingabe,  betreffend  den 
katholischen  Beligionsunterricht, 

An  den  königlichen  Staatsminister  und  Minister  der  geistlichen, 
Unterrichts-  und  Medicinal-Angelegenheiten  Herrn  Dr.  -Falk,  Eice- 
lenz  zu  Berlin. 

Im^  Einverständnisse  mit  Ew.  Excellenz  haben  die  königlichen 
Regierungen  zu  Münster,  Minden,  Arnsberg  und  Düsseldorf  der  Mehr- 
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zahl  der  katholischen  Pßmrer  in  den  Diöcesen  Münster  und  Pader- 
born mit  der  sogc^nannten  Local-Schnlinspection  auch  die  Leitmig 
des  schttlplanmässigen  Religionsnnterrichts  in  den  Schulen  der  be- 
treffenden Pfarreien  untersagt.  Die  von  Ew.  Excellenz  anderweit 
ergangenen  amtlichen  Kundgebungen  berechtigen  ausserdem  zu  der 
Annahme,  dass  die  königliche  Staatsregierung  sich  ganz  allgemein 
die  Befugniss  beilegt,  rficksichtlich  der  Ertheilung  und  Leitung  des 
BeUgionsunterrichtes ,  auch  ohne  yorgängige  Zustimmung  der  recht- 
mässigen Vertireter  der  kirchlichen  Autorität,  endgültige  Anordnungen 
zu  treffen.  Das  von  Ew.  Excellenz  in  Anspruch  genommene  und 
von  den  gedachten  Bezirksregierungen  zur  Ausführung  gebrachte 
Becht,  bestimmten  Geistlichen  die  Leitung  des  Beligionsunter- 
ricbtes  zu  untersagen  und  anderen  zu  übertragen,  kann  nur  als  m 
Ausfluss  jener  beanspruchten  allgemeinen  Befugniss  betrachtet  werden. 

Die  unterzeichneten  Pfarrer  der  Diöcesen  Münster  und  Pader- 
born halten  sich  im  Gewissen  verpflichtet,  Ew.  Excellenz  mit  der 
schuldigen  Ehrerbietung,  aber  auch  mit  voller  Entschiedenheit  zu 
erklären,  dass  sie  die  königliche  Staatsregierung  nicht  für  berechtigt 
halten  können,  einseitig  über  Ertheilung  und  Leitung  des  katholischen 
BeligioDsunterrichtes  VerfOgungen  zu  erlassen;  dass  sie  insbeson- 
dere der  Staatsregierung  die  Befugniss  nicht  zuerkennen  dürfen,  yon 
der  Leitung  des  Beligionsunterrichtes  Pfarrer  zu  entfernen,  wa- 
chen die  Kirche  durch  den  zuständigen  Bischof  diese  Leitung  über- 
tragen hat. 

Die  katholische  Kirche  muss  als  Grundbedingung  für  ihre, 
in  Preussen  zudem  staatlich  ausdrücklich  anerkannte  ^dstenz  das 
Becht  in  Anspruch  nehmen,  in  ihren  Glaubens-  und  Sittenlehren  ge- 
mäss der  von  ihr  behaupteten  göttlichen  Sendung  Jeden  zu  unter- 
richten, welcher  selbst  oder  durch  seine  Eltern  diesen  Unterricht  be- 
gehrt. In  welcher  Ausdehnung  und  unter  welchen  äussern  Um- 
ständen die  Kirche  dieses  Becht  ausübt,  entzieht  sich  ebenso  jeder 
staatlichen  Einwirkung ,  wie  dem  Staate  eine  Beeinflussung  des 
sachlichen  Lihalts  derBeligionslehre  schlechtweg  versagt  bleiben  muss. 

Ew.  Excellenz  haben  geglaubt,  den  zuletzt  ausgesprocheoai 
Grundsatz  dahin  beschränken  zu  dürfen:  »Dass  die  erwähnte  fin* 
Wirkung  der  staatlichen  Schulau6ichtsbehörde  nur  in  so  fem  nicht 
Zustehe,,  als  die  Beligionslehre  nichts  enthalten  dürfe,  was  den  bär- 
gerlichen  -  und  staatbürgerlichen  Pflichten  zuwiderläuft«  Ew.  Exeel- 
lenz  werden  aber  nicht  verkennen  können,  dass  diese  Beechränknng 
die  Freiheit  des  Beligionsunterrichtes  im  Princip  aufhebt  Es  li^  der 
denkbar  schärfste  Widerspruch  in  der  von  der  Kirche  ao^estelltai 
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Grnndlehre  und  dem  von  Ew.  Excellenz  beanspruchten  Beauüsich- 
tigungssrechte.  Die  Kirche  behauptet ,  dass  der  ganze  Inhalt  ihrer 
Beligionslehre  göttliche  Offenbarung  im  strengsten  Sinne  des  Wortes 
sei;  dass  femer  diese  Ofienbarung,  um  sie  rein  und  unverftlscht  zu 
erhalten,  derart  unter  den  directen  allerhöchsten  Schutz  Gottes  ge- 
stellt sei,  dass  die  Möglichkeit  einer  Verirrung  der  kirchlichen  Organe 
in  der  Verkündigung  der  Lehre  ausgeschlossen  bleibt. 

Ew.  Excellenz  wollen  4agegen  staatlichen  Organen  die  Befug- 
niss  beilegen,  zu  ermessen,  ob  der  Inhalt  der  katholischen  Religions- 
lehre  den  bürgerlichen  und  staatbürgerlichen  Pflichten  zuwiderläuft. 
Damit  übertragen  Ew.  Excellenz  die  Berechtigung,  festzustellen,  was 
von  der  •  Religion  gelehrt  werden  soll,  was  nicht,  von  den  kirchlichen 
auf  staatliche  Organe,  welchen  obendrein  in  den  meisten  Fällen  die 
katholische  Religionslehre  völlig  fremd  ist.  Die  Durchführung  solcher 
Ansprüche  würde  für  die  römisch-katholische  Kirche  demnach  die 
Freiheit  des  Religionsunterrichtes  aufheben. 

Ew.  Excelletiz  müssen  überdies  aus  dem  Umstände ,  dass  die 
römisch-katholische  Kirche  mit  ihrer  Lehre  in  Deutschland  und  in 
Preussen  seit  Jahrhunderten  anerkannt  ist,  schliessen ,  dass  die  Re- 
ligionslehre dieser  Kirche  nichts  enthält,  was  den  bürge[lichen  und 
staatsbürgerlichen  Pflichten  zuwiderläuft.  Sofern  aber  Ew.  Eicellenz  * 
gegentbeiliger  Meinung  sein  sollten,  würde  Ihnen  obliegen,  unter  Er- 
bringung des  Beweises  für  die  Staatsgefährlichkeit  der  katholischen 
Kirche  die  Ausweisung  derselben  bei  den  gesetzgebenden  Factoren  in 
verfassungsmässiger  Weise  zu  beantragen.  Eine  fortgesetzte  präven- 
tiv-polizeiliche Beaufsichtigung  und  Beeinflussung  des  römisch-katho- 
lischen Religionsunterrichtes  dagegen,  wie  Ew.  Excellenz  sie  jetzt 
beanspruchen,  steht  schon  mit  dem  Anerkenntniss  der  Kirche  in 
Preussen  im  Widerspruch  und  verbietet  sich  desshalb  nach  jeder 
Richtung  von  selbst.    Gegen  einen  immerhin  möglichen  'Missbrauch 

* 

des  Amtes  von  Seiten  des  angestellten  Religionslehrers  muss  der 
Staat  sich  durch  das  Strafgesetz  schützen.  .  Ew.  Excellenz  haben 
diesen  Standpunkt  mit  möglichster  Präcision  gegenüber  der  Erthei- 
lung  des  Religionsunterrichtes  für  den  Empfang  der  Sacramente  der 
Busse  und  des  Altars  eingenommen  und  diesen  Unterricht  als  tein 
kirchliche  Amtshandlung  bezeichnet. 

Dem  schulplanmässigen  Religionsunterrichte  gegenüber  neh- 
men Ew.  Excellenz  f&r  den  Staat  weitere  Rechte  in  Anspruch. 
Hochdieselben  behaupten :  »die  Ertheilung  des  Religionsunterrichtes 
als  eines  obligatorischen  Lehrgegenstandes  der  Schule  falle  dem 
Lehrer  zu,  weil  keine  gesetzliche  Bestimmung  vorhanden  sei,   dass 
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der  Geistliche  selbständig  Beligionsanterricbt  in  der  Volksschule  ec- 
thßilen  solle  oder  dürfe.c 

Ew.  Excellenz  mögen  uns  nicht  verargen,  wenn  wir  die  hier 
versuchte  Begründung  als  schlechthin  verfehlt  bezeichnen.  Der  von 
Ew.  Excellenz  betonte  Mangel  an  gesetzlichen  Bestimmungen  erklärt 
sich  aus  dem  sehr  einfachen  Grunde,  dass  es  solcher  Bestimmungen 
überall  nicht  bedurfte,  weil  das  Recht  der  Geistlichen,  den  Beligions- 
Unterricht  zu  ertheilen ,  als  eine  selbstverständliche,  mit  der  staat- 
lich zugelassenen  Existenz  auch  staatlich  garantirte  Befugniss  in 
voller  üebung  war  und  von  Niemanden  bestritten  -wurde. 

Rücksichtlich  der  Leitung  des  Religionsunterrichts  halten  Ew. 
Excellenz  die  Regierung  »nicht  minder  für  befugt,  wie  berufen,  jedem 
mit  dieser  Leitung  befassten  Geistlichen  den  Zutritt  zu  dem  unter- 
richte zu  versagen,  wenn  sein  Verhalten  diejenigen  Zwecke  zu  ge- 
fährden geeignet  sei,  welche  der  Staat  mit  der  Erziehung  der  Jugend 
durch  die  Volksschule  verfolgte 

Dagegen  erlauben  wir  uns  gehorsamst  zu  bemerken,  dass  der 
Pfarrer  Tcraft  seines  Amtes  verpflichtet  ist,  darüber  zu  wachen,  dass 
diejenigen ,  welche  innerhalb  seiner  Gemeinde  Religionsunterricht 
ertheilen,  ^ie  rechte  Lehre  verkünden.  Den  Pfarrer  in  der  Erfüllung 
dieser  seiner  Amispflicht  hindern,  heisst  denselben  theilweise  seines 
Amtes  thatsächlich  entsetzen.  Ausserdem  steht  unseres  Erachtens 
die  von  Ew.  Excellenz  vertretene  Auffassung  in  geradem  Widerspruche 
mit  dem  Artikel  24.  der  Verfassungs-Ürkunde.  Zwar  haben  Ew. 
Excellenz  diesen  Einwand  mit  der  Behauptung  entkräften  zu  können 
geglaubt:  dass  die  Verfassnngs-Urkunde  der  Kirche  weitergehende 
Befugnisse  nicht  eingeräumt  habe;  dass  aber  ausserdem  die  auf  das 
Unterrichtswesen  bezüglichen  Bestimmungen  der  Verfassungs-Ürkunde 
für  sich  allein  formelles  Recht  nicht  gewähren. 

Ew.  Excellenz  werden  der  üeberzeugung  sich  nicht  verschlies- 
sen  können,  dass  es  lediglich  den  gesetegehenden  Factoren  jmstekt^  mit 
Gesetzkraft  auszusprechen,  welche  Erklärung  der  bezüglichen  Artikel 
dem  Wort  und  Geist  der  Verfassungs-Ürkunde  entspricht.  Sofern 
Ew.  Excellenz  geneigt  sein  möchten,  einer  ministeriellen  Erklärung 
in  dem  vorliegenden  Falle  gleiche  Geltung  beizulegen,  würden  wir 
Ihrer  Auslegung  den  Ausspruch  des  Herrn  Ministers  von  Ladenberg 
gegenüberstellen ,  welcher  erklärte :  »dass  die  i^Leiiung€  des  Reli- 
gionsunterrichtes alles  in  sich  schliesse,  was  in  dieser  Beziehung 
von  den  Religions-Gesellschaften  gewünscht  werden  könne,  sofern  die- 
selben dadurch  für  befugt  erachtet  würden,  unter  umständen  die 
Leitung  auch  auf  eigenes  Besorgen  auszudehnen.c 


Weitere  Akten  über  die  Schulfrage  in  Preusaen.  443 

Nach  unserer  Ueberzeugung  entspricht  diese  denii  Artikel  24. 
der  Verfassungs-Ürkunde  gegebene  Erklärung  nicht  bloss  dem  Wort- 
laute, sondern  auch  dem  ans  der  Entstehungsgeschichte  des  gedach- 
ten Artikels  sich  ergebenden  Sinne  desselben.  Sie  entspricht  ferner 
der  Natur  der  Sache  und  der  bisherigen  Uebung,  welche  einseitig 
im  Wege  der  Verwaltung  abzuändern  nach  Lage  der  Gesetzgebung 
unzulässig  erscheint. 

Hiervon  aber  auch  abgesehen,  müssen  die  unterzeichneten  Pfar- 
rer sich  erlauben,  Ew.  Excellenz  daran  zu  erinnem,  dass  der  Religions- 
unterricht zu  einem  obligatorischen  Lehrgegenstand  nur  unter  Zu- 
stimmung der  Kirche  werden  konnta  Wenn  ein  Staat  den  Versuch 
machen  wollte ,  den  Religionsunterricht  ohne  die  Mitwirkung  der 
Kirche  oder  gegen  den  Willen  derselben  als  obligatorischen  Lehrge- 
genstand festzuhalten,  so  würde  die  Kirche  sofort  in  Erwägung  ziehen 
miissen,  ob  sie  nicht  den  katholischen  Lehrern  die  Ertheilung,  den 
Gläubigen  aber  die  Benutzung  eiiles  solchen  rein  staatlichen  Reli- 
gionsunterrichtes als  sündhaft  zu  verbieten  hätte.  Einem  derartigen 
kirchlichen  Verbote  würde  keine  Staatsregierung  ohne  Glaubens- 
zwang, würde  insbesondere  die  königlich  preussiche  Stäatsregierung 
nicht  ohne  Verletzung  des  Artikels  12.  der  Verfassungs-Ürkunde 
entgegentreten  können.  ' 

In  der  Ueberzeugung,  nur  das  zu  verlangen,  was  uns  nach 
göttlichem  und  menschlichem  Rechte  zusteht,  nehmen  wir  hiernach 
also  für  uns  die  Befugniss  in  Anspruch  :  »in  unseren  Pfarreien  den 
Unterricht  in  der  katholischen  Glaubens-  und  Sittenlehre  nach  un- 
serer freien,  durch  die  örtlichen  Verhältnisse  bedingten  Entschliessung 
selbst  eu  ertheüen. 

So  lange  ferner  der  römisch-katholische  Religionsunterricht 
obligatorischer  Lehrgegenstand  der  Volksschule  bleibt,  müssen  wir 
das  Recht  beanspruchen:  »die  vom  Staate  zum  Unterrichte  an  die 
Volksschulen  unserer  Pfarreien  berufenen  Lehrer  und  Lehrerinnen, 
als  unsere  Gehülfen  mit  der  Ertheilung  des  Religionsunterrichtes 
zu  beauftragen,  nachdem  wir  uns  vergewissert  haben,  dass  sie  fähig 
und  bereit  sind,  die  römisch-katholische  Lehre  rein  und  unverfälscht 
den  ihnen  anvertrauten  Kindern  zu  überliefern. 

Nicht  minder  müssen  wir  als  unveräusserliches  Recht  fordern : 
»dass  uns  die  Beaufsichtigung  und  Leitung  des  Religionsunterrich- 
tes in  den  Volksschulen  unserer  Pfarreien  so  lange  ohne  jede  Ein- 
schränkung verbleibt,  als  unsere  geistlichen  Oberen  uns  dieselbe  be- 
lassen.« 

Ew.   Excellenz   aber  bitten  wir^  geleitet  von  dem  Wunsche, 
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dem  Gebiete  des  Schulwesens   einen  Gonflict  der  bedenklichsten  Art 
fernzuhalten: 

Hochdieselben  wollen  geneigtest  alle  diesen  unseren  Rechten 

entgegenstehenden  regiminellen  Verfugungen  und  Bestimmung^ 

aufheben. 

Wir  sprechen  diese  Bitte  um  so  zuversichtlicher  aus ,  als  wir 
annehmen  zu  müssen  glauben,  dass  wir  bei  Ew.  Excellenz  demselbra 
Wunsche  begegnen,  welcher  uns  die  Bitte  dictirt  hat. 

Wir  verharren  mit  der  schuldigen  Ehrerbietung 

Ew.  Excellenz  gehorsamste: 
Bömisch-lNitholische  Pfarrer  der  Diöcesen  Münster  und  Paderborn. 

Munster,  16.  October  1876. 

(Folgen  die  Unterschriften  der  Pfarrer  sämmtlicher  Deeanate 
bis  auf  zwei,  aus  welchen  die  Unterschriften  nicht  frühzeitig  genug 
eingegangen  waren.) 

Paderborn,  16.  October  1876. 

(Polgen  die  Unterschriften  der  Pfarrer  sftmmtlicher  Deeanate.) 

5.  Eine  an  den  Cultusminister  gerichtete  Beschwerde  gegen  Bei- 
behaltung der  protestantischen  Lesebücher  hat  folgenden  Wortlaut : 

Nach  einer  Mittheilung  des  »Staats- Anzeigers  vom  25.  Mai  er. 
haben  Ew.  Excellenz  angeordnet,  dass  solche  Schul-Lesebücher,  welche 
einen  einseitig  confessionellen  Character  tragen,  aus  dem  Unterriehts- 
gebrauche  baldmöglichst,  jedenfalls  aber  bis  zum  1.  April  1878  ent- 
fernt werden  müssen. 

An  Stelle  der  beseitigten  Lesebücher  werden  für  die  evan- 
gelischen Schulen  von  Ew.  Excellenz  besonders  empfohlen:  die  Le- 
sebücher von  Bock,  von  Büttner,  von  Wetzel,  Menges,  Richter,  voi 
Preuss  und  Vetter,  voq  Haupt  und  Scharlach,  von  Keck  und  Johan- 
sen,  vom  hanriover''8chen  Lehrerverein,  vom  hessischen  Lehrervereiii, 
von  Schneider,  von  Jütting  und  Weber. 

Die  vorstehend  aufgeführten  Lesebücher  enthalten  aber  sftmmt- 
lich  religions-geschichtliche  Aufsätze,  welche  geeignet  sind,  die  Ka- 
tholiken auf  das  tieflste  zu  verletzen. 

In  mehr  oder  minder  scharfer  Ausführung  behauptwi  die  ge- 
dachten Lesebücher : 

1.  dass  das  Papstthum  das  Resultat  stolzen  Strebens  von  Sdta 
des  römischen  Bischofes  sei; 

2.  dass  die  Herrschaft  der  Päpste  über  die  abendländisehe 
Christenheit  eine  lange,  schmachvolle  Zeit  für  nnser  deutsches  Vater- 
land herbeigerufen  habe; 
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• 

3.  dass  die  ganze  verderbliche  Macht  des  Papstthums  lange 
Jahre  auf  unserem  theuern  'deutschen  Yaterlande  geruht  und  schwe- 
res Unheil  über  Deutschlands  Fürsten  und  Deutschlands  Völker  ge- 
bracht habe; 

4.  dass  der  Papst  als  Statthalter  Christi  auf  Erden  behauptet 
habe:'  als  solcher  habe  er  Macht,  den  Leuten  ihre  Sunden  zu  ver- 
geben, wenn  sie  Geld  zahlten; 

5.  dass  in  der  Kirche  allgemein  die  falsche  Meinung  entstan- 
den sei,  dass  man  ^ich  Befreiung  von  Sündenstrafen  durch  Geld  er^ 
kaufen  können ; 

6.  dass  die  Kirche  lehre:  im  heiligen  Abendmahle  dürften 
nur  die  Geistlichen  Beides,  Leib  und  Blut  des  Herrn  empfangen; 

7.  dass  die  Messe  ein  schriftwidriger  Gottesdienst  sei ;    . 

8.  dass  die  Kjrche  lehre :  die  heilige  Schrift  sei  den  Gläubigen 
vorzuenthalten ; 

9.  dass  Luther's  Reformationswerk  Heil  und  Segen  über  Deutsch- 
land gebracht  habe. 

Ew.  Excellenz  werden  anerkennen  müssen,  dass  die  deutschen 
Katholiken  oicht  tiefer  verletzt  werden  können,  als  wenn  das  Papst- 
thum ,  welches  nach  der  Kirchenlehre  eine  göttliche  Institution  ist, 
eine  far  Deutschland  verderbliche  Macht  genannt  wird. 

Ew.  Excellenz  können  ferner  durch  Revision  der  katholischen 
Volksschulen  in  Preussen  ohne  Mühe  feststellen  lassen,  dass  die  ka- 
tholische Kirche  niemals  gelehrt  hat,  auch  nicht  lehren  kann:  man 
könne  um  Geld  oder  Geldeswerth  Sündenvergebung  erkaufen. 

Eben  so  leicht  wird  die  wahre  katholische  Lehre  von  der  hei- 
ligen Messe  und  Communion  festgestellt  werden  können. 

Auch  werden  Ew.  Excellenz  sich  die  Ueberzeugüng  zu. ver- 
schaffen im  Stande  sein,  dass  die  Katholiken  —  gleichviel,  welcher 
Gesellschaftsclassen  und  welchem  Alter  sie  angehören  —  in  den  er- 
wähnten BehaTiptungen  der  evangelischen  Schul-Lesebücher  grobe 
Entstellungen  der  Kircbenlehre  erblicken ,  welche  lediglich  in  der 
absoluten  Unkenntniss  katholischen  Leidens  zwar  nicht  eine  Entschul- 
digung, wohl  ab^r  eine  Erklärung  finden. 

Ausserdem  enthalten  die  gedachten  Lesebücher  über  den  ge- 
schichtlichen Verlauf  det  Reformation  und  der  an  diese  sich  an- 
lehnenden politischen  Ereignisse  vielfach  Aufsätze,  welche  von  ka- 
tholischen Schriftstellern  unter  Vorlage  eines  bedeutenden  Beweis- 
materials geradezu  als. verleumderische  Angriffe  auf  die  Kirche  be- 
zeichnet werden.  ^ 

Die  Katholiken  in   Preussen   haben  diesen  Angriffen  auf  die 
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Lehre  und  das  Leben  der  Kirche  bislang  besondere  Aufmerksamkeit 
nicht  zugewendet,  desshalb  auch  entsprechende  Anträge  auf  bein- 
mendes  Einschreiten  der  Staatsregierung  nicht  gestellt :  die  Berech- 
tigung derartige  Anträge  anzubringen,  wird  aber  keinem  Katholiken,  und 
noch  weniger  einem  katholischen  Priester  bestritten  werden  können. 

Die  am  4.  c.  in  Unna  versammelt  gewesenen  Pfarrer  aus  den 
Diöcesen  Münster  und  Paderborn  hielten  dafür,  dass  es  gerade  jetzt 
angezeigt  sei,  Ew.  Excellenz  Aufmerksamkeit  auf  den  beklagten  üe- 
belstand  zu  richten.  Ew.  Excellenz  haben  verordnet,  dass  aus  den 
Schul-Lesebüchern  hinfüro  »alles  fem  bleibe,  was  etwa  die  Angehöri- 
gen anderer  Confessionen  verletzen  könne. c  Die  erwähnten  Pfarrer 
glaubten ,  dass  bei  der  Evidenz  der  Thatsache  eine  nähere  Beweis- 
fahrung,  wie  sehr  die  Katholiken  durch  die  protestantischen  Lese- 
bücher sich  verletzt  fühlen  müssen,  nicht  erforderlich  sei.  Unter 
dieser  Voraussetzung  konnten  die  Pfarrer  einen  hinreichenden  Grund 
für  die  Beibehaltung  der  Lesebücher  bis  zum  1.  April  1878  nicht  ant- 
finden.  Die  mögliche  Einwendung,  dass  sofort  andere,  bessere  Lese- 
bücher nicht  geboten  werden  könnten,  müsste  um  deswillen  hinfällig 
erscheinen ,  weil  derselbe  Umstand  die  in  den  katholischen  Volks- 
schulen Westfalens  eingeführten  Lesebücher  vor  sofortiger  Entfer- 
nung nicht  zu  schützen  vermochte. 

Die  mehr  erwähnten  Pfarrer  haben  demnach  unter  nachtdlg- 
licher  Zustimmung  des  grössten  Theiles  der  Pfarrer  beider  westfä- 
lischen Diöcesen  die  Unterzeichneten  beauftragt,  bei  Ew.  Excelleoz 
den  zur  Sache  erforderlichen  Antrag  zu  stellen.  Demnach  erlauben 
sich  die  gehorsamst  Unterzeichneten,  Ew.  Excellenz  zu  bitten: 

Hochdieselben. wollen  geneigtest  anordnen,  dass  diejenigen  Schal- 
Lesebücher  welche  für  Katholiken  schwerverletzende  Lesestücke  ent- 
halten ,  nicht  bis  zum  1.  April  1878  in  den  evangelischen  Schalen 
beibehalten ,  vielmehr  unverzüglich  bei  dem  Unterrichts-Gebrauche 
entzogen  werden. 

Um  den  Einwand  abzuschneiden,  als  seien  wir  zur  Anbringung 
eines  solchen  Antrages  Namens  einer  Anzahl  ungenannter  Pfarrer 
nicht  legitimirt,  erlauben  wir  uns,  Ew.  Excellenz  gehorsamst  zu  er- 
klären : 

dass  wir  den  obigen  Antrag  auch  im  eigenen  Namen  als  Ki- 
tholiken  als  Priester  und  als  Pfarrer  gestellt  haben  and 
stellen. 

Münster,  den  18.  October  1876. 
Kappen^  Stadtdechant    Klein^  Domcapitular    SchuUe,  Pfarro* 
in  Münster.  in  Paderborn.  in  Erwitte. 
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>Wir  fageii,€  sagt  der  >Westf.  Merktir,€  >dem  Abdrucke  der 
vorstefaenden  Aktenstücke  heute  nur  die  Versichening  bei ,  dass  das 
katholische  Volk  mit  tiefem  Danke  von  diesem  neuen  Beweise  echt 
priesterlicher  Freimüthigkeit  und  wahrer  Hirtentreue  Eenntniss  neh- 
men wird.  Der  hpchwürdige  Klerus  mag  sich  überzeugt  halten, 
dass  die  Schaaren  des  katholischen  Volkes  stets  daliin  folgen  werden, 
wohin  der  Erlöser  def  Welt  sie  durch  den  Mund  seiner  Diener  und 
Stellvertreter  ruft. 

Der  »Liboriusbotet  theilte  aus  Paderborn  6.  November  mit,  dass 
der  hochw.  Bischof  Martin  seine  vollste  Befriedigung  über  die  neuesten 
Schritte,  welche  der  Klerus  der  Diöcesen  Münster  und  Paderborn 
zur  Wahrung  des  Rechtes  auf  Ertheilung  des  Religionsunterrichtes 
gethan,  ausgesprochen  habe.  Die  an  den  Minister  Herrn  Falk  ge- 
richteten Eingaben  haben  den  »ungetheilten  BeifalU  des  Herrn  Bi- 
schofes  gefunden.  Es  habe  demselben  zu  hohem  Tröste  gereicht, 
zu  erfahren,  wie  treu  und  fest  der  Paderborner,  in  Geraeinschaft 
mit  dem  Mönster'schen  Klerus,  die  Rechte  der  Kirche  Gottes  ver- 
theidigt. 

[Die  Antworten  des  Cultus-Ministers  Dr.  Falk  vom  8.  und  9. 
November  1876  auf  die  vorstehenden  Eingaben  nebst  einem  Schrei- 
ben des  Erzbischofs  Paulus  von  Köln  vom  26.  Juni  1876  über  die 
Katechismusfrage  bringt  das  Archiv  im  folgenden  Hefte.] 

6.  Die  Düsseldorfer  Regierung  erliess  unter  dem  1.  August 
1876  eine  »Instruction  über  die  Ertheilung  und  Leitung  des  katho- 
lischen Religionsunterrichtes  in  den  Volksschulen,  sowie  über  die 
Theilnahme  der  Schuljugend  und  des  Lehrerpersonäls  am  katholi- 
schen Gottesdienste,  an  kirchlichen  Andachten  und  Feierlichkeiten.« 
Die  4  Folioseiten  derselben  handeln  1.  von  der  Ertheilung,  2.  von 
der  Leitung  des  schulplanmilssigen  katholischen  Religionsunterrichtes, 
3.  von  dem  kirchlichen  Beicht-  und  Communionunterricht ,  4.  von 
der  Betheiligung  der  Jugend  an  kirchlichen  Festen  und  Aufzügen. 

Ad  1.  heisst  es  unter  Anderem:-  »Der  schulplan  massige  k. 
Religionsunterricht  wird  von  den  vom  Staate  dazu  berufenen  oder 
zugelassenen  Organen  ertheilt.  Derselbe  untersteht,  wie  jeder  an- 
dere Zweig  des  Schulunterrichtes  der  Aufsicht,  welche  der  Staat  in 
Gemässheit  des  Gesetzes  vom  11.  März  1872  über  den  gesammten 
Unterricht  einer  jeden  Schule  zu  üben  hat.  Die  Organe  der  staat- 
lichen Schulaufsicht  haben  wie  das  Recht,  so  die  Pflicht,  dem  Re- 
ligionsunterricht in  der  Volksschule  beizuwohnen  und  darüber  zu 
wachen,   dass  derselbe  stundenplanmässig   und   nach   den  von  der 
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Schulanfsichtsbehörde  erlassenen  Bestimmungen  ertheilt  wird.  Eine 
Einwirkung  auf  den  sachlichen  Inhalt  der  Beligionslehre  steht  dessen 
Organen  in  soweit  zu,  als  die  Beligionslehre  nicht  enthalten  darf, 
toq^  den  bürgerlichen  und  stdcUsbürgerlichen  Pflichten  zuwideriftufl 
In  erster  Linie  liegt  die  Ertheilung  den  Lehrern  und  Lehrerimien 
ob,  welche  in  der  vorgeschriebenen  Prüfung  die  Befähigung  dazu 
nachgewiesen  haben.  Wo  der  Pfarrer  oder  dessen  Stellvertreter  den 
schulplanmässigeq  Eatechismusunterricht  bisher  übernommen  hat, 
kann  dies  auch  ferner  geschehen,  wenn 

a)  der  betreffende  Geistliche  eine  solche  Stellung  zum  Staate 
nimmt,  dass  seiner  Zulassung  zum  Religionsunterrichte  ein 
Bedenken  nicht  entgegensteht ; 

b)  dass  er  den  Schulordnungen  im  Allgemeinen  und  speciell  den 
Betreffs  der  Lehrbücher,  der  Aufstellungen  der  Pensa  etc.  etc. 
ergangenen  Anordnungen  pflichjkmäsäig  entspricht; 

c)  dass  er  bei  Erkrankung  oder  Behinderungsfällen  dem  Schul* 
dirigenten  Anzeige  macht,  damit  die  erforderliche  Stellvertre- 
tung rechtzeitig  angeordnet  werden  kann. 

Die  abgehandelten  Lehrstoffe  sind  von  den  betreffenden  Geist- 
lichen in  dem  Fortschrittstagebuch  regelmässig  einzutragen.  Die- 
jenigen Geistlichen,  denen  das  Amt  als  Localschulinspector  hat  ent- 
zogen resp.  der  Zutritt  zu  den  Schulen  hat  untersagt  werden  müssen, 
können  zur  Betheiligung  an  dem  schulplanmässigen  Beligionsunter- 
richt  nicht  zugelassen  werden. 

Ueber  Differenzen  zwischen  dem  Geistlichen  und  Lehrer  in  Be- 
treff  des  Beligionsupterrichtes  entscheidet  die  Schulauf sichtshMrde.^ 

Im  Weiteren  heisst  es :  II.  Leitung  des  schulplanmässigen  ha- 
tholischen  Beligionsunterrichies. 

1.  In  der  Regel  und  so  lange  die  kirchlichen  Obern  ein  an- 
deres Organ  dazu  nicht  bestimmen,  ist  der  gesetzlich  bestellte  Orts- 
pfarrer als  das  zur  Leitung  des  Religionsunterrichtes  berufene  Organ 
zu  betrachten. 

Sowohl  der  Ortspfarrer  als  auch  der  sonst  von  dem  kirch- 
lichen Obern  zur  Leitung  des  Religionsunterrichtes  bestimmte  Geist- 
liche darf  aber  dieselbe  nur  ausüben,  so  lange  er  von  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörde  zu  derselben  zugelassen  werden  kann.  Diese 
Zulassung  muss  versagt  werden,  sobald  der  betreffende  Geistliche 
durch  sein  Verhalten  diejenigen  Zwecke  gefährdet,  welche  der  Staat 
'  mit  der  Erziehung  der  Jugend  durch  die  Volksschule  verbiÄdet 

2.  Wird  an  Stelle  eines  von  der  Leitung  des  Religionsunter- 
richtes ausgeschlossenen  Geistlichen  von  der  kirchlichen  Oberbebdrde 
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ein  anderer  Delegirter  bezeichnet,  so  kann  dieser  zur  Leitung  des 
Beligionsunterrichtes  in  der  Volksschule  zugelassen  werden,  sobald 
unserseits  die  Weisung  gegeben  ist 

3.  Der  als  Organ  der  betreffenden  Beligions> Gesellschaft  aner- 
kannte Pfarrer  oder  sonstige  Geistliche  ist ,  so  lange  ihm  die  Lei- 
tung des  Beligionsunterrichtes  in  der  Schule  nicht  untersagt  worden, 
berechtigt,  dem  schulplan  massigen  Religionsunterrichte  in  den  dafür 
angesetzten  Stunden  beizuwohnen,  durch  Fragen  und,  so  weit  erfor- 
derlich ,  stellenweises  Eingreifen  in  den  Unterricht  sich  davon  zu 
überzeugen,  ob  dieser  von  dem  Lehrer  vollständig  und  sachgemäss 
ertheilt  wird  und  welche  Fortschritte  die  Schüler  darin  gemacht 
habenj;  ferner  den  Lehrer  (jedoch  nicht  in  Gegenwart  der  Kinder) 
sachlich  zu  berichtigen,  Wünsche  oder  Beschwerden  in  Bezug  auf 
den  Beligionsunterricht  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  vorzutragen 
und  endlich  bei  der  Entlassungs- Prüfung  nach  vorherigem  Examen 
die  Gensur  in  der  Beligion  mit  festzustellen. 

4.  Durch  diese  Befugnisse  wird  in  dem  Bechte  der  Aufsicht, 
welches  der  Staat  in  Gemässheit  des  Schulaufsichts-Gesetzes  in  der 
oben  unter  L  1.  Alinea  2  bezeichneten  Bichtung  durch  seine  Organe 
ausübt,  nichts  geändert. 

III.  Kirchlicher  Beicht-  und  Communionunierricht. 

Der  katholische  Beligionsunterricht  zur  Vorbereitung  auf  Beicht 
und  Communion  £^ht  mit  dem  Unterricht  in  den  Volksschulen  in 
keiner  Verbindung,  ist  vielmehr  rein  kirchlicher  Natur,  und  die  Er- 
theilung  desselben  ist  eine  dem  gesetzmässig  berufenen  Geistlichen 
zustehende  geistliche  Amtshandlung,  welche  der  staatlichen  Schul- 
aufsicht nicht  unterworfen  ist. 

Nur  in  so  fern  dieser  Unterricht  Kindern  ertheilt  wird,  welche 
im  schulpflichtigen  Alter  stehen,  und  nach  den  geltenden  Bestim- 
mungen zum  Besuch  der  Volksschulen  verpflichtet  sind,  liegt  es  der 
Schulaufsichtsbehörde  ob,  Vorsorge  zu  treffen,  dass  dem  Unterricht 
in  den  Volksschulen  durch  den  kirchlichen  Beicht-  und  Communion- 
unterricht  kein  Eintrag  geschehe. 

Es  ist  in  dieser  Beziehung  Folgendes  zu  beachten : 

1.  Der  planmässige  Unterricht  in  den  Volksschulen  darf  durch 
den  erwähnten  kirchlichen  Unterricht  nicht  beeinträchtigt  oder  ge- 
kürzt werden,  so  weit  nicht  die  durch  unsere  Gircular- Verfügungen 
vom  8.  März  1875  (L  V.  B.  85G)  und  vom  10.  März  er.  (I.  V.  B. 
1399)  auf  Anordnungen  des  Hrn.  Ministers  nachgegebene  Vergün- 
stigung Platz  greift. 

Die  letztere  geht  vorbehaltlich  solcher  Abänderungen,   welche 
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durch  besonclere  Localverhältnisse  geboten  erscheinen,  dahin,  daas 
Kinder,  welche  das  zwölfte  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  an  vier 
Wochentagen,  Mittwoch  und  Samstag  einschliesslich,  die  Zeit  von 
11 — 12  Uhr  Vormittags  zum  Besuch  des  Gommunionunt^rrichtes 
freigegeben  werden  kann ,  und  dass  ausserdem  denjenigen  Scfaul- 
kindern  des  bezeichneten  Alters ,  welche  noch  einen  längeren  Weg 
zurückzulegen  haben,  um  zum  Pfarrort  zu  gelangen,  die  hierzu  er- 
forderliche Zeit  von  der  auf  10 — 11  Uhr  der  betreffenden  Tage  fal- 
lenden Schulstunde  freigegeben,  werden  soll. 

2.  Durch  den  gedachten  kirchlichen  Unterricht  darf  die  Schul- 
ordnung auch  in  anderer  Weise  nicht  gestört,  und  weder  dieSchul- 
Disciplin  noch  das  sanitätliche  Interesse  der  betheiligten  Schuljugend 
beeinträchtigt  werden. 

Daher  darf  dieser  Unterricht  nicht  auf  Tagesstunden  Terlegt 
werden,  deren  Wahl  entweder  eine  Ueberbnrdung  mit  ohne  längere 
Unterbrechung  aufeinander  folgenden  Unterrichtsstunden ,  oder  die 
Entziehung  der  Hauptmahlzeit  zur  gewohnten  Zeit  für  die  bethdlig- 
ten  Kinder  zur  Folge  haben  würde. 

Als  solche  unzulässige  Stunden  müssen  wir,  nach  Einsicht  der 
auf  unsere  Circular-Verfagung  vom  19.  März  er.  erstatteten  Berichte 
der  Herrn  Kreis- Schulinspectoren ,  die  nachstehend  genannten  be- 
zeichnen: a.  Die  Stunde  von  sieben  bis  acht  Uhr  Morgens  an  Schul- 
tagen, b.  die  Stunde  von  zwölf  bis  ein  Uhr  Nachmittags. 

Wo  nach  den  erwähnten  Berichten  bisher  zu ,  dieser  Zeit  kirch- 
licher Beligionsunterricht  ertheilt  worden  ist ,  haben  die  Harren 
Ereis-Schulinspectoren  und  Landrätha  durch  Benehmen  mit  den  be- 
treffenden Herren  Ortspfarrern  auf  eine  geeignete  Verlegung  der  kirdi- 
lichen  Religionsstunden  hinzuwirken  und  erforderlichen  Falls  durch 
Specialbericht  unser  Einschreiten  nachzusuchen. 

3.  Die  Benutzung  der  Schullocalien  zur  Ertheilung  des  kirdi- 
lichen  Beicht-  und  Gommunionunterrichtes  ist  von  der  Schnlaufsicbt»- 
behörde  dann  zu  versagen,  wenn  entweder  der  Schulunterricht  durch 
eine  solche  Benutzung  eine  Beeinträchtigung  erleiden  würde,  od^ 
wenn  ein  von  der  Leitung  oder  Ertheilung  des  schulplanmässigeo 
Beligionsunterrichtes  ausgeschlossener  Geistlicher  gegründeten  Ver- 
dacht erweckt,  dass  er  den  kirchlichen  Unterricht  an  die  Stelle  des 
schulplanmässigen  Unterrichts  zu  setzen  die  Absicht  habd. 

Ad  4.  werden  die  Bestimmungen  einer  früheren  Verfuguig 
fast  wörtlich  wiederholt. 
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XXXVIII. 

Zur  Verwaltung  des  katholischen  KirchenvermOgens  In 

Preussen^). 

I.  Der  >Köln.  Volksztg.t  1876,  Nr.  269.  I.  Bl.  schreibt  man 
aas  Berlin  28.  September:  Wie  wir  vernehmen,  hat  der  gesammte 
Episcopät  der  katholischen  Kirche  in  Preussen  beim  königlichen 
Ministerium  in  Berlin  zu  Gunsten  der  durch  das  Gesetz  Tom  7.  Juni 
1876  über  die  Aufsichtsrechte  des  Staates  bei  der  Vermögens- Ver- 
waltung in  den  katholischen  Diöcesen  schwer  beeinträchtigten  Rechte 
der  Kirche  rechtliche  Verwährung  eingelegt,  mit  dem  Bemerken, 
dass  die  durch  das  Gesetz  Betroffenen  in.  ähnlicher  Weise,  wie  sol- 
ches dem  ^  Gesetze  vom  20.  Juni  1875  betreffend  die.  Vermögensver- 
waltung in  den  katholischen  Pfarrgemeinden  gegenüber  im  vorigen 
Jahre  geschehen  ist,  ^ich  genöth^t  sehen,  würden,  zur  Ausführung 
des  Gesetzes,  vom  7.  Juni  c.  in  so  fern  mitzuwirken ,  als  dieses  zur 
Abwendung  der  durch  das  Gesetz  fär  den  Fall  der  Kenitenz  ange- 
drohten schweren  Nacbtheile  noth wendig  erscheint.  Beiläufig  mag 
bemerkt  werden,  daßs  das  Gesetz  vom  7.  Juni  c,  welches  am  1.  Oc- 
tober  d.  J.  in  Kraft  treten  wird,  sich  nicht  nur  auf  das  für  katho- 
lische Bischöfe,  Bisthümer  und  Capitel  bestimmte,  sondern  auch  auf 
alles  Vermögen  der  zu  kirchlichen,  wohlthätigen  Schulzwecken  be- 
stimmten, und  unter  Aufsicht  katholisch-kirchlicher  Organe  gestellten 
Anstalten,  Stiftungen  und  Fonds  bezieht,  welche  nicht  von  dem  Ge- 
setze vom  20.  Juni  1875  betroffen  werden.  Damit  ist  also  die  ^e- 
sammie  Vennögens- Verwaltung  der  katholischen  Kirche  in  Preussen 
in    allen  Beziehungen  der  Aufsicht  der  Staatsbehörden   unterstellt, 


1)  Es  erschienen  inzwischen  bereits  zwei  Werke ,  welche  die  gegenwar- 
tige preassische  staatskirchliche  Kirchenvermögens-Verwaltang  an  der  Hand  der 
betreffenden. Gesetze  nnd  Verordnongen  darstellen:  1.  ein  »Handbuch  der  ge« 
flammten  Vermögens-Verwaltung  in  den  katholischen  Kirchengemeinden  von 
H,  Vanedesch€  (Düsseldorf,  Deiters  1876,  Preis  3  Mark.);  2.  ein  vom.  Stand- 
punkte der  preussischen  Bischöfe  ausgehendes  gut  juristisch  erläuterndes  prakti- 
sches Werk  »Die  Verwaltung  des  KirchenvermOgens  nach  Erläss  des  Gesetzes 
Yom  20.  Junill875  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  in  der 
preussischen  Bheinprorinz  und  namentlich  -der  Erzdiöcese  Köln  von  Dr.  Ludolf 
Htinrich^  (Köln,  Bachern  1876,  mit  Sachregister  VIÜ  u.  172  S.  8. ;  Preis  2  Mark.) 
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und  die  Freiheit  und  Unabhängigkeit,  welche  die  Verfassung  Tom 
Jahre  1850  der  katholischen  Kirche  in  Betreff  der  Vermögens-Ver- 
waltung  gänzlich  beseitigt.  [Im  nächsten  Hefte  des  Archivs  folgt 
der  Wortlaut  der  bischöflichen  Proteste.] 

* 

J2.  Auch  der  Cardinal-Erzbischof  von  Posen-Gnesen  Graf  Le- 
dochoivsU  hat  ein  vom  Krakauer  »Czasc  uuter  dem  6.  Octoto  1876 
in  polnischer  Sprache  mitgetheiltes  aus  Albano  vom  23.  September 
datirtes  Schriftstück  an  das  preussische  Staatsministerium  gerichtet, 
worin  er  sich  der  rechtlichen  Verwahrung  anschliesst,   welche  die 
übrigen  preussischen  Bischöfe  wegen  des  Qtes.  vom  7.  Juni   1876 
über  die  Aufsichtsrechte  des  Staates  bei  der  Vermögens-Verwaltuog 
in  den  katholischen  Diöcesen  an  das  Ministerium  gerichtet  haben. 
Auch  der  Pariser  »Mondec   veröffentlichte  bald  darauf  den  Protest 
des  Gardinal-Erzbischofi.     Se.  Eminenz   spricht  sich  in  demselboi 
dahin  aus,  dass  durch  das  genannte  Gesetz  die  Befugnisse  des  Staates 
zu  sehr  ausgedehnt  werden,  während  von  den  Bechten  der  Kirche 
das  Gegentbeil  behauptet  werden  könne.    Der  Staat  habe  sich  dem 
Kirchenvermögen   gegenüber    ebenso   zu  verhalten,    wie    bezüglieh 
des  Privateigen thums,   und  nicht  in  der  Weise,   wie  er  sich  d^ 
Vermögen  von  Minderjährigen  gegenüber  stellt.     Wie  die  Herrn 
Bischöfe  gegen  das  Vermögens-Verwaltungsgesetz  vom  20.  Juni  1875 
protestirt  hätten,  so  erachte  Se.  Eminenz  es  ebenfalls  f^r  seine  Pflicht 
gegen  das  in  Bede  stehende  Gesetz  Verwahrung  einzulegen.     Zum 
Schlüsse  sagt  der  Cardinal:   »Obgleich  ich  wenig  Hoffnung  habe, 
dass  das  Staatsministerium  der  Vorstellung  der  Bischöfe  ein  geeig- 
netes Ohr  leihen  und  ihre  berechtigten  Wünsche  erfüllen  wird,  so 
bin  ich  doch  gezwungen ,  diesen  Protest  und  meine  Verwahrung  an 
das  hohe  Staatsministerium  zu  richten ,  weil  dies  die  Pflicht  meines 
bischöflichen  Amtes  erfordert,  sowie  auch  desshalb,   weil  ich  weiss, 
dass  es  eine  Gewalt  gibt,  die  höher  ist,  als  die  menschliche  Gewalt^ 
welche  jederzeit  den  Protesten  der  Kirche  die  Weihe  einer  unüber- 
windlichen Kraft  ertheilt.c     (Vgl.  Germania  1876  Nr.  231  u.  BeiL 
zu  Nr.  237.) 

3.  Der  preussische  Beichsanzeiger  vom  1.  October  brachte  folgende 
Verordnung  über  die  Ausübung  der  Aufsichtsrechte  des  Staates 
bei  der  Vermögens- Verwaltung  in  den  katholischen  Diöcesen. 

Wir  Wühelm^  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
verordnen  in  Gemässheit  des.§.  10.  des  Gesetzes  über  die  Aufiächts- 
rechte  des  Staates  bei  der  Vermögens-Verwaltung  in  den  katbalisdMB 
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Diöcesen  vom  7.  Juni  1876,  auf  den  Antrag  Unseres  Staatsroinisteriums, 
für  den  Ompfang  der  Monarchie,  wie  folgt: 

Artikel  1.  Die  in  den  §§.  2.  bis  5.,  7.  und  8.  des  Gesetzes 
vom  7.  Juni  1876  angegebenen  Aufsichtsrechte  des  Staates  werden 
ausgeübt : 

1)  von  dem  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten,  und  zwar, 
soweit  das  Ressort  des  Ministers  des  Innern  betheiligt  ist,  unter 
Zuziehung  des  letzteren 

bei  dem  Erwerb,  der  Veräusserung  oder  der  dinglichen  Bela- 
stung von  Grundeigenthum  (§.  2.  Nr.  1.),  wenn  der  Werth 
des  zu  erwerbenden  oder  zu  veräussernden  Gegenstandes  oder 
wenn  der  Betrag  der  Belastung  die  Summe  von  zehntausend 
Mark  übersteigt, 

bei  der  Veräusserung  von  Gegenständen,  welche  einen  geschicht- 
lichen wissenschaftlichen  oder  Eunstwerth  haben  (§.  2.  Nr.  3.), 

bei  ausserordentlicher  Benutzung  des  Vermögens,  welche  die 
Substanz  selbst  angreift  (§.  2.  Nr.  3.), 

bei  der  Errichtung  neuer,  für  dän  Gottesdienst  bestimmter  Ge- 
bäude (§.  2.  Nr.  5.), 

bei  der  Anlegung  von  Begräbnissplätzen  (§.  2.  Nr.  6.); 

2)  von  dem  Finanzminister  und,  dem  Minister  der  geistlichen 
Angelegenheiten  in  den  Fällen  des  §.  4.  Absatz  2; 

3)  von  der  Oberrechnungskammer  in  den  Fällen  des  §.  7.  Ab- 
satz 2.; 

4)  von  dem  Oberpräsidenten  in  den  übrigen  Fällen  der  §§.  2., 
4.  und  7.,  sowie  in  den  Fällen  der  §§.  3,  6.  und  8. 

In  den  Fällen  des  §.  5.  entscheidet  bei  erhobenem  Widerspruch 
der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  und  zwar,  soweit  das 
Ressort  des  Ministers  des  Innern  betheiligt  ist,  unter  Zuziehung  des 
letzteren. 

Artikel  2.  Die  im  §.  9.  des  Gesetzes  vom  7.  Juni  1876  an- 
gegebenen Befugnisse  werden  ausgeübt,  und  zwar 

die  im  Absatz  1  und  2  angegebenen  von  denjenigen  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  welche  im  Artikel  1.  für  die  Fälle  der  §§.  4. 
5.,  7.  und  8.  bestimmt  sind, 
die  im  Absatz  3  und  4  angegebenen  von  dem  Minister  der 
geistlichen  Angelegenheiten,  in  den  Fällen  des  §.  4.  Absatz 
2  und  des  §.  7.  Absatz  2  von  dem  Finanzminister  und  dem 
Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten. 
Artikel  3.   Den  verwaltenden  Organen  steht  gegen  Verf&gungen 
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• 

des  Oberpräsidenten  —  Artikel  1.  Nr.  4.  und  Artikel  2.  —  die  Be- 
rufung zu  und  zwar  .  . 

in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  das  Ressort  des  Ministers  des 
Innern  betheiligt  ist,  an  diesen  und  den  Minister  der  geist- 
lichen Angelegenheiten, 
in  allen  übrigen  Fällen  an  den  Minister  der  geistlichen  Ange- 
legenheiten. 
Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und 
b'eigedrucktem  königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Baden-Baden,  den  29.  September  1876. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Fürst  y.  Bismarck.    Camphausen.    Qraf  zu  Eulenburg.    Leonhardt 
Falk.     Eameke.     Achenbach.    Friedenthal.     v.  BQlow.  .  Hofmano. 

4.  Die  sämmtlichen  Eirchenvorstände  der  Decanate  Bonn  nnd 
Hersei  haben  gleichmässig  gegen  das  Vorgehen  der  Regierung, 
wodurch  die  seit  mehr  als  70  Jahren  im  ruhigen  und  ungestörten 
Genuss  der  betreffenden  Pfani^r  verbliebenen  Ffarr^Doialgükr  mit 
Beschlag  belegt  wurden,  Protest  erhoben  und  diesen  unter  Zugrunde- 
legung eines  Rechtsgutachtens  des  Eronsyndicus  und  geheimen  Jn- 
stizraths  Prof.  Dr.  Bauerband  zu  Bonn  an  die  Bürgermeister  gelangen 
lassen.    Der  Protest  hat  folgend*en  Wortlaut : 

»Die  in  jüngster  in  vielen  katholischen.  Pfarreien  von  den  be- 
treffenden Ortsbürgermeistern  den  betreffenden  Pfarrern  und  Eir- 
chenvorständen  amtlich  angezeigte,  oder  in  der  Form  protocolliscber 
Verhandlungen  bekundete  sogenannte  Beschlagnahme  der  Pfarrdo- 
tationsgüter  hat  zur  Einholung  des  Gutachtens  eines  nach  unserer 
Meinung  dazu  befähigten,  auch  regierungsseitig  als  solcher  an^- 
kannten  Recbtsverständigen  über  den  rechtlichen  Grund  oder  ün- 
grund,  sowie  über  gesetzliche  Zulässigkeit  einer  solchen  Massr^ 
Veranlassung  gegeben. 

Den  darin  anliegend  ausgeführten  Gründen  unsrerseits  beipflich- 
tend, protestiren  wir  zugleich  gegen  die  supponirte  Anwendbarkeit 
des  Gesetzes  vom  22.  April  1875  auf  die  den  Gegenstand  des  fran- 
zösisch kaiserlichen  Decretes  vom  1,  März  1806  (cf.  Präfecturacten 
des  Roer-Departements,  Jahrg.  1806,  S.  470)  bildenden  Vermögens- 
objecte,  indem  wir  die  Eigenschaft  derselben  aU  Skiatsgut  und  die 
uns  daran  nach  dem  gedachten  Decrete  zustehenden  dinglichen  Rechte 
als  Leistungen  aus  Staatsmitteln  förmlich  und  feierlich  bestreiten, 
vielmehr  die  fortdauernde  Qualität  derselben  als  eines  jeder  Einwir- 
kung des  Staatsfiscus  gänzlich  entzogenen  Eirchengutes  behaupte 
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und  vor  allem  weiteren  Einschreiten  der  Staatsverwaltangsbehörde 
die  Entscheidung  des  unabhängigen,  keiner  anderen  Autorität,  als 
jener  des  Gesetzes  unterworfenen  Bicht^ramts  verlangen  und  bis 
dahin  die  versuchte  Beschlagnahnoie  als  rechtlich  wirkungslos  be- 
trachten. 

Der  Kirchenvorstand:  N.c 

Das  oben  angezogene  Bechtsgutachten  hat  folgenden  Wortlaut : 

»Das  Gesetz  vom  22.  April  1875  (Gesetzsammlung  S.  194,  aus- 
gegeben, ßerlin  den  26.  ejus.)  betreffend  die  Einstellung  der  Lei- 
stungen aus  Staatsmitteln  fär  die  römisch-^katholischen  Bisthümer 
und  Geistlichen  bestimmt  in  §.  1.  wörtlich: 

»In  den  Erzdiöcesen  Köln  etc.  werden  vom  Tage  der  Ver- 
kündigung dieses  Gesetzes  ab  sämmtliche  für  die  Bisthümer,  die  zu 
denselben  gehörigen  Institute  und  die  Geistlichen  bestimmten  Lei- 
stungen aus  Staatsmitteln  eingestellt« 

Der  mit  der  Ausfuhrung  dieses  Gesetzes  beauftragte  Minister 
der  geistlichen  Angelegenheiten  behauptet,  dass  dasselbe  auch  auf 
die  Nutzung  derjenigen  Güter  Anwendung  finde,  welche  vor  der  fran- 
zösischen Herrschaft,  als  zur  Dotation  des  katholischen  Pfarramtes 
gehörig,  in  den  vier  Departementen  des  linken  Bheinufers  durch 
Consularbeschluss  vom  20.  Prairial  X  =  9.  Juni  1802  —  unter  die 
Hand  der  Nation  gestellt,  in  deren  Fortgenuss  aber  die  betreffenden 
Pfarrer  und  Deservienten  durch  kaiserliches  Decret  vom  7.  März 
1806  gqhandbabt  worden.  Gestützt  auf  diese  Behauptung  sind  in 
jüngster  Zeit  auf  Anordnung  des  muthmasslich  im  Auftrage  des 
Herrn  Ministers  der  geistlichen  Angelegenheiten  handelnden  Ober- 
präsidenten der  Bbeinprovinz  in  mehreren  Pfarreien  der  Diöcese  die 
sogenannten  Pfarrdotationsgüter  durch  die  betreffentlen  Ortsbürger- 
meister in  sogenannten  Beschlag  genommen,  d.  h.  Befehle  erlassen 
worden,  durch  deren  Vollziehung  die  betreffenden  Pfarrer  resp.  Kir- 
chenvorstände in  dem  ferneren  Fortgenusse  der  in  Bede  stehenden 
Pfarrdotationsgüter  gehindert  werden  sollen. 

Diese,  mit  der  Androhung  eventueller  Gewaltanwendung  ver- 
bundene Massregel  erscheint  indess  meines  Dafarhaltens  rechtlich 
durchaus  unbegründet..  Sie  beruht  unverkennbar  auf  der  Voraus- 
setzung, dass  die  fraglichen  Güter  zu  den  Staatsdomänen  gehörig, 
somit  ^taatseigenthum  und  die  den  betreffenden  Pfarrern  bisher  zu- 
gestandenen Nutzungen  derselben,  Leisttmgen  ai48  SkujttsmUteln  seien, 
und  auf  der  ferneren  Annahme,  dass  der  mit  der  Vollziehung  des 
die  Einstellung  derartiger  Leistungen  befehlenden  Gesetzes  beauftragte 
Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  befugt,  sei ,   den  Wieder- 
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Sprüchen  der  betreffenden  Pfründner  nnd  Eirchenvorstände  ongeach- 
tet,  die  Vorfrage :  ob  die  iu  Bede  stehenden  Güter  Staatseigenthom, 
und  das  den  Pfarrern  bis  dahin  zugestandene  Recht  der  Nutzniessaog 
derselben  eine  Leistung  aus  Staatsmitteln  sei,  endgültig  and  zwar 
im  Sinne  seiner  einseitigen,  andererseits  bestrittenen  Bechtsansicht 
zu  entscheiden. 

Jene  Voraussetzung  ist  aber  unhaltbar  und  die  letztgedacbte 
Annahme  mit  dem  Wesen  eines  Rechtsstaates,  wozu  auch  Prensseo 
zu  gehören  gerühmt  wird,  unvereinbar. 

Anlangend  nämlich  zuvörderst  die  durch  das  Gesetz  vom  22. 
April  1875  befohlene  Einstellung  der  Leistungen  aus  Staatsmitteln, 
so  ist  dieselbe  jedenfalls  stricte  zu  interpretiren ,  mithin  nur  dann 
anwendbar,  wenn  den  betreffenden  Bisthümern,  Instituten  oder  Geist- 
lichen bis  dahin  irgend  eine  materielle  Beihilfe  aus  Staatsmitteln, 
d.  h.  aus  einem  dem  Staate  zugehörenden,  oder  doch  zu  dessen  freier 
Verfugung  stehenden  Vermögen,  zu  gewähren  war.  Durch  die  Worte 
-»Leistungen  aus  Staatsmitteln^  sollte  —  wie  die  Motive  des  von  der 
Staatsregierung  vorgeschlagenen  Gesetzes  besagten  —  jeder  Zweifel 
darüber  abgeschnitten  werden,  dass  der  Einstellung  nicht  nur  baare 
Besoldungen  und  Zuschüsse,  Sondern  auch  alle  sonstige  materielle 
Beihilfen  unterliegen,  welche  der  Staat  zu  den  angegebenen  Zwecken 
—  (aus  seinen  eigenen  Mitteln)  bisher  gewährt  hat.  Die  gedachten 
Motive  fügen  nun  zwar  noch  hinzu:  »Insbesondere  fallen  darunter 
also  auch  alle  Naturalprästationen  in  Getreide  und  Holz ,  femer  die 
Gebrauchs-  und  Nutzungsrechte  an  Gebäuden  und  sonstigen  Reali- 
täten,t  und  höchst  wahrscheinlich  ist  es  gerade  dieser  letzbezogene 
Passus  der  Erläuterung,  wodurch  die  Ausdehnung  des  Gesetzes  aof 
den  einzustellenden  Fortgenuss  der  in  Bede  stehenden  PCarr-Dotal- 
güter  begründet  werden  soll.  Dem  steht  aber  der  klare,  keiner  mehr- 
fachen Auslegung,  viel  weniger  einer  Ausdehnung  empfängliche  Wort- 
laut des  Gesetzes  »Leistungen  aus  Staatsmitteln«  entgegen,  sofern 
nicht  bewiesen  werden  kann  oder  zugestanden  wird,  dass  die  quaest 
Güter  zu  den  Staatsdomänen  gehören,  und  eben  desshalb  die  bisbaige 
Einräumung  ihrer  Nutzungen  an  die  betreffenden  Pfarrer  als  eme 
Leistung  aus  Staatsmitteln  zu  betrachten  sei.  Oarin  besteht  also 
beim  Widerspruche  der  betreffenden  Pfarrer  und  Eirchenvorsttode 
und  dem  bisherigen  70jährigen  Besitzstande  die  eigentliche  Conbo- 
verse,  welche  als  eine  präjudicielle  Eigenthumsfrage  nur  durch  die 
gesetzgebende  oder  durch  keine  andere  Autorität,  als  jener  des  Ge- 
setzes unterworfenen  richterlichen  Gewalt  entschieden  werden  kann. 

Die  fraglichen  Güter  waren  vor  der  fremdherrlichen  Gesetzge- 
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bnng  unzweifelhaft  Eircbengüter  im  weiteren,  oder  Pfründevermögea 
im  engeren  Sinne,  und  fielen  demnach  unter  die  Bestimmungen  des 
Consularbescblusses  vom  20.  Prairial  X  =  9.  Juni  1802,  wodurch 
bekanntlich  in  den  vier  Departementen  des  linken  Bheinufers  alle 
den  Pixtrrern  zugehörige  (d.  h.  zur  Dotation  des  Pfarramtes  gehörige) 
Gütern  unter  die  Hand  der  französischen  Nation  gestellt  wurden 
>8ont  mis  sous  la  main  de  la  nation.«  Ueber  die  eigentliche  Be- 
deutung dieser  Worte  kann  man  vielleicht  verschiedener  Meinung 
sein ,  so  viel  aber  ist  gewiss  und  unbestritten ,  dass  dadurch  dem 
Staatsfiscus  die  Befugniss  eingeräumt  werden  sollte,  über  die  frag- 
lichen Güter  ganz  nach  Gutdünken  der  Staatsregierung  zu  disponiren. 
Allerdings  war  es  dabei  hauptsächlich  auf  Verbesserung  des  Staats- 
Einkommens  durch  Confiscation  abgesehen  ynd  es  wurde  daher  auch 
schon  frühzeitig  zur  Veräusserung  der  confiscirten  Güter  geschritten,  je- 
doch blieben  einzelne  der  unter  die  Hand  der  Nation  gestellten  Bealitäten, 
sei  es,  weil  sie  dem  Staate  verheimlicht  wurden,  oder  aus  anderen  Grün- 
den, Jahre  lang  unveräussert,  und  dahin  gehörten  auch  insbesondere.hin 
und  wider  einzelne  sog.  Pfarrdotationsgüter.  Die  den  Pfarrern  undDe- 
servienten  bewilligten  Staatsgehälter  waren  so  kärglich  bemessen, 
dass  das  Vorlangen  nach  Vermehrung  ihres  Einkommens  vielfach 
laut  geworden,  und  eben  dadurch  fand  sich  der  Kaiser  veranlasst, 
durch  Decret  vom  7*  März  1806  zu  verfügen. 

»Les  cur^s  et  desservans  du  diocese  d'Aix-la-Chapelle  sont 
maintenus  dans  la  jouissance  des  biens  non  ali^nes  qui  ser- 
vaient  ci-devant  ä  la  dotation  des  cur^  et  succursales  de  ce 
diocese  de  la  memo  maniere  qu'ils  en  ont  joui  pr^cMement.€ 

Der  Wortlaut  dieser  Verfugung  des  damals  fast  unbeschränk- 
ten Gebieters  gestattet  nun  aber  nicht  den  mindesten  Zweifel,  dass 
die  Staatsregierung  bis  dahin  von  der  ihr  als  Organ  oder  Vertreterin 
der  Nation  durch  den  Consularbeschluss  vom  20.  Prairial  X  ertheil- 
ten  Befugniss  in  Betreff  der  in  Rede  stehenden  Güt^r  noch  keinen  Ge- 
brauch gemacht,  vielmehr  alles  in  dem  früheren  Zustande  belassen  hatte, 
indem  nämlich  in  entgegengesetztem  Falle  von  einer  Handhabung  in 
der  jouissance  eben  dieser  Güter  und  zwar  in  der  früheren  Art  und 
Weise  nicht  hatte  die  Bede  sein  können.  Einer  ausdrücklichen  Er- 
klärung darüber,  wer  dann  als  Eigenthümer  eben  dieser  Güter  zu 
betrachten  sei,  bedurfte  es  nicht,  wenn  die  Benutzung  oder  der  Nutz- 
vertrag derselben  in  der  nämlichen  Art  und  Weise,  wie  früher,  d.  h. 
den  jedesmaligen  Pfründnern  zugesichert  ward,  was  nach  ausdrück- 
licher Bestimmung  des  Artikel  610  des  B.  G.  B.  nicht  durch  Con- 
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stitoirung  eines  von  der  Proprietät  im  engeren  Sinne  bleibend  ge- 
trennten usus  fructus  geschehen  konnte.  Wenn  daher  die  Staata- 
regierung  ohne  ausdrückliche  Verzichtleistung  auf  das  Eigenthoms- 
recht,  welches  sie  sich  nach  dem  Consnlarbeschlusse  vom  20.  Prairial 
X.  hätte  zuwenden  können,  sich  der  jouissance  der  qu.  Guter  zu 
Gunsten  der  betreffenden  Pfründner  för  alle  Zeiten  begab,  so  verzichtete 
sie  eben  damit  stillschweigend  auf  das  nach  Artikel  544  des  G.  B. 
zum  Wesen  des  Eigenthums  gehörige  Becht,  über  diese  Güter  auf 
die  unbeschränkteste  Weise  zu  schalten,  und  es  blieb  ihr  demnach 
nur  noch  das  Becht  übrig,  die  bleibende  Verwendung  desselben  zu 
dem  vorbezeichneten  Zwecke  und  die  Conservation  ihrer  Substanz  zu 
..überwachen,  auch  im  Falle  des  Missbrauchs  oder  der  Unmöglichkeit 
fernerer  Zweckerfüllung  die  Privaten  in  favorum  fisci  zu  erwirken. 
Das  solchergestalt  determinirte  Becht  kann  aber  unter  den  Begriff 
eines  Staatsgutes,  aus  welchem  die  Mittel  zur  Bestreitung  kirchlicher 
Bedürfnisse  zu  gewähren,  sicherlich  nicht  subsumirt  wird. 

In  diesem  Sinne  ist  denn  auch  das  vorgedacbte  kaiserliche 
Decret  vom  7.  März  1806  bisher  immer  und  überall  verstanden  wor- 
den, indem  nämlich  die  darin  bezeichneten  Güter  »qui  servaient  d- 
devant  ä  la  dotatiou  des  cur^  et  succursalesc  und  in  deren  jouis- 
sance die  jedesmaligen  Pfarrer  und  Deservienten,  und  zwai^de  la  ma- 
niöre  qu'ils  ont  joui  pr^cödement  roanutirt  worden,  nicht  nur  in  den  be- 
treffenden Katastern,  sondern  auch  in  den  sogenannten  Lagerbücbern 
überall  mit  Vorwissen  und  Genehmigung  der  Begierung  als  Kirchen- 
guter  eingetragen  sind,  während  in  den  Begistern  der  Staatsdomft- 
*nenverwaltung  davon  gar  keine  Erwähnung  enthalten  ist. 

Hiernach  entbehrt  die  Voraussetzung,  dass  das  Gesetz  vom  22. 
April  1875  betreffend  die  Einstellung  der  Leistungen  ans  Staatsmitteln 
auch  auf  die  in  Bede  stehenden  sogenannten  Pfarrdotätionsgüter  an- 
wendbar sei,  jedes  rechtlichen  Grundes:  jedenfalls  haben  die  be^ 
treffenden  Herren  Pfarrer  und  Kirchen  vorstände  das  Becht  und  die 
Pflicht^  eine  solche  Ausdehnung  des  gedachten  Gesetzes  mit  aller 
Energie  zu  bestreiten.  Geschieht  dies,  so  liegt  eine  präjudicieße 
EigetUhumsfrage  vor,  worüber  weder  der  mit  der  Ausführung  des 
Ganzen  beauftragte  Herr  Minister,  noch  irgend  eine  ihm  untergeord- 
nete Verwaltungsbehörde,  sondern  in  einem  Bechtsstaate,  wozu  auch 
Preussen  zu  gehören  sich  rühmt,  nur  die  keiner  anderen  Autorität 
als  jener  des  Gesetzes  unterworfenen  unabhängigen  Gerichte  endgül- 
tig zu  entscheiden  haben.  Selbst  eine  sogenannte  Beschlagnahme 
insofern  darunter  eine  mit  Androhung  von  Strafe  oder  der  Anwen- 
dung von  Zwangsmitteln  verbundene  Verhinderung  des  ferneren  Oe- 
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Dussrechtes  verstanden,  wird,  erscheint  meines  Dafürhaltens  in  dem 
gegebenen  Falle  durchaus  unzulässig  und  aller  rechtlichen  Wirkung 
entbehrend.  Handelt  es  sich  von  einer  wirklichen  Leistung  aus 
Staatsmitteln  im  grammatischen  Sinne  des  Wortes  >Leishmg€  (Er- 
füllung eines  persönlichen  Forderungsrechtes)  so  würde  allerdings  der 
StaatsfiscuSy  aus  dessen  Mitteln  dieselbe  zu  effectuiren  wäre,  sich 
rein  passiv  und  abwehrend  verhalten,  und  seinen  Organen  jede 
fernere  Leistung  zu  verbieten  wohl  befugt  und  verpflichtet  sein  und 
es  wurden  alsdann  die >  betreffenden  Qeistlichen-,  wenn  sie  glaubten, 
dass  ihnen- Unrecht  geschehe,  in  der  Lage  sein,  ihr  Becht  klagend 
zu  verfolgen ;  da  aber  der  Staatsfiscus  von  ihnen  gar  nicht  in  An- 
spruch genommen,  vielmehr  nur  die. Handhabung  des  de  facto  seit 
mehr. als  70  Jahren  fortbestehenden  Zustandes  als  ein  Becht  präten- 
dirt  wird,  ^o  kann  auch  der  Staatsfiscus,  als  angreifender  Theil,  ohne 
Verletzung  unzweifelhafter  Grundsätze,  sich  nicht  eigenmächtig  ver- 
meintliches Becht  zu  verschaffen,  befugt  sein.  Sollte  etwa  im  Ver- 
laufe des  über  die  Vorfrage  erhobenen  zur  gerichtlichen  Cognition 
gehörigen  Streites  eine  conservatorische  Massregel  nöthig  oder  doch 
zur  Wahrung  der  fiscalischen  Bechte  zweckmässig  erscheinen,  so 
würde  dennoch  die  Anordnung  derselben  nicht  einseitig  von  der  da- 
bei betheiligten  Verwaltungsbehörde,  sondern  von  der  in  der  eigent- 
lichen Streifrage  ausschliesslich  zur  Entscheidung  befugten  Gerichts- 
behörde zu  treffen  sein. 

Bonn,  4.  October  1876. 

M.  S. 
Dr.  Bauerband. 

5.  Wie  die  »liberalet  Elberf.  Ztg.  aus  Düsseldorf^  31.  October 
hörte,  stiess  die  von  der  k.  Begierung  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
22.  April  1875  eingeleitete  Einjsnehung  der  Pfarrdotalgüter  an  vielen 
Stellen  auf  Schwierigkeiten.  Es  sollen  nur  diejenigen  Pfarrdotalgüter 
zur  Einziehung  gelangen,  welche  anfänglich  von  der  französischen 
Regierung  eingezogen  worden,  später  aber  in  Gemässheit  des  Decrets 
vom  7.  März  1806  den  Nutzniessern  constituirt  worden  sind.  Für 
manche  Pfarrgemeinden  ist  es  nun  sehr  schwierig,  zu  ermitteln, 
welche  von  den  Pfarrdotalgütern  in  diese  Kategorie  gehören.  Die 
Akten  des  k.  Staatsarchivs  geben  meist  nur  ungeüügenden  Aufschlüsse 
die  Kataster  lassen  ebenfalls  vielfach  im  Stich ,  so  dass  wohl  noch 
Wochen  vergehen  werden,  ehe  die  angeordnete  Einziehung  allent- 
halben zur  Durchführung  gebracht  werden  kann.  (Vgl.  Germania 
1876,  Nr.  251.) 
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6,  Von  Seiten  verschiedener  Landrätbe  am  Niederrhein  ergingen 
im  Wege  der  Bürgermeisteieien  an  die  Pächter  zur  Pfanrdotation  ge- 
höriger Grundstücke,  Verbote  den  Pachtzins  an  die  Pfarrer  sdbst 
auszuzahlen ;  die  Pachtzinse  sollten  nun  vielmehr  an  die  politischen 
Steuercasssen  entrichtet  werden.  Sehr  richtig  bemerkten  dagegen  die 
Köln.  Blätter  1876,  Nr.  251  IL  Blat*: 

Durch  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1875  betr.  die  Vermögei»- 
Verwaltung  der  katholischen  Eirchengemeinden  wurde  die  Besorgung 
der  kirchlichen  Vermögens-Angelegenheiten  neu  geregelt  und  zu  die- 
sem Zwecke  zwei  Organe,  der  Kirchen-Vorstand  und  die  Gemeinde- 
vertretung, mit  verschiedenen  Befugnissen  eingesetzt.  Die  Thätig- 
keit  des  Kirchen- Vorstandes-  umfasst  gemäss  §.  8.  AI.  1  des  cit 
Gesetzes  die  Verwaltung  des  kirchlichen  Vermögens  und  gehören 
nach  §.  3.,  n.  1  zu  diesem  Vermögen  auch  die  Pfarrdotationsguter. 
Auf  Grund  der  bezogenen  Gesetzesstellen  glauben  nun  Manche  an- 
nehmen zu  müssen,  dass  die  Verpachtung  jener  Güter  Sache  des 
Kirchen-Vorstandes  und  nicht  mehr  wie  früher  des  jeweiligen  Pfarr- 
Inhabers  sei.    Dem  ist  aber  nicht  so. 

Die  Aufgabe,  welche  man  sich  bei  Ausarbeitung  jenes  Gesetzes 
gestellt,  ist  keineswegs  die  gewesen,  materielles  Recht  zu  schaffen, 
wie  dies  auch  bei  der  ersten  Berathung  desselben  im  Abgeordneten- 
hause  seitens  des  Regierungs-Commissars  hervorgehoben  wurde.  Das 
Gesetz  sollte  lediglich  organisatorisch  sein;  es  soUten  Organe  ge- 
schaffen werden,  welche  die  Vermögens- Verwaltung  in  den  katholi- 
schen Kirchengemeinden  zu  besorgen  hätten.  Schaffte  dieses  Gesetz 
aber  kein  materielles  Becht,  so  konnte  durch  dasselbe  auch  ein  n 
Gunsten  eines  Dritten  an  dem  kirchlichen  Vermögen  bestehendes 
materieUes  Recht  in  keiner  Weise  alterirt,  und  die  Verwaltung 
desselben  dem  Kirchen- Vorstande  daher  nur  insoweit  übertragen 
werden,  als  dadurch  die  an  jenem  Vermögen  dinglich  Berechtigten 
nicht  beeinträchtigt  wurden. 

Durch  Artikel  6.  des  Decretes  vom  6.  November  1813  ist  nnn 
den  jeweiligen  Pfarr-Inhabem  an  den  sämmtlichen  zu  ihrer  Dota- 
tion bestimmten  Vermögensstucken  das  Niessbrauchsrecht  eingeräumt 
Der  Pfarr-Inhaber  hat  demnach  nach  a.  578  c.  c,  unter  der  Ver- 
pflichtung, die  Substanz  zu  erhalten,  das  vollständige  Gebrauchs- 
und  Nutzungsrecht  an  jenen  Grundstücken  und  ist  somit  dOern  be- 
rechtigt, dieselben  zu  benutzen  oder  zu  verpachten  (arg.  a.  595  c  c 
und  a.  8  ff.  des  Decrets  vom  6.  Nov.  1813.) 

Dieses  dingliche  Recht  des  Pfarr-Inhabers  konnte  daher  durch 
das  Gesetz  vom  20.  Juni  1875  in  keiner  Weise  beeinträchtigt  oder 


Verwaitimg  des  kathol,  Kirchenverm.  in  Preuasen  (1875—18760    ^^^ 

geschmälert  werden,  wesshalb  auch  die  Verwaltangsbefugniss  des 
Kirchenvorstandes  an  den  zur  Besoldung  der  Geistlichen  bestimm- 
ten Vermögensstucke  durch  §.  8.  AI.  3  des  cit.  Gesetzes,  in  richtiger 
Würdigung  dieser  Verhältnisse,  insoweit  beschränkt  wird,  als  da- 
durch die  Bechte  der  jeweiligen  Inhaber  berührt  werden. 

Die  Verwaltungsbefugniss  des  Kirchen -Vorstandes  bezüglich 
dieser  Vermögensstücke  tritt  erst  dann  in  vollem  ümpfange  ein, 
wenn  ein  Niessbrauchberechtigter ,  ein  Pfarr-Inhaber,  nicht  vorhan- 
den ist. 

7.  Die  genannte  Köln.  Volksztg.  hat  im  Jahre  1876  in  Nr. 
184,  I.  Bl.  und  nochmals  in  Nr.  305  I.  Bl.  nachgewiesen,  dass  ein 
preussischer  Staatscommissar  für  die  bischöfliche  Vermögensverwal- 
tung nicht  die  Befugniss  hat,  Ordnungsstrafen  anzudrohen  oder  fest- 
zusetzen und  zum  Beweise  unter  Anderem  auf  ein  Bescript  des 
preussischen  Cultusministers  vom  29.  Januar  1876  hingewiesen. 

8.  Die  Beilage  zu  Nr.  252  der  Germania  1876  entnahm  dem 
»Schlesischen  Kirchenblattc  folgende  Notiz: 

>Wie  uns  mitgetheilt  wird,  ist  vor  kurzer  Zeit  eine  Auffor- 
derung seitens  des  Landeshauptmanns  von  Schlesien  an  die  Herren 
Erepriester  ergangen,  über  die  in  ihren  Archipresbyteriaten  vorhan- 
denen kirchlichen  Stiftungen  zu  Schul-  und  Armenzwecken  zu  berich- 
ten. Das  Ansuchen  wird  damit  motivirt,  dass  eine  frühere,  durch 
die  königliche  Behörde  veranlasste  Aufstellung  sehr  mangelhaft  sei. 
Wie  wir  hören,  sind  die  Herren  Erzpriester  aus  naheliegenden  Grün- 
den nicht  gesonnen  diesem  Ansuchen  Folge  zu  geben,  c 

Wahrscheinlich  von  ofüciöser  Seite  ist  die  »Schles.  Ztg.c  in 
den  Stand  gesetzt,  Folgendes  zu  obiger  Notiz  zu  bemerken: 

»Der  Herr  Landeshauptmann  von  Schlesien  hat  die  Absicht, 
ein  Verzeichniss  sämmtlicher  in  der  Provinz  existirenden  milden 
Stiftungen,  corporativen  Vereine  und  Anstalten  für  wohlthätige  und 
andere  Zwecke  zusammenzustellen  und  zu  veröffentlichen.  Es  sind 
desshalb  die  Magistrate,  Guts-  und  Gemeindevorstände  in  der  gan- 
zen Provinz  veranlasst  worden,  eine  Nachweisung  der  in  ihren  Ort- 
schaften vorhandenen,  den  bezeichneten  Zwecken  dienenden  Stiftungen, 
Vereine  und  Anstalten  nach  einem  besonderen  Schema  ^)  aufzustellen 

1)  Das  Schema  nmfasst  folgende  Punkte :  Sitz  und  Namen  der  Stiftung ; 
Name  des  Stifters^  Datum  der  Stiftsorkunde,  des  Stiftnngstatuts  und  der  lan- 
desherrlichen Genehmigung;  Zweck  der  Stiftung;  ursprüngliches  Vermögen 
(Kapital  bezw.  Grundbesitz  nach  Grösse  und  Ertrag;)  jetziges  Vermögen  (Ka- 
pital bezw.  Grundbesitz);  Verwendung  der  Zinsen  resp.  Erträge  letzter  Verwal- 
tungsbericht;  Verwaltung  resp.  Vertretung  und  Aufsiehtsbehörde. 
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und  bis  zum  11.  November  d.  J.  einzoreicben  event.  negativ  m  be- 
richten. Bei  diesen  Nachweisen  handelt  es  ^ch  jedoch  nicht  bloss 
um  milde  Stiftungen ,  welche  in  Vermächtnissen  von  E[apitaIieo, 
Werthen  oder  Grundbesitz  bestehen,  deren  Zinsertrag  oder  Nntznies- 
sung  fortdauernd  zu  einem  wotilthätigen ,  bildenden  oder  religi^^sen 
Zwecke  bestimmt  sind,  sondern  auch  um  Familienstiftungen  QDd 
Stiftungen  zu  allerlei  anderweitigen  nützlichen  Zwecken,  und  sollen 
daher  auch  diese  in  die  Nachweisungen  mit  aufgenommen  werden. 
Wollen  die  Herren  Erzpriester  nun  die  Ausführung  dieser  im  pro- 
vinciellen  [?]  Interesse  untemomüienen  dankenswerthen  statistischen 
Arbeit  erschweren ,  indem  sie  die  gewünschte  Auskunft  über  kirch- 
liche Stiftungen  zu  Schul-  und  Armenzwecken  verweigern,  so  bewei- 
sen sie  lediglich  dass  die  Neigung  zur  Opposition,  in  der  sie  noch 
durch  das  »Schles.  Eircbenbl.«  bestärkt  werden,  den  Herren  Kleri- 
kern das  Verständniss  des  Werthes  solcher  Nachweisungen  erschwert« 
Die  Herren  Kleriker  besitzen  zum  Wenigsten  ein  eben  so  gros- 
ses »Verständniss  des  Wertbes  solcher  Nach  Weisungen,«  wie  die  staat- 
lichen Organe,  aber  sie  wittern  hinter  dieser  »dankenswerthen  sta- 
tistischen Arbeit«  jedenfalls  etwas  mehr. oder  etwas  Anderes  als  ein 
bloss  »provincielles  Interesse ;«  mancher  derselben  mag  gar  an  >Sä- 
ctdarisation*  dieser  kircMichen  Stiftungen  denken  —  darum  wohl 
diese  »Neigung  zur  Opposition,«  wie  sich  die  »Schles.  Ztg.«  aosza- 
drücken  beliebt. 

9.  Der  »Preuss.  Reichs-  und  Staatsanzeiger«  meldete  unterm 
28.  Oetober: 

»Nach  einem  Circularerlass  des  Ministers  der  geistlichen  etc. 
Angelegenhjeiten  vom  16.  Oetober  1876  steht  eine  Entscheidung  darüber, 
ob  der  von  dem  Patron  oder  einem  anderen  Berechtigten  auf  Grund 
des  §.  39.  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1875  ernannten  Kirehai-Vor- 
Steher  die  in  den  §§.  27.  bis  29.  vorgeschriebene  Wählbarkeit  besitxt 
oder  nicht,  dem  Kirchen-Vorstande  überhaupt  nicht  ZU|  da  diesem  die 
Prüfung  der  Legitimation  eines  ernannten  Kirchen- Vorstehers  in  dem 
Gesetze  oder  in  der  zu  demselben  gehörigen  Wahlordnung  nicht  über- 
tragen ist.  Vielmehr  würde  in  einem  solchen  Falle  die  etwa  erfor- 
derliche Anordnung  von  Amtswegen  zu  treffen  sein.  Wenn  daher 
ein  von  dem  Patron  der  Kirche  zum  Kirchen- Vorsteher  Eniannter  die 
in  dem  Gesetze  vorgeschriebenen  Eigenschaften  besitzt,  so  ist  die  im 
§.  31.  vorgesehene  Einführung  auch. des  ernannten  Kirchen- Vorstehers 
und  dessen  Verpfliclitung,  welche  in  Gemässheit  des  Ministerialef^ 
lasset  vom  29.  Juni  v.  J.  dem  Vorsitzenden  des  ELirchen-Vorstandes 
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obliegt,  unweigerlich  zu  vollziehen  und  der  Weigerung  des  Vorsitzen- 
den, nöthigenfalls  im  Wege  administrativen  Zwanges  durch  die  ge- 
setzlich zulässigen  Executivmittel ,  nachdrücklich  entgegenzutreten, 
vorbehaltlich  weiteren  Einschreitens  gegen  denselben  auf  Qrund  des 
§.  37.  Nr.  2.  des  Gesetzes.  Bei  der  Prüfung  der  Wählbarkeit  eines 
ernannten  Kirchen- Vorstehers  oder  bei  dem  eventuell  im  Executiv- 
wege  herbeizuführenden  Eintritt  desselben  in  den  Eirchenvorstand 
die  bischöfliche  Behörde  unter  Concurren^  der  staatlichen  Aufsichts- 
behörde zu  betheiligen,  erscheint  weder  erforderlich,  noch  auch  zu- 
lässig, da  die  bischöfliche  Behörde  nach  §.  47.  des  Gesetzes  vom 
20.  Juni  V.  J.  nur  die  ihr  gesetzlich  zustehenden  Aufisichtsrechte 
wahrzunehmen  hat,  solche  aber. der  bischöflichen  Behörde  in  Bezug 
auf  die  Prüfung  der  Legitimation  des  ernannten  Kirchen- Vorstehers 
und  seinen  Eintritt  in  den  Kirchen- Vorstand  weder  in  dem  Allge- 
gemeinen  Landrechte,  noch  auch  in  jenem  Gesetze  oder  in  der  Wahl- 
ordnung, welche  überhaupt  nur  auf  die  gewählten  Kirchen- Vorsteher 
sich  bezieht,  übertragen  sind.  Dagegen  hat  der  nach  §.  60.  Absatz 
1.  d0s  Gesetzes  mit  der  Ausfahrung  desselben  beauftragte  Minister 
der  geistlichen  Angelegenheiten  ebenso  sehr  das  Becht,  wie  die 
Pflicht,  für  die  ordnungsmäasige  Zusammensetzung  des  Kirchen-Vor- 
standes durch  Zulassung  auch  des  ernannten  Kirchen- Vorstehers 
Sorge  zu  tragen  und  durch  seine  Organe  einen  in  dieser  Beziehung 
seitens  der  Betheiligten  etwa  geltend  gemachten  Widerstand  erfor- 
derlichen Falls  im  Zwangs wege  zu  beseitigen. c 

Nach  demselben  Reichsanzeiger  hat  der  Minister  der  geistlichen 
Unterrichts-  und  Medicinalangelegenheiten  im  Einverständnisse  mit 
dem  Minister  des  Innern  geneh^nigt,  dass  in  den^Fällen,  wo  in  Folge 
der  Erledigung  katholischer  geistlicher  Aemter  eine  BescMagnahnie 
des  Kirchenbuchs  und  des  Kirchensiegels  stattgefunden  hat  oder  noch 
stattfinden  wird,  sowohl  Kirchenbuch  wie  Kirchensiegel  an  den  be- 
treffenden Kreis-Za/7dra^  abgegeben  werden,  welcher  als  Commis- 
sarius  der  Begierung  Beides  zu  asserviren  und  auf  den  Antrag  der 
Interessenten  die  Kirchenzeugnisse  aus  dem  Kirchenbuche  zu  erthei- 
len  hat.  Anträge  auf  Ausstellungen  von  Attesten  aus  Kirchen- 
büchern vacanter  katholischer  Parochien  sind  daher  fortan  an  das 
Landrathsanit  des  Kreises,  in  welchem  die  Pfarrkirche  belegen  ist, 
zu  richten. 

iO.  Die  >Köln.  Volsztg.<  1876,  Nr.  296.  I.  Bl.  berichtete  un- 
ter dem  26.  October: 

Den  hiesigen  katholischen  Kirchen-Vorständen  ist  dieser  Tage 
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folgender  an  das  königliche  Regierungs-Präsidium  zu  Br^lau  ge- 
richtete Erlass  des  Herrn  Cultusministers  Falk  vom  18.  September 
1876  durch  dais  Ober-Burgermeistereiamt  im  Auftrage  des  Etegie- 
rungs-Präsidenten  zur  Eenntdissnahme  und  Nachachtung  mitgethdlt 
worden. 

1^  Berlin,  den  18.  September  1876. 

»Nach  der  Stellung  des  §.  34.  in  dem  Abschnitt  III.  des  Ge- 
setzes vom  20.  Juni  v.  J.  kann  es,  wie  ich  dem  königlichen  Begierungs- 
Präsidium  auf  ^en  gefälligen  Bericht  vom  1.  d.  M.  erwiedere,  Jiicht 
zweifelhaft  sein,  dass  auch  in  dem  Falle  der  Wahl  eines  Ersatzmannes 
durch  die  Gemeindevertretung  das  Wahlverfahren  sich  gemäss  §.  30. 
nach  der  einen  Theil  des  Gesetzes  bildenden  Wahlordnung  bestimmt 

»Selbstverständlich  hat  aber  in  diesem  Falle  nicht  der  Kirchen- 
Vorstand  (Artikel  1.)  die  Wahl  anzuordnen,  indem  dieselbe  viel- 
mehr in  einer  'Sitzung  der  Gemeidevertretung  zu  erfolgen  hat,  za 
welcher  die  Einladung  (Artikel  3.)  nach  Vorschrifb  des  §.  24.  zu  er- 
lassen ist. 

»Dagegen  liegt  kein  Grund  vor,  in  einem  solchen  Falle  von 
der  Aufstellung  der  Wahlliste  etc.  (Artikel  1.  und  2.)  abzusehen, 
da,  wenn  auch  der  Kreis  der  Wahlberechtigten  feststeht,  die  Liste 
doch  zugleich  für  die  Beurtheilung  der  Wählbarkeit  nach  §.  27. 
von  Bedeutung  ist. 

»Der  Wahlvorstand  (Artikel  4.)  wird  aus  dem  Vorsitzenden  der 
Gemeindevertretung  und-  aus  vier  Beisitzern  gebildet,  welche  derselbe 
aus  der  Mitte  der  Versammlung  zu  berufen  hat. 

»Im  Uebrigen  regelt  sich  das  Verfahren  nach  Artikel  5.  bis 
13.,  woraus  auch  folgt,  dass  die  Wahl  eines  Ersatzmannes  dureh 
Acclamation  gesetzlich  nicht  zulässig  ist. 

»Dem  königlichen  Begierungs-Präsidium  überlasse  ich  es,  hier- 
nach den^  vorliegenden  Specialfall  zu  ordnen,  und  demgemäss  aocb 
in  künftigen  Fällen  der  Art  zu  verfahren. 

(gez.)  Falk. 

»An  das  königliche  Regierungs- Präsidium  zu  Breslau. 

Die  Kirchenvorstände  werden  vor  allem  zu  prüfen  haben,  als 
was  dieser  Ministerial-Erlass  aufzufassen  ist;  ob  er  eine  von  der 
gesetzlich  dazu  berufenen  Behörde  ausgegangene,  sie  bindende  allge- 
meine Verfügung,  oder  eine  von  der  competenten  Behörde  getroffene 
Entscheidung  eines  Specialfalles,  oder  endlich  eine  blosse  Meinungs* 
äusserung  des  Herrn  Cultusministers  darstellt.  Schon  seiner  F<vm 
nach  erscheint  der  Erlass  nicht  als  eine  allgemeine  Verf&gung,  and 
der  Eingang,  sowie  der  Schluss  desselben  lassen  unzweideutig  eA&t- 
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nen,  dass  es  sich  lediglich  um  eine  Antwort  auf  einen  bezüglich  eines 
Specialfalles  erstatteten  Bericht  handelt.  Der  Cultnsminister  er- 
scheint aber  auch  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  zum  Erlasse 
einer  derartigen  allgemeinen  Verfügung  in  keiner  Weise  befugt. 
Der  §.  60.  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1875  bestimmt  zwar:  »der 
Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  ist  mit  der  Ausführung 
dieses  Gesetzes  beauftragt;«  allein  es  ist  ohne  weiteres  klar,  dass 
der  fragliche  Erlass  nicht  in  den  Rahmen  der  dem  Cnltusminister 
durch  diese  Bestimmung  gegebenen  Befugnisse  passt.  Der  S.  60. 
legt  ihm  lediglich  die  Pflicht  auf,  diejenigen  administrativen  Anord- 
nungen zu  treffen,  welche  erforderlich  sind,  um  das  Gesetz  in  Wirk- 
samkeit treten  zu  lassen,  um  es  auszuführen.  An  dem  Gesetze  selbst 
und  der  einen  iutegrii*enden  Theil  desselben  bildenden  Wahlordnung 
kann  das  Cultusministerium  auch  nicht  das  mindeste  ändern,  und 
eben  so  wenig  steht  ihm  zu,  etwa  über  dän  Sinn  des  Gesetzes  auf 
tauchende  Zweifel  im  Wege  allgemein  verbindlicher  Verfügungen  zu 
beseitigen.  Das  Recht  der  authentischen  Interpretation  steht  nur 
dem  Gesetzgeber  zu. 

Der  in.  Rede  stehende  Ministerial-Erlass  kann  also  weder  sei- 
ner Form  noch  seinem  Inhalte  nach  als  eine  allgemein  verbindliche 
Verfügung  aufgefasst  werden,  und  es  ist  daher  weiter  zu  prüfen,  ob 
er  eine  von  der  competenten  Behörde  getroffene  Entscheidung  eines 
Specialfulles  enthält. 

Die  Fälle ,  in  welchen  dem  Cultnsminister  eine  Entscheidung 
über  Angelegenheiten  der  Vermögens- Verwaltung  in  den  katholischen 
Kirchengemeinden  zusteht,  sind  folgende : 

Gemäss  der  Verordnung  vom  27.  September  1875  ist  dem  Cul- 
tusminister  die  Ausübung  des  im  §.  50.  Nr.  1.,  2.,  4.  und  5.  des 
Gesetzes  vom  20.  Juni  1875  angegebenen  staatlichen  Auf  sich  tsrech- 
tes übertragen.  Demgemäss  bedürfen  die  Beschlüsse  des  Kirchen- 
Vorstandes  und  der  Gemeindevertretung  der  Genehmigung  des  Cul- 
tusministers  1.  bei  dem  Erwerb,  der  Veräusserung  oder  der  ding- 
lichen Belastung  von  Grnndeigeuthum,  sofern  der  Werth  des  zu  er- 
werbenden oder  zu  veräussernden  Gegenstandes  oder  der  dinglichen 
Belastung  von  10,000  Mark  übersteigt ;  2.  beLder  Veräusserung  von 
Gegenständen,  welche  einen  geschichtlichen,  wissenschaftlichen  oder 
Kunstwerth  haben ;  3.  Bei  dem  Bau  neuer  für  den  Gottesdienst  be- 
stimmter Gebäude;   4.  bei  der  Anlegung  von  Begräbnissplätzen. 

üebrigens  liegt  offenbar  keiner  dieser  Fälle  vor.  Nach  Ar- 
tikel 2.  derselben  Verordnung  steht  dem  Cultnsminister  und  dem 
Minister  des  Innern  die  Entscheidung  über  die  von  dem  Kirchen- 
Vorstande  gegen  die  Verfügung  des  Oberpräsidenten  betreffs  Aus- 
schreibung, Veranstaltung  und  Abhaltang  von  Sammlungen  etc.  für 
kirchliche,  wohlthätige  oder  Schulzwecke  ausserhalb  der  Kirchen- 
gebäude etwa  erhobene  Berufung  zu.  Auch  dieser  Fall  liegt  nicht  vor. 
Gemäss  §.  43.  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1875  steht  dem  Cultus- 
mlnister  die  Entscheidung  zu  über  Meinungsverschiedenheiten  zwischen 
der  bischöflichen  Behörde  und  dem  Oberpräsidenten  bezüglich  der 
von  ihnen  nach  dem  Gesetze  in  gegenseitigem  Einvernehmen  zu  tref- 
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fenden  Anordnungen  und  Entscheidungen.  Als  Anordnungen,  welche 
Aron  der  bischöflichen  Behörde  und  dem  Oberpräsidenten  in  gegen- 
seitigem Einvernehmen  getroffen  werden  können,  sind  im  Gesetze 
aufgeführt:  in  §.35.  der  Portfall  der  Gemeindevertretung;  in  §.38. 
die  Auflösung  des  Kirchenvorstaudes  und  der  Gemeindevertretung 
wegen  Pflichtvernachlässigung,  und  §.  42.  Anweisungen  über  die 
Geschäftsführung  des  Kirchenvorstandes  und  der  Gemeindevertretung. 
Keiner  dieser  Fälle  liegt  vor,  und  da  das  Gesetz  andere  Bestim- 
mungen ,  durch  welche  dem  Cultusminister  ein  Entscheidungsrecht 
übertragen  wird,  nicht  onthältr  so  ist  der  hier  fragliche  Ministerial- 
Erlass  nicht  als  eine  von  der  competenten  Behörde  ausgegangene 
Entscheidung  eines  Specialfalles  anzuerkennen.  Er  kann  daher  nnr 
als  eine  Meinungsäusserung  des  Herrn  Cultusministers  aufgefasst  wer- 
den, nach  welcher  die  Kirchenvorstände  sich  nur  insoweit  zu  richten 
haben,  als  sie  begründet  erscheint. 

Dass  die  dem  Gesetze  vom  20.  Juni  1875  beiliegende  Wahl- 
ordnung einen  integrirenden  Theil  des  Gesetzes  bildet,  kann  nicht 
bezweifelt  werden,  und  da  weder  im  Gesetze  noch  in  der  Wahlord- 
nung etwas  Gegentheiliges  bestimmt  ist,  so  erscheint  die  Wahlord- 
nung auch  lür  das  Verfahren  bei  der  Wahl  der  Ersatzmänner  durch 
die  Gemeindevertretung  als  massgebend,  obgleich  die  Wahlonlnung 
offenbar  nur  die  ordentlicheii,  durch  die  wahlberechtigten  Mitglieder 
der  Gemeinde  vorzunehmenden  Wahlen  im  Auge  hat  Aus  letzterm 
Umstände  folgt  nur,  dass  bei  den  Ersatzwahlen  durch  die  Gemeinde- 
vortretung  diejenigen  Bestimmungen  der  Wahlordnungen  ausser  Be- 
tracht zu  lassen  sind,  deren  Anwendung  der  Natur  der  Sache  und 
der  ratio  legis  widersprechen  würde.  Als  eine  solche  Bestimmung 
kann  aber  der  Artikel  1.  der  Wahlordnung  wonach  der  Kirchen  vor- 
stand die  Wahl  anzuordnen  hat,  nicht  betrachtet  werden. 

Dieser  Punkt  ist  jedoch  von  untergeordnetem  Interesse ;  wich- 
tiger ist  die  Frage,  ob  bei,  den  durch  die  Gemeindevertretung  vor- 
zunehmenden Ersatzwahlen  die  Aufstellung  und  Offenlegung  der 
Wählerliste  erforderlich  ist.  In  volkreichen  Städten  ist  die  Aufstel- 
lung solcher  Wahllisten  mit  sehr  grossen  Schwierigkeiten  und  er- 
heblichen Kosten  verbunden,  weil  unter  den  wahlberechtigten  Ge- 
meinde-Mitgliedern tn  Folge  Ab-  und  Zugangs,  ein  forti^render 
Wechsel  stattfindet,  üeberdies  wird  in  grösseren  Städten  die  Not- 
wendigkeit von  Ersatzwahlen  ziemlich  oft  wiederkehren.  So  wurden 
z.  B.  in  einer  hiesigen  Pfarrgemeinde  binnen  weniger  als  einem  Jahre 
drei  Ersatzwahlen  zu  verschiedenen  Zeiten  nothwendig.  Die  jedes- 
malige Aufstellung  und  Offenlegung  einer  Wählerliste  würde  einen 
verhältnissmässig  grossen  Theil  der  Eevenuen  der  Kirche  absorbirt, 
und  überdies  die  Vollziehung  der  Wahlen  bedeutend  und  für  die  Ge- 
schäftsführung störend  ge;Eögert  haben. 

Nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ist  aber  die  Aufstellung 
der  Wahlliste  bei  den  Ersatzwahlen  nicht  als  erforderlich  zu  erachten. 
Der  in  dem  Ministerial-Erlass  für  die  Nothwendigkeit  der  Aufstel- 
lung der  Wahlliste  angeführte  Grund,  die  Liste  sei  für  die  Beurtbei- 
lung  der  Wählbarkeit  nach  §.  27.  von  Bedeutung,  ist  durchaos  bin- 
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fällig.  Der  citirte  §.  27.  bestimmt :  »Wäblbarsind  die  wahlberechtigten 
Mitglieder  der  Qemeinde,  welcjie  das  dreissigste  Lebensjahr  vollendet 
haben,  sofern  sie  nicht  nach  §.  26.  von  der  Ausübung  des  Wahl- 
rechtes ausgeschlossen  sind.« 

um  wählbar  zu  sein,  muss  man  also  1.  wahlberechtigt,  2.  dreis- 
sig  Jahre  alt  und  3.  durch  einen  der  in  §.  26.  angeführten  Gründe 
von  der  Ausübung  des  Wahlrechtes  nicht  ausgeschlossen  sein.  Nun 
knüpft  aber  der  §.  25.,  welcher  die  Bedingungen  der  Wahlberechtigung 
aufzählt,  das  Wahlrecht  keineswegs  an  die  Aufnahme  in  die  Wahl- 
liste, und  ebensowenig  enthält  der  §.  26.  die  Bestimmung,  dass  der- 
jenige von  der  Ausübung  des  Wahlrechtes  ausgeschlossen  sei,  dessen 
Namen  nicht  in  der  Wahlliste  stehe.  Daraus  folgt  mit  Nothwer\- 
digkcit  dass  zur  Wählbarkeit  die  Aufnahme  in  die  Wahlliste  nicht 
erforderlich  ist.  Freilich  kann  derjenige  Wahlberechtigte,  dessen 
Namen  nicht  in  die  Wahlliste  eingetragen  ist ,  nach  der  Natur  der 
Sache  —  ausdrücklich  ist  es  nirgendwo-  bestimmt  —  an  der  einzel- 
nen Wahl,  tür  welche  die  Wahlliste  aufgestellt  ist,  nicht  activ  theil- 
nehmen,  weil  es  ihm  an  der  dazu  erforderlichen  Legitimation  tehlt, 
als  welche  allein  die  Aufnahme  in  die  Liste  zu  betrachten  ist.  Allein 
seine  V^ahlberechtigung  im  Allgemeinen  tangirt  dies  nicht,  und  er 
kann  ohne  Zweifel  bei  der  Wahl  gewählt  werden.  Wenn  der  Ge- 
setzgeber dies  nicht  gewollt  hätte,  so  durfte  im  §.  27.  nicht  gesagt 
werden :  »Wählbar  sind  etc.  etc.,  sofern  sie  nicht  nach  §.  26.  von 
der  Ausübung  des  Wahlrechtes  ausgeschlossen  sind,«  sondern :  »so- 
fern sie  nicht  von  der  Ausübung  des  Wahlrechtes  ausgeschlossen  sind.« 

Für  die  Beurtheilung  der  Wählbarkeit  ist  demnach  die  Wahl- 
liste ohne  alle  Bedeutung;  sie  hat  lediglich  und  allein  bei  den  all- 
gemeinen, durch  sämmüiche  wahlberechtigte  Gemeindemitglieder  vor- 
zunehmenden Wahlen  als  Legitimation  der  Wähler  zu  dienen.  Bei 
den  von  der  Gemeindevertretung  vorzunehmenden  Ersatzwahlen  be- 
darf es  selbstverständlich  einer  solcher  Legitimation  der  Wähler 
nicht,  da  eben  nur  die  Mitglieder  der  Gemeindevertretung  zu  wäh- 
len haben. 

11.  Die  »Germania«  vom  81.  October  1876,  Nr.  250  berichtete: 
Der  §.*35.  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1875  über  die  Verwal- 
tung des  katholischen  EirchenvermOgens  legt  den  Aufsichtsbehörden 
die  Befugniss  bei,  von  der  Bildung  einer  Gemeindevertretung  Abstand 
zu  nehmen,  sofern  in  einer  hierzu  anzuberaumenden  Versammlung  der 
wahlberechtigten  Gemeindemitglieder  die  Mehrheit  derselben  nicht  wi- 
derspricht, ^ie  Art  der  Zusammenberufung  und  das  Erforderniss  der 
Mehrheit  war  von  den  Aufsichtsbehörden  verschieden  interpretirt. 
Während  die  Einen  die  Zusammenberufung  durch  Ankündigung  von 
der  Kanzel  und  die  Mehrheit  der  erschienenen  Wahlberechtigten  für 
genügend  erklärte,  verlaugte  die  andere ,  dass  der  Wahltermin  durch 
Ausli^ng  bekannt  gemacht  werde  und  dass  die  Mehrheit  der  Wahl- 
berechtigten im  Wahltermin  wirklich  erscheine  und  dem  Fortfalle 
der  Gemeindevertretung  nicht  widerspreche.  Der  Herr  Cultusmini- 
ster  hat  nun  gegenwärtig  dem  Streite  ein  Ende  gemacht,  und  ent- 
schieden, dass  es  genüge,  wenn  der  Wahltermin  von  der  Kanzel  be- 
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kannt  gemacht  würde,  obgleich  auch  eine  ZasammenberqfQng  durch 
Aasbang  nicht  ausgescblossen  sei,  und  wenn  die  Mehrzahl  der  er- 
schienenen Wahlberechtigten  dem  Fortfalle  der  GemeindeTertretung 
nicht  widerspreche. 

12.  Der  Erfurter  Regierungspräsident  forderte  auf  Grund  des 
§.  11.  des  Eirchenvermögeusgesetzes  von  den  Kirchen-Vorständen 
der  katholischen  Gemeinde  im  dortigen  Begierungsbezirk  die  Ein- 
sendung des  Inventars  zur  Einsicht.  Zu  den  Becbnungen  verlangte 
er  auch  die  von  dem  preussischen  Begierungs-Commissär  zu  Pader- 
born erlassenen  Verfügungen  statt  dieselben  vom  Herrn  Himlj  selbst 
y^u  requiriren  oder  sich  auf  dessen  »Verordnungsblattt  zu  abonniren. 

13.  Aus  Nassau  22.  August  1876  schrieb  noan  der  »Deutseben 
ßeicbsztg.« :  Im  vollen  Gegensatz  zu  dem  Erlass  der  Egl.  Regierung 
in  Trier  hat  unser  Herr  Regierungspräsident  in  Ausführung  des 
Gesetzes  über  die  katholische  Vermögens- Verwaltung  verordnet ,  dass 
bis  zum  1.  October  d.  J.  ausser  den  Budgets  für  1876  auch  die 
Rechnungen  der  kirchlichen  Fonds  vom  Jahre  1875  einzureichen  sind 
bei  den  Egl.  Verwaltungsämtem,  die  sie  nach  bestimmten  Gesichts- 
punkten prüfen,  dann  dieselben  dem  betreffenden  Landrathsamte,  uod 
dieses  der  Regierung  zur  Einsichtnalime  unterbreiten.  Zur  Orienti- 
ruug  werden  sogar  die  abgeschlossenen  Rechnungen  für  1874  in  Ab- 
schrift verlangt,  inde^  die  Egl.  Regierung  in  Trier  nur  die  Bud- 
gets für  1876  und  die  Rechnungen  vom  1.  October  1875  an  verlangt, 
wenn  um  diese  Zeit  der  neugewählte  Eirchen-Vorstand  schon  in  Func- 
tion getreten  war  und  eine  besondere  Rechnungsablage  vom  1.  Octob^ 
1875  an  fertig  gestellt  hat.  Diese  Anordnung  unseres  Herrn  Regie- 
rungspräsidenten ladet  den  Eirchengemeinden  neue  Ausgaben  auf,  in- 
dem auch  die  Regierung  eine  Abschrift  zu  den  Acten  zurückbehalten 
will,  indess  nach  bisherigem  Usus  die  bischöfliche  Rechnungsrevision 
das  Original  in  der  dortigen  Repositur  zurückbehielt,  die  Abschrift 
der  Local-Eirchenrepositur  zuging,  und  die  dritte  neu  zu  fertigende 
Abschrift  der  Regierungsrepositur  jetzt  verbleiben  muss.  Welches  die 
Gesichtspunkte  sind,  nach  welchen  der  Verwaltungsbeamte,  der  das  be- 
treffende Gesetz  gar  nicht  kennt,  die  Rechnungen  vorprüfen  soll,  ist 
nicht  gesagt.  Jedenfalls  sind  es  nicht  reine  Zahlenrechnungspunkte. 
Nach  Eingang  unserer  früheren  so  vortoeffiichen  Rechnungskammer 
müssen  die  Gemeinderechnungen,  zu  deren  Erledigung  zahlreiche, 
besonders  gut  honorirte  Revisoren  engagirt  worden  sind,  schon  lange 
auf  Erledigung  warten,  c 

14.  In  Eöln  erliess  der  »Commissar  der  erzbischöflichen  Ver- 
mögensverwaltung dier  katholischen  Pfarreien,«  Herr  Begierungs- 
rath  Schuppe  (vgl.  Eöln.  Volksztg.  Nr.  253.  1.  BL),  ähnlich  wie 
Gedicke  zu  Münster  und  Himly  zu  Paderborn  (vgl.  Archiv  Bd.  3& 
S.  268  ff.)  unter  dem  8.  September  1876  an  mehrere  Eirchen-Vor- 
stände  eine  Verfügung,  welche  auf  der  Anschauung  beruht,  die  en- 
bischöflichen  Aufsichtsrechte  über  die  Verwaltung  des  Vermögens  der 
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katholischeu  Pfarrkirchen  seien  anf  ihn  übergegangen.  In  einem 
Bescheide  des  CuUusminisiers  Falk  vom  29.  Januar  1876  j  auf 
die  Eingaben  verschiedener  Kirchen-Vorstände  der  Diöcese  Pader- 
born, welche  gegen  das  Auftreten  des  dortigen  Staatscommissärs 
Himly  Beschwerde  geführt,  findet  jenes  Vorgeben  die  folgende  Mo- 
tivirung : 

»Bereits  in  den  Motiven  zum  §.  44.  und  §.  45.  des  Entwurfes 
eines  Gesetzes  über  die  Vermögens- Verwaltung  in  den  katholischen 
Eircbengemeinden  war  ausdrücklich  darauf  hingewiesen, 

»dass  wo  das  Gesetz  über  die  Verwaltung  erledigter  katholischer 
Bisthümer  vom  20.  Mai  1874  (G.-S.  S.  135.)  zur  Anwendung  komme, 
die  auf  die  Vermögens-Verwaltung  in  den  Gemeinden  bezüglichen 
Verwaltungs-Befugnisse  des  Bisch'ofes  von  dem  dort  nälier  bezeich- 
neten Staats-Commissar  wahrzunehmen  seien.« 

»Nach  der  Auffassung  der  Motive  der  Regierungsvorlage  würde 
es  daher  der  Bestimmung  im  §.  58.,  Absatz  8.  des  Gesetzes  vom 
20.  Juni  V.  J.  (G.-S.  S.  241.)  überhaupt  nicht  bedurft  haben,  um 
es  für  gerechtfertigt  zu  halten,  dass  bei  der  Ausübung  der  in  dem 
Gesetze  der  bischöflichen  Behörde  eingeräumten  Befugnisse  an  die 
Stelle  dieser  Behörde  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  22.  Mai  1874 
ernannte  üommissar  zu  treten  habe. 

»Dass  dies  aber  die  Absicht  auch  des  Gesetzes  ist,  hat  bei  den 
Landtags- Verhandlungen  über  dasselbe  unzweideutigen  Ausdruck  ge- 
funden. Ausweislich  der  stenographischen  Berichte  über  die  Ver- 
bandlungen des  Hauses  der  Abgeordneten,  Seite  1520,  hat  der  Be- 
gierungs-Commissar  bei  der  Berathung  des  §.  58.  zur  Beseitigung 
jedes  Zweifels  darüber,  ob  unter  dem  Ausdruck  »Sta^t^sbehörde«  im 
Absatz  3.  der  Commissar  für  die  bischöfliche  Vermögens- Verwaltung 
mitverstanden  werden  könne,  die  Erklärung  abgegeben: 

»dass  auch  der  Verwaltungs-Commissar  nach  den'  ihm  im  §.  9. 
des  Gesetzes  vom  20.  Mai  4874  beigelegten  Befugnissen  unter  dem 
Ausdruck  »Staatsbehördec  zu  verstehen  sei.« 

»Diese  Erklärung  hat  unmittelbar  darauf  durch  die  Bemerkung 
des  Berichterstatters,« 

»dass  in  der  Hauptsache  keine  Differenz  vorhanden  sei,« 

»dessen  Zustimmung  erfahren,  ohne  dass  von  irgend  einer 
Seite  Widerspruch  dagegen  erhoben  worden  wäre.  Wenn  der  Be- 
richterstatter bei  dieser  Gelegenheit  zugleich  anheimgestellt  hat, 
ob  vielleicht  eine  etwas  präcisere  Fassung  des  einen  oder  des  andern 
Wortes  in  §.  58.  fur'nöthig  zu  erachten  sein  möchte,  so  hat  dieser 
Vorbehalt  dadurcli  seine  Erledigung  gefunden ,  dass  durch  Annahme 
eines  Amendements  im  Absatz  1.  des  §.  58.  hinter  dem  Worte  »be- 
setzt« der  Zusatz  »oder  verwaltet«  eingeschaltet  worden  ist,  wie 
dies  auch  der  von  dem  Regierungs- Commissar  gegebenen  Interpre- 
tation dieser  Bestimmung  entsprach.  (Stenogr.  Ben  a.  a.  0.  S.  1520, 
1633,  1635.)  Dagegen  ist  im  Uebrigen  eine  Aenderung  in  der  Wort- 
fassung des  §.  58.  nicht  für  erforderlich  erachtet.  Wenn  daher  im 
Absatz  3.  des  §.  58.  bestimmt  ist: 

»dass  die  den  bischöflichen  Behörden  zustehende  Befugnisse  in 
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den  dort  bezeichneten  Fällen,  d.  h.  so  lange  das  betreffende  Amt 
nicht  in  gesetzfnässiger  Weise  besetzt  oder  verwaltet  ist,  anf  die 
betreffende  Staatsbehörde  übergehen  sollen,« 

»so  kann  es  nach  diesen  Vorgängen  nicht  zweifelhaft  sein,  dass 
zu  den  hier  gemeinten  Staatsbehörden  auch  der  Commissarins  fnr 
die  bischöfliche  Vermögens- Verwaltung,  welche  im  §.  9.  des  Gesetzies 
vom  20.  Mai  1874  die  dem  Bischof  zustehende  obere  Verwaltung 
und  Aufsicht  über  das  kirchliche  Vermögen  in  dem  bischöflichen 
Sprengel,  einschliesslich  desPfarr-,  Vicarie-,  Kaplanei-  undStiftuDgs- 
Vermögens,  sowie  über  das  zu  kirchlichen  Zwecken  bestimmte  Ver- 
mögen aller  Art  ausdrücklich  übertragen  ist.« 

»Hiedurch  widerlegt  sich  zugleich  die  Annahme,  als  ob  die 
vorstehenden  Bestimmungen  im  §.  9.  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1874 
durch  das  Gesetz  vom  20.  Juni  v.  J.  in  Wegfall  gekommen  seien. 
Die  Vorschriften  beider  Gesetze  bestehen  vielmehr  neben  einander, 
und  es  ist  daher  auch  die  Meinung  unbegründet,  dass  die  in  Bede 
stehende  bischöflichen  Befugnisse  nicht  von  dem  Commissar  für  die 
bischöfliche  Vermögens- Verwaltung,  sondern  von  der  im  §.  55.  des 
Gesetzes  vom  20.  Juni  v.  J.  gedachten  und  durch  die  Verordnung  vom 
27.  September  v.  J.  (G.-S.  S.  571.)  im  Einzelnen  näher  bezeichne- 
ten staatlichen  Aufsichts-Behörde  auszuüben  seien.  Dass  letzteres 
nicht  der  Fall  ist,  hat  ebenfalls  bereits  bei  den  Landtags-Verhand- 
lungen durch  die  ohne  Widerspruch  gebliebene  Erklärung  des  Be- 
gierungs-Commissars  seinen  klaren  Ausdruck  erfahren.  (Stenogr. 
Ber.  a.  a.  0.  S.  1520.)  Die  in  dem  Gesetze  und  der  allegirten  Ver- 
ordnung für  jedei»  einzelnen  Fall  bestimmte  Staatsbehörde  und  der 
CJommissar  für  die  bischöfliche  Vermögens- Verwaltung  werden  viel- 
mehr jeder  für  sich,  oder,  soweit  das  Gesetz  es  vorschreibt,  im  Ein- 
vernehmen mit  einander  die  ihnen  zugewiesenen  Befugnisse  wahrzu- 
nehmen haben,  ohne  dass  bei  sachgemässer  Behandlung  der  Geschäfte 
die  Besorgniss  begründet  wäre,  es  möchte  die  Ausführung  des  Ge- 
setzes erschwert  werden,  wenn  bei  derselben  zwei  staatliche  Oi^ne 
mitzuwirken  haben.« 

Die  Unrichtigkeit  dieser  Falk,  Gedicke,  Himly'schen  und  nun- 
mehr auch  Schuppe'schen  Anschauung  ist  in  der  oben  S.  551  in  der 
Note  erwähnten  Schrift  von  Dr.  L.  Heinrich  (vgl.  den  Auszug  in 
der  Köln.  Volksztg.  Nr.  259,  I.  Bl.)  gründlich  widerlegt  worden. 
Wir  brauchen  nur  zu  constatiren ,  dass  der  fierr  Minister  auf  eine 
Erklärung  d#r  doch  allein  entscheidenden  Ausdrücke  des  Gesetzes 
vom  20.  Juni  1875  (§.  58.  Absatz  1.  und  3.),  welche  der  ministeriel- 
len Auffassung  durchaus  entgegenstehen  gar  nicht  eingeht  und  sieh 
einzig  stützt  auf  eine  Stelle  der  Motive  des  Begierungs-OHumissais 
und  eine  was  ihre  Tragweite  betrifit  wenig  bestimmte  Bemerkung 
des  Berichterstatters  über  den  Entwurf  des  Gesetzes.  Auch  der 
Köln.  Begierungs-Präsident  von  Bernuth  erkannte  an  (vgl  JrdWr 
Bd.  36.  S.  267.),  .dass  durch  §.  58.  des  cit.  Gesetzes  vom  20.  Joni 
1875  die  Bestimmungen  des  §.  9.  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1874, 
soweit  es  sich  um  die  Vermögens-Verwaltung  in  den  Kirchengemein- 
den handelt,  aufgehoben  sind  und  dass  nach  der  staaüichen  Ateetxnng 
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eines  Bischofs  die  Befagnisse,  welche  die  bischöfliche  Behörde  nach 
dem  Gesetze  vom  20.  Juni  1875  im  Einvernehmen  mit  dem  Begie- 
rungs-Präsidenten  zu  üben  bat,  ruhen,  resp.  von  dem  Regierungs- 
präsidenten allein  die  betreffenden  Rechte  auszuüben  und  desshalb 
die  bezüglichen  Anträge  der  Kirchen  vorstände,  ausschliesslich  an 
diesen  zu  richten  sind. 

15.  Aus  Westfalen  21.  August  1876  wurde  der  Köln.  Volksztg. 
berichtet : 

>§.  1.  des  Gesetzes  vom  22.  April  1875,  wonach  »sämmtliche 
für  die  Bisthümer,  die  zu  denselben  gehörigen  Institute  und  die 
Geistlichen  bestimmten  Leistungen  aus  Staatsmitteln  eingestellt«  wer- 
den, wurde  bisher  von  der  Regierung  dahin  ausgelegt,  dass  auch  die 
vom  Staate  an  die  Kirche  zu  leistenden  Beiträge  zur  Abhaltung  von 
gestifteten  Messen  u.  s.  w.  einzubehalten  seien.  Derartige  Fundatio- 
uen  bestehen  an  der  Pfarrkirche  zu  F.  in  grosser  Zahl,  da  der  Staat 
durch  die  Säcularisation  des  dortigen  Stiftes  die  Verpflichtung  zur 
Auszahlung  der  Geldbeträge  für  die  vom  Stifte  fundirten  sogenannten 
Memorien,  Sacraments-  und  Roratemessen  übernommen  hatte.  Durch 
Einbehaltung  jen«r  Gelder  wurde  der  Zweck  jener  Stiftungen  un- 
möglich gemacht;  es  wurden  ferner  nicht  allein  die  Geistlichen,  son- 
dern auch  die  Pfarrkirche,  sowie  die  niederen  Kirchenbeamten  in 
ihrem  Einkommen. geschädigt.  Die  Letzteren  richteten  daher,  ge- 
stützt auf  den  Wortlaut  des  Gesetzes,  welcher  nur  von  »Bisthümern,« 
den  »zu  denselben  gehörigen  Instituten«  und  »Geistlichen«  redet, 
durch  den  Kirchen- Vorstand  die  Forderung  an  die  Regierung,  dass 
ihnen  die  auf  sie  entfallenden  Beträge  ausgezahlt  werden  sollten. 
Es  wurde  daraufhin  die  Regierungshauptcasse  zu  Münster  angewie- 
sen, nicht  allein  jene  den  niederen  Kircheftdienem  gebührenden  Zah- 
lungen zu  leisten,  sondern  fortan  die  ganze  Summe,  die  zur  Abhal- 
tung der  fundirten  Aemter  u.  s.  w.  jährlich  bestimmt  ist,  wieder 
weiter  sn/^  sohlen  und  die  bisher  einbehaltenen  Gelder  zu  überweisen. 
Damit  ist  also  die  Regierung  von  der  bisherigen  eingangs  erwähnten 
Gesetzesanwendung  abgegangen  und  hat  so  anerkannt,  dass  die  zur 
Abhaltung  von  gestifteten  Messen  und  Aemtern  jährlich  zu  zahlen- 
deft  Staatsleistungen  nicht  von  den  Bestimmungen  des  Sperrgesetzes 
vom  22.  April  1875  betroffen  werden.« 

16.  Von  Merheim  im  Landkreis  Köln  26.  October  wurde  aber 
der  Bonner  »Deutschen  Reichsztg.«  Folgendes  berichtet: 

»Der  hiesige  Kirchenvorstand  hat  beantragt,  es  möge  gestattet 
werden,  dass  die  Stiftungsmessen  von  einem  gesetzmässig  angestellten 
Geistlichen  in  der  hiesigen  Pfarrkirche  gelesen  werden  dürften,  da 
den  Verwandten  der  Stifter  viele  Zeit  verloren  gehen  würde,  um  nach 
einem  anderen  Orte  zu  gehen,  wenn  die  Stiftungsmessen  anderswo 
gehalten  würden,  und  der  Küster  seines  Antheils  an  den  Erträgen 
der  Stiftung  in  diesem  Falle  beraubt  werden  würde.  (Ich  bemerke, 
dass  die  Pfarre  durch  den  Tod  des  Pfarrers  seit  1 V4  Jahr  verwaist 
ist  und  auch  keinen  Kaplan  oder  Vicar  hat.)   Von  Seiten  der  könig- 
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liehen  Regierung  ist  geantwortet  worden,  dass  sie  sich  ntdU  ftr  er- 
mächtigt  halte,  die  nachgesuchte  Genehmigung  zu  ertheilen  und  es 
Sache  der  betreffenden  Geistlichen  sei,  sich  so  zu  verhalten,  dass  sie 
dem  Straßrichter  keinen  Anlass  geben,  gegen  sie  einzuschreiten,  dass 
es  aber  von  Seiten  der  Verwaltung  als  zulässig  erachtet  toerde,  tceim 
von  einem  gesetzlich  angestellten  Nachbarpfarrer  einzelne  Ämtshand- 
lungen  vorgenommen  unirden ,  so  lange  diese  Handlungen  sieh  nm 
nicht  als  eine  StellveHretung  oder  Hilfeleistung  in  einem  geisäichen 
Amte  characterisirten. 

17.  Der  Köln,  Volksztg.  Nr.  202.  I.  Bl.  vom  24.  JuK  1876 
entnehmen  wir:^ 

Nach  Absatz  2.  des  §.  1.  des  Gesetzes  über  das  Eostenwesen 
in  Auseinandersetzungssachen  vom  24.  Juni  1875  haben  die  bethei- 
ligten KircJien,  Pfarren,  Küstereien  und  Schulen  die  auf  sie  fallen- 
den Kostenbeiträge  nur  in  so  weit  zu  entrichten,  als  diese  ans  dem 
verfügungsfreien  Vermögen  und  Einkommen  des  betheiligten  Insti- 
tuts nach  Abzng  der  zur  ordnungsmässigen  Unterhaltung  des  letz- 
teren erforderlichen  Ausgaben  entnommen  werden  Können  und  inso- 
fern dieses  Vermögen  oder  Einkommen  nicht  dem  amtlichen  Niess- 
brauch  der  kirchlichen  oder  Schulbeamten  unterworfen  ist.  Hiemach 
sind  die  vorgenannten  Institute  in  dem  angegebenen  Umfange  von 
der  Kostenpflicht  gesetzlich  befreit.  Polgeweise  ist,  nach  einem  Cir- 
cülarErlass  des  Ministers  fßr  die  landwirthschaftlichen  Angelegen- 
heiten, wenn  seitens  der  in  Bede  stehenden  Institute  auf  Grund  des 
allegirten  Gesetzes  Kosten  bezahlt  worden  sind,  zur  Bückzahlnng  der 
letzteren  in  Folgs  eines  nachträglich  beigebrachten  ArmuÜizeugmsses 
die  Genehmigung  des  Ministers  nicht  mehr  erforderlich. 
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XXXIX. 
Literatur. 

i.  Dogmatische  Theelogie  von  Dr.  J.  B.  Heinrich  II.  Bd.  2.  Abth. 
Maine,  Franz  Kirchheim  1876.  (S.  305—560.) 

üeber  die  trüheren  Theile  dieses  hervorragenden  Werkes  vgl. 
in  Archiv  Bd.  35.  S.  384  f.  Die  vorliegende  2.  Abth.  des  2.  Bandes 
fährt  fort  in  der  Behandlung  durchweg  zugleich  kirchenrechtlicher 
Materien,  handelt  nämlich  ausführlich  und  gründlich  von  dem  un- 
fehlbaren Lehramte  des  Papstes  und  den  Beweisen  dafür  aus  der 
heiligen  Schrift  und  der  Tradition,  unter  Widerlegung  der  dagegen 
vorgebrachten  Scheingruude  und  geht  dann  ebenso  eingehend  auf  die 
Lehren  der  allgemeinen  Coucilien,  die  Verfassung  und  die  Glaubens- 
decrete  derselben  ein.  Die  Abtheilung  bricht  mitten  in  der  Lehre 
von  den  Particularconcilien  und  der  römischen  Congregationen  ab. 
Der  Schluss  des  2.  Bandes  soll  in  Kurzem  erscheinen. 

2.  Neun  Capitel  über  freie  Kirche  und  Gewissensfreiheit,  Von  Dr. 
Friedrich  Maassen,  o.  ö.  Professor  des  röm.  und  can.  Rechts 
an  der  Wiener  Universität  etc.  Grata  1876,  Leuschner  und  Lu- 
befisky,  IV.  und  471  S.  8. 

Professor  Maassen  hat  in  der  Vorrede  dieser  seiner  »Bekennt- 
nissschrift« dieselbe  bereits  selbst  recensirt,  indem  er  sich  von  einem 
Freunde  sagen  liess,  er  werde  es  Keinem  recht  machen.  Die  bedeu- 
tenderen Blätter  katholischer  Richtung  haben  alsbald  un>fassende  Aus* 
Züge  aus  der  schön  geschriebenen  und  sehr  schön  ausgestatteten 
Schrift  mitgetheilt  und  ihre  üebereinstimmung  mit  den  meisten  Ca- 
piteln  zugleich  kundgegeben,  allerdings  auch  die  Nichtübereinstim- 
mung mit  dem  Inhalte  einiger  Capitel.  Die  Nichtübereinstimmung 
wurde  katholischerseits  namentlich  hervorgehoben  bezüglich  der  Ab- 
schnitte über  Gewissensfreiheit  und  über  Kirche  und  Staat  im  Mit- 
telalter, bei  welchem  letzteren  Maassen  immer  an  das  Schreckbild 
der  »Zwangskirche«  denkt,  sowie  in  Betreff  der  Bedenken  Maassens 
gegen  das  unfehlbare  Lehramt  des  Papstes.  Dagegen  durchweg  er- 
klärten die  Tagesblätter  katholischer  Bichtung  ihre  Anerkennung 
dem  Inhalte  der  Capitel  über  die  Freiheit  der  Khrche ,  über  den 
heidnischen  Staatsabsolutismus,  grösstentheils  zu  dem  über  die  so- 
genannte Keformation  (S.  234  ff.),  über  die  Fürstenallmacht  und  die 
katholische  Kirche  (eine  Characteristik  der  Bestrebungen  Kaiser  Jo- 
seph's  II.)  über  die  Aufhebung  des  österreichischen  Concordates  und  zu 
dem  streng  verdammenden  ürtheil  über  den  sogenannten  Culturkampf. 
Kätter  anderer  Richtung  haben  den  ihnen  grösstentheils  sehr  un- 
bequemen Inhalt  der  interessanten  Schrift,  aus  welcher  ersichtlich 
die  volle  üeberzeugung  des  Verfassers  spricht,  ignorirt. 
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Sorgfältig  ignorirt  werden  anch  die  dem  »Cultnrkampfec  ab- 
holden Schriften  in  den  oberflächlichen  and  ungenauen,  kurzen  Ein- 
leitungen zu  der  dürftigen  Sammlung  von 

3.  Zorn  (a.  o.  Professor  £u  Bern.)  Die  wichtigsten  Tdrchensiofüs- 
rechtlichen  Gesetze  Deutschlands^  Oesterreichs ,  der  Schweiß  und 
Italiens.   Mrdlingen,  C.  H.  Beck  1876.  V  und  190  S.  8. 

4.  Vier  Jahre  CuUurJcampf.  Von  Dr.  Ferdinand  Schröder,  ürcmk- 
fürt  a.  M.  Zimmer  1876. 

Es  mehren  sich  unter  den  Protestanten  bedeutende  Stimmen, 
welche  sich  gegen  den  »Culturkampfc  aussprechen.  Im  Frühjahre 
vorigen  Jahres  erfolgte  eine  scharfe  Verurtheilung  desselben  in  dem 
Werke  des  Professors  Geffcken  in  Strassburg  im  Elsass :  »Staat  nod 
Kirche,  in  ihrem  Verhältnisse  geschichtlich  entwickelte  (Berlin  1875). 
Das  in  der  Ueberschrift-  genannte  Schriftchen  von  Schröder  bUdet 
das  5.  Heft  in  einem  Broschüren-Cyclus  protestantischer  Gelehr- 
ter über  brennende  Zeit-  und  religiöse  Fragen,  welche  unter  der 
Direction  des  badischen  Oberkirchenraths  Dr.  MiMhäusser  und  Pro- 
fessor Dr.  Geffcken  erscheinen.  Die  Schrift  Schröders  liegt  uns 
selbst  noch  nicht  vor,  aber  die  »Köln.  Volksztg.«  brachte  bereits 
in  Nr.  258,  I.  Bl.  vom  18.  September  1876  eine  längere  Inhalts- 
angabe und  die  »Germaniac  1876,  Nr.  254,  reproducirte  eine 
kurze  Inhaltsangabe  aus  der  »A.  Ev.-Luth.  K.-Z.«  mit  dem  Be- 
merken, dass  dem  Verfasser  in  vielen  Dingen  eine  richtige  Auffassung 
des  Katholicismus  abgehe,  dass  aber  dessen  ürtheil  über  den  »CuJtnr- 
kampfc  eben  desshalb,  weil  es  von  einem  Uegner  der  katholischen 
Kirche  ausgehe,  um  so  grössere  Beweiskraft  habe.  Der  »Cultur- 
kampfc  werde,  heisst  es  in  der  genannten  Broschüre,  auf  eine  solche 
Weise  geführt,  dass  die  »positiv  gesinnten  evangelischen  Kreisec  trotz 
ihrer  »Antipathie  gegen  den  ültramontanismus«  mit  den  »Cultor- 
kämpfernc  nicht  gemeinsame  Sache  machen  könnten.  Von  den  so 
oft  genannten  angeblichen  Gründen  für  Entstehung  des  ^OuÜm- 
kämpfest  ist  nach  dem  Verfasser  kein  einziger  im  Stande  ihn  zu  er- 
hlärenj  weder  die  vaticanischen  Concilien,  noch  die  Bildung  der 
Centrumsfraction ;  auch  würde  man  dem  Fürsten  Bismarck  unrecht 
thun,  wenn  man  annehmen  wollte,  die  »Herstellung  der  <}efolge- 
schaft  der  Liberaleuf  sei  für  ihn  Grund  gewesen,  den  »Gulturkampf« 
in  Scene  zu  setzen.  Eine  unmittettar  nöthipende  Ursache  zu  dem  so 
offenen  Beginn  der  Feindseligkeit  sei  bis  jetzt  nicht  zu  entdecken 
gewesen.  Man  hätte  zum  offenen  Bruch,  wie  es  scheinen  wolle,  ei- 
nen günstigeren  Anlass  abwarten  können ,  ohne  der  Ehre  etwas  zo 
vergeben.  Fällig  unvorbereitet  auf  die  möglichen  Eventualitäten  habe 
sich  das  Ministerium  Falk  in  den  Kampf  gestürzt,  indem  es  ddi 
von  den  Gelehrten,  die  sich  ihm  zu  seinen  Zwecken  darboten  oder 
die  er  sich  ausgesucht  habe,  alles  Dasjenige  habe  zusammenstellen 
lassen,  was  irgendwo  einmal  verordnet  worden,  um  die  Kirche  in 
der  Freiheit  und  Selbständigkeit  ihrer  Action  zu  beschränkHi  und 
zu  lähmen.  Solche  Zusammenstellungen  schienen  die  Büstkansmer 
Falk's  zu  sein;  die  Motive  zu  den  Maigesetzen  brächten  Einiges 
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der  Art  ziemlich  unvermittelt  bei.  In  den  grössten  inneren  Wider- 
sprüchen habe  sich  darum  der  Minister  bewegt  vom  Schulaufsichts- 
gesetz  an  bis  zur  Simultanschule.  Das  System,  auf  welchem  die  Ge- 
setze seit  1878  beruhten,  sei  das  dem  Christenthum  ganz  fremde 
der  Siaatsomnipotenjs,  Zu  welchen  Consequenzen  dieser  Grundsatz 
der  Staatsomnipotenz  fahre ,  sei  aus  der  Aeusserung  ersichtlich ,  zu 
welcher  sich  ein  Vertreter  der  Staatsregierung  habe  hinreissen  lassen : 
dass  Gründe  der  Moralität  hUiier  dem  j^rückstehen  müssien^  was 
die  heutigen  Verhältnisse  als  eweckmässig  und  nothtcendig  hejseich^ 
neten.  Die  Wirkungen  des  »Gulturkampfesc  findet  der  Verfasser  als 
gleich  traurig  und  besorglich.  Gestärkt  seien  vor  Allem  die  kirchenfeind- 
Üchen  Mächte,  gestärkt  sei  die  katholische  Kirche,  indem  sich  Priester, 
Bischöfe  und  Gemeinden  enger  zusammengeschlossen  hätten.  Schwächer 
dagegen  geworden  sei  die  evangelische  Kirche,  abhängig  sei  die- 
selbe dermalen  von  der  Gt^neralsynode,  in  welcher  die  grossstädtischen 
Intelligenzen  vorwögen ,  von  denen  ein  heilsamer  Einfluss  nicht  zu 
erwarten  sei ;  zudem  müsse  die  Generalsynode  darauf  sehen ,  was 
dem  Staate  beliebe;  der  Oberkirch enrath  sei  ganz  beeinflusst  von 
der  Begierung;  das  Staatsoberhaupt,  welches  zugleich  Kirchenober- 
haupt, sei  getrennt  von  der  Kirche  durch  das  Zwischenglied,  den 
Staatsminister ;  dieser  sei  dem  Landtage  verantwortlich  und  letzte- 
rer sei  von  dem  religiösen  Bekenntnisse  unabhängig.  Endlich  fragt 
der  Verfasser,  ob  denn  der  Staat  stärker  geworden  sei  in  Folge  des 
»Culturkampfesc  ?  Er  verneint  es ;  ein  Staat  könne  nicht  stark  ge- 
nannt sein,  der  mit  einem  Drittel  seiner  Unterthanen  im  Krieg  lebe. 
(Man  verbinde  damit  auch  die  vortreffliche  Rede  des  Chef-Redacteurs 
der  »Germaniac  und  Reichstagsabgeordneten  Majunke  auf  der  im 
September  1876  zu  München  abgehaltenen  katholischen  Generalver- 
sammlung, welche  in  der  Beilage  zu  Nr.  240  der  »Germania«  ab- 
gedruckt ist). 

Ein  nicht  uninteressantes  in  seinem  Inhalte  ziemlich  mannigfal- 
tiges und  darum  weniger  übersichtliches  kirchen-politisches  Schrift- 
chen erschien  von  einem  sehr  ehrenwerthen  Altbayern  u.  d.  T.: 

5.  itDas  Qanze-Sammeln,^    Signalruf  an  die  bayerischen  Patrioten 
von  einem  Reservisten,  Würzburg  bei  Leo  Wörl  1876.  48  8.  8. 

Die  Schrift  fordert  ein  rückhaltloses  Eintreten  for  das  hödiste 
Out  des  Volkes,  für  das  Christenthum,  und  kritisirt  scharf  an  der 
Hand  von  Thatsachen  das  Verhalten  der  sogenannten  patriotischen 
bayerischen  Kammermajorität,  gibt  eine  Aufzählung  des  Eingriffe  des 
Ministers  Lutz  und  seiner  Vorgänger  in  das  kirchliche  Gebiet.  Voll- 
ständig stimmen  wir  dem  Verfasser  bei,  wenn  er  die  Nichtigerklä- 
rung des  bayerischen  Concordats  durch  den  heiligen  Stuhl  fordert 
wegen  »physischer  oder  moralischer  Unmöglichkeit  der  Erfüllung, 
welche  nach  Naturrecht  und  Moral  ein  anerkannter  Aufhebungsgrund 
jedes  Vertrages  sei.«  Das  Schriftchen  zeigt  im  Einzelnen,  wie  das 
bayerische  Concordat  von  der  bayerischen  Regierung  allmählig  fast 
ganz  beseitigt  ist,  und  wie  die  förmliche  Abolirung  des  Concordats 
daher  kaum  etwas  vorfände,  was  der  Kirche  noch  zu  rauben  wäre.  — 


476     Porach,  Bedeuung  d*  Beweises  durch  Indic.  Acta  et  Beer,  conc. 

6.  Die  Bedeutung  des  Beweises  durch  Indicien  in  dem  hrchUcken 

Gerichtsverfahren^  insbesondere  in  dem  Strafverfahren,  2!uglei(A 
ein  Beitrag  zur  Lehre  von  den  Vefmuthungen.  Inaugurai-DiS" 
sertation  von  Dr,  jur.  Felix  Prosch  Breslau^  Aderholz  1876^ 
IX  und  155.  S.  8 

Diese  grandliche  und  umfadsende  Doctor-Dissertatioa  gibt  im 
1.  Theile  eine  aosführliche  Entwikelung  des  Begriffes  der  Indicien, 
der  Präsumtionen  und  Fictionen.  In  dem  2.  specielleren  Theile  wird 
das  kirchliche  Verfahren  und  der  Indicien  beweis  im  Allgemeinen  nnd 
im  Besonderen  eingehend  geschildert  und  historisch  bis  zum  specu- 
lum  des  Durantis  eingehend  geschildert.  In  dem  Anhang  sind  noch 
die  Meinungen  einiger  bedeutenden  Canonisten  der  späteren  Zeit  über 
die  Beweiskraft  der  Indicien  wiedergegeben.  Die  Darstellung  dieser 
Erstlingsschrift  ist  im  Ganzen  gewandt  und  hat  sich  der  Verfa^^ 
auch  tüchtig  in  der  Literatur  umgesehen. 

7.  Acta  et  Decreta  sacrorum    conciliorum  re-centiorum.     Cotlectio 

Lacensis.  Auctoribus  Presbyteris  S.  J.  E.  Dofno  B.  Y.  M. 
sine  labe  conceptae  ad  lacum.  Tomus  secundus.  Acta  d  De- 
creia  s,  conciliorum^  quae  ab  episcopis  rituum  orientalium  ab 
a.  1682  usqtie  ad  a.  1789  indeque  ad  a.  1869,  sunt  celebrata. 
Accedunt  Decreta  Eomana  de  ritibus  orientalibus.  FViburgi 
BrisgoviaCj  sumlibus  Herder  1876 ,  VI  u.  684,  pp  Dimid.  in  4. 

Von  der  werthvollen  Sammlung  der  neueren  Concilien,  welche  die 
Jesuiten  im  Kloster  Maria-Laach  begannen  und  nun  im  Exil  in  Holhind 
fortsetzen,  liegen  jetzt  4  Bände  vor,  so  dass  jetzt  nur  noch  die  Bände 
5.  und  6.  fehlen.  Die  zuerst  erschienenen  Bände  1.  4.  3.  worden 
im  Archiv  bereits  des  Näheren  gewürdigt.  Der  vorliegende  kürzlich 
erschienene  Band  2.  ist  vom  Pater  Gerhard  Schneemann  bevorwor- 
tet,  welcher  hauptsächlich  die  Herausgabe  desselben  besorgte.  Den 
Hauptinhalt  dieses  Bandes  bilden  die  Akten  und  Decrete  der  ruthe- 
nischen  Provincialsynode  zu  Zamoäd  v.  J.  1720  und  der  armeniscbeo 
Synode  ^uf  dem  Berge  Libanon  v.  J.  1736.  Daran  reihen  sich  eine 
Menge  Erlasse  des  Papstes  und  der  Curialbehörden  über  das  Eir- 
chenrecht  der  unirten  Orientalen,  sowie  auch  noch  einige  kürzere  Con- 
cilien nämlich  ein  armenisches  in  Bzommar  v.  J.  1868,  eine  maroni- 
tische Synode  v.  J.  1818  und  ein  Patriarchalconcil  der  Gräco-Melchiten 
V.  J.  1812  und  ein  solches  v.  J.  1835.  In  diesen  Synoden,  nament- 
lich in  beiden  ersteren  sind  fast  alle  Fragen  des  Eirchenrechts  d» 
unirten  Orientalen  abgehandelt.  Zahlreiche  Literaturnachweise  dt- 
runter manche  weniger  bekannten  sind  zur  Erläuterung  beig^^b«i 
und  am  Schlüsse  ist  eine  sehr  objectiv  gehaltene  Erörterung  der  ver- 
wickelten Frage  über  den  üebertritt  der  Ruthenen  zum  lateinischen 
Ritus  beigefügt.  Manche  wunden  Punkte,  namentlich  in  Betreff  der 
schismatischcn  Tendenzen,  die  gegenwärtig  bei  mehreren  orienta- 
lisclien  Riten  die  Oberhand  zu  gewinnen  drohen,  sind  kaum  erkenn- 
bar nur  durch  vorsichtige  Hinweise  angedeutet.  Ausführliche  Quel- 
len-, Sach-  und  Personen-Register  erleichtern  den  Gebrauch  des  reich- 
haltigen mit  äusserster  Sorgfalt  gesammelten  und  geordneten  Werkes. 
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kenscheine;  6.  Frage  der  Staats- 
bürgerfolge der  gerichtlich  ge- 
schiedenen Ehefrau 413 

XXXVI.  Ein  Erlass  des  Erzbischofs 
von  Köln  vom  8.  September  1876 
und  ein  solcher  rheinischer  Bür- 

fermeisterämter  vom  September 
876  über  die  Ausübung  geist- 
licher Functionen  und  Aemter  432 
XXVII.  Weitere  Akten  über  die 
Schulfrage  in  Preussen  (1.  Aus 
der  Antwort  des  hl.  Vaters  an 
die  Pfarrer  der  Diöcese  Münster 
in  Betreff  der  kirchlichen  Sen- 
dung für  den  Religionsunterricht. 

2.  Erlasse  des  Fürstbischofs  von 
Breslau  v.  10.  Juni  1873  und  der 
k.  Regierung  zu  Oppcln  v.  18. 
August  1873  und  2.  November 
1874  über  denselben  Gegenstand ; 

3.  Desgleichen  Erlass  der  Regie- 
rung ^u  Breslau  v.  25.  October 
1876.  4.  Eingabe  der  Pfarrer  der 
Diöccsen  Münster  und  Paderborn 
V.  16.  October  1876  an  den 
Cultusminister,  betr.  den  ka- 
tholischen    Religionsunterricht. 

5.  Beschwerde  derselben  v.  18. 
October  1876  gegen  die  protes- 
tantischen Leseoücher  in  den 
Volksschulen.  6.  Instruction  der 
Düsseldorfer  Regierung  in  Be- 
treff des  Religionsunterrichtes  .  434 
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PreitB86nl875--1876.  (1.  Protest 
des  preussischen  Episcopates  ge- 

fen  das  Gesetz  t.  Y.Jani  1876; 
.  DeMfleichen  des  Gardinal-fin- 
bischo»  Ledoehowski  3.  Yer- 
Ordnung  v.  29.  September  1876 
über  die  Anfsiob tsrechte  des  Staa- 
tes bei  der  Vermögens- Verwal- 
tung in  den  katholischen  Diö- 
cesen;  4.  Protest  der  Kirchen- 
Vorst&nde  der  Decanate  Bonn 
und  Hersei  gegen  die  Beschlag- 
nahme der  Pfarrdotationsgüter 
und  Gutachten  Professor  Dr. 
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wanlen  für  die  katholischen  Kir- 
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des  Cultus-Ministers  v.  October 
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verwaltung die  bischöfl.  Auf- 
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ders  desjenigen  des  Cultus-Mini- 
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